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Vorträge* 



Die älteren englischen Chartergesellschaften. 

Dr. Alfred ZtamcmaaB, kaiBerliobem LegatioDfinit, BetUn. 
MaHiB lai 19. moter 1808. 

Vor wenigen Jalutü noch war Name und Woscji von Chartered 
Companies, (}. h. privilegierten mit Hoheiterechten ausgestatteten 
Kolon iaigosell Schäften, auf dem efoioiiilischen Fesfelande dem grussten 
Tmk dm gebildeten Publikums am der Ekinnerung entschwunden. 
Die Aufineitamkeit wefteaeer Kreose wurde zum ersten lEal wieder 
tech den FQtsten Bismarek auf diese Einrichtung gelenkt Das 
■■rtllobe Organ der deutschen EdomalTerwaltung hat kflrslioh eine 
Denkschrift aus dem April des Jahres 1884 verOfTentiicht, welche 
des Näheren ergab, in welcher Weise der damalige Reichskanzler 
i^üi"5st Liiftin.uck dazu gekoinii. i. ist, auf diese in Dentsclüaud seit 
langer Zoit vergessen*^ (resellsciuütsft^nn zin fickzut^reifen. Es handelte 
sich «iauials «m die Frage, in welclier ¥onn Iteutschlauil den Er- 
-^erlkungen des Kaufmanns Lüdents in Südwestafrika, sowie den 
privaten Unternehmnngen Hamburger und anderer Eaufleutc; in 
Wcsftiifrika und der SQdsee Schnts erteilen konnte, ohne sidi 
hIM in Kostsn und Gefahr za stOraen. Fflrst Bismarck zeigte 
Ml dnrchaiis abgeneigt, die betrsflbnden Gebiete nach fremdem 
Muster iür -das Reich, wie es vielfach gewflnscbt wurde, zu an* 
aekU st en oder auch nup unter direktes Protektorat des Reichs zu 
nekmen. Uni seinen Widerstand zu besiegen und eine Fonn zu 
fia4**"j in der den Wünschen der kolonialen Unternehmer wie den 

1 
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Interessen des Staats Genüge pessr^hah, erinnerte der damalige Leiter 
d^ überaeeuchen Angetegenheiten, Henr Knaeeiow, den Reichs- 
boiler an daa Ton OroflsbriteDiiiea w wenigen Jahren In Bocaeo 
gegebene BdspleL Dort batle die britiadie B^gieiiing einer AnaaU 
Unternehmer, welche von eingeborenen Sultanen ein anagedehntn 
Gebiet erworben hatten, 1881 eine Royal Charter gediehen. Dieses 
Privileg gewährte den damit Belehnten Vollmacht, das erworbene 
Gcbit't zii refsfieren, Züli»' zu erlielioii und die Justiz nach Massgabe 
tlor englischen Gebet zgehung: zn ühen. Nur in Beziehunfi^ auf die 
Regelimg der Verhaltnisse des Gebiets der Company zum Auslande 
war der britisohen Begiening das Aofsicbtsrecht vorbehalten worden. 
— Herr Knaeeiow schlug nun vor: fQr die von deutschen 
Dntamehmem erworbenen Gebiete den Brwerbem Ahnüohe Privi- 
legien an Yerkahen. 1fr führte ans, daas dann fOr das Beieh keine 
giteeren Ffliditen und Kosten ala bei Stationierang Ton Kriega* 
sohifBsn und Einiiofatong Ton Berafsfcoiiaahiten in den betreflimden 
Gegenden entstehen würden. Die Kosten der Verwaltung würden 
die mit einem Privileg belehaten Unternehmei dmch Zölle aufeu- 
bringen in der Ijage sein. 

Es ist bekannt, dass diese Ausführungen auf den Fnrf?ten 
Beichskanzler überzeugend wirkten, dass er erst der osti^rikanischen 
Gesellschaft, dann der Keu-Guinealcompagnie Schutzbriefe nach dem 
Mnater der North- Bomeo Charter verlieh und dasa er lange be- 
mtlht war, auch iSr Sfidweetafrikai Kaaseron und Togo kapital- 
kräftige Geselleohaften ins Leben an rofetif denen er die v<dl» 
Regierang der betreffenden Gefaleto ttbertragen wollte. 

Das Ton ihm gegebene Beispiel wirkte In fiberraaohender Weise 
auf andere Länder zurück. lu England selli.st, wo die Form der 
chartered Companies ziemlich in Misskredit gekommen war, ent- 
stand neues Interesse dafür. In kurzer Folge erhielten die Niger- 
Company, die J. British Soutii Africa Co. und die J. B. East 
Africa Co. ihre Charters imd auch in Frankreich entwickelte 
sich ein lebhaftes Bestreben, die Kolonisation wieder in die Hände 
▼on privilegierten, mit floheitsraohten ausgeatatteten Geaellsohaften 
WOL leigen. Allgemein erinnerte man sich plÖtsUeh der gewaltigen 
Erfolge, welohe in Tergangenen Jahrhunderten einaelne deiaitige 
Gesellsohaften fOr HoUand, England und Fiankresoli in den Kolonien 
zeitweilig erruugen hatten. Man dachte erat wieder daran, dass daa 
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englieche Ostindien ebenso wie das holUbid. Indien dnroh privilegierte 
KcmpagnSeo erobert und kolonisiert worden sind; und der Gedanke 
&nte vielfach Wnnel, dias ee elgentlioh genQge, nur aufs nene 
Geselbohnftea fon Kanfleuten mit CItariarB anaznalatteD, um wieder 
IhnUelie Iklolge wie vor SOO Jahren an enielen! 

Hüte man nicht allein die (Jeechichts efniger erfolgreioher 
Kompagnien, soiidom die Erfaliningon alloi' derartigen Unter- 
nehmungen Tor Augen gehabt, ku wären die Kiwartmijren des 
kolonialfreuiidliclien Publikums allenliugs Avohl sohf^ii in den öU-t 
Jahren wenig^er rosige gewesen. Die ThAtsacke, dass zu Ende dos 
vorigen Jahrhundeita soloben privilegierten Gesellscliaftea aller 
Wert abgeaproohen wurde, nnd daaa nnn fOr die Zeit von 1600 
Ina £nde dea 18. Jahrhunderts mehrere Dutaend aoloher Kom> 
pignien bei Teraohiedeoen Stuten eAhZt^ welche aosammengebrochen 
and, ohne ihren Zweol: «neioht au haben, hfttte, wenn aie in 
we i t e ren Eraiaen bdomnt gewesen wäre, jedenfaUa starkes Bedenken 
erregt. Aber, wie gesagt, die Erinnening an diese Erfahrungen 
v,m- auf dem oui-op-iischen Festlande im Publikum verluroii ge- 
gangen. Man luitte sugar gjiuz vei-gööi>eii, dass hier derartige Gesell- 
schaften Tjuerst aufgekotnmon sind tmd lange erfolgreich gewirkt 
haben, und dass di«- Tliit«! diese Einrichtung überhaupt erst von 
den leetUUidischen Vdlkem übernommen hatten! 

Bs soll hier nicht auf die den Kennern dea Handrieredhta 
galinfigen Untenuohungen Uber den Ursprung der Handelsgeaell* 
aehaften lAerlianpt und die Wurzeln dieaer Inatitute im rOmisohen 
Bechte eingegangen werden. Uns in to r oDoi eren im Augenblioke 
hier weniger die inneren ISnriohtongen und Beohtsformen von 
Kolonial-Gesellsciiafton als die Tbitsache, wann und wo zuerst der- 
artige private Unteniehnningen die Kolonisiening unrl Regierung 
üt^mder Gebiete übernommen und welche Erfolge sie dabei erzielt 
haben. 

Da ist ea denn die deutsche Hansa, welche das erste Beispiel 
^ner solchen groeaartigen kolonisierenden Handelsgesellsohaft bietet. 
Quo Kauileute haben nicht allein den Handel, Bondem audi die 
gessmten politisohen Yerhiltnisae der nordischen Staaten knge 
Jshie hüiduroli bis au einem gewissen Ilasse beherrscht und weite 
Miete davon kolonisiert Wo aie auf friedlichem Wege ihren 
IntaseseQ nicht gebührende Berücksichtigung verschaffen konnten, 

l* 
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griffen sie unbedenklicli snr Gewalt Den Beofatstitel zn ihrem 

Vorgehen entnahm die Hanm aUmdings nicht -wie die späteren 
Charter-Gesellschaften dem riivüeg eines Lamleshenii, sondem der 
eigenen Muclit der Stftdtf. welche zu diesem Hunde zusamiucti- 
getreten waren. — Spätrr al8 «lie Hansa entstanden Haudek- 
gesellschafien zu koloüialeu Zwecken in italieo. Schon Mitte des 
14. Jahrhunderts wissen wir Ton einer Kompagnie in Genua^ welche 
mit Qenefaifligang der dortigen Begienmg einige griechiache Inseln 
erohert hat nnd in eigene Verwaltung nahm. In Portugal ent* 
standen Ton Mitte dea 15. Jahrhunderta aa Geaeilsohaftan iOr Kokn 
niaadon Afrikas. In grtaerem Masastab machte aber erst Spanien 
▼on diesem Koloniaationsmittd GebranoK Die spanische Regierung 
war zu der Zeit, als Kolumbus ihr seine ersten Pläne unter- 
breitete, und auch n.ich der Entdeckung Amerikas nof;h von der 
richtigen Ansiclit durchdrungen, da>s es (Ufer die Kräfte de<? dünn- 
bevölkerten armen Staates gelie, aul eigene Gefahr und aus eigtjuen 
Mittalu die Ei-schliessuug und Kolouisaticm so giosser und ent- 
legener Gebiete zu übernehmen. Sie iasste daher, gm wie heut- 
aotige Bismarck, den Gedanken » die Kdonisiemng der Neuen 
Welt privaten tJntemehmera so fiberbagen, denen nnr eine be- 
sohiinkte Unterstüttung vom Staat zuteil werden sollte. Schon 
der mit Eolombus 1492 abgeschlossene Vertrag war ^ erster 
Versuch auf diesem Wege. Es wurde dem Entdecker darin die 
Regiurunt,'-, Gerichtsbarkeit, sow das lituht der Steuererhebung in 
den anf/.iiiindeuden Gebieten zugesichert und ilor Kimii»' nur ein 
Anteil Uli den Einnahmen vorbehalten. Da tler mittellose Mann 
niemals allein d;is nötige Kapital zu einer solchen Unternehmung 
aulgebracht hätte, mnss schon damals der Regiening der Oedanke 
▼oigeechwebt haben, dass Kolumbus im Kalle des Gelingens seines 
Vorhabens für Verwertung seiner Privilegien eine GeseUsehaft 
gründen wUrde! — Gans dasselbe Verfahren wurde späterhin beoh* 
sehtet Ffir jedes neu au entdeckende und aussubeutende Gebiet 
wurden Privilegien in der Art des dem Kohimbiis erteilten aus- 
gestellt. Die Erwci'ber wai'en meist V^eroinigungen von Unter- 
nehmern, Gelang es ein/ Inen Mäinurn. eine solche KMiiz< ssion 
zu erhalten, so flbertrugen sie diet*eibe an tiiif (rrs. lNrliaft. In 
dieser Weise haben auch Ausländer, wie z. H. die deutschen 
Weiser Privilegien für amerikanische Gebiete (Venezuela) erworben 
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und an ihrer Kokniflation gearbeitet Erfolge sind aolöhen ünter- 
DehmaiigeD atterdings nur in einigen nUlen, irie in Mexiko und 
Peni, sateil geworden. Meist worden die Bedingungen der Eon- 
xesBion nicht erfOllt, da die Mittel ausgingen; und die Begiening 

war genötigt, ihr Privileg wieder zurückzuaehuieii und selbst vor- 
zugehen. 

i;Ici':hen Beweggründe wie in aiuiurn Ländern dürften 
in England zu ähnlichen Massnahmen wie in Genua, Portugal und 
Spanien geführt haben. Schon 1496 erhielt der Seefahrer John 
Ca bot vom JUnig Heinrich VH. eine Charter, d. ein jPri?ilegi 
worin ihm die Regierung und Yerwaltong der von ihm im Weeten 
des atlantiflohen Meeres an entdeckenden Linder gegen gewisse 
Abgaben zugesagt wurde. Cabots Rechte gingen sp&ter an eine 
Vereinigung von Kanflenten nnd Seefahrern über, welche 1502 ein 
neues Privileg in der Art doü frülieicu erhielt. Diese GesellBcluift 
war eb*»nso weni^ erfolgi-eich wie eine andere, welche auf Grund- 
lage eiuei <'liarier (h i Küaigin Mary lö53 den Vereuch von An- 
koüpfungen mit Indien unternahm. 

1578 wurde dem Parlamentsmitglied Sir Hinnphroy Gilbert 
auf seine iBitte von der K(hiigin Eüaabeth eine Charter für das 
nOfdÜche Amerika und das von dort aas, wie man damals hoflte, 
zu erreichende OstMaien Yerliehen. Zar Verwertung des Priyflegs 
sind wiederiiolt Oesellschaften suaammengetreten; sie haben aber 
kernen andern Brfblg gehabt als die Gründung chier Niederlassung 
in Neufimdland. Gilberts Rechte gingen nacli seinem Tode 1584 
mit Gciiehmigüiig der Königin erweitert auf H'inen SüefUuder 
Sir Walter Ralei^h über, welcher im nächsten Jahre die 
ernte Ansiedelung in Virginien schuf und gegen Ende des .lahr- 
hunderts verschiedene Ansiedelungsversuche am Orinokko onteiv 
nahm. — Baleigh und seine Genossen haben ebenso wie rlie vor- 
her erwähnten engHsohen Unternehmer den grSesten Teil der 
bedeateoden Kosten ihrer yieifscfaen Entdeckungsfahrten und Kolo- 
nialTersoche aus eigenen Mitteln bestritten. Königin und Hof haben 
nur gelegentlich bescheidene Zuschüsse gewShrt Trotss der wenig 
ermutigenden Erfahi-ungen mit diesen privil^erten Unternehmungen 
hat die en.£:li>eh0 Resriening vom Ende des 16. .lahrhniHlorts an 
iniiuer neue Ciiai-tere verliehen und sehr lange Zeit hindurfh ü!»er- 
öeeiscbe Pohtik nur auf dem Wege soteher Chartered Uompauies 



getrieben. Der Grund wtr wie bei Spanieo, dass Eagiand damals 
ireder Geld nooh Macht genug beaaaa, um ^ea S<aalawagea lolo-. 
nialbedto an erweibeiL Die engliaohe Begieniag hltte anasefdam 
bei «igenem Yoigeheo altodei Sahirierigkeiteii imd Verwioklmigeii 
mit Spaniea ond Portugal, wekdie die ame oiou ioptoohe Wisit 
bekamitermmiocm imter aioh geteflt hatten, so befOiohtea gehabt 
Das Vorgehen der privaten Gesellschaften konnte dagegen jeder Zeit 
nach Bedarf verleugnet oder entschuldigt werden. Dazu waren 
Gefiel ls( Ua£teii auch an vi(>lr andoro Rücksichten, die ein Staat im 
Auge lielialten musste, nicht gebunden und konnten billig) r und 
enei^scher als dieser vorgehen. Bei der Verleihung ausgedehnter 
PHvilegien an freiwillige Veieinigmigeii von UntecDehmem üeieii 
weder Politik noch Fiaaniea dea Steata sn jenen Zeiten graeae 
Qefidir, ond dabei lieaa eioii die Hofhong liegen, daaa doioh aie 
dem engüflolien Handel nnd Gewerbe nach nnd nach neoe groaae 
Gebiete in der Feme eisefaloflaen weiden wOrden! 

So worden denn in rascher Folge eine Ansabl Ton Cbartero 
für mehr oder weniger ausgedehnte überseeische Gebiete von der 
en^lisi lit n Regienmg aubgestellt. Die nit isNn betrafen das nf»rd- 
lichü Aniorika, nur wenip-e Afrika und Asien. Das älteste der 
auf letzteres bezüglichen Privilegien ist die Charter vom 31. De- 
zember 1600, welche einer Anasahl Londoner Kaufleute für 15 
Jahre das aosBehliesaliche Recht aui Handel ond Kolonisation in 
den Ländern (SeÜicli vom Kap der guten Hoffiinng Terlieh. IMeee 
Charter ist die Grundlage der ostindisohen Kompagnie geworden« 
Wenige Jahre spBtar erhielten andere Kanflento auf Betrüben 
Sir Edward Uicbelbomes, und 1636 dne neue QeeeUsobaft, an 
deren Spitze ein gewisser Courten stand, trotz der in Geltung 
bcÜüUlii-heii ri nter der E. J. Co. vom König gleichfalls Fndliriefe 
für Indien. Diese Liiteriiehmungen vermochten indessen gegen die 
ältere f weiche ihr Monopol rücksichtslos, auch gegen den König 
verteidigte, nicht aufzukommen und Tersohmohien sich bald mit 
ilir. Biesen Ausgang nahm auch eine neue ostindische privi* 
legierte Company, welche das Pariament cur Beseitigung der alten 
im Jahre 1694 ins Leben riet 

Fttr Afrika wurden Seitens der englischen Boe^arang die 
ersten Ofaarters schon im 16. Jahrhundert erteilt 1685 wurde 
eine Gesellschaft für Mai'okko, 1588 eine andeie für das Senegal* 
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gebiet, 1618 eine für die Guineaküste privilegiert. Weitere Charter- 
kompagmen fOr alhkamache GelMete winden 1631, 1642 und 1672 
ins hebm gerafian, 

VqUub die gKMe Zahl von Charters wurde jedooli toq 
Ik^faBd llfar die Koleniaatimi Amerikas wriieben. 1606 wurden 
swei OoGoBoehaften fOr die Kolonisation der amefikanieoben Hflate 
swieohen dem 34 und 45* nOrdlioher Breite privilegiert, d. h. 
für dae Land zwischen Halifax im Norden und Kap Fear (heutiges 
SOd-Karolina) im Süden. 1G20 wurde einer die IMyinouth Com- 
pany genannten Vereini^^img eine Charter für das Land zwischen 
dem 40 und 48^ nördlicher Bi-eite gegeben. 1621 setzten andere 
Unternehmer ein Privileg für das nördlich hiunron gelegene Nova 
Seotia durch. Die Kolonisation und Verwaltung von Massachusetts 
betraf eine Caiarter von 1629, die von Maine eine weitere von 
1639. FOr Maryland wurde 1692 dem Loid Baltimore, einem ein- 
flnasreiclMn HafaHmne^ eine Cbarter erteilt SpMare deiartige Frei- 
farieie, welche etnxelnen reloheo Klnnern oder OeseUeohaften fttr 
aaierikanische Gebiete von der englischen Rp^ening zuteil ge- 
worden sind, waien die rharters für Kaioliü.i vi.n 16ü3, für 
New- Jersey und New-\ork von 1GG1, für die Hudsonsbay 
1670, für Virginien von 1673, für Fennsylvaniea von 1680, 
iOr (ieorgia von 1732. 

Die erste Westindien betreffende Charter vergab die englische 
fiagierong im Jabre 1627; im selben Jabie erbielten andere Unter- 
nebmer eine soldie für Guyana, im nUidlioben Sfld-Amerika. ESn 
Fkmleg von 1670 betraf die Babamainseln, eines von 1660 
Surinam. Auf ganz Sfidamerika und die Uader am Stillen 
Oiean besog sich die Charter, welche 1711 die berflohtigte 8üd- 
See- Oese 11 Schaft ausgestellt bekam. 

Von allen den zahlreiehen privilegierten KoloniaUmteniehmuugen 
in England, unter denen hier niu- der wichtigsten gedacht worr!*»n 
ist, imben nur ganz wenige einen Erfolg erzielt^). Die meisten 
sind trotz aller ihnen verliehenen, weitgehenden Rechte schon nach 
koiaer 2ett an Qnmde gegangen oder haben beseitigt werden müssen, 
da sie die Intaressen des Staats Teiletaten. Die Kolonisationsarbeit 



') VergL Zimmermanu : KolonialpoUtik Groubbritanniens. Berlin 
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ist in dm meiatoi Oebieten moht ditrob sie, aondem durch Lente^ 
die -weder itiitlidia aoeh private Beolile baettien, matgeUktt 

worden. 

Werfen wir zunÄehst einen Bück auf ilie Eifalinmcen der 
Unternehmungen, weichen liuigöi*ü Dauer und Erfolg" iiidit l>*> 
schieden gewesen sind. Die von den Cabots, JSir Humphrey 
Oilbei-t und Sir Walter iUleig^ gegründeten Oe^ellschaften sind 
aber Entdeokungueiaen naidi vonchiedenen Teilen AimriiaB Obar- 
hanpt Qioht himuisgekoiiiiiieii. Dia ihre Hoflkning, den Weg nach 
Indien oder nach aonitigeii goldreieheo, sofort an enchlieaBeoden 
Gebieten in finden, sich nicht erfQllte, reichten -ihre Mittel 
nicht ans, and sie mnsstoi bald andern Üntemehmem das Feld 
räumen. Audi den beiden, 1606 für Nordamerika privilegierten 
Ktmipiigniüu lä<iidtö kein 'Hilck. Die eine, die so^;onannte 
Plyraouth Company, gelaiigk^ nherha)ipt nidit dazu, iliroreeits 
eine lebensfäiiige Niederlassung in dem ihr durcii ihre Charter 
zugeteilten grossen Gebiete zu gründen. Die sweite Qesellschafti 
die iiondoner, war zwar nach Überwindung grosser Scbwierig- 
kaüen im Stande, in Viiginien den Grundstein der naohmals 
hier aufblQhanden Kolonie au legen, doch ihre Gesehifte gingen 
so schleoht, dass schon sechs Jahrs nach ihrsr übitstehnng die 
ICittsI erschöpft waren nnd die Company au Grande gegangen 
wäre, wenn ihr nicht der König das Recht erteilt hätte, Lotterien 
zur Frillim^ ihrer Kassen zu veiun.stalten. Dire ganze Gebchäfte- 
fOhnujg liy*SÄ so viel zu \vrm-( in ri übrig, dass endlich 1624 ihr 
Privileg? dnrclL dafi obersto Gericht ak verwirkt erklärt und ein- 
gebogen wurdf^. 

Die 1629 privilegierte MassachusettB-Gompany ist als Kolonial - 
gesellsohaft nur gana hnrae Zeit thfttig gewesen, da ihre Teil- 
haber sogleich selbst nach Ameriicft tlbet8i6delte& und dort nur 
noch als Kolonisten wirkten. Gana erfölglos blieben die mit 
der Kolonisation ?od Maine und Nova Sootia privilegierten Untar» 
nehmimgen. Den Gesellsdiafteu , welche die Besiedelung und Re- 
gierung von Karoliiiu, New Jersey, Pennsylvaiiien und Georicia 
später auf (irunil von CharteiN in •'Ii" Hand geuummen haben, 
waren allerdings • inz< hie Erfolg»; be^diieden. Von langrni Be- 
stand sind sie aber alle nicht gewesen, imd die Kolonisation der 
betreffenden Gebiete ist weniger ihr Verdienst als das der selbst- 
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sfibidig entstandenen Nachbiffkdonien gewesen. Es ist ja be- 
kannt. das> in der iiiuiptsacho Nordamerika seine mschc Ent- 
^vil•klu^g der Niederlassung von Leuten verdankt, die meist auf 
eigene Faust, um religiösem •Mier politischem T)r\irk in dt-r Heimat 
m entgehen, übers Meer j^ezogen sind und <l«»rt, oft uvgeii den 
WiUen der fpditlioheD Besitzer, JTaaB gefasst haben I Dabei hat 
es ao maneliea der mit Charters attqgerflsfceteii Untemehmungen 
weder an Kitteilii gefehlt noeh an TeUnehmem, die Übexflma 
an EenntmaBen und gntom Willen beBaaaen. Zu der Karolina- 
Company gehörten & B. Lord Shaftesbury und der Philosoph 
John Looke nelieD einer Reihe der herromgendsten Staate- 
mÄnner ihivr Zr it. Und gerade diese Gesellscliaft liat die wenigst 
praktischen und ausfüiirbai'on Gedanken gefasst. Locke und Shafte«- 
Luiv sind es gewetieu, welclie lu Karolina einen lialbuiittelalt^^r- 
licJien Feudiil.<t;uit mit Ttalzgrafen, Landgrafen, Baronen, Kaziken 
und Terwickeltea Gesetzen ins Leben rufen wollten und dafür 
iD langer sorgsamer Arbeit eine ToUstftndige Yerfossung ent- 
TOfsn haben. Die ÜqansfQhrbafkeit der Idee var ihnen ebenso 
maag Usr vie dem gebildetea PaUiknm jener Tage; denn ihr 
hevt als sonderbaies Kuriosum angesehenes Oesetzgebungswerk 
wnrde damals allgenein bewundert Erst der bestimmte, anhaltende 
Widerstand, welchen die Ansiedler in Earolina der Aufdrftngung 
dieser Idealvei Fassung entgugensetzteu, überzeugte allmählich die 
Gesellschaft von der Verfehltheit ihrer Absiciiten. 

Von den fOr Afrika, Weetindien und Südamerika privi- 
legierten Gesellschaften hat nicht eine einzige ihren Zweck 
erfüllt. Sic sind alle nach kurier Zeit au Grunde gegangen. 
Die KolonisstioMarbsit ist auch hier aum giOssten Teil von unab- 
hlqgigen Ftivatleuten, oft gegen den Willen der Qesellschaflsn, 
geleistet werden!. Den iigsten lEisserfolg hat die mit so unge- 
hesreo Erwartungen 1711 ins Leben getretene Sttdseekompag nie 
in verzeichnen gehabt, einen Misserfolg, der auf lange Zeit alle 
kolonialen Unternehmungen in Verruf gebracht hat Die genaimte 
' hseiljscUaft war ins lieben getreten, um die spanischen Kolonien 
in Südamerika, demi wenigstens teilweise Öffnung für den eng- 
lischen Handel die britische Kegierung während des B|>anischen 
Erhfottgekrieges durchsetzte, ausaubenten und daneben noch eigeee 
Untenehmungen am stillen Oaean bei Gelegenheit ins lieben au 
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rafen. Bei den übertridbeaen Yorstellungon, wekbe daauk Über 
den B«ohtiiin des iptoiaolieii 8fldaiii0iikA «UgooMui veilwaHet 
inucen, ennurtste man für die GeaeUaebalt gm ongeheiiero Gewimiei 
and alle Welt hegte den Wiinioli, Aktien dieeer Oompeny sa ei>- 
weiteii« Die englieohe Begiemng, mkh» -wegen Deekung der im 
Kriege entotuideiien Schuldeii damals in Noten war, da ihre An- 
leihen im Publikum schwer unterzubriugen waren, Hess sich die 
Erteilung der Charter von der Geeelks* haft in der Weise bezahlen, 
da«8 diese ihr 10 Millionen alf Anleihe zu <> *^/q Zinsen vor- 
streckte. Angesichts der allgemeinea Begeisterung für das neue 
Unternehmen war es für dieses leicht, den übernommenen Schiüden- 
betrag seinerseits duroh Ausgabe Ton Aktien anfiubriugen. ObwoU 
nnn die Erfüirongen der SOdseegeeetlBchaft irfthrend der enten 
Jahre die anf den Handel mit Sfldamerika geaetrten Enroitungen 
in keiner Wmse xeohtfertigten, da die Spanier kanm dazu in 
bewegen waren, die eingegangenen Yerpfliohtangeii sa eifllUen, 
geediweige denn den Engländern ihre Kolonien ganz zu öffnen, 
wie diese hofften, und obwohl infolge dessen die Gesell> luift mehr 
Schaden als Nutzen hatte, blieb die Vorliebe des l'uitlikums für 
sie bestehen. 1719 schoss die Company der Regierung anfs neue 
Geld vor und April 1720 übernahm sie mit Zustimmung des 
Parlaments alle englischen Staatsschulden mit langen XündigungSp 
irieton. Sie nhlte daffir dem Staate nicht weniger als 7 500000 
£^ wihrend die Bank von Sb^and, weldie geneigt geweoen 
war, axK^ ihrerseits das Geschäft sa machen, nnr 9 Millionen 
geboten hatte. Der Gedanke bei dieser Operatton war der, dass 
die Südseekompagnie sidi der Hoifhting hingeben konnte, dasB 
die ik'sitzer lanf^fristitrer Staatssehuldtitel diese g'eni gegen Aktien 
der Gesellschaft umtauschen wüixlen. Der (Tesellsehaft kamen 
dann die vom Rtaat zn zahlenden Zinsen zu (Jule und sie er- 
wartete ausserdem von iltren Koionisationsunternehmungea so hohe 
Gewinne^ dass das erhöhte Kapital ohne Schwierigkeiten su ver- 
ainsen war. Die letztere Vbmnssetsang ecHUlte siob indessen da> 
mals so wenig wie in den ersten Jahren. Die Geeohfifte mit dar 
Sfldsee gingen fortgesetst sehr sohlecht Weder die Leitong der 
Eoni|a^nie noch der englisohe Staat zeigten sich der An^gabe 
gewachsen, hieran etwas xii indem und das notwendige, erfolg- 
reiche Kuloiiiuluutei nehmen Mi bchafl'eu. Während die Aktien 
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binnen wenigen Monaten auf 1000 im Kurse stiegen, war die G^eU- 
gchaft bereits in sehr kritischer Lage ! Schwerliob wäre aber hol dem 
Uandeo TertnMiBD der Spekuluitan der ZuaamiMiibrach dm Uoter- 
neluiiens «o raBoh, nooh im I^nfB des Jahras 1720, eckifgl, wenn 
nielii diu Bogiemiig auf BeMben der Kompagnie gegen die nm 
dieaelbe Zeit nir Befriedigung dee SpebüatioiiBflflben au^eaohceaeiMO 
ahlv^sheD ediwiadelhaften Chründungen, die eogenaniiten „Bubblee^ 
dngesch ritten wäre. Es möge hier eingeschaltot werden, das« diese 
Griindungeii oft sonderbaror Natui* waren: z. B. Gesellschaften für 
Handel in Mensciienhaar, für Schweinemästiing, für bessere Abort- 
räomuug, für Yexsichenmg von Matxosenlöhnen, für IjeiclienbeBtattung, 
für Yeraküiemqg gegen Teiiuste der Dienstboten, für ein Unter- 
nehmen, deeeen Zwwk spKbac su entiiQUen aeit So komieoh der 
Solrwindel ofl irar, ea enteland doioh daa EuMohreitea Mieatmnen tind 
ingat Die Leute verloren nun piOtaKoli auch daa Yertnraen in Ihieii 
81ldaeeaktien nnd boten ale in aoleben tfaaeen inm Verkanf an, 
daaa daa Bapier binnen iv^gen Tagen von 1000 aof 400 nnd 
Ende September bis aiif 175 fiel! Viele ZahhingHeinstellungen, 
Selbstmonle und dergleichen erfolgten; allgenieitn^s (leschnn der 
Eiitrüstiiug ent-stand, nnd die Regiennif. welciio selbst einen 
Haiij-tteil der Schuld an (lern Schwindel trug, verlor den Kopf 
und Mut. Statt rasch der Gesellschaft vieUeicht in der von ihr 
votgeBohlagenen Weiae zu Hülfe zu kommen, dass sie ihr eine 
Ckailer lOr eine eintrSi^Ghe Kolonie erteilte und damit die Oe- 
mtter bembigte, gab aie ebne Weitefea allea verloren. Dieaelben 
LeotB, wM» vie Walpole in den Aktien der Company gespielt 
nnd teilwdae Millionen verdient betten, gingen nnn mit ibr in 
schärfster Weise ins Gericht Die ärgsten Gegner wurden mit 
der Uütersuclmng n\>ev die Geschäftsführung betraut, und nun 
fM?honungf;lo8 der Stab über sie gebrochen. Dm Ergebnis war, 
daas ein unvon>ichtiger Minister, der Geldzuwendungen offen an- 
genommen hatte, und einige Direktoren Hab und Gut eiDbüssten 
nnd einge ap er rt wurden, aowie dass der Staat nm die ihm seiner 
Zeit ingeeagten Zahlongen kam. Die bOohatgeateUten WOrden- 
Mgeor nnd die nenndinnen dea KSnige, vralobe die grteaten Bommen 
erkalten betten, blieben nnangetaatet — Die Qeaellaobaft bat dann 
nadi grfindlieber Umgeetaltnng noch eine Beibe vm Jahren fort* 
bestanden und die Handels- und Kolonisationsarbeiten in den Oe- 
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weder ifaxen Theilhabem nooh Ib^and beaohieden. 

Nar wenige toq den ftHefen i»ri?ilegi6rteii Koknualnntenieh- 
mungen IkiglaDda haben ihren Zweck enmoht, bei nftheror Mfong 
eigenilidi nnr drei: Das Lord Baltimore^aclie üntemehmen in Mary- 
land, die Hiidsonsbay- und die East India Company. 

Lord Haltiinop^ und seinen Froiiii<lrM) efelansr or, binnen 
^nz kur/^er Zoit in Miirvlaini Miiheiide Aiisii'ilrluiiirt'ii zu srliatTwii 
und die Kolonie dauernd in Blüte /'i 'halten. Dadurch, daisS 
er den Ansiedlern grösste Bewegungsfreiheit lieae und ihnen in 
allem Wesentlichen dieeelben politischen Bechte angestand, wie sie 
die Nachbarkolonien mit der Zeit erwaiben, Termoohte fialtimoie 
sieh mit toirser üntsrbrechnng bis tat Bevdation in sdnem Beatt 
in behaupten. Sein UntSEnehmen ist sonach nicht allein ihm and 
den anderen TeÜhabem, sondein anch der Kolonie und dem Mutter- 
laude von Nutzen e:eweßen. 

Die Ii udis uns Lay -Company hat sich noch lÄnger l)ehauptet, 
da ihr Gebit'^t nicht wie Uiks Luixl BaUiinor- "s durcli die anunika- 
nische Hevolution von England los^eriKsien wunie. Emt iH(5Ö ging 
ihr ausgedehnter Landbesitz durch Kauf an Kanada über. Als 
Handelsunternehmen besteht sie noch gegenw&rtig fort Die im 
Jahre 1670 für das nördlichste Amerika und alle Linder, su denen 
etwa die damals noch nicht völlig eifoischte Hudsons Street fOhre, 
privilegierte Kompagnie hat trete der Schwierigkeiten, welche ihr 
die damals in Kanada herrschenden Fransosen machten, und trots 
aller Verluste, welche sie durch gelegentliche Erobcning und Zer- 
st5rui)g iliicr Stationen erlitt, ihre Thätigkeit nie unterbrochen. 
Unbokfimmert um TTiit;unsf def? Klimas und andere lliiideiiiiijBe hat 
sie nach und nach eii«a iiif' (it bieU; unter iiu-en Kintiuss gebracht 
und ausgebeutet. Von 1690 — 1800 hat sie nach dem Ei'gebnis 
einer parlamentarischen Untersuchung jälirlich im Durclischuitt 
immer 60—70 pCt Dividende su verteilen vennocht, und selbst 
von 1670 — 90 hat me trotz aller durch die Franzosen sugefflgten 
Schädigungen 118000 £ bei mem Kai^tal von 10500 £ vardienti 

Das bekannteste und erfolgreichste privilegierte Kolonialuntsr* 
nehmen Englands ist aber die Ostindische Kompagnie gewesen. 
Die 1599 zuerst zuRarntiimt^otretene Gesellschaft, die aus einer An- 
zahl Londoner Kauüeute, dem Lord Mayoi* und mehreren Aldermen 
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bestand, war mit eiiit iii Kapital von 301 HB £ ^oitildet worden. 
Als die ei-ste Expedition iÜÜl ausgelüftet wurde, .stellte sich her- 
aus, dass die verfügbare Summe dazu in keiner Weise ausreichte. 
Die Kosten beliefen Bich auf 68300 £\ Die Diicktion der n.seli- 
achaft madite <iea Vernich, die MehmtiBgaben auf alle Zeiohner 
IQ vecteileti und sie zur Naehiahlong sn sinogo). Ala dieeer 
Weg nch imgmgbar aeigte, dbeniahmen die rdoheteii der Teü- 
habor den Fehlbetrag. Damit war der Geeellachaft der Weg ffir 
die nächsten Jahre Torgezeichne*. Die einzelnen Mitglieder, nioht 
die ganze Gesellschaft, entsandten auf ihre Kosten imd Grfahr 
die versciiiedeneii Ex[>editi(>uon und strichen auch den Gewinn ein, 
der l>ei den 2 ersten Fahrten niclit wenie^er nls 95 pCt. h^rtnig! 
So lange die Gesellschaft sich auf rein itauimikimifloheB Vorgehen 
1 es. iirankte und in Indien weder Stationen noch sonstigen danem- 
den Beats erwarb, ging daa ganz gut Erat nachdem daa ge- 
schafaen war, leigto es sicdi nStig, als Qeaamtheit Tomogehen, 
da sonst verschiedene Inteieeaengnippen entstanden wAren. Uan 
ssCste 1612 an SIeUe der IhqpeditioneD, die einzelne Teilhaber 
ansrilsteten, solche, zn denen alle beistenerten. Es wurde dafflr 
jedesmal ein besonderes Kapital von verschiedener Höhe gezeichnet 
und besoiiUcrö verwaltet, bis die Rechnungsführung so verwickf>lt 
wurde, dass man sieh kaum nocii duiuhiinden konnte, und gegen 
Mitte des 17. Jahriiunderts (1658) ein daaemdea Bethebekapital 
gBBcbaffen werden musste. 

Die eifltoa Niederlassungen der QeseUsohait in Indien wann 
lediglich Handelsfidctoieien. Der Wunsch nach Erwerbung einer 
beMIgton Station rsgte sich zwar schon 1614, doch die Mehr- 
zdil der Beteiligten und selbst ein damals an den Hof des 
Otoesmoguls geschtdkter Botschafter Enghmds waren gegen Er- 
werb von festen Plätzen. Sie wiesen auf das Beisiii* ! der Portu- 
juriesen hin, die trotz odei- wegen ihres l^\>^Itze.s in Indien Hettlei- 
öcloii, da die K(»sten alieu üuwinn verschl&iigeu, und di-ingeud, 
sich nur auf iietrieb von Handel und Walu^m^ freuiidsciiaftlicher 
fieoehoDgen mit den Eingeborenen zu beedhränken ! Auf die Liänge 
enries sich diese Politik indessen aus Terschiedenen Ursachen als 
nndurehfOhrbar. Die Briten muasten StQtapunkte gogen die Hol- 
under und g0gen die Portugiesen haben, welche gelegentlich ihrem 
Handd den Qataus machen wollten; sie bedurften auch gegen 
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Angriffe und BedrückoDfen eingeborener Fürsten eiiier gewiisaii, 
ÜMcät, Diese SrwigangQQ fahitoa 1639 rar Anlage des enten 
Fbrta der Ecmpagnie in Madna. 1651 eribigto der Erweri) der 
Luel St Helena ala Niederiage und EUnaohungMtatioii auf dem 
Wege nadi Indien; 1668 bekam die OeeeUacliaft vom Kfinig Carl II 
Stadt und Hafen von Bombay Übertragen, die ihm seine fnxL, eine 
portugiesische Prinzessin, als Hoimtsgnt eingebracht hatte. Noch 
immer war alM i- damals die Koinjiagnio niolir ein Tlainlel^- als 
ein Kolonialiuiteni»^linir»n . und ein Versucli ihrei- Direktion, /u 
Ende des 17. Jalirhundertci mit Gewalt im nördlichen Indien die 
dCMTtigen Fürsten zur Abtretunix itmfnnfn^ichen Landbesitcea zu 
zwingen, scheiterte lüAglioh. £rst 1716 gelang ee ihr dnroh Be* 
Btedning nnd eine glUcUiche Yerirattong ▼on Umetlnden vom 
Chrasamogol einige kleine OetneiatsOe ala ISgentnm Überwiesen 
zn eilialten. In gesebHUiQher ICnsioht war das kein besonderer 
Gewinn; denn wtOurend an Anfuig dee 17. Jahriranderta mit Uoeaen 
Handelscxpeditionen Gewinne von 80, 100 und mehr pCt, erzielt 
wurden, liaben die AJvtionäi'c im ersten Drittel des IB. Jahrhunderts 
oft nur 5 und 7 pCt. und nie mehr als 10 pCt erhalten! 

Ben Wendepunkt in der GeHcliiehte der englischen ostindipchen 
Kompagnie hat das Vorgehen der französisch indischen KoTO]»agni*? 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhiuiderta gebildet Der französische 
QonTemenr von Pondichery Dnpleix Tentand es damalsi während 
der langen Kriege Frankroicha und Unglanda um die Weltiierr- 
sohaft, nicht allein die Macht des letzteren in Indien in schwere 
Gefahr zu bringen, aondem auch zum ersten Male des mfiohtigaten 
eJnheimiachen Herrsohers SUdindiens Herr so werden und ein fnmr 
zösisclies Reick daselbst zu schaffen. In der Verteidigung gegen 
die Franzosen wurde die ostindische Konipag-nie prrzwungen, zu 
deiiseliH.n Mitteln zu greifen, und ihre Beamten g'ingen nach- 
dem sie einmal die Ueberlegenheit europäischer Waffen und Taktik 
gegen die indiaohon Maasenheeie erprobt hatten, selbständig auf dem 
einmal betretenen weiter. Robert Olive eroberte 1767 

Bengalen; weitere Annexionen folgten; und rre n Haatin gs 
schui zu Ende des Jahihunderta das engliscih-indiaohe Reicfa, in dem 
die Eingeborenen nur nooh der Form nach an der Begiennig teil* 
nahmen. Die Kompagnie hat ihre HoheitBreohte, wenn atooh mit 
zahlreichen ihr im Laufe der Jahre auferlegten Beschränkungen, bis 
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185B bewahrt, wo infoige des grossen Sepoyauf Standes, den die 
OtmilnnliBn weder zu verhindern noch su unterdrücken im Stande 
gewoNu war, die ^lisohe Bflgienmg an ihre Stelle trat. 

Gewifls hat di« «igiianhtt oatindiache Eompacpue Qroesoe für 
fiigbnd gieleistet, und auch ihre Tdlbaber sind, troti dea daaemden 
BSckgaiigB der Dividendea im 18. Jahrhundert imd trota der vn- 
geheneren SchnldeahMBt, die anntllig aswnoha, nioht acfaledht 
gefahren! Aber es darf auch nicht vergessen werden, dass die 
Gesellsi haft lütmala so lange bestanden hätte, wenn nicht wieder- 
holt in kritischen Moment^^ii die englische Regierung mit Macht 
und Geld für sie eingetreten wäi^. Und ebenso wenig darf ver- 
schwiegen werden, dass die Gesellschaft die inneren Verhält- 
nisse Bngiands öfters sehr anheilvoU beänflusst hat; daaa ihre 
Leitung oft aehr achlecht irar, nnd daaa aie den Eingeborenen 
iDdiena mobts weniger ala Segen gebnoht hatll ICt Hinhliok 
anf die beiden letaterwlhnten Punkte aai nur dea Folgenden ge- 
dadhL üm die Gnnat der Eegiemng Enoh atela ao eifaalten nnd 
Verlängerungen der ftnmer nur auf bestimmte Frist erteilten 
Charter durchzusetzen, verteilte die Geselisehiiü regelmilssig sehr 
erhebliche Snmm(m an den jedesmaligen König und seine üünst- 
iini^e. Das war nicht nur unter den Stuarts die Hegel, sondern 
Eude des 17. Jiüirliuuderts wurde durch eine parlamentarische 
Untersuchung fiestgestellt, daaa anch König Wilhelm imd seüie 
Minister bedeutende Summen von Ihr eingeetrioben hatten. Die 
BOi^ier der Kompagnie wieaen die jihrliöhe Yerwendnng von Zehn- 
twaettdan von Pfänden an Beateohungaaweoikea naeh. Im 18. Jahr- 
himdart ist man Toraiohtiger vertehten. Doch unterliegt ee kaum einem 
Zvdfel, daaa bei den immer neuen Veittbigemngen dea Monopols, 
obwohl andere Unternehmer oft viel günstigen.' Bedingungen boten 
und der Staat l>ei CImtiuiIhiu) der Besitzungen der Gesellschaft 
einem vielfach gräussei teii Wuuscitu entgegengekommen wäni, auch 
Geld eine KoUe gespielt hat. Die Kompagnie bes;iss, wie allge- 
mein bekamit war, eine von ihr geradesu ernannte und beiahlto 
Partei im- Parlament I 

Wer von der uaglanbliohen MiBawirtaefaaft nnd Kormptioa der 
Qeaeliaohaft und ihrer Oxgane in der sweiten Hälfte dea 18. Jahr- 
knndects ein BUd haben will, brauefat nur emen Blick in die Qe- 
acibichte CfiTea und Waiien QMtuiga au thon. Die von ihnen 
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geabtan ErpreBsungeD dienten den dunshweg seUdolit beeoideten 
Beamten sunt Vorbild. Um welolie Summen es sioilL dabei gehan- 
ddt bat, erfahrt man staunend, wenn man bfirt, dasa nach amt- 
licher FeststeUung die Naboba von Bengalen allein in den Jahren 

1757 — 65 (rpRchenke und Zahlnngcn im Werte von «twa 6 Mil- 
lionen £ an 1 »t arnte der GeseUsicliaft haben leisten müssen. Clive 
liat sich ausserdem von dem ersten dnrcli ihn eingofetzten Nabob 
von Bengalen die jährlich 30 000 £ betragende i^aclit, weldie 
die Kompagnie dem Nabob fCür abgetretenes Land xahleu sollte, 
als Ijeibrente überweieen laaaen. Er, der 1744 als anner Schreiber 
naoh Indien gekommen "war, beaasa 1760 nach geringaler Sch&tsnag 
eine jAhrKche Üinnahme von 800000 Mk.! So allgemein waren 
derartige Ftaktiken, daaa Clive und Hastings- aioh bei ihren Pro- 
leeeen geradem daianf beriefen, nnr etvaa allgemdn Oblit^ea 
gethan zu haben! — Wie ee unter solchen Ümstlnden in Indien 
aussah, lä»^t sich denken. Da> luiehtlmre Elend, <las übei* ^veite 
Gebiete H*^it Endo des vorigen .lalirlnindtTts wioderholt kerciiibnu-ii. 
hat winc t rsten Wurzeln in der nicksiclitslüsen Aussaugungspolitik 
gehabt. Die Gesellschaft und ihre Leiter mussten zu Massnahmen 
für das Wohl dea Landes, die Geld kosteten, immer eist ge- 
iwungen werden* — 

Die den vcisohiedenen IJntemehmnngen im Lanfe der Jahi^ 
hunderte ertheHten Charters haben wiedeihdte Änderungen ihm 
Inhalta erlhluen. Dauernd ist in ihnen neben den HoheltBrechten 
nur die Yv-leihung des Moiiopols fOr Handel^ Schiflhhrt und dgl. 
mit einem l)08timmten Gebiete geblieben. Die ältesten Chartei-s 
wwrm am umfassendsten. Die den Cabots z. B. erteilten Privilegien 
ejithielteu keine Zeitbeschränkunir, nulei n Bolltnn für alle Ewigkeit 
gelton. Die Klausel, dass binnen bestimmter Frist eine Kolonie 
gegründet sein ra(ls.so, erscheint erst 1578 im Patente Gilberte. 
Iii derselben Urkunde wird bereits Yorgeecbrieben, dass die dem 
Chartsrinhaber erteilte Geilohtabarkeit Ober englische Kolonialen 
steta und ausschliesalich nach Maasgabe des englischen Beohta 
geübt werden müsse. Einige Jahre spftter werden die Charters 
immer nur für eine beatimmte Frist erteilt, nach deren Ablauf sie 
erneuert wenlen müssen. Diese Klansei und die Fürsorge für die 
t'iiLrliBehen Kolonisten kolin ii alsilaiin in allen englischen kolonialen 
Charters wieder und sind charakteristisch für die englische Koioniai- 
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pditik ftberhaiipt Auch bei den fAr Mhr wenig anasiehtareiohe 
Untemehmongen erteilten Privilegien fehlen nie nicht Die Re- 
gienmg belnindete dadurch, daes sie an die Zukunft des neoen 

L'ntemehmeius wie an die jedes früheren glaube und dass sie in 
je<leiu Falle ihn- Interessen wie die der englischen BQiger zu 
wahren enterhlossen sei. 

Alle« in allem genommen orgiebt nach meiner Auffassimg ein 
Blick auf die Öeschichte der älteren englischen, wie der holl&i* 
diMhen und fmnateischen CharCer-Geeellfidiaften, die als bekannt 
vwMUgeeetit wird, dass wir es hier mit Einrichtungen an thun 
haben, die für unsere Tage nicht mehr passtti. Das Lebenspiinnp 
diegar Cntemehmungen war das ihnen Teriiehene Monopol, das 
m gegen In- und AuslAnder rOcksiohtBloe Terteidigten! Wo, wie 
in Nordamerika bei der doithin sich rasch entwickelnden starken 
h^ien Einwanderung das Monopol nicht fiurclizufüliron war, 
scheiterten die privilegiert» mi ünt^mehmimpron. Auch Lonl Balti- 
more hätte ohne sein bedeutendes Vermögen umi den Umstand, 
ÜMB er aU^Q dort Katholiken aufnahm, Schiffliruch in Maryland 
gelitten. Die ChartergeseUschaft gedieh nur in Gegenden wie das 
Hodsonsgebiei und Indien, wo Wettbewerb entweder schwer mOglich 
oder leicht au unterdrOcken war. Hier haben sie sweifellos ihrem 
Vatoriand gute Dienste erwiesen, indem sie ihm auf eigenes Risiko 
die Wege gebahnt haben, wie das auch s. B. Adam Smith su Bnde 
des vorigen Jahrhunderts anerkennt. Dooh würde es England 
wahrscheinlich, und Indien sicher lueht unvorteilliaft gewesen sein, 
w»-nn ihm Monopolrechte schon im vorigen Jahrhundert eingezogen 
worden wären. 

Heutzutage, wo eine Verleihung von Monopolen in dem Um- 
fange, "Wie sie die alten Kompagnien t>e8cssen hal)eTi, völkerrecht- 
lich unnU%li6h ist, kdnnen Chartered-Ckunpaniea im alten Sinne 
tbsrinnpt nidit mehr ins Leben treten. FQr sUes, was sie thun, 
weiden nicht sie, sondem ihr tfutteriand haftbar gemacht Als 
srtbstindig staatliche Gebilde werden sie nicht mehr angesehen. 
Die Charter Terieiht ihnen höchstens ein gewisses grfieseres An- 
sehen als blossen Handelsgesellschaften und erleichtert ihnen 
vielleieht die .\nB»ringung von Kaintidien. Al>er im Grunde sind 
sie mir Kandels- und Kolouissationsuntcrnehmungeii, deren KhikU 

uiul geachäftUohe Thäügkeit durch Ausübung von Verwaltung und 

2 
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GenchtBbarkeit in übenntenger Weiw in Anspruoh genanmen 
irardeal fiie and dadoreh rein priraAea UntBEBeluniingen 
gegenOber geoMlefu im Kaobteil, und inf der andern Seite ist 
es nicht anegeadUeaaen, daae Ubefeilfte Terwattangamaaangeln 

solcher Gesellschaften gelegentlich dem Mntterlande schwere Ver- 
lugenhciton InTeitcii und dieses zu p:r?>ss«'ren Aiifweiidunguii nütigon, 
als Nvenii es von Anfang an die Au^.ü[inng der H")lioit8r«chte in 
den fi-aglichen (ifbi«"ten übernoiainen hätte. Chaitei^-Coinpanies 
sind heutzutage nur noch ein Verlegeuheitsaiisweg. Deutschland 
hat das bereits praktisch er&ihien. Die oaUfiikaniache QeaeU- 
aohaft hat nach wenigen Jahren anf Uue Hoheitaeohte und meialen 
PriTilegiea ^rnöfatet und iat ein rdnee HandelaonteiiMshmen ge- 
worden. Die Keu-Qnineakompagnie sieht seit Jahren w^gen Büok- 
gebe ihrer Landeehoheitarechte mit dem dentaotaen Beioh in Yer- 
>Miidlungcn Dbs einzige Eolonialuntemehmen, weldies bisher mit 
seinen kaufmännischen Geschäften die Ausübung von Hoheitsrechten 
und die Traguug der Verwaltinigskosten ohne Stomnir zu verbinden 
in (irr T.age "war. die .Jaluit-üesellschnft , ist so klein und ist in 
einem so ubgelcgenen Teile der Weit unter 8o eigenartigen Ver- 
hAltDiaaen thAtig, dass es als ein Beleg ttr die Nützlichkeit von 
Chartered-Gompeniee in der Gegenwart kaum hetmofatet wevden 
buui. Man wird kaum einwenden kttnnen, daaa das System soloher 
Üniernehmnngen sieh ja in Bn^^and noeh Jeltt bewShre! Von den 
neueren «ngliaohen Caiartered-Gompanies ist die Imperial British 
Ikst Afrien Comp, hinnen wenigen Jahren nicht mehr im Stande 
gewesen, sicli zu lialten und hat ihre i'rivilegien an die Regierung 
zurückgegeben. Die Imp. British South Afriea Comp, lebt bisher 
hauptsächlich von der Hoffiumg diT sprkulierenden Weit, w. lt ho 
auf gmsse Goldentdeckungen in dem weiten Reiche der Gesellöchaft 
hofft und daher immer neue Massen von Aktien aufnimmt. Neben- 
bei kommt ihr anoh der (äanfinismus der Kreise sn Gute^ welche 
nm jeden Fireis die GeiUeto der Company dem Bünifaias der Boen 
and anderer Staaten entsiehen wollen. Die Niger Company bildet 
den Gegenstand so Tieler Beschwerden im Aaslande und England 
seihst, dass die britische JE^ening ihr ksiam noch lange dieAo»- 



' ) Mittlerweile sind auch ihre fioheitBrechte vom fieioh übernommen 
worden. 
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ftbmig von floheitsrediteii wird gestatten kennen ^)! Die Horth 
fiorneo Coni|Muiy verdankt ihr Oedeilien hauptaftchlich ihrer Wh 
fierten Lage und dem FeMen fremder Interessen in jenen Gebieten, 

■welche sie in Verlegenheit bringen könnten. Auch diese Unter- 
n»'htnuügeü dürften nnU-v illiiilir-lii'ii < resirktsjniiikon wio die er- 
wähnten dentscheu enl^Uinden sein, nicht in >\ev Anriahiur. dass 
sie dem interesae dee MuiterlandeB besser dienen wQiden ak Staat- 
liebe Massnahmen, 



>) lÜB Gbarter der Oompny ist 1890 «algeholMo woidsn. 
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Der gegenwartige Stand der sozialen Frage 

in Frankreich. 

Von 

Prolesaor Dr. GeoxipeB BIobM, Paris. 
Oebalten am 18. Juni 1806. 

Trotz der acheioliaren Wichtigkeit der rnn poUtieoben Fragen 
spielen doch die eoiialeii Fragen die Hanptro)le in nnserem poli- 
tischen Leben. Sie nehmen viel eher die erste Stelle ein, und 
w. nii man bis zum Grunde {jeht, dann findet man in ihnen die 
eigentliche Erklärung für die < n-,i;"n5?at7^^ zwiM lien miBem Parteien. 

Das scheint leicht begreiflieh: denn in ihrem We^en ist doch 
die soziale Frage eine Frage der Ungleichheit der Individuen, oder 
noch genauer ansgedrückt, eine Proteataiion gegen diese Un- 
gleichheit Eb giebt aber in der ganzen Welt kein Land, wo 
die Leidenschaft fflr die Gleichheit die Bevölkerung tiefer durch- 
drangen hat ala Frankreich. Hehr fOr den Triumph der „E|gaUt6** 
als der ^^ibert^^' oder „FhitemitA" geschah die Revolution von 1789. 

Und heute was sehen wir? Ein Jahrhundert nach dieser 
gTosHen 1 Jiinvälzimc:. welche alle Unprleichheit^n des .,Ancien Re- 
i;iriit'" /»Tstitit /.II halben bchicii, >• lioü wir »uib viw^t neuen Un- 
gleichheit gegenüber. Man spricht heute, fast mehr als je, von 
sozialen, sogar von privilegierten Klassen. Man kann sagen, dass 
der Klassenkampf das Charakteristikum unserer jetzigen sozialen 
Lage gevorden ist 

Ich viU darum kurz nnterstiohen 

1. welches die Ursachen dieses Zustsndes sind; 

2. welches die GedankenstrOmungen sind, welohe diese Er- • 
soheiouugen hervorgerufen haben; 
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8. welchen Ausdruck diese QedankenBtrnmnngcn entweder in 
unserer Oeseti^baiig, oder in den Werken, die aas der 
PriTBttnitiative henrttbren, gefooden haben. 

Die Ufsaehen dee heutigen Klassenkampfes in Fnmkreioh sind 
zwar sihlreioh und verschiedenartig. Aber die Hauptarsacfae ist 
sweifence die plttslidie nnd rasche Entwickelnng der Qrossindnstne 
m Verbindung mit dem sehr individualistisclien Geiste des franzö- 
»ischen Volkf^. und mit dem Triumphe jener schrankeiiloftcn Fiviheit, 
w».'Irhe oine der Ilauptresultate imstMiT erofisen Revolution war, 
aber weiche auch einige böse Folgen gezeitigt hat. Diese Freihoit 
nämlich, während sie alle Schränkten des Ancien Regime für die 
Enthütong der wirtschaftlichen £rftfte niedeniss, braclite anch mit 
Boh ein fltaikes Misstiaiien, selbst eine gewisse Veraohtang fOr 
aUee, was auch nur entfernt mit dem Oeiste der alten Korporationen 
oder Innungen verwandt war, und daduroh Terhinderte sie die 
KatBtehung der sogar sehr nfttdiohen Genoasenaobafteii. 

Das ist aber noch nicht alles. 

itlte Gleichgewiclit des alten Frankreich war in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, al>gt sehen von den grossen napoleonischeu 
iüiegeu, tief erschüttert worden. 

Auf der einen Seite war frankreich sehi* lauge ein vorwiegend 
sckmiiautreibeDdee Laad gewesen. Die Ideen der Physioluraten 
X. fi. haben einen sehr langen Widerhall im Geiste des Yolkes 
gohabi Auf der andern Seite knfipfte sich die Ikitwickelnng der 
OrossinduBtne, welche bei uns in den dreissiger und viendger 
Jahren glänmd gewesen war, eng an die Entwickelung und Aus- 
breitung der freiheitlichen Ideen. Man war sehr überrascht von der 
unsieheureu Zunahme der Troduktion; man lebte allgemein in 'Irr 
Ä!iöi.'hiiuung, dass die l?ov?'ilkenine: nni sd glücklicher sei, je molu* 
unter dem fiTuieu Spiel der ungehinderten Konkurrenz die Produktion 
des Landes sich entfalte; und man glaiibte, das« diese wachsende 
Produktion im gleidien Masse ein Verschwinden der Armut 
Iwrbeifahre. 

Die IMihning hat aber diesen Optimismus Lügen gestraft; 
denn die Beobachtung der Thatsadben selbst hat geseigt, das«, 
troU der unleugbaren Zunahme der Produktion, die Yerteilung 

and Au^leichung dieses neuen Reichtums nicht Id gleicher Weise 

fortgeschritten wai, dass die Klabbenuntei-schiede im Gegenteil sehi* 
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gv<m gebliehon waren, oder besser gesa^, eicU uxitet' einer aeueo 
Gestalt herausgol)ildet hatten. 

Dfifi * rkUrt sich aii» dem einen UmBteade, daas die Verteilung 
dM prodmiortrn BeiohtaiDft (buk diefl6r BchfuÜDBnloMti Fieiheit 
sehr nngieicli., oslbet sehr vogesimd ww. 

Wie bekannt, ging nur ein Teil dieeae OboflusMe in den 
Konsum der BevAlkerung Aber, wihiend der andere Teil Spatkapitai 
geworden ist Des seit dem Baginne, mä namentiidi seK der 
Mitto den Jahrhundert» in Frankreich angesammelte Sparkapital ist 
kolufeiial. Wii- half Ml loider keine Statistik darüber: aber nach 
allen rntersuchungeü, nach den Forsohun^f>n von Gelelutea wie 
Mulhael, Kolb, d'Arend, LevafiBeur darf man annehmen, dass ee 
inindoBtens dan Doppeite dea bparkapitais aUer Torhergefaeuden 
Jahrhunderte darstellt. 

Dies Spaifcapital, obwohl ea aioh aioherlieh fibor eben be- 
trftchtlichen Teil der BeTOIkemng verbreitet hat, iat doofa moht, 
wie es bitte geachehen sollen, der Gesamtheit der Fkodnenten 
mgnte gekommen. Nein: Eb Teil dieaea KApitals iat Anlagekapitiü 
geworden. Ein anderer Teil war dem Staate geliehen worden 
und ist nun liauptsäfhlich durr-h die Staatsschuld repiäsfiiticrt und 
das ist es auch, iH-iläiilig^ l»emerkt. was uubeivii vcis« nic<lenen 
Regierungen erlaubte, di<; Budgets, die Steuern unii die Schulden 
in einer Weise zu vermehren, welche in einem anderen Lande knum 
möglich wäi-e. Tnd endlich gelangte ein groBser Teil des Spar- 
kapitala in die Hftnde der Aktiengeaelleohaften , dnrch wehslie aiob 
ein betiflchtlicher Teil der GroaainduBtrie in SWmknidi hemnn« 
bildete. So entstand eine enorme Menge von -Wertp^eren, und 
die Leitung der Pledoktion ist an gewisse Omppen von Aktionftran, 
nnd oft von Speknlanten Obergegangen, welche den nationalen 
AUu'kt, wild III gewissem Masse dun Weltmai'kt lenken, welche die 
Preise le/^nilienMi und den Weil dei* Aktien In-stimmen. 

Das allci» liat sich aubbcr der Sphaere der eigentlichen Produktion 
Yolkogen imd der Arbeiter ist nach und nach zu der Überzeugung 
gelangt, dass es zu seinem Nachteil geschehen iat Seine Ideen 
darüber sind manchmal flbertrieben, aber ob ist wenigstens unbe> 
streitbsr» dasa bei nnst einem sehr stark lentnlisiertsn Lande, die 
Börsen (Produkten- wie FondsbOcsen) die Zentnlleitungen für das 
wirtschaftliche Leben geworden sind. 
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Wie stellt man heute in Frankreich einem solchen Stande der 
Dinge gegenüber V WelofaeB and cüe groBsen IdeenttrOiiiiiiigenf die 
er eraeogto? 

fli giebt iwei gaas deutlioli etnander eDlgegeogeaetste 8tr5- 
mHBgQD. Die Ifkmoflen mit dem Ueran Qeiete, mit der Yoriiebe 
fSr allgemeine Ideen md ÜberaiohtUölilEeit, lieben veneualMsiiende 
Losungen. 

So giebt es denn liaupteAchlich zwei grosse Ideenrichtimgen, 
um wel' he sich eine bedeutcinle Aiilüliiirftrschaft jEfnippieit. 

An pfstpi Stelle linden wir die Kichtung des Liberah'snius, 
Wökhe in Fnuiki'eieh ohne Zweifei mächtiger ist als in Deutsch- 
land. Nodi immer verstehen viele die Idee der Freiheit im Qeiate 
der Mftaner Ton 1789 und hingen ihr mit grosBer Bageiatarang 
aa, oder begeieteni aieh, ohne aalbat ao -weit anrdoksagreifen, an 
den in der Mitte dieaea Jahrhondarta haErachenden Ddeinnen, wie 
»im Beiqttal an den Bannoniaa teonomiquea von Baatiat, und 
duhea, daaa man nnr Vertrauen aur Freiheit an haben braucht) 
um das Spiel der wirtschaftlichen Kräfte rn regeln. Es giebt, so 
sagen sie uns, zweifellos sehr schmeraliche Übergangs])erioden, 
üU-T man darl »ich davon niclit allzus»'hr beunpihigon lassen. 
Früher oder später wird doch jene höhere wirtschaftliche Ilai iuonio 
üok einatellen, welche über alle künstlichen Kombinationen erhaben 
itt Man wmm lu aeigen, — etwas selbstgefftllig mit den 
ttatialiaolien Doiehaolmitlen apieiend — daaa die LOhne in hAherm 
Maase geatiegen aind ala die Kosten des Lebeuaonteriialtes, zum 
wemgsten die Kealan für die nnantbehrliohaten LebanamittBl. Man 
eitant Ereiliöh auoh an, daaa ee noch groaee Armut giebt, aber 
man behauptet, alle diese Notstände konnten dnieh die Selbst- 
hilfe allein ohneirjrend welchen Appell an den Staat siegreich l>ekänipft 
werden. Man fügt hinau, es sei vielmehr am Platze, die Unter- 
nehmer, welclie wenig oder nichts fiu- dii' Arheiter thnn, durch den 
Hinweis auf das Beispiel jener anaoiegen und anzuieuem, welche 
sioh ihrer Arbeiter sehr angenommen haben — und ea giebt eine 
grosse Anxahl aoilcher MBnner in IVankreich. 

Es ist in der Tfaat unbestreitbar, daaa bei una die WbhUUiits^ 
cfariohtangen (die inatitutiona palmalea, -wie wir gern sagen), 
OGh unter den Teradtiedenaten Formen groaaartig entfsltet haben, 
üad es ist gerade diese, dem natArUohen fSdefanut dea fran- 
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züai.>ch*-n Volkes zu verdanken']»', reiche Entwicklung der Wolü- 
fahrtseinrichtung^en. welche so vielen unter uns gestattet, dio Ein- 
griffe des Staate« mit inisstrauischem Auge zu betxachten. 

Der libentlen AiKscbauung steht gegenü^>« r rb'e sozialistifiobe. 
Der Sozialismua — ich verstehe darunter den Koüeictivismtts oder 
die Richtung, die der deutschen Soualdemokntie entspricht — hat 
seit einigen Jahren in Frankreich groeae Fortedhritte gemeoht Bei 
den leisten Wahlen erhielten die aogialiatiaehen Kandidaten etwa 
200000 Stimm«! mehr als 1894. 

Die Theorie ' der Sozialdemokratie ist wohlbekannt In ihren 
ilauptzflpen ist dieselbe international. Aber man kann sagen, da.^s 
der tran/.r»si seile Sozialismus nicht in gleichem Ma.sse wie der 
deutsehe jenen idealen Aspect besitzt, welcher ihn wie eine Art 
Religion, zum wenigsten wie eine „Weltanschauung" ei-scheinen 
lAsst, wie die Verwirklichung eines goldnen Zeitalters, das in nicht 
SU weiter Feme über der Menschheit aui^hen ftolL 

Abgesehen von einigen Persönlichkeiten, deren hohe AuffiEwaung 
interessant zu stodieren ist« können unsere Sozialisten nicht als 
Idealisten betrachtet werden. In ihren Gedanken, wie in ihrer 
^ Handlungsweise, oder in ihrer Taktik, findet sich jene Leiden- 
sehtttt für die Gleichheit wietler, welche icli vorliin geschildert habe. 
Vergebens zei^t man ihnen die Ijewunderns werten Erfolge und 
AVerkA der {»livatrii Initi.itive. .Si'» antworten. daHs die harte Ver- 
folgung des Gewinns und der durch ihn verschafften Genüsse die 
grössere Zalü der Unternehmer verhindere zu empfinden, wie mit 
der wirtsohaftUcben Macht, die sie in ihren HAnden halten, auch 
ihre Verantwortlichkeit im gleichen VeihUtnis gewadisen ist 

Sie behaupten, dass viele unter ihnen sich die Ohren ver- 
stopfen, um das OroUen im Busen der Arbeitennassen nicht eu 
hören, welche, lange in sich selbst znrflokgestant, heute in einem 
grösseren Massstalje an dem wachsenden Reichtum des Ijandes 
teilnehmen wollen. Um eine Ändemng in diesem Zu>tand<' der 
Dinge herbeizufühi-en bleibt, nach der T/Phre nnsei-er Suzialisleij, 
kein anderer Weg otlen, als die Nationalisalion der Produktious- 
und Verteilungsnuttel. Sie sobliessen dio Augen vor den Fort- 
schritten der arbeitenden KJaasen und bemflhen sich, sie glauben au 
machen, dass die gegenwärtige Wirtschaftsoiganisation nur Un- 
gleichheit und Ausbeutung verkörpere. Sie suchen danulegen — das 
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ift i. B. die fiindaraentale Theorie von Jmxhs — dass die ge- 
sunie iftirtschaftliche Hkitwickelung unseres JahrhimdettB danraf 
hmioBUttfe, den Arbeiter vom ünteniehiiier «bbängig nt nuchen. 
Sie behaa^D aogtur, deae jede fragmentarieahe Yerbesaeiting des 
jetagsn Ziutandea ein Hindemia sei, weil dieadbe den endliclien 
AbnUaiB) die „gfande üqnidation^ verzögere. 

Dieee BeweisWhrmi^ der Sosdaldemokmten hat bei der Arbeiter* 
bevölkern iit: in den Stäfiten und den Iii<lustriebezirken ihro Wirkung 
Tiiclit vtM-ffhlt. Bf»i den iäuiUicheii Klassen, besonders in Hnoni 
L'iU'io Fr;iiikrei< !i, wo es oino Monge von kleinen uikI iinitl' i> h 
BeüUem giebt, nad wo der Boden äuaaerst serplittert ist, hat sie 
veaiger Eindruck gemacht. 

Wie viel HOhe die Sosialiaten haben, den AgnuraosiaUsmoa bei 
au m begründen, leigte aidi deatlich wJUirend der lang naoh- 
hallendeD Debatten, welche im Jahre 1898 von Janrte in der 
Depatierienkaairaer angeregt wuiden, nnd welohen Deechaael und 
Mäine mit groesem Nachdnick geantwortet haben. Da man weiss, 
<ias8 die Bauern so fest an ihrem Eig^entnm haften, versucht man 
mit Vorsicht vorznsrehen. T^ra die kleiin ii Besitzer leichter rn ver- 
tnhiPii. ruf'-n ihii»Mi di»« Sozialisten nx'VliehHt laut zu, dass sie oh 
eigentlich nur auf die ausbeutenden Kapitalisten abgesehen haben. 
Sie versuchen Bell st den Olaubon zu erwecken, dass sie die einzigen 
Verteidiger der ideinen Grundbesitzer seien. 

Der geaonde framOsische Menschenverstand bewahrt unsere 
blneriichen B^SIkerungen vor der Chimftrs der sosialiatisohen 
DtopieL Die Mensehen in bescheidener oder beschränkter Lage 
lind, in allen Lindem der Welt nnd besonders in einem Lande 
der Gleichheit wie Frankreich, den Gefühlen des Neides und der 
Eifersucht zugäntrlich, welch».' im «Iriinde der iut.n.s(liliehen Seele 
schlummern. AIm i- die hitelli^rentestt'ii unter den Arlx^itern wie 
luiter den Bauern begreifen, dass auch unter der Herrschaft des 
Kollektivisnius die Gesellschaft kapitalistisch bleiben wQrüe. lÄe 
Kapitalien lägen in den Binden des Staates, ständen jenen zor 
Veifiigmig, welche den Staat reparisentieren, und durch die Probe- 
aenn^hu«, welche uns unsere sosialistiaohen Deputirten geben, 
kSsaen diese heule wenig Vertrauen erwecken. 

Der Stsat wflre nngdieuer reich; aber man fOhlt, dass er mit 
Hilfe seuier wirtschaftlichen Macht^ einen erschreckenden Druck auf 
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(lio Individuen aiisfllfon könnte, man fflhit be^-ndris. das« d^r 
Triunipli de> Kolloht ivj>inus jon^n «i''i>i der Initiativ.-, jen«' indi- 
viduelle Energie erstickea würdiO, welche uaa beute soboa ein 
wenig witngain. 

Zwucbon dieaem Sozialismus, daeMii Triim^ oia UnglCkak 
wSro, und welcher auf «Ue FUlc mir einen TertbeqBBhendeii Zn- 
stiiid ichaflisii könnte, und dem optimiBtischeB libetaliBBOs, wtelcher 
die Stutmtervention «il eu Mmmmm rediiiHct, hat doh eine 
dritte Oedankenriohtung bemutgelnldet, die jeden Tag aoh venllrkt 
und unsere AnfmerkBamkeit besondere verdient. Es ist dies die 
Gruppe jener, welche der Meinung sind, da>s die wirtsihaft liehen 
rniwälzutisc*»!!. von defien ii li "ti-'n irenvh't liaUi, uotweudi^erNv eiso 
einige üble Folgen nach sich gezogen haben, das« iliese nachtei- 
ligen Nebeuwirkujigen keineswegs durch daa aUeiaige Spial der 
freien Konkuiiena beseitilgt wecdeu können. 

Dieeelbea glauben, dasa eine neue Wiriach afto f oifMBn ttg anoh 
eine neue Sonalgeeetcgebong erfordert 

Die Bntataliiing dieser Qedankenricbtung beruht, fiellaiolit in 
einem gewissen Hasse, auf der Furcht Tor dem Sotialismus; num 
erschrickt vor seinem beständigen Wachstum und man acceptiert 
eiu» !i Teil seines I'ro^numms, um die Gefahren der revolutionären 
Entgk'isiinf^ zu Vfrniti'iden. 

Aber es ist auch sicher, dubs viele sehr unterrichtete und ver- 
st&ndigo Mioner die Empfindung liabeu, es bestehe fOr sie, gegen- 
über dieser aus der wirtsohaftüchen Ikitwickeiung und aus der 
Sotstehnng der Grossinduetris hervorgegangenen Ficoietsrisienmg, 
ein „devoir social^, eine soiiale Pflicht Sie sehen ein, dass die 
früher mit Yoriiebe segenannten „dassea dirigeantes** itol ihrem 
Einflnss irerloreo haben, weil sie nicht begrifTen, dasi sie an giekher 
Zeit die verantwortlichen Klassen waren. 

So haben wir in Kratdvreich schon, dank dorn zunehmenden 
Einflnss diest^r Leuti , rin.' Arl»rit. i ^^cLutzgesetzgebuiig, welcher uiiin 
im Auslande nicht iouner gerecht wird, weil sie nicht thatsAchiich 
alle Wirkungen hervorgebracht hat, die man von ihr erhoffen konnte. 

Daa geschah vielleicht aus einem Uruudo, der wohl erwähnt 
werden muss. Es ist derselbe Orond, sxis welchsm wlhrend der 
ersten HUfle dieses Jahrhunderts unsere nationale Industrie sosu- 
sagen einer gewissen Asarohie ausgeliefert worden war: ea iat der 
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adimkBBlcae Triumph der Ideeo roa 1780, dtt pKtelioha und 
▼olMadige Venohwindea dar Eoiporatioiieii, dM Yartrat aUer 
DenilMrgaaiaatioii jador Art. 

Die Gesetzgebung des ersten Kaiserreichs war so weit als 
uiöglidi k>ntfemt von der Idee der Rescliützung der ^Schwachen, 
auf Wflrh»:' wir h^nte zurÜckg«:'k"?nnvM> sind. Erst im Jaliro 1848 
liegauii iiKiu wieder die Arbeit der Eiwachsenen zu regeln. Und 
wxik damak wutda dieae Ideeiibewaj^g taaoh wieder gelAhmt 

Bnt mit dem Oesetz vom 19. liai 1874 kami man eine be- 
tiiditlidiera BatwicUimg in der Arbeitei^gaaetzgebmig unaeres Laadaa 
teMutatieien. Dieaea Geeetz von 1874 beatimmt daa Ubdeataltar 

Am Kodes für die Zulassung zur gewerblichen Arbeit, setzt Maxima 

fiü die tägliche Arbeitsdauer fest, untersagt die Beschäftigung in 
gewissen Fällen, führt da« Prinzip des wöchentlichen Euhetages 
ein etc. etc. 

Seit jener Zeit haben unsere kgisIatiTen Körperacbafton, die 
nagUeUicherweiae durch Streitigkeiten lein politiaoher Natur tob 
üiren sosialen Aufgaben abgelenkt wufden (die Deputiertenkammer 
mehr als der Senat, wo der alte Liberaliamus aehr stark ist), nicht 
anlgehört, fdch in einem dem Ausbau der Sosdalgesetzgebung freund' 
lieben Sinne zu entwickeln. Die It t/.tcn Jieden von Paul Deschunel 
(nniiiii.hr in einpm hosondoron Uande „l^ut^tions sociales*' ffo- 
-anim.-lt) <;»'li*^ii am i>f>>teü dcu ToQ, auf Welchen diese dritte 
Kichtdug gestimmt ist 

Es ist mir nicht mfiglich, die ganze gewerbliche nnd Soiial- 
go s fl h g&b nng dea hantigen ]!^krei<^ tu schildem. Wir haben 
dvftber nun einige aehr gute Bfloher^ ans denen man sich leicht 
nateniobten kann. 

Wer sich die Mühe «'ines eingehenderen Studiums unserer 
gt^vüiit'ii Sozialgesetzgebung machen will, wird sich überzeugen, 
dass wir die von der Berliner Arbeiterochutzkonferenz aufgestellten 
Fnrdrrongen in allen Punkten verwirJdicht, in einzelnen 
Punkten aogsr flbarMhritten liabea, namentlioh waa die jugend« 
Üohai und die Arbeiter In den Bargwarken betrifft 

Gagen zwei Dinge jedcdi veihaHen wir nna liemlich akeptisoh: 
gegen die Fabrikinspektion und gegen die obligatoriseho Verrichening. 

a) Dm J^'abriiinspeiitioa erzielte (wie man das aut dem Ict&teu 
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Brüsseler Ärbeitersohutzkoogvefls sehr gnt geseigt hak) keine be- 
friedigenden Resultat». 

b) Was die ArbeaterverBicsboning aabekiigt, eo rerl»iiiieii wir 
nioht, weldhe Ehre es fOr die deuteobe Regierong bedeutet, daas 
de den Yereuob gemacht hat, durch eine die minutifiaeatea Be- 
rechnungen und eine enorme Arbeit erfordernde Orgmnfsailion dieseo 
grossen Geisseiii der Menschheit: Unfällen, Krankheit, Invalidität 
und Alter, enti^ejcrenzuwirken. Aber wir finden auch, dass der 
hifr/n in Bewegung gesetzt^ Mechanisiuiiö mit den erzielten 
ßoöultateu nicht in L l>erein8timraung steht. 

Bei aller Anerkennung der deutschen sozialen Gesetzg^ebung, 
der Art lud Weise, zn Gunsten der Arbeiter einzugreifen, kann 
ich nicht verhehlen, daae gevisee in Deuteohland notwendige Ein- 
griffe bei uns gefllhrlioh wftren. 

Bei unserer abweichenden Politik und unserer Verwaltungs- 
oigaaisation misstraue ich allem, was dazu beitragen kOnnte, die 
administrativen Interventionen und die buroaukrati sehen Einmisch- 
ungen in die piivaten Angelegenheiten der Bürger zu venaelnen. 
Geiwie aus diesem Grunde findet die Idee der [)rogres8iven Ein- 
kommensteuer, welche einer iMenge vou YQxatiüuen die ThQre 
dffnet, bei uns so vielen W^iderstand. 

Ohne Zweifel sind auch unsere Arbeiter aUe Anhänger 
einer grosseren Ausdehnung der Staatsintenrention im Gebiete der 
gewerblichen Arbeit Das ist bei ihnen ein ganz nattlrliches OefOhL 

Aber der gebildete Hann, die meisten der Professoren — ich 
spreche sogar von jenen, welche eich der 3. Richtung angeBofalossen 
haben — halten es fftr gefahrlich, noch weiter zu i^tlien. Was 
hei uns augenblicklich notwendig ist, il;is i>t «lit- EnlNvickluiig jenes 
gt'ii(>s>i'nschaftlichen Oeistw. durch web lien der Mensch, anstatt 
so Iitdiviiiuaiist zu bleiben, lernt, im Interesse der Gesamtheit cineu 
Teil seiner individuellen Interessen g* rn -am opfern. 

Ich denke Mu h, dass zuviel Sozialgesetzgebung dne Gefahr 
ist Die bestftndige Intervention des Staates schwioht das Qeffihi 
der persönlichen Verantwortlichkeit, ohne welches es keinen wirk- 
lichen Fortschritt giebi Ich halte es mit jenen, welche glauben, 
dass der Staat vorwiegend durch die Kittol der Stimulation, der 
Anregimg rnid dsfl Anstosses der Titesigen eingreifen soll. Tcfa 
gkube z. B., dass er allen, welche sich lüi' die sozialen und 
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MtkMwIOkoiioiDischeii VngeB in toiDori ewn, das wiBMScIuiftlidie 
Stadiim dieser Fragen eridohtem eoLL Wer diese erneten Pn>l>ieiiie 
«raaffioiL atadiert, wird nicbt Terfehlen, die Schwere aeiner Yerant- 
vortanf in fohkii. 

So, in dieeem Sinnef muBS kk die Sohaffung imaeres aiaat- 
licheü Aibcitsamtes, welche wir office du tiavail nennen, nur billigen. 

Eine Yerwaltun^verordniing vom 11). Aii^'uj^t 1S91 hat unter 
4<*m ?famen „offico du travail' einen neuen Apparat im Miniatärium 
für Uiütlei und Industrie geschaffen. 

Die'^er Apparat hat zur spezieUen Angabe, alle die gewerb* 
iidie Arbeit betroffenden Informatioiieii ni HunmetD und sn Ter> 
ttBBiÜQheD, namenilid) Jane, welcbe die Yerhiltniaae der Frodoktion, 
die Oiganiaation und Entiohnnng der Arbeit, ihre Beiiehiingen snm 
lapital, die Lage der Arbeiter eelbet und der Arbeiti besonders in 
Ihnheich aber anch im Atialand betrellbn. 

Sei es erlaubt, jetzt an der Seite dieser amtlichen Schöpfung 
eiuf. aii'lore zu nennen, welche aumhlieaöJich privater initiative zu 
fenlaiikon ist. dns .."MustV social". 

Diese Schöpfung knüpft sich an die Idee der Veranstalter der 
Auwteliong von 1889, eine Qmpp<^ ..dp TAconomie sociale^ an 
bOden. Nach der AussteUnng wurden die in dieser Gruppe Ter- 
eimgteii Doknmeafe in einem Saale des ,,ConeerTatoire des Arts 
et MMors^ (Qewerbemnsenm) nntergebrscht, bis dann im Hai 1894 
dar doreh seine pariameniarische Vergangenheit, ond seine Sunat- 
pSege, sowie durch seine grosse WohlthStigkeit bekannte Graf 
de Chambrun den Entschluss fa.sste, eine neue besondere Anstalt 
zu gründen, von der nian treffend gesagt hat, lIxss sie wie eine 
Sang- und Dnukpumpe funktioniere, indem sie alle InformatioDdu 
sammle, ordne und naciihcr wieiicr verteile. 

Seit drei Jahren hat die „Sociöt^ du Mue^ social'^ eine grosse 
ThAtigkmt eutAxrickelt, und hat schon mehrere Abteilungen ge- 
idMÜBn: 1. Ansfcunfleit 2. Missionen, 3. Iiorrespondierende Bütgiieder, 
4. Yortiig», 5. Bbßothek, 6. Ansstellong. 

In der Anskonftei verfolgt man den Zweck, allen denjenigen 
behOlfliGh SU sein, die ach mit sostalen Fragen be&asen, beaonders 
•b«r denjenigen, weldie Aber alle in Frankreich und im Aushinde 
gemachton Versuche im- Verbesserung der Arbeitcrla^o Bescheid 
wissen woUeii. Wer z. B. eine Berufe- oder eine korporative Üe- 
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noeaenBchaft oder tane G^seUschaft zti gegenseitiger Hflifaldstung 
grOnden oder ?on den wkon errMchten Verb ce B o ningen im Qebiet 
MJoher Gritaidiiiigea etwas wiaeen -will, eriUUt hkr mentgeltiioh 
alle wflnsdienswerteD Nachrichten. Dm diesen Aoskonftwümt 
wiriraam gn otiganittersn , hat man ihn in sfeben AbtflQnngea ge- 
gliedert ^ in denen kompetente nnd dwch Ihre Opferwilli^eit fflr 
das Gemeinwohl bekauute Männer th&tig e^iacl. Die Ableiliui^eii 
heissen : 

1. Abt* iliiiiu: für dio Re/iohußgen mit ailea sozialwisseaachaft- 
liehen GesellsoliafteiL 

2. Abteilung für agraritohe Fngen. 

i. AbteUoDf für das VeniohBnuigBweaen. 

5. Abteilung für das Pstnmatswesen. 

6. Abteilung fOr jniisttsche Ihigen. 

7. Abteilung Mr IGfliioiien, üntenochnngsii nnd Naeh- 

forschungen. 

Seinen verschiedenen schon autigel»ildet«jij DieustzweiiTeii wird 
Rieh demnäühöt ein aii«l< i t i- anführen. Das >fu84e Social wird im 
Müiiat November 1898 ein Herd der Anfeuening und ein Mittel- 
punkt der Sammhnig fflr aUe jungen Xieiite werden, welche aioh 
sooiologisoheii Studien widmen. £b wird dadorah beitrageo, die 
neuen Qenemtioaen w bilden nnd fOr das Werk der socialan Br- 
netMTung, man kann fiet sagen, der socialen Sefiaiation, widohe üue 
Vorgänger nur nndentlioh sehen und skindfen konnten, und weldie 
noch ihrer YervoUsttbidigung und Yervollkornnmung harrt 

Seit drei Jahren .sammelt das Mnsöe Social, mit der Alieicht 
einer späteren synthetiächr'n Yr nirlteitung. alle Materiulion , nlle 
Dokumente, kurz alle wcsontliuhen Rlemput»' ««iner uniiaNSi luiea 
soziologischen Untersuchung: StatiBtik, Monographien, Pläne, Modelle, 
Projekte, Statuten von verschiedenen Gesellacbafteu, der freien Hilfs- 
▼eraine, der GewerkrerBine, der Versicherungen etc. Man findet 
im Mu8^ Social alle nOtige Belehrung fttr das Werk der sosialeo 
BekonstittttiQn oder des sosialen FortsoihrittB. Da ist ein Speloher, 
wo die jungen Qenerationen sich heranbilden können. 

Und wenn iöh so spreche, eo ist es nicht alMn, weil ich 
mich auch ein wenig mit dieser Schöpfung beschäftige, sondern 
weil ich es fOr einen Irrtum halte, auxunehmen, dass die poU- 
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tiselien ümurilziiQgeB die Lug» der ViSlter «dir mindeni ktenen. loh 
teraage mane Aaflihannqng den Anetrengongen nioht, welche seit 
tkaem halben Jahrfanndert in Fnnknich gemacht worden sind) aber, 
mn ihre Tolle Fmöht tratren m kOmien, fehlte dieeen Bemtlhnng<en 

die vorhei^hende völlii;o Diin lidrinj^iing der Menschen, welche sie 
reiri*^n sollten, l iid ^« wisso von den eiieleten Empfindungen 
iriS]iin.'rto <i< ?ef-zo sind aus dem näniliehon Oninde fehlgeschlagen, 
zum Voi*teil6 der Demagogie, oder haben aum wenigsten nicht die 
guten Wirinmgen gehabt, welche man von ihnen an erwarten 
leohligt war. 

Gewisse Qesetxe, wie das Gesets von 1884 betrefliBiid die 
Syndioats prolessionels, dnd Waffim im Dienste des poli- 
tieohen Shigeises dniger weniger geworden. 

Die Schule des Mnsde Social wird eine Fachschule der Sooi- 

ologie werden. Sie wird fortfalnvn, die Gefühle des natürlichen 
Edeimutö m rntwickehi, üuü welchen heraus pchon mit langoin 
viele Unternehmer in Frankreich ihren ArbHitein (jutes gethan 
haben , aber sie weitien dieses Gute nicht mehr, wie es bisher 
gewöhnlich der fall war, aus einer fast nnhewiisf^ten Sentimen- 
taüttkt heisns thnn, sondern aus Uebeneugungan, die im Temflnl* 
tigeo Stndinm der ürabildnng der arbeitenden KJasoon gewonnen 
wurden. Wie ich zaror bemerkte^ hat die soaiale Frage bei nns 
sich mit grosserer Sdibfe erhoben als in anderen Ländern, weil 
di9 Rerolntion mit den alten Institutionen yollig uufgerftnmt 

kit; die iu der Ungleichheit der Lebensbedingungen wurzelnde 
soziale Frage erschien uns als ein Widerspruch mit dem Geist der 
Öieiehlieit. 

Et scheint mir, dass heute ein vertieftes Studium schon an- 
gs&ngen hat, uns die Ursache dieser Uagleichhcitcn begreifen 
SD lernen, besonders nns zu zeigen, dass sie mit fortschreitender 
Crrilintion sich wiieliUtigen xmd mehr nnd mehr kompliziert werden. 

Ja, die Elemente einer GeseiUBchaft sind forchtbar verwickelt 
mid iqgleioh kidensohaftlEoh und nnbewusst Es ist die Ehre, 
aber auch die Schwierigkeit dieser Studien, als wesentKehen Gegen- 
stand der Beobachtung den Menschen in seinen Leiden und seiner 
Freiheit zu haben. 

Man mtiss (imd da.s will mm aneh im Musro social) die jungen 
Leute, welche sich dem iStudium der sozialen Fragen ergeben. 
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antreibon, sicli niemals einzubilden, <las8 sie genug gethari hat>en, 
wenn sie lue und ila einige TliatHachen 8iifg(?lc»pn )iabt>n, uin mit 
dnem Schlage Torgeblioh a priori entdeckte Qeeelae zu beweÄBen; 
aie aoUen ebensowenig andere iBoUeite T h atoache n sneanimeneiiclien, 
am die Behanptongen anderer umiDBtoaaeo, welche ihnen mieaftülen, 
weil aie ihre bevorsngteo Kombinationen etOran. Sie mtaen tot 
allem aus sich aelbat herausgehen, mltaaen lernen mit ihren eigenen 
Augen, mit Aufmerk^mkeit, mit Folgerichtigkeit und anfe OhMise 
zu sehen. Sic müssen die leliende Gesellscrliaft beti-achten wie sie 
ist, und diulcii nioht versuchen, eine uieuschlicbe Natur nach ihren 
eigenen Tri^umeu fi-ei zu bcliatren. 

Sie mtaen noch mehr thun. Beobachten and Yerateben ge- 
nügt nicht: Ea mnaa Liebe dabei aein, man mnsa daa Hen ISlfben. 
Ha ist am hftuflgBten der Leib, der getroffisn wird, es ist aber 
immer die Seele, welche leidet Der Mann der Sosialwiaaenaohalt, 

das Ist der ganse Mensch: Die Beobachtung rnnss sieb ergänzen 

durch <la.> (b fühl der Brüdeilichkiit. Es ist dui-cliaus nicht genut^, 
alb ii.'iiicr Facliiiiami an den Gegenstand den Studmm.s lioranzuli>'t'.'ii. 
T)pr Strahl, der die Mauern durchdringt, dat» i^t der vom II- iv.-'n /nin 
üerzon gehende, das ist die durch die Qäte erleoohtete Intelligenz. 

Diese Wandlung der Geister kann sich nicht in einigen Tagen 
▼oUaiehen. Dafür ist viel Zeit und besonders Tiel Arbeit er- 
forderlich* 

Glilcklichorweise fängt man au, das zu verstehen. 

Die Leiter des Must'O Social wollen doch den edlen Versuch 
machen, dass Leute, die von verschiedener Meinung sind, anstatt 
sich erst im oifanen Kampf su treffen und in Berfihnmg dorch 
die polemischen Übertreibungen der Politik an seiui sich zoecBt 
auf einem gans friedlichen Boden kennen und sohfttaen lernen. 

Selu* oft liasscn sich die Menschen nur, weil sie sich nicht 
kennen. 

Gewiss, die sociale Lage in Frankreich ist tiübo; aber ich 
stehe ihr doch mit Vertrauen gegenüber. Ich sehe, wie sich am 
das MuB6e Bodal, um das Office du tnivail, um die Society d^teonomie 
Sociale Ton nah und fem eine Zahl von Minnem sainmelt, welche 
der anfruchtbaren rein pididflchen Eftmpfe mOde aind mid in 
wissenschaftlichem Geiste, aber nicht ohne gewissen hocfaainnigeu 
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QefQfalen gerecht zn weideD, den Sopfaiimiis in der sonalistisofaeD 
These leigon. 

Dm toiialistisdie Faniaeiegebilde wirkt T)esonders gefährlidi 
ilorch die unerreichbaren Hoffnungen, die es in vielen halbErebil- 
deten Geistern hervorbringt. Aber ich hoffe, dam niisei klaior 
g:e8imder Menbuhen verstand, trotz der niaiuluiüil tn w. it ^'fliendan 
Leidenschaftlichkeit für die Gleichheit, zuletzt alle Oefahren be- 
stehen wird. 



3 



Digitized by Google 



Was ist der Staate 

Von 

Dr. Schapp6| Geheimem Rop^ieningBnit, ord. Professor der PMIosopliie 

an der Universität GreÜswald. 
Oflhalten am 26. Oktober 1880. 



In den Systemen der Philoeophie pflegt anoh dem Stiate aain 
Fiats zugewieaen m werden. Yen ihnen sehe ich prinadpidJ ab, 

und ebeimo von aller Wertung der verschiedenen Sl;iatsformen imd 
Eiuhchtuii^en. Nur auf Grund der erkenn tnibtlieorutiftchen J^oi^ik 
und doi- I'svilii'loirii' will ich a\is den liifttorischen That«achen die 
B'mge: was ist der Staat? beantworten, wobei die Gesichtspunkte 
für die Ffdlc dee Erfahmngwnafcerials vou ealbst hervortreten* Auf 
Auseioanderoetzuiig mit anderen DarsteUnngen der Saohe mass ich 
der Kfirze der Zeit wogen Tenichten. 

Fragen wir: waa ist der Staat? ao müasen wir einaelnes, was 
ganz aicher unter dieeen BegriJf flUt, achon kennen, b. B. Brenaaen, 
China, das alte Athen. Sonst hStte die Frage keinen Sinn. Also 
muss auch dieser Begi-iff schon einigermassen , wenigstens als ein 
unklarer Gesamteindniok bekannt sein. 

Die erwar^hcndr lioflrxinn fühito zur Zerlegung der G«^samt- 
eindrücke in ihre Elemente und Momente. An abstrakte Momente 
knüpfen sich die Gesetze alles Gescheiiens, uüd der hchtige Art- 
nnd OaUnngabogrilf enthält ein Syatem von Gesetzen, nach welchen 
je nach ümatftnden und Bedingungen Einzelwesen von den und 
den Beachaffniheiten entstehen, bestehen und veigehen. Sie grenzen 
Gebiete des Seienden von einander ab und haben fflr jedea Gebiet 
die Bedeutung des beherrschenden Geaiohtspnnktes, welcher den 
Ansatzpunkt fflr die fruchtbare Übersichtliche Einteilung und Qlie- 
derung und die ganze Bohaudluugsart des Gebietes zeigt 
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Wer fragt: was ist daa? Terlangt nicht bloa einen Namen zu 
hOren, aondem Badüiohe ESnaichi in die Natur des Dinges, welche 
aller weiteren Untersuchung den Weg weist. Wer zum Pädagogen 

sagt: däs bind doch Menschenkinder? hat damit eine Direktion für 
sein Verhalten gegeben. Da« Präuikal uiu Mensch .Mitliält iiir/.Rhliges, 
was Anatomie und Physiologie, Pathologie und Psycliülogie lehren, 
wessen man aioh gegebenen Falles von einem aolohen Subjekt ver^ 
mkm kann, und wie rieiee anderes als ganz tinmögüoh anage- 
■chUman iat 

Wenn m dorobfOhitar ist, daa Beoht unter den Oattunga* 
bogiiir Wille oder GewolUea su aubaumieram, ao iat auch der Punkt 
fllr die apecSflaohe Dillieieas gegeben; wir aind aofcirt angewiaaen, 
mä ämn Subjekt dieeea Wollena, seinen ICotiTon und aeinem Inbalt 

zu suchen. 

Und findet sii h .mii ganz klarer und eiiilciirlitcndor Qattungs- 
Usgiiff zu dem BegiifTe Staat, so nuK-s ^idi aii<li von ihm ans 
Licht Über solche Punkte verbreiten, weiche iu Folge iiirer Ün- 
kkrheit zu den gemde eotgegengeaetzten Meinungen Anlass geben. 

Daaa dieeea gattungamlaaige Ifoment nooh unklar iat, wird 
ksom bezweifelt werden. 

Iat der Staat ein Stflok ErdobeiflAohe, wdobaa Menaofaen be- 
«oluiett, die eben bkMsa deehalb Stwtaangehfltige hdaaen? ün- 
mfiglielL Woher die Orensen, diesaaita welcher die Bewohner zu * 
dein einen, und jenseits welcher sie zu einem andern Staat ge- 
hören? Der Enlboden bleibt bestehen, auch wenn dei' Staat zu 
üxigtiereii aufLri'hoit liat. 

Sind die Menschenindividuen dov St;\at.' Sie sind eine Sunune; 
Hßd wenn nicht norh etwas hinzukommt, wodurch die vielen ein- 
lelaen die Eäoheit eines Staates ansmaoheUf so ist nicht abzusehen, 
waram dar eine an dieaem Staate gehOrt, der andere aber nioht 

Das Wort VMt o*eat moi bedeutet nur die Machtffllle dee 
Oberhanptaa. Dieaee allein ohne die StaataangehOrigen, welche ihm 
geherchen, iat gewiaa nicht der Staat Das Wort StaatBobeihaupt 
antencheid^ den Staat von seinem Oberhaupte. 

Die Menschenindividueu küiuit n iiocii vorhanden sein und doch 
kann der Staat aufgeliört haben zu existiemn. Wenn wir auch 
keiii Beispiel dafür aufühi*en können, es ist genug, dass wir diese 
Suk^todttioa in Gedanken vornehmen können! 

3* 
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loh gewartige die Aittknoft, der Staet sei weder das dne 
Dooh das aadeiei sondern beides sosammen, das Obetliaiipt und 
die gehoTChendeo StaatsaogehörigeiL Aber das „und*^ adgt mrat 
nur die Addition an, und dass das Wesen äeti Staates nicht in 

einer Summe bestehen kann, ist schon kku- gewunlon. Gewiss 
soll dann «las „und- iwhv bedeukjji, ula die blosse Addition, abei 
dieses Mein-, welches nun das ganze Geheimnis einschlies^t. i9t 
dani) eben verschwiegen und wir haben es m suchen. Und wenn wir 
es anch sogleich hinzusetzten, sf) wäre doch unpassend das Woson 
der Saohe in den Zuaats ^^ch^ hi ^om Verfailtnisse 

zu einander stehen*' gepackt» wahrend die Hauptbestinmiung „eine 
Anzahl von Menschen** sich su ihm gar nicht als etgentSobe 
Gattung veihalt. Ist eine Feuersbrunst ein Quantum brennbaren 
Stofl(9S, welchee in Brand geraten ist? Ist ein Kampf zwei oder 
mehrere Menschen, welche mit einander kämpfen? 

Um festzustellen, worin die Dinghaftigkeit oder der Ding- 
Charakter, den d(x^h dii8 iSubstantiv der Staat behauptet| besteht, 
betrachten wir noch einige Beispiele. 

Die Gastwirtschafti welche iigendwo existiert, ist weder das 
Haus, noch die Summe tou Menschen, welche als Wirt, Koch, 
Kellner fungieren konnten; Tielmebr existiert die Wirtschaft nur, 
wenn den Yertangendeo gegen Eotgelt Unterkunft und Nahnmg 
gewahrt wird, und sobald letsteres au^hfirt hat, hat auch die 
Wirtschaft aufgehört zn adstieien« Die Schule ist nicht das Ge- 
bÄudc, obwohl es zuweilen so genannt werden kann, und auch 
nicht eine Suiunie von M.'ii-;( h< ii : Orliäude und Menschen, welche 
als Lehrer und Schüler fuu^ioi.-ii könnten, k<5nnen vorhanden sein, 
die Schule 'xistiort aber nur dann, wenn die bestimmten Ilaiid- 
Inngen ^egelmä^^i^ stattfinden, Unterricht erteilt wird; und sobald 
dies regelmässig nicht geschieht, existiert die Schule nioht 

Wir haben es also mit Oescbehnissen zu thun. Ver& n derun gen 
von Dingen haben selbst den Charakter Ton Dingen (wie 
die Subetantivfonn andeutet) durch ihren inneren Zusanmienliang, 
indem de nach bestimmter OesefssmBssigkeit anheben, sicli fort- 
setzen und aufhöi-en. An< li <]as ränniliiii Ausgedehnte, die Raum- 
dinge haben den ^i!l^(•ll;uakt' r ni< ht in ler tastbaron Körperlichkeit, 
sondeni in der Einheit, welch*' •■in-- ^It lirhi'it räunilich auspodehiitcr 
ErsclieinuQgen durch ihren uaturgcejetziichon Zusammenhang bildet. 
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Dm itumliobd Ding, als Substrat der Terftnderuiigea ist 
Belbrtreratftadlidi dabei imenfbefarlich, aber das sich verftndemde 
Ding ist nicht die Veiinderung. Der fsUende Stein ist moht der 
liIL Der FUl, duroh die Subetantivfonn als ein Ding beseiohnet, 

und zwar als ein irgendwie lan^e heBtehendes in die Zukunft 
hiii. iijix'klieinii'» Bing, ist die H.'ilic (i.>r < »itsvoiHnderunfiren, welche 
Mit dem Verlust der UnltMlaLie naturgeöeUliuli anhebt, iliien uatur- 
gesetzlichen Verlauf und ihr ebenso naturgesetzliches Ende liat 

Der natuigesetzliche Zusammeobang kann auch dia Yer^ 
Änderungen mebrorar Dinge, onOgen sie gleicbieitig oder nach- 
süumder erfolgen, nrnnittelUr oder in Intervallen, gleichen oder 
ssgiflicbflfn, legehniasigen oder imrsgeliotoBigen tu einem Zeit- 
dinge MMftwiinfl nfiiiBBfin Isfwen. 

Das in die Zukonft hineinreichende Ding eines Kampfes sind 
nicht die kämpfenden Menschen, sondern ei> ist die Einheit, zu 
weUlier sieh eine Reihe solclier (ieschehnisso durch ihren natur- 
gesi« t/.liclien Aufung, Verlauf und Ende zu8amtueup«uhii< sst. Natürli« Ii 
rechne ich zu diesen Naturgesetzen ancli die Gesetze des Seelen- 
lebens, des Denkens, Fühlens und Wollens, und oft konkurrieren 
physische and psychische Oesetse. Auch die bestimmende Macht 
der Ereignisse der Insssien Natur TeigeBse ich nicht Aber sie 
virkt indirekt, dnrdi ihron Sfnflnss auf die körperliche Wirkungs- 
tt^kait und aof den GedankenTeriau)^ die QefOhle und Stimmungen, 
ms denen sich der Wille, zuweilen ein reflerionsloeBB Handeln, 
erhebt. 

iü allgemeinen Gruiidzügen gehört das Gesetz, nach wek^heni 
die Rektion a^if äussere Einflüsse erfolgt, zum Wesen des Menschen, 
e» determiniert sich durch Rassen- und Volkscharakter, und gehört 
in bestimmter Modifikation zum Wesen doe Individuums. 

Das Ende des Ereignisses lässt sich voraussehen, wenn die 
fineichong der Absicht, bea. die Einsicht in die Unerreichbarkeit 
derselben dem Handeln ein Ziel setxt Aber es giebt anch Be- 
dftihnsBe, velohe dauenid bes. bei bestimmten niemals ausbleibenden 
Anliaeen immer taih Nene befriedigt sein wollen. 

Nicht immer werden die Handinngen, welche ihm dienen, als 
ein bestehendes in die Zukunft lüneinreichcndes Ding aufgefasst. 
Z. B, die unzilhliti:eii Akte il' f* Essens uinl Trinkens gehören mit 
allen auderu iicit^csUsdiutuisäeu zu dciu eiiiea Uan^eu des Lebensj 
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welohes doh Ton dem eignen Sem auch nicht in Gedanken ab- 
treonen Usat, alao gar idöfat den Schein der ralatiTen Sellwlindigfceit 
eines Dinges neben uns gewinnen iuuin. Gens anders, iremi es 
Yereebiedene Handlungen ▼efsduedeoer Menschen sind, weidie zu« 

sammeu einem Zwecke dienen. 

Das Ding: unser Kränzchen oder Verein besteht in den regel- 
niS^iBig Aviodc.'rkt'lirt'ndon llandluiig'on dor Mitg-liedpr, "welche isiir 
verabi*edeten Zeit zuBümmeu koniuvii , Karten spiolon , rnnsizioren 
dergL DQi-fen wir ihrer Neigung hierzu — welche daa Motiv ist, 
einige Beständigkeit zutnuen und kOnnen wir nicht absehen, welche 
Süsseren ümstbide ihnen die Fortsetsung ihrer ZussmmenkOnfte 
unmöglich machen sollte^ so besteht dieses Ding auf unbestimmte Zeit 
Das Ding die Schule hat seinen ßestand in die Zukunft hinein, 
indem die MotiTe der Mteni, die des Lehien und iossere Um- 
BtHnde die regelmftssige Wiederlrehr der Eh^ignisse des Unter- 
richtens verbfli*^ii Dass diese BcdiUlüi»se \ind Motive tieferer 
Art sind, und dass die äusseren UmRtände, welche iial»ei mitwiiken, 
in viel ]i5ht rem (ha le Dauer vorepiechen, als im vorigen Falle, 
ist zwar ein sehr wichtigtr Tiiterschied, kann aber au der Sub- 
sumtion unter denselben höheren äattuogsbegriCf Zeitding nichts 
Andern. Wir nehmen ja auch keinen Anstoss daran, den denkbar 
schdnsten Menschenldb und ein Hftufdien Schmutz unter denselben 
Qattungsbegriff Kaumding oder körperliche Substans su snbsumieten. 

Ich behaupte nun, indem ich mich an die gani doher unter 
den Begriff Staat zu subsumierenden Einseidinge halte: da der 
Staat weder ein Stück Erdoberfläche noch eine Summe von Menschen- 
indivi(l\ic'n ist, so muss er in Veränderungen von solchen bez. in 
mensch lirlien Handlungen bestehen. Und liir diu bubsumüon unter 
Zeitding wini es ohne Belang sein, daas die je nach Anlass ganz 
sidier zu erwartende Wied. ik. hr der gemeinten Handlungen z. T, 
auf den edelsten cum MeDSühenwesen selbst gehörigen Motiven 
beruht. Der Staat besteht, so lange diese flsndlungen bei ge- 
gebener Oel^nheit regelmSssig ?oigenommen werden, und er be- 
steht nicht mehr, obwohl Land und Leute noch da sind, eo- 
bald jene Handltmgen s. B. die der Bechtspfiege trots dringenden 
Anlasses nicht mehr vorgenommen werden. 

Die Unter&ucliuug ist also nun uaf die beiden Fragen hin- 
gewiesen 
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1. ireioii68 siiid diese Handlangen? 

S. welcbes sind ihre Motiye bei. die Ursachen ihrer regel- 
mftssigen Wiederkehr? 

Wie sollte sich a priori deduciren laeaen, welches diese Hand- 
Imgen sind? 

Sehen wir auf die anffihrhaien Beispiele ans G€|genwart und 
Tergangenbeit) so s^gt sich als das staatansraachende Moment die 

"^h^t, welche darin besteht, das8 die vielen Individuen, wenn 
nicht in allcu, so in bestimmten Fällen einem und deiuseiben 
Willen gehorchen, gleichviel wie dieser Wille sich ausspricht uud 
vernommen wird. 

Fiktionen sind saweilen lehizeioh. fingieren wir eine Aniahl 
fon M a n schen) welche nebeneinander leben nnd Üinn und lassen, 
was sie wollen, ohne danach m fragen, ob das ihren Neben- 
m eDseben gefiOlt oder nicht, so wtoe diese Mehrheit von Menschen 
gewiss kein Staat 

üjid deiikeu wir andr.Tsoits eine Anzahl iit heneinander lebender 
Menschen von vollkommener Intelü^nz und Sittüobkeit, so könnte 
von einem Staate nur ia dem Sinne gesprochen werden, dass doch 
jedenhdls alles dasjenige gesohfthe, was va bewirken, und dass 
nicht gesohShe, was su veriiindem, wir als An^be des Staates 
ia m e e hen gewObnt sind. So zeigt sich als das Wesen^che von 
MeDscfaeDsiMten — denn jene allwissenden und heiligen Wesen 
sind käme Mensoihen — , dass regiert wud. 8d es nun, dass ein 
Individuum die Matht hat, sei es, dass eine Versammlung mohrerüi 
die höchste EntBoheidunp ^eht, sei m. dass ihre Geltung in kom- 
plizierter Wi'iso noch an veiscbiodeno ^lit Wirkungen und Be<lin- 
giiugen geknüpft ist, genug, es ist eine Steliü da, von welcher 
Anordnungen ausgehen, und die Oeheissenen gehorchen. Sie thun 
das Anbefohlene nicht, weil der Heissende sie inhaltlich von der 
fifttiUchkdt desselben Qbeneugt hat, sondern ev. auch gegen ihre 
psisonliobe Meürang und Keigang, blos weil die Weisnng von 
dieser Stelle ansgobt Erst wenn der Heissende den Anspruch auf 
Kachsehtimg erhebt und wenn dieser sEUgestanden wird, ist ein 
ftsit da. EUnzu kommt: Dieser Anspruch wird gegen jeden 
Striatsant^ehöriiren erhoben und von je<hMn zugestanden, nicht auf 
ürund eines persönlichen Verhältnisscb wischen dem Heissenden 
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und Qeh63Bseiieu, wie bei der Macht des N'aters über die Kinder, 
BondeixL blos auf Grund der Staatsangehörigkeit. 

Dooh dieses letztere Wert eothält eilte Schwierii^eit, welche 
auf ein noch nicht genanntes Moment der Sache hinweist 

stand die Staatsangehöiigköit in der Unterordnung unter die eine 
Centraigewalt, m wendet sich der Befehlende mit seinem An- 
s|>iMieli auf (It'liorsam aller eben an diejonii^en, welche sciioii nnch 
der Voraussetzung aus einem noch nicht genannten Grunde Oe- 
horsam leisten. Soll das nicht so sein, so macht die Staatsange- 
bOiigJceit die Voraussetzung einer andern Einheit, welche im emi- 
nenten Sinne eine natOrüohe genannt werden kann und genannt 
worden Ist Nun von dieser I Wenn wir dieser natOrlichen Ein- 
heit nadigehen, werden sich sugleich die obigen Fiagen beant- 
worten. Sowohl welches die gemeinten Handlangen sind, als audi 
welches die Motive zu ihnen sind, steht im engsten Ztisamraen- 
hang duiiiit; ilass der Anspruch auf Nachacht ung an alle Staats- 
angehörige als solche gestellt und von ihnen zug«'.>,taiidoH wiixl. 

Der Gegensatz wird hervortreten lassen, was ich meine. Wir 
kennen es denken, dsas sich Auswanderer auf demselben Schiffe 
zusammenfinden, welche nngeAhr an derselben Stelle der neuen 
Welt ihr 011U)k zu suchen beabsichtigen, und dass sie für ihr Zu- 
sammenleben, zu dem sie sich doch ge/.wungen sehen, Normen 
des Handelns festsetzen und zugleich eine Verfassung des Staates, 
welchen zu bilden bic besclüics.>cii. Für den Bestiind dieses bez. 
solches Staates sind natürlich noch andere MÄohte erfoitierlich, 
von denen unten die Kedc s<'in winl. Aber sie können erst ein- 
setzen, wenn das Gemeinwesen zu Stande gekommen ist 

Um dieses erste Zustandekommen handelt es sich nun. 
In dem gedachten Falle war in den EOpfto und Gemfltem der 
Grönder schon die Idee des Staates und des Rechtes mBditig; 

sie waren ja in ausgebildeten Staaten aufgewachsen. Hier sind 
Stiuit^uigehüiige diejenigen. \\ eiche zuerst aus eigner Überlegung 
imd Entschliessung sich binden. 

Wenn wir aber Staat und Becht noch nicht vosraussetzen, und 
wenn noch keine solche bewusste Überi^ung und Entschliessung 
möglich ist, so hsben wir nach den tiefer liegenden Quellen zu 
suchen, aus welchen jene Dinge entstanden sein mögen. Wenn 
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wir auch aus der Gesohiohte kein Beigpiel des status naturalis und 
d6B Oberganges in den Btetus civilis teoen, (also nicht bistorisohe 
Bnignisss historisch lo eiUiren haben), so haben wir doch in 
> den TcriiegendeD Gebilden die Beetandteile nnd deren inneren Zo- 

tinuMnhang aa&osnohm. 
I Da raus» an Stelle der bewnssten Überlegung und Ent- 

; scliliesBung, •welche in tlen Urzuständen unmöglich stattgefunden 
haU;ii kuriii. f'me Natnrbestimratheit treten, welche reflexionslos, 
I also üieUirlig wiikte. Es genügt nicht, für alles, was da t^osohehen 

I iBt, nur in Baosch und Bogen einen staatbildrnden Trieb veraut» 
j wortlich ZQ macheni nnd zu beduuipten: der Mensch ist nnn eia- 
mak ein (&ov jsoImk&p, nnd was ans diesem Grandtriebe folgt, 
hat dadnzeh allein schon seine Aatorititt. Der Trieb zur Staats- 
Uldang ist etwas su Kompliaierles; einfacher nnd begreiflicher 
I ist der sum Znsammenleben. 

I Den Trieb fasse ich als eine zum Wesen des Hensoben go- 

( hörige Gefühlsweifte, Lust oder Unlust, welche reflexionslos Jas 

IkiiUeln lenkt. Grundtiiub ist zugestandener Massen (üe Lust am 
j eigenen Dasein. "Was dieses an sich Wertvolle, d. i. das eigne 
' Sein erhöht oder vei-mehrt, miiss also Oegenstand der Lust, das 
I Gegenteil Gegenstand der Tidust sein. Dieses eigne Sein besteht 
im fiewusErtseini in dem Bewusstwecden von Simweempflndungen, 
Gedanken, Gefühlen, Willensregangen. Der licib, in welchem das 
I Ich sich findet, dessen es sich als des bestAndigen centralen Teiles 
alles seines Bewu s st s eineinhaltes bewnsst wird, heisst eben des- 
hdb der eigne Leib. Das Bennisstsein wird mn fto intensiver, 
und das keiisst : dar^ eigne Sein w ird vermelirt. je mehr das Icli 
sich selbst und von sich weiss, d. h. je reicher imd einheitlicher 
und tiefer sein Bewus?^t8einsinhak wird. 

Das Bewusstsein des Neugeborenen erwacht in unterstem 
KlarheitBgrade und muss seinen Inhalt von einem Nullpunkte an 
allmftlig gewinnen. Umiuig sowohl wie Qnalitftt seiner Sinnes- 
enpAndnngen sind rm der ritomliohen nnd zeitlichen Bestimmt- 
heit abhingig, Ton der Leibesbeeehaflianheit und von den ZulUlen 
des WeltlaniB, wdohe jedesmal grade dieses der Wahrnehmung 
tasten. Was an Gedanken sich einstellt, ist von den psycholo- 
giadien Bedingimgen der Entwickhmg, den Gesetzen der Repro- 
duktiuu »lud der sog. Api>erceptionsweiae ablitiiij^ig. luid die Go- 
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füliJ»' 7-. T. fliiokt von tlon Inihlichon Voj-gÄngen, z. T. von den. 
Vorstellungen, denen sie gesetzlich folgen. 

Sehen wir ganz von der Erhaltung des Leibeskbenfi ab, nad 
fngen nur: wie würde die £utwicklung des BewnietBeiiiB von ■talton 
g^ehen, wenn das erwachaende Indmdunm gins aUeiii alob aelbst 
flberlaaaen wflie? 

Ans den genannton Bedingungen der Bntwioldnng mliasle sieb 
eine ennlldendo Einseitigkeit and SintAnigheit des VorstellmigB- 
Verlaufes ergeben, und was sich den eignen Sinnen an Wahmehm- 
bai'om bietet, ist nicht genug, um zu liofripdityen. Versinken 
in btuinjtfsinn milHRtf» die Folge dieser l'iilM'frip.ligtlioit 4*ein. D\f* 
Steigerung der Bewusstseinsklarheit, aus welcher der Trieb zu immer 
höherer Entwicklung hervorgeht, kann nur in Folge dem Verk'"hrs 
mit Mitmenschen, der Mitteilung ihrer Vorsteüangeii mid Qeföiüe 
eintreten. 

Wir dürfen nidhl in nnseren eignen Erhhnmg«B bestitigende 
Beispiele snohen, sondern mir an den O^gensats des Anfwaobseoa 
in völliger Einsamkeit denken, um den Satz zu verstehen: dem 

Menschen kajin sein eignes Wesen, als das eines denkenden, foh- 
lenden und woMpruitMi Ich. orst dann, wvun rs im Miimeiisohen 
gegenständlich walu lu huibar ibt, kUi*cr werden und euergiscber 
seiae Kousecjuenzen entwickeln. 

Vor allem verbindet rlio 0 Tru inschaft der Gefühle. Wenn 
in der Übereinstinimung der Wabmehmmigen mid Ansicliten die 
objektiv wirkliche Welt der Dinge entsteht, so befestigt sich in 
der Übersinstimmnng der Gefühle die objektive Wirklichkeit der 
Werte. Diese Gemeinsamkeiten machen die vielen ündividneii wa 
einem Gänsen. 

Sehen wir also von dem Bedürfnis der gegenseitigen Htttfe» 
leistung in ;iu>s»'ren DitiL-'en — welches ja gross genu^' ist — 
ganz ab, so ergiebt sich schon ans dorn eigentlichen Westen de« 
Menschen, dass Verkelu* mit Mitmenscli. n imvortilgbares Bedimiiis 
ist. Es ist nicht behauptet, dass der von mir angedeutete Grund 
jemals als bewnsstes Motiv wirke. Aber wenn wir vor der Thatp 
Sache stehen, dass die Mensdien durch ihr Verhalten das Bedürf* 
nis des Zusammenlebens bekunden, so brauchen wir mm nicht 
mehr einen geheimnisvollen Trieb sn postnlieren, sondern dürfsn 
die EkUirung in der nachgewiesenen ErgänzungsbedÜiftigheit, die 
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•08 dem W«0ea des individuellen in- Baum und Zeit erwachenden 
BbwobbMiib ebunmt^ linden. 

Dwee ErginrangsbedOiffi^eit Terlangt nun aber nicht nur im 
Allgemeinen Ifitmeneohen, eondem vor altem Yetetindigimg in der 
Sprache und sodann eine wdtg^hende Überdnetimmung 
in der Auffa.-suug der Dinge und in der ganzen QefOhLsweise, 
welche fleh (in der ältesten Zeit jeiieufalis) nur bei Volksge- 
nossen findet. 

War der sog. Trieb zum Zufiammenieben au8 dem Wesen des 
Henschen verständlich, m stehen wir nunmehr \(>r reinen That- 
SMshen, Thatsaohen natnigesohichtliGber Art, v^oiie höchstens — 
wenn das jemanden befriedigt — ans angenommenen Zwecken des 
WeitBoli5pfQn and Begierers Yerstenden weiden ItOnnen, nnd sind 
inf das prihisterische Danke! angewiesen. 

Die ühterschiede der Rassen-VOIker- nnd StammeeeigentOm- 
lichkeiten sind «'Inf ach Thatsaelien. Dass Klima, Bodenbeschaffen- 
heit un l alle iluRser*^n TTmBtände auf Leib und Seele einw irkra, 
i-t V-kannt. Aber <lie Art der phyöischeii und psycliibohen Reaktion 
ist ja nach Kaßflen-, Stammes- und Volkscharakter eine andere (Zigeuner! 
Die Nachkommen enropäischer Kolonisten in Afrika und Amerikal) 

Fiagen wir: woher die Gleichartigkeit der Beaktion in jedem 
cinielnen Yolksgaaaen, so ist schon oft mit dem Hinweise auf die 
Tlwtnche der Yerarbung geantwortet worden. 

Wie geistige Eigentfimliofakeiten sich vererben können» ist 
vSUIg dunkel. Sie mögen von leiblichen abhftngen, aber nicht 
nur diese Abhängigkeit, sondern auch die Vererbung der leiblichen 
Eigentümlichkeiten ist nicht minder dunkel. Tiid die Enei^ie, mit 
wel<^her geiBtip^e und leibliche Li^^entünilu hkriten gedachter Btamm- 
eliem sich als (rrundzüge eines Yolkscbarakters Jahrtausende fort- 
erben, ';chlif'?slich ebenso dunkel. 

Das Wort l^atorbeetimmthett brauche ich nur im Sinne dieser 
Thstasdien. Also: Gemeinsamkeiten geistiger und leiblicher Art, 
welcfae nur als Naturbestunmtfaeit beadcfanet werden können, ver- 
Mnden eme Meihifaeit von Menschen und machen ihren Trieb, au- 
sammen va leben, verstindiioh. Sie «nd die natOrlicbe Einheit, 
▼on der ich oben spraeii , welche von der Einheit, die in der 
Suatsorraiiisation besteht (wenigstens in der ältcBten Zeit), voraus- 
gesetzt wild« 
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Die p.sv' holodsohen Erkläninfjfsmittel k-iinim sich nur auf 
Beiestiguiig und Dauer dieser tiemeinsamkeiteu lieziehen und setzen 
immer schon Zusammealebeo voraus. Die UrnprOnge dieser Ge- 
meinsamkeiten liegen aleo gant in dem berlUwitea piftitistonaGbeB 
Duakel. W6Uig reflezioDSios muss die gemdnsaine Spmdie ent- 
standen sein, in deren lauten (Uedera, Sprilofaen, Oebeten| das 
Beste, WM die Oenossen ans ihrem Hetsen kannten, Geoeingnt 
wurda YGllig reflezionBloe hat sich eine gemeinsame Anffiwwing 
der Welt nnd eine Religion, wär's anch nnterster Arf, eingefunden, 
völlig reflexionslos^ ein gemeinsamer Geßchiiiack und (iofüliisaus- 
druck iii allfii ( i.'hiiiurhon . Tri»clit«;n, Tän^.en. Sjiielcn, und völlig 
i-eflexionslo'^ endiieii eine ijvni. iuhame Billigung und Missbilligung 
sittlicher und rechtlicher Art, welche ursprünglich zusammenfielen. 

Wir müssen selbstverBtändiich von den liöheren fiulturstnfen 
absehen, auf welchen die vrsprQngliche Naturbestimmtheit, wenn 
auch nie gani yerschwindet, tio doch an ExUusiGnsknift abnimmt. 
Wenn erst der Verkehr mit fremden Völkern auch dei«n Sprachen 
erlernen, deren Sitten und ganze Eigenart kennen lernen tmd 
würdigen liest, wenn Wissenschaften und Künste aufblühen, so 
iiit mit dieser Erhöhung den geistigen Lebens auch eine DitTeren- 
ziirun;;- der Pers<inii(hk*'iion. eine Mannichfaltigkeit |iei>ö!iliclier 
Ansichten und Neigungen gegel)en, welche in den ernten Stadien 
unmfiglioh war. Da kann die verlangte T^dlTr/ting durch Neben- 
menschen auch in ein^ aurlcrii Volke, da kann Staatsbildung aus 
bewnsster Überlegnng und Entschliessung stattfinden. Aber die 
höhere Kulturstufe setzt die niedrigeren voraua. Und auf den 
ersten Entwicklungsstufen haben wir eine ml grOssete Gleich- 
artigkeit der Individuen in leiblicher wie in geistiger Beiiehitng 
ansnnehmen. An Gestalt^ und Qesichtsbildung einander Ähnlich, 
liuitou sie auch denselben Geschmack, dieselben Ansi* hten ui\d 
Gefühle. Für die Eikläiung der Entstohun^ dei- Si>i-<u-he i.>t diese 
Annahme unentbeiulich. bie illustriert auch die Weibei^emeinßchaft 
in der Horde, welche dif Fi .Ihistoriker statuieren. 

Der ursprünglichen Btjrniertheit gemäss erschien ihnen, was 
sie dachten und fühlten als das einzig mQ^ohe, und andere Auf« 
fiMSungen und Wertschitzungen galten ihnen nicht als andere, die 
sich auch verstehen lassen, sondern einfach als IVevel Der Wert 
des eigenen Daseins wurde nicht in dorn gemeinsamen gattungs- 
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mioageii Momente, sondern in dem konltreten Gänsen nut aHen 
Beinen speueUeten nnd indiTiduellen Bestimmtheiten gefunden, und 
wenn er auch in anderen Menschenindividuen anerkannt mirde, 

fio doch nur in solchen von derselben spt /i^ llen Bestinimtiiuit, 
ders^elben Sprache, Religion, Geöcliiiiiu l<s- und üeliilüsweisf». in den 
Volksgenossen. Von Natur hentjclit zueret naiver EguisniuH, 
m. a W. der Egoismus aus Borniertheit, sowohl in der Entwid^elong 
der Individuen, wie in der der Völker, und erst allmaiig, wenn 
die Bewussteeinskiarheit und das geistige Leben höhere Stufen 
en«icht, kann er flberwunden weiden. Nun ▼enieht (doh sowohl 
das Zusammengohörigkeitsgefflhl der Yolksgenosaen, durch welohes 
sie ein Gansee, em IndiTiduum werden, als auch der llgoiamus 
dieser Volksindividuen. 

Im Bewusstsein der ein/.chion ist als Gesammtstimmung und 
Gesiniiiiiiir uiigeychieden, was wir heut in der Theorie unteraoheiden 
kOmien und müssen. 

Es ist das Gefühl Ton dem Werte, dm ein solohes Ganses 
aberhaupt als Bedingung aller Venrollkommnung hat, von dem 
Werte, den giade diese spesietlen BestimmtiieLten, in welchen die 
Art des Tolkee besteht, haben mögen, und endlioh von dem Werte, 
den jeder sieh selbst, als diesem bestimmten Individuum, beimisst 
Da misdien sich Geffihle edelster und echt sitÜioher Art tmd 
borniertester Egoismus. Der plumpe Dünkel, mit dem mancher sein 
Ich geltfii l niacht, als wenn so was in der Welt noch nicht da- 
gewesen wäre, lässt das Wir l)ott)iien, und der ciii/.t'lno macht für 
dieses Wir die höchsten Änspmche, blos weil er dabei ist. 

Oben wurde das Wesentliche des Staates darin gefunden, dass 
eine Mehrheit von Menschen einem oidnenden Willen unterworfen 
ist und dass dieser Wüle mit seinem Anspruch auf Nachaohtung 
ach Dicht an einzelne auf Grund eines besonderen Yerh&ltnisses 
m ihnen, sondern an alle wendet Die Schwierigst, welche in 
di e s em „alle'* steckte, ist nun beseitigt Es sind alle Volksgenossen, 
die sich in Folge der gemeinsamen Naturbestimmtheit auf einander 
anirewiesen sehen, sich als zusaiiuuengehörig füiileu und zuöaumien- 
iebeu und Ipben wollen. 

Die Fragen nach dem Inhalt« dieses Willens und nacli den 
Motiven bez. der Ursache des thatsächlich geleisteten Gehorsams 
beantworten sioh im Ansohluss sn die letzte Bestimmung, dass 
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der oidnflnde Wille toh allen Naobachtuig verlangt and sngeslan- 
dsn erhAlt 

Wenn ßtaatsbildnng ans bewnsster Überiegong und ISnt- 
Schliessung erfolgt, so sind die ,^le** eben die sich Entschlieesenden, 

und ihre Entschliessimg hat auch die Machtbefugnis des konsti- 
tuierten Oberliauptes fostcT'^stpllt. Da ist, wie schon grisagt, die 
rd<'e des Staates als bckiimilc Macht schon vorausgesetzt. Soll sie 
nicht als schon vorhanden vdiausgesetzt werden, sondern wollen wir 
ihr Entstehen begreif« ii, so haben wir uns an die Gemüter der Yolkis* 
genoeaen an wenden, in deren Mitte sich eine solofae Qevait erhob. 

Wae in jenem Falle, dem der Steatebfldnng ans bewnsster 
Überlegung die bestimmende Macht war, wiid es auch m dieeem 
sein, nur eben ohne als Motiv sum Bemisstsdn su kommen, nBm- 
lich bestimmte Wertschitsangen und ein Oefflhl davon, dass die 
gedachten OQter ohne die Staatsei nrichtung nicht erlialten und 
nicht vermehrt wtntlen können. Und in diesem Falle schieben w ir 
nicht nur die Ü^boreinstimmnus' in den uredachten Oefflhlon und 
iStinirnungen der gemeinsamen Naturbestimmtheit zu, sondern lassen 
aach das übereioatiamiende Handeln, den Gehorsam, instinktiv aus 
einer Stimmung hervorgehen, in der die Gegenstände der Wertp 
schätaung nieht klar gesohieden werden und die WertsohAtBaogen 
selbst nicht als wohlbegründetes und formuliertes Üiteil sum 
Bewusstsoin kommen. Jodenialls muss der an alle geriohtete und 
von allen sngestandene Anspruch auf ünterordnnng sich aul solche 
Dinge beziehen, welche in Folge der genannten NatuiiMstimmtheit 
irgendwie alle angehen und muss die Unterordnung unter die 
Centi'jilsrpiwalt einem soichcu Interesse (gefordert erscheinen. 

Denken wir den Willen auftreten, dass dieses oder jmos um 
seiner selbst willen sein bez. geschehen solle oder nicht solle, so 
ist es dei'welbe Wüle, welcher in reflexionsloser Übereinstimmung 
in Folge derselben Naturbestimmtheit auch alles dasjenige wollen 
IflBSt, was als unerlissUches Mittel sur Healisieruag jenes Primar- 
gewoUten erscheint — jedenfalls eme entscheidende und ordnende 
CentralgcMralt 

Sowohl die Art dieser Macht und ihres Wirkens, als auch 

jenes primär Gewollte sind sehr vorBchieden. Wir dürfen eben 
nic.lit vergessen, dass wir es mit der Entwickelung von Bewusst- 
sein und dei-en Bedingungen zu thun haben. Glicht nur die nv- 



Digitized by Google 



— 47 — 



sprüngliche Naturbestiiiiintheit setzt ein gi'össeres oder geringem 
Mmb vod Intellicienz, von Lebhaftigkeit des YomteUena und FOhtens, 
das Yorlunscben gewiaaer Stimmungeii und Neigaugeu, aondeni 
auch alle iaeaerao ümatlnde hallen ihien Emfinas. Hb kommt 
aowohl auf den Giad der Eatwicidung dee geistigen Lebens, als 
aneh auf die besondere Richtung desselben an. Was als erträglich 
oder MiitM Iröglich gilt, i.st je nach der angeborenen uud vou äub^s^iron 
ürostärulen und Ereignissen liorinthisstoii (icfulilsweifte fehr ver- 
.s<.'iiietlt n . und die r<^eii Wirkungen, welche einti-öteii werden, 
werden je nach Verstandeaanlage und gemaohten ikfahrungen sehr 
veiachieden beorteät 

Wie man aich auch daa fintatehen einer ersten atntaBhnlidien 
Ofganiaaüon denken mag, immer hingt die eigentOmliohe Form 
und Art deiaeLben von den genannten Biktoren ab. Nicht die 
Idee einer oidnenden Oentialgewalt ftberhanpt atanunt aus der 
Bedeutung und Wertung der Farailienbeziehungen , sondern die 
reflexionslos sich voUzieiieude Übertragung dei-öelben auf die be- 
stinitute Person. 

Auch persönliclic Vnrzflg*- liowirkcn niclil die dauernde 
Einigung unter einem Oberbaupte, wenn nicht in dem Innern der 
Volksgenossen ein, wenn auoh nodi so unklnirs Gefühl von der 
Notwendigkeit aoloher Binignng lebendig iat und Bedflriniaae ge- 
fühlt werden, deien Befriedigung nur in der geordneten Gemein- 
•ohaft etteiehbar etaofaeiai Baa iat doch sohon evideiit, wenn 
■aKdi dem Tode dea einen fiäuptlinga ein anderor Anerkennung 
findet Der leere Fiats ist da und will besetzt werdmi. 

Kann das bioa von stumpfsinniger Gewohnheit lierkommen? 
Warum, sollten diejenigen Faktoren versciiwund^m sein, welehe zu 
allererst die gerutnnten Handlungsweisen zur (fewuhniicit werih'u 
liessen? Aucli in den ifäikn der grimmigsten feindechaft gegen 
allea Überiieferte ist immer nur eine Begierungaform an Stelle der 
andern getreten, niemala die Einigung unter einer Centraigewalt 
aniigelioben worden. 

Dasa die Unterwerfung unter den Machthaber wirklich gar 
keinem I nfancBOO aller einielnen diene, scheint in dem lUle evident, 
wenn ein gmsamer Despot nach Willkür und Laune schaltet und 
eine stumpfsinnige Menschenherde diese Herrscliaft wie eine Natur- 
onLnung erträgt. Aber wii- ira^m : wie denken diese, einer niedrigen 
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EntwieUtmigBStufe angohOrigoD Mensdien überfaanpt Aber Heil und 
Wohlfahrt? wie Aber deo Wert eines Menachenlebens? YieUebht 
nehmen rie so der WiUkttiherrBGhaft and der AnoiÜtsiuig fler 
Macht zn rein ^[oiatischen Zveoken keinen Anstoas und jeder ial 
dich dessen bewnsst, daas er es, wenn er die Macht des Heirw^ers 
oder eines Helfershelfers bekäme, ganz eV)enso treiben würde. Um 
so mehr wird er im bUnde R^'in. di»' Ürdiaing zu schätzen, welche 
sein DtJöpüt. trotz alles üm-crlits. welches er seihst verübt, doch 
wenigstens unter den Regierten erhält Sollte aber auch letzteres 
nicht der Fall sein nnd sollten die Unterworfenen von einer solchen 
möglichen Ordnung keine Ahnung haben und dennooh stumpfsinnig 
Gehorsam leisten, so mag man solchem TsrwunderUohen Gebilde 
den Namen Staat absprechen. Thatsaohen dieser Art kenne loih nicht 

Wie viel Beispiel und Gewohnheit vermögen, ist bekannt, aber 
ob sie allein ausreichen, um nnseie Staatswesen bestehen so laasen, 
lÄsst sich bezweifeln. 

OowiHR wachsen unzähliere auf, ohne sich jemals des Willens, 
dass '"iMf < 'rnti~ali;e\valt 'la sf*i, liowussl /u werden; die ünentl)ehr- 
lichkeit dieser Einrichtung ist ihnen n<¥^h niemals eingeftiUen. 
Wenn es angeht, suchen sie sirh Du-en I^tlichten gegen den Sta^ 
EU entziehen, und wenn sie gehorchen, bewegt sie Beispiel, Qe- 
wöhnong Ton Kindheit auf, Hoffnung auf Vorteile, Furcht vor 
NsohteUen. 

Der Staatsdienst emflhrt UnscAhUge tmd befriedigt Herrschsacht, 
Ehrgeiz, Eitelkeit Daher allein, mdnt mancher, komme es, dass 

diese Masclune im Gange bleibt und dass sich immer genug geistige 
uikI physische Kräfte finden, um die nötigen Dienst^^ zn leisten, 
Wi'lcrsppnstißfe zu /,wini,^rn, Strafen auszuführen. Gewis^I Wer 
könnte die Gedankenlosigkeit der grossen Menp- und die egoistischen 
Motive leugnen! Aber das ist die Frage, ob sie wirklich allein 
im Spiele sind. Man stelle sich ernstlich vor, dass kein Oeft&hl 
von dem Werte der Gemeinschaft und der unentbehrUohen Bedita- 
ordnung vorhanden wArc», würden dann jene EUrtoren aosraioheii, 
um die ftuasere Oiganisation entstehen und bestehen su laasen? 
Ich glaube nicht Wenn der gemeine Hann sich gar keine Ge- 
danken darni»er macht, das« und warum die Behörden mit ihren 
AuslUlii ungsorganon notwendiir -ind. ist doch nit ht zu vergossen, 
dass dio üedankeu über die Notwendigkeit blc« deshalb nicht ein- 
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Man, irail dloaee Notwendige xuemala fehll^ sondeni -wie eine 
adbstffetetlndliclie Einriohtaog der Natur ans yon Xindheit auf 
emgiebt Und wenn aooh maiiölier meinen sollte, daas daa allea 
gBnücht notwendig sei, so nntersoheide man den Irrtum über daa 

Mittel von dem uieichwohl jfewollten Erfolg. Dor Boseitiguiig 
einer Regpierung folgt immer die Eiusetzunc: einer iK uen. Also: 
mit den objektiv-giUtigen Motiven des Ht'lelil»'ns und Gi tKüt hciiü 
verbinden sich subjektive. Und das Bedürfnis naeli der ordnenden 
Macht findet nicht nnr nnter Mitwirkung der aubjektiven Faktomn 
seine Befriedigang, sondern wird Ton diesen anöh inweilen in 
ihien Dienst genommen. Aber wenn jenes Bedüifiiis nioht in der 
lenschennatnr vorhanden w&re, so wOrde das Spiel subjektiTer 
Istereesen keinen Staat entstehen nnd bestehen lassen. Ohne die 
IGtwirinmg der rein egoistisohen SelbstgeKUüe ist kein Staat ent- 
standen, aber wenn nicht zugleich das echt sittliche Interesse an 
den Ontem der Gemeinschaft und der zu ihrer Kriialiung iinent- 
litjliriichen Rechtsordnung vürhamlon ge\ve.sHii wäre und noch wäre, 
80 wäre kein Staat entstanden und bestünde keiner. 

Ich habe anderswo den Staat als Produkt oder auch YerkÖrperong 
des objektiven Bechtswillens, der durch sich selbst aus seinem 
Wesen hecaas cor realisierenden Einrichtung dringe, bezeichnet^ 
and erklSie nim dieaes Wort wie folgt: 

Das Sitteogeseta — so wie idi es danustelten versnobt habe 
— ist eine Eonsequenx ans dem gefOhlten Werte des gemeinsamen 
gattungsmässigen Wesens mid hat das ÜSgentdmüohe an sich) 
dass ^ aus sich selbst gar keinen Anhalt zu einer Kinsehniiikung 
gewährt. Nur aus der Natur des in Raum und Zeit in einem 
iieiischenleibe erwachenden Bewußtseins erpieht sich die Thatsache, 
dass kein Individuum jene Anforderungpn einschrfinkungslos er- 
füllen kann. Das Sittengeaetz z. B. das Gebot der Nftchsteuliebe, 
der Überwindung alles £l|goi8mttS wird so snm uneiieiohbaren Ideal. 

Bat das gemeinsame gattongsmassige Wesen abeolnten Wert, 
so mnsB das IndiTldtrom, in welchem allein jenes Wesen (für sich 
iit es ja ein Abstraktom) honkzete Wu^liohkeit hat, an diesem 
Werte trihiehmen. Deshalb ist ee nnTermadÜch , dass auch der 
Wert der Individuen als solcher gefühlt wiixl. War in jenem Fidle 
das Snhjekt zur S<'ll»stl')sigkeit verpflichtet, so darf es in diesem 
audi seinen eignen Wert fühlen und sieht sich in seinem egoistidohen 

4 
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GlückB&trohen nnr cing«8okr&nkt Dfther der Dnng lar reilisie- 
rendea £2innchtODg! 

Das Heil und die Wohlfahrt^ welche jedem Individamn ak 
solchem (bezw. Gemeinaciuiftsmitgliede) zugedacht nnd, kann in 

Schutz und F5rderiiii^ sowohl seiner rein subjektiven Interessen, 
als auch der ohjrktiv-p'nltigen , d. i. seiner intellektuelleu uiul rao- 
raüsehen Vcrvollkoimnnung gefunden werden. 

Der auf dem gefühlten Werte der Individuen als solcher be- 
ruhende und deshalb auf Heil und Wolüfahrt aller gerichtete Wille, 
der eo ipso zur realisierenden Einrichtung drfingt, sieht sich — 
freilich {e nach Orad und Eichtling der BewuMStarinaentwioklnflg 
— 1. durch das Prinzip der Gleichheit und 2. durch die Einsicbt 
eingeschränkt, dass weder echtes subjektives Gtncksgefnhl noch In* 
telligenz \hhI sittliclio Gesinnung durch äusserliclio Massnahmen 
erzwungen weixlen kann. 

Dieser Willo richtet sich nun naturgeniäss sowohl auf alles, 
was zum Keoht im engsten Sinne gehört, z. B. die vermögens- 
rechtlichen Normen, als auch auf alles « was zur Regierung und 
Verwaltung gerechnet wird, z. B. die FOrsoige fQr Wissenschaften 
und Kflnste, fAr Erziehung und Unterricht: deshalb habe ich ihn 
Bcchtswillen, wobei Becht natfirlich in einem weiteren Sinne zu 
verstehen ist, genannt. Und in diesem Sinne ist die Staatseinrich- 
lung riudukt oder Verkörperung des objektiven Rechtswilleus. 

Viel Mächte anderer Art beeinflussen dabei noch das Verhalten 
der einzelnen, aber die verbindliche Kraft dieser Befehle und 
Anordnni^n stammt nur aus der objektiven Geltung derjenigen 
Wertsohfttzungen, in welchen ich das Beofat (im weiteren Sinne) 
gefunden habe. 

Die inhaltliche Identitilt des auf ihnen beruhenden Willens, 
macht die vielen /ji » jner Kinheit, ihre Willen zu einem Willen. 
Die Ik'Uauptung, tiuöt. der Staat eine Person odrr auch eine Ge- 
tiamtpersöniichkeit sei , hat entweder diesen Sinn oder keinen. 

Oben habe ich den Stsat nnter Zeitduig subsumiert — sein 
Sein bestand in der psychisch-natuigesetzlichen Wiederkehr be- 
stimmter Handlungen nnd der Grand ihrer regelmSasigen Wiederkiefar 
lag in der Katurbestimmtheit des Volkes, welche einen solchen Willen 
entstehen Hhist Wie kann man von diesem Staate sagen ^ dass 
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er ehros thoe? kann er Ansaber einer ThfttigiEeit sein? Wie 
Subjekt von Rechten und Pflichten? 

Zunächst bietet sich die Erkläning: der Stint ^vinl Sulijekt 
oder Aiisfiber diosfs Tluinfj «rc'Tiannt, weil dieses Thun ein'' von 
jenen Hamllungüii iat, in »Ioi^mi naturgeüt'tzliclit'i- W tedei kelir der 
Staat besteht. So sagt man au< h: dt i- Verstand sage einem 
etwas, der Wille wolle etwas, und da» hoisst; was jener sagt, 
nämlich ein Urteil des und des Inhalts, und was dieser will, nfim- 
hch die Begann; des Wollens des und des Inhaltes sind je eines 
von den Ereignissen, welche in der zum psychischen Sein gehOiigen 
Notwendigkeit ihres Eintratens bei bestimmten Anlfissen, jene das 
IKng Verstend, diese das Ding Wille ausmachen. 

WeiiU bei Homer der Krieg die Männer mortlet, so ist zu 
verstehen: die Ersoheinung des Männermordens gehört zu denjeni- 
gen, welche in ihrem phobisch 'naturgesetzlichen Eintreten das 
Ding Kri^g ausmachen. 

Doch da die Handlungen des Gehorchens, obgleich sie gewiss 
xadi zur Existenz des Staates gehören, niemals dem Staate als 
ihrem Ausüber beigrlegt werden, so lä.<st ihn dns Wort, der Staat 
thue etwas, nur als die ilaMdlun<:e?i des Anniiinvus und Beftddcns 
«lenken. Können letztere konkrete Wirklichkeit nur als Handlungen 
natürlicher Menschenindividuen haben, so eESohünt der Staat als 
diese Individuen. Aber wir dürfen nicht veigessen, dass diese doch 
immer nur von Seiten ihrer Funktion, von Seiten dar Autoiitftt, 
wellte ihr Beruf ihnsn giebt, gedadit werden. Ilire Anordnungeo 
smd Btaafausnaachepde Handlungsm doch nur in der Vcfaussetsung, 
dass sie eben daslenige, was der oben genannte objektive Beohts- 
wiDe will, realisieren wollen und sollen, dass dieser de su sdner 
Verwirklichii!!!^ aiisersehen hat, welches Wort den oben eikliUteii 
Sinn liat, dase» sie in jener btaatausiiwcliojiden Gesinnung und 
Stimmung der Volksgenossen als Verwirklicher ihres Willens an- 
erkannt sind. Die l^iage, ob der Staat auch das ßecht iiabe, Ge- 
aetie xn geben und Anordnungen su treffen, hat dann keinen Sinn. 

Aber In Ansehung des bestimmten Inhaltes gegebener oder su 
gebender Ooootie und Anordnungen ist schon behauptet worden, 
dass ein Staat Pflichten, welche er habe, nicht erfülle, oder dass 
er sein Hecht überschreite. 

4» 
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Man sollte mfimea, da« die Oiigane des Staities für fleU und 
Wohl&hrt aller so Borgen werte, vie die Oemcinechafft fiber ilur 
und aller einzeliien Heil und Wohlblut denkt und fQhlt Sie 
stehen ja nnter derselben NiatnrtwstimintiieKa wie alle andern. 

Wenn doch solche Anklagen Torkonunen, so ist zn ihrem 
VersiSndnifi zweierlei in Betracht zn ziehen: 

1. Di'" Kntwiokf^Iung des Individuums, 

2. Di»' Kiitwickt luiier der Geint iiischaft. 

Im gemeinsamen gattungsmässigen We^en lifgi^n die Nonneu 
des Denkens, in ihm auch bestimmte Gefühls weisen, welche, wenn 
auch immpr in nationaler Determination, mit dem Ansprach auf 
objektive Geltung auftreten. An den Bedingungen nun, unter 
welchen die Entwiökelung des individuellen, in dem Leibe eines 
Neugeborenen erwachenden Bewusstseins vor sich geht, liegt es, 
dass trotzdem so viel falaches Denken vorkommt« trotzdem so viel 
Wertsohfttzungoi imd entsprechende Handlnngen, welche von den 
Volksgenossen in bestimmter Zeit als Verirrung, Verrücktheit, 
Sünde. Unrecht qualifiziert werden. liCtzteres dann, weim die Zu- 
witlcrliMiHlt'lml'jii iiiclit iler iM-sTt'hciiden eiiif ;i?im.-Mich bossere Norm 
entgegensetzen, welche gleielitails mit dem Ansprucii objektiver 
Geltung aufti-itt soudem um ihrer rein subjektiven Interessen willen 
die geltenden Normen verletzen. Wenn einzelne Staatsorgane so 
ihre Beru&pflioht vedetzen, z. B. durch persönliche excessive Dumm- 
heit, Faulheit, Herrschsucht, Bestechlichkeit, so pfl^ man nidit zu 
sagen, dass der StsAt seine Pflicht verletze. Erst wenn solche 
Misswirtschaft sich verbreitet und Dauer gewinnt, weil die nötigen 
ffinrichtnngen zur Verfafltung bezw. zur schleunigen Abstellung 
solcher Üel>el8tände fehlen, kaiui der Entlüftete sagen: „Der Staat 
mtisste solche Einrichtungen treffcTi, (lafür M)ipren. dass <'tc." 

nnbei ist der Staat als dei- TiiU-'u-iitV «1er Funktiniipn gedacht, 
durch weiche die Gesinnung, aus welcher er hervorgegangen ist 
bes. Bestand hat, verwirklicht wenleu soll. 

Fingieren wir: alle nur erdenkbaren besten Mnriclitungen 
wiron getroffen und dennoch versagen sie alle, weil Überall un- 
gewissenhafte und untOchtige Ifänner im Amt sind; wira dann zu 
urteQen, dass der Staat seine Pflicht vetsäume? Wenn es sich 
nicht wieder um Binrichtungen handeln soll, welche diesen Fall 
SU vedifiten geeignet sind, so müssten wir annehmen, dass es in 
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diMm Volke ttberiuuipt an der nötigen Zah! bnuichbarer Mfennw 
fBUe, und dann dnilsD wir uns erinnern, daas die fi^grilfe Beoht 
mid Pflicht des Staates die Reflation atif die BtaaÜbildende Oeeinirong' 

tler Volksgenossen in sich schliesüuii. Was aus dieser als zwinmMulf 
Fol^ming hervorsteht, ist Recht und Pflicht diesoa StJiat^^s. Sind 
in liem gedachten Vuliie wirklich nicht gtjnng bmuclibare Männer 
TorhandeiK so ist diese Miss Wirtschaft für diese Gesellschaft gut 
geong und ihr gecrf>nnt>er, d. h. der in ihr herrschenden Ctesinniing 
gegen&ber h&tte ihr Staat seine JPAicht nioht verletzt 

Srst wenn wir Ton dieser BeUtion absehen und von einem 
anderen Standpunkte ans dem Staate bes. den Staaten ihre Aufgabe 
stellsn, hat die Fkai^ wieder Sinn. IWiren wir, dass dieser Staat 
seine Pflicht nicht erffUle, so verstehen wir unter Staat nicht mehr 
bloß den Inbegriff der Funktionen, sondern wir verstehen unter 
Staat dann zuL-^lei -h die npsinnnnc un<l den geistigen Zustand des 
VoIk >. aus welciieui dift^e beino lliatsächliohe Regifiiiiig herv(iri;''ht 
und in dem sie wurzelt Unser Urteil, dass dieser Staat nicht 
seine Pflicht thue, beniht auf uneerem elhisfüien oder auch geschichts- 
pbilimophischen Standpunkt», weidher den Staaten ihre Aufgaben 
sawost 

Hiennit haben wir auch schon den swetten Punkt berflhrt, 
sns weichem die AnUagen aul Pfliohtveisaumnis und Beöhtsüber- 
scfareitung verstlndlkh werden sollten, nimlich die Entwicklung 

von Gemeinschaften. Nun handelt es sich bloe um den Inhalt 
!?egebener oder zu gcbcüder Gesetze, nicht um Verfehlungen 
einzelner Or^^iie des Staates. 

Die Natiu'bestiunutbeit, welche einst in Sa< lit-ii des Heil«; und 
der Wohlfahrt aller auch im SpozieUen üt»ereinstimmond urteilen 
ond fohlen licm^ spricht minder deutlich und beetimmt, wonn die 
Oemeinsohaften grOsaer werden, versohiedene Berufs- und £rwerbe- 
irtsn entstshen, wenn die Bevölkerung teilweise ganx verschiedenen 
Bnflflssen von Seiten der Süsseren Natur ausgesetzt ist, wenn im 
Yeikehr mit anderen YQlfcem der Gesichtskreis eich erweitert, mit 
dem grosseren Keichtum des geistigen Lebens eine grossere 
Ditfeteiiziemng der Persönlichkeiten bf-t^innf , eigenes selbständiges 
N i< hdenkeü und Erleben individu« llf Atisirlit.n und Gefflhlsweisen, 
die wtit von einander abliegen, hervorbringt, wenn ein Teil der 
öefölkeruag zu hdlierer Bildung in Wissenschaften und K.ansten 
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gelangt, während ein anderer in völliger Ungebildetheit veriuint, 
Venn teils friedlicher Verkehr, teils kriegenaohe Ereignitae Misohang 
Tenofaiedener VOlkeraohaften einlieten ISast 

ünd bei der sunehmeocleik KomplisieiifaeU aUer LBbeBamfailt- 
nisee, namentlich in wirtschaftUoher und pdlitisoher Benehnng, wird 
die Ftage, welche MawiiMihmeii soletst dem Heil md der Wobl&hit 
dee Qanien am meöeten dienen werden, von einer teohniBohen 
Schwierigkeit, dass die Naturbostiinmtheit, welche bei den einfachen 
ursprünglichen Verhältni.-seii aiisi-eiphto, völlig niizuiviclioiid iRt. 
Ich will nicht gelengiiol liuben, dass in *len Aiif<>r"löruiigen an 
Verwaltung imd ReohtspHege sich immer noch nationale Bestimmt- 
heit finden wird, aber in der grossen Zahl schwieliger spezielle 
Fragen kann die Natnrbeetimmtbeit nicht mehr au einer einmfitigen 
BntBoheidnng fOhren. 

Wird also geatritten, ob der Staat ra dieser oder jener Mssb- 
nähme das Beoht habe (s. fi. au den Massnahmen des einstigen Kultur- 
kämpfen, zum Schulawang, Impfawang, aller BeTormvndnng>, so Hast 
sich aus dem blossen Begriff deß Staates absolut nichts deduzieren. 

Iiumor sind es andere Standpunkte, von welchen au» ßeweiso 
füi* oder gegen versuclit werden. 

Mancher deduziert au« den Absichten Gottes, und \v«'un er zu 
wissen glaubt, daaa Qott eine Kirche gegründet liat, um die Menschen 
doroh sie zu ihrem ewigen Heile zu führen, so begrenzt er Auf- 
gäbe und Beoht des Staates Yon dieaer Seite her. Vom zeligiösea 
Qlanben müssen wir absehen. 

Am plansibeüBten erscheint die Binsofaiinknng der Uaofai- 
befognisse des Staates durch das Sittengeeeti. Aber kh glanbe 
anderswo bewiesen eu haben, dass der Staat selbst auf einem 
sittlichen Fimdaiuciito rulit, den sittlichen Überzeugiuigen seiner 
Angehörigen. Die Khit;* . dass er buu Recht Oborschreite. ho- 
hauptet also, dass t-r im \Vid<'i>]irunh mit seinoni cigöuen W esen 
stehe. Wenn nicht die vielleicht sehr törichten Massnahmen 
einaebier ('unktionäre gemeint sind, so hätte die Klage den Sinn, 
dass die Staatsangehörigen mit ihren sittliohen Überzeugungen 
solche Kasanahmen, wenn nicht direkt selbst trelfen, so doch her> 
beifOhren hellen und gutheisBen, welche ihren sittlichen Über- 
aeugungen widersprechen. Soll das nioht so sein, so veitritt der 
Ankliger seinen ethischen Standpunkt gegen den anderer Menschen. 



Digitized by Google 



— su- 



is andenn IftUeo wiid bekaontlioh iron Tolkswirtachaftlichen Oe- 
nehtspanktaii ans deduziert In lefefter InslanB handelt es sich 
hnmer darnm, waa som »wahten** Heil nnd snr „«abien** Wohl- 
fahrt gerechnet vird, und wekhea die piaktiaeh irirkaamBteii 
Ifittsl aean mfigen. 

Äusserte sich die nationale NatiiiiH'stininithoit in iirsprOn glichen 
pinfafhsten Verliältnisseu direkt in reflexion-losor riit^reinstiramiinc, 
lao 'Mit hv ut oiiio Fülle von Retlcxioiien über das» ZnträglichHte, 
die wahren Aufgaben und die besten Mittel von den einselnen 
»HS. welche zu überseugen oder doch zu überreden Tersuchen. 

£üi Beoht anaser oder Uber dem Staate, nach welchem die 
Rechte dea Staatea beneaaen werden könnten, gieht es nicht Ea 
mltatB wiederam ein noch höheres Recht geben, nach welchem 
die Entaohädmigen dieeee Beohiea beurteilt werden könnten nnd 
00 fort Hat derfeoige ein Rächt, deaaen Wille vom objektiven 
Rechte bejaht wird, 80 kann inan nicht wieder fragen, welche 
Rechte das objektive Recht und doi* Staat als Verköriwruug oder 
(hgan desselben haben inr>go. 

Ist daB Hecht und die erste staatbildende Organisation auB dem 
Yoike hervorgega»g6D, so scheint damit zoglaioh die Volkssouveränetät 
behMiptet lu sein, nnd aus dieser fiehanptung schien nnd acheint 
henl noch maaohen die Folgening hervonngehen, daaa, wenn der 
B^gieier seine Macht vom Volke erhalten hat, letzteres auch das 
Hecht habe, sie üim jedeneit wieder abannehmen. Aber nach 
Bwuier Darstellung der Sache kann die erate Organisation namöglieh 
dnroh einen Vertrag zu Stande gekommen sein, ans QHlnden, 
welche ich hier nicht ;m finzeluen darzidegen brauche, und 
unm^^lich durch Wald Ol«» rhauptes, dem alle sich zu uiiter- 

werftjii gelübt hätten, also luclit durch h. wusiste Überlegung und 
EntSchliessung. Von selbst muss sie erwachsen sein durch die 
BtiUe Gewalt der Überzeugung, welcher wir objektive Geltung bei- 
■isien. Hat dieae 0esinnnng (von mir oft objektiver Sechtswille 
gOMumt) objektive Geltung, so hat sie auch die Oentralgewalt mit 
aUen ihren Anoidnungen, welche aus ihr hervorgegangen ist 

Je weniger die Natnrfaestimmtheit — nach der oben ge* 
nkhnelsn Entwicklung der Oentieinweseii — ausreicht, um in 
•Ben einzelnen Fragen eine einrnfitige Entscheidung zu geben, desto 
unentbehrlicher musa die oiilnende Macht erscheinen, wie ein 
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objektiv vorlian»loncs Wesen, als Orgau >\c^ objektiven Hocht.-willons. 
Das Dunkel ihrer ei-sten Entsteliiinp: liat sie oft mit den (iötteni 
in Verbindung gesetzt. Nach dem Begriff der Sache küiuite aJao 
von einer aogan. ZurOckuahiue des fitigienin^nftragos von Seiten 
des Yolkes nur dann die Hede sein, wenn diese fi^ieniog wirklich 
aofhOrte, Produkt oder Yerkflipenuig dee objdrtiTeD BeehtewiUeos 
TO aein. Aber wenn idi oben diese Begienmg aue dem Volke 
hervorgehen lieea, so wer das Tolk doch nicht im Oegenaalt sur 
Regierung godaelit, sondern die Begierer gehörten mit su dieseai 
Volksganzen und nach der Voraussetzung ist der objektive Rechts- 
wiUe (60 wie die Natuiljcstinaiitiieil des Volkes ihn hervortreten 
iSfist) in iliiien gerade so lebendig, wie in allen anderen. 

"Wenn das Volk das Recht haben soll, seinen Auftrag zurück- 
zunehmen, so ist das nach Analogie des einzelnen Menschen ge- 
dacht, welchem das objektive Hecht das Recht gegeben hat, sich, 
soweit er nicht mit andern Hechtanormen in Konfiü^t kommt» nach 
WiÜkOr und Laune su entsdieiden. Sein WiUe gilt, gleichviel 
welche Motive er hat und wie richtig oder unrichtig er aioh die 
Dinge denken mag. Er kann einem Mitmenschen Aufträge geben 
und kann sie xnrfloknehmen. So wurde daa Recht des Volkes 
(nur als die Hegierton gedaelit) beurteilt. Aber diese Folgerungön 
sind hiiifällii;, wenn wir wis8en, dana es sieh nieht um den Willen, 
wie er im suhjektiven Reclite zur (leJlun.i; kommt, hand<-lii kann, 
sondern um oiue objektiv gültige WertscbAtzung, auf wcloher der 
objektive Rechtswille ruht 

Wenn die Begienmg selbst den Beruf in sich Kkiüt, den ob- 
jektiven Beohtswillen zu veatisieien, und ihren Beruf au ecfOUeo 
übeneugt ist, wer entscheidet endgiltig darftber, ob diese im Iritam 
ist und ob der objektive Beohtswille wirklich nur von den Begsorten 
vertreten ist? Und erst recht: wer entscheidet, wenn unter den 
Regierten selbst erhebliche Meinungsverschiedenheit stattfindet? 

Sollte die Alajorität entscheiden? Verarowaltigen kann sie; 
aber wenn aic rechtlich entsehoidon soll, so miis.ste eine Vei-fa.ssnng- 
da sein, welche für den gmlachtt>n Fall (üe nötigen Restinimimgen 
getroften hat. Sind solche nicht vorhanden, so ist nicht abzusehen, 
in welchem Sinne ein Teil der Begierten, wär's auch der grossere, 
,4ss Beoht^ beanspruchen konnte, den sog. Begierungsauftnig smUök- 
ssunehmen. Aus meinen Vorauasetaungen folgt es nicht 
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Sehen irir auf die ans altar und nener Zeit bekannten histo- 
rinhen Eralgniase, so darf ioh ein Wort aus meinem „Gewohnheits- 
rechte 8. 145 anfahren. 

^di kann nnr aol die Thatsaehe binweiBent dass zaveUen 

<lie innigsten und tiefsten Überzeugungen von Menschen einander 
entgegenstehen, Wer giebt in lotztor Instanz die unfehllwaro Ent- 
scheidungi' ¥m geiiöri eben auch dit^s /.um .^^''tl^(•h<•llluul, dva» viim 
solche nicht möglich ist und dass wk auf die Entwicklung ange- 
wiesen sind. Auch die innigste un l ii -fste Überzeugung von einem 
absolat Seiosollenden, einem sittlich oder reohtUch Gebotenen kann 
anderen ganz irrtOmlich nnd die ihr entspreohende fiandiiing als 
Unreoht eiseheinen. Und wenn die Übeneng^g dieser anderen, 
dMS das durchaus nicht geschehen dürfe, ebenso tief und innig ist, 
so wird bekanntlich ohne jedes Oewissensbedenken, vielmehr von 
beiden Seiten anf Geheiss ihrcs Gewissens zum Kampf gesclintten.'' 

Die Wünligung dieser historischen Kiei^nisso, wie auch das 
heiuilichö Gmuen vor dem lievintliau, dtiui Staat&imgeheuer, gehören 
in das Gebiet der Fhii«jäophie <ier Gest^hichte. 

Mein Anfang sollte und konnte sich von aller Metaphysik 
lemhalten, mein Schluss weist auf ungeltete Probleme hin, weiche 
sar Metaphysik gerechnet werden. 
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Die Yolksaberzeuguüg als Kechtequelle.'^ 

Von 

Dr. FriU Stier-Somlo, üerichtsaPB^Bor, Beiiiu. 
Oehalton am 13. DcaenibM: 18d9. 

Der Wert derartifcor Arbeiten liegt keinoa- 
wogB in ihroin niomala sichor za koDstatio« 

n iulcii iit»h;»lt an ahsolut.T Wrihrheit, 8on- 
d'Tii \ icliiii'lir darin, ub i.'oi tfnot sind, 
ein tn>ilK'ii>i>!« Moment in d)Mn \vi>wn»ßhjift- 
lichou ErkeuDtais-FroMis« zu werdon. 

L 

Die Lehre. daBs die Volksüberzrii-cinig „die einheitlicho und 
fundamentale Quelle des Rechts" liat bis weit über die Mitte 
dieses Jahrhunderte hinaus in d(3r Bechtswii&sciiscliaft als Dogma 
^^herr8<dit Wenn sie auch ihren Ursprung der historisch gewordenen 
Fiktion Toii der Begrfindnng der Oesetie duioh den QemeiiiwüleD 
Terdankt, so hat ihr immerhin die von Pnohta und Sayigny ge- 
Bohafiene historiache Bechtsschule die bezeichnendste Auqnfignng 
Terliehen. Sie behaapitot, das Recht sei die gemeinsame^ reohtliohe 
Überzeugung, das gemeinssme, reohfUohe B^wosstsein des Volkes 
(oder einer Yolksabteihing) und als solche (oder solches) Äusserung 
oder Erzeugnis des Volkspeistes. Wenn die historiBche Rechtß- 
scliulo aiminunt, dass Bich il^r Vnlks^M'ist niimittollKir uml un- 
verfälscht in der Übung, also im (rcwdlinlieitsrecht urspriuiglich 
und naturw flehsag offenbare, so steht sie grundsätzlich auf dem 
StandponJrte, dass aus der vom Yolksgeiste beeinflasaten Recht«- 
fibenseugong das Rocht unmittelbar entsteht; hiemsoh ist das 

') Der \'< rfa«;sf^r hitt^^t. ihm McirHuigsän^soruiigeü über ds^ hit-r an- 
geregte Problem Uureh dou ilerin Vciieger zuloiiiint n zu lassen, f^ie sollen 
bei einen) grösseren Werke, dessen Grundriss obiger Vortrag darstellt, 
BuruciibicLu^uug fiüden. 
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GewohnlieitBradit nur eine ÄnsBenuigBform der TolMbeneagimg, 
und swir die unmitteHMdPat vähreDd dae Gowti dk mitMbm 
«brsleUt Oerimann bemaiict in adnem YoUnveoht nnd Ooooteo a 

ledit (Dresden 1898 S. 13) trefTend, auch Savigny nnd Pndita 
erkennten gelegentlich au, dass der Name (Tew jlinlieitereclit aus 
diesem Grunde für das unmittelbar aus der Rechtäüberzeugung des 
Volkes geschaffene Kocht nicht wohl passe, und nur, weil ciiunal 
eingeführt, beizubehalten sei. Älit Kecht werde man im Sinnt- der 
historiaohen Sehlde dafür den Ausdruck VolkArecht gebnuolian 
kDueo. Hieniaob bildet niobt der Qegmats von QesetMS- nnd 
QewoluüiettsrBQht den Gegenetend nnaerer üntersadmiig, sondern 
da* iwkchen dem dorch die Obenengna; des Volkes oder einer 
Abteihmg desselben geecbafliBnen Volksrechte nnd einem Beohte, 
dss nicht anf der VolksQbeneugung bernhi Eust man die Sache 
so, dann darf behauptet wenlen, dass die Tjehre von der Volks- 
üIm i-z.'U«rim^ aucii heute nocji aufroditei halten wini und dass nur 
isthr wenig.', wie Dernhurg, erkannt hahen, tlasö die Volksüher- 
zeuguiig nur eiii Motiv für die Bildujig des Rechts sei. Zitel- 
maun allein leugnet sie ganz, freilich nur als Erfordernis des 
Qewohnheitareohts. Aber ee fehlt nan in der literatnr durohaua 
in einer für die Anfltellnng der Lehre notwendigen klaren Oiens- 
liehang für maer Problem nnd an einer üntersoheidnng von Ter- 
muidian Vrsgen. Ferner Termiasen wir eine Untersnchung Uber 
die inneren Qrflnde des ürsprungs nnd Ober die geschichfliohe 
Bedentung der Lehre von der VolksOberzeugung als Rechtsqorfle. 
Ich möchte heute an dieser Stelle versuelicn, diese Lücken 
füllen. Aber noch eine dritte Aufgab«' haiTt meiner. Weder die 
ß«:gn"mfier der lÜBterisrlien üechtssehide noch ihre Nachfolger liai-en 
eine ausreichende Beantwortung gegeben auf folgende Fragen: Wae 
ist denn eigentlich dieses mystische Ding, Volksüber- 
xengnng? Kann sie, nnd insbesondere im Oefflge des 
Biodernen Staatslebens Rechtsqnelle sein? Wie ist sie, 
wenn vorhanden, an erkennen, festsnstellen, in die 
feste Formel des Rechts an schmieden? Wird sie, wenn 
wir sie, ala für die Rechtswissenschaft nngeeignet 
verwerfen würden, als praktisch-politisches Postulat 
aufrecht zu erhalten sein? Weder B^geler noch Thoel 
uabeu zu diesen i? ragen aufklärende Ei-öiteiimgen geliefeit. Juristen, 
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die Frage des OewohnheitBrecbts in neaefer Zeit erOitert 
bsben, ine Binding^) und Laband*K Rümelini^ und Bisele^), 
&ierke^) und Coeak*), fiergbohm^ wie PferBohe^) und die 
bei diesen dtierten iingefihr xweihondert Schriftsteller haben zum 
Teil eine andere Fraf^^stelliiTig wie ich nnd deshalb andere Aue- 
gangspunkt*? und Ergebnisse, zum Teil sind sie der Fraee nach 
dem Wesen der Vulkbüberzeugung als Rechtet [Ut ll(> n)»si -litli- h nicht 
nUliei- p tit l -11. Viele unter ilmen, aucli het vomigendc, wie 
Jheriiig") und Kohler^^) sf>tzen, wie es scheint, einen solchen 
rechtschaffcnden Volksgeist als selbstverständlich voraus. Die PilUo- 
aophie bietet ebenfiiUa keine klipp und iüare Antwort auf unsere 
eingangs gestellten Fragen. Yen den Alteren versnchen Montes- 
quieu, Bentham, Locke und Hobbes eine Prüfimg des Begriffias 
überhaupt nicht, auoli unsere grossen deutschen Philosophen nicht 
Neuere, wie Wnndt, bringen Ergebnisse, die wir Juristen niciit 
venserten können. Die Völker- l'sychologie IJUsst uns ebenso im 
Stich, wie uiu;i warteterweine die »Sociologie : Rchat^ffle nn-l v on 
Jji Iren fei d suelien nach Itiolfigjgehen Aiialo^i'-en . i-jinc /u flbor- 
zeu^'^n. Mit anderen Schriftstellera, wie dem ausgezeichneten 
Bergbohm, mit Sohl oss mann und Zitelmann, auch mit 
Schuppe kann ioh mich hier nicht auseinandersetsen. Aus meinen 
Darlegungen wird sich mein abweichender Standpunkt tou selbBt 
ergeben* 

a 

Schreiten wir zur Grenzziehung, die unsere Aufgabe von ver- 
wandten ^'^enau abscheidet 

Es liaiidelt sich für uns um die VoLksüberzeugung als RecUts- 

») Huudbuch des Strafiechts Bd. 1 B. li)7 if. 
') DöutaoheB Staatsreuht I a üü, 580 Aum. 1. 
*^ Gastav BÜmelin, das Gewohnheitsrecht, Jahrbücher fax deutsche 
Dogmatik, Bd. 27 S. 153—252. 

«) Im Aiohlv ffir civil Fnais Bd. 68 6. 216 ft 

0) Dentsoh. Privaireoht Bd, 1 8. 159 No. 2 S. 174. 

"1 T.ohiV'Uoh des deutscheu bürgorlichon Recht?; Ivi. T 8. 38. 

■( .lurisprudeuz uud Rechtsphilosophie Bd. I S. 517, i>48 No, 12. 

Das Problem des \a ahuheitsrechts, Wion 1895. 
^) So JhoriniT. Kaiiijil urw?- I?f^eht. 4. Anflni^'o. S. ^. 

Kohler, Zeitschrift für vergleichende Kechtswissenschaft Bd. 8 S. 14Ö. 
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quelle, d. L mn die YolksQbenenigtiDg, aug der Oeaeta und Beobt 
IkBBen aollAn, nicht aber um die VoDsfibeneiigiiiigf die eich 
bilden mag nach dem Entstandeiiaeui dnee Bechtneatsea. Ob in 
Betreif der Handhabung des Rechts in Reoht5wpreclmng und Ver- 

waltiinsr eine sofirenannte Volksnbeiv.eufi'nng entsteht, die »ich auf 
diia Goivrlitiiikoitssreftlhl zu ötäUfn pllfirt. interef««'i<^rt un8 hier 
nicht Fj> liat viel zu der herracheniiea Verwirrung über diesen 
Piu^kt In igetiagen, daae auch Savigny uiul Pfu-htn die »ogenannte 
Beditaubarxengtinga- und die ßop^itrinnte Oereehtigkeits- Theorie 
mit einander Termengt haben. Ziteimann hat sie deshalb anch 
adiaif getMlelt JDub an Satz rechtliche Übeneugiuig iat, alio 
all geltendes Recht Tcigeatellt wird, und daaa er anr Befriedigimg 
daea vorhandenen rechtlichen BedÜriniseea geeignet erschdnt, sind 
doch nrei nrvenehiedene Dinge.** Jener «tVoiksfiberaettgong** Im 
Sinue einer tlberzeugung von gerechter Handliabung der Gesetze 
hat Krück in ;in 11 in seiner Schrift dio ..Rntfremduner zwiMien 
R<»oht lind V.ak- (1899) Benohl iing geschenkt und eingehende 
WürliL'ung zu Teil werden lassen. 

Aber auch nach einer anderen Riclitung >tin bedarf ee der 
Klarsteliung. Nicht in dem Sinne nämlich soll von VolkBÜberzeugung 
die Bede aein, wie man vDn'Yolkachaiakter, YolkaaittUchkeit, VoUqi- 
«eUUirt spricht Bei allen diesen Begriffen handelt ee sich um 
äne bewnsstennaaeen laxe Formel, bei deren Benntsung das Bewnest- 
aän von einer nur annihemden Bichtigkeit besteht; das Urteil 
fher ein Volk, es sei praktisch oder heissblfltig oder grflndlich 
und Ueu, enthält lediglich eine Verallgemeinerung zum Zwecke 
leicht f\b<»r«;i( htiicher Zusaiiiiiieiifafisung; es hebt einen oft be- 
obachteten Zug hers'or, ohne sich der Ansicht zu versschliessen, 
dass er eben so oft fehlen kann, und weiterhini dass sich em 
Volkscharakter nicht allein durch jenen Zug, sondern durch eine 
FflUe anderweitiger üigenschaiten und WiUensregungen kennzeichnen 
IM, auch nur mit Hilfe der g r B esten Kunst psychologischer Analyse. 
ÜMsdbe iat der IUI mit dem Begriff der Volkssitttichkeit. Kin 
Volk als ehrlich, ehrenhaft oder unsittlich au bezeichnen, geht 
gewifg an; aber niemand zweifelt, dass hiernach nichts anderes 
»Iß L':inzlich unfassbare, der konkreten Wirklichkeit nicht ont- 
sprecheiidc- Vt rallgeraeinerungen gcbott;Ji worden. ^lan spi i< lit in 
die gern Sinne, davon, daas das lieoht aus dem Volksgeiste geboren 



Digitized by Google 



— 62 — 



-wild. Beweise haben irir dafür keinem Nor naoli einer vn- 
wieaenaohafflidMP, inelir an! OefOhlen und anf einer beeduinkten 
Erfahnmg bemheiiden AufERSsang kann man sagen, daaa eine geringe 
Aniahl Ton Ideen, die nach Dun^bmch ringen oder gerangen 

haben, der spezifische Besitz, die Aeussenmg ausgeprägter Eigenart 
eines bestimmten Vi>lkrs sei: dass es Bedürfnisse, gittlichi"* und 
n'li.iri<"S'' AnschaMnnt^.'ii lu suntlmT Art gebe, dif* iltro entspi'-rlK iitle 
rechtliche Fonnei iiiiierhaib eines Volkes schliessli« Ii ürpfundm haben. 
Es ist nun sehr wohl möglich, dase dies fi'h* einen geringen Teil des 
fieohte Geltung hat. Es ist möglich, — mehr kAnnen wir 
wiaaeneohaftUch nicht iesCateUen. Wir denken es, wir glauben ea, 
aber wir wiaeen nicht mehr. Jene AnfhaanDg eelat auch eehen 
den „Volkagdat**, die „Bigenart** dee Yolkea als etwas FestgestellteB, 
Stcherea, als eine wenigstens gedanklich meesbare QrOese Tonraa. Aber 
dieser allgemeine Begriff, deeaen TTmriaae bei nSherer Betrachtimg 
eben so verscliwlinmen, -wne diejenigen des Volkscharakters und der 
Vülkssiltliclikeit g-iebt eine Gnmdlage von recht jiroUematischer 
Sicherheit, Auch Gnoist hat n\. E. ver^etilirh v< i-sn( ht in sHner 
Schrift „Zur Lohre vmn Volksi-echt, Gewohnheitsi-etiht und Juristen- 
lecht" (188Ö) unter H» Man Ziehung und Erörterung der gesellsrhnft- 
liohen Seite der menschlichen JSntwiokelung den abstrakten Begriff 
des „yolksgeiBtea** mit ,^em modernen Blute sonal-wissenaohaft-' 
lidier, apesiell sosial-histodsoher Ansohauong au erfOllen^ (Vitnken). 
Mir enohemt dadurch nichts gewonnen, daaa Oneist die Ansieht 
Savigny's dass „in dem Natuiganaen der Oeisteagemeinaohaft 
der Sitz der Rechtserzeugimg sei'' (System Bd. I, 8. 19/20) dahin 
ergänzt: „Bas Natur^anze sei keino Summe einzehier Menschen, 
j»ondoi'n die f(»rmierte Ge.sellschafl <'inet> ansSBsie^n Volkes: der 
Geist, aus welchem die Rochts^liiMuiii; liorvorgeht ist kein alisti-akter 
Volks'' i^*^ sondern zunächst bestimmt durch die Natur der Gesell- 
schaft.^' Es mnas also dabei bleiben: £a steht nicht fest, was 
nVolksgeisI^ ist, • was wir nicht wissen oder nicht verstehen, 
nennen wir Volksgeisf' sagt W. Arnold, in seinem „Beoht und 
Wülschaft in geschichtlicher Ansicht^« (1863 8. 24). Eb ist also auch 
nicht lestaustelien, dass im Grande aus ihm heraus die Rechts- 
normen geboren werden. Wir wiaeen dagegen sieher, dass 
auch Zufäiiigk» iten, der Nachahmungstrieb, fremdländische Sitten, 
Gebräuche, subjektive Ansichten der Gesetzgeber, deren ganze 
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Wflltuachaiiiing (ohne BflGkachi auf das Volk), internatioiiale An- 
pBasDDg, iiiilkdflsliQDfl ebm so oft, wie die mystische Yolksttbei^ 
MfDgung — jedenfdls na modenen Bechtsleben — wirksam sind. 

Man wird deshalb in der Redewendung von dem Volksgeist, 
aus dem das Hecht geboren wird, eine poetif5che Auffassung, eine 
erwärni' iKk' und bestrickende Vprlfiarnnp eines vielleicht ersehnten 
Znstaü'les zu finden haben. ^V^s^«•MschilftIich aber bleibt sit> nur 
eine beliebte Fiktion, eine Verallgemeinenmg zum Zwecke eines 
in Bausch und Bogen wahrscheinlich dünkenden T'rtoils. Auf 
dam Oehiete der fieohtswiaseosdtaft kami sie jedoch keine Bedentnng 
in Anspruch nehmen. Denn mfigen snweäen wirkKeh nationale 
Baditsideen und BedMiiase beetehen und naoh Dmohbrnoh ringen 
— die Norm tritt, ^ nm mich der Worte Alex Fmnken'b sa 
bedienen — endgültig in den poeitiv juristiachen GesiohtBkieis erst 
dann, wenn sie durch das Ausdnieksmittel des juristischen Begriffs 
verlautbart. sichtbar anwendbar wirrl. Wer will behuüidtiti, dass 
dies<>r Eintritt in den juristisclien Gesiflitskreis durch die 
O.siinitheit des Volkes oder durch, die riclitige Ueberzeugung ^ 
vemiitfelnde Vertreter, und daas er in der Art ei-folgt, da«8 jener 
u!ifa>$sbaie VdJcsgeiat zum gewollten Aoadmok kommt? Man 
iaim kamn dann sweiloin, daaa, selbst wenn in sehr wenigen 
nUen der Anstoss sur Verwirfclichnng von bestimmten Ideen Tom 
Volke in aeiner Gesamtheit oder in. seiner ergenisierten Form 
ausgehen sollte, die Reohtsbildnng selbst ohne es au erfolgen 
pflegt, nnd wie wir sehen werdM, erfolgen mnn. 

m. 

Erscheint der Kreis unserer Btitraclitungcn nuninelir fest um- 
schlossen, so fragen wir weiter nach Ursprung und geöchi« ht- 
licher Bedeutung der Lehre von der Volksüborzeugung als 
Rechtsquelle. Vielb'idit. dass von ihrcii Begründern ein auf- 
bellendee licht fällt auf die Sache selbst. Ich habe schon Ein- 
gangs angedentet, daae wir aie von der hietoriachen Bechtsschnle 
ftbeikommen haben. Zuerst hat Puchta, dann erst Savigay^) 
ihr Anadnck gegeben und scdieinbare Vertiefung su Teil werden 
lanen. Wir tragen unwülkllrlich: HHe kam jene Rechtaschnle lu 

') fliehe Zitnlmann, Oewohnheitsreohl tmd Irrtum, AlcliiT für 
civiUstiscbe Praxis Bd. 8. 385, Anjn. Ö9. 
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dem Begriff der YolksOberseugung? Finden 'wir, das« peraOnliche 
Moflüsec nnd Zeit umstände KQ seiner Eotstehung führten, so er- 
giebt sich ohne jede weitere AueeiiuuiderBetiung, daas beim W^gfiU 
jener BeefoflnaauDg lusd beim Yorlianddiiaeiii oad Wirken einer 
nenen, in ihren Grundbedingmigen Yednderten Zeit diese Lehre 
nloht mehr nufreohterhalten werden kann. 

Zunächst das persOnliohe Element Pachte hat die Idee 
der Volksiiberzeugung als KechtÄquelle meines Kniiossens ge- 
womiou durch eine Weiterhildunqr von Oedanken dos I'liiiosopht a 
Seh^^lliiiLT. Tn Erlangon, München uikI B'-rlin war er in dem 
Zeitraum von 1820 — 1845, au^nommon dio 9 Jahre 1633 — 1842, 
die er in Marbuig und Leipzig gelehrt liat, mit Schelliiig ver- 
einigt, iü München, wie Knno Fischer enfthlt, sein Amtngenoeae 
und eifriger ZuhOrer. In der 1796 vecliasten Schrift, »Neue De- 
duktion des Natnirechts,** hat Schell ing der BechtilehTe «ne der 
Ethik entgegengeeetste Fonktion vindisiert, indem er (|f 46 — 75) 
ausfahrt: Die Form des Einzelwillens gelte unbedingt und trete 
jeder Einschränkung entgegen. Das ethische Gebot fordere die 
Kiut>cUr;nd<ims: des individuellen Willoii» gegenüber dem allgemeinen. 
Nun erhübe t>ich hiergegen die nnlicdingto Geltung des indi\ idr.öilen 
Willens von Seiten der Form. Hier sei eine Wissens* liaft nötig, 
die sieh in Gegensatz zur Ethik stellt, nach welcher zwar die 
ICaterie des Willens, das Können, die Herr>rhaft nach aussen 
etngesohrftnkt wird — denn die unbesohiflnkte Freiheit der Ein- 
seinen vernichte die Freiheit aller — aber die Form des Willens, 
das Dürfen, innerhalb der Willensfreiheit bestehen bleibt Was 
ich darf ist mein Recht „Der individoeUe Wille soll nichts 
enthalten, was dem Allgemeinen widerstreitet, er soll in Rfl«Mcht 
seiner .Materie uiil diesem über» inst imnien, das gebietet die Ethik. 
D*T alli;t'meine Wille dar! jdclits fiitlialtori, was die F<»rni des 
individiK'l] ii Willr ii« n^fhebt, die Materif des tübten muss im Ein- 
klang sein mit der Foiai des letzteren : Die IlbereinPtiinninng ist 
das Frobleui der Rechtslein-e". Drängt's mich, das heilige «Jriginal 
in mein geUebtee Deutsch su fibertragen: so scheint es Schelling 
im lotsten Grunde die Aufgabe der Bechtelehre ro sein, dam eioh 
ein allgemeiner Wille, also doch wohl Tolkswille, bilde, der 
in Übereinstimmung steht mit dem Einseiwillen, so weit sich dieser 
bethfttigt innerhalb der Willensfreiheit und ohne OeOhrdong der 
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Freiheit aller. Ich habe AbaiohtUch die Formeln philQflO^duMhdt 
Dialektik abfteatreift^ an sa einem biancbheren BesoUite su ge* 
hagen. Nim mag ee dahingeetellt Ueiben, ob dieae Anaiofat 
SehaDiiig'a riobtig iit, jedeolaUa beaetcbnet aie den HT^, der an 
pQohta flhrt Der aUgemeine WiUe, der Yelkawille iet der eni- 
nheideiide. Die Ethik gebt Tom individuellen Willen aus 
nnd verlangt, dass er nichts enthalten soll, was ilem tülgetneinen 
widerstreitet. Die Rechtslehre ^;elit vom allgemeinen Willen 
als vom beherrschen dr'n, Tnass^ol»<'iulon aus uinl vprlaiiprt von ihm, 
dass er nichts enthalte, was die Form de*» individuellen Willena 
anfhebt Wer könnte die Verwandschaft dieser Ideen mit der 
AnffuBong Pnobtae von dem lechteohaffendea allgemeinen Willen 
fataaen? 

Li deaaaelben Jahie, in wekdiem Saviguy aein ^Beoht dea 
fieeitaes** betinsgab, ntailieh 1803» aind die frOber entatandeneii 
Vidrieeungen ScbeOings ^,über die Methode dea akademiachen 

Studiums'* erschienen. Er hatte in ihnen u. a. dargethan, dass 
die Rechtslehre vr»n der p^chichtlichen Einsicht staatlicher Volks- 
entwickelung diirf-lnlruiiiron. iim<:t,'liildet, tlüssit: gemacht woi-d^n 
müsse. Das iiecht sei niciit willkürliches MiMjhweik, nicht ab- 
strakte, sondern lebendige, ent^ iekelungßfähige Gestaltung, in stetigem 
Hosb dar Entwickclung begriffen: eine Qeataltung, die in der Oe- 
■nntlMit geeohichHichen MenaohentebeDa enthalten aei und fort- 
bewegt werde, lat ee m<sik% als ob wir eb PkQgnmm der hiato- 
tiaelien Bechtsaohnle Tenfthmen? Angeaiohta aoloher Zengniaae 
kann man an der Einwirkung SoheUinga auf die OrOnder der bisto- 
mcben Rechtsschule nicht mehr zweifeln. Und liegt es niöfat auf 
derselben Linie, wenn Savigny im Sinne der heivits ansrebahnten 
Pntwifkt'liin^sge&chichtlicheu Erkenntnis »'rklärt, da&b Wnlkia, Re- 
flexion, (iesetagebung nicht das Hecht ausmachen, dass * s viel- 
mehr mit innerer Notwendigkeit aus der naturgemässen , „uatur- 
wOchsigen^ Yolkaentwiokelung entstamme, ana den Bedürfnissen 
und Inatinkten dea nationalen JSewnaataeina, aua Telkatümlicbem 
Reohte, QefOhl nnd Qewohnbmt? Die geniale ISnaeitii^eit der 
avrigny-Pujiitaachen Lehre findet hierin ihren faat programma- 
tnohen Anadrook. Von dem auf das Bechft angewandten Gedanken 
fluier entwiekelungsgeachichtlichen Gestaltung aDer Dinge fttbrt'Sie 
du Schritt zur Übertreibung, zur Ansicht, dass, weil sich das 

5 
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Recht urwüchsig und nicht küiiatlkih entwickele, <iicH nnr inner- 
halb des nNfttmiganien" des Volfees mOglioli sei. Freilioh tml die 
Lshfe auf gegenfiber einer, dia hiatariscdie Beohtigebilde giasüob 
▼eraoliteiiden NatDneohtoplnloaopbie, die niclit ans der posHiTen 
WitUiobkeit schöpfte^ aoodeni in einer anl Befleodon nnd Xatuition 
benibenden, sich selbst YonmsselKiingen nnd Bedingungen setiendeii 
Gedankenwelt schuf und das Leben bemeistem wollte. Da war 
ee ein ftlr die Rechtswissenschaft «io^ nsn 'icher. wie wir sehen, 
duix^h (li<' deutsche Phiiusuphie vorbereiunur Mfineiit. in dem die 
ohne Kenntnis der Realität aufgestellten, Icdiglioli durch intellek- 
tuelle Erfassung und Ausbildung crwnrdcnen Eechtsid^ rn nl>er 
Bold geworfen wurden. Ist die Wirklichkeit massgdbend, so doeä 
Tor allem die Natur, meinte die historisohe Beohtsschnle, und 
alles, was in einem der Natur gamiBaeii Waohsbuae entsteht So 
ersdheint der tüstorisehen Beohtasobule anoh das fieoht in ür- 
wOchsigkeit aus dem Volke sieh an erheben und duroh dasselbe 
allein zur Wirksamkeit zu gelangen. Der blendende Reichtum de« 
neuen Gedankens vei^ohleierte die Aussicht auf <lie Waurheit, 
dhbü zwar die tausendfach vci'&chiädenen differenzieitön liedingungen 
zur Rechtshilduuc im Volke meist vorhauden sein mfifjsen (nicht 
immer, w ie wir s« hou andeuteten), dass aber die üeohtsbüduug 
dennoch erst das Resultat eines £nt wie kein ngsprocesses 
ist, in dem nicht dieser, sondern das Eigebnis ton wirksamer 
Kraft ist und weiter, dsss dieses Ergebnis dss Werk des Volkes 
in seiner Gesamtheit ninunermehr sein kann. 

ffiemsch erscheiiit die Lehre von der Tolksfibeneugung als 
Rechteqnelle bei ihren Begründern einmal die Folge teils rein 
persönlicher Beeinflussuni? durch die zeitgenossische Philosophie, 
teils aber als eine dun haus nicht .schh'issipe Kolgerung aus dem 
ihr eisrentümiichen eiitwicklungsgiscliichtlicheii, der Naturrecbta- 
phiiosoplüe entgegeng^tzten Prinzip. 

Damit soll Hbrisrens keineswegs gesagt werden, dass diese 
Ideengfinge ursprüngliches QeiBteseigentnm Sohelüngs waren. Schon 
der Stoiker Chrysipp ssgt, dass die menschlinhe Vernunft, ans 
der alles Recht fliesse, nicht willkflrliohe Saisung, sondern natOr* 
Hohes Entwicklnngsprodukt sei. ^) Interessant ist anoh, dsss Qnintus 

') Dioi'. Laert VU, 120, Cicero de fiuib. III, 20, 08 und De 
natura deorum II, 14. 
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MneiiiB Soaevolt und Yarro, bekanntlich berfthmte JoristieD, 
SohfUer des Stoiker Panaetins trarsD. „Auf Gioero^ deuen philo- 
80|iluiobe ReohtMMBohainiiigwi auf das guiae Mittaialter boMimmsiid 
eiogeiriikt habeo, fiUe die Sloa einen tie^ye i feaden und nadi« 
biltigen BSrüimb am^.^) 

Wir wenden uns nnnmehr z\i den äussemi Eiannssen, die die 
L^hre von ih-v Volksuherzeui^iing aJj> Hechtsquelle gefrmleii halben. 
Je kJeiuer das duieh die Reeiitsnorni zu umfassende (rebiet, desto 
leichter die Ohe i sieht über die ianerhaib desselben au^etaucbten 
Lebenefnigen und Aufgaben und Qber die divergie re nden und um 
OdtQDg liogenden leodenien; deeto eher konnte man eich in der 
Änffusnng gefidlen, dase die innerhalb enger Qrenaen an%9taiiohte, 
anscheinend verbreitete Auaieht die dea Volkes ad. Als. die Lehre 
TOB der VolkBÜbeneugung in Deutschland festen Fuss fuste, stand 
die eiDseJstsatliohe Zerrissenhat einer weitsiehtigeu Betrsehtang des 
Rechts als eines für das ganze Reich bestimmten entgegen. Eh 
fehlte vollends das Orfj^an für die Idef» eines in seinen rirundrissen 
für die ganze civilisierte Menschheit miissgeU-nden Weltre<'ht8, das 
eine VolksOberzeugung autsÄclüiesst und das jetzt bereits im inter- 
Bitiaoalen Primtrecht zu Tage tritt und auf vielen anderen Ge- 
bieten, wie anf dem des Strafreohts, des Urheber-, Post- und 
Telegniplieareehta u. s. sieh anbahnt War die Reohtsbildnng 
ia DeidBehUuid tct der Bmigong des Beiehes auf ein veihflltnia» 
miSBig geringes Tenitorinm jeweilig besohribikt, so wsr die Mfig<- 
fiddoeit eher gegeben, die Anaiehten der Bevölkerung ttber Lebens- 
TeririUtnisse, die die Neigune: hatten, sich in Bechtsregeln um«i* 
setzen, zu erforschtjn (mIw uniuittolbar zu erfaliren. So hat die 
Fiktir.n von der Volksfiberzengung als Rechtsquelle neue Nahrung 
ujid Bodtu gewinnen können. 

Nur Dooh einige Worte über die Zeiturnntände, da es meines 
Wissens bisher noch nirgend tersucht worden ist, die uns be» 
schftftigeDde Lehre im Zusammenhange su aeigen mit den geistigen 
ShOmnngen der ersten Hfllfte unaeres Jahrhunderts, unter BerOok* 
aehtiguDg jenea mehr oder minder Irilhneii, mehr oder mindv 
nuTennittelten und aohroffisB Überganges vom au^geU&rCen Abso- 
iDÜBsraa lur Demokratie. 

') Stein, die soziale Frage im Lichte der Hiilosophie, 1897, 8. 135 tt^ 
a. 141. 

6* 
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Die Yertretor der VolkAüberzeiignng als BecbtsqueUe studai 
unter dem unbewaarten Btnne poUtiecber Ideea« die gende von 
AnfiQg dietee JahrlraiidflHs Ins tiir Mitte deieelbeo als FaoMJtoge 
der &»iiiOtiaolieii Bevoliitioii, von dem Begriff der „Yolke^Sonveii* 
nitftt*^ ihre entecheideode Klangfarbe erhalten hatteo. ED%egen 
der AnffiMSUD^ frftherer Jahrhunderte in Dentschhind, eieherfioli Im 
Oegensjilz zu dor des 17. und 18. Jalirhuudorts, wurde spontan 
die Bodeutunu: dor Köllektiverisoheiiiuug : V^ulk erkannt, geschäut 
nud übersf-hätzt. Laiigp l>evor das Wort „Organiemns" auch auf 
8ta;itlichc und geseilsohaftliche Einheiten eine — in iiirer Richtig- 
keit oft bestrittene — analoge Anwendung fand, spielte in der 
AnffMsong der Jnrialen der Begriff dee Volkee als eiiiea aeUiskftndig 
wirkenden, einbeitlidi gedachten, Beoht eohalfenden Qeaami- 
kOipeie eine groeee BoUe. Damit atinmit übecein, daas naoh der 
historiacfaen Bechtsechnle Qeaetae nnd Gewohnheiten nicht anf 
Gmnd der fioaitiTen Qensohennaofat entstehen, dasa sie vielmeitf 
geboren werden ans dem Schoosse des Volkes, dessen geistige und 
sittliche Enianatit.non als einheitliche, von einem übereinstimmenden 
Will(Mi ^'leitete f2;odaclit \v<.'nlen. Bodeiikeii wir weiter, dass die 
römischen Juristen den Grund der bindenden Kmft der Qesetze 
in einem tacitus consensus populi fanden, und ferner, dass apUiac 
infolge der Srwflgung, daea die Berufung auf den VolkawüJen nnr 
im demokratiaohen Staate ansreiobe, nooh ein „tacttus conaensos 
Saperioris^ hinsogedichbet wurde. Erinnern wir uns ancfa, dasa 
die romanistische Jurispmdens unbedingt unter dem EinflaBse der 
Lehre von der allgemeinen Meinung, aus der dss Beobt entstabt» 
gestanden hat, en kommen wir m einer neuen wertvollen Einsioht. 
So lange demokratische EinriLhUinf^en hensehen, ist die l^hre 
von der Volksflberzeuguiig aiü liechtsquelie als den Thatsachen 
entsprechend anposehen worden, während in den Zeitt-n dos Abso- 
lutismus oder der Oligarchie das Vorhandensein des Gemein willens 
fingiert wird. Es ist nun nur lu menschlich, dass zui- Zeit der 
fnniQsiBohen Bevolution und kurz nachher sich jenea fieiapiel r&- 
misoben Beobts getade den berrorragendsten Bomanisten klar tot 
Augen stellte. Es findet durob diesen Voigang die Lebre von 
Herbert Spencer ihre flberrascbende Bestfttigung: „Wo eise ab- 
solute menschliche Autoritftt errichtet worden ist die sieb in einem 
einzigen Individuum oder gelegentlich auch in einzelnen Aus- 
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gnriUten nriiSiperi hat, da iriid die Theorie aiil|(|;e8tallt, des 
Gesell habe keine andeife Quelle ab den Willeii dieeer Antorittl 
Vit dam Fortschritt eiiier TolkstllmKbhen Begieimigsform wandelt 

fcich diese Theorie aber bis zu dem Gnide um, d;kss zwar noch der 
Glaube bes-teht, die Yerptlichtuiig, dies zu thuu und jenes zu 
lassen, eutsprmge aus staatlichen Vorschriften, dass a^»'r die Auto- 
ritÄt, welche diesen Vorschriften die eigöiitliche ii.nift verleiht, 
der Öffentliche Wille ist^^) Nim, die Zeit, in der die liistorische 
Bechtssohule nnsefe Lehie ferkfindete, war dne eolohe, in der die 
Ibge TolkatfiDiUdber Begierongirforni alle Kfipfe faeeofaiftigen uiuBtel 
Um dieee Skiue der wiikaam geweienen SSeiteinfltae mit 
einem beseiefanenden Zqge ahuMohlienen: Die Amdeht von der 
TdUnttbenengung ala Re^tsquelle ist in einer Zeit entstanden, 
und festi^halten worden, in welcher Tieck nach den Volks- 
büchern t^riff, von Arnim und Brentano des Knaben Wunder- 
horn, von ft/^rres die ,. deutschen Volksbücher' ei-Hthienen und 
die Irebmder Grimm mit ihiw Sammlung von Kindel*- und HauB- 
märchen vom Volksgeiate nahmen, um ihn dem Volke in küoat- 
kriacher GeateLt wiedemtgebeo. 

IV. 

Itlr miB sind weder die FMmlssen der 8dieUing'eohen 
lUksophie annehmbar noch ihre BchlOase awingend. 

IKe Zeitverhältnisse, welche ä\e Oründer der historischen 
Hechtsschulc beeinflusst hatten, haben sich gewandelt. Die uus 
beschäftigende Lehre muss deshalb unabhäntriir von diesön beiden 
Faktoren geprüft werden. Zu einer aiisftdirlichen Untersuchung 
darüber, ob die Lehre in der Gestaltiuig, die ihr Savigriy und 
Puchta haben zu teil werden lassen, für uns von Wert geblieben 
ist, ist hier treilich kein fianm. Als Forschnngeeiigebnis behaupte 
ich sber mit aller Bestimmtheit, das» das, was den Vertretern der 
hislorisohen fiechtssdiule vonohwebte, niehta war, ala jener Sata 
TOB dem Yolksgeiste, ans dem das Becht geboren wird, ein Sats, 
desBSD approximatiTe BIchtigkeit fftr die GeisteewissensiAaftim Ober- 
haupt und dessen ünbrauch barkeit für die Rechtswissenschaft loh 
GchoD iestg^teilt habe. Darüber, dass eine volle Klarheit ilbac iiie 



*) Speaeer, die Prinsipien dar Sodokgie Bd. m. § 467 
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Lehre aaob bei ihran BegrQiulem nidit waaaSaadai ist, acheiBt 
heute EiiiTerBlindiiis emelt m sein. So fiUlt Zitebnann, dar 
berufene und grfindliohBte Kenner dieser Lehre, in seineei ,|6e- 
wohnheitsmoiit tind Intimi'« (ArsIut für dviL PkexiB Bd. 16 K. F. 

(1883) S. 384 ff) folgendes ürteü: Festsnstellen, wm Pndita und 
Savifiriiy unter „.iiigemeiner Rechtsüberzeugung^' n. dgl. denken, 
was also der von ilmeii verwandte Orundl)egrift' bedeutet, darin 
gerade liegt die Hauptschwierigkeit und mau kann sagen, eine fast 
unüberwindliche Schwierigkeit. Der Begriff verwandelt sich unter 
den Händen dessen, der ihn kritisch fassen will; eine mystische 
and nebelhafte Unbeetimmtheit wohnt ihm bei, die seine Betrachtung 
so einer nnerqnidtliohen und ennfldendsD machl^ . . . . , ja ich 
wage die Behaxtptnng, daas Puohta selbat den eigentlich tieiben- 
den Gedanken Uber das, was anter Beohtsfibeneugang aa denken 
ist) sieh niöht m klarem Bewosstsein gebraofat bat; er bat seine 
eigentliche Meinung nirgend klar ausgesprochen . . . Savigny 
legt dann genau denselben Begriff vuu tier Überzeugung zu Grunde, 
wie Puchta, indes auch fast immer ohne ilas eutscheidende Be- 
griffsmoment klar hervorzuheben." Dies Urteil erscheint zuti^äffeud, 
and da es auoh Beeeler und Thöl ebensowenig wie den vielen 
anderen Eingangs genannten Sohriftstellein gelungen ist, den Be- 
griff der YolkaUbeneugung festsusteUen, erscheint die Bahn zu 
eigener Untaisndhang hier&ber hm. 

Rflcken wir nnnmehr dem Rftteel „Rechtsfiberzeugung** anf den 

Leib. Mau kann .sie nennen „die innere Meinung hinsichtlich 
dessen, was Recht sein soll." Ich kann hier die Scliwierigkeiten, 
<lie sich auij dem Begriü'e ,, Recht'' ei'gebi-n. nicht weiter verfolgen. 
Kl iöt, wie Pf ersehe*) treffend sagt, nur ein psychologischer aber 
kein wissenschaftlicher Begriff. Jene innere Mänung nun gelmigt 
aar Realität durch den Eintritt in das Bewusstsein, wenn 
auch Ihre Elemente: Empfindungen und Vorstellungen, im Unter- 
bewosstsein liegen kSnnen. Ich darf hier auf Eduards Hart- 
mann Philosophie des ünbewussten Terweisen. Der Begriff, sagt 
Ratzenhofer *), der intellektnelle Mittelpunkt unseres Idi^ ist 
auch das einzig Sichere, was wir von der Welt wise^; er ist 



M Pfersohe. Prolilein deb GL'wnlmh-Mt.snThts S. 5, 
Katzt^ühuf er, die bomlö iürkenntnias 1698. 
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miBer Bewustaeiii. BeohftBfllbenaQgiiiig iat dalier eine im Be* 
wasstsein lebendige Meinnn^ Untiohtlieli dessen, was 
Recht sein so IL Wie sie aber ihren Ursprung findet durch 

einen auf physiologischen und pathologischen Zuständen beruhen- 
iien Enipündungs- und Vorstellnnj^ioonQplex »iiul dieser wieder 
taii?*:'nilfaeh© Elemente in Bieli vereinigt, so ist uotv» endigerweise 
jene iiechttjüberzeugung gesattigt mit Vorstellungeil etliischer, 
politischer, rolitnöser und soiiaier Natur. Sie sind in einander 
osberoerkt luid doch — bei ihrer Erscheinung — * bemerkbar 
fenroben. So eigiebt noh fOr die Beohlsflbetisngnng der £ia- 
seinen eine TieUUlige SchafttininK, reiofahaltige Ysristion. illes 
wild beslinunt duroh indeiBMteiKle EUiflOsse md jeweilige Si» 
fdumogstfastssohen. 

Biebt es nim aaoh nnsweifelhaft eine RechtsObenengmig des 
Einzelnen, so fragen wir weiter, giebt en eine lieehtsüberzeugiing 
des Volkes? Ich kann hier nicht auf den Begriff des ..Volkes" 
tiii-zehen. Bebüiiders aus Rümelin*) und Fr. .1. Ne'uniann-) er- 
geben sich die Schwierigkeiten der Begriffobestimmung. Immerhin 
darf man da^ Wr^rt im populären Sinne gebmucben und mit ihm 
beMuhnen eine duroh bestimmte OrgsoisstioBeA und durch Inter- 
esssngsmeinsohaft vefbnndeoe Bomme von laditidtien. BSs geht 
also die nsgesteUnng dahin: Ssui es enie sUgemeine, im Bswnast- 
mm des Yolkes lebendige Mmnong hinsichtlich dessen, was Becht 
sein soU, g^ien? Hiennf moss onb^ngtes Nein die Antwort sein. 
Denn ein Bewusstsein einer nicht köi*perlich gedachten Persön- 
Uchheit giebt es nicht. Aber hieraus folgt noch nicht, dasB die 
Volkfilberzeugung als p.sychisehes Phflnomen nicht bestehen kannte. 
LM»luilb irrt Zitelmann, wenn er das Vorhandensein derselben 
schon deshalb bestreitet, weil die Überzeuguog eioei an die körper- 
liche Existenz des einzelnen Menschen gebundene, bejahte Vor- 
sIeUimg sei, nnd es ein Gehirn, dss Tilger der QesamtQberseugung 
wäre, nicht gebe. Der Fehler liegt in der Frsgestellung. Diese 
mssB dahin erfolgen: giebt es eine in ihren Wirkungen erfcennbsre 
MasMo-P^yehe neben der ]Sniel-Ps\ he md als möglichen Inhslt 
der ersteren die Rechtsflbenengung? 

') Rämelin Aber den Begriff dee Volkes. Beden and Aofs&tze L 

a 80 ff. 

Fr. J. Neumano Volk und Natioo, Leipsig 188d. 
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Bi bandelt sioli mn ein mnetoidaDtlioh BGiiwierigeB pi^yolio» 
loglaohee ProUem, um das Brgebitie von BeobeohtangBO difSiileter 
Art, die eine i^wiese Keigung, eioh in nicht auf der Obetilldie 

liegende Erscheinungen zu vertiefen, voraosBetzen und auch eine 
f^ewigse Hellh'uigküit iui Moüseiiregungen vorlaiiuroii. Wtun ich 
hoiiii vrillstäiiditren Maagel diesbezügUuher Ijutt3i>uihun£reri die 
Frage hier atuuächneiden wage, 80 darf ich sicherlioti auf Nach- 
Rieht rechnwi. Da8 Problem, ob ea eine Volksüberzcugung gi^bt, 
h&ngt mit einem tieferen zusammen, mit dem ProUem dea aelbet- 
atindi^ gelatigeiL Lebena einer Qeaamthei^ einea AggEegata vm 
Peraonen Uberhanfit Ffln&ig HDcor aind aiolit bloaa fOnfng 
einaeliie MenaolMa, die den Woarten einea «e Unterveiaenden 
lauBchen; eie aind gleieliieitig eine Geaamlheit mit einheitliolien 
8efQhlaanaaarangcn. Sie beaftaen aelbatlndige psycbiaehe Be- 
we^^l]lgell, die si. li in allgemeiner Zustimimint:", „allgemeiner 
Heiterkrit'* entladen köniifn. Die S<h:ü" von <lt'iit><!ien Männern, 
ätu denen Steffens auf dem Bilde Ffiierl»achs in der Berliner Natiuiiai- 
Qallerie spricht, sind mcht blos Einzelne, sondern eine zu einer 
Einaelpenifinliobkeit zusammeugefMaie Mehrzahl von BegHst^ rten, 
deren Üom nnd Vateriandaliebei deren Fremdenhass aufgecAtteit 
wird. Erkennbar igt dieee GnaamtperaOnÜchtoit ledigtiob in ihi» 
Wiricnngen. Weitere Beiapiele bieten: ein überfnUter 2uaohaiiei^ 
nuim bei einer Tbeaten^Premiaie, in einem Schwmgeriohtagebt ttd e, 
in einem Parlament Bs giebt also Ifassenempflndnngun, die iron 
ganz anderer Qualität sind, als Einzelempfiudungen. Dieselben Ur- 
sachen, wenn sie auf isolierte Rinzelue wirken, bringen nicht 
dieselben Wiikmifren h<>rv(»i\ %vie wenn sie auf eine Gesamtheit 
wirken. Das« Euipfuiduiigen luid Voi-steliungen im einzelnen 
Mens4.hcii zu Üboi-zeugungen werden Jiönnen, bestreitet niemand. 
Aber ebenso kann in einer zn einc^r trewisF^ea Einiieit aUBammen» 
gefuateu Menge Jeder Qeffliüe nnd Voratellungen anr Übenengnng 
heranreifen Jaaaen, die dann, auf eninial nnd in Maaoo geiiiaaert, 
andere wirken, ala bei den Einaelnen. Und rOckwSrta adhUeaaeiid, 
kann ana der Yersehiedenheit der Äuaaerang anf die Yeracfaiiadein- 
heit der Arten der Überzeugungen geechloeaen werden. . CSn SchraS 
der Entrüstung ftber die Mubsrcgelinis: eines Parteinianiies aub 
politischen Gründen klingt anders und werkt aiideni Widerhall, 
wenn er gehört wird ia den veräciiwiegcnen B&umen eines Pri> 
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fiten naoh onander toh einer groMen Zthl ^aä Bintelnon, änderB» 
wenn diee geeohieht in einer, voa sfirOckgehaltener Leid«ii8oliaii 

bebenden Volk8ver>aiuml!aif^', in der jene Einzelnen pleiehzeitig 
vei-53*uiiin«-lt fnnd. kann zu einer spoutanfn instinktiven 

Äussening kummen, welche 1km den atoinisierten (iliediTii dieser 
gemessenen Zahl, dieselbe Wirkung ^(»ausgesetzt, entweder gar 
nicht, jedeniaUg aber nicht in derselben Weise, zur Erscheinung 
gelangt Bieee i^^hologisobe OrondwahrliMt ist der unbewoarte 
BewQggntnd IQr das Frindp der VereiiiB^ und TeraMmnloog»* 
faSbeSt Ohne jene UUte diaeee wichtige stMtoMigeHiohe Qinnd- 
teoht gar keinen Sinn. 

Ich stelle deshalb den Satz auf; Es giebt eine an ihien 
Wurkoogen erkennbare Massen-Psyche neben der £inssel>Psyohe. 
Beide sind von einander gSnzHch verschieden, wie das Wasser 
etwas anderes ist, als B^drogen und Oxygen, wie das grOne Blatt 
etwas anderes ist, als IVuchtsaft, S^rbe, Adern, Gewebe und Sonne. 
Wie bei jenen infolge eines, seinem Wesen nach uns ewig rfttsei- 
haft bleibenden chemischen Vorganges, ein von seinen zwei Bestand- 
teilen verschiedenes Dritte in die Erscheinung tritt, ho auch beim 
Blatte. Hier ist ein iniierrs iinsichtl>ares hol>oii VKiliaiHlon, das 
die erwähnten Teile ordnet und sie derart in Bezii liuug bringt, 
(laae gerade dieses Produkt und dass es gerade in dieser Qestait 
TOT das Auge tritt. Ebenso verhält es sich mit der Massen- 
Psyche, die aas Einzel-Psychen besteht, bei der die fiestandteUe 
etwas Veieohiedenes sind, als sie selbst Und wie das Wesen 
jeoes ebemiscfaen Yoiganges und des Werdeproaesses des pflana- 
Uchen Lsbena uns Mienschen unbegreiflich ist — eine rein ftiisser- 
Kche, oft versuchte mechanische Erklärung haftet lediglich auf der 
Oberfläche — , so können wir auch das Wesen dieser Massen- 
l^wegungen, Massenemplindungen, des Massriibewusstseins und der 
MassenOberzeugung verstandesgemüss nicht feststellen. Es sind ;dier 
alle diese Erscheininigen unserm, sinnlichen Wahrnehmen zugäng- 
lich, entfernt keine Abstraktionen, sondern etwas fühlbar Heales. 

So haben wir denn f ostcr^stellt , dass jene Cn samtheit, in der 
die Einzelnoii soziale, etiii.-^eiie, rcligiöise und Rech ti^g» fühle hegen, 
*^in eigentÄs Pi-udukt der Gefühls -Aggregate, im weiteren Verlaufe 
Bewusstaeins-ThatBachen und Oberzeugungen schaffen kann, mag 
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es sioh WD eino Q«8eU£chaft, &n Fkiiameot, einen Lehrsaal, eine 
VolksTetMmiDluiig oder ein Theater-PuMikDip haiutelii. Bb knui 
daher begrifflioK anok ein Volk eine Gesarntttberaeogung bqgea. 
FOr umere Fzage ist aber der Inhalt dieser Gesamtfibeneogong 
weeenHioh. Wenn es auch eine reinliobe Söbeidiuig dsr Vofr- 
Stellungen imä Gefühle im Gehirn nicht geben kann, so kann man 
ducli sittliche, religiöse und Itechtsübei Zeugungen jedenfalls bezüg- 
lich der Einzelpersonen nntersoheiden. Wie wir wiesen, sind im. 
Feclit Elemente ethischer, politischer, sozialer Natur enthalten. Das 
Bechtsbewusstsein dos Einzelnen ist deshalb schon das Schluss- 
ergebnis einer fülle von Gefühlen, Vorstellungen , widerstreitendar 
Interessen, alles dies bedingt duroli Yorteii, Hgoismus tind Äl- 
traismtiS) £rziefaniig und Bildung. Die Gesamtflbenengnng binsidilr 
liofa des Rechts mflsste daher aooh diese Bestandteile enthalten und 
inlidgedsssen das Resultat sein von synthetisch gedachten, wenn 
audi als Geeamtflberzeugung eigenartig wirkenden Redfatsfiber- 
iteugungeu der Einzelncü. Es mibsteu sicii daher in einer Gesanit- 
übenteugung unzählige sieh vereinigende und kreuzende, sich för- 
dernde und bekämpfende Vorötelluugen und Gefühle begegnen. 

Dies ist nun der Punkt, auf den ich hinsteuern wollte: Je 
komphzierter der Inhalt der Überzengung Heim Einielnen ist, desto 
komplizierter muss er beim Aggregat der Mnaelnen, also bei jeder 
Gemeinscfaalt sein. Eine gemeinsame Hassenüberaeiigung kann sich 
allerdings bilden, aber nur bei Vorstellnngen von flusserster CSn- 
facbheit, wie bei den auf Erhaltung des Lebens, der Gesundheit, 
des Stsates, der Erwerbemöglichkeit gerichteten. Eine Überzeuguug 
von der Gerechtigkeit^ der Sittlichkeit einer Handlung kann äusseret 
einfach sein, sie verlangt kt ine gedankliche Verarbeitung, keine 
intellektuelle Erfassung vcisehhmgener TjeheUriverhiiltnisse. Man 
kann deslmlt) von einer Maseen Überzeugung liinsichtlich jener Fixigen, 
wenn auch cum grano salis sprechen. Gans unmöglich aber 
if^t ^R, dass eine MaFisenüberseugung hinsichtlich des 
Rechts ein ganses Volk, etwa das deutsche — Ausnahmen be- 
stfttigen die R^;el und ich mOchte dies besonders hervorheben — 
umfssst Giebt es auch ein Massenbewusstsein hinalohtlloii der 
Sittlichkeit, hinsidhtlioh der Gerechtigkeit im Allgemeinen und so 
weit es noh um grosse Züge handelt, wn gemeinsames Massen- 
recht sbewusstseiu bei einem grossen Volke im heutigeu Staats- 
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Joben ist einbch nniDOglich. Denn ee eetrt bei violen HÜlioM 
MflDMihea dieselbe idtUcbe EindnickBfiÜugkeit, dieselbe Büdnng^ 
dieKlbeo Ansiohten Uber staailiohe nnd £ii»elinadii voraus. Om 

RechtsJeben ist bei der Füllo der in ihm enthaltenen Institute, der 
liöUeiJÜigfii lietcrifTsentwicklunL'^. der hi8t/>ri«chen Ziisanimenhflnge, 
der pmktipHi-jKjlitisi'hen und der alitägliclien wirlschaftlidifii Tfii- 
denzen etwas unendlich Ver^nckeltes , bezüglich dessen eiiiheidiche 
Überzeugangen nur mit gcOseter Schwierigkeit, und auch das nur 
m Ueinen SMdifenMndigeB oder interessierten Gruppen^ sich bilden 
ktenen. Idi betone aber, dase ich auf primitive stutliche Verfafllt- 
msSB bei dieser Betraobtnng keine BftdiDUoht nebme, sondern nur 
iof die sor Eultor gefaOrsnden heutigen YQUser. fragte ich ja doch 
eingangs vl a. nur nach der Bedeutung, die die VoUuflberzeugung 
rfs Rechtsquelle im modernen Staatslebcn l>e«*itzt. Die aus- 
einu!ider>trebendrn gejkjUesciiuftlichen Interessen \iilanfreii in der 
WirUielikeit i'-i^litliche FormulitTung und auch das hrn h-^t»' Ideal 
Qimi ki^betzgehmig kann nur sein, einen Ausgleich dieser Interessen 
2U fiadeo. Eine iDtereesengemeinachaft Aller bezOglich des Beohts 
innerhalb eines modernen Staatslebeos ist ein Unding, eine gemein* 
»une Obetaeugung hinsichtlich der reohtüchen Gestaltung bestimmter 
LebensTsrhiltnisse deshalb unmSgliolL Ein BUok auf das Wirtschaft* 
liehe lieben lehrt schon, dass hier von einer Gemeinsamkeit der 
Obmeugungeo aller Ydksgenoasen nioht gesprochen weiden ksnn. 
Vidkioht abgeselien von grossen, einfiich^, das Lebensintere«se 
des ganzen Volkers betreironden Rechtisfragen — ich erinneit^ an 
»iie Stellung Finlands progunüber Husslands — ••rsrheint im poli- 
tischen Mud Heelit.sl'lMMi dnn einzelnen lnterets»eiiteiiki'eisen und 
Gruppen gemde ihre von anderen Jjiteressentenki-eisen und Gnip|>en 
abweichf'nde Anffmsung heilsam und auch dem AV<,hle der Gesamt- 
bett gemAss, das freilich oft genug mit ▼erblülfender NaiviUtt mit 
dem eigenen identiflsiert wird. 

0isbt ee aber im modernen Staatsleben, wenigstens be- 
süglieh des Bechts, wie wir bald an einzelnen Betspielen 
sehen werden, eine üeberseugung, die da^ ganze Volk amfittst, in 
dsr Regel nicht, so kann auch die^ Volksüherzeuguntr nicht die 
Aheitiicho und fundamentale Quelle des Recthts sein, nia^r nian 
hierbei als» den Inhalt der Rechtsriherzeiiguiiu n» hnien, daas ein 
bestimmter Satz Recht sein soll, oder dass ei Üccht sei durch sich 
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selbst Dag Beoht entsteht ftlso nioht aas dem Geiste des Volkes 
in seuier CbBamtheit, sosdem es isti wie Q-itmplowioB sagt, weder 
Produkt des Iiidiyidiiiiiis, noch ist es Eneognis des Volkes oder 
eines ad koo fingierten Gesamtwillens oder VolkflgeistoB. Das 
Beokt ist eine soidale Sdhöpfiing, d. k. eine dnidi den Zusammen- 
8t088 heterogener und machtungleicher sozialer Gruppen erzeugte 
Form de« Ziiwimmonlcbens Nicht eine inuei-e Thai.s.ulie, die 
ÜberziMi^img dos \ ' Ik ^, schafft in der Rcercl de« Recht, sondern 
68 ist im Paralleiogramiu der Interessenrichtungen die Diagonale. 
Abgesehen hiervon gehorchen, soweit überhaupt eine f^nwiiknng 
der prW^seren Maßsen auf die Bechtsbildung, wenn auch nur in 
mittelbarer Weise und duroh aweite oder dritte Hand in gana ke- 
Bckiflnkten Grenzen angenommen werden kann, die Kensdien als j 
Herdentiere sumeist nicht ikrer Oberaengung, sondern dem FQkfer, j 
mag es der Geistlioke, der Farteiohe^ ein starker Organisator, 
oder — was heute vielleicht am wichtigsten ist — die von ihnen | 
gelesene Presse sein. Die Gesamtüberzeugung ist doch blus die, | 
freilich ein eigenes Produkt ergoljende Syiitheso der Einzel* j 
Überzeugungen. Wo diese fehlen, kann jene nicht entstehen. j 
Wie verlockend es aucli erscheint, das bisher Gewoimeoe l 
doroh Betrachtung einaelner Beohtsinstitute bestätigt tu sehen, se | 
muss ich doch au meinem grossen Bedanem wegen Zeitmangels 
hier Abstand nehmen. Bs wSre im eipgeJnen die wirtsohaffüibhe ! 
Gesetagebung des Reiches dnrcksngehen und an der Zoll> imd ] 
Handelsvertragspolitiky an der Frage der Ausfnkr-Piimien, der ! 
FreOiflfen, der Eisenbohntarife, des Konsnlatswesens nnd des Schntaes | 
der Landwhtschaft nachzuweisen, dass die, diese Frage betreffende 
Gesetzgebung, 1 ii t e l eBsen c^eBO t zgeb u n g im dargelegten Sinne , 
ist und dass sie lerner tiiie solriie Ffllle theoretischer EmväjETungen, ' 
Krfahnmgsthatsachen, praktisch politischer Gesichtspunkte zur '. 
Vnrnussetzung hat, dass es unmiiglich erscheint, anzunehmen, sie 
könnte den Inhalt einer das ganze Volk umlaesenden 6esaint> 
rechtsflberzengnng sein. Dasselbe ist der Fall beaOe^oh der 
Eolonialgesetae, der die Vllhrungs-, Bank- und Geld-^ Mfins* und 
Credit-, Mass- und Gewiohtspolitik betreffenden 1tooht«B»fi«?>) des 
TnuiBport- und Kommonikationsreohts, des Gewerbe-, Handweri»- 

*> s. ZitelmanTi a. a. O. 8. 114. 

*) üamplowiozi Grujidrifis der Soziolugio 1885, 8. 188. i 
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und ArtMiteraohntEreolitB, des Pafant-, Hiuter- und MarkeiiflohiitKeB 
mud des AuBwuidenmgsreoliis. Auf den Civilpioaew, das Eircfasft- 
«od TGlkerreoht brancihe idt nur UnniweiseD. Dm Letzt- 
geiuuinte ist schon begrifflich nicht Erzeng^ eines Volkes. 

Das Kirciion rocht ist die Schöpfung eines gelehrten jgreistlinhen 
Starnles, d&a C i vilprozeps recht der Niederschlag konkrett^r 
Bodürfnisse der Reelitsanwenfluiiü: in foro. Die einzelnen Kechts- 
materien des Verwaltungsreohts sind eben&Ula entstanden 
•OS der notwendig geword^ 'ien , staatlicherseits vorzunehmenden 
Begdong praktiaotrar BedHrfoiaae. Auch hiar hat eine Yolki- 
Übeneogimg keinen Banm snr Bethttigong. Im Gebiete dee 
StrafrechtB bietet der allgemeine Teil mohhaltige Beweiae da- 
ftr, ditt wiflsenachaftliobe Probleme und intdlektnell an erÜBBaende 
«ad Sil verwerte nde Erhhrmigethataaohen maaagebend sind. loh 
▼wweise auf die Begriffe der Kauüialität, der Unterlassung, der 
Rechtswidrigkeit, d<*r Xotwelir und des Notstandes, dm Vorsatzes, 
der Absieht und der Fahrlässigkeit. Auch die Schwierigkeiten der 
Feststellung der Vollendung und des Versuches des Verbrechens, 
die Fragen der Thäteraohaft» aowie der Anstütong nnd BeihOlfe 
bolen ihren Stoff keineswegs aus dar VolkaObeneagnug. BezflgUob 
des beaonderen Teilea dee Stmfreebta fordern geiadaan die 
oanfaian StraftbaAen und die Art ibzer BeatFafnng in einer reöbta- 
vaglmofaeaden Betrachtnng herans, deren Eigebaia mit Beang auf 
anere Fnge darin beeteht, daaa die Ideen der Beetrafung einielner 
Oudlnngen in gewissem Sinne Gemeinbesitz der Kulturmenschheit 
nnd nicht eines einzelnen Volkes sind. Besonders an der Hand 
des .,die Strafgesetzgelnuig der Gegenwai't iu i-echtsvergleichender 
I)ar>tellinig*' behandrdndeu bis jetzt zweihJlndigen Werkes von 
Professor v. Liszt lä8«t sich dieser Nachweis leicht führen. Einer 
^LQgehenden hier freilich nicht angängigen Uateisuchung bezüglich 
^er noch nicht berflhrten Materien dea Privatreohta und dee 
Verfasaun gerechte md ee ▼obehalten aein, auch diejenigen 
veaigen Bechtaeltie hervonuheben, die wenigatena dem äuaaeren 
Sctöae nach, irenn anoh nioht aiober nachveiabar, auf nationale 
Mitndeett zurflckgefflhrt irerden kOnnen. Diee aoll hier nur 
«iao freilich recht dürftige Skizze sein und nur eine Vorstellung 
davon geben, wie die von mir gefundenen Er^^el)nisi*e duich iSätze 
«ies positiven iiechtsmaterials zu belegen sein würden. 
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Aber dio historische He(^t80Oliule hat ja oiolit bkfis Ix hanptet, 
diM das Recht die gemeinaaiiie nobtliofafl Übenengnag das Yollcet 
8^, Bo&d« «ndi die einer Yelksableiliing. Treife kh denn In 
dieaem Punkte mit der angefoöbteiien Lohre TOMumnen? Mh 
Nichten. Wiui SAvigny und Pnohtn unter TolkaableiluBg in 
dieeem Sinne veieteherv ergiebt lich in BnnangelnBg enderwci ter 
klarer Festätellungen aus einer Stelle iu des Erstem System 
(I. 19. 20). „In dpr Thai iiiideu wir überall, wo Men«M^hen zu- 
samnK'iilolM'ii \iii<l soweit die Opsphifht^» davon Kunde <Iaaa 
»ie in einer geistigen Gern ein schal t stehen, die sich duix^h 
den Qebraucli derselben Sprache sowohl kund giebt, als befestigt 
und ausbildet In dieeem Natoiganzen ist Sitz der Ueohts- 
erseogong; denn in dem gemeinsamen, die EinxeliMn duKshdringen- 
den Volkegeist ihidet sieh die Kralti das oben anetkannte Be- 
dürfnis zu be&iedigen. Die Gronzeo dieser VtSUEsrindividoen sind 
allerdings unbestimmt und sehwankend. Allein anoh da, wo 
die Einheit des Volkes unzweifelhaft ist, finden sich innerhalb der 
Grenzen (less.»U)6n oft enirere Kreide, die durch einen hesonderen 
ZusammeiihaiiLT ixx'h iiebtin deiu All gemeine ii des Volks ver- 
einigt sind, wie Städte und Dörfer, Innungen, Corpomtioiien aller 
Art, w^elche insgesamt volksmässige Aliteilnncron des Ganzen bilden. 
Auoh in diesen wiederum kann eine eigeutQinliche Bechtseiseagiuig 
ihren Sita haben, als partikulftves Beoht neben dem gemeinsamen 
Yolksreoht, welches dadurch auf manchen Seiten eigftnat und um- 
gebildet wild/* 

Hiemaoh ist unter Tolksndtesiger Ahteüung ledlgüch tot- 

standen eine Abteilung des ganzen Volks in QrtUdier Begrenzung 
oder organisierter Form. Dies ist vom Standpunkte der historischen 
Recht8S<'hide aus nur kMimequent. Denn \m aller entwi.'keluns:«- 
geschichtlichen Betrachtung den liechtö eröeh»:'iMt diehets doi.h al.-i 
'las ErcT'^bnis eines wesentlich inneren Voi-ganges, als eine ledig- 
iick spintualisiiscb zu erkllürende £r8cheinun?sform von Über- 
seugnngsthatsachen. Msn kann — wenn der Auadniok erlaubt ist — 
sagen, dass es sich bei Sarigny und Pnchta nm eine £!rttohtbBt> 
machung des Entwicklungsgedaiikens für das Recht in ideologiacihem 
Sinne handelt Hierbei ist das harte Gegendnander^FaUen der 
wirtschaftlichen und politischen, der sittlichen und Machtinteressen 
fast gai" nicht berücksichtigt. Nimmt man jenen mystischen Volks- 
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gast aa, wwnm sollte awa niobt in eiiMr PtovinB» ^kam Kreise 
ein ^tniganiee** sehen, das ebenso seinen «genen ,,Gei8t^ be- 
älsfc nnd SOS sieh faemns die BeofatBsfttse sohaIR? Die lokal ndizieitei 
kdiglioh dnrch die OeitUdhkeit ▼erbondene oder organisierte Einheit 
nltesle nach den Begründern der L^ue ihnlioh wie das ganze 
Volk, gemeinsame Überzeugungen schafFen, denn zu dieser inneren 
Thutsaohe ist jefles Xattirganze l>ef;lliia:t. Ob freilich ein solche« 
vorliegt, ja ob e.-. tiUeiiiaupt vorliegen kann, wurde nieht geprüft. 

Ich behaui>te: Nicht die örtlich begrenzte Vuiksabteilnng, 
sondern eine durch zufiUlige Interesse, ParteibeHtreUingen, darch 
BlMung, Weltanschaanng n. s. ▼erbundene Qmppe kann — 
abgesehen von andern snr Reolitsbildnng fahrenden 
Faktoren — daaa beitragen, svar nicht das Beeht an bilden, 
■oadem die Voranssetanngen fttr die Beehishildnng lOr ihr Teil 
sa sohaflbn. 

Deshalb geht mein Ergebnis dahin : Wenn man auch eine sich auf 
eine verhältnismässig gross«' Zahl von Individuen erstreckende Über- 
Etuguüg annelinien könnte hinsichtlich ganz einfaehfsr, die vitalsten 
Jnterf>8sen der Betreffenden angehenden Fragen, etwa in Bezug 
auf Sittlichkeit und Religion — so ist dies, mit ganz gerinc^eu 
Ansnahmen, nicht annehmbar bezflglich der, intentivste Ausbildang 
inteUektaeQen EÜhi^eit erfordernden, die allerkomplixierteBten 
LebensverhSItnisse notwendig berlteksiohtigenden Beohtsbildnng. 
Dieses mystische Ding, Yolksllbersengang, kann im 
8efflge des modernen Siaatalebena fiechtsqnelle niclit 
sein. Allgemeine Wflnscbe und Ideen, die naeh rechiliehar Ge- 
staltung verlangen, wären, selbst wenn sie ein ganzes Volk uiu- 
fassten (was ich fiir die Regel und für unsere modernen Verhält- 
nisse' durchaus l»r'sti*eite) noch lange niclit Reelit. Kiiif» solche, 
von mir also keineswegs zugegebene Volksüberaeugung lünaichtlich 
des Rechts wäre also auch in diesem Falle nicht Rechtsquelle, 
ent reoht nicht fundamentale und einheitliohe fiechtsquelle, 
aoadem eines der vielen Elemente, aus denen sich der Stoff des 
Beehis sosamraensetzt N^n ihr walten noch Tor, wie wir sohon 
gesdiett haben, Gewalt, ünter}oohnog — die ganze Beoeption des 
rOmiachen Reöhts ist eine Octroyirung fremder Rechtagedanken 
— Zufälligkeiten, Nachahmungstrieb, Einflüsse des Auslandes, die 
Weltanschauung der jeweiligen Gesetzgeber, vor allem liarte wirt- 
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scliaftiiclie Tiiton^ssw. Auch da« haben wir schon betont, daFF; as 
noch ein weiter Weg ist vou etwa beatehenden nationalen Rechts- 
ideen und Bedürfnissen big zu deren rechtlicher Gestaltung. Und 
doch ist dräse für das Bechtakeben das oiniig ICaaegebende. 

loh erwarte den Bin wand: Hag das Becht ausgeptlgt werden 
duroli besoDdere dssn geeigDsCa Penonen, so komme es doch auf 
die EU Qrunde liegenden Ideen an. Biese aber entstunden dooh 
aus dem VoUce. Und wenn msn sie nicht als omnittelbare Reohte- 
quelle ansehen wollte, so müsste inan dixjh anerkennen, dass sie die 
mittelbare Wer der teclmiiiche Ausgestaltor des KecUtsgatzes 
sei, wäi'6 luieiheblich. 

Hierauf ist zunächst zu antworten, duss ausser Ideen, ausser 
Oberaeugungstliatsachen noch andere bereits von mir oft genanote 
Faktoren zur Elcchtsbüdung beitragen. £b kommt also keineswegs 
auf den Volksgeist allein an, selbst wenn man einen soloheik an- 
nehmen wollte. Abgesehen hierron genflgte anoh schon der Hxn- 
weis anf die in einem Staate geltenden^ aus dem Audsnde ein- 
gelahrten Rechtsideen, um jenen Euiwand hinilUig su maohen. 
Doch will ich mich näher mit ihm behissen. 

Es fehlt uns jede Möglichkeit, bestimmte Ideen als die des 
Volks^istes zu erkennen. "Woher wissen wir, dasa bestunmte 
Wünsche niclit aus »lein Kopfe eines einzigen findigen Jn«lividuiims 
stammen, dass sie nicht das Ergebnis geläuterter Erkenntnis oder 
reifer Erfahrung eines ganz kleinen, yielleicht durch die Pr oooe 
wirkenden Kreises sind? Wie können wir denn behaupten, dass 
sie der Spiegel der Überzeugung sind des ganten Volkes, oder (um 
eine Konzession zu machen) des grOssten Teils des Volkes? Wie 
kann man feststellen, dass eine Idee nicht auf wissenscbaltUcher 
Feststellung einer Erfahrungsthatsaohe beniht, dass sie in den 
(ranzen des Volkes Widerhall gefimdou hat, und deslialb Recht zu 
weixlen verlancrt? 

l)amit koiniuen wir zur Beantwortunu cinor eingangs* auf- 
geworfenen Frage: Wie ist die Volksülji^rzeugung, wenn vorhanden, 
zu erkennen, in die f- st«- Formol des Rechts zu schmieden? Sehen 
wir ab von den unüberwindlichen Schwierigkeiten, welche sich der 
Feststellung des Wesens der Yolksüberzeugang in den Weg stdien, 
80 finden wir nur eine Möglichkeit, die Yolksfiborzeugung, wenn 
vorhanden, annShemd wahrhedtsgetren zum Ausdruck zu bringen. 
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Es ist dies die Abgabe der Erkläi-iing eines jeden erwacliseiien 
Burgers, eine selu* bedenkliehe und nur in ideinen Staaten mög- 
liche Pnnedur. Ich denke hier naUlriioh an die stattterechfliche 
Emnohtong des BefBrendnnis' und dee Volkfl-liutiatmeditsi). Hier^ 
fon abgeeehen, kOnnte man nur an eine YolksTertretang denken. 
AUein ich behaupte, daae eine eokdie die Volksfibenengung tdemala 
vifiderspiegoln kann. Denn aie kann nnmöglioh alle Toriiandenon 
Tendenzen und Willensrichtungen der Vertretenen in Bezug auf die 
Gesetzgebung wiedergeben. Dies wäre nur annähernd inoi;li( h hei 
einem parteilofien Parlament. Ein solchen kann es ab» i rächt 
geben. Denn wenn eine vollkommene Übereinstimmung der An- 
sichten aller Vertreter unterstellt wird, würden sdion einige, ja 
schon ein einaiger Vertreter genfigen. Damit würde der Begrüf 
der Y<dkanrertietung angehoben sein. Man kftme mm Abecdatianus 
oder zur OMgaiebie. Ich erinnere daran, daas der Begriff des 
prinoepa repraeaentans popolnm in frflheran Jahihnnderten der 
nxiiametiaoh-kanenieliflolMn Juriepmdens aehr geünflg war^. 

Eb ist auch die Summe der Gewählten ihrerseits wieder ein 
A^regat ver8<:*liiedfner Meinungen, auseinandcrtrehoiKler fiit« reisen, 
verschieden v(»ii der Summe der Vertretenen. Die V'ulksvortivtung 
ist hiernac^h eine selbst.lndicr und in ^owissom Sinne geschlo8sen 
vlrkeude Öeselisohaft gegenüber der Gesamtheit der einseinen 
VolksgeDoseen. 

Hlorzu kommt, daas nach modernem TerhissmigBreohÜichem 
Cfanmdaatie der Yolka^ertreter keine Anftri^;e nnd Inatniktionen 
TOD seinen Wfthlem an empfangen, sondern naoh freier ÜbersEengung 
des ganae Volk an Tertteten hat Dies sprechen u. a. der Art 88 
der PrensB. Yerfhssnngsnrkande tmd Art 39 der ReichsverfRssung 
•08. Dies bedeutet doch so viel, dass der Volksvertreter seine 
eigne Mcinnng^ von der Volkswohlfalirt geltend machen solle. Diese 
eigene Meinniiij: ist alter sicherlich nicht immer dieselbe, wit^ (Wo 
der Wähler, woraus sich eine freilich naturgemässe Inconiri in;nz 
von Ansichten der Vei-tretenen und der Vertreter ergiebt. Ist aber 
diese iDoongmena vorhanden, so kann vtm einer 'Wiederspiegelung 

*) FftM xog, das Recht iu der bchwoiz, Berlin 1885. — Stüssi, Beuht 
ond iLiiiativp in den ScLwcixer Kantonen, Zürich 1803. 

^) lilicm, allgtiniöine Staatslohre 1899, S. 184; dossolbon Geschichte 
SlietBwiMenMMI im, a 217, Anm. 7. 

6 
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der Übeneagimgen der Ter Cr e le iieo Biciit die Bede kul Wena 
froiliefa die WiiUicfakeit seigi daaa für die YollttTettretor nkhi 
der ifleele öesichtsjiunkt der Vertretaiig des ganzen Volkes inas»- 
^fe^^nd ist, sondern das Int>?res8e der jeweiligen Wfililer, so k tuTnt 
ri — weil die zn verschiedenen Parteien gehörenden VoLks- 
veftuBter von verschiedenen Interessenten-Kreisen gewählt sind — - 
durch eine zur RechT-^ildung führ'^nde Metoungsiusserung ood 
AtNituniDiiiii^ nicht ein Bikl der Volksubetieqgiiiig la Stande, eon- 
dem eine rechtiiolie Ampiigiiiig des Inteteeeee der jeweiligen 
lüjonttt 

Man kann hiernach die Sache irenden irie man irill, irir halben 
keine Möglichkeit, die YoUcBfibenengiing, wenn sie bealli^ch des 
Bechta Torhaaden sein sollte, zn erkennen, nnd deshalb anoh kein 

Mittel, sie in rechtlicher Form festzuhalten. Was hiemach öbrig 
M'iKt. ist h^fliirli'-li < i--fühl><;icli'' auf Reiten d*^,e;>fn. dfr ('iiii' Fest- 
ntt;iiung d- ■^ aus ti> iu VoiksL'-^'ist'' ••iit>j'nini:eiR'ii R'-chts- 

gedankens versucht. Man «i' riort 'iaiiii mit einem vagen, auf dem 
Gebiete der Wissenschaft nicht l eiC' litiLrlrn Oefdhl, das niemals 
im Stande sein kann, das in allen färben schillerode, itorfliooDende, 
mit widerstEeitenden Tendensen gesittigte Reebtabewnsstaeln kon- 
krot 2n fMsen, ane harte Formel zn finden, die sich in ihrer lecht- 
lichen Struktur mit jener VolksOberzeagnng deckt Damit aofaeint 
mir der Einwand, die Yolkaideen seien mindestens mittelbare 
Reditsfjnelle, widerlegt. 

Wii- iiiuicii nach alleileui uunere Auffassung bestätigt, dass die 
Kt clitabildunK- für die liegel das Werk d>'> \ olkes in seiner Ge- 
samtheit nicht sein kann, dass sie nicht durch die Übf»rzeu<:iing 
des Volkes in seiucr Totilität oder in einzelnen '"rtlifh Ijegrenzten 
Gruppen entsteht. Die Überzeugung der Gesamtheit des Volkes 
ist keine fundamentale BechtsqueUe. Sie ist, selbst wenn vor- 
handen, nicht klar festatistellen, sie kann, falls sie wirkt, nur neben 
einer Ffille anderer Momente einen der Beweggründe f Qr die Bechta- 
bildung allgeben. Wie die vergleichende Bechtswissensohaft er- 
geben hat, sind die schon vielfach angedeuteten Momente der 
R4!<'litKhil(lung durchaus nicht immer in dem Volke voriianden, sie 
iltäiif,t'ii aus W iHseiischufl uiul täglicher Erfahi iiiii;. auch vom Aus- 
lainlc bor zur Oeltinig, hauptmcblich aber ver^lauken sie ihre Ent- 
st^'iuuig der bittei-en Notwendigkeit, rucht materiellen und nicht 



Digitized by Goog 



— sa — 



spiritualistißchen Thateachen. Bildet die Überzeugung des Volkes 
aUein wßhi das Beoht» so giebt es ein YolkBieoht im modernen 
Staate nur in sehr geringem Umfuige. 

Zweien MissTexatindnissen mOchte ich jedoch hier von rom- 
herein Toibengen. loh Inn keineewegs der Andoht, dass das Recht, 
wem es nnn schon nicht Tolksreoht enn kami, Juristenrecht im 
Sinne Beselers und Thoels sein müsste. Wenn auch die letzte 
Fornauli-iung des Gesetzes {\\\<- Form ini<l Inhalt hier innig 
2U*>amnienliün.!?en wciös joder .lurist) <lurcli dif verf;i,ssuiii;siii;i>sigen 
gesetzgebenden Faktoren zu erfolgen iiat, so anerkenne ieli doch als 
ziu" Rechtsbildung führende Faktoren die Interessentenkreise, die 
„Beteiligten'* im Sinne desBeichfigenchts (Entscheidung Bd.YII, S. 235). 
Nor kOonen diese nicht das ganze Volk umfsssen, nnr sind diese 
nidit ofganisch mit einander verbundene Gesamtheiten» sondern zu- 
fiUlge, dmoh das ganze Gebiet des Stuttes verteilte, nnr dturch- ihre 
geistige oder Interessengemeinscdiaft verbnndene Gruppen wechselnder 
Bnheiten. Diese können auch neben den Juristen zur Rechts- 
liidumr lM itrat;on, weiiii sie nur die zur ßtjcliteichaüung notwendigen 
£igeDsclmiten aufzuweisen haben. 

Und das zweite mögliche Missverstflnduis wärc dies, dass 
man mich einen Lobredner der krassen Interessengeeetzgebung 
Bcheitan könnte. Allerdings bin ich der Ansicht, dass in der 
Welt der tealen Thatsachen eine solche den tlberwiegeoden Teil 
der Isgidativen Arbeiten ansmachen wird* Aber loh bin der 
Letzte, der eine Interesaengesetigeibang rechtfertigt, die nicht 
aoUiesilich doch das Interesse des ganzen Volkes iOidert Freilich 
ist es schwer festgnietellen, wann dieses rorliegt. Und ich meine 
weiter, dass es t.iii imerlässliches Erfordernis eines jeden modernen 
Suut<^ sein muss, eine üülche Regierung zu besitzen, die bestrebt 
ist, d*ii Ausirleich der widerstreitenden Interessen herbeizufüiiren. 
Eine starke Monarchie ensobeiut mii*, insbesondere in Deutschland, 
^ diejenige Begierungsform, die verii&ltnismässig noch am uq> 
abhlDgigsten von der Gmist nnd der Ungunst der Fsrteien, über 
diesen steht nnd eine YefsShnting der sich bekämpfenden Gesellschafts- 
gnippen zu bewirken im Stande ist 

Fragen wir endlich: Ist die Lehre von der Yolksüberzeugung 
«ils Beehtsquelle, etwa als prsktisoh-politisches Poetnlat aufrocht zn 
eriislten? Kann man zwar anerkennen, dass die Lehie wissenschaft- 

6* 
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lieh mihdtbar ist und doch aonehittep, dasB diese £ri[enntiiift dem 
Volke die Freude an der Rechtsbildnng yenciiritaiken und ihr eine 
Zauberfonnel, an der sie doch lange gehangen, In Luft umd Nebel 
aufllisen werde? Eb handelt Bich hier mn eine reine ütilittto-Frage 

und ich kann wie deshalb vom Standpunkt der Wissenschaft ans 
nicht endtriltifi^ iK'autworten. Soviel ahor wirtl auch Iii« r gölten, 
daÄ8 da« Uiiilcbon in popularr»n IrrtüniCin nur auf kurze Z» it sro- 
wifiscn Ei-fordornissen des Geniiitslobons der Ooselladiaft entspriclit, 
abor fiber kurz oder lang zum Verderben fOhrt 

FiaBBon Bie mich noch anm SchluBs dnige Konsequenzen meiner 
EigebniBse ziehen. 

Die uns hier beaob&ftigende Lehre hfiagt bekanntlich ni* 
flammen mit dem Problem des OewohnheitBrechts. Han muBS je- 
doch hier sehr voniichft|Pf unterscheiden. Die beim Gewohnheit»- 
re*'ht vorausgesetzt • '»pinio necessitatis unterscheidet sich wesent- 
licli von der VolksHlterzeugung als Reolits. juell«^. Bei der Fiair-». 
ol) ein nfwoliuli- itsK'cht entbanden ist, koiimil es auf die Bubjek- 
tiv(» (Jbtii Zeugung des angeblich Berechtigten an, einen iHJstimmteu 
RcelitMsatz als gewobiiheitsinässigen angesprochen zu liabeu. Das 
ist die üppinio neoessitatis, die hiemach schon das fischt Torans- 
setzt. Es wird ein gewisser Satz in der Überzeugung, dass er 
Rochtsaatz sei, geflbt. Dagegen will die Volksübeneugung als 
Bochtsquelle das Becht erst schaffen. Insofern also bedarf es 
keiner weiteren Betrachtung. Aber wir wissen aueh, dass die Qber- 
wiogende Anzahl der Juristen die Volksüberzeugung als ein Ete*|nisit 
des Gewohnheitsreclils ansieht Deshalb nniss ich fiü^jen. wie sich 
die Ergebnisse meiner Erörterungen zu dieser AutVassun^'^ ver- 
iialLen, Fasst man die erfoi*derte „Gesaratüberzeugiuig * nicht als 
eine Überzeugung d«^« Volkes, sondern als eine solche der durch 
Zufall, Intei-cssen, Bildung, KeUgion, Weltanschauung, Vorteile der 
jeweilig vereinigten, Gruppen auf, so habe ioh nichts gegen dieses 
Kribtdeniis de« Gewohnheitsrechts vom Standpunkte der Lehre 
von der Volksüberzeugung ans einzuwenden. So weit man über- 
haupt eine Gememflberzeugung alB feststellbar ansieht — und ioh 
halto dies für fi»t ganz unmöglich — kann man sie ja anoh als 
Hi^iuisit des Gewohnheitsrechts aufi-echt erhalten. Die Schwierig- 
koUin, liiu IUI Eiiikieiuen kaum zu üL)erwindeu sein wenien, liegeu 
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(bim auf rein tbateächb'chein Gebiet & wiixl dann darauf an- 
lommen, ob als vorhanden angenommen "werden kann eine „Übei^ 
leugong deijeiugen GemeinadiaftBgliedfir, die in den Lebeosver- 
hiltnisBen, detea Ordnung in Fiige steht, sn handeln berofen sind** 
(Gieike). Wenn hiernach keineswega die Obeneognng aller Ein- 
idnen, oder irgend einer Mehrheit veriangt "wird, so kommt man 
sn dnem in der Wisseneohaft noch gänzlich nnausgetragenem 
rrobleai, dem Recht clor Minoritäten*). Und wie weiter klarge- 
stellt werden soll, dass der EiDZ' liio die RechtKülM i/eiimintj als 
tiiie ihia mit andern gt?meinschaft liehe riier/.en^unu euipfuiidi n hat, 
dass es nicht seine individueile Meinung g^weni n i^t, ßchoint mir 
auch etwas schwierig zu sein. Begrifflich und theoretisch kann man 
(he Mfigliohkett ja sogeben. Piaktisch wird flberfaanpt m. K die 
gune Lehre Tom Gewohnheitarecht, wenigstens fQr unser deutBohes 
Bschtsleben Uber kurz oder lang eine reine Doktorfnige nach dem 
AnfliSten der Qeltimg des gemeinen fieohts weiden. Sin ab- 
nUiesBendes Urteil aber wud wohl erst nadi Beendigung des so- 
Aen erschienenen Werkes von Siegfried Brie: die Lehre vom 
Gewohnheitsrecht 1899, gefällt werden k< innen. Bis jetzt li»'«:^ 
iltii ür«tf Teil vor. iler das römisclie und kaiiuiiiseho Rocht, die 
Glossatoren und Fuötgluösatoi-en und auch das deutsche Recht im 
Mittelalter mit Rücksicht auf das Oowohnheitsrocht umiasst. 

Ich muss noch eine zweite letzte Konsequenz meiner Ergoboisse 
ziehen. Die von mir bekämpfte Lehre» dass die Volksüberzeugung 
die einheifliche und fundamentale Quelle des BoQhts sei, führt not- 
wsadig zu der Folgerung, dasa es eme Entfremdung des Volks vom 
Reehtsleben Oberhaupt nicht oder nur in ganz beechrfinkten Grenzen 
geben kOnne. Jedenfalls nicht, soweit es sich um die Rechts* 
1» i 1 d u ii g — jiii lit'gfiusjitz ZU der Auwendung des Rechts — 
handelt. Denn wenn der Oosetzesinhalt aus d- r Überzeugung des 
Volkes geschöpft wiitl, kann er ihr doch iiielit wi^lersprechen. 
Wir liaben gesehen, dass der Gesetzesiuliait nur in ganz be- 
grenztem Umfange aus der wissenscbaftlioh nicht fassbaren 
Volkäflbeneogung herrflhrt Hieraus folgt aber, dass der Gesetzes- 
inlttlt der mystischen Volksüberzeugung zumeist widersprechen 
mm Und deshalb geht meine ketzeiiBche Meinung dahin, dass 



•)B,Jellinek,das Recht der Minoritäten 1898. 
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eine gewisse Eiitf romdung des Volkes vom Rcchtsleben 
naturnotwendig begründet liegt in der Thatsaehe, dass 
bei grOsserea 0emeinBohaf ten eine Binhelligkeit der 
YolksÜberzeugung nioht entstehen, eine entstandene 
nicht sicher erltaant, das Erkannte kaum unzweifelhaft 
festgestellt werden kann. Das ist der tiefere ond weitans 
wichtigste 0mnd, aus dem heians bewegte Klagen ▼erstflndllcb, 
aber auch zwecklos sind. Ich kann hier nur andeuten, eine weWi 
grosse Aufgabe noch des modernen Sumtes liarrt, dui-cli Aussrüötung 
der Richter nicht blos mit juristisch-technischem Wissen, sondern 
mit historischer, sozial - politischer und psychologischer Bildung 
eiiier8eit8 und durch peinlichste Vormridung jeder Klassenjustiz 
andererseits, die Möglichkeit zn schaffen, dass die Entfremdung 
zwischen Volk und Recht nicht noch grOsser werde, als sie natur- 
notwendig aus den gedachten Gründen schon sein muss. 

Jch bin am Schlusee. Was ich in yoraussetatingsloeer Foraohung 
gefunden hatte, habe ich Ihnen ▼crzutrsgen mir erlaubt Ich 
musste gegen eine popiüftre Äuffisssung streiten, die dadurch nicht 
wahrer wird, dass man sir allgemein glaubt. Mag auch der Irrtum 
zeitweilig siegen, ich halte mich an dio Worte Schopenhauers: 
,.r»a> LcIh'ii iöt kurz, und diu Wahrheit wirkt ferne und lebt lange: 
Sagen wir die Wahtheit^^ 
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Die rechtlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 
des G rossforsten tums Finland 
und der Balkanstaaten zn Rnssland. 

Von 

Dr. Boris Minzes, 
Geaenl-Iiiapektor im Handels- niid AdtoriMaouDistoiiiiiii, Sofia. 
Oelulteii ftm la Hu 1899. 



Zu den Udnea Balkanataaten, die beiiiahe wlhrend dee gansen 

XIX, Jahrhunderts das Interesse Eiiroy)a8 auf sich lenkten, hat sich 
in der letzten Zeit das (iroä^fürbU nium iinland gesidlt. In seinen 
Expansion sIajöUvI Iii ngü II gen Südosten und Noniwesleii ötioss Russ- 
imd m Norden auf Schweden, im Süden auf tüe Türkei. Während 
mit der £rol>erung Finlands der lao^^ucrndc KuTiipf mit Si^hwedeu 
i^mm iwtQrlicheQ Abfichluss gefunden hat^ da Iiu>slaiul in den 
Bento einer weiteiugeileluiten Seekflste gelangt ist, bleibt bis auf 
den lieutigen Tag die cbronisdie f,ori6ntaIi8che Ange^ gans offen, 
sich zaweUen su einem akuten j^Blkanpioblem" mafitaend. Wie 
in den Zeiten, als Busaland die eraten Abkommen mit dem 
Omantsehen Reiche traf, auch wirtsohaiUiche Interessen eine sehr 
grosse Holle sj»ielffn, ebenso Iwhält auch jetzt die ninsische 
ßegieruni^ auf d' r Halkaiilialltinsel ihre llaudelsinteivssen im AuE^e. 
Serbien, das aus de« Donaufürstontümem entstandene Kumänien, 
Ori^'ohenland, Bulgarien, Finland, alle diene Staatsgeiälde sind 
<>clu4>fungen unseres Jabrkunderts, sind national-} ' »Ii tische Einheiten, 
dereo Zostandekommen snm allergrOssten Teil duroh Russlands 
•kÜTss Eingreüen m sich gegangen ist Dieses aktive Eingreifen 
kat indess noch nicht au%eh6rt Im anaufhOriichen Worden be- 
piffen, hOfsn die Balkanstaaten nidit auf, einen Heid intcmational- 
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polittseher Unruhe m Ulden. Die Yeränigiing der DonanfOnfem- 

tilmer; die Vahl der nimflnischen Fflrsfen; die Vereinigung des 
tributpflichtigen Fflistentums Bulßranen mit 1 r autonomen Provinz 
Ost-Rüiijt^li' i» : 'l^r Kampf d<p»r ( ii ifcheii vt'nvii Kreta, ein Kampf 
aus dem di»' K»»iegtt!U Griechen als SKL-^ei- h< i \ (»ip'uanL.:cu »iiid: 
der S^it uiu Macedouien, <ler als gefahrdrokender Zankapfel be- 
flonder' T^wiVrhon Serbien nnd Bidgarien anea moht zu miBttchten- 
den ZfladBtoff bildet, — alldiee and nur vereinzelte Momente, durch 
die der poUtisch-emptiTe Boden der BsUamhalbinsel rar QenQge 
illuetrirt wird. Und kamn wird des Feuer an eioen Orte erstickt, 
80 bridit ee an einem anderen ans, imd dabei ist man sich aller- 
welt dessen bewusst, daes dieses BaUamfener sa einem enropftiHohen 
Biunde werden kann. 

Dies sind a>»er nur äussere Erscheinungen, die lüi alh rlei 
wisoenschaftliehe DiMituii>:>'n .\iila«s genug bieten. Indess ist die 
europäische wissenscliattiiciie Litemtiir hinsichtlich der Balkanlialb- 
insei sehr dürftig, w;is ja nicht zu verwundem ist, da im grossen 
und ganzen die Nationallorsohung der Balkanstaaten selbst noch vieles 
zo wthischen flbrig Ifisst Und nmi erscheint auf der Oberflflche 
auch die „finltodiscbe Frage", die vor allem von ataalarechtlicliem 
Interesae ist 

Der Balkan ist ein politieeh eruptives Yulkaogebiet Hkr 
werden Politiker und StaatsmSnner meuchlings gemordet (Tn Sertrien 

Kaia-Goorg 1817, in Griechenland Kapodistria IH'M. in Kinuäiiicn 
HmiI.ii ('iiiarcri 18C2, in Bulearien Stambulow 1894); Füi-ston se- 
tötet (Michael ubi-novi^ in Stsrbieii 1868), gewaltsam • jitthnmt und 
hiMmtückisch entführt (in Serbien Milo§ 1839, Micliail 1842, 
Alexander Kara-Oeoig 185^^: in Griechenland Otto 1862, in Ru- 
mAnien Alexander Johann I. 1866, in Bulgarien Alexander von 
Battenberg 1886). Dies sind nur bedentendeie Putsohersdheinungen, 
aus denen wir folgerecht schlieasen kOnnen, dass sie in sidi 
hunderte und abeihunderte Gewaltthaten bergen. 

Fast derselbe Eruptivstempel ist auch dem Staatsrecht der 
Balkanvfjlkor aufgedriickt. Mit Ausnahme von Rumänien, dessen 
Stiiut>!iiiiiii/.en, wenicrf>tens bis vor kurzem trotz Imlier Stjiatsschuld, 
als geurüriei zu t • ii.i ' Ilten waren, kann die Staatswirtschaft Griechen- 
lands, Serbiens und in der letzten Zeit au' h nuli^arit iis al.s eine 
siemüch nüssliche bezeichnet werden. Oheohenlaud und Serbien 
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leündw ach bereits unter Kuratel h-emder Kreditoren und Bulgariea 
mnsste in der aUerietzten Zeit unter den allenmgünstigstcn Be- 
diBgongea mn Bliianzabkommen treffen, wonadi die Staatesohuld 
▼OD etwa 170 auf etwa 860 MOlieiien ftanks hinaufkonyertiect 
wild and fllmtUohe Tgaantiahmin, die Hifen BmgOB and Tama 
sowie almttioiie StMitseinkOnfle yerpifatclet werden. ISn BGmsterium 
wurde wegen dieseis Finanzabkomnifiiö gestürzt, und das andere, 
düÄ ]<iUt um Rnder ist, musste sich in s*^in flnanzielleB Sciii<'ksal 
M?en. obwohl es seibBt alle ge&ihrdrohenden Nachteile dee FioanZ" 
altkommeos offen ^gestanden hatte. 

Was den Qang der Staatamasdiinerie betrifft, der sich in der 
Gewtigebiuig bekundet, so finden wir hier ein atetea Hemm- 
etperanentieren, einen öhronlBöhen SystemweohaeL aowie Abwesenheit 
jeder Tradition; nur in einem ist man konaervatiT — m der legis- 
htdriBclien Systemlosigkeit Bin klassischer Beleg dazu ist die 
Märtyrologie der sorbischen Verfassung, in Bulgarien sind a. B. 
<>.itiiili^h^ Beaniten (Professoren. Tiebrer, Richter u. s. w.) ab- 
ätUUi-, ixier riehtit;er gesai^t, ihre Existenz liängt von dein (iut- 
(lünken des jeweiligen Ministers ab. Nun hat das Ministerium 
StoüoT Ende des vorigen Jahres den Yersnoh gemachti wenigstens 
eiaea Teil dea b5heren BSditerstandes nnabsetsbar an machen. Die 
OppositioB Bofahig indessen Lftnn, man -wolle ,J^rteigSngem** ihre 
BicblenteQen fttr immer ddieni. Mit dem neuen Ministerium kam 
Hb An&ng dies^ Jahres eine neue Kammer an« Ruder: dem Gesetz 
betreffend die ünabsetzbarkeit der Richter wiadt- kurzi r Prozess 
gemaeht, und RiclitfM- und Justiz hängen al«ermals von der Gnatio 
'iei jeweiligen Regierung ab. „In <1»'H 34 Jaliren seit der Tiiron- 
besteigung König Qeorgs hat Grieclienland nicht weniger &h 42 
Kiaistariea erlebt ... Die meisten Beamten sind bestechlich, 
ueUMg, parleräch . . . dies wiiM auf das Volk und dieses wird 
■^geleitet, den Fiskus als Femd, das Staatseigentum als herrenlos 
niasehea . . . Noch ftrgere Zustande (herrschen) in der Oemeinde- 
Wwaltong . . . Auch die Gerichte und das Heer sind von diesem 
Wirrwarr nicht frei geblieben", so sclireibt ein tüchtiger Konner 
Neugriecheniands Und nachdem der griechische Gesetzgeber 

*) Dr. Alfred Phiiippsohn, GiiedbeDlaad and seine Btellnng im 
Odmt Sondoiabdmflk ans der Oeogrspiaohsn Geselhehaft; Heransgegeb. 
m A Hattaier BL Jahigang 1897, 4. Heft. 
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etwa Drei viertel jalii Ii uuUert an Armee und Flotte lieriungötlukt-i-t 
hatte, muaste er sicli vor kurzem entsclüiessen, c-'in Geaeta duiuhzu- 
führen, wonach Aueläuder «1b Organisatoren (<L k Beorgaaiaatono!) 
an die Spitae der lAndeevarteidigoii^ sa atoUan aindl Wann es so 
mit dem allerpatriotiaohaten Inatitat aoaaialit, wie mag aa ant um 
Verwaltung, Juatis und Staatairirtachalt bestellt aein. 

Fdr die vergleichende Rechtawissensdiall nnd YdlcBwirt- 
schaftsJehre ist selbstredend Ht\-lit und Volkswirtschaft der IJalkaii- 
staaten von IVilontunir. T);i> Oowoiinheilsrecht der Ralkanvülker, in 
welchem die vcrechiedeneii Einflüsse zur GeltiiTi»r kanii'M, ist schon 
au sich sehr instniktiv. Auch als Experimeutioibodcn, wo resi- 
pierle Gtoeetae dem Gewohnheitarechte angeproft werden oder wo 
man legialatoriaohe Experimente anstellt, die sogar fOr die altsn 
weateurop&iscben Kulturatsaten ala gewagt ersobeinen, verdienen 
die Bellnnstaaten beachtet su werden i). Indeaa ist die Kenntnis 
der Gesetzbücher migenügend, wenn wir das Wesen des gesaiiit^«n 
Staalsmechanismus in seimm Zusammenhang nidit kennen. Wai 
ironimt dem Staat und Volk i:uto rrt^s^^tze zu luiU^n, wenn sie 
schlecht angewendet werden und wenn sie bei jedem Regierungs- 
wechsel wie Pilze nach dem Begen aus dem Bechtsbodcn schjeaeeo, 
um bald daiauf wie Pilze zu verkOmmem, Vor allem musa der 
EinfluBS der auswftrügen Politik berQcksichtigt werden, der nmn 
auweilen aftmtUche Qebrechen der inneren Politik in die Schuhe 
zu schieben sucht. Souverftn oder nichtsouverftn, sind die Balkan- 
staaten zu schwiuih, um sich nicht auf irgend eine „intercssiei-te" 
Grossiii.ifhi stilt/cii /Ak müh.N<.!U, buhiiM sie an der Gi^ossütac-lit^iolilik 
uülnehmen wollen. Allein die kleine Schweiz, mit ihrer drei- 
spracliigen Bevölkerung, die zwei sich bekämpfenden Glaubens- 
bekenntnissen gehört, mit ihrer politischen Binnenseelage, umgeben 
von vier national» und sprachverwandten mflchtigen Stsaten, die 
Schweiz konnte den BalkanvOlkem den besten Belog dafOr bieten, dasa 
ein selbstgenttgsames, poIitiKch nttchtemee und staatswirtsdiaftlidii 
tQchtigos Volk sogar unter den alleruugunstigsten politisch-geogra- 

') Vgl. meinen Aufsatz „Das BtaatseoziaUstische Experiment einer 
obligatoriscfaeo gegenseitigen Hagel veisicherang in Bulgarien**, Archiv für 
soziale Gssetzgabimg and Statistik 18d8, Bd. XIII, & 461 u. IT. und 
Dr. Sohisohmanov, Das sogenannte „doutsche^^ (?) Gesetz in Bolgariso. 
Jahrbuch für verg|. BeohtsiriBs. sto., L Jahrg., IL Abi, 6. OOS u. ff. 
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jl^aadbßn VeriiSItDiBfleii tank Belbetftadig mit grt ttem Erkiig ent- 
wickeh) kann. Die öhriBiliöhen BaUtanataaften nnd im Qtomen und 
Gänsen, w9B Sprache nnd Olanbenabekenntois betrillt, national 
iHHDOgen. Gewiss fand in diesen Staaten wahrend dee XIX. Jahr- 
hunderts, im Vergleich zu der Türkei, ein enormer Fortschritt 
statt, dieser Foilscliritt liat es inde^s nicht verhindert, daät* bich 
in ihnen KrebssclüMien einfrasson, dio fiir ilire gesunde Entwickehmg 
von grösster Gefahr sind. Ihre Kulturfähigkoit luiben die 
Balkanstnaten zweiielBohne bewieeen, leider will es aoheinbar mit 
der Staataf&higkeit der melaten BalkanvOlker nicht kJappen. 

Wie bereits erwShnt, aoheint es in dieser Hinsieht dem mmft- 

nischen Staut am meisten geglückt vm sein. Dabei fällt einem uii- 
wülkfulitii »'ine ch.u.ikb'rislische Thatsuhe auf. I)t*i-]eiiige sämtlicher 
Balkanstaat- in der am wenigsten das loch der Tttrkonherrschaft zu 
Ahlen liatte, war Humänien. Nur hier liat sich ein nationaler OttMS- 
grandbeaitB erhalten. Als unmittelbare folge davon bildete die Agrar^ 
frage em gebhrdiühendes Ftoblem fOr RomBnien, ein Problem, 
welches Jahisefante hindurch den politiaoheti Farteigetrieben seinen 
Stempel anförQefcte. Ünd bis auf den heutigen Tag sind Bauemaufsttade 
niirl ihre Unterdrückungen mann militari eine chronische Krankheit 
Kuiiiäiiiens. Dafiir aber — besitzt Rumänien die am wenigsten 
radikale Verfiistiiniu'-: denn Rumänien ist dci- oinziL;'- Staat auf <l<^r 
Balkaidiaibinsel. wo wir ein Zwcikammeiiiyötem und indirekte 
Wahlw finden und wo schliesslich der gesetzgeberische Mechanis- 
mus die wenigsten Sprünge aufweist Griechenland, Serbion, Bol- 
gtfien sind in Bonal-wirtsohaftUcher Hinsicht demokratiBche Staaten 
tafi^cxfl^: Einkamniersystem, direirte Wahlen, Eleingrundbesits 
sowie absolute ICadittosigkeit der Kirone dem Parlamente gegenüber. 

In Anbetracht des Vorlu-rrschens (lo> Klcint^nindbewsitzes und 
des IJmstandes, dass wir es hier mit sozusagen j:Jauernstaaten zu 
thim haben 1), sollten doch eigentlich Landleutc sowie Interessen 
der Landwirtschaft das politische sowie staatsrechtliche Leben be- 
herrschen, mnaomehr als es sich um Staaten mit allgemeinen, 
direkten Wahlen handelt In Wirklichkeit aber werden Kammern 
tmd Qesetzgebnng, sowie das ganie politische Leben von der 

'/ V^I. meine Studien „Socialpolitiska bref fräu bon de fürst en 
dtaiet Bulgarien „Finsk Tidakrife' im 
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^teU^Mu'' behenadit, und in Hinröht an! die viriacbafUidie 
Politik ■toheninduBtneH^protekti OD istische ABpintionca im 
Votdorgniiido. 

Eine ei^nartig-e Differcnzicning: der gegellsohaftlich«! Schichten 
findet auf der Balkanh »ll rn-ipl wtatt. Wer nur irtrendwekhe BÜ Immi: 
^,.norä«f'n hat, verlässt liemuttliche Scholle und väft i Ii lieis (it: werbt:!, 
um iu die Reihen dor Beamtenschaft zu treten. hii\ wemrn^n Aiis- 
nahmeo gehAri die gatuee getUdetc Weit der BaUouistBatea ent^eiler 
sa akttven Beamten oder sn aolcbmi, die ee werden wollen. 
Kommt iigendwek^ oppoaitioneUe Aaktion ana Ruder, ao moaa 
aia ihre Parteigftnger mit Stellen belohnen'). In Bidgarien heiaat 
dies: „Der Kampf om den KnodieD." Noch sdilimmer sind diese 
Verhältnisse in Griechenland, „Die Zahl dvi Äi/t»' und Rechts- 
anwälte ist gaiu ausserordentlich: ihre l^iuiiilüt >ti lit laffir iu»-i>t 
im umgekehrten Verhältnis zu ihrer Zahl. Daher wird ein ge- 
lehrte Proletariat von Stellenjägern grossgezoirrn. welche mit eiue 
Hauptursache der unglücklichen politischen Verhiütjüs»e des Landes 
ist^'). Zwanzig Jahre sind nun vorüber. Eine starke StrOmung, 
eine ganze Übersiedlung findet Tom flachen Lande nach den Stftdten 
statt Die Speaiabicholen, Gymnasien and sonstige Unterrichts^ 
anstalteu nehmen all)ihrl!ch viele Zöglinge auf, indess . Terlfisst die 
Jugend die Schulen nicht in der Absicht, sich fi-eien Gewerben zu 
widmen . . ., sondern initiativ^.^ un i arm an G^'ist. wi.- sie sind, 
pflanzen sie sich vor den Kanzleien und StaatMinsli lutea auf und 
warten mit gi^krcuztcn Armen, auf daas die Pforte sioh vor ihnen 
OfEhe. ... In dieser Hinsicht haben wir einen Biesenfortachritt 
gemachtes ^ schreibt ein bulgarisches Begienmgsblatt, daas dies- 
mal sweifelsobne eine Thatsache konstatiert, die jedem klardenkenden 
Bulgaren Hingst eingeleuchtet hat*). 

*) Höohst oharakteristische Thitsaohen haben die im Jahre 1897 ver^ 

offentlichten ..Ergebnisso der Staatsboamten -Statistik für 1896" (Sofia 1807, 
FablikatioD des Statist!» Ikmi Amtes) an den Tag irobmcht. Wir führen nur 
ein Beispiel der „Fluktuation'* der bulgarischen Beamten an. Im Jahre 189Ü 
waren in den drei Mini t'-rim (des Innern, dor Finanzen und d^r .Tus^ti?.* 
1011)2 Huamto und Kiclit' i ;iiiL''^stellt; davon h:\)n>j-\ mir ■ in I>i'>t.st- 

jalir und woniger gohabt. Von i n 10 wai^u uiciit weniger als 4ti3t) 
eimnal, 1011) zwoimal entlassen und wifdorum augobtellt 
') Philipp son o. c. 

•) „Narodüi Prava'' 1899, Jahrgang IV, No. 71. 
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Daher behdmehMi die inneren pditiflehen Fehden das ganze 
politisclio Leben. Unter solchen Verhältnissen ist es natürlich, 
da»; hin iui<i witdor eine oppositionelle Partei zur au s av ä i't i sren 
Stüue Zutlucht iiiuimt^ so dass sich innerpolitische Aspimtionen 
nnd ausseq)olitiaGhe VeUdtäten verstrioken. Auf dieee Weise konnte 
es dahin kontmen, dass in Staaten, wie Balgarien nnd SerbieOi 
innerpolitiache Parteien die Benennung nAnetraphÜen*^ nnd ,^u8tro- 
phoben'*, ,3as8ophiIen*' und ^usBophoben'^ erhalten haben. Was 
die aiiBwftrtigen „Velleitttten** hetiüR, so duichkreuaen sieh hier 
poHüsche tmd wirteohaftliche Momente derart, dass es schwer wird, 
eine Scheidegrenze zu ziehen. Ru^^shiiids wirtechaftliche Beziehunpr^n 
zu den Balkan^tautcii sind, im Vergleich zu dtMicii (itu- Avcsteui«*- 
päiseheu (irossmäclite, überaus schwach. In Serhit ii und Bulgarieu 
steht Österreich-Ungarns Import, wenigateus vorläufig, im Voi-der- 
grande. Bnaalands Handelabesiehangen au Serbien aind fast gleich 
NqU. Sogar in Bnlgaiien, wo Bnasfauid jahralang in direkter Weise 
Beiiie HiBDdelBbeaiehungen hatte fSrdem kSnuen, iat Buaslanda Import 
aehr schwach, wie ans der folgenden Tabelle lu ersehen ist 

Der answSrtige Handel Bnlgaiiem. 

Oeaamte Davon: 
im BoaBlaada Osterr.-Üngama Dentachlanda 

labre fiolnhr Anafohr ISufuhr Ausfuhr Einfuhr Anafohr Eänfahr Anafuhr 









in MiUioDeo Franks: 








1886 


64,2 


50,4 


8,5 


0,2 


17,0 


2,4 


2,1 


0,08 


1887 


U,7 


45,7 


3,2 


0.1 


15,2 


3,6 


2,9 


0,2 


1888 


66,3 


64,1 


8,0 


0,03 


18,1 


2,6 


4,3 


0,2 


1889 


72,8 


80,5 


4,5 


0,08 


22,4 


3,5 


8,9 


1,2 


1890 


84,5 


71,0 


5,2 


0,05 


33,0 


5,5 


3,8 


0,4 


1891 


81,3 


71,U 


r.,4 


0.03 


33,9 


34 


4,9 


1,0 


1892 


77.3 


74,6 




0,04 


2S.I 


3,1 


8,2 


13,0 


1893 


9U,8 


91,4 


3,3 


0,03 


H2.5 


2,3 


12,0 


15,8 


1894 


99,2 


72,8 


4,9 


0,04 


35,1 


2,8 


12,0 


11,9 


1895 


69,0 


77,6 


3,4 


0,07 


21,7 


3,2 


8,7 


13,4 


1896 


76,5 


108,7 


4,2 


0,07 


22,3 


2,7 


8,5 


20,1 


1897 


83,9 


59,7 


4,2 


0,07 


21,6 


3,6 


10,6 


7,7 


1898 


72,7 


66,5 


3,1 


0,1 


20,4 


9,6 


9,3 


7,1 


Aus diesen Da 


oii ersieht man 


1. dass 


Bulgariens 


Aussen- 



baüdel seit der Vereinigung mit Ustrumöliöii eineu goringeu Yoit- 
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schritt zu Tenseiohnen hat, 2. dasB BoBsIaiids ISnfiihr nach Bulgarien 

unbedentend und beinahe stationär bleibt (maximum: 6,70 pCt., 
uüiiuiiuni: 3,73 pCt. der Gesamteinfuhr ausmacht), 3. dass Öster- 
reich-Ungarns Eiiifulu' nach Bulg-arien, trotz England? und neut«5ch- 
iands Konkurrenz, immerhin an erster Stelle steht (maximum: 41,79 
pCt., minimum: 23,61 pCt.). Äm alleninffallendsten ist der enorme 
Fortaohtitt, den Deutschland in seinen HandeUbeziehungen zu den 
P ft lkiffl' j tw atQ n gemacht h ^t . 

Was den Staatsktedit nnd den answftrtigea Frivatkiedii der 
Balkanstaaten betrillt, so sind sie ror aUem anf den westeuro- 
päischen Geldmarkt angewiesen. In Serbien und Bnlg^ari» !! kommt 
in dieser Hinsicht zuerst ÖsttMieicli-rii^^arn und dann Deutbclüand 
in Betracht. Da in dem BalkauHtaaten die tinanzieiie Misswirtschaft 
zur Ki editnot führt, die ihrerseits zur Folge hat, dass man den zahlungs- 
schwachen Kunden nicht immer leichte Bedingungen gewährt, so ent- 
steht selbstrodend eine Feindschaft zwischen den schwachen Schnldnetn 
nnd starken Qlftubigem. Dazu gesellt sich die Handelspolitik der 
Balkanstaaten, die, obachon von fast ausschliesslich Viehzucht und 
Ackerbautreibenden Völkern bewohnt, teils aus fiskalischen, teils aus 
schutzzöUnerischen Bewegpprnndon, diu Eiufuhrzr>lle in die Höhe 
treiben wollen. Jfierhei stu>sen sie auf den Widerstand der inter- 
cssiei*ten Importstmiten , die ihre völkerrechtliche, politische and 
finanzielle Vorzugsstellung als tüchtige Kampfwaffc zu füliren ver- 
stehen. Und je schwächer sich die Balkanstaaten (vor allem Serbien 
nnd Bulgarien) fOhlen, umso stärker wird ihr Hass gegen die 
mächtigeren grossgezogen.*) Da sich aber Busdand, das selbst 

Im Jährt' 1S81» liat Deutsclilands Import nach Tfumänien d.^n 
prston Platz iTi uni^on. AN'itiiieiid < »slerrüiuli- Ungarns Einfuhr nach Bulgarit.'ü 
von n,8 pCt. im Jtüire ISUl auf 25,7 pCt. im Jahre ISiJl und auf 30 pCt, 
im Jahre 1898 gesunken, stieg Deutschlands Einfuhr von «j.Ol pCt. im 
Jahre 1891 auf 12,G5 pCt. im Jahre 1897, resp. 12,91 pCt. im Jahre 1898. 

•) Die TOD BeitoD Österreich -Ungarns, speziell üngaius, geübten 
Veterinärplaokereieu (,,Viehäporre!'' „Schveinenbriege!^') und die doicfa sie 
herroigemfene Missstitnniniig und Feindseligkeit bei den BalkmTOIkeni, 
werden jetst vod den dsteiieichiedien ladustriellen anfriohüg anexkannt 
„Serbien md Bolgarien erfuhren einseitigen agrarisoheo Intetenen sa liebe 
in der Viehseuchonfrago eine .... aohroffe Bebandlong ven osterreichisoh- 
ungarischer Seite'^ Cfr. den vom Central-YeiUaud der IndustrieUen 
Usterreicijs heraiiSi^n'L'nbencu Vorboricbt Oesterreichs künftige Handels« 
Politik. Wieo 189d, 8. 21 o. ft. 
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fbrtwlhrend en anewftrtigen Anleihen Zuflucht nehmen uiurs, zu 
den Anleihebedüiini.ssoii der Balkaiistanten i;anz passiv" vorhiUt 
und, mit Ausnahme der THrkei, omm sehr gelingen Absatz nach 
d*>n ßalkanBtaaten hat^), folglich in HandelBboziehungen ihnen 
geg.i\üler >iehr tolerant sein kann, so ist es ganz klar, auf 
welche Weiae im üinearpolitisoheQ Kampfe der Parteien diese 
hudelfi- und finanzpolifiBche Konstellatioii ausgebeutet wordan 
faum. Eben diese negative Vorzugsstellung, von der positiven 
ßtaram* und Religionsgemeinsohaft!) gans zu schweigen, wtirde 
Rnssland zum moralisch ausschlaggebenden Faktor in den Balkan- 
staaten geiiiaclit haben, hätte Russland (liesen VoiBpruiig aus/nnfltzen 
voretanden , hätte nicht Russland durch aktives Eingrerlen in dies 
Staatslobeu der Tblkanstnnten den Lauf der inneren Entwicklung 
nach einer ihm günstigen Richtung besolileuoigen wollen. 

IKes fahrt uns zur Betraohtong der rechtlichen Beziehungen 
Bnadaods zu den Balkanstaaten. In dieeer Hinsicbt kommen vor 
allem Rnminien, Serbien und besonders Bulgaiien in Betraohi 
Was ftberhaupt die Gesetagebnng der Balkanstaaten betrifft, so ist 
es kein Wunder, dass man hier beim Vorlu ri-schen der ckklt klischen 
Kt;.' 1 tionssncht auch zu russischen (^»ut'lh ii hin und wieder Zu- 
flucht nahm; indess war man sich der Kückständigkeit der 
russischen Gesetzgebung allzugut bewusst, um nicht mit Vorliebe 
mit voller Hand aus französisohen, deutschen, italienischen eto. 
OesetibQohem zu sobSpfen, oder .... einfach ganze Gesetzkodexe 
atnnscdir^ben. Zwar hatte die provisorische Zivilverwaltong des 



*) Busslands Einfuhr 

1886 1800 1894 1897 1898 

pCt. dor 

m\. Qmmt- mu Min. um. miu. 

jfn, Qinfakr fb. pCt Pn. pCt As. pCt. Fn. pCt. 
uach Bulgarien 8,6 5,0 5,2 6,1 4,9 4,9 4,2 5,0 3,1 4,3 

nach Serbien 1,0 2,7 0,6 1,8 0,4 0,f» 

meh Bani&nieD 9,6 3,2 8,6 2,3 9,1 2,1 8.1 2,3 

Deutschlands wachsende Einfuhr 
1886 1800 1894 1897 1898 

m. Mui. Mili. ma, Miu. 

¥n. fCt Fn. pCt. Fra. pCt Fi». pCL Fkv. pCt. 

uach Bulgarien 2,1 3,2 3,8 4,5 12,0 12,1 10,6 12,6 9,3 12,9 

nac.-h Serbien 2,8 7,5 2,8 8,0 4,8 10,6 

nach Kumänieri 73,3 24,7 10i>,2 30.1116,9 27,7 98,8 27,8 

{mk offixiellen statistischen Publikationen der betreffenden Balkanstaaten). 
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FOnten Cerbsldj, der beuiftngt worden w, das von den Ruaeen 
erobeite Bolgariea m oigjokiemL, die eistea Qnmdlagen der Ver- 
waltung und des JustuweBens geedurffeii; Fttnt Gerkaaldj wir 

aber ein m einsichtsvoller nnd konserYativ gesinnter Mann^ als 
dasö er sicli hätte entet liliessen können, die türkisc hen Gesetzo ein- 
fach durch russische zu ei setzeu. Von son<loi>'iii IiittMCsse sind 
jedoch tlie Beetrelmiigeu der russischen Regiemufj, bei dem Aua- 
bau des Staats- und Yer&issungsreclits der Balkanstaaten • '!>zit> 
greifen. Die Geschiclite des YeifMasmig»- und StaatuechtB der 
Balkanstaateii ist erst in schreiben. Der kfinftige Geeddchtsfoisdiar 
wird eine harte Nuss sn knadEen haben, um sich in dem Eninel 
rechtUoher Prinzipien nnd politisoher Nebentendenaen anreditsnfittden. 
Eines ist sicher: die russische Re^erung vertrat fast immer die radikii- 
sten deiiiukratisclioii Ansichten, sobald es sich um das \'eri;issungs- 
rf»cht der Halkanstaaton hande lte. Kussland suchte fast stets die 
Träiugativen der Kroue zu üuusteu der Yolkavertrotuag su schniäian« 
Wir begnügen uns nur mit einigen Beispielen. Auf Qniad 
dee Separataktea der Andrianopeler SriedenabeBtimmniigQn vom 
September 1829 Übernahm Busahnd die Leitung des geaets- 
geberiachen Keehaniamua der DonaufQystentflmer. Der mit dem General- 
kommando der Okknpationfiarmee betraate mselaofae General Kiseler 
\sTirde zum bevcJlinikhtisrten Pi-äsidenten der Civilverwaltung er- 
nannt. Unter seiner diiektcii Eiuwirkimg kam dann (.las „Organ isciie 
Statut" zu Stande. In folgender Weise wird diejjes Verfassungs- 
elaborat von einem tüchtigen Kenner der Balkanpolitik, 
maaiflohen Schriftsteller Totigdev cbaraktenaiert: ,^e8 „Organiaishe 
Statut** war nicbta ala ein Eabinetapiodukt, eine von denjenigen 
Yer&asungen, die unter vier Kandeiwftnden sur Welt konunen, 
die nicht der Geschichte des Landea entstammen, dessen BedOrf- 
niesen keine Rechnung tragen; die aber die Lebensfragen auf 
Grund rein theoretischer Betrachtungen lösen ...... Dal »ei hatte 

Kiselev dub Ziel verfolgt, für RuBslaud die Bau*'nisc)iaft zu ge- 
winnen, da, die privilegierten Klassen der Donaufürsteutümer ihre 
unverhohlene Feindseligkeit HuBsland gegenüber an den Tag 
legten'*^). »Abgesehen davon, daaa den LebensbedOrfnissen des 

') laliöfTev, Diu aiLswäiÜgti Tuliük de.s Kaiser Njkukij I., Pet»»rs. 
borg 1887, S. 324—325; Äigarev, Die russische PoHtik in dur orieu- 
taÜBohen Fiage. Moelaa 189C, Bd. I, S. 407 (beide Werke in i usa. Sprache). 
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Baaerustaudee nickt genug Beclmuug getzageu wai-, stellte diese 
Verfassung iwei souveräne Mftobto einander gegen fll>er, so daäs die 
Beibnngen unYenneidlioh vaien und nur dozdi IbchfBprüche aus 
FMeiBbaiy beendet «erden konnten**^). Dasadbe Beetreben Rnse* 
lande, die Maohtbefqgniaee dee StaatBoberbauptes za beeobiinken, 
machte noh in Serbien in den Jahren 1635 — 1839 geltend, ^e 
ni5«si>e]ie Diploinatio hatte dabei mit eiiieiii zwoisclmcidigen Schwert 
gespielt; es verstrichen kaiuii fünf .lalire, — uud daj?s*ül)" Schwert 
versetzte ihr tiefe Wunden" *). Auch bei der Ausarbeitung der 
Verfias&ung für Ostnunelien sowie dee Fürstentums Bulgarien ver- 
kdbX die rusaisdie Begiarnng die radikalsten Piinaipien. Sehr 
iostniktiT sind in dieser Hinsicht die Sitsongsberiobte der emo- 
püscben Yer&ssnitgBkonindBBiQn, die beenftngt worden war, ein 
»Oiguiiaobee Statof* fflr Oetromelien ansinarbeiten In dieser 
Konuniseion waren stets die rassiechen Vertretei-, Fürst Certelev 
und Oberst Öepelev die Verfechter der Volks rechte?. Die Ver- 
fassung dees fcigoutHchen Füi-stentuins Bulgarien ist zwar ein Werk 
der konstituierenden Versauunluug in Tmowa (1879) und ist be- 
deutend radikaler ab der in Petersburg au8gearl>eitete Entwurf; 
doch war sa jener Zeit der Einfloss der russischen Begierung tu 
Btuk, als daas ae ihr entsobeidendes Wort nicht bfttte fiOlen 
kfinnen. Zwar waren nooh nicht in den Jahren 1878 — 1879, zur 
Zeit wo die ersten Chnndlagen dee YerfiBSSongsreohtB Ostnoneliene 
imd Bulgariens gelegt woixien, die Krebschäden der serbischen und 
griechischen Verfassung und Stnatswirtschaft in ihrer ganzen Nackt- 
)ieit hervorgetreten , indess liätte man sie schon damals bei gutem 
Willen entdecken und zeigeu können. Die rusäisohe Diplomatie sciilug 
aber in Bulgarien denselben Weg ein, den sie mit grOestem Miss- 
SKfolge in Schien und finmJtaiien gewandert war. Die Folgen 
wen dabei dieselben: ZerwMnis toM Feindseligkeit, Torbunden 
mit einer konstanten Kriegsgefahr fOr ganz Europa. 



*) Felix Bamberg, Geschichte der Orientalischen Augelegeuheit eto. 
BerUn 1892. 

*) Popov, Ruseland und Serbien, Bd. I, S. 304—365 (rus»isch). 
Sehe: 2igsreT o. e. Bd. I, & 420. 

^ (Gfr. Blaubnoh): Ttatkey No. 9 (1879), Part I. GorreBpondaDoe 
n^eoling the prooeadiDgB of the Euopean oommiaBioii for the Oigani- 
«itwa of the Eastem Boamelia. 
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Wir sehen also, dasB sogar der rassiBelie fiSnfloss auf Rodit 
und Yolkswirtecliaft Bulgariens, wo RnssUnd am meisten bitte 

einwirken können, von negativen Erfolgen gekfOnt worden und, 

al^gesehen von rein politischen Ergebnissen, die sich mit den innei^ 
politisfhon Maclienschaften eng vor|ui' kt«Mi, fast resultatloR Lr( lili-^l>en 
ist. Jedenfalls hat der russisehe Kinfluss nicht wenig dazü bei- 
getragen, um auch das V>ulgari8clie Staatsleben in den radikalen 
FiiB&tapfen Griechenlands nnd Serbiens wandern ni hissen. Baas 
Rossland hierbei bona fide seine Inlereeaen s» wahren ^abfOi 
dasu war es Relbstversündlioh vollkommen tierochtigt; denn im 
Lßbenskampf der Staaten bleibt fQr V51kerphihu)tropie mid V(Jlker- 
pädagogie sehr wenig Raum. Worauf es uns hier ankommt, das sind 
ausschliosslich vergleichen! !• staatsrechtliche und volkswirtscluiftliche 
Moment«, die wir wenigsU^iiö lial-on andouttMi wollen und die 
gegoboneui&U.s nur mit ßwücksichtigung der jeweiligen }>oliti.si:hen 
Aspirationen Russlanda voretandf^n werden kOnneii. Dass liusaLand 
auf der Balkanhalbinsel nach keinem klardurohdachten Flaue ge- 
wirkt, sondern sich stets an OpportunitfttRprinri|iieii gehalten hat, 
anerkennen selbst kompetente rassische Forscher, wie Popor, TatiSftv, 
2igarev n. A. Gewiss ist die ,^olitik*^ ein sn schlfipfriger Gegonatand, 
als dass man ihn streng wissenschaftlich analysieren krönte; daher 
ist eben das Studium von HuHrtiaiids rechtlichen Bezioluaigen zu 
den Baikanstmitcn von so grosser Wiclitigkeit , weil d«^m Foix ii.T 
ein mehr oder minder objektiv sicheres Material äut V'erfögung ist^ ht. 

Während zumeist die Westmächte, vor allem England 
und Österreich-Üngam, frdher auch Frankreich, aul der Balkan- 
halbinsel, hinsichtlich der agressiven Politik Busslands, eme De- 
fensivsteUung einnahmen, benutzte Ruesland suweilen die (Megen- 
heit, so 8. B. in Serbien, in den DonaufOrstentümem, in Bulgarien das 
rechtliche Verhältnis dieser 'Staaten umzugestalten. Ein objektiveß 
StudiiiMi (lor unter Russlands "Flinfluss zustande gr»k()nini< n"i! K'orhts- 
akte kann, so viel wir glauben, zu keinem anderen EndergtjbnLs 
frdiren, als dass die russische Diplomatie nie die feste Absicht 
hatte, das ätaatsloben der kleinen Staaten staatsrechtlich su 
konsolidieren. Am merkwürdigsten aber int der Umstand, dass 
Russland mit staunenswerter Ausdauer stets fast zu denselben Mitteln 
Zuflucht SU nelmien pflegte, ohne sich darum zu kfimmeni, dass 
diese Mittel öfters versagt hatten. 
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Sb vorldiDt sich sehr, vom Standpnnlrte der yeiifleiidiendeii 
Fofadiaiig, auf an anderes Staatqgebilde einen Blick zu werfen, 
das uns viele Anhaltspunkte K«r instruktiven Gegenüberstellung 
gewährt. Dies ist (las nördlichste europäische Fürstentum Fin- 
hmi. »las ebenso wie die lialkanstaateii ein «taalsi)olitisckcö Produkt 
üiibereo Jahrhunderts ist. Während die Balkanstaaten stets von 
sich h&reu lassen, wäre das Qrossfürstentiim Finland beinahe der 
Vergessenheit anheimgefallen, würde es nicht das vielgerühmte 
1^ der ^Tausend Seen** sein. Zwar nm ein Jahr und Tsg Slter 
als die ohristüdien Balkanstaaten ist Blnland von den west- 
enro^üsclien Gelehrten verfaältnismfissig weniger Aufmerksamkeit 
geschenkt werden, als RnmAnien, Serbien, Bulgarien. So z. B. 
finden wir in deutscher Sprache k< in oiscii'iplondes Origiualwerk 
iibei Finland, die l 'berst-tzungslitei-atur ausgenommen. Nun ist vor 
knrzeiu die „Finländische Frage" in den Vordergrund des öflfent- 
licheu liiteresses getreten und selbst den Spezialforselieru, die des 
Sohwedischen und Bussisohen nicht mAchtig sind» ist es schwer, 
mk in objektiv-wisBeaschaftUcher Weise au orientieren. 

Wenn Bussland in seinen Expaaeionsheetrebungen im Südosten 
stets anf den hartn&ckigen Widerstand der WestmAchte stiess, so 
hatte es in seiner agieshdveu Yorwärtsbewegiui^ naeli Nordwesten 
fest freie Bahn. Der Emberung Finiands, eines von Natur aus 
ariüeu Liandes, liat Europa ruliig zugeschaut. Diese Eroberung war 
gleichsam der Schlusvsstein in den jahrhundortlans^en blutigen 
Kämpfffli zwischen Russland und Schweden. In völkorrechtlichor 
Hinncfat ist der FHediichshammer Yertisg vom Jahre 1809. für das 
politieohe Europa aussohlaggebend; diesem Yertrage gemtes ist 
linland als ein von Bassland untrennbares, ihm inkorporiertes Oe- 
Inet zn betrachten. Indessen überliess Kaiser Alexander I. dem 
Groasfürstentum seine autonoincn Rechte. Finland wurde fernerhin 
snf Grund hniändischer Gesetze re^ert und verwaltet, und diese 
^eiitjtze waren dieselben, die in Finland nocii vor Vojeinigung mit 
Riißsland in Kraft gewesen waren. 

Ein Bruch mit der Yergwigenheit hatte mithin nicht statt- 
fSefnnden. Der aus vier Ständen bestehende Landtag wurde im 
Uns 1809 einberufen und begann auf Qrund der feieilichen Yer- 
adiening AleicBnders I. zn funktionieren. Im Jahre 1863, also 
mehr «ds uach einem halben Jahrhundert, wurde der Landtag zum 

7* 
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zweite« Mal in Gang genetzt, um weiterhin periodische Sessionen 
abzuhalten. Und bis auf den Iientipron Tag trägt Finlands Volks* 
Yertretimg den alten Stempel der Ständegiiederang. Im Yet^mh 
zam YerfaBBongsmeobanismae der Belkanetaatea eraohemt der Fm- 
lAndiacbe einfBch altfrftnkisch. Bort am grOnen Tisch „verfasele" 
Verbsenngon, hier ein allmlhlich gewofdenee, im Kampf ums Leben 
entstandenes Verfessungsrecht; dort ein „wandernder*' Beamteosland, 
hier eine sesshafte, mnstergiltigc HuKMukiati»'; dort tunkeinagelneuf» 
üesetzliüclier, Iii« !- Rechtsnormen öugcir aus dem vorigen Jahrhiind^^rt 
(Sverigee rikes lag von 1734); dort lialsbrechcrische Sprünge im 
Hyj>ennodprne, hier gemächliche, behutsame Anpaaeuitg an die 
dringenden Forderungen der Zeitläufte. 

Betrachten wir zuerst die realen Folgen daTon. Finlands 

Staatswirtschaft ist im Vei-gleich zu dem der Balkanstaattm, ^ 
Russlands selbst als eine niusterlialt» /u preisen. Während das 
sl*_'ts seil wankende Aiifireld eine chreniscUe Krankheiit der Balkan- 
st«iat<3n ist, letzthin sogar Hum&nien uicht auegeuommeo, ist Fiuland 
seit lange zur Goldwährung ftbergegangen, die sioli bis jetzt 
mit grOsetem Erfolg bewahrt hat Im Vergleich zu der unerquick- 
lichen Lage der Staatsfinanzen Griechenlands, Serbiens und Bul- 
gariens ist Finlands Staatswirtschaft umsomehr her?omihebeBi 
als sie sogar keine finanzielle Kinderkrankheit dufohzumaohen 
hatte. Erstens ist die Staatsscliuld der Baikanstaateii. sülbstredend 
mit Bt'iüeksirhtiguiig aller Pi-opoitionen, vielfaeli hoher und »iiul 
die Anleiiiebedingung'Fi im verhältnismässig ungünstiger als in 
Jfinland; dabei ist Finlands auswärtiger Handel bedeutend höher 
und Finlands Produktionsintensität bei weitem stftrker. Veigl^chen 
wir z. B. den serbischen und den bulgarischen auswflrtigeii Bändel 
mit dem finlAndischen. 



Einfnlir Ausfuhr 
Serbiens Bulgariens Finlaods Serbions Bulgariens Finlands 



im Jahre 






in Millionen 


Franks 






1893 


40,9 


90,8 


120,2 


48,9 


91,4 


114,7 


1894 


34,8 


99,2 


138,7 


46,0 


72,8 


135,9 


1895 


28,2 


69,0 


150,3 


43,3 


77,6 


142,9 


1896 


33,4 


76,5 


172.6 


53,3 


108,7 


168,9 


1897 


45,3 


83,9 


202,5 


55,9 


59,7 


168,6 



Digitized by Google 



— 101 — 



In Seitäen und Bulgarien Ziökiaokentwiokliing, In Finland 

Kontinuität; in Bulgarien und Sorbien beinahe Stagnation, in Kinlund 
Aiifschwunjs, ein umso auffali' i; ]orer T'^nterBchied, aib die Be- 
vöik^ruiii^ Hii]gai-ieii>i (lichter und um cint> Million grösser ist, von 
der euuriofio Differatui der BodßiK^ualität zu Gunsten Bulgariens 
und Serbiens gua zn schweigen. Einen im Oktober 18d7 
in der Petenbuiger Landwirtsohafttiohen OefleUschafi; gehaltenen 
Bericht Aber Fuüand scdüieest der BerichteratBtter Tanfiljev mit 
folgenden Wortoi: „Bs ist hier nicht angebnoht, sich Ober Fin- 
hods sonstige Knltnreriblge ansznlassen * fiUein mhon das, was die 
Finländer im Kampfe mit der iaiilieii Natur um ein Siiiok trof-kenes 
Broi eni?icht imlK n, zeugt bedeutsam, klar und deutlieh, v i> ine 
nöchteme und ehrliche Bevölkerung, die niemals Sklaverei kannte . . . 
sogAT aus Felsen und Sümpfen zn schalen vermag^''). Ein Bei- 
wpA genügt Während nach dem an Weiden und Triften flber^ 
nicfaen Bulgarien Butter eingeffihit wird, ist es dem an Felsen 
Riehen Finland gelungen, den Butterezport Yon 5 Hillionen kg. 
im Jahre 1875 bis auf mehr als 14 Millionen kg. im Werte von 
über 30 Millionen Franks zu steigern. Welch grosse Arbeitskraft 
und intelligente Produkt ionstflchtigkeit die Finländer dabei haben 
entf.üteu müssf n. kann sich nur derjenige vorsteilen, der Gelegenheit 
gehabt hat, die erfolglosen Predigten und Ennuntemngen mit an- 
suhören, die man seit vielen Jahren in Bulgarien und Serbien 
an diejenigen richtet, die vor allem berufen sind, an der Hebung 
der daxniederliegenden Landwirtschaft teilzunehmen. Dass es den 
finllDdeni auch gelungen ist, in der Entwicklung der Fabrikindustrie, 
iffl Yerg^ch zn den Balkanstaaten einen ziemlich grossen Erfolg 
zu erreichen, ersieht m.ui aus der Geschichte der nissisch-finländi- 
scheii ilaudelsbezifhung'en. Da der russische Zar hinsichtlich der 
ans der Schwedenzeit sogenannten „ökonomischen Verw^altung" freie 
Verwaltimgsliand hat, so konnte stets die rnssi«5e}ie Regierung ZU 
Gunsten der russischen Produzenten eingreifen. Und der ganze 
V«rianf der finUndisch-russischen ZollbestimmungeD, anf den wir 

*) Ta n f i 1 j e v, G. Seijskoe chozjajstvo t Finljandii. Doklad. Zasedanie 
petorimrgskago sobranija seljskich chozjaev. 1897, No. 5 (Sonderabdruck), 
cf. die raasterhaften Publikatioaea der fioländiychen Geographischeo Gesell- 
Nchaft „Atlas de Finlaode''. Hebiogfon 1899 und den Bd. 17 dee ,,£ttUetio" 
ter QoeeilMibaft, Helrnngfo» 1899. 
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hier nicht näher eingehen können, zeigt, Yne einseitig russischer- 
seits \)e\ den ZoUbeetiniimiri->Mi (1811. 1835, 1859, liesonders 1885 
und 1897) verfahren wurde'). (iem.'Lss dnu letzten um 1. Juni 
1897 in Kraft getretenen ueueo ZoUtarÜ haben alle nissischen 
Waaren zoll frei rn Kiitcrnng nach Fin)an<]. Einr- Ausnahme 
bilden drei Artikel, die für Finiand ▼olkshygieniache oder fimuix^ 
poUtiBohe Bedeutung haben, nftmlich geistige Getiftnke, Tibek und 
Zucker. Wihrend alle übrigen niflaiscfaen Waaien in unbe- 
schrftnkter QuantttHt nadi Unland SEollfrei eingelOhrt werden 
ktbinen. wei*den die ftnländisclien Einfuhrwaaren in vier Kategorien 
get*^ilt. Unter den 38 Eiiifnliiartikeln, die einen l»«'tr;l''htli<heu 
..I^itlVMVii/.iull/oil'" /M entriotiton hab-'n. (iiiifcn etwa a<ht Artikel 
nur hi> zu einem gewissen Oewichtsmaximutn die .,Üifl[erenziallzoll- 
Begüostignag^' geniesseui und swar die, die für Hulands Industrie 
die grOsate Bedeutung haben, nimlioh: Ponellan waaren, rohes 
Fensteiglas, Eisenblech, sonstige Bisenfitbrikate, BanmwoUwaaren, 
Iidnenfabrikate, Strickwaaren etc.*). 

Bmaisch-Ilaliadiaehe HaBdelabOaiii. *) 

RuBslands Einfuhr nach Finland Finlands Einfuhr nach Rassland 

iin Jahre in Millionen finl. Mark (Franks) : 

1891 52,4 30,1 

1892 60,6 32,6 



') Cf. den Bericht Morozov's, eines höheren Beamten des russischen 
Fin.vn^^iinnisteriams, FtnJjaodija v toigovo-proaiydlennom ofcDodeniL Petais- 
bu^g 1895. 

Cf. Das .lonrnal der Allerhöchst eruuuuteu K"tnnnssioii I '•liuf!> 
Unter.suehuug dei 1 rage hetroffend diu Jlaudel.sbexiehuDgen des (russischen) 
ReiuiiK zum Grossfürsten tum FiiuäJid s. 1. e. d. (Ib'JO). 

Dor russische Zolltarif vergUdien mit dem dt» ürossfürstentmns Fin- 
land 1892. Heiausgegeben Tom (raeeiBohen) Finaazministerinm. Peten> 
baig 1892. 

Über die letsfen msaisch-finläDdisdien Zonbeettminnngen of. Bammlmig 
von BegienugBgeeetxen, -Yeroidnongen eta 1897, No. 48 (Alles is 

raesisoher Sprache). 

») Cf. Bidrag tili Finlands offioieta Statistik, Handel ooh SlfSfaii 
Uekingfoi« 1806—98. 

Die russische TTandelsstatistik stimmt nicht mit der finländischen 
überein, Cunn i^s dor Publiknt: ..t'l i rsicht von Rtt^^slanii?? Aussenhandol 
für das Jahr iÜW T^taisbuig (ruäsisGh) soii hu Jahie 1^ Üo» 
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BoBslands Einfuhr nach Finland Finlinda Einfuhr nach Boaaland 
im Jahre in Hillionen flnl. Hark (F^nnka): 



1893 60,1 40,0 

1894 47,6 43,6 

1895 51,1 48,6 

1896 55,4 47,9 

1897 72,2 48,3 



Geinfiaa der letzten russischen offiziellen hamlelss tat istischen 
FubUintion Tom Jahre 1898 machte im Jahre 1896 Rufitikiidtt 
Einfuhr nach BomAnien, Orieohenland, Bulgarien und Serbien zu- 
aamaien 13,7 Hillionen und die Gesamteinfahr dieser Staaten nach 
Boashuid 43 Hillioneo Rubel aua. Mithin iat Buaalands Einfuhr 
nach dem kleinen Finland bedeutend grösser als nach sämtlichen 
christlichen Balkanstaaten. Dio-^f^ hiV^hst ffiinstiue (icstaltunf^ der 
nissisfh - liuländischen Haiidel^boüiehuügeii liat Kus>laii«l orf?tens 
ma&c auaachlaggebeoden politischon Vorzugsstellung, sowie 
iweitons dem materiellen Aufschwung Finlands zu verdanhon. 

£b unterliegt ketneni Zweifel, daas dieser Au&chwung vor 
allem, wir mBchten ea sagen, ▼Olkerpsychologischer Natur, 
nämlich ein Produkt der Arbeitstflohtlgkeit und Arbeitedisziplinierung 
des finlflndifidien Volkes. Allein diese gleichsam latente F&higkeit 
konnte nur, 'lank heBondcrs günstigen kultiaellen staatsrechtUcheii 
u. dgl. Umständeu zur Entfaituug knnunen. 

Was die sozialen Verhältnisse betritlt, mj genügt os, einen 
flfiohtigeu veigleicheuden Blick auf die Balkanhalbinscl und Finland zu 
werfen, um eine tnippante ThaiBache zu entdecken. In Gnoohenland, 
Serbien und Bulgarien iat der Grundbesitz sosusagen demokratisiert, 
lentflcikelt; von einem irgendwie bedeutenden Qrossgrundbesitz oder 
ooem kräftigen mittleren Bauernstand ist hier keine Spur rorhanden. 
In Rumänien und Finland dagegen finden wir ein betrüchtiiches 
Landproletariat, eine vernachlässigt.', erst zu lösende Agrarfrage; 
indess Ije^teht zwischen Rnm?lnien und Finland ein bedeutnulci- 
T'ntpmjhied ; wälu-end in Rumänien ein sehr beti-ächtlicher Teil 
<ies Orund und Bodens dem Adel gehört, ist der Grundbesitz 

lands Einfuhr nach Finland 17,6, Finlatuis Kinfulir nach Russlaud JiJ,4 
Millionen Rub^l auR|?om:i( ht haben. Es wind'' un> indes zu weit führen, 
wollten wir dtä;» 2vüliuruu uut^^rsuchen, waiiuu uu in diesem lalie der fiu- 
ÄDdischeu offizioUou Statistik den Vorzug geben. 
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des finländischen Adels verhäitnisroÄssig uiibodontend. Trotz aller 
zum Teil mit Ei-folg durchgeführter AgraiTeformeii lassen die 
Agrarverbältaifise Rumäniens Manches in irflnachen übrig. Ein 
Beweis dafAr sind die bis auf das jetzige Jalir periodisoii wieder» 
kehrenden BaadmaufatftDde. WIhiend die Undliche Bevdlkenui^ 
BumAniens, wie auf der gansen Balkanhalbioaelf sehr veradraldei 
ist, fio bildet ein wirtschafüiöh durch und dnrcli ^a.sunder Bauern« 
süuid gleichsam d;i.-> Kinkunit der tiiilaiulisclieu Volkswiitsckifl. 
Dazu kommt noch »l'-r rinstaii«!. ilass, im Untersclih-tl zu der 
bäuerlichen Bevölkerung der lialkanstaaten die tinländische nie 
leiheigen war; folglich hat sich der Volkachaiakter in seiner unver* 
fillsohten fieinheit erhaLton kOnnen; Ton Banemaufetflnden weiaB 
die Geeohichte des FQTStentttma Finlands nicht zu beriohteiL Immert 
hin war die adlige OrundbedtierklaBse RumSniens fOr den Anaban 
der mmbuachenQeaetogebnng ein konaervatiT retardierendes Moment. 
Rnmänien besass von Tomherein eine reiche, gebildete, staatsfähige 
Klasse, die den üi^ii^^t u ßalkanstaaten fehlte. Daher wuiilc auch 
Rumjlnien, im \ gleich zu den andcieu Balkanstaatuu, ötets vor 
gefälnlichen Sprüngen ins Extrem gewiasermasseu bewahrt. 

Wie dem auch sei, ein Vergleich zwischen Finland und den 
Balkanstaaten zeigt uns zur OentÜge, dass sich Kinland nonnaler 
entwickelt hat^ als die Balkanstaalen. Selbstverständlich sind dabei 
den Finländem zwei bedeutende Umstände zu gute gekommen; 
1. dass Finland keine auswärtige Politik treiben musste und 2. dass 
es von den Krebsschäden des Militarismus nicht zu leiden hatte. 

l'mi das hat Finland Vfu nrhrnlich der Weisheit der rus>isrhc!i 
Zaren zu vei-danken, die es einsichtsvoll und rechtzeitig begriften 
haben, dass eine übeigrosse Militärbelastung jeden Fortschritt in 
diesom von Natur armen Lande von vornherein unmöglich machen 
würde. Und nun ist unlängst durch die Frage der Srfa^nng des 
finländischen Truppenkontingents die ganze Frage der Staatsrecht- 
liehen Stellung Finlands zu Russland aufgerollt worden, eine Frage, 
von deren LOsnng die ganze staatswirtschaftliche und politische 
Existenz dos zur grossen Blüte gelaiiLitcu Gressfürstentums abhängt 

Wie steht es nun mit dieser Fiiige? 

Des liiiunies wegen müssen wir uns auf das al lern ot wendigste 
beschränken. Wie bereits erwähnt, ist Finland in völkeiTOchtlicher 
Beziehung ein Teil des russischen Staates. Was das staatareoht- 
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liehe Verhflltnis m Kiissland betrifft, so kommen dabei folgende 
Hanptinigeii io fietOKdit: 1. Auf weloher gtaatarechtlichen Chmud- 
lige ist FinlandB politiach» Existeiis graoliAiltBii iroiden? 2. Hot 
Muid eiiie YerfaaBimg, durch die die Rechte der roBsiaöheii Zaren 
ila OrOBafOisten von FinkuKl beschrlnkt eiiid? 3. Wie weit er- 
streckt sich diese koustitutionelle Beschi-flnkimg ? Und schliesslich 
4. die rein akademische frage: Ist Fiulaud ein Staat oder eine 
Provinz 

Der russisch-tinländifiche staatsrechtliche Streit, auf defisen 
politische Vorgeschichte wir hier nicht eingehen kiOnnen, ist erst 
in der iweiten Hfttfte der aditiiger Jahre auegebroohen : die Baasen 
biAnden eaoh dabei in der OffenslTe, die Finlftnder in der Defen- 
se. Der Anisng dieses Streits OUt mit der Zeit snsaminen, als 
dk FlnlSnder im Begriffe waren, ihrem Stsatsreoht eine wissen- 
sthaftlicho UntorlagG %u geben. Jedes Aktenstück, das sich auf tlas 
finlantliseho Staatsreclit bezif^ht , wimle von den Streitenden hiu 
und her gedeutet, imd da es sich dabei um die ^taatsgeschichte 
des Grossfürstentums während beinahe eines Jahrhunderts handelt, 
so ist es klar, weloh enormen Umfang das Ob}ekt des Streites hat*). 

£me YerbasangBorkmide im strengen Sinne dieses Wortes 
Mtst finland nicht Die laerliohe Yersicherang Alexanders L 
in Borga ist der Ausgangspunkt der YerEBSSungsgeeöhiohte des 
Grossfürstentums Finland. Niu* wer Jurisprudenz mit Juristerei 
verwechselt, kann in Abrede stellen, dass Alexanders L Yorsichonuig 

') Abgesehen von den msaisoh-flidftDdiaoh«! QoellanweikeB komfnen 
Uer Tor allem folgende Werke in Betiaoht: Die gnmdlegeiide Arbeit des 
IbiHiidiaoiiea Oelebrten Hechelin „Das SlaatBreoht des GroeeffirBteDioms 
Finlaiid. 1889 (in Maqnardsens Handbaoh dw Mümtliolien Keahta); 
Daoi eisen, Unlands Vereinigung mit dem Russisdien Beiche. Anlässliob 
dw Arbeit von K. Ordin: „Finlands Unterwerfung.'' Übersetzung der 
zweiten Auflage des schwedischen Originals. Helsingfors 1891. Leider ist 
das Werk des finländischeo Professor Hermanson „Finlands Statsrättsliga 
Sfcillnini,'-' nur ins Kussische übertragen worden. Demnächst soll auch eine 
deutsche I bernetzong erscheinen. Vgl. auoh J. R Fischer, Finland ai)d 
the X^. London 1899. 

*) Einon Vorgeschmack der wissensthaftliclien An^ritTsmethodo . dio 
im nissiscbeu Lager befolgt wird, kann uiau aus der fulgündüu frauzüsii^heu 
Boiuift des rassischeo Steatibeamteo Elenev bekommen: Les protentions 
des ««pataluteB (? !) glnlaroiMs. Aper9u critique de la dootrine aepantnte 
e& Ffadnide. Fsiis 189$. 
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die Grundreohte und FtiTilegion der FudAndei: lu wahren, aiil die 
sohwediBohM YeffuBUDgBbefitiiiimuDgen sioh tiioht bezieht In dieeer 
Hinsicht haben die Rnaeen Ofdin und Elenofr eine Sysiphusarheit 

untcnioimueii und mit verblOffeiuleiu Erl« »lg eine ganze ,,Schule^ 
gesoliaffen Wenn iades>s^eii <lie Atifi-chtci" des finländischen Ver- 
fassungsrecht«, wenigstens an?» formal-buchstäldiciien Kechtsgninden, 
eineii soheinlwren ,,Y<trwand" liaben, die „Vei-sichening" Alexanders L 
dahin su deuten, dass de sich nicht auf Kiiüands YerCaBSungBiechte 
besEogen h&tte» so werden alle EinwAude gegen das YoihandenaeiD 
einer yerfassiing dadurch nichtig gemacht, dass sich die Regierung 
Alexanders II. in der ,,Iiandtagaordnung** auf die schwedische 
Regierungsform vom Jahre 1772 und die Förenings — och Säkö^ 
het^aktou beruft. Diese liamlUigsordiiung Nvurdo 1867 von den 
Stüjulon an^pnommen und 1869 von Alexander Ii. Siuiktiunirt, 
Wenn aucii Fiulands Verfa88ungsre<;ht nicht auf Grund p^{lzi^5f^^ 
juridi=( lit r Bestimmungen entstanden ist, so liat es doch hn Lauie 
des XIX. Jahrhunderts hesondecs nach 1863 einen steten Werde- 
pro z e s b durchgemacht, dessen Hauptmarksteine sind : 1. die eben er- 
wähnte LandtagBordnung 1869, in der unter anderem fflr den Kaiser und 
Grossfdrsten bindende Bestimmung fcHtgosetxt worden ist, dass 
der J^indUig mindestens einmal alle fünf .lahie einl>erufen werden 
solle, eine Periode, die von Aluxander III. 1882 auf 3 Jahre 
reduziert wortlen ist; 2. das von Kaiser Alexander III. im Jahre 
1886 den Ständen verliehene Rocht gesetzgeberischer 
Initiative; 3. das verftissangsmftssige Wehrpflichtgesetz vom Jahre 
1878, worin 14 Paragraphen vom Kaiser als G-rundge setze, 
die nur mit Zustimmung der Stünde abge&ndert werden 
können, erhUrt wurden. 

Wenn anf gegnerischer Seite behauptet wird, dass es an Ver- 
waltungsbestiunniingen nicht fehle, die zur Geni*n:o zeigen, dass die 
ru6i>iöchen Zaren, bcsondei-s vor 1803, sicli um die Hidändische 
Yerfa.ssung nicht kümmerten, so sind selbstvcrstilndlich Präzedenzfälle 
von Yedassungsverletzung kein Beweis dafOr, dass die Ver£assung 

•) Uf. Ordin. Pokorenie Finljandii, Peterburg 1880; Eleuev, Fin- 

ljand?»kij *^{jvnnnf»nnyj vopros otr, Pftpi^hur*: Vd. auch die ^ehr 

iiiti 1 i's^antüu „i'jotdkolle der Äiierüotlist eruaouten ivüuinu8»>iuu mi Uüter- 
sutbung des Projektes eiuer Kodifikation der Gruudgebetae Fiulands". 
lleiümgfoiii 181)1, (allüb iu russisoher Sprache). 
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keine Rechtfckraft liabe. S^it 18G3 aber liat der finländischc Ver- 
fasamgsapparat, mit wenigen Ausnahmen, korrekt furiküuniert, und 
diesem Umstand i>t zum grossen Teil das volka- and idrtschiifülohe 
QedeiheD Ünlands zoziifltihraiben. 

FQr die rassiflcfaeii Zaren war Unland eine YerfasnmgBachule; 
OB ist dober bOchst inteceesant und lelureioh, die konstitationeUe 

Thätigkeit der unbeschrSnkten Herrscher, Alexander U. nnd 
Al'xaiKli'r HL. zu Rtudieren. Selbstverständlich waren Reil'Uiigou 
unveimeiillicli , hrsondors wo e« sich uni (lesetzealtetstiuimuiigün 
liandeltei die gemeiusame StaatBangelegeuheiten regeln sollten. 
In der nissischen Reichshniftc kitniito die zarische Regierung nach 
OntdUlnken echalten und walten, in der finlAndischen mnaete sie 
den koDatitntionellen Reohten der Finllnder Rechnung tragen. 
Fiflt sSmtliche roaaisohe StaatBiechtsforaGlier (Sergeeri^, Romanovi^ 
SlaTjatinskij , Gradovskiif Ci^n, Eavelin), sogar solohe, welche 
als die eifrigstoii Verftchter der russischen Oentralisienmgs- 
Uiästiebim^en zu liotrathton sind (Korkuuov, Taga?icev, Martens) 
anf^rkennen das Vorhandensein einer finländiseheu VerfiisBung, wo- 
nach die unbeschränkten Zaren als finländische Orossfilrsten reoht- 
üch beschränkt sind. Das ist, a. £. das anssohlaggebendste 
Moment bei der Beortailnng der etaatsrechtlicben Stelliing Finlands 
IQ RoBsiand. 

In Ru^island lialte man Finlainl fiTiher fast ganz ausnahmslos als 
,,Staat" lM-tra<-litet . hafte doch selbst Alexander T. zu wicderholten- 
maicri diese Bezeichnung gebraucht. Noch im Mai 1885 schrieb 
die Katkovsche Zeitung „Moskovskija Vedomosti*', die l>ald darauf 
das Sprachrobr der staatsrecbtlicben Angriffe auf Finlands Yer- 
tanngsiecbt wnrde, dass der „russiscbe Gesetzgeber . . . aiif 
Fudand als auf eine abgeoonderte Einheit scbant, die sich zum 
Beiche beinabe im Yerhftltnis einer Personalunion befSnde^^^). 
Wenn auch die hedentendsten russischen Staatsrechtsforscher 
Finlaiui als Staat" Vjezeichnen , so eri<'l)t aiinh einisfe sehr 
tfichtige russische G<4ehrte (Korkuuov. Tapincev. Martens), für die 
Finland bk>8 eine Provinz" ist. Diese Debatte uui atüatsrechtliche 
Komeaklalnr würde man als einen Streit um des Kaisers Bart 



') Cfr. Leitartikel vom 18. Mai 1885; dieselbe Ansiobt vertretsn in 
<U)a Uitartitobi vom 3. Mirz 1873 und 6. Mftia lfi71. 
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betnichten können, hätte man nicht in Russland aus dem B^rilf 
„Provinz'' das Recht auf Schmäleiung des finländisehpn Ver- 
fassungsrechts ableiten wollen. Ein s*3hr interessaiites Beispiel 
illustriert diese Frage. Im Jahre 1882 bezeichnete Prof. Jelliuek^) 
Fmland als eine „Pxovinz^^ und 14 Jahre darauf fflhlte er sieh 
gezwQDgen, ▼on diesw Besdohnung ala einer nicht zutreffBnden 
Abstand zu nehmen, am darauf zu einem neuen Kunstauadruck 
„Staatafiagment^ Zuflucht zu nehmen, da er Finland für einen 
,^taaf* nicht anerkennen konnte*). Und „Staatsfragmente*' wftren, 
nacli ilini, Zwitterdinge, die „weder v51Jig Staaten, noch völlig 
StaatriaUeilnncrf^n oder dem Staati^ uiiterwürfene Kommunalverbände 
sind." „Finland wäre zweifellos ein Staat, wenn Alexander 1. 
seine Eigenschaft als Grossfürst von Finland gänzlich von der 
als Kaiser toii Busaland getrennt h&tte.^ Hierauf ist zu erwidern: 
Berflcksiohtlgen wir dagegen die gegebenen, historisch gewordenen 
StaatsreditsverhSltnisse» — das VerfsssungsrecH ^ wahrend der 
Regierungszeit der Kaiser Atoannder IL und HL in Fmland dnen 
steten Werdeprozess durchgemacht hat — so kOnncn wir nicht 
umhin, anzuerkennen, dafs die Machtbefugnisse des Zarun von 
Russland und des Urussiiii>.teu von Finland ganz verschieden, 
ja inkommensurabel sind; denn zwischen einem unbe- 
schränkten Zaren und einem konstitutionellen Mo- 
narohen') gähnt eine unüberbrückbare staatsrecht- 
liche Elufi Daher hat der russische Jurist FilosofoY Recht, 
wenn er sagt, dass sogar vom Standpunkt des Professor JeUinek 
Unland als yfibuAf^ zu bezeichnen sei. 

Der wiösenscliaftlirlie Stroit \un das Staats- und Verfassungs- 
reeht Finlands liat durch das ,.'Manifcöl-Ge8etz'' vom 3. (1 ä.) Februar 
1899 seineu jälien Abschlu&s gehmdon. Nach diesem Manifest behält 



Die Lehre von den Staatenyerbuidiuigeii, 'Wien 1882, S. 3. 

*) Über Staatslzagmente, Heidelbeig 1896. 

„Lidern löh an den konstitutionellen monarohischen Omiid- 
sätzen feeflialte, wie sie von den OberzengnogMi des finländisohen VoUree 
getrsgen werden und den Oesetsen und Institntionen des Landes 
eigen sind, will Ich durch genannte Voischlflge das SelbstbeBteaernngsreolii, 

das den Ständen nach den Grundgesetzen zukommt, weiter ausdehnen eto.** 
Aus der Rede Kaiser Aloxandere IL bei der ESrüfCnung des finJändisohea 
Landtags im Jahre i8t>3. 
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flkb der nnbeeothiflnkte Zar in aeinar Eigansoluift als verfusiiiiga^ 
9801188 bearhritoiktar GfoesfOnt rtm Unland einaeitig Tor, in jedem 
gegebeneii Falle m bestimmen, was der Kompetenz des ftnlSn- 

dischen Lamltagö entzoüren ^vel•den solle, was nicht. Gesetze, die 
tks gesamlo Reich angelien, sollen mithin auf dem in Russland 
üblichen Verwaitiuigswege auch für dust. verfasjsuagsgemÄsg 
zu r^petende Finiand bindende Gesets^kraft rihalten. Dieaea 
Mmiieet kann daher in dea Wortee atrengem Sinne als VeriaaBunga- 
bmoh benidinet weiden. Zwar betamta die maatsoibe BegSenmg 
eiiuge Hai, daaa dieaea Hanifaat di« Joam Antonomie^ der Fln* 
linder nnaiigelaatet laaae, allain auf Onmd dea obigen Manifeatea 
hat die russische Regierung die politische Selbständigkeit Finlands 
aufgehoben, hat es zu einer Provinz gemacht; und von einer 
nifißischen „Pi-ovinz*" zu einem „Gouvernement'* — il a'y a qu'un pas*). 

Ana der Gegeafibeiatollnng der ceohtUohen nnd wirlaohaft- 
fieben fiedehnngen der BaUanatanten nnd KnLuida an Rnaaland, 
aaa dem Vergleicli ewiaohen den Balkanataatan nnd Finiand, eraieht 
man, wie Bich normal daa letztere entwickelt hat: sich aelbet Ober- 

lassen und frei von ausserpolitischen Gegenströmungen hat sich 
Finiand als — sit venia verhol — „nicht souveräner Stiiat" gesund 
entwickelt, den niSRisehen Zaren stett^ tp^u und loyal ergeben. In 
jeder lünsicht ist Kusslands Verhältnis zu Fiiüand von den grösst- 
möglichen beiderseitigen Yorteilrn gekrönt worden, ein wahrer 
GegenaaftE an den Beadehnngen Buaalandfl zu den Balkanataatan. 
Diea iat wohl der dmnd, daaa bia vor Eunem kein einaiger 
nauacher Kaiaer Finianda Verlaaainig aalanheben wagte. Der Sieg 
der maatschen Gentraliaienuigs- und NiTellfemngaatrOmnngen, hin- 
sichtlich Finlands, wirft auch ein grelles Licht auf die traditionell 
ir- wordt iK-n \ erfassungsrechtlichen ARpirationen , von denen die 
ru«si,-che Regierung in ihren Beziehungen zu den Jialkanstaaten 
dürfte geleitet woiden sein, Besiehangen. die nicht wenig dazu 
mit beigetragen haben, daaa die meisten Balkanataaten, was Staats- 
leeht nnd StantewiztMshaft betrifft, kaom entatanden, Keime dea 
Teifdiea in aich anljgenonunen haben. 

Gewiss hat niemand rocht, sich in die inneren 



*) Den Aufsatz ..Finiand und Russland" in der nissischen jundisuheu 
Zieitschnft ,^boruLk pravovedenija i obstest veuuy oh ^uauij. * ßU. VUI. 
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Angelegeaheiteu Ruselands elnsumengeot der WisBdB- 
sohaft iat jedoch das onTerbrüohliche Beeht vorbehalten, 
ihr strengea, maBBgebendes Urteil zu fillen. Leider yer- 
sagt in dieser Hinsicht die deatsohe urisseDBchaltliehe Literatur 
den Dienst Kein deutscher Forscher hat sich der Mflhe »ntsr- 
"Würfeii, quelleiimässig Fiulaiidri Verfa^siiiig.s- und Volks\virtscliyft?i- 
geschiclite zu erfoi sehen; dies ist iimsomphr zu bedauern, als d.is 
Ui-teil der deutschen Wissenschaft in dem von uns ge- 
schilderten Staatsrechtsstrelte sehr schwer in die Wagschale fallen 
wOrde, sagt doch einer der bedeutendsten mssisohen Beohts- 
gelehrten: „Die Wissensfshaft drang nach Rassland nntsr deatstte 
Yermittelnng und die dentache juristisohe Literator erfreut sich in 
Russland der grSssten und wohlverdienten Achtong"^ 

Von welch eminenter Tragweite die in der Staatslehre lierrschen- 
den Meinungsverechiedenheiten sind, sieht man an dem Falle von 
Finlands Verfassungskon flikt, der luiui^tsiiclilifli als Ausflusi» slaats- 
reohts wissenschaftliche) Kontroverse zu betrachten iBt, da selbst 
die ofEiziellon diesbezüglichen Urkunden einen wissenschaftlich 
polemischen Ghacskter tragen. Dieee folgenschweren Xfingel der 
gegenwärtigen Staatsrechtslehie verdienen nmsomehr die Aufmerk- 
samkeit der Spezialforscher auf sich zu lenken, als vom Standpunkte 
der vergleichenden Forschung Finland, im Gegensatz su den infolge 
verschiedener Umstände sich sprungweise entwickelnden und, his 
zu einem gewissen Grade, staatswirtschaftlicii kianken Balkanstaaten, 
einen im engsten Anschluss an die Vergangenheit beinahe miister- 
giltigen normalen Entwickln nf,^sprozess durchgemacht hat, der aber 
gegenwfirtig Gefahr Iftuft, durch staatsrechtliche Streitigkeiten an 
der Wurzel getroffen zu werden. In unseuer kurz nach dem Vor- 
trage veröffentlichten BrosohOre') haben wir manche Teile des- 

') Cf. den Vortrag des Prof. Foinitzky, abgedruckt in dem „Jahrbuch 
der Internat. Vereinigung für vergl. Rechtswiss." etc. Berlin 1896, S. GOO. 

') Ptnnfssrrdch in Finland. P>f'rHn ISOO, Vorhi^' von Emil Felber. 

Eine dor sclioiisten Studien über deu russisch -üiiiäudisehen Yer- 
fassun^'sköiiUikt tiat Anatole Lo r o y -B e au I i e u, wohl der bentf fn-inda 
Kenner Ku.s.sland8 veröffontiicht. Cf. den Artikel ..l>a 1? 
et la Conference de la Haye". Revue des Küvuoü, vom 15. Mai IbUU, 
No. 10. „Or, ce q^ui so passe ä cettc heurc uieme, on Fiulande est de 
natare k nnire an boo tenom de la Bnasie et k teniir P honnenr des tsan 
nUBea^* eto. ib. p. 383« 
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sdbeo eingehender nnterancht Anf einer Stodienreise entstanden, 

nrasste der Vortrag manche ünebenhoit nnd Disproportion aufweisen, 
umsomehr als der Verfasser wertvolles von ilnu sreHamuieltes Material 
nielit i-ei d' i Umd hatte. Nach dem Vortrag hat sich indess das 
staatsrechtliclie Verhältnis Finlauclä au Hussland noch schärfer zu- 
gfspitzt. Zwar hat dor Landtag aus freien StOckon oin Gesotz 
betoffand die \r6idoppeliing dee finlftndiachen Heerefl) mithin auch dee 
Kri^gabndgets, sowie betrsffend grtsseie miHtinsche Zugestftndnisse 
an Rosdand TOtiert, er liat jedoch die mssische Hilitftnrorlage ebenso 
kategorindi abgelehnt wie er selnenEeit das kaiserliche Ifonifest als 
rerfassuuipvsddrig und in Finlaiid ixxjhtsungütig erklärt hatte. 



Die Ausnutzung 
einer fremden patentierten £rttnduüg in reokUiclier 
und wirtechaftlieher Beziehung. 

Von 

Dr. Leo Muk, Hof- nnd Genohtsadvokil, Wien. 

Gebalteu am 19. April 18d9. 

Eb ist nicht alizulaugc her, seitdem die WiaaeDSohaft aufgehört 
hat, nSohulfrageii** in aller Breite su erOrtern^ aber man hat sie sor 
Seite gelegt Man ist aur Oberxenguiig gelangt^ daaa daa praktiaohe 
Leben allsuvide der Beantwortung harrende Fkagen aafwirft, ala 
daaa man Uber sie hinweggehen k5nnte. Mit Recht ist die Doktria 
naturalistisch geworden. Es werden nicht mehr Bücher geschrieben 
über flie juridische Natur des Abschneidons eines Mädchenzopfes, 
dafür Ite^icliilfti^-t sidi die Duktriii mit di-in Arlit'itplohnvorlrag, uiit 
dem Aiitienwesen, mit dem Markenschutz, mit dem Photograptüen- 
recht. Die Jurisprudenz hat eine Befnuhtung erfahren, eine Bo- 
fnushtung durch die Nationalökonomie. Die Folge dieeer Thataache 
mnaste eine gewitae Ekitfremdung gegenflber ihrem Ürsprang, dem 
rOmiaehen Bechte, aein, aber die Wissenschalt mnsa deshalb nioht 
schlechter geworden sein. IVetHch ist fOr daa reiche Qaellen- 
ergebnis der Pandcktonlitctatui- Ersitz zu schaffen; derselbe findet 
sich aber in der Be<»l»arlitung, iu dem bewussteu Ant»cliauea dt« 
Verkehrs. Hier lässt die Glosse in Verlegctdieit, aber der Zweck 
im Recht, die Abeicht der Kontrahenten eiö£beu neue Ausblioke,' 
es bilden sich neue Regeln der Interpretation. 

Betrachten wir von diesem Standpunkt ans daa Patentrecht, 
so erweist sich dasselbe als Ftaadigma des eben Qeaagten. Die 
immaterialrechtliofaeo Institute wnneln nicht im Altertum) sie sind 
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Produkte der neueren und neuesten Entwiokelung auf dem Qebiete 
des geiatigen Schaffens; der Oesetigeber mtuaate neben dsm privat- 
lechtilichflD. InfereBBe auoh das <)ffBiifliohrBPhffioliig Interesse xnr 
Oelftnog biingen und hat deshalb die QegenstKnde des eisteien 
zun Teil nnr in ümrissen behandelt; j^ie ÜDStitnte 'wadisen end- 
lich über die liande.sgrenze hinaus und sprengon die Fesseln einer 
territorial al)goschlos5;enen Legislatur. "Wollte nmi patentrcehtliche 
Fragen, die in dem bpezialgesetz keiner Regelung teilhaftig wurden, 
aosechlieeslifih nach den überkommenen Nonnen des Civilrechts 
beniteilent so waren die SahlOsse geiadesu geffthrliofa, «eH das 
bOigeriiefae Bedit oft nnr eine so korze Biohtocfannr bietet, dass 
das FeUgelien nnvenneidlioh wflre. Die wirtachaftlicfaen Ftinktionen 
der einiflibien Instiinte sind es hier, veldke dieselben anoh bsgrilf- 
fioli sn erfassen gestatten. 

Wii' handeln nnr konsequent, wenn wir die patentiechtlielie 
Lioenz, die uns nunmehr bescliäftigeri soll, zuoäohst vom Stand- 
ponlite der Volkswirtschaft ins Auge fassen. 

No(^ vor etwa einem Viertel -Jahrhimdert hatte das Patent- 
wesen nm seine Ebdstensbeiechtigung heftig zu ringen; als ,,tfonopol** 
gekewnaeic^eti erlitt es in Deutaohland, in FrankreiGli, in östendcli 
micfatige Angriff», weil es die Waien verteuere, der Gewerbe* 
freiheit entgegenstehe, nnd ein Reddinm ans jener Zeit ist wohl 
noch in den meisten Stjiaten geblieben, der Aiisseliliiss der Nahrungs-, 
Oennss- und Heilmittel von der Pateritert«Mlung. Wie nieht in Ab- 
rede ge:<tgiit werden soll, kann der Patentschutz zur Böige haben, 
clasa er einzelnen Etablissements ganz anRBchliesslich die Vorteile 
von gewerblichen Neueroogen mit der Wirkung sichert, dass alle 
flbrigen als rfidcstandlg erscheinen. Da muss Enteignung oder 
üoeniawang bellsn. Braktiscli widitiger ist indess, dass das Sdbst- 
iatetease des Fatentinhabm in Verbindung mit anderen Wirtschalfe- 
UdiNren jene Übelstände ausschulst. 

r>pr J^lrlinder ist nur selten in der Lage, seine Idee industriell 
2UJ Äit:-fülirung zu bringen, fast niemals, den Betiarf durch mono- 
polistischen Betrieb zu decken. Wirkt so das Unvermögen als 
Zwang, mit den Interessenten in Verbindung zu treten, ho gelangt 
die Temünftige Erwigong sn dem gleichen Ergebnis: Der Erfinder 
oder ftAsBttDhaber wird sich bewnsst, dass eine lukrative Ausbente 
des gesohittEteQ gegenständes weder in sonen noch in eines Dritten 

8 



Digitized by Google 



Händen m gewärtigen sei, sondern mir durch GoUab'oration des 

ganzen Gewerbszweiges. Die Angehörigen des letzteren wieder 
berechnen leicht, dass die Erwerbnngskosten sich notweixlig um 
Vieles geringer stellen, wenn nicht der Erfinilungsgegenstiind in toto 
anzuBchaiTen sei, er aber gleichviel dienstbar gemacht wenlen kaoo. 

Der Erfinder als Lioenzerteiler, der InduBtrielle als Lioenz- 
nehmer treten einander nioht mehr als Eftafer and Verkiafer des 
Patentes entgegen, sondern kontrahieren lediglich qnoed nsom. 
DasB ein soloher Vorgang eine fad Weitem gfinetigere Ausbeute 
der Erfindnngsidee ermöglicht nnd demnach die Erflnderthätigkeit 
ansjKiiiit , dit' Hofruchtnng der ganzfii Braix'he ermöglicht . ohne 
(lass «lic eiiizt'hien EtaMisseinoiits /.u tichwer belastet wüidea oder 
mit zu hohem Kisiko zu reciinen hätton, und der Volkswohlstand 
dadurch eine Steigerung erfähi-t, da&s die Anwendung des Schutz- 
gegenständes tuiter den Terschied^nsten lokalen und teohniBchen 
Verhältnissen eine Verbesssning desselben Tiel mehr begfinstigt, 
als unter dem Dache eines einseinen Fabriksgebftodes, bedarf kaum 
einer Darlegimg. Fflr unsere Betraohtiing genügt indess schon die 
Feststellung, es werden Licenzon ort eilt, um durcli deren Über- 
tragung an eine Mehrh^^it möglichst giossen und sicheren Xutzon 
aus dem Patentoif^oTilnm *zu ziehen, und es weitien Licenzen 
genommen, um auf wohlfeilste Weise den Betrieb nach jener 
technischen Metliode zu führen, weiche sonst nur der Besitz des 
Patentes ermöglichte. 

Wir verstehen unter Licenz das Recht, alle oder einzelne io 
dem Patentredit enthaltenen Befugnisse zu benIMxen. Welcher 
Natur ist dieses Recht? Es giebt da zwei einander schroff gegen- 
überstehende Auffassuniren. Nach der einen ist die Licenz der 
Verziclit auf das Verbi. tmitisrocht Patent i id la bei*s ; dieser lässt 
die Schranke fallen, weiche d« ui freien Gewerl>ebetrieb gezo^ 
ist. Nach der anderen ist die Licenz ein positives, von dem 
Patentredit abgeleitetes, quaa^dingliches Recht Erstere Ansicht 
Iflsst sloh m. XL nicht aufrecht erhalten, obwohl sie von der Mehi> 
zahl der Autoren geteilt wird. Der Grund der Ablehnung ist in 
den Eonseqnenzen zu suchen, welche, wie wir darzustellen haben 
werden, mit den offenbaren Intentionen der Kontralieuten im Wider- 
spruoii ständen. Aber auoh die Anerkennung do.< uns beF< liäffig> n- 
den Rechts als eines positiven jus in re aliena will ttlr die Intcr- 
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pntetkm noch nicht yiel besagen, mangelt doch der bestimmte 
Aahaltepimht, um dasselbe in eine der dem Civilisten gelAofigen 
Kategorien einzofOgen. Insofern das tiberhanpt erforderlich scheint, 

8ondem wie die Licenz von der Nutzniessung. Gegenstand der 
letzteren sind die fruetus, während crstere mii auf den uüus ge- 
iichttit erscheint. Mit dieser Unterscheidung' ist e>>enfnl!«! nooh 
nicht viel gewonnen, da auch die so abgegrenzte ,|i3enQtzimg'^ der 
Klantellang beilürfte. 

Wenn ^ierke die lioena als einen „eigentOmüchen Vertiag^ 
beaeioluiett ao Ist dies gevias insdem richtig, als dieselbe mit 
kemem sonstigen Kontrakte als TöUig flbersinstimmeiid hingestellt 
wofden kwin. So riel mag fTunierhin festgesteült werden, daas die 
Normen für die Servitut im AUgemeiuen wertlen Anwendung 
finden kr.nneii, für einzelne Fragen auch jene für die Miete (Pacht) 
im Zusammenhang mit den Grundsätzen über das Aiifführuüg»reclit 
uad selbst den Verlagsverti-ag. Eine derai-tig eklektische Methode 
mag aufholend erscheinen, indess entepricht sie, wie icli glaube, 
einer Anforderung, der einer (Skonomischen Betrachtung der Yei^ 
biltnisse. 

üns werden Tomehmlich die durch Vertrag begrOndetan 
Ueenien beediftfügen ; die sonstigen, die p^Hetzliohen, Zwangs- und 
Euteignungsücenzen fallen ausserhalb des ]\alHii»'ns dieser Erörterung. 

Die Erti-il ini;^ kann nidit nur vdh dein Patriitinhaber ausgehen, 
sondern auch -chon von dem noch niciit getichützten Erhnder, weil 
diesem ein Herrsobaftsrecht über sein Erfindungngut zustehtj eine 
Bolche Srteilung wirlct sodann auf das letatere fort, sobald es sum 
Qi^ganstand einsa Patentes auageataltet worden. Dem Patent- 
inhaber gleiobgeetsUt ist der Nutzniesaer innerhalb des ihm au- 
gewieseoen Zeit- oder Baummassee, niemals aber ein Licenainhaber 
sditet; erscheint in einem Licenzvertrag dem Berechtigten auch 
noch dif; liefw^nis «nngt 'räumt, Unterlicenzen zu erteilen, so würde 
aicU der Vfiira<; als ein Ui^ufnictuarverirag darstellen. Steht das 
Patciit im Miteigentum Mehrerer, so ijst d^r Einzelne oder selbst 
die Mehrheit nicht berechtigt, jBenütKungabefugrniBRc zu erteilen, es 
sei. denn, daas die Licenierteilung ala zur ordentlichen Verwaltung 
I gehürig au beCnchten wlie, wie in dem Falle, als etw« das Patent 
Isd^^idi sum Zwecke der Auabeute durch licenzen angekauffc 
Vörden« 

8* 
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Was den VertmgsabBoliliias selbst anlangt, ist inebesoiideie 

jene Form hervorzuheben, ^velclie durch Annahme öffentlicher 
Offerten (Annonoen 11. s. w.) erfolgt. Tiageu solche AiikOndigimgen 
den Charakter von Anboten zu Vei-tragsabschlüssen , weiche durch 
die Thatsache dee Inbetriebsetzens der Erfindung allein stattfinden, 
SO bewirkt diese AnfngsiuinAhiiie das gleiche TerhAltnis wie ein 
Verbalkontrakt Ist, wie fOr den Zweifelafidl aDgenonunen wird, 
der Lioensyertrag sdtens des Erfinden unkOndbar, so liegt kein 
Grund vor, hier ane Ausnahme zn statuieren. Die öffantUohe 
Offerte wird aber auch nur dann als acceptiert zu betrachten sein, 
wenn tlio Annahme sich ;iuf sämtliche Punkte der Offerte erstreckt; 
liat etwa il«'r I'ateutiniiuber die s^'hriftliche Anzeige der Accei>- 
tation begehrt, ao kann bei Unterlassung dei-selben der Vertrag 
tmä nicht als geeohlossen angesehen werden; die Erfindung»* 
benfltzung w8re patsotwidiig. 

Diese Vertiflge auf Grund der an inoertae personae gerichtslsn 
Offerten fOhren su dem yerwandten Institute der stillschweigenden 
Licenzen, einem der interessantesten der Lieenzlehre. T^lb Problem 
ist folgendes: Der Patentinhaber bringt patentierte Artikel auf den 
otlt'ii''ii Markt, i^iebt also Gelegen lieitf^n . an denselben jeiieü prin- 
zipiell unbesichränkte Herrschaftsrecht zu erwerben, welches mau 
Eigentum nennt. Nach dem Gesetze ist aber jenem der gewerb- 
liche „Gebianoh" vorbehalten; darf nmi der Erwerber den 
patentierten Gegoistand seiner Zweckbestimmung aufOhren? Obwohl 
nur das italienische und das schweizeriBche Gesetz eine ausdrück- 
liche Bestimmung des Inhaltes treffen, es spreche die Yermntang 
dafQr, dass der Verkäufer patentierter Maschinen etc. die Erlaubnis 
7.U deren Gebrauch eiuräiime, wird di(»s auch sonst gan/ allgemein 
angeiMiiuuun. In den eiiizeiuen Konsequenz.' n aus diesem Satze 
weichen die Auffassungen weit von einander ab. Man denke 
an den Fall, dass die mit dem Gegenstand zweckmässig verknüpfte 
Gebrauehsgestattnng von einer seitens des Erwerbers doEuhaltanden 
Bedingung abhSngig gemacht worden ist, dieser aber sein Exemplar 
▼orbehaltios weiterverftussert; man denke an den Fall der Zwangs- 
versteigerung des Gegenstandes, an einen zum Eigen tiunsenaerb 
fahrenden Ankauf desselben, nachdem dieser gestohlen worden. 
Ftlr solche Fälle mang-plf es an jegUeher Oesetzesnorm, und es 
bleibt nur übrig, eiuen Üechtssatz au2uweudeu, welcher den Ab* 
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nditaD der Eontrahdnten besw. dort, iro kein Vertrag abgeeohloBsen 
vuida, den IntereBsen dee Verkehrs entspricht. Wir fossen die 

Gebrauchsgestattiing als PertinenzqnalitSt der GebrauehsgegenstÄude 
auf, ohne Rucksicht, ob das bürgerliche Recht nur Sachen als 
Zügehör von Sachen anerkennt oder auch Re^'bte. Wir meinen, es 
bestehe die Vermutung, dass ein in den Verkehr gebrachtes, 
des PatentBchutze« teilhaftiges Exemplar dem zweckentspreohendeo 
Qebnoche ziigeffihrt werden dürfe; diese Vermntong cessiert, 
sofesld der Erwerber gelegentlioh der Erwertmog aur Kenntnis 
gelangt, es ssi die Oebrauchslioenz mit dem Gegenstande nicht 
Tsrininden. Der nrsprOnglidie Erwerber handelt also patentwidrig, 
falls er eine ihm auferlegtö Bedingung nicht zuhält, jeder 8pät4»ro 
Erwerber handelt patentwidrig, falls er auch mir zufällig den Aus- 
schluss odei liie Beschränkung der Benfltzuiigsbefugnis gekannt 
hat Das Mass der Haftung richtet sich nach den gleichen Grund- 
flitttn, wie sonst beim Eängriff. Im Übrigen ist die GotglAnbigkeit, 
an! welche es eben ankommt, lediglich nadi dem Zmtpnnkt der 
firweiiHmg za benrtmlen. 

Zu beachten wire aber insbesondere, dass das ZugehOr der 
Gebrauchsgestattung stets nur die einzelnen Exemplare betrifft, 
welche \mtor <\en angegebenen Voraussetzungen in den Verkehr 
gebracht und demselben entnommen worden sind; mit dev ptill- 
sciiweigenden Licenz, gewisse Gegenstände gewerbsmässig zu ge- 
biaaohen, ist noch nicht das Recht erworben, sich der gansen 
6att«ng va bedienen. Es ksan also das Verhalten des Gewerbe- 
träbenden za Tersdiiedenen Exemphiren der gleichen Gattung teils 
fioeocgemte, teils patentwidrig sein, je nachdem ihm die Gut- 
gläubigkeit zu statten kommt oder nicht. 

Das eben VorgeJiraelitc gilt auch hinsiclitlich der nnniittel- 
tan n Pniduivte eines patenticrtea Verfahre n««. (Thntsiiehlit-h mag 
nur der Umstand bestehen, dass bei letzterem der Patentinliaber 
kiom spezielle Anordnungen treffen dürfte, sondern zumeist solche 
aUgsmeinen Charakters.) Folgendes Beispiel mOge dies erlilutem. 
Bar FiErtentinbiiber, weteher ntittels eines ihm patentierten Ver- 
Uneiis ein chemischeil Halbfobrikat herstellt, bringt dasselbe in 
<lcn ItodeL Die übrigen chemischen Fabriken sind berechtigt, 
diese im Zwischenstadinm befindliclien W;uiren zu Oanzfabrikaten 
zu verarbeiten. Der Patentinhabor wird sodann gewalir, dass er 
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dea vollen Nutaen aus der Erfindung nnr dann äehen kOnne^ 
wenn er allein auch die Gam&brikate henteUi Das ScUobb- 
stadium der Sraeugung ist nicht Gegenstand seines Patentes, aber 
er bat die Macht, sich dasselbe Torztibehalten; er kann zu dnam 

beliebigen Zeitpunkt durch Inschriftjen auf der Umhülhing der von 
ihm hergestellten Halbftil»rik;ito oder durch direkte Air/pie^^n an die 
Konkurrenz erklären, er lasse fortan nicht zu, dass seine Kraeugnisae 
einer fabnksmässigen Umwandlung unterzogen werden, da dies 
einem gewerbsmtaigen Gebrauch jener Gegenstlnde gidohkomme, 
welche unmittelbar dnich das geschflfaste Terfohren hergestellt 
worden sind. Jene Yorrftte, welche die Fabrikanten mit der Btfll- 
schweigenden Gebrauohsgestattung angeschaflt hatten, werden dnrch 
ein solches Verbot nicht getroffen werdeo, dagegen werden dii' 
.sonstigen, wenn auch auf dem Markte erhältlichen Waienvunät^.^ 
nur insoweit der Vei-arbeiiuiu; zugeführt werden dürfen, als der 
Patentinhaber dies nicht untersagt hat. Dass die Zwaugsliceoz 
einem derartigen Zustand ein Ende bereiten könnte, das bestätigt 
nur die Riohtigkieit des Yoigebrachten. Zn beachten ist hierbei, 
dass die Herstellung des Halbfiibrikates als Vorarbeit fOr aos- 
Iftndische Raffinerien u. s. w. dienen kann, dass aber auch Eneugnime 
in Frage kommen kf^nnen, wdche sowohl als Ganz- wie bereits als 
Halbfabrikate aktischer Verwendung fähig sind. 

Kohren wir nun zu der dureh ausdrin Wichen Vertrag 
grüudeten Licenz zurück \md untersiicheii nur deren Inlialt. Hier 
haben wir das Verhältnis zur Erfindung von dem zum Patent zu 
unterscheiden. 

Nach unserer üfeinnng ist die Lioens schon an der nicht 
patentierten und vielleicht nicht einmal zur Patentierung bestimmteo 
Erfindung zuUtesig. Die Benutzungsbefngnis hat dann ein Fabriks- 

geheimnis zum Gegenstand, über welches deren laiiaber ebenso 
zu verfüt^en berechtigt sein muss wie ein Patentinhaber. Es er- 
giebt sich dies nicht nur aus dem Eiünderrecht als solchem — 
einem Hechte, das geg^euwilrtig ebensoAveing bezweifelt werden 
sollte, wie das literarische Autorrecht, und auch in den Normen 
über den „Anspruch auf das Patent" ' und über die „Yorbenfltonng^ 
gesetzliche Anerkennung gefunden hat — , es erglebt sich dies 
vielmehr auch aus der thatsftohlichen Macht des ErfinderSi dem 
Besitzer gleich, über das in seinen Händen beündliche Gut «n 
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Tcriflgen; es steht In semem Willen, Andere seines Oeheitnnfsees 
taOlisftig ireiüen za lassen und . dasselbe leohtsgeBobflftUöb va 
behandln. 

ZwttfeUoe erscheint wohl dieees Recht in jenem Zeiträume, 
der von dem Prioritüt^zeilpunkte einer ausländischen I'ntent- 
antii' Iduiii^ bis zu dem Tage verstreicht, an welc-höm das i'ateiit im 
Inland gemäss der Zneohörigkeit heider Länder zur PfMientunion 
oder zu einem Staats veitrage mit der gleichen Priorität angemeldet 
weiden kann, ^ach dem deutaoh-tetenreichisohen Vertrage ist 
dieser Zeitnum, weil die dteimonatliche Anmeldefinst voan Tsge 
der ZnsteUnng des ErtailangBljeBoblnflees an berechnen ist, that- 
Biddicfa ein sehr langer, und so konnte, als* das erstmalig** Auf- 
gebot auf Gnmd des neuen österr. Futcutgeiietzes erfolgte (am 
ij. .\Iäi7. 1>'09) die Bekanntmachung einer am 26, Januar 1899 
Itewirkten Anmeldung einer deutschen Erfindung mit der Priorität 
vom 11. Juli 1895 stattfinden* 

Inhalt eines Lioenzrertzages kann nur die Benützung be- 
stimmter Erfindungen sein. Die Yer^nbanmg, etwa mit einem 
berafsrnSaeigen Erfinder, dass dieser dem Kontrahenten die Be- 
niUiinig der kOnftigen Resultate seiner Erflnderthätigkeit Qberlasee, 
bat ein obligatorisohes Verhältnis Eum GegenstRud, das aber keine 
'juasidingliche Beziehung zur Ki Hndiing konstituiert. Die Benützung 
solfher Erfintlungen gegen den Willen ihrr-s rriielx-rs map" manjo^els 
de» siilijektiven Thatbestandes eine stnifp richtlicho Verfolgung aus- 
whliessen, einen Eingriff würde sie aber bedeuten, jedenfalls gegen- 
über dem dritten Inlmber des auf diese Erfindungen erteilten Patentes. 

Der normale Lioenx vertrag Ist auf die durch Patent ge- 
BchOtsEte &findnng gerichtet; den Inhalt des Eontraktes bestimmt 
also dss Patent. Unter diesem ist aber im Zweifel nur das 
Landespatent zu verstehen, welches am Orte des Vertragsabschlnsses 
Gcitiing hat; eine andere Auffassung würde den Vertnigsinhult zu 
einem ungewissen machen, da 'b r Bestari"! und die Zahl der Aus- 
landspatente Ungewisse Qruääen sind. Ist das lJumizil des Patent- 
iahabers von dem des Licen/nehmers verschieden, so muss das 
Lsadespatent des ktsteren als Vertragsobjekt insolange angenommen 
wttden, als nicht bewiesen wiid^ dass etwa die Errichtung einer 
Pioduktionsstfttte seitens des Licensnehmers in einem anderen lünde 
in AnsBioht genommen war. 
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Der Lioenisinhaher «nriibt demnaoh eeiM Bafafpus irar Biit 
der angegebenen temtoriekn lugranioiig; «iiMeriiall» dee CMtoigi- 
. gebletes jenee Fatentee, von wddieBi eeine Lioens abgeleitet er- 

eohflint, hat er keiiie BenutciitigebefiigiitBse, und eine ▼on ihm be- 

werkstelli^^te gevveiblicUe Eizeugiuig, VerÄiisserum: . Oebrauchs- 
bctzuiig (ieö Patentgegenstandes in einem anderen SchutiLlande wäre 
Patf»Titbruch. Diese Schranke reicht indes*! nicht weiter als der 
Patentschutz überhaupt reicht; dort, wo kein Patent gcnommeii 
wmde, hat er auch keine Iiioeiiipfiiohte&. Ist die Licenzpr&mie 
nach Ifaae der Produktioii fe eigea t ellt, so wiid keine Zahlmig Abr 
Eneogiiine sa leieten aein, welolie auf patenlaohiitiloeeni Gebiet 
beigestdlt wnrdeiu * 

ÜB wlren alao drei Zonen an nnteraoheiden: 1. das Gebiet 
des PatentiRoht^K und des Licenzrechtes in dessen Veibii><lung 
nüt den I'tli« iiien aus «lern Limr/,veiiiag; 2. das Gebiet dee (aus- 
ländischen) Paten treciitt s ohne Lic^nzrecht; 3, daß Üebiet ohne 
Patentrecht und ohne Pflichten aoa dem Licenaveitrag. 

Die patentreohtliofae Lioena kann nicht von der geeohtttiten 
Krflndong loegelOet gedadit werden. Sie eibast dieselbe, wenn 
auch das Patentrecht einer Indenmg teilhaftig wird. Naoh' dem 
neuen Osterr. Ftetentgeeetz bleiben die alten y^PriTilegien** anfrecht- 
erhalten, und hat auf dieselben das alte Qesetz nach jeder Riohtang 
Anwendung zu finden. Dieselben k^^nnen abor in ..Patente" um- 
gewandelt werden, und dann strhüh den Inhabern dersellx'n die 
erweiterten Rechte gemäss dem neuen Gesetze zu. Sicherlich 
jnOssen aber die bereits konatitaierten licenien anoh nach der 
Umwandlung anerkannt werden. 

Lioens^gegenstand lat die BrOndung nur in deren Aoflgestattm^ 
bis au dem Stadium, welches sie sur Zelt der Patenterteilung er- 
reicbte; der Vertrag enthalt stets implidte anr nSheren Beeeldmung 
eeines Oegenstandes den Hinweis auf die Patentbesclireibung. Die 
Licenz bezieht sich nicht auf die Erfindung in deren ninprlichen 
fortschreitenden Entfaltung, sondern in deren Znstand zu dem 
Zeitpunkt, als me angemeldet woixlen. Mit anderen Wollen, die 
Lioenz um&sst nicht auch das ßenutzungsreobt aui spfttere Yer* 
besserungen, welche Gegenstand eines Zusatz- oder YerbeeserangBp 
patentes werden sollten. Wenn das franaOsisohe Gesets (und das 
demselben nachgebildete timesische und tflrkisohe) eine andere Be^ 



Digitized by Google 



— 121 — 



BÜmmmkg tritt, so ist dMselbe nur sobeiabar unserer Aufhssiuig 
entgegengesetzt, da siob in den - genannten LftndeiD jenes Becht 

des Licenznehmers auf das oeiüflcat d^addition, das ZusatzpateDt, • 
beschränkt, demnach von d^^in Patentinhaber dadurch in Wef,'f;ill 
i^^bnicht werden kann, da^b üei^ibe ein Verbesserungh^teüt an- 
meldet. 

OasB sich der lioeninehmer mit jenem Gegenstand begnügen 
mllass, welober nrsprOnf^ich sur Patentiening gelangte, ist eine 
Konaequens der TbatBaohes dass die Verbessening, um patentreolit- 
ficb in Betraeht kommen su lUhmen, Aber einen koostroktiven Foit- 
leiiritt MnaiiBgehen, also selbst den Charakter einer Ihrflndung tragen 
müsse, wenn ^ie auch mit der Stammerfindung technisch zusairimen- 
hängt. Wollte man den Licenznehmer h^hi^t eiacliten, sicli oluie 
weiteres der späteren Verbesserung zu bedienen, so hiesse dies, zum 
Gegenstand des Vertrages ein bestimmtes Objekt nehmen und gleich- 
aätig ein unbestimmtes, zur Zeit des Yertragsabscblusses noch nioht 
ettfltent gewesenes Objekt. Es irlre aber nnbiüig, dem Inhaber 
des Frientes eine Belastung gegen das bereits geuhlte oder doch 
iobon fix ▼eranbarte Entgelt aufsubtirden, gegen ein Entgelt, w^ohes 
m dem Wert der neuen Erfindung im Widerspruch stände. In 
vielen FMlen wird auch die erste Erfindung ohne Kücksit iit auf 
die Verbesserung ffirderhin angewendet werden kr»nnen; die Gesamt- 
heit der Intereesejiten reflektiert nicht auf Artikel modernsten 
ZoBchnitts. 

Wir enditen feiner, dass der Lioenznehmer auch dann nicht 
nr Yer tmgsauO Benng beieohtigt sei, wenn die' Verbesserung die 
Srindmig in deren erstem Stadium wirtschaftlich vetnichtet Wenn 

derjenige, welcher die Benutzung' de« Patentgegenstandee erwarb, 
im Vertrage die spätere Äusgestahung lesselben vorzuseheii unter- 
li»\'ss. bo ist er jn'eht in sclilechterer I^^ige als der Patent iv auf er. 
welcher bei der Erwerbung vergass, dass jede Erfindung durch eine 
t8chni<$rhe ümwAlsung ausser Qebrauch gesetzt werden könne. 

Die Konsequenz der Oebundenheit der Lioenz an die unprOng- 
üche Etibdung hat indess ihre Qrenze; dieselbe ist die bona fides 
des Erflndeis. Hat dieser Lioenzgesohflfte auf Grund seines Patentes 
litgesdilossen, nachdem er bereits YerbesBenmgen gefunden, so 
fenin sich der Licenziat auf Iritum berufen und den Vertrag an- 
k^ten, denn er durfte als weseaüiche Eigenschaft des erworbenen 
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Bechtee die Wirkung desaelbeii anaeheo, dus ihm daaaoUie emllg- 
liohe» wemgBteDS fOr die nldiste Zokiuft, nnter don g^leicfaeii Ver- 
hJtttnisaeii zu arbeiten wie der FsteDtiiifaaber eellMl 

Aber nicht durch das Patent allein wird die liocns, welche 

wir als das Recht der Beuutzung schlechthin kennzeichneten, be- 
grenzt; sie kann v» liragsniässig weiteren Einsehninkuneren unter- 
worfen werden. Ans den BefngniHöeu d»'s Patoiiliiilial-ers. doii 
Erfiudongag^Datand hanusteUen, in Verkehr 2U bringet! , feilzu- 
halten und an gebfauehein, kann eine einaelne übertragen 
worden sein. 

Vir boeohrSaken uns hier darauf, von der Produktion alioena 
au aprechen. Wae boaagt die Ermlohtigung, den Erflndungf^egen* 
stand gewerbsmässig herzuatellen besw. daa patentierte Terfahreo. 

gewerbsmässig anzuwenden? Klar ist dass eine so umsi'hriel^ene 
I/irenz sich von einer lieiiütjiuiigsbt;ftigiiis nnterM-li.idt'. url^he 
bämtliciie zur Wirkung des Patentes gehörigeii licehte eiuächiieöst. 
Anderei-seits muBB das licenzgeschäft für den Erwerber Ton 
praktiBohen Folgen begleitet aein, und daa Recht der Eraeugung 
allein wflre für ihn wertloa. Die LOaung kann nur die aein, daaa 
dem Lioenztaten neben dem Rechte der Erceugung noch ein 
weiteres Recht zusteht, daa Recht, seine Erzeugnisse ala Ware za 
liehandeln, alao zu verkaufen — nnd da hfltten wir die still« 
schweigende Verkaulhlit-enz — oder das Recht, die eigenen E>- 
iieugiiis.öe bclbist /.u gebrauchen — ulh htiJlsrli\veiu>«nde f'tehrau< iis- 
licenz. Das Yo rkaufsi-echt hinsichtlioh ßeiuöi' Braeugnisse wirri der 
IJcenzinhaber auch Anderen einitumen kOnoen, da keinem In- 
duatrieUen die Beschritaikung aoaumuteu ist, die Waare joat in 
eigenen Verkauisatfttten auf den Harkt zu bringen. 

Wir haben also zwei atillaohweigende apesieUe Lioenien, von 
welchen die eine oder die andere mit der Produktionaticenz not^ 
wendig verbunden ist, und es wird von den besonderen Umstjinden 
abilängen, Nv.-Irhc von den b«'i']on als mitort* ilt afi/wseh''n Die 
amerikanische Judikatur, welclie solciie Fälle öfters l>eliandeite, steht 
nun ;mf »lern Staadpunkt, daas stets nur die eine oder die andere 
spezielle Lioenz mit der ausdrücklich erteilten FroduktionalioeBZ 
verknüpft sei. Dies erachte ich für unrichtig. Ich habe an anderer 
Stelle') das BeiBpiel einer an eine Kasehinen&brik erteilten lioens 

') 8iehe moino „Pateutrechtliohe Lic<juz^', iS. 117. 
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nnr fleralelliiBg von tfasohiiieii gebracht» Die Fabrik darf Ibie 
EneogniaBe Terlnnfea und sie dttafto) da mangels entgegeoatehender 

Yenhredungen die Marktware beBtimraungsgemäss zu verwenden 
ist, dieselbe Ware wieder dein Markt entnehmen, um sie /u 
gebmuclien. Da nun dif'jpr l'm^^■eg über dt'ii Markt j^owiss nirlit 
edorderlidi scheint, kann es dem Etablissement auoli iiiclit benommeo 
werden, die demselben zweckdienliche Maachine unmittelbar in den 
e^geaan Betrieb einanataüen. In einem aolohen falle aofalieaat alao 
die FkodnktioaaUoeDS aowobl jene dea YeriUnifea ala dea Gebianoliea 
in Bloh; de kommt einer generellen lioens sehr nahe. 

Biae allgemeine Regel ist hieratia gleiohwohl nicht abaiileiten. 
Hat der Iniiaber eines chemisuhen Patentes die Licenz erteiJt, am 
ihm i>at<dntiürtt*ö Halbfabrikat zu erzeugen, so rnui^s er nicht gestatten, 
dnm dasselbe auch gewerblich zu eiuem Qanzfabrikat umgestaltet 
werde — Shnlieh wie in einem oben erörterten Falle — weil 
ihm die Verfögnog über den gewerbUclien Oebiauch ohne £in- 
«diiinknng mbehaHen Ueibt, folgÜob der Liceniinhaber mittele 
dea ihm erteilten Beohtea nnr jenen Bedarf befriedigen kann, 
trokher an dem einer aelbattndigen Yerwendung föhigen Hslb- 
fdaikat besteht Der Licenznehraer hat hier nebst der Produktion»- 
befugnis nur das Veikaufsredit an den eigenen Erzeug^iRsen. 

Würrle dagegen einer üemeiiide. au deren Verwaltung natfir- 
heh das Feueriöschwesen gehört, die Licenz erteilt, teuersiciiere 
Kleidunsr^stucke anzufertigen, so könnte ein solcher Vertrag nnr 
den Inhalt haben, daaa die Gemeinde ihre LOechmannaohaft mit 
diesen nnter eigener Igide eraeogten Artikeln am»tatte, alao, wie 
dia Mem Qeeets aagt, den firfindungsgegenaland „betriebamfiaaig** 
gelHaaefae; die Oemeinde wire nicht befngt, einen Handel asit 
jenen Artikeln zu etablieren. — 

Der wirtschaftliche Cli cukter der Licenz muss diestT ihre 
Gr«u£lini.^ ziehen. unal>hängig von unserer Aimalmiü, dass zwisclien 
dem Usus und dem Ususfructus zu untei*scheiden sei, und unab- 
hängig von dem Mangel an Bestimmtheit der aie konstituierenden 
AbouM^nng. Waa wollen die Kontrahenten, wenn der eine dem 
aaderen die Beifugnia einriUunt, den Brflndongagegenatand za be- 
aotifiii? Beabetchtigt iat die ISni&umnng, daaa dem Erwerber daa 
fiectit snaldien aoU, sein Gewerbe ao an betreiben, wie wenn Ihm 
selbst das Patent zuoUiude; die Erfindung soll ihm dienen wie sein 
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Kopf, Bein Ann. Wie weit er seine Kräfte aDZtui|Minn8n vennig, 
ist seine Sache, und die Endpunkte dieser Spannweite bilden nur 
die HQbe setner Ziede und die Breite seiner Mittel Die Ben&tzungs- 
befugnis nicht deshalb ebenso weit wie der Betrieb des Lüsens- 
nehmers. Sind nach dieser lüchtun^ keine Schranken an^esteUt, 
80 wir«! die fjicenz auch nicht an den Backeteinmauern imit zu 
machen liaben. welche et'W'a das Etablkäuinciit znr Zeit des Vertrags- 
abschlusses einfriedeten. Die Befugnis wird ausgeübt werden 
können j gieichgUtig. ob die Betriebsstätte eine En\'eiteruDg oder 
eine Terlegong erfuhr, ja gl^ohgiltig, ob die Arbeit nunmehr in 
mehreren FabnksgebAuden zur A'nsffihmng gehingt Der IkteOer 
mnsste ja wissen, dass die Ausdehnnng eines GesohÜtes, durch ver- 
schiedene Faktoren bestimmt, den bisherigen Rahmen sprengen kfkme, 
ganz abgesehen davon, dass auch unter Beibehaltung der äusseren Band- 
linien des Betriebes dieser eine mächtige Verstärkung erhalten kann. 

Der Botrieb des Lireiiznehmers,' dessen Begrenzung also le<iig- 
lich in der wirtschaftlichen Persönlichkeit des letzteren zu finden 
ist, individualisiert aber auch die erteilte B6natzungBbefQgni& 
•Diese würde vQUig ihres Chandrters beraubt, wollte man dam 
lioensnehmer das Becht zusprechen, die ihm eingetflnmte BenlUamg 
beliebig auf Andere au übertragen. Wenn die deutsche Uteratnr 
(im Gegensata zur englisch-amerikanischen) letztere Aufhssong 
huldigt, weil die Licenz ein Vermögensrecht sei, so wird hierbei 
Wold übersehen, dass die NichtiilKM tmgbarkeit ven VerniAgensrechten 
keineswegs vereinzelt statuiert erscheint. Dass es nicht intendiert 
sein kann, das einem Kleingewerbetreiin'nden, vielleicht gegen eine 
geringe Jaiuesprftmie, erteilte Beoht im Wege der Oession zur Betriebs* 
grundlage einer AktiengeseUschaft umzuwandeb, Hegt auf der Baad. 
Aber auch sonst hat der Patentinhaber ein lebhaftes Interesse an der 
IdentitSt seines Kontrahenten; es ksnn ihm auch nicht gleichgiltig 
sein, in welcher Qualität die seine Patent-Nummer tragenden War«a 
hergestollt wenlen. Das ungarische Gesetz untersagt schleelitweg 
die Licenzübertjagung, wenn dieselbe nicht ansdnieklich verabredot 
worden, das österreichische gestattet dieselbe nur bei Voräusserung 
mitsamt dem Betrieb. Letztere Lösung, von Prof. Kohler vor- 
geBchlag^n, erachte ich als die allein richtige, welche selbst ausser- 
halb Österreichs sur Vertragsinterpretation dienen mag. Sie altois 
entepticht den wahren Zwecken der Kontrahenten. 
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'Ans dem Daigel^gteii ergiebt siöh weiten toq aelbet, dase 
der lioeiiKiiiheher nmao ireniger bereohtigt aem lEum, ünterlioeiiseii 

zu erteilen. 

Ebenso wichtig" für das Scliicksal der Liceuz ist BVRtstollung 
der Konsequenz einer Patentüberti-aguiig. Es ist die Fi-age zu 
beantworten, ob der Bechtsnachf olger des Patentinhabers \rep- 
pifliehlet sei, die toii doa Yoi^gftoger beeteUten Lioeiizen su 
re^ekti&ren, seLbeivemtindliGh ohne Backsiolit auf den Fall, daas 
etwa vom üeaetz an die lioenaiegiBtriening gewiaae Wirkimgen 
gekufipft weiden. Vielboh wird nnn die Ansieht ▼ertreten, die 
Lieenz bedeute nur ein obligatorisches Verhältnis, erlösche dem- 
nach, sobald der Eifinder das Patent weitergegeben. Wenn zur 
BoCTiindung vorgebracht wird, die Licenz sei Ie*liglich der Verzicht 
auf das Verbietungsi-echtj so ist dies petitio principii. Die Prüfung 
des wirtschaftlichen Zweckes der Licena eigiebt die Antwort: Der 
Veitng war danmf gerichtet, dem Benttfanmgsweiher eine derartige 
BMiiebafilhmng su ennflgKoheo» wie dieselbe sonst nur dem 
fttenihesitwr anstände. Der lioenzbefngte konnte, nachdem er 
dieses Bedit als Tidleioht wichtigstes InTentarstllek erworben, seine 
Technik demselben anpassen; niemals aber liatte er ia Reelinnng 
zu zi'dion, daös der Zufall der Patentveräusserung den ganzen 
Aufbau seines ünteruehineus zei-stöi^n dürfe. Die Licenz belastet 
das Patent, und wenn dieses vertknsfiert wird, Innn der Yerftosserer 
licht mehr übertragen, als er eben hätte. . 

Interssaant ist, dase das Beiohsgmcht in einer jflngsten Ent> 
Nheidong^) die Auffassung vertritt, die lioena (in conereto aller? 
dings^nnr die Tefkanfidicena) werde doroh den Paiantrerkanf nieht 
tafgehoben, gleichviel ob jene Befugnis als quasidingliches Recht 
oder nur als Voizicht auf das Vorbotsrecht nn^sehen wenb^; in 
emterem Falle köniu' ein boi-eits abgetretener Teil des Patenti-echtes 
nicht ubertragen werden, in letzterem Falle werden die von dem 
Yerkairialioenrinhaber bereits erworbenen Bzempkre iiei nnd J[öimten 
ran diesan trota der PatentQbertogung wettsr veiftnaaert werden. 
OeUst ist freDleh dnroh diese Entaoheidnng die Frage nicht ' 

Bemerkt sei,' dass das neue Osterr. Gesetz bestimmt, die 
Imixtedite werden dritten Personen gegenQber erst mit der Ein- 

') E. d. Reichsgerichtes T. 19. Desbr. 1888^ Bl. f. Patent-, Muster^ o. 
ZeiobanweBeB, Jahig. V, No. 
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tragung in das Patentregister wirkeam. Leider wird diese Norm 
nur wenig zur KlAmng deB Oegenetandea beitragen. — 

ESne der Bchwierigsten fVagen des Patentrechtes ist die, ob 
den LicenaerteUer eine GewAhrleistungspfllcht treffe. 

Zmdldhst kommt hier die HaltoDg für die gewerbliche An- 
wendbarkeit in Betraciit. Die Literatur scheint geneigft, die 
Gowühiieibtuugäi'flieht zu negieren, tUe Judikatur schwankt. Mao 
beruft sich daraul, die Licenz erschöpfo sich in dem Verzicht auf 
das Yerfolgungsrecht) und das büigerliche Recht kenne nur eine 
Haftung bei Sachverftusserungen. Von eisterer Begründung kdnnen 
wir gftnisUch absehen; in Bezug auf letztere sei zum Gogensats die 
Miete als Analogie lienngezogen. Wichtiger erschient jedodL, daas 
die veimutete Absicht der Kontrahenten es aussohliesst, daas ein 
Vertrag unanfechtbar bleiben solle, sobald die Leistung des einm 
Kontrahenten c-änzlich entfällt, soIkiW sich herausstellt, tlass dor 
Erhndiingsf^ei^enstand, welcher eine neuartige Technik verlüesä, 
unbrauchbar sei. Wenn das Baudolärecht dem Kaufmann gestattet, 
die Ware wogen geheimer Mbigel zur Verfügung zu stellen, da 
er TorauBBetzen dürfe, er habe mindestens Ware von mittlerer 
Qualität, also in brauchbarem Zustande, empfangen, so wird wohl 
auch der Lioenznehmer sich auf die stiUschwdgende Bedingung 
berufen kOnnen, die ihm erteilte Benfltznngsbefognis habe einen 
juaktischen Zweck, zumal der Mangel gewerblicher Anwendbarkeit 
bchon nfw^h dem Gesetze die Edindung von der Fateutcrteilung 
ausschlicssen sollte, und es nur ein Fehler des Patentamtes sein 
kann, wenn die Anmeldung mangels Biauchbarkeit der £kfindung 
nicht zurückgewiesen worden ist. 

Nooh schwieriger gestaltet sich die Entsdieidung, welche 
Wirkung die Patent-Niohtigkeitserklärung auf das Lioenz- 
gesohlft übe. Diejenigen, welche den Standpunkt einnehmen, aus 
einem nichtigen Akte kannten keine Rechte abgeleitet werden, 
gelangen zu dem Resultat, der Patentinhalx i hal»e, mag die Ver- 
uichtinig in welchem Jalirc der Pateiitdauei- iinnier erfolgt sein, 
sämtliche empfangenen Prämien 7,nnickzustellen, diejenigen wieder, 
welche die Leistung des lioenzerteilers in dem einmaligen Verzicht 
auf Verfolgung erbUoken, müssen konsequent begehren, dass der 
Vertrag unter allen Umstanden zuzuhalten sei. Ich meine, der 
thats&ohliohe Genuas des Fstenigutes entscheide. Solange der 
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Schttfi danert, veon auch unter der SMdidheB Annahne der 

O^eetxmlssigkeit, hat der Patentmliaber den Idoenzinhaber an den 
Vorteilen dieses Schutzes teilnehmen zu Iuj<8en: er hat für diese Zeit 
An*priirh aul die Prämie. Kommt dei- Schutz in Wegfall, sv> onl- 
Mt auch die Gegenleistung. <)\> das Entgelt für tüe Henützungs- 
behiimis in n^elmässi^n Zeitabbchnitten oder mittels einmaliger 
Kapitaiastahlung geleistet wurde, ist inelevant; sowohl die Zahlung 
wie die etwaige ROckzahlnng ist pro rata des Genusses sn bereohnen. 

Zorn Schlüsse sei noch knrs auf die Stellung des Uoena- 
mbabers als Prozesspartei im Falle des Eingriffes hingewiesen. SSb 
handelt sieh darum, ob dem Licenzinliaber das Klagerecht solh- 
ständiff. d. h. ohne ausdiih-kliche CesBion di. sis ilechtes seitens 
des Paten Iii 1 habt 'IS zustellte Ich glaube, die Vma;e iH^jnhen zu 
sollen, in dar Literatur wird sie fest allgemein verneint. Indoss 
fam ich in der glücklichen Lsge, mich auf die Autorität des Reichs- 
gendttsrates Bolze becolea su können. Sofern die Gegner ihre 
Aiguneate ans deren Definition des Ucenzbegriffee ableiten, ist ihre 
Widsriegiing ksmn erforderlich. Wenn gesagt wird, es könnte der 
Btfentialiaber dem vom Licensiaten Belangten gldchlklls dne Be- 
nütznngsbefugnis eingerliuiut haben, so besagt dies wohl nur, da^ 
»in >..l(;lu-i- Pi-.iZfss, falls uu vorsichtig: ein^'oleitft. luit der Klags- 
abweisung emiigen könne, es beweist dies aber nichts gegen die 
Aktivled tiiuationen eines in seinen Intero'j^en Geachildigten, der sich 
stets darauf wird berufen kOnnen, es k&me kein wirtschaftliches 
Ost gsdscht werden, ohne dass die Justiz ihm ihren Schutz Verleihe. 

Und so gelangen wir zu dem Punkte, von welchem wir aus- 
gingen, tn der Betraohtnng, dass, wie die wirtschaftliche Ent* 
wickelimg nene ReobtSTerhAltnisse erzeuge, diese aus jener zu 
erläutern seien. 
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Leviratsehe und Bkteverwaudtäcliafi 

Von 

Jacques FUdi, Frofesäor der vergieicheudeu Bechtfigesclüdite am 

CoUdge de Asnoe, Baris. 
Übersetst Ton Dr. jnr. et phU. Brust RoaonftJd, Beriin. 



Einleitung. 

Die vergleichende Rechtsgescliichte und die 
GeselischaftswiBsenscliaft. 

Lelurea imd Hefhoden. 

Wenige Zweige der Wisst-nsdiaft dürften die verschiedenen 
Stadien der Entwicklung stlmeiier und erfoigreichor dnrchlanfen 
haben, ak (üe vergleichende Rechtsgeschichte. Noch vor 50 Jahren 
eodstierte sie bram. Das Studium der Gesetae beschränkte sich 
auf die (henxen des eigenen Landes, und, wurde die Qeeofaichte 
zur Hilfe gerufen, so geschah es fast ausschliesslich sum Zweoke 
der Interpretation des heimischen Bedites. Wie anders heute! 
Kicht nur ist die vergleichende Bechtsgesohiohte zu einem Haupt- 
zweige der allgemeinen Rechtswissenschaft f^eworden — von allen 
Seiten drängen aucli Naclibarwifisenßchaften in ihr Gebiet hinein. Die 
Gescliichte im engeren Sinne sucht ihre sicherste Grundlage in 
dem Studium der Rechtsaltertiimer. Und da der Blick jetzt in die 
Weite schweift, da er die politischen Orensen übersohr^tet, um 
die ganze Miens^iheit in ihrer ununterbrochenen Entwicklung Oe- 
danken hervorrufend und Hers bewegend sii umfangen, so erhebt 
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M eine neue Wiflaeiiflchaft, die Soiiologie; de veiBprioht, das 
Leben te menschliohen OesellBchaft) -was die YergaiigeDheit anlangt, 
in id[<ni8tniierQii, was die Zukauft betrifft, vorhOTznsagen. 

Geschichtsforscher und Soziolof^eii arbeiten so, bewusst oder 
luibewusst, auf dem Felde der vergleichenden RefhtsgeBchiclite. 
Werden wir \im darüber beschwei-en? Werden wir um Hilfe gegen 
dieeeo fiaob nifeu, werden wir die Eindringlinge verjagen wollen? 
Keineswegs. Unter welchen f ahnen sie auch kämpft und aibeitet, die 
'WlflBeiisciiall iebt ¥or allem von der Mitarbeit, Ton dem Zvsammen- 
vifken dsr EiSfte. 

Stets aber behalten wir das Beobt, haben wir die Pflicht, 
Uber unsere innere Polizei sn wachen, unser eigenes Gebiet vor 
verderblichen Massnahmen und Systomeii zu schützen. Suchet mit 
ßfer, irnib^'t uin-ntwegt, ihr Goschicht.sl'»i .scher und Sozinlotr^n, nach 
den Sitten und Gewohnheitarechten aller Vr.lker der Knl<', arbeitet 
aber nach der strengen, der richtigen Methode, welche allein sur 
wiaaeiisohaftlißhen Wahrheit an fflliren vermag! 

Soll man diese Methode definieren? Sie hat als alleinige 
Qrandlage die unmittelbare Beobachtung der sozialen Thatsaohen 
and der posttiTen Oeeetae, welche gegenseitig raasegebend sind; 
BS verföhrt, je nach Lage des Falles, hier inductif, dort dednetif, 
bal<l iHialytiseh, bald synthetisch, sie geht zurück auf dm Urgrund 
der Gtjoetze und Gewühiilieiteii an der Hand \hv>-v Eigeiilunten rxlor 
sie leitet die letzteren vou den formulierten oder verborgenen Gnmd- 
sätzen ab, aber sie zieht nie a priori Schlösse, sie dehnt niemals 
die duroh kritisohee Qn^enstndium erlangten Beeultate gewaltsam 
4ber ihre nonnale und legitime Tmgwpite aus. 

Das Abweichen von dieser Methode ist Schuld daran gewesen, 
dase auf dem wdten Gebiete der ür-ESnriohtungen der Menschheit, 
wo die Anwendung der richtigen Methode ganz besonders notwendig, 
aber ebenso heikel war, so viel Konfusion entstanden ist 

Zwei errosse Strömungen haben schärfere Abm-on/.niir,nMi ci- 
fahren ; die eigentliche soziologische und die ethaologisch-iurisUsche 
fiichtnng. 

Die soziologische Schule ruht auf dem philosophischen Qe- 
danken Auguste Com t es, daas die Wissenschaft von der Ge- 
adlschaft die Kiflnung der Wissenschalt vom Leben darstellt, dass 
ihr Qnmdprinsp die Entwicklung Ist 

9 
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ZaUfeldie Abmiditiiigflii von dieear Lehre nnd jedödi. ui 
neuerer Zeit hervofgetraten: Wkhrend Angnste Comte der 
Soziologie ihre ganze wiflseneoliftfiKciie rnabhingigkdt bewihit hatte 

lind gefolgert hatte, daes mAx soziologische Qeeelie nicht ans 
biologischen Gesetzon h.'Heiten Lmsen. sondern dass die Ersteron 
vielmehr utiniittelbur i4^i^ der Bt;*jl»a< htimu (!* )• < }.Miieinj»ciiaften zu 
schnpfen seien, haben die Soziologeu der neuen Schule alle 
Schranken, weiche Biologie wler Anthropologie von der SozTologie 
trennten, durchbrochen. Man Bagte aich: Sobald die Menaohheit 
ihre Brolatton beginnt, mn» m notwendigerweiae Phasen durch- 
flehreiten, und da das menachliche Weeen ateta aidi gleich gebUeben 
18t, 80 wird man, wenn man dieee Phaaen bei den Völkem boob> 
achtet, die sich auf den vereehieclonen Stufen der Barlwi-ei und der 
CiviÜNition befinden, in iler Ijagi? sein, den logiRohen Auflau für 
dii' Li'-aiitt.' Menschheit zu reconstniii'on. So eiitstaiiiien die 
historischen Systeme von M a r a n , von Ma c 1 e n n a n tuul vou 
vielen anderen ihrer Schüler. Alle glaubten, jene fiTolutionaphaaen 
au entdecken; doch weder Ober ihr Iheinandeigreifen, noch ihre 
Ifatur oder ihren Charakter ▼ermochten sie einig au werden. 

Es war nicht schwer, emznwerfen, dasa die Evolutionen auf 
mannigfache Art, je nach ihrem Milieu, vor sich gehen und 
das« gerade in Anpassung an diese Umgebimg die vei-schiedenen 
Rassen entstanden sind. So ist auch eine Reaktion vom St?ind- 
punkte der Darwin'schen Theorie von der Zuchtwahl, vom Über- 
leben des besser Begabten, oder dm mehr angepasston Fnnn niciit 
ausgeblieben: Man bestritt das regelm&Bsige Aufeinanderfolgen 
identischer Phaaen und Westermarck vor allem bemühte sich, 
feate Funkte, InseLn auf diesem kflatenlosen Ooean au finden, In 
welchen aich die Soidologeu gc^türst hatten. Das Bemühen war 
lobenswert, die Methode blieb aber unvollkommen. Nach ihm sollte 
der feste Punkt eine Gnij)pe sozialer Erscheinungen sein, di«' für 
das Menschengeschlecht ein oii;;iiiis( lir> (Jiinz-- l.iMon. g-fiiau wie 
die Erscheinungen des aniraahsthen Lebens (Ernährung, Fort- 
ptlanzung etc.) für das einzelne Individuum; und eine dieser Gruppen 
— die Ehe — hat Westermarck besonders untersuchen wollen. 

So gelangen wir wieder zur Yermengimg von Biologie und 
Soasiologie. Sie erreicht ihren H{(hepuukt in der Theorie Herbert 
Spencera und scinor Schiller. Die Oeaellschaft wiid nicht nur 
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einem lebenden KOiper vergUohen, sie wird einem lebenddn WeMu 
gleicbges teilt» das Gewebe, Muskeln, Nerven, Seele bat. Die 
Gfiselie der sozialen Erscheinungen sind eins mit denjenigen der 
Lebensevolution. 

Ob die Wissenschaft von der Geeellscliaft der Mciisclien eines 
Tagt^ö zu ^iiesem Schlüsse gelan^on wird, kann mau ni< lit wissen. 
Heute aber steckt sie noch iu Ueu Windeln, sie stammelt kaum 
and da vorlangt man von ihr eine klare, präzise, endgnitige Ant- 
irort! Wae ist die Folge? Sitten, Qebiftnohe und Eionchtongen 
der vilden wie der oiviliderten Vidier aind im die Gruben, ans 
deeoi man Material siebt, daa man naob TOfgefuatem System 
schnddet, feilt, glSttet, dem man acbon von vomherein im fertig 
geziuim*'ilen Gebäude seinen Platz angewiesen hat. Man bauet 
einen n<'Ucii Turm zu Babel; sfhon droht die Siiiaihenverwirrune:. 

Die Juristen haben der (lewalt dieser Lehien uiolit d«'n 
büliranden Widerstand entgegengesetzt; Viele haben sich ihr viUlig 
hingegeben, Andere, Weisere haben dennocb unter ihrem Banne 
gwtuKteti, mOgeii sie auch bebanptet haben, eine eigene Wisaen- 
adiift, Antbropologie oder juEiatiflohe Ethnologie, geBohalTett au 
Ilaben. Der Vater der Letzteren, Poat^), hat wohl gefühlt, daza 
m in engem Zoeammenliange mit der vergleit^Moden Rechtsge- 
schichte etolit, anstatt in ihr aber einen Zweif? dieser Wissenschaft 
2U sehen, liat es ilir eint- sell>stän«lii,v Existenz zugesprochen. Was 
sie unterscheiden soll, sei, da.sö die Gebchiehtc drs vergletrhenden 
Rechts sich mit dem Ursprung der sozialen Einrichtungen be- 
stimmter Völkeigruppen befasat, während die ethnologische 
Jori^mdenz voniebmlich nach dem Draprang derjenigen Sitten 
aad QebriUioihe foiaohe, welche in keiner bezonderen VOlkeigruppe 
za finden, aondem dem gesamten Kenschengeeohleohte eigen- 
tCiadicb eden^. 

Ich finde, dass die ethnologische Jui ispiiidenz in dieser Auf- 
fa>vung eher einen i\n< kschiitt, als einen Foitischritt bedientet; sie 
würde uns mittelbar zu dem B^rifTe eines von Hasseneinllüsseu, 

*) Pflicht ist es, bei diesem Namen auch d< iij' iu^<'n des Prufos.süi 
Koliltr zu oenneD, dessen uuerrnüflliehe und fi ut lithai-' TUüdgkoit auf 
dem Gebiete der Ur-Einrichtuogen ich guni und laut uuuikcujie. 

U. Post: Grundriss der ethnologischen Juiispradenz (Oldenbug 
ISMX L & 7. 
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Etima, Lebenaart, politiBoheB firagnlaBeD t61% nnbeeliifliinlen 
Natuireohte surückfQhien. 

Gewiss will ich Uerndt nicht behaupten, da» ea nicht bei 

den Terachiedensten VOUtem gleichartige Bildaog und Bntwiddiinf 
von Einriclitungeii ge^x} und deshalb sehe ich auf )i nicht ein, 
warum man die H^»snltate der vergleichenden Ret^lits^r' -' lii ^ite auf 
bestimmte Völkergnippen besiehränken soll; jene Gleichartigkeit ist 
aber, meiner Ansicht nach, weder absolut, noch beständig, sondern 
relativ und Terftnderlioh, sie entsteht jedesmal dadorob, daas die j 
aUgenoeinen und speziellen Lebensbedingtingen einander ihnein und 
je ihnUcher sie sind, je grOeser vifd anoh die Gldchartigfceit sein. 
Unm/Sglich ist es daher, Sitten und Qebrinche aoaseihalb ihre« > 
Milieus jsu studieren, unmöglich, auf eine andere als die oben be» j 
schi'iebene Art vorgehen zu wollen. I 

Tch £rl«uho, als erfahrener Mann hierflbor urteilen 7m kr>nnen, 
wende ich d(Mrh liiese M- thode seit mehr als 7 Jahren in meiner • 
Yorlesimg am ColI<'ge fle France flljcr die „institutions primitives** 
an. Hier ist nicht der Ort, auf die Einzelheiten dieaer Anwendung 
einzugehen. Ich besohrftnke mich darauf, zu sagen, daas ich die , 
wilden Völker Gegend IQr Gegend, Rasse fOr Basse, Spiache für 
Sprache dnrcbgeiie, um die Elemente einer Synthese nicht a priori, 
sondern a posteriori zu sammeln, und dass meine eingehemiea 
(Intei-suchun^en schon Amerika. Afrika imd Hernien umfassen. 
L'li füge liiti/u. (i,i>s mir zwei I'unkl»- weyentiich erseiii ituMi : erstens 
iniiss man <\,m Material uuter die strengen Regeln der hist'»risclien 
Quellen-Kritik bringen, zweitens muss man die Bitten und Gebriacfae 
zu gleicher Zeit vom ftusaeren, {ökonomischen, wie vom inneren, 
psychischen Gesichtspunkt betiachten. So wird man sich, meine 
ich, davor bewahren, an dem Riff zu scheitern, g^n wekhes 
Ökonomisten und F^chologen gefiahren sind; es wird ^nem ge> 
Ungen, den Kern der Treinrichtungen lebend herauszuschalen, ohne 
ihn durch \vil!kriili<he und zweifelhafte Systenmtisierungeu zu 
ersticken oder naH.szugv^tiilten. 

Als Ökonomisten nenne • ich zwei der jAiigHten und besten, 
Hildebrand ^) und Grosse*). Sie gehen davon aus, dass aüe 

*) K. Ii 1 1 tl 0 b r a u d : Rocht und Sitto auf den versciiiodeucn wirt- 
schaftlichen Kulturstufen. Teil 1. .lona 1800 

■) K. Grosse: Die Formou der Fauiiliü und dio Fornieu der VVirt- 
Bohaft Freiboj-g i,Iiici.sg<iu) 1896. 
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Einrichtungen sich in enger und absoluter Abliilngigkeit von der 
wirtschaiUichcn <>nlMiiiif^^ bofimitMi. Hierbei goraton r^if aber in das 
aJte Geleise der Kvjlutionisten: Nach Hildebrand hat die Mensch- 
heit eine bestimmte Beihe streng abgegrenzter und Oberall gleicher 
ökonomischer Pliasen dmchlanfen, den Zostand der Jagd, des Hirtenr 
lebens^ deB Ackerbuiefi n. s. w.; diesen Zofitliiden müMtea fthnlidie 
ESbnioktongen entsprechen: eine Art Monogamie im Jagd*Zustand, 
Polytndiie wShrend des HirtanlebenB, Poljgiunie In der Zeit dee 
Ackerbaues etc. 

Gros St.' Ic'isst zwar eine so p:leii'lini;lssi;j:e Reihenfolge nicht 
zu; er glaubt jedocli drei Fainilicn-TyjM'ii (einzelne Hauswirtschaft, 
ausgebreitete Familie, Stamm) unterscheiden zu können, von welclieii 
ein Jedpr eiiif^r bestimmten ökonotnisdien Phase entspricht. 

Wflbiend die l^ationalOkonomen, von denen ich gesprochen, das 
psychisehe Element vOUig TemacbUssigeii, stellen die Fotscher von 
Qeeefaichte in Religion imd Mythologie, zu welchen man Bachofen 
rechnen kann, gctade das psychische Element in den Vordeiigrund 
lind bret-hen damit weist- mit der >Mhode Max Müllers, welcher 
be'uaupt.-t«'. den Grad der geistip ii Entwu kiung der Arier vor 
ihrer Trennung lediglich aus iler Sprache bestimmen zu können, 
ächüier, im Ortmde genommen, des Spencer 'sehen Evolutiouismui^ 
suchen sie seinen Ausgangspunkt und Schlüssel in individuellen 
B^lfen, anstatt die sodale Psychologie, die peychisohen Beziehungen 
der Uenschen unter einander sowohl, wie im Yerhflltnis zu ihrer 
ümgeboog, in den Vordergrund zu stellen. 

Ich hoffSe, verhtitnismflssig bald die allgemeinen Resultate ver- 
fiffL-iitiichüu zu kf^nnen, zu denen meine persönlichen Studien nfu-li 
g-fuhrt haben. iu vorliegender Studie will ich nur pins der 
Prinzipien, die mich geleitet haben, auf einen bestimmten üegcn- 
iitand anwenden, nämlich das Prinzip, die Ur-£inrichtungen der 
VcUnr in ihr geistiges Milieu zurückzuversetzen, und den Völkern 
in ihren Kinderjahren nicht Gedanken zuzusprechen, die, sie mögen 
■oeh so einboh sein, sie nicht gehabt haben können. 

Kein Gegenstand eignet sich besser, dieses Prinzip zu prOien, 
als die Leviratsehe. Sie hat den Vorzug, den Beti-achter mitten 
hinein zu vernetzen in die grossen Hypotheson über den Ursprung 
^l^r menschlichen Gemeinschaft, weil sie fi^igcude Haupttrage an- 
regt; Beruhte die ursprüngliche JfVunilie auf der Blutsverwandtschaft? 
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wenn Ja — was war das fttr dne Verwandtachift? wenn Neio 

worauf sonst beruht© dio Familie? 

» 

Kapitel I. 

Kritische Au»einnn(lei>etznn|i: Theorieeu uii<nutei'|)retationeii. 

ZunAcbat ist der Begriff Levirataehe featiuataUeo. Am 
▼ollstftDdigBten finden wir Ihn wiedei^gegeben im hebriiacheii Tj]m 
des Deuteronomium Kapitel XXV Yen 5 — 10; die netieste Über* 
Setzung, welche mit Recht hohen wissenschaftlichen Rohm geniosst, 
ist die von Kautzscli (Freiburg und Leipzig 1894). Sie lautet: 

Verg 5. >^ eil II Brüder boisanimen wohnon und einer 
von ihnen stirlit, ohne einen Sohn zu h i ii t eria8-<Mi, so 
soll die Gattin des Verstorbenen sich nicht au&wilrts 
an einen Fremden heiraten; ihr Schwager soll zu ihr 
eingehen, dass er sie sich aur f ran nehme und ihr die 
Sohwagerpflioht leiste. 

Yers 6. Der erste Sohn aher, den sie gebiert, soll 
seineni verstorbenen Bruder zugerechnet werden, damit 
dessen Käme nicht in Israel erlösche. 

Vers 7. Wenn aber der Mann k. iii." Lust hat, seine 
Schwägerin zu heiraten, so soll seine Schwägerin hin 
zum Thore au den Vornehmsten gehen und sprechen: 
Mein Schwager weigert sich, den Namen seines Bruders 
In Israel aufrecht zu erhalten^ er will mir die 
Schwagerpflicht nicht leisten. 

Yen 8. Daraufhin sollen die Vornehmsten seiner 
Stadt ihn vorladen und mit ihm reden, und wenn er 
darauf besteht und erklärt: loh habe keine Lust, sie 
zu nehmen, 

Vers 9. So soll seine Schwägerin in Gegenwart der 
Vornehmsten an ihn herantreten, ihm den Schuh von 
seinem Fnsse abziehen, ihm ins Gesicht spucken und 
anheben und sprechen: So soll es Jedem ergehen, der 
das Haus seines Bruders nicht bauen will! 

Vera 10. Und seine Familie soll fortan in Israel 
„Barfflsserfamilie" heisson^). 

*) Die Übersetzung dor Vulgiita lautet: 

Yen 5. „Quando habitaverint fratres Himal; et anqs ex eis abt|iie 
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Dieser eigentümlichen Sitte Ihnliclies findet man flbenU: in 
Afrila ide bei den Osseten, bei den Hindus wie in Msdagasluir. 

E8 ibt darauf zu sditen, dass die Tjeriratsehe stets drei 
Ei' lüeuW ( ifordrit: 1. das Recht zu heiraten; 2. die Pflicht zu 
lifiraten; 3. iVu' Zriiwlinuiii: <]es Kiiidrs zu iloni Verstorbenen. Mit 
Unrecht hat man also das Vorhandensein der Leviratfiehe bei Völkern 
sngenommen, wo eins dieser Merkmale fehlte. 

Nunmehr ist zu untersuchen, welche Auslegungen man dem 
laBtitat der LeTiratsehe hat zu Teil werden lassen und welche 
Sddtase man aus der jeweiligen Auslegung gesogen hat: 

Nseh dreifacher Richtung hin hat man den Sohlfisscl ^^Kuoht; 
die Eiih'ii haben in der Levijutsohe die gesetzliche Fiktion der 
Vaieisi haft iro^ebt^n . Andere das rhoi liloibsel, die Spur entweder 
der Promiskuität oder der Oemeinscliafl der Männer, der Pidyandrie, 
Andf ff ' ndlich einen einfachen Ausfluss der liäusliclien Gewalt. 

I. Der erste dieser Gesichtspunkte ist derjenige der alten 
Schnle vom Patriarchat, welche Sumner zu neuem Leben ge- 
ntfen hat und deren hervormgendstes Haupt er geworden ist Sie 
Ifihrt uns: Die physische Vaterschaft ist die uisprttngliche Grund'- 
läge einer je<len menschlichen Gemeinschaft; sie ist es, welche die 
Stelhinc: des „p:itt'r familias", deg Familieiiliaupti's. und hieraus den 
Aimenknitus geschaffen hat; „»ie ist das urält. -to Ruid mensch- 
Uch^ Gemeinschaft" sie ist es „weil sie in dio Augen springend 

liberis tnortuus fuerit, uxor defuncti wm uubet alten: sed accipiet eam 
iater ehm, et suscitabit semen frati is pni. 

Vei-B 6- Et progenitum ex ea fiiium nomine iüius appeilabit, ut 
DOD deleatur iiunifTi mm» ex Ibiuel. 

Vers 7. Si autem noluorit acdpere uxoreai fratris sui, qnaeeilege 
debeiar, perget mnlier ad portam eivitatis et interpellabit niaiorss natu, 
diceliiliio: Neu voit frator viri mei snscitare nomea fratri8.Bm in Israot: 
neo me in oooingem sumere^ 

VeiB S. 8tatimq[ae soosniii «un iseient et intem^bant. 8i respon- 
dmt: Nok» eam uxorem aodpere, 

Teri d. Aeoedit mnlier ad eum corain sonioribuH, et tullet calcea- 
maitiiin de pede eins, spuutqne in fadem iUiua et dioet: Sic fiet bomini, 
§Qi DOD aedificat domum fratris BOi. 

Vers 10. Et vocabitiir nomen ülius in Israel: Pomns discalceati.'^ 

*) Sumner Maine: Etudes sui l'histoire do« institutious primitives. 
Kap. ni: Oio Verwaudtnuhaft als GronUlage der üesoUscbaft. S. 81 (französ. 
A^usgabe im)). 
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ifit" Sie bleibt, bis sie eioes Ta^pes durch die temtorialie 
Qrappienmg ersetzt wird 2). 

Jede AusdeihnttDg der natOrlichen Familia konnte daher nur 
durch eine Fiktion entstehen: Der Fremde wurde in die Familie 

als fingiei*t6r Sohn aufgenommen, und so hat, nadi Sumner Maine, 
die Adoption eine Hauptrolle hoi d(^v Bildung der Gesellscluift ^e- 
spielt^). Hiernach ist dii' Leviratsehe eine Art von fKibiniimer 
Adoption, welche auf einer im luteresse des Verstorbenen und zum 
Zwecke der Aufiechterhaltung seiner FuniÜe entstandenen Sitte 
beruht^). 

Diese Theorie beruht ganz auf zwei Behauptungen, welche 
zwar für den schon verhSltnismSsgig weit vorgeschrittenen sozialen 

Ziistand, den die heiligrii ßiii iior Indiens schildern, zutreffend sein 
keiiiieu, die aber keineswegs bezüglich der wirklich primitiven 
Gemeinschaften erwiesen sind: Das Überwiegen der physischen 
VatOrschaft, und die gebräuchliche Verwendung gesetzlicher Fiktionen. 

Wenn man auch auf die üngewissheit der Vaterschaft nicht 
das Gewicht legen muss, dass die Anhänger des Matriarehais 

dienern ürastande beimessen, so darf derselbe doch keinesw^ iin- 
licrück.^ichtigt hleihon : auch erkennt Sumner Maine selbst an, 
„das^ di<' l^liitsverwandtschaft im Grunde genouunen eine fehlerhafte 
Grundlage sei" wegen der Schwierigkeit, die ein beschränkter Ver- 
stand dahei habe, die GcFamtheit der unter einander durch die 
Bande des Bluts verwandten Personen zu begieilen^). Man kann 
hinzufOgen, dass audi in den Schriften des klassischen Altartoms 

Sumner Maine: Etudes sur l'histoire des institutions primitives. 
Kap. III : Die VerwandtBchaft als Orandlage der Oesellaohaft S. 91 (fruiiOe. 
Ausgabe 1880). 

') ..Von dem Augenhliclco an, dass sich ein Stamm piulpiiitig anf einem 
bef^iinmtt'ii bcfrrensrtpn Territorium ffst^et/.t, tritt der Erdboden als Grund- 
lage der sozialen ( »r-zaiiisation an die Stelle d^'r Verwandtschaft'' 

*) Eine <li'r ersten und am moibteu angewandten geset/.lichon Fiktionen 
war diejenige, welche uns iu die 1-Age setzte, auf künstüelie Weise Familieu- 
Biiüde zu schaffen, und ich glaube, gerade dieser Fiktion verdanken wir 
die Möghchkeit, von einer primitiven Gruppe in eine andere aufzogeben 
(L'Andea droit 1874 8. 123). 

*) Samner Maine: Etudes bot randon droit et la ooototne ptimHive 
(fiaaz. AoBgabe 1884) B, 138 ff. 

*) Etades sur Thistoire des institations primitives. S. 88. 
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die Bhitsyerwandtächaft als mn jUngeres Element erscheint, als die 

materielle Gni|)j»it?nmf; um einen gemeinsamen Herd. 

Bei den Griechen war der iiausf^^ntt iQ^^iog. <lor sich im 
Zeus kQxeiog verwandelte, die erste ITamiliengottbeit ^) , älter also 
als rier Zeos aiövcuftog^. 

Der Hanptmnwurf , dep loh gleich entwickeln will, beruht 
aber in der Abwesenheit jeden Beweisee, ja jeder UTahndheinlich- 
Mt, dMB die Vateisdiaft swucfaen ICeosohen das erste verbindende 
Bud w»r, deren Kenntnis sich zweifelsohne das Mysterium dar 
Zeugimg noch vei-seliloss. 

Aber ich gehe »och weiter: icli hcluiupte, dass wenn st*ll»st 
die Bhitsverwandtschaft , die natürliche Filiation, thatsächlich die 
Grundlage für die ersten Gemeinschaften abgegeben haben würde, 
diese Basis sich auf Grund gesetxüoher Kkticmen nur sehr zögernd 
wihde haben entwickeln kSonen. Denn, ee ist ein grosser Irrtum, 
wie es die Beobaditung der Terechiedensten wilden Volker zeigt, 
als Fiktionen oder chimizisohe Gebilde eine Cnmenge Gedanken 
anzusehen, welche thatsiohlich vorwiegend konkreter Natur sind. 
Es ifit hier \vi«j mit den Logenden und Volksmärchen: Wi»' diis 
Kiiiti oder der Mann aus dem Volke, so t;laubt auch der Wiltle 
y'lass es einmal so passiert ist; für ihn &ind es „wahre Geschieh- 
ten"*; und hier könnte ich genau so gut von Symbolik und bild- 
hcher Sprache reden, Dingen, die mit der poetischen Erfindung 
thstBüchlfch nidits zu fhun haben. 

Wäre also die Blutsyerwandtsdiaft das erste soziale Band ge- 
wesen, so hatte ein Verwandter nie dwNsh eine Tiktioa, dnrdi einen 
le-iv-ii Schein, soiideni allein durch Akt© entstehen künnon. welche 
gleichwertig vväi'en mit der gcwoiinliciieu Erx.engimg. Solche 
Akte liegen aber weit ab von der Ansicht Sumner Maines und 
seiner Schule. Die meisten Fiktionen, von denen er spriclit eignen 
Bich nicht nur nicht zur Annahme der Möglichkeit einer physischen 
Vitsrsohaft, sondern schÜessen dieselbe direkt aus. Sin adoptierter 
oder geksufler Fremder, der Ifimliohe Sohn eines Verlobten, können 
aqgenscheiiilioh nicht als Putatirkinder eines Familienoberhauptes 

•) So Fustel de Coulanges (Cito antique) S. 70, 71; oaoh ihni hat 
der flerd-ColtaB die Menaohen sohoo weit iroher als die BIntsverwandtschaft 
a Öruppen vereinigt 

0 Sopkoolea, Antike. Vezs 485, 6öü, üö7. 
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aagefiebeii werden. Die gMise Vlktioii lioft tber «ul eine rein ge- 

seteliohe, rein jnristische iLnfnahme an Rindestnlt hinana. Bbe 

solche Annnhme au k.ndesstatt, welche ilii rnii/.i|i nicht in der 
GemeinRaiiiktit Irs Blutes hat, setzt iiIkm- uutw. ndisrerweicp rint n 
besondei'en Kxistoirzp-nind voraus. Und, in der Tiiat, giebt ihr 
Suuiner Maine aU i'nn/ip üm Recht dos Beschütssers , eitket der 
dem Herrn Ober den Sklaven iiiBtehenden ihuliche Macht» wekfae 
sieh von der nnteijochien Mutter auf das Kind sollte fibertngen 
iiaben >). 

ünd dieee Yetbindnog dee eben genannten Prinsipee mit den- 
jenigen der natürlichen Vaterschaft sollen die Natun'ölker mit Hilfe 
einer gesetzlichen Fiktion konstiuiort liabriil Ich hraiirhe wohl 
nicht diesen nlTensichilicheji, juii^ti«clien Anacluonismns h'M v.nzu- 
beben, al>er ich frage mich, waB von dem Vom^iegen der Biutä»- 
verwandtsohaft üiirig geblieben ist und in wvlh endliob neb diese 
Tbeerie ?on derjenigen unterscheidet, welche wir spftter unter- 
snchen werden und die die LieTiratsebe als Ansfloes der bios- 
lidaen Gewalt ansieht. 

n. Die Theoretiker, welche an eine mehr oder wenigar 
schrankenlose ursprünerliche Vennischung des Menst^henjE^eschlechtes 
plaiilx-n, wolloii 'lio I A-vinitsrho auf das Gebiet der g^x-lii« htiichon 
VVahrlieit übertragen, bie seilen in ihr die Fortsetaimg oder das 
Überbleibsel, sei es der „bnlderlichen Polyandrie'' (Maolennan)^ 
sei es der Orupponehen (Morgan). 

Haben sie sich wohl Rechenschaft gegeben, wie nngenan und 
haltlos diese Annftherong ist, welche swar auf den eratsn Bück 
verfahrt, beim Zugreifen- Wollen aber in Nichts serfliesst? Bs scheint 
nicht Denn nur eins ist möglich: Entweder werden die viel&ushen 
Männer der P'^lv aii<ii ie - Giiippe ein Jeder als Vatrr eines jeden 
Kindes Kctiarlitt-t uti'l in diesem Falle ist es un«rkiärlicii, wit: diia^: 
Vittei-s< liiift sich hat zu Gunsten der Toten, initer Ausschluss des 
Lebenden, fortsetzen können, oder sämtliche Kinder wenlen nur 
Einem, dem Gruppenhaupt, sugezfihff und dann bleibt es ebenso 
wenig verstftndlich, warum, wenn dieses Obeiiiaupt sürbt, es nicht 
sein Nachfolger ist, welcher als Putativ-Vater der gemeinschaftlich 
erzengten Kinder angesehen werden soll. 

') Etudes siir raiicicn droit et la oontäma primitiTO. B. IStt. 
*) Siebe folgende Note. 
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Wir haben es also lediglich mit hfetorischen Trn^bilde 

zu thiin: nicht« wird dies ehoi- lieweisen als eine kiir/.o Hos[)rec'limig 
eines dieser Systeme und zwar detojeiuLrt'n , welelies mir da« Itei 
weitem geschickter begriffene und fester aufgebaiih? ei-ncheint, näm- 
U das System Macleun ans. In ihm nimmt die Leviratsebe 
einen bveiteo Banm ein; ale ist aber keineswegs etwas Vages, 
Schwebendes, UnsichefeSi wie sie Haclennan^) uns darstdlt 

Anftpglich behauptete Maclennan, die Leviniisehe — die 
Verpflkshtnng, seine Schwägerin sn heiraten — sei die dem Rechte, 
den verstorbenen Bnider zu Ijeerben, korrespondierende Pflicht ge- 
wesen; und das Kecht, an des Bniders Stelle m treten, leitete 
Pf Ton der Polyandrie ab. Später bemerkte er, dass diese beiden 
. Einrichtungen einander aussohlieeeeii , da die Pflicht des Bruders 
die Schwägerin zo dem Zwecke zn heiraten, dem Terstorbenen 
Bruder Erben an yerochaffen, geiade das Beoht zn erben hinlftUig 
macht Er schloss daher, dass diese beiden Einrichtungen Ter- 
sduedenen Epochen angeht^. An die Stelle des nnprOngUchen 
Rechtes, die Schwägerin zn heiraten, sei, nnter der Gestalt der 
Levii-atsehe. die P f 1 i i'h t getreten, sie zu elifiichon. und dem ersten 
Hattei» Kinder zu erzeugen, üud die i^uoUc dieser beiden Insti- 
tutionen sei die Polyandrie. 

Crsprünglich sollen nämlich die Brüder ein Weib gemein- 
tthafttioh besessen haben; daianf, als die gemeinschaftlichen Weiber 
ahbeieh wurden, habe sich das Beeht des ISnen auf die Fmn 
des Anderen danraf beschftnkt, sie als Witwe zn heilsten. Zn 
gleicher Zeit aber habe die Schwägerin ein entsprechendes Recht 
«if ihren Schwager erworben, der für sie ein Ehemann in der 
Reserve war „a husband in reserve". 

Die erste Entwickluog Süinor Lehre findet sich in „rrinütivo Marnüge" 
Kap.YIll (1865), wieder abgedruckt in „Studies in ancient History" (1876 
und 1886). Unterdessen hatte sieh die Anaiobt des VerCassers geänUert, 
^ SS ernehen aas einem Artikel „The Lerirste and Polyandry*^, erschienen 
1877 in der „Fortn%htiy Beriew«^, fener aas deo Kap. 16, 17 der „Fatri- 
snlial nieory*^ (1885), endlich ans der langen Anmeilcang der 2. Aasgabe 
der .^Stodies^ 8. 109 ft Xaolennan wurde leider doroh den Tod ver- 
iündert^ sebe Absicht, den Oegenstsnd ui der zweiten Serie der ,,Studies" 
einer ementm Uotersachnng zu nntorwerfen, auszuführen; es findet sich 
keine Spar hiervon in dem von der Wittwe und A. Platt unter dem Titel 
Bach der Stndies" (London 1896) beraosgegebenen nacbgelsssenem Bande. 
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loh bitte zu bemeilLen, daes dieses ganze Schema lediglich 
auf Vermutungen fusst; denn dass iu den Urzeiten Polyandrie ge- 
lu rischt hat, ist keineswegs eine feststehende TUatäache, sondern 
gerade aus der Existenz der Leviratsehe will er«5t Maclenuan 
die Polyandrie iierleiten. Wir drehen uns also mehr oder weniger 
im Kreise: die Polyandrie soll die Leviiatsehe erkUren und ana 
der Leviratsehe soll man auf die Elxistenz der Polyandrie adiliesBen 
mfissen. 

Biese Hypothese steht doch auf recht schwachen Ffiseen; ich 

begreife allen^Is, dass das Recht die Schw^ägerin zu heiraten, 
ein Ausfluss der Polyandrie sei. dasä jedoch bei dieser Art Ehe 
ein so enerfjisehes Redit der Frau entstanden sein soll, d.-n 
Schwager zu verpflichten, sie zu heiraten, erscheint nür gana 
unglaubhaft 

Auf diese Pflicht zu beiraten sei dann, als posthume An- 
wendung der Hegeln der Polyandrie, die Zurechnung der Kinder 
zu dem Verstorbenen gefolgt In der That, nach diesen Begdo, 
mussten, sagt man, die gemeinsohaftlioh erzeogten Kinder ab 

einzigen aiiorkannton Vater den älteren der Brüder, das Haupt 
der Vit!laiilnnerg:rn{)]te, haben, da uiir dieser eine Ehe eingegangen 
ist, seine jüngeren Brtlder aber mir sein»; deiKJSsen und Unter- 
gebene waren. Diesen Bechtszustaud habe im Interesse der Kinder 

I 

die Leviiataehe über den Tod des Gruppenhauptee hinaus fortgesetzt 
Yiele Bedenken erbeben sich gegen diese Art der Deduktion. 
Zunächst würde die Thatsacihe, dass man heutzutage in Thibet eine 
brfidarlidie Polyandrie antrifft, noch keineswegs das Recht geben, 

diesen Typns zu verallgemeinern und den Oedanken als unmöglieh 

liinznstollen, dass die Kinder der Vioimäiiuer-Gruppen, uustatt als i 
Kinder eines Einzelnen üu gelten, als gemeinsame SprobJäliüge 
betrachtet werdeu. Aber hat man denn in Thibet schon die 

I 

Tieviratsehe oder eine sie vorbereitende Zwischenform angetroffen? 
Keineswegs. Dazu kommt noch, dass einzig und allein durch die 
Fiktion eines Überlebens die erwähnte Organisation hatte über den 
Tod des Ältesten hmaus forlgesetzt werden können — wflhiend 
Maclennan mit gutem Recht jede Idee einer gesetzlichen Fiktion 
verwirft Der Umstand, dass der Älteste zunächst allein ge- ■> 
heiratet hat, kann auch (im Zug^ der Maclennan 'sehen Ideen) ;iuf 
die Kntätehung der L.eviratsche keinerlei Eiufluss gehabt habeu, 

I 

I 
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da dieser Umstand lediglich die Folge seines Alters und seiner 
Sttrke. nicht aber die Quelle seiner Macht ist Diese Machtstellung 
Bdiirindet alao mit dem Tode, um deijenigen des jüngeren firadera 
Platz sa machen, der in alle Bechte des YerBtorbenen eintritt 

Dieses ist so wahr, dasa es Maclennan selbst gefflhlt au 
haben scheint Er hat dann seine Aneieht nnterstfltKen wollen, 
indem er behauptete, die nächstfolgenden Eheiiiäunüi sou-n nicht 
wahre Ehegatten gewesen. Dieses ist alier eine aus der liiift gr'- 
griffene Behauptung, welche übrigens im Wideiiipruch mit der 
thibetanischen Polyandrie steht. Moorcraft lehrt uns ja aus- 
drOckUoh, dasa bei dem Tode des Älteren der jflngero Bruder ihm 
mohfolgt in Güter, Ansehen und Weib*). 

HL Wir gehen {etat Aber an den neuesten Tersuchen einer 
EAItnmg der Leviratsehe, wdofae die Blutsverwandschalt bei SMte 
lassen und die Ijeviratsehe in den Wirkungskreis der häuslichen 
Autorität eiiifü^-oii. Rtarcke, der eifricrsto Anhänger dieser An- 
sicht, fülirt das ganze Problem auf du- rinxige ihm wichtig »t- 
seheinende grfrrb.-'nf^ Grösse, nämlich die Möglichkeit der 
Lefizatsebe, zurück; ihm ist die Hauptfrage: „Wie ist es möglich 
geworden, die Kinder des zweiten Qatten dem fiktiven Yater au- 
zmechnen?' Er antwortet: „Sehr einftich; man bekflmmert^ sich 
dsBMds wenig danun, wer das Eiod eraeugt hatte — die Bluts- 
verwandschaft spielte ja keine Bolle^ — sondern nur dämm, wer 
kraft der häuslichen Machtettllung der Eigeutömer des Kindes 
sein sollte^). 

8. Tarner sooonnt of an embusy in Tibet" (London 1800) 
S. 348. Tumer sagt einfach, der Ältere habe die Wahl der gemeioaamea 

Gattin. Moorcraft leigt uns, wo das Priozip der Antorittt des Gruppen* 
haaptes liegt und wie UDumschränkt sie ist. „the yonnger brothers bave 
DO authority; they wait upon flie eMer as his servants, aod can be turned 
out of doorn at bis pleasare without it being iucumbont upon him to prnvide 
for th«m." M o u r c raf t and Trebek ; „Travel« in tbe Hinialayau Proviuües'* 
(LödUuü 1841) B.I. I. S. 320. 

*) Uu Uie deaüi of tho eldest brother, bis projMMty. authority and 
widow devolve upon bis ucxt brother. (op. cit. 1. S. 621.) 

*) „ü Von peut susciter ainsi des enfauts a uu mort . . . c'est 
paroe qne la patomilS repose non pas aor le fait matörlel de la gMration, 
siais au la rapport de proprietd etabli antre le pere et Tenfant. 
Ainsi s' sxpliqQe la posaibiiitödu levtraiStarcke „La fiamiUe primitive/' 
Mi mu 8. 15a 



i 
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' X3we ErkUbning langt moht viel, sie TeEdiibt das SchloM, 
anstatt es zu Ofl&ien. Wtos wiiUioh ledigli(di eine Frage des 

Eigentums im Spiele, warum wii-d dann das Kind des zweiten 
Gatten als vom Verstorbenen erzeugt betrachtet? und wanun 
wini f s einem Anderen zugerechuot als dem jetzigen Kigentümer 
der Mutter? 

Starcke Dimmt die Erwiderung auf den ersten Einwurf sehr 
leloht: Decselbe ngt ein Frobleni an, welches seiner Ansieht nadi 
mflssig ist, da man es doch nidit lOsen kCone: ^fdemt^ ssgt er, 
wird man daau gelangen, mit Hülfe der Gedanken Aber das reale 
PhAnomen der ErKeug^nng oder irgend welcher Beziehungen, die 
auf ihm bonihmj zu erklären, aus welchem Grunde man den Toten 
als doü wahren Vater des Kindes ansieht^). Was iJio l'mkohnmer 
der Hollen zwischen dem verstorbenen und dem lebenden (Mlen 
betrifft, derzufolge der Letztere als Seitenvcrwandter , der Erster« 
als f^miüenoberfaaupt angesehen wird, so stellt sieh Starcke, 
mangels eines anderen Ausweges, auf die Seite Sumner Maines 
und Herbert Spencers. 

Das System Herbert Spencers lehrt Folgendes: 
Unter der Herrscliaft des Matriarchats schützten die Briider 
der Mutter die Kinder derselben; sie vertreten an iimeii Vaterstelle 
und erben noch vor den Kindern. Dienet» System weicht allniälig 
einem anderen, iu welchem das Kind nicht mehr in die enge Be- 
ziehung zur Mutter, sondern vielmehr snm Vater tritt, wo es, unter 
AussohliesBung seiner Oheime, den Vater beerbt Tiotxdem bleibt 
die Schutapflicht der Letzteren bestehen und zwar selbst su ihrem 
Nachteile, sodass wenn das Familienoberhaupt ohne Sohn stirbt, 
sein Bruder rerpflichtet ist, dem Verstorbenen einen Naohfolger 
zu vcrscluiflen. 

Hierin scheint mir eine sonderbar ausgtMleUate Sehutzpfliclit 
der Oheime zu liegen! Sollte diese Schutzptlicht wirklich 8<:>weit 
gehen, Neffen erzeugen zu müssen, um sie schützen zu kCunuu! 
Immer aber und trotz Allem bleibt der Ur>£inwand bestehen: 
Woher kommt es, dass man die Vatersohaft des Sohnes aus zweiter 
Ehe der Mutter dem Verstorbenen zuschrieb? 

Weder Herbert Spencer, noch Starcke wissen hieranf die 
Antwort. 

') op. oit & 148. 
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Kapitel II. 
GeachiehtUohe AnMinaadenetiiav. 

Die bisherige kritiBohe Anseuuuiderseteung der haopteRdilioheii 

Theorien hat hoffentlieh nicht rmr die verschiedenen Ansichten, 
sondern auch die feinen Untei schieile klargelegt, zu denen ilie Ge- 
sclii :]it" jt'n»^s rStsolhaften Instituts Veranlassuns: giebt. Ich will 
nun im Folgenden versuchen, das Geflecht wieder herzustellen, wie 
€8 ans dem IneinandeEgieifien der Gedanken und der socialen That- 
aviiwn eatsbrnden ist 

§ 1. Da8 Erxengen fUr einen Anderen. 

Die LeTiratsehe, in ihren Hauptzügen betrachtet» iSnft hinans 
aisf .'in Erzeugen für Keehnuiig eines Anderen, üm den Ursprung 
di*^r Einrichtung zu erforechen. empfiolilt es sich, analoge Arten 
der Erzeugung, wie sie uns die Beobachtung primitiver Sittcu sseigt, 
.in Betracht zu ziehen. 

Eb haben dies, mit Becht, diejenigen Schriftsteller aooh ge> 
than,- welohe mit dem gitaten Bifer nach den Beiiefaungen forschten, 
welche zwischen der Leviratsehe und dem indischen „Niyoga^ be- 
stehen könnten. Ich mdne jedoch, dass sie sich m eng an letzteres 
Institut gehalten haben und dass sie nicht genügend Wert daraof 
gelegt haben, den (Trkorn herauszuschälen, ihn v(.ii nebensäclilichem 
Ballast zn Ifcfreion und so die goi^enseitige Vorwandtschaft und das 
Alt^ dor in Betracht gezogenen Einrichtungen zu bestimmen. 

Das Zeugen für einen Anderen, welches ich unbedingt für das 
Uteete Institut dieser Art halte and das in der Geschichte von Lea 
nnd Bahel and in den Familiensitten der Chinesen vorkommt, ist 
das Qebftren fttr eine Andere, wonach das Kind einer Fiau, 
■sabesondTO das einer Dienerin oder Sklavin als Spross einer 
anderen Frau, der Herrin, betrachtet wird^). Ich werde z«igen. 
dass der Begriff des Zengenn seitens der Mutter viel älter als der 
stii teils des Vaters ist Audrersoits, meine ich, begannen die mensch- 

l)ie beiden Sohweötern wetteifern, wer mit Hilfe der Dienerinnen 
deuj .Tai.'jl» die ^roswre Zahl Kinder gebären werde: Rahel sagt zu Jacob: 
„Habe» tauiulaoi liaium, iugieUere ad illani ut (uiiiat super genna nicn et 
luriteam ex ea filios^' (Genesis XXX veis 3). Jiua ihrerseits heisst ihre 
IKeaenD Zilpa für sie Kinder gabfiien. 
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liehen CtemeinaoluifteD mit Giuppen, urelohe aicfat auf autoritativer 
Gewalt, nicht auf HSgentiim, nodi auf Blutsrerwandachafti eonden 
auf einem instinktiven ZnaammensoUiessen benibten, einer Art 
Tribne^Gemeinflchaft. Nur die Erwachsenen waren durch dieses 

gemeinsame Band aneinander gebunden ; es war locker, ja existierte 
gamicht ffir dio lTnnifln<li^en , Kinder und Oreiso. Hieraus folgt, 
dass sich die Kinder le<liglicli zu dpn WeiKei'ii hi»'lteii, seien es 
die wahren Mütter oder Ammen oder dert^n ILerriiineii. Es io%t 
des weiteren hieraus, dass man nicht unterschied xwischen dem 
eigenen Kinde und demjenigen einer Frau, welches sosussgen anf 
ihre Rechnung geboren worden war. 

Dieses Siystem steht der Ebdstenz monogamer üben nicht im 
\^Vge. In dem Hasse nun, in welchem das Herrsohaftspriiizip das 
Genossenschaftsprincip vordrängt, muss ancli die Frau dem Familien- 
haupt Kinder liefern, als^ zukünftige Untertliancn oder Hilfsgenossen. 
Es scheint, dasK diese Pflicht jeder anderen Püicht zur ehelichen 
Treue voi^geht \md dass sie ihre Grenze nur in der Eilersucht des 
Gatten findet Also werden die von einer Frau geborenen Kinder, 
welches auch der Vater sein mag (Kinder dner vetabeobiedeten 
Fkau, einer Braut, einer Ehebrecherin oder Bigamistin) 80hne des 
Manoes, dem die ¥rm aDgeh((rt; imd ebenso ist es mit den Kindern^ 
welche, in seinem Interesse, seine Töchter, Dienerinnen, Sklavinnen, 
ja selbst die Frauen und Töchter seiner ihm untergebenen Geiios&eii, 
ihm gebären tnüss.'ii. Diese versehiedeii'-n Frauen gebären anscheinend 
auf Rechnimg der Hauptgattiu ; und sie giebt sämtliche Kinder dem 
Oberhaupte gegenüber als eigene aus, ohne dass sich Jemand darum 
beldlmmert, wer der wahre Ebrzeuger sei. 

XSn Mann, der Kinder haben möchte, begnügt sich nicht damit, 
solche von seinen IVauen zu fordern — er sacht nach Eneugem: 
Er ereucht daher den Freund, den Nachbar, den Kampfgenossen, 
ihn bei seiner Frau zu vertreten ; dasselbe verlangt er bei seiner 



•) Ks ist schwierig äu beurteilen, oL die Sittpn, wolcho man dies- 
beziitrli'-li in iIimi „Weistuniern" fitidt't. sehr w.'it ins Altortutn hinaufg.-lien. 
Grinnn liejaht <\i*' Frage, bie «cliilderri nns jedenfalls eiuen geiütigöü Zu- 
Htaud, Jür iu vielen lioziehungen dem Ix i vvildou Völkern beobachteten 
gleicht: eine Indiffereuz bczügliuli dei physischen Vaterschaft; kuineu 
WiderwiHeo, die Gimstbenigaogen einer Fraa mit einem Venvaudten oder 
Freunde m teilen; Raokfflohtoahine anf die Fraa ab Oebberia der Kinder; 
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TtK-kUir, ja >'v v.^iuiilaiiiit s»'inon OoiiDSson, sich ein Weib zu iielunon, 
um ihm Faiiiiliens^hne zu er^ieugen. So sehen wir unter den 
M&nuem eine Yerpilichtung entstehen, auf Rechnung den Anderen 
Kinder za eneogen, deren £rf QUung dem Eremdea oder dem Qasi- 
fieimde Mstebt, welche aber fOr die HOrigea dee OberJuMiptes 
ohfigaloriech ist; noch legt man kein Gewicht auf die Beseiohnimg 
eines Kindes als Geschöpf dieses oder jenes wahren Vaters. 

Mit dem Augenl.li(. k(! aber, in welchem liier eine Unterscheidung 
geiMdit wii-d, bogiuut eine ganz neue Pbaae. 

Ehe wir derselben jedoch nahertreten, haben wir uns noch 
die frage vontilegen, ob die soeben besprocliene Zengungspflicht 
Dooh Ober den Tod sicli erstreoken und damit die Leviratsehe 
ebeiiBo vorbereiten konnte^ wie sie offenbar den Niyoga vorbereitet hat 

Idi sage: Nein. Ist das Olx-i-lianjit >»ininal tot, wer soIHr dann 
den Dritt<>n zwingt-n und zu welclieni '/j\\>:vke tnjUte dies geseheheu, 
Kinder zu erzeugen, die dem Toten gehören müssten? Diese An- 
iiahme ist iunf?o unznlJlssigor, als die Aitfbasung eines posthumen 
Kgeütmns das Begrifibvermögea des Barbaren, dem das Testament 
Doshm ist, nm ein Bedentendes fiberschreitet; eine solche Anf- 
teung konnte erst nach einer langen nnd festen Organisation der 
patriarchaleo Gewalt nnd des Ahnenlroltas entstehen. 

Wir gelangen nunmehr zu der erwähnten nenon Pha«e. 
Cliarakteristisch fflr diesellio ist, dass liier aii die Stelle des Fi-euulen 
♦ler Verwandt© mit der Ptliclit zti zeugen tritt Es musste also in 
d«r Zwischenzeit eine tiefgeheude ümwäkung in den Anschaunngen 
voqgeguigen smn; nnnmehr sah man die Erzeugang nicht mehr als 
Werk des Weibes, sondern lediglich als Fkt)dukt des Mannes an; 
das Weib, wie es nach einem BegntF der bei vielen YOlkem und 
spegBell im Demeter- Ceres -Knltns eine so grosse Rolle spielte, 
ward uiiö zum Acker, den der Mann besäet^); Alles hängt nuu- 

Intarene des Kaones und seines Herreu, Söhne zu haben und daher sich 
•oiebe, uötigenfSlls mit fremder Hülfe sn besohaffen, s. die Welstfimer In 
OiimiDB „BecbtBaltert&mem'^ 8. 444. 

0 HanoQ IX. 33: Das Oesets sieht das Weib als Acker, den Hann 
ib äiBiao an. 36^ 37, 38: Auf deiaaelbea gepfltigten Acker «int ver^ 
■duedener Same veraoihiedene Fmdit jseitigen. 

Bleeet Begriff Ist zu einein Grundbegriff bei den Griechen geworden; 
er hat Domoter xor Göttin der £be gemacht Enripides: Phoeo. 18* 

10 
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melir vom Samen ab, dem alleinigen thfttigen FHmjp, dem dniigeD 

schaffenden Element Wie der Same, so die Frucht 

Die Eigenschaften, die Natur dee Samens, sind daher von der 
giQflsten Bedentnng. Von nnn an kann es nicht mehr gleichgQltig 
aem, ob das £ind Diesen oder Jenen zum Enenger hat 

Wendet man nun diesen Gedanken auf die Narhkumniensoliaft 
einer Pflanze oder eines Tieres, als Totem angesehen, sodann auf 
die eines als Gottheit verehrten menschlichen Vor&üiien, so gelangt 
man auf natOrlichstem Wege emera^ts au der Agnation, d. h. 
der Verwandflohalt der Hftnner durch den Mannesstamm, andrer^ 
seits zum Kiyoga des Hindu, zu der Zeugung, nicht mehr durch 
einen betiebigen Dritten, sondern durch einen Erzeuger von Samen 
derselben Art, einen Agnaten. Dieses Zeugen wird zu einer strengen 
Pflicht: sie ist es bei Lebzeiten des Fainilien-Obciliauptes, sie kaiui 
ihn überleben und iührt ^^o lungsani zur eigentlichen Leviratsehe, 
nachdem Aguatensystem und Ahneukultufi hinreichend Wurzel ge- 
schlagen haben. 

NatnrgemSss gestalteten sieh mit diesen neuen Gedanken die 

Begriffe der Mutterschaft um. Sobald Alles vom männlichen Sanieii 
abhängt, wird iliis Kind mehr und mehr der Mutter entlremdet: 
es steht fortan zur eigenen Mutter im selben Verliältnis wie 211 
den anderen Frauen des Vaters. Die verschiedenen Weiber eines 
Mannes sind verschiedene Icker, welche aber aus einem und dem- 
selben Samen die £raft zur fWcht empfangen; so kommt es, daas 
bei Manou der Sohn eines Weibes ebenso gut als der eines An- 
deren betrachtet wird^). 



Mj) ajiEiQe texvcjv aXoxa Äaifwyior ßiff. Sophocles: Antigone h^li ll^tuM 
fiOi }'vai. Oedipus rex. vers 1246: ^^ir]to({mv agovQav rexrw»«." 

Diodor von Sicilien zeigt uns die ganze Tragweite dicsn Ansifht 
in Aegypten: Er sagt in 1, 80: Die Kgypter sohnn koin Kind als illt ^ritun 
an, nicht einmal das mit einer gekauff»^n Sklavin erzeugte; denn der Vater 
ist der aileiuige Erzeuger des ILiudtiS, die Mutter nährt uud „beherbergt" 
es nur. 

Das mohamedHULHclitj Ketlit hat (las<->lbo Prinzip. (S. Noval, Moha- 
medanisehes Hochtssystom. Kap.: Ehe. St. Petersburg. 1890. S. 19S.) 
Der Korati ill. 'J23): Die Woibei' sind euer Äcker. 

'j & Maoou. IX 183. 
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§ 2. Fiktion oder Wirklielikeit. — Die Urbegiiffe 

über die Zeugung. 

Tn der soeben skizzierten Entwicklung bleiben zwei Pnnlrte 
dunkel^). Zunicbst: £6 ist nieht enichtlich, warum, wenn aodi 
der Same sweier Verwandter als Ton derselben Besdiaflenbeit gilt, 
dieser Same identisch sein boU, warum der von dem Verwandten 
enengte Sohn nioiht nur als Agnat in Kindes Stelle, also als 
fiktives Kind, sondern warum er als wahres Kiud de*» lebenden 
oder verstorbenen Familienoberliani^tes gelten soll. 

scheint mir nämlieb nic-ht zweifelhaft, dass der Glaube an 
die Wirklichkeit der Fiktion vorhergegangen ist. Ich werde mich 
darauf beschränken, als spezielles Beweismittel hierfflr die der 
Leviratsehe sehr fthnliohe Sitte der Beohuana*) su erwJUmen, wie 
sie Livingstone beeohrieben hat: 

Zweierlei ist diese Sitte: 1. Wenn der Sohn die Witwe seines 
Vaters heiratet, so gelten seine Kinder als seine Geecln^ister, denn 
sie sind Kinder des Vaters, d. h. des ersten Gatten der Mutter. 
2. Hf^initt t der jHngere Bnider die Witwo des älteren Bruders, so 
gelten die Kinder aus dieser Ehe als seine Neffen, demi sie sind 
Kinder des verstorbenen Bruders. 

Vichts berechtigt Eier snr Annahme einer Fiktion, weder das 
InteresBe des Verstofhenen, noch das der Gatten, noch das des Kindes. 

In dem ersten Falle kann der Verstorbene kein Interesse haben, 
einen Sohn zu bedtsen, denn er hat ja einen — eben den zweiten 
Gatten seiner Frau; der zweit© Elieu^atte kann allein daran iuter- 
essiert sein, Söhne, niclit aber RrtUier und Neffen zu besitzen; die 
Kinder können nur wünschen, als S?>hne ihres wahren Vaters be- 
trachtet zu werden, denn, wie wir besonders dureh Fritsch*) 
wissen, ist das Erbsystem der Bechuana ein rein patriai-chalisehes. 

Eb bleibt also als entscheidendes Moment nur der Olaube an 
die ftateachliche Vaterschaft des Verstorbenen ttbrig, ein Glaube, 



^ Idh kann hier in der EntwioUimg nioht weiter fort&hren. Logiaoii 
fährt sie dazu, das Kind dem wahren Brxenger snzureohnen. 

Li ringstone: Misnon Travels m South Afrioa. London 1857. 

& m 

") Fritsch, 0.: Die fSogeboreneo Süd-itrikas. Breslan 1872. 
& 194,92. 

10* 
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den Livingstone in den energischen Worfen zwm Aus<lni( k bringt: 
„he musl raise up seed to his (lejiartt «] rolativt*". Nun wird mmi 
sagen: aber ein solcher Glaube ist ja absurd! Qewiss ist er es 
Yon unseren Anschauungen ans betrachtet, aber ist er es auch, wenn 
man sich in den Oeist eines Wilden, ünciTiüsierten versetst und 
man derjenigen Ausseren ümstfinde Rechnung trSgt, die diesoai 
Glanben als Grondlage gedient haben mOgen? Ist der GHanbe 
wiritllöh 80 absnrd, auch wenn "wir uns auf den Standpunkt der 
nrnosteii biologischen Forschungen stellen? Das haben wü* uns 
zu im^ea. 

Der zweite aufklArungsbedOrftige Punkt betrifft den Umstand, 
dass das Kind der Tochter, welehes ^vyat(fi6oi)$ bei den Giiechen 
genannt, den Agnaten gleich gerechnet wurde. liegt hierin nidit 
ein gewaltiger Widerspruch? Der Sohn, des Sohnes Sohn, der 

Sohn des durch Männer verwandten Mannes sind alle Produkte 
von Samen derselben Art; aber da^ Kind der Tochter ist die Frucht 
exotisclien, heterogenen Samens. Es ist also nnveiständlicli, \\ \q<" 
diesem Kinde eine Stelle, und zwar eine nicht geringe, im JS^'btem 
der Blutsverwandtschaft einger&umt worden ist. 

Hier bietet sich nur eine Elrklftrang: man muss in der Aua- 

nalimestcllung des Tochterkindes ein Überbleibsel der vorhei^henden 

Epui ht» Bellen, in der noch die Abstaianiung von der Fnui das 
entscheiileude Gewicht hatte. Ist es aber sirluT, (la.->b die Tocliter 
damals dem Vater zugerechnet wurde, und, falls sie es war, wie 
und warum geschah dies'/* 

Die Losung dieses, anscheinend der Levintaehe fremden 
Problems wird uns auf die Spur ihres historischen Vorbildes bringen. 

So f'igentiiuilich e» auch scheinen mag — ich bin davon üI^t- 
zeugt, dass liic Urvölker keinerlei Begriff von der Abstaiiiuiuiig 
männlichei-seiti» hatten, da ihnen jede experimentt lle Gnmdlage 
fehlte, um Ursache und Wirkung zwischen der geschlechtlichen 
Nfihemng und dem Gebftrsn nfther zu bestimmen. 

Lediglich die Geburt durch das Weib war eine sichtbare 
Thaf Rache; und Jalirlnmdeiie hindui-ch konnte man sich nur an sie 
baltrii. Di.' MuftorH. bc pauste «Johr ^ut in den Rahmen dieser 
Ansciiauung, (ebenso wie die (iieichgiUtigkuit des Ei'zeugei's seiueiii 
Kinde gegenttber. 
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Iq einer der Ältesten Lehren von der AbBtunmuiig der Götter, 
der der i^gypter, ezisdert Isis vor OsiilB und empflogt ohne Gatte 
oder Liebhaber I) und in den natoraiistieoben Sagen der Wilden 
oder alten Völker ist die Gebftrmniter ein Lebewesen, welches sieh 

aUein durch Gebären fortpflanzt'). 

Nur alliiiälif^ also mnef sich die Etkeautnis der Funktion 
des Mannen Jjti <U r Kiiulerzeugung durch und Alles deutet darauf 
hin, dafis dieee Kenutnis erst naoh einer langen Reihe von Imuigen 
erworben wurde. Li der That, wenn man die wichtige fioUa in 
Betiaoht zieht, welche der Atem, der Lebenshauch, bei den Nator- 
?filkeni spielt und daran denkt, wie aUgeman der Atem mit der 
Seele identiftaiert wird, so kommt man auf den Gedanken, dass 
das Einhauchen des Atems als eine der ersten Formen erschienen 
sein muss, unter weklier mau den Manu mit der Zeugune:, au 
welcher das Weib als allein i)eteiligt bin dahin galt, in Beziehung 
beachte. 

Mit dem At*^ni des Mannes flrang ein Teil seiner Seele in den 
Körper des Weibes und damit in den des Kindes. Hier bestätigen 
wiederum die Ältesten Sagen, welche nns die ersten Menschen in 
Oötteigestalt TorfUiren, unsere Ansicht: Cicero bemerkt, als er 
die Sage von CoeluB oder Uranus, der von seinem Sohne Saturn 
verstümmelt wui-de, eizilhlt, dass der Äther iu*sprünglich das Prinzip 
der Zeugung war, dass durch den Äth^r noue Wesen gewlmfFen 
^irden und dass die en^'ähnte VerstttmmGiuug die Entbehrlichkeit 
(lei männlichen Gliedes gymbolisch darlegen solle 

In Ähnlicher Weise spricht Piutarch in seinen „Tisch- 
ge^riohen'* Ton der Ersdhaffimg der Götter, wie sie nicht durch 
Sttaen, sondern durofa immaterielle Vorgftnge eneugt seien Er 
erinnert daran, dass nach einem alten, weit verbreiteten Ghuxben, 
dm wir übrigens bei Plinius, Yarro und fielen Anderen an- 
treffen, die Zeugung der Tiere durch den Wind geschelie''). 

Wenn alfio der Lebenshauch vom Vater auf das iund durch 



') Maspe ro: Etiidos de mythologie egyptiemie. Bd. iL S. 254 — 5. 
S. 369. Ferner les • »ri^,'ines (Kgyiite et ThaW^el Paris 1895 S. 131, 

•) Ploss: Das Weih in der Natur uiid Völkerkuüde (Leipzig 1891). 
•) Cicero; dv natura deoruiu. II. 24. 
*) Piutarch; lisoiigoöpiächü. V'iii. 1. 
•) Plinius: Naturgeschichte. VIIL 77, 
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die Mutter hindurch wirkte, 8o ißt es nicht aohwim^. ^»inziigehen, 
daas die Tochter ihrerseits iin mittel barer als der Sohn dea 
ürhaoch, den sie im Sclioase barg, auf ihre eigenen Kinder flbe^ 
trug imd daas dieser Hanoh dnrdi den Anataoaoh dee Aftema, aber 
Form des Knseee, der wir noch heute bei den Wilden begegnen, 
erneuert und venitftrkt werden konnta Wir sehen afao him in 
ihrer iirsprflnglichen Gestalt tlio Bezeichnun;j: d. r Tochter, welche 
dem \'ater den Holm zu gebären hat, dor T*m liter, welche, um. mit 
Maoou zu reden, „nur eine Seele mit dem Vater ist"^). 

Wie steta wurden bald materielle Thateachen zur Bekräftigung 
dieser Anschauung herbeigesogen. loh will nur eine» ausser» 
ordentlioh wahrscheinliche, erwihnen: die Ähnllohkeit, jene 
Tfaataaohe, die bei den NtttiurOlhem nach manoher Richtung hin 
von SinflusB gewesen ist 

Ife scheint sich heute bewahrheitet zu haben, dass die Tochter 
mehr dem Vater, der Sohn mehr der Mutter ähnelt; in vielen 
Fallen kann dalif»r der Kiikel dein Grossvater mütterlieluTbeits 
ähnlich sehen und so die Zurechnung „filii looo'' rechttertigen. 

Als sich nun einmal die Begriffe ni)or die Zeugung umge- 
staltet hatten und sogar nach und nach die Thitigkeit des Mannes 
als die allein massgebende fttr die SohSpfung des Kindes aoge- 
sehen wurde, d» soigten die besonderen Bande der Zuneigung 
zwischen Vater und Tochter im Verein mit der uralten Einriehtung 
der Bestimmung der Tochter zur Kiiiderzeugung, dass diese Ansicht 
erhalten blieb. 

.ledoeh, man darf nicht vergCi^Hen, dass sich diese Aunicht in 
offeueju Widerspruch mit dem System der Verwandtschaft der 
Ifibmer befimd und dass sie sich daher nur als Mittel, dem Vater 
einen Erben zu verschalfen, im Hinteigrunde halten konnte. AJ)er 
noöh weiter: 

Das Interesse des Erblassers und der Seinigen war, In engem 
Zusammenhange mit der gnmdlegcnden Mnrichtung der Fmülien- 

gemeinschaft, nur dann gaiu gesichert, wenn diu- Recht zu erben 
auch auf einen unmittelbaren, vom Sameu des Erblassers erzeugten 
Sohn übergelien konnte. 

Somit wären wir ganz in der Nähe der Leviratsehe gelangt 



Manon: IX. 130. 
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^ 3. Der Ursprung der Leviratsehe. 

Brflte, welohd lieifiuniiieii leben, gründe eine HansgemeiBBOhaft» 
welche den Namen des Ältsien, des Oberhauptes tiflgt; dieee Haus^ 
gemeinaofaafl bildet em Ganzes, eine politiaohe oder sociale Einheit, 
eaae Famüiengemeinscliaft. 

Wenn mm lia-^ Oberhaupt stirlit, .s(» trilTt den jünsferen Hnider 
die Pfliclit, diese Ziipammengeluu-igkeit aufrecht zu erhalten, sie 
unter demselben Namen fortbeBtchou zu iaesen. Noti^'endig ist 
einei-seits daher, dass die Familie foi-tfäiirt, wie bisher, beisammen 
KU leben, andrerseits aber bedarf es einer Generation, welche nach 
dem Tode des jetagen Oberiiaaptes in gleicher Weise den Namen 
fortpflanxt, in welcher das Tcrslorbene Oberhaupt wiederauflebt; 
dieses kann aber nicht durch den Sohn der Tochter geschehen, da 
die Letztere durch ihre Ehe einer anderen Gruppe angehört, deren 
Samen von anderer Art als der des Vater« der Tochter ist. 

Wie war also das eretrebte Ziel zu erreichen, wenn das ver- 
Htorbeae Oberhaupt keinen Sohn hinterliess? 

Aber^ubischen Gemütern bot sich das Mittel von selbst: 
IMe Seele des Verstorbenen ging in den Körper des jflngeren 
BmdeiB über, sie setzte sich damit in Diesem fest, wie sie es oben 
in dem KOiper der zum Kinderzengen bestimmten Tochter that 
und entstand daher durch Vermittlung des gletdiartigen Samem des 
Bruders in (l<_ni niichgeborenen Kinde zu neuem Leben. 

Date neue Oi>erhaupt war danaeh der wahre Fortsetzer der 
Person seinee verstorbenen Bruders^), dessen Seele in ihm wohnte 
lind zwar solange, bis sif sicli in ein neugeborenes Kind wieder 
T^liiperte. Solches Wiedertieischwerden findet sich hAufig bei 
KaUmrölkem; so kann ich hier die dgentümliohen Gebrftuche er- 
wihnen, durdi welche die Jakons der malayischen Halbinsel den 
Geist des verstorbenen Vaters wieder aufleben lassen*). Es giebt 
aber noch bessere Beispiele, direkte Beweise für das Bestehen 



') Es WM das im Grunde genommen eine subütitutori^iche Adoptiun 
des überlebenden Bruders, derjeiugua ähnlich, die jüngst von Köhler bei 
4ea Naturvölkern Nordamerikas beschrieben worden ist (Zeiischr. f. vcrgl. 
BodHBwisBeoBobsft, XII, 8. 390-391). 

*) Favre: An acoonnt of the wild tribes inbabit the Malayan PeninBula 
(FMa, 1866), a 91 It 
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dieser Art des Fortlebene des Yerstoibonen MaimeB im Sohns 

des Levirs. 

Eins 'l'-T frapiiant*"»sten ist df*r Takkali - liniiüUür Nord- 
Amerikas: JStirbt (las ' »iM i liuiipt einer Familie, so weiss der 
Zauberer eine dirokto Transiusion der Seelen zu bewirken : er hält 
dem Sterbenden oder Toten die Hfinde auf die Brust, kgt sie dum 
auf den Kopf eines Verwandten desselben und blBst hindurch; das 
Kind, welohes dem Letzteron suniofast geboren wird, hat dann 
Seele des Verstorbenen in sich und nimmt den Bang und Namen 
desselben an 

Der Auisgaugspiinkt (ItM- Leviratsehe erklärt sich also von 
allein und diese Erklärung findrt ilire BesUttigung in den Leichen- 
cerenionien der Inder, bei velcheu der Geist des Veretorbenen auf- 
gefordert wml, der Witwe, welche »ich neben den lieiehnam legt, 
Nacfakommensohaft au geben. Der Schwager hebt sie dann auf 
und eiklArt sich au ihrem Gatten*). 

Immerhin bedurfte es, bei der Wandelbarkeit der abeigUn* 
bischen Vorstellungen, für die Leviratsehe Enr ihrer Erhaltung nnd 
zu der Annahme ihrer strengen FDiiuen einer neuen Kmftzufuhr; 
und diese erliit'lt sie auß zwei Qiielloii: 

Die Eine ist di*- Dauer der Schwangerschaft, Die xtgeiia unten 
ürvölker hatten diesbezüglich nur allgemeine unklare Begriffe, wie 
es V»ei ihrer ungenauen Zeitrechnung nnd den vielen Versohieden- 
heiten, die die Schwangerschaft zeigt, nur natürlich ist, aumal es 
der modernen Wissenschaft noch nicht einmal gelungen ist, An&ngs- 
und Endtermin der normalen Schwangei-achaft genau su bestimmea. 
Diese Dunkelheit verdichtete sich noch infolge des ümstandes, 
dass sich die Witwe bald nach dem Tode des Mannes wietler ver- 
mählte. In dieöem Falle Btand also nichts im Wege, das erste 
nach dem Tode des Vaters gebor-ene Kind ihm zuzurechnen, wie 
gross auch die seit seinem Scheiden verstnohene Spanne Zeit 
sein mag. 

Finden wir doch noch heutzutage diese Ansicht bei Väham, 
die sich sehr alte Sagen und Gewohnheiten bewahrt haben, so 
z. B. bei den Kabylen. 

') AVaitz: Anthropologie der Naturvölker. Bd. III, S. 195. 

Calajid: DiV AHindischeu Totongebräuche f Amsteidam 1800) § 91. 
Und Durkhoiu) (L'aunv^e sooio%i^ue) Paris 1898, S. 203. 
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HsDOteatt und Letoarneur^) enfililen ans Folgendoe: 
^Wenn die Witwe moh, solivanger glaubt, ao legt sie ihren 
^Oflrtel eaf die Leiche des Gatten indem sie erkiSrt, dus das 

„Kind unter ihrem Herron dem Toten gehöre. 

„Diese Krklänm^' siisj^MiditTt dir KrüfTinum <lrs Nachlasses. 

„Nach Al»Uiif von elf Monaten oiliali Me »leii iit*f*noh ältiMcr 
„Fmurn. welche sie die Geburt befördernde Mittel einuehmen lassen. 

,,Führt diese Arznei vü keiner Rcfreimig, lo gilt das Kind 
1^ eingeschJafen nnd swar bei den Kabylen auf imbegienzta Zeit 
„Diese eigentQmliche Theorie vom eingesohlafenen Kinde ist offini- 
ifmr dne Oberlieferang nralten UrspnmgB. Die mohamedanischen 
„Ante haboi versooht, hier Ifissbiatioh Torznbeugeu nnd die Datier 
t,*lieser ausserurdeutlichun Schwangerschaft auf 4 — 5 Jalire zw bo- 
„schräQken; trotzdem aber hat sicli der Volksn^lauKe aufrecht erhalten." 

Also sclilnminert 2) das Kind des veretorbenen Gatten — und 
weim wir erwägen, dass es nicht von selbst erwachen kann, dass 
es hiom der Hilfe eines Verwandten seines Vaters bedaif, so 
habsn wir die ErUftrang für die Holle des Levire. Dass sich 
beute bei den Eabylen die echwangere Witwe nicht wieder ver- 
mlhten kann, das hün^n ofEenbar Ton der Bestimmung des Korans 
ab, die der Witwe eine Wartezeit vorschreibt Gab es bei ihren 
viel früheren Generationen aber die Ixn imtsehe. <la hafte der Lovir 
die Pllicht, der Frau das die Entbindung herbeiführende Mittel 
»1 geben. 

Ab waren allerdings zwei Erfahningssfttze, einmal, dass die 
Witwe meist nur bei Wiedenrerhtndung einem Kinde das Leben 
gab^ und ferner, dass das dann geborene Kind dem ersten Gatten 
dar Mutter ahnlioh sah. 

ünd nun zum zweiten Punkt: 

Hier laa&eii iüe /.eit^^ouüssisciien Forschungen auf doni Gebiete 
der Biologie die Iie\nratse)io in fineiM völlig npuen lachte erscheinen, 
sie fügen sie in den Kähmen der Telegouio ein. 

Was ist Teiegonie? de Varigny, dem ich in den folgenden 
Zeilen Mehreres entlehne, giebt in einem vortrefflichem Aufsatz') 

') ]m KabrÜH et Ita» contunik's Kabyleh (Taris 1873) Bd. II, S. 174. 
» bfiif^ vielü türkisch^ Sekten, 8. Sidi KhaHl Freds de Jurisprud. 
aiu^uliiiane. TTherHpfxt von l'orron, Bd. III, S. ?(•. 
') Jouiual dött Dübatb von» i). Septeiubor 1897. 
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foigeade Definition : „Telegonie ist eine eig^tümlicha Art dar Ver- 
„erbnng, die darin besteht, dass oiiie Mutter auf Kinder zweiter 
„Ehe ObaraktereigeDacbaftien abertragen kaiia, welche ihrem ersten 
^QaUien eig<aaiflmlich wareo.^ Diese Tele^onie ist beeonden bei 
TieroD beobachtet worden; Tierxtichter glauben fest an sie. 

ESne Affenpinteoher-HQndin, zuerst von einem Hühnerirnnde 
belegt, wird, wenn bie sich danach mit einem rei massigen Affeo- 
pintscher paart. Junge zur Welt In ini;. !!, \\ .'lciit) teils reine Hiümer- 
hund's teils halb Hühnerhunde, halb l'intschcr sind. 

Hi&r liegt «ino anticipierte und un vollständire ß» 
fruchtiing vor; ein Teil des Samens des ersten Gatten ist in den 
Organismas des Weibes gedrongea und hat ihn mit sieh impriignieii 
Der zweite Gatte vollendet somit nur das Werk des Ersten und 
erweckt den vom ersten Gatten gelogten Keim zu neuem Leben. 

Bezüglich der Menschen ist die Fi-age der Telegonie weniger 
gekläit als bei Tiereu; iuunerhiji sind hinreichend überführende 
Fälle bekannt. 

Worauf es hier aber ankommt, ist weniger die wissenachaftp 
liehe Wahrheit der eigentlichen Telegonie , als der Glaube an aifs 
der sich bei den Naturvölkern infolge der genannten thatsBofalichen 
Efsoheinung festgesetzt hat 

Also: Wenn nach dem Aufenthalte der Verbündeten 1814 in 
Frankreich auf einnml sich ein ausgeprftgter Kosackentypus m emer 
französischen Familie zeigte und sich dei-selbt«. lange nachdem der 
verantworllicli.' R. r\ orbringer dieses Typus von Frankreich fort 
war, nocli in den folgenden Kindern derselben Mutter bemerkbar 
machte, so kßnnen ebenso seit jeher genau so auffiftllende Ähnlich- 
keiten zwischen dem Kinde zweiter Ehe und dem ersten Gatten 
der Mutter beobachtet worden sein. 

Solche Ähnlichkeiten müssten zu der Überzeugung von der 
thatRBchlichen Vaterschaft des ersten Gatten um so eher fahien, 
je grösseres Gewicht man auf letztere legte und je beweislo-äftiger 
die Beobachtung der Tierwelt Rieh gestaltete ^). 

Su z. B. glaulwii die Aicibtii , fehl wie an einen Gkulbeu^- 
artikel, dass eine Stute, eimai von einem Esel gedeckt, nie melu-, 
nicht einmal von einem Hengst reinster Basse, reine Pferde tox 



') fierodot: Bd. IV, S. 180. 
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Welt taringen wird und neiietdiiigB hal das Eipariment Professon 
Ewtrts in Edmbmgli thataiohKflfa eigebea, dass eine suerst von 
dnem Btmbell'flchen Zebra gedeckte Stiite nach spftteror Ffearong 

mit einem Hengste gestreifte Fohlen ziir Welt brachte. 

Wie luüie ist hier die Theorie vom schla&mdeü Keime? 

§ 4. Scbluss. 

Um xtun Sddttsse zu gelaDgen: Mekier Meinung nach ist die 
Leviiilaehe ans der intiiiieQ Yeiquiokniig aweier Orondideea herror- 
gesngeii) den notwendigen Oberleben der btoalicheo Gewalt und 
der WiederfleiBchweidnng des gestoibenen Familien-^^berhaupteB. 
Sie bat Bich anf der doppelten Orandlage der Überliefening and 
der ThatBachen gebildet, aufi-echt erhalten und entwickelt, und zwar 
der fterlieferung» nämlich znnäclist dt in Wiederaufleben in dem 
Sohne der zur Kinderzeuguiig bestimmten Tochter, später, in l'ber- 
fiMtimmüng mit den neuen Begriffon von Erzeugung und Samei 
dem Kvoga. Tiutechen waren: die lange Dauer der Sohwaoger- 
BGiMft nnd die TelQgottie. 

Wenn wir nnn zn onserem Ansgangspankt, dem hebrftischen 
Texte zurOokkebren, ao finden wir nna der Lerinlsehe einer Epoche 
gegenüber, wo die politischen Erwägimgen, da« Familiengut zn- 
N^iiiinenzuhalten, in den Vordergrund getreten sind. Michlsdesto- 
iiiLT' r bckeint mir uns aus dcni Würtlaut dpr Bibel das Fa;Iio 
uralter Zeiten entgegen zu klingen: Woher kommt es, dass die 
Rolle des Levirs nicht ied^lich als eine ci^iJe Ven-ichtung, sondern 
ab ein physiologischer und hieratisoher Akt angesehen wird? £r 
darf ach nicht begnügen, das Weib so heiraten (was schon an und 
fSr aioh den Beischlaf mit sich bringt), sondern er muss den 
Ssmen des Toten erwecken, er muss den Schwager 
suchen; so übersetzt mein Freund Auguste Carriore den 
iieliäischen Text, welchen Kautzsch mit „die S< hwugorjtfli''ht 
leisten" wiedergiebt Ich bemerke noch, dass in dieser anerkannt 

(S. Rar> hoffen- Mntterreoht S. ]](), 117. l'O.) An iWosofi phy.si- 
he Kleinent lii'sse sich das fckjhuhabzieh' ii <i' > wider.-iH ii-.n-^- ti l,<'virH 
4üjmu}if.>n. Nä' ii liaehofen repräsentiert der iiuke Fuss da« weibliclie, der 
rechte doi niaiiuliuhf» Element im Menschen. Es wäre demnach interessant 
M erfahren, welcher Schuh abgezügeu werde. Betreffs der grossen Hollo, 
die der Schuh (Pantoffel) m der Ehe aller Völker spielt, s. Theodor Volkow 
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vorti*o£flicti6Q ÜberHotzfuig der Yei-s 6 nicht nur den Gedanken der 
Naehlolge tn die Stelle und in den Namen des eisten Gatten, 
Bondern auch die Zorechniing dee filtesten Sohnes zweiter Ehe zu 
dem Yerstorbenen: „Der erste Sohn aber, den sie gotiert, eoU 
Beinern Terstorbenen Bmdor zugeredinet werden*' wiederigieht 

Dio L* vii;itsehe ^)enTllt.■ also haupt^ächltt h auf dem 
auf •Irin (üaui'i'ii all eiuv vvii kiiche Vaiei-^cliatt des ersten Gratten. 
Später ei*st ward sie zu einer juristischen Fikli in und einer Sitte, 
welche lediglich den Zweck hatte, die Aufi^chterhaltung des 
PlunüienkultuB otier die Fortdauer der Familie dordi eine Art 
gesetilicher Adoption, welche den Brudera^hn zum Bange des 
Sohnes erhob, zu sioheni. 

in der Revue d* Anthropologie — 1801. Bd. IL, S. 575 — feraer 

Oregor tod Tours: Liber vitae patrum Bd. XY1., S. 1 u. Bd. XX.. 

S. 1. Üljrigens ^ube ich nicht, dass dio im Buch Bnth IV,, 7 f nv.lhiite 

Sittf. den Schuh zu geben, auf dio Lfviratsehe Anweudimg finden kam. 
Dort handelt es sich uin eine freiwillige Hingabe des Kechtes und des 
Schubes, hier aber wird dem Schwager von dor \Vitw<^ dfr Schuh entri^^pn, 
da sie dor ganzen W'^lt di(^ Pflif'htvpnjossenheit ihras S h\\ a^^i r? vcTlvunaeo 
will; Htf" spoit ilitii \u> Aii;j' siclit urni trä^t als Zf'irht'n owiger Schmach 
da» i;>ymbul der rrtiehterfuüung, den bchuh des Schwagers mit sioli fort 
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Ein Beitrag 
zur fifluser- und Realitaten^fiestenening/) 

YOD 

Dr. Qnste? Sodofbky, Poterebnig, 



Ebe die Beeteottung der Gtobiude imd Immobilien zur Dar- 
legung gelangt, sei ee mir gestattet, mit einigen Worten die Motive 
imd die ISntaliing der Oeb&ndebeateiiemDg an berühren. 

Die Beeteoening der Gebftade erklArt zanSohat wohl aus der 
TltttsBche, daes die GebSnde YermOgenBobjelcte sind, die aioh nicht 
voi-ber^en lassen, feiner (laTaiirs. dass das Veniiieten von Gel)äuden 
be8on«lei6 in anfhluhenden Orten ein Gosebaft ist, welclies vielfaob 
Dicht unl)edenteiiden Gewinn abwirft, s^iiliesslidi daraus, dass den 
Inuuobiüeiibesitzem ans manchen staatlichen und kommiHialen £iu- 
riditnngen und Anlagen ein beeonderer materieller Vorteil erwachst. 

In Besag aof die Klassifikation der QebAiidestener besteht bisher 
ia der WiBBenflGiiaft noch keine Binigkeit 

Wagner*) miterscheidet bei der GebAade- oder Hätiserateuer 
lanSdigt 1. Eine Hanssinsstener nnd 2. Eine Hansklaasenstener (wie 
ae am besten die österreichische Gesetzgebung unt^irscheidet) und 

*) Zu diofler liheit sind n. a. iubeaondere benutst worden die betr. 
Oewte and BeatiBiiniuigen für die ainseben länder und Stidte, ferner 
z. B. das „BnUeÜB de Statistiqae et de Legislation oomparee*^ Paris, 1890, 

S. 343 ff., S. 583 ff., und 1891, S. 88 und Say: „Dictioonairn dos Finances'*, 
Paris 1890, S. 232 ff. Die Sammlung der Daten, die der Bulletin bietet, 
'Tunle auf Veranlassung der französischen „Administration der dirokton 
St**ijorn'' dnff h das ..Ministerium des Auswärtigen howprt^tpÜifT^ Cli. auoli 
V. i\«iueiiHt(;in : „Kommunales Fioanswoseo*^ iu bchöubergs ,,iUuidbuch^^, III, 
AttfL III, S. 700 ff. 

Cfr. bchouberga „Handbuch", Iii, lö07, b. 355. 
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3. Andere Formen der Qebäudesteuer, von den^ als die wiohtigeteii 
zn nenn^ sind: 

a) Eiiid Klassenstener der ländlidieiL WohogebAade nach Mub- 
gabe der „OeaamtrerliaitDisBe der zu denselbaA gelifiiigen ländlichen 
Besitzungen und nutzbaren OrundstOoke^ unter Mitberacksichtigung 
der GrOfise, Betiart, Beschaffenheit der Qeb&ude, «och der zu- 
gehöriü^oii llofräumo und Hausgärten (1' i cvissen). 

b) ricliäudrstouer als Flächencriuudsteuer, eventuell verbunden 
mit Ertragöbosteuerung des Gebäudes selbst (Bayern). 

Für die Fon>^ 1 r Besteuerung nach dem Wert werden an- 
gefahrt Baden und Württemberg. 
Stein 1) unterscheidet: 

a) Eine Gebftudegnmdsteuer und 

b) Wohnungssteaem und zwar 

1. Die Gebäudeklassensteuer und 

2. Die GeMliKif^zinssteuer. 

Nach Schäf fle-j sind zu unterscheiden: Hauszine-, Hauaklasseo- 
und Ilauswei-tbesteuerung. 

V. HeokeP) untersoheidet je nach Möglichkeit und Art der 
Feststellung des GebAudeertiages folgende Formen der Oebftnde- 
steuer; 

a) Die Kietertngs^ oder Bauszinssteu^. 

b) Die Hausklassensteuer; sie richtet sich nach der GWeee, 
der Bauart, der Beschaffenheit der Gebäude, der Zaü. dtiv Wohn- 
lüuiue oder^ nach den Gesamt Verhältnissen der dazu gehöngeu 
GrundBtflfko u. dergl. m, (Österreich, Freusseu). 

c) Die Arealstouer (Bayern). 

d) Qebftudewertsteuer. 

e) Thür- und Fensteisteuer (Frankreich, Belgien}.^)^ 

') „Lohrbndi der Finanzwissenscbaft", 1886, S. 109? 

■) In „Die Stenern, Besonderer Teil" in FrantoiBteia: „Baud> und 
Lehrbuch der 8taab\vi>>s(>ii.s( huft^'. 1897. S 181. 

») Eistor: „Wörterbuch der Volkswirtschaft*-, IbU«, Bd. I, S. 778; cfr. 
auch S. 779 ff. 

*) Noch bis zu den letzten Regieiungsjahron Peters d. G. bestand ii» 
Ruflflland eme BesteneniDg aaoh Thüreo. Cfr. Lwow: „Kurs des Finau- 
reohtB'S 1883, 8. 390. 

*) Etwa der früheren BeBtenerang nach HaerdeD, Xiumaeii, Sohonh 
steinen, Stookworken eta ist m dieser Bbteiinng alieidiqgB niolit gedaobt 
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Von diesen ISiitieilungen dflrften wohl diejenigen von Waguor 

und V. Heckel die zutreffendsten sein. lu die dritte Klasse der 
GüLäutleliesteiiCTUüg, die Wuf^nor ids „Anderf Foinicn diT (it^läude- 
besteuenuig'*' bozeiehnet. sind » Uin ausser der Uauözinö- und llans- 
klaaeeasteufir alle anderen Arten der GebAadebesteuerang unter- 
labnngen. 

Seil wttrde jedoch die Einteiliing der Qeb&adestaoer in etwas 
modifizierter Form und von mehreren Oesichtspunkta aus, vor- 
Bchhigen. 

L Nadh der M5gliohkeit nnd Art der Bestimmung des 

Gebäudeertrages würde ich folgende Arten der QoUludestcuer 

ontenstheiden : 

1. Die Mietertrags- oder Hauszinsstcuer (nach dem that- 
afichlichen Mietertrage oder dem durch Vergleiche gefundenen; nach 
dem Bmttoertrage [z. B» in Preuflsen, Baiem mid QneobenlandJ; 
nach dem Nettoertrago [z. B. in Ostoiraioh, üngani, Italien nnd 
Fianikreioh]; nach dem DorchBohnittaertrage ans mehreren Jahren 
[i^ A in Prenssen, Sachsen-Meiningen, EIsass-Lothringen nnd Lübeck] ; 
nach dem tliatsächlichen, jähriichen Reinertrage fz. B. in Österreich, 
Üncnni und ilaile|; nach Quadrat- oder Kubikfiiss narh erfol^'-ter, 
liezüglieher Berechnung des Mi. tentfalles in ^formalgebäudca bis- 
weilen in russischen Kommunen u. dergi.)* 

2. Die Hausklassensteuer (nadi der Anzahl der Wohn- 
bealaadteile [in Österreich und Ungarn]; neben der OrOsse nnd 
Bniart der Gebftude nnd der OrOsse nnd BeschaflÜBnheit der Hof- 
itame und Hansgftrten auch nach den Oesamtverhftltnissen der zu 
den Oehlnden gehörigen, Iftndliohen Besitzungen und nntzbaren 
Gnindstürken [z. B. in l'reui>scn und Sachsen-MeiningenJ ; neben 
den Bevöikeruugs- und Verkehrs Verhältnissen, der Grösse, der 

DieBer Form begegnet man & B. bei der kommonalen Immobflieo- 
teer in Roseland. Yoran^gesetit wird, daas man dieae Steuer eher ala 
Art der OeblndeBtener als der Omodsteuer anflasst Bieae Aoffaaaung dürfte 
moh die richtige sein. Oowiaa ist die ImmobUiensteaer kerne reine Gebinde- 
ateaer, aie belaatot anoh Olqekte der Orondatener. Ohodaky erklärt die 
Immobfliensteuer als in „^rcwiHsem Grado der Gebäiidesteiier entsprechend", 
cfr. s. „Pol. Okou. in Verbindung mit Finanzw/', 1887, S. 386 u. s. „Elem. 
d. Pol. Okon. in Verbindung mit Finanzw.*', 1897, S. 222. Jansohul 1>e- 
zeit.-hnot äif Trnmobiliensteuor T^usslaiids als Oeb&odesteuer, üfr. h. „üruud- 
«i^ dei FioanzwiaeeDBohatt'', 1885, 179. 
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Bauart und der Beachaffanbeit der Gefaftude, der GrBaae und Be- 
schaffenheit der EU den Gebftuden gehörigen HofrSame und Hins- 

gärten event auch nach den etwaigen Kaufpreisen und StM4)efall- 
erklannigen nach den Gesaaitverliältnisscn der zu den Geläuden 
gehörigen läudlichon Besitzung-«^!! und nutzhaif»n Onindstfirkf» [in 
Elsass-Lothringenj; nach Ortsklassen, nach iUaaaen der Uäuaer, 
nacli 1 — 5 Öffnungen, von G und mehr u. s. w. [in Frankreich 
und Belgien bei der Thür- und Fenatersteuer] u. 8. w.). 

3. Die Gebftnde wert Steuer (ausgehend: Tom mittleren, 
lokalen Kaufwert [in Hessen]; Tom mittleren Wert [in Baden]; vom 
vollen verkehrBmässigüii Kapitalwert fin Wflrttembei^]; vom Ver- 
kaufswert \z. B. in Bulgarien und in der Türkei]; vom Kapital- 
und Bau wert [in Bremen); vom Versicherungswert [z. B. in 
Dessau] u. s. w.). 

4. Die Aroalsteuer (nacli der Gr^Ssse der überbauten und su 
Hofräumen dienenden Flüche [in BaiemJ). 

n. Nach den Gegenständen, welc^ von der Gebiudeeieiier 
getroffen werden und nach dem Wesen der letateren, wfiide idi 
unterscheiden : 

1. Gebäudestenern von reinerem Charakter. (Hierher 

wäre z. H. zu rechnen die Hauszinssteuer |in Österreich], die z. B. 
für Gartonn 11 1 Zungen (soweit die Gärten nicht etwa aus Hofräuni^B 
entstanden] einen Abzug aus der Wohnmigsniiete ^ostattet). 

2. Gebäudesteuern von gemischterem Charakter: 

a) Der Grundsteuer nahe stehende (s. B. die Arealateoer 
[in Baiem]; die Immobiliensteuer [in Bnssland], die anefa 
a. B. Heusdilage, Äcker, Stapelplätze, bisweilen auch 
Steinbrflche und Torfetiche trifft n. s. w.). 

b) Andern Stenern nahe stehende (z. B. die „inliabited hotise 
duty" |in KuglauJj, ein THI der KinkomnienstiMier und 
nu>M rdoni ein Mittelding zwischen einer Gebäudeertnigs- 
und Mietstcuer ist; die ThQr- und Fenstersteuer [in Fiunk- 
roirli und Belgien], die als Gebäude- und z. T. auch als 
Aufwandsteuer zu betrachten ist); die in den Vermögens- 
und Einkommenssteuern enthaltene Qebäudeateuer). 

IlL Nach den Zwecken wären die Gebäudesteuem noch zu 
unterscheiden in solche die: 

a) staatlichen (z. B. in Russland); 
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b) Blaatilclieii und durch ZnaohUge erhobenen kommunalen, 
BesibE- nnd ähnlichen (z. B. m österieich); 

c) kommunalen (durch eine besondere Steuer (z. B. in Russland); 

d) landschaitlichon (z. B. in Kussland) Zwecken dienen 

Bei der Darle^mg der Gebäude- und Immobilienbesteuwuiig 
wende ich mich zunächst Österreich zu. 

Im Jahre ld20 wnide in Östeneioh eine aelbetfindige Gebftude- 
steoer in den altOetarraichiaohen nnd spflter in den aftdlichen liuidee- 
täl6n erhoben. 

Die Hfineetsteaer leifiel danach in zwei Teile, nämlich eine 
Hanezins- und eine Hansklassenstener. 

Erstcre wiutie in ;^r5ssereu wuhlhabouflt rcn, letztere in kleineren 
Orten angewandt. Bei der Klasscnsteuer waren 12 Klassen zn 
unterscheiden und als Merkmal der Klasaifizienmg diente die Zahl 
der in einem Häufte befindlichen Wohnräume. In den Jahren 1848 
und 1849 JEanden dann Reformen im Steoerwesen und in Bezug 
auf die QeblndebeBtenening statt Die Hanszinssteuer wurde auf 
alle OebSude ausgedehnt, die in Ortschaften sich befiinden, in 
welehfln sifantlidie Qebiode oder doch mindestens dieHttfte derselben 
einen Zinsertrag durch Vermietung gewährten, oder die ausserhalb 
jener Ortschaften belegen, durch Vermietimg benutzt wurden. ' 

Auf dieser Basis beruht denn auch die nene i^stPfreicbisebe 
Gebändestouer vom 9. Februar 1882 ^j. Weitere Gesetze sind am 
I.Juni 1890 und am 9. Februar 1892 erlassen worden s). 

Die Veranlagung der Baosklassenstener findet seit 1882 nicht 
mehr nadi „Stockwerhen*^ und die Elassifiziemng nicht mehr nach 
13 sondern nach 16 Klassen statt 



*) In dieser EiBtaflimg ist ebe Darlegmig der gesamten Belastang der 
Gebiode, die ja anoh nodi doroh Gebühren, BeHilge eto. getroffen werden, 
•eitetvenUndiicher Weifle nicht geboten« Die EinteOnng der GebtadeBteoer 
(cfr. Ueyer: «.KoaTenatioittlezikon^ 1887, & 966} in 1. Eine GebAudesteoer 
(QehinderiiMMteoer, HansirinsBtener), 2. EineAahrand8teaer(Wohnu^tener, 
WoLnsteaer, Mietsteoer, Hausstener) nnd 3. Elukornmenssteuer (z. B. ein 
Teil der französischen „contribution peisoiielle und mobiliere'^^ und die frühere 
Mietsteuer Berlins) scheint mir schon wegen der Einschaltung der Miot- 
steucr. die doch wohl von der Gebändeeteaer zvl trennen ist und überhaupt 
mlechtbar. 

•) Cfr. ..Zusammenstellung doi Oebäudeütöuervoi'Sühriften", Wien, 188U. 
') Cfr. bchanz: j^Bmanzarchiv", 18Ö2, S. 257 iL und 261 ff. 

U 
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Die der Httaennssteuer untei^iegenden Gebinde werden In 

folj^iule Griipiien geteilt : 

1. Solche, die sich in Städten und OvUm befinden, die in der 
Oebäudeeteuen-oUe aufgefüliit.»n aind, und die 26*/s \)Ct des nach 
Abzug von 15 pCt für ErhaltnngB- und AmortieationakoBteo er- 
mittelten steuerbaren reinen Zinsertrages zu zahlen haben. 

2. Alle übrigen hauBzinastenerpflichtigen Qebftude tn anderen 
Orten (ausser Tirol und Voralbert:), die 20 pCt. des nar-ii Abzug 
von 30 pCt. fftr Erlialtnncrs- uii<i AiinTti^ationskosten vom ßrutto- 
mietsioä verbliebenen ^«ieitomietzinses zu entrichten liab<:*n. 

3. In Tirol und Voralbe rg (ausser Innsbruck und Wüten) 
werden 15 pCt des nach Abzug von 30 pCt für £!rhaltangs- und 
Amortisationskosten Übrig gebliebenen rainen Zinsertrages erhoben. 

Wahrend die llaiis-KlaHHenfit^upr nach Taiifsätücu uach Klassen 
der Wolinbestan'isl.Mlf l.euiüB8t.'ü wir l. triftt die Hauszinssteuer deu 
thatsäehliehen Eititig von Gebäuden und gilt für alie diejenigen 
Oebftude, die: 

1. In Orten gelegen sind, in denen s&mtliche Qebftnde oder 
wenigstens die Hälfte derselben und ausserdem die HSlfte der 

Wohnbestandtoile einen Zinsertrag durch Vonnietung abwerfen oÄer 

2. Ausser diesen Ortschaften gelegen, ganz oder tcilweiiüe 
durch Vermietung benutzt werden Nach dem Klassentarif wird 
die 1. Klasse (Wohnungen Ton 36 bis 40 Wohnräumen) mit einer 
Steuer von 220 fl. und die 16. Klasse (Wohnungen Ton 1 Wohn- 
raum) mit einer Steuer von 1,15 — 0,75 fl. belastet Oebände, die 
dem Verkehr entrückt sind (wie Sohlüsser, Wirtshluser u.dei!g^.) 
und keinen nennenswerten Ertrag gewähren, werden durch die 
iluuh/.inssteuer für die vennieteten lU'.d durcli die Hausklassenstener 
für <lie unvermieteten Wohnräume besteuert. Zeitlich und zwar 
eventuell bis auf 12 Taliiv weinien Neu-, Um-, Auf- und Zubauten 
von der Steuer befi-eit. Diesen Vorzug geniessen auf 24 Jahre anch 
die zu Arbeiterwohnungen bestimmten Gebäude, wenn sie lediglich 
aus sozialpolitischen, also nicht etwa spekulativen Gründen ertant 
sind und gewisse Bedingimgen erfüllen.. 

Für Ijjiudes-, Bezirks-, Schulbczirks-, Kommunal- und Handels* 

») Qmoiz V, 9. Fübruar 1882, U.a.E, No. 17. 
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kaamierzweckB eto. weiden za den Staatesteaern oft bedeutende 

Zoeßhläge erhoben 

In den \ erschietlenen Landesteilcn ist der Prozentsatz der 
Zusflüäii>^ ein ausseroixlentlich vei*schiedeiier. Im Jahre 1890 gab 
CB 23 067 (jemeinden, welche Zuschläge zti der Hausziossteuer 
anferi^gten. Unter dieeen hatten 1117 Gemeinden 2hiBchJfige von 
100 pOt bis 200 pCt erhoben, 169 Uber 200 pCt, ja in einaelnen 
nUea waren die Zuschläge nooh hoher. 25408 Gemeinden legten 
Zuschläge tad die HaimUassensteuer. 1242 erhoben 100 pCt 
oder mdir. 

In Ungarn werden die Gebäude uach österreichischem Muster^) 
besteoert Die Gebäude oder Uanssteuer zerfällt in svei Kat^rien 
Bid zwar in eine Hanskiaasen« und eine Hanssdnsstener. 

In allen jenen St8dten und Gemeinden, In denen weni^^oi- als 
die Hälfte sämtlicher Wohnräume vermietet ist, besteht die Haus- 
klassen Steuer. Die Basis zur Beuiessimg der Haus/cinsstener bildet 
der reiue Zins. AIh reiner Zins wird jene Suninir Ix'ti-aehtet, 
welche resultiert, wenn man von dem Bnittoertrage für „Wert- 
?ennmdenmg** und „Qebäudeeihaltongskosten'^ die gesetzlich be- 
wiUigta Quote abzieht 

Von dem so erhaltenen reinen Zins ist als Haasdnssteuer zu 
entrichten: 

a) in der Hauptstadt Budapest mit Ausnahme des Alt- 
Ofener Teües 22 pGt, 

b) im Alt- Ofener Teil sowie In allen jenen Stidten und 
Qemeindea, welche unbedingt in die Kategorie der Hauszinssteuer 
gehören, 20 pGt, 

c) in allen anderen Orten 16 pCt.^). 

Zu Terschiedenen Zwecken werden zur Gebaudesteuer wie 
flbeihanpt zu den direkten Steuern, Zusohlfige eihoben^). 

') Cfr. Adams: „Die Oebfode- ond Ifletrteuer in östeneioh^^ etc., 

mi B. 40 ff. 

') Cfr. Gesetz voo feator Say: „Diotionnaire dtis finanoes^* etc., 

Farw, J890, 8. 950. 

') ni^^e Aiigab(» habe ich durch y:et\. Vermittlung des Österreiohisohen 
luMisuljiT.s in Higa im Jahre 1892 erhalten. 

*) „Bulietiü" etü^ S. 355. 
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In PreiiKsoii wurde »lunh das Gesetz vom 21. Mai 1861 
die SdioidiiiiLT der „Grund"- und „GeK^tideslener'' bewirkt Die 
Geljäudesteut r Preussen«; ist eine Ertragssteuer uud trifft die Ge- 
bäude und die dazn ^^ehuiigen HofnUime und Hauagirten. Die 
Yeranbgung der Oebäudesteoer Pteusaens') findet denurt slitt, dass 
jedes der Steuer unterliegende GeUade in 15|ilirigeh Revirionen 
nadi dem Darchsclinitte ednes Mietertiages wAhrend der letileo 
sehn Jahre in eine der in dem Tarife beatimmte Steneretnfe edn- 
geschätzt wird. Die Steuer beträft für Wohn-, Gcsellsi hattf^- un i 
Schau ftpiolfrebäudr 4 pCt. des Nut/juigs wertes, für Gebäude^ wt-iche 
ausscliliosslicli ihIci- voi"zugsweise zum Gewerbeljetrieb dienen, 
namentlich Fabriken. Maoufakturgebäude, Brauereien, Brennereien, 
Hammerwerke, Mühlen etc., 2 pCt des Nutznngswertes. 

Die prenaaiache Gebfiadeatener iat eineraeita eine HanaiioSF 
Btener nnd kommt in Städten und Ortachaffeen zur Anwendung, 
wo die Mehrzahl der Wohngebftnde Terfhietet zu wprden pflegt,- 
andereraeita ist sie eine Haiisklassensteuer, indem in lilndiichen Be- 
iiirkeu, iu denen es keine ixxinigciiden Anluiltspunkte zur Fest- 
stellung dfM- NutzunfiTswerte der Geh.Hudo ;^^>'V>t, ausser der Gii«ise, 
Bauart luid HeBcliatlenheit dei-seiben, aucli die Gesamtverhältnisse 
der zu ilmen p hürigen Grundstücke, Hofräume und Hausg^rt enals 
Merkmale für die Klaasifizierung zur BerQokaichtignng gelangen. 

Zur Deckung der GemeindebedQrfniaae werden aiiaaer Zu> 
achUgcn zn den duekten Steuern meist auch solche zur Gebinde- 
ateuer erhoben*). 

') „Veranlagungsgrundsätze für die Gebäudesteuei-*^ Berlin, 1878. Die 
vor^ff'hondo Arht^it ist bf»roits vor Jahren beendet worden Inzwischen ist 
der Krtrai^ der pr«Missi,sr!M'ii staatlirlK'n T» pbäudeeteuer dnrch da<? Oesetz 
Wrexen Aufhebiuifj direkter »StaatiiSteuern vom 14. Juli löÜ3 den üemeindeo 
iibervviüKea wurden. 

Die Berliner Hans- und Miotstener ist bereits seit dem I. Apiii 1895 
anaaar Oeltang. (Schreiben der ßteuerdeputation des Berliner MagLstmtB 
Tom 28. Märs 189d aab No. 170.) Vom 1. April 1897 ab wivd von aUw 
im Oemdode^Beurke belegenen bebanten nnd onbebanten Onrndstüdeii, 
aoweit nicht geralae $ 24 des Komnranal-Abgaben-Oeseties Befreimig von 
den Oemeindeetenem suateht, eine Gemeinde -Orandataoer erhoben. Gfr. 
auch „Orondstenar^Ordnong der Stadfgemeinde Berlin vom 2. Jannar 
1897", § 1. 

Seit dem Jahre 1893 sind die staatliohen Realstenem den Gemeinden 
überwiesen worden. 
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Von der gesainten Summe der QemaindebedQrfniHse wurden 
in Jahre 1884 (i7,7 pOt durch Zuflohlflge zu den direktea Steuern 
gedeckt Unter diesen bildeten die ZuscbUge eut staatlichen Ge- 
tiirfesfener*) 11 pCt 

IHe Mittel zur Deckung der Gemeinde> und LandeebedOrfniase 
werden innerhalb der euroi^ischen Staaten sehr liäufig durch 
ZuscUlflge gedeckt, die sich fast iniiner hu dit' din'kton iSt^uern 
anschliessen. Z. B. in < 'steiioich '-'), rreusseu, Hävern. Italien 
Holland u. b. w. Dagegen ist das Konunonalabgabeuwesen «bisher 
im Ganzen noch wenig entwickelt 

Früher hatten die Oemeinden ungleich weniger BedürCniaae 
als gegenwärtig, wo der AD^fabenkreia derselben immerfort wichst 

Dagegen hatte der Staat schon wegen der vielen Kri^, die 
er flÜHte, viele Mittel J^g, musste alle Hauptstenerqudien be- 
mitzeii und wohl auch kommunale Steuenjuellen Ober Gebühr in 
Ai}gpruch ucbmeo^j. Ais nun die Bedürfnisse der Gemeindeu 



') Die ZuschÜLge betragen, wie mir auf Anfragen im Jahre 189*2 
freandiichst bekannt ^regeben wurde, z. B. in der Stadt: Schi - f^wig 
\m;f^ Y'b Jftni1>2 320, pro W2'm 300 p Ct. (lt. S^ hnnbcn dos Ma^istiats 
vom 5. JuU lbi*2, sub No. 2XV2); Kr.lti 18*^7 W 40 pOt, »(läter 50 pCt.; 
in den Vororten, die tu .Alt- Köln f^flicnr!. 40 und 255 pCt. (It 8f^l\i-iben 
des Oberbnrgernieisteia vom di). .luiii 18i*2, sub No. 2030); Muaster 
1688-1892 100 pCt. (lt. Schreiben dvs Magistrats vom 30. Juni 1892, sub 
Ko. 3751); Kassel seit einer Reihe von Jahren 100 pCt (It Sahreiben 
dü OlMtbürgermmters vom 1. Jali 1898, sab No. 6925); D&ssdldorf 1892 
90 pCt 0^ Sohrnbea des Oberb&igermeiaten vom 1. August 1892, sab 
Xo. 2908); Dansig 1892 75 pCt Qt Schreiben des Magistrats vom 6. Juli 
1302, sab ITo. 9106); Köhlens 1892 60 pCt (It ScbreibeB des Oberboiger- 
tnelsteis vom 4. JoU 1892, sab Ko. 3098); Breslau 50 pCt. (lt. Schreiben 
des Ma^strats vom 1. Juli 1802); Königsberg i. Pr. 1892 337, 
(It ächrciben de« Mi#itiats vom 2. Juli 1892. sub No 007). 

*) Allerdings giebt es in Daltnatien, Tstrien, nr>rz, (»radiska anoh Zn- 
soUige ZTi den indirekten Steuern; cfr. Adams a. a. i>., S. 54. 

•) Itii Mittelalter ;:ab t»s allordinjrs keinen Staat im heutigen Sinne, 
weldivr iJi«' CiemeiTidMii hatte beachraukeu koiiiu'ü. Die Gemeinden bosasson 
imulh violmtdir eine solche Selbständigkeit und ein solches Mass von 
Macht, dass sie ajch sehr wenig von den Staiiteii unterschieden. Seit dorn 
15. Jahrhundert entwickelten sich allmähUg Staaten, nicht in der Weise, 
tei das voiD Kaiseir geleitsie Bsioh Stsat im jetzigen Smne des Wortes 
«inlen, soodam es entstanden neue Staatso ontar der Lehensberrachaft 
das Kaisen. Die liüher von der Oemeindeobrigkeit ausgeübte Maobt ging 
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wufliseii , giiffcTi sie meistens zu dem ZiisehlagsBVKtein zu den 
Staatssteuem, aber auob neue Einnahme<^ueüen etitstaiideu. 

In Baiern stammt die jetzt dort geltende H&userstener 
auB dem Jahre 1828, wo sie duieh das Gesets vom 15. August 

eiugefflhrt mirde. 

Die am 19, Mai (iet, Jahiws l s87 dort vorgenommene Revi>ii ii 
des Gesetzes, änderte nichts au den ürundlagen des frühereo Gesetzes. 

Die Hftusersteuer Baier ns') suoht den Maflsstab fQr die Be- 
steuerung in der MietsertcagsfiAiigkeit der Gebftude, und zwar so- 
weit mfiglieh, im wirUicben, sonst in dem gesdUttEten MietsbetngeL 
Wo aber in wirklichen Bfietsbeetlnden keine genügenden Anhalts- 
punkte der Schätzung gefunden wenlen können, geschieht die 
Bestimmung auf Giund dei- Aunahino einer Eiljagsjgixiöse, welche 
nach dem Flächeninhalt der überbauten und zu Hofcäumen be- 
stimmten Plätze berechnet wird (Arealsteuer). 

Die bairische Arealhaussteuer setzt ^n IGnimum fQr die Be- 
steuerung der Gebäude und zwar 15 Mark fest Als Ifinimnm 
der steuerpflichtigen Fläche werden drei Ar angenommen, dagegen 
werden als Maximum fünfundzwanzig Ar angeaetzt und vom Ar 
fünf Mark ids Steuer erhoben. 

Nach Bestimmungen der Qemeinde-Ordnung vom 29. April 
1869 für das reohts-rheinisohe Bai er n steht das Recht der Bin- 
ffihrung neuer oder der JSrhOhung alter Gemeindenmlagen in den 
Städten den Magistraten unter Zustimmung der Qemetnde-Veisamm> 

lung zu. Die Umlagen sind in Gestalt von Znschlägen zn der 

direkten Staatssteuer , die in gleichem VerhiilLaiis zu treffen sind, 
zu erheben. 



ihr aüniiihli^j; vcrloieii uikI Kmiö des achtz»Ointon Jahrhunderts w.iroii die Oe- 
nu'iiideii faöl gaüz rechdoa. Ein t^msphwimg trat mit Bp^hii des v(trif:eii .Tahr- 
huii'lprts ein, als die alto Ordnuni,' iti Frankreich duieh die Kevcdution und 
ju Deutschland durch die uapüleunibcbeu Kriege liber den Haufen ^vwarfen 
war. Der Umschli^ ging von Treuäscu aus und £aud seiueu Autkiruck in 
der ans der InltiattYe des deotsohen Staatsmannes Freiherm von Staio 
hervorgegangenen grossen Sohöpfuag der preuesisohen Stidto-Ordnnng von 
1806^ die als der Ansgangspmdrt für die anf die WisderbelebaDg der ooni' 
mnnalen Institationen gerichteten Bestrebungen anzosehen ist 

') Seisser: „Die Gesetze Aber die dnekten Steaers im Königreidis 
Baiecn» N5xdlmgen, 1887. 
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Id Baden iöt die Oeb&odesteuer durch die ÜAasereteaer* 
Ordanog Tom 18. September 1810 und das BloMieteiier-QeBeks 
Tom 28. Hai 1866 gerogeli^). 

Ifaii wählte im Jahi« 1810 die Wert- aa Stelle der Ertrags- 
fatastiierung und die GeHbide wurden nach den mittleien Kant- 
preisen aub • irier vorhergehenden Periode besteuert. 

Im Jahre lS<iO wurde darauf einf» neue Katiistrieruug «Icr (le- 
bäude durchgeführt. Den Massstab der Steuer bildete der reiuo 
Eitiig als Stetiorkapital nach dem mittleren Wert, welcher nach 
den faktischen Verkanl^raiaeu bei Heransiehnng einwandloaer 
tbetnahm^pieifle in der Periode wo\ 1868 — 1862 oder was messt 
cifbcdedioh war, dnroh Schttsung mid Anlehnung an Uusterhiuaer 
konstatiert wurde. Lasten wurden kapitalisiert und abgezogen. 
Der l»disohen Hänfeersteuer unterliegen alle Gebäude ohne Rücksicht 
<4iif ihre Bestimmung, nebst Hofrait<^n iiihI l«e\vohnhaioii ( fart. nhäusern. 

B- i l'l' il'fiKler Erhöhung oder VfriuiiKleruiig des Wertes 
isämtlicher li. läiide odei' eines Teiles derselben um 20 pCt. dui-ch 
iossere Verliältnisse hat eine Berichtigung derselben einzutreten. 
Weui Fehler der Yeranbigang entdeckt werden, gftnx^fdies oder 
talweises Niedecieisaen der Qebiude, YerUeinernng der Hofinaite etc. 
Btattfindet) tritt Änderung der SteuerkapitaUen ein. Bei Nen- und 
Umbaaten, Vergrössemng der Hofraite u. dcrgl. wird eine Neubildung 
der SteuerkapitJilien voi-genomraen. 

Id ihren Gruudzügeii beruht die Gebäudosteuer in Württem- 
ueig*)^) auf dem Gesetz von 1)^21, al-i i s» hon vorher fand eine 
Bestettenmg der Gebäude dort statt. Geregelt wurde die Gebäudo- 
stener dann durch das Gesetz vom 18. April 1873 und Milte der 
80. Jahie wurde die Kontingentierung der durch die drei alten 
&tngB(enem anfsnbringenden 9 Millionen Mark derart vorgenommen, 

') ,,Die StaatastenefgeBetigebQiig dee Orossheraogtoma Baden^p Karis- 

wbe, 1878 

') „bammioag der Wuntemb^rgischen btaatssteuei^eBetz«'', Statte 
gart, 1882. 

In \\ ü r ttem berg fauU diin-h Uais „tiu^etü vuiii 15. Juü 1821*' eine 
Tibiiiiußg der ».OruDd-''j ,,üebäudc-"" und „Gewerbest«nu'rn'' statt, worauf 
dam duich das ^Gesetz vom 18. April 1873" eine Regelung der „Giimd-", 
fiOrtliide-** und „Gewerbesteuer'^ bewirkt wurde. In titereo, baurisohen 
Pnmen gab es bis som Eode dee voHgen Jahifaunderts euie sogenannte 
«HsflidstitteDanli««» mit 25 Er. für jeden Heeid. 
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<]ass (hivon *Y24 ä*'^ ürwiitl- und '^/j^ auf die Gebäude- uiul 
Gu\Yer)»ostr'tior vei'teilt wurden. Duivh das (iebetz vom 14. April 
1887 ifit man von der Repartitions- zur (^uotitütshostonei uug übeT" 
gegangen. Das Gesetz vom 6. Juni 1887 hat die Reute von. 
3 pOt deB KttttBtndwertes der Gebäude sur Basis ffir die BeefUmning 
gemaoht Deo Msssstob der Beeteueniiig Uldet der volle, ▼eikeiir»' 
mflesige Kapitalwert d. h. derjenige Weit, um welchea das Gebinde 
unter Berficksiöbtiguiig aller einschlägigen VeriiSltnisse cur Zeit 
der Kalastriei'ung von eeinem Besitzer wirklich abgegeben und 
veikauft werden könnte. l>er Gel>SiidpRteuer unterliegen all'^ im 
Lande vorhandenen Gebäude, einsclüieeiälich ihrtu* Gruudlläcitöft, 
Hofraiten und fflr si* h bestehenden Koller. Der Steuerlnss für die 
Gebftudesteuer, der für die Grund» und Gewerbesteoer gleich hoch 
ist) bettigt 8,9 pCt dieser Beute. 

Naoh dem in Warttembeig bereits mm Abscfaluas gokonsmenen 
Reformplan soll eine Herabeetsung der Gebäudesteuer (auch der 
Grund- und Gewerbesteuer) von 3,9 auf 2,6 pCt. stattfinden *X 

Für Hessen kumnit Jaö Gesetz vom 13. April 1824 flVjer die 
Vi.lleiidung des Inunoliiliarkatasters in Betracht*)^). Ston-Tpfliclitiir 
sind die Gebäude nebst Hufiuite. Für ein jedes Steuerobjekt \vii*d 
ein Steuerkapital berei hn.^t. Durch das Gesetz vom 27. Oktober 
1867 wurde eine neue Einschitsung der Gebäude nach dem mittleraa 
lokalen Eaufwerts bestimmt 

Dieee Abschätzung erstreckt sich über die gsnse fiofraite 
mit SünschluaB des Grund und Bodens. Der Wert ▼on jedem 
ein?,elnen Bestandteile der Hofraite muss l^esonders angegeben 
wertien, damit die AuHschri luii^-^ der nach dem G^tz steuerfreien 
Gegenstände vorgenommeu weixien kann. 

') Zeller: „Zur wiirtteinbergischen Steuerreform'S in „Zschr. f. d. g. 
StaatswiRseoschaft", 1896, 8. 149, ferner 150, 155. In Württemberg, sowie 
auch z. B. in Hessen, Baiem und Baden strebt man den Prinzipien des 
prouBriBohen Systeme xn. Die beiläufige Beibehaltung dar BrtngBBtsiiain 
in Wfirttambeig exUSit sich darans, daae der Fialras noch sieht anf die be- 
währten SinnahmeqneUen, welche die Ertragwteuem bieten, Teniohten kann. 

*) Gfr. aaoh Ehebeig: ,,Hän8enteaei^ im fyBandwSrterbodi der 8taaiB> 
wiaaenaobaften««, 1892, a 404. - 

') Die Gemeiudebeatenerong bemht auf dem Gesets Tem 34. 0. 1887. 
S« hieib« !i der Grosshenwgüohen Büigeimeislerei in Dannaiadt vom 20. Juni 
1892, sub No. 5801^. 
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Die Steuerobjekte weideii in Hessen^) mit GrOesen, irolchc den 
mittlaiea mnm Ertrag ansdillokeii, in Stenerkapitils-AiiBatE gebracht 

IMeee QiOasen werden bei den Liegenschaften und dinglichen 
Hechten durch Ahechltwingen ermitteh, bei den QebSnden und 
den daxn gehörigen Hciraitsn aber aus dem mittleren Kaufwerte 
abgeleitet, dergestalt, dass hei den Gebäuden ^45, bei Mühlen und 
Hammerwerken ^/^q des abgefti hätzten billigen, mittieren, lokalen 
Kaulwerts das Steuerkapital bildet^). 

Jede FlSche ist mit demjenigen Erti-ng, welchen sie bei ihrer 
gegenwärtigen Kullnrbeetimmung und Beeehaffienheit liefert, in 
AiWBhlag in bringen. Loslgftrten und Bhnüche Anlagen sind jedoch 
UerfOD aosgenommen, und sollen nach dem Ertrage, welchen sie 
weh der FMtdnktionaflUiigkeit dee Bodens, als Feld, Wiese, oder 
Wald liefern würden, veranschlagt werden. Für die Gleichförmigkeit 
der Taxation der Wohnp^bäude ist l>ei der Klaösitikatiuü deiwlbon 
erfonlorlich, in jeth^n Ort von aupprewühlten MnstorliRusom , deren 
Steuerkapitalien auf die oben angegebene Weise ennitteit werden, aoe- 
ngahen nnd die übrigen Gebäude deeselben Orts durch Veigleiehung 
an ersteie anrareiheo. Die Anaahl der Klassen hfingt von der Ver- 
Bcbiedenhett der Gebinde ab und die Elassenabetufung ist so au 
vlUen, dass der Abstand von einer Klasse snr andern nie mehr • 
beMgt als des Steneiicapitals einee Gebftudes der nftchst vor- 
hergehenden iiiediigeren Klapse. Sollten in einer Gemeinde einzelne 
GebäiKle vorkommen, die ^vegen üirer besonderBn HesclKifTenlieit 
keiner der adoptirrten Klasse angereiht werden können, so müssen 
Bie ffir sich abgeeohAtzt werden^). Ziun Zwecke der Abschätzung 
(le8 Neubanwerlss eines Gebftudes wird in Hessen*) aus den 
lokalen Preisen der Baumaterialien mit BQckaioht auf die lokalen 
AibeitBlfihne die billige Baaprdseinheit fflr einen Quadratfuss flber- 
btntar QrundiUehe des Gebftudes — dem Baumaterial, der Stock- 
üWt Stockhöhe und Bauart desselben entsprechend — ausgemittelt 
nnd der Neubau wert alsdaun unmittelbai- durch Multiplikation der 
Bäupreiseinheit mit <ler in Quadratfusä ausgedrückten GrimdHäclie 
des Gebäudes gefunden. 

') Baur: ..Haudhuuh etc.", lleidelburg, 18t>b, S. 136, Art. 4 Q. 6. 

^ Cfr. Baur: a. a. 0., S. 270, § 8. 

*j Baur: „a. a. 0. etc'S Heidelberg, 1868, 8. 231, § 32. 

^ Bor: „s. a. 0. eto.'', Heiddbeig, 1868, a 246 n. 247, § 3. 



Digitized by Google 



Im Orosshenogtum Oldeoburg^) (das aus drei Teiieo: dem 
Herzogtom Oldenburg, dem Fflrstentum Birkenfeld iiad dem 
FOrstentom Lflbeck besteht), werden die Ertiige der Gebiodc. 

altgesehen Ton der an die Stelle yerBohiedener direkter Stenem 

getretenen Einkonuneiistcuer (»He im Fflrfetentum Birkenfeld — 
seit 1H59 — u. a. an S^toH*^ '1*^r nrw'h au-- dor fi"iiii/.r..<i^i h.n Zoit 
stanimendon Thür- nud FeriöUiriiUMier trat), im Herzogtum Uiden- 
biirg und FQrstentum Birkenfeld auob nodi von einer Gebftude- 
steuer getroffen. 

Im Herzogtom Oldenburg wurde an Stelle ▼enchiedenartiger 
Abgaben, die nicht immer einen rein stenerliohen, also Öffentlich 
rechtlichen Charakter trugen, sondern vielmehr hftnflg mn Gemisch 
solcher Leistungen hildeten, „welche teils dem Grafen <als Guts- 
henii. toils ilt^niselben ;ils 1 »milt sh. ri ii gt-lvistot wurden'', durch die 
ü*it.c;tze iiher „die ErmiUi^luiig d«?» Stt;ik:rkii|»ital> dc*r (i»uiid>tüi ke 
und Goliäude^' und äl>er ,,die andorweite Vcraniagimg der Urund- 
und Qebäudesteuer vom 18. Mai 1855^' die Einführung einer nouea 
gleichartigen Besteuerung de» Grundeigentums ▼oigeeohriebeB. 
Begonnen wurde mit der Abschfttsung im Jahre 1859, 1865 wurde 
der Kataster beendet und smt 1866 eine nadi dem Reinertrags 
angelegte Steuer erhoben. 

Die BesteueruiiLc findet auf Gnindlauo der Klassen statt, die 
nacl» dem Miel>\V' rt»- unt- ixdiieden wi rd. ii. Die Zahl der Klassen 
ist keine t>eschränktf und beginnt mit einem Mietswert von 3 Mk. 

Im FUrstentiini Birken fehl wuitie die Aufstellung eines Gnmd- 
stouerkatasters, nachdem die FarzdUarvermessung bereits im Jahre 
1845 beendet worden war, durch das Gesetz vem 12. Nor. des- 
selben Jahres angeordnet 

Im Jahre 1873 fimd durch das Gesetz vom 7. Januar eine 
Ändening insofern statt, al» eine Treunuug der Geblud»* von der 
Gruüdsti'ii. r vorL^enommoji wurde. 

Zu ki'iMiuinialen Zwecken wenlen sowohl im II«m-7j .LTtmu 
Idenburg als auch im Fürstentum Birkenfeld Zuschläge zu der 
staatlichen Steuer erhoben. 

In Mecklenburg besteht eine Steuer ron Termieteten 
'Wohnhäusern. Der Steuer unterliegen die Beidtzer (EligentÜmer, 

') Cfr. Kulliii iim ; Kuiniinniatbelaiätung im Grüssherzügtum 01<1*o* 
bürg", in „Finauzarchiv", 188b, S. 201 S, 
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Nutsnificsor, ürbpAchter etc.) tod Wohngebftoden, die ganz oder 
teilweiBe vennietet weiden, nach Haaegatie der yertragBOilSHg ge- 
ahlten Miete des StenerjahreB. Bie sa 150 Ukik Hietertcag wird 
keine Stener berechnet, bei 150 -225 Mark exoL betcflgt sie 1 Mark, 

bei 525—600 Mark 5,25 Mark, von 600 lilai'k incl. 1 pCt. der 
Mit^lsummo. Werden mit AVolinräuineii /,us;iinmen andoro '/n Luger- 
räuiueii oder Si»eiciit'in lienutzle Hüume vermietet, oline dass die 
Mietsummen im einzelnen besonders festgestellt wäi-en, so iät für 
letztere BAume nacb Ermeesen der Behürde ein billiger Abzug von 
der Qeflamtmiele zu macben. Der Steuer nnterliegen nicht Yer- 
anetongen oder Überiasaungen von Wohnungen auf dem Lande, 
vdche im Zoasmmenhange mit der Landwirteehaft geschehen, ao- 
wie die Oberlaseung von Dienstwohmugen an Beamte tind Aiigeetellte. 

Die Steuer wird angesetzt auf Gnmd von Deklarationen, die 
von (h-n Steuf»rpfli< htigen einzui-eiclieii sind 

Die Verarilaiiunt: der Gebäudesteuer in Sachson-Meiniugen 
erfobt ier^^estait , da^s jedes der Steuer unterliegende Gebäude 
nach Massgabe adnes jfthrliohen Nntsungawerts zu einer der in 
dem murif bestimmten Steuerstufen eingeschStat wird. 

Die Stener betrigt in Saohsen-Meiningen jährlich: 

1. für Gebäude, welciie TonmgBweise aum Bewohnen und nur 
in Ansehung einzelner Räume zu gewerblichen Zwecken dieuen, 
Tier vom Hundert des jfthrliohen Nutzungswertes; 

2. für Boluhe Gel>äude, welche ausschliesslich oder vorzugs- 
weise zum Gewerbebetriebe dieaou, swei vom Hundert dee jähi^ 
hohen Nutzungswertss. 

Bei den genannten Gebäuden kommt jedoch nur der Mietwert 
dss läumtichen Gehtsses, ohne Bflcfcsicht auf die damit verbundenen 
Triebwerira oder die darin befindlichen Maschinen oder Gerät- 
■diaflen in Betracht»). 

Die Besteuoning der Gel>äude bietet iu S c h w a r z b u r g- 
Sonder siiausen (Gesetz vom 20. Juli 1856), Schwara- 

■1 Cfi. ..Meckleo burgisches Koutributionsedikt* vom 11. Mai 18i^7 uod 
hchanz: .^Finrinzardiiv", 1898. S. 444 und 445. 

*) üe-MiU vom 17. .Jiüi 1867, l»ofrt'ftend die neue Verauhiguug der 
Gebttudesteuer in Sacbseu-Meiniogen, Art. '2 luid 4. 

^ ,,Gestitz vom 17. Jiüi 1867, betreffend die neue Vennkgong der 
Oebiodesteoer in fiaehen-UeiniDgen'', Art 5. 
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burg-Rudol Stadt (OmtE vom 13. ADgost 1868 4 pCt vom 
NatziiBgswert der Gebftiide)^), Sacbsen-Melningen (Q«0eU vom 
17. Juli 1867) und Lippe-Detmold (Geseti Yom 88. Fcbnmr 

1878) grosse Analogie mit der prensfflsch^ Beeteiierung. Die 
Steuer buöiejt auf den Bnittoerträgen aus dem Mittel der letzten 
7.«'liu und fünf Jalire. Die S< liät/.ung der Gebäude umfasst das 
üebäude, die Area, die MofräUDde und die Gälten. 

Zu lokalen Zwecken werdw Zusehläge erhoben, deren ^ 
wohnlich sehr bedeutende HOhe nach dem FlDanzbedazi der 
Kommmen wechselt*), dachsen-Coburg hat kerne speiieUe Ge- 
b&udesteuer. Die Orondeteuer (Geaeti Yom 26. Mai 1860)') be- 
lastet den Ertrag der Immobilien, wobei Vt desseLben nicht io 
Anrechnung kommt 

In S a c h se n - G 0 1 Ii a findet die Besteuerune: der Bauten mdi 
den Fiüclien statt Das Gesotz nher die Grundjjteut r stammt in 
Baeli BP !i-Alteubarg vom 2u. Februar 1855. Die Beöteuanmg der 
Gebäude findet nach dem Beinerirag statt ^'). 

in ReuB8 (j. L.) basiert die staatliche Onmdsfeener auf dem 
Gesets vom 20. Mftrz 1850. Anch giebt es eine städtische Onmdsteaei'). 

In Elsass-Lothringen bestand ans der banxOsischen Zeit 
bis vor Kurzem eine Grund-, ferner eine Thür- und Fenstersteuer. 
In Folge des Gesetzes vom 31. März 1884 wm*de eine Kevioion 
der GiuiiUbleuer dtiroiigef ührt ®). 

Die Grundsteuer ist in Luxemburg durch das Gesetz vom 
3. Frimaire en YU geoixlnet. Deshalb hat sie sehr viel Ähnli(^- 
keit mit dem französischen Gesetz, sowohl in Beiug auf die Ans- 



*) Ans einem Sohreiben d«6 Oberboigetmeisten tob Rndobtadt vom 
28. Jttoi 1892, BQb No. 2810. 

*) ,3nlleün'' etc., 1890, 8. 348. 8ay : „Dicfctonaaire*' etc., 1890, 8. 248. 

*) Laut Scbreibun des UagistFats vom 4. Joll 1892, sab No. 6200. | 

«) ,.Rulletin^' etc., S. 348. I 
») „Bulletin'' etc., S. 349. 

„Bulletin'' etc., S. 31*^». 
^) Aus dem Schreiben de» StadtgemeiodevoKStandes aus Schleis vom 

2i>. Juni 1829. n\h So. 25aS. 

•*) 8ay: .,Dictionnaire*' etc., 1890. S. 249; cfr. au< !i „(iesoiz vorn ü. April 
1892 beti eilend Abänderung des Gesetzes über die Vereiuiguu^' d»>s Katasters. 
Die Ausgleichung der Grundsteuer und die Fortführung des Kiit«it»tt}i> vom 
31. März 1884^'; „Fiuanzarchiv", 1886, S. 203 Li. uuU 1895, S. 192 ff. 
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nalmieii, als den Modus der ScbMsang, auch besteht eine zehn- 
jlhrige VeviQon et(x^). 

Hansa-Städte. 

In Hamburg soll nicht direkt der £rtng, sondern der Kapital- 
wert getroffen werden, veTchen der zu einem Satz von 3,2 pCt 
kapitalisierte Ertrag ergiebt^. Die Hamburger Grundsteuer trifft 
die ländlichen Immobilien mit einem Satz von 3 — 4, die stSdtisohen 
mit 5 pro 1000 M. Kapital wert«). 

Bei Feststellung des Mietsertrages eines vermieteten Grund- 
stücks in Hambur^^ wird für das ganze Jahr die Miete zu 
(iniode gelegt, welche von ilichaelis, bezw. vom 1. Nüveiiib. r des 
vorhergehenden Jahi-es ab vereiubart ist. Bei Neubauten g«§chieht 
die Festbtellung des Mietsertrages nach der von dem Zeitpunkt 
der ersten Vermietung oder Benutzung ab laufenden Miete. ^) 

IKe Grundsteuer Bremens zerfiUU: 

a) in die von den bebauten imd den diesen gleichgestellten 
OiundstOcken unter dem Namen ^GebAndesteuer' und 

h) in die vou den unbebauten (liti;;. l.-il iu 'k'Jll. Uli h l dem Namen 
'«GiiiiuUtener'' nach den BesUuiiuungen dieses Üesotzeß zu ent- 
richtende Staatsabgabe. ^} 

Die Gebftudesteuer Bremens wiitl von dorn Kapital wert der 
dieser Steuer unterliegenden Ctrundstüdce erhoben.®) 

Der Gebftudesteuer Bremens unterliegen: 

«) die Geb&ude. Zu den Gebäuden werden aUe Baulichkeiten, 
wie Wohnhäuser, St&De, Werkstätten, Ftek- und Lagerhäuser, 
Sdiennen, Speicher, Backhäuser, Lust- und Gewächshäuser, Ziege- 
leien, Moide!), FaltrikgebÄndo, vScIiiffswnrfte u. s. w. gerG<;liiii't ; 

b) die zu Gebäuden gehün niien iloMum«^ und Lustgärten; 

c) die zu gewerblichen oder imlustiieUen Zwecken benatzten 
Arbeits- und Lagerplätze.^ 



') „Bulletin*» etc, 1890, S. 692. 

„Balletm" eta, S. 350. 
") Say: „Dietionnaire" etc., 1890, S. 248. 

*) „Hamburgische Oesetzsammluug 1«84". No. :^7. Ctf^Mt v 4. Juli 1881. 
^) „Oesetzblatt^ etc. (der Freien Hansestadt Bremen) 1878, No. 19, 



•) „GeHt'tzblatt der Freien Hansestadt Breinon 1878", No. 19, S. 162, §7. 
^ „Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 1878", No. 19, S. IUI, § 2. 



§ 1, S. 161. 
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Die Höhe der in erhabeoden Geb&udesteiMr und OnmdBteoer 
BremenB wird j&hrlich doioh Oeaote festgestellt 

Das VerhUtnis dee OrondsteiieiBatses su dem GeUndeBtener- 
satae wird doroh ein beeonderee Geeefae festgeetellt. ') 

In Lübeck wird nach Massgabe des jährlichen Nntsnag»- 
wertes der Gebäude und Grundstücke in der Stadt uud in den 
V^orstädten oine Grund- und Oi häiK lesteuer erhoben. 

Die Ennittelmit: dos jährlichen Nutziingb wertes erfolgt nadi 
dem Gesetze vom 8. November 1886.*) 

Der Steuer unterliegen: 

1. Die Oebftttde nebst den dazu gehörigen HOfen und Hans- 
gflrten; 

3. Die sonstigen ertmgsfiOiigen QmndstQcke (Liegenschafteo). ^ 

Der Nutzungswert ist in Lübeck einzeln zu ermitteln für: 
die in der Stadl l>elegenen Gebüude mit ihron Hinter- uii'l Seiteii- 
gei^äudeu, Renii^'en , Ställen, Wii8<hhä>isfrH und boiistiizen \rl>«Mi- 
gebäuden, sowie mit Kiiisciiluss des ÜaugniiMies, 'der dazu geiiörigeu 
Uofplätze nn(\ liauagftrten, letzterer mit den darauf befindlichen 
erdfesten £änriuhtungen>) 

Der Nutznngswert der in den Wohngebftuden bdlndlidiea 
Verkaufsllden, Wirtsohaftsstnben etc. ist in Lflbeok nach den für 
die betreffenden LSden etc. selbst gezahlten Mietspreisen, eventuell 
in angemessenem Verhältnis zu denjenigen Preisen, welche für 
andere dort vorhandene LtUlen etc. gezaldt wordeu sind, f^tzu- 
stellen. 

Der Nutzungserti'ag, welclien die regelmässige Verniietnug 
oder die eigene Benutzung der Böden und KeUer eines Gebäudes 
als Lagerräume, sowie der Hofrftnme desselben ta Lager- und 
Aibeitspl&tzen . gewShrt, ist bei Feststellung des Kutsungs wertes 
des Gebäudes entsprechend zu bertL(^sichtigen. 

*) „(jesetzblatt der Freien ITanpoHtfidt Hromon 1^78*'. Xo. 10. S. 162. §9. 
,.<tasetj',. die üruud- und Oebäudesteuer für die Stadt Lübeck uod 
dereu Voretatlii ii betroffeod'S §§ 1 u. 2, S. 1. 

") Cfr. auch „Gesetz, die Gruinl- nud Oebäudesteuer betrüffeiid*^* io 
„Sauunlung der Lübeck'schen VeroiUuuugen'' etc., 1890, No. 30, S, 1. 

*) „Gesetz, die föinittelaog des Nutsungswertes der Orandstüoke und 
Oeb&ade in der Stadt Lübeck und deren VorBfildteD betraffend^ 8. 2, § 7. 

*) „Gesetz, die £nnittelung dea Nntznngswertes der Orondstuoke uod 
Oebllnde in der Stadt Lnbeok nod deren VorstVdten betreffend^ & 4» S 13. 
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Ob ein Qebfiade oder eine Wohnnog allein oder msammen 
mit anderen QrundstQokeo Tennietet, ob dem Mieter Mobilien, 
MaBcfaineo nad andere Oegenstinde sar Benutzung mit Überwiesen 

worden fdnd oder nicht, wird iu Lübeck selbstverständlich berück- 
sichtigt. 1) 

Für offeiUlirlie Gebaiido. Schauapiei- utn] Cn'>oU8chaftsshäu»er, 
Gasthöfe, Radeanstidton. desgleichen für Eisenbahnhofe, Schiffis- 
^orften, Mühlen, Fabriken nnd sonstige industrielle Aulagen mit 
EinschlusB der zum Betriebe benutzten Omndflflchen ist in Lübeck 
der iShrlidie Nutsungswert, soweit Anbaltspnnkte in gesahlten 
Xietaertiigen sich nicht ermitteln lassen, nach bilügem ESrmessen, 
nnter Ißti^erflcksichtigung- des Feoenrersichennigswertes der Bau- 
lichkeiten, bi/wie der Krwerbimgs- und Ueretellungskosten, einzu- 
schätzen. 

Als Nutziingssveit der in den Vorstädten belegenen ürund- 
slucJce, welche znr Garten-, Acker-, Forst- oder Wiesoukultiu' be- 
blinunt sind; gilt in Lübeck der landwirtschaftliche Beinertrag, 
welcher in OemSsaheit der gesetdichen Yorechriften über die Ter- 
mesfHiiig, sowie die ErmitteluDg und Feststellnng des landwirt- 
schaftlichen Beinertrages der in den Vorstädten befindlichen I^iegen- 
sofaaften (Gesetz Tom 17. Mai 1876) ermittelt worden ist. '«) 

Treten in I't ziig auf ein Geljäudc oder Gnindstuck erhebliche 
Yerändt-ruiigt ii t;iü (§ 20, 2 ö), so hat in liübock eine neue 
&ittittehing des Nutzungswertes sofort zu erl(>li:' ii. ') 

In Anhalt wird d^ Ertrag des Immobiüenbesitzes durch 
die finkommensteuer getroffen.') 

Nach den früheren Steneigesetzen vom 80. Oktober 1834 und 
9. September 1843 waren im Königreiche Sachsen steuerpflichtig 
alle Gebüude mit Ausnahme derjenigen des Staates und einiger 
anderen, namentlich der kirchlichen Zwecken dienenden. 

*) „Gesetz, die Ennittelang des Nutzungswertes dor Omndistüclje und 
Oablude in der Stadt Lübeck und deron Vorstädten betreffend*'. S. 4, § 12. 

*) .,0e8etz, die Ermittelung de^ Nutzungswerto.s dor Grundstücke und 
Gebaud«^ in der Stodt Lnhf><^k und deron Vorstädten Tjotn ff' rif^'. S. "i. ^ 11 
„üesctz, dio Krmitt' lnng' des Nntzungswertes der < i i un'isiucke un<i 
Oetäude in dor Stadt I.ühyck und du reu Voj-stadten betn»ff"n'l". S. f), § 15. 

*) ,.Ges*iü;. tlii' Ki inittphinf? des Nutzungs\vort*?K der Urundstücke und 
OeNiude in der Sladl l.ül>ci;k uuU deren VorHtädteu betreffend"', S. 5, § lü. 

') „BuUetm" otc^ a 349 und 350. 
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Seit dem Ende der sechziger Jalire eiitbrnuiite in Sachsen ein 
langjähriger Kampf um die Refonn der direkten Besteuerung, der 
damit endete, dass im Jahre 1874 sanAofast pEOviaoriscb und am 
2. Jtdi 1878 definitiv ein nenes Geaetz Hüb!» die Bünkemmenateaer, 
darauf am 8. Juü 1878 ein Gesetz Ober die direkten Stenern fiber- 
hanpt erlassen wurde. S^t dieser Zeit hat die HSuaersfeeoer ia 
Sachsen als selbständige Steuer zu existieren aufgehört and wirf 
der Ertrag der Gebäude lediglicli nacli d>m fflr die Besteuerung 
der Eiukommen uborliaupt gütigen Vorschriften beste uf^ rt. ^) 

In Sachaen-Weimar und -iBiaenaoh bildet der Ertrag 
der Immobilien eine der HauptqneQen fflr die allgemeine Beataner- 
nng des ESnkommenB, die im Oroeshenegtom seit 1821 beetehi 
Die Steuerprogreeaion wird durch neun Stufen bewirkt 

Das Maximum beträgt für ilen Ertrag auf Grundbesitz 3, das 
Minimum 0,8, das Mittel 1,19 pCt^j 

Im ÄnsohluBB hieran bringe ioh die Beaultate dner von mir 
in den Jahren 1893/93 veranstalteten kleinen Enqtndfee Aber die 
kommunale Besteuerung einiger StSdte. 

Vom 1. Januar 1873 an werden in Altona die sogenaiiiiti'n 
voreinip^en Stadtsteuem als eine Grundsteuer von dt ii im Stadt- 
gebiet belegenen, bebauten und unbelianten Grundstücken von den 
Eägentamem oder Nutzmessem erhoben.^) 

In der Stadt Hannover wird von jedem OnmdbesitK inneF- 
halb des Stadtgebiets der das Stenerkapital bildende Wert der 

Area, der Gebäude und der Lage ermittelt und werden die daranf 

von dieseiii Steucrkapitale zu ontrichtt'ndeii Simpla berechnet 

Die Ermittelung des Steuerkapilals findet bei bebauten Grund- 
stücken wie folgt statt. 

Als Wert der Area wird angenommen: 

a) filr jeden (h umll üBitz bis zu 1000 Quadratfuss eiu Wart 
von 2000 Tiiaici-n; 

b) bei einer Area über lOUO und bis zu 3000 Quadiatto 
ein Wert von 2 Thalem für jeden Quadiatfuas; 



') G£r. auch Coarad: ,J[and«ftrterbQoh** etc., 1892, 8. 403. 
>) ,,BnUetin'' ete., & 34'). 

^ ,,Begttlativ für die Btldtisobe Gnudstener in Alt(ma^ 8S I und 2. 
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c) bei einer Area Aber 3000 Qimdratfnfls: 

1. für die ersten 3000 Qiiadmtfuss zu 2 Thaiern ein 
Wert Ton 0000 Thalera, 

2. für jeden (^uadratfuss Aber 3000 und bis zu 30 000 
Quadratfuss, ein Wert von l^j^ gr«, 

3. fOr jeden Qnadzatfuss flbar 30 000 ein Wert von sy, gr. 
Die Becedhnnng der OrOflse der Area gesohielit auf Chnmd der 

dflBhal)) vorgenommenen VermesBrnigeo. 

Als Wert der Qeb&nde dient das duröh das Stedttiauamt er> 
nütteJte Taxatum. 

Belluf^^ Festsetzung des Wertes der Lage^) werden nämt liehe 
Häuser unter iJerQcksichtiguug teils der gewerblichen, teils der 
sonst in Betracht zu ziehenden VerhÄitnisse der einzelnen Strassen 
ia 11 Klassen Terteilt nml irird von dem Gesamtwerte der Area 
und der QebSnde ein gewisser Prosentaats ttr jede einzelne Klasse 
als der Wert der Lsge hinzogesetzi 

Von unbebauten Orundstfioken wird als Wert der Area an* 
genommen : 

a) von eingefriedigten Oärten ein Wert von 2 gr. für den 

Quadnitfuss ; 

b) von Ackerland und Wiesen ein Wert von 1 gr. für den 
Qnadiatfusa. Ais Wert der etwa damuf befindlichen nicht bewohn* 
baren und nur als nebensgofalioh, eracbeineniden Gebäude dient das 
durch das Stadtbauamt ernuttelte Taxatum. Die Berechnung der 
Stenefslmi^ erfolgt fdr bebaute oder unbebaute Qrundstfloke auf 
Grundlage besonderer Bestimmungen. 

Von allen innerlialb des Stadtbezirks Dresden*) gelegenen 
Gebäuden und Grundstücken wird für die Stadtgemeinde Dresden 
eine Griuidsteuer^) erhoben. 

„Grundsätze über die Veranlagung der ao die 8tadtkasse zu ent- 
nehtandea Abgaben von Orandbasits und Oebinden*^ Hannover, 1866. Vom 
L Joli 1869, 8. 1. 

*) Cfr. „BastinuBUBgen vom 8. Januar 1881*^ 

.fOemeiBdeetanep-OrdouDg" für die Stadt Dresden, Dresden, 1880, 8. 1. 
^ Za gSrnhenzweeken werden je */• P'- Orandsteoer, zu Soholzwedno 
1 Pi Grandsteuer jährlich erhoben. Cfr. a. a. 0. „Schulanlagen-Ordnung*' and 
„Kin heoanlagen-Ordnung", S. 25 u. 28. Die Isteinnahme betrug im Jahre 
Iblfl bei der „Kircbenanlage" 221068 M. 48 Pf., bei der „Schulanlage" 
730828 M. 79 Fi Schraibea das Bates xa Dresden vom 8. Mäix 1893. 

12 
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Als Ertrag wird in Dresden bei vennietoten oder verpox^- 
teten Gnmdstn« kfu und Orundstflcksteilon hf>i dor BeRteneniner die 
GeöamtiüUinnio jähdiciieii Mhi- (Mrv ra»litvitr;iji^ 
angesehen. All»\<. was der Mieter «Miti Pächter dem Besitzer ver- 
m«ige des abgeschloi^ionen Miet- oder Pachtertrages für die Über- 
lassong der Gmndstflcksbenuteiiiig in baram Oeide oder in anderer 
Form SU leisten hat, namentlich auch alle NebenveigOtiuisen fOr 
Benutanng der Wasserleitnng, der Treppenbeleocfatung, der Benutzung 
eonstiger Beleuchtungsanlagen, für Qrubeniftumung, Hausmanne> und 
Pförtneniienste nnd andere Leistungen, sind als Miet- und Pacht- 
zins anzusehen. 

Für Gninrlstürke nnd ürundhtih;k8leilt>, welche der Besitiier 
selbst benutzt oder welche ganz oder teilweise ohne Entgelt oder 
IQ einem Kietzinee, welcher den ortsttblicheo Satien nicht ent- 
spricht) anderen sitr Benatswig überlassen sind, tritt an die Stelle 
des Miet- oder Ptehtxinsos der Vermietungs- oder Veipachtnngs- 
irert (Mietwert) 

Sieben Zehnteile deR ermittelten Ertrages werden als Rein- 
ertrag- 1) iuigeeohen, ') 

Der Ert.mg wird in Dresden nach den Angaben des Besitzers 
und auf (inind sdustiger Ermittelungen feBtgestellt. 

In allen Fällen, in welchen ihm die Bestimmung (über vom 
Besitzer selbet benutzte Grandstücke nnd Grundetflcksteile) in 
Abs. 3 des § 5 anwendbar erscheiDt, steht es dem BMte sn, die 
Feststellang des BOetwertee durch AbschStzung anzuordnen, denn 
Ergebnis für die Besteuerung massgebend ist. 

Der Ertrag Ton GrundstQcken , welche öfTentHchen Zwecken 
dienen und weder vemiietet noch veri>achtet sind, wiid u-.u-h der 
Einschätzung bcsÜLuaii, welche für die8* II>t'ii für die Eutriciitung 
der Landesbrandkfussen-Abgabe in Betraclit kommt. 

Vier vom Hundert dieser Etnscb&tzungasumme bildet des 
Reinertrag (§ 5, Abs. 4). 

In gleicher Weise wird auch dor Reinertrag derjenigen Staats* 
und reichsflskalischen Gmndstflcke berechnet, welche anf Orond 
der ortsstatntarischen Yorschriften vom 16. Febnuur 1881 nach 

Die Ertrüge aus Grundbesitz untoriisgen aodl aoob einer „Qemeiiidfr'fiiB* 

konimeustencr'^ a. a. f>,. P. 11. 

') pGcmoindi^teuor-Orüuaug^ etc., 8. 2, § 5. 
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Massgabo der Bi-audversicheruDgs-EinschätzungSöumme giiuaiwei-t^ 
abgabepflichtig siud. 

Bn djeeen ErmtttelYingeii sind allenfhalben die äiatstehlichen 
Yeriiiltiiiase des dem Stonerjalure Torfaetgehetideii Salendeijahres 
maMgebend; Mietworte der im Yoijahre anvermietet tind imbenntxt 

verbliebenen Rftiime sind daher dem Ertrage nicht zuzurechnen.*) 

Mit dem 1. April 1895 wurde das bisher in Halle a. S. 

geltende Regulativ vom 31. Dezember 1875, betreffend die Erhebimg 

der Omnd- und Mietsteuer in der Stadt Halle a. S., mit Nach- 

* « 24. Dezember 1884 , ^ t • -looo t i v 

tragen vom 2(i Januar 1885 1888 aufgehoben. 

Von allen im Gemeindebezicke belegenen bebauten nnd anbebanten 
Onmdatfioken, soweit ihnen nioht Befreimig sustaht, wird in 
Halle a. S. jetzt n. a. eine QemeindegnmdBtener erhoben. (§ 1.) 

Der Besteuerung" wird der jährliche Nutzungswert der steuer- 
pÜichtigeu Grundsiüeko zu Grunde K<?lt)gt. (§ 2.)^) 

Die Mittel, welche für die Stadtgemeinde Dessau zur Er- 
fQUong der ihr obliegenden Leiatimgen nnd rar EneiGfanng der 
OenNiadeswecke erfoiderlioh Bind, werden, soweit sie nicht aus 
den Einkflnften ihres YennCgens und soostigen bestehenden Qe- 
memde-ESDnahmen gedeckt veiden, durch eine Gemeindesteuer 

au%el. rächt •''). 

Die Gebäudesteuer ist in der Stadt Dessau von allen im 
Stadtbexirk befindlichen Gebäuden zu entrichten, wenn dieselben sich 
im Baiyon der Wasserleitung, d. h. innerhalb der von den städtischen 
WsBBenQhren durchaogsnen Stadtteile befinden, oder an Strassen 
fiqgen, in welchen sich fifihrenstränge befinden, beaw. sobald sie 
in diesen Rayon drneh YergrSssenrng des Rohmetzes hineingezogen 
worden sind Ausser der Oebäudestener wird in Dessau für 
die Gemeinde und Kirelic noch eiue Steuer vou Gebäuden erhoben. 
Die letztere betrügt 2 Pfg. pro Einheit für jede Tausend Mark 



„Geuieiüdö&teuer-Urduuug'' etc., S. 3, § Ü. 
^ „Steuer- und Gebühren -Ordnungen der Stadt Halle a. 8. nebet 
Bediogungea IGr die Bemtfanuig der slidt Wasseileitiing'S Halle a. 8., 
1806^ & lOfL 

^ „Znssmmenstelhing der wichtigeren Ortsgeaetse der Stadt Beaaau^S 
BMan, 188&,& L 

*) nZtisainmeiistelluig** eto., Dessan, 1889, B. 50, § 1. 

12* 
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des Fenerversichenings wertes der betreffenden Gebäude exkL der zur 
I/iiKlwirtsi-liafl <li*Mi.'iidon Scli<'iiiit>n und StÄlle, Die Zahl 'l^ r zur Er- 
hebung koninioiiden Kinheiten-Steuer wiiil für jedes Jahr festgesetzt 

In Sohle iz richtet sieh die Erhebung der stftdtischen Gnind- 
steuer nach der BtaatUchen Orundgteaer, welche sich auf das Qe- 
seU vom 20. Mfln 1850 grflndet Hiernach ist jedes euixelne 
Omndstfick nach Steuereinheiten ahgeschAtzt und reprSsentiert jede 
Steuereinheit einen Steuerwert von 30 Haik; von jeder Steuer- 
einheit wird terminlich 1 Pfennig Omndstener erhoben. 

Die Zahl der Termine wini luu h liedürfnis festgestellt und 
wurde die Steuer /. R. im Jnhrt^ 1892 vom Staat jiihiiich in 
4 Teujiiiien, von der Uemeinde jÄhrlieh in 5 Terminen erhoben*). 

In Alten bürg wird seitens der Stadtgem^nde ein Zii=ichlag 
(1 Termin Grundsteuer) snr staatlichen Grundsteuer, welche auf dem 
Gesetz vom 21. Februar 1855 basiert, erhoben, ferner ein Zneolilag 
(ly, Tennine) seitens der Kirchen* und Sohulgemeindenf)L 

In Chemnitz werden Grand- und Gebäudeertc8ge durch die 
Klassensteiier erfasst*). 

In Weimar icriebt es auch keine Itr-^jndei-e Gel>äudesteuer. 
Die Erträgt' <l''i- ( i.'l.;iii<l<' weiih-n nach Ahzug der ünterlialtungs- 
kosten durch dio Kinlv<iiniueüsteuer getit)tten •'). 

In Stuttgart ist ansser einer staatlichen Gebäudestener 
(cf. ^^Regierungsblatts* von 1873| & 127) auch noch eine Gemeinde- 
steuer in Verbindung mit' dem Gesetz vom 23, Juli 1877 (,Jfe- 
gierungsblattf' von 1877| 8. 198) in Geltung. 

In Mflnohen^ wurde in den Jahren 1889 — 1893 ein 
Kommunalsteuer-Zuschlag von 110 pCt zur Haussteucr erhoben. 

') Schroiltin den Magistrat vom 11. Juli 1892, sub No. 3932. 
') Schreiben des Magistrats der btadt Schleiz vom 29. Juni 1892, 
sab No. 2508. 

*) Sofareiben des OberbAigermeisteni vom 29. Juni 1892, sab No. 293. 

*) Sofareiben des Stadtrates vom 8. Juni 1892; ofr. auob ,3ogaÜitir 
über die Anfbringnag der Kom.- Anlagen in der Stadt CShemnits**, Chem- 
nitz, 1890. 

^) 8<*hroiboD dos Magistrati vom 30. Juni 1892. 

") Schreiben des Bürgermeisters vom 8. Män 18fJ3, sub No. 1497. 
Über die Stati.«-tik r in München erhobeueti S^teuero z. B. für 1870— 181W 
vergl. im Bericht h s städtischen Amts pro 181»0": „Die Ste'irr nnd Oetneindo» 
ateaeromlageii der £iawohaer»ohaft Münchens im Jahre 1890''. 
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Jn einer Beihe dentsoher StRdte werden weder eine kommanale 
OebSodeeteoer noch Znechllge su den StutssteaerD eiliobeo. 

So z. B. in Posen 1) und Frankfurt a. H.<). 0fr. S. 84. 

In Braunschweig giebt es weder eine Btaatüche nocli eine 
koDimunale Gebäudesteuer 3). 

In Russland ist der Haus- und Inimobilieubeeits der sog. 
,iImmobiliensteuer^' unterworfen. 

Die Immobilien werden zu staatlichen, xu kommunalen und 
landa<Aaftlichen Zwecken belastet^). 

Die staatliche Immobiliensteuer ist eine Bepartitionssteuo', die 
in den Stftdten und Hecken Rasslands auf Qrund des Gesetzes 
▼on 1863 erlioben wird. Dnroh ©in besonderes Gesetz wird jähr- 
lich die K»'[»artiti(;iissuuiine für jede l'rovinz bestimmt und durch 
besondere <)rgaiie fiiidot danu inuerhalb derselben die liejjartitiou 
auf die einzelnen Städte und flecken statt 

0 Sohreibea des Magistrats vom 18. JnU 1898, sab Ko. 193. 

*) Sohidben des IfagiBlzaiB vom 29. Jnli 1892, sab No. 1679. 

*j SohreibeD des Magistnis vom 28. Juni 1892, sab No. 6217. 

*) Cfr. über die Btaatliohe TmmobilieDSteaer m. Aibelten: ,^ie Bo- 
ateoarang der slidtisohen Immobilien (Eron-Immobiliensteuer) in lUisslancI*' 
io „Knanzarchiv", 1898, S. 104 ff. und: „Die StaatFlieponschaftssteaer 
Rassiaiids^' in Conrads: ^. f. N. u. 1894; — über die Steuer zu 

kommonaien Zwecken m. Arbeiten: ,,Die Immobiliensteuer in Riga und 
die Gebäudestouer in nsterrt'icb'-, h'iga, 1888; .,T)io rmraobilionstener der 
Kommunen Russlands-* in: „Zeitsclu'. f. d. g. Staatsw.", 18'J2; „Resultate 
für Riga aus Studien über die kommunale Liegt'nschaftübesteuerung'' ete. 
in: „Riff. Tgbl. 1. Mär:? 1895; „Die Besteuerung' d. städt. Liegen behalten 
KuiJiküds zu iiurainunaleu Zwecken" iu; „Zeitschr. f. V., S. u. V/', Wien, 
1890 n. 1900. Die Landschafts-Immobilienstener wird von mir an anderer 
fitdle aoBfühiÜcher bebanddt werden. 

Eb sei mir gestattet, hier mit einigen Wortes die Geaohiolite der Be- 
ileoeraiig der Oebiode in Boaslaiid, woräber bisher nur sehr wenig bekamit 
iit, sa beiOhrsn. 

Naofa dem Stadlam des nueisoheB Chraniaten Nestor („VoUsttaidige 
Sammlong msaiBoher CiiroiiikeB*^ etc., T. I, St. Petersburg, 1846, S. 8), 
i>t ni* iner Meinung nach anzunehmen, daas die in jBassland im Mittelalisr 
besteiunde BanolttteiieT doch eine, wenn aaoh gasz rohe, primitive Form 

der Besteuernns: der Gebäude wnr. 

Ranch, der aus Öffnungen von Behausungen stieg, wurde als Merk- 
mal für das Bestehen von menschlicht'u Behausungen angesehen und dionte 
d\n entscheidend für die Jiteueiaulag«. Erst später bildeten sich dann AI>- 
gaben von Grund-, Vermögens- und Gewerbesteuer-Charakter heraus. iNacii 



Digitized by Google 



— 182 — 



Die kommunale Immobüieiisteuer Buselands ist eine Stenor 
7om SdiMiimgBwert der Lnmobillen und zwir keine B^putitioi»-, 
sondern eine Quotitftlsstener, die auf den Bestimmungen der roB- 
sisdien St&dteordnungr beruht 

Die Höhe der Steuer wird von der Stadtverordueten- Versamm- 
lung in eiüeui Prozentsatze dos Erti^ages oder, wenn sich derselbe 
nicht ermitteln läset, des lumiubilienwertes festgestellt, darf aber 
10 pCt der rdnen Brtrflge resp. 1 pCt des Immobilienwertes nicht 
ttbersohreiten. 

FQr die Landsdufts-Immobiliensteuer sind im Oeeets leoht 

allgemein gehaltene Boslniiiiinngeu vorhanden, auf die liiei nicht 
näher eingegangen werden kann. 

Mayer: „Juid. Sammlang", Ktsan, 1855, S. 124 [nuMi]« haben sowohl 
die Bsooh-, ab die fipHtere Eopbtener im Gnude den Chaxikter von 
Grand-, Yennögenfr- und Gewerbesteaera.) 

Ton der Banohstener ansgehend, will iah hier mit einjgea Worten 
die weitere EntwicAelmig der an dieselbe 8i<^ aohlieaBeiiden and ans ihr ber- 
voigebondna Stenern za charakterisierea suoheo. 

Nach Nestor standen einige slavische Stämme noch im IX. Jahrhandeit 
nach Christi auf niedriger Stufe der Kultur. Sie nomadisierten, lebteo in 
WlüdHru, an den Fluss- imd Sceufern, wohnten in elenden Hütten, Erd- 
hutU'u unil Höhlen. Was war natürlicher und bequemer als die £rhdbung 
der Abgabe nach dem Rauch, der ihre Behausuni^en anzeigte? 

Die Waränger erhoben die KaucLsteuer von den Tsclmden, SlovendQ 
u. s. w.; die Chosaren von den Poljänen, Sewerjänen u. s. \v. 

Die ßaucbätcuer untei'scheidel sich uiubt wütitiutlich von der Be- 
steoeroBg des Hofes (i. w. 8.), die späterhin besteht 

Die Bannh- und Hefbestonerung entspcMsh orsprüoglioh dem Eottm^ 
sostande, wifarend die spätere reine Hofbestenemug ungieiohnilasig wiiftteL 
Solange das ganse Volk noch ans kleinen Besitsem bestand, die in Familien 
die emseinen Gehttfe bewohnten, konnte sich noch keine grosse Vetsehiedea- 
heit im Vermögen erweisen. Die Yerteilong der Hofobgabe wurde snt 
erheblich ungleichmilssig bei weiterer Entwickelnng d«r Gewerbe, als e il i keie 
Gegensfttze der Vermögensreiiiältnisse entstanden. 

Da mnsstn sich denn ein anderes System der Verteilung der Ab- 
f^mhen. und zwai- nafh dem (rnindbesit?: hpransbildon. Zugleich mit einer 
Erhebung der Abgaben nach Hackeupfliii-en. fand die Erhebung nach Rmifh 
und Rof innbefondere in besonderen Fällen und mit einigen kleinen Ab- 
gaben noch iniiuur selbstäudig btatt. 

Daiauf verlor die Besteuerung naci\ llackenjjfhi^en ihre" frühere 
Bedeutung und trat eine Besteuerung nach Köpfen und üewerben auf. 

Am Ende des XVII. Jabrhnodert^ erscheint die Besteuerung nach 
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In England werden Gel4Uide durch die inhabited hoose duty 
d L J3obednla A»** der Emkomtuenateaer^) (tnoome tue) und dnnsh 
lokale Stooem getroffen. 

Die englische Einkoiiuneiisteuor wurde im Jahr 1798 ein- 
geführt niid ähiioll«' den kontinentaleu Einkommensteuern, 1^16 
wurde sie aiigenehaflt und im Jahre 1842 von R<jl)i it i'ccl und 
zwar in jetziger Form wieder eingeführt. Die erwähnte Sclietiida A. 
denelben trifft die Ertrilge aus Grund- und Hauseigeotum'). 

Bereits im 15. Jahiirandert*) wurde eine Haossteuer und 
nunOiensteiier einzufahren versueht und im Jahre 1696 eine 

Fenstereteuer eingeführt, zu welflu-r im -lalm- 1778 noch eine 
E!lrRfi:?!st..'iier von Wohnhäus^crn kam. Dio EitmgssltMier von Wohn- 
gebäuden, welche in den Kriegszeiten am Ende des vorigen Jahr- 
hunderts Ijedeutend erhöht worden war, wurde bei den Refonneu 
der 30er Jahre aulgehoben, w&brend die Fenstei-äteuer bestehen 
büeb. Letstere Steuer war aber wegen der Yiaitationen, die eie 
venDhtfste, nnb^ebti {Ohrte xu aanitBren Übelatftnden, wurde 1851 
«abhoben und durch eine einsige reformierte Wohnungssteuer 
ersetzt, die aber nur in Orossbritannien , nicht in Irland Geltung 
luit^. Diese Steuer (inhabiteil liouse duty) trägt den gemischten 



OtL< f',ti nu< h sfhr oft als selbständige Abgabe und ersetzt aq maochtiu 
Orten diö iruhere Beetouonuig nach Hackonpflügeo. 

Die Methode der VemnUi^uiig der Abgaben nach Kauoh und llof 
bildete einen Übergang zui* Kopiäteuer, die von Feter dem Oroasen ein- 
geführt «anle, und an deren Stelle im Jihre 1863 die Erommmobilien- 
iteoer trat, die nach jelit noch besteht 

La JLvm. Jahihondeit gftb es in mehreren maeiedien Sttdten eine 
hnnoUienstener, die z. T. an SteQe, s. T. neben der Omndaleaer eihoben 
WDida, aber nnr ananabmewetae in ataatUoben Zwecken Die gefenwirtig 
in den Sttdten Bnealands ku kommunalen Zwecken erhobene Immobilien- 
itooer wird auf Grundlage der Städteordnungen von 1877 und 1893 er- 
hoben. Auch die I^uidaofaaften erhaben Immobiliensteuer für ihre Zwecke. 

Auch Lwow: „Knrs des Finanzrechts*', 18vH3, S. 330, hält die Hofs- 
oder Kauchsteuer i,,podwoiiiui" oder ^podoimuui'^ nalog) für eine Form der 
G«bäude8teoer. 

') Nicht gt'tn-rtf'D werderj die Erträ^u der üebäude durch die Ein- 
kömmenssteuer z. B. in Osterreich und Italien. 

») ..Bulletin" eta, S. 351. 
Duvell: „Hißtory of taxation and taxes", Bd. II, 8. 60; Ehebeig: 
„HÄuseruteueru'S in „Handwöiterbnoh der Staataw.'', 1892, a 406. 
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Charakter eiaea pArtiellen Sünkonuneos, einer HftuserertngB- und 
einer Mietstener, und sie ist bd geteilt Tennieteten HKuseni vmn 
Eigentflmer, sonst aber vom Bevohner, resp. yom Mieter zq uhlea^)*^ 
Die Bihabited Hoose dnty ist eäm Steuer, die auf Wohnhinser 

gelegt wird, welche vollständig oder teilweise m WohnzwedoBR 
dienen. Nicht ansgedehnt winl sie anf Häus*>r, die lediglich zu 
Handelfiz werk 011 dienen und niclit liewuhnt werden. oflVntlielie 
Gebäude, Bmmgebäude, die von Päclitern nnd FanngeöinUe benutzt 
werden und überhaupt Qebäude, welche teiU als Wohnhäuser, teUs 
au Haodel^zweoken dienen, zahlen 6 ^. pro s 2,50 pCt 

Wird ein Gebäude aber auf andere Art benutzt, so zahlt es 
9 P. pro Jif s= 3,76 pCt 

Obgleich gegen die Proposition, alle Qebäude von weniger 
als 20 £ Mietwert steuerfrei zu lassen, geltend gemacht wurde, 
dass die Steiierfmiheit bifi 20 £ eine so bedeutende Zahl von 
Hänsern befreie, dass die Abgabe ungerecht sei, so trat sie dcnnoeh 
in Kraft. Der zur Zeit dw Tory-Uerrs* haft (Derby-Disraeiy) ge- 
maohte Vorschlag, die Steuerfreiheit auf Häuser unter 10 £ Rente 
zu beaohränken, wurde verworfen. 

Die VersDlagong der en^^chen Steuer von den bewohnten 
Häusern findet duroh lokale Steueremsohätzer statt, welche von den 
Kommissären der liandsteuer aus den Einwohnern des Kirchspiel» 
erwälilt werden. Die Schätzer weinlen für die VoUatäudigkeit 

') Die Frage, ob die „inhabited house duty^* eher als Häuserertrags- 
oder als IGotstauer aa&nfosseii ist, würde auf Grund einer Btatistisoben 
Enquete über die Fzsge entsohieden werden fcOonen, in welohem Veilillt- 
niese die Zahl der „geteilt vennieteten Hinset*' zur gesamten Zahl dar 
Wohnhänser ateht 

*) ,Jn tbe 0B86 of honaes let in different staries, teoemeota or lod* 
ginge*' hfliffi^t oh .,and inhabited by two or more persona or f amilies, the 
same arc to be chargeable to the inhabited hni^o duty as if the atme 
were inhabited by one family only, but the landlord is deemed the occupier, 
and the duty is payable by hiin, with the provision, however, that wliero 
the landlord does not reside witliin the limits of the coüectors distiict. or 
where the dnty remains niipaid by the landlord for a period of 20 dap 
after it befoines dun, then the wcupier or oeeu|)iei"is become liable for the 
»ame. and aftei payniwit tiiey jire empowered to deduot the duty from their 
uext payment of ront." 

„Tweoty uighth Report of the Gommissioners of her Majesty's Inland 
Bevaone" etc., London, 1885, a 86 u. 87. 
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der Anfauhnift der Gebftade bei einer Stnie tod 5 — 20 £ ▼enuit« 
vDfthdi gfwnüflht. 

Die lokalen en^^lisehcn Steuern Riixl im Allgomoinen sehr 
hoch, Sie werdoii hauijtsiu lilich auf der Basis der Keiu-, nicht 
wie bei der Staatseieuer der £oberti%e erhoben. 

ZwiscdieD den versoliiedeiieii Gebäadekategoden wird bei dieaen 
Slaiiem Icein Untenohied gemadit, jedoch vaziiort der Steneifass je 
Didi dem llnaniieneB Bedttafoiss in den ▼erschiedenen THstrikten*)*). 

Die finanzielle KoÜage bewirkte in Frankreich im Jahre 
1798 die Einführung einer Thür- und Fensterstener im Weeent^ 
üoben necb engtieobem Muster, einer Steuer, die vorzngaweiee als 
fttnigntener ansneehen ist 

Die Thür- und Fenstei^teuer in Frankreich, seit 1798 in 
KlaE«entafeln nach Grösse der Ortschaften. Orr Zahl der Tliüren, 
Tborwege und äusseren Fenster veranlagt, ist vorzugsweise eine 
Ertragsstener, welche im Grunde ale eine Besteuening von Licht 
und Lnft anzusehen ist und aogsr von autoiitativer Seite ^) ale 
„denisoaaUe^ ehaiakierisiert vird, wurde im Zeitraum der Jahre 
1857 und 1885 um 46,8 pCi und die sn derselben erhobenen 
Zuschläge um 228 pCt erhöht Sie war eine Repartitionseteuer, 
wurde IS31 erlioiit und in eine QuotitÄtssteuor umgewandelt. 
Als sie 1832 wieder zur Rei^iirtitionssteuer pema<^ht wurde, nor- 
mierte man ihr Kontingent von 13 auf 22 Millionen Frcs. Aurh 
sollte nach Gesetz Tom 17. August 1835, wenn Neubauten ber- 
sestaUt worden waron, das Kontingent ▼ermehit werden. 



«) «Bulletin^ ela, & 361 u. 262. 

*) Bfli der Dantdlong der „iebaiiited heose duty** in m. Behnlt: „Die 
Bestetieniog der Gebinde ete., Riga 1892, hatten eidi leider einige Fehler 
eugeeeUicfaeOf eo s. B. ist 8. 62 statt .,Befiitzer" — „Benutzer^* in lesen, 
— ststt „Mietern" ,3ichtei'Q der deren Gesinde", — „Pächter und deren 
Oe5inde'\ — im unteren Abschnitt statt „Abgaben" — ,,Abgabe." Auch 
komiiit-n (S. C3i Wohogebiiaden von Kaafleuten zu rie«f'hriftszwpckon dienende 
nerton bv'i der Woi-tschätzun^' d"^ Wohngebänd- s nicht in Betracht, und # 
iiiuas» d».'r Siitz: ..l>pstenert wi/rutL'u dagei^en'' u. s. w, fortfallen. Auf S. ti3 
heisrt eii au< Ii \m zweiten Absatz von unten statt , jährliche ßöinertrag" 
»jährliche Bmtti^ertrag". 

Lero> - Beaulieu : „Traite de la scionce des finances", Paris, 1888» 

Bd.I,& sei. 



L 
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Ausser durch die Thür- und Fengtersteoer werden die Ge- 
bftude in Frankreich von der QebAudegmndstoiier getroifeiu Letitere 
wurde durch das Gesets ?om 8. YUt 1890 tod der allgeneiiien 
Grundsteuer abgetrennt und basiert auf eine« alle 10 Jabre zu 
revidierenden Eatasterwerke. Ihre Grandkge bildet der Hietwert 
nach Abzug von ^/^ desselben für ünterhaltungs- und Repartitiona- 
kosten bei ^\''lllllgobauden und Ys desf^Hw^n bei Faliiikon. Die 
Gebäudegnunlsli.'U*-r ist fiiie <.^Uiotitätssti'uer untl ihr St«^uoduiis wird 
durcli Finanzgesetz liestioiint. Neu-, l'ni- und Zubauten werden 
im dritten Jahre nach iliror Herstellung besteuert. 

In D&nemark basieren die direkten Steuern auf der so 

« 

Beginn dieses Jahrhunderte vorgenommenen Begelung. Man beab- 
sichtigte damals, ein ganaes System von Steuern su bilden, ao 
dass die einzelnen Steuern einander ergftnisten. Die eigentDchen 

bleibenden direkten Steuern waren teils eine Laiidsteuer, teils eine 
(loliiiiKieöteiier. Im Jahre 1844 fand eine neue Regelung der 
Landsteuer statt und zu gleicher Zeit wurde auch als Ergänzung 
SU dieser Liand- oder Hartkornsteuer, welche nach ihrer Veran- 
lagung alle sich mit der Landwirtschaft beschäftigenden PerBonen 
treffen soUtOi eine Geblude- oder Haussteuer ausgeschrieben. Diese 
Gebftudesteuer gilt teils fOr GebBude in den Stldten, teils auch fitr 
solche Gebäude auf dem Lande, welche nicht dird^t xur Landwirt- 
schaft oder als Wohnung für liandarbeiter dienen, sondern als 
Fabriken, Gasthäuser, Mühlen, Ijandhäuser u. dr^rl. benutzt werden. 
Der Hansbesitzer b*>11 nur dann der Steuert räg»'r sein, wenn er t^tilbst 
8« in Haus allein bewohnt, sonst aber soll der Mieter der e%entliche 
Steuerträger, der Besitzer n\ir d* r Steuersahler sein. Wenn das 
Bewohnen der Gebäude durch den Eigentflmer im Gänsen vorwiegen 
sollte, dürfte die Steuer eher als Gebäude-, anderenfiills eher als 
Mietoteuer anzusehen sein. Die Gebändesteuer wird mit einer 
bestimmten Summe von der Qnadmtelle jedes Stockwerkes er- 
hoben. Sie iyt etwas vei-schicHieii in Kopenhagen und in den 
anderen Städten. In Ko]>" !ilia£ren wurden früher alle Wokauiitren 
% von weniger als G4 Quadratellen (ca. 25 Quadratmeter) freigelassen. 
Als eich erwies, dass diese Befreiung zu einer nicht glücklichen 
Begrenzung der Arbeiterwohnungen führte, hob man im Jahre 1857 
diese Bestammimg auf, führte sie aber, als in Folge deeseo die 
Zahl der kleinen Wohnungen abnahm, im Jahre 1866 wieder m 
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tmd dehote sie 1873 auch auf die Wohnimgen von nkdit über 
80 QnadiaieUen (oa. SM QnadiBtnetar) aua^). 

Die Uriindsteiier Bel^Meuö IfOrulit uuf dein (Jebetz vom 
3 Frimaire en VII. Sie war bis 1867 eine RepartitionsÄteue*' 

S -it dem 8. Juni 1867 ist sie eijie Quotitätesteuer, weloiie 
die QebAude mit einer Steuer von 7 pGt. dee Beiaerdagea belastet 
Die Beinertiige sind auf Grundlage des Geeetaee vom 10. Oktober 
1860 durch die Genenüievision von 1860 — 1865 ermittelt Aber 
die BesuHate, die durch das Geeets vom 7. Juni 1867 sanktioniert 
wurden, gelangten erst nach Ablauf von 1808 zur Anwendung. 
Zu 'licMT Steuer kommen ikk-Ii nirlit limitierte Zuschläge von 
Seilen der Provinzen und Kummuneo. Aueh erheben eine gi-osso 
Zahl der Gemeinden eine spezielle Grundsteuer nach dem Ertrage 
und Verkaufswerte der Besitsongen. ferner werden die Gebftude 
andi noch in geinasem Hasse von der „oontribution personndie'* 
gebollBn, die dem franzAsiBcfaen ^pOt mobilier^ entspricht, sowie 
auch seit 1879 durch die Thflr- und Fenstersteuer. 

Der erstereti Steuer dienen die durciiix liiiittliclien Mietworte 
aus der Epoche I ST 2 — 1876 zur Basis, wobei die Schätzung nach 
Ijestimmten Typon, welche für die betreffe mlen Kommunen fixiert 
sind, voigenommra wird. Beide Steuern sind Quotitfttssteuem 

In Brflssel wird seitens der MuoizipalitRt ^ne Steuer nach 

dem kubischen Inhalt der Gebäude und nach deren Lage erhoben^). 

Die Bestimmungtin über Besteuerung di r (iel>aiuie in der 
Niederlande sind in dem Ges^ vom 2G. Mai 1870 und vom 
22. Juü 1873 enthalten und bieten eine gewisse Analogie mit der- 
jenigen Ihmkieidia. Zu der durch eine QnotHlftBStener von 6,2 pCt 
des tottoertiages von Seiten des Stsates bemessenen Steuer, treten 
Doch Zuschläge zu provinsialen und kommunalen Zwecken, sowie 
eine besondere „taxc fonciere" zur Deckung von Wegeausgaben*) 



') ,,üaodw6rterbiu h 'ior StaatäwisgeD^cbaiteD'^ Jena Ib^d^ bi. 406 u. 407. 
*> Ray: ..Ptctionnair*'" tjte.. R. 242. 

„Bullötiu'* etc., ö. 5Ö3, ferner m. Ödirift: „Bio Beöteuerung der 
Gebäude'* etc., S. 99. 

*) Say: „Dictionuairü'' etc., S. 243. 

,,BoUetia'' eto., 1891, & 88. 
^ Gfr. amh ITet 26. Hai 1870, Oiundbebst ZvoUe. 
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UispiUnglieh Imsiert die QrundbesteaarODg in <]>>n Nieder- 
landen auf dem franxfisischen Gesets Yom 3 Aimaiie ea VU 
und vom 15. September 1807 >). 

Die Grnndstieuer Spaniens stammt ans dem Jahie 1719, in 

der gegenwärtigen Form aus dem Jahre 1845, (Oesetz ▼om 23. Mai)-). 

Sie l)elastet die Gebäude nach ihren Keiiiorträgeii und ist eine 
K*;'pai titioiissti'Uer. Der Stoucifu.^- wiid jiilii-licli (liirrh (ios'-t/, U- 
stimmt. El' darf 23 pCt. des Keinertrageö nicht überscii reiten, doch 
Bind die Kommnnen autorisiert, ZuBcbJilg' Vi^ zu IC pGt. zu erheben*). 

In Portugal sind Gebäude, welche ^Wohn*^-, „Handels^- oder 
anderen Berufszwecken (Gebiude, welche der Landwirtschaft dienen, 
kommen nicht in Betracht) dienen, der Grundsteuer und derSOet- 
Steuer unterworfen. Letatere wird bei andere Gelegenhdt sur 
Darlegiing^ uei.mgen. 

Die Gnindstouer hat einen St. iieifusR von im Dun hsclmitt 
10 pCt. Zu dieser Steuer, die vom Bruttoertmge bereclmet wird, 
kommen für Zwockc de« Staates Zuschläge von 6, zu Provin/'Mi- 
und Distriktszweoken 2 — 8 p€t hinzu, sohliesslioh Iflr Promaial- 
und Eommunalzwecke yerschiedene, nach Steuerfnss und Be» 
steuerungamodus variabel Steuern^)'). 

In der Schweiz hat man im Kanton Genf) eine spezielle 
Steuer auf Gel>äude. Sie bildet eine Kategorie der Imuu»l»ilirnsteuer 
(taxe imiiHtlüirrc), die in eine „contribution fnnciere VtAtie" und 
„contribution fonciei-o non batic" zerfällt Zu derselben treten noch 
gcwöhnlieli hrh*' Zuscliläge, die die Steuer hst immer übertreffen. 
Die Steuer trifft den Nettoertrag. 

Seit dem Jahns 1886 wurde 14 Gemeinden Neuenbürgs^ 
u. A. die Erlaubnis erteilt, die Eigentümer nach dem Faoht- leep. 

>) Say: „Siotionnaira'' eto. 1880, 8. 243. 

*) Say: „Diotiouoaiie*^ etc., 1890, a 253 und 254, 

») .,BuIletin** eta, 1890, S. 587. Cfr. auch m. Arbeit: ,.I)i> He^teueroDg 
der (ieb&ude'% S. 105 Die Nadirich tea verdanke ich dem Kaiserlidh 
deutschen Konsulat. Schreihrn ntis ^^adnd vom 22. Juni 1891. 

*) „Bulletin" otc. 18^1, H. Uö. 

reiben des portogieeisoheii Xonsalats in Biga, vom 25. Juli 1881, 

sttb No. lu. 

•) „Tx)i III Uli»' 8ur les contnbutions publnjues**. Du 9. Novembre 
1887. lieiieve, lb8b, 8. 109—111. 

') JSchanz: ibid, Bd. IV, S. 100. 
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SBe tB w erte der Immobilien m besteuern and zwar bis su y, der 

Hohe der direkten Staatsstener. Im Jahre 1888 waren es bereits 
4u Gcuitiiadea, denen ii. A. diese Ei-mächtigung zustand. 

Im Kanton Baselstadt^) giebt ee in der Landgemeinde 
DettiDgen eine Gemeindeateaer nnter der Beielohnung Hftuaeratener. 
Aacli weiden staatUcfae BeleuchtongsgebÜbren von den Uausbesitaero 
eriioben. In den com Kanton gehörigen drei Landgemeinden wird 

eine gesonderte Gemeindesteuer von den Hausbesitzern im }ielaiife 
foa pCt. der Häuserschätzung für Stm.s.scnl»elonchtung erhoben. 

Im Kanton 8t Oallen ist nach der im Gesetz vom 27. 
luioar 1859 Ober daa Ste uer w oo en der Gemeinden vorgesehenen 
Steuer zur Aufbringung des Bedarfee der Peuerpolizei die eine 
Hüfte Ton der PoHzeUtaase, die andere durch Umlage auf sämt- 
üche Gebäude nach dem Asselairanzwerte derselben aufzubringen 

In Italien giebt os o ine Gebäudesteuer, die auf dem Gesetz 
vom 26. Januar 1805 beruhend, nach den aus wirklicher Vermie- 
tung oder auB Vergleiohen ermittelten Beinertrigen erhoben wird. 

Vom Beinertrage erhob der Staat nach dem Gesetz vom 11. 
Mai 1865 12,50 pCt und durch das Gesetz yoro 26. Juli 1868 

ist der Fuss auf 10,25 pCt. festgestellt wurden. Dazu koniint noch 
sj'lt' ii>^ tItM' Pioviiiztiu und Koiniuinien ein^» Stf»uf*r von im Durcli- 
Sfrhiutt 16,20 pCt. , so dass die Total beiastung der Gebäude sich 
in Italien auf 32,45 pCt der Erträge beläuft »). Die höchste Ge- 
faiadebeeteuemng pro Einwohner besteht in den StBdten Rom, 
Florenz, Mailand, Genua und Turin; die hfiohste Kommuual- 
beeteueruDg in Florenz, Mailand, Born und Genua; die höchste 
Fhmnzialbestenenuig in Genna, Turin, Neapel und Born. 

Die nachstehende Tabelle (s. Seite 190) giebt Daten pro 1892 
über die italienische Staatssteuer, den Provinzial- und 
Kommnnalzuschlag zu derselben, die Summe derselben und 
den EntM per 100 Sänwohner. 

*) Sehaaz: ibid. fid. II, a 104 and 105. 

*) Über die frShere temporäre Häusersteuer in SchaffliaiiBen — ofr. 
ßchinz: „Die Stpti<^rn der Scliwei;'.'', Bd. II, S. 144. 

Cfr. „Bulletin ' eto., 1800, S. r)Sf>, S. n. f)4: m. Schrift: „Die Be- 
steuerung der Gebäude*' etc., 1892, S. 106. Di"' Ang^nbeii »tarn inen vom 
4eatMhea Konsulat in Horn. Schreiben vom 10. Juni 1S91. 
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In Norwegen gab es bis snm Jahre 1816 eine selbstSnclige 

ftr die Städte geltende, staatliche Gebäiidesteuer. Seit jenem Jalir 
ist keine solche Steuer weiter ei lioben worflon 

Ein»- ni 'Iii staatliche, sondern kommunale Liegenschaftsstouer 
. bestdit jetst ia Oiiristiania and in der Mehraüil der Stfldte 
Nonragena. 

In Schweden besteht keine spezielle Gebäudebesteuerung. 
Die staatliche GiMuulsteuer trifft Länd^^reien und Gebäude zusammen 
Dach ihrem Vn-kaufswert nml l>oiäuft sich auf 3 öre von lOo Kioik u 
bei iäodlicheu und auf 5 öre von 100 Kronen bei städtischen Be> 
Sitzungen. Znr Deckung der lokalen Ausgaben werden dann 
awih noch aeitena der Kommunen Zuaohläge, jedooh ohne Mftyimnm 
eiboben. Dteae Beateuening dnroh kommunale ZuBcMAge ist j 
^(Hmlidt höher ala diejenige an Gunsten dea Staates. In 
Bianchen Kommunen Qbersteigen die Zuschläge den gewohiilichea 
Betrag der Steuer um das sieben-, acht- und zehnfache ^j. 

Herzegowina und Bosnien. Itachdem diese beiden Länder 
(Berliner Tradat) von der östenreichisohen Regierung in Besits ge- 
nommen iruen, liesa sie eine Generalkataatnerung fflr die Clrund- 
alBQer befwerkateliigoD. Der Stenerfuss betrug 4 von 100 dea 
Lmnobilienwertes *). 

In T^unüuiieii f^iel.t es eine GeKÄudeptciior, «lio g«(\v(ilmlich 
6 pCt des jährlichen Keinertnigee aufmacht. Auch erhebt der 
ätnt noch einen Zuschlag von vom Frc. (dedme additioneU)* 
Fener können die Distzikte und Kommunen ZuacbiAge zu den direkten 
Stenern erheben. Das ^"itminn derselben iat au '/^^ bei den 
Distrikten, und au '/lo Frc bei den Kommunen bestimmt^). 

I 

bie Stä'ltf Bukarest und Jassj aiiid ausnahmsweise^ autori- I 
sieit, Zuschläge bis zu */iq vom Frc. zu erheben. Galitz darf bis j 
Yio vom Frc., Bukarest einen besonderen Zuschlag von 4 pCt j 
nr Qebäitdeateuer erheben. 

j 

In Serbien giebt ea eine besondere Steuer vom Brutto- | 
ertrage der ImmobÜien. Tn den Städten trifft die Steuer alle Gebäude 

! 

^) Cfr. m. Arbeit: ,J)ie Beetetaemng der Gebäude'* etc., 1892, 8. 97. 
«) JBoUetin'' etc., 1891, B. 96. 

*) 8ay: „Dictionnaire'' etc. 1890, B. 254. ' 

') „BnUetin^ eto^ 1891, & 91. i 

I 

I 

I 
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ohne Untersohied; auf dem Lande nur HflhleD, OasCbSnaer, Bodan 
und Qebftude, die zur Vennietonf beatimmt sind. Der hOchate 
Steaerfoaa ist dei jcnige für Gaatfaftuaer. Wohnh&naer werden niedriger 
als Magazine besteuert. Staat, Depai-tements, AiTüudibseiüöiits uud 
Komomnen erhel>e» noch Zuschläge*). 

In Bulgarien sind die Gebäude awei ataatlichen Stenern 
unterworfen, dem „Emljab* und ,,Idjar^. Sratece Steuer triflk aoa^ 
nahmsloa alle Gebftude mit 4 pOt. vom -Yerlmufawert, letateie die 
▼ermieteten (verpachteten) Immobilien mit 3 pOt. Tom Ertrage def^ 

selben. (Gesetz vom 15. Januar 1885; Hegl. vom 30. Juni 1889.) 
Die (iemeinden sind beieeliligt, eine Zuöchlagsstouer vom höchstens 
25 pCt. deti Ertrages der Emljaksteuer zu erlieben. Auch dürton 
städtische \mä ländliche Gemeinden zu allen Staatasteuem Zo- 
aohUlge von höohatena 10 pCt erheben^). 

In der Türkei werden die Gebinde duroh eine Steuer vom 

Verkaufswert der Immobilien getrolVen. Die Steuer ist eine «^hioti- 
tätiiöteuer. Seitens des Staates wiitl ftir ilas Mimaterium der YoÜlS- 
aufklärung ein Zuschlag von 5 pCt erhoben^). 

In Griechenland giebt ee eine besondere stialliche Be- 
steuerung der Gebäude und zwar wird diese Geb&udesteuer nach 
dem Bruttoerträge berechnet ürsprOngHch beefand daa Gesetz nm- 

für vermietete Gebäude, später wurde es durch das Gesetz vom 
31. Dezember 1863 auf (iehäiide jeder Art und Hestininnin«^ an- 
gedehnt Der Steuerfuss wird jährlich durch ein Gesetz bestimmt 

Das Gesetz von 1885 setzte eine progressive Skala fOr die 
Beatenerung der Gebäude fest, behielt aber im Übrigen die Be- 

atimmiingcn von 1868 bei. Die Steuer beträgt: 

Bei Jilrträgen unter 1000 frcs. ö pCt 

a „ von 1000—3000 „ 6 „ 
„ 3000-8000 „ 7 „ 
n n yy 8000 u. mehr „ 8 

Den Kommunen konnnon 10 pCt. des Steiierertnijjres zu Gute. 
Füi- Neubautt?n bestand nach dem Gesetz von Iö(i3 eine Steuer- 



') „Bulietin'' etc., 1891, S. 94. 
*) „BuUoüu" etc., 18!H), 8. 107. 
■) „Bulletin'- etc., iöül, S. 98. 
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bfibalnDg TKtt sw« JaBre», doch ist diese Bestiiiuiiiiog dnroh das 
Oeaetz Ton 1884 aofgiehoben wordon^). 

Die Gebäude- (Grund) Steuer Aegyptens ist eine Quotitäts- 
ttenar, welche in Aegypten durch da^ Gesetz von 13. Mftn 1884 
ebgeftthit Ist nnd den Nettoertrag der Immobilien erfassen soll. 
IKa Sten» trifft Gebinde alier Art, sowie auoh dasu gehörige 
Gilten. 

Gültigkeit hat sie in 41 Städten. 

B&. finrichtmig der MmnsqMÜitSt von Alexandrien (dies ist 
die dnrige, bisher mit einer tommimalen Verwaltung vetaehene 
Stadt Aegyptens) wnrde dasdbet dorch Geseta Tom 5. Januar 1890 

^ne kommunale Qebäudesteuer von 1 pCt. dos Mietswerte« bei 
Gel-iäuden, welclie vom Besitzer, von 2 yOt bei solobeu eingeführt, 
weiche von Mietern bewolmt weixlen*). 

In den Yereiaigten Staaten von Kordamerika giebt es 
keine sperieOe Qebindebesteuerung*), sondern letztere bildet einen 
Teil der sogenannten ,,feai eotate tax**. 

Grund und ( h Ijüude wird als ein Ganzes auf Grundlage d^ 

ToraussichtUchen Marktpreises der betreffenden Besitzung eioge- 

aohitzt, und zwar pflegt der Wert in der Regel sehr niedrig an- 
genommen zu werden. 

In verschiedenen Epochen imd zwar in den Jahren 1798, 181.}. 
1815 und 1816 erhob die Konfödemtiuii direkte Steuern vuu 
Laadereien und Häusern, jedoch blieben diese Steuern nicht be- 
ttehen.^) 

Die Besteuerung des GrundvennBgens findet nicht nur au 
staatliofaen, sondern auch za knmmnnalen Zwecken statt 



») „Bullötin'- etc.. 1890, a 589. 

^^Bnlietm** eto., 1890, S. 686 n. m. Sohiift: „Die Besteuerung der 
OeUnde^ elc, a III. 

^ SohTsibea des Hetni FrafeaaDiB B. SeKgmann, New York, vom 
11 Joni 18^ lllerdiBgs wbd im ,,BQlIeiin et(^, 1880, & 688 bemeitt, 
im: ^IHna qaelgoes Slais, oepondaat, loa oonatmetioDa aont evaln^ 
distinctement**. — Cf. aouh von Reitsenatsin : ,.Koinmaoalee BlDanzweaen^* 
bei Schoo berg UUU &714 nnd 715, ferner m. Abbandlnog: „Die Beeteuenmg 
derOebäudo'^ a. s. w., S. 113 und 114. 

«) Say: „Diotioimairo'' eto^ 1890, & 267. 

13 
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Dtuch special aeaessmetita wird ferner mefstone der Aufwand 

für fiolcho VorbossoninEren beschafFt, die hauptsächlich angrenzeiKlen 
Öruudeigentüinern zu (iute kommeii. 
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Moskau ', Muäkau, 1889 (rubüiöuli). 












,,Ein8chätzung8 - Instruktionen 


tut 


die 


liumobilien 


der 


Stadt 


Odessa'^ Odes^ 1880 (nuisisch). 












„HSnachAtsungs-Instniktioneii fOr 


die 


Immobilien 


der 


Stadt 


Sta^roDol^ frusBifldh). 












iiW]inK*hlM?fw»tf« * lostruktlondn 


fOr 


die 


Immolnlien 


der 


Stedt 


Wladiinir" Cnumsohy 












„Kinbchätzungs - Instniktionen 


für 


tlie 


Iinmobilieu 


der 


Stadt 


Nisclinij NowETorofl" fnissisc-li). 












.,Ein8cliätiungB - instruktiouoa 


für 


die 


Immobilien 


der 


Stadt 


Ri^n", 1879 fruasisoh). 












«BäDschfttznnsB - Instniktionen 


för 


die 


Immobilien 


der 


Stadt 


KiBcfainew^ 1883 (nissiach). 












,»EiDschSlzaiigB • IiistniktioneD 


fOr 


die 


LDunobiliett 


der 


StMlt 


Astrachan**, 1876 (nisraBdi). 












„Eiuscbätzungs - lustioikticuen 


füi- 


die 


Itnmobilieu 


der 


Stadt 


Tiflis" (niKsisch). 












„Kinschäti&ungH - lusiruktioucu 


für 


die 


Immobilion 


der 


Stadt 


Wai'sohau'^ (nisaisoh.) 












i^naohAtsttiigs - iDBtruktionen 


für 


die 


Immcbilien 


dar Stadt 


Gharkaw", 1871 (rusaisch). 












„EmsohfttzungB - Instruktionen 


für 


die 


ImmobOien 


der 


Stadt 


Kiew* (rnsBisch). 












„EinsohÄtzungs - Instruktionen 


für 


die 


Immobilien 


der 


Stadt 



Baku", 1878 (russisch). 

EHis: ,.A guido tho the huuso tax acUs for the uso of the 
payer of inhabited house duty in England", T-nndon, 1885. 

£later: »Wörterbuoh der Volkswirtschaf t" (Gebäudestener), 1898. 

Ely: „Taxation in American Statee and Oities^ London, 1888. 

d*Eivert: „Zur Geschichte des Steuerweeens in MUmn imd 
OstBohlesien** und ^^Zur Österreichischen Finansgeschichte^ Brttnii, 188L 

Rraminghaus: „Die Haussteucr^ und „Steuerlelire'* in Rentsoh: 
»»HandwÖi-terbuch der Volkswirt -diaftslehi^''. 1870. 

„Ergebni.-^se tler (iruiid- luid Gcliäudeftleuerveraiilatrung für den 
preuss. Staat Publikationen der KönigL pcenss. StaatsregieruD^. ' 
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y^Ergebnisae der GebäudcsteuerreTiBion'*, Berlin, 1881. 
Eoneooorua: ^Die Steuer-Reform m Staat und Gemeind^S 
Marburg, 1892. 

^JBntiniff eines w€|giea Anfliebfuiig direkter Staats- 

Stenern — Begrüudung^' „Haus der Abgeordneten'', Berlin, 

1892/93, Xo. 5. 

Etienne: „Die Kealbesteuerung in der Uemeindo", in Conrads; 
f. N. Ii. SL% 1897. 

F. 

V. Falle: ..K i itisrlie Hürkhlicke auf die Ent>^•icklung der l^hre 
vou der Steueiülfurwälziiiig seit Adam Smith", Dorpat, 1882. 

Fentsch: „Oniiid- und Hanssteuei.'' Art in Bluntsohli und 
Biater's ,,Staatswörterblloh^ 1859. 

„Finaasarchiir** von ScfaanZf 1884 ff. 

Frdberger: „Ebmdbueh der (toterrdoliiaefaen direkten Steuern 
in fliystemattsoher DarBtellung'S Wien^ 1887. 

Fulda: ,,Handbuch der Finanzvissenechafl^, Stnttgiirt, 1B27. 

Gn««s: ..1)m> Oesetz vom 21. Mai 18«>1 wegen Einftihrung 
eiaei ailgviueineü Uebaudetsteuer im piL'nöfeiöclieii Staate", Berlin, 1800. 

„Gemeiadeeteueigeeeiz vom 24. September 1887", Darm- 
«adt, 1887. 

nOememdesteuerordiiuiig ftbr die Stadt Dresden", Dresden, 1880. 
Gerlach: ,J>ie preossisohe Steuerreform in Staat und Gemeinde'S 
Jena, 1893. 

Goerke: „Zur Frage der Besteuerung der Immobilien der 

Eisenbahnen", 1878, in .,WeHtnik der Eisenbahnen", No. 101. 

„ijebäudtiöteuerversidtierung in Österreich'', in Maaius „ßund- 
iebau", 1877. 

„Gesetz betr. die Bereinigung des Katasters, die Ausgleichung 
der Gmadsteoer imd die lortftthnmg des Katasters in £isass-Lotb- 
riageo vom 1. Mta 1884^ in ,jrtnaiaarcbivS III. 

„Geseta, die Ermittelung des Nntaungswertes der Gnmdstflcke 
und Gebäude in der Stadt LUbeok und deren Yotetfldten betreffend 
vom 8. November 1886". 
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„Gesetz, die Gemeindesteuer betr. — G^etz vom 23. Jiili 
1877 ' „Regierungsblatt" 1877, Stuttgart. 

„Gesetz vom 17. Juli 1867 betr. die neue Veranlagung der 
Gebäudesteuer, cf. Sammlung der landesherrlielieu YeixHttDun£;en im 
Henogtum Sachaen-Meüungen'*, MemingeD, 1667. 

f^Gesete die Oeb&ndesteuer betr. ▼om 28. April 1873'* in ^ßß- 
gienmgoibliite', 1873, Slutt^sTt 

„Gesete die Grund- nnd GebSadestener fOr die Stadt LObeek 
lind deren Vorstlldte betr. nebst AusfOhrungsordnung vom 24. 
November 189U". 

(liieist: ,,Die preuss. Finanzreform durch Keguüei'ung der Ge- 
meindesteuern", 1884. 

Graziani : „Istituzioni di soienza delle Finanse% Torino, 1897. 

„Grund- und GebaudesteueigefietK vom 13. April 1824^ 
Ourmstadt, 1824. 

„Gmndeigentam nnd Gebäude im prcoas. Staat auf Grand der 
Materialien der Gebändestenerrevision Ton 1878^. Herausgegeben 
vom „Kgl. rieuäs. Stat. Bureau ^ in Berlin. 

„Onindsätzi^ ilber die Veranlflgimc: der an <Vm Stadtkasse zu 
entrichtenden Abgaben von Grundbesitz und Gebäuden**, Hannover, 1866. 

„Grundsätze über die Vemnlagimg der an die Stadtka&se zu 
entriohtenden Abgaben von Grundbesita und Gebäuden^, vom 1. Juü 
1899, nebst Aendernngen Tarn 8. Januar 1881, Hannover. 

„Gnindsteuer^Gesetz für Hamburg vom 4. Juli 1881, nebst 
Abänderungen vom 3. November 1884**. 

„Grundsteuer-Ordnung der Stadtgemeinde Berlin vom 2. Januar 
1897, Berlm.« 

H. 

Hanssen: „Outachton an die Landsohaftskammer in Bremen 
betr. die Grundsteuer* Veranlagung der Ländereien im StaatageUete 
von Bremen**, Göttingen 1897 nnd „Gutachtliche Äusserungen Aber 
das Gutachten des Geh. Keg.-Rats Prot Dr. Banssen betr. die 

bremischen Grundsteuer- Veriiftltnisse^S Bremen, 1877. 

Hanssen : ..Die Häusersteuer im Königreich Hannover im „Archiv 
der^Pol. Ökonomie", N. F., Bd. IX, 1851. 

V. Ueckel: ,.Die Heform der Gebäudegmndsteuer in Jfrankieioh^ 
„Finanzarchiv*', 18dl. 
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r. Heckfil: ^Gebindesteoer" und „Orandstoner" in „Wttrter* 
buob d. Yollnw.^ 1B98. 

T. Helferioh: ,4teform der direktoii Steaem in Baynrn^ in 

^hr. f. d. g. Sümtsw.", Tnbingen, 1873/74. 

Henrich: „Die Refuiui der direkten Stenern in Proussen'*. 1889. 

Heitz: „Kommunalvervraltimg und üoiumujialbesteiienmg"' io 
,JBchrift d. V. f. & Leipzig, 1877. 

fierrfartb: ,,Koiiiiiiiii»]AbgabengeeetsfS BeKÜn, 1886. 

Henfnith und IRfll: Jka KommOTatohgabengeeete Tom 27, 
Jidi 1885^ Berlin, 1885. 

T. Hoohstetter: ^Gmnd-, Oebfipd»- und Gewerbeslenei^efletE 
für Württemberg'S 1873. 

V, Hock: ,,Finanzverwaltuug Bayerns*', lUniherg, 1885. 

V. Hock: ^Die öffentlioben Abgaben und Schulden'*, Stuttgai't, 
1863. 

Böfken: jJlHq Eeform der direkten Stenern in öeterreioh'S 
1860. 

Hnasack: nZnaanunensfedlung aiiB den Gebäudesteaervonohrift^ 
für HtnsbeBlteec", HL Aufl., Uns, 1888. 

I. 

„Fmmobilipnhesitz in Moskau aJs (legenKtAnd der Besteuerung**, 
A. Lamansky in „Unterhaltung*', 1872 No. 1 (russisch). 

„loetniktion fQr die Abschfttzung des Qrundeigentoins in den 
Stfdien nnd Flecken des KurUbudisclien QouvememetitB, behofg 
Btopertltion und Srhebnng der Immobiliensteiier^, HitMi, 1868. 

yjnstraktioii Ifir die Einscbfitonng der Immobilien im Peman- 
«te Stidigeblet^, Peman. 

Ilow aisky: „Eonspect des Finanzrechte", Odess^i, 1 889 (russiseh). 

„In • 1 iikiion für die Ijeiter der Aussehuss«' dei' Kou-istnitore 
betreffend Kegistrieruug der Immobilien der Stadt Charkow im 
Jahre 1892'' (russisch). 

Jbistmktioi) Or die Eineofafttsuig der Immobilien im Rigaer 
8tadtgelnei^ Biga, 1879 tmd 1886 (raauBob). 

yliratmlction lOr die ESnschätsnng der Immobilien im Werro- 
adien StedtgeMet^, Wenro, 1887. 

,^Int>truktioü zm AUt>chätzuug der Immobilien der Stadt Reval", 
1879. 
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i^Qstraktioii stur Abaobätanrng dw Iflunobilieii Dorpats", Dorptt, 
1878. 

t^lniktion für die Emficfaäismig der ImmobUien in der 
GoQTemenientsstadt Mitaa betreffe BepuütioD und SAebung der 
Immotulienstoiier^S MitBu, 1879. 

In ^\M•anlat»t5Ullg des ükases beti-- die Steuer auf die städti- 
schen Immobilien. Iii j,D«is zeitgemässe Wort", 1863, No. 14 (russisdi). 

V. Jakol): „Staatsfinanzwissenschaft"", Halle, 1821. 

JansGihul: demente der fioanswisaenflohaft^', Petecsbiu^ 1899 
(ruflaisoh). 

Jaiotzky: ,,Fiiiaiii-Beo]it", Fetersbuti;, 1899 (rasssBoh). 
JasnopolBfay: ^Die geographische Verteilung der sMdtifscbai 
EiDDahmen und AuBgaben in Busslahd'S Kiew, 1890 (nissisch), 

K. 

Kmü: „Die Lelire von der Übt^rwälzuug der Steuer^^ Leipzig, 
1882. 

y. Kenseier: „Das rusaiBche Qesetz Aber die Absdiaffung der 
Kopfetener und die AbKteung der Domftnengnmdstttdke im Fiaans- 
arcbiv*«, UL 

V. Keussler: „Ein Überblick (Iber die Landesabgaben in deo 

baltiHchen Provinzen" in „Baltische Monatsschrift", Heft HI, Beval, 
1891. 

V. Keussler: „Die Heform des StouerweBens in Russlan^l", 
„Russisciie Revue", XVm, Heft 4, XIX, Heft 1, 2, St. Petersburg. 

V. Kleinwfichter: ,^vei steuertheoretische Ifiagen'^ in ^^Smuor 
archiv*', m, 

Kletke: „Gesetz über Grund- und Gebftudeateaei'*, Bfeandenbotg: 

KOrOfii: „UDtersnchungen über die Eänkommen- nnd Haasnas- 
steuer für Budapest", 1871. 

KoUmaun : „Die Kouuimnalbosteuerung im Grossherzc^^tum 
Oldenburg*' in „Finanzarchiv" 1. 

„Das Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 nebst einem 
Anhange enthaltend: „Die Gnmdztlge des Qesetaes im amtL Auf- 
trage erschienen*^, Berlin, 1898. 

„Kommunalabgabengesetz Tom 14. Juli 1893 nebst Ans- 
ffihmngsanweisung imd Übergangsbestimmungen vom 10. Mai 189i 
und Mustersteuerverordnungen, Amtl. Ausgabe", Berlin, 1894. 
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^onmnuial-Sfeeiiet^BQgcilativ der KQnigt Haapt- imd Bewlei»- 

Bladt Königsberg vom 13. JiiU 1855, Königsberg. 

„Das Kommunalabgabengesetz", in ,^nanzarchiv'S 1893. 

Ii. 

Lebeclew: „Lokale Stenern'', Petersburg, 1886 (nissisch). 
Lebedew: ,^Danzrecht^S I, Petersburg, 1888 (ruBBiaoh). 
Lehr: „Abritt der finaazwiBBenflohaft^*, 1871. 
Leroy-Beaiüieu: „Traitö de la adenoe das finanoei^, nt Aufl., 
1888. 

Lesigang: „Die bisherigen Yerauche zur Beform der direkten 
Steuern in Österreich", in „Finuuzarchiv", VT. 

L. waid: „Die direkten Steuern im örossherzogtum Baden*', iu 
^inanzarchiv'S 1886. 

„Lei du 27. Aoüt 1891 aur ia t&xe dee batiments, Lausanne, 
1892. 

LSU: „Die fiauBSteuerfnge in der bayriechen Kammer der 
Abgeordneten^, Würabnrg, 1890. 

Lwow: „Cours des Unanzrechtü", Kasan 1888 (ruealach). 

M. 

Macculoch : „Treaüee ou Üie Principios and Political lufluenco 
<»f Taxation", 1845. 

?. Malchua: „Bandbuuh der Finanawisaenadiaft^S Stutt^^ und 
TlOiingeQ, 1830. 

Mammroth: „Geaohtchia der preuBsiachen Staatabeatetterang im 
19. lahriiundert'S Leip^^? 1390. 

Manndorff: „Die einlieitliche Hauseinkommensteuer. Verbuch 
eines Oesct/.fsentwiirfes samt MotivoiibtTirlii,- Graz, 1888. 

Mari^nardsen : „Handlnu h des üRentiichen Rechts der Gegen- 
wart in Monographien", Bd. IV, 1889. — J. JSngeimann: „Staats- 
Noht dea Kaieertuma Boaaland/* 

Hamm: „Taxation and Üie taxable baaea of the United King^ 
doi^, DaUin, 1890. 

„MeGidenbnrgiacfaea Kentribiitlonaedildf' rom 11. Hai 1897 
^Rgbl.". 1897, No. 19. 

Merlo: .,l)er Antrag Stelzmann-TiOnt bptr. (Wo Einführung einer 
betK»Qdereü Onmd- und Qebüadesteuer'', Köln, IbUU. 
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I 

Mejer; »KoiiTenatioiuiexikon^, 1887, (Qebiudestouer). 
nHotiyeiil»eridit tu deo RefonneiitwQite der QateimdUsch« 
Q«liiQd68teiier**, 1874. 

Ufiirfaard : „Theorie und Politik der Besteuerutig'', Oöttingen, 1834. 

Muiscli: „SUldtcortlnung^S 1899. 

V. Myibach: „Die BeKtmierung der (t. l»Hiula und WohnungcD 
in < »sterreioh und deren litiform'* in „Zeitschr. f. d. g. Staatsw." 
1 685—1887, auch als beeondere Broeohüro in erweiterter £ditioii, 
TflbiDgen, 1886. | 

„Nachrichtea üljer die rmniobilicnst4^uer zu staatliehen, laudschAft« 
liehen und kommunalen Zwecken für Odessa", 1892 — 1894 (russisch). 

fj^achrichten der St Petersbiu^r StadUDuma"*, 1898, No. 31 i 
u. 1899, No. 8 (rasaisch). i 

Nagorny: ,Jmpdt des bAtimenta. Note snr ler^ement de oet 
imp6t en Poloi^ne**, Wareovie, 1865. 

Neuni.uiu: „Die Steuer nach der Steuci luuigkeit" in Konrads | 
„J. f. N. u. St.", 1880 u, 1881. , 

Neumann: „Die Steuer und das öffentliuhe Interesäe^^, Leipaig, 
1887. I 

■ 

Neumann: „Ertragssteaer oder persönliche Steuer^? in „Zedir. j 
1 d. g. Staatsw.*«, 1873. 

Neumaon: „Ober Eommunalbesteuerung in Verhandlungen 
des sBohs. Gememdetages in Meissen^ etc., 1894. ! 

NeuuKinu: .,Die pei-sönlichen Steuern vom Einkommen, ver- 
bunden mit EHraps- <*(hr Vormfigonsstcueni. Mit besonderer Be- 
zieh i mg auf württembei|.ns( he Verh&ltnisse", Tübingen, 1896. 

XöU: ,4)s6 preussifiohe Kommunalabgabengesets vom 14. Juli 
1893«. 

0. 

östeiTcichisches Oesetz vom 9. Februar 1892 in Sohana „Finanz 
archiv«, JV. Jahrgang. 

österreichiBches Oeeets vom 1. Juni 1892 in Sohani „Flnaaa- 
archiv^S IV. Jahrgang. 

,,0sterieichi8che6 StaatswOrterbuch**, Wien, 1894 (Gebftndesteuer). 

Olchin: „Die Gebäude und Mietssteuer in Österreich und Frank- 
reich", St Petersburg, 1875 (russisch). 

j 
I 

I 

i 
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P. 

Palist : Z'M- ResoitiL?inig der konimunalen Gnind- und Gebäude- 
Steuer' etc. in „Zeiteohr. f. d. g. Staatw.", TüUogdn, 1889, 

Parieu: „Trait6 des impöts", Paris, 1866. 

,,Di0 PatentB der livlindiacheii QouYernenMntB-Kegiening^, 
1863 ff. 

Fiitiaewaky: JOtam des VuuuisreohtB", Octeesa, 1885 (rasBiMh), 
Perronz! „Die famiOaiflcheii direlrteii 8teaem.** DentBoh von 

Th. Joppen, Stmssburg, 1874. 

Feiersoiiu Studiiitz: „Die dänische Steuergesetzgebung" in 
Conrads ,J. f. N. u. St.", Bd. XIII, Jena. 

Philippowich: „Gesetze Über die direkten Steuern mit Ein- 
kitimg, AnmQrkiiiige& und Registei'S f<«ibiiig, 1888. 

Fbilippoiricb: n^Uodeateaet" in Stengele „WQrterbiMdi des 
deatachen Yerwaltungsraohta.** 

.^Projekt Aber die ümwindinng der Sopfeteaer in eine Ge- 
binde- und Grundstcuer'S zusammengestellt von der „Kommission** 
beim ,,Mini8toriimi der Finanzen" (russiscli). 

,,Propoftfil (the) connnonly ealled 8ir Mattliew iJeckers Hhemo 
for one g^ iit ial tax upon liouses, kid opus (By Mr. Joseph Massie)^, 
London, 1757. 

Paviani: „Qoeetioni preliminarü ad iino studio dell* imposta 
ad fibricati^ Bologna, 1889. 

Pnviani: ^ oontenoto dell' imposta sni labrioatt aeoondo la 
nienza delle fhianse ed !1 diritto flnaniurio^, P^ugia, 1891. 

Pii\ i.ihi ; „II prod<»ttf> ru;o8tituente nell' industria du fabricati 
studio di economia sociale e di szieuza delli üo&nze", Bologna, 1892. 

R. 

Bathgens: ^^apans Volkawirtsehaft und Staatahauehall^S in 
SohiDoUers ^Forechnngen^S 1891. 

Bstkowsky : yfim snr Befonn der WohnungszuBtftnde in groeaen 
SlUten notwendigen Ifassregeln der Geeetssgebung und Yerwaliung*", 

im „Osterr. OecouomisfS Wien, 1871. 

Rau: ,.0nin(lsat7,e der FinanzMissonscliaft". Heid' 'Ibers:, 1851. 

Rau, J. : „Beitrag zur Reform der dii-ekten Steuern im Gross- 
henngtiun Hmaen nnd Königreich Preusaen*', Dannstadt, 1894. 
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„Bogistrierong tind EiiisdiAtKUDg der Immobilien ia der Stadt 
Taganrog fQr die ümlegung der Krommmobilieasteuer und anderer 
Abgaben für daa Jahr 1891^ T^tganrog, 1891 (rm^flch). 

,.Heglement für ilit* Taxation der üruuUötüüke iu der Stadt 
Libau' , Tiibaii, 1 8R8. 

„Keglemeut iHmm- die »tädttötihen Abgaben iu Moekau vom 
23. Februar 1806", St. Petersburg. 

,fB8glemeot für die Geb&udesohfttsungea**, IMburg, 1878. 

„Reglement über die aom Beeten der Sfadfkaase in der Stadt 
Windau von den Immobilien in Grundlage dee Art 130 der Sttdte> 
Ordnung su erhebenden Stenern vom Sohfltznngeweirt^, Windau, 1879. 

„Regulativ über die Geiueindeanlagen nach dem Grundwerto 
von den Mietzinsen", Dmsf^on, 18r)3 nebst ,^achtri^n" von 1865, 
1872, 1873, 1875, issi» u. lööO. 

^Regidativ für die Erhebung der Haus- und ^etsteuw in der 
Haupir und Residenzstadt Berlin'S Berlin, 1890. 

„Regulativ für die Erhebung der Ghund- und Mieteteuer in 
der Stedt HaUe a. S.^ Halle a. S., 1890. 

„Regulativ fftr die Aufbrii ig mig der Eommnnalanlagen in der 
Stadt Ghemnitz'S Chemnitz, 1880 u. 1891. 

,.Reich8geaetze", iiissi;^clitj (Swud sakunow), Bd. V, 1893. 

V. 1\ if/.uiit>tdn : „Kommunales Finauaweseu'" in Schönbei^s 
„Handbucli-', III, Aufl. IU. 

Ricardo: „Principlas of Political Ökononue% I^ondon, 1891. 

Rieoke: „Die direkten Steuern von Bring und B&nkommen in 
Württemberg'S Stuttgart, 1882. 

Rieoke: JDie neuen württembergieehen Steuerkataatei^ in 
,J!nanzarchiv**, V. 

Roll: „Österreichische Steuergeset-dc Wi. n, (Man/.) 1881 nebst 
Ergäiiziingsheft 1882 in II. Aufl. in der Maii/.'s( hen GesetzanHsrabe. 

Rosewater: „bpeeial ci.ssessments a ötudy in municipal hnani 
(Studies in history oeeononiics and public law, edited by fhr- üni- 
versity Facuity of Polit Science of Columbia OolUge^, VoL ü« 
No. 3), Kew-Tork, 1893. 

Roecher: „Syatom der Finan&wiaaenschaft^, IL Aufl., Stott- 
gart, 1886. 

Roth: „Die neue GelÄudesteuer in Klsass- Lothringen*' i» 
,Fiiiunzaix;hiv", 1895. 
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T. Rotteck mit Nachtrag ron W. A. Lette*: „0rttiidateuer*S 

„(lefiUlßteuer*'. „H&iiserstetier" und „Gewerbesteuer^', Art im „Staats- 
lexikoü'' vuii iiotteck und Welker, Yll, 1862. 

8. 

Saggio: JSnl aiBtamo tributario in Italia^S Torino, 188B o. 
1887» 2 Bde. 

Sarvey: „üaa Staalmsht dea Eönigieiofaea WArttembeTg», 1883. 
^faata- und OeniMndesteiieni, die prenaalaohen direkten^ 

herausgegeben von einem Verwaltungsbeamten, IL Aufl., 1885. 

Soisser: „Die Gesetze über die direkteü Steuern im Kömgreich 
Bayern", Nönllingen, 1885. 

Seiigmann: „Das finaiiaweBea der Vereinigten Staaten von 
Koidamerika'S 1893. 

Seiner : ^at^natiBohe DarateDtmg aller tlber die Srwerb- und 
Gebindeateaer bestellenden Geaetee n. VerordnnngeD", Karlahad, 1845. 
Sidorenko: „FinanzreohfS II, Shitomir, 1887 (ruaaiflch). 
8initii: ^nquiry int^ the nature" etc., IV, 1778. 
; Sodoffsky: „Die Imiuobiliensteuer in Riga und die Gebäude- 
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Die Kristallisation des Rechte. 
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lersotxwüg von 

Dr. jur. Arthur Lehinann, Kammergerichtsi-eferoudar, Berlin. 



Eine vergleicliende DanteUong der GeisteswiBsenachafton mit 
dn NatunrisBenBchaften kt Tiel&ch in neuerer Zeit Oegenstaad der 
ünteisiidnmg g o w c n en , Bb geschah dies zunächst, um Ähnlichkeiten 
m finden, velche das TerstSnäms erleiditem sollten, dann in tiefer* 

gehender Weise, nm wissenRchaftHche Orundgesetze zu entdecken. 
hu' S'tziologie besoiidci-.s iial von Anfang an f»ine festere Stütze 
bei ihvon jlltei*on Schwestern: der Psycliologie, der Biologie und 
selbst bei den physisch-chemischen AVissenschaften gesucht; ausser- 
dem versuchten einige mit den Verftstelongen ihrer Wurzeln tiefer 
io fremdes Beieicii einzudringen, n&nlich in das der mechanischen 
WlssemdiafteD, und so haben wir ^e meohameche Ökonomie, 
Bogtr eine mechanische Soziologie entstehen sehen. Bei einer der^ 
artigen Behandlung der Wissenscliaften ist zweifellos eine Üter- 
treibung mrie-lieh. und man kann leicht auf Abwege geraten, wenii 
man überall *'ine genaue Ühereinntiinmung und eine absolute Ahn- 
tichkeit entdecken will, denn jede Wissenschaft mu^ in ihrem 
Bereiche ge^^^^?se Besonderheiten wahren. Im Grossen und Ganzen 
zber ist die Idee richtig, und es ist in der Tbat eigentHmüch, in 
gswisaen Punkten eine in die Augen fsUende Übereinstimmung 
koDstotieieD zu kennen. BSn Sprichwort sagt allerdings: compa- 
nison n'est pas raison; indessen kommt das eine dem anderen doch 
sehr nahe, und bei den Oeisteswissenschaften, die nicht deduktiv 
vorgehen können, führt die Vorgleieliuiii; /.um induktiven Vorfahren, 

und dies zur Entdeckung allgemeiner Sätze. mag gleich hier 
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bemerkt werden, diiss solche Gesetze nicht ntir den gerade ins 
Auge gefassten Wissensdtaften gemeinsam sind, sondern auch allen 
anderen, die man zur Yergleichnng etwa heranziehen will Im 

Allgemeinen erachtet man, und zwar mit Recht, die Entdeckung 
einen chemischen odei* physischen <^i<'si't/.> > iür ein wertvolles Er- 
gebnis; biswt'iKii haiitlolt es sich hier ujn ein umfassendere^ 
Gesetz wir z. B. nm einen physisch -chemischeu oder thermo- 
cheniisclien Grundsatz ; noch wei-t voller aber ist es, aus diesen ein 
moiaiisehee oder soziologisches Gesetz zu erhalten, das sich mit 
einem Haie auf diese zwei so ganz rersciuedenen Gebiete eratreckt, 
und eine Eänheitlichlmit der Gesetze in demselben Masse Tenriik- 
licht, wie man etwa die Einheitlichkeit der Gesetze der Kiflfte 
nachgewiesen hat. 

Eins der interessantestrn Fakla der physiseh^^n Wolt iat der 
ÜlH^rii.mg der Materie aus dern Zustande der Verdünnung zn den 
verschiedenen Äggregatzuständen : vom gasfonuigen und flussiirr^n 
Zustande zn einem Stadium grosserer Verdichtung, das schüe&Jicli 
im festen Zustande gipfelt Fast stets ist dieser letztere nicht 
von Dauer, sondern es vollzieht sich langsam die AnflOsang und 
der flüssige Zustand tritt zum Schlüsse wieder ein. So bieten 
\u»8 <lie Astronomie und Kosmologie das Pliänomen einer ausser- 
ordentlich v.'i tiihiiiti-ii k'isMiiM 1j. II Materie, diese verdichtet sich 
dann an vi-rsi hiedeuen btcllen des luiiunes und l^sfe die glüheiuien 
(jestime entstehen, die sich in feurig flüssigem Zustande hf?findeiL 
Diese verdichten sich mehr und mehr, kühlen sich ab und geben 
den Ursprung für die verschiedenen Planeten, die aus ihrem anfiings 
zAhflüssigen Stadimn sich langsam verdichten, bis ein Zusammen- 
stoBB mit anderen Gestirnen im Weltenraume sie wieder in den 
feurigen und flüssigen Zustand versetzt. Die Physik zeigt uns 
den Zii>.uminenhang der di-ei Aggrogat zustande: gasformig, flüssig 
und fest, ihren Übergang zu einander und ihre RürklüdiuiLr Hie 
Chemie imtersucht die iii den verschiedenen Stötten vorliandenon 
Kieniente. deren innige Verdiclitung in den chemischen Verbin diniere^ 
sowie ihre Scheidung. Die Biologie behandelt, indem sie deo 
Phasen des Ijebens im Einzelnen folgt, die Zellen und Or^iaiiei 
welche sich aus ihrem anzüglich nachgiebigen und verflndenmgs- 
fahigen Stadium nach und nach individuell aasbilden. Die Flsjcho- 
logio zeigt uns denselben Pjozess, indem sie der psychisclien Ent- 



Digitized by Google 



— 213 — 

wickelimg des ladiriduums nachgelit, und die Soxiologio, in ihrer 
Oeeamtiieii, wie in ihren Spenalwissenschaften etatst eich auf die 
Oeeohicbte und zeigt msB das Mensohengeschlecht bezw. die« oder 

jeDes V'olk . wie es mit Beinen Institutionen 'j^-au/. enti<pi*eclien(le 
Phasen durehmaclir. \\ h> wir sie auf phv?.iot iitJU! <i. lpiote dargestellt 
lialion. Diese In8titutionen sind anfangs in einem ]S'atui*zustande 
iKK-h fast Tcrbiinden mit dem Tndivi linim, ohne feste Regeln, und 
gieichen ohne in das Bewnseteein des Menschen anfgenommen zo 
esD, in ihrer Entwiokelnng der Natnr; der Wille deB Henachen 
tritt bei ihnen bat gamicht in die Birsoheinung. Spftter gewinnt 
dieser (die Ffihning flbemehinende) Wille mehr Einfitias, man folgt 
beständig festen Rej^eln, die menschliche Gesellschaft ist zum 
Bewusstsein <l<*is"ll-< ii gekoniuien. Die Verdichtung, ja die Er- 
starrung nimmt täglich zu: man ist sozusag^•n ans dem flüssigen 
Aggr^tzustand in den Ipsten übergegangen. Indessen nichts ist 
Ton Utegerer Dauer; wenn die Verdichtung ToUstftndig geworden 
ist, folgt ihr wieder die AnflOaang, eine neue Yerfiasaigung, die 
indess nicht in allen Punkten deijenigen des früheren Stadhims 
gieicfat Die strengen, aber wilUcflrlichen Gesetze verschwinden 
nnd werden ei-setzt durch Bestimmungen auf natOrlicherer Grund- 
lage, in denen der in» iis( hliclie Wille nicht mehr iiimiu^rhr.iiikt 
gebietet, und die dem unabUlssigen VorwUrts<hjiii^' ii 'tkoiiuiiiisM-hcr 
uod psychischer Momente folgen, welche jen* n zur iiasis dienen. 

Wir wollen nun die Heobaohtiing diese» Fh&nomens an einer 
der Wissenschaften verfolgen, die einen Teil der soeiologischen 
Wiasenschaften bildet, nAmlioh der des Rechts, nnd der mit dieser 
sasammenhftngenden Wissenschaften, und wir wollen zeigen i wie 
ia der historischen EntA\lcklung Im allen V51keni, trotz der im 
Einzelnen duixjliaus vei*«ehi»>den<Mi Kut \\ i« kchmgsbedingungen . das 
Recht aus einem lliböigen in einen K.^t< M Zustand flbergeleitet 
wurde, um dann wieder in ein flüssiges Stadium zuHU-k/utreten, 
(Iah aber ron dem Urzustände doch in manclior Bezielmng abweicht; 
wir wollen darlegen, wie die Elemente des Kechies zuerst in einem 
2n8tand von Vecflfissigang in v(]lliger UnabhAngigkeit von einander 
verharrten, dann in das Stadium der Verdichtung traten, dem 
dinn abermals eine AuflQHung folgte. 

Solche Huceessiven Umbildungen vollziehirn sich nieumls mit 
einem iSdaiage, öouderu uuiuerklicli und (schrittweise. Eins dieser 
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Stadien muss uun aber gauz besoaders unsere AiifmerkHamkeit atU 
ftiok lenkeii, und swar deelialb/weil ee das der Jetitaeit ist In 
der pbyfiisoh-chenu'&chen Welt kann man, bevor noh die Yeidichtuitg 
einer ganzen FlOsaigkeit oder die Verbindang sweier einfiMdier 
KGrper veUzieht, eine teilweise Kondenderting beobaohten; man 
nennt dießes Stadium Kiistallisation. Es bilden sich in t>estimmten 
Tiuikttjn nacii bestinuiitrin VuriiüiUuö ZiisiimniPnFrt/miiren. wälii'end 
andere Punkte von dem Vorgänge zunäcUbt nucii unberülirt bleiben. 
Nur allmälig wird die flüssige Substanz durch dir« sich langsam 
bildenden Kiistaile in die feste Furm übeigeführt, al Im AI ig 
bedeckt sie aioh unter der Einwirkung der KAlte mit ESa, oder 
gebt 'unter Einwirkung von Hitze in Yerdampfung Uber. GfiFsde 
ein solcfaea Übeigangsatadiam aber ist fOr eine üntonucbung am 
interessantesten; und wird dies in noch höherem Orade, wenn ee 
sieh Hin vmaii gei.>.tigen Prozess handelt, (leiin in oiiiem sulehen 
Aui,oMibiick hat man zu gleichei Zeit zwei vei*8chie*lt'nr Stadtöc 
vor fiich, deren Unterschiede man deutlich beobachten kann. 



L 

Die Geaetsgebong aller YOlker hat sich in drei vereohiedeafia 

Stadien vollzogen. Diese linsen sich stets nachweisen, und wenn 
auch das letzte bisweilon noch in der Zukunft liefrt. so kflmliut 
iia sicli tiaiui dorli heroits 'loutlirli au. Wits hei genloL^ischer H<'- 
trachtuug der Jänle in ihrer (iesanitheit die Reihe der verschiedenen 
Erdschichten von der ältesten paUU>2oischen Formation bis sur jQngsten 
DUuvialsohicht aich nns ToUatftndig darstellt, w&hrend man bei der 
Untermichung des Bodena an einer bestimmieii Stelle nicht selten 
die unterste Schiebt von keiner neueren Weckt findet) auch wohl 
eine mittlere Lagenuig zu Tage streichen sieht, ebenso hat sich 
die Entwickt'inni^' der Gesetzgibun- vollzogen. 1^ war inüt^licli, 
das^s bieh die (Jebotzgebunjr nu (.iiiem Punkte völlig vdrv doch 
beinahe in „flüssigei-" Foriu cihalttMi konnte, während sie bereits 
an anderer Bteile gftnzUüh verdichtet oder doch wenigstens ,,kri> 
stallisiort*' war. Den ersteren Zustand sehen wir noch jetst m 
England, dessen Recht sich bisher der Kodifikation in entziehen 
wussie und grOsalenteils Gewohnheitsrecht geblieben ist; indese ist 
flies eine Ausnahme und im AUgemeineu hat ein bestimmter Grad 
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von Civiliaation auch die eoispreofattMie Etappe in der GeeeUgebung 
sur Mge. 

Das erste Stadium ist das der „Flüssigkeit" des Rechts. Noch 
existieren keine eigentlichen Gesetze oder irf^end welche aus einer 
staatlichen Autorität fliessenden Vorschriften. Die (iewolinheit ist 
Uernn und Königin. In ihrem Wesen ist sie ebensowohl Moral 
als Recht; die Etymologie des Wortes Jtforai'^ giebt den Beweis 
dftfOr: oraprQnglich bedeutet es dasjenige was gebiinohfioH ist 
(moreeX dann das, w«a erlaubt, endlich das, wtm geboten ist 
„UniBoralisch** ist dasjenige, was ungewöhnlich (non secondum 
mores) dann aber, was verboten ist. Nur sehr langsam modifiziert 
aicii die Gewohnheit, bildet pioh s-^^wissermassen um: in ihrem 
Wesen ändert bie sich niclii, sondern sie zieiit nur ihre Konse- 
quenzen, und die letzte Konseqiienx, der Erfolg, kann, wenn dessen 
UrsaGhe vergessen ist, autonom werden und seinerseits andere Er- 
folge herbeifOhrsD, die mit der ersten Ursache nicht mehr in 
^SMammeahapg stehen. Bb kann die Gewohnheit von einer in 
ihrer Nflhe bestehenden anderen Gewohnheit beeinflusst werden, 
und wenn die gegenseitigen Besiehnngen eines Oeweinwesens zn 
dem andeieii häufiger werden, so vereinigen sich ihre Gewohnheiten 
Uüd uivt'Ilieren siuh, wie in der Physik die Flüsbiulaitt ii in einem 
System von kommunizierenden Köhren. Dies ist eine der Ursachen 
'lor Veränderung und Modifizierung einer lusprilnglichen Gewohn- 
heit. Ohne Binwirkung Ton ausaoi bliebe die Qewohnh^t unver- 
inderiich^ denn das Bewuestsein ihrer Siangelbattigkeit allein wOrde 
kein Otund zur Veränderung sein; sie wirkt eben im Menschen 
okae sein Wollen,' wie alle Krftfte in der Natur. 

Kiiip solche Naturkiaft ist aber das Gewolmhcitßi*echt. Es ist 
iciciii ikk.'h/.u weisen. daBs es übt-i-ail das L'rrocht gewesen ist, selbst 
in den Ländern, in denen es früh aiifgohört zu haben scheint. In 
Frankreich hat es anfuigs aiissohiieeslioh und zwar im striktesten 
&iuie gebemcht. 

Dem Qewohnheitsrecfat im dgentlichen Sinne kann man einen 
Ausland der allgemeinen Anwendung einer Gewohnheit entgegen- 
setaen; das allgemeine Recht in einem Lande von der Ausdehnung 
Fniukreichs würde kein (iewoliii hei tsrecht im eigentlichen Sinne 
des \V.iit»'s sein können, man tnflpste dann weniprstens eine Reihe 
sucoesäiver ii^'weiteiruugea aouelimeu, iu der Weise, daöS die Ge- 
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'wohnheiten der einzelnen Gemeinweeen sich DiiteitNUidier rereioigeo, 
diese weiterreioheiiden GewohnheiteD dann ihrecaeite eich wieder 
verbinden, bis sie ein grosseres Gebiet lunfsssen ; die Gewohnhaten 
zweier solcher benachbarten Gebiete mftssten sich dann amalga- 

miercüd dun-b setzen, bis endlich durch stete? neu liinzutretende 
Anwüchse t m provinzielles Oewohnheitsiwjht enlsläii io . wi.' tbs 
{!or Hretiigiie und der Norinandie; dicho jjmvinzielien Ucwulmhtnis- 
rechte müssten m-h dann wieder zusammenschiieseen, «in Vorgang, 
der schon sehr schwierig ist, indessen werden wir sehen, wie sich 
im Jahre 1804 auch dieser Prozess vollsogen iiat, allerdings mehr 
anf aQtoritatiTem als anf natOrlichein Wege. Das eigentliche Ge- 
wohnheitareoht existiert nur, wenn die Gewohnheit gftazUch auf 
ein Gebiet von geringerer Ausdehnung beschränkt bleibt: es 
heis8t dann OT-tss-ebrauch f,,ußement"). In dieser Form lieherrechto 
es langtj d'\r lian/.öfsisclieii Pntvinzen, setülts sich dann aber bald 
über diese Öi'enzen hiinvrf^^: Kiaer ganzen Provinz ^reni* insame 
Prinzipien umhissten jetzt mehrere Departements, und auf •]!• 
Weise erstreckte das GewohnhoitKrecht der Brötsgne seine Herr- 
schaft ttber ein sehr weite» Gebiet, selbst über Bewohner ver* 
schiedener Sprachgebiete. Wir werden bald sehen, wo ex seine 
Grenzen fand, keine geogi-aphisdien, sondern polittsche, nnd zwar zn 
einer Zeit, in <ler das zweite Knt wiekehing-sstadium bejjinnt. Im ersten 
Stadium hciifeelit djis < n wohiihcitsiv* ht ohne Bes^ hiänkung, selbst 
eine lokale Gewalt tritt ihm nicht entgegen: der Enkel tliut das- 
selbe wie der Urahn : er versagt sich, was dieser sich versairt li itte. 
Strafbar und abscheulich erscheint nur das, was man nie bisher 
gesehen hat das Ungewöhnliche. Man muas also immer wieder 
betonen, dass bei dieser Etappe der Gesetzgebung eine statke Dosis 
Gewöhnung vorherrscht, kein vernünftiges F<»^BChen nadi etwas 
Besserem: im (le^^enteil es giebt keinen Eigenwillen; und das ist 
gerade der VorU;il, welciier die Fehler des Systems ausgleicht. 

Ebenso ist es in Dent=:< bland gewesen. Das deutsche Recht 
war ursprüngli(-h Qewohuheitttrecht mv] ist es lange gebUiabeo. 
Die einzdnen Provinzen haben es bis in die neueste Zeit hindn 
erhalten und haben es an manchen Orten noch heute; bis zum 
Inkrafttreten des neuen deutschen B. G. B. regeln Gewohnhetts- 
rechtssfttze, mehr oder weniger vom lömischon und deutschen Rechte 
durchki-euzt, koditizierle wie ungeschiiebune, die privati*echtlicken 
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VaridltniflBe: Anfangs jedoch war, ebenso wie io Frankreich, ihre 
Qdtuog eine allgemeine nnd trog denselben Charakter wie dort. 
Auch daa rOmiache Recht hat nrsprflnglich gewohnheitateoht- 

liehen Charakter und die XII Tafeln bilden den Abschhiss der 
Ejitwiekeluncr, soweit es sich um reines Gewohnheitsrecht handelt; 
indesbeti auch ilieseö hlifli neben den durch jene t'-st^;' lehnen 
Ptmktea I -^t^iiAn. Nur hat es sich genide von jener Ej^oche an 
ineofeni geändert, als es eine neue Art von YerwirkUohuDg erliielt. 
Wihiead sonst das reine Gewohnheitsrecht nicht nur nngeschneben 
iBt, soodem aach im Volke lebt und einzig und allän in iostink- 
tifea Oewohnheiten seinen Ursprung hat, hatte es beim rOmiachen 
VöUbb besondere regelmässige und zwar aristokratisdie Organe. 
Das Gewohnheiti^retiht wurde, — N\ir linden diese Teniienz auch 
später, — ein reines .hii i sten recht. Die Hauptaufgabe des 
Prätors war nicht, das jus stiictuni zu verbessern, — das war 
Aar «eine extremste und au<!serortlentliühste Funktion, — sondern 
ea war die^ die zahlreichen Lttoken des Gesetzes auszufflllen« d. h. 
dort Becfat zu sdiaffen, wo keine geschriebenen oder wo flber- 
lianpi keine RechtssStae vorhanden waren. Der Pritor that also 
nichts anderes, als dass er das Gewohnheitsrecht interpretierte oder 
vielmehr deklarierte. B*n oberflächlicher lietiachtung kOnnte es 
Rheinen, als hätte er iedigli<'li die vcniüiiftif^sle T^sung der Kechls- 
fragen goBuciu ; in Wirklichkeit foi-schte er nur den Gewohnheiten 
Bach, soosl hfitte er weder Bestand noch Ansehen gehabt Gleich- 
wohl waren seine Funktionen gemischter Natur. Doch man kann 
aieht leugnen, dass er das Gewohnheitsrecht selbst deklarierte, 
ledigiich, iDäßttk er sich desselben als Grundlage bei seinen Ent- 
•cheidimgen bediente,* und dass er so zum wahren Rechte gelangte, 
iadem er dessen drittes Stadium, das der Uernsclmlt der Billigkeit 
(aefjuitu-j vorbereitete. 

Besonders in der engiischeu Gesetzgebung hat sich der g*'w<vhn- 
keitsreditlichc Typus fast rein bewahrt und sein Einflusb tiitt 
aach noch in der Gegenwart zu Tage* Man kennt den Abscheu 
dir englisch-amerikamscben Kationen vor der Kodifikation, d. h. 
^ dem, wie wir sehen werden, ersten auf die „Flflssigkeit^' des 
Rechts gerichteten Angriff. Ein noch schlimmerer Angriff auf die- 
^he Mild die Verordnungen, sowie die Gesetze des Parlaments 
uiiü der CeuUiilgewalt, iiide»s ist der ersteie vielleicht der fühl* 
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l>ai-ste. So l«oge nur eimolne wenige Gesetze existieren, ver- 
schwindea sie in der Maaee des OewohaiieitsreohlB, sie werdeo 
sosoHgea umSgeoogBiL Die Kodifikation jedoofa, mag sie waA 
gani auf Qe^hnbeitareoht baaferan, achnfiit das geltende Bedif 
zuaammeo, hindert aeine Auadehnung und Entwickelung, ,,kn8laUi' 
Biert'' die Gewohnheit, und wenn sie auch keinerlei fremdartige 
Elemente hinzubringt, sn ist doch das li^jcht, trotz seines ^ew'>lm- 
heiteixichtliclien Charakters nicht mehr „flüssig*". D» shall> i>t auch 
die Abneigung gegen die Kodihiiation das beweiskräftigste Moment 
dalQr, daaa alles Beoht auf Gewohnheit beruht Kngiand wird 
alao trols aafakeicher geaohriebener Qeaetoe im Qrunde Tom Geweba- 
beitareobt beherrscht: ebenao liegen die Verbiltniaae in aöflem 
Toditerlandef den Yefeinigten Staaten. Dort gieht ea keinen Ge- 
setzgeber, der in seinem eigenen Namen gebietet, die Bfli^r selbst 
leiten bicli nach natfiilirlioii instinktiven Ree:un£;»Mi, die durch Er- 
weiterung^ der RochtöiUeeu, da** Bedürfnici iiml. üeue Beziehungen 
gesoliait'en wenleu; die allgemeine Abstimmung ist Gesetzgeberin, 
Btül und imaichtbar, von anderen ao ganx yersobledeD, nnd das Recht 
gleioht, soweit mOglieh den Geeetaen der Natur | tanb, blind, aber 
immer logiaob, fortschreitend, aioh genau den Thatsachen anpaassad, 
ohne einen kflnatlicfaen Aufenthalt in saner Entwiökelung an eikidea. 

Würde man die Geschichte aller Völker daniufhin ansehen, 
man wiiruc denselbtii Kntwicklungbgan^^ l)eobachten. In KiusölaiiJ 
vuil/.i'ht sich ein eigeiitünilirlios Faktum. Es giebt dort eine 
koditi/ieiie materielle Gesetzgebung im „s?<^d", dessen einer Teil 
das bfligerüche Becbt enthält^ Diese Kodifikation ist in vielen 
Punkten eine fiktive, bleibt unangeirandt und atebt nur anf 
dem Papier. Daneben beetebt eine andere virUioii geltende, 
auf gevobnheitsrechtiicber Grundlage. Diese bestuamt faiaweUen 
gerade das Gegenteil der ersteren und findet immer Anwendung. 
So ist z. B. in der Materie de.s elielichen Güterrecht« das System 
der Gütertrennung als dasjenige, welches in der Entwicklung des 
Rechts f'irie sehr hohe Stufe eiiiniumit, das offizielle. In Wirk« 
liebkeit abei- kommt gerade das entgegengesetzte System aar Ab- 
Wendung, ein viel weiter aurUokgebendes als das der Gfitefgemeia- 
Schaft, ein System analog der römischen manus, Abnliob dem 
germanischen mundium und einem altenglischen System, bei dem 
die Güter der Fmu ganz in das Eigentum des Mannes ti-eteu. 
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0i0 üigetttftmliehkttten rein gefwohnheitsrecbUichen Systems, 
dm Beciits ün fittaigm Zustande, emd so lahkeioh, dsss wir hier 
nu auf die haaptwacMiohsten eingehen ktaneo. 

Dn Qewohnlieitsrecht beruht snf der Natar; 7om geschriebenen 

Raht kann man dasselbe nicht sagen, d. h. soweit dieses durch 
aut-riUitivi' Anordiuiiij,' zustaüde g'ekomnien ist. In diesem Falle 
ist ^ völlig kuDStLioh, was keineswegs hindert, daas es sehr 
brauchbar sein kann. 

Auf das Qewehnhtttsvecht hat der Wille des Mensohen 
kfiineo lünfloss: vielmehr sind es die gewohnten, stets wiederholtsii 
flkh bei einer gewiesen Zahl benaohbertw Menschen wiederfindenden 
BmOiuigen, die den ISnselnen an dieee Handlung gewöhnt, und 
welche geonlii' t Akte geschaäeii liabeii, die schliestilich indirekt 
verpüichtoitd wirkon. 

Wenn bei einer gymnastischen Übung die eine Turnabteilung 
mm Bewegung nach rechts, die andere eine solche nach linJ^s 
mschen soU, so dsss sich beide rassrnmensofaUeesen und dann ein 
«Bseitlicfaes Qanie bilden, und einer in den Abteihingen plötzlich 
me Bewegungen in eutgogengesetster Sichtung msoht, so wird 
die Oidaang gestOrt Wenn man also nieht von der Übung aus- 
g^hlossen werden will, muss man sitli der Regel anpassen. 
Ehenm ist es in der mt;nsclilichoii Oosellschaft Ein Beispiel wii-d 
»lab VeiBtSnduis erleichtern. Die Bitten der (jeseilschaft sind 
Gesetze im wahrsten Sinne des Wortes, und wenngleich sie unge- 
schrieben und nicht sanktioniert sind, so befolgt man sie doch viel- 
heh skruimlfieer als wiridiche Gesetxe, und eine nicht unbetriicht- 
fiefas Zahl von Leuten wflrde lieber vom Stnifriohter wegen Jagd« 
^rergeheoe oder leichter KSrperveAeteting ▼erurteilt werden, als dass 
bdonnt würde, dass sie versehentlich ohne Hut oder ohne Kravatte 
auf die Stixus^e gegangen sind ! Die Macht der Gewohnheit ist also 
ganz ausserordentlich und gleichwohl ist der Anlass oft reeiit 
nichtig, 80 z. B. wenn es sich etwa um das Mitmachen einer Mode 
^mMlelt, mit der sich doch kaum jemand in Widerspruch au setaen 
Vagi Die Wkfcang ist oft unbewusst, weil es sich ja um em 
Kahngesets handelt, das ohne Oberl^nng sustande gekommen 
«t, wflhrend man alle anderen Gesetse wohl flberlegi Das ist 
aber gerade das Wesen seiner gewaltigen Kraft, wUhi-end die 
SdiWäche der Geset2:e ist, dati8 sie nicht auf der broiteu Basis 
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der Katur mhen, tielinehr auf der engen Bans des aogenUickUclien 
WoUena. 

Die Konsequens dteeer Eigenschaft ist die, daaa da» Oevohn> 

heitsrecht durchaus wisseusohaftlich ist: natürlich uikI \visv^»n- 
schaftlieh sind zwei h<\ adiiijnate Becrnffe, deroii nflieii.'inaii)' i 
hei-geheiule Entwickelung man deutlich verlult;.^n kaiui. Man kann 
von joder Gewohnheit die näheren und entferutercn Ursachen nnf- 
ftaden, man kann ihre suoceaaive Ausdehnung Terfolgen, uad bis 
auf die meist im Zuaammenleben der Familie wunselnden Keime 
deradben surüokgohen. Bei dem duidiaas evolutionlatiaehflo 
Charakter dieses Bedits tritt dieser Untersuchung nichts ia den 
Weg. Wenn es sieh bisweilen dui-ch das Zusammentreffen mit 
eiiitjuj aiideni Gewohnheitsrecht verändert, kai:n <liesfi inn.Te Vor- 
gang aeinei*seits in derselben Weise untersucht weitleii. Die i 
WisseoBohaft im wahrsten Sinne des Wortes begnügt sich nicht, i 
IVÜEta <u registrieren, sondern sie untersucht deren Ursachen, ihren 
Entwickelungsgang und ihre Fortpflanzung, ebenso wie bei wirkUchen 
Lebevesen. Andereiaeita ist es durchaus nioiitB WisaenachaflUches, 
einen Oesetseetext au lernen, den ein Geeetzg i « i . sei es nun ein 
Monarch oder eine genetzgebende Vei*sammliing, aufgestellt und Kh* | 
einen politischen oder zur I)mcliliiliniii^' v<»ii 8onderinteref?sen \ 
dienenden Zweck für nützlich gehalten hat. ist der Text klar, so ist 
(liee nur Gedüchtnissache, ist er es nicht, eo ist es Sache der Aus- 
legung, einer zwar viel Scharfsinn erfordernden und vom praktischen 
Standpunkte zweifellos nOtzlichen Kunst, die aber bei Abachaflhng 
des Gesetzes gegenstandsloB wird, und mit dem Geaetaeatexte lu- 
sammen fortfSllt. 

Gleichzeitig hat das Ge wehrt hei t^äi-echt einen fortschrittlichen 

■ 

Charakter, ist wenigstens ni^^malH im Rückgänge '^M'^M•ifTen. denr; 
wenn die Natur auch keine Spriuige macht, macht sie (l«x*h 
wenigstens keinen Rückschritt, während dei' Mensch bisweilen gern 
einer nach rückwArts gerichteten Bewegung sich zuwendet Aller- 
dings gehen die Fortschritte, wie wir hier glei<^ feststellen woUeo, 
sehr langsam und erfordern Jahrhunderte, jedoch gehen sie io 
grader Richtung vorwärts, weil es keine überstflrzton Reformen giehi 
Ein Hauptcbarakter und zugleich ein Vorteil des Gewohn- 
heitsrechtes ist endiicii sei?i >l;(ikor Tnfii\ iilualismus . es verwirft 
prinzipiell jede äoziale Kinmischung. Dm> Uewohnheitsiecht ist 
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kein geswaogenos Recht, wenigstens nioht an^ezwungen dnreh 
antoriUtiTe Centialgewalt, hOohstens diiroh Einwirkung des ciDseloen 
hdividQttinfl auf das ESnsettndiTiduiim, der Vorlahren auf die Nach- 

kommen. Gerade weil die anglo-amerikanisclie Rasse so tief indi- 
vidualistisch vemnlagt ist, ist sie an^h beim (lewohnheitsTeolit 
>teliei» geblieben, nicht etwa aus irgend welciien abstrakten Elr- 
vigongeii heraus. Die Macht des forme] len Oosetzgebei's an- 
erkennen, das heisst auf einen Teil seiner Selbständigkeit verzichten. 
Als die franzfisischen Provinaen pditisoh ihre Selbstftndigkeit ▼er- 
hm hatten, in dennselbeii AugenUiok versehwaad auch ihr auto- 
BooMsBeeht, und dieees wurde ihnen Ton aussen her ToigeRohriehen. 
Bas geschriebene Recht konstituiert die Heirschaft der (resellscliaft 
über das Individuum. Es ist lierrisch und streng, befiehlt oft, nur 
rnn zu U fehlen. verteidigt, um zw verteidigen, es ist das sumunun 
jus summa injuria. Gan?: anders das Gewohnheitsror-ht : es hat die 
Kxtit der Sitte, hat roelir beratenden als befehlenden Charakter, 
aber ma Cänfluss ist darum nioht weniger mflchtig, die Verwirk- 
liehmig des Hechtes ToUbdeht sich willig. Hauptafiohlioh fiht es 
Bebe Herrsohaft im OivUrecht, weniger im Strafreoht 

Aber bis in unsere Tage hinein ist es durch das Handels- 
recht gepflegt worden. Dies Koclit war in seiner Gesamtheit lange 
Zeit nur eine SanuiiliuiL,'- \ ori < ft^woliiiheiten. von (1»'M0ii cinit;<' iiiter- 
nationai waren , während sich ai»Uure nur auf ein Gei)iet von ge- 
ringer Ausdehnung erstreckten. Das Wecliseh-echt, das Konkurs- 
nckt, das Seereoht haben erst spBt durch eine formelle Gesets^ 
ffiboBg ihre fiegelong erfahren, nnd auch hierbei sind mdst nur 
die bestehenden Gewohnheiten festgelegt worden. Dieser eigen- 
tAmliche Ohamkter des Rechts hat mw Sondergeriohfsbarfceit snr 
Folge gehabt, und die Handelsrichter waren niemals eigentliche 
Bernte, sondern urspi'ÜM^li'h oine Alt von Zent;i'n für «las Bi^- 
^telien der handelsrechtlichen .Sätze, denn kein anderer als die Kauf- 
leate selbst kannten die im Handel üblichen Gewohnheiten. Auch 
voQ dieser Seite hat sich eine £imeuemng des Rechts, der Durch- 
brach der aequitas, ToUaogen. Wie wir an anderer Stelle geaeigt 
hiben, haben sich gerade auf dem Gebiete des Handelsrechts die 
seosten, und am meisten dem GereohtigkeitsgefOhl entsprechenden 
juristii^hen Prinzipien entwickelt. 

£s giebt noch ein anderes Gebiet, auf dem man kaum über 
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wo dicBos fast völlig als Gewohoheitsrecht seine Herrschaft ausübt; 
iiäiiiiu'h das de*^ int»^i (lafionalen Piivat- und V<"lk<;n\*chU, \h< 
Ki'str'iv' liat >plttMi doij (iwgenistaud von Voiräiron ir^^hildei, i&i^t 
immer iöHte man di»^ Torkommenden Fragen duFoti Heranziehimg 
TOD Präzedenzfällen, d. h. durch Anwendimg von Gewohnheitsredit; 
Im Offantltohen intematioiialeD Recht beetelien swar ao Friedeaa- 
seitan Vertiige, wenn aie auch biaweüen wenig reapdttiert werdea, 
hn Kriege aber aind ea nor Gewohnheiten, die daa „Ylflkenecht^ 
bilden, ein Reeht, das leider noch recht iinbeatimmt ist 

Und das ist goradc einer der Haupt fehl r dog Gewohnheits- 
rerlits, (laHH nnho?»Mnioit, 8(.'h\vank<'nd . sfli wer fest y.ustt.^Uon und, 
da man keinen üesetzestcxt hat, auch schwer zu interpretieren 
bleibt. Ein anderer, nicht weniger ins Gewicht fallender Fehler 
iat der, der an groeacn Verachiedenheit an den einaetnen Ortoa. 
In wichtigen Punkten gab ea zwar ohne Zweifel ein Ittr die gante 
ProTina geltendea Gewohnheitarccht, in anderen Punkten aber war 
ee bisweilen in jeder kleinen Gemeinde verachieden. Waa fOr eia 
kaum z>i bewältigendes Hindernis und welche Schwierigkeit für 
den Beruf do^ JuriMton! — Er musste hundert verBchieflene in 
demselben Lande in Geltung stehende Hechte lernen. Endlieh vsind 
die Fortschritte, die das Gewohnheitsrecht macht, von unendlicher 
Langsamkeit, ea wideraetzt sich jeder von anaaen kommenden Idee, 
kmge Zeit muaa diese auf daa Urteil der Menachen einwiiken, ehe 
aie ea beeinfluaaen kann. Ffir rudimentäre aoziale VeriilltaiaBe ein 
leicht anpaaBiingefihigeB Hecht, ateht ea im inderapnich mit dea 
Verhältnissen eines entwickelteren Genieinwep*^ns, in welchen die 
Vernunft drs Einzolii'-n. w^un sir die der anderon ül»ertriil't und 
von Nutzen für die Gesamtheit ist, herrschen 0OU über die UnTCmuiift 
und GleichgtÜtigkeit der Massen. 

Dies iat das OewohnheitBrecht: das „flfiaaige^ Recht Bs ist 
ein hohes Gut, aber zu aeiner Zeit Es wird diea von vielen 
Leuten, ja von ganzen Yfilkem verkannt Waa die VOlker betiillt, 
80 sind diese durchaua individnalisliach veranlagt England wllide 
zweifellos grosse komnieraielle Vorteile geniessen, wenn es duroh 
einen untorirdisehen Tunnel mit Fiankroioh in Verbindung stände, 
en würde aber seine isolierte Stellung, seineu Inselcharakter ver- 
lieren, moralisch würde ea eine Invasion der Fremden erleiden 



Digitized by Goog 



— 223 — 



müssen. A«s demselben Grunde lässt es auch die grosse kontinentale 
Zugbruckt iiidit seine Ufer berülu^n. 

>Iit einer kmliiizierten Gesetzgebung könnte es? stntt eines 
wirren Haufens gesetzesähnlicher Bei^immungen klare Gesetze haben, 
saue GeeohÜte würden aioh befiser abwickeln, aber dann bitte eR 
ja angeordnete, statt der vom Emaelnen gewollten Oeaetie, 
imd seine Unabhfingiglrait, ja die jedes einseinen Bflrgers wlre 
bedroht; dieemal aUefdings vom Innern des Landes aus. 

Dies ist das Motiv für die Völker, unter der Herrschaft des 
n. woliiiheitsreclits zu Itleiben. Fflr die Kiiizdindiviiliien besteht ein 
äuilet^r Grund. Nach ihnen ist das Gewohnheitsrücht allein wissen- 
schaftlich und die Rf^chtsgelehrten sozioltc^nsoher Hiobtung vorwerfen 
dsB Fkinzip, wonach Gesetse dem mehr oder weniger wilULOrliohen, 
itets an^edrftngten Willen entspringen. BSb ist richtig, daas die 
Oese^gebnng des swetten Etatwickolnngsstadliuns keinen walirhalt 
wiBBenachaftiichy Charakter hat, piaktisob aber bat sie grosse 
YwteQe. Jene verwerfen nun diese Ansicht, dass die Vorteile eine 
Fol^ der Kodifikation seien, und behaupten, dai> Gcwolmlieitarecht 
würde öie allniälipr ehenfnllfc liervorhrin^^en. Nach ihnon verdient 
allein das Gewohnlieitsrecht ein wirkliohefi Studium, während mau 
alles Übrige den Pialrtikem ttberiassen sollte. Sie haben hiermit 
mdit ganz nnieoht, indees mnss man ilmen doch Folgendes enir 
gegSDhallen. Wenn das gesetzte Recht des zweiten Stadioms als 
soIoIms mdit den Gegeustand der BeohtswisBenschaft bilden kann, 
so wird doch das Klligkeitsrecht, welches wir als Recht des dritten 
Stadiums darstellen wollen, wieder wissenschaftlich, und diese 
^Vis.'it.iiscliaft miiss der etstort'ii ühei-l<\<;-en sein; denn das ist keine 
^Wissenschaft, die unübersichtlich in die engen Schranken der Ge- 
wöhnung gebannt ist, sondern ohne Einschränkung, klar und durch- 
ächtig mnss sie in Ürsoheinung treten. FQr einen der gfOssten Vor* 
sQgs eines altftbtrkommenen QewohnheitsrechtB erachten dessen 
ABhinger fomer die LsDgsamkeit, ja den Mangel jeglichen Fort- 
•dnittes; sie sind nim einmal, wenn auch nidit für den Rflckschritt, 
« doch fOr den status quo, luid gerade die Gewohnheit weiss 
«Uesen l>o.st»Mis aufrechtzuerhalten. 

An^leiei-seits behaupten sie wieder, dass sie dem Rechte seine 
EUstixität lasse, während das Recht bei der Kodifikation durch den 
^Msestsrt in seiner Satwiokelnng lange Zeit gehemmt werde. 
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So sollte z. K im Code civil francais von 1804 dem Uberiebendeii 

Ehegatten ein Eibrecht ;;e^(*l)en werden, eine durchaus dem all- 
^enieinen Rechts^'efnlil fiitsprechende liestimmung, die auch in den 
meisten Ländorn schon Gesetz war. Dieser Oedanke wui i'' von 
den Ifed.iktoren des ('ode keineswegs Musilrücklich verworfen, kam 
aber in Vergeesenheit. Der Code wurde fertig gestellt, ohne das.- 
die Aufmerksamkeit auf jenen Pimkt gelenkt worden wSre. Va» 
hfitte man jetzt thon mflseen? Doch den Fehler gut machfin, so- 
bald man ihn bemerkte. Nun bemerkte man ihn swar, indeeaeo 
wurde daraufhin nichts veranlaaet, der Code war einmal abge- 
schlossen. — Ein .lahriiiuKli rt lang nnisst^i man auf die Abfassung 
eines ents{)rechtMi«l*'n Gew>t/.u» warten. l>cr Pnin/.o--«^ trilt im All- 
gemeineo für l'Mt iti uiul Neuerungen leiclit zugänglich, indessen 
ist, soweit das Gebitjt der Gesetzgebung inV>etracht kommt, gerade 
daa Gegenteil der Fall. £r8t im Jahre 1B91 wurde jener Irrtam 
endlich berichtigt p 

Eine Kodifikation iHt feat in aich abgeschlossen, man kann 
sie — das ist wenigstens allgemeine Ansicht — nicht jeden Augen» 
l)lick angreifen und lindern, sie erhärtet un<l erstant vielmehr von 
Tag XU Tag. Wenn jmloch- das Kecht unkodiHziert und tiüsaig 
bleibt, so vei'bessert und veivollständigt es sich allerdings unauf- 
hörlich, aber wie langsam geht es dabei vor; und, mu auf das 
obige Beispiel wieder hinzuweisen, es h&tte, um ein Erbrecht des 
Ehegatten zu konstituieren, sicherlich ebenfalls hundert Jahrs 
gebraucht 

Trotzdem sind die Anhänger einer, wenn aueh nicht voll- 
ständigen, so doch teil weisen Wiedereinführung des Gewohnheits- 
rechts sehr znhlreiclt. iiii lit allein in Englanil und Am- rika, wo 
sie die Majori tiU bilden, ^ondern auch in andern Ländern. Es ist 
hier ebenso, wie in Deiitschland, wo es grundsiatzlic Ii* Gegner der 
Kechtseinheit giebt; diese stimmen ihr nur in beschranktem Masse 
zu, und unter der Bedingung, dass die Kodifikation nur .die fiaufft' 
punkte festlegt, so dass sich im Übrigen das Qewohnheitarecht frei 
entwickeln kann; die Jurisprudenz kOnne diese letztere Au%Bbe 
erfüllen, und so würde das Recht sich weiter entwickeln und sein^ 
natürlichr'!! ruitschritt ii< Innen, indem es in «lern neuen Gesetzbuch 
Anhalts|)unkte fände, ohne da»s iliin Bchi-ankeu entgegenträten. 
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II. 

Das y.\v. ito Sfa'llmu, da« besoiKlei-s uiif^^ff^ Aufmei ksainkoit in 
Anspruch nehmen niuss, ist das Stadium der „Kristallisation'*. Es 
fo%t auf da? Stadium der i^lQflBigkeif' des Hechts und bereitet 
du d«r viSlügeD „firatamuig** ▼or. Dieie iünstaJliflRtioii geht in 
fendiiedeDen AliatiifiiiigQn vor sich, m dem 8iimey daas sie sich 
oiBichst nur auf einige gewisse Demente etstreckt, ohne die andern 
la beeinfliMBen. Erst aHmaüg vennehren sidi dieno „KristsIliBBtions- 
Punkte" und die ganzt? Ma.sse wird davon eriJcriffen, sodass endlich 
kfin Gebiet mehr übrig bleibt, anl <iom der Ueäctzgeber sioli niclit 
l>etiiätigt hätte. „KristaJIisationspunkte" im obigen Sinnt* bind alsw 
üa Torhanden, wo der Gesetzgelier die Gewohnheit durcti besttminte» 
Sesehriebenes Beoht ersetzt hat 

Du auadrOckUehe obiigkeitliohe Gesetzgebung unteincheidet 
M Ton der dnrch stiUschweigende Übereinkunft geschallbnen der 
Gewohnheiten nicht nur darin, dasa sie geschriebenes Recht 
ist, wäiirend etwa die Gewohnheit stets ungeschneben geblieben 
wäie. (nnr-h <.it.'\v«)liiiheit>re'-iil kann irepclirirlienes Recht sein), 
afuuderu iiaupti^hlich darin, dass es einen gan^ anderen Ausgangs- 
punkt hat. Es entspringt nicht mehr stillsrhweigen l« i gegenseitiger 
Übereinkunft» sondern dem Gebot eines Höherstehenden. Dieser ist 
udngB stets au^ezwungen, erst spBter herrscht or auf Onmd mehr 
oder weniger allgemein gegebeasr Zustimmung. WShrend frtther 
ein verborgener, langsamer aber sicherer Instinkt das RechtsgefOhl 
der Massen leitete, hat jetzt ein oft unbeständiger Wille, bisweilen 
blosse Wiilkiii* die Herrschaft. Am schlimmsten ist es, wenn der 
Wüle eines Elinzelaen mit absolutem Regiment, oder, der einer 
hier tmd da aus den mächtigsten zusammengesetzteu Aristokmtie 
sch in der Begiernng von persönÜühea Interessen leiten Itet. 
Spttsr aohraibt die Demokratie, selbst oder durch Abgeordnete, 
Gesetze vor. Die Hacht entspringt dem Volke, das sich selbst 
regiert lanner aber handelt es sich um den Willen eines Einzebien, 
Mehrerer oder Aller zusammen. Es giebt keine gewissermsflsen 
kkijte V» niuiifi ni' iir, keine natfnliche Entwickelung, sondern eine 
Macht und einen Willen, die mit Zwang üvÄt Izc geben, an ihren 
Entscbeldungen lesthaltsn, auf's Geratewohl regieren uud ihie An- 
ordnungen wenige einem bestimmten Frinzipe anpassen, sondom 
kdigüoh in Jedem einzelnen Valle auf Abhilfe eiunen. 

15 
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Es ist dies das Hanpärnterium EwiBciien Oewobnheitsrecht 

und Gesetzesrecht. Das eine hat seineu Ui'sprung in natürlichen 
Regungen, das andern im Willen; ei'sterea hat seine Gniiidiag« iu 
der allgenieiuen nach aussen nicht in die Erscheinung tretendeu 
Überzeugung allor. lotzfrirs in der Entschliessung einzelner. 

So entspreohdii sie vdrsohiedeneii Begangen des Qostes: der 
Empfindung und dem Willen. Kan will das gesofariebMie RediC, 
nicht das Gewohnheitsrecht, man empfindet das letztere^ nidit das 
eistere. 

Das geschriebene Recht erscheint zunSohst nur spüiin lisch an 
ein/clnen „Kristall isations-Punkten". Unter dem Einflüsse welcher 
Iii Rtori scher Fakturen sich diei^e KriHtüUisation vollzogen hnt. vollen 
wir nun untersuchen. Es giebt deren mehrere, die wichtigsten 
sind jedoch: die Sammlung und Aufzeichnung der Gewohnheiten, 
der Einfluss politischer Gesetae, die Einwirkung des rOmischen 
Rechts, die Kodifikation und endlich das ZuaammensdilieBaen 
mehrerer Territorien zii einem einheitlichen Ganzen. 

Die Sammlung und Aufeeichnung der Gewohnheiten bilden 
den ÜtKi^^aiis^ zwischen den beiden Stadien der (lesetzgebung. 
Zunächst bleibt das Gcwolmlioitsivciit lan^^e Zeit ungeschrieben, es 
überträgt sich von Geueratiou zu Generation, wie einst die Lieder 
Homerts. Unter solchen Umständen bewahrt es seine Flüssigkeit 
vollkommen, jede Verftnderung in der Gewohnheit wird su einem 
neuen Gesetz. Hat man es niedergeschrieben, so hat diese nieder^ 
Schrift zweifellos keine derogatorische Eiafl, sondem hat nur 
Geltung, soweit sie mit der thatsichlichen Gewohnheit im Einklang 
steht. Verändert sich auii die (jfewohnheit, so mag es aber doch 
seine Schwierigkeil gehabt haben, den Text der Niederschrift ah- 
zuRndrnij und man hat ihn wohl bis zur nächsten Neui-edaktioii 
stehen lassen. Von diesem Augenblicke an driin^rt sich die frühere 
Gewohnheit, die dann thatsächlich nicht mehr Gewohnheit ist, io 
das Kocht ein und beschrSakt oder vernichtet das sieh neu boldende 
Recht Man hat dann allein durch die Niederschrift ein „Gesetz 
geachafFen, ohne es zu merken. Dies wird auch dann der M 
gewesen sein, als eine crWissere Anzahl von Oewohuheiten allmälij? 
in Fluss kam, \\u>\ e> winl die in einem Pmikte sich volkieheiulo 
Änderung in der (iewohnhcit nicht auf das gapze Gesetzeswerk 
eingewirkt haben. So blieben in Frankreich die niedeigeeohriebeuea 
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Oewohntieiten lange Zeit bindnrch ohne Nenredaktion , und die 

Utnlaktioii ilu-ei*seits blieb eb«nifalls hmc^o iniveräiideit, so dasä dies 
uosere obi^n DnrloLnmjßren bcsiäüj,'üii würde. 

Der Eiiifhiss fKjlitischcr Gesetae war umuittelbarei* und hatte 
Mudb giüflaere Kmft. iSierbei tnuss man sich %^ergegenwfirtigeii, 
dns die gestmten Qeaetze mae» Landes in zwei grofise Gruppen 
lerUkn» solche die Besiehnngen zwischen Privatieiiten regeln, das 
Pdvat-, Handels- und Oivfl-Prozessrechl, tud die Gruppe derjenigen, 
<fie Beziehungen zwischen Bürgern und der Staatsgewalt ordnen, 
'lii> Stiiiit>-. Vt-rwalluii^^s-, Straf- und Strafprozessi-echt. Selbst in 
I^ii'l.^rii mit weit VMrtrc>clirittoii«M- Ki>'litik;iti<«ii . w'iq in Frankreich, 
hat maü nur die eiste (irup[>e dieser (iesetzü kodifiziert, von der^ 
udem nur das Strafrecht, welclies einen mehr gemischten Charakter 
lial; alle andern aber sind gersgelt durch zahlreiche Spezialgesetze, 
haaptsflchlich TOrwaltungsrechtliche Yorsohrifton. Es besteht eben 
zwischen den beiden Gruppen der grosse Unterschied, dass das 
Mratrecht ein Herrschaftsgebiet des Gewohnheitsrechtes ist, inner- 
Iialb dessen positive, dem Willen einer Macht oiit.springende Vor- 
sciiiifiti] nur Anli;iltspuiikti> bilileii küunea, während in der Politik 
die Macht unumschrünkt gebietet, es infolgedesseu wenig darauf 
ankommt, wenn ihre Anordnungen eine Masse unzusammenhängender 
£iDzelbesüminnngen sind. So ist es in Bundesstaaten nicht mög- 
lich, die ganze Gesetzgebung einheitlicb zu gestallten, ohne das 
lUentivsjstem zu zeisitOren, andererseits kann mian sie wieder 
Dttht ganz ditecrgieren hissen, ohne die Binheitlichkeit zu boein- 
trächtigeii. Zti Materien der Bundesgcsetzcrebung erkläit man zu- 
nächst dis H;iii"lt lsi^ht, dann dns bürg, ilirh'', Straf- aml ]'r<i/e>s- 
r>'ht, sowie einige andere Gebiete, alle andern (bsetze bleiben 
unberQhrt, insbeeondei« behält j*<ler Bundesstaat seine dgrae 
tiesetsgebnng und wahrt sie auf dem Gebiete des Staats- und 
Verwaltnngsrechtes, er behSlt sein Wahlsystem und die Verwaltung 
■einer Steueni« Dieser Voi^ang hat sich neuerdings Ui Deutsch- 
laad abgespielt, als die Gesetzgebung dort zu einem Teile ihre 
einheitliche Regelung fand. Dabei blieb jeder Einzelstaat im Innern 
politisch völlig unabhängig. Ein ähnlicher Vorsuch winl ;nigen- 
blickhch in der Schweiz gemacht. Man kann also 84igen, jede 
Gesetzgebung zerfällt in eine privatiwhtliche und öffentlichiechtliche. 

£s sind nun zimfichst die Gesetze Öffentlich- i'echUichen 
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Charakters aufge^chnet worden, nicht etw« die GewohnheHaredile; 

Als die Fiaiskcnkönige und später die Xachfolger Karls des Gro&sen 
in Frankreich und Donts. lilai.d ihre Gesetze gnben. \v:iion das zu- 
nächst (^flentlich-re(;htliehe, Bpäter inshesondei\^ strali-echtliche Vor- 
schriften. Das Privatrecht blieb unberührt, feiner Ansbiidimg diHCk 
die Gewohnheit ÜberJaneen. Eine gans wiUküriüohe AnoidDim^ kami 
ja ztuiflohjBt anoh nnr aal dem Gebiete des Staats- und Yenraltnag»- 
recbts ihre Wirkung ftussem, da im Privatiecht ein Befehl dodi 
unniöglicb wiitiiohes Recht schaffen kann; denn man kann nicfat 
anordiit'iij die Ehegatten sollen ('in.nnicr erleich odei- niclit gleich 
stehrn, es Roll ein Eigentum, es soll ein Eibrodit geben. r)a> kann 
allein die Sitte und die <!, wobriiieit konstituieren, oder doch nur 
eine vernflnftige rechtliche Erwägung; diese aljer war damals 
noch nicht entatanden, der rechtiiche Instinkt allein yertiat noch 
ihre Stelle. 

Dieses also war der aweite Faktor, der die ümluldmig des 
Gewohnheitrechtes in geschriebenes Recht beeinflusste: das VoiUM 

des Gesetzes öffentlich rechtliciier Natur. Wohl verstanden, s»e 
gaben keinen Aiilass, zur Voreinhciti ichuii oder K (i dl f ikatioa 
der Ge\vohii}ieiten, da ja gerade die ötTentlich-rechtliclien Geset2e 
stet«^ ankodifiziert blieben, sondern sie bereiteten zuniolist nur deren 
Niederschrift vor. 

Der dritte nicht weniger «inflnssrdche Faktor — und dieser 
drängte va einer VereinheitUchung der Rechte — war der ESnflosB 
des römischen Rechts. Es fiind in Frankreich und Dentw^Uand ^ 
nie in England — Eingang und übte hier entweder direkt oder 
durch das kanunitk he l?< cht seine Wirkung. In Franki«ich 
dokumentiert es seine lieri*schaft in /wcifuclier WeibC. Zunächst 
faßste es festen Fuss in einigen nicht gewohnheitsrechtlichen Ijandes- 
teilen Süd-Frankreichs und hatte hier sofort eine „Erstarning^' dos 
Rechts zur Folge. Hierauf yerschaffto es sich Eingang in andere 
vom Gewohnheitsrecht beherrschte Landestdle, formte das doit 
geltende Recht und wirkte vereinigend, nicht in der Weise, daas 
©8 Gewohnheiten direkt abänderte, sondern indem sie weiter 
ausbildete, seinen Foni^ n anj*asste, und die Rechtskiuidigen mit 
seinem Geiste inspirieile. Da.s lömische Hecht tralt S' }ili»»sslii Ii, 
ti'otz der schlechten ihm zu Teil wenlenden Interpretation als ratio 
scripta. Es spiegelte sich wieder in den Ordonnanzen der KöoigS} 
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als diese in ihrea Verotdunngen vom Gebiete des OfTentUchen 
BaditB Mtf des des Frivstiechtes fibeigingeii. Noch deutlicher iHt 
dieser Vorgang in Deutschhuid, wo msn von einer Epoche der 
„Rezeption des römischen Rechts" spricht. Dieses unterwarf weh 

das (lewohnheitsreclit. ohne es zu zerstören, iluicli wehte mit seinem 
^^■i^tt• die laii'U-slioi liichen Vfi'ordnuugeii und wurde in allen 
zweitolhaften Fällen, wo die Landesgesetze keine besonderen He- 
stimmtmgen hatten, subsidiäre s Recht. So ward«- cp ^in Hand f(lr 
die Oeeetagebong der einselnen LAndeeteile und bildete eins der 
Bemente rar Auflflsimg des OewohnheitsrechtB und Yereinheit- 
üdiimg der Lindefireohte. 

ISn weiterer Faktor ist die Kodifikation, die fast immer mit 
der Vurciniu-iing vei"schiedenei' Teiritorien zusanunenfilllt. Wenn 
eio Bund^^ssiaai bich zji einem einheitlichen Staate umhildi t uder 
ßnzelstaaten sich zu einem Bundesstaate vereinigen, i<o macht sich 
da^ Bedürfnis fOhibar, au<di eine einheitliche Gestt/ucbmis: zu 
flohaffw, und zwar beeonders auf dem Gebiete des Civil-, Handels- 
und Stiafrechis. Die Yereinlieitliohung führt dann aber notwendiger- 
ymab zur Kodifikation, denn wie sollte man nacheinander Gesetze 
Über zusammenhängende Materii^n schaffen, ohne sie auch zugleich 
in Zusammenhang zu luingen. Die VereinhoitlifhuiiL; hat aUer zu- 
gleich eine Be>cititrun^- <1ps < iew (.hnh''il>ie<'hi,s zur F'ijge, denn 
man kann die üewohnheiteu niciit miteinander in Einklang bringen, 
wenn sie entgegengesetzte Bestimmungen über denselben Punkt 
enthalten; man muss vieimehr zwischen der einen oder der anderen 
€ioe Wahl tieffen. Biermit.aber verschwindet jeder gewohnheits- 
iBchtUche Chafakter, da man eich dabei wird von der Oberl^ung 
iatea lassen. Und wenn dieee nicht sehr verstandig oder gar un- 
8chlQ8si<: so leitet uns die reine WüikiU und hiermit sind wir 
beim ^►estimmten gesetzten Recht angehingt. Zu diesem kommt 
mau ganz ohne es zu merken. Man darf night glauben, dass der 
Gesetzgeber eines eben geeinigten Staates sich ein/i<- und allein 
«ier auch nur hauptsichiich von vernfinftiger Überlegung leiten 
Hast, um das, was ihm am meisten gerecht erscheint, zum Gesetz 
«a eiliehen: er würde hierbei di^ Unterthanen in ihrem sittlichen 
GsiShl verletzen. Zur Zeit der Bedaktion des Code civil von 1804 
wollte man das Dutal -System beseitigen. Man hätte es damals 
ihmi können, weil man nicht auf Grundlage des Oewohnheits- 
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rachtes, Bondern nach TernQQftiger ErwAgiing kodiKi^ieil«, nur hätte 
man dann gteltandee Oewohnhdtsreoht beseitigt und ach dadarcb 
mit dem Heehtegefahl der Bftlffee aller Frenaosen in Widerspnidi 
gesetzt; aus diesem Grande veraiehtete man aiif die Aufhebuog. 

Zu einer wirkliehen Neuerung kam es überhaupt selten, deaa 
Überall da, wo die (i. \\ uhiilu iten tibei-eiiistiinmten , l>efoltde nian 
tliefie, wichen si« ein wenig von einander ab, so schlug man eiueh 
Mittelweg ein, bestimmten sie aber üffenl)ar dns Gegenteil voa 
einander, so musste man allerdings eine Wahl treffen» konnte diese 
aber oft noch dadurch umgehen, dass man beide Gewohnheiten 
aum Gesetz erhob. Gerade das letzte ist beim Dotal- System der 
Fall gewesen: Man ocganisierte es nach allen Riefatungen, daneben 
aber organifiiorte man dns System der Gütergemeinschaft imd liees 
so einem Jeden die A\'alil fiH. Di*» orst<'ii Krulilikatiunen, <ii' zni 
Zeit der Vereinigung dos iiUnvl<*& und d» r Vereinheitlichung (ier 
verscliiedenen Provinzialivchte geschaffen wui-den, sind denn auch 
nur ein Mittelweg, eiii Ausgleich zwischen allen Gewohnheiteo; aar 
im Falle au grosser Vorschiedonheit tritt der Wille des Qeseta- 
geberH hervor. Ebenso ist man nonerdings bei der Redaktion des 
«leutsßhen Bürgerlichen Gesetzbuches yorgegangen. Man hat sich 
dabei bemüht, stets einen Ausgleich herbeizufflhi-en, indessen ist 
ilocli der Wille des Gesetzgebers mehr in den Vordergruiid jre- 
tiv'tt'it. \v< il man mit weit auseinandergehenden (iewohnheitea zu 
thun hatte, insbesondei-e aber, weil jedes Land neben seinem 
Gewohnheitsrecht »chon geschriebene Gesetze hatte. 

Aus dieser Art des Voigehens bei Abfassung der beiden groessa 
Kodifikationen entspringen auoh deren Nachteile: bei dem beatiadJgea 
Bestreben f einen Aasgleich herbeizufllhren) streben sie nicht in 
genügend unparteiischer Weise die konsequente Ausführung der 
Prinzipien an, vei nMchlfesigen oft wichtige national - rikoiioniische 
Fakta und lassen bisw».ücn die J.ngik und das Prinzip der iiieicii- 
heit ihrem Bestreben zum Opfer fallen. Diese Fehler sind übrigens 
noch fühlbarer im Code civil, weil zur Zeit seiner Abhissnng die 
juristische Wissenschaft noch wenig fortgeschritten war. 

In dieser Weise hat sichjo den ▼ersohiedenen Lsadesteilen 
die „Kristallisation*' des Rechts yollzogen. Es ist nicht mehr 
„flüssig" in dem Sinne, dass es sich noch unmerklich, ohne ein 
Iliudoriiis zu linden, ausdclmon kann: jetzt setzt iluu der Gesetz^j- 
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text unOberwindliehe Schmnken. Gleichzeitig ist es aiicli nicht 
mehr wisaeoschaf Üich . well ee nan allein vom WiHen abhängig 
ist, und dieeer sich stets Ton politischen, dynastischen und 
peraOBÜchen Motiven leiten Iftsst, oft auch vam Zn&U abhftngig 
ist Wir haben diesen schwerwiegenden Nachteil, der die gana» 
Kristilßsationsperiode durchzieht, bereits hervoi'gehoben und wir 
werden sehen, wie es in noch h<ihei"eiu Grade in der Periode der 
Kondens-atinn des Rechts auftritt. 

Dit'Srs kristnllisit rt' " Hicht hat abt'r aucli ungelieure Vor- 
teile, luid zwar Imsteht der HauptvortPÜ in seiner piuktischen 
Anwendbarkeit £s haftet weniger an der Theorie , geht vielmehr 
gades Wegs auf sein Ziel los, gerftt allerdings oft auf Abwöge, 
denn die wahre ratio erieuchtet es noch nicht. Dieser praktische 
Zug macht sich zunfldist hauptsächlich im Offentiichen "Red^t 
geltend, tritt dann aber anch im Civiheclit zu Tage, und gewinnt 
Uli Boden, je uiv\\v di«' Kristallisation vorschreitet: A\>- Kmft und 
Schauliiq-keit des WüleuH laSöCn lUre Wirkung 8püi-ün. ( »ligl'Mi h ditj^e 
tieeetze oft da;; Werk Geseizesunkundiger sind, seien es nun Fürsten 
' ^ r gesetzgebende Versamnilungen, und obgleich sie wenig inneren 
Wert haben, so werden sie sich doch lange aufrecht erhalten, weil 
■e (sieht verstfindlioh und solort anwendbar sind, und im Augen- 
blick ein ganzes Entwickdungs-Stadium beschleunigen und ab- 
seUiesseD können. 

.\IaJi muss wohl unterscheiden /.wisi h-^u dem Zustande iler 
lüiaUliisation und dtin der völligen Erstarrung der „Kondensation" 
des Bai^ts. Im ersteren haben sich allenthiUben die Krit^tall- 
büdongibn voUzosen, sich aber untereinander noch nicht zusammen- 
^nchloBsen, lassen viehnehr noch eine flflssige OberflAche frei. 

anderen Worten: die Gesetzestexte, besonders im Civil- und 
Handelareoht, dienen nur als Aiihaltspunkte fOr eine unendliche 
Meuge von Fragen, die sich erheben können. Der Gesetzgeber 
skizziert nur und unt^erlässt es bisweilen i;äiizlii h, Details, oft auch 
ganze Prinzipiell zu regeln, so dass dun O^mU (ItMiit iitspmliend 
eine konkrete, bald eine abstrakte Gestalt annimmt. Es ist 
interessant, nach diesen Gesichtspunkten hin den Code civil und 
^ Büigerlicbe Gesetzbuch durchzusehen. Brsterer operiert in 
n»hr konkreter Weise, stellt wenig Prinzipien auf, ihre Aufstellung 
an! induktivem Wege wird der Auslegung überlassen, nur die 
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Hauptpunkte weixlen vom Gesetze lierülut. inir die Haiii>tfi;igen 
tjelöst. Das Riirgorli<*he Uefietzhiioli andiv^rjjeitis stollt sfhr um- 
f<a8i>orHie Priuzipien auf, oft ohne einen Anwenduiigsfall zu gei*en. 
Die Interpi-etation muss hier deduktiv vorgehen. Man sieht, wie 
verschieden beide Kodifikationen angelegt sind. Die Deduktionen 
der letzteren dnd tlberdiea hfiuflger, wie das indoktife YeiMiieii 
der entereD. Trots dieaer Teracluedenen Tendenz stimmen böde 
doch in der Besiehung ilbeiein, daaa sie nicht alles regeln wollen. 
Beide lassen der Rechtswissenschaft noch grossen Spielraum. Vom 
praktischen Standpunkte aus müsste man diesen einschräuken und 
die Kristallisation bis zur völligen Konsolidation führen. Zur Kr- 
reichuug dieses YAdos mdssteu die Kodifikationen en^eitert wertieu 
und noch mehr Prinzipien, aucli konkrete AnwendungafiÜle dieser 
Prinzipien umfassen. Yielfach wur in dieser Weise der VerfiMser 
des PreuBStsohen Allgemeinen Luidreoiits TOi^gegaogen. Trotsdem 
wflrde aber das Oesets noch viele Lfloken enthalten, denn der 
Oesetzgeber kann nicht alle Fälle vorhersehen. Jene konnten aber 
duit'h die Pi-nxis ausp^füllt w. i.lon, vorausgesetzt, das« dicf^ iiitn- 
pi-etativo Kraft t'rhi^llc iSonst blieben jono Punkt»' >h.*is unent- 
schieden, da siüh'in der Jurisprudenz ein Umschwung voliziehen 
könnte. Würde man sich aber daliin eotsc)iei<3enf dass alle vom 
höchsten Qeriohtahof entschiedenen Bechtsiragen Qesetawakraft er- 
hielten, so wtbde das Resultat bald eine völlige „Kondensation** dea 
Bechtes sein. 

Praktisch wÄre dies von ungeheurem Vorteil. "Eß gäbe, soweit 
die Auslegung von Rechtssätzen in Fragr' kommt, fast keine Prozesse 
mein-, diese würden vielmehr nur bestehen bieiben. soweit es sich 
um Tiiatsachon handelt. Jeder könnte vOllig sicher koutrahieivu, 
jeder Zweifel wäre geschwunden. Diese so trockene Wisscnscliaft, 
die sich dann nnr noch mit der Auslegung weniger flUe be* 
schAfitigen könnte, wflrde allmHig veieohwindeo. Wenn einmal eins 
neue Frage auftauchte, so wflrde natfldich die Auslegung des 
Richters wieder eingreifen mflssen, jedoch nur das eine Mal, denn 
die einmal gegebene Aush uuni: wüiflo jodo fernere unnötig machen. 

Oerade diejenigen nun, die nicht ilie Aufr^eht^-riialtmifz 
reinen Gewohnheitsrechts duixdisetzen konnten, wollen wenigste«» 
den ^u8tauU dor „Kristallisation^^ gegenfiber dem der völligen „Kondeo* 
Hntion** aufrocht erhalten wissen. Sic geben zu, dass es von gtoesem 
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Vorteil ivire, dieees ObeigMigaBfadiuni des fieohts su eioeBi dauern- 
dan xn aMcbea, ireU man bei güeidiaeiliger QeliuDg einee teils 

(Ifissigen. teils gefestigten Reohiee die Vorteile beider geniessen 
kCQDe. Feiner sei es zweifellos ganz vorteilhaft, einige feste 
Prinzipien zu haben, die sich über das gesamte Recht eines pranzen 
biii-le« ei-ätrecken, so da8s sie einer Auaix;hie und Unbeständigkeit 
im Rechte steuern könnten. Der äussere Kähmen mit seinea 
Hauptfeldern sei so leetgel^ and es sei gut, dass innerhalb dei> 
«alben das Recht fernerhin frei beweglich bleibt, sich nicht ferner 
kriitillisiertt sondern frei nnd natürlich weiterlebt Nur so Hesse 
liob ein sdclier Zustand verwirldichen) denn das geschriebene Beeht 
Hast das Gewohnheitsreclit nicht neheu sich bestehen, wenigstens 
nicht. narli"i«'m es eine Zeit latig .,ki ihtalli.siert ge^veson ist. Im 
Äüiiiitg können ^*ie wohl neW-neinander in Geltung s^»in, wie os 
2>. B. in Frankreich bis zum Jahre 1789 der Fall war. Allerdings 
eetxogen ihm die ktlniglicben Ordonnansen von Jahrhundert su Jahr- 
bandert iaunar mehr den Boden, aber seine so beschiflnkte Herr* 
tdttft war nodi immer recht aasgedehnt, und man sprach wShrend 
der gaiuten Zeit Recht sowohl kraft Ordonnanz wie kraft Qewohn- 
heit Jedoch in den Jahren 1804 und 1808 kodifizierte man das 
gesamte Kürgerliclie Re<'lit. sowie das ilandels-, Straf- und Piozess- 
recht Alles» dies» ist vor Kui/amh aurh in Deutschlar. i kuditiziert 
v^ord« II. und das bürgerliche Hecht wird als letste Kodifikation vom 
Jahre 1900 ab in Kraft treten. Wo kann man denmach noch dem 
Oevefanheitsrecht ein Qeltungsbeieich wahren? 

Hau kann es und man thul es anoh: allerdings nicht durch 
Anfrachterfaalten der unanwendbar gewordenen, nun gamioht mehr 
en st ierea den Gewohnheit, sondern dnrch die Praxis. Diese ist 
nämli« h in \Virkli( iikeit ganrichts andei-es, als eine Umgestaltung der 
Gewohiiiicit, vorausge.s«'tzt. dass man ihr nicht legiiaialonschu Kraft 
zuspricht; denn dann wüixle sie sich selbst „verdichten*' und der 
Entwickelung des Rechts Sr]ir;inken setzen. Die Rechtswissenschaft 
»sehOpft sich sum Teil in £xegose, aber nur zu einem sehr kleinen 
Teil; ihr Hauptaweck Ist £ut stets die Erginsung der LQcken im 
OsBeta, und wenn sie so weit geht, die Oesetze au verbessern, so 
thttt sie dies immer kraft de^lben Prinzips. Eigentlich deklariert 
sie Gewuhnheitsi'eeht. und wenn sie bi-\voiIen das Gesetz verletzt, 
>o geschiehi «iai? nur, um die Üewühiiheit vorherrschen zu lassen. 
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Dieser Zweok der Junsprudens ist zmr nioUi offQDBiohtlich, aber 
er ist doch nnbestroitlMir. Eben ans cUeaera Grunde aflgert min, 
.den Urteilen, selbst dee KuMtioiiBhoiaB, verpftioliiettde KtafI wsudk 
fflr die Zukunft b^ulegen, man wtirde dann dem freien Lauf.dea 

Rcxjlit« Sciirankeu setzen, das doch alle Hindemisse flbei-winden und 
seine Enlwiukohm^ fortsetzen solL Die Refhtswisijäen^eliafi s<41 von 
sellmt sich eriielHjn, vorwärtsirehen , anhalten. zujik-kwoirluMi und 
von Neuem vordhogeo. Hier liabcn wir ein EiciiieJit dm Gewohn- 
heitavechta vor una. Man kömie dieaee gänsUch veraohwindea 
laaaen, würde man den Urteilen legislalnriaclie Knft gnertaiten.- 
Die ganie Masee dea Qewehnheitareohls wflrde Bich dann allmilig 
Terlieren, die Eriatalliaation würde alles unnfiMaen. Wir haben ge- 
sellen, dass das vom praktischen Standpunkte aus selir gnt wÄr© 
und die Pro/.rsse vei^chwinde» würden, j» dcx^h w.'rdon diejeniizen. 
welciie das liecht vom wise-enstshaftliclieu Standpunkte aus pflege«, 
einen solclien Ausgang stets zu verhindern suehen, denn ein so 
geartetes Recht wJ&re keine Wiaaensohaft n»ehr. Andei^eceeits werden 
die, welche von der empiiiachen Anwendung dea fieohta ieben^ aioh 
ebenfalls wideraetsen, aus Fürcht, die Zahl der Proaesse hBnnte atoh 
vermindern. Endlich findet die ahaolute „Verdichtung*^ dea Rechts 
noch eine dritte Klasse von Gegnern, nämlich die, w^che 8i<^ der 
Kunst der Au->leirnng widmen und die Über seine Auslegimg: Ab- 
handlungen «;t\sehriül>tfu liaboii: Wenu ein Urteil durch seine iegis- 
ktive Kraft mit einer Streitfrage kurzen Prozess machte, 80 wAce 
es um alle die schOnen beigebrachten Oegengründe geschehen und 
es bliebe nur Übrig, alle die Abhandlungen, Bücher und AufisSlae 
darüber ins Feuer zu weilen. 

Dies sind allerdings recht persönliche Orflnde. Der einzige 
nichtpersönliche ist der, dass ein völlig „verdichtetes" Recht sich 
nicht mehr trei entwickeln kann. Dieser wäre aber entscheidend, 
wenn es kein Mittel gäbe, dem aufgezeicl nieten Recht das pul- 
sierende Leben wieder zu geben, welches es iu seinem decaeitigaa 
Zustsnde verloren haben würde. 

IU. 

Das Stadium der ^^KriBtallisation*^ grenzt eng an - das der 

völligen „Erstarrung'' des Rechts, der „Kondensation" <lie sich ihr^- 
seits auf alle jurisüscheu Materien erstix)ckt und ilir Werk durch 
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die Jnriqnideiii sur YolleDdiing ffihren liesae, sobald joner iogis- 
httre foft gegeben irftre. 

DieBen Zustend der ▼SUigen „KondeDsation" wollen wir jetzt 
zu schildern vei-suchen, indem wir unsere Blicke in die Zukunft 
lenken; denn Urteile mit legislativer Kraft sind bisher nirgend 
bekannt: wir befinden uus ebeu übei-aü uooh im Stadium der 
iüristallisaüon. 

Das Stieben nach vlOliger ^KondeDsation^ macht aioh jedoch 
Umi& geltend and dieae Mendens nioht bis in eine Mlie Zeit 
nrtck. Sdum im lOnusöhen Hecht haben die Becht^gelehrten 
einer TDOigen ErBtaming dee Bechts Inmitten einer noch ganz 

unvollständigen „Kristallisation" Einhalt gethan. Bekanntlich waren 
die geeetzliehen Aufzeichnungen in Rom s<'lir \\»Miii; zahlreich. 
Zunächst stand das lakonisch abgefasöt« Recht der Xil Taft in iraii7> 
ailon da; unter der Republik iuunen nur wenig Gesetze hinzu; 

kaiserlichen £<Mistitotioneii aodann waren zwar etwas zahi- 
Tooher aber andi sie ordneten nur das Notwendigste. Die Reohts« 
gekhrten fttlHen dann diese Lücken ana, aber nicht in der Weise 
wie der PHttor, der, wie wir sehen werden im Namen der aequitas 
Recht schuf, sondern unter Anwendung des jus sti'ictum Es ist 
bek;(n!it. dass später ilirc Enti;chei( Inn treu oder doch die Einiger 
von ihnen, legislatorisch gewirkt hal^n. Schliesslich stattete der 
Kaiser Justinian in den Pandekten Abschnitte aus ihren Srhriften 
mit Gesetaeekiaft aus. Bekanntlich konnten auch in f ninkreich 
einst die Psrlamente Yenndnungen schafien, die Oesetzeeknilt 
ksttsa. Bitte sich dies Sjatem weiter entwickelt und Stsnd 
gehaltett, so wftre man zweüelios bei einer völligen JOrstarrung*^ 
des Hechts angeianirt. Ausserdem gab es in Fiankreich seit dem 
Jahn» 1789 eine Z».'it hing (leset/.«' mit iiitcrpivtativur Kraft, und 
twar war der Conseii d'Etat mit deren Abfassung betraut. Obgleich 
nun dieBer während jener Zeit von seiner Befugnis nicht häufig 
Bebiauch machte, ist doch das Becht damals mehr und mehr er- 
tteil Eeute hat man dieeee System verlaasen und einen anderen Weg 
botreten; die Gerichte niederer Inatana schliessen sich nun in_], ihren 
Bntscbeidungen eng an die Bechtsauslegung des höchsten Gerichts- 
bofes an, und auch ditsn strebt nach einer mOglichstcu (ileich- 
«»irt»j5igk''if s«'!nei" Kechtsprethum;. 

£6 ii>t ^Auz gewiäfj, dasa oUmäiig die },lü'iätaihsaUün'' do» Üechts, 
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die aioh mehr uuti meiir ausbreiten wird, in eine völlige KonsolidaücMi 
fibergehen wird) und seilest dieses Entwicklungsstadiujn kann noeb 
flbefliolt werden. Die Beobtsordaiingf besteht nAmlioh oicfat nor 
ans QeBetsen, Bondem andi aus Yertiflgen, Diese mit Ibren sahl- 
reiGhen, eich tf^ch Indeniden Bestimmungen mÜBsen ebenfalls 
interpretiert werden, tind es ergeben sich dabei Schwieri^keüeii, 
teils bei ihrer Iiitcrpretali<iii selbst, teils soweit es sich um ihn- 
AusfQhrung oder um den Beweit» ihrer Existenz handelt. Hienius 
entwickeln sich zahli-eiche Frczesse und dem üesetzesrecht stellt 
sich ein Vertragarecht zur Seite. Auch die ^»Flüssigkeit*^ dieses 
kdnnte nun einen BingrifiE erleiden, teils durch sich stets ^eioh 
bleibende Gebiiaohe, teils audi 6xack gesetzliche Anordmuigen. 
Bs werden innSchat feste InterpretationBregefai angestellt, dann 
wild ein ganzes Ye rt ragas y s t em derart geeetzlidi geregelt, dass 
die Parteien sich nur auf den und den Artikel oder Abschnitt fo 
berufen brauchen. In iUmlicker Weise int eine derartige Regelunjc^ 
beim eherechtliehon Dbtalsystem bereits heute erfolgt. Das fran- 
zösische Recht hat dies ohne es obligatorisch zu machen, nach 
allen Seiten hin ausgebaut. Noch weiter geht es bei der Gutcr- 
gemeinsohaft; dies bildet das geeetzliohe GHltenecht, dem alle die, 
welche keinen besonderen Ehevertng gemadit haben, nntenrocfen 
sind, im einzelnen sind dabei ganz detaillierte Yorsohriften ge- 
geben, m dass die Parteien sich nur eins der GUterreehtfisysteme 
auszuwählen bnnu hen. Man konnte also eine Gesetzgebung schaffen, 
die eins der beiden Systeme obligatorisch machte. Es haiulr'lt sich 
hier koincswegs darum, ob eine solche M.i.-sregel billig und zu- 
träglich w&re, jedenfalls wäre sie mfjglicli. Allmälig wflrde sich 
so das ganze Yertngsrecht „kristallisierea.*' Schon das gegenwM80 
Recht geht in Ähnlicher Weise vor, indem es gewisse Vertilge 
verbietet Andrerseits findet auch schon heute eine denitige 
Fbrierung der Vertrftge statt, so je. B. mittelst gedmckter Vertrags- 
Formulare. Der augenblickliche Will*« der Parteien luU dajai u.iint 
znrflck. Oft Ändern i>ulche Formuiartj auch daa (iebet/. ab, odn 
inteq)retieicn und v^melireu üoch die vom Glesetz l)emtö fest- 
gelegten Punkte. Wenn z. B. eine Gesellscliaft mit einem Einzelnen 
kontrahiert, so unterwirft er sich mit dem Absohluss des Vertngss 
auch allen Einzelbestimmungen desselben. Besonders tritt dies im 
Versichenmgswesen hervor. 
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Das Redrt ia Beinom Ydllig erstanrlen Zustande hat groaaa 
üntntrSgHchkeiteii, es liat fede Biegsamkmt rerloren, ebenso seine 

Fähi.irk.'it sich von innen heraus zu entwickeln. Eime Fortbildung 
kann ihm nui lackweisie von aussen her zu Teil werden. Mit der 
Wissenschaft hat es dann nichts mehr zu thuii, sondern ini dann 
dis Produkt autoritativen, im Augenblick entstandenen unl)erecheu- 
baien Willena. Dieser Wille ist siiDiohst der einea einzelnen 
Menaclieii, ein indiTidneUer, spftter iririrt er als der der Qeeamtheit 
in geaetagebeoden Vmunmlungea. Man darf aber nicht glaoben, 
dass er anch stets das Interesse der Gesamtheit im Ange hat, 
oder sich nur von vi i niiuftitj^t'r Krwägung leiten Iftsst, häufig unter- 
v.irft er sich vieimelir iKüüöiilichen oder politischen EintlQs.^en, und 
tlie Parteilichkeit bei der Gesetzgebung wirkt ilaiu» ebenso uiiheil- 
Toü, wie die bei der Rechtsprechung. Das Ideal kann man also 
in einem eolchen legiaktoriachen System nicht verwirklicht sehen, 
mn es anch manche dattr hielten; liierdnroh wurde dann immer 
der Fertadmtt des Hechts aufgehalten« "Wenn man glaubte, in 
dem Angenblick, wo der Wille der Gesamtheit Oeeetzgeber irerde, 
sei jede ünvoUkommenheit geschwunden , so war das dn Irrtum. 
Nene Mängel traten vielmehr an die Stelle der frflheren , das (^ip- 
föhi der ünverantwortlichkeit des Einj'j liu'n löste die Willkür des 
absoluten Regiments ab. Was auch inuuer lüi' Gesetze von einem 
Herrscher oder einer gesetzgebenden Yersammlnng geschaffen seien, 
der richtigen Quelle ist das Beoht niemals enfsprungeo. 

IV. 

Die einzige zur Gesetzgebung bemfene Autorität, die allein 
sagen kann, was schädlich, oder nfltzlich, und daher verboten oder 
geboten sciu soll, dajR ist die Wissenschaft, die sich woder von 
irgend welchen individuellen Kegungen noch vun der Willkür, 
s^-n leni einzig und allein vom Verstände leiten lAsst Die Herr- 
schaft der Wisaenschaft wnd und muss die aller anderen Stadien 
Qberwinden, und dieeea letzte Stadium vollen wir jetzt hun dar- 
coatellan TexaucheB. 

Beim Oesetxgeben darf es sich nicht darom handeln, einer 
Oewohnheit zu foltron . die schlecht oder veraltet sein kann, oder 
etwas anznordnen , da di*'S Iciciit schlecht oder schädlich sein 
kann, sondern vor allea Dingen darum, die Wahrheit su ent- 
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decken. Ist dieae EntdeoJnuig gelungen, so mnss man daa Nitor- 
gesetz iu ein soziales Gesetz umwandeln. Die Qeaetzeskiift enier 
solchen Bestimiming' beniht dann nicht damof, dass sie sc^on lange 
in Gdtunu £;e\\ esoii . oder von einer |Q:esetzgel)enden Yerearamluiig 
goscliiitTeii wäre, soti<l''in (l;uauf, sie allen zum Nutzen ge- 

reicht, auf Vernuult beniht, und niemand verli-t/t. Auf eine aolcbe 
Mustergost'tzgebung wilixle dann der gerichtete 8iitz: summum jus 
Boroma injuria lieine Anwendung finden; die Iflatigen Fofatan 
mÜBSten fortfallen, ebenso die unnötigen komplizierten Regeln, die 
nur eine Pseudowiasenschaft henrorbringen konnte. Der wahren 
Wissenschaft sind solche nirgends bekannt 

Das letzte Statliuni also ist das der Wissenschaft: nach der 
Horix-hatt des uatürliflitMi liistiiikt> un<l der der eiefentliehen (i»'- 
setze würden wir dann im Reiche der aequitas, der Billigkeit, 
leben. Die Billigkeit ist die ii(k}hbte Aufgabe der Gcr- chtigkeiL 
Dann giebt es keine in Formen eingezwängte, willkfirüche Reoht- 
aprediung mehr, die oft nur eine gewiase Voreingenommenheit mit 
gesetzlichen Bestimmungen zu rerbergen und zu stützen aueJit, 
sondern {etzt werden die zahlreichen unbilligen Bestimmungen, aO' 
wie die stan-en Formen des Gesetzes ausser Acht gelassen, auf 
(iruiid eingehender Untersuchung I)ilt1et sich die riciiieriiche 
Meinung, njan lässt die ßilhgkeit triumphieren. Man wird nun 
keineswegs etwa jegliche Regeln beseitigen, denn das iüesse ja die 
liaiine des Gesetzen durch die de» Richters ersetzen, aber die^e 
Regeln sind auf ein 20nimum reduziert, sind alle vom Verstände 
geschaffen, ohne BerOcksichtigung irgend wel<dier Übeiüefsnmgen. 
Das GelOhl herraehte im Oewohnheitarecht, der Wille im gefestigten 
Rechte? der Gegenwart, dann aber wird die Reihe zu herrschen 
am Veretiindc sein. 

Gl<'ir!izeitif2: wüitli? das Hecht wiedt^r in einen Zustand vuu 
„Flüssigkeit" kommen, der ihm die Fähigkeit natürlicher Bnt- 
wickelung wieder verleihen würde. Gesetze könnten dann nicht 
▼on langer Dauer sein, sondern wflrden sich ständig umbihleD, aber 
nicht unter der Hcnachaft eines Willena, sondern unter der der 
Wiasenaohaft, die stftndig berichtigend wirken würde. Wenn es 
sich dann darum handelte > Gesetze zu geben, wQrde weder 
irgend eine Gewohnheit, noch das politische Interesse der Majoritit 
des Landeä in Frage kommen, sondern nur das, was nach den 
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Lehren der NationalOkonoimef der Ifonl nnd der Billigkeit, logiBch, 

billig und nützlich ist. 

Hi'Tzn bedarf os nicht der gestaltlosen Masse, uovh gcwälilt-T 
Abgeor<Inel*'ii, sondern liier ?iu<] Tifute nötig, die im Ahfasötm v'»ii 
Gesetzen Erfahrung haben, und die unter Hintansetsung jedes per- 
sönlichen Interesses ffir einen sosiaien Zweck, zu Qnnsten der 
Qettmtheit Gesetxe schaffen kennen. In einigen FUlen bat man 
toes ridittge Prinsip beretto beraoBgefOlUt, nnd man sah sich 
tnils einer starken OegenstrtHnang ta einem solchen Voi^hen 
gezwungen. Wenn es sich nm ein politischeB oder verwaltungs- 
rechtliches Gesetz handelt, hat stets der Wille der Massen cwler 
der Politiker die Fühning, und bei der Beratung «les Geset/es qelit 
66 wie auf mnesn Schlachtfelde zu, um jeden eiii/*'Inen l'ui-agraphen 
winl von den Parteien wie auf dem Kampfplätze gestritten. Handelt 
Ol sidi nm etvilreohtliche Oesetae, Kodifikationen des bflrgerlidien, 
Handel»- oder StrafrechtS) da bedingen die ümst&ide ein anderes 
VoigeheiL Die Beratung im Pltrlament wird auf ein Minlrnnm 
pedffinort, die Arbeit der Jnristen tritt in den Vordergrund. So ist 
es mit den Codes francais von 1802 Iiis 1810 gewesen, besonders 
uiit dem Cütle civil, auch mit der damaligen fran/.ösis' lion Ver- 
fassung. In der Rechtsgescliichte Deutschland«; tiitt dies noch 
deutlicher hervor. WAhrend die Ausarbeitiuig de» Börgerlichen 
6«SBtsbuchee fRr das Deutsche Reich sich hier Aber zwanzig Jahre 
kag hinsog, wurde es binnen weniger Monate von den gesetz- 
gebenden KiSrperBcfaaften beraten und angenommen; eine Dlskossion 
wurde frat •■nur bei den Pnnkten eröffnet, die in da» politische 
Leben liiiiübergriffen. Elienso \vni- es in Ttalicn mit den neuen 
Kodifikationen, ja es wurde *Jognr Iteim Slrnfgesr't/diurh von vorn 
herein ein 1/ berein kommen dahin getroffen, daS6 es ohne Abänderung 
des Parlamente entweder en bloc angenommen oder al^lehnt werden 
«^te. Bei einem derartigen Verfahren hat diese Kodifikation nur 
gewonnen, ist logiseh und wissensohaftUch geblieben. Ein solches 
Verfällen nun mOsste die Regel werden, denn es ist ja bekannt, 
mit wdeher YerstSndnislosigkeit die l)esten Projekte, die den 
Kammern voi-gelegt werden, von diesen mit Abänderungen vei-sehen, 
und so vAlliff umgestaltet werd« n. dass sie später ihi-on Zweck 
verfehlen. Diese C'n zuträglichkeiten werden dun h gewisse Voi-teile 
aaigegiicben, sobald es sich um politische Qesetze iiandelt, weil 
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ja das Parkunent doeh die fiegienu^ des LindoB in der Hand 
behalten soll Die AbfiisBiing von CiTil-QeBBfaaen jedooli ist Suche 
der BeohtswiBaeDaohaft) wttuend Leien, knft wdcher VeUnaeht 
sie aitch thAti^ werden mAgen, stets inkompetent bleiben weidte. 

Dieser Oedanke einer Allgewalt der ae<juitji.s auch über das formelle 
Recht ist koiiieswoprs neu, und wii- seilen ihn in <]er Entwickelungs- 
gcscliichte des Keclits mehrfach zum Dui-chbruch kommen. Im 
rßmiachen und englischen Heolit, die übrigens vielfach audi io 
anderer fieziehang Berfihrongspunkte haben, tritt er deutUdi hflrvor. 
In Rom geht das pritoriaohe Recht ÜbeFill neben dem jns diile 
her; jeder Prfttor giebt Gesetze auf jedem beliebigen Gebiete, and 
Iflsat in diesen bald die aequitas, bald jus striotnm ssnr Hemcluft 
k<mimen. Letzteres wagt der Prätor nie direkt zu beseitigen, «r 
giebt ihm eine ander'o Funn. bepniicrt «ich ziinäcli^it damit, seine 
zalilreif*h<^n T/fickoii auszufüllen, ändert es aber schlio^slich H<v>h 
ab, unter dem V<>igef>en, es zu interpretieren. Er zieht dabei uur 
den Verstand zu Rate, ohne sich um venltete Gewohnheiten tu 
kOnunetn. Beide Arten des Rechts muss man lernen, um das 
rOmiflcAie Recht zu kennen; geiado das ptKtoiiadie Recht hat Ihtn 
zu grossen Fortschritten yerhoUen, weil es sich stets den neuen 
Verhältnissen anpasste, wfthrend das alte quiritische Hecht in seiner 
völligen Unbcweglichkeit verharrte. Das prÄtorische Recht l>esitzt 
die „Flnpwifrkeit" des <nM\ »iIinlHMtsro- ht^^, entspringt ahai- — und 
hierin liegt der Unterschied von di^m — dem direkt auf das 
Nfltzliclie gerichteten Willen, verliert jedoch trotzdem nicht seinen 
im jus strictum liegenden Stützpunkt Bs entwickelt sich in 
erstaunlicher Weise, indem es bei Gäegenheit eines neuen Thal* 
bestandes neues Recht schafft. Ohne dieses wire das lOiniaohe 
Recht nicht mehr oder weniger wert gewesen als alle Rechte des 
Altertums: nie hätte es sicli eutwickehi \md für spätere Zeiten xttffl 
Vorbild werden können. 

Ähnlich ist es im englischen Kechle gewesen. Auch hier 
steht ein offizielles Billigkeitsrecht (equity) neben einem jn^ 
strictum (commandment), ja sogar neben Gewohnheitsrecht (common 
law). Im Gnmde ist das englische Recht aber Immer noch Ge- 
wohnheitsrecht, wenn auch eine grosse Zahl von Psriamentonkten 
diesem in einigen Pimkten feste Rechtssitze in sozialem Inieresee 
eingefflgt hat. Beide Arten des Rechts aber, sowohl das alte öe- 
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wohoheitm^echt, wie die Orflonnanzen sind vOllig iinbiegsam gc- 
Uieben und haben sieh deshalb auch nicht den nenen Bedflrfmsaeii 
der Zeit anpassen Issoon; die Beohtsprsohiing Änderte sich eben» 
fiilli »iolit, nnd müde nslfitöh unbillig, ja Jfioherlidu In solcher 

Not 8fth man sich nach einem Retter um, und fiind ihn in Gestalt 
besonderer Gerklitshöfe. die die acquitas (eqnity) zur Änwendimg 
brachten. W(^t das t'iitrlisclio Rt»cht licnnen will, mnss dies<i' Keideii 
Arten d«? Kechta studieren. Es eisciieint sonderbar, dasH ein 
solcher Parallelismus sieh erhalten konnte, und dass die Billigkeit 
nicht die Alleinhemchaft erhalten hat Nur in einigen venigen 
PAkton ist es beinahe dahin gekommen, andere stehen naoh wie 
TOr unter solcher Doppelherraohaft. 

ÜKeser Dualisraiis im eng^ieohen Recht entapridit vtHlig dem 
m Rom, und do<*,h hängt er keineswegs irgendwie mit jenem zu- 
^inirnen. Der Umstand, er sich in einr^in Ijaude mit Oewohn- 
iieitijrecht erhalten konnte, ist ein Beweia dafür, dass tiaö Billig- 
kätoofat, wenngleich ihm einige Ghaiakteristika des Gewohnheits- 
rechts, wie siun Betapiel eine gewisse |,Flä8sigkeit'', eigen sind, 
4och jenem in snnem Wesen TeFSchieden ist. 

In fiankreieh besteht ein Recht, das den Chankter des Biflig- 
hn tgTBc h ts B dentlick angenommen hat) nftmlich das Handelsrecht» 
Bb steht dem Gewohnheitsrecht sehr nahe, denn es setzt sich ans 
den Ii;in(l^^l«j«rewohnheitr>n zusammen, die sich alliuäli^ ,.^<^^östigt" 
Jiaben. l»'si(zt nhov ilas l>r>tr<^l)eii, dit> ?;troni;«''ii fonnalistisclien Sätze 
'les strikten Civiireckts zu ersehütteiD, nur dem Tven umi Glauben 
im Verkehr Geltung zu verschaffen und die Rechte Dritter zu 
sdifitien. Trots vieler Punkte, die es mit dem Civilrecdit geinein- 
mm bat, hat ea andierseits, doch wieder jenem gans entgegen- 
feielzte Bestimmungen, wie z. B. die Formvorsohriften Uber den 
PfuidTertrag, ZnlSssigkeit des Zeogenbeweises, die Regeln übet 
das Fallimeiit ii. a. Alle rdings findet es seine Anwendung nur 
^i Kaiifieuten, und infoli;e<lpssen ist voiliinfitr der Faiallrllsunis 
n»i ein beschränkter, wird al>* r albnälig vollständig weixleu, da 
die neuen Prinzipien mdi auch langsam in das Civilrecht über- 
tngNL So finden z. B. in vielen Lftndem die Grundsätze über 
<bi lUlinient (nnteiechiildeten Konkoie) auch auf Ni<^t>£aQfloute 
Aavoidong und ebenso sucht man die kaufanSnniacfaen Beweismittel 
n venligemeinem. Dann wird man also Über dieselben Materien 
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ein striktes und ein Billigkeitsrecht haben, bis das lp»tztere das 
alte GiTÜrecht vGlüg verdrftngt tind als Becfat der Oleichheiti der 
WiaB6D8ofaaft and wahren Qerecihtigkeit dessen PUts einninimt 

Disses sind die AnsStze des auf wahrhaft wiasensehafflieher 
Grandlage ruhenden Billigkeitsrechfee. Man sieht, dass es jenen 
Vorteil der „Flüssigkeit" bietet, den man mit Recht stets als 
Vorzug des Gewolinliuit-ji-echtos ins Feld g»'fül)rt liat, docii ist joiie 
„Flüssigkeit" hier noch in höiieieiii Grade vorhanden, und statt «]♦ r 
dortigen völligen Bewegungsfreiheit, hat sie hier den Vorzug, stets 
auf Vernunft zu beruhen. 

Zum Sohluss noch einige Worte fiber die histDrisehen lUtoea 
jenes dritten Stadiums. 

Wir haben, als wir den Übergang des Oewohnheitsredtts nun 
g^chriebenen Recht darstellten, als einen der wichtigsten, den 
Übergang veranlassenden Faktön^n das Eindringen des römiödieu 
Rechts kennen gelernt. Oeia<le unter seinem Einfluss bildeten 
sich die Kristallisations-Centren. Hier, beim Übergang vom Ge- 
setzesrecht zum Billigkeitsrecht, sind es die fremden Rechte, die 
den Umschwung veranlassten und dem Becht seine BeweglicUrait 
und Flüssigkeit wiedergeben. Im r&mischen Beoht hatte der Kontakt 
der BGmer mit den Peregrinen schliesslicfa die Aulhebung dei 
starren qiiiritischen Rechta zur Folge, und brachte durdt Aus- 
dehnung des jus jreritium (Vu nal in lidion Billigkeitfepriu/'Jpien dem 
formalistischen sliikten Ixeclite g-'^'^eiinlter zur Geltung. Oline diese 
Berührung mit fremden Völkern hätte sich das rOuüsche Hecht 
nur nach der Richtung hin weiter entwickelt, dass seine ^ristaUi- 
sation** immer weitere Fortschritte gemacht hätte. Das prfttonsclie 
Eigentum, das sich neben dem quiritiscfaen entwickelt, ist uisprflng- 
lich nichts weiter als ein Eigentum zu Gunsten der PeiegrineiL 
Bei jedem neuen Tordringen der Peregrinen nahm mit ihm das 
pi-ätorische Recht einen neuen Anlauf, nahm irgend eine neue nützliche 
Bestiniinuiior. und mit (lieber ]"•'<], -smal einr-ii neuen BilligkeitHsatz 
in die Kwlitsordnung auf. In England zeigt sich dttöselbe uuter 
dem Einfluss des Verkehrs mit dem Auslande und imter der 
Wirkung überseeischer Handelsbeziehungen. Überhaupt bat sich 
das Handelsrecht aller Volker unter der Einwirkung des Yerkriiis 
mit dem Auslande ausgebildet, der sich nicht in die starren Formen 
eines jus civile bannen Hess. Auch hat sich die gesamte auf 
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Bdligfceit bernhende Oeeetq^bnng übenül nnier dem ESnfluas fremder 
Gesetze entwickelt An diesen hat de durch Yergleiohiing gelernt, 
96 haben den engen GesichtskreiA erweitert, die eismen Bande 

gesprengt, die Krstaiiung i:eh<»lienj stets dem Rechten und Nütz- 
liehen naoh^for&clit ; sie verliehen die KühnhfMt. dif In stehende 
Gö^etzgeljung zu ändern, sobald sie erkennen liessen, dass der 
bestehende Zustand kein idealer war. Es etnd das die grossen 
VeidiBoste der vergleicfaeadcm RechtawiaBenechalL Sie bildet daa 
vertroDate Mittel, eine parteiische und politische Oesetzgebung nach 
den Prinnpien der Gleiohhmt und Yerkehrstthigkeit au wandeln. 

Es würde hier an weit fQhren, alle Vofteile des BUligheits- 
redites aufzuführen. Jedenfalls wini es die einem Rocht not- 
weudige FKissi^k. it gleichzeitig* mit einer gewissen Festigkeit in 

vereinen. Fest wird es iiisoforn sein, als jeiifu Auüeiildick 
riaeh allen Bichtungen hin ausge(>aut ist, so dass nur wenige 
Punkte nbrig bleibeni die einer Kontroverse Raum gel)en, ein Um- 
fitaad der Pveieaae yerhflten und die Sicherheit beim Kontrahieren 
«hohen würde. Andreraeita kann es unter Einwii^nng der Wisaen- 
idiaft vnd Billigkeit jeden AugenUiok wieder in Fluss kommen, 
80 dssB stets eine weniger gute Bestimmung durch eine bessere 
ersetzt werden kann. 

So liabt n wir denn die drei Stadien der Raciitötjntwitjktilung 
an vorüberziehen lassen: Das Recht des Instinktes, das Recht 
des WiUens und das Kecht der Wissenschaft. Interessant wäit? 
ei, diesen BntwiokelQngegaiig nicht allein beim materiellen Recht 
n verfolgen, sondern auch bei allen anderen mit diesem eng au- 
•MBumhingenden Materien: der Geriohtaveifasaong, dem Ptoaess- 
leeht and den Beweismitteln. Aach hier wOrden wir überall die- 
selbe Entwickelung wiederfinden. Eine nähere Untersuchung auch 
über (üe^e ]\Iatcrien wird den Gegenstand einer spätei^n Abhaud- 
luBg bilden. 
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Die berufliche und soziale Gliederimg des 

Deutschen Volkes 
im Vergleich mit dem Auslände. 

Von 

Dr. Friedrieh Zehs, KgL bayer. Besurksamts-ABseesor, fierim. 

Um Lfindcr wohl zu re^jfieren, miiss man sie vor allem gen«i 
küiiueii. ]>i<'s-*m IkUürfiiis »»ntsjuii ht ea. dass heutzutage die "wirt- 
schaftlichen VeHiältnisse des Volkes iiit hl blo8 iu Bezug auf bet»oiidern 
ausgewählte Bestandteile — z. B. der Arbeiterkkaae uod hier wieder- 
um der Arbeiter dnes beetimmtea Berufssweigs — , sondem ab 
und £u fOr die gesamte Yolksmaase amtlioh eiiiobeii werden. 
Yoniehmlioh geschieht letzteres duroh die Enmttlmigen Aber Beruf 
und BertifssteUung. 

Solohe Ermittlungen werden anderwSrts in Verbindung mit 
den gewftliiiliciien Volkszrihlungni voigTenommen, dies ist der F;iU 
in OöU-iii'irh. Ungarn, Schweiz, Itali<'n. Spaiiioi, Portugal. Fnuik- 
iT'Icli, BelgieU] den Niederianden , den skandinavisclieii Staaten, in 
Grossbritannien und Irland, den Yereinigton Staaten von Amerika 
sowie in Russland (bei seiner ersten Yolksz&hlung im Jahre 1897). 

Deutschland hat es yorgezogeuj im HInbliok auf die Bedeutung 
der durch eine derartige Erhebung angestrebten Ekgebniese die 
Aufnahme unabhftnig TOn anderen ZShlnngen m vernnstalten. 

Zu dem Ende wui-dc schon im Jaliie 18S2 {ß. Juni) eine 
eigesi*^ Beruf szähi un g im Deutschen Reiche durchgeführt, und 
im Jahre 1895 (14. Juni) wurde dieselhf^ — allerdings unter Au8- 
dohiiuiip: der Fragestellung — wi'-'doiholt. Dal)ei edolgte die 
Wiederholung der selbstAndigen £<rhebung, obgleich im nftmliehen 
Jahre (2. Dezember 1895) auch eine Yolkszfthlung stattfand; man 
wollte die Volkszählung in ihrer Yergleichbarkeit mit frShersn 
Yolkszfthlungsdaten nicht durch eine Yerlegung auf den Sommer 
beeinträchtigen, andrerseits die Vorzüge, die eine im Sommer und 
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fidlMtindig vemnßtaltete BerufinBMtmg bietet, in jeder Weise eich 

eriiiilk-'U. lui Sommer pulsiert das Ei\vi»rbslebeD am kräftigsten 
and sind fast nlle nanihuftou Benif>z\veig«, nain<Mitli«_-!i auch 
Landwirtscliaft, Baugewerbe, Schiffahrt iu voller Thätigkeit; und 
was die selhst.indige Berufsz&hlung anlangt, so lf!B>t sid aiob 
iweckmAaBig mit einer Erhebung der kodwirtechaftiicheo und 
gewerblioben Betriebe verUndeD, wodureh ein weitgehender fiinblicfc 
m die wirfaohafiliohen Veihältnisae dee Yolkee ermflglioht wiid, 
vUueiid eine an ^e YoIkscShlting angegliederte ßerufa- und 
Oewerbezählung, abgesehen von den Nachteilen des Erhebungs- 
terraiuü, iu iUroui Gelingen sehr z^vt'itV■lhaft \vir<l, weil die Be- 
v^lkming- den an pie hierbei gestellten umfassenden An fordern ii gon 
nicht mehr genügend naclizu kommen Termag. Durch das genannto 
Vorgehen hat das Deutsche Beioh ein so ausführliches und gründ- 
hches Bild von seiner beraflichen und sozialen Gliederung ge- 
vonnen» wie es einstweilen keinem anderen grosseren Kulturstaat 
nr Verfügung steht 

Die Darstdlimg ist erfrAgt in der ^^tati&tik des Deutschen 
ReiclLS- Band 102 bis III auf rnud ijOOO Seiten (Band 112 bis 
119 Uüieheu sich auf die landwirtschaftlichen und gewerb liehen 
Betriebsverhältnißse), und zwar in den Bänden 102 bis HO durch 
Tabellen-Nachweise, in Band III durch einen umfassenden Text 
und lahbeiohe Dia» und Kartogramme. Wir er£ahren da abgesehen 
mn der foxmelkn Organisation der Berubxlhlung und ihrar Be- 
•riieitBng nicht bloe im aUgemeinen, welche Ausd^ung der 
Brwert), welche spezidl der Frauenerwerb, die Kinder^« die Cheieen- 
arbeit hat: sondern es wird auch für din ciiizt liiL'n Berufszweige 
— und zwar unter Einteilung dos Berufslebens in nicht weniger 
207 Arten, 25 Üruppen, 6 Abteilungen — die Stärke, die 
geographische Vorbreituner, dit' Entwicklung gezeigt. Die soziale 
Scbichtuiig des Volkes wird in Besug auf die beiden Hauptklassen 
der Selbstindigen und Ahhlbigigen dargekhan, ausserdem werden 
bei den Selbstindigen nodi die unbemittelte, die Mittel- und die 
««hlhsbende Klasse, bei den Abhängigeo das technische und das 
Äufsichts personal, die gelernten uud ungelernten Arbeiter sowie 
<Ke im B«*nif ihres eigenen Haushaltungsvorstandes mithelfenden 
Faniilii'uangehörigen hemuHge hoben uud näher betrachtet. Andere 
Kachweise und textliche Abschnitte sind dem Nebenerwerb, dem 
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Alter, FamiHeDstand, der Heligion der BrwertMtblligeB, den Dienst- 
boten, den nicht erwerbsthätigen Familieuangehörigeu. den Haa&- 
iiuliißtrieli*^!! , Hausierern, Arbeitslosen gewidm^^t. Dir meisten 
Fi-agen sind ausser nach dem Stande von 1895 aueli hinüictitlich 
der seit 1882 eingetretenen Entwicklung der einschlägigen Ver- 
faAltiÜBfle behaadelt, und ebenso nicht aUeiii fOr das Baioh im 
Qaoieo, Bondem auch fftr die einaelneii jBundeeatntan und unter 
Berflckdchtigong der YerhSltniflae von Stadt und I^d. fiadlidi 
ist ciir genaueren Kennieiolinung der bernflichen und sosialeB 
CMie^lening des Inlands dieselbe noch im Lichte fremder VerhÄit- 
iiisso betrachtet und zu dem Behuf ein Vei-gleiuh mit anderen 
Kulturstaaton augcstelit. 

Dieser Vergleich, auf welchen ioh das Augeiuuark besonders 
riobten möchte, ist freilich in nur eingeschränktem Masse mO^idi. 

Sowohl bei der Sammlung wie bei der Bearbeitung des 
Materials weichen die einaelnen Stuten erheUicb von einander ak 
Abgesehen davon, daas anderwftrts, wie bemeikt, die barutetatisti- 
schen Daten in Verbindung mit der Volkszählung und zwar meirt 
im Winter zur Erhebung gelangen, und dabei der NelHiit^rwerb 
regelmäöüig uubcrücköichtigt prelassen wird, was v**n vo! iiliei>?in die 
Genauigkeit dersell^n gegenüber den deutschen Nachweisen wesent- 
lich beeintrftohtigt, geht die Aufbereitung nach versehiodt^nen 
Gmndsfttsen vor. Vor allem wird die Mitbilfe von Familien- 
angehörigen im Gesch&ft des Hanshaltungsvorstandea, also nament- 
lich die lüthilfe der Ehetrauen und TOobter, teils gar nioht berfiok- 
sichtigt, teils wie in Deutschland nach Angabe behandelt, teils eme 
solche Ober die Ant;abon hinaus vermutet und in Rechnung ge- 
bracht: dadureli iöt ein iüternati"nalei- Vei-gleicii hinsiclitlioli des 
Frauenerweri's und infolgedessen auch hinsichtlich der allgemeinen 
ErwerbszifTer störend beeinflusst. Sodann erfolgt die Berufskla^- 
fikation, d. h. die Einreibung der einaelnen Berufe in bestimmte 
Arten» grOssere Gruppen und Abteilungen so maunigUtig, dasB 
nur bei genauer Eenntnia der angewandten GrundsUie und dann 
immer noch unter vielen Vorbehalten vergleichbare Zahlen aus dem 
vorhandenen Material herausgerechnet werden können. 

Wohl wird da^ Bedürfnis nach gut vergleicldKireii berufe- 
statistischen Daten von Politik und Wissenschaft längst gefühlt, 
und zwar in immer stfirkerem Masse, je mehr die Volkswirtschaft 
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der eioAiliiea Staaten in die Weltwirtsofaaft hineingesogen wird, 
ud 68 zielen intematioiuüe fieetrelnuigeii schon lange aof eine 
Teieinheitliohang der BeruCserfaebnngen ab. BereitB im Jahre 1872 
hat Bloh der internationale statistische Kongress zu Pet<jrsburg 
lM»miiht, ein einheitliches Schema für die BenifscilieUungen der 
feiyzeliieii Staaten festzusielifii, ohne indesfsen <lei- grastieu Aulgabe 
gewaclisen m sein. In Verfolg dieser vodl internationalen Statisti- 
schen Institut au%enommenen Bestrebungen legte J. Bertillon im 
Jahie 1889 dem lastitnt bei der Farieer Session Gnindctlge einer 
inlBRiatlonalen NomenUatur der Berate vor, darauf arbeitete eine 
Kommission für die Wiener Session vom lahre 1891 drei Berufo- 
«08, die auf Beeohhiss des Institots den widitigeren 
Suiiatischen Äuiteni zur Bogutachtung übermittelt wui'don. Die 
eingegangenen Moditikationen zu den Nomenklaturen fanden die 
Zustimmung des Instituts beim Kongresse in Chicago. Die dem- 
gemäss Yom Institut empfohlenen Schemen unterscheiden 61 bezw. 
207 und 600 Berulsarten in Zosammenfiassang naoh 12 Berufe- 
grapt*^ und 4 Bearufiaabteüongen, femer unteorscheiden sie nach 
Meitgebenif Angesteillten und Arbeitern, innedudb dieser Klassen 
nach Selbstdifitigen und erhaltenen Familienangehörigen, endlich 
nach 4 Alkisklasseii (U — lü, 20—39, 40 — 59, 60 und inolir 
Jahre) uiul nach ütj.scliiecht. Bei dem weite?'en Kongiess in Bern 
1895 wurden ausserdem den Staaten Ib Berufsarten in erster, 30 
ia zweiter Linie zur gleichmässigen Anfar>>eitung empfohlen, und 
m Petenborg 1897 wurden dieee Empfahlungeu für die boTor- 
«iriwndon S&knlarz&hlnngen 1900 iriederholi. Indeesen hatte ee 
btt diesen Erfolgen rein theoretischer Art bisher sein Bewenden. 
Seiveit die Staaten Oberhaupt möh auf die Erhebung von Berufs- 
Mchweisen einliessen, trugen sie voreret den praktischen Bedürf- 
nissen ihrer eigenen VerwaJiung Keuiiüung. sie passien die Er- 
hebtiüt; den Eigentümlichkeiten ihrer heirai»chcn V(.lk«\vi!ts( liaft 
än tmd bemühten sich, die Yeigleichbarkeit, wenn überhaupt, dann 
venigstens mit eigenen früheren Aufnahmen zu wahren. 

Infolgedessen können Daten der internationalen BerubstatistUc 
mir für die allgemeinste berufliche Gliederung und auch hierfllr 
sor als annfthernd vergleichbare Nadiweisc- ^vgoben werden, und 
■MBB es im übrigen genügen, die deutschen Verhftltnifise für sich 
zu betrachten. 
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OttB DeotBche Volk lifalte am Tag der Bmiulhiiiiig (14. Juu 
1895) 51,8 HSIlioiiMi Pefsonen — 25,4 KafioMQ mlmilioliei etra 

mehr, näniHch 26,4 weibliche — . Von dieser GesamtbeTölkeniog 
sind otwas ülier zwei Fünftel (42,71 jCt. <»der 22,1 Millionen) 
ain El wt'rl» hrtciligt. Für da> niäniiliulus Gesrlilecht stellt >i' Ii die 
Eiwerbszifier auf 61,18 (15,5 Milliooeu), für das weibliche Qe- 
Bchlecht, Ton dem die zahlreichen nur in der Haushaliiing thftt%en 
£hefiaiieii und Tflehter hier nicht in Betracht kommen, auf 
24,96 pCt (6,6 MiüiooeD). Becechnet auf die BeriUkeruDg nntar 
Hinireglafisnng der Kinder unter 14 Jahr, iUr die der eigene Erverb 
ja doch nur eine Ausnahme bildet, re]>rS8enttert die erweibetUttige 
Bevölkerung 62,71 (die mäuuliche 90,09, die Veiblielie 36,21) pCt 
der Oesfiinthoit. 

Vergleicht man Iii* i7,u die Verhältnisse im Auslande, was durch 
folgende Tabelle (a. 8. 249) wenigst« ri^ 1 >iiaufig sich bewerlrateUigen 
Itet, so erscheint die Beteiligung der Bevölkervng am Erwerb wesent- 
lioh höher nur in öeterreich und Italien, wesentlich geringer in 
den Niederlanden, den skandinaviachen Staaten und den Verainigten 
StMten von Amerika. Diese Verschiedenheit besteht aber weniger 
für das inämi liehe als dais weibliche Geschlecht und beruht in der 
Hauptsache auf <ler bereits angedeuteten ungleichen statistiMlicii 
Beliaudiung der im Beruf dcB HaiüBhaltungsvorstandee miüielfenden 
Fnmilieiuujgehörigen (in Italien auf der anscheinend genauerea 
Erfiaeung der Kinderarbeit i). Keineetslis bieten die mitgetaiiten 
Zahlen einen Anhalt für die bisweilen anü^^eeteHte Behaaptnag, 
dasa der Erwerb, insbesondere der Frauenerweib von Sflden nsoh 
Norden oder von Osten nach Westen an Intensitftt abnehma Hia- 
gegcn wird es den Thatsachen entsprechen, wenn die Erwerbsziffer 
ij) Grossbritannien die in DeutKchliind und 7,war für das niüün- 
liclic wie für das weiliiiche Uesciüecht — übertrifft, zumal in der 
britischen Statistik mithelfende Familienangehörige äberkaupt nickt 
den Erwerbsthätigeu zugerechnet werden. 

Seit dem Jahre 1882 ist eine Zunahme von 3,1 MUlionea 

^) In Italien wurden bei der Zlhiung von 1880 Srwerbsthitage im 
Alter von 9 — ^15 Jahren nicht woniger als 1 072307 — darunter 450363 
weibl. Geschlechts ermittelt; im Deutschen Reich betrug die ZaM der Er- 
werb^thütigen unter 15 .lahren nach der lBB2er Erhebung aar 524158. 
davon waren 205 8b6 weibliob. 



Digitized by Google 



— 24.9 — 



^ g g 

«2. 

& g 

CO CO 00 CO CO ^ 

00 00 00 (X er 'r (X' 00 CC: OC X :X 00 00 00 GO 



00 I-* »-» 00 H* 

00 C5 lO 00 Ü» to 

t\5 O O fcO 00 CO c: 

— -a O CO o 

O ^ CO CO tO -sj c 

«D O» QO Q« tO CO 

O ^ «0 00 1^ Ol M 



h-» »-» H-» CO Ol •<l 

CStCGOt-'OOrfä'lt^.COC^i 
OCO^CO«JC^rfi..;DCO 

00 CO I— ' ---1 O O 0> •— » H- 

o CT. IC o cj a,' cc' 00 

20->J<IO»OdCOi|^Wl^ 



CO 


Ol 






1^ 












C3 




CJi 


CO 


CJl 


05 




<D 


10 


o» 


Ol 








69 


CO 












•Ji 


Ol 




H» 


o 


09 


Ol 






OP 


09 


Ol 




«0 


CO 


o 


00 




•o 




1^ 


-4 


1^ 


Cb 






0> 


CO 


CO 


-4 


»-» 






CO 


»-» 


00 




OK 




CO 


C?l 


eo 




00 


rf^ 


o 




o 




to 


CO 


•vi 


CO 


o* 


-4 




1^ 




CO 




«Nl 




o« 




00 


CO 






CO 




er 


H* 


DO 


00 




o 




CO 


CO 


«o 


CO 






Ol 


00 




o 




to 
























)— » 






to 




tc 




to 




to 




1— ' 






I l 


Oi 


>-» 


Ol 


- 1 


CO 


to 






00 






00 




<I 


00 




<Si 


CO 


CO 












CO 




CO 




CO 




Ol 






O 


to 


o 


C71 


CO 


o 


»-» 








CO 


o> 


CO 




o 


to 


to 


00 


00 


Ol 




Oi 


CO 


o 


tr 
to 


O 




tc 


CO 


rf^ 




4^ 


o 


^1 








CO 


00 


o» 




e 




o 






CO 




o 


-a 


K> 






o» 


o 


DO 


Od 




TS 




w 




»0 


1^ 


to 


#^ 


00 


«D 






o 


00 


to 


00 







CSl 

SM 

a 

CO 

»t 
B 
5" 



3 



1^ 



SU 



Ol Oft <A O CD Ol 
CO 09 1^ lO CO Ol 

'^^COOOfe&OOOlOICOOOOO 



oioiO'ioiC7ioftoc&oäab 
i^«aoo«ooo»^o»iN9COH« 

iM ftA &A ^( ^ ^ ^ 

CO 00 CO M 



•-» to to to lO IC — ' to f» to to to »t»- IC to 
t005C203C5tOCO»-'0'05-^COOtf*'~-10i 

4* W ^ ^* ^ W V ^ ^« ^ ^ ^ M «9 

00000»*40D0»«<aOO<t0OOtO<0C0O 



co**.t»^**-rf^cococ;;;oif>.^>f-;,i*^üi*». 

C&**C3jp^jf>'3OOi0CC5i0tOi^COC0O«JO 

CO O« O» V* Q1 o 05 00 a> ö 00 bo "to "Vi "J-* "iq 



s 

» 



1 1 
Ii« 

o 5; er. 2. 

s: I <^ h: 

- 1 5- 

g » § 

^ i 



I 



Digitized by Google 



SrwerbBÜlitige, d. i. luu 16,63 m kon8Utieie&, luenron ent- 
fidlen 2,1 XiDioiiMi anf das mannliclie, 1,0 HOIioiieii anf das wab- 
liche Gesclüecht. Diese Mehrung vollzog sich in industrielleu und 
kommerziellen Benifen, in der Armee und im öffentlichen Dienst, 
80 sind beispielsweise 

dia Barnterlen an der seit 1882 oingefrofeii>^n Zunahma 

der Erwerbethätigkoit betailigt 





absolut 


9r 


Waren- und Pi-oduktenhandel 


322 416 


102.3 


Gast- und Schankwirtacbaft 


213 212 


67,6 


Annee- und Eriegafiotte 


179 153 


66,8 


Baounteroehmuiig 


176 742 


65,7 


Sohkeaarei 


167 301 


53,1 


Schneiderei 


129 931 


41,2 


Manrer 


112 109 


35,6 


Kohlenp^eAviiiiiung 


100 177 


81.7 


Eisenita hnbetrieb 


90 971 


28,9 


Tischler 


80 787 


25,9 


Staats- und OemeiDdediaiiat 


80 216 


26,4 


Anfwaitafrauen, Zogehadienste 


69 496 


22,0 


Bickerei, Konditor^ 


64 268 


20,4 


PoBt- und Telegraphenbetrieb 


60 763 


19j3. 



Fragt iiiaii, wie sich die deutsche Bevölkoiiin^ überhaupt auf 
die einzelnen Bei ufszw . ige verteilt, so bekommt man aus der 
1895er Erhebung folgendes Bild: 

Erwerbstbätige m. Biaost- 
BBTuftuAtAil BrwerbsthÄtige im • boten und nicht erwerl»- 

"»^gwi Haoptbemf tbätigon Angehörigen 

(Beruf sbevölkeruiig) 





absolut 


pa 


abfohlt 


pCt 


Landwirtachaft 


8 292 692 


36,19 


18 501 3U7 


35,74 


Industrie 


8 281 220 


36,14 


20 253 241 


39,12 


Uandel und Varkiebr 


2338 511 


10,21 


5 966 846 


11,62 


Häusliolie Dienata, Lobn- 










aibeit waohselnder Art 


432 491 


1,89 


886 80? 


1,71 


Armee-, Hof-, Staatsdimst, 










fieie Berufe 


1 425 üül 


6,22 


2 835 014 


5,48 


Ohne Beruf u. Bei nf^^anj^-abe 


2 142 808 


9,35 


3 327 0(30 


t>,43 


Summe 22 913 683 


100 


51 770 284 


100 
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Die Hauptgebiett) wirtschaftlicher Thätigkeit, Landwirtschaft, 
Industrie und Hände], umfassen Honacli 86 pCt. der Reichs- 
bevölkening: in ihnen finden 44,7 Millioiieii als grosso und kleine 
Unternehmer, als YerwaitungBbeamto, Arbeiter Beschäftigiuig und 
Bit ihren Angehörigen und Dieostboten die NahrungsqueUe. Und 
zwv ist es die Indusbie, welche die meisten Henachen — 30,d 
MUiianen oder 30 pOt — Tenoigt, nlcbat ihr stallt die Land- 
vBtsdhsfi mit 18^ HUHonen Personen oder 35,74 pCt. der BeidiB- 
bevölkerung und dann in weiterem Abstände Handel und Verkehr 
mit rund G Millionen oder 11.52 pOt, Gegenüber diesen drei 
matenelleii Bti ub/.weigeii treten die anderen Bcrufsabteilungen s€»hr 
in den Uintet^rund, dooh ist zu beachten, dass in der Abteilung 
des ö&nüichen Dienstes und der fresieQ Bemlsarten politisch und 
knttnrett recht bedentongsvoUe Elemente des OeseUsohsftalebens 
imwmmetigeCasst sind — der Wehr-, Lehr-, Gelehrten-^ KUnsttei^ 
stand, die Beamtensohaft 

LQet man die genannten grossen Bemfszwdge in die Speslal- 
i-enift; auf. deren die Statistik 2o7 imtem-lieitlet, so erweisen sich 
aU am dichte^iten l»eöetzt die Berufe Landwirtschaft, Waien- und 
Fruduktenhandel, Maurer, Kohlengewinnung, Bauunteniohmung, 
Schuhmacher — mit je über 1 Million Bernfszngehörigen — , 
fiseabahnbetrieb, Gast- und Scshankwirtschaft, Tischler, Schneider, 
Steals- und Qemeindedienat — mit Aber 900 000 — , Weberei, 
Armee und Eriegaflotte, Sdiloaser, EMebung und Unterricht, 
Zinmecer, Sduniede, Lohnarbeiter wechselnder Art — nsit über 
500 000 — . 

Bei vorstehender Beruf bglietlen mg ist niu* der sog. Hauptbonif 
berücksichtigt, d. h. diejenige Thätigkeit, auf welcher hauptsÄclüich 
die Lebensstf dlung beruht uud von welcher der Erwerb oder dessen 
grtester Teil heirOhrt. ThatsAohlicb epielt sich heutsutage die ]Br> 
«obethfitigkBit luineswegs in scharf abgegrensten Berufsaweigen 
ab, dank unsrer Qeweffaefreiheit kann jeder treiben, was er ver> 
tiAt und was ihm rentabel erscheint Ob die Knopfmaeher bloss 
hClzerne und bleierne oder auch über-sponuene Knöpfe machen 
dürfen. n\, dem gewöhnlichen liacker auch Torten zu backen und 
dem Zuckerbäcker (iänseleberpasteten zu verkaufen erlaubt sei, ob 
der Schnöder auch das Pelzfutter und der Kürschner auch den 
Tochfiberaug fertigen darf, ob zum Verkauf einer Laubfroedi*Leiteir 
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der SaiistOMler, Wagner^ Zimmermaiui, TMiler, Schiffler, ObeÜer, 

Vogelhändler oder gar der Schmalzbauer befugt sei^), sind längst 
überwundene Fragen, nur bei ib^n alteu Zwange- und Bar.urcciii« ii, 
den alten Z»iiiftonluuügen war eine Bothättiriing in vei"selno'l'?iien 
Gewerbezweigen eingeschräakt, wenn nicht ausg^psi lüossen, und 
dieaerliftib die ItQgUoiikeit za Nebenerwerb erheblich geringer. 
Dtber mdieiiit 6b gebotott, im die lihatnllchtirhft AoedetiiiiiD^ der 
euiielneii Benfe kennen su lernen, dm man aieh auch die Nadi- 
weise Aber Nebenerwerb vergegenwärtigt Die dentsehe StetiBfik 
hitt solche in sebr weitgehendem Kasse erhoben und, im Oegensets 
zu fast allen anderen Staaten, auch ausführlich zur Darstellung 
^rbnuht. Hier solitu .sie weiiigfcteiis insoweit zur Ausführung 
gelangen, als sie die Art drs Nebenerwerbs veranschaulichen; da 
Personen, die mehreren Neben banifen oder dem nämlichen Beruf 
in Terschiedenea Beniintelhmgen obliegen, mehrfach geiihlt sind, 
bandelt ee eiök bei den folgenden Zahlen nicht um die SSahl vqb 
nebenerwerbslhAtigen Personen, eondem um die Zahl der Fftlle, 
in welchen Personen einen' Nebenerwerb attsllben. 

Neben berufe Haupt- u. Nebenberufe 
absolut pCt. ab>oIut pCt 

Land- und Forstwirtschaft 3 648 237 73,71 11 910 920 42,86 
Industrie 619 386 12,51 S 'M uouG 31,94 

Handel- und Verkehr 560 877 11,51 2 908 388 10,44 

HäusUohe Dienste pp. 16 765 0,34 449 256 1,61 

öfTentlicher Dienst 95 436 1,93 1 521 397 5,40 

Ohne Beruf u. Bemftong abe — 2 142 808 7,69 

Summe 4 949 701 100 27 863384 100 
Diese Zahlen ergeben zur Genüge, wie häufig in nnserem 
Bernfslftben der Nebenerwerli sich findet, und wie notwendig für 
dii' Ft'sthtelhing der Becietitung <ler einzelnen Berufszweige es 
darum ist, auch den Nebener\ser)> /u ivniRtrieren. Und dabei 
bleibt, wie das Kaiserl. Statistische Amt hervorhebt, die durch die 
BeruMatistik ermittelte Ausdehnung des Nebenerwerbe infolge der 
Schwierigkeiten, die einer erschöpfenden Erfassung entgegenstehen, 
immer noch hinter der WirklioUteit zurflck, namentlich gilt dies 
▼on den nichtlandwirtschaftlichen Nebenberufen, welche 



') VorKl- Otto Freih. von Völderndorff, Uannloee FhutdeieieD 
eines Alten Mänohners. Mtinoheti 1892, 8. 133, 
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mdit 80 hervortreten wie der landwirtseballUcfae Nebenberuf mit 
den besonderen Stfidk Land. Infalgedeisen ersoheint die Stirke 
dies landvirteobaMohen ]bit orefliKm kr oiao B> wie sie in der leisten 

Zahlenreihe zum Aiisdnick gelangt. «ich über den anderen Bünifs- 
zweiieren voilirilttiisrn;l.ssiE: zu Ix'deiitoi]«!. Übrigens ist gerade hin- 
ächtlich der Abmessujig dee GeHaui ige wich t8 eines Bernfszweigs 
daran zu erinnern, dass die blosse Nebenbeschäftigung das Interesse 
dee Einzelnen am Schicksal des betreffsnden Berufesweigs selten 
in den Mssse in Anspnic]! ninunt, wie nun flaiqitarwerb 
gamacbter Berat 

'Win man die Gesamtsumme der Erwerbsfftlle wissen, so 
mnss man ans obiger Tabelle die Zahl der Berufslosen ausscheiden, 
dagegen die der liüuslichen Dienstboten mit einrechnen. Alsdann 
eihÄlt man 27 059 892 (18,7 Millionen männliche, 8,3 Millionen weib- 
liche) Eiwcrhsffillo. Selbstredend besageu diese nicht etwa, dass 
ilW die Hälfte der Gesamtbevölkerung einem Erwerb nach|^ht, 
Tisimehr stellt sich dieser Anteil der BeTÖlkerong wegen der er- 
wflluiten DeppelzShlnngsik von Personen mit mehreren Bernfan 
Sffaeblksh niedriger, immerhin höher als 42,71 pCt, mit welchem 
PtoientSBts ja schon allein die hanptbemflich Brwerbsthfltigen ein- 
schliesslich dei iiaiislichen Dienstboten unter der Gesanjtbevölkerung 
Tertrt'teii sind. 

Wie verhält sich die geschilderte deutsche Berufs- 
gliederung an der der anderen Kulturstaaten? 

Wie bemerkt, ist ein Aufsohlnss darüber angesichts des 
Gharaktera des intainationalen bernbstatistischen Materials, welches 
ndi sehr ▼ezsdiiedeasn Grnnds&tsen aui^^oramen nnd verarbeitet 
wini, mit vIHl^er Genauigkdt nicht mOglioh. Bas Kaiser]. Statist. 
Amt war aber bemüht, die vorhandenen Daten wenigstens annähernd 
vererleichbar zu machen. Es liat zu diesem ZA\euk folgende Über- 
si^lit (s. S. 254 u. 255) zusammen^estolll (die ErsvoriistliätipMi 
kommen dabei lediglich mit ihrem Hauptberuf bezw. als häusliche 
Dienstboten in Ansatz). 

Der Anteil am landwirtschaftlicheu Erwerb ist demgemflss in 
OeoisQhlaad gegenüber allen anderen grosseren Staaten des eure- 
Püschen Eonimenta, auch gegenüber Nordameriha, namhaft geringer, 
Mngegen viel grflooor als in Grossbritannien. Andererseits ist der 
iadostrielle Erwerb bei un^ so mächtig entfaltet, dass nur Grosa- 
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briUnnien uns darin übertrifft, nnd zwar ist aiioh die absolute Zahl 
der industriellen firwerbethätigeQ Deutacbkuide -wesendksh gritaser 
als die in den genannten anderen Staaten und kommt der tou Qroas- 
britannien nahezu gluicfa» so dass neben dem britischen das Dentad» 
Reich als das gewaltigste industrielle Prodnkfiousgebiet unto* den 
Killt iii'staat-en erscheint. Das indiistriereiche BoljBrien und die Schweiz 
köiuien zum Vei'^leich mit dem Dentsrhen "RoicU als solnhera nicht 
herangezogen werdon . da deren tenitoi iale Ausdehnung und ihre 
Stellung in der Weltwiilsohaft so ungleich ist. Handel und Ver- 
kehr ist) was ihie Vertretung unter der Qesamterwerfasthfltigkeit 
anlangti ausser in Firankieioh, Belgien, den Niederlanden, Nbnreg60| 
namentlich in England imd besonders den Vereinigten Staaten von 
Amerika höher entfaltet; an absoluter Stirfce der im Handel wd 
Verkehr EnÄ'crbsthätigen steht Dcutsclüand nur hinter den Ver- 
einigten Staaten zurück. 

Seit 1882 haben sich bei uns die industriel loji und 
merkantilen Berufe dermassen ausgedehnt, dass der Anteil der 
tum Handel gehörigen Berutebevölkerung (Brwertnth&tige mit Dienen- 
den und Angehörigen) an der Gesamtbev^kerong von 10 auf 11,62 pOt^ 
der der Industrie von 36,51 auf 39,12 pCi anwudis. Vor 18 Jahren 
stand die Industrie hinsichtlich ihrer PersonensfSrke noch an sweiter 
Stelle, die Landwirtschaft dagegen an erster Stelle. Letztere hat 
inzwischen eine Abnahme des zueroliürigeu PcrstjiitMikroisos sowohl 
absolut wie u lativ orfaluvu. ilie ali^ohUe Mindonmg — mu rtuid 
700 000 — ist erfolgt in Bezug auf die mäunliciien Arbeiter, die 
zum Teil in andere, namontlioh industrielle Berufe abgewandert 
sind, sowie in Bezug auf die Dienstboten und FamiUenang^6rigeo, 
die besagte Abwanderung erfolgte teils frei willig (wegen b ooooror 
Löhnung, grösserer persttnlicher Freiheit), teils veranhust durch die 
▼erbesserte, Menschen durch Maschinenarbeit ersetsende Technik in 
der Landwirtsrliaft. Auf einen Hückjrang der ii.ig>iali;giv' n 
unserer Landwiitschaft darf aber hioraus niclit gei^chlobsoii worden, 
vielmehr beweisen die Betriebs- umi Ki ntestatistik, dass infolge der 
intensiveren und die Errungenschaften der modernen Technik aus- 
nützenden Bewirtschaftung die £rnte an landwirtschaftUohen Fm- 
dukten, insbesondere an Getreide, seit 1882 absolut und im Ver- 
hältnis zur Anbaufläche gestiegen ist, wenn sie auch angesSöMs der 
' Vennehrung der Bevölkerung den inlftndischen Bedarf keineswegs 
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zu (lecken vermag. Ebensowenig hat der politisch iiud sozial so 
bedeQtnngSTOlle selbstäudigo Bnuemstand an St&rke eiiigebnsst; 
niisere Banemgfitar, hai drei Viertel ouBeier geBamteo laDd^nrirt- 
fldttftHchen Flflohe und überwiegond von den Eigentflinem aelbet 
beviftscbaftet, haben ach seit 1882 nkdit bloa erlialteD, sondern 
sogar vermelirt, der Btenernstand bildet nach wie Tor den Kern 
unseres Hoeivs. das Bollwerk gegen die Verwirklichung sozial- 
revolutif>nrii>?r Pläne, den JunglinuiiiPn, der f<»i'tgeBuUt den iiliri«r*^n 
Ständen nud Berufen neue, gesunile Kräfte zuzuführen in der l^iige 
igt Andererseits brachte der Aufschwung von Industrie, Handel 
und Verkehr den Vorteil, daaa sahlreicbe Arbeitskiftite — nnd ihre 
&hl wfichat entsprechend der raschen Vermehrung unserer Be- 
WRkenrag^) ungemein schnell — , weiche andemlaUs bitten aue- 
mdem mfissen^ im Inland Gelegcnbeit zu produktiver Bethfttigung 
fauden, anf diese Weise erhöhte sich auch die konsumf/ihige Masse 
un] wiinlf für Iwimisiho Produkte der Landwirt.«ohaft und Industrie 
eHi fajüheres Absatzgebiet erweitert. Zugleich erfuhr bei dieser Ent- 
wicklung die Fin ni/kraft des Volkes die wünschenswerte Stärkung, 
% es konnte bei gleichzeitiger Bessemng seiner Lebenshaltung die 
Xittd beraitstellen, welche zur Durohfahiung aller mfiglichen, von 
Jahr za Jahr in erhöhtem Hasse heirortretenden kulturellen Auf- 
gaben, sowie zur Hebung unserer Wehrlonft sich als erforderlich 
erwiesen. 

Zalilcnmä^g stellen sich die beruflichen V^erschicbungen fol* 
geoUenosas^ dar: 



Uiid- und Forstwirtschaft 5f. l!)f) 0.68 —724 14^—3.77 
darunter Land wirtechalt — 18 525 — 0,23 — BbbbOl — 4,75 



Ohne Beruf u.Benifea ngabe 788322 58,20 1080847 48,12 

buüuue 3 927 Iby 20,b8 6 548 171 14,48 



*) Unser Gebartonüberschuss beiief sich in den letzton Jahren auf 
mad 800000. 



Berutsabteiiutigen 



Zu- bejjw. Abnahme ) !*t>it 1882 
Erwerböthatige BorufsbüVölkeruDg 
absolut pCt. absolut pCt 



lodustrie 

Handel und Verkehr 
Basliche Dienste pp. 
OSmtUcher Dienst 



1 884 755 29,47 4 101101 2G,12 

768193 48,92 1435 700 31,09 

34 90» 8,78 —51487 —5,49 

394 814 38,29 012 032 27,53 
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Proaentualer Anteil 






Erweitetfaitige 






1882 


1886 


1882 


1895 


Land- und Forst¥nrc8oluifl; 






42 51 


3574 


(laninter Landwirtschaft 


42,47 


35,11 


41,36 


34,41 


IiKhi.stiie 


33,1) !) 


30,14 


3'),") 1 


39,12 


Handel und Verkelir 


8,27 


10,21 


1U,U2 


11,52 


Häusliche Dienste pp. 


2,1 Ü 


1,89 


2,07 


1.71 


ÖffientUcher Dienst 


5,43 


6,22 


4,92 


5,48 


Ohne Beruf u. fie(nif>anirai>e 






'1 .07 


n,43 


Summe 


100 


100 


100 


100 



Der gesohilderte InduBtrialisienmgs-ProMfls macht tnoh aadi 
in anderen Lftndern, selbst in Staaten mit noch ausgesprochen 
ii^ i ai isf liem Charakter bemerkbar. Beispielsweise sei verwiesen auf 
die neueste Elntwicklung in Schweden und Norwegen: 

BerufsbeTölkenug 
Schweden 



Landwirtaoluift 

Industrie 

Handel und Verkehr 
ÖfFentliclier Dienst pp. 
Ohne bestimmten Erwerb 



1880 

aMat pCt 

2 342 994 51,3 

576 366 12,0 

222 291 4,9 

254 582 5,6 

1169 435 25,6 



1880 

atnohit pOb 

2 442 032 51,0 

849 020 17,8 

3U9 9,'! 7 6,5 

209 180 />,G 

!n4 480 19,1 



Summe 4 565 668 



Landwiit&cliaft 
Industrie 

Handel und Verkehr 
öffentlicher Dienst pp. 
Ohne bestimmten Erwerb 



1876 
absolut 

997 059 

323 524 

227 413 

57 487 

213 370 



100 4 784 981 100 
Norwegen 

1891 

pCt. absolut i)C(. 

54,8 1 024 137 51.1 

17,8 430 414 21,8 

12,5 291 135 14,5 

3,2 82 494 4,1 

11,7 169 922 ' 



Somme 1818 853 100 2 004102 100 
In En^and und Schottland, wo die landwirtschaftliche Be- 

völkcrung- schon bei der 1881er Volkszclhlung sehr schwach ver- 
tretaii \v;n\ ist inüvvisrh^'H <lt<r*>n Vertretung noch .i;xn-iiig^r gow uitl.'i:, 
während liidustiie, auch Handel und Verkehr absolut wie im Ver- 
h&ltnis zur Qesamtbevdikerung an Zahl der £rwerbetl4tigen namhaft 
zugenommen hat: 
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Erwerbsthatii:-' 

England und Wales 

iiCt.d.Cieüauit- 
absolut bevölkemog 





1881 


1891 


1881 


1891 


LudwirtBcliaft nnd Fischerei 


1 388 184 


1 336 946 


5»3 


4,6 


lodnstrie 


6 873 367 


7 336 344 


24,6 


26,3 


Handel und Verkelir 


980 128 


1 339 735 


• 3,8 


4,8 


Ilan^lich^, I»*'rs«jnliche Dienste 


1 503 810 


1 900 328 


7,0 


6,6 


Freie Beruf sarten 


G47 075 


92f) 132 


2,5 


3,2 


Erwerbfith&tige 11187 564 


12 899 484 


43,1 


44,6 






SohottUwd 












yCt, d. Oö8auut> 




absolut 


beTOllrenuig 




1881 


1881 


1881 


1891 


Landwirtschaft und Fischerei 


289 537 


249 124 


7,2 


6,2 


Imlustrie 


932 G53 


1032 404 


25,0 


25,6 


Handel und Vr^ik- hr 


132 120 


180 952 


3,5 


4,5 


Häualiche, persönlidie Dieu8te 


176 505 


203 153 


4,7 


5,0 


Frae Bernfsarten 


90 103 


1 f 1 ^10 


2,6 


2,8 



Erwerbethätige 1606 984 1776 952 43,0 44,1 
In den YereiDigten Staaten von Amerika nehinen die Berufen 
thitigen der Urproduktion unter der Gesamtsahl der Benifethfttigen 
ge^nllber 1880 und 1870 «war jetzt auch dnen geringeren Pro- 
zentsatz ein, aüein dies liedeutet hier lediglich, djiss die andoi-en 
Erwerbszweifire, namentlich Industrie, Handel und Verk«'!ir. .sich 
relativ oocii melir entfaltet haben, sodaas die letzteren jet/.l nnt 
lifiberen Anteilen als früher an der Qesamterwerlifithätigkoit parti- 
zipieren. Betnichtet man die abeoluten Zahlen, so zeigt sich eine 
michtige Eatfidtnng bei «Uen Berufszweigen, nicht zum wenigsten 
bei der Undwirtschalt: 

Bemflithfttige 
1870 pCt 1880 pGt. 1890 pCv. 

LaRd^^irtscbaft, Fnoherei, 

Bergbau 6 141 36B 15,9 H 004 024 10,0 9 013 33Ö 14,4 

Uff<>nt!7' h^r Dienst, freie 

H rufe etc. 371 OÜÖ 1,0 603 202 1,2 944 333 1,5 

Hüusiicfae u. persouiiche 

Dienste 2 311820 6,0 3 503 4-13 7,0 4 360577 7,0 

Iküdel uüd Verkehr i --'1^31)9 3,2 18(30 481 3,7 3 326122 5,3 

2 452 243 6,3 3 414 349 6,8 6091293 8,1 
überhaupt 12606928 82,4 17 392099 34,7 22735661 96,9 

17* 
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T^ud nun /u dor sozialen Gliederung des Deutschen 

\ olke^?. W. I( h. 1 Allteil trifft aul dio Sf*lh ständige^ , wclcliti auf 
die Abhängigen ? Hierüber erhalten wir folgenden Aufschlug: 

I!rw«rbstbäti>(' nebst Familienangehörigea 





absolut 




Sohioht der Selbständigen 


23 013 226 


44,46 




YermOgeivDle Klame 


646 242 


1,25 


2,81 


HitteUdasae 


15 874 600 


30,66 


68,98 


Ünbemittelte Klaaae 


6 492 884 


12,54 


28,21 


Schicht der Abhängigen 


28 767 058 


55,55 




(ietsauitbevülkerimg 


51 770 284 


100 





Über die Hälfte der Bevölkerung gehört der abhängigen Klasse 
an, 44 pOt der selbständigen KlaBse, und zwar faat ein Dhttel 
dem aelbat&ndigen Mittelatande, der seineEseits von der aelbatSadigen 
Klasse über zwei Drittel auf sich vereinigt Wollte man bei den 
AbhftDgigen nioht, wie eben geschehen, blos die Stellung im Benif, 
sondern auch Besitz tmd Einkommen entscheidendes Kriterium sein 
käsen, so gehören /Aim Mittelst.iiu] noch das technif?eho und 
Aufsichtspei-sonal , sowie sonstigi^ qualifizieiiere Arbeiter, die 
in gix>ß8ei*en Betrieben zu Hunderttausendon vorkommen und deren 
Gehalt oder Lohn den Verdienst des selbstAndigen flandwerkers 
nicht selten fibersteigt 

Am stftrkslen ist, was die einzelnen Berufiszweige angeht, der 
selbstBndige Mittelstand in der Landwirtschalt vertreten, wo er über 
vier Fünftel der Selbständigenklasse ausmacht. Im Handel und 
Verkehr beträgt er die Hälfte, in der Industrie nur 40.30 pCt, 
hier ist umsomehr die uiibetuittelte und die wohlhabende Klasse 
dor Selbständigen besetzt. Im Gegensatz zu den Vorgängen, die 
sich zwischen Orossindustrie und Handwerk, zwischen Glosshandel 
(Qrossmagazine, WarenhAuser pp.) and Kleinhandel abspielen, ist 
eben der landwirtschaftliche Mittelstand, der Banematand vom 
Groflsgrundbesitz weniger bedroht und darum gerade hier die Er- 
haltung und Kräftigung der selbstäruligen Mittelschicht am ehesten 
duivhti'ihi l>ar, — Naturtioniäss ist der sfH.släiulige Mittelfstmid in 
den eiiiz«'lncii Teilen des Heiciis verschieden vertreten, je nachdem 
die J Landwirtschaft und da wieder die Bauerngüter, sowie ausser- 
dem Kleingewerbe und Kleinhandwerk vorwiegen oder Industrie 
und Handel und zwar in Grossbetriebslbrmen. So betrlgt im Beioh 
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der Anteil «lor MittelklaR'i»» an «It-r aii> Laii'lwirUscliatt. IndiiBtrie 
uiiil Haiiilel gebildelea Selbstäiuligeiiödiieht tj? pCt., uvgL'iiiilM'i- 
diesem Reiohsdurchschiiitt eneiokt der Mittelstand in Uideubuig 
eine Ziffer von 73, in Bayern sogar von 77 pCt, dagegen im * 
BheinUnd nur 60, in Sachfien 59, in den Hansaataaten 56 — 54, 
in BevÜn ^ nur 44 pOt. 

BeechrSnkt man eioh auf die Erweit»tlifttigen (also mit Hinwege 
liasnng Ihrer Haushaltungsangehörigen), so sind von deren Gesamt- 
/ali! etwas Aber ein Viertel (26,84 pCt.) oder 5,5) Millionen an 
1er .-ell.>taiuligen, fast drei Vioitel oder 10,2 Millionen an der ab- 
häagigen Klasse beteiligt. 

Speziell in rinn drei grossen BentisabteiluDgen LandwirtBohaft, 
Indostzie und Handel iat die soziale Schichtung folgende: 

Von 100 Erwerbsthfttigen Bind 





Selbetftndige 


AngeeteUte 


Arbeiter 


Landwirtschaft 


30,98 


1,16 


67,86 


Industrie 


24,90 


3,18 


71,92 


Handel und Verkehr 


36,07 


11,20 


52,73 


Sooftt^e Berufe 


14,3d 


6,13 


79,48 


Üherhaupt 2,6,84 


3,70 


69,46 



Was die Einzel-Bemfe betrifft, so ist die SelbatBndiglraitBziffer 
am höchsten beim Haurierhandel , bei HandelBvermittlung (900 

SelViständifire von 1000 Erwerbsthätijren) 80wio bei den durch eine 
stark-' V.'tbrtiitanir sich auszeichiiL-iuleii Ik-i-nfen der Suiiuhiuaclierei, 
Schneiderei. Nftlierei, Plätttu-ei (6U0 ^/oq)i wUhi-end Berufe mit 
Grojisbetriebseharakter, wie Bergbau, Huttenwesen, Eisen-, "^ti isfjon- 
bahnbetheh, Eisengiesserei, Bflbenauckerfabrikation nur 2 — 1 7 Selbst- 
stiodige unter 1000 ErwerbsthAtigen aufweisen. 

Zeriogt man die abhfingige Klasse in Landwuischaft, Industrie 
and Handel nach ihren einaelnen Bestandteilen, eo erhAlt man 

pCt alloi' Erwerbfithätigen 
absolut der genannten Beni&aweige 



Angestellte 631 825 3,29 

Gelernte Arbeiter 6 021 641 ' 31,84 

Angelernte Arbeiter 4 725 326 ' 24,99 

Mithelieiide Familienanireh^rige 2 069 585 10,94 



tHc Angestellten, unter welchen das technische, Auisichts- 
nad fiechnungnpeiBonal zu verstehen ist, werden in ausgedehntem 
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Mabfee Lciohäftigt in der rlu-iin;?rheu ii»du<tnc. ^h-v ihr venvüiidti r 
^ ludustiie der Leuchtatoffef igelte, Öle, dann im Mahciiiaeu-, im 
Borg- und Hüttenwesen, es entspricht dicvS dem fabrikmäsagen 
* und Grossbetriebflcluunakter der erwflhnten Berufe. Belaäv im 
ringsten ist ihre Verwendung im BeUetdungs* und ReinigongB- 
gewerbe, in der Hols- und Schnitz- sowie in der HetaUindnstria 
Oru{)pen, in denen das Kleingewertto und Handwerk eine Rolle 
spielt und daiior dio Dienste eines höher «jualifizierten Hilfe- 
pei-sonnlB, sei o6 tecliuiächeu oder Bureaupersouaiä, weniger vou 
nöton aind. 

Die gelernten Arbeiter, d. h. die GteseUen, Lelirlinge imd 
Arbeiter fflr Dienstleistungen, su denen in der Regel eine Vor- 
bildung erforderlich ist, vereinigen die Hanptmssse der Erweibs- 
thfttigen auf eich. Fast ein Drittel sind gelernte Arbeiter, too 
der Klasse der Arbeiter allein entfiült auf sie fest die Hälfte. Den 
Ausscldag für diose hnhrn Anteile geben die Verhältnisse im 
eigentlichen llnridw. i k, da.«» iiii ncmf^ T.oi«tnnirf»n b« >tinimt^ orlfriite 
Oller durch aiidauemde Tbim!^ erworUno liffäliiguagcri o-lei <iu- 
Bchicklichkoiten vorausäotzt. So kommen fast ausschliesslich gelernte 
(m&nnliche) Artioiter vor bei den Berufen der Schneider, Barbiere, 
Friseure, Schornsteinfeger, dann in den — handwerkmftssig be- 
triebenen — Berufen der Glaser, Klempner, Schmiede, SteiUmadier, 
Tischler, Schuhmacher, Schlosser, BSeker, Fleischer etc. Umgekehrt 
arbeiten mehr ui!gel«Miite Pei-sonen in Bauunternehmung (Eni-, 
Wege-, Eisenbaliuarbcitej Toif^iähorei, Gasanstalten, Ziegeleien etc. 

Die Mitai'beit von Fiituiliuiiangeiiörigeu findet äiok am aus- 
gedehntesten in der Ijandwiiidchaft, wo ihre Zahl Bt^Bix die der 
Knechte und MAgde ttbersteigt, und awar zumeist auf Betrieben 
mittlerer GrOsse, auf BauemgQtera. Schon weniger hftuflg ist sie 
bei Handel und Verkehr, am oingeschrfinktesten in der* Industrie, 
08 hftngt da die Häufigkeit von mithelfenden FunllienangehOrigen 
von der Grösse der Betriebe ab, je kleiner der Betrieb, unisomehr 
hat er faiiiili''ni)atf« ii Cluutikter. ri»ri«r«»ns troffon van allen mit- 
helteuden Familienangehörigen der Industrie und dof? Handels nicht 
weniger als 84 pCt auf die fünf Berufsaiten Gast- und Schank- 
wirtschaft, Waaren- und Produktenhandel, Bäckerei, Fleischefei, 
Weberei, vielfach besteht die besi^ Mithilfe in der Bosor^ng 
des Verkaufsgeschftfts und wird zumeist von Ehefrauen geleisiet. 
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Eiiio beflondere Benrorliebtiiig radieiien noch die Haus* 
iadastriellen, aSnlldi die Gewerbetreibenden, welche m Haus 
fOr itemäe Bechaong arbeiten. Solide wurden gezälüt: 

im Hauptberuf im Nebenberuf zu«;aiiiiiu«n 

als selbständige 287 448 46 782 334 230 

mithelfend. FainilieaangehOtige 1 1 570 10 001 21 571 

aoDSlige Gehilfen 43 493 2 669 46 162 

Summe 342 511 59452 401963 

Die hier ale selbständig angeführten Hausindimtrielleii sind 
nur rechthch selbständig, wirtschaftlich gehören sie zu <len Ab- 
hängigen. — Nahezu die Hälfte aller Hausgewerbetreibenden ge- 
hört zur TestOinduBtrie (und hier wieder Bind 2wei Drittel Haus- 
weber), etwas über ein Drittel sum Bekleidungsgewerbe (Näherei, 
Si^eidern, Schnhmacheiei). — Übrigens bleibt die benifsstatistiBche 
Zahl der Hausindnstrieilen hinter dem thatsächlichen Umfang 
zurück; die AiigaUiu Ober die mithelfenden Fa!iiili*'naim^eli«>rit»en 
litten tinttT den SchwierigkuittMi . die dcv VA-hmsuw^ (l<'i' Neiien- 
und Kinderei'>^'erbsthätigkeit eutg^ensteheu, auBsenlem fehlen von 
den sonstigen Gehilfen diejenigen, welche nicht Kur Hauslialtung 
des selbständigen Hausgewerbetreibmiden gehören, endlich mögen 
weh die Angaben der selbständigen Hausindustriellen, wenigstens 
deier, die im Nebenberuf hausindustriell sich bethätigen, nicht 
etsdiBpfend sein. 

Welche Entwicklung nahm die soziale Schichtung 
seit 1882? 

Der absoluten Stäiire nach haben Selbständige wie Aug* stellte 

lind Arbeiter (bei I^and Wirtschaft. Indnstrie und Handel) zngenommen, 
aber in verschiedenem Grade. Die Zahl der Solliständigen ist um 
nmd 300 000 oder 5 pCt, die der Arbeiter jodoi h um 2,1 Million 
oder 20 pCt grösser gewoi*den, die Angestellten haben sich ver- 
doppelt An der Gessmtmehrong der Erwerbstbfttigen in den drei 
materiellen Berulittweigen sind die Aibeitsr mit Aber drei Viertel 
beteiligt, die AngesteUten mit 12 pGt, die Selbständigen mit 
10 pOt Demgemäss ist rehtiv der Anteil der Selbständigen zu 
GuQsteu der Arbeiter zurückgegangen. Diese Entwicklung vollzog 
sich nicht hei der Ijandwirttji haft, wo im Oegenteil die Selbst- 
KtäDdjgen etwas gewannen, deoi* Anteil der Arbeiterschaft zurück- 
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ging-, sundeni bei Imhistrie wie bei Haiulri uiul Verkehr, sie ist 
bei unsier starken Volks vermehnmg, der erhöhten Beteiligung Bm 
Erwerb, der Zimahme des Qrossbetriebs, den Fortschritten der 
Tedmik and der geeteigerten Arbeitsteflimg niclit anders sa er- 
warten. Die Hausindustriellen, besOglich deren ein Vei^eiob mit 
1882 nur fUr die selbstSudigeo mOglidi ist, haben kdiglich in der 
TextiHndnstrie sich Termindert, hier allerdings derart, dm die 
Minusziihl die Zunahmeziffer, die für die anderen 13en ifsirruppen 
sirh (^rgiebt, VitMleutend niiei-iagt. Die Ursache ist für dci\ Rück- 
gang der Textil-JIausiiidustrie die scharfe Konkurren? der Fabrik- 
industrie; begünstigt durcli die grossen Forschritte, welche die 
Technik — mechanischer Webstuhl etc. — gerade in der Weberei 
er&hren hat, bildet sich immer mehr der konzentrierte Betriebt 
der Orosshetrieb aus und bestimmt die Hausweber, entweder in 
Fabriken ihren gelernten Beruf fortzusetzen oder in andere Bemfe 
abzuwandern. Andrerseits ist die sonst festgestellte Zunahme der 
Hausindustrie (nani. nllich im Bekleidungsgewerbe, derTabakindnstrie, 
der Holz- und Metallindustrie) vielfach auf das Bestreben der 
Untemeiimcr zunlekzufilhren, eine Erweiteiung der Fabrikanlagen 
wogen der hohen Mietspreise zu vermeiden und lieber die Arbeit 
in die, auch die Ausgaben für Beleuchtung, 3Qeizung, Lüftung, Auf- 
sichtspersoDal etc. ersparende Hausindustrie zu yeigeben. 

Im Ausland ist man hinsichtlioh der Ausbeutung der Berafa- 
nachweise zwecks Feststellung der sozialen Sdiiohtimg im allgemeinen 
noch sehr rückständig. In England und Schottland veröuelite ni.iu 
im Jahiv lö91 eine Aufnalmie der Berufsstellung, indessen niisslang 
sie, sodass die Ergebnisse hierül)er bei der amtlichen Mitteilung 
selbst als wertlos bezeichnet sind. In den Vereinigten Staaten 
wurden Aber die Berufastellnng Oberhaupt keine eigenen SihebungeD 
veranstaltet, nur privatim hat William Hunt auf Grund der Berub- 
daten ein Bild Aber die soziale Gliederung zu geben versuoht, ss 
ist jedoch mit der deutscheu Statistik nicht vergleichbar. Auch 
soweit thatx'iehlieh amtliehe Zahlen über die sozialen Klos^eii vor- 
liegen, ist der Vergieioli fast dureliweg. W(r nicht ausgr^schlos^en. 
80 dcK-h äusserst erschwert w^gen der abweichendeu Grundsätze, 
mit wclclier die Einreihung in die verschiedenen Klassen effolgta. 
Am Ähnlichsten ist der deutschen noch die franzlSsisdie Methode, 
nach welcher im Jahre 1891 von 100 Bem&tbfitigen entfielen auf 
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Selb^tflndige 


Augestelitc 


Arbeiter 


Landwirtschaft 


54,6 


1.2 


44,2 


loduBtDe 


23,5 


4,5 


73,0 




14,0 


81,0 


55,0 


Handel 


50,6 


21,8 


27,8 


Überhaupt 49,0 


5,7 


45,3 



Darnach erscheint die soziale Klasae der Selbständigen gegen- 
Uber maeieii Verhftltiuaseii in Frankroich weeeotUoh et&rker besetatt; 
dieae Sracheinuiig ist in erster Linie durch die sehr hohe Selbst- 
attndigeiiiifliBr in der LandwirtBohaft bedingt und erUftrfc sich daraus, 
daas der landwirtschafHiche Kleinbetrieb nnd Kleinbeaitz in Frank- 
reich >taik vorherrscht Aber auch hier ist die SclbBtändigon/ilTer 
seit d-r vorletzten Zäliliiiig (iSSOj, wu >io noch 51,3 pCt lietrug, 
zu Gunaten der Arbeiterklasfie zurückgegang^. 

Von beeonderer Bedentnng iat för nnaere jetzige bertiftiche 

und soziale Oliedening der Fraiienerwerb. Allerrlings tritt er 
gegebiiber dem der Mflnner noch weBeutlicli zurück -- wnnlcu 
1895 15,5 Millionen männliche, 6,6 Millionei] weibliciie Kiworbs- 
thärige gezählt — , das weiblioho Gosehlecht hat sein natürliches 
Arbeitsgebiet eben im Haus, in der Familie, in der Hanswirtatdiaft 
fbr eme Boihe Ton Flauen fehlt aber die MOgliohkeit, ihren natfir- 
lichen Beruf sn erfttllen, so dass aie sii eigenem Erwerb gen(Jtigt 
nad, nnd ausserdem hesteht für die Frauen insofern jetzt mehr 
Anläse, sich an der volkswirtschafthchen Produktion zu l>cteiligen, 
als dun Ii die muileiü« Ent^s-ic'klnns' von Gewerbe, HaTidel und 
Verkehr mancherlei bisher im Hause geübte Frauen beschäftigungen 
(l B, Spinnen, Weben, Nfthen, Stiicken, Hacken) aus der Haua- 
^^rtscfaafi TerdriUigt und nun als besondere Berufe ausgeflbt werden, 
iuNgedesaen ist die Möglichkeit der Haugprodnktion eingeengt, die 
Htasviiiachaft beecbrinkt sich mehr und mehr auf Ordnung des 
Koammu, und die so frei gewordenen Aiheitskiftfte sut^en ander- 
weitig, ausser dem Uauöe, Beacliäfligung. 

Über die Thätigkeit der 6,6 Millionen erwerbsthätigen i^muen 
ist Fangendes zu bemerken. 

Von den 8,6 BfiUbnen erwerbsthätigen Frauen befinden sich 
1,2 IGlfionen (17,81 pOt) m selbstftndiger Stellung, sie haben als 
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.•^nlche einen iauilwirt-^dinftliehrn iii-tii..lt, oin G*»wo!lie <;ilor 0.>« iuiit, 
sind Erzieherinnen, Iloliaminen, Schauspieler, Mimiker, Künstler. 
Soweit sie Liinchvirtschaft, Industrie und Handel aogehOren, h&iulelt 
es sich bei vielen dieser weiblichen Selbstftndigen weniger um die 
AiisftbuDg eines Berufs — abgesehen von den spezifisoheD Rinen- 
berufen der Nftherin, Wäscherin eto. — als um die Verwa]tiuig 
eines überkommenen Besitzes seitens der Witwe. 

2,5 Millionen von den eiwerbsthätiiroii weiblichen Pei'souen 
verrichten Dienste in engster Beziehung; zur Fainilio, .«s mikI dies 
die 1,2 Millionoii Eiiefmuon und Töchter (und andei-e weibliehe 
Verwandte), welche im Gewerbe und Geschäft des HaushaltungB^ 
Tozstandes mithelfen, femer die 1,3 Millionen weibliche Dienstboteo, 
deren Arbeit, wenn auch nicht in der eigenen DBmilie^ doch ander- 
weitig sich innerhalb der Familie vollzieht. 

Die verbleibend^ 2,9 Hillionen Frauen und Mftdcheu (43,78 
}»0t. aller weiblichen Erwerbsthätigen) sind — abgesehen von den 
54 042 als Rerlinungsfilhrer, Buchhalter, Kassierer, Diakonissinnen 
thätigen Ange^lt liten — gewöhnliche Arbeiteiinneri, und zwai" ßiud 
über die Hälfl«' ungelernt. Die Mehrzahl 1,4 Millionen — 
arbeitet in der Landwirtschaft (M%de, Tagelöhnerinnen), wJUirend 
948 328 ihren Erwerb in der Industrie (739 756 in Fabriksa), 
270478 im Handel und Verkehr suchen; der Rest verteflt sich 
auf Lohnarbeit wechselnder Art und auf gewöhnliche HOllBdiensle, 
die in öffentlichen Anstalten pp., auch als Krankenschwestern ge- 
leistet werden. Nur von diesen 2,9 Million. n Frauen und Mädchen 
lüsst sich sagen, dass sie bei ihrem Ei'werb dem Hause und der 
Familie^entzogen sind. 

Seit dem Jahre 1BB2 haben die erwerbsthAtigen Frauen um 
1 Million oder 18,71 pCt sugonommen. An Arbeiterinnen sind 
allein rund 900 000 mehr gezfthlt worden, davon treffen Ober 
400 000 auf die Industrie, Aber 200 000 auf Handel und Verkehr, 
etwas rd>er 100 000 auf die Landwirtschaft. Zwar hat sich dab« 
der Anteil der Erwcrbsthätigen an der geKunt-'n Nv. iblichen Be- 
völkerung nur IUI wesentlich verschoben, er stieg von 24,02 auf 
24,96 pCt., immerhin besagen die Zahlen, dass die Frau am Erwerbs- 
leben ausserhalb dos Hauses jetzt erheldich stArker teilnimmt Damit 
steht im Zusammenhang, dass die vermehrte Erwer)>8thJttigkeit tot 
allem bei den weiblichen Pentonen im Alter bis au 40 Jahren und 
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bei denen ledigen Standes Platz gegriffen hat, diese stalieo zu dem 
FloB Ton 1 Mülkm nind 700 000. 

Bei dieser EhMddang ist aber nieht ausser Acht zu Jassen, 
dass aiioli die mOnnliclien ESrwerl»tbAtigeQ, die ehnebin sülion über 
drei FQnft»! der mftnnlidien BeTOlkemng aosmachen, namhaft zn- 
genommen haben, und xwar um inclir als j .Millionen oder 15,78 
pCt.. Ml (la>s die MäDiiüiariteit kaum einer weiteren Kihüliiuig fähig- 
gewesen wäre und von einer Verdrängung der Männerarbeit seitens 
der Frauen nicht die Rede sein kann. Vielmehr hat sich die 
firwerbc^ieißgenheit danlc der modernen Entfidtong von Gewerbe, 
Handel ond Verkehr überhaupt Tonnehrt, und hieran partizipieren 
neben den mftnnliohen auch alle diejenigen weiblioben Personen, 
welche in der jet/jgeu Hauswirteohaft nicht mehr die gentigende 
Beschäftigung finden, und wegen der anspruchsvolleren Lebenshaltung 
und des teurer gewoitienen Unterhalts gezwungen sind, mit zu 
en^tiben. Die Männer widmen sich dal)ei den neuer», von der 
Technik ersclüossenen und den lohnenderen Arbeitsgebieten, während 
die Frauen, im AUgememen wenigstens, die von den M&nnem ver- 
lassenen minderwertigen Arbettsstellen und die ihnen von Natur 
mehr als den Männern gelegenen Arbeitsverrichtungen (namenüioh 
in der Textilbranche, in Konserven-, Tabak&briken) übernehmen. 

Das Gesagte wird bestätigt, wenn man sich vergegenwärtigt, 
mit welchen Ant4?ilziffern die weiblichen Erwerbüthätigen gegen- 
über den mäunlichen 1882 und lR9o autti-aten: 

Von 100 Krwerbstliätigeo sind weiblich 





1882 




Landwirtschaft 


31 


33 


Industrie 


17,6. 


18,4 


Handel und Verkehr 


19 


24,8 


Lohnarbeit wechselnder Art 


46 


54 


öffentUcher Dienst 


11 


12 



Überhaupt 24 25 
Nicht in der Industne, sondern im Handel und Verkehr sowie 
ia der Landwirtschaft ist also der Anteil der Frauen an der £r- 
werbsthitigkeit g^enüber dem der Männer am meisten gestiegen; 
in der Industrie bat «ch eben für beide Qeschlechter die Erwerbs- 
gtilegenheit betrachtlich erweitert, in der Landwirtschaft mflssen 
weibliche Aibeiter jetzt die Lücken ausfüllen, welche die in andere 
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Berufe abgewanderten Männer jrolnssen haben, im Hainlel iiod 
Verkehr sind es die vielen ijadenmädehen, Verkäuforinnen sowie 
die bei Post und Eisenbahn, in Gast- und Schankwirtschaft fx;- 
sdiiftigteii weiblichen Aifoeitskrftfte, welche die Erwertesiffer 
zu Ghmatea der Flauen seit 1882 verschoben haben. 

HinaichtUoh der Ausdehnung des Frauenerweibs im Yeiigieidi 
zum AnsUmde wurde bereits eingangs betont, dass ein solcher Ver- 
gleich sehr prekärer Natur ist und bei der derzeitigen Beschaffenheit 
des intei iiatioualeu benifsstatistischen Materiaia besser einstweiieii 
unterbleibt 

Hit Yorstehendem glaube ich das Wichtigste^ was Aber die 
berufliche und souale Gliederung des Deutschen Volkes auf Grand 
der neuesten deutschen Berufsstatistik und des vorhandenen inler- 

nationalen Materials sich sagen lässt, daig' Iegt zu haben. Ich 
schliesse mit dem AViinsehe, dass die auf Vei-oitilieitlicliiiDff der 
BernfHeriiebung und -bearbeitung alizielondon Ueblrebungen euilüdi 
auch praktische Erfolge aufweisen mQgen, auf üasH Wissenscliaft 
und ölTentliche Verwaltung in der Lage sind, tÜber Cmüang und 
Art der Volkskrifte in den einseinen Staaten sidi ein besseres 
Urteil zu bilden, als es der derzeitige Stand der intematioiialeD 
Berufsstatistik erlaubt 

iierliu, 1. Juü 1899. 

*) In Bezug auf die Betriebs verbältnisfje von Landwirtschaft, Ge- 
werbe und Handel des Deutschou Reichs im Vergleich zum Auslande ver- 
weise ich auf die Rchlussabschnitte der von mir boarboiteten Wrrko: „Die 
Landwirtschaft im DoiifsThon Koich narh der Kilielnm^ vom I L .luiii 1S95*' 
und „Gewerbe uud llaruifl im Deutschen lieich naih der Krhe^ung vom 
U. Jooi 1S95'^ i3and 112 und 119 der Statistik des Deutschen Heiobs. 
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Der Schutz de8 geistigen Eigentums 

in Norwegen. 

gbs toeb TOI 4. Jdi 1893 Ito die BeeUe tor intom «Ml Ktosäw.'O 

■ Voü 

Dr. Vladimir Pappalft¥i^ Advoitat in Zara. 



Mit dem 1. Januar 1894 trat mm Schute des geiBtigen Eigen- 
Uiius in Norwegen ein Gesetz in Kraft. — wir uiriiuMi da.sji'iügo 
vom 4. Juli ISO.'i über die Rechte der Autoreu und Künstler — , 
welches weniger uaxiQ oder besondere Bedtimaiuugeu in dieser Materie 
brachte, als vielmehr eine Kodifikation zweier schon bestehender 
Oeaetae, eine ZofiammenziefaiiDg beider in einee darstellt Denn nach 
Attfliebiing di^ Yerardnnng vom 7. Jannar 1741, die in Norwegen 
auch nach aeiner Tiennmig von Dftnemaik im Jahra 1814 weiter 
in O^ng geblieben war nnd nach Abechaffhng des nnter dem 
12. Oktober 1857 erUssenen Gesetzes Über da.^ KiLieiitumsrecht der 
Kfinstler, komuieii mit Bezug anf d<^n S' liut?. d^s t;vistig( ii Eiii*MitiimH 
bis zu dem oben angegeljeuen Zeitpunkte (1. Januar 1894j nooii- 
steheude Gesetze als in Kraft befindlich in Frage: 1. Das Oosetz vom 
8. Juni 1876 Aber den Schnta de« aogenannten literarieohen Besitz- 
lechtes; 2. Das Qeaetz Tom 18. Blai 187? Ober den Schutz des 
Beaitnedites dar Eflnstler; 3. Das Geseta TOm gleichen Datum über 
den Schutz der Photographieen ; nnd 4. Das Gesetz rom 20. Juni 1682 
betreffend die Einfflhrung eiii»'S Editiunsregißtere und die Verpflit litnnn 
zur Ablieferung der Dnickexemplare an die Universsität.cbiMinthek. 
Während nun die beiden zuletzt genannten üenetau no* h in Geltung 
sind, fasste man, wie schon oben angedeutet, die beiden eisteren 
in ein Gesetz, dasfenige vom 4. Juli 1893, zusammen, das im 
Weaeatliitei die Hjacptbeetimmungqii beider, wenn auch textlich 



Digitized by Google 



— 270 — 



g«^än<lert, Übernahm, aber mit grösserer Klarheit uud Präzision zum 
Ausdniok I>rai h1f\ 

Iii seiiHtm Teil I beliaiidelt es in 24 Paragraphen — dfis 
eutspi-echende OrsAtz vom 8. Juni 1876 umfasate 48 Paragraphien 
— das Roclit fler Autoren an ihren literarischen E!rzeiig:niäaen| 
ordnet im Teil H in 10 Paiagraphen — das entsprechende Oesets 
vom 12. Mal 1877 hat deren 18 — das Recht der KfinsUer an 
ihren Werken und sohiiesst in Teil III mit 5 Paragraphen all- 
gemeiner Bestimmungen. Doch wenden wir uns dem materielleo 
liilitdt der einzelnen Teile nunmelir eingehender zu. 

T. 

Das AutoriGciit bei literarischen Werken. 

a) Beginn, Ausdehnung nnd Gegenstand des Uriieberreohtes. 

Zunächst steht dem Autor das alleinige Recht zu seine lite- 
rarischen Erseugnisse durch handschriftliche Verrielfältigimg o^ 

auf dem Wege niochanißcher bezw. ohemificher Reprodiikfinii, in 
dramatischer be/w. mimischer Vorfnhnmg, rezitativ oder f><>astwie 
sprachlich zu veröffentlichen. Ist jedocli ein Werk der Ölfentlicfa- 
koit bereits übergeben, so ist die öffentliche Vorlesung oder 
Rezitation desselben gestattet, sofern letztere nicht etwa des 
Charakter einer dramatischen Vorstellung annimmt oder der Ver- 
fasser auf dem Titelblatt bezw. am Anlhng seines Werires hier- 
gegen besondere Verwahnmg eingelegt hat In gleicher Veise 
steht dem Verfasser das ausscliliessliche Recht der Veroflent- 
lirJiuiig in irgend welcher Weise zu 1. für gospr'.clieiie Vor- 
tlage; 2. für musikalij^che Kompositionen; doch auch iiier ist die 
öffentliche Aufführung, sofern es sirh um eine schon veröffentlichte 
Komposition handelt und die Aufführung keine dramatische ifit, 
gestattet, falls der Verfasser sich auf dem Titel oder am Anfiuig 
des Werkes dieselbe nicht besondera verbeten bat; 3. endlich Ar 
mathematische, geogniphische, tachographische, naturgeschichtiiclM 
und dergl. Zeichnungen, ebenso wie für graphische und plastische 
I)ai"stellungen, sofern sie ihren cliarakteristischen Merkmalen nach 
niclit als Kunstwerke angusohen werden köruien. Den Herausgebern 
von Zeitungen und anderen pjri'.dischen Veröffentlichungen bezw. 
Werken, die sich aus den unabhängigen Arbeiten verschiedener 
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Verfasser und Autoren znsamincn.setzoi) , steht das gleiche .lus- 
jickliessli'-h'' Ik"'(.ht dfr \ . iöMi ntlirhuiifj (les GosaiiJtw<'ik<"'s zu, wie 
jedem einz« Inen d< r Autoiüii lür «ein Erzeugnis. Ohne ZuBtimmung 
der im Hesitze des bänglichen Aut/irreehtes befindlichen Person 
«larf h&a» Übenetztuig eines Werkes in einem andern Dialekt der 
i^eicheii Spraohe (d. h. deijeaigien, in welcher es im Original ge- 
schrieben bezw. erschienen ist) oder umgekehrt ver5(tentiicht werden. 
Besonders sa beadtten Ist hierbei, dass das Gesetz unter diesem 
Gesichtspunkte das Norwegische, Dänische und Schwedische nur 
als Dialekte ein und derscllien Sjuache betnichtet. EiSciicint ein 
Werk sofort in mehreren Sprachen oder doch wenigstens iiuierlialb 
■ eines Jahres, so darf eine rbei-setzong in eine dief^^^r Sprachen ohne 
besondere Einwüügang des Inhabers des Antorreohtes nicht mehr 
TttSlfeDtliclit werden. Ebenso darf ohne die Zustimmung des 
letiteren auch in keinem andern Falle wfthrend des Zeitraumes von 
10 Jahren nach Ablauf des Jahres des ersten Brsoheinens eines 
OrigitiaJ Werkes eine Übersetzung desselben veröffentlicht werden. 
Grade in der genauen Bestimmung, dass diose prJlklusivische Frist 
mit Schhiss des Jahres, ifi welchem ein Wcik ersdiieneu ist, zu 
zälüen Ijeginnt, liegt den Oesetzen vom 8. Juni 1876 und 12. Mai 
1877 gegenüber ein nicht zu verkennender Vorteil und fortsdiritt 
In lelsteren nimlich fehlt diese präzisierende Festlegang des Be- 
gumes der Frist, ein Umstand, der zu mancherlei ünzntrilglichkeiten, 
Intflmem und Prozessen Anlass geben mnsste. Ffir diejenigen 
Wedte, die in Lieferungen erscheinen, beginnt die Frist von einem 
bezw. 7x'\\\i Jahren mit der Ausgali«« dor letzten ( ii i^iiial-Liefemng. 
B*?>t-lit j6dt>ch ein Werk au« niehrt^reu in Zwisciieaiäumen er- 
scheinenden Bänden, so wird hinsichtlich dieser Fristen jeder 
Band als besonderes Werk fftr sich betrachtet; dasselbe gilt für 
die Yon Itterarischen oder gelehrten Qesellschaften oder Einzelnen 
heiansgp^henen Beridite oder Hefte. Der rechtmissige Über^ 
>etier eines Werkes geniesst für seine Obersetzung das gleiche 
Beeilt wie der Antor ffir B«n Originalwerk. Haben sich mehrere 
; Verfasser derart an einem Werke beteiligt, dass die Beiti-äge der 
einzelnen von ihnen nicht bestimmte Teile des Werkes ausmarln ri, 
I so ist für die erste VeröfTentlichunc" desselben die Genehmigung 
i jedes einzelnen Autors notwendig. Dasselbe gilt für den Fall, dass 
ein solches Werk mehrerer Yer&ksser in anderer Weise vei^ffentiicht 
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viofi versa. l.->t das Autorrecht für ein Werk durch Erbfolge auf 
ni' luere Personen üborg'egaji^en . so steht das Genehmigungsreilii 
für die vorstehend angefühlten Verülleutlichungen der durch Testa- 
ment hierzu beetimmteu Person zu. Fehlt es an piner solchen 
Bestimmmig im Testament, so £UU dieses Recht der Witwe — 
hüs eben eine 8ol<^e vorhanden und nicht etwa Ebescheidiins 
oder Gütertrennung yorliegt — zu, andemislls fihen es alle SAen 
gemeinschaftlich aus, und zwar ist dann stets Einstimmigk^t der- 
selben notwendig. Ähnliches gilt für Werke, an denen mehrere 
Verfasser Ijeteiligt sind. Ist dio I'nblikationsltcfugnis durch froi- 
williire oder Zwansrs-Ocssion auf mehiere reixuien zusammen ül-oi- 
gegangen, so kann jode einzelne derselben die VeröfFentlichmiir 
Werkes fordern. E5nnen dieselben sich über die Art oder die 
Bedingungen der VerSffentUohnng niciit einigen, so hana jede von 
ihnen die Entscheidung des Gerichts (Byiet) in Chxisliania an- 
rufen. Der aus der Veröffentlichung erzielte Gewinn wird unter 
die Beohtsinhaber io Gemftsshelt ihrer bezüglichen AnsprOche ge- 
teilt Besteht unter den Verfassern eines Werkes kein Abkommen, 
in weleliem Mumf* ein jeder von ihnen an dem Autorrecht Ifoteiligl 
sein solle, so geht der Gewinn in gleiche Teile. Vorstellende Be- 
8timmung<^n prelten in gleicher Weise für musikalisch-dmmatische 
Werke und Musikwerhe mit Text, solem es sich um die Dantetlung, 
AuffOhrung oder VerOflleiiiliohung des Textes und der Musik handelt, 
wfthiend der Yerfssser des Tbxtee und der Komponist das Recht 
der TerSffentlidinng für sein Werk tSkan — also ohne Text oder 
ohne Musik — selbständig ausübt. Gegenstand des Urheberrechtes 
sind nie: die Gesetze, VerNvallungs-Erlassc, üerichtsentscheiduns^n 
und dcrgl. ötfentiiche Urkuiiden etc. Dasselbe ist der Fall bei 
den Beratungen der konstitutionellen Kör|)ersciiaf ten , Munizipal- 
rftten, Eirchenbehörden, bei den vor Gericht gehaltenen Beden und 
anderen in Öffentlicher Beratung Toigetragenen politischen Inhalts. 

b) Ges8l<m dies AiilioivB«clitoB. 

Joder Autor kann sein Hecht zur VorOfFontlichung seine.H Werkes 
im (lanzen o«ler teilweise an einen Dritten abtreten. Doch darf 
Letzterer die Veröfleiitlichimg nur in der vom Verftisser ausbe- 
dungenen Art vornehmen, d. h, hat der Autor das Recht auf Druck* 
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legnng oediert, so daif der Enieher das Wdrk nicht etwa z. R auch 
«nlfführen oder in Überaetsnng eischeinen lassen. Das Recht hkrzxi 
verbleibt dem YeifBseer, falls es nicht' eben in die Oeesion aii8- 

(Irücklii ii pineroschlossen ist. AiK^h dai f «1er Erweiber »los Ver- 
öftejitlicliuni^sivchtes ohne Geiiehjuiguug de« VorfaRsf»rs keinerlei 
Änderung doii Werkes vonielimen. Ist in der Cefiaiuu iiichta Gegen- 
teiligea auqgemacht, so darf der Heratisgebor nnr eine einmalige 
Anllage Ton nicht mehr als 1000 Exemplaren encheinen lassen. 
BeTor diese TeTi^ffMi ist, darf seinerseits der Autor wiedenim 
kdne nene yeranlassen. Mit der Ceesion des Rechtes siur Anf- 
fQhnmg eines dramatischen oder mimischen Werkes, oder eines 
Miisikdrainas l>ezw. einer i'einen Musik-Komposition ist — voraus- 
gesetzt, das8 nicht MUbUiü' klich etwas audores in d*^r Ix^trofT^nden 
Cessioa iiestimmt ist — auch iniplicite das iiecht tür Ueu Ersteiier 
verbunden, das beti-efFende Werk überall und, so oft or nur will, 
•idxQfQhren; jedoch darf er dieses Recht nicht weiter codieren. 
- Wohl aber kann der Autor troti einer solchen Gession, wenn er 
neh in deraelben nicht dieses Rechtes ausdrücklich begeben hat, 
Bein Werk sowohl nebenher selbst znr Aoffflhrung bringen, als 
auch gleiche Cossiionen noch an andere Personen vergeben. Hat 
(1er YotfaSv>cr -^eine Kechti- im seinem Wfik<' vnll urnl ganz an 
euien Dritten cctiiert, denuL, tlass in der Oession ausdrüciviicli aus- 
bedangen ist, da<- in der C^ssionszeit der Verheer weder selbst 
das betreflTende Werk auffahren lassen oder noch ausserdem an 
•adeie cedieren darf, so wird die letstere Bestimmung hinfillig, 
RObild der Erwerber der Cession die AnffQhnmg nicht innerhalb 
der nichsten fOnf Jahre nach Abschluss derselben veranlasst Beim 
Tode des Autors treten 'li<^ allgemeinen Succossionsl)estimmungcn 
auch ffir -irts Urhclierrecht in Oeltmi*:. \h>r]\ k;inn dor V«>r- 
im&dt litnsichtiich der noch nicht veröttentliclkteii Weikt' die 
testamentuische Bestimmung treffen, daaa die^rlhrn vor Ablauf 
oaer gewissen Zeit nach seinem Ableben nicht veröffentlicht werden 
dücfea, nur darf dieser Zeitmnm 50 Jahre nicht Aberschreiten nnd 
warn ein TestamentsvoUstieoker namentlich benannt sein. Hierbei 
finden die Bestimmungen des GesetriCS vom 12. Oktober 1857 
Üher al»wesende und verschollene Pet-sonen sinngemässe Anwendung. 
Ist ein Werk aus der MitaiKoiterschaft mehrerer Verfasser derart 
ii^oigegaugei), dass dieselben nicht einzelne geti*ennto Beiträge 
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geliefert haben, und etiibt einer deraelben ohne Erben sm Mntw- 
laesoA oder seine Anredite an einen Dritten abgetreten au haben, 
80 geht abgesehen eben von den Bechlen etwaiger GUnbiger 

' — der ihm bisher zugestarulciio Anteil auf seine Mitarbeiter bezw. 
deren Erbon oder Rechtsnüchf'tl^er über. Hat mch «U^in Tode 
eines Autors uiemaud Ansprüche an seine Werke, so falleu lite- 
splbon in öfFentlichen Besitz. Solange ein Werlt weder durch 
Edition noch AuffOhmng TerÖflEantlioht iat, haben die etwaigen 
Glftnbiger des YerfBaeere ebensowenig wie diejenigen seiner Ertwn 
irgend welche gesetzlichen Anqprflehe anf die benflglidien Ifsai- 
Skripte. Aber anoh wenn ein solofaes Werk schon TerSffimtlleht ist, 
können die Gläubiger bei Lebzeiten des Verfassers keine neue 
Edition desselben auf e:f>ri( litlichom Wofire erlangen; erst beim Tode 
des Autors fällt dies Kechti eine solche neue Edition vorzunehmen, 
ebenso wie jedes andere Besitztum der Erbsohaftamasse zu. 

e) Verlatnuig des Uiiieb«freolite& 

Eine Verletsung des ürhebenetditeB liegt nicht nur in der 
unveiftnderten Reproduktion eines Werkes, sondern gilt ■ auch als 

begangen, wenn dnreh Alikiirzungen, Zufflgungen odei' Umarbeitung 
— wozu aiu li die Di-ainatisioiiing oder Anpassung des Werkes au 
ein anderes iitemrisches oder Kunst -üen!xj gehört — ein seinem 
Wesen nach neues Oiiginalwerk entstanden ist Jedoch ist es 
gestattet allerdings immer nur unter genauer Quellenangabe — : 

1. einaelne Teile eines bereits veröffentlichten Werkes In ein seinem 
Gesamtinhalt nach als Original anzusehendes Werk euturficken; 

2. oder dieselben nach Verlaul von 10 Jahren, — von SdüQss 
desjenigen Jiüircs an wiedeium gerechnet, in welchem das benutzte 
Werk /-um ersten Male oib« hi-Mi, — in zum Golirani'h von Kin-hen 
und Schulen oder zu allgemeiner Bcieiirung bestimmte Sammlungen 
verschiedener Autoren oder Komponisten aufzunehmen; 3. einige 
korse Teile poetischer ErzeugnissOf sofern dieselben schon gedruckt 
voriiegen, als Text zu musikalischen Komposittonen oder anf Konsert- 
programmen nachzudrucken oder dieselben als Text zur Öffentlichen 
Aufführung musikalischer Kompodtionen zu verwenden; 4. in 
gennger Ausdehnung ei uz» Ine Teile von Werken — seien es mm 
solche der Poesie oder Prosa, wenn sie nur schon gednickt vor- 
liogeu, und zwar uiuss letzteres mindestens 2 Jahre der l^^ali sein 
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— ah «rUftrenden Text m Kntistblfttteni nachzndnicken. Ist die 
Wialei-gabe nicht ausdrücklich verboten, so gilt Rio für einz^^hie 
Zf'itiings- pp. Artik''l und Nachriditrii unter Qu^lleuaiigabe als 
gtdtattet. Die StnifbestimmuugQa für begangene Verletzungen des 
Autorrechtw sind teilweise strenger in gegenwärtigem Gesetze 
ab frOher. Wir wollen nur einige allgemeine kurz besprechen. 
Alle unter VerstDas gegen unser Gesets heigestellten Exemplare 
eines Wericee werden natdrlich konfisziert nnd Ternlchteti ist es 
angängig, nnr derjenige Teil des inkriminierten Werkes, der das 
Plag-iat (larsttMlt. Dasselbe Schicksal «»(lor zum uiindcsten ünbrauch- 
haniuichung trifft <lic liiorl>ci vcrwiuuiten Steine, riattcii, Fonuen 
lind sonstigen Weikzeuge. Dem durch den begangenen Nachdruck 
geschädigten Teil steht jedoch das Recht zu gegen Erstattung des 
Fatsikationswertes die Ausliefetting der beschlagnahmten Oegen- 
flttode zu beanspruchen. Dasselbe g^It für die zur unerlaubten 
«ObniliobeQ AoffOhrung dramatisoher, mnaikalisoher oder dnunatisch- 
masikalischer Werke benntzten Eopieen und sonstigen Reqtusiten. 
Ist der Veretoss gegen das Recht des Autors nachgewieseneiinassen 
in giitein Glauben geschehen, hü kanu die Heransgabe und Ver- 
m^ht^mfi^ der zu Unrecht hergestellten Exemplare und hierzu be- 
nuizien Steine, Platten pp. nicht verlangt werden, wenn ihr Besitzer 
dieeeiben bis zum Erlöschen des Rechtes des Yerfasseis in Sequester 
^ebi Wer ein Werk — absiohtlioh oder nicht — unter Yer- 
Istzung diessB Gesettes nachdmokt oder ein tu Unreoht im Aus- 
lade hefgeetoUtes in Korwegen einführt, wird ebenso wie derjenige, 
der em solches WeHr wissentlfoh verkauft ▼erteilt oder verpachtet, 
mit einer Geldstrafe von 100 bis 2000 Kronen bestraft, sofeni er 
nicht eine höhere Sti-afe verwirkt hat. Für dt ii Verkäufer, Verteiler 
oder Verleiher eines von einem Dritten nachgediuckt4jn oder eingo- 
fiifarten Werkes kann diese Strafe alleidings auf 20 Kronen herab- 
g<ese(at werden. Die unieehtmftssige AuifOhrong dramatischer pp. 
Wecks wird mit einer Oeldsttale Ton 20 bis 500 Kronen geahndet 
la jedsm Ml hat der Schuldige ausser der Yerwirkten Strafe den 
Autor bezw. Inhaber des Autorrechtes schadlos zn halten, .in dem 
Wie jedocli, diy^s der Verstoss bona fide begangen wurde, nur den 
wirklich erzielten Gewinn dem gescliädigten Teile herauszuEreben. 
Der Nachdnick von Zeitungsartikeln pj». ohne Quellenangal'e witd 
ül^igens nur mit 2 bis 100 Kronen bestraft, ohne dass von irgend 

18* 
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völolier Eonfiflication oder Schadloshaltting noch auaaerdem iMß- 
Bede ist 

. d) Das BiUtaehea des Antoireehtes. 

Das Autorrecht ateht dem Yer&saer für die ganze Daner seinea 

Lebens zu und erlischt erst 50 Jahre nach Ablauf seines Todes- 
jahres. Bei mehreren Verfassern eines Werkes zählt «liese Frij*t 
vom Tode des letzten die anderen Überlebenden an, fulls sie eben 
nicht etwa besondere bestimoite Teile des Werkes geliefert haben. 
War daa Werk jedoch achon verOITentlicht, so kommen aar die- 
jenigen Verfaaaer in Betrscht, deren Namen auf der YerOffentlicfauQg 
angegeben aind. Anonym oder paeudonym eraoheinende Werin^ 
ebenso diejenigen, für welche daa Autorenrecht wiasenachaftliGhea 
Instituten oder Gesellschaften gehört, sind gegen ungesetzliche Re- 
pi'oduktion nur für ."»0 .lakre nach Ahluuf des Jahres ihres ersten 
Erscheinens geschützt. Für anonvnne und pseudonyme Werke wii i 
das voile Autorenrecht erworben, wenn der Verfasser vor AblaiU 
eben genannter 50 Jahre entweder aioh selbst nennt , oder der zu 
einer neuen Auflage Berechtigte denaelben auf der neuen Edition 
namhaft maohti bezw. ihn in der für geeetsdiche Bekanntmaohungra 
vorgeaohriebenen Formen bekannt gicbt 

n. 

DaB Autorreobt bei Kimstwarken. 

Jedem Kllnatler — ^ um su dem aweiten Teil unaerea Oeaetaes 
überaugehen — steht daa auaaohlieaBliche Recht an Beproduktioaea 

seines Original-Kunstwerkes oder einzelner Teile desselben zu tst- 
kaufen oder zu veröffentlichen, selbst wenn hierzu küiistlerifW'he 
Fertigkeit erforderlich oder die Mechanik o<ler Chemie herau/.u- 
^ichen ist. Ebensowenig dCirfen ohne Genehmigung des beteiligten 
Kflnstlei-s seine Zeichnungen, Modelle etc. — sei es nun im Onginal 
oder Kopien desselben — zu Werken derArobitsktiiriieniitKtwefdeB. 
Wer jedoch erlawbter Weise ein Origimdknns^erk in einer andeiea 
Kunstfqnn oder Gattung darateÜt, hat daran das gleiohe UrhebecrMlit 
wie an einem Original, Hinsichtlich derjenigen Werke, an welehea 
mehi-ere Knnstl. r /.usunmeu gearbeitet haben, gilt für das Aiii«ht 
iler Autorm (la> Uleiclui wie für die oben angeiiihrten aualogen l*^Je 
des AutorreciUes au litemriächen Werken. Auch der Künstler ku)u 
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die^^ihra zoBtehondea Bechte an sebien Werken gans oiler teilw^ae 
an Dritte abtreten. Beim Fehlen geg<«>teiUger Bestimmungen schlieaBt 
jedoch die Ceesion des Ennstwerkee Belbet das Recht, Reproduktionen 

desselben in verfifTentlicheii , nicht ein, dieses bleibt dem Künstler 
gpwahrt. Handelt es sich jedoch nni solche Werke der Maloi ei Dfler 
Skulptur, die im Auftrasre Dritter als PortrMts oder Rüstfii her- 
gestellt sind, 80 kann das Autorrecht nur mit Zustimmung des 
bezfigl. Auftraggebers ausgeübt werden. Tritt der Künstler das 
Hecht der Reproduktioii eines Originals nur fOr bestimmte 'He^ 
steUnngsweiaen ab, so sind nstfirlicth andere als die cedierten 
nicht gestattet Stellt ein Kflnstler sein Werk acnm Yerkanf oder 
OflBD^ich im Schau/ so können etwaige Qlfiubiger das Verkaufs- 
recht durch gerichtliches Urteil bei Lebzeituii fsulanerc nicht erreichen, 
als der Künstler die l>»-simiiiiung des Werke?* für vii»- ofT(Mitlifhk»'i1 
nicht kund gethan hat. Kntsteheu zwischen Erben und (Häubigeru 
emse verstorbenen Küitstleis oder unter crsteren gegenseitig Streitig- 
keiten darflber,- welche Werke, Skiaaen, Studien etc. snm Verkauf 
gebfacht werden kßnnen, so kann jede der streitenden Parteien dem 
Xintater fOr Kultus und Öffentlichen Unterricht die Frage sur Snt- 
scheidnng unterbreiten. Im fibrigen gelten auch hier die Bestim- 
mangen, die für das Urheberrecht an literarischen Werken getroffen 
ßiiiU, in sinngemSsRer Anwendiiim'. Die Reproduktion oder HtMuitzung 
eines einem anderen gehünjuden Kunstwerkes wird dadurch, daes sie 
in andern Massen oder Material aasgeführt ist, nicht zu einer är> 
iaobten, auch nicht, wenn ihr eine zu fiecht heigestellto Reproduktion 
mm Modell diente, sie alao gewiasermasaen eine solche aweiter Hand 
iit, oder das Original nur durch unbedeutende Indernngen, ZufOgungen 
oder Weglassnngen umgestaltet wurde, ohne dass ein seinem Wesen 
nach neues, originales Knnstwpirk dadurch entstanden wlli^e. Es ist 
jedoch gestattet-, einzelne Kuiistwerke in Kunstkritiken und (i< x hichten 
durch Abdruck wiederzugeben, allerdings miuss dies ira Text und nur 
zum Zwecke ihrer Erklärung und Besprechung geschehen und gleich- 
zeitig stets der Name des betreffenden Kttnstlers angegeben werden. 
Teistflsse gegen diese letztere Bestimmung werden mit 2 bis 100 
Kronen Qddstrafe geahndet. Sowohl hinsichtlich der Konfiskation, 
Vernichtung, Schadloshaltong «tc in FUlen unerlaubter Repro- 
'luktionen von Kunstwerken, al^ auch hinsichtlich der Dauer des 
Urheberrechtes iür den oder die bchöpfer eiueb Kunstwerkes gilt 
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daaaelbe, was oben ^-on udb fOr Werlce der Literatur «u^eführi 
wurde. 

Allgemeine Bestiimnungen. 

Eine Verletzung" des ÄHt(irt'iiri'clite> \\ir<\ nur auf AuUiig Oes 
0(^chädigten verfolgt. Für atiunym oder pseudonym f»r«ehieii. tie 
Werke gilt, wenn niobt der Beweis des QegeuteÜB geliefert wird, 
der auf dem Werke namhaft gemachte Heirnnsgeber ids znr Stelliing 
des Stiafiuitniges berechtigt Der Antrag auf YetfolgiiDg dea 
Schuldigen muM jedoch in einer prSklusiTieoheo IVist von euMBi 
bis TO 3 Jahren geateUt werden — je nadidem dio betieilanden 
Fälle liegen — von dem Tage an gerechnet, an dem der Ge* 
schä<^ligte Kenntnis von dem Verierehen erhieJt. Aiisgt >ch]ossen von 
dieser Hestimmung bleibt das auf Konfiskation j)p. iirei ichtete \ < i- 
fahi-en, das aogeetrengt werden kann, solange unreehünUssigo 
Reproduktionen bezw. die dazu benutzten Gegeoatinde aich noch 
im K(iiijgreiche Torflnden. Daa voratehende Gesetz gilt sowohl fSr 
alle Werke norwegischer üntertfaanen', als aaeb fttr die von einen 
norwegischen Herausgeber verOlfeDÜichten Werke Ffemder, Unter 
VoranssetJEung der Gegenseitigkeit können einzelne oder äbntliche 
Bestimrauiiß-en (V'S. Gesetzes (hwch KTni^^liche Order auch auf die 
von Auhläiideiu herrühitjiuion Wt i ko ausp'<loliiit woidea, selbst wenn 
diefäelben nicht in Norwegen veröffentüciit worden sind. 

Wenn nun auch — wie wir zum Schluss ncchmaU hervoi^ 
heben wollen — daa Gesetz keine besonderen Neuerongen einfOhit^ 
sondern nur das bestehende gewissennassen susammentet, so ist 
doch mit demselben so numches Hindeniis, das bisher dem Cintntt 
Norwegens in die Hemer Union entgegenstand, beseitigt wordso 
und wenn der liei tritt bisher auch noch ?ii('lit wegen der Unlust 
Dänemarks, der Union beizutreten, aubgetülul worden ist, so isi 
doch zu hoffen, dass dies ia absehbarer Zeit geechehen wird. 
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Der UrspriiiiiL»* dos Toteniisnius. 

(£in Beitrag zur materiaUsUsclien Gesetucbtstbeorie.) 

Von 

Dr. Julius Pikler, 
Profeäiiur der Recbisphilosophie aa der Uuivei'siUit iiudapeüt, 

und 

Dr. Felix Soiiilo. 
Fn%*atdozent der Rechtäphil(m»phie au der Uuiversitat Kiausenburg. 



I. 

Venmoh einer Erkl&nmg. 

Unter Totemisnras Tenteht man die Gtoeamthdit folgender Er- 
scheinungen: dass Gemeinschaften (manchmal auch Individiien oder 
die beiUuii Ge^fhlecliter) primitiver Vr^lktT sich nach Cletroimtänden 
und zwar meiöU'iis nach Tieren Ix'neiinen; da^B »ie diese (iegtJii- 
stände verehren, was möglicherweise soweit gehen kann, daö8 sie 
es för anerlaabt hatteD, das betreffende Tier oder die betreifende 
Pflioie za tOteo oder wenigstenB m eeeen; dass sie der Aneioht 
sind, TOD jenem (Gegenstände abzoBtammen; dase den zur Qemein* 
adiaft deaaelben Namens Gehörigen die Heliat mit einander nnter- 

8Bgt ist. 

Die Ethiiulogie ist schon seit einigen Jahren h^^streht, diese 
Thatsachen zu erklären, die uinsomehr die Aufmurksnmk'Mt der 
Forscher erregten, als jene .sonderbaren Sitten. Gefühle und An- 
wehten herromgende Beispiele der angeblich ganz eigentümlicheD 
Denkart der eogenannten Natarrölker an sein schienen. Doch ist 
von den vielen bisher Teifiuchten Erklftnmgen keine einzige von ein- 
leuchtender WahrBi^einUohkcit ; daraus, dass noch in allemeoester 
Zeit Pi-ofe88or Frazer sich bewogen fühlt, mit einer höchst kom- 
pliziert**!! und gewagten Thoorio jener Erscheinungen aufzutreten 
(&. uutoD), köuueii wir erbeUen, wie wenig es den bisherigen Er- 
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klfinmgen geluagen ist, die DunkeUiett «i lentreuen, die jene 
Tliateadien umgiebt 

Wir beabyichtigen die V»esteheiulen Theorien um <*im» neue zu 
vermehren. Hrvui- wir aber diese.' darlejren. woll'ii wir von der 
Gesauitiieit der aulgezäldteü Erscheinungen diejenigen tiennen, welche 
niehl weRentiiche i^estondteild derselben siod, weiche nicht dasiägeii- 
tünüiohe dos Teteaüsmw anstnaofaen. 

Vor allem tritt bekanntitch die Bildung voti Oemeinschafien 
nidit anaachlieaalicfa in Zueammenhang mit dem Totemweeen auf; 
auch HenAcbeogrnppen, die keine Totem« beaitaen, haben natAilldi 
ihre Oemeinschaften, Sipjx^n, Verbrüderungen, Clans, Stämme nnd 
Vorbindungen von Stämmen, Nalionon. Es ist Tri;mrhnial beiiauptet 
\v..i<i.'ii, dit^s bei Totoins l>esitzenden Rassen die beti-eflfenden Ge- 
meinschaften inf olge Anbetung eines gemeinsamen Totems durch 
eine Anzahl von i'ersonen entstanden wAren. Da aber wie geaagt 
diesen Gemeinschaften ganz ähnliohe auoh bei jener grosaen Menge 
von Völkern voitommen, denen der Totemismna fremd ist, bedtst 
jene Beliauptung eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit Dieeelbe 
ist WoR eine Abart jener allgemeirien Lehre, als wäre die Religion 
♦^11! ll.luptfaktor in der St lialliniL; d» i- primitiven Gciiu inwesen. Und 
^il^^st• ist wieder eint; Abai t j* lu^r leider nur noch zu bfhr herrschen- 
den romantischen Auffassung, als erfolgte die Schaffung von Qemein- 
Wesen in t)nmitivon Zeiten (und auoh in fortgeschrittenen, denn 
jode romantische fietrachtongsweise besieht sich auch auf diese) 
nicht auf Grund der nflchtemen Erkenntm's der praktiBchen Zweck- 
mfifisi^eit des Zusammenwirkens in einem gewissen Kreise, sood«^ 
auf Onind von nicht auf Nfltzlichkeits-Erwägimg lienihenden h5heren 
(Sippen-, Staimm-fe-. National-) Gefühlen und mystischen religiösen 
und Uietiiphysischen AuM-hauungen, von niir^ntümliclHn hölieren 
Ideen. Dass elten das Gegenteil hiovnn wahr ist, könnte durch 
die Gesamtheit aller uns su Gebote stehenden ethnologischen sowie 
historischen Daten bewiesen werden, und es kfinnte geieigt werden, 
dass die Bekräftigung der Gemeinwesen durch religi5se und philo- 
sophische Ideen und dass die entsprechenden, sich Aber die Knq^s 
der Zweckm&ssigkeit flberhebenden Gefühle rmd AnschanunKen 
Produkte sind, die später, nafli (1»t SihatVuiiu il«'r belruHVii'bu 
(ienicinschaften t;nt."^Uiitn , wclclie sie übiigeiif. /.wcckmässigeien 
neuen Oemeinscliaitsbe»ti'ebungcn gegenüber bei fortschreitenden 



Digitized by Google 



281 — 



Metufdiengmppeu wieder nicht m eMHeo imstande 'sind. Und 
so brSohe auch die Theorie, nach welcher die Anbetung derselben 
(iegei>>Taii«le Ursache von rJemf»in<iehsift<;hildungeii wäre, /.ui;lt.'i"li 
mit jener allgemeinen Anschauung zu.saniitien. Diese allgemeine 
Leiun der Gemeinschaftsbildung ausznfninv-n ntid zu iM woisen ginge 
aber w«it Uber dea Rahmen einer £}rldftruDg des Totemiemt» fainAue, 
eben vol das Wesen des TotemismuB nidit in der Schaffimg von 
Geneineohiften auf Chmndlage der Anbetung gemeinsuner Totems 
besteht Doch eine eolohe negative Kritik jener AoIhsBiinf? des 
Toteniisinus ist auch flberflftssig ; die Wahrscheinliclikeit des positiven 
Inhaltes unserer Tliooiie und dif» f\\r dies*^!!»»' zu liefernden Beweise 
müssen zur Klarloü:niig densen hinreiclien, dass das Wesen des 
Totmismus nicht in solciien gemeinsamen religiOeen Anschauungen 
besieht, weiche «or Bildang von Gemeinschafton hfttten fOhren 
UtaDsn, sondern dass es viebnehr sohon bestehende Gemeinschaften 
vaiee, veilche die Totembenennnng annahmen und die damit 
suMunenhängenden Qebrinohe und Ansc^uungen entwickelten. 
Wir wollten aber schon hi» r auz ii, ihiss die Frajire dos Totemismius 
für uns flicht eine Fiagt' »itM' Entstehung gewisser < lein' inseliaften 
ist, sondern darin bestellt, warum jene (iemeinsciiatten, denen ähn- 
liche bei allen Völkern der Ei-de in einer gewissen KuJtui'periode 
vflfhuMian aind, bei gewissen VOUcem Totems und totemistisohe 
Anschannngen und Gebcinche annehmen. 

Ebenso ist aber das Verbot der Heirat a&wisohen den siir 
selben Gemeinschaft (Familie, Sippe, Glan n. s. w.) Gehörigen kein 
spezieller Chaniktcrzug des Totemismus. Üass eine solche Norm 
auch l» i df^T irmssen Anzahl Tutems nicht besitzenden Mf»iis. hen- 
gruppeu besteht, ist allbekannt. Dort, wo die kleinen exugameu 
Qemeinsohaiten Totems besitzen, kann das Gebot d<T Exogamie 
natürlich so ausgedruckt werden, daas die dasselbe Totem besitzenden 
Paramien einander nicht heiraten dfiifen. Dies gehört aber nicht 
nm qieoeUen Wesen und seine Erklftrung nicht in eine Theorie 
dee Totemismus. Denn ebenso könnten alle ZQge des Gemeinlobens, 
wdche totemistische Gemeinwesen mit nicht totenustiscJien teilen, 
ala spezielle ChamkterTsni^ des Totemismus angegeben werden. 

Auch die Anbetung von Gegenständen und besonders von Tieren 
kennzeichnet nicht allein die Totems besitzenden Naturvölker; sie geht 
weit Ober dieselben hinaus, sie tritt auch ohne die Benennung 
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Dach QegeöBtiUideii und den betreffenden Abetamnungsglinben aul 
Doch ist, im Gegenntse nur Bzogamie, die Yerahning der ab 
TotemB geltenden Q^nstSnde doch ein ireeentUcfaer Bestandteil 

des Totemismus. W&hreod die Exogamie der totemistischen YtSükes 
^ich vnii denen der uicht-totemistischen in nichts unterscheidet 
und es oin mit der Exogamie wesentlich gar ni< ht ztisaiiimeü- 
liängeuUer Umstand ist, dass die exocranun Gemeinschaften bei 
ge'wissen Bassen Totems besitzen, liegt betreffs der Gegenstand s- 
verehrung bei den totenuBtiecheD Vdlkem jene wesentUcbe Quali- 
fikation dieser Verehrung vor, dase ee epesdell die Totem-G^genaOnds 
sind, welche verehrt wetden, und die Frage, wanun diee gefldueht, 
gehlbrt zum eigentlichen Problem des Totemismcis. Es lisst skk 
aber von vornherein als sehr wahrscheinlich annehmen, dass die 
diese spezielle Richtung der Gegcubtandsverehrung hervorrufende 
L'i-sache mit jenen Ursaciieu zusammenwirkt, welche aueii bei 
nicht -totemistisohen Völkern zur Verehrung von Gegeostbuleii 
und besonders ron Tieren Mhrten, dass also die allgeneine 
primitive Nagung au solchem Kult hier nur in eine spesieUe Baho 
geleitet ivird. 

0nd sogar die totemistisohe Abetammongstheorie kann und 

musH als spezielle UiitM;iit einer allgemeinen Erscheinung: betrachtet 
\vei\leii, der Erscheinung nämlich, dass die Menschen lil'ei Ii mi-t 
die Neigung liabcn den offenbaren Thatsachen diametral widei- 
sprechende, ganz absonderliche und unsinnige Theorien auiausteUen, 
nach welchen ihre Gemeinwesen auf gemeinsamer Abstammung der 
Mitglieder derselben beruhten. Von solchen Theorien Ist diegeaige^ 
nach welcher die Betreffenden von einem Gegenstande oder Tiere 
abetammcn, gewiss die abenrdeste; doch nicht "vM weniger un- 
sinnig sind die so .illgt inein verbreiteten Theorien, nach welchen 
«lif v. isi hii'il»-ii»'!i 1 'iiteral'teilungeti eines Volkes, «xler der zu einer 
Zeit bekaiinteu Mcnsrlihoit von den »Söhnen einen Vaters (wie z. B. 
die Germanen nach ihrer Sage von den drei Sohuen des ManDO^ 
oder die den Verfossem der Bibel betkannte Menschheit von den 
drei S5hnen Noahs u. s. w.) abstammen wfliden; nicht viel weaiger 
tmsinnig ist die Anschauung, dass ein ganaee Volk NafOhkoaunes- 
schaft eines Gottes oder eineä EOnigs sei. Ähnliche unrichtige 
Theorien sind auch den fortgeschrittensten Menschen eigen; deen 
es ißt eixjnso taisch, wenn heute in unsei-em Kulturlireiso ^ 
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ToUgtQmlklie AulBiSBiiikg barrsoht, ak wiren alte Stfimme (wie i. B. 
die dentseheB Stimme der Alemannen, AngidMohflen, Baieni, Franken 

u. s. w.) auf Verwaiults« li( liaft benihende Gemeinschaften gewesen, 
wo d'x li die Ethnograph und die Geschichte ganz klar zeigt, dass 
solche btäinme aus Zwecktnässigkeitsgrflnden durch Verbindung von 
l^kiBereu GemeinsohafteB entstanden Bind, die sich hishin nicht 
als mit einander ▼enrandt oder wenigetens nicht als nAber ver- 
wandt ate mit anderen kleinen Qemeinnchaflen derselben Baase 
betiachteten (wie a. B. die oben erwihnten gwmanlechen Stimme 
iB S. bis 4. Jahifanndert n. Cbr. ans der Yermengung von istwio- 
Dttd^n mit ingM-äonischen , bezw. herminonischen Völkei*sc!iaften 
und mit icnwtjiöei- Spaltung von alten Völkerschaften, also nicht 
auf GruiKllage der n.lheren Verwandtschaft innerhalb <lei allge- 
meinen Abstammung von Mannns oder des allgemeinen Deutsoh- 
fM'> ^ entstanden). Und ebenso nnriditig ist es^ wenn unsere Oe- 
iehiten behaupten, die primitiven GemeinsdiaftBn wiren durch das 
OMA der Blutrerwaadtsohaft, das Familien-, Sippen- oder Stammes^ 
gefflhl, zusammengehalten worden, wo doch Ethnographie und 
Qescbichte ein fortwährendes Spalten priraitiTer Gemeinschaften 
bezeugt, wt nu dies»' iihov das in jener Kulturperiode zweckmässige 
Mam hinauis wachsen und ein fortwälii'endes Zusammenselmu-lzeD 
nod Vermengen, wo dieses zweckmäsaig war, und es jeder gci^undeu 
Psyehologie widerspricht anzunehmen, dass Menschen (noch dazu in 
^ lebendei primitive Menschen) eine Opfer erfordernde Kooperations- 
ganansGlittft nur darum erhielten, well sie verwandt mit einander 
siad, and eine swecdonissige nicht bildeten, wenn diese Aber den 
Tervaadtenkreis hinausginge. Und ebenso falscli ist es endlich, 
^om Standpunkte der Walulit it aus betrachtet, wenn sieh heute 
Deutsche, Franzosen, Ungarn, olme sich um ihren wirklichen persön- 
lichen Stammbanu zu kümmern und nach so gi-osser, allgemein 
bekannter Yermengung l^aohkommen von Hermann, Clilodwig, Arpäd 
aannea, von diesen und anderen ihrer Ahnen reden und angeeifert 
weiden, dies au thun. 

Wir erwihnen jene Thatsaeben primitiver Zeiten und diese 
seoeeter Zeit zusammen, well nach unserer Meinung air diese 
Äbstammungstheorien auf diesell>en Ursachen zurückzuführen sind. 
— Die hanptsiichiiche l isiu he ihrer Entstehung liegt darin, dass 
die Ueoflchen es niciit zu gkubeu vermögen, dass Gemeinschaften, 
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die spSter so feste, grosso, wichtige« keilig gehaltene VerbioduDgen 
sind, .von' EHnzelnen, Weisen, Steatemannern ersonneo und sob 
ZweoknAssigkeitsgi'ünden geschaffen worden seien. Sie kOoneo 

dies nicht glaulH ii . obwohl sie doch von Tiv^ zu Tag Gelegenheit | 
haben mit eigenen Augen wahrzunt'hnien , wie Mensdu^n iTemein- 
Bciiaften. von Khibs und Geschäftsvereinigungen an bis zu gro&i:*u 
Staaten, auf diesem Wege ins Leben rufen. Statt solclie aweck- 
bewussto Thaten in der Veigangenheit .Toimvssusetxen, halten sie I 
es für begieiflicher, dass Menschen infolge von Tiflgheit, rm ib> 
stammung und von ZwedmftesigkeitB-Erwfigang nicht ontonrocfBaea 
Qe^len susammensnwirlEen, Oemeinsohafton tn bilden begannen 
und dass diese Gemeinschaften sich auf derselben Grundlage weiter | 
entwickelten. Diüöelbe ünfäliigkeit den Mensclien ErfiiHluiii: niA 
Envägung zuzutrauen, selien wir ja auch «lariii. «küs iiaf'ii den ait- 
hergebrachten Überlieferungen last alle uralleu Einrichtungen und | 
Erfindungen direkt g()ttlich6n CrB|Hningie8, von Gott ausdröoklicl) 
anbefohlen oder gelehrt worden wftran. Eine sweito Uisaohe aber 
dafQr, dass diese Theorien entstehen und gehegt und veibreitet I 
werden; ist die, dass ein solcher Glaube an einen ,,natQr)idhen^ 
über menschliche Zwecke und Erwägungen erhabenen TTrspning 
der Geub iiiscliulten die Aiihäugliohkeit an dieselb«-» zu >täik':ii | 
veiuiag. Denn dio Monsclien .stri lirii nicht nach theoi'etisi.li ^tn ngc'r I 
Wahrheit, aondem bilden sich praktiscli-uützlichc Anschauungen | 
(dies ist eine tiefere psychologische Wahrlieit, als Mancher almen j 
würde, und selbst der Begriff von, und der doch vorhandene Dang j 
nach theoretisoher Wahrheit beruht zum teil auf praktischen Zwedoen) 
und da eine theoretiBch-richtige Ansicht aber die Vergangen- 
heit keinen praktischen Nutzen zn haben scheint, so denken 
die Menschen in dieser ßezielmiii? nicht aus und zu Ende und , 
l»€spiegehi Bich mit Theorien, die zur liefcstigung der beetelit-iiKn \ 
GemeiuBoliaften geeignet sind, indem sie diese mit einem Schein 
tiefer, von allem menschlichen Zweifel und B^rwägung unabhängigen i 
Heiligkeit umgeben. Wir werden sehen, dasa der toteoüatiaohe 
Äbstemmungsglaube auch eine Folge diesar beiden Uiaaöhea ist, 
des Unglaubens an zweckmfissige Schaffung und der Keigung su 
moralisch . krftftigenden Anschamuigeu. Irren wir aber hierin niebt, 
so ist liudi jener Glaube blns eine Abart einer .»Uij^eineinca Er- 
scheinung, wobei es abei* doch ein Teil deä Totempi-oUIeiitti ist, 
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«anim eben one speuell tnf die Totems hinweisende Mache Ab- 

stammun^theoiie sich entwickelt. 

Da .ilso die Fra^e „warum Totf»fnvorbSn»le entstehen" ^ar 
iiiciit «.'xistiert (da es g«r keine „Totenivei i»än(lo" , keine auf 
totemisüsche GnuKlIage entstandenen Verbfinde giebt); da fenior die 
Exogamie der „Tot«mverbände'^ kein spezi^es Problem ist, ^} 
•ehnmipft das Problem des Totemiamufl auf folgende drei Fragen 
nganmieD: erstens, warum benennen sich gewisse Gemein« 
schallen primitiver Hensehen nadi GegenstSnden und twar meistens 
nach Tieren; eweifens, wanim verehren sie diese Gogenstünda 
bis zu ei Ht m (iiMde. welch* i das Tr»tf»n oder Verzehren der lebenden 
Wiw. e?;>.bai'^ii imter dit-seii Gog. iistäii'lcn ausßchliesst; drittens, 
Wttm glaubeu sie von diesen Gegenständen abaastamnien. 

Von diesen drei Thataachen ist itacb unserer Ansicht die erste 
die nrsiifangliche, auf der sich die betden anderen anfbanen, und 
wir aduoken uns nun an, jene eisto sn erUftren. 

Sie ist nach unsever Ansicht die Folge der Schriftart, der 
Sehrifttechnik jener HenBchen. 

Eiue der primitivsten Schriftarten ist tiekanntlich die Bilder- 
schrift; sie ist sogar ohne Zwcifrl die primitivste, denn was 
könnte es wohl noch uiaprüngliijheres g-ohoti als r-ino voUtitändige 
Abbildung des Mitzuteilenden? Bei dieser Schriftart bietet nun die 
Aoiieichnuig von £igen- oder ladividualnamen eine Schwierigkeit 
Zwar kann z. B. eine Ortschaft bezeichnet weiden durch Umrisse 
aiaea ihr eigäntOmlichen Cbarakterznges, & B. durch Wledeigabe 
der genauen Zahl dsr Thore, die sie besitzt (dieses Beispiel ent- 
nehmen wir der Wirklichkeit^: ebenso kann eine Rasse, Gemein- 
schaft <>-U'i iClapse dnivh ihn« Tnu iit l>e/t i< hiiet worden (Rnro- 
[«äci werden in der Büdersciu'ift der Indianer in der Thut 
mit dem Hute auf dem Kopf, Soldaten mit einem Gewehr 
^bildet); und ebenso kfinnte endlich ein buckliges Individuum 
<iiBch Abbildung seines Gebiechens, welches so Idobt zu 
tefehnen ist, persDnlioh dai^estellt werden. Fehlen aber solche 
laaaerliohB Chamkterzfige, wie bei nonDslen Indifiduen oder bei 

*) Ebenao ist die oft enählte Tbalsache, daaa die zum aetben „Totem- 

verband" gehdrigea Individuen eioandOT unterstützen, nicht eine spezielle 
Erscheinutig des TotemiamUB. Die wechsolzeitige Unterstützung ist ja ein 
•Hg WM iner Gbarakterzng aller, aooh der oioht totemiatieoheo, Vereinigongen» 
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* • I 
nntcrabtoilungen einer VOlkerschafr, die durch ihre Tracht auh 

von einander nicht nnterscheiden^ so mnm nach Hilfemitlän geMuht i 

wenlen. Kiii soloheH, welchoR araiiz natflrlidi in flen Rahmen der | 

Bil(lei*8chrift pnsst, ist «lio lieiieuuuiig nach nnd diu Bezeiehiaing ; 

(luroh ieiüht darziisteUeiKle Oegenstände. Wir behaupten nun, dass ' 

diese» BedOrfois zur Totembencnnnng der ClanB primitiver Vöiker ' 

geKihrt hat; wir ghiuben, daas dieee Namea direkt zum Zwecke | 

der BrmQglichung der Schrift angenommen wurden, nachdem dieaer ^ 

Anaweg sweifelsohne dorch. die intellektttdlfin Leiter jener Tlflfcv 

nnd Zeiten eraonnen und In Oebraneh genommen wurde. 

Jonem Teil iinsei'er l>eser, der. in der heutigen Anscliaiinni^s- | 

i 

weise tler Soziologie befangen, daran gewöhnt ist, nie ein z\\>>k- j 
I>ewiis8te8 Handeln der Mensehen und besonders nicht der primi- ! 
tiven anzunehmen) wird diese Erkläining der Totembenennnnir \iel- 
leioht als ganz unglaublich eracheinen, beaondera da dieae ükklAmag 
auf ein „geiatigea'S „dviliaiertea^ ^ Bedürlnia hinweiat Doch iat 
es dem Leeer nicht ganz unmöglich an ein zwedEbewusatea, aof 
Befriedigung der Bedflrfnisae ausgehendea Handeln bei undvfli- ' 
sierten Menschen zn glauben, so sei er auch darflber nicht im | 
Irrluiii. <lass jenes H'-ilüifnis «ier Sciirift ein hrx-hst wesentliclies 
Bedürfnis des inuten(!Uen i/cbens,. der Nahrung, der Sicherheit, des 
KriegfOhi'ens, aller Administration ist. Wir wissen, dass primitive 
Menaohen einander durch Bildei-schrift Nachrichten aukommen tasaen. 
Wir wiaaen, daaa aie einander mitteilen, daaa Hftnner dieaea oder . , 
jenea Stammes vorfiberkamen. Wir kteaen una lacht voisieDen^ 
wie wichtig eine aolche Nachricht aein kann« Wir kßnnen nicht ^ 
im Zweifel darflber »ein, von welcher Bedeutung in einem zusammen- ^ 
gesetzten Staate, wie j< ii"'ni der Irokesen („dem Staate der fniif ; 
Nationen'') o-lor der r'rffk-^ die Ausgabe gesclii iebener Hefrhle nii<l . 
Berichte, welche Spezielles über eine oder die andere Unterabteilung 
dea Volkes anssj^reelien, für die Verwaltung sein muss. Wir wissen, 
dass auch primitive Menschen auf lange Zeit bereduieto Auf- 
zeidinungen, z. B. auf GrabpflOoken imd alap auch wahradheiBlioh 
Urkunden, machen und daaa also aua diesem Grunde ein bleibender, 
schriftlich fixierbarer Name von Oemeinaohaften nnd ündlviduen 
nütig ist. Wir wissen, da-s primitive Völker ihi-e exogamischen 
Grlmte lir.rhsi «trenge nufi» ( htcrhaltrn und da>s die Kreise, iimer- 
liaib denen ein ehelicher oUei' ausserohelicher geschlechtlicher Ve^ 
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kehr latertigt is^ seiir lunfangTeioh sind, daas also die Bohriftliche 
Kdeniiig 6m Angehflrigkat der Individuen — auf ihrem Körper 
oder anderwftrte — snr WalmiD^ jener Gebote hOchat nfttzlidi 

«eiii mvm. Wir wissen, ilass fiio Kenntnis der rolija^Äsen, heiligen 
(also gewiss der ersten) Schriftzeiehen in primitiven Zeiten zu den 
Elt.iivMiton der luH-ligten (relohr^amlfeit ^rechnet wird, w io Ix'i den 
alten Egyptern. Wir wissen, wie hoch Schriftkundigkeit im fniheu 
Mittdalter geschätzt wurde. Wir können uns also nicht wundem, 
daaa, nachdem die ttldenehrift einmal echmden und in Gebrauch go- 
aomnen wnide, auch die gehörigen Maasrogaln zur YervoUkommnung 
danalbeB eigriflbn wurden. Hat man aioh tlbrigens einmal aus der 
hndlinfigen Anachaunng hemn^g^arbeitet:, als wftre der Hauptzweck 
der primitiven GeselMiaften Knvv; und Raab, oder etwa sogar 
ViiMs die Befriedigiiiit: <les Staiiiinos-. Si(>pr'iigei'ühl!s (xler anderer 
solcher angeblicher Triebe, so witd » s leicht festzu8tellen, dass die 
Hauptzwecke der primitiven Gesellschaften violinohr die fi"ie<llichen 
der iCultnr, der Wirtschaft und besonders des Verkehrs sind, welch 
Mztarem durch Erbaunng, Erhaltung und Sicherung von Wegen 
gedinit wird; und so wird aucb die BrmSgltchnng des schrifiHichen 
Verkehrs dn Zweck der staaüicfaen oder gesellsohafüiohen Fflrsoige 
gewesen sein, wie es l)ei fortgeschrittenen Gesellschaften durch 
VoiksjiScUulweäeii, Post, Telegraph, Feststelhmg einer nniversellen 
Teifigraphsprache, Seesignale u. s. w. geschieht. 

Sclieint aber nnaere Erklärung dem fieser noch immer unan- 
nehmbar, so mQge er Folgendes bedenken. Dass eine Benennnng 
der Gemeinschaften nach sichtbaren Gegensttnden ein nnumgftngliches 
Bedfiihiis bei Bildeischrift ist, soviel ist gewiss. Dass Totems 
besitzende Volker ihre Totems zu diesem Zweck benützen, ist 
eineThatsache, die unten durch Daten bewiesen werden soll. 
Niiniiit li.i- Leser nicht mit uns an, dass diese ToteniB /nr Be- 
fii-diirung jenes ßedüiinisses angeuommeu wonlen, so bleibt ihm 
nnr die einzige andere Annahme übrig, dass jene Völker durch 
iiue raligi6Ben Anschauungen oder andere mystische Gründe zur 
Annahme eben solcher Benennungen geleitet wurden, die sulUlig 
mch jenem BedüzCmsse entsprachen. Dies aber wfire ein hSchst 
«tames Znsammentietfen. Dass Übrigens in Zeiten, wo die. 
Mensdien einer anderen Schriftweise nicht kundig sind, eine Be- 
zeichnung von Individuen uach uiciit baren Gegenständen üblich ist, 
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xoigen ilie aucli su groaaeta Teil mit Tieren bomalfea Schilder der 
Läden, und Wirtsfa&oaer und die Wappen der AdeligeD in frflheren 
enropflisdien Zeiten. 

Dies ist der wesentliche Teil unserer Theorie des TotBinisffl«& 

Er l>ezieht sicli darauf, was im Totemismns Reibst das Wesentliche 
und S|)ezielle ist, er erklärt, wie ein Totem, die Beziehune: eines 
Individuums oder einer tiruppe von Individuell zu einem sichtbaren 
Gegenstand, ihre Benennung nach und ihre Idenüfisieroog mit 
demselhen entsteht, und er Usst begreifen, jvaruni dieees Ve^ 
hlltnis als ein wichtiges festgehalten wird. Die anderen ElemeotBi 
die Abstemmongalehre und die Verehrung, entwickeb rieht ^ 
angedeutet wurde, nach unsraer Theene dadureht dass zur Sofaififing 
des T(4ein8 (zum Zwecke der Schrift) andere allgemeinere intellek- 
tuelle Elumciile liiiizukommon, die nieht ins spezielle Gebiet des 
Toteniismus gehören und in deren Erklärung wu^ um auch nicht 
einer peinlichen Genauigkeit befieiasen und nur die üaupüiniea 
angeben. 

Wenn wir bedenken, wie sehr primitive Eenaohen (ebenso 
wie ungebildete und Kidder in unserer GeseUsobait) an die unbe- 
schtftnkte Möglichkeit der Verwandlung von Gogsnstftnden und 

besonders von Ti<Mvii glauben (infolge von Ui-sachen , die Herbert 
Spencer in seinen rriuüijjles of Socio lopry. Part I, trelfend 
ausgeführt hat); wenn wir uns »iossen erinnern, woldier Sehwj^rm 
von absunlen Legenden in primitiven Zeiten mit dem nüchternen 
theoretischen und praktischen Wissen ven juicktist; wenn wir erwig^ 
daes die meisten unserer eigenen Glelehrten nicht an die sweck- 
bewusste, vernflnftige Schaffung menschlicher ESmiiohtnngen lu 
glauben vermögen und nach ihnen, wie eben auch naoh Hefbert 
Sl)encer, solche „nicht gemacht werden , sondern wachsen"; wenn 
wij uns de>;sen trewahr wei len, wie bei (l»'u ünechen noch in 
relativ tuitgesclinUtmcii Zeiten die pliilut,ophisulie Ansicht existierte, 
daes zwischen den Gegenständen und ihren l^araen irgend eio 
materieller Zusammenhang besteht; so werden wir begreifen können, 
dass jene primitiven Völker es nicht imstande sind su giauben, 
dass, wenn die Angehörigen eines Glans duroh unsHhlige Oeneratioiiea, 
seit grauen Zeiten die Biber, die eines anderen die Kranidie ge- 
nannt wurden, dies blon eine zum Zwecke der Schrift vorffienommene. 
willkürliche Benennung sein soll, und dass sie vielmehr gUubea, 
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daSH dieser Beneoming irgend ein tfaatsAohlicher ZiiBammenhaDg 

nriBelicn jenen Tieren und diesen Menschen tn Gründe liegen 
muss, und dass als solcher eine Abstaininnnir oder Verwandtschaft 
ganz leicht voiuusgeBeUt wird. (Dabei iiehni'ii wir an, dass die 
Kenntnis und der (rebrauoli joner Namen i dem ganzen Volk 
allgemein verbreitet i>t. was ganz natürlich ist, <la die Kenutnia 
des LeBens imd Schreibens, dieeee hOchst wiohtige eieoieiitare 
Winra bei Büdenohrift faium mehr erfordert, lüs eben die Kennt* 
Bis jener wenigen villkttrüchen Benennungen. Übrigens werden 
wir nnten Daten darOber finden, dass die BilderHohrift allen An* 
gdiörigen deeselben Staninios verständlich ist). 

Dabei wirkt u(x;l» \\aliis< li>'itilirli jener <tlicn anire<leutet4^ zweite 
Faktor der Entstehung falsclier AbBtanimunfrstheoneii mit. Die 
Sage, dnsB die einen gemeineamen Totemnamen führenden iditglieder 
eineB Glans ron demselben Ahnen und zwar ron einem Exemplar 
jenes Gegenstandes oder Tieres abatammen, ist geeignet, die An- 
hingUdikeit der Hitglieder an den Glan nnd aneinander so Mi- 
tigen. indem sie die Angehörigkeii an demselben duroh das natflr- 
fidttte Band erklärt, d. h. durch jenes Band der Abstammung, 
welches auch später die Änireh^ri?keit zu oinor Oemeinschaft. einer 
F.iinüi)'. ein''m <'lan etc. l«-stuiimt. weuii Zweckmäfisi^keUägrOnde 
nicht zu anderem Veriialten tühren. 

Endlieh mn^ noch etwas selir wichtiges erwogen werden; 
dmns, dass die Menaohen sagen und lehren, dass sie von einem 
Qegenstande oder Tiere absAanunen, imd dass sie sagen, dass sie 
es ^nben, folgt noofa gar nicht, dass sie das wirklich glauben, 
tSbmm wie die Ifensdien, die sidi heute mit grosser Begeisterung 
Nachkommen Chlodwig's. Hen-mann's, Arpitd >. d. r alten Römer 
u.a. w. ii'-nnen. doch m Iii. wonigsUiUü nicht alle, im Kruste erlauben, 
th^?s sie das thatböchlich sind. Dass sich die Augeliiaigeu dßs 
iüberchms SAhne des Bibers nennen, kann ebenso eine blosse (imd 
zwar b e ge is ternde) Bedensart sein, wie dass Rioh die Ungarn 
iMte Arp&d's Bfihne nennen. Würden wir die Thatsachen besser 
anienncheii, so würde es aioh Tie Hei cht herausstellen, dass dem 
Ikataiehlidi so ist Ja, ▼ielleicht wflrde uns schon eine genanere 
Lemuig der Reiseberichte zu diesem Ergebnis führen imd die An- 
nahme eines thatsäeh Hohen Olaubejis an jene unnifie:liobo Ai'Staui- 

Qiiuig bloa als Himgespmst eiacr Etimologic enthüllen, welche mit 

1» 
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Vorliebe abtturde Ideen 1d der inteliektaelleii Welt der UmiTilisiertoii 
Bucht und daher noch mehr solche findet, ala thatalcfalich existieren. 
Obwohl aleo fucfa der thataHohliche Glaube an jene Abetunmong 
ganz gnt su erkliren irftre, iet ee anderersetts mIVglich, dasa ein 

solcher gar nicht vurliegt, in welchem Falle jene Theorie, iia<-h 
welcher di« Totem he n « d nun g auf Grund der Ahstauiniuna^sa^e 
entstanden wäi"e, noch bodenloser ersoheint ii luoss. als iu dem 
Falle, dass zur Benennung zum Zwecke der Schrift thatsftchiich 
doch noch ein AbstammungBiglaubo hinsugekommen ist 

Wir gehen nun zur Finge Ober, warom die TotemB Terehit 
werden. 

Dasa Abaseiohen, Wappen, Faiben mit Yerehnmg umgeben 

werden, ist eine Ei*sclieinung, die auch in fortijeschritteneren Zeiten 
auftritt, so \m mittelalterlichen oder auch im heutigen Euroj^«. 
Dass primitive M-'-n sehen, die vom Totemismus ganz unabhängig, 
auch sonst (infolge ihrer falschen Ansichten üb« ! flif^ Ver>\'andlimgen 
der Tiere und leblosen Gegenstände und infolge ihrer Nogong 
hinter lebloeen Dingen Terboigene lebende ansunehmen) Tiere und 
leblose OegenatBnde verehren , die Verehrung von dem Abteichen 
auch auf die wirklichen Gegenstände und Tiere ttbertragen, liest 
Bich leicht begreifen. 

Wie (nach J^ji^ncfi > (n lTonden Au>!niirnnij;t'M) die Verebmng 
von Tieren häufig eine Folge der Ansicht ist, dass tliese verwandelte 
Ahnen sind, so ist übrigens auch die Verahnuig der Totemgegen- 
stände gewiss auch eine Folge des Abetammungsglaubens, wenn an 
solcher in der That existiert 

Die merkwürdigste Erscheinung auf dem Gebiete des Totemismus 
ist unzw^feihaft das Verbot, die als Totem dienenden Tiere und 
PÜuuzeu zu essen oder auch blos /.n töten, denn dieses Verbot 
widerstreitet bei gewi.>>''ii 'J\'ti iu;5 den Bedürfiiis.seu. Wenn wir 
aber bedenken, wie viele Ücbote des Niditberührens, des Nicht- 
tötens, des Xi ( lito«:^oiis bei primitiven Menschen auch vom Totemismus 
gans unabhängig in Geltung sind, werden wir auch jene 
scheinung als eine Übertragung dieser allgemeinen GebriUiGlie nnd 
Ideen auf die Totemgegenstände ansehen. Wir sagten am Blngings 
unseres Aufsatzes, eine Erscheinung des Totemismus bestehe in 
einer Veiohrnncr der TotemgegenstÄnde. welche einen solchen Grad 
erreichen kaiui, der iu jenem Veibot ziuu Ausdruck kommt Da 

i 
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cfi iinzweifelbaft ist, dass die primitiTaii Mensohen atis Yerehrung 
für ond am Furcht ror den Toten enorme Yermögfens- und aelbat 

Menschenopfer brin^n, so können wir gewiss auch viele der Ver- 
bote tie.-s Xi' htbei ühmna. Nicht tötoiis und Nichtessens im allgemeinen 
auf Ftireht und Veiehnuii: zurückführen und so auch die auf die 
Tot' ms bezuglichen Verbote; die letzte Quelle all' dieser Verbote 
väreo also dieselben Ideen, vdche auch %we Yerehmng der Tiere 
ond Pflanzen fOhren. Bb giebt aber eine Kenge solcher Verbote, 
weldie ans irdiadken Zwecknttaigkeltsgrfinden entstanden smd, und 
« iit mOglioh, dass dies auch in Bezug auf manche Totems der 
MI ist trotz der Erklärung der betreffenden Menschen selbst, welche 
sich auf Verehrung beruft 



Doch es ist, wie gesagt, nicht unsere Absicht in der Er« 
klftmug dieser sekundären Elemente des Totemismus Keuea oder 
anch nur OrOndüches zu leisten; unser Zveck war nur anscufOhren, 
dtss der Kern des Totemismus, die Benennung, eine Folge der 
prinüliTen Sohrilttecfanik ist 

Sollten wir hierin Recht haben, so dflrfle die mitgeteilte An- 
sicht Aber die Entstellung des Totemismus aus zweierlei Grflnden 
auf Inti^iv>s..' ivchtu'i», eretfus weil «ie eine Frap' ("der wenigstens 
einen Teil einei* Frage) I5st, <lio schon seit lange die Ethnologie 
beschäftigt, und zweitens infolge <\or Art der Lösung, die sie giebt. 
Während fist alle bisherigen Erklärungsversuche den Totemismus 
tm den Msoiien und unsinnigen rsUgiOsen Anschauungen der 
primitiTen Völker ableiteten, würde sich jetzt herausstellen, dass 
er eigentlich aus den wirklichen, irdischen praktischen Lebens- 
bedflrfnissen derselben und aus iluoiu auf die Befriedigune: dieser 
l>^/ü<:lieheii, iiüfhtr>rn*'n, praktischen Kcuntiiisäen oder Ertintluiigcn, 
oler mit einem anderen Wort aus ihrer Technik entspringt. Dies 
aber wäre von allgemeiner und höherer Bedeutung als die blosse 
IjQsQDg jenes speziellen und an und fQr sich nicht einmal interes- 
mten Problems. ]>enn es würde sich hiermit wieder einmal die 
Vahrheil jener neueren Anfhasung zeigen, die in unseren Tagen 
gegen faerraohende ältere Anschauungen ihren Kampf ansznfechten 
hat, dass alle Einrichtungen — wenn ilbrigens eine blosse Be- 
nennung sr. }M'/.. ielinpt wertlen darf — als Folge <ler praktischen 
iLenutnisse, dor Technik aufzufassen und zu erklären sind; der 
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AuffiuBiing alao, weLohe mit mtnchen anderen falsoben Ldirea xi- 
ttnuaen (worunter wir nicht die spesielle soaaUBtisobe BiciitoDg 
derselben ventelien wollen) der geschichtliche Haterielismus gemiDt 

wird. Dicee Lelm» Iwt meistens g(}jren jene audei-o zu kämpfen, 
nach welcher die sozialen Kim i' litiingcn -luirli /.u Ueiiselbcu (iihronde 
B])Ozielle höhere Gefühl- und von der Zweckmässigkeit abscIi^-K'!** 
philosophische Ideen würden l>eherfscht werden. Die Furcht vor 
▼erboiigenen flbematürlicheii Kräften, wie immer die g!enrlet sein 
mfigen, seien eie Geister oder Tiere oder leblose OegenstBnde, iat 
eigenüioh ein Element der natarwioeonachaftlicfaen Kenntnisse dses 
ZeitslterSf und die Behenschnng dieser Erlfte daroh ein aber- 
gläubisches Verfahren, ihre Versöhnung durch Opfer u. 8. w. ein 
Zwoig der Technik: di«' Erklänini^oii dps Tot. niismus, die auf solcher 
Grund lap' si. htii, bind daher mit jener Auffassiiiit; eiL:<-iiilioh nk-ht 
im Widers|iiuch. Doch würde es sich, wenn übrigem» unsero i!^- 
klftning richtig ist, zeigen, dass auch von den Kenntnissen in eiBler 
Beihe die irdischen, sichtbar und unzweifelhaft nOtsliohen als ans> 
schlaggebend vorausgeeetat werden mOssen und die sotiale Wkkang 
von Ansichten, welche sich auf übematflrliche Dinge beaehen, erst 
dann angenommen werden dürfe, wenn jene nicht aur Erklärung 
einer Einrichtunö" liimrichond wären. 

Und intorrssm! ist e>. da.s.-^ öicii liier ein Gebiet dei- Teriiuik 
als die sozialen Erscheinungen bestinimeud erweisen würde, das 
von diesem Gesichtspunkte - wenigstens insofern, als von einer 
speziellen Art der Schrift die Bede ist — bisher kaum der Bs- 
(zachtnng gewürdigt wurde. DiesbezÜglidh wollen wir noch an* 
deuten, dass manche andere fiberraachende soziale Wiiknngen der 
Schrifttedmik angeführt werden konnten, wenn der Bahmen dfeser 
Arbeit es gestatten würde. 



Das am Ende des vorletzten Absatzes ausgespi-oehene allge- 
meine Boziologisclie Prinzip war es, daF Ion Unterzeichneten zu dein 
dargelegten Tersuche einer Erklärung des Totemismus führte, aicbt 
speziell zur Lßtmug dieser Frage unternommene etimographische 
Studien. IGt anderen allgemeinen Qegenstftnden besobftfligt, war 
er nicht in der Lage, der Induktiven Bestätigung jenes Gedankens 
Zeit zu widmen. Herr Dr. Felix Soral6 untcniiüm"» difs auf nieiue 
Veraudabsung. Vor nteinen Augen schNvebte ah» induktiver Beweis 
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des obijeen ErklÄniugsvereuohes blos eine Zusainmenötcllniifr von 
l)at»?n. \v< lehe zeigen sollten, da.sri Toteinijsiuus aur im Verein mit 
Üiiderschrift vorkommt, sonst aber fehlt. Doch Herr Soml^ grup- 
ykiiß die seiner Lektüre niitnommeaen Daten von drei vcrpohio- 
deoea Gesichtspuiiktien aus. Erstens sägt er eingeheDd, dass dieTo- 
tm tfastsioUlcb als SclmftS6iche& gebrandit weiden; zweitens be- 
weist er, dass Totemismus (einen ebdgen Fall ausgenommen, wo 
dies nicht nachweisbar ist), Immer mit BUdersohrift snsammen auftritt; 
drittens aber führt er den Gedanken aus, dass die spezielle Natur 
der Ti:»t^ni> eine «olehe ist, welche verrät, dnm sie als Sclirift- 
• reichen entstanden sind, und welche mit keiner anderen bisher 
aufgestellten Theorie voioinbar ist. Diesen Gedanken Uerm Soroli^'s 
betraohte iob als hficbst wichtig für die LQeung der Frage. 

MOge ntm der Leser die susammengeetellten indnktiTen Be- 
weise i«ülen nnd nntenrochen, ob andere Daten, die ihm m Ge- 
bots stehen, mit Urnen Obereinstimmen oder ihnen widerstreiten. 
Trotz der nachfolgenden induktiven Bekräftigung vei-öffentliche ich 
Tneim ii Kikläriingöversuch keineswegs mit apotlikiiacher GewisRlit ii 
athm Richtigkeit, sondern blo« als Einfall, der der rrüfung von 
Fachleuten bedarf, die ein viel reicheres ethnographisches Wissen 
besitzen als das, worüber ich und mein geehrter Mitarbeiter Dr. 
Sondd, beide elgenCBch auf einem anderen Gebiet besohAltigt, TerfOgen. 

Oeaohrieben In Ghiavenna, Faradiso, den 9. September 1899. 

Julius Pikler. 

It 

Induktive Beweise für obigen Erklärungsversuch. 

L Üie Totems werden thats&chlich als ächriftKeiohea benütat. 

Die reichste Ausbildung bat der Totemismus bei den Indianer- 
Msuna Nordamerikas er&hren, daher sind auoh unsere Daten dafür, 
dass die Totems als Schriftzeichen thatsflohlich verwendet werden, 

Jium grösstcn Teile den Qebiüiuhen dieser Völker eutiiüiniuen. 

Schöolc l af t 'i Zurichtet von ihneii . dass sie ein»' noch ganz 
primitive Bilderscln ift haben, die auf dci Kinde von Birkeubäumeu 
zu Mitteilungen bei Jagd und Kheg dient. Diesolbc wird auch 
9xd (habsteinen, zur Unterstütsung des Gedfichtnisses beim Singen 



') Histniy of the Indisn Tribes of tbe United Stetes. I. TsSi. S. 356. 
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heiliger Lieder, lur Beteiohnung des Eigentums an Walfeo, Oerttt- 
sohaften und Hinsern benUtst Die bei heiiigeo Sdiriften ange- 
waiuiten Zeiclien »iiid hiciatischen CliaraJitere und Geheimnis der 
MecliHnmÄnner, die übrigen hingegen sind allen iStammes- 
augehörigeji vorständlich. 

Carver erzälilt, dass sein Führer, ein Cliippeway, einen Angriif 
der feindlichea Nadowessier befftrchteiid, die Binde einee gmaan 
Baumes nftohst dem Beginne einee HiUBes scfailte und daranf mit 
Holzkohle in roher, jedoch ausdraeksroller Weise folgende Zeichnong 
ausfOhrte. Erst kam das Bild der Stadt der Ottagaumier, dann 
links ein Mann in Fell fi;ekleidet — womit er einen Nadowessier 
darstelli'ii ^vollte — mit einer J^inie von -^ointjm Munde zu dem 
Maule eines Hii-öi heit. dem Symbol der Oiiippeways u. s. w. Er 
gab hiermit den Nadowessiern bekannt, daas er nicht als Feind, 
eondem als Führer eines mit ihrem Stamme befreundeten fiDg- 
Iftnders komme 

„Bei ihren nAohtlichen Lagerungen schneiden sie (die Jrokeeen) 
gewisse Zeichen in die Bfttime, um ihre Zahl und Absieht kund 

zu geben. Bei ihrer Rückkehr thun sie dasselbe und geben auch ^ 
die Zahl der Gefarigemn und <lpr Ei'sehlagoncn an*)." 

,,Die Figuren eines Hir8« lieii, eines Bäi'en, einer Rchildkröte, ; 
eines Kranlohs stehen in ihrem 8yst«m (der Biiderschnft) für die ! 
Namen von tfensohen und fixieren die Sprache * recht gut, indem | 
sie — die korrespondierenden Wörter — — er- 
gehen»)« 

„Jede indianische Familie hat eine Art heiildischee Zeichen« 

das sie bei wiohtiG!>^n Gelegenheiten als Signatur benutzt W^n 
eine Faioilie '.U-u Waid dulch^^tl rift, schneidet sie ssuweilen eiu i 
Sliickclieii des Baumstammes weg und zeichnet ihr Totem auf die 
frische Fläche, um die Nachkommenden wissen zu lassen, wer i 
vi»ftbeiging. Will ein H&uptling m einem Posten irgendweldie 
Artikel kommen lassen, so zeichnet er dieselben auf ein StQdi i 
Biikentinde und setzt sein Totem, erneu Fuchs, einen Hund, eineD 

*) Carver, Travels, a 418, bei Lnbbook, OrigiB of avilisilioii, 
8. 37—38. 

-) Morgan, Leaguc of theJroqnoift, 8. 340. Bei Spencer, DeBorii»- ■ 
tive S<x-io!oLV. Bd. VI, S. 41. 

*) äohooioraf t, iüstoiy of Indian Xhbes, 1, 8. 338. 
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Birai oder wbb es oben fseia mag, darunter; es wird dies voll- 
kommen Tetslanden und eai8{»richt in jeder Besiehnng einem sofarift- 
Ucben BofeiaeV 

In der Nähe eines alten ritjek-I>iit,'ers wai-' u auf die Kinde 
der RAuDie rolie Skizzen von J^tra und Woibuni nebst verschiedenen 
Zeichen mit Holzkohle gekritzelt, welche laut der Interpretation 
ihr Führer anzeigten, dass die JSger vom 
rfickgekehrt sind*). 

Sclioolcraft^ giebt eine Übermoht 140 indianisober Schrift- . 
Wieben. Wir seihen venohiedene, teil« phantaatiaeh auageflcsfamlldcte, 
teils mit primitiTer ESn&ohheit wiedergegebene Pflanzen-, Tier- 
und Phantasiebilder, sowie auch Bilder verschiedener lebloser Gegen- 
stände nebeneinander. Es befinden sieh daiuntci auch zwölf Totem- 
bilder. Betrachtet mau diese letzteren so im Zusammenhange des 
indianischen Schriftsystems, so 1*raurlit man zur Erkl&mng doiselb«i 
wiiUieh keine weithergeholtan Theorien. Die Tieigestalton dienen 
da ebenso gat rar Bezeichnnng der verschiedensten. anderen Dinge, * 
vie inr Beaeidmnng von I^uniliennamen. 'Bine Ehtle beaeicfanet 
tto QOtsenbttd, ein Adler mit Hensebenfflssen nnd ausgebreiteten 
Schwingen ist das Symbol eines weissen Amerikaners, Schlangen- 
und Vf^lhüder Bind Syniixdi' allerlei magischer Künstr ujid Gt ister, 
ein Vügelbild l>e«leutet Schnelligkeit, gekreuzte Schlangen Vor- 
aichtig^reit. T^nd Abbildungen anderer Gegenstände finden n^ioh 
imter den Schziftaeiehen ebensowohl als Tierbikder. Die Bilder, 
wellte Qemeinsohaften beaeicfanen, stechen von dem flbrigen gar 
nicht ab. HBchstens saag es einem anlfellen, dass sie au den ein- 
iKheten, am wenigsten ausgesohmQckten Zeichen gohdren nnd dass 
von den erwähnten 12 Totembildern 11 Tierbilder sind und nur 
eine» das vereinfaciite Bild der Sonne dai-stellt 

„Die Institution des Totems war den Algonquin- Stämmen 
Kanadas wohlbekannt. Die alten Missionäre l)eobachteten, das« die 
Eingeborenen mit Hilfe dieser Eänriohtung ihre Einteilung eines 
Stammes in Glans nnd die eines Gkns in Familien beseichneten 

') Kane, Wanderfaigs of aa artiat among ladians of N. Amerioa, 

8. 24. Bei Spencer, Desoriptive Sociology. Bd. VI, S. 42. 

0 W. Jrving, Joum. oa FrairieB, 6. 129. Bei Spencer, Desctip- 
tiTo Sociology, Bd. VI, 8. 42. 

*> Op. eit J, & 407—411 and Ikielo ö8 und 6». 
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und diese ünteraoheiduDgeii dadmch sehr deutlich bewahrten. Eb 
wurden Verwandtsohafien beseichnet und erhalten, lange nadlideBi 
die Überiieferung ihic Zeugenschaft vei-sagte. Dieser ÜnteradWed, 
welcher nahezu mit der Gewissheit der lieiaMis^lifH Wappen dej^ 
Feudalsystems iM'/.i'irlmi-t wunle, wai- auf licn Waffen. Wnhiiu[i'r"n 
und Trophäen der uor<lain6rikaaiaohen lläuptiiuge und Krieger au- 
gemerkt zu sehen. Die Fignren wurden audi auf den ad-je-da-tig 
oder Orabpflöoken aogebiaoht zur Bezdchnung der Clans, dem der 
. betreffende Tote angehfirto^).** 

„Die fiingeborenen dee oberen DailingB sohnelden ihre Tetema 
in ihre Schilde«)« 

„Muuchc lüdianer- Stumme ti*af!^en, wenn >\o in den Kampf 
zitla n. Fahnen auB Baumrinde, welche an Stangen angebracht ist 
und aof der ihre Totems abgebildet siud*).^ 

vDie Deia waren malen ihre Totems an ihre Häuser. Der 
SchüdfcrOten>Ohui malt eine ganae Schildkröte, der Trutbahn-Glan 
malt hingegen bloa den Fuss eines Truthahns und der WolfiB^laa 
bloB den Fuss eines Wotfee; manchesmal fflgen sie aber auch die 
8ldBze des ganzen Tieres hinzu*).** 

..Im Dorf.- Siiiidy-Lako, a>n oberen Misf^Tssippi, wuitleii Bilder 
von Tiei*en, Vögeln und andere Zeichen au den mhen Säigen oder 
Hütten der Toten gefunden. Ähnliche Zeichen wuitlen hier, wie 
an anderen Punkten dieser Gegend, auch an den Waffen, Keulen, 
Sanoes und anderen beweglichen YermOgensobjekten, sowie aneh 
auf den OrabpflOcken beobachtete).^ 

„Die Chip])6way und Sioux schlössen, da sie einander nidit 
▼erstanden, den Frieden mittelst einer Bilderschrift ab*)." 

Das Toto ni /.eichen winl auch als üntersciirift auf Verträ^je 
oder andei^ Dokumente gesetzt^). 

») Sohoolcraft, op. cit. I, 335. 

*) Broagh-Smyth« Aborigines of Viotoiia I, 284. ^ Bei Frater. 
Totemisffl, 8. 80. 

*) Chateaubriand, Yoy. en Araer., 8. 194, 199, 224 Bei Fräser, 
Totemism, 8. 30. 

*) Heokeweldor, Indien Natioos, S. 247*, Brinton, The Lenape aad 
their liOgends, S. 39 a. 68. Bei Fräser, op. dt S. 31. 

") Schoolcraft. op. cit I, 337-338. 
*) Bastian, Dio Kulturländer dus alten AiiM iiku Ii, 71Ö. 
Heokewelder, Lndiaa Nations, S. 247. Bei Fraier, op. dt 9U. 
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Eine anf Kode gesobriebene Biographie des bebunten Dela- 

waren- Häuptlings Wingeinnii«! beginnt mit einer Schildkröte zum 
ZeicliCD dessen, dass W iiigemund zum Suliildkröten-Cian deb l>ela- 
waran-Stammes gelullte 'j. 

Eine der interesaanteeteii Anwendungen des Toteins als Bilder- 
Bchiift seogi uns eia ron ScbooLcialt mitgeteiltos Gesnoh etnar 
Cbipiteway-QeBBiidtaohaftan denFdtaideQtendery«i«iDigteii Stasten*). 
Die Pictographie besteht msB einem Kranich, drei Mardeni, einem 
fiaieo, einem ICannfiech imd einem Katsenflsch. Die Angen nnd 
die gleichfalls aufgezeichneten üei-zen all dieser Tiere sind durch 
Lini^^n luit dem Auge, bezw. mit dem Herzen dos Anffdii-ers, des 
Kianiclis, v^^rhunden. Vom Auge des Kranichs geht ausserdeui 
noch ein Slrich nach vorw&rts und ein anderer zu. eini<:<>rt Hi ineu 
Seen. Die Bedentong der Piotegnpbie war, daee 7 Mitglieder 
jener Summe, deren Totemtim anfjseeeiöhnet aind, nnd die mit 
den Anführer eines Hefsene sind imd einen Zweck im Aoge haben, 
den Pritaidenten der Vereinigten Staaten nm die Überiassnng einiger 
kleiner Seen näc^hst dem Lake Superior bitten. 

Zur Bekräftigung dieser Haupturlvunde waren derselbe?! nneh 
vier andere beigelegt, welche die Absender der Gesandtschaft einzeln 
darsleUen sollten. Jede Person ist doich ihr Totem tier gekenn- 
zfliobnet Hatten mehrere Ton den Absendern dasselbe Totem, so 
wvde das Tierbild fOr jeden einielnen wiederholt 

Eine sehr allgemeine Anwendung famd das Totomaeichen auf 
den OfabpfiOcken der Indianer. Ein verirahrt geseicbneter Knmoh 
bedeutet einen Toten, der den Kranich zum Totem hatte. 

Schoo Icra f 1 3) sagt von den Indiain iti: ..Bei was für Namen 
immer sie auch zu Lebzeiten genannt werden mochten, es ist das 
Toton imd nicht ihr persönlicher Name, der am Grabe ver- 
leiehnet wird.'* 

Aneh bei anderen TSUrerodiaften findet das Totembild ähnliche 
Verwendung. 

„Die Haidas von Queen Charlotte Islands sind allgemein 

tätowicu. I)a.^ Zriohen ist in allen Fällen das Totem in einem 
konventionellen ^tile ausgeführt Wenn inohiero Familien ver- 

0 Schooleraft, op. dt Bd. I, a 353. 
*) Op. Gü a 414 iL and Tafeln, 60—63. 
') Op, dt D. 49. 
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soliiedeoer Totems in demaeiben Hauso wohnen, 00 titowieit der 
Haicla-Hiapiling aUe ihre Totema auf aeinen EOrper*).^ 

Auoh bei den Nordamerilcuiiac^en Ihdianeni war m allgemeiii, 
sich mit dem Totembilde m tätowiereu. Dasseltie jvommt auch in 
Australien vor^). 

Die Indianer BritiBch-C'Olumbias bemalen sicti inauclimAk mit 
ihrem Totembilde. — Unter deü Haronen hat jeder Clan eine eigene 
Alt) sich das Oesiobt zu bemalen und — wmiigatena anliaalioh der 
InaiaUation von HlMiptlingeD — sieUt dieee Malerei daa TiAm 
dar. — Die Yertreler der Clana unter den lloquia haben bei Wekir 
rennen, Tftnzen o. a. w. eine IronTentioneile Darstdlung ihrea Totems 
an Brust oder Rücken blasonniert 

Unt.'r ilou PiilM-rtftts-Zeremonien der Austi-ali*-!' l>efiinl<:-t >ii.h 
auch daty Einhchneidon von Schrammen in den Kurijer, lie als 
StammeBzeichen dienen oder auch das Totem selbst darstellen. 

Wenn wir bedenken — bemerlct hieisu Fraaer^) treffend — 
dasB ee den AngehOngen deaselben Totome bei Todeaatrafe Teiboten 
war, mit einander geeofaleohtßoh m vetiiehren, wenn wir bedenksaii 
(läse die Stftmme der Wilden minuti/toe üntembteilungen in lokale 
Gruppen besasson, die durch einen ganzen K<»<lox s« xiiollor Erlaubnisse 
und Verbote zu gleicher Zeit vereint und geteilt waivn. ilasp m 
durch Verschiedenheit des Dialektes und sogar der Sprache gtjti^iuit 
wai-en, so können wir die Notwendigkeit von sichtbaren Stammos- 
zeichen leiobt einaehen, denn ohne solche wären all' diese firlaub- 
niese und Verbote unwirksam gebUeben. 

Die Indianer Koidamerikas hatten auch für ihre indiTidueUen 
Namen Sehriftaeichen. Lnbbock teilt uns eine Abbildung einer 
indianischen Volkszäliliiiif^sliste mit, wclelio ein Schippoway im Jahre 
181!) an die V»'r«'inii;l«M! Staaten Siindt»- und bemerkt dazu, ilass 
sich die Indianer gewöhnlicli duruh ihr Totem, d. h. ihr Famiiien- 
biid beaeiohnea, dass aber in diesem Falle, da alle dasselbe Totem 



>) Oeolog. Surr, of Ganada, Bep. for 1878—9, 8. 106 B., 136 
Smitluoniao Conbib. to Kno wL Bd. XXI, No. 267, 8. 3 ff., Natoie^ 20. Jairaai7 
1887, 8. 285. — Bei Fräser, Totemism, & 28. 

*) £. de Schweinitz, Ufe and Times of David Zeisberger, 8. 78. — 
Freier, Totemism, 8. 29. 

^ Quellcnaugabo siübe bei Frazer, op. dt., 8. 30* 
Op. oit, S. 38. 
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luitten, jede Ftimilie durch ein Ziehen ab),'ebildet wurde, das den 
in(liri*luelleii Namen des B'amilienliauptes bedeutete. Die Zahl der 
FamilienLilieder wurde durch Striche neben dem Namen d^ Fa- 
milieiilM'Httes angezeigt*). 

Wir findttk auch unter diesen Abbildungen individueller Niunen 
Tiertnlder, aber in Tiel geringerem Masse, als unter den Totem- 
Midien; Uos 11 unter 34, wflhiend die übrigen Namen duroh 
Stiiche, Erdse, Eblbkreise, allerld Oegenstflnde, mensdiUohe Figoren 
und an unsere yßxodukiäea*^ lebhaft erinnernde £reuze fixiert 
sind. "Wir sehen in diesem Imstande einen Beweis dafür, «lass 
die Zeichf»n individueller Namen späteren Ursprunges sind, als die 
Bilder für Stammesuameu. 

Die primitiven Schriftzeichen mussten eben zu Auj^g die 
dringendsten Bedürfnisse befriedigen. Anfangs konnte man gar 
nicht an eine solche reiche Vermehrung und Bntwioklung der will- 
kOrliofa in die Schrift mngeffihrten Namensieichen denken, velche 
auch der individuellen Benenntmg genügen sollte. Der Mangel an 
indivi duellen Namenszeichen mni^ auch die Ursache desKon s< in. 
dass auf den T >teii{)fir.. koti Idos die Clans, nicht aber die indi- 
viduellen Namen angebracht sind. 

Es dürfte an dieser Stelle die Frage erhoben werden, w^ 
lialb es meistens Tierbilder sind, die zur Bezeichnung der Vülker- 
namen zu dienen haben? ^arum kOnnen es nicht ebenso gut die 
Tonchisdensten anderen GegenstSnde sein? Dieser Umstand muss 
doc^, kannte man denken, irgend einen aber^ubisohen Hinter- 
grund Iiaben. 

Diese Aiuiahuie wäre durchaiib unzulieffeud. Die Henennuiis- 
von Kindern und flrwaclisenen, der verschiedcusteu iiligenschaften, 
ja Himmelskörpern nach Tieren ist bei Wilden ganz allgemein. 
£s eiklSrt sich dies einerseits ans der Armut ihrer Sprache, 
andererseits aber aus der wichtigen Bolle, welche die Tiere in 
ihrem ganzen Leben spielen. Die Tiere bilden die Grundlage ihree 
Lebensunterhalts, sie sind aber auch ihre gefürchtetsten Feinde, 
gejfen die yie sicli fortwährend zu weliivn lialH'n. Die Namen der 
Tieiv sind fülulicli schon unter ihren all> ivr^ten \Vr,r;. iii vürhand^-n. 
liu:e Sprache besteht aber anfiknglioU nur aus ganz wenigen solcher 



') Lubboek, Origm oi avi&ation, 8. d8--i0. 
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konkretor Bezeichnungen der ihnen am nAcbsten liegenden Gcgen- 
stftnde. Diese ersten Wörter mftesen dann anch m allen mflgUcben 

aiulomn ZwpokPM herhalti^n. W il! der WiM«« sauon. dass der oder 
joMfr stark i-t, sagt .t, er iöl ein Bftr, will .-i SvimoUigkeit 
bezeichnen, so sagt er, ei* ist ein Vn^el. odor d;i ilun ja aUi^ ein 
solcdier verhältnismässig sohon abstrakter Auadruck fehlt, so npnnt 
er den Adler. Seine Kinder und Qeffthrten nennt er hftufig Wdile, 
BIren eto. Ja selbst die Oestime tragen Tiernamen. Wir nennen 
bloB als bekanntestes Beispiel den Tierkreis, und erwähnen bksi 
dass wir noch heutsutage vom „grossen** und vom „kleinen Blren** 
spi-echen und das« der unErarische Volksmund das Sternbild der 
Plejadeo uoch heute ,,llenne mit <1. u Küchieiu * ^tiast^ükji neant 

Wai-nm sollten da nicht auch die Stammesnamen den Namen 
der Tiero entliehen werden? 

Nun kommt aber noch hinzn^ dass die primitive BOderBchrifl bot 

einen kleinen Teil der im Iknitii ^ebmuchten Worte wiederzugeben 
voiinag umi daduixth in <ler Schrift auch uoch dei' sehr dürftige 
Sprachscliatz rtxlussiert wird. 

Die rohen Abbildimgen von Tieren aber sind wieder die aller- 
ersten, welche die WUden auoniführen im Stande sind. Reosends 
voislohem uns allgemein, dass wenn die Wilden mit dem Zeichnen 

beginnen, iiire ersten Kunstwerke rol» ausgeführte Tierbilder sind. 
Die Motive der indianischen Kunst, gatrt vmi don Steinen, sind aus- 
schlicöijiich dem Tierit}ieiie entit'iint^). Auüree hebt in seiü'Mii Auf- 
satze über „das Zeichnen bei den Naturvölkern"^) hervor, Uaaa die 
Pflanze nur seifen eine RoUe spielt und Ifigt hinzu: „üm lum 
Verständnis dieser Erscheinung zu gelangen, brauchen wir bke 
daran zu erinnern, dass anch liei unseren Kindern, wenn sie die 
ersten selbständigen Tersuche zum Zeichnen auf der Sdiiefertafal 
machen, zunächst Tiere und Menschen in rohen Formen dargestellt 
weixlen; das lebendiiro, bewesrlir-be Tier fesf-^ lt i'ht'i ihrt* Auliuerk- 
samkeit, ist in s«"ifier ganzen Figur audi schneller zu erfassen, als 
die aus zahlreichen Blättern und Blüten bestehende Pflanze.'' 

Der Vergleich mit den Zeichnungen der Kinder ist jedenlallB 
als ein glficUicher zu betmchten, da zwischen den Zeichnungen 

') Von den St . inen, Unter den Naturvölkern Ceiitralbrasilit-iis, S. 245. 
Andree, i^thaographische Parallelen u. Veigieiche, Keue f olge^ B. SO. 
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der NatorrOUiBr und denen der Kinder anch in anderen Besiehnngen 
viel Ibnlichkeit gefunden worden Ist. 

Von den Steinen meint Abrigena, das Zeichnen von Tieren sei 

bei den Indianern nur oine spedelle Ersoheiuung einer allgemeinen 
ThatKache; das Tienn« tiv beherrscht ihre ganze Gedaiikeuwolt in 
jtj<ier Kuitöt und Wisäeiiscliaft. w'io sif auch heisse, und meint, (hm 
der Qroad dafür in ihrem Jägerttun /.xi suchen sei*). 

Wenn nnn Tiarbilder die ersten sind, welche die Wilden sn 
leichnen vermOgeni so ist es nar ganz nattOrlich, dasa dieselben in 
der BQdersdmft diejenigeii BogrÜs bezeichnen ni(toseni zn deren 
Anheidinmig diese snerst in Anspruch genommen wurde, ünd 
somit kann es nicht uberraschen, dass die Stammesnamen mit so 
häufig wicilt ikelii-endor Begeltufissigkcit eben durch Tierbilder dar- 
gestellt w luden. 

Wir sehen also, dass die Totems nl» Sobriftzeichen von VOlker- 
ichaften tbatsAohlich in Anwendung stehen und gehen nunmehr zn 
der zweiten Gmppe imserer Beweise Aber. 

2. TqImUubwi vnil Bflderaelirift tretoB nuHunnieii anl 

In den Hauptstätten des Totemismus kennen wir ül)era]l aucli 
PictogTjiphift oder doch Spuren l»eziehungswpi<*f AnfRnge dcM >ell)« n 
nachweisen. Für Nordamerika ist diese Coexisteuz scheu durcii 
das bisher Gesagte hinlänglich bewiesen. 

In Aostraiien finden wir gkichfiüis ein vollkommen ausge- 
bildetes Totem-System. 

nJedts Fumlie» sagt Sir Grey, adoptiert ein Tier oder 
OBS Pflanze zn ihrem Zeichen oder Eobong, me sie es nennen. 
^ besteht eine gewisse mysteriöse Verbindung zwischen der Familie 
'Hi'l ihirin K<il><>ng. so dass oin Mitglied der Familie niemals ein 
Tiei jener Spezies tütot, zu welcher sein Kobong gehört. Findet 
iMD es schlafend, so tötet man es nur mit Widerwillen und niemals 
oiuie ihm Oelegenholt zum Entrinnen zu geben. Es kommt dies 
Ton dem Glauben der I^unilie, dass ein solches Individuum der 
betiefleodeo Speziee ihr nichster Fkeond- sei, den zu tSten ein 
groflses und sorg&ltig zu rermeidendes Veibrechen wäre*).** 

') Von den Steinen, op. cit S. 246. 

0 Sir G. Orcy, Two Expediüons in AuiinOia, Bd. II, & 228, bei 
Lubbook, Origin of avilisation, 184. 
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„Manche CJaus Sfldaustraliens stammen von Enten, Schwänen 
nnd anderen WasaervOgeln ^)." 

„Hr. Taplin wmrde von mm'gen Narrinyeri (SadaoBtralien) ge- 
tadelt ^nen Hund geschoBsen 2U baben; er hatte dadurch ihr 

ngaitye (totem) verletzt 2)/' 

Eiue Menge Bolegf» dafür, dass aii8tralis<^h<> RtänuDC Tieiiiumpu 
führen und dua betretlende Tier verehren, linden sich l>ei Frazer'^i. 

Der Kamilaroi-Stamm in Neu-Süd-Wales zorfflllt z. B. in die 
Phratneu der Dilhi und der Kupathin. Die Dübi-Fbmtne lerfiAH 
in die Totem-Clans des Kinguruh, der Bentebatto, des Tiuthahna, 
des gelben Fisches, des Honig^Fisohes etc. Die Phratrie der En* 
2>athin besteht aus den Totem-Olana des Kasmtf, der Teppich- 
Schlange, der schwarzen Schlanjare, des roten Känguruh, des Frosches eto. 
Und ein ähnlicli ausgr-bildctcs Totemsystem ist in Anstralieii liäufig. 

Dioöe Iiiistituliunen der Tier-Clans stehen den iKinhim« rikanischen 
am nächsten. Dem entsprechend finden wir hier auch gans fthn- 
liebe Verhältnisse der Schi-ift 

„0te Nen-Hollftnder sind der Kunst des Schieibens nicht gpns 
unkundig; sie können spftter Yorbeikommenden mit Hilfe veniger 
Rtteen, welche aie mit dem Dowak, einer Art stememem Bede, 
auf die glatte Rinde eines Baumes machen, nicht nnr mitteile«, 
wer diese Zeichen zurückliess, sondern auch die ßichtuiig, 
von wo er kam und wohin er ging*).'* 

Dafiß sich manche Australier mit ihrem Totem zeiclien täto- 
wieren und dass aie auch bei ihren PubeilAtsoeremonien das Toteoi 
einritaen, ist schon gesagt worden. Wenn wir noch erwihneo, 
dass „manche Australier rohe Zeichnungen von Tieren n. dn^L xn 
machen verstehen so kOnnen wir uns nach Ifittel- ' und Süd- 
amerika wenden, wo der Totemismus schon weniger häufig ist ond 
auch viel uneutwicKt lii 1 vorkommt, wo al-er am li von einer Bihler- 
achnft — wenigstens bei der gegenwärtigen Kasse — sohr wenig 

') Sir 0. Grey, Yocabolary of the Dhüecte of Soath-Westem-Aiistnr 
lia, ß. 29, 61, 63, 66, 71, bei Fräser, op. dt, a 6. 

*) Native Tribas of Soath-Aiiatralia, 8. 64, bei Fräser, op. dt & ?• 
•) Totemiam, 8. 61—52, 64—75. 

') Trans. Etho. 800., New 8er. III, 293 in Speneera Deecripttve Sodo> 

logy, Bd. III, N 45. 

•j Trans. Ethii. tioo, a Bd. III, B. 227 bei Lubbock, Oiigü ^ 
(^vüisation, 8. 34. 
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m floden ist Bei der dürftigen Kenntnis dieser Bsssen und bei 
den nicht ganz koogmenten Anssagen tinserer OewAfarsmAnner ist 
Södamerika kein fruchtbares Feld für unsere üntersuohnng. Einiges 
dlltfte ach Bh» dodi naohveisen lassen. 

In Peru finden sich Spuren des Toteniismus. 

„Kifb s ihrer (dfr Moxos") Totenis ist der Tig-er (Jaguar), und 
der Kandidat für den liang eineB Morlizinmannes muöe» seine Ver- 
wandtschaft mit dem Tiger dadurcli beweisen, dass er von diesem 
Tiere gebissen wurde und den Biss überlebt h»t^f. 

Einige Stämme der ISngeboienen in Pem stammen von Adlern, 
andere von Kondors 

Und nach einer anderen Quelle, die jedoch für die alt^ Peru* 
vianer gelten dftrfte, „schmHok^^n sich Kondor-Clans in Peru, welche 
an ihrer Abstammung vom Kondor glauben, mit den Federn dieses 
Vogels 3)". 

Ks steht im Einklang- mit der Theorie Proi Fiklers, dass in Peru 
Süd Mexiko meilenweit Bilderfelsen gefunden wurden und dass ein 
hl Fem gefundener BUderstein im Ganzen denselben Emdivok 
sudit, wie die nordamerikanischen Insohnllea^. 

In der ErUSrang eines alten mexikanischen GendUdes, welches 
Beschi^eibuii«,' einer Reise daretellen soll, heisst es unter Anderem: 
„Der erste Aulenthalt war Kolilwakan , der Homberg, wo neun 
Häuptlinge waren. Jeder derselben ist benannt mittelst seines 
Familienieichens oder was die Algonkiner Totem nennen'^)." 

Diese Angaben werden auch andererseits bekräftigt Wilson 
meint, dass die Schrift der Azteken kmen Fortschritt gegen die 
indisusdie BÜdeiachrift bedeute und dass dies die botanischen 
Symbole und die Darstellungen von Individuen mittelst 

*) Relation de la Ifiaalon des Moxas dans le Peron, in Fr. Oorears 
Vogragea anx Indes Ocoidentalea Bd. III, 8. 249, oitirt bei Fräser, op. 
dt a 20. 

Oaroilasso de la Vega, Boyal Oommentaries of the Incas, 
L Hui, I. Boch, Kap. 9, 18, bei Fräser, 8. 5. 

^ J. 6. Müller, OeMhichte der amerikanisoben ürraligionen. Bei 
f raxer, op. cit, & 27. 

*) Faul mann, Illustrierte Oeschichte der Schrift, S. 210 ff. 

Fanlmann, op. cit 8. 221 nach Kin(^?;borongh, Antiquities of 
Müxtcu, conijinsing facsimiles of asoient Mexiusa Paiatiugs aad bieioglyphios, 
Bd. I, Huauscript BotturinL 
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ihres tierisclion o(l<;r irgend cinos anderen ZunameBB 
anf den von Kingaboroiigh mitgeteilten Abbildungen voUaaf angeii- 
sclieinUob macben^)> 

FQr die Pntagonier ist der Totemiamoa wohl nachgewieeen,*) 
08 Bind uns jedoch keine Angalien aber eine Bilderachrift deiwlben 
bekannt. 

Für andere Stämme SfldaJiiohkab ist der Totemismus nicht 
na<.;hgewieRen. Bevor wir ahor diesen Weltt«!! verlassen, woüen 
wir noch einige interessante Mitteilungen von den Steinen'a beK%- 
lich einiger Naturvölker Gentral-BraaJiena erwähnen, Ober die twar 
kein genauer NaohweiB des TotamiBrana, doch aber Spuren desselben 
Torliegen. 

„Die Tmnuu Bind Waasertiere — — sagen die BdnIH.*' 

5,Die Bororo rühmen sich selbst, dass sie rote Araras >vu:u. Sie 
gehen nicht nur nach dem Tode in Amias, wi»> aii' li in i;ewi>s.; 
anderc Tiere über, luchL nur sind <lie ArHi-a.*^ Burorö und werden 
entsjiivriiend behandelt, — sio «Irücken ihr Verhältnis zu dem 
Earbenprifßhtigen Vogel kaltblütig auch ao aus, dasa sie eich seihet 
als Aruas bezeichnen/' 

„Oder um eine hAnfige Variante der Ahnenaage su nehmen« 
dann steht nichts im Wege, dasB der Jaguar der üraha eines 
menschenfressendeu Stammes gewesen sei; denn immer wiixl ans- 
drückli(;h berichtet, das« dien» i Stntiinivatt j „Jagiiar^* Vurfahren des 
eigenen iStammes, Bakiuri oder Paiessi, getötet und geiressen liabeV 

Die Angaben gestatten xwar keinen positiven Schlnsa, Kumaleu 
Ton den Steinen über die Bedeutung ihrer Stamroesnamen und 
lener der Unterabteilungen ihrer Stämme, nichts zu sagen weias, 
aber sie machen das Bestehen des Totemismua immerhin wahr- 
scheinlich. 

Von den Steinen fand nun bei diesen Stämmen interossante 
Sandzeichnui^eii. 

„Auf der Rückfahrt — er^iahlt er — kam iiisci- Kalui eines 
Tage» au einem Sandstrand vorbei, den die iudianisolieu Begleiter 

•) 1>. Wilson, Pi-ehistoric Man, II, 127--8. Bei Spencer, Desorip* 
tive b0<:lüln-y. Bd. II, ö. M. 

*) Faliuer bei Lubbut:k, i'jüLuituric Times. S. 431. 

^) Von deu Steiueu, Unter den Nuturvülkeru Ceiitiuibrasilieus, 
S. 351 ff. 
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sciiwu vor uns passiert hatt<MK zu unserem Ei-staunen sahen wir 
dort zwei Fitsohe in den Satui gezeichnet. 

Ziemlich genaii in der Mitte des Weges zwischen dem Hftfon 
QDd derOitaehaft der Mahinakü fand ich einen Rochen und einen 
Fftküfiach in den Sand gesEeichnet 

„Abende im Mondschein machte es ihnen (den Bctor<$) ein 
Hanptf^rgnflgen, ans Jagdttere nnd .Tagt^lsoenen in den Sand zu 
malen.' Iläufiir waren es gerade Jaguare*). 

j^Zieiiilioli Suiten, au-sgenoiiuaen l>ei den Nahiujua, wo gje zahl- 
n^ich \\iiren, fanden sich an dem vom Flnss zum Dorl 
führenden Waldpfad in den Bäumen menschliclie Figuren 
eingeachnitten, das heiast in den Umrisalinien eingentst oder 
der FUche nach aus der Binde abgeachSlt** 

,«Aach die eine oder andere Tlerfigur war vor* 
handen.*' 

„Bei den Aneto sahen wir Tiertigui*en — — auf Pfosten 
eingekratzt mil er^scliwürzt ^l" 

Es eriiuieni »liese Miiteilungen viel zu lei>haft an die An» 
v<HAdmig der Bilderschrift bei den Indianern Nordamerikas, alB daas 
vir »e unerwähnt hfttten hiBsen können. 

In Afrika haben nur die Betachnanen ttnd die benachbarten 
Dlunara-Stämme ein attogebildetea Totemaystem. 

Die Befechiiannn bf^filtzen Namen, die ihre traditionelle Ab- 
stammung von i^« V. i>s<'ii 'I'icren bezeichnen. Diese Tiej-e werden 
vom tleii Völk' iii. «Ii«' sich nach ihnen nciuun, heilig gehalten, 
WAder gejagt, ntn li gegch?« ii. Die Bassutos z. B. sin<l Bakuena, 
Männer des Krokodils, die Maotätis sind Bakuabi, Manner der 
vikien Katze; die Lyghoyae aind Batauung, Mftnner dos IjOwen. 
Andere halten das Stachelachwein, den Affen, den Fisch heilig iL s. f.» 
doeh giebt es anoh soIchC) die sich nicht nach Tieren nennen, z. H. 
die Buolong, welche Bateii)i, Mftnner des ISsons sind'). 

Ähnliches wird auch von den Damara berichtet. 

Es ist für uns l»es<judt rs interessant, dass. uIavoIiI bei den 
N I II Afrikas nichts von einei* Schrift liegend welciier Art zu 

') Von den Steinen, op. cit. 8. 246 ff. 
*) Ton den Steinen, op. oit S. 255 ff. 
Arboaesset et D., 3491 Liviogstone, I, 16. Bei Watts, 
Aitkropologie der Natory^Iker, IT, 352. 

20 
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finden ist, gerade die Betechuanen eine Ausnahme bilden. Toa 
ihnen ist es bekannt, daaa sie Tiergeslaltan an ihie H&nser malen 
lind auch als Herdenseiohen Tiergestalten anwenden^). 

„Der liakuena- oder Krokodii-Clan der Betschuaiieü iu Sfwi- 
Afrika nennt das Krokodil seinen Vator. feiert es bei seinen Festen, 
8chw(hrt bei demselben und macht einen Einsohnitt, der dem Manie 
eines Krokodils gleicht, in die Ohien seiner Binder sum Untfl^ 
schiede von den Rindern anderer^).** 

Li Sibirien koininen sowolil Spuren des Totemismut*, wie auch 
mit Tiergestalten bedeckte BiJderfolseu vor. 

Von den alten historischen Völkern ist der Totemismns nur 
ffir Egypten nachgeineeen, das ja bekanntlich anofa eine Hanpt- 
stfttte der Bilderschrift gewesen ist Es sind daselbst anf Ab- 
bildungen Tierköpfe anf Mensohenleibem gefanden werden, ,,wobei 

die Tierköpfe nur die HieroghT)hen der Götternainen sind*)." 

Die negativen Beweise sind niokt minder interessant, als die 
poeitiyen. ' 

Im Bereiche der verschiedenen Keilschriften, der nddischeD 
Runen, der tartarisch- mongolischen, der phöniklsoh-hebfiisciun, 

der syrischen Schriften, welche nicht aus der Bilderschrift hervor- | 
gegangen sind, sind auch keine Spuren eine« Totemsysteius vor- 
handen. I 

I 

Auch bei den arischen Völkern ist weder etwas über eine | 
ehemalige Bilderschrift, noch Über TotemiBmus bekannt 

8. D«r Charakter der Totems Ist dior yoi MsittMiohML 

Wir liüben iu den bisherigen Aiisführungen gefunden, dass. 
wo ein System der Totem-Clans vorkonunt, dasselbe auch eiue 
Anwendung als Schriftzeichen findet, und wir haben gesehen, dass 
Totemisnius (mit einer einzigen Ausnahme) immer zusammen mit 
BiiderB<^ft auftritt 



>) Ratseli-Tdlkerkmide, I, 236 n. 305. Waits, Anthropologie dar 

NatiUTöiker, II, 345. \ 
"] Livingstoue, Missionary Travels and Reseaidiea in Soutii-Äfrica, . 
S. 255. — John Makeiizie, Ten Years North of tiie Orange River, 
S. 135 n; Casalis, The Basutos, S. 211; — bei Fraxor, Toteolism, & 13. 
") Faaimaun, Ueaohiohte der äohiift, 8. 11. I 



Eb fragt Mch nur noch, weldie von brideti Erscheintingon ()ie 

primäm und wolcho die seknndftrc ist. Man könnte ja nieinon, 
(lass der TotoriiiKinuB — wo er einmal aus irgojidw' lch' ii 'Irüiuieii 
zu StaTi it' gekoiiiinen ist — nachtrftgllch natürlicherweise auch als 
eiü Syetera der Namenszeiclien Anwendung fand und dass sich 
unsere DarskeUoiig der Aufeinander'Folgtd eines Hysteron^Proterona 
BcboMig mache. 

Wir vollen im Folgenden noch kiirx einige ThAlMohen an- 
ftthren, weldie diese Annahme einerBeite Tollkommen anflschlieeBen 

und andererseits der Ei'klärung Professor Piklers noch neue Beweis- 
kräfte liefern. 

Sehr viele Totenueichon tragen nämlicli unverkeiuibare und 
baredte Merkmale ihres pictOgraphiKchen Ursprungs an sich. Ea 
ist vor Allem eine gemeinaame lügenschaft aller Toteme, dass sie 
leicht leichenbaren Objekten entnommen sind. Nur als gans seltene 
nnd veronzelte Ausnahmen kommen die Totems des Regens, des 
Donners, Windes etc. vor, die in einer rohen Pictographie nicht 
leicht wi.mU lg, geben wenlen konnten M. Es sind dies jedoch ver- 
scliwiti.lr jiil.-» Einzollu^itt'M. denen iiuu<l«Ttf und Hunderte von leicht 
abbiidbareu Totemnanien gegenüber stellen. Man muss daher an- 
nehmen, dass soiclie vereinzelte Totemnamen, wie Hegen oder 
Donner, schon ans Zeiten stammen , wo die Bilderschrift weiter 
vcigeachritten war. 

Nach Herbert Spenoer wfoe der Totemismus aas Vererbung 
von rfihmenden oder Spitznamen der grossen Krieger und Hftnpt- 
linge auf ihre Stamme hervorgegangen. Wilre dem wirklich so, 
80 «lüifft'ii die Tieruamea unter den ToteiJin;inioii mir so ziemlich 
im selben Verhältnisse vorkommen, wie unter den Namen der 
IndiTiduen. D\e^ i>t aber nicht der FalL Diese Eikiftning giebt 
demnach keine £rklftrung der Thatsache, daas die Totemnamen bis 
nf Tunchwindende Ausnahmen immer von Tiemamen entlehnt sind. 
Bi giebt doch unter diesen TOlkem auch versohiedene andere Spita- 
■amea, warum wiren denn diese niemals vererbt nnd durch Hiss- 
dentong zum üreprunge eines ähnlichen Totemkultes geworden? 

^) Regen and filits scheint mir nioht so schwer sa seiohnen au sein. 
Wind wird, irio mir soheint, nar in der Abart des hebsen WindsR 
(Mne Luft, Hitze) als TMem und dnroh die Seone sohrifüiob beseiohnet. 

P. 

20» 
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Bieae Frage muss sich uns uniBomehr aufdrUigeii, da ja deivtige 
Missdeiitimgen bei veiflchiedenen Völkern, velcke kein TetomBystom 

haben, thateächlich vorgekommen sind und zu den verechiedenstou 
religiösen Anschauunt^en und religiösen Mythen Anlass ererben 
haben. Wenn 8ich nun untei- den bei manchen Völkern bis zu 
Hunderten angewaohaeneo Totemnamen sozusagen ausschliesslich 
Tieinamen befinden, so muss dieser Umstand doch auf einen anderen 
und spexieUereii Grund zurOcksufÜhren sein, als auf die MiaBdeutiuig 
individueller Spitznamen. Wir sahen den Hauptgrund däfQr darin, 
dasa die Naturvölker Umrisse von Tieren zuerst wiedergeben kSnnen. 

Aii.srsor ilei- leichten Abbildbarkeit tiagen die Totemnamen noch 
weitere Morl<inale ihn s jtictographipchen Ur^pningos an sich. 

Die Moliegans iiaben kleine Kröten-, grosse Kröten- und 
Schlammkröten-Clans. Die Kaws haben weisse Adier-Clans und 
schwarse Adler-Clans^). 

Der SchildkrOten-Stamm der Qmahas hat unter eeinen Unter> 
abteilungen eben Glan der ,,groa8en Schildkröte, die nicht flieht*^, 
einen ,,der Schildkröte mit roter Brust^^ nnd einen «der ge> 
sprCLkülten Schildkröte mit roten Augen ^y. 

Tn Australien giebt es im Tatatlii-Btaniiuo einen lichthiaun^^n 
Falken-Clau und einen des braungefärbten Falken. Im Kamila- 
roistamm einen Känguruh und einen roten Kängunüi-ClaiL Der 
Eunandaburi-Stamm in Queensland hat einen Clan der braunen 
Schlange, der gefleckten braunen Schlange, der Teppich- 
Schlange, dann der Ratte, der Kftngnmh-Batte und der Busoh-Batie. 
In Weet-Yictoria giebt es einen weissen und einen schwarsen 
Kakadu-Clan, einen buffel-led*.M - farbigen imd einen schwarzen 
Schlangen-Clan. Aus Queensland wii-d über die Clans der grossen 
und der kloinou Biene berichtet-''). 

Die OrondagarJpokesen haben die Clans, beziehungsweise dio 
Totema der grossen Schildkröte und der kleinen SchildkrÖlPf 
des grauen und des gelben Wolfes*). 

Bei den Huronen sind die Totema der gestreiften, der 

Morgan, Anoient Society, 8. 166. 
^ Third Ann. Bep. of Bor. of Ethnol., Washington, a 240 i, 1m> 
Fräser, op. cit 8. 03. 

■') Frazer, Totemism, S. 83. 

*) Morgan, Andont Society, S d3. 
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grossen glatteu, der schwarzen und der Houiiiaud-Sdiüdiirüte 
uk finden 

Auch gefleckter Frosch und getiegerter HAifisoh kommen 
als Totemtiere vor*). 

Eb ist das eine Art der Unterscheidung, welche lebhaft an 
jene der Jockey-Blousen bei Pferde-Wettrennoi erinnert und weldie 

sicherlich auch diesellje Besiiiuuiuiiji: hatte. 

Wenn wir uoch hinzufügen, dass die Bilderschriften «ler noi-d- 
tmenkanischen Indianer und auch jene mehrerer anderer Völker, 
iro möglich immer bunt auegomalt wurden, und wenn wir erwfigen, 
dtts die Totemtiere der Indianer Nordamerikas auch thatsachlich 
immer in ihrer ganzen scheckigen Farbenpracht auf ihren Schrift- 
stücken prangen, so kann es wohl kaum zweifelhaft erscheinen, 
das» diese leicht ausführbaren Verscliiedenheiten der (jr5sse und 
der Farbe *^ben 7,nni Zwecke einer hikHiH^on I Unterscheidung auf- 
gekommen ssiud- Kü kanu niciit gut angenouiUiLii wurden, dass die 
Pictnrrrnj hie auch hier hioe deu Terschiedenen Spitznamen nach- 
gehinkt wäte. 

Unser Standpunkt wird auch dadurch bekrftftigt, dass andere, 
in der Zeiohnung nicht leicht ausffihrbare ünterschei- 
dungen der Totemtiere kaum zu finden Bind. 

"Wir hören unter den Totemnamen nie was vom 
starken Bäreu, vom wilden Wolfe, vom klugen oder vom 
dummen Hunde, sondern es ist immer nur von grossen oder 
TOB kleinen, von weissen, schwarzen oder roten Tieren die Bede. 

Dies kann nicht einfiwh Zufall sein und kann nur aus den 
Anfordeningon der Bilderschrift ungezwungen erU&rt weiden. Diese 
Unterscheidungen beweisen deutlich, dass der Ausgangspunkt des 
tranzpn Tot»Mn«ystems in dem Bcdürfuisse einer schriftlichen Be- 
irfieluiiuig der Völker zu suchen ist. 

Ein Somoeeen-Clan hat „die £nden Ton Blättern und 
allerlei anderen Dingen** zum Totemi Diese Enden werden 
heilig gehalten und dürfen in keiner Wdse gebraucht weiden. Es 
und erxflhlt, dass es den dansmftnnem im tAgliohen Leben nicht 
wenig Mühe macht, die Enden all der Taro-, Brotfrncht und 



') Fint Bep., 8. 00, bei Fräser, op. oit S. 61. 
*) If organ, Uigsselfedhaft, 8. 140 und 147. 
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KokuMiu. SS-Blätter, die sie zum Kochen arebraiichen, wegztisch neiden. 
Auch die Endptikko der Yamwurzeln, Bananen. Fische u. b. w. 
werden sorgfältig beiseite gelcg:t imd aIs 2ur SpeLae aogeeignet 
betxachtet, als wftieii sie Gift^). 

So aoodertiar auch diese Ait von Totems erscheineii magf 80 
ist sie doch mittelst der Theorie Prot Piklers leioht erkUriicb. 
Das in Bede stehende Totem mnss tirspnlnglich ein Blatt oder 
dn blattähnlicher, spitzer Fisch gewesen sein. Das BiMerzeich«! 
hat sich im Lnufe der Zeit und dos Gebrauches vereiiifa« lit un l 
wie X. B. au8 dein Krokudils-Toteui der Betschuanen blo» diu» 
chaiakteristisühe Erokodilsmaul übrig blieb, oder wie sich das 
Truthahn- und das Wolfs-Totem der Delawaien duroh QebEMch 
zum Truthahns- beziehungsweise WoUsfase vereinlachte*), so wurde 
vielleicht vom samoesischen Totemflsch blos das cdurakteristiBcfae 
spitze BndstOok beibehalten, welches aber nach der primitiven Zeioh- 
nung ebenso gut aucli das Endstück eines Blattes oder das einer Yiun- 
wurzel oder Banane sein konnte. Das iirs|iiünu;liclie Tut. in \vurde 
vergessen und da das Bild keine weiteren Aufkläi'ungen gewrdule, 
so filieb dem frommen Samoescn nichts übrig, als sorgfiütig die 
£ndi>tücke von allen mißlichen Diogen heilig zu halten. 

In ähnlicher Weise dfirften sich die farbigen Tier-Totems 
einiger nordamerikanischen Indianer su blossen Fkrben-Kiexen ver- 
einfscht haben. Bot ist nämlich ein Omahan-Toteni ^) „Rote Färbet 
und „Blau" sind Chorokesen-Totems^), und „ZinnobeiTot" ist der 
Name be^w. das Totem eiuer I iitei-abteilung der Deluwaren^), Der 
Umalia-Stamni iiat „Schwarz" und „Rot" zu Totera-Clans 

Einen weiteren Beleg bildet, daaa sich viele Stämme in gaw 
gleichnamige Totem-Untecabteilungen spalten. Es gilt dies z. B. 
für die irokesisohen Stämme, welche folgende Totem-Clans habes: 

Senekas: Wolf, ffibr, Schildkröte, Biber, Hirsch, Schnepfe, 
Beiher, Falke. 



') Turner, Samoa, S. 76; bei Frazer, Tutfinism. S. ]3. 
-) Ht'ckewelder, ludian Nations. S. 247, iirinton, TUö Le"»!« 
aod thoir lA'güüds, 8. 39; bei Fiai^üi oji. cit S. 31. 
') Morgan, Ancieut Society, S. 155. 
*) Ibid. 8. 164. 
Ibid. B. 172. 

•) Morgan, Urgesellschaft, & 132. i 
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« 

Cayugas: Wolf; Bir, SoliUdkrOte, Biber Hinch, Schnepfe, 

Ouondagas: Wolf, Bäi-, Scluiiikrüte, BiUr, llirbcl», Schnepfe, 
Aai, Ikll. 

Oneidas: Wolf, Bär, Schildkröte. 
Hohawks: WnU, Bftr, BobUdMte. 

Toskaroras: Onroer Wolf, gelber Wolf, Bftr, grosse Sohild- 
kiMe, kleine Schildkröte, Biber, Schnepfe. AaI^). 

Die Gleichartigkeit deutet auf eine zwecivit^'wutjfcite, >i.'mati.sche 
Aonatiuie der Totemnamen, auf eine Erlemung dee Fortschrittes in 
der Schrifl von einander. 

Wir finden endlieh, daes nicht nur die dgenUichen Okna, 
Boodem auch die gebelligten Tans-Bunde, die im sosmlen Leben 
vieler nordamenkanischer IndianerettUnme eine grosse Bolle spielen, 
ram grössten Teile Tiemamen haben, die betreffenden Tiere heilig 
halten, sie nicht ^»e^jen, und Kennzeichen be^^itzen, die aus einem 
Teile de> Ti'Teö btsstehen. Die MitirlifMlcr diesei- Bunde IWnK-litni 
sich uiüht als blutsverwatidt; der Eintritt in dieselbe berulit auf 
Zulassang und meistens um^tsst jeder Bund Männer deeseiben 
AiteiB. Manche dieser Bande sind mit polizeilichen Funktionen 
betrrat, so a. B. Erhattong der Ordnung im lüger, wihrend des 
Harsches, auf der Jagd etc.*). Die Tieranbetung und die Tier» 
Btmen können in diesem Falle auch niclit mit der Spencer'sohen 
Theorie allein erklärt werden, lasöcu sich hingegt?» mittelst der 
Lehre Fiklei-'b gan;^ gut veröleheu. 

Indem diese Lohre den wahren T'rspnmg des Totomismus 
klar legt, scheidet sie anch das eigentliche Wesen desselben 
TOD anderen Erscheinungen, mit denen derselbe oft yerwechselt 
vird. Tieigottheiten tmd tabuierte Tiere sind noch durchaus keine 
Verkmale, welche auf Tofcemlsmns srhlieftsen lasflen. Wo das heiUg • 
gehaltene Tier niclit auch den Stanunesnanicn al<üiel>t und als 
Syiiibül des Stamme? jrilt, <lort hat die Tieranbetung mit dem 
Totomiamus nichts zu schatTen. 



*) Morfran. Die UrgeieUsohaft, S. T)iK 

^ Maximilian, Prinz zn Wied, Nordamurilia, I, 401, 440 ff., 
556-579, II, 138—14(3, 217—219, 240 f. Third fiep., 8. 342—355. Bei 
Fraier, op. oit 8. 48—50. . 
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Es lasöea hicii auf tlieisö Weibe eine Menge über tuigebiichöo 
Totemismus im Umlauf befmdliohea AnsichteD ncbtig stylen. 
' • • • 

« « 

W'ähioml dieser knimtz ceHchriebeii wnitle, stellte J. Fi ;i/»^r 
eine neue Hypotliebe über «ien Ui-sprung lies Totemibiuuö au[ ^i. 
Dieselbe stützt eich auf neuei-dings bekannt gewordene religiöse 
CeFemonien (Intiehiuma) eentral-australlBclier Völker ^ deren Weaeo 
darin besteht, dass die Männer eines Totems alleriei magische 
KQnsta ausfiben um gewisse Tiere und Pflanien in geofigender 
Menge gedeihen zu lassen^. Haupts&ohlich auf Orund dieser 
Intichiinua-Cerenionien kam Fiuzer zu dem Schlüsse, dass der Tote- 
mi Sil ins lu-sprflnglich ein magisches Kuu]>orativ-SystjRm war einer- 
beiUs zur llerbeibdmtlung «lei Betlürfnisse einer GciuoiiiM luift und 
anderei*seitÄ zur Fernhaltung von Übeln und Odahieu. Die ganze 
Natur wäre in einzelne Gebiete und alle Angehörigen eines Stammes 
in entsprechende Gruppen geteilt worden und jede Gruppe lifttte 
sich mit dem ihr zugewiesenen Teile der Natur zum Wohle der 
Gesamtheit zu befassen gehabt. Jede Gruppe wSre mit der Ober- 
aufsicht und Kontrole Über ein Gebiet der Natur tetrant worden. 
Ist das einer Gruppe /u^ew iesone Gebiet dem Monschon outi- 
briiiu:''iul, wie iui Falle vuii e>sltai"en Tiereu ujid PUaaz«-!!. so ist 
es Aufgal>f> der betroffenden (xruppe diesen Teil der Katur durch 
ihre Beschwörungen zu pflegen und zu vermehren; sind es aber 
dem Menschen sohfldUche Dinge, so haben die Totem-Gmppen den- 
selben mit ihren magischen Ktnsten entgegenzutreten und ihre 
bösen Wirkungen zu yerhindem. Jeder Einzelne hat von seinen 
Beratthungen zwar keinen direkten Nutzen, da er die Objeikle 
seines Totems — obzwai .3s nach einer Tia(liti<»n einstens gestattet 
war — gegenwärtig iiieiit mehr verüeluvn «larf, aber er findet 
reichliche Belohnung in der Enthaltsamkeit aller übrigen Gruppen, 
denn diese hat eine genügende Menge aller anderen Nahrungs- 
mittel zur Folge. 



') J. G. Frazer, The Origin of Totendsm, Fortnightly Reriev, 
April and May 1899. 

•) lialdwin Spoucer and F. J. Gillen, Thu Native Xribes of Central 
Australia 1899. 
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Um beesere Wirknng auf deu ihnen mgewieseneii Teil dor 
Nttnr ausüben sn kOnneni identifizieren sie flicli mit demselben. 
Wollen sie die WOnner beschworen, so maohen sie sicsh selbst zn 
WOrmern; wollen de Kasuare vermehren, so ahmen sie Kasuare 

uach. Oder aber — meint Frazer — sie könnteu zur seltsamen 
Annahme «iiebor lUeutität aiicii <la<iui*üii gelangt sein, dass nach 
ihrom Glauben der Qeousä des j?ieisrhrs und Hlutf^H irgend eines 
Wesens auch dessen Etgensohaften überträgt» Dif; welche die 
Kasuare zu rermehren hatten, werden ungprQnglich hauptaftohlieh 
VW Kasoaven gelebt haben und hierdurch nach ihrem AbeigUuben 
aoch zn Kasuaren geworden sein. Erst nachdem die Identifikstion 
der Mensehen mit dem Totemtiere zur Hauptsache des Totemiamus 
s:ewoiil.ij uit'l man wahrnahm, diss Tiere derselben Gattunu uin- 
düder liicht verzeiiren, hältrn die Australier, nin rs ihnon f^leich 
XU machen, um wirkliche Kasuare oder Känguruha xu werden uud 
lim dadurch umaomehr Emfiuss auf dieselben zu gewinnen, ihre 
Totemtieretabuieit 

Auf diese Weise wSre eilLlIrt, dass sie gegenwArtig von ihren 
Tofems keinen Gebrauoh machen dflrfen, dass sie es hingegen in 
fr&beren Zeiten thaten. 

Mit der Thoc»rie Frazors lusöuii sich zwar die Intirii ana- 
Cer^monien der Äustiaiier, wie auch anderswo konstatierte äluiliche 
Gebräuche annehmbar erkläi-en, sie leidet aber au einer sehr i>t - 
deutenden inneren Unwahischeinlichkeit. £s ist ganz unglaublioU, 
dasB die Volker Central-Austnliens, die von allen heute existierenden 
Banen des Erdballs auf der tiefsten Stufe menschlicher Entwicke- 
long stehen, zu einem solch entwickeltem Kooperativ-System gelangt 
aein sollten. Alles, was wir über die wirtschaftlichen und sozialen 
Verhälüiiösc- >\rv j-iiniitivsten Menschenrassen wissen, widerstjtzt 
sich einer solchen Annahme. Das Ai-beitcn Aller für Alle hat erst 
aiif einem relativ sehr hohem Stadium der Entwickelung begonnen. 
Die AaBnge der Arbeitsteilung gehen kaum Uber die Teilung der 
Atbät zwischen den Oeechlechteni. Und es ist auch * nirgends 
etwas ähnliches bekannt geworden, wonach sich ein Teil eines pri- 
mitiren Natunrolkes auf die Herbeischaifung eines speziellen Tieres, 
ein anderer Teil auf die Jagd eines anderen verlegt hättv, um mit 
(lcü--'!K* ii dio Gesamtheit zu vereorgen. Dieser Gedanke konnte 
ifl Ceatial-Aufitralieu gai: uicUt aufkommen* 
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Es ist viel nstflrlioher «ntunehniM, dass die nugiadieii Be- 
sdnrOnrngen der Tm, FfUmieii o. s. w. diiie voriieigolMiide plaa- 
mtaige Arbeitoteiliing erst dann begonnen haben, naohdem der 

Totemismus in der im Vorhergehenden geschilderten Weise bereits 
zu Stande ffekomraen ist nnd durch MissverständniR zum Glauben 
an die Identität der Totem- Ob jolvte nnd der nach denselben 
bonaiintoQ Menschen geführt hsL Und somit müssca wir der 
Theorie Prot Piklers anoh der neuen Fraier* sehen gegenftter 
den Yonng geben. 

Br. Felix Bomldi 
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Hongkong, 

seine £ntwicklang und wirtschaftliche Bedeutung. 

Ton 

Hennaiui Mnunadiw« 

Zu migefähr derbelben Zeit, als Kcpernikua \md Galilei die 
Etile ans der vermeintlichen Mittelssteiiiing im Weltall rückten, 
gewann Europa durch die Ektdeckungen von Kolumbus und Vasco 
de QuDA, die beide ans dem Suoheii luob den WuuderiABdera 
Kathiy und Zipango, d. h. dem heutigen China und Japan, herror- 
gingen» seine noch bis heute beirahrte HitteilBteUung auf der Erde. 
Die SohAtze Äsiene, insbeeondm dee fernen Ostens, waren aUer- 
dings schon früher nach Europa gekomnion, aber es waren Asiaten, 
hauptsächlich Araht-r. Perser iiiul -ludew gewesen, die sie auf dem 
Ijuid- und Seewege herbeischafften; der Handel der Eiuropäer be- 
sdiränkte sich noch im Wesentlichen auf Kmopa und die Mittel- 
neeriftuder Asiens und Afrikas. Ikst seit der Entdeckung des See- 
weges nach Ostindien bemächtigten sich Enropier dee Handete 
Aliens; erst {etat) wo die Heere aus einer Yerkehrssoihianke ein 
Verkehr8Wf>g zn werden begannen, fingen anofa die Soropiler an, 
die Herreu der Meeiw die Ti%er des Welthandels zu wenleii. 

Wie ein Portnf;iese es ^va^. der den Seeweg nach doin Osten 
euldeckte, so waren es auch die Portugiesea, diu zuerbt von allen 
europ&ischen Vüikem auf dem Boden Ghiuas festen Fuss fassten, und 
bis um die Mitte unseiea Jahrhunderts sollten sie die einsigen bleiben. 

Bereits im Jahie 1516 waren die Portugiesen von Malakka 
tUB nadi Kanton gezogen. Hier hatte seit dem siebenten Jahr- 
bmidsrt unserer Zeitrechnung, in dem Kanton den Arabern erO£fnet 
wurde, der Auslaudshandel Chinas zum grossen Teil sich kon- 
zentriert. i»er Ilsikiang oder AVosttluss, i\vv in finem weitverzweigten 
öelta hier mündet, liatte für Chinas Binueuverkokr und Ausfulir- 
iumdel darum eine besondere Bedeutung gewonnen, weil er nicht 
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ntur selbst in seiaem stattUobeu Laufe und seinen aumnigfacheo Ver- 
zweigungen durch die beiden Ewnng-Provinzen hinduidi eineiseils 
bis zm Bchwenugftnglichen QebiigspiOTins Yünnan, anderefseils 
bis nahe an die Orenien der beiden volkreichen chinesiechen Mittei^ 

Provinzen Kianß:8i und Hunan schiffbar ist, sondern weil er auch 
durch eine wuudt.rhure Annäherung an das ^mss»' Str'-insy>tpm des 
mächtigen Yanglseliiang mit diesem und dem itiin du-nenden weit- 
verbreiteten Netz teils natf\rlicher, teils künstlicher Wnssersti-asseu 
bis hinauf zur hoch im Norden, 177^ Breitengrade oberhalb Kantons, 
gelegenen Relcbshauptstadt Peking in sohilfbarer Verbindung steht'). 

Aul diesen das Gebirgsland wunderbar dordiflchneidenden 
Verkehrswegen strSmten die snr Ausfuhr beetimmten Erxengntsse 
der reichen cliinesisehen Mittelprovinzen, insbesondere Tliee nnd 
Seido. mit den Aniberzeiten im Delta dos Westflusses zusamuicn, 
die urbprünglicli wenig bemerkenswerte, Kwang-t«chou genannte 
Hauptstadt der Provinz Kwangtung in den stetig wachsende Mittel- 
punkt des f remdhandels, Kanton, umwandelnd« 

Ol>wohi OS an Versuchen nioht fehlte, dem Fremdhandel weiter 
nördlich, in Amoy und insbesondere im Mtlndungsgelnet des Taugte- 
Stromes, in Kingpo und auf den Tsohusan - Inseln, eine w^tere 
StÄtte zu schaffen, gelaug es den Chinesen doch, bis zum Jahre 
1812 dio Fremden und ihr«-n Handel auf da«^ Delta des Westflusses 
zu beschränken. Allerdings blieb Ivunton nicht der einzige Platz 
dos irenidhandi^ls. Die Portugiesen verliessen bald diese Hafen- 
stadt und begründeten im Jahre 1557 an dem eigentlichen Haupt- 
MOndungsaim des Westflusses den von den Chinesen unabhftngigeren 
HafenplatB Makao. Es gehing ihnen auch, in jenem Zeitalter, als 
Portugal neben Spanien noch die grOsste Kolonialmacht war, ihre 
chinesische Besitzung zu entwickeln; Makao wurde die „beste und 
glück liebste Koloni.'. die die Portugiesen im ganzen Osten besitzen'*, 
genannt. Im Jahre lü4u soll es 2000O portugiesische Ansietller 
gez&lilt haben. Doch je mehr seine Monopoisteliung schwand, welkte 

Vergi. den Vortrag des VerfasHers: Der Westfluss (Hsil»iaiiLr) und 
seine wirtschaftliche Bedeutung, in den Verhandlungen der Oosellschaft, füi 
Erdkunde in Berlin. Bd. 25, IH'.KS, Xo. 8 u. 0, sowie die Aufsätze desselben 
ühvr die chino.sischen Vertrj^ifshäfen, ihre Stelluni! nnd wirtschaftHche Be- 
H. iitiiti^r .lahH ii' h.ji II für Nutionalökonoaiie und Statistik, Bd. 16, 

Ueit 5 u. U, sowie lid, 17, lieft 1 u. 3. 
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seine BlRt^. Der gewinnreiche ohine&isohe Handel lockte bald auch 
die Spanier» die im Jahre 1531 unter dem PortngieBen Magelhaes 
auf deo Philippsoeti sich festgeeefst hatten, aowie die HalUnder 
herao, die seit dem Jahre 1693 ihre grossen Erwerbungen in dem 
Mdayiscfaen Archipel machten; ihnen gesellten sich ICnglftnder, 
Dünen, Franzosen, Amerikaner und Deutsche später liin/,u. 

Der wachsenden Kniikunen?. 7/ME^ten si^^li die !'< iituui''>on je 
länger, je weniger gewachsen, l»is Makau zur heutigen Bedeutungs- 
losigkeit hembsank. Nur als Mittelpunkt alleiloi unrechtmässiger 
Oeeeb&fte spielte die einst blähende Kolonie scfaliesslich noch eine 
Rolle; durch Eulihandel, Schmuggel, Olfloksspiel erhielt sie noch 
eine 2Seit lang ihren Wohlstand. Aher auch das hörte endlich fast 
gändich ani Im Jahre 1875 wurde in Makao der Temifene Knli- 
handel, dmx h den inn^ i halb eines Vierteljalii liuiirlerts eine halbe 

-II <diinosen ins Ausland vei"schifFt w-.Klrn waivn, untenlrOckt 
lüi Jahre 1887 erhielt auch der gewinm^iche (»piumschmuggel 
durch eine Neuregelung der Zollverhältnisse, auf die noch zurück- 
nkommen ist, einen schweren Schlag. Sogar seine Bedeutung all 
BaaptspielhÖlle dee Ostens bflsste Makao grösstenteils ein. Im 
Ahre 1885 wurde nAmlidi das Glücksspiel in beschrftnktem Masse 
ancfa auf chhiestsofaem Boden gestattet Welche Bedeutung das fOr 
(He iiniii» r mehr verkommende Kolonie hatte, geht daraus hervor, 
il^«- die Kinnahnie der iioitngie^i-ehen Roe^ierung aus den Trlncks- 
fe}ii- i-K<inzessioüou miteiuem Sclilago von 353 ÜUÜ auf 3ÖÜUU 8iU>cr- 
Dollar herabsank. 

Auch das Wenige, das an reohtsmfissigem Handel in Makao 
übrig gehUebea war, ist neuerdings allmftlig geschwunden. Der 
flbeneoflche Orossbandel findet hier heute schon darum keinen 
geeigneten Stütspunkt, weil der Hafen immer mehr Terschhimmt, 
für die stets wachsenden l)aMi])f.»rkolos8ei inuner weniger zugünglinli 
wirtl: iiolieii diesem natui hrheii llinderni--. fHr dessen ans^dioinend 
keineswegs unmögliche Einschränkung o<ler gar Beseitignng nielits 
Wirksames bisher geschehen ist, hat die i-oi-tiigiesische Regierung 
noch ein kOnstliches geschaffen, indem sie im Jahre 1880 Hafen- 
abgaben — 50 Reis per Tonne — einlOhrte, die die höchsten an 
dsr ganxen Ostkflste Asiens waren* Nur elf tibeiseeische Dampfer 
baben im Jahre 1898 BCakao verlassen und awar sechs nach 
San Francisco imd fQnf nach Australien. 
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Ebenso liat die portugiesisehe Kolouie im chia^ischea Kästen- 
haiidol ihre Bedeutung solir vorloren. 

Erstens hat sie seit der Er&ffnung von Eiliogtschon auf der 
Insel Hainao, sowie ron Pakhoi auf der gegonüberiiegenden Fest* 
landakOste in der Mitte der siebziger Jahre unseres Jahrhunderts 
ihre Stellung als Sammel- und Verteilungsplatz ffir die Guter sn 
der Küste Chinas iui Süden von der Westflussmunduug imiuti* mehr 
eingebÜH«t. Der UnverMand d« r l?oi;ioi un2" hat auch hier die Be- 
wegung beBciileunigt ; durch eine unsinnige Besteuerung gelang e*, 
das Wenige, das von diesem Verkehr noch Terblieben war, auob 
bald fast gaas su vertreiben. 

Zweitens scheint die am 4. Juni 1897 erfolgte ErOffoong des 
Weetilusses für die Dampfschiffahrt einen sobweren Schlag fOr 
Miakao zu bedeute Die portngieeisdie Kolonie war nämlich bisher 
noch Stapelplatz für verschiedene reiche Bezirke in der Wcstfluss- 
iniiiid(uig; vor Allem di-' dic]itl»ovölkertüu Gcliiotc von Tseliantsun, 
Schuütak und Kongmuu bezogen von dort auf Dschunken Waren, 
die von Hongkong dort hingeschafft wurden. Jetzt scheint da^ 
aufzuhAren, indem sie mit Hongkong in unmittelbare Dampfschiff»- 
Verbindung treten. Das geschiebt dnmal, weil Dampfer das etwas 
abseits von der direkten Route gelegene Makao wegen setner venuK^K 
lAssigten Hiafenverh&ltniase Oberhaupt lieber meiden ; der Hauptgnmd 
liegt aber wohl darin, dass von Makao ührrliaiipt ein ernsthafter Versuch 
gar nicht gemacht wird, sseiiicn fmih ien Besitzstand zu verteidigen. 

So ist Makao, das so hoft'nungsvoll begann, heute zu fast 
völliger Redcntimgslosigkeit herabgesunken. Sein gäir/lirher Ver- 
fiaU spiegelt sich wieder und findet seine weitere £rklArung in 
seiner entnervten, trSgen BevGlkemng, die allerdings nenerdmg» 
etwas gewaobsen ist Am 14. Februar 1897 zahlte man eine an 
Lande ansSssige ESnwohnarsehaft von 51097 und eine in Boten 
lebende Bevölkerung von 14 036 Köpfen; danuiter waren 3898 
mei«t in Makao gebnivuc Portuuiesen und KÜ sonstige AiLslSnder. 
Die Foriugit'öen stammtii grösstenteils aus Mischheiraten mit Chiru st n 
und sind dadurch so stark degen^noit, dn«:s sie im Wesentlicheo auf 
für unteigeordnete Stellen in den Handelshäusern der anderen 
Fremden, fflr die ihre Sprachkenntnis ihnen au Oute kooomit, in fwi 
allen chinesischen Vertnagsh&fen, sowie in Hongkong geeignet e^ 
scheinen* Selbst die CbinesenbevOlkenmg macht hier nidit den 
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Kindnick liei Külirigkoit und Emsigkeit, wie sonst in den luciston 
Xeüeu des Landes; die allgememe durch nichts gehemmte Ver- 
komiBfiiilieit scheint auch auf sie sich zu erstrecken. ImmcrliiA 
vereinigt sie noch fiist AUes an Unternehmungslust, das llUIrao 
Überhaupt besitz 

Die Chinesen weisen nach dem neuesten im Jahre 1895 auf- 
genommeneu Zensus in der portugiesischen Kolonie mehr als 
1000 kauhnSTUiisrho Geschäfte mit (iSOO Angostellteii, sowi*- 848 
gewerbliche Untei iiehiiuinj^en mit 5311 Aiig«^ste)ltPM auf, darunter 
insbesondere Seidenspinnereien, die die einzigen weiblichen Arbeiter 
— 680 an der Zahl — beschäftigten; ansserdem wurden noch 
afah^odie weibliche Atheitshftnde in der Hausindustrie von einer 
groBBen Anzahl kleiner Unternehmer beschSftigt, die die in China . 
and ÜTordamerika so beliebten chinesischen FeuerwerkskOrper her- 
stellen. Allen diesen allerdings auch yrcnig hervorragenden chinesi- 
schen üntonu'hinnn^pn haben die Ausländt r ausser einer Zement- 
iübrik. die im W esentliciien englisch ist, nichtö Nennenswertes 
gsgeu&berzitstei le n . 

Auch in Handel und Schiflhhrt Überwiegt der chinesische 
Anteil Nacii den statistischen Aufzeichnungen des der kleinen 
portQgiesisdien Kolonie auf der Insel Lappa voigelagerten chinesi- 
sehen Zollamtes, das der weitflberwiegende Teil der Miakao be- 
•nchenden Schiffe passieren muss, liefen im Jahre 1898 in Makao 
au&ser den bereite erwähnten elf Seedaiiipfern 1036 FluNxl.mipfor 
je ein und ans. Dazu komiut ein ausgiMlrdiiitfr Dschunkeavei-kchr^ 
über den die folgende Tabelle einen Überblick giebt: 





Falirten 


Baumgehalt 


in Tons 






beladen 


in Ballast 


nach ^liifii^ifftli^n HSfen 


7074 


312081 


19062 


Ton n „ 


7133 


304216 


44124 


zusammen 


14206 


616297 


63186 


nach Hongkong 


585 


75 U5Ü 


5i;jJ 


wn „ 


651 


87492 


167 


, zusammen 


1236 


162548 


5299 


nadl Aniijywi 


1 


120 




fon „ 


o 


^'1 




zusammen 


8 


204 




Oesamtsuiiiioe 


15446 


779049 


68485 



Was inslfttHoiiilere dio Dsehunkeiischiffahrt zwischen Makao und 
Hongkong anlangt, so l>otriig sie nar]i Zahl der Dschunkeo und 
Wert der Ladung^) im letzten Jahneehnt: 





Dach Hongkong 


▼OD HoogkoDg 


snaammeo 


D«»hnnken 


Ilatkwnii Taeb 


Dsohunlieii 


Haikwan Taol»; 


Dwhunkon 


Haikwjui Tael« 


1890 


821 


1081847 


786 


2591812 


1607 


3673659 


1891 


843 


982279 


857 


2694278 


1700 


3676557 


1892 


760 


940196 


809 


2784223 


1569 


3724419 


1893 


797 


923843 


806 


2623856 


1603 


3547 699 


1894 


805 


870 203 


860 


2678294 


1665 


3548497 


1H95 


G93 


762 057 


751 


2236673 


1444 


21IÜU330 


189G 


717 


913359 


811 


2564343 


1528 


3477 702 


1897 


722 


1069537 


770 


2833498 


1498 


390:>>0i3o 


1898 


586 


1371107 


051 


2974004 


1236 


4345111 



Der gesamte Warearerlrehr, der auf fremden und chineBiselwii 
Sddffen stattfand, wurde im Jahre 1895 von der Statietik der 

portugiesischen Kolonie auf 33559 000 SiU)crdoIlar ang^eben, 
34 pCt. mvhi als vor 16 Jahren, wo der letzte» Zensus aufge- 
QOmiucn wonlen war. Soweit er auf Dsehuokeii sich volJzielit. liie 
das Zollamt in Lappa passieren, stellte er sich im letzten Jahr- 
zehnt, wie folgt: 





ESDfahr in Xakao 


losfahr ans Hakao 


snaanimen 




fremde Wareo 


einheim. Waren einheim. Waren 






HaikwanTaels 


Haikwan laels Hailiwan Dlaels 


Haikwan Ms 


1890 


4270970 


1860699 


4226990 


10858659 


1891 


3656066 


2291424 


4046731 


9994221 


1892 


3178619 


2474184 


3831061 


9483754 


1893 


2.s»i:j581 


2484 205 


4 293 203 


9640 989 


1894 


3093158 


2 292036 


3 910 179 


9295373 


1895 


3 075 677 


2 229332 


407») 1)10 


9375 028 


1896 


3984481 


3050611 


5 561206 


1259629S 


1897 


3514878 


3734582 


5894314 


13143774 


1898. 


3347685 


3301380 


5381874 


12030939 


Der 


Handel in fremden Waren 


zeigt hiernach eine abnelunende 



Tendenz, H*>s itidAi-g im letzten Jahr ist sie aus den angedeuteten 
Gründen in einigen wichtigen Aitikelu krass hervoi^etreton, indem 

Eiu llaikwau Tael ist ungefähr ^ gleich anderthalb SilbeixlollariUM' 
bat gegen wüi-tig eioen Wert von nicht gauz 3 Mark. 
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z. B. im Vergleich /.um Voi-jahr dio Einfuhr ^i-auor ShirtitigH von 
7(>5;i3 auf 23207 ( - 7Mp< 't.), weiRsor Sliii tiiiTs von H2'AH] auf 
42915 (— 50 pCt.), T-Clothß von 4U19Ü auf 201U8 Stücke 
(— 40 pCt) henbging. 

So sprechen Yon allen Seiten Gründe nicht dafOr, dase die 
portngiemache ffolonie, ohne eine radikale Umirftlzung aller ihrer 
VerfailtniBae, ihre ehemalige Bedeutung -wiedeigewinnt Der bisher 
nur geetreifte Hanptgnmd, weswe^ Ifakao, das allein von aOen 
Städten an der ehiuesis^ihrti Kü^ie duivh die zum Teil ruinen- 
haft*^n R<»f;t.' Ii» ss.'rer Tilge *len Blick der Vergangenheit /.u\vi'nd.»t, 
so tief gesunken ist, liegt darin, dass ihm in nächster Nachbarschaft 
luiter englischem Schutz ein junger Rivale entstanden ist, dem es 
nicht gewachsen war. Wie das geschah, ist jetzt genauer dar- 
tulegen. 

« « 

■ 

Aiit;inL'^>. war ea das von den Portugiesen im Jahir» 1557 ver- 
laij<p?io KaniMU, das den ül»erst*eist;hen Handel wieder iii' br und 
meiir in sii h konzentrierte und Makao scharfe Konkuri-enz machte. 
Die Engländer, deren eistes Schiff im Jahre 1635 in den ost» 
aaiatasohen Gewissem erschienen war, errichteten nAmlich in der 
icichen duneeenstadt za Anfang des 18. Jahrhunderts Faktoreien 
ffir ihro ostindische Kompanie, der wie fQr Indien, auch fflr China 
«D Handelsmonopol Itbertragen war. Doch richtr^te die Kompanie 
üire Aufmerksamkeit aiiiungs fa>t ausschliesslich auf Indien. 

Der Handel mit '^'hina ent\vi< k. lt" sich iilicrliaiipt nur langsam. 
Im hhro 1747 beschi-änkte sich noch der ganze euiopäisi h-chino- 
si.^h«^ Handel; sowoit or tiifht nhci* die Landgixuizen stattfand, auf 
8 bntiaciie, 6 niederiändische, 4 sohwedische und 2 dänische Schiffe^ 
Hm bia tum Jahre 1789 auf die Gesamtzahl von 86 Kanton auf« 
wioheiiden Sohiffen anzuwachsen, unter denen 21 von Ghross- 
ttHannien, 40 von Indien und 15 von Nordamerika kamen. Wann 
Nierst ein deutsches Schiff in Kanton angelangt ist, kann nicht 
genau festgestellt werden. Sc hon zu Ende des achtzehnten Jahr- 
hunderts sind jii' iissische Schiffe von Emden aus, vorwiegend für 
holländische Rechnung, nach China gefahren und seit dem Jahie 
1822 nahm auch die nenbegrlbidete kleine Flotte der königlichen 
prawlschen Seehandlnngs-Sodetfit, allerdings in grossen Zwischen- 
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räumen, die Fahrt nach Kanton anf ; von 1824 — 1839 tnfen iechs 
Söhiffe von ilir im fernen chineeiflohen Hafen ein. 

Ini Jahre 1834. in flem das bereits stark durchlöcherte Monopol 
der eng'lis<?h-ostii»ilimjli«ii G«.st;ll?»ch»ift aiifg- IioImu wurUe, wurden in 
Kanton 101 britische (darunter 77 von Indien und SitiLfip i^), 
70 noi-damorikanische, 37 spanische, 23 portugiesische, je 6 fran- 
sOBiBohtf and niaderiftndiacbe, 6 dänischei 3 deutsche QiambaiipBcbe) 
und je ein adiwediaches und mexikinischea Sduff gerittilt 

Aber bewegte auch der China-Handel dch noch in Terhiltniii- 
mlflaig engen Grenzen, so btachte er doch den betefügten fremdes 
Kanfleuten grosso GcBchäftsiJ^ewinne. Dafür mussten sie jedoch 
auch grosse rnannt hnilirhkritpn \md Demütigungen ül-oi sich er- 
gehen lassen. Denn ebensowenig, wie es den Portugiesen 
hingen -n^ar, den Fremden eine würdige oder auch nur ertrigliche 
Stellung den Chinesen — Beamten wie Kaufleuten — gegenüber 
zu erringen, gelang es den Bngttndem. Batton die abentensf^ 
lustigen Pioniere Portugals als ersten BSndruök vom Europlar den 
roher Zfigellosigkeit, Habgier und ünbildiing zurüdcgelasseD, so 
vermochte die schwächliche üntorwOrfii;koit, die die Eiii^länder — 
im Oeg-ensat^e zu dem bis 7,ur Rrutalität energischen Vorp lien ilii- r 
Kompanie in ituüen — hier gewissermassen zum Prinzi|K' erln>l'<^ti 
und in der insbesondere Portugiesen und Hollindei* mit ihnen bahl 
wetteiferten, die von der Höhe ihrer Kultur und Macht bis xnr 
Verblendung durchdrungenen Chinesen, die seit Jahrtausenden ge- 
wohnt waren, in allen anderen YtfUcem nur untergeordnete YssaDen 
sn erUiicken, andh keine Achtiuig vor den fremden Barbaren einen- 
flössen. Diese schienen alle, ntir vom Erwerbssinn beseelt, der in 
der Wertseliät/.iiiiL'' der ' )>hisiuten so tief steliciideii Kaufiitanns- 
tliätigkeit obzulieLTt ii. chne auch nur von einem Anflug von Ver- 
ständnis zu sein für Alles, was in China hochgeeohfttzt wurde, ftlr 
ohlnesischa Oeschichte, Philosophie und Ltteatur, sowie fflr chine- 
siflche Moral, Sitte und Recht; hatte doch kaum Siner unter den 
vielen Ftemdlingen die Ffthigkeit gezeigt, die chinesische Spsadie 
auch nur in ihren Anfangsgründen zu meistern. Der aus der- 
artigen Anschauungen hervorgewachsenen Geringschätzung entsprach 
die Art der Behandlung der fremd- n Ivaufleute, denen es nirht 
geöüittet w^urdo, iniieihalb der Mauer einer Chine8ensta<U zu weiitMi, 
im ohinesischen Bluiienlande zu reisen, mit anderen, als den ia 
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äner engen Organisation suaaramengefoaBten wenigen sogenannten 
Hong-Rfiiiflenfen Oeschfifte zn machen nnd andere als durch fhro 

Veniiittliiu^ mit den cliiueBiscIien liehortlen zu verhandeln, sowie 
andere Chine«M>n. als dir Am;<^li "lii^'Mi <ler verachteten untersten 
Yolksachicht. in ihr- ii Dieofit zu iiuluiien. 

Das Jahr 183-4 war es, mit drin der erste wichtige Um- 
scfairanf^ einsetzte. Eb wurde mit der Beendigung des Monopols 
der eoglisoh-ostindisehen Kompanie der ohinesisohe Handel der 
tniea Koolnirreiiz der en^^iBohen Kaulleute er^Üfnet und gleich* 
seiti^ daadt wurde von der englisdien Regierang ein Beamter er- 
iiaiuit^ der hinfort als Vortreter des Königs unter dem Titel eines 
Chief Commissioner of Ti ade die bisher vom Supere^ii uo der grossen 
Handelsgesellschaft ausgeübten Funktionen im * rw.ntorten Masse 
venMhen sollte. Dem widersetzte sich jedoch das chinesiseJie 
Besmtsntnm. Man hielt es mit der Forstelinng von der einzig- 
irtigen sonveribien Wflrde des ohinesisohen Kaisers, der sieh sonnte 
im oaiven QefOhle, Herrscher der Welt zu sein, nioht vereinbar, 
dns ein Mandarin mit dem Beamten dnes anderen Volkee auf dem 
Fusse der Oleichbei-echtignug, anders als in der Form von Petitionen 
und Beft'lilt^n verkehre: und man verlane:to — hauptsächlich aus 
iiiiaii/.i»'lkMi Oi iiiiden — auf chinesischer Seite gleichzeitig, dass die 
fremden Kaufleute, wie bisher zur 2jeit des Mnnoj.nlhandels, nur 
aiit der erwihnten Oiganisation der sog. Hong^Kauflento in Kanton 
in Qeeebiftsverinndung trftten nnd dass sie UurerBeits, wie diese, 
an feiantwortliGheB Haupt beBteUten, an das die Mandarinen sieh 
Mten konnten, fthnli«^ wie bisher an den ffir alle Handlungen der 
ostindischen Kompaiii«* venuitwoitlichen Su|)ei*cai'go. Aus diesen 
Voi-schrifteu wuchs l>ald die ansclieiiiciiid im rrinziiic tlaliin nie 
aufgegebene Fortlenmg zu schai-fer Formuüerung hervor, alle 
Fremden in China sollten sich der chinesischen Jurisdiktion, also 
in erster Linie dem ohinesisehen Stmfrecht und Strafverfahren 
QBlsrwMrfen. 

So Icuin man mit Recht ssgen, dass einerseits aus dem Gegen- 
■rtt der efaineeisehen Forderung einer Oberhoheit Aber die ganze 

Welt und dem europäischen Anspnich staatlicher Gleichbere<.'htigung, 

sowie andererseitii aus dem WifUisttcit der europäischen Fi-ei- 

handelsidoen eines selbstbewussteii KaufmannssUindes mit der hocli- 

Bttttigen, nur auf flnanzielie Ansnutaung bedachten Veraohtuug 
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jedes Kaafnuuins notirendigerweise ein Koofliit heirorwaofafleD 
muBSte. Die grosaea fimmsielien loteieesen, die mit dem indlBdien 
Opiumhandel verknapft waren und die nianeherki AuMChr^ngen, 

die sich die chinesischen Beamten, bei dem an »ich vielfach be- 
rcchtif^teii BeslroKcii, ilif^sen Hamlel zn nntei*d rücken oder wenigsl-'H- 
unter eine wirksame Konti'oie zu bringen, zu Sohuiden kommen 
Hessen, besfliloiinigton den Ausbnich des Konfliktes, indem die 
bisher auf englisoher Seite vorhandene Gleiohgflitigkeit und lüng- 
mütiigkeit überwinden halfen. Man sah ein, daas man mit der Ua- 
hfirigen Taktik weitgehender Unterwürfigkeit nicht auaznkommen 
yermöge, dass man zu einem ertrSgltchen EinTemehmen auf der 
Gnmdlap:e der Gleichberechtigung nicht gelangen könne auf dem 
unistäiiillirlien Wesre sr^bleppendcr und nicht ohilicli gemeinter Ver- 
liÄudiungen, sondern nur durch kraftvolles Kingreiten mit bewafifueier 
Hand. So entetniid jener erste englisch-chinesiBch«' Krieg, der mehr 
nach seinem achliesslichen Aniaaa, ala nach seinem eigentlichen 
Grunde der Opiumkrieg genannt wird. . 

Schon vor dem Auabruch dee Krieges war vereinadt dk 
Forderung laut geworden, Groesbritannien müsse sich an CSmun 
Küste einen Ort erwerben, der, sicher vor den EingrifFen ho<h- 
mütiger und babtrleriger Mandarine, den Fremden und iliren Güt*Tn 
unter englischem Kochte dauernden Schutz gewähre j und während 
des KnegGS scheint das Bedürfnis hervorgetreten zu s»^in, eines 
Hafenplats im fernen Osten zu besitzen, wo englische Kiiegascbillb 
gedockt und repariert, sowie Torrftte aller Ait hierfür gehalten 
werden konnten. Man hatte zu diesem Zweck an die wahrend des 
Kriege« beseiten Tschusan- Inseln vor der Hündung des Tangtw- 
Stromes gedacht; mau hatte uudi Ningpo und Fonucsa ins Aui:»? 
gefasöt. Umstände mehr zufälliger Art wai'eu es, welche schhess- 
lidi dio Entscheidung auf Hongkong fallen Hessen. 

Da die Fremden nach den vielerlei schlechten Erfahnuigea 
nicht in Kanton, im Mittelpunkte des Machtbereiches des feindliofaen 
Mandarinentums, bleiben wollten und da andererseita die OhineMO 
die versuchte Yerlegimg des Kanton-Handels nach Makao mit Hilfe 
des portugiesischen Gouverneurs zu verhindern wussten, so sahea 
sich die Rnerländer genötigt, anderswo schützende Unterkunft zu 
suchen: siv zogen «ich mit ihren Schiften in die uv-schüt/te, tiefe 
Bucht 2iu-(lck, vor jener kleinen, von wenigen armseügeu cliiiiesischen 
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Fischern l>ewohoteii Felsemosel im OBtUchen Eingänge des tief ins 
IßlaDd aicfa yenweigenden Perlflassefl, 40 engÜBche Meilen von 
Slakfto, 90 Ton Kanton entfernt, auf die der unglficldidie Lord 
Kapier im Jahre 1834 als „zu jedem Zwecke wimderbar geeignet** 
lf)n\ I^Imerston hingewiesen hatte und die heute einer der grössten 
Hüieii}il;i(/.t^ der >V'eJt int Am 26. Januar 1 841 nahm die britische 
Flotte feierlich von Hoii^kuMg BcöiU; im Frie<Jenfc**>chlus8 von Nanking 
am 29. Augiist 1842 wurde die etwa 75 (}km grosse Insel der 
KiOuigin Viotona auf ewige Dauer abgetreten^). 

In der eisten Zeit, als der Kriegszustand den Handel in Kanton 
llhnite und als die Einrichtung auf der Oden Insel vielerlei neue 

Arbeiten erforderte, entwickelte sich Hongkong rasch. Zuerst zog 
zur nent n Kolonie eine auf 2000 Köpf<* geschätzte Seliaar jener 
iKiwegln ht'ii. auf kleinen B<-»ten lebenden Tauka-Leute hinübei, die 
bei den Chineg»^n so verachtet sind, dass sie auf dem festen Laude 
nicht wohnen dürfen« aber den Engländern hei ihrer Verprovian- 
tiening und als Lootsen wBhrend des Krieges siob vieifisch nützlich 
erwiesen luid seither fortdauernd in mannigfaohen Beziehungen zu 
den EnropSem gestanden haben. Die hohen Lohne lockten 
•och bald eine Menge chinesischer Bauarbeiter und Tischler und 
Handwerkei aller Art lierilber, wie die hohen Preise die Zahl der 
klcnien chinesischen Händler, insbesondere in Nahrungsmitteln, 
«shnell mehrten. Sogar einii^e ehinesische Qrosskauflcute fanden 
kein Bedenken, Hongkong aufzusuchen. Bis zum Oktober 1841 
war die anfangs so spftiüche Bevölkerung Hongkongs bereits (ein- 
eotdieedidi des Mihtftrs) auf löOOO KOpie angewachsen, im April 
1844 erreichte allein die chinesische Bevölkennig die Ziffer 19 000. 
Gleichzeitig mit dieser starken chinesischen Beeiedelung hatte der 
grosse chinesische Dfi' liniikoiivcikehr mit den Kiis(.'iij»lütz«^n de<^ 
äüdlichdu China zum grossen Teil uadi der von Zolibclästigungeu 



') Dis OeediMdite Hongkongs ist von dem Schweizer Mi.ssiouar E. J. 
Eitel, der spritei dio Stellung eines Inspoctor oF liuols in der englisoben • 
Kolonie Jahre lang bekleidete. Borgfiütig geschriebea: Europo in China. The 
History of Hongkong from the beginning to the year 1882. Ix>ri(ltiii. 1895. 
Die meisten gescbichtüchen Daten sind diesem Werke entnnmuieü. Vgl. 
auch Rathgen. Hongkong, in den Proussiaoheu JahrbücherD. 1898. Bd. 92 
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fieiea laset mch giesogen; der Opininhaiidel fuid naturgemlBB auf 
ihr alBbald aeinea Mittelpanki 

ÜDter dem Druck der KriegsverUUtmsse setzte auch die 

fremden Kaufleute alsbald auf dem Boden der neuen Kokmie sich 
fost. An der ersten öfiontlicheii Laiidvei*steiia:enniti ' ) in Hongkonc 
im Jahre 1S41 beteiligten «ich 25 fremde Finnon. von lenen Jl 
englisch, 4 indisch-jüdisch waren; es wrd berichtet, dass üu Jahre 
1H44 12 grosse und etwa ebenso viel kleinere englische firmen, 
sowie etwa ein halbes Dutzend groeser indiaeher Fimien — Juden 
und Parsis — in Hongkong ansisaig waren; eine BiUsohiift aas 
dem folgenden Jahre zeigte gar die Untersohiift Ton 31 sJeading 
British flrms.** 

D(K3h dem orfreulichen. Glück vcrhoisseiKlfii Anfang ont-8]>r,ick 
niclit <1(M' Fortgang. Dem scIuk-IIlmi kiii/.en .Vufscinvun^' foltrtc viel- 
melu* eiu ebenso scluieiler anhalteuder Kückschlag. Die Ursachea 
davon waren verschiedener Art. 

Zunftchst waren ea drei natOrliche Feinde^ die sich gegen die 
junge Kolonie erhoben. Hongkong liegt im fiereiohe der Taifune. 
Kaum ein halbes Jahr naoh der Beeilzeigreifung — im Juli 1841 
— fegte der erste Sturm, der an Fim^htbarkeit spAter kaum Ober- 
tmffen zu sein scheint, über die kleine Insel dahin; er zerstörte 
0 fivmdf' SfliifFe, warf 4 ans Ijaml. 1 "fachte '2'2 weiteren »iekr 
oder minder grosse Havarien bei und zertrümmerte am Lande fast 
alle Bauten, die dort soeben cmchtet wai-en. So gross war die 
Verwüstung, dass der clüneaisohe Kaiser durch die Kunde von ihr 
veranlasst wurde, in festlioher Prozession zum Tempel des Drachan- 
gottes dos Meeree zu wallfohrten und dort feierlich seineo Dank 
für die Züchtigung der fremden Eindringlinge abzustatten. 

Die zweite Macht «lio man zu den natürlichen Feinden Uong- 
kuiigs gezählt hat, ist das Feuer, wo < 'liinosen in gi*ö8Screu 

Mengen zusammrn wohnen, ist die Feuersgelalir « rkeblich. Ihre 
Unvoreiolitigkeit, das im Liegen, bis zur halben Bewusstlogigkeit 
ausgeObte Opiumrauchen, das bestftndige Theekochen, die vielfiche 

') Die Vorsohriften far die I^ndversteigürungen in HoD^^toiig, die dir 

Verwaltnujf der Kolonie weitgehende Rechte über alle versteigerten Kroa- 
ländüii'ion vorbehalten , sind enthalten iu dorn Resort froin the Hoogkoa^ 
l>iind Conwnissiou of 188<)— 87 on the Histr)ry of tho sale, teoure, 9Bä 
(H'eu|>ati<m o( the orown land» oi the Ckiiony. Hongkong XÖä7. 
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Verwendung von Papier und Anderes lassen einen Brand ebenso 

leicht entstehen, wie das enge Zusammendrängen der Wohnungen 
und die S|»arsiinikeit mit Wasser seine Bokämpftinp crsoh weisen. 
Grosse FeiirrsWünste^ wie sie all»« Chinesenstädto in regeiniassiprer 
Wiederkehr heimzusuchen scheinen, sind daher aucli Hongkong 
nicht erspart geblieben. Vielleicht die grOeste betraf im Jahre 1851 
die en^Mch» Kdorne; sie zerstörte nioht urenifer als 472 Hftuaer 
und 30 Menschenleben. 

Weit flohlinimer, als Taifune and Feaersbrfinste, waren aber 
die Emüdieiten, die die junge Ansiedelung befielen. Etwas miter- 
halb der nördlichen Tropone^renze geleg:eii, \>t Hong:k(»iij,' den ver- 
hängnisvoUeu Krariklieiten des iieissen Klimas ausL;eset/,t. Yoi" allen 
Dingen Fieber — das berüchtigte „tlongkong-FielM i- — hat hier 
furchtbar geha.ist. Überall, wo der Boden aufjfewühlt wmdo. ins. 
besondere bei der Terrsssiening des steilen, einst kahien Beiges, 
so! den jetit so malerisch in Qppigem Qrfin die Stadt Victoria in 
drei AbsBtsen äofa hinaufzieht, trat es auf. Im Sommer des Jahres 
1843 wurden nicht weniger als 24 pCt der Trappen und 10 pOt. 
der europäischen Civil bevölkerung dahingerafit. Jeder Mann kam 
in jeii>'m fiirclitbaron .Jahr, in dem 155 an Fieber. 1157 an Dysenterie, 
60 Äü Kiihj- erlagen, im Durchschnitt nicht weniger als fünfmal 
ins Lazarcth. In den ful^^ondon Jahren wurde es langsam besser; 
die SterblichkeitssiffiBr sank; im Jahre 1847/48 betmg sie — Ton 
UnflUen abgesehen — unter den Europäern 5,65 pOi Aber das 
Jahr 1850 biaofate wieder einen schlimmen Rfidcfsll, steigerte sie 
wieder auf 23 pCt der enropfiischen Trupiicn. 

Und zu dicbuii drei furchtbaren Plagen jj^eFellte sich ein Moment 
ganz anderer Art, das für Hmi^'^kon^ veiiiänt<uisvoll zu wmlen 
s^'iiieii. Das war die Beendigung des Krieges, bie machte or.steus 
iianton wieder zugänglich; und den Kantonesen, die mit allen 
Mittehi daran arbeiteten, Hongkong brach zu legen, gehing es, 
QDterstfttzt durch Missgiüfe der ersten englischen Beamten in der 
neuen agenartigen Kolonie, es durchiusetzen, dass nicht nur der 
DBchunkenhandel von Hongkong sich wieder vOllig surückzog, sondern 
dass auch die kaum herübergekommenen grösseren chinesischen 
Kauflpiit.' lidch Kantüu wieder übersiedelten, ja soe^ar fremde Kauf- 
leute der alten Chinesenstadt, vereinzelt auch Maka»«, vor der 
eogüachen Besitzung den Yorzug gaben. Zweitens aber eröffnete 



der Frieden zu Nanking Schanghai an der Mündung des Yangtae- 
StromeB. sowie drei andere chinesische Hafenplätze dem fitmien 
Handel und entzog damit Kapital und üntci Heiiinungsgei&t »1cm 
Platze, in dem sie bisher sich zu konzentrieren gezwungen waim. 

So trat bereits im Jahre 1844 eine gewisse Verödiuig Hong- 
kongs ein; nur der nicht immer in eriaubtoa Grenzen sidi 
wegende Opiumhandel war Ifir eechs englisdie Firmen zunScdul 
noch eine lebhafte und reichen Gewinn bringende Tfa&tigkeit, doch 
auch er zog sich bald von der eigentlichen Kolonie fort, nnd wenn 
man vom Opium absiolit, so schlief das Geschäftsleben in Hongkong 
mit dem Jahro 1^*11 so g\it w^ie völliu ein: sogar die gesamte 
Einfiüir englischer Waren nach China sank in den sechs Jahren 
7on 1H44 bis im Werte um hiat 15 Millionen 31ark. 

£6 begann die Zeit, wo Hongkong den flblen Ruf gewann, 
an Lande ein bevorzugter Tummelplatz für Diebe nnd Biuber, an 
seinen Küsten für Seeräuber zu sein. Gar traunge Urteile über 
die Zukunft der am weitesten nach Osten vorgeschobenen englischen 
Kolonie wurden laut. So erklärten die englischen Kaufleute im 
.lahm 1^45 in ein« !- I )' iikbciuift an die Regierung: such a 
settiement as Hongkong was never actualiy ro<iuired bjr tlie BritiKli 
merohants nnd kiirz darauf suchten sie durch eine Deputation! an 
deren Spitze der Chef der noch heute grüssten englisohen Unna 
in Hongkong und China stand, auszuführen, Hongkong sei über- 
haupt kein Handelsplatz, sondern nur der Wohnsitz der Hegierung 
nnd ihrer Beamten, sowie weniger englischer Kauflente und trage 
eine spärliche, annselige einheimische Bevölkerung. Ii latter, wie 
die Tim. 'S und der Economist, malten dasselbe tmurigc Bild lu 
noch düsteren PVuhen ans. Im Jahre 1847 gab der bisherige 
Schatzmeister der Kolonie, R. AI. Martin, einem Absclmitte in seinem 
vielbeachteten Buche über China die Überschrift: „Hongkong, itB 
Position, prospect, character and utter worthlessness in eveiy poiiit 
of view to England.*^ Auch der Gouvemeur von Hongkong berichtete 
im Jahre 1850, mit Ausnahme des Opiumhandels könnte der Handel 
ebenso gut in Kanton und Schani; iiai betrieben wewlen, und Kurl 
Oroy. dei v<in 1 >^4(i bis ISö'i »iii^lischcr Kolonial min ist Ar wnr, 
sa^^te in einem in den fünfziger Jahren erschienenen Buche, „weuü 
man bedenke, diiss Hongkong so viel koste, so müsse man wünscbeo, 
08 wftre gamicht genommen worden^* und fast gleidiseitig wurde 
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Hougkong die Bohmutzigste, ekelhafteste (the most filtliy, di^guBtiog) 

Kolonie dee britischen Reiches genannt Noch knge blieb in den 
Singimllen Londons ein Lied populär, d€?ssen Refraiu lautete; You 
may go to Hongkong for nie. 

In glänzender Weii^c J^md diese mniiiii^^faclioii Befürehtungeu 
UDii Zwedfel au der Zukuolt Hongkongs durch die Xhatsaoheii wider- 
legt worden. ZnnAchst 'war es wieder ein ftuBserer Umstwid, der 
der jungen Kolonie bu gute kam. Die im Jahre 1B51 anagelnochene 
Tai^ag-Berolution führte der aoflfierfaalb des ohinesischeu Herr- 
eohallsgebiets gelegnen kleineu Insel in mehrfacher HlnBicht neues 
Leben m. Uoni^hmg wurde, als Kanton sich durch die Aulätüii- 
«iiiüiUeü lMi«kuhl fiUille, ein Asyl für flüchtende Chinesen und ihre 
oft reiche Habe. Seine Bevölkerung stieg schnell von 21 öl 4 Ein- 
wohnen im Jahre 1848 auf 39 017 im Jahre 1853 und 71 7H0 
im Jahie 1857, verdreÜRohte doh also reichlich in einem Jahraehnt 
nad diese fievölkemngezmiahme irar umso bedeutungsvoller, als 
in dieser Periode, nach mehr als zehnjAhrigem Bestehen der Kolonie, 
wdi eine bessere Klasse von Chinin in Hongkong dauernd sich 
ansiedelte, im lalu«- weist der Oniiverneur liongkuugb, Sir 

Joiin Howriim-, zuorst auf diese erlieulicke Thatsaclie hin, die 
auch darin zum Ausdruck kam, dass der weibliche Teil der 
chinesischen BeTäkerung — ein Zeichen für die Dauerhaftigkeit 
^ tbersiedelong — rssoh annahm, von V« Einwohnerschaft 
im Jahre 1B48 auf Vs cterseiben im Jahre 1853 sich hob und in 
^ folgenden Jahren im weiteren Steigen begriffen war. 

Gleichzeitig begann, ebenfalls unter dem Drucke der Ver- 
heerungen der Revolutiüii, von Hongkong aus die Chinesen - Aus- 
wandeniug sich zu entwickeln, die bisher nur von Makao aus in 
<ler verpönten Weise, füi* die dieser Ort, wie erwähnt, noch lange 
(berüchtigt hiieb, betrieben worden war. So schifften sich nicht 
veBiger als 30000 Chinesen im Jahne 1852 in der englischen 
KoloDie nadi San Frandsoo ein; auch die bescheidenen Anfltaige 
der Clünesen-Atiswandenuig nach Australien ftdlen in diese Zeit; 
ftt andere Scliaren wuixleu die Straits Settlements, Kuba, Peru, 
Ouiana das Reiseziel. 

Auch der Dschunken verkehr suchte Hongkong wieder auf. 
^ii dem Jahre 1846 bmch nämlich die vom englisclien Gouverneur 
z«itw6iee kocssichtig zurfickgewiesene Ansicht sich durch, dass 
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ohlneaiache Dschunken auf iliren Fahrten von Hongkong aus nicht 
auf die durch den Vertrag von Nanking den fremden Sdiiilen 

allein orofFncten Ilafenplätze techränkt seien, Bondern dass sie 
ungehindeit jeglichen chinesischen Ort anfsiichon dürften. Aueh 
erkannten «lie Chinesen, dass die Eurü|>äer, die im Jahre 1849 
hf'id*^« gehlrchteteten SeeräuW-Föhror mit ihren 67 Dtsciuinke» 
a&lileuden iflotten vernichtet hatteut mit ihren giOeseren, fiaricmi 
und schnelleren Schiffen einen wirksamen Schatz gegen Seertnber 
lind Stflrme zu bieten vennOchten; auch lernten sie bald die MiQg- 
liohkeit, auf fremden Sehifllon ihre Ladung zu Teisiohern, iiehl% 
«u wtlrdigen. So kam die Gewohnheit auf, dass die Chinesen fllr 
ihren riiihoiniischeu Güterverkehr zwischen Hongkong und den 
V'ertragöliäfen eui<*|>air!.che Schiffe cliarterten: aneh bildete sich ins- 
besondere für bahrten nach Plätzen, die fremden Schiffen nicht 
zugftni^ch waxen, eine Konyoy-ächiffahrt in der Art ans, dass 
Flotten chinesiBeher Dschunken auf offener See sich wohlbewaflteelier 
kleiner Dampfer bedienten, ein Verfahren, das allerdings viele ]Gtt> 
stände und ÜngehOrigkeiten nach sich zog. 

Oleidizeitag mit diesen die junge Kolonie begünstigenden, 
lokalchinesischen Wandlungen vullzog sich eine Ent-wiekelung von 
weltgeschichtliehor liodeutung, die auf Jalu/ohntf iiiiiaus koincm 
Orte so unmitteibar zu Gute kam, wie Hongkong. i>er Fazitische 
Ozean, in d*'n der Weltverkehr bisher fast nur an der SüdostkOate 
Asiens tastend eingegriffen hatte, fing an, In grtsserem Umfrnge 
in das Netz des Welthandels und Weltverkehrs verflochten zu 
werden. Im Norden entwickelte sich der Walfisch- und Robben- 
fang, der in Hongkong als dem nächsten grossen beenchten Hafisn- 
jilatz seinen Stützpunkt fand: in drei Monaten des Winters 1851 52 
Buchten 37 WalfischJahrer mit Glti2ü3 Gallonen Ol die eügUö*.iie 
Kolonie auf. Die Goldfunde Kaliforniens gal>en den Anstoss zu 
joner grossartigon Entwickolung der Westküste Nordamerika^, lie 
seither in so mannigfachen Beziehungen zu China stand; schon im 
Jahre 1851 fuhren 44 Schiffe von Hongkong nach KalifomieB. 
Die Eröffnung Japans im Jahre 1864 fOhrta auch dem Bändel 
Hongkongs immer neuen, stetig wachsenden Zufluss zu. Xhnliohe 
Ansiitze zu weitei-en Enl\vickt;lungen zeigten sich im Süden. Die 
An«triiiisclieii Kolonien begannen ihien girmfartisren Aufschwiuig. 
hMi Abkommen liougkongs mit Siam im Jahre 1855 lenlite eine 
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Menge siamesischer Erzeugnisse in die kleine Kolonie und rief 
im wichtigen Heishaiidel eine grosse Umwälzung zu Gunsten der 
europäischen Kaufmannschaft hervor. Die glpichzeitii;»? Eifiiliiung 
neuer Hal^plMze auf den Philippinen baliute eine engere Ver- 
bindung auch mit dieser reichen Inselgruppe an. Ül)erall i«gte 
noh, hier in sttrkerem, dort io Bchwfioherem Grade, zukonftsver- 
hotssand ein neues Leben. 

WUuend so eine Reihe manrngboher ümstft&de sidi vereüugteDf 
einen wirtechnftlichen Anfech'wung Hongkongs herbeisnlOhren, ge> 
lang langsam auch, den drei erwähuteii natürlichen Feiudou 
der K'tlunic nicht olnio Krfolsr ontgegenzutrotcn . Allcnliii{i:s war 
es ja nicht möglich, der Taituiic Herr zu werden. Aber aus dem 
ersten schwecen Un^Cbk, das die Insei betroffen hatte, zog man 
doeh Lehren. Man ging m einer Banart der HAueer über, die 
Wind und Wetter beeaer trotzte; man aoigte umsichtiger fflr die 
Sidurang seiner Sditflle; im Lanfe der Zeit glfldcte es auch, ein 
wirkMunes System Ton SlQrniwamnngen an der g^effthrdeten Kftete 
einziifüliiea. Die Opfer der Tuiume bind so Imdeutend vermindert 
worden. 

Die Gefahr selbst liess sich bei den Feuerebrünsten verringern. 
Sehr skenge Vorodiriften über die Wohnnngsverii&ltnisse wurden 
ertiseen; eme gut aasgestattete freiwillige, spftter auch städtische 
ieaerwebr wurde oiganisiert; sogleich noch su erwfthnende gross- 
ari%e Wasserwerke wurden angelegt Dadurch ist manche Abhilfe 
gesefaaifen worden, so dass Hongkong heute hoffen dar^ vm so 
schweren, häufig wiederkehrenden Feuei-sbrönstcn, wie frülier, nicht 
mehr betroften zu werden. 

Hauptsächlich aber galt es, den HaupÜeind, die S5eh>v. iuu 
Kiaukheiten, zu bekämpfen. Auf alle Massnahmen, die zur Hebung 
der sanitflien Yerhftltnisae der venrulenen Kolonie getroflian wurden, 
tet sich hier nicht eingehen. Nur ESns sei erw&hnt: die wirk- 
aune FQrsoige fOr gutes Wasser. In grossartiger Weise und ohne 
Sehen TOr den erheblichen Kosten ist man hier vorgegangen. Zwei 
ungeheure Reservoire auf der Höhe der Insel vt is(trgen heute die 
Stadt und ihre Voroiie mit jener unfntlit'hiJielieu Katur^^ilu', die 
infolge der unreinlichen Üewohulieiten der Uliinesen, der Heeitligungs- 
ait ilirei' Toten, der ausgedehnten Bewässerungsanlagen so s<?lten 
in gemessbarem Zustand in vielen der stark bevölkerten Teile 
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des grofiflen Landes mcb «ntrelTeti ISset Das eine Recsenrov, 
das 74 Mülionen Gallonen Wasser zu lassen ▼erniA^^ wurde m 

Fokfolum in den Jahreu 1S(>() — ls(i9, das andere, das heute 390 
MillioiHMi Gallonen Wasser aufzunehmen im Stande ist. zu Tvtani 
in den Jahren 1S83 — ISSS angelegt und im Jahre lH\ni erweitert 
Der £rfo]g aller versc^iicdcncn sanitären Massnahmen blieb nioiit 
au& Zwar ist man auch heute in Hongkong vor Tropenkrank- 
holten nicht sicher und einzelne Epidemien suchen von Zeit zu 
Zeit insbesondere seine GhiuesenbovOlkerungf wie die fwt aller 
chinesischen Groesstftdte, heim. Aber ausserordentlich ist die 
Besserung gegen früher. Die Sterblichkeit ist nicht mekr er- 
8chi*eckend; sie Vn-lrug im Jahre IHOB, in dem sogar die Pefit in 
Hongkongi wie zuerst zwei Jahre zuvoi-, auftrat, in der Chinesen- 
bevOlkerung 2,44S pCt., in der fremden Bevölkerung 1,991 pCt 
Die englische Inselkolonie im femen Osten hat aui^hOrt, als an- 
gesunder Platz au gelten, sie rflhmt sich heilte sogar ru den 
gesQndesten Stidten der Welt in derselben Breite zu Efiblen. 

Vri- Anfx-hwuug ilongkungs> kommt aucli in >oiii<'i' lievülkerungs- 
bewegimg zum Ausilruok. £s ist bereits erwälmt worden, dass die 
Einwohnerschaft der jungen englischen Kolonie seit Ende der 
viersiger Jahre in einem Jahrzehnte si(^ verdreifsohte; sie stieg 
weiter bis zum Jahre 1861) wo sie fast 120 000 Köpfe, mehr ab 
das FQnf&cbe des Jahres 1848, zfthlte. Nach diesem ausserordeat- 
liehen Aufschwünge trat allerdings fi\r mehr als ein Jahrzehnt ein 
SüUbtaiid iinrli im Jahre 1S71 wai- der Stand v<pin .laln*» 1>^*il 

nicht wieiier erreicht. Dann aber setzte in den siebziger Jahren 
von neuem eine enerLn^:*^ bo Aufwärts! »ew^ping ein; l>ereits im Jahi« 
1876 zählte die Hongkonger Bevölkerung 139 (»00 Köpfe; im 
Jahre 1891 ist sie auf 221 ßOU Köpfe angewachsen, was eine Zunahne 
von mehr als 80 pCt in zwanzig Jahren bedeutet Seitdem 
die Vermehrung — wohl hauptaflchlich in Folge der Pest, die in 
den Jahren l.sOl und 1S1M>, wie auch wieder in den beiden letzten 
Jahreu llonirkomr hoimsuciite - etwa- - i lahtiit. Di*^ letzte aiiitli> Iii 
Zälilung vom Januar 1807 ergjib eine Hcvölkerung von :^-ib 
Kr.pfof> und damit eine Zunalniio von etwa 11 pC't in (> Jahi'en, 
Ergebnis, das niuht imerhebüch hinter der amtlichen SelUMaiuig 
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EarOckblieb, die fQr Dode 1896 eine EinwohnerBoluilt von 201 

Köpfen angenommen hatte. 

An diesem aussr-iordentlichen Wacli>i .ui, i|;is tlio kloine eng- 
lische Kolonie in dfii wonit; mehr iils Th» Jahren wit iluer H*'^ 
gründung erlebt hat, hat die fremde Bevölkejrung niclit in vollem 
Sfaffie teUg^omnien. Sie wird zwar im Zensus vom Jahre 18BI 
fad 8545 Köple angaben; davon entfallen jedoch 294)0 aiif 
Militär und weitete 1270 auf niofat anaiBsige Elemente, wie ins- 
besondere die Beaatsnng von fremden Eriegsscbiflfen und von 
Handelsschiffen: die eigentliche ansässige Europaerbevcllkerung be- 
zifferte sich um auf 4352 K?^pfe und zwar anf 24B2 Männer und 
192«) Frauen und die ansüissig»; englisi h«' Hevölkerun^ züliUe nur 
Köpfe, woninter aicht mehr als 800 erwachsene Männer sich 
befuiden. Insbeeondere wenn nur der männliche Teil der Be- 
▼Mkerang in Betiaoht gesogen wird, aoheint die Zunahme von 
inalSndem überhaupt und von Englftudem im Besonderen wfthrend 
des letatten halben Jahrhunderte in Hongkong nicht sehr eriieblich 
gewesen sein: denn bereits aus dorn Jahre 1 889 wird von beinahe 
2(Mi() wohl fii.>>t ausschliesslich iiumniichen KiiL'läiHiern berichtet 
und für das Jahr 1842 wnnlc die niehtciiiiieHibche Bevölkerung 
Hongkongs auf mehr als 2r»Mu Köpfe ges( hflt7-t \). Dieses im Ver- 
hältnis zur Ctesamtentwicklung auf&dlend langsame Wachstum 
ttfcUit mch teils aus der bereits berabrten Eröffnung weiterer 
chhiesischer Hafenplätae, die das bisher an einem Orte zusammen- 
gedrängte Enropftertnm mehr verteilte, und teils aus Umwandlungen 
im chinesischen Gescliäftsleben , die ich an anderer SteUe er- 
äitert habe^. 

Ihjdh wenn auch die ausländische Bevölkerung Hongkongs 
im Ganzen nicht sehr erheblich sich vermehrt hat, so ist doch der 
deotsche Anteil dazan auflsenudentUch gewachsen. In den ersten 

— ■— B - - 

') Eitel a, 0. S. 186 sagt: in Moicli, 1842, the populatiuu, theu 
ejitimateü at ovtti 15 000 poeple, was stated to include 12 361 Chinoao; 
danng maas mittels einfacher Sabtraktion die obige Folgerung gezogen 
vndeii. Tgi. auch Eitel a. 0. S. 108. 

*) Vgl. den in der Internationalen Vereinigung (fir veigleiehende 
fieeUnrineosolialt nnd Volkswirtsoiiaftslebre gehaltenen Vortrag des Ver- 
tesen über die OigaaiBatioo des Fremdbandeis in China, der in fiofamoUem 
Jahrbnoii IQr Oeeetagebong^ Verwaltmig und Volkswirtsohaft im Dentsofaen 
Beieh, Jabigaag XXTTf, 1899, Heft 2, vexfifflentlicfat weiden ist 
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beiden Jahrzehnton nach Begründung der engtiaohen Kolonie 
scheinen die Deuteohen noch sehr eurOokgetreten za sein. Die 
Yon dem Schweiser Dr. £5tel geschriebene Gesdiiohte Hongkongs 
thnt ihrer in dieser ganzen .Zeit keine Erwfibnnng. Zn Anfang 

der sechziger Jahre hatte die dentsofae Kaufmannschaft in der 

eiigliöchon Kolonie al>er innuerhin eine soldio Bedeutune: bereits 
jrewonnen, das.'j, als die Hoii^^koti.^er iiaiuleisküiiimfr im .laluxi 
begründet wurde, aucii ein Deutscher in ihren Vorstaad gewdhlt 
wurde. Seitdem liat das DeutÄohtnm in Hongkong — was in 
engtischen Kreisen besseri als bei uns bekannt ist — ebsn be- 
wunderungswitidigen Anfisohwung genommen. Er kommt nur on- 
▼oUkommen darin znm Anadmok, dass die Organisation des Haadels 
der englischen Kolonie heute unter neun Vorstandsmitgliedern zwei 
Deutsche aufzuwoisen hat. Auch wenn im Jaliiu In!»! in der 
ansässi^f^n Bevulkenmg Hongk^m-z^^; (einw*hl. der Besät /un gen der 
Handelsschiffe) 3^50 Deutsche gegenüber 118 jj'raiizossen , 223 
Amerikanern und 2«374 Engländern gezahlt wurden, so lassen diese 
Zi£fem keinesw^ richtig erkennen, wie nahesa ebenbürtig unsero 
Kaufmannschaft in Hongkong neben der englischen steht nnd wie 
weit sie die aller anderen Nationen hinter sich zurfloUaBsL Das 
spiegelt sich schon dentUcher in einer Fh-menstatietik wieder. Bs 
standen Endo de- .)ahi*es 1 807 21 im Grosshandel thätige deutsche 
Firmen, zu denen noch fünf deutsrhe Wechsel-, Schiffs- nnd Effekt*'!!- 
Makler und avlit dcutsclie ijadengeschäff'' liinzukamen 2s oiig- 
lisdion Finuen, 31 indischen Firmen, d I Parsis und indischen 
Juden sowie — wenn von ein paar Ladengeschäften abgesehen 



Sie besohifligen soflamman — ausser Ghiassen und portngiflnBelien 
Misohliogan ^ etwa 180 metst denlsohe Angestellte. 

*) Unter den indisofaen Firmen sind einige sehr bedeutend; zu ihoeo 
gehören insbesondere zwei Finnen der grosBen Ifnhamedaaisdien Jaden- 
Familie Sassoon, die niobt mit ünreoht die giössta Fbiansmaidit, die Beth- 
Bcliilds des Oiients genaunt worden sind. Das IJaus Sassoon, das ülier 
200 Jahre its besteht, hatte früher seinen Uauptsttz in Bigdad, verlegt« 
ihn aber Anfang dds Jahrbooderts nach Bombay, von wo zw R 'i^inn der 
Kiebzigor Jahre — wie es heiast auf pei-sönliche Auffoi^derung dt s riin^- n 
von AVales d^r damahgc Chef des Hauses, Abdallah, spntor Sir A!U?rt 
Sassoon seinen \\"olin«itz nach l/)ndon verlegte. l'it> Sassooiis liuWn ZwH^- 
goschäfti' in ludiyji, Cliiiia, Ceutral-Aaieu, Poniicii, Aiabicn, im iioi<tIuli« u 
und nuttlereu Afrika, sowie in dur Türkei; man kann fast sagen, dass sie m 
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wild — einer «nngen fraazOBiflcheii Firma gcgeuOber. Sir William 
RobinsoDf der bis vor kurzem Gonvemenr von Hongkong war, hat 
so^r hei seiner Rnckkehr nach Eiif^land jüntrst L^^Snssert, dass dor 
voü ihm bechs Jahre lang verwaltete Ilündelsj'latz iiiini»-!- mehr ,,in 
deutsche Hftndc iaUe% so dass „das Mutterland entschuldigt ersoheioe, 
veno 68 sidi frage, ob ee der Mühe wert sei, grosse Summen 
für eine Xau&namiflohait tu Terwenden, die ihrem Konkorrentea 
gegenflber hilfloe ad^; als auf em ftasserlioh sichtbares Zeichen 
dieser fiitwiokeimig iries er darauf hin, dasa die Dentechen be- 
reits „fast aUe besten Wohnnngen" in Hongkong inne hätten. Und 
die verbreitetiste und eiiifiussreichste Zeitung der enfirli^fli* " Kolimii', 
die Höiigkoug- Daili^ Pro'jp. mussto in diopem Punkte dem sonst e>o 
vielfach und so scharf von ihr bekämpften Sir William Beoht 
geben.^) Vielleicht noch eiudruokavoUer, als in diesen Moinuncs- 
iOBserangen^ die aUerdings von sehr urteilstthigen englischen 
SteUen aosgehen, kommt die einflossreiohe SteUnng des deutschen 
Kanftnsnns in der lernen angesehen Xolonie in der Thatsaobe 

diesem gaozen angehearen Gebiete — in gans Asien und im Mnhameda- 
inoben Afrika — den eiaheuniaclieo Handel fmansiereii; ihre OeldgesohAfto 
sollen meisteoe nur aof der Qnwdlage des Pononalkreditee beruhen, trote- 
dem nur selten Verloste bringen und darum so gewinnreich sein, wdl die 
Bfiokiahlong bevorschusster Summen meist aidkt in Geld, sendem in 
Gütern gesohehen soll. In China haben sie einen groeeen des Opium- 
haodels m Ihren ffiaden, doch wüd gesagt, dass ihre Stellung dort an Be- 
deutung abgenommen habe. Die Silssoods bewahrten bis vor Kurzem 
überall mit ihrer jüdischen Sitte und Beligion aut Ii stolz ihre orientalisdke 
Tracht; erst neuerdings machen die jüngeren Chefs des Hauses in Ix>ndon 
davon "ine Ausnahme. Zwischen den Rothschilds des Occidonts und denen 
des Orients ist übrigens Rchon eine Verbindung eingegangen : das Hnnpt 
des Binzen Hauses, Sir Edward Sasaoon, ist mit einer Toehter Gustav h'oth- 
schilds auü Paris, Ruhen Sassoon, der vi<'lfa( !ie Ijcgluitei dm Prinzen von 
Wales, ist mit einer Schwester der Frau Leoi^old Rothschild verlit natnt. 

') Vgl. Uuugküüg "Weekly Pres»» vün> 23. April 1898: Take awuy tlie 
Ural, militaiy, civil Service, and legal Clements and the British Community 
uoaU mafce but a poor showing agaiust the Oennan. The employöa of the 
Sogar Befineiies, the DodS) and Tarious profeesions, tradee, and Industries 
laoie or lese direotly conneoted wiih shippüig give the British oommnnity 
a aemerioal preponderanoe « but the Jbulk of the ^merohanf a busines** 
(ure aad simple rQsts with our German f riends, and that they turn it to 
goot aooount is seen in the eztent te which they aoquire the best houses 
ia the eolony. 



tnm Aafldmck, dat» in der mlohiigen (traten engtischen Bank in 

Anien, in der Hongkong and Shanghai Banking Corpontion, 

die nicht wonitfor als 25 Zwcigniedorlassiingen in Asien, Eumpa 
und Amerika uiiti-iliillt , nicht nur unter 11 Vumtandsmit- 
gliedern 4 I)eni-i h- . dn^s ebenso in der Huiigkuiif und Whamp<^ 
Dock Co., in der fast jc^des entrli« !ie Krieg&Bchiif, das in Ostasioii 
repaiattirliodürftig wird, gedockt wird, nicht nur unter 7 Voratand»- 
mitgliedern 8 Doutsche sind, fiondem daaa in beiden mftcfat^en 
rntemehmungen im Jahre 1K97, ala ich Hon()^ng beaachte^ ein 
Deutscher sogar ^Ohairman** war, d. h. den Yorsiti im Direktorinm 
führte. Ähnliches gilt auch von andei-en weniger bedeutenden 
Untern I Inn luuren . die gewoiuilii Ii kurzweg als englisch-' l»>ti;i- htet 
weitlen. So waren zur selben Zeit in der Hongkong arul Kowloon 
Wharf and Godown Co., deren Kapital ^ieh auf lOUOOUU Dollar 
belftuft, unter 1 1 Direktoren 4 Deutsche, in der Hongkong, Kanton 
and Makao Steamboat Co., deren Kapital 1 200 000 Dollar betrilgt, 
unter 5 Direktoren 2 Deutsche, In der China Traders Inaunuice C<il, 
die über ein Aktien -Kapital von 2 Millionen Dolkr verfügt, unter 
5 Direktoi-en gar 3 Deutsche, in der China Firc Insurance Co., die 
ebenüills ein Kapilal von 2 Millionen Dollar hat. unter ♦! Diiektoren 
wiederum 3 Deutliche, sowie in der Hongkong Land Inve&lnient Co.. 
deren Aktien -Kapital auf 5 Millii^nen Dollar angegeben winl, unter 
7 Direktoren 2 Deutsche. Aus dieser liste, die noch duruh dne 
Reihe von Gesellschaften, in denen wenigstens ein deutsches Vor* 
standsmitgiied ist, bereichert werden konnte, Iflast aich ein ober* 
flAchlicher Schluss ziehen auf die HOhe der Beteiligung des dent- 
sehen Kapitals an den wichtigsten Gesellschaftsuntemehmnngen in 
der fernen englischen Inselkolonie. jVfjiti wird annehmen k^^nnen. 
das.s aHein in den angeiiilirten sieben gio.Sjjen IJnteruehunmgeu dn 
deutsches Kapital von mindestens 20 Millionen Mark steckt 

Schon aus diesen wenigen Angaben dflrfte es einleuchten, das» 
der deutsche Kaufmann das grOciste Interease daran hat, daas die 

gegenwartigen VerhiÜtnisse, unter denen er sich wie kein anderer 

Au-l inder entwickelt hat, bestellen bleiben. Eine günstigere Stätte, 
als sie ihm ilungkong bietet, kann ihm nicht leicht gesciialVen 
weitlen. Das musa mit Dankbarkeit gegen die bisiier genosseue 
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groBshenige englische Gwtliahkeit anerkitiBt werden. Zum G]flck 
darf mit Sicherbeit engenommen werden, dass audh die Zukunft in 
diemr Beziehung^ trotz der rfelerlei Qltmingsmoniente, die zumal 

im feinen Obleii gegenwärtig vorliegen, koiuo Äiidei uiif^ luingen 
wii I. Ganz abgesehen davon, dass eine Reihe allgi ineiner Gründe, 
die ailerilings dui*c!i Hiicksichtea der europäischen Kontinentalpolitik 
aii^kgedrängt werden können, in gans Osiasien die beiden grossen 
eniopftiacheD HandelaTölker, deren Iniereaaen dort l)ereita ao YielfiBoh 
verkettet sind, im Streben nadi gleidiartigen Zielen auf einander 
anweiaen, ao liegt auch in der wirtaoliaftBgeographiBclien Eigenart 
der Handelfistdlung Hongkongs eine Gewähr für die Aufrechfhaltiing 
des Bestehenden. Hongkong erhält seine grosse Bedentiuig weniger 
dureil sich j»elbst, als dnn-h neine Bezi«^hnn£]i:en zuiu grossen 
chinesischen Kontinentaireich, dem evS vorf^vlanoit ist. Diese wirt- 
schaftliche Unselbständigkeit zwingt ihm den ('hiimkter eines den 
Angekfiiigen aller Nationen gaatlicli geöffneten Freiluilens auf. Da 
ea — wie ajAter noch anazufOhren ist — auf den direkten und 
indirekten Dniühfnhrhandel, durah den ea wurde, waa ea iat, dauernd 
«ngewieaen bleibt, ao steht und ttUt Hongkongs Bedeutung mit 
dieser gastlichen Freiheit. I);is Eiland wurde ebenso sclmell ver- 
öden, wie sf'ine jetzige Bhlto auf> dem nackten Felsen h^^rvor- 
gezaubert ist, wenn es niclit dem grossen zollumgürteten China 
gegenüber seine Eigenschaft als freier Stapelplatz und damit als 
Mittelpunkt der Warenverteilung im ganzen Süden Chinas, aowie 
als vxchtigater Knotenpunkt der SchiflUirt sich bewahren könnte. 

Die wesentliche Bedeutung der Zollfreiheit fflr Hongkongs 
BlfKe hat auch keiner besser erkannt als der Engländer, zumal der 
; englische Kaufmann in Ostasien. In Hongkong werden die Jaiilines, 
! <!:• -Mathesons, die Dente, die Gibbs, Turners, Ilollidayd, Braines, 
( hum inid wie die ereten Vertreter des englischen Handels ausser- 
f haih der 08tindis< hon Kompanie alle heissen, noch heute als die 
I Kooiere des Freihandels verehrt und ihre Nachkommen suchen die 
m ihnen errungene Freiheit wie ein heiliges Paladium sorgsamst 
I <a wahren. Vor einigen Jahren hiesa ea in einer Petition an das 
Bans der Gea^lnen, die von 90 pOt. der steuerpflichtigen europftiach- 
Mnerikanischen Bevölkemng Hongkongs unterzeichnet worden war: 
tliü i rosperitv of the Colony can best bo niiiiiitainod . . . only 

l*y the contiuuance of Hongkong as a trce port Und zu wclciien 
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wunderlichen Übertreibungen die dferefiohtige, leklensohafttiehe 
f^heiteliebe in Hongkong wick versteigen Itann, das leigte sich im 
Jahie 1897, als dort eine erregte Agitation im Intereeae dee Firei- 
hafen-Oharaktare der Kolonie die Regieriiitg m einer Brmltesigung 
der bisher bestandenen niedngen Hafenabgaben zwang Wenn 
selbst in diesem Fall. wr> og gi<>h um eine gänzlich nnbefl»-'nt<^nf1e 
Summe handelte und ein vernünfti^«-r Qiimd niciit ins Feld geführt 
wunle, das Argximent der geschiehtlioli verbürgten Handelsfreiheit 
durchdrang, ao dürfte ea auageBchiosaen eraoheinen, daaa ein Zoll- 
ayatem der Kolonie au^eswungen wQrde, wodurot ihre Xhdatana- 
fiUiigkeit ematiieh gefthrdet wttade. Ea iat ja auoh belkanntlioh 

') Bei dieser Agitatioo ist es verschiedentlich verkannt worden, das 
es sich nur um einen etwas wunderlichen Btorui im Wasserglase bandeho. 
Es mögen deshalb die Thatsauhen hier kurz augefühi-t werden. Es wurde 
bfieits mit dem Jahro 1867 von den Dschunken eino Ali^^ibe erhoben, die 
IZOf;* 'II wältig etwa 50000 Silbei -Dollar jiiiirlich einbringt. Im Jahr»? l<^7o 
\viii<h' iinrh für di*» 8rhifTp euiüiiiischer Bauart eine Haffiuili^^alf vun 1 
Cent VOM jeder Tminf li!aum;;9halt jediw einlaufenden Siliifiüi. eingeführt 
und im Jahre 18U0 wurde diese Ah^nbe auf 2' .. Cents — 140 Mark für 
ein Schiff von 3000 t — erhöht, um diu Koston für die Eibauuug und die 
Unterhaltung eines neuen Iieuchttormes zu decken. Diese Kosten waren bis 
«im Jahre 1897 eugehradit wordea und die BtiiehuBg der uiapfüogüeiien 
Abgabe von 1 Cent per Tonne reichte hinfort sor Deoknng der Kosten 
der Halenbeleuohtang ans. Es wurde deshalb von dea Sobiffthrtsinter- 
essenten eine Herabsetzung der Abgaben aol den oraprünglidlieu Sata 
gefordert Die Etegtorong vroUte aber angeaiohta des beattadlgen SteSgens 
der Ausgaben der Kolonie und angesichts der Sobwierigfceil, neue Sin* 
nabmequellen sa srechliessen, die Abgaben in der alten Höhe, in der 
sie sich dnrchaoa nidit ah; drückend gezeigt hatten — im Jalire 1896 
brachten sie im Ganzen 117 314 Silber- Dollar ein — nicht aufgeben, 
vielmohr din znitwoison .Jight dups" als dauornde .,harhonr dues'* bei- 
behalten, zumal da es angenie'^.sen nsrhien, üms der \vi( htigsti' Erwerbs- 
zweig in der Kolonie für die Kosten insbesondere der Hafenverualtung, 
die uninittelltar und ndttelbar in erster Lioie zu seinen Gonbten au%o- 
wandt würden, aufkomme. 

Gegen diese Absicht erhob sich der Sturm, iu dem die Früihoitbfahne 
mächtig geeohwungen wurde. Man solle den altgewährleisteten Freihafen» 
Charakter Hongkongs nidit antasten und Sehifiahxt und Handel der Kokniie 
nicht an Qmnde richten — so rief man emphatiaoh, und veigam aosoheincod 
dabei, data es sich nur um die BeibehaltaDg von seit 7 Jahren erhobanea 
Abgaben tundeltOf unter denen Hongkong sich den Bai, einer der bOligatso 
Freihäfen der Welt zu sein, bewahrt hatte und sein Handel und seine 
Sohiffohrt aul^blfiht waren. 
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in den Pläii''n der Fedeialioa füf iiuiif^konji. vvj.' für d- u 

in ähuliclier Ijigt; befindlichen Durclifiihrhafeu Singapoie, eine den 
gegeuwärtigea Znstand eibaitende Ansoahinefiteliaiig vorgesehen 

016 engUscIie Kalome ist aber heute nicht mehr aufiscbliefleUch 
auf die kleine Feleemneel Hongkong beeohrftnkt. Anch ein Teil de« 

Festlandes gehört zu ihr. Wesentlich ans militärischen Gründen 
si( h England nämlich bereits im Jahre HOO veranlasst, die 
etwa U> Quadratkilometer grosse Halbinsel Kauliiti Lregt-iuiher der 
Insel anfangfi zu puchten, spätt^r dauernd zu erwerben. Hier wurdon 
Befestigungen angelegt Hier entstanden die wichtigsten Schiffs- 
ankgeateUen und die grOaeten Werften; tot Allem die erwfthnte 
Hongkong and Whampoa Dock Company, die Kriegs- und Handels- 
achiflb fut aller Länder bereits repariert hat, beeftzt hier die beiden 
grössten ihrer drei Anlagen, insbesondere das Admiralty Dock, das 
eiut' LäufTr von '>:Uk eine srrösste Breite von 8() und eine Tiefe 
von 3U engUsclioii Fuss hat. Auch df i- UschunJienhandei der Kjo- 
loiüe zog sich /.um grossen Teil hierher. 

Mit der Zeit aber wurde der kleine bisherige Festlandsbesit» 
anxnreiohend. Wiederum waren es militArisoheGrOnde, die im Vorder* 
grund standen. • Die Schnasweite der Geaohfitze war im Laufe der 
Mie ungeheuer vergrOsaert worden und Panserachiffe nidit nur 
fcst aller enropftischen Staaten, sondern auch Ton China und Japan 
waren in den ostasiatischen Gewässern ei^chienon. Sollte Hongkong 
im Kriegsfall nicht der Gefahr uiti« r Beschiessung vom chinesischen 
Gebiet aus schutzlos auc^6tietzt sein, so mussten die auf dem Fcst- 
iaade geiagenen Hngel, sowie die berq-ic-nn In^^oln in der Umgebung, 
Ton denen heute der Hafen und die die Feiseninsel emporklimmende 
Stadt beherrBofat werden, nebet einem entsprechend erweiterten 
flafengebiet unter englisohe Botmftssigkeit gebracht werden. Seit 
einer Reihe von Jahren war hieranf bereits das Strel)en gerichtet. 
Durth den Vertrag vom 0. Juni 1898 ist es endlich erfüllt woi-dcn. 
Nach dje&era Vertracrc hat Eni;iaii<l im iiüi kcu dci' l'i^hfi' zu Hongkong 
gehörenden Kauliin-Jlalbinsel ein Gebiet, das durch eine Linie von 
^ier Mira Baj* zur Deep Bay begrenzt wird, sowie eine Reihe von 
Insehn in der Nähe der englischen Eikndkolonie^ insbesondere die 
Issel lAtttsn, endlich die WasaerflSche der genannten beiden grossen 
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Bnchten erworben oder, jronaii jjesagt, auf 99 Jahre gepachtet. 
Damit hat es seine sildchiursiNcli»' K«t!( iiie um das Vielfache, um 
rund 500 Quadratkilometer VLigiu^sert. 

Neben deu militärischen OHhiden, die allerdings bei dieser 
En^-eitenißg im Vordergrunde standen , kamen aber anch urirlscliaft- 
Uohe in Betracht DaB kleine biaherige G«lnet wurde da 
untcinehnrongslnstigen Kolonie %n eng. Soweit dieeea fOr die 
WohnimgBTerhfiltniBse gilt, ist 8{iftter in anderem Zusammenhang noch 
dnmal kurz daranf znHlclcKnkommen ; es hat aber eine noch darüber 
liinausgehende Bedentunu. Auch Hongkong wollte nicht darauf 
verzielitün, am Ausbau il( s chinesischen Eisenbaiuiuet/.es und aii 
der industriell« !! Entwicklung des Landes theilzunehmen. Die Insel 
selbst ma'-iit«' all« idings einen unmittelbaren Anschluss an das 
entstehende Netz chinesischer Bahnen unmöglich. Der Festlands- 
besitt der Kolonie musste daher neue aosserofdentUohe Bedentimg 
gewinnen, sobald die Eisenbalmpläne sich verwitkliditen. Zogen 
sich wirUioh erst Schienenwege durch das Land in seiner ganzen 
gewaltigen Ausdehnung, «laiwi musste mit der Zeit auf dem Fest- 
lande gecreofdior Iloiiukoiig für Südchina «in ahülieher Aiis<;angspuukt 
widitiger EisenbaluiJitiien und ein älinlicher grosser rnischlagsplatz 
vom Seeschiff in den Eisen bn Im waggon und imigokehrt eiit wickelt 
werden, wie er in Schanghai und JBankou im Yangtsethal, in Tientam 
und Kiautschou in Nordohma bereits im Entstehen begriffen ist 
Allerdings beziehen sich die ISsenbahnpUne in China in erster 
Linie auf die nördliche Hftlfte des Ijandes, die einerseits nicht 
mit einem so viel verbundenen Xttz lutürücher M'"afiser8tmssen aus- 
gestattet ist und andererxits in der grossen cliinesisilit'n El«enp 
tlem Bahnbau weniger ScKwierigkeiteu bereitet, als die iK^ipge 
Südhälfte. Aber auch hier fehlt es nicht ganz an Projekten. Schon 
um die Mitte des Jahres 1890 schien der Bau dner Eisenbahn 
von Kaulun nach Kanton gesichert zu sein. Die chinesischen Kom- 
pradore der grossen englischen Banken hatten den Plan getet; 
sie hatten das Kapital auch schon bei ihren Landsleuten aufge- 
bracht; durch einflussreiche Befürworter hielt man auch die kaiser- 
liche Genehmigung als sicher. Ha wurde diese iiu let/.tt'ii Aiig»»n- 
blick (locli verweigeit. Der Komprador der grössten englischen 
Bank, der Hongkong and Shanghai Banking Corporation, der sich 
schon auf ausgedehnte Ijaudapekuiationen eingelassen hatte, gwiet 
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infolge det: Voi'd.teiuiig des Planes iu VermögeiiKveifall , vorgiüt 
Eich an der von ihm verwalteten Kaase der Bank und suchte 
das Weite. 

Nach dem ohineaiaob-japaDtBchem Kriege ist . man auf diesen 
Pbn, mit dem man das erete Mal in so Uflfi^icher Weise echdierte, 
znrflckgekommen. Znr selben Zeit, als der Versuch gemacht inirde, 

für *lie groSvse Staiumliiiie von llankou iiacli Peking eine Privat- 
ge^iischaft aus chinesisdu n KanÜont^ii zu l.iMen. traten im Süden 
reiche Geschäftflmänner aus llnugkong luul Kanton, an ihrer Spitise 
Hoamei (Hohintsche) , fler Direktor der groKsen chinesischen Ver- 
achenuigsgeeellschaft Ontai, sowie der Tinwa Minen und der spfttere 
Pttaidont der in Hongkong errichteten chineelschen Handelekammer, 
nv Begrfindong einer Qesellsehaft zusammen, die im Hinterlande 
Hongkongs, in den beiden Kwang-Provinzen, Kwangtung undKwangsi, 
den Eisenbahnball zimleidi mit dem Bergbau in >\h- Ilaii'l n'-luiii'u 
Holltp, Alvor obwohl •iiesf uiit«'niolinmiigslu.stigen chinesischen 

: kaufltfiite, die durch peröonliciie Fälligkeiten, wie KjipitAlkraft sich 
auszeichneten, der Unterstützung des damaligen ciiiuedsoheu Oe- 
ondten in Washington, Tangya, der in ihiem Interesse am 18. 
Febraar 1896 eine Denksdirift an den Thron richtete, sich erfrenten, 
so erzielten sie doch keinen HMblg. Das Tsungli Yamen verlangte 
one genaoe OrtUohe Spezialisiening des Flaues sowohl hinsichthch 

• dfö Eisenbahnbaus, als auch der Bergwerksunteruehmungen ; eine 
solche war ausserordtMitlich soli\n*»riei: und nur unter sehr grossen 
Kr>«f.Mi befriedigend zu l)ewerkst*'Uigen ; sio ist deshalb nur cranz 

' allgemein iroigenommen worden. Wie so manches andere Projekt 
in China, schien auch dieses verurteilt zu sein, allgemeiner Ver- 
rampfung su verfallen^). 

'} Die Frage des chinesisohen ESseobahnbaues ist ebereeits von solcher 
velfgeschichtlichen Bedeatung, d&ss auch TU Htrebttttgen, die niofat zu un- 
mittelbaren Erfolgen geführt haben, Beachtung verdienen, und sie liegt 
l anderei-^rits noch so sfhr im T>nnkel, da-ss jedes zuverläFsii^v Informations- 
I materia! i^rwunsrht ersrliHineti wm^. Es soll iit»shalH au' h 'i' i Kutwurf 

(der Gnjtidzug»:- des oht-ii t'i'w aliiitfu I 'nt.'iii''!iint:-n>- Iiut mit^'ci.'ilt würden, 
der dämm in »«iiitMi eiiiz*.'Itieii l>Msti/niiuin|Li;L'u noch auf butioudfres luteresso 
I Anspruch machen kuun, weil er aus der Feder cl»*s erwähnten mit der 
europiÜKchen wie chinesischen Kultur fast gleichniitoajg vertrauten, Iiorvor- 
ragenden Präsidenteu der chinesischen Ilaudclskainmer in Hongtong, Ho- 
iBwi, stammt Dieaer Entwurf lautet in der Übenetzung: 
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Da lebte ob neuerdiiigB — vielleicht uicht olme Zusammen- 
hang mit dieeoD ohinesiBchen Bestrebtingen «~ io anderer Form 
wieder ani Von englischer Seite wurde es attljgegrilBeii. Die 
Firma. Jatdioe, Matheeon and Co., die znaainnien mit der genannten 
grossen Hongkonger Bank atioh schon die EonaesBionen für eine 
Eisenbahn von Schanghai nach Nanking erhaHen hatte and mh 
dejn deutschen Syndikat diejenige für die Eisenbahnlini-' von 
Peking nacii Ts^ liiiikianp- t4»ilt, erwarb auch die Berecittiguug für 
den Bau der Eisentmlmiiniö von dem englischen Festland sbe^itz 
Kanlun ans anr dichtbevölkerten, reichen Hauptstadt der beiden 
Kwang^Provinzen. Die Arbeiten sind heute au! dieser Strecke 
bereits im Gange. Die Flftne reichen aber über diese kune iSsen- 

1. Die Firma der Oesellschaft soU aeui: The Two Kwangs Baflwaj aod 
Hioiog Company Limited. Das HanptbüroaQ derOeseUsohaft soOin Kwtoo 
sein. Zwdgbüieaufi können in Temohiedenen Plfttzen je nach GelegeD> 
heit eröffiiot werden. Die Geeellsohaft ist txk dem Zweck gegründet) innsr- 

halb der Grenzen der Provinzen Kwangtung und Kwaugsi Eisenbahnen in 
banen, sowie Gold-, Silber-, Kui»fer-, Ei^n-, Zioo- und Kohlen-Minen ann- 
legen. .\udere gewerbliche Betriebe liegen nidit im Aufgabenkxeis der 
Uesell Schaft. 

2 Das in An<?8icht g<»nomm*^!io Aktion-Kapifa! betnt-j;! Jd Millionen 
l)ijll;ir. riijgettjilt in 2 Milli'<n''ii Aktim von je ]*• PoHar. Jo-lt-r Aktien- 
zeiclintT kann beÜcMg viulu Aktieu Hufufluneu. .ItHler. ein »'liiii-vs»' uii'i ei» 
AuslaudüJ , ein Hüuujtor. ein Adliger und ein Kaufmauii kauu Aiktiuaär 
\vei"don. Die Oesellschaft hat ein Aktienregister zu halten, in das die Ad- 
zidil der Aktien eines jeden Aktiuuäni zugleich mit dem vollen Namen imd 
Vormunen, sowie mit der Adresse, an die alle Hitteänngen über DiTidenden- 
Bshtong nnd andere Angelegenheiten in Znkanft lu richtSD smd, einge- 
tragen werden soll Der ganze Betrag der Aktie ist sahlbar an dem Ttf^ 
an dem die Eintragmig als Aktionär un Aktienregister eiibtgt oder dem 
Akäonftr ein Aktien-Zertifikat ansgestellt ytitd. Allee AktiengeU ist bei der 
non(^og and Shanghai Banking Ck>rporation oder der Gharteied Bsnk* el 
India. Australia and China einzuzahlen und auf Grand der QoithUigeB 
dieser Banken sind die Aktien-Zertifikate an die Aktionäre aoasiisldlen. 

B. Da dieees Unternehmen das erste seiner Art ist, so muss dem 
rntornehmer, d. h. dein Generaldirektor der Oesellschaft, vom Ministerium 
Mrr von '!«m VizekÖnig und Gouverneur rlnr Provinz ein Charter erteilt 
werden, wodurch er volle ErmSohtigung zum Oo^schfiftsbpf ricl) (if-r 
Mihaft orbalt. Alle andorwn r..'aiiitrn der ('(»«ollschiift sollen vi.ui il-'n AktioOHiei» 
gewählt werden; die Erri''litui!g von Zweiginii eauh soll jedoch dem «ioneral- 
direktor vorhehaUen Idcibutj, Aus der Zahl der fähigen iieanitou der (»e- 
sellbchaft soll von den Aktionären der steiiverti-etende Direktor güwäblt 
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fasbiiüiiie von loknler Bedeiitang hinaus. Am 14. April 189S ist 
foo dem ohineasoheii Genndten in WsahiiigtoD als BevolimSoh- 
tigten des Qeiieraldirekton d«r öhlnesisGlien ESBe&bahnen Bcheng^ 
Tkjen dfi Vertrag mit der sogeoannten AmeriGaa China DeTelop» 

ment Company abgcsuUos^en worden, wonach diese, unter zahl- 
reichen ZiigeJ^ttlriflnissen, für (l< ii Tkn einer etwa 800 iciu laiij^eii 
Eisenbahn von Kanton nach Hankou am Yangtse, dem Ausgangs- 
punkt der ^ssen von den Belgiern zu erhaTienden Hauptbahn 
nach Peking, ein Kapital von 4 Millionen Pfund Sterling an^ 
briagen wird. SpAler inuden von dem amerikaniatdien Syndikai 
mit der Unna Jardine, Hatheeon and Co. Yerhandlongen ange- 
knttpft filier die Bildung einer groaeen engUac^-amerikamadien Oe- 



werdtfu. Beim Uucktritt des GeueiuUiirektoi"5> wird dieser 6v'm Nu' bfolger 
und die Stelle des stellvertretenden Direktors durch Wahl der Aktionäre 
Mü bnetil^ 

4, 0ie QahiUer der AageateUton der Oeeelleahgft, wie der Boohhaltar, 
derlaBfiektoieB tmd Handweikerweiden regel massig jeden Monat geiaUt weiden. 
INe AngKteilten dfiifen kein Geld von der OeeeUaohaft leihen, noch sich 
l^endwie mit dem Oelde der Oeadlaolieft beteen. Die OeeeUachalt witd 
hm den Angestellten ffir NahniBg, Lampen, Öl nnd SohreibmsterialieD 
mseo, in keinem Fall wird lie aber ffir die Bewirtung von Freunden der 
AagesteQten auftommen. Wenn irgend einer der AngeeteUten einer Ver- 
ontrpunng von Ooldern (lt?r (lesellscbaft sich schuldig macht, so wird 9t 
von dem Oeneraidirf ktor nogleich entlassen werden; ausserdem hat sein 
pertiöolicher Garant für den Schaden, der dnwh die VorurilnMinnp der 
Gwelh^^haft erwachsen ist. nnfzukommon. (Vgl. uht-r die (•liiiiesisclit' Sitte 
pffbinlieiier Garautiiungen den zifierteu Vortrag des Verfassers über die 
Orgaiiii^aüon dos Fremdbandeis iti CIüiki.) 

5. Um das W^oblwolien der Eiuwoliueitichaft sich zu sichern uud 
dadurch Unruhen zu vermeiden, sollten den Ortseingeborenen in den 
Oegenden^ durch die die Eisenbahn geht oder in denen Bergwerke betrieben 
werden, VorteQe zageweodet weiden. Mit Anenabme der Stellen der In- 
8|NiklanD und Ingenieure, sowie anderer wichtiger Ämter, die oat&rlioh 
toh beflüugte Mlnner Ton anseerhalb lu besetsen sind, Bellten alle anderen 
■Uedem Stellen durch die Ortsangeseesenen beeetat werden nnd Fremde 
ttOlen in ihnen nnht sngalaaseD werden, damit die Bewohner in der Um- 
gegend einen guten Lebensunterhalt finden kdnuen. Sie müssen allerdings 
die Bürgschaft angesehener Tjeute an\ Orte für sich ausfindig maohen, 
und ihre Namen sind in eine liste einzutragen. Aufeeher werden ausser- 
dem angestellt werden müssen, um Disziplin aufrecht zu erhalten. Auf 
diese W^ise werden durch Raiifliolde nnc:e?:pHpltp Unnihen sich vermeiden 
^mm-f aofieerdeu wird die Eathtösung von Arbeitern keine Sebwierigkeiten 
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sellsüluft für (Ion Bat! der ganzen, fast lOOU km langen Linie von 
Hankou nach Kaulan; sie dürften nicht erfolglos geblieben seiii. 
80 wird in absehbaier Zeit der englische Eolonialbeatts In Süd- 
China mit dem entstehenden ohineeifloheD Eiseahabflnets ▼erknüiiik 
seüti. Seine jüngst erfolgte firweitening verbürgt es, dass Hongkong 
auch an diestir Entwicklunu ni< lit mir teilnehmen, sondern dauemü 
einen ma^iBgulx'n'len Einfluss auf sir uusiiIm-ii kann. 

Dasselbe beabsichtigt sie hinsichtlich der iudustriolicn Ent- 
wicklung Chinas, an die so mannigfache Hotfnuogen und Er- 
wartungen geknüpft werden. In Hongkong hatte man an ihien 
seit dem unglücklichen Kriege mit Japan kiUtiger einaetienden Anfitagan 
bisher nur sehr geringen Anteil. Die englÜBohe EoLonie war weit 

bereiten f wie es der Fall sein würde, wenn Arbeiter von aaneibalb be- 
sohSftigt werden würden. 80 bat diese Art swäfiDbea YofteiL Wfthreoid 
die Qesellaohaft gute L&bne ihren eiaheimiedien Arbcntem sablen wird, 
wird sie es ihnen andererseits nicht geetitten, sioh nar Erpreesong hoher 
Lohne anaamniensuflohtienen. 

0. Wenn oin Stitok Land, duroh das eine Eisenbahnlinie gelegt werden 
soll, oder ein Hügel in dem ein Bergwerk betrieben werden soll, Kronland 
ist, wird die (lOsellKchaft die Behörden benachriohtigen, damit die Ortlich- 
keit und die Orösse des Grundstücks festgestellt wird, um die von der Ge- 
sellschaft alljährlich zu znhlfndf» Kmnrnnto -m hostinimon ; wenn *3s steh 
aber um Privatlatideivicii hamlult, dauu kann die (iCM'lls'.'haft sie zum 
Tagesprej«^ «-dai üu eiüem Proi^e, der 20" „ mehr alb der urspriin<:li<'lie iii 
df^r Fii^viitumsurkunde verzeichnete Preis beträgt, kaufen miei amh sif> 
vüui EigLutumor pachten; auf jeden Fall s(tll ein jedes Geschäft auf » inci 
billigen und gerechten Grundlage durchgeführt werdeu. Dabei wird vur- 
«QSgesetztf dass die Oesellschaft die Ei-mäcbt^og erhalt, für den £isen> 
bahnbau and den fieigwerksbetrieb ein jedes 6tfi<d[ Land erweiben «a 
dürfen unter der Bedingung, dass dsdaroh die Fehler und Ofaatgirten und 
Oriber niofat gesoUldigt werden. Ebenfalls sollte die OeaeUaobaft das Rsoht 
haben, die Ortsbehördea xn ersachen, anbotaiflasige Leute aller Art, die 
sich nun Zweck von Erprennngen snm Widerstand gegen die GeeeilaohaH 
nKammenschliessen, nachdrücklichst zur Reohenachaft su riehen. 

7. Da man auslUndischor Ingenieure bodarf für die Voiuntersnehungen 
und für die Voransoblfige der Kosten des Eisenbahnbaus und der Minen- 
eröffmjn«;, so soll in dieser Beziehung das Verfahren, das die Telegraphen» 
Verwaltung eingoscblag'^n hat, von der Gesellschaft angenommen werden. 
Piesi^s Vf^rfahrnn ht*steht darin, d»»n Vi^oknuli: zu (^rsut-heti. Wpiyuans (pine 
bestimmt»; Art < hinesischer Beamter) nach näherer iiczoirlinuii^' di r (Ifs^dl- 
schaft zu euLseudeu. um als Schutz die frpnidi ii Aufge stellten auf iliier 
Kuise zu beglciteu} die Gehälter und die sonbUgen Ausgaben der Woiyuaos 
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mrOckgßUielieii hiDter Sohangfini, desfen stattUohei Hafeneinfahrt 
bereito Mrik neben Fabrik eindrookmll omaiitmen. Die andauernde 

Steigfuiiiig der Preise des Gruiul und Rodens im einp^eengteu liong^ 
long \>t siclirrlic-li au lüp.-^eni TJnt*»rsclm.'il nicht luibuteilijErt Ob 
aber der Baummaiigel in so hohem Masse, an^aonunidn worden 
töt, für ihn voi^iütw ortlich gemacht werden kann, erscheint doch 
iweifelhaft. Mindestens ebeneo sehr dOrfte Hongkongs isolierte 
lüge aoflseriialb dee öhineeieoheii ZoUgefaietea Schuld datan gawaeen 
tmiL Denn in Gegenaala an Schanghai» daa im chineBieohen ZoU- 
inknd liegt, eteeh Veten anf ^em Boden der englischen Kolonie 
der chinesische Aupfulirzoll auf Kohstoffe, Bowie der chinesische 
Mnfiüirzoil auf Fabrikate die Entwicklung eiuer jeden Industrie, 

sind ilaboi von der Gesellschaft /,u bestreiten. Sotlanu mag das Volk im 
lanwrii des Landes, obwohl ihm diese riittM-siichuni^fu zu fluto kommen, 
nicht imiuöi' über ihre Zwecke gonügüuü uuteniuhtot sein und daher in 
Erregung über sie geraten. Um bolchem Misstande mvorzukonunen, wird 
voi^jeschlagen, dass die Gcsüllschaft nach dem Vorbild üur Tclugraphen- 
Verwaltungf die Ortsbehörden ersucht, aulklärendo Proklamationen über den 
Bogimi des Eiaenbahnbami und Bergwerksbetriebes za erbaseo nnd 
Iben Sdints darztUnetieB auf dem gsnsen Wege, wenn mit dem Werke 
«iikBeh Torgegaogen wird. Auf solehe Weise wild man alle QeMreo ab- 
vmden kSnnea. 

8. Die ürttitihkelten, durch die EÜBenbahnen f6hrea oder in denen 
Bergwake angelegt weiden, eiad notwendigerweiBe von betriohiliober Ans- 

dehnuQg; trotzdem ist es wichtig, sie polizeilich zu überwiohen. Es wird 

d^halb die Ermächtiii^iing für die Gesellschaft nachgesnoht, sa diesem 
Zweck ihrerseits besondere Polizisten auf eigene Kosten anstellen zu dürfen. 

9. Da der Bau der Eisenbahnen tmd die Eröffnung der Bergwerke 
r.vh ausländischen Methoden und mit ausländischen Mitteln erfolgen soll, 
^" tjedarf die Oesellschaft dei' F^ilaubnis, fremde Tn^renienre anzustellen, um 
ti«u l>au /u iiherwacheu, den Miusf'htnenbetrieb einzurichten und die An- 
lagen mm S' hmelzen der Erze zu hegrunden. Es wird voigeschla^fcu, die 
Einfahr aller ilasrhinen, aller Materialien von Eisen und Holz etc., aller 
Sprengstoffe nnd Zündhütefieu. aller S. jiaufölii und llacküJi, .sowie aller 
Waren, die für Berg- und Eibenbalmbau gebraucht werden, von den ZoU- 
tbgabea n befreien, damit so der Gesellschaft eme betriohtliche Aasgabe 
anpsrt weide und die BefGnIenmg dieser Waren so schnell wie möglich 
srfoilge. 

10. Da die Oeeellsohaft Yon Kanlleaten finsnxieit nnd betrieben wird, 
m brascbt sie kein Oeld von der Regicraog m böigen nnd wir, die Unter- 
o^kiner, die wir eifrigst bestrebt sind, die HÜfskrifte nnseres Lsndee sn 
mtviekeln, wir werden es nicht wagen, iigendetwas vor der Begiemag 
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d» aiH ch iDWMolie n Bohstolfeii fflr ohiDosiBclieti AlMsafti ai4ieitet Die 

Kolonie wird dnrch diese ZollTerhältiiissc im Wesentlichen hinge- 
wiesen auf Industrien, die den Sch^v^'r{^u^kt, inslM^sondere in> Absatz, 
im chiiiebiBfhpn Zollauslande haben. Drin entspri^^ht aiuli im 
Allgemeiaea die geringe bisherige industneUeii^twiokluiiL'^ Hoii<rion^ 
Unter den gewerblichon Unteroehmungen der eng^isdieu Kolonie 
steht — abgesehen von den grossen Schiftbauanstalten — wdt 
Toran die ZucfinrbbrUntioii. Jkei groese Baffinerien, von denss 
die bedeDtendste, die China Sogar Beflning Co., die ein eiic^iBoh> 
dentsdies Kapital von 3 Hillionen SUberdollar hat, im Jahre 1878 

geheim zu halten, um sie zu täuschen. Alle Einz.olheiteo, wie z. B. die 
lünge der Eisenbahn, die täglich gebaut wird, der Betrag von Arbeit, der 
darauf verwendet wir«!, die Einnahmen an Frachten und Fahrgeldern auf einer 
bereits eröffneten Lini»«. Art uti-l Wert der einge8chirio!zcn''n Err.e — alles 
Derartip^ sull tii^'ü- li in ein Hui Ii rtnfT'^fra.£rf'n wcnlcii. Afon.iiIi<-ht' \^ 
rechnuiigöü wenl'-n t.'lxMisowohl aufgeötellt werdon. wie t'iuf jiihrli l iu' 
samtrechnung. AkscLrifton dsr Jahres rech nuug bullen Utun Vi/.»'koüig und 
den Oou vorn euren zur Durchsicht vorgelegt werden. Augüäichts diese« 
Vorgehens der üesullschaft, möge mau — so bitten wir — davon absehen^ 
Beamte snr BorehBicbt der Bieber der Oeaetbohaft zu eDtaendea, aaa dnit 
nnnötige FennalitlteD and Belästigungon tu ei^ijaroo. 

11. Wenn eioe EiseDbahnlinie dem Veifcehr üb ei geben ist, sind iDe 
Abgaben von Ofttern, die atif der Linie befördert werden , von den Top* 
fracfatarB wa xahlea; ebenso sind alle Abgaben von JUnaialien, die tob den 
Bergwerken der OeeeUscbaft gekaoft dnd, von den Kftnfen m. eatriobtaB. 
Aas dem jibriichen Gewinn, dot der Gesüllf^^rhaft ans deo Frachten und 
Fsfafgeidem, sowie aus dem Verkauf von Mineralien erwlohet, Blod nach 
Abzug der Betriebskosten 5 pCt. als Abgabe an die Regiening zu zahlen, 
r-hn Zin.sen auf das Kapital, l>ividonden an die Aktionäre, lantiemen and 
l'rämien an di*' n>';unt«'ii dn < ir'Hf>!l*(«>haft jjp/.alilt w erden. 

12. Wfiiii di'' Ki>''iii)a!in.'n und HtTi^'Wt'iki' der (ifsellsfliaft in Betrieb 
sind . w oiiieu Uuii Aktioiiureu itigolntaööig Jahre«abn.'rhnunu;<'n zugüjjchiuirt 
werden. Es ist vorgeschlagen, den jährlichen ReingLnvinn <iei Gwicllschaft, 
wie folgt, zu verteilen : zunächst 5 pCt. als .Ibgabü au die Regierung, so- 
dann lOpCt an die Aktionäre zur Verzinsung des Aktien-Kapitals, eodian 
20 pCt ab Tuitiömen and*Frimlen für die Direktoren nnd aoaatige Beamte 
der Oeeellsofaaft; was endlioh den Best anümgt, so wird jedeamal dnvoh den 
Oeneraldirektor in Verbindung mit dem Vocatand sn eniaoheiden eeia, oh 
er gans aar Zablnng von Dividenden an die Aktionire Torwendet weideo 
oder nor xur Hlllfte bierffir dienen nnd snr anderen Hilfle dem ßoeorr» 
fonds zngefübrt werden soll. 

13. In Zeiten der Not sind alle fSseubahnen und Minen, wie es 
üblich ist) der Kc'giening snr Veifügnng sn steUeo. äo bat die Begieraiig, 
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bmte gegrOndet worden ist, arbeüenmit aodte di i ü hM i Htlsad, 

mit Bohxnoker vor Allem von Java nnd von den Philippinen und 
liefern in erstoi Ijuie für den Auslandsmaikt. Ähnlich ist es 
mit eitler engliMclioii Taufahrik, die Hanf aim Manila be/.ifht uiitl 
ihie Kr/jMigiusr-e liauptsjlcliiicli an <iie Uoogkoug aufsuchenden Sohiffe 
abaotzt Auch eine jüngst von Deutschen gegründete Federreinigungs- 
«ostalt, die ane dem duneaecben Inland belogene Federn IQr den 
AnsUndima^, ineteaondera DeotsoUand rembettet und feipaokt, 
in hier sa nennen. EndKoh kOnnen die grossen anoh von deutschen 
firmen eriMOten Tankanlagen hierhergezählt werden, in denen 
Petroleum ahh Kuseland oder Sumatrd, das in Tankilam])fern an- 

Venn rie Kxiegsvorbereitangen trifft, ein Vorreobt auf die Bennbsong der 
BBeobahaea fär die BeBrderoog der Tmppea nod KriegamateiialieD und 
■a Yorhiateeoht in Berag auf die HioeralieD, die in den Bergwerken der 
flflgdhdraft gewonnen weidea. AnsMidem stehen in lolohen Zeiten die 
gSUdD Eisenbahnlinien und alle Bergwerke unter der Kontrolle der Re- 
gienui^ wie es bei den Tel^raphenlioien der Fall ist. Es wird jed(><-!i 
darum ersucht, dass die Regierung für die Benutzung der Eisunbahnen nod 
für die Mineralien der Gesellschaft die üblichen Sätze und Preise zahlt, 
damit eine s<i!t hf' TnanspmchnahniP der Eisenbahnen nnd Minen dnroh 
die Regierung ni* !u in einen Verhist für die nesellsrliaft auslauft. 

14. Die uiBprünglicht' Absicht l>L'iin Hau dieser Kisenl^ihDeii int darauf 
gerichtet, mit Hilfe des Kapitale \(n\ Kaufh uten uiaeii legelinä-ssigeu Dienst 
fiir die Re^iening herzu-stellen. Weun aber ruv h 30 oder 50 Jahren nach 

I Vollendung der Eisenbahnen das Gesellschaftijkapital wieder eingebracht 

eoldeD ist, dann kann die Regierung zu jeder Zeit alle Eisenbahnlinien 
Oesellaohaft abkutfea ra einem Preise, der auf Omnd einer gerechten 
Beveitaug der gaosen Anlege MgesleOt werden selL Diese liaien werden 
dmo in die Yerwsltnng der Begieraog übergeheo. 

15. Bei den weitaaSBohanendeo Ft&nen, die die OeeeUscfaaft rerfolgt, 
liKt ee sich natüilicfa schwer voranssehen, wann günstige Erfolge erzielt 
*wden vagen. Wenn aber g6nstige Erfolge enielt werden, so bitten wir 
teil, dass während die Eisenbahnen in der angegebenen Weise von der 
Regierung angekauft werden Unnen, die Bergwerk*' ein dauerndes Eigen- 
tum der Gesellschaft bleiben mögen als Lohn der l'nternehmer fär ihre 
Arbeit. Wenn jedoch günstige Erfolge nicht er7ielt werden, dann mag es 
der Geselle haft gestattet sein, zu iiqtüdieren, und msg der Charter an- 
nicigenommen werden. 

j I)iese vorstehenden IT» Aitiktjl Iwzeichnen nur di'> ♦irnnd/.uij.e des 

1- nternolunen«. Wenn wir dun Charter für die licöellsi h;ift erlan^^r h;d>en, 
^ifui werden wir auf 'iruud sorgsamer Tberlegung auhfuhrlicho Statuten 
■■••rteiten und sie Juiu Gouverneur mit der Bitt.' unterbreiten, Prokla- 
■■twnes zu erlassen, die Allen die Delolguug dio^er Statuten vorschreibt. 
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kommt, in die von den Chinesen so begehrten imd so wmidflMm 
mannigfach veiaif>elteten viereokigen Blechdosen nbgeinUt wiid. 
Die wenigenanderen gHwerblidienünternehmungen in Hongkong finden 

ihren meist recht uubedeutenden Absatz regelmässig iu der Bevölkerung 
der Kolon i«j und der /.alilieirlien Schiffe, die sie aufsuchen, oder 
suchen auch in beschränktem Masse auf dem chinesischen Markt 
mit Auslnndswaren , die mit den Einfuhrspesen belastet sind, zu 
konkurrieren. £Sb gehAran im Wesentlidieii hierher eine Bipio** 
fshrik, die im Jahre 1891 mit einem Kapital von 150000 Silta^ 
doUar gegrflndel wurde, aber atelB mit Yerlfist arbeitete, bis sie 
zu einem niedrigen Preise an eine chinesische Gesellschaft Terfamft 
wurde, die alsbald im eret-en Jahr eine Dividende von nicht weniger 
als 65 pCt erzielt haben doU; ferner eine Seifenfabrik, die voo 
einem Deutschen angelegt ist und geleitet wird und eriulgreiuh der 
japanischen Konkurrenz SU begegnen !^iiclit: eine Glasfabrik, die eben- 
falls einer deutschen Firma gehOrt, mit üilfe Ton etwa 30 japaniachen 
Glasblfisem insbesondere Lampenschirme herstellt, aber nicht durcfc- 
wog befriedigend arbeitet; endlich eine ZfindhOlzerfiibrik, eine Zis^- 
und ZementÜBbrik, eine deutsche Fabrik ffh- Rattan-Ari)eiten, sowie 
eine Brennerei. Eiuentlich findet sicli nur eine bedeut^me Aus- 
nahme und sie ist neiirsten Datums. Unter dem nuksfagebenden 
Finlluss iler mehrfach genannten gi-ossen unternehnumgslusligen 
Firma Jaitiine Matheson and Co. is^t nämlich im Jahre 1897 eine 
grosse BaumwoU-Spinneret und -Weberei (Hongkong Cotton Spinniag 
and Weaving Co.) mit einem Kapital von 1200000 SilbeidoOir, 
an dem auch Deutsche beteiligt sind, in Hongkong gegrOndet 
worden. Man scheint bei diesem Unternehmen zum T«l auf Abeiti- 
gebiote ausserhalb Chinas gerechnet zu haben, sowie auch auf den Bezug 
dc'o Ivuhstoffs aus nichtrhinesisrh'Mi (Jrbieten; man gab sich au.^sLJ- 
dem aber aucii der Hotthung hin, dass die Schwierigkeiten im 
Bezüge des Hohstoffs ausgeglichen würden durch allgemeine Um- 
stftnde, wie die günstige Lage der englischen Kolonie, ihie ge- 
ordneten Yerh&ltnisse, ihr für die BaumwoU-Spinnerei tiefflicb 
geeignetes Klima. Man sprach sogar davon, der Gründung dietsr 
ersten BaumwoUlabrik in Hongkong soQe bald die einer zweiten, 
ja th'itten folgen. Aber ist auch die HoflfnungsfreudiL^keit pross, 
iuinierhin bleibt die I^age aussorhall» di*r rhiiiesioohen iu-nii^ P»r 
den wichtigsten, eutwickluiigsf&lügston Zweig der Industrie, 
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dts' diinerfflohe Biland mit Fabritraten ans meinen Roherzeugnissen 
zu versorgen sucht, unvorteilhaft. Vielloi* ht ist eR l»eabsichtigt 
nn<\ eelin^t e>, für <ia.^ »M-weiterto F«'>tlainlst:»'l'i*'t dn- ouglitichen 
K' Innip Zolh'ereiubaruni^ti mit China zu treffen, weiche diesen 
Sacbteil mildern, wenn nidit Ix^seitigen. 

Die bestehenden ZoUvereiabarnngen bedOrfen infolge der Er- 
wmterang der Kolonie Überhaupt der AbiDdemng. Sie haben 
lunptsleUieh swd nahverwandte AufgaV>en eu iGeen, die beide 
durch die QebietsyergrOBeening verSndert worden rind. ürstens 
gih es, chinesischeraeitR Schutzmassregelu zu treffen, dasn von dem 
der chiDesiFchf»n KüFt«' uninittollfai- vorgelagerten belfl-ton Fivi- 
hafen aus nicht durch zu umfangreiche Schmuggeleien zur See 
dag chinesische ZoUsyBtem durchlfM hert werde; zweitens dlt es, 
im gkiohen Intereeae das englische Xolonialgebiet anf dem Feet- 
lande gegen das chineeiadie Zollgebiet wirkaam abangrenien. Beidea 
hat Tor Allem im Hinblick auf das hoehweitige, stark teaollte 
aad bei seinem geringen ümfuige und Gewicht loioht m aehmug- 
gelnde indische Opium zn geschehen, das in der llauptöaclie über 
Hongkong srineii Weg nimmt. 

Anfangs war China mit seiuen Sciiutzmassregelu auf sich selbst 
angewiesen. Um sich p^g-en den Scbmuggelhandel , der sich aui 
üerengliachen Inselkolonie einnistete, zu verteidigen» stellte' es eine 
Reihe schneUfüuender Zollkreuaer in den Dienst, die das englische 
Htfeogebiet bestftndig nmsehwirrten und anaserhalb seiner engen 
Qtwtea den Dachuiikenhandel scharf flberwachten. Alsbald erhob 
«eh in Hongkong über diese „Zollblockade" ein 8t nun von Jvlagen. 
Mui K»'haiiptete, dass durch §ie dor Dsrhimkonlianilt^l der onglisdien 
K' l'.üie gesch&fligt und dadurch ganz Hongkong in seiner Ent- 
wicklung in empfindlichster Weise zurück -flialtt-n worde. Pie 
KJageo hatten den Erfolg, dass auf önuid der Tadbütt-KonTentioo 
vm 13. 8ei»tember 1876 eine englisoh-chinesisohe Kommission 
eingesetzt wurde, um im Sinne eines mehr befriedigenden Aus- 
gleichs der entgegenst^enden Diteressen VorschUge für eine Neu- 
wdnuag dieser ZoUverhältnisse zu machen. Das Ei^cbais bildete 
eine in Ilontrki.ng al»{;es( lilnssene Vereinbarung vom 11. September 
1S86. der r-int- ähnli<-ln' z^%'i«5fhen Pnrtnjral und China für die 
ziemlich gleichartigen VerhAItniese in Makao zur Seite trat. Nach 
(hessD beidoi Vereinbanuigen wurde ein Amt der Sir liobert üart 



iinterstelimiden chinesischen SeezoUbebOrde einefseits in Kanhui, 

ajulei-ereeita «uf der erwähnten vor Makao gelej^nen Insel Ijapjw. 
eingeriehtet. Im (lo^^ensatz zu allen bisher l'» stf^henden Seezi)ll- 
ämteni, deren Thätigkeit auf Schiffe fremdländischer Bauart bo- 
sHiränkt ist, haben dioso beiden Ämter mir mit chinesischen 
ächifien zu thun. Ucsprünglich soUten sie nur mit der Erfaebnog 
der Opimn-Äbgabe und ihrer Überwadiiuig betraut werden; äe 
sollten aber ausserdem — auf Wunsch der tremden B^gisrang 
unter Teilnahme einee ihrer Beamten — die Streitigkeiten scIiliditBii, 
die zwischen den im Verkehr mit Hongkong stehenden Dschüsbii 
und den Ämtern uml Krpuzoiii der einheimischen chinesischen 
Zoiiboliördeii entstehen Mjlliei». Aus diesoi li-tzten Bestimmung 
entwickelte sich jedoch bald die völlige Übernahme der Fiinktioiieii 
auch dieser Zollbehörden. So erhielt das SeesoUamt in Kaulun — 
wie in Besug anf Makao daqenige von Lappa — eine Kontrofi* 
befugnis nicht nur über alles Opium, sondern über ^tHciw 
Waren, die in Dschunken von Hongkong oder nach Hongkong 
verfrachtet werden. Diese Kontrolle, der auf düneeischer Seite 
zum Schutz gingen Schmuggel eine ganze Flotte kleiner Dampfer 
deys Kauiuner Zollamts dient, wjixl von »Miglischer Seite daiiurcli 
angeblicli untei-stützt, da^ der Opitun-Eandel innerhalb Hongkongs 
%n einem Monopol gemacht worden ist Er wird an den Meist- 
bietenden yeipacbtet; der Faöhtprsis soll nach dem letzten dra- 
jährigen Vertrage rund 760000 Mark jahrMcfa betragen. Es wiid 
behauptet, dass bei dem thafaSchlidien duTchsohnittlichen Tagee- 
Terkauf von 8 — 10 BOohsen Opimn im Werte von je et^va 600 
Mark diente hohe Summ»- mir aufzubringen Bei unter Znliiift^nahme 
eines ausgedehntoii Opiumschmuggels und os wird dalier der eng- 
lischen Kegierung vorgeworfen, dass sie Mitwisser im«] FOrderer 
dieees Schmuggels sei, anstatt dass sie die duixjli di>^ M*>n )pol- 
eiarichtung geeohaffene M^ichkeit einer genauen Oberwachong 
aller ein- und ausgefnhrten Mengen Opium im enfgegengeaetstea 
Sinne ausnutse. 

Da ein Schmuggel auf der Kauinner Seite aber aiich m»Luide 

möglich ist. 80 galt es, auch hier Vurkehrungen tu tnrten. Maii 
entsehloss sifh fhidrsix-hei'seits, an «ItM* ^ranzen Gr«:^iizo eim'Q 
acht Fuss hohen Zaun aus Bambus aulzulühren, der an seilif 
Stellen einen nur sur Tagesieit geöffneten Duichkss gestattet 
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Dieser Zum wird Yon einer gnt bewaffiieten Trappe von 0 Aus- 
liDdem und IßO Clunefieii Tag und Nacht bewacht Auf diese 
Wene gelang es^ den hier bisher besonderB beliebtan Schmuggel 

^zlich auszurotten. 

Auc}i srtiist soll fW von cluucöLschcr Soit*» erstreMe Zweck, 
tjiueü Sdiutv, für die eifj:t.'iien ZoUeinnahmen aufzunohten , vielfach 
erreicht worden sein. YieUeicht gerado dämm war man auf 
englischer Seite mit ihnen weniger xufrieden. Hier richtete man 
den Haapiaogriff auf einen Punkt ganx nebensSohlicher Art Oer 
Zonfcommiasar von Eanlun hatte nSmüch zur Erleichterung dee 
DisnatSB sein Bauptbftieau nach Hongkong vexiegt und er wurde 
dort auch, gewissennassen wie jeder andere fremde Einwohner, 
geduldet, ohne ein teonderes Aufentiiiiltsioclit y.n haben. Hiciiu 
gewöhnte man «ioh eine pohwon- \ eriotznng 'lor vielgf^j'i it'sciu'n, 
eifersüchtig üi»erwachten Fivilioit der Kolonie zu erblicken. Man 
kla^t' bitterlich über sie, obwohl man selbst zugab, dasa thatsftch- 
üche Uazutrflglichkeiten aus ihr noch nicht erwaduen waren i). 

"Wie diese Unzufriedenheit auf eine Abänderung der bestehen- 
den ZoUveihaitniaee hindiftngt, so macht die am 1. Juli 1898 
erfolgte Erweltenmg de« Feetlandsbesitzes der englischen Kolonie 
pino Neuregelung^ saehlioh noti^'. W as zunächst die Bewachung 
(hr Ijandgrenzo anlangt, so winl »naji kaum auf der etwa IT) km 
langen offenen Strecke von der Mir» Bay ziu- Deep Hay wiederum 
änen Barabuszaun errichten wollen. Die Grenzbewachung wird 
hier nicht wieder so wiriuam durchgefOhrt werden iiönnen. Um 
sie wenigslena etwaa zu eiieiohtem, hat man voigeeciüagen, über 
die vereinbarte linie, die eine natürliche Grenze nicht bildet, hinaus bis 
ni der ein wenig weiter im Norden gelegenen Hfigelreihe, die leichter 
gegen Scliuiu^gi. r beschützt weixien kann, die Grenze vorzuschieben. 
Ähnlich bedarf auch die Überwachung des Dschunkeiüiandeis einer 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^^ ♦ 

*) Naob den ToriSofigen «dUuntlichen yonchriften befindet sidi auch 
b noBerer deutschen Bedtsang in Ostaeien das obineeisohe Seezotlamt inner- 
hilb des Fretliafeogebiets. Es ist begreiflich, da^ man engliscbereeite damit 
sehr uQEOfriedea ist, zumal da man in Hongkong gerade jetzt — wie so- 
gleich noch zu erwähnen ^eia wird' — den Ilauptvorstoss gegen die An- 
wesenheit des Kauluner Zollkommissars auf t ii^^lischeni Boden unternimmt. 
T*!f? fni^liseht'n An^ffe auf dio ZoHpinTirhtuii^'pn anf dontschem Geliifi't 

J:ihcr t:4;r' < Ii /d begreiflich^ als dasä man ihueu grosse sachlichö 
ikdeutong beiuitiäbüQ kouute. 
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Nenregelmig. Das ist BchoD darum nOtig, weil die Überwadinngfr- 
Stationen des Kauloner SeezoHamteB «trf dem an England neoab* 
getretenen Oebiet liegen. 

Für die Nmiregeluiiü: i^iud sehr weit anseinandergehende Vor- 
sfhlfiore gomaclit wonlon. Von Seiten der englischen Kanfnianii- 
Sßhait ist der \\'ims(.h ausgefiprochon worden^), die Hongkonger 
Terwaltung wolle die Eriiebung der Opinmabgabeo für Bechnong 
der chinesischen Begiemng übemehmen, dafOr aber kein diine- 
sisches Zollamt auf englischem Boden femer dulden. 8tr Robert 
Hart, der General-Inspektor der chinesischen Seezollverwaltnngf hat 
seinerseits umgekelirt der englischen Regierung eine^ehende Vor- 
schläge-) unt«'i l»nMt<'t , (liti eine Ausdehuung der Befugnis^'- der 
chinesischen Zollbeamten innerhalb des englischen Gebiets erstreben, 
um die chinesischen Seezollcin nahmen, die in ihrer Qesamthcit für 
fremde Anleihen verpßLndet sind, vor einer uniechtmiBsigen Scbmi- 
lemng möglichst nachdrflcklich xn schQtseo. Welche von diesen 
beiden Ansichten durchdringen wurd, llsst sich noch nicht ab- 
sehen. Tlelleicht werden aber in Terbindung mit dieser vßUigen 
Nein-egelung aiu h Bestimmungen erstrebt, welche die lltiuniuisse 
l>et5eitigen oder müderu sollen, die aim der Lage aupserhalb des 
chinesischen Zollgebiets für die iudustrielle Entwicklung erwachsen^). 

') Schreibeu der Liüuu Associaliuu vom 14. November 1898 ao 
Salisbury. Englisches Blaubuch China No. 1 (1899) No. 389. 

*) Bas aogefühite Blaubaeh No. 294 Anlage. 

^ In KiantBofaou ist es geg^Qokty Inden am I. Jdi 1899 in Kraft ge> 
troteoen proviBoriBoiiQn sollamtlichen Bestimmungan, die swisdien dcai 
dentsohem Goaverneur und dem chiosaischen Zotlvoitfeeher vereinbartwoidee, 
die Yorsfiise des AusUuids mit denen eines chinedsdten YextragihafeBe ta 
hohem Masse sa vereinigen and swar gerade mit Hilfe der Verlegung dei 
Zollamtes iu das Fi-eihafengebiet. Als anSBerhalb der chinesischen ZoO^ 
greaten liegende Kolonie gestattet der deutsche Beaits dem Kaufmann, 
zollfrei Auslandswaren hier an der Kitete Chinas zu lagern. Dem ninter- 
lande gegenüber gcniosst er aber auch die inländischen Vorteile eines Ver» 
ti-agshafens. Es bezahlen nämlich chinesische Waren, die ans <\i*m Hiuter- 
lande aukoinmen, erst dort vf»rtT-nc:^rnfissif^oTi Anf^fuhrznl! W-'i der Ausfnhr 
aus dem d«^ut»;fh(^n iiebieu Das^tl'"' l^t It i Fall in Hi zuj; auf (.Im KüjsUjü- 
zoll bei nüfri W.ut'H, die mm rhiiioi>uvüiu;ü liufuu zur Scu iti uiislt 'lf»utsches 
racht^obiei eiagts(uLit uiidea. Es geht also Alles, wa.s iai deut-scben 
Kolonialgebiet verbraucht wird, nicht nur zur See, sondern auch zu lAude 
aoUfrei ein. Ferner zahlen Produkte, die mnerhalb des dentsoheo Kiaa* 
tschüU'Uttbietett eneugt worden sind, oder Waran, die ans aolohen im deatschea 
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Wio so <]m Erwoit'-ruiic: des en^lis^-hen Koloiiiiili.o^^itzes die 
si;hvvjerige Nem-egeiuii^i; der Zollveriiäitiii.sjse im (iefol^e hat, so 
süid auch andere Schwierigkeiten mit ihr verbanden. Sie geiien 
zTim wichtigsten Teile daianf znrOok, dass der englische Oeaandte 
ach hat bevait finden lassen, den Chinesen im dem abge- 
betenen Gebiet verschiedene Vorrechte su lassen. So Imt er Tor 
Allem darein gewilligt, dass in Kanlim dte chinesischen Beamten 
TerbUehen und, soweit es nicht mit den militärischen Anforderungen 
zur Verteidigung H<'i)^kuugs im \Videi*8prucli stehe, über ihre liands- 
lento nach wie vor (jrerichtsbarkeit iil>»'!i köiiiitr-n. Aussei-dem sollten 
die Landungsplätze in der Nähe der Stadt für cliinesisehe Krie^ 
und nandelsschiffe reserviert werden. Gegen diese Bestimmungen 
eihob sieh alsbald die Öffentliche Meinung in Hongkong. Ein solches 
Imperium in imperio — so sagte man — erniedrige das englische 
Ansehen; es degradiere die freie unabhängige Kolonie zum blossen 
Vertragshafen; es werde auch sachlich die bedenklichsten Folgen 
haben, weil Kauhiu von jelu^r ein Samiiit'lpimkt gefährlichen (lesindcls 
gewesen hei, vor dem man niemals sirhcr Roin küime, wenn es 
nicht englischer Gericlitsbarkeit und englisciier Polizei unterstehe. 
Der mit den Ausdrücken lebhafter Entrüstung und Besorgnis 
arbeitenden Opposition kam es m statten, dass die Chinesen der 
Übergabe des neuabgetretenen Gebietes einen sduurfen Widerstand 
entgegensetzten. Die von amtlicher chinesischer Seite unzweifelhaft 
geförderten , wenn nicht veranlassten WidersetÄlichfeeiten , die zu 
Wutigen Zu sa in menst bissen führtesn, dürften viel dazu beitroi,'en, dass 
die bekämpftt^u Vcrtni.t^Nbe.stimuiuiiL^on im Siiuie der Wünsche der 
Hongkonger Beirüikerung noch Abänderung erfahren» 

* « 
* 

'iebiete erzeugten Produkten odcT ans zur See in das deutsche Gebiet ein- 
i^eführteu Produkten berge»teilt worden sind, bei der Verschiffung aus 
l^gtau keinen Ausfuhrzoll. 

Nicht mit Cnreclit i.>t ^rsagt \vuiü''n, »iass das deutsrhc Ki,iut>*,hou- 
Oebiot mit Bezug auf Zoiiorleichterungon al-s fc>ta|>el- uud Fabi ikationsplatz 
Iw jetzt m der chinesischeu Küste ohne Rivalen ist. Hongkong dürfte 
tlÄ kaum versäumen, die not^vendli^ gowordene Neuregelung der ZoUver- 
UätniaM dazn zu benntzen, sich gleiche Vorteile zu verschaffen ood die in 
Kuiitiiolioa gewonnenen Erfabrongen zu verwerten, trotz seiner bisherigen 
gegen das anf seuiem Orand and Bodeu gelegene chinesisGfae 

Zollami 

23 



W»^?in ii) Hongkong, abgesehen von den niilitArisohdn Ordnden, 
ein BedütfiiiB nach £rweiteruiig des Kolonwibeflities ttch gettend 
lüikohte, 80 hing das noch mehr mit dem Attwiohaen der chine- 
BiaoheD, als dem der auBlindisoheii Be?01karuiig taaunmeiL Jeaei 
flbertrilR die Zonaiune der Fremden abeolnt wie rMir nm d« 
Vielfache; ihm ist das stetige Anschwellen der Bevölkermigsziffer 
der oiiL^lisclu'ti Knlonie zu danken. Nachdem in den Juiii-en 1861 
bin lh71 die chinesische Einwohnerechaft Hongkongs sich auf der 
irl<''ichen H^hc von etwa 1 15 UOU Köpfen gehalten hatte, setzte ein 
lebhafter Ziifluse von neuem ein; im Jahre 1876 aihlto man be- 
reits ISO 000, im Jahte 1881 150700» im Jahre 1891 211000 
Köpfe^) und am 30. Juni 1898 vurde die ChineeenbevOikarang 
auf 235000 K6pfo gßechfitst. Durch die jüngste Erweiteniug des 
Gehiets der englischen Kolonie erhält sie noch einen erheblichen 
ZuwaA:li>, «It'i- Hilf etwa lOOOOO Küpf»« atiu-oiioniiucii wird. 

Und dieses rij»ergewicht dos Chiuesentums über die Eurupik;! 
in Hongkong ist niHit ausschliesslich ziffermäs^ig. Schon aus dea 
angeführten Zahlen iLÖnute man ioigem, dase das beettndige Waoha- 
tum der Chineeenbev51kerung eineiseita und die sfeetige Zunahme 
der Bedeutung Hongkongs nicht zwei zuflUlig parallele, sondern 
zwei kausal verbundene Enjoheimmgen daratetlen. Thatsichlich hat 
denn auch nicht nur der reinchinesische Handel, der Handel der 
Ohijiesen mit Chiiioöca. tine grosse B- dviitung für di<p englische 
Kolonie gewonnen, sondern auch in don Gcsrlinft^beziclningon 'i<T 
Chinesen zu den Ausländern haben sich wichtige, an einem andetru 
Ort von mir erörterte') Wandlungen Tollaegen, die die SteUung 
jener eine grosse fiedeutimg gewinnen Hessen. Hit Beoht hat 
deshalb der Colonial^Secretaiy von Hongkong, Sir Stewart Lockhart, 
vor wenigen Jahren in einem Berichte'^) gesagt: Without the Chi- 
nese tradera of this Colony, its pr<3sperity would soon Mrane, and 
it is i?i no small «l-'s:2:me due to them that Hongkong lim^ i\\\y\m\ 
iiB prescnt commerciai positioa. Xu Übereinstimmung mit diesei' 

') Davon cutfielen 32000 auf die erwähnte eigentümliche ohineeiscbe 

Bootsbovölkerung. 

») Vgl. meinen zitiorten Vortrag über die Urganisation des Fromd- 
haudeU in China. 

Menioiauduin in reply to tlif» Katppayers Petition for coustitutic^ial 
rufurin (in dem uiir vurheguudou Abdruck uluiu Datum). 
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Ansiclit sucht auck <lie britische Centrairegierung in London — 
zum Teil im Gegensatz zu der Ehu*oj«ierbevftlkerung im fernen 
Ökhiu — den Chinesen einen gi-ösaereu Anteil an der Vei*waltung 
Hoogkungs pinzuiftumen, um sie enger mit den öflFentlichon Tnter- 
mm (ier£oloiiid zu verknüpfen^). So ist küreltch im Legislative 
OomI, in dem bisher das Liienelement durch vier Engländer und 
mm CUiMBeo vertraten war, die neogeeofaafli&ne sechste Stelle 
■il eineoi Chinesen hesettt wonten. 

So wichtig aber auch das ( "hincseutuui im Uanzen und son- 
derlich die chinesische Kaufmann>rhaft für die Kni Wicklung der 
englischen Kolonie gewesen ist und lieut melir deim je int, so hat 
es dooh mancherlei Erscheinungen gezeitigt, die fflr die fremde Be> 
vQQoenmg und die Verwaltung der Kolonie niuht gerade erfa»ulioh sind. 

Znnftehst macht sicsh sohon rein ftusseriioh das Anwachsen 
des CUneeentnms und zwar gerade seines hesseren wohlhabenden 
Teiles dadnroh den fnmdea nnangenehm fdhlbar, dass die Chinesen 
— ähnlich wie in dem nocli gi-össeren Schanghai — immer mehr die 
besten Giun-lstüi ke. imtor kluger Ausnutzung der UostärKligcii, starketi 
Flnkhiationen in der Fi cmdenbevölkening, in ihre liaiule bringen. Ist 
schon — wie wir sahen — darüber geklagt worden, dass der deutsche 
Kaufinami den englischen ans den besten Wohnungen in der englischen 
Kolonie verdrtage, so sieht man aof englischer wie dentacher Seite 
But noch grOseerem ünbehsgen, wie seit Jahien vnd gans besonders 
■eondings der Chinese in Hongkong in Stadtteilen sich festsetst, 
die bis vor knrzem noch als Resenratgebiet der FremdenbevOlkerung 
betrachtet wurden. Alleixlings gi^^Ht es für diesoH Gebiet eine so- 
genannte Euroi^caii Di fit riet Hi'scrvation Oniinunce, die iunerhalb 
der von Europ&ern bewohnten Stadtteile die Errichtimg von Chi- 
Msenhäusern verbietet. Dieser Schutt zeigte sich je<lr>ch als un* 
sveichsnd. Trennt sich der Chinese auch nicht von seiner Volks- 
hacht, so ist er doch keineswegs sllsn Gewohnheiten der Aiialftuder 
sBsnginglich. Za diesen gehört anch — wie ausser Hongkong 

1) CSiambsrisia sdbiieb unter dem 29. Mai 1896 ao den Oovemor vod 
Hongkong: I may obeerve, tfaat tbe Cbineee Community ie the element 
whidi is kest represeuted while it ie also fsr the moat nnmeiouB, and 
tfMt I sbonki ngetd as velnaUe any step whioh teuded to attach them 
uae <dosely to the Britiah oonnectioa, and to inoreaae their practioal io. 
teieit m pnblie dban. 

23* 
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insbesotidere Singvpoie tmd Sohanghai beweleen — das Wohnen in 
europftiscfaen Hftusern. Dte den Fremden .vielfach so unbequeme 

Clünesen-Invasion erfolgt demnach in der Form, dass immer mehr 
Eurojul. rwuhiiuugoii in dio Hftnde wolillialiond^r Chinesen Ober- 
gohon. 3Iun befürchtet so, dass iuiicilialb weuig-er Jalire alle 
UAuser auf der untersten Beigtenaese Hongkongs dem Europäer 
dauernd verloren gegangen sein werden. Mit dem Vordringen des 
Ghiueaentums steigen ausserdem bestftndig die Wohnungsprase; 
schon im Jahre 1887 wurde^ amtlich erkUrt, dass die Ifiete einer 
Ehiropfterwohnung in Hongkong mindestens dreimal so hoch sei} 
als in irgend einer Vorstadt Londons, wo ganz anders für den 
Komluit eoBorgt ist'). 

AbgeJ5t!lieu von diesem einen Misstand, der im (irunde niciit 
viel mehr als eine Unheqnomlifhkeit ist, sind es gar mancherlei 
Schwierigkeiten ungewöhnlicher Art, die der Verwaltung Hongkongs 
aus der zahlreichen, annehmenden Chinesenbev^emng erwachsen. Sie 
hingen zum grossen Teil damit zusammen, dass der fremden Verwaltung 
jede Kontrolle und Beeinflussung der ChinesenbeTlUlienmg duveb 
ihre grosse UnstÄtigkeit , ihre Gewohnheit des engzusaramonge- 
drängton Wohnens, ihr familien- und gildenweises Zusaiiiincnhalten 
<o :iii>>. i'.iUentlioh orschweit H»»ird. Darauf ist e« mit 2,urrtck7.u- 
führen, tiass Hongkong einerseits — wie schon daigelegt wurde — 
der Ge^ihr schwerer Krankheitsepidemien und verheei^nder Feuers- 
brünste ausgesetzt und andererseits ein Sammelpunkt jener Be- 
T01kening8elemente auch heute noch geblieben ist, die die Insel 
einst in solchen internationalen Verruf gebrscht haben. Dsss man 
in der ersten Beadehung mit TTmsicht und Energie vorgegangen 
und nicht ohne Erfolg geblieben ist, ist kurz schon erwähnt wonltMi. 
Und wenn es auch nie gelingen wird, dem eiigli>ili( n Fi-.ihafuu 
ganz die Anziehungskraft eines schützendeii Asyls für chinesisches 
Verbrechertum und insbesondere chinesische Revolutionäi-e zu nehmen, 
80 ist es doch gelungv>n, diese unerwünschten, bedenklichen Bevölke- 
rungselemente dnigormassen im Zaume zu halten, ja sogar die chine- 
sischen Boschwerden und Klagen mehr zum Schweigen zu bringen. 
Ks ist das in erster IJnie der vortrefflich organirierten und geschulten 
PoUzeimacht Hongkongs zu danken, die im Jahi-e 1897 eine bimtc 



') Report from the Hongkong Ltuid Coouuission of 168t»— lÖBi, p.XXX. 



— 357 — 



Mischung voäi 122 Kui iii*ä*:Tii, 21«) iiinl H20 Cliin''son .iiifwi.^s; 

sie versieht ihren fechwierigeii Dienst so f?iit, (liiss Lobtiii und Gut 
heute in der englischen Insel Kolonie oh^nso wenig gefährdet ist, wie in 
iigend einer «nderen groesen Hafenstadt^). Das Ändert zvrar noch 
nifsiit die Hauptsache, dass Immer noch die Ansicht der chinesisohea 
Begienmg aller GrQnde daf&r nicht hat betäubt werden können, dass 
dieeogtiache Kolonie ein Statzpnnlct jener Terbreitetra Bestrebnngen 
ist, die auf einen Umsturz in Cliiua liinarl*oiten. 

In enger Vcrbinduiin mit dienen Vorliiiltniss»'ii der Chinesen- 
t^evrAkening steht ein Frohlcni, das zu den schwierigsten gehört, 
die au eine fremde Verwaltung in China henmtreten. Ks ist das 
die Fmge, wie weit man auch Chinesen den vollen Schutz des 
sneJlndiflcheii BQi^gerrechta zu teil werden lassen soll. Yielee spricht 
dsfttr, es in ausgedehntem Masse zu thnn. Nicht nur der erwAhnte 
•llgemeine Gesichtspunkt, Chinesen überhaupt mit den Interessen 
der Fiviiiden enger zu vtikt ftrii. Hesse dafür sich ins Fehl führen, 
!>Oüdem iKH h mehr ein b«'>on'lei-or, der in der Zukunft voraus- 
sichtheh noch mehr in den Voi-dergrund rücken wii*d, als bisher. 
Bei der sogenannten Erscliliessung des Innern wird Tif!mlieh die 
Verwendung von AualAndem stets in engen Grenzen bleiben. So- 
wohl die EostepieUgkeit und die ganz andere I/obenshaltang der 
Frenlden, als auch die Schwierigkeiten ihres Verkehrs mit den 
filiheimischen und das Misstrauen, das ihnen immer in weiten 
Kreise» der Bevölkerung entgegengebi-aeht winl, machen eine solche be- 
schränkte Ver^enduug ausläudisclier Kiüfte zur Notwendigkeil. Dai^UB 

*) Bchflint mit der fortsohreitesdeo Ausbildong der Hongkonger 
PoUzdi anoh noch eine Bwseiung dissar Veihiltotsse trotz der znoehmenden 

BevölkeniDg dasatreten. wie es aus der folgenden Tabelle liervoiigeht, in 
der die zur Kenntnis der Polizei gelangt- n -ehworeren 8trafthaten in den 
Jahresdurchsehnittäzahlen einorsoits für das Jahrfünft 1886—1890, anderer' 
aeits im das Jahrfünft 1891—1895 einander gegenübergestellt dnd: 





188Ö— 1890 


1891— 189Ö 


Morrl 


2,3 




liaubaiifall 




27,2 


Kinbruchsdiebstahl 


7Ü,4 


G4,»i 


Menschenraub 


75,4 


60,0 


Seeräuberei 


7,2 


0,8 


Unterschlagung 


305,8 


388,8 


IHeliatahl 


21063 


2197^ 


Betrug 


74^ 


d2,4 
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folgt, "lass OS wilnsclieaswert ibt, im ^Dienste der ausIäiKlibcbeii inter- 
essüu aucli Chinesen verwenden zu können , sei es, um in Verbindung 
mit den Fremden nnnuttelbtf OeeeliAfte abzusobliefsen, sei e^^ nur 
um Informationen sn Bammdn. Sollen Chinesen aber in beiden 
Besiehungen etwas nuariditen, so mtaen sie mit deoedbon Privi- 
legien ausgestattet aein, -wie die Aualinder sie gemessen, weil sie 
sonst der Anmassongen und Bedradrangen habgieriger MaadaEine 
sich nielil erwehren können. Das ist nur möglich durch Zubilligung 
der ausländischen Büi^rrechte, so dass aui ii ein in ILwigkoni: jsre- 
borener oder naturalisierter Chinese auf deiiseineii .S< hutis deti » ng- 
lisohen Konf^uls, auch EingrifTen cliinesisehor Man(i;iiin<> gegenüber, 
rechnen darf, wie ein eigentlicher fioglAuder, Bisher hai man aeh 
gescheut, den in Hongkong geborenen Chinesen diese Beofate son- 
biOigeo. Auf diesen Umstand einerseits, die bestlndige Furoht vor 
chinesisohen Handarinen andererseits gebt es aurflck, dass die auf 
englischem Gebiet geborener oder naturalisierten Chine^n bidier 
keine giüosere Rolle in der Kis<hlit'ssung Chinas gespielt haben*). 

Allerdings lässt sich auch niriil ItMign^n, dass Vieles «lagegen 
spricht, den Cliinesen die v(»llr;n ausländ ischen Bürgerrechto zu ei^ 
teilen. Wie die Geschwindigkeit, mit der ein Chinese sich lum 
Christenglauben bekehren Ifisst, oft nicht ohne Zusammenhang mit 
Handlungen steht, die su Verfolgungen durch die diineBisohe Joatis 
berechtigen, so anoh oft die Anhänglichkeit an einen ausUndinohen 
Staat Von anderen FWen ganz abgesehen, ist insbesondere unter 
den bcssei'en Schichten des ChincöCiituius, in di r auf ihren Vor- 
teil sich öu gut verste henden chinesischen Kaufmannschaft der Versuch 
sehr beliebt, die Vorteile dos doppelten, des chinesistheii und eng- 
lischen Bargerrechts in Anspruch zu nehmen, den Pflichten aber 
auf beiden Seiten sich dadurch möglichst zu- entziehen, dasa man 
bald das eine, bald das andere hervorkehrt Sohmge es ihm gut 
geht], benimmt sich der Chinese sls Sohn des Reiches der Mitte, 
erwirbt Boden, reist umher und macht GescfaXfte, wo es dem nichts 



'j lü üinur Bittbdidft dui chinesischen Kaufk-utu in lluugkuüg voia 
20. Januar 1899 heisst es unter Anderem : It is nothiog less thao the dread of 
the Chineee mandiifiDS, and the total sbsenoe of proleoUon from tibe British 
Government, that has bitbeHo kept the Briti«li4N»n or natmaliied ChtneiB 
from taUog opeoly any inteUigeat interest or aotive pazt la the politioal 
ind oonunerdal relatioiiehip between tbese two great aatiooa. 
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chiiiesiscben Unterthan nicht gestattet ist, und nur wenn or in 

eine Klemme gerät, wenn er sich den Verfolgungen der einhoimisdien 
Justiz cxler allzn unverschämten Erpressungen eines I^hmdaiinon 
entziehen will, l)e8innt er sich |>lötzlieh darauf, dass er durcli (feburt 
oder Xatuitilisation Anspruch auf den milden Sohuts irgend eines 
fremden Konaiils hat. Natürlich kann das zu sehr nnliebsaroen 
VerhandloDgen und VerwicUungeo fObren. Das hatte auch der 
englische Gesandte, Sir Rutherfoid Alooek vor bereits SO Jahren 
erinant; er hielt es fhr unbedingt nötig, eine willkttrliche Ver- 
heimlichnng der Staatsangehörigkeit unmöglich zu machen und er- 
lie«s deshalb die Verordnung^), dassenglis« lie Unterthanen chiiwsischcr 
Rankte in China nur dann einen Anspruch auf englischen Schutz 
haben sollten , wenn sie auf obinesischem Boden europäische Tracht 
trugen. Dieser Versuch war allerdings so radikal, dass er einem 
Verbot dear englischen StaatBangehOrigkeit gleich kam« weil jeder 
Caunese, sogar &st jeder chinesiBche ICisohling an seiner nationalen 
Tracht festhftlt Man scheint diese Verordnimg auch nicht weiter 
beMfat^t, sondern bisher die Frage von Fall zu Fall und zwar 
meist zu Gunsten konsularischer Intervention auf englischer Seite 
ent?<liio<i.-i) zu halten. Erst nouenlin^'s stellt man wieder ein 
Friiuip aui und zwar das, dass nur der (11111680 auf konsularischen 
Schutz Anspnich hat, der sich im Konsulat als englischer Unter- 
than hat registrieren lassen. Es- soll dieses Prinzip, dessen 
DofühfOhrnng im Elnxeliien noch nicht gana klar zu sein scheint, 
fifr alle EUKe augenscheinlich anfgestellt werdön ; nur die Erfahrung kann 
lehren, ob es «weckmAssig ist, es auf alle in einer engUsohen E/ch 
iüiiie ireborenen Chinesen uu&zudehnen. 

UrM-h wenn auch das Zusammnistrünien der (^'hiucsm das 
HougkoQg, wie der euglisobe KoloniaiminiBter T/ird Kipon sagte, 
mehr zu einem chinesischen, als einem englischen Gemeinwesen 
nacht, an das Verwaltongstalent h<Uiere Anfordemngen stellt, so 
erieidttert es auch in einer Beziehung die Verwaltung. Es erhöht 
die finanzielle LdstnngsAhigkdt der Kolonie ausserordentlich. Das 
Übeigewicht der Chinesen -Bevölkerung kommt im Staatshaushalt 
Hongkongs deutlich zum Ausdruck und zeigt hier, dass es nicht 
nur in der Kopizahl besteht Im Jahi-e 1882 waren unter den 
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20 fir^Betea Steoerzahieni HongkoiigB nicht weniger ala 17 Ciu- 

nesen^); und im Jahre 1893 entfielen von dem aiif 470 OOU 
Dollar sieli belaufend<'ii Oosauitortiil^iiis 'lor Gebäudcisteufr (18 pCt. 
des geschätzten Wertet» von Häusern in dei Stadt Yictori,). \\t'in:»er 
von ausserhalb derselben gelegenen Häugern) HOf) 5t m» Dollar 
auf Chinesen nnd 164 500 Dollar auf die Angehöngen aller 
anderen Nationen xusammen. Wird tod dieasr OebSndestooer 
abgesehen, so werden die BSnnahmen der Kolonie, die sich im 
Jahre 1895 anf 2486 32B DoU. beliefen, überhaupt fast gans von 
den Chinesen aufgebracht; das gilt am meisten von den mancherlei 
Lizenzen, wie die Abj,^;il»on von verscliiedenen (iowerlu.lM tn* lH-»n 
geuunut wenlen; untt r ilmen bi-aohte im Jahrc iHUo das Upimn- 
monopol 2f>ni33 Dollar (gegen 42H 400 Dollar im Jahre 1 889), die 
Lizenz für den Klein verkauf von Spintnosen 65143 Dollar, die f&r 
PCandleiher 39000 Dollar, die für Auswanderungs-AgentBu 36229 
Dollar, die fOr SAnften und Gefilhite aller Art 42308 Dollar, die !Qr 
Dschunken 31534 Dollar anf. 

Der Heranziehung der ChineBen-Bevölkorung ist es in letzter 
Linie zu danken, wonn IL-n^^kouL,'- licutc linanziell sell^stäntli^^ ist. 
Lange hat diese Selb^täiidigkeil gefehlt. In den Jahren ls4y bi.< 
1847 stand beispielsweise einer durchschnittlichen Jahresausgabe 
von £ 55 862 eine durchschnittliche Jahreseinnahme von £ 27 054 
gogonfiber, so dass ein jährlicher Fehlbetiag von etwa 600006 
Hark zu verzeichnen war. Die Kolonie bedurfte deshalb und «war 
fttr die ersten 20 Jahre regelmfiasig eines erheblichen Zusdiuans 
vom Mutterlande; die vom Parlament für Hongkong l)ewilligte 
.lahre.simterstutzung betrug im laliie 1849 £ 250*"), im ,lahre 
1853 £ 9200 .und in den Jahi-en 1807 und 1808 wie*lertiui je 
£ 10 000. Sogar noch im Jahre 1800 uberstiegen die Ausgaben 
'die Einnahmen um ungefähr denselben Betrag, wie 20 Jahie vof^ 
her, nftmlich um 167877 Dollar. Das war jedodi in dieser Zeit 
sum Ausnahmefall geworden. Im Allgemeinen war seit Beginn 
der sechziger Jahre das Oleichgewicht zwischen Einnahmen und 
Ausgaben eri*eicht worden; der Voransehlim: für das J.ilir istil 
wies Schon t inen f;bei-schuss vun fast £ 4:{ni» oiKr inelir als 
80000 Mk. auf. Diese Eratarkung der Hougkonger Moauzeu hatte m 
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Folge, daw too London ans alsbald — natOdioh gegen heftigen 
Phjlest der Hongkonger ISnwobjienaehaft — dn Bdtng der Kolonie 
in den In die bisherige Berechnung nicht einbemgenen Kosten der 
militSriaehen Besatzung, die heute ans etwa 2800 Ifann beet^t, 

und der Befestigung Hongkongs, ^;ef ordert wurde; dieser Beitrag 
wunlt- zuiiiiciiöt im Jahre l -sf)! auf etwa '/s dieser Kosten, nätulich 
auf £ 2utK>0 = 92 MUU Dollar festgesetzt; er ist Anfang dieses 
Jahrzehnts — gegen den erneuten scharfen Widerspnich der Bn- 
T(ttlD8niiig — vai £ 40000 erhMit worden nnd bezififert sich 
hente infolge des gesunkenen Süberkiirses anf etwa der Oe- 
sunteinnshmen Hongkongs, ninüioh einsdiliesslich der Ausgaben 
für das aus etwa 180 Köpfen beefcehende Korps freiwilliger Artillerie 
fflr 47G869 Silbeixloilar im Jahre 1^!>7. Diese Deckung nicht nur 
der lo kalen Verwaltunprskost^n der englischen Koluiii'-, sditdern 
auch eine« I'cträüiitiicliou Tuilea der 1\ übten ihrer Verteidigung ist, 
wie gesagt, um dadurch ermöglicht, dass in so mannigfacher und 
eoergisoher Weise die grosse Chinesenbevdlkerung Hongkongs m 
fiosaiieUen Opfam herangeaogen W). 

') Eh seien hit»r lioch einige ZiiVöni aiiKL-ivilit. um dir Kiit wi. klung 
der Gesaniteumahmen Hongkongs zu veranscbauiiLhcn. Diest' hotnigen: 
1847 148 800 ßiU.fnlüllar, 1892 2 215 ÜOO Silboiduilai, 

1857 288 000 „ 1894 2 279 000 „ 

\m 1134000 „ 1895 2 480000 „ 

1877 1006000 „ 1896 2610000 „ 

\m 1289000 „ 1897 3 687000 

1889 1824000 

Im Jihre 1887 nahm Hoogkong — hanptsSchlich für den Bau der 

erwähnten Wasserwerke und far amfaSBende sanitKre Itoftnahmen — die 

erste öffentliche Anleihe in Höhe von / 200000 auf; aio wurde im .labre 
1803 veidopf)elt und betiigt seit dem Jahre 1895 £ 341 800. Da sie — 
wis von \iolon als ein grosser Fehler heute bekämpft wird — in Gold auf- 
geuominen wonl'^ii ist. ro vpr^TÖBB^rt aioh die Ziuseulast der Kolonie mit 
jedem Sink.'i' de-s Silberkurst.',s. 

Die gesaintt u Ausgaben der Kolonie stellten aioh iu den fünf Jahren 
1893-1897 wie folgt: 

ordentliche Ausgäben ausseronientiiclie Ausgabeu 
SaMoDKr BUberdoUar 

1893 1908695 365144 

1894 2286592 350818 
1885 2134530 1 024812 

1896 2 405 399 300 130 

1897 2 513693 127716 
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Die Unglekln'it in der Bevölkerungszahl, wie in dr^r T^asten- 
verteiiung, die zwischen der weissen und gelben Bevölkerung in 
der engiiaclicn Inselkolooie besteht, hat aber noch eine weitete 
Bedeutung. Sie iBt es in erster Linioi die die von der eniopAifiohen 
BeTölkemog so oft geforderte ESnfflhrnog einer konstitiitioceUfin 
SelbstyerwaltUDg, wie andere engUeehe Koioiueii sie beeitxeii, danenid 
erschwert, wenn nicht gar hindert Denn wie es unmOglioh ist, 
der gi-ossen Menge der Chinesen und der kleinen wechselnden 
Schar der Ausländer ein gleiches Stimmrecht zu erteilen, so kaiKi 
andererseits der Yio Einnahmen liefernde wcituberwiegende 
Teil der ik>völkerung bei einer solchen Heforni nicht wohl gäudich 
unbeachtet gelassen und damit der Willkür der £uropierf £e 
überwiegend mit einer weitgehenden Unkenntnis des ChinesentoD» 
eine grosse AJbneigmig gegen dasselbe verbinden, praisgegebeo 
werden. Das kleine befestigte Eiland an der Mündnng des Peri- 
flnsses, das als Kohlenstation und Stützpunkt für die englische 
Kriegsmarine die grösste Bedeutung für den Schutz des gaown 
ausgedehnten ostasiatischen Handeln des Britischen Reiches Ijtesitzt, 
wird vielmehr voraussichtlich dauernd eine vom Mutterlande ab- 
liäugige Kronkolonie bleiben, deren Bevölkerung mit weniger Bechten 
sich begnügen muss, als sie selbst viel nnbedentendeie JCo- 

Fasst man nur dio 6iK''i'tlit hen Kosten der Verwaltuug Hongkongs ins 
Auge, indem man absieht von der Militärkoutribution. der Anloihe-Ver- 
ziusung, dcu üiTuuÜichüu Arbeiten u. s. w., so gewinnt niaii auf Gruud der 



amtlichen Statistik die folgeudo Tabelle: 





Penonliohe 


KOTB- 


Andere 


PeosiooeQ 


Sonune 


Jahr 


Aufgaben 


Kompenaatton 


Aii0gaben 








Dolfav 


Ooilw 


DdDw 


Dollar 


Dollar 


1887 


571 767 




231 726 


40987 


844480 


1888 


577 50(5 




311 482 


48 413 


937 401 




628 967 




331 070 


55 644 


1 015681 


lN9(t 


078 238 




305 611 


51619 


1 035 


18U1 


720 282 




352 170 


52 451 


1 I24!:W:1 


1892 


794 191 




383 717 


67 086 


1 244 m 


1803 


728 238 




303 407 


86 707 


1 178 352 


IS! 14 


:rj 197 


22 578 


4U1 790 


100077 


1 266642 


ISlij 


724 1 16 


119 409 


409 880 


112 777 


1366182 


189(5 


740 017 


70 370 


456 634 


1 18 055 


1 391 676 



Die Zunahme dieser Verwaltangskosten im Jahrzehnt 1887 — 1B96 b** 
trägt also 64 fCt ; da in demselben Zeitiann die BeTäkenug nur 
27 pCt., der Wert das besteuerten Gnmdeigentania nor 32 pOt sogenonun^ 



ij . d by Google 



— 363 — 



lonieii, wie Malta, Ojpeni, MauritiDa und fihtiaok Hoadiua» beraita 
bantiGiL 

Eb iat jedock mit dea gaachikteften äganatHgan VeihattDiaaaa 
veniabar, daaa in den brnk« KdipMaBhaftan, in Vefinndnag mit 

denwiderOonverneur, nach Weisungen aas Downifig Street, die Ver- 
waltung iter K<->loine zu führen hat, der BcvOlkonm^^ eine be- 
s. iiiüiikto, nienialb enUclieiiloride Mitwirkung- eingeniumt wird. Und 
das i&t auch bereits geschehen, im iiegislative Council etalian jetzt 
8 Barnten 6 ODabbAogige Laienmitglieder gegenüber, von flenen 
die üandelakammer, aowie die Fhedenariobter je einen, der Gou- 
feraeor vier, unter denen mindeatena ein Chineee aetn moM und 
SQgoiwirtig tiiatBaohlifh swei ddneaen aind, au emennan hat; 
mA infolge der ange&»ht6n Agitation für Selbatverwaltinig find, 
•leiii bisherigen Brauche entgegen, ueuerdings sogar zwoi l>rtien- 
mitglieder auch in den Executive Council aufgenumuu li ^«jideu. 
Die Agitation für weitere Verseibständigung der Verwaltung wird 
abeur damit noch nicht zum Br hweig-on gebracht sein ; sie wird jetat 
Ma dw frweiterong der Koionie, obwohl sie in Wiridichirait nur 
die Sehwiengkelten vergrtaaeft, einen neoan Chnnd für ihien An- 
Bftath herleiten. Aber wenn ea anoh aehr zweifelhalt eracheint, 
dem sie ihr BmgltM einer kenatitntioiiellen SelbstrerwaLtang jemala 

iiiit, so hiud hieraut» ungÜDstige iSobluäbe für diu Zukuuft de» Fiiiauzwesens 
der Kobaie gezogen worden. • 

Tod den im hhn 1895 inf 1 133906 Ddlar ridb belaafeaden pon^ön- 
licbea and aadena Aa^gaben der 1. and 3. Babrik eatfielea 
auf perritailiohe andere 
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Aaagabea 
23442 

166463 
25676 



msaniDien 



AÜfeneiBe Yerwiltang 212841 
FMmit 32805 
Hafenamt (einschl. Leucht* 7157? 
türme il Obeervatoriam) 



286288 

108268 
97253 




2(529 
«0186 

15705 
72837 
3638 
30172 
1S30 
8302 



78755 
217452 

51 12« 
15s:^74 

17 lüü 

60140 
1830 

17346 



Veiscfaiedenes 0 044 



ZuBaouueu 7424110 
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erreicht, su dürfto sie doch vielleicht die Bikhiug eiues Mtuiiitii^l- 
fstes bewirken und beschletuiigen. VuniaesetzQng dafür ist aüer- 
dingB, daas eine befriedigende Gienslinie swischeD den fiberriegen- 
den koloiiialeD und den fbId lokoleii Angelqgeiiheiteii in Hongkoog 
(Lberbaiipt Bich ziehen Utost Ist das derFallf so düffte vielleicht 
ans dem bereits bestehenden sog. Sanitarj Board ein Mnnizipalrat 
aicli allmülig keiuusl>iMi.-ii, ;lhnlich wie es in Schanghai ans dem 
Coinmittoe of Rtmds and Jetücs geschehen ist. 

Der Entwicklung der BevdUEening entsprach auch die Emt- 
wiokluDg yon Schiflahrt und Handel in Hongkong. Der eiste groae 
AufachwuQg setzte mit der glücklichen Verwaltung tou Sir Qeoige 
Bonham (1848 — 1854) ein, in der die Zahl der die englische Ko* 

lonie re^ehnäftsig anfauchenden vollirotakelten Schilfe von 700 auf 
IlOu .-tio^;- Uli«! ilir ToiinenErflialt >\ch la^t vcrdopj'^'lti^ ; und div>ei 
Anfschwuiu; setzte sich fort in den . folgenden fünf Jahren, für die 
anproLlirli (Vw SchifTahrtSBtati^k von Hongkong eine durchsohuitt- 
li<ibe jfthrliohe Zunahme yon 4B7 SchifSen oder eine Gesamtxu- 
nähme von 251 350 t oder von 68 pCt oacfawdst; Ende der fünf* 
sigar Jahie soll der Oesamttonnengehalt der in HcMigkoog vei^eh- 
renden voÜgetakelten Schiffe europäischer Bauart 700 000 t 
lK3tragen habendi, ha folgenden Jahrzehnt verlangsamte sieh auch 
hier <ii(» Entwicklung bo>leutcnd. lui Jahre 1808 lx;tnig <ler 
Tonnengclialt aller in lloiigkung einklaiiorten Schiffe europäischer 
Bauart noc h Tiicht eine Million Tons. 

Um diese ^t aber setzte wiederum ein scbnelleres Tempo 
der Entwicklung ein, das die noch vor wenigen Jahnsehnten 5de» 
unbekannte Felseninsel bald in die vorderste Reihe der grossen 
Welthandelsplfttze rückte. Bs wird sunSchst gefördert durch die 
Eröffnung dos Su» zk;iiials, der den Seeweg beispielsweise von 
Liverpool nach Huugkotig um etwa 35 pCt., von Marseille nach 
Hongkong um etwa 45 pCt verringerte. Dei Eintiuss des Kanals 
macht sich allerdings nur langsam geltend. Auch im Ijewegliohen 
Handel ist das BehanungsgeBets wirksau. Es hielt auch den 
Handel Hongkongs , zumal da man dem Kanal, von dem der be^ 
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rühmte Ingeniaiir Steptieuson gesagt iuit, dass er sehnoil m einer 
Pffitae austrocknen und vereanden werde, an^gs viel Miestrauen ent- 
g^nbachte, zunftohst in ungeflÜiT denselben fiahnen fest, wie zuvor. 
Aach war die Eaufmannacliaft in der englischen Eolonte anbnga 
venig Aber die durch den Kanal geschaffene Verkehrserleichlening 
erfreut; hat man doch nicht mit Unrecht geklagt, dass der Aiis- 
df-hnung und Erkieht nunc: '^^^ r'hina-Handels ^'mo Vonijiiuloruiig 
fies Gewinns des einzelnen Kautinanns entspreclie, ein Umstand, 
unter dem Hongkong natiu'gemäss melir litt, als der einer grösseren 
Aasdehnnog fiUiige Featlandahafen Schanghai. Als dann aber der 
Genrniverkehr im Soeakanal von 436 600 t im Jahre 18 70 auf 
3 )Gllionen Tons . im Jahre 1880 steh hob und in den nAchsten 
anderthalb Jahrzehnten sich weiter verdreifachte, da hatte an 
dieser quantitativen Zunahme des Handels auch Hongkong seineji 
vollen Anteil. 

Das besjciiieunigte Tempo der Entwicklung des Handels tler 
iüeütea englischen Kolonie geht zweitens zurück auf die Yerdrän- 
gDBg der europftiachen Segelachiflahrt durch die Dampfechiffiüirt in 
Oitauden, die daücth nichts mehr beschleunigt und gefördert wurde, 
ita dnreh den eifolgreicfaen Kanalbau. Allerdings hatte schon vorher die 
Dainpfschiflhhrt an der ostasUtiechen KAste des Stillen Ozeans sich 
eingebürgert. Schon im Jahre 1845 hatte die Peninsular and 
Orieiit il St' am Navigation Company eine monatlich talm ude enff- 
lisoiie Püst4ainj'ferlinie nach Hongkong eingcriclitet, Thr war auch 
noch vor Eröflfuung des Suezkanals, im Jahre Ibtili, die ent- 
sprechende inrnzOsische Linie der Messagenes .Maritimes gefolgt 
IMe dritte grosse Linie, die heute den regelmftasigen Verkehr 
zwischen Europa und Ostasieu vermittelt, der Norddeutsche Lloyd, 
Iiai erst im Jahre 1887 seine Fahrten aufgenommen. Zu diesen 
drei wichtigsten Linien , die jetzt alle in 14 tägigem Verkehr mit 
Honekong stehen, gesellen sicli h*nite noch eine Reihe Aveiterer 
Uiii'-n. Zunächst k*'niiut die japanische Danijifoii^^cs'-IL- 
sohaft Nippon Yusen Kaischa, deren Älai-seiile, Lontion luid 
Antwerpen aulsucliendc Dampfer Hongkong ebenhüls alle 14 Tage 
auf 1 r Hin- wie RQckfyirt berühren; ferner gesellen sich hinzu 
Östezresöhiflche' Uo^d und die Navigazione Oenenle Italiaoa, 
^ je eanen Dampfer im Monat' nach Hongkong schicken ; auch ist 
^or ganz kurzer Zeit mwe alle 7 — 8 Wochen fahrende dAnisohe 



Ldnie eingTriehtet wonleii und sollte auch die Köuigliche Nieder- 
l&ndiBche Packetfahrtgesellaohaft ihre Fahrten n«di Hongkong und 
daitkber hinann atiadehnen ; endlich unMiilt die Hamburg-Amfirtbi- 
linie, die an dem ostasiatiflohen Pottdamfto-Dieiiafc seit der ESn- 
richtimg der 14tAgigen Fahrt neben dem NorddentadieB Lloyd 
sich beteiligt, mit diesem zusammen eine besondei-e Frachtdampfer- 
ünie nach Ostasion. 

Ähnlich luarniigfaltig ist die Verbindung Hongt^ongs mit 
Am^^rika. Zuerst wurde im Jahre 1867 eine regelmässige Dampfer-' 
veibindDiig zwischen der engüaofaen Kolonie nnd San fianoBOO 
diiioh die Yon der Begiemng der Yeieinigten 8tia)(«i subTenüonieile 
FmUIc Mail Steamahip Company hergestellt, die vor den groMn 
transkontiDentden Bjaenbahnbanten in Nordameriloi den Ottterverioelir 
zwischen San Francisco und New-York veniiittelte. Atisser dieser 
Gesellschaft, die lieute in diesoi- Fahrt mit (h'v im .lahi-f IST'» 
von der Union Pacific Railroad Company gegründeten Occidejital 
and Onental Steamsbip Company und mit der vor zwei Jahren 
Ins Leben gerufenen japanisohen Toyo Kiaen Kaiaoha karteUiett 
ist mid SQsammen mit ihnen einen nngeflUir irtehentliohen Ver- 
kehr Uber den Stillen Osean nach dem genannten groesen aneri- 
kaniflohen Hafenplatz nnterhUt^ flUirt im Ansdünee an die andeieo 
grossen transkontinentalen Eisenbahnlinien noch alle drei Wochen 
/.wischen Hongkong und Tacoma ein Dampler der Nortlieiii Paeifio 
öteamship Company und zwischen Hongkong und Vancouver ?nt 
dem lahie 1887 oinor dor Cuiadian Paeifio Linie, sowie alle vier- 
zehn Tage' swieoUen Hongkong und Seattle seit dem Jahre 1889 
tan Dampfer der erw&hnten Nlppon Yueen Kaiaoha; die DentsdMn 
haben toider anf dieeer einem sioheren Anfechwung entgegengehen- 
den aäatifloh-amerikanieohen Ronte die Konknrrena bieher nicht 
aufgenommen. Mit Australien steht Hongkong in regelmässiger 
Verbindung durch die Dampfer der Eastom and Austniliaii Steaiiisliip 
Navigation Company, sowie diejenigen der China Navigation Com- 
pany. Auch mit fast allen wichtigen Hafenplätzen in Asien uad 
[ndonesien ist eine regelin&sBige Verbindung der kleinen eng^isofaso 
Kolonie durch eine Reihe von DampfergeeeUsohaften lietgesteUt 
Soveit die HafsnpUtze im Süden von Hongkong in Betrscht kommssi 
wurde er hanptsKohlich durch die sogenannte Helt-Liaie und die 
Scottish Oiiental Steamship Company vermittelt; ihre 24 Dampfer 



. d by Google 



— 3S7 



kal ier Norddeutsche Lloyd Ende des Jahres 1899 erworben i); 
er beabekbtigt, dieae Flotte noch erheblich zu erweitem; zn diesem 
Zwedc hat er bereite lehn DampAsr bestellt, die zum grOesten Teil 
Doch im Jahre 1900 abgeKefert werden aoUen: mit dem Beginn 

de« Jahres 1901 wird 'lor ostaniatische Kü8teiis< liiii iI i tsln tnV»h des 
Nöi\ldfMit>clion Llüjd 40 D.impfer nmfRSisen; desliaH» i.nt vum Llovd 
eine besondere Betriebe- und MASchineaiaBjg^ektion in üoagkong eiu- 
leiichtet worden. 

Endlich kommt zu den bestftndig eich mehrenden regelmftssigen 
DampMimen noch ein ftberaos banter Schwann von Oamptem der 
Tenduedenste» OeeeUsohalten hinza, die, wenn auch nicht regel- 
Bdsrig, zum Teil doch hinfi^ Hongkong anlaufen. So haben s!<^ 
insb^ondere ii^it den siebziger Jahren die Maschen immer enger 
zusammengezogen in jenem grossartigen Netz von Dampferliuien, 

*i In einem Artikel, der unter der Übenohiift: nUoaer Handel in 
lanai Osten** die Bunde in der engliBchen Presse maohte, wird mit Bezug 
•nf diesen Ankauf gesM^: Der gesamte oder doch test dar gesamte 
aBBBeiordentlieh wertroUe Lokalhandel zwiaofaen Sh^apors und Hoq||oDg 
M dunit in deutsohe BSnds gelangt Die Vertandongsn Aigtends mit 
Hongkong weiden sich in der Folge im Wesentliolien nur nooh auf die 
HsnpdhueD von Europa beschränken, weiclie indessen für den Küstenhandel 
iD jener Fahrt angesichts der höhereu Raten für Güter und Passagiere im 
V. rg!eich zu den Lokaldanjpfern keine Bedeutung besitzen. Der Reis aus 
öiani findet im Sfidfn von China pincn <?fHndigt"n Markt. T^ioso Transporte 
werden ktuiftii^ mir nocli mit doutsclk'ii SchitTeti beförd^Tt wt-rdi'n. I»<'r }Iaf<>n 
ron BanL'k'jk. in w.-h Ihmii der englisciuj Handel bisher die SuiinMuatie liesas-s, 
winl si- h miiHm'Iir /ai oiin'm \vii htig"n Stutzpunkt des deut«chou Handels 
uüd dct dcuLstiieu Scluilaliit langustjüttju, dieser Teil des Geschäfts somit 
Id. die Hände einer Nation übergehen, welche in der Baumwoli- und der 
Maaaiaktniwarsn-BiaiMhe im Allgeineben als einer unserer lehltflitan 
Konknmntan in China auftritt. Hand in Hand damit ist anoh der Back- 
gmg dos engÜMhen Einflosses in Siam und dem sttdlichen China unver- 
aridlufa. Als OentBoUand von Kiantsohou Besits eigriff, erwartsten wir 
eine sonshmande Konkurrens im N<»den von China, waa wir aber niobt 
erwurteton, ist, dais sich deutsches Kapital finden würde, um durah den 
Aofkanf -nglischer Gesellschaften unasven gesamten Handel in Siai?) und 
mm Theilea des hiermit im Zuaonmeohang stehenden Handels in flongkoi^; 
brach zu legen. Wir haben disse Thatsache jetzt vor Augen, ohne da^s 
wir sie v»:»rhind<Tn könnten. Ks wird manches Jahr erf rderr. uns 

von diesem Schlag zu erhoieu. Emu neue Ijtiie liisst sich nicht im iiand- 
aiii'jf^lieti eiurieiiteri. SiXlann würde sie Lei dei K'piiknrrena uiit dem Nord- 
deatscheu Lloyd schwerlich auf £rioig zu rechnen haben. 
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das heilte Hongkong mit IjOivIou, Antwerpen, Bremen, Ilamburjr, 
Kopenhagen und St. Petersburg, mit Marseille, Genua, Keapel, 
Triest imd OdeasA, mit YanooQTer, Seattle« Tacoma und Sao 
Frandsooi mit Tonkin, Siam» den PhOippinen, den Straita Set6e- 
menta, den hoUilndiacheci Tnaeln, Indien and Austrefien, mit Nbnl- 
chiiia, Korea, Japan und Silurieu in meist re|?elmäsagen Falirten 
verbindet. 

So ist der Sot^lainpfer- Verkehr in der fernen englischen 
kolonie zu ei-stannliohei rfuhr' finc^^waf^haen. Mehr als 3UUU Seo- 
dampfer (1898: 33B8) lielea in den letzten Jahren aUjftfariidi in 
HongkoDger Hafen ein, die einen Banmgehalt von mehr ala 4 
Millionen Tons hatten (1898 einachlieaalich 286 Segelsohiffe 
4 871213 t). Was das bedeutet, geht danrae hervor, daaa im 
Jahre 1898 8207 .Seedampfer mit nmd G^/, Millionen Register- 
TujHUMi Jltiiiiugehalt in Hamburff und 2317 S^-fdaiiipfer mit 2102 00Ö 
Register-Tontien Raumgelnilt in Bremen einklariert wnrden. 

Zu diesen Zittern des Seedanipfer- Verkehrs kommt erstens eine 
geringe Anzahl von SegelschifFen hinzu. Im Jahre 1896 waren ea 
nur 100 mit einem Baumgehalt von 105 370 t; wenn im folgenden 
Jalire ihre Zahl auf 356 angewachaen ist, ao erklärt aidi das da- 
durch, daaa aie Ijeichter&üirzeuge und Lorohaa mitnmfaaat, die den 
Westfluss infolge seiner Eröffnung hinauf geschleppt wunlen, wa» ' 
an* li in einer auss^^innli ntlich geringen Zunahme do> Raumgchalts ; 
gegenüber dem Voijaltre zum Ausdnick koinintj im Jahre 1898 
ifit ihi-e Anzahl wieder auf zurückgegangon. 

Zweitena werden den angeführten Ziffern regelmteaig die 
Zahlen der im Nahvorkehr beachäftigten Dampfer hinzugeifthli 
Ea fiUirt nBmlich eine atattUohe Flotte trefflich aufigeatatteter Fluaa- 
dampfer zwischen Hongkong eineraeits, Kaoton und Makao andefer- 
seita regelmässig hin und her. Von ihnen wurden im Jahre 18M 
1393 Eingänge mit einem Haumgehalt von 1 081 572 t. im Jahw ' 
IcSUr 1 F>I7 Eiii|,'-;i!i^<' mit einem Runmgchalt von lti94U77 t vor- 
zeicluiet und im Jahi^e 1898 ist infolge der MehrelustellunL; v»i- 
achiedencr kleiner Dampfer die Zahl der EingSoge auf fast 2000 
und der Raumgehalt auf faat 1 800 000 t angewachaen. 

Endlich drittena kann der Dachunkonverkehr nicht auaaer Acht 
gclaaaen werden, wenn man ein ziff^ermtealgea Bild von dem ge- 
samten Leben und Treiben im Hongkonger Hafen sieh maohea 
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will. Di.' Statistik uuU^rsoheidet hier liokalverkelu-, unter dem sie 
die Dsehunkeii zusam mcnzufcuiseii «cheint, die zwischen verechiedeneu 
Plätzeu der englischen Insel oder zwischen dieser und Kaiiliin den 
Verkehr TermittelD, und Fremdverkehr, uoter den ansoheinefid alle 
Daohaitkeii fEdlan, die swisohen der engliBohen Kolonie eineFseitB 
and China nnd seinen Naehbarilndeni andererseitB fohren. Naoh 
djeear üotenohfiidiing kamen Dschnnken an in Hongkong: 

189e 1887 1896 

im Fremd verkehr 20 848 1 881746 2898«J 1 718739 29466 ? 
im LokalTert whr 6718 198768 4760 186227 4810 ? 

nisttninm 36566 2 081614 33738 1 904066 34276 ? 

Dieser Dsohunkenverkehr ist ziun grossen Teil gleiohsam eine 
^^ederiiolnng des Seedampferverkehrsr indem die Oflter, die ans 
dem Ansland anf Dampfern naoh Hongkong gelangen, auf Dschnnken 

vielfach im Hinterlande der englischen Kolonie weiterverleilt nnd 
diejenigen, die auf Dauipfeni inö Au>land getichallt werdijn, auf 
Dschunken aus dem Hinterlande zusammengebracht wei-den. 

Alle diese verschiedenen Zweige dee Schiffsverkehrs «nsammen 
bringen die Gesamtzahl der Hongkonger fiinklaiierungen auf nicht 
«eaiger als 40244 Sohifie mit einem Ranmgehalt von 8360853 t 
in Jabre 1896, 38 713 Sohifie mit einem Banmgehalt von 7 968606 1 
im Jahre 1897^ 39816 Sdiiffe mit ^nem Ranmgehalt von 
S 648 1:74 t im Jahre 1898^). Im täglichen Durchschnitt liefen 

') Die entqnechend«! Ziffern in frflheren Jahren waren die folgenden: 

1867 2 600000 t 

1877 4300000 t 

1887 6400000 t 

1897 8 000000 t 
Ea hat sich also der Tonnengahalt aller in Hongkong einklarierteu Schiffe 
den letzten drei Jahrzehnten um iniud 220 pCt. vergrössert und die Zu- 
nahme eutfällt fast ganz auf Schiffe europäischer Bauart dn der Dschunken- 
ban<1«l im Wef^oiitlichtiu gleich prohiieben ist. indptn 't aussHiHosslich 
des iukil.-n Xahverkehif* — itn .lahro istiT auf 14(J0(Mn> r. im Jahre 1807 
auf 170} UOü t sich büziffetti'. WtMiii auch der Urad dfs Wachstums 
von 72 pCt. im ersten Jahrzehnt auf "»O pCt. im zwoiteo und auf L'.'i pCt. 
im dritteu iieiabsuuk, so ist doch der absulutu Zuwaclis in deu drei Zeit- 
aknhoüten sich eiuigerniaasen gleich geblieben, indem er nur zwischea 
3100000 t im aweiten nnd 1 600000 t im dritten Jabraehot sohwankie. 
fiüe eoteprecfaeDde wdtofe Zunahme kann f&r die Inselkolooie dank ihrer 
^(»Ttetlliafien Isgs mit 8i<riierh^ erwartet werden. 

24 
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also im Hongkoii^er Hafen in diesen di-ei Jahren uichi als 100 
Schiffe ein, v. u i^nen 13 — 15 auf Schiffe euroj>äischer Bauart 
enttielen. Es ist deiiiii;i< h nichts üngewßhn Hohes, dass etwa 200 
Srliiffe, daruDtoi 25 — 30 Dampfer im Hafen der fernen eogiiflcfaen 
Kolonie liegen. Sir Thomas SuUierland liat sich kaum einer 
Cbertreibnng schuldig genmcfat, irean er m der 57. JahresTer- 
sammlung der Peninsular and Oriental Steam Nav^igation Company 
▼on Hongkong — unter lSnt«chnung des Dsehnnkenrerkefare — 
sajQ^te, dass es wahrsclieinlich der grösste Schiffahi t-i latz -1er Welt 
Soi, selbst London un«l Tiivei jHXil nicht ausp iionniion < i»i<ilial>l.v {hv 
largest shipping port iu tho worid^ not eveu oxcoptiog London or 
Liverpool). 

Schaltet man aus diesen grossen Summen die Dampfer und 
Dschunken, deren Fahrten auf den Nahverkehr sieh beeohrihikten, 
aus, .80 erhAlt man im Jahre 1896 38133 Schiffe mit 6 369513 t, 
im Jahre 1897 32 416 Schiffe mit 6 088 302 t, im Jahre 1898 

33 030 Scldffe mit etwa 6 700 000 t Rimm^ehalt. Zur Ver- 
ansv liaiilirliung din^or Zitfnn M'i aiigt-tühi t. >Ia>s im S-'t-v- rkehr im 
Jalu'e i^UH in Hamburg 12 523 Sciiitfe mit einem Kauiugehalt 
von 7 354 X18 Kcg.-Tonnen, in Bramen 4642 Schiffe mit einem 
Raumgebalt von 2 464 800 Reg.-Tonnen ankamen. Andererseits 
ist nicht zu Obersehen, dass infolge der Inselsteilung der engüschen 
Kolonie und der Eigenart der unentwickelten chinesisofaen Ver- 
h&itniBsc auch Hongkong» Verkehr mit dem Huiterlande, wie be* 
reits angedeutet wurde, zum grossen Teil in den Formen des aus- 
ländischen wie heimischen Seevrrk« lu-s sich vollzieht. d;L<s nicht 
nur jeder Eiseubabuverkclu', öonderu jeder Laudveikehr überliaupt 
hier fortfallt. 

Die Oesamtziffer der fiinklarierungen ond damit auch die Oe- 
samtziffer der ESnklarieningen tmd der im Wesentlichen ihnen 
gleichen AusUarieningen verteilt sich nun dem Tonnengehalt nach 
auf die verschiedenen Arten des Schiffsverkehrs, die wir in Bong»* 

koug kennen gelernt haben, wie folgt: 




1808 
50,3 
20,5 
20,9 
2,3 



Seeschiffe enropäisclier Bauart 51,25 

Flussdampfer 20,75 

l)s<'hunken im Fornvei-kehr 22,75 

Dttchunken im liOkalverkehr 2,25 
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Die Seeschiffe eui-opäischer Bauart, die, wie wir wissen, mit 
verseil wi Ii« loadcn Ausnahmen Danipfoi' situ?, verteilen sich lici den 
Einklarierungen — und Ueraentsprecheml bei den Ausklariemuigcu 
— wiederum an! 

1896 1897 1898 

t pCt t i»Ct t pCt. 
en^he 2 700 974 60 2 439074 56 2 597 343 54 

ülcht-englische 1 7J=<6 795 40 1 OHO 489 44 .'l:7;;.s71 4G 

Ein fOr die nicbt^eoglisohe Schiffahrt noch günstigeres Er- 
gdmifl erhftlt man, -wenn man nicht die Fahrten, eoodem die ein* 
»Inea Fabneoge, die sie ausfOhren, atatistiaoh ins Auge fiu9Si 
Die angefährten EinUarierungssiffern bestehen sieh nAmüoh auf 

189G 1897 1898 

Zahl pCt Zahl pCt. Zahl pCt 

engligcbe Schiffe 325 56 320 54 239 43 

nichtHenglische Schiffe 254 44 273 46 317 57 

Danach Ist also im Hongkonger Hafenverkehr die engÜsche 

Seeschiffiihrt Ton der nicht-englischen Seeschiffahrt dem Tonnen- 
g hält nach fast einsreholt, der Zahl der Fahrzeuge nach bei*eits 
ükrholt wonleii. Es liat den Anschein, als hätte das eiiglische 
Cbergewicht in der Seeschiffahrt, wie in anderen Teilen der Eitio, 
80 auch in dieser engliBchen Kolonie den Höhepunkt erreicht In 
den Jahren Ton 1892—1898 haben unter den Hongkong an- 
Isnfenden Seeschiffen die englischen sich um 41 Termindert» die 
nidit^gliSGiien dagegen um 117 vermehrt, was dort einer Ab- 
nahme Ton 14 pCt, hier einer Zunahme von 58 pCt entspricht 
Das Jahr 1898 weist im Tonnenprehalt der einklariertcu Sr^eschiffc 
dem Jahre Isin; g-egenübt^r riiie Zmialiiiio v<*ii 26 pCt. aut nicht- 
englischer und eine Abnahme auf englischer Seite auf. Alles deutet 
(iaraul hin, dass diese Entwickolun? im fernen Osten nicht nur 
anhaltoD, sondern irahischeinlioh sich noch beschleunigen -wird. 
Insbesondere der erwMmte kürzliche deutsche Ankauf der beiden 
engfischen Dsmpferlinien, sowie die am 1. Oktober 1898 eihgetretene 
Verdoppelung der Fahrten der Rciohspostdampfer werden bald in 
dieser Richtung die ZifTorn der Schifialut&fütistik beeinflussen. 

Die Engländer suchen begreiflicherweise diese ThaUsachen »uid 

Eotwickelungstendenxen zn verhüllen und sie thun das erfolgreich 

24* 
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auf die ein&ohe Welse, daas aie den «nf^isoheo ADteil mdit ao 
den Hongkong anfeuchenden Seeechiffen, sondern an den in Hongkong 

ankommenden Dampfern oder Schiffen europäischer Bauart berechnen*). 
Da Zahl die auf den kurzen iialbtägigen Fahrt, n zwischen 

lloiiykoiig und Kanton, sowie Hongkong und Makao beschäftigieu 
Jl'hissdampfer, die fast sämtlich unter englischer flagge stehen, 
umfasst, 80 wird hieixlurcli der engliacfae Aat^ ansaerocdentUoh 
in die HOhe gesohraabt, für das Jahr 1896 an! 69,8 pGt, fOr das 
Jahr 1897 aiif 68,25 pCt, fOr das Jahr 1898 aal 65,7 pGt 
Hiemadi ergiebt mch mdk för das Jahr 1898 gegenflber dem 
Vorjahre eine Zunahme der englischen Schiffe um 673, sowie dem 
iüuungehall nacii um 4;><> t. 

Eine solche Einrechniing der FlossdampiMhiffshrt versent dsa 
thatsRohliohe Bild nicht nur darum vollstladig, weä äe Snmmea 
aus ganz angleichartigen Gktesen gewinnen Utost, sondern anch 
darum, weil die Flussdampfer natürlich weitüberwiegend in der 
englischen Kolonie legistriort sind*) und die englisclie Flagge 
führen, düöhalb aber nicht auch dfin Kiipital nach englis<-h zu >eiii 
Kratichen. In der einen Gesollschaft z. B., der früher erwähnten 
Hongkong, Cauton and Maoao Steamship Co^ deieu Kapital 1 200 000 
Dollar betrBgt, setzt sich der Yorstuid aus swei Deatsohen, swd 
Englftndera und einem Portugiesen zusammen. 

S''h«'ii wir au<'li weittir von den Fluii>(lanij>feni ab, so rerteileii 
sich im Einzelnen die Seeschiffe europäischer Bauart auf die ver- 
schiedenen Nationen im Jahre IHOS wie folgt (die eingeklammerten 
Zahlen sind die entsprechenden Zahlen für das Jahr 1897): 



ES kennen daher regelmässig für frlibers Zeiten aar diese Zahlen 
gegeben werden. Der Tonnengehalt sUer in Hongkong einlanfenden Sdiilb 
enroplÜBoher Bauart betrog in runden Zahlen: 



Alm ifit in den leisten 30 Jahren fast eine YefseohsfiK^nng eingetrelieB. 

Im Dezember 1897 waren in Hongkong registriert: 
25 Segelaohiffe mit einem Raumgehalt yon 6 441 t 



1867 
1877 
1887 
1897 



1100000 t 
2400000 t 
4600000 t 
620(1000 t 



38 Dampfer 



1» 



II 



20705 t 
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n 



Schiffe Falirteo Begister-Tons 

Änziüil pCt. Anzalil pCt. Anzahl pCt 

im Ganzen 556 (592) 100 3564 (3427) 100 4871213 (4369563) 100 

dwwi britische 239(320) 43 1805(1845) 51 2507342(2439074) 53 

dputsche Ö7 (89) 17 74n (f;S2) 21 898012 (R 18055) IS 

japaüi^^lle 60 (51) 11 24U (152) 7 502ni8 (2UÜÜ58) 10 

nordamerikan. 43 (34) 8 69 (114) 2 H4<)2ü (70867) 2 

nonvegiöche 39 (28) 5 207 (142) 6 lUÜtill (144 175) 4 

„ rhiue«mche 2! (14) 4 211 (198) H 262613 (255610) 5 

frau-oj^jöchc 21 (20) 4 158 (145) 5 176841 (17ü7ö2) .i 

Danach steht die deutsche Flagge mit einem Anteil von 17 
bis 22 pOt. an dem gesamten fiongkonger Verkehr in Seeaehiflea 
eoTopliadier Bauart alleidinga weit zurftok hinter der engliachen, 
anf die ungefthr eine Hfllfto dieaea Yerkehrs entftllt; doch kommt 
sie an zweiter Stelle und ISsst alle anderen weit hinter aich 
zurück, indem sie nach Aii:dahl der Fahrten, sowie nach Tonnen- 
gehalt allen aml< reu aicht-engli sehen Nationen mit Ausnahme der 
Japaner zusammen gleich kommt. Bis vor kurzem war dieser Vor- 
spnmg der dentachen SchilTe vor allen anderen niohi-englischen 
Schißan aogar noch giteaer; im Jahre 1896 machten nSmlich die 
Fahrten dentscher Schiffe in Hongkong 33 pCt mehr ana, als die 
aller anderen nioht^gliflohen Schitfe luaammen. Die Verringemng 
dieses Yorsprungs in den letzten zwei Jahren ist zurflckznfOhren 
erstens auf den spaiiisrh-anioiikanischen Krieg, der in dem den 
l'luliiijnnen nahe gelejzrent'ii eiif^lisclion Hafen so viele nordamerika- 
öische Sciiiffe einlaufen Hess, dash sie sicii von 3 Schiffen in 14 
Fahrten mit 37 445 Register-Tons im Jahi-e 1896 auf 43 Schiffe 
in 69 Fahrten mit 84026 Regiater^Tona im Jahre 1898 hoben, 
ond zweilens auf den etwas ungesunden, im Wesentlichen durch 
Iiolie Sttttssnbventionen erzielten Aufechwung der japanischen Schiff- 
.bhrt Bb ist zn erwarten, dasa der frühere Yorsprung der deut- 
schen Fhigge bald zum miudistoii wieder erreicht wird, weil bei 
den Schiffen der beiden angofiihrtcn Nationen in den nSr^hnten 
Jaiueii t ili Rikkßchlag wahi'scheiniiclier ist, als ein Fortschritt, bei 
den (leutechen Schiffen dagegen aus den angeführten Gründen ein 
AnÜBchwong mit Sicherhdt sich anbahnt 

Das ist umso erfreulicher, als die deutsche Flagge im Hong- 
konger S( hiffsv» rkchr /.war in den letzten Jahren ilire /.weite Stelle 
i>^uptet iiat, aber docli eine lebhaftere Entwicklung vermissen 
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11668. AUerdiogs seigt sie mofat gaot dn StUlBtud, den die eng- 
ÜMfae SeeechifliüiTt Id den letzten Jahren im Weeentlictoi aofweiet; 
diese ist von 298 Schiffen in 1806 Fahrten mit 2665438 Begiatei^ 

tonnen im Jalii^ 189G auf 239 Schiffe in 1805 Fahrten mit 
2 597 342 RegibU rti iin -n uesunkon. AIht der Schiffszahl luieh 
zeigt auch die deTitsche 8*»eöt Inf fahrt, 'Ii' im Jahre 1892 wie auch 
noch im Jahi-e 1*^0(5. üiit 77 Dampfern aiu Seehandel Hongkongs 
beteiligt war, kein betr&ohtüohee Waohetum; nnr im fianiugehaU 
hat sie nicht unbedeutend zugenommen, nftmlich tod rund 635000 t 
im Jahre 1892 auf 847000 t im Jahre 1896 und rund 900000 t 
im Jahre 1898 oder um mehr als 40{>Gt in secha Jifhren sich 
gehol)en. Die beträchtlichen Fortschritte, die ron der nicht-eng- 
lischen Seeschiffahrt, wir wir gi sehen haben, in den letzten Uhren 
gemacht worden sind, sind «leim auch mein, als auf deut>' h - 
Bechnung, auf Rechnung der japamschen , norwegischen und 
chinesischen DampfschijEfiahrt su setzen. Auf diese drei Flaggen 
entfielen von der Gesamtzunahme von 117 nioht-englisohoi See- 
schiffen enropfiischer Bauart in den Jahren 1892 — 1898 nicht 
weniger als 69. Im Jahre 1892 nahmen 7 japaaiache Dampfer in 
36 Fahrten, im Jahre 1898 60 japanische Dampfor in 240 Fahrten, 
im Jahre 1802 13 norwegische Dampfer in 29 Fahrten, iui Jaiirc 
1898 39 norwegische Seewliiir.» in 207 Fahrten, im Jahre 1892 
16 chinesische Dampfer in 2o9 Falirten, im Jahre 1898 21 
chinesische Dampfer in 211 Fahrten am Handel Hongkongs teil. 
Trotz dieses bedeutenden dreifachen Aufisohwungs darf man holiai, 
dass es der deutschen Rhederei gelingen wird, ebenso wie dem 
mSchtigen englischen Rivalen gegenüber, so auch diesen UeineieB 
Konkmrenten gegenflber, die vielfach doch den Grenaen ihrer 
Leistungsfähigkeit nah^ f^Piückt zu seui scheinen, ihre Stellung in 
Zukunft nicht nuj aks'»lui, son.lnn auch relativ zu behaupteil und 
nicht nur m behaupten, äoudorn zu verbessern. 

Endlich tSsst sich in dem Seeschi£fiEdurtBveri[ehr Hongkongs 
ausser nach den Flaggen auch noch nach den Herkunfts- und Be- 
stimmungsländem der Schiffe eine Untersdieidung machen. Unter 
diesem Oesichtspankt ergiebt sich die folgende Zusammenstellung'): 

') Die Zahl« II t u das Jabr 189ti bind mir für diebü ZusaiumeusteUttog 
iiuob uivht xugüuglicli. 
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40910 23 


57802 




1 


6194 


2 


952 


2 


2117 1 


1575 


Südamerika 


1 


794 


1 


oai 


2 


1786 4 


4399 


Kapstadt 


z 


2508 


1 


1486 


— 


~ .2 


2406 


Mauritius 




2031 


1 


1015 


9 


10173 Ü 


1575 


zusammen 


m 


878973 


2M 


571860 


418 


957058 325 


761103 


II. Gruppe 
















Japan 


401 


754389 


308 

OVO 


57396^ 


405 


740938 370 


663370 


Indien und Strait 
















Settlements 


253 


385193 


2Ö2 


530538 


IM 


312270 118 


311 150 


Java und Indonesien 


m 


94875 


m 


17752 




109318 22 


36848 


Auistralien und Neu- 
















seeland 




58117 


42 


61341 


aa 


85145 51 


79917 


Nord- u. Süd- Pacific i 


1349 


ü 


1818 


a 


225 a 


an 


Russisoh-Asieu 


1 


2582 


ü 


6687 


2 


3()46 8 


10175 


zosanimeu 


774 


1296505 




1192101 


743 


rU7043 H37 


1102371 


III. Gruppe 
















China u. Fonnosa 1572589 


1699 208(5642 


1522 1510224 1764 1868879 


Hainau u. Tonkin 


226 


171286 


211 


181920 


318 


221084 333 


239240 


Cochinchiua 


222 


255903 


224 


248501 


145 


156322 IM 


180953 


Siam 


189 


197471 


QÖ 


101807 


144 


147199 II 


84554 


PIlUippinen 


105 


94737 


Iii 


82176 


113 


106431 m 


111487 


Nord Bomeo 


22 


19775 


2Q 


17547 


Ii 


18766 LZ 


18275 


Makao 


1 


528 


2 


1111 


I 


5437 4. 


3453 


zusammen 2120 2312289 2361 


2719704 


2266 2165453 2460 2506841 


Gruppe I— III. 3285 4487707 


3282 3483665 


3427 43()9554 3422 4370315 



Aus diesen Zahlen geht hervor, dass der Seeschiffs -Verkehr 
der dritten Gnipi«, die China nnd seine nächsten Nachbargebiete 
unafasst, den der beiden anderen Gnippen zusammen ültcilrifft und 
dass von diesen wiederum die zweite Grtippe der Hongkong näher 
gelegenen fremden Länder die erste, die hauptsächlich aus Etiropa 
und Amerika gebildet wird, nicht unbeti*äclitlich liinter sich zurdck- 
lässt. Nehmen wir zur dritten Onippe noch Japan hinzu, so be- 
lauft sich im Jahi-e 1897 der Verkehr Cliinas mit Europa der 
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SdüffBiahl ^naoh auf V^,» dem Baumgehalt nach auf etwas Aber Vs 
ttod der mit Amerika in der ersten Hinsicht auf Vto» ^ ^ sweiten 
Hinsicht auf etwa V,o des chinesisohen Verkehrs mit den Nachbar- 

gebieten. Der Verkehr luit Oi-oBsbritaniiion, mit dem übrigen Eu- 
ropa un<l mit (U'i) Vereinigten Süuiten ist /.ifferuiäüijit: von .Miiaii<l* i 
nicht sehr vci*8cliieden ; Grossbritiinnien iDeiiauptet noch einen kleinen 
Vorspning xmd dem Kaumgehalt nach ist das übrige Europa der 
nordamerikanischen Republik , der Schiffezahl nach diese jenem 
überlegen. 

Die Schifhhrts-StatiBtik hat für Hongkong eine besondere Be- 

deutnnt; , weil es ein Freihafen ist. In Ei*mangeluug eiucB Zuließ 
giebt ' S (Ini t keine üüter-Statistik. Diese Lücke macht sich nicht 
nur bei einem Versuche, den Handel Hongkongs in seiner BtHJeu- 
tung zu erlassen, empfindlich geltend, sie stört auch vielfach weitere 
handelsstatistisohe Untersuchungen. Insbesondere wird die sorg- 
fiUtige Statistik der chinesischen SeesoUbehUrde durchlöchert Dec 
Handel der chinesischen Yertnigshilen mit der kleinen englischen 
Kolonie beträgt nlmiich in der Einfuhr wie Ausfuhr etwa 45 pGt. 
Für fast die Hälfte des statistisch kontrollierten chinesischen Aussen- 
liaii'lels fällt also die Anp;ali'.' de.> eigLUlJichen Herkunft*;- und Bp- 
stimuiungsortes fort und wird ei-setzt durch die Angalx? eines 
Hafens, der fast ausscliliesslich aU Dui-ch fuhrplatz in ßetracht 
kommt Diesen Missstaad liebt man in der englischen Statistik 
sich insofern zu Nutzen zu machen, dass man ohne Skrupel den 
ganzen Handel Chinas mit Hongkong unter dem Yorwand, dass es 
sich ja um den Handel mit einer engUachen Kolonie handelt, dem 
englischen Handel zuzählt. 

Der Mangel einer Hongküiiiicr Handels -Statistik stellt sich 
dem Streben, in die ustasiatiselirn VerliiUtnistje <*ineu genaueren 
ziffermfissigen Einblick zu gewinnen, so vielfach hinderlich ent- 
gegen, dass es begreiflich ist, dass der Versuch gemacht worden 
ist, die Lücke wenigstens einigermassen auszufOllen. Das ist anerst 
im Jahre 1893 im Anschluss an die betrachtete Schilfshrts-Statistik 
geschehen. Der Hongkonger Hafenmeister knfipft bei dieeem Yer- 
siich an zweierlei an. Erstens hat er nach der Merchant Shipping 
Onlinan« . aus dem Jahre 1891 die Ht^tii;^Mii>. von ]Vdom ein- und 
ausgehenden Schiffe die Abschrift eines Manifebtes zu verlangen, 
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auf dem die Ladang nadi gewiaaen «UgememeaGeeichtspuiikten angie- 
gebeo ist Zweitm ist es bei den Schiff sagen ten flblioh, fCtr die Sohiflla, 

fflr die sie thätig sind, regelmässig Übersichten über dio geir>scliten 
und gi^linieuen Uütermeugen zu füliren. Im Anw.lihiss hieran ge- 
lang dem Hafenmeister durchzusetzen, dast üua vun den Fost- 
dampferliüien und FlussdampfergdseUschaften die Angaben über die 
von ihnen gelaschten und geladenen Waren in monatlichen Aua- 
«eiBsn beraitwiUigBt aosammengestellt wurden; es Uieb daher nnr 
tlbrig, von den nicbt in regehnteiger, sondern in „wiidec^ Fahrt 
beschäftigten sog. „tramps" und „coasten^ entspfsohende Angaben 
m beschaffen, was allerdings jedesmal nur ittt Einzelfall bei der 
Ankunft und Abfahrt m^^erlich ist. 

Da man annehmen kann, üass von seltenen Ausuaiiiuc fällen 
abgesehen, absichtlich falsche Angaben nicht gemacht werden, so 
geht es nnsweifeUiaft — wie auch allgemein jetzt anerkannt zu 
weiden schdnt — zu w«t, der auf den angegebenen Orundlagen 
Tom HafemneiBter aufgestellten Statistik des Honc^onger Waren- 
▼«rkehrs jeden Wert abiusprechen. Die Handelskammer der Ko- 
lonie hatte das vor wenigen Jahren getluui. Das scharfe Urteil der 
Kaufmannschaft dürfte abor in NützlichkeitRgifui'len seine Erklärung 
finden; es dürfte insbesondere darauf zurückgehen, dass der englische 
Freihafen wesentlich tfiit infolge des Mangels jeglicher Kontrolle 
des Gfiterverkehrs zum Stapelplatz für Yiele nach den mit Zoll 
tmd ZoUstatistik ausgestatteten chinesischen Yertragshttfen bestimmte 
Wann geworden ist und dass dadurch dem chinesischen Kaufmann 
der Übeffolick (Iber das in Ostarien yorbandene Warenangel>ot und 
damit der beliebte Versuch eines Preisdrucks wegen »»überimports" 
erfKrhw-it wii"d. Die liauptäüclüich auf dies^-iu niciit pui/. unbe- 
iwlitigten Grund zurückgehende ablehnnidc Haltung der auslän- 
dischen Kaufmannschaft hat im September 1B93 auch den englischen 
Kolonialminister veranlasst, Ton dem Plane, seinerseitB eine voll- 
attndige £äs- nnd Ausfobr-Stetistik in Hongkong durchzufahren, 
abmaehen^). 

Trotz des Widerstandes ist die Statistik des Hafenmeisters in 

Hongkong unter liiancherlei kleinen Verl)esserungen bis heute durch- 
geführt worden. Da mau sachlich wird auerkeuueu müssen, dass 

1) Amioal Kaport of the Hongkong General Chamber of Gommeroe for 
tte ym im, a 79. 
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sie in ihren aUgemeinen Züfera eia ziemlich richtiges Bild zu liefen 
geeignet Ist, moas auch hier von ihren Ebupteigebnieeen, in 
numgelnng von etwas Besserem, Kenntnis genommen -«erden. 
Nach dieser Statistik betrugen In den sechs Jahren 189S^ 

1898, unter Beschi-äiikuug auf Seeschiffe eui'opäischer Bauart 



1 893 2 7 1 7 Ü 1 0 1 485 1 55 3^' '. < 1< • 1 1 33.') 204 ' »M ! >30 7 320 753 Öl 

1894 2625610 1504810 333 2')! 14<)!t.S44 öl»335l5 7 193855 82 
JbUä 2 7f)01*r>4 1551 184 360 OüO 1623883 6 302081 8211 496 77 
1896 2 637 522 1 519 705 391976 1845 400 6394 603 bu:ii32 71 
1887 2 596458 2 012 671 422 257 1 852462 6 883 848 8 739878 79 
1898 3 223720 2110067 467729 2020322 7821^ 9718698 80 

Wfthrend nach diesen Ziffern eine stetige Zunahme von etin 
.">(< pCt. im Diirclifuhrhandel, von »-twa 40 pCt. im Ausfuhrhandel 
und von ( iwa _'<> pCt. im Scliiff^kohlengesehaft sich in d-Mi Irtztcii 
Beeil?« Jahren ergiebt, ist bei dem Einfuhrhandel bis zum Jahre 1^97 
eiu Kflckschritt zu bemerken. Dieser fiikikschntt beruhte jedocli 
im Wesentlichen auf der vom ErnteauslaU in erster Linie abhlngi|^ 
Beiseinfuhr, die im Jahre 1897 nur mit 361 ISO t beziffert werden 
ist gogenflber einem Durchschnitt von 712 587 t in den veitnf- 
gegangenen vier Jahi-en. Wird dieser vielfach eigenartig« Zwwg 
des Einfuhrhaiidols in Abzug gebracht, so ergioltt sich au< h für 
die Einfuhr in den Jahren 1892 — 1807 cui«' Zunahme von ungefälir 
10 pCt.; und im Jahie 1898 hat die Einfuhr einen solchen plötz- 
Hchen Aufschwung genommen^ dass sich in dem ganaen sechsjAhiigen 
Zeitraum auch ftir sie eine Zunahme von last 20 pCt. beiaiustsUi 

Die angefflhrten Ein- und Ausfuhralfem vertalen sich nach 
der Flagge der Schiffe in den genannten sechs Jahren in der 



von 



VtrUHrii 

T'.iiiiot:- v-m Ladaur 

t 



SdüOs- 
kohlaa 



Einfafar 



Aufohr 



anf on^Bohe 
Seesohlfie 



anf andere 
Seeschiffe 




auf andere 
Seeeohitfe 



t 



t 



t 



1893 
1B94 
1895 

1896 

1897 



1 669 760 
1 679 945 
1 821 038 

1 604 383 
1 874 96:. 
1 779 670 



1 048 150 
945 665 
939 916 

1 033 139 

l 221 403 
1 444 040 



852 151 
909356 
991 477 

864 733 

1 064 330 
1U7I1C2 



633004 
595 454 

559 707 
654 97*i 

»48 332 
1 038 900 
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auf englische 


auf andere 


auf englische 


auf andere 














t 


t 


t 


t 


1893 




473 991 

• 


235 624 


150 977 


im 


939 569 


530 275 


194 313 


138 938 


1895 


1156464 


46? 419 


222 336 


143 724 


1896 


1 259 933 


585467 


230 185 


161 791 


1897 


1115 706 


736 756 


237 500 


184 757 


1898 


1 189460 


•830 862 


255 017 


212 712 



Auch nach dieser Tabelle zeigt sicli die Tt inlonz der Ent- 
wiekeioog den Engländern nicht günstig. In der Einfuhr steht einer 
knm noDDensweiten Zunahme auf engliecker Seite eine solche von 
bflt 40 pCt auf moht-engUscher Seite gegenüber, in der Auehihr 
«nem Zuiraohe von 26 pCt dort ein soloher von 64 pOt hiW) 
in der Durolifnhr ZnwBchfl von 38 pGt dort ein solcher 

von 55 pCt. liier und in der Kohlen -Einnahme eiiieiii Zuwachs 
von 10 pCt. dort ein vierfach au grosser Zuvvaclis In'er, Tm lahi-e 
1898 entfielen auf englische Schiffe in der Einfuhr Hongkongs 
55 pCt, in der Ausfuiir unge&hr 50 pCt, in der Durchfuhr fast 
60 pCt, in der Kohlen^EinnahiDe last 55 i»Ct> Die Auanutiung 
des Lideranme soll bei den nicht-engtischen Schiffen rc^lmftssig 
gflnstiger als bei den englischen sein. Das YerhAltnis der Ladung 
tum Bsiimgehalt ist in den filnf Jahren 1893 — 1897 bei den 
englischen Schiffen von 79,9 pCt. auf 77.7 pCt, bei den anderen 
von 82.2 pCt auf 80,2 p< t. heiabgesuaken. Es wird, wii» Ivaum- 
ausnutzung anlangt, behauptet, dass die nicht-englischen Schiffe 
ij)abee<mdere in der Ausfuhr günstiger gestellt sind, die englischen 
<iag^gett dadurch einen Vorteil haben, dass sie am Dnrohüihrhandel 
«nes TerhiltDismiBsIg grossen Anteil nehmen. 

Endlich ist auch, wie bei der Schiffahrts-Statistik, eine Unter- 
scheidung der Waren nach den Herkunfts- und Bestimniuugs- 
ländem der nie verfrachtenden Schiffe gemaclit worden. Die be- 
treffeuden zahlen sollen hier fdr die Jahre 1896 und 1897 nicht 

für die drei Gruppen des Seeschiffeverkehrs, sondern auch für 
<Üe des ElnssdampfarreikehrB, sowie des Dschnnkenverkehrs, soweit 
<Üe6er nicht Ton blos lokaler Bedeutung ist, angefahrt werden. 
Saeh diesem Gesichtspunkt verteilt sich auf 
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Wenn diese Zahlen einen kleinen fiinUick in die Lebhaftigkeit 

und Manni^altigkeit des Oüterverkehrs, dessen die kleine onglischo 
Kolonie sicli zu <'ifieuen hat. zu gel)cn vermögen, 8o frelx'nt /.ur 
Vervollständigung dieses ßildosi noch <*in Seitenblick aut den l'er- 
KHienverkf^hr. Früh hat sioh Hongkong zum hauptsächlichen £ia- 
nad AuaschifFiiugshafen für Alle entwickelt, die Südchina verlassen 
oder erreichen wollten. Die enropftischeo und amerikanischen Itei- 
ssnden beginnen oder beenden seit Jahraehnten hier anm grossen 
Teil ihre Seefiahrt Auch der eigenartigen und bedeutnngSTollen 
chinesischen Auswanderung' «lient Hongkong von jeher als wichtiger 
Mittdpunkt lu dirsor iV'zi» hung spielte es allerdings früher eine 
weit gr&4>erc KoUe als jetzt. Als die Auswandern nir begann, 
monopolisierte es fast das einträgliche Verschiff ungsgesehäft. Schon 
im Jahie 1852 sollen die kleine englische Insel für San Francisco, 
nicht weniger als 30000 Chinesen Terlassen haben, die allein an 
CbeilahrtBgeld anderthalb Millionen Dollar einbnditen. Hit linde 
der fanhdger Jahre ging aber das Answandemngsgeschftft, insbe- 
sondere soweit es in den schmachvollen Formen des Kulihandels 
sich volbug, zum grössten Teil — wie wir bereits sahen — auf 
Makao über; auch das kleine Wliampoa olM-rhalb Hongkongs im 
Westfluaadelta hatte zeitweise als Auswanderungshafen Ikileutuug; 
und neuerdings sind die chinesischen V^ertragshäfen Amoy und 
Svalan, die inmitten jener GebietB liegen, deren arme, doch krftf- 
tige Bevölkerung die besten FUntagenarbeiter liefern, anm Mittel- 
ponkt der Chinesen -Anawandemng im sfidüchen China geworden. 
Und da die Answandenmg von Amoy ans ztmi grossen Teil 
in ?nn7on Schiflfeladungen erfolgte, der ausgo\\ änderte Chinese, der 
niu Er-;j>anii.ssoii in die Heimal zurückk' hn'ii will, stets auf 

'lie regelmässigen, Ucngkong aufsuchenden Dampfer angewiesen ist, 
so kommen heute in der englischen Kolonie auf Seeschiffen melir 
Chiii^seQ an, als Ton dort an! Seeschiffen fortgehen. Beispielsweise 



anf engüsohea Sohiffea auf nioht-engiischfln SohifCen aoBammen - 



wanderten aas 



1896 

1897 



53376 

50317 



13446 

12 514 



66 822 

02 831 



wanderten ein 



1896 
1897 



S9 210 
91056 



30 258 
24 151 



119468 
115 20? 
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Im Tnliiv 1^90 verteilte sioh. Uiese Ein- und AuswaDderong 
auf die iolgeuden iAnder: 

Auswanderer Rfickwanderer 

Strait Settlemento 50 7B4 103210 

nordamerikaniedie filfen 4 751 6002 

kanadische Häfen 5 056 2 837 

Hawiii r>:ur> 813 

Manritius 93ti 448 

austcalisohe H&fen ' — 1 431 

äumatni 616 



— 3 089 

Peni — 122 



zusammen 66 822 119 468 

BänsohliessUch dieser ohineeisohen Auswanderung und ihrer 

BüökstrOmung betrug der gesamte Pefsonenverkelir in Hongkong 
im Jahre 1896: 

1. im Femveilrehr: Ankommende Abreisende 

auf englischen Seeschiffen 145 bTl 147 070 

auf nicht-ciif^lischoii SeoBchifton 71 987 65 984 

auf Flussdampfem 52«) 8« »9 501 205 

auf Dschunken U>2 :u 0 1 < • 1 7 5 7 



znaammen 841016 816 516 

2. im ]ok:il*'n Nahverkehr: 2 093 094 2 103 605 

Auch diese Zahlon üboi- deir Pei-sonen verkehr tragen daau bei, 
das Bild von der Leldiaftigkeit des Handeis der kleinen engiisolien 
Inselkoionie voUstftndiger und ansohaulicher zu machen. 



Die bisher ang^hrten Zahlen der vom Halsnmeisler in 

Hongkone ;uifL;" stellten GüteretatLstik beziehen sich mir auf Gewichts- 
nit n^t'ii, Kinen « iLifntlicheii Verjfleich geBlattei» jodo< )i mir W<^i't- 
augaben. Sie giebt es in statistisch zuverlässiger Forni für Hong- 
kong nicht. Nur Schätzungen hegen vor; so ist der Handel 
üongkongs im Jalue 1870 auf 240 Millionen Mark geacfaAtit 
worden; im Jahre 1893 wurde er auf mehr als das ürsihiche, 
etwa 800 Millionen Mark, von den Kaufleuten der englischen 
Kolonie beziffert ; nach einer neuen „offiziellen Schitzung'* soll die 
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Uandelsthätigkeit Hongkongs heute eine» Wrrt von 7)0 OOd OOi) 
Pfd. St. oder von etwa einer Milliarde Marie jAhriicii aber- 
steigen Dieise gewaltigen Zahlen scheinen auch den ganzen 
Handel zu umfassen, der nnr auf Rechnung Hongkonger Kaufleute 
geht, dicht auch im Hafen der englischen Kolonie umgehiden wird. 
Sieht man von ilim ab, so ist Hongkongs Handel neuerdings auf 
20 000 0 00 Pfd.* St. oder rund 400 000 000 Mark iM /iffert 
woHen und von anderer Seite wunle die eig'Mitli< he h'in- 
fuhr auf 4 OüO 000 Pfd. St. od.-r rund 80 000 000 Mark, die 
eigentUche Ausfuhr auf 2 000 000 Pfd. St oder rand 40 000 000 
Muk geschfltst*). Weitere Spezialisierungen fehlen. 

Bine gewisse Eigiazung in dieser Besiehung bietet jedoch die 
Eia- und Ausfuhr-Statistik der Lftnder, mit denen die englische 
Kolonie in Handelsverkehr steht. Aber auch sie versagt oft völlig, 
indem sie die Zahlen für llone^kontr in denen für China aufgehen 
läisst, \\u' o<q B. in Deutöciilaiid binlier dvv Fall war. 

Am wichügsten ist natürlich das grosse liünd, zu dem die 
enghsche Itn. lkolonie gleichsam eine vorgescholiene Vorposten- 
ateUnng eiunifumt Welche grosse Kolle Hongkong in der Statistik 
der chinesischen VertnigshAfen spielt, haben wir bereits kuns ge- 
Mhsn. I£er mOgen noch einige Zahlen sur genaueren Yeninschan- 
lichung der Bedeutung drases chinesischen Handels mit der eng- 
lischen Kolonie, soweit er sich Schiffe europäischer Bauart bedient, 
angefühlt werden. Es betrug in <b^n chinesisciitiu Vorti-nerfihjifen 
in Haikwan Taels, die im Jahre Ibbb etwa 5 Mark^ iin Jalirü 1897 
aar etwa 3 Mark wert waren: 



') Vgl. Kcresfurd, Break-up of China. \Hm. R. 2m, sowir >h'u H.M iuht 
den österroichiMih».'!! Konsuls über den Hamiel IIoiigkoiit;s im .hilnu IbliS in 
den kommerziellen ßericht«u des Handel smw^uuis vom <>. .Juli iftiK), S. 330. 



1888 
1889 
1890 
1891 

1892 



Cbioss Elofohr 
ans Hongkong 
69 841 000 
63 371 000 
72 067 000 

68 156 ODO 

69 817 000 



Chinas Ausfnhr 
nsoh Hongitong 
33 652 000 

36 187 ODO 
32 931 000 

37 708 000 
40 701 000 



*) Wittakers Almaoach 1899, S. 480. 
^ Stafesman^s Teailiook 1890» 
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Chinas Elnfldir 


ddota Amfnlir 




aas Hongkong 


nadi HoDj^ng 


1893 


80 891 000 


48 290 000 


1894 


82 424 000 


50 794 000 


18Ü5 


88 191 UÜÜ 


54 774 000 


189G 


91 356 000 


54 053 000 


1897 


90 120 000 


60 402 000 


1898 


97 214 000 


02 084 000 



Dieser ausgedelinte Handel verteilte sicli im Jahre 1897 auf 
die verschiedenen chinesischen Vertiugshüfen, wie folgt: 





Cbio&s Einfohr ai 


18 Chinas Ausfobr und Wieder- 




Hongkong 


anafahr*) naoh fioogkoiig 




Haikwaa Taels 


Haikma HA 


Nintschwang 


1 238 720 


403 876 


TientsiD 


2 896 082 


319 089 


Ttohifn 


1 622 493 


639026 


Hankou 


78 816 


115 877 


•\Tr,,i, ,, 

Wunu 


J 105 


8 yjo 


Tscliinkiang 


827 462 


1 490 254 


Schanghai 


29 135 353 


7 678 081 


Niogpo 


539 292 


45 523 


Han§^hott 


37 167 




Wentschon 


12 260 


2196 


Fatschoii 


4 075 740 


859 352 


Amoy 


5 984 497 


133 615 


Swataii 


9 081 174 


1 221 304 


Kanton 


13 562 273 


19929 119 


Wutschou 


1 368 983 


398 329 


SaniBohui 


37 647 • 


660 


Kxuigtachoti 


1453198 


1 760 099 


Pakhoi 


2 656 671 


1 497 919 


Mj(ngt8e 


2319 608 


866 771. 


jNehen China 


kommt das seiner 


Küste vorgelagerte Inselreicii 


Japan in Betracht 


Nach der Statistik diesee Landes*) betrug 



Die ugeführtan Zitfeni un&BBen aiur eiDhdmiaohe ohinealBdi» 
Waren, nicht auch wiederaiuigefftbrte fremde Waren. 

') Für die Zeit vor dem Jahre 1889 finden ncfa keüie Zahlen. 
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Japans ISDlobr 


JapaoB Ausfuhr 




ans Hongkong 


naob Hongkang 




Yeo 


Ten 


1QOO 


Ä 1 fkAA 
» I U4 UÜU 






1 f 1 i * 1 k 1 II a 




1 1 




1 O ri7Q A A< k 


1 QOO 

1 n,f£ 


h }fot) ( M M 1 


1 .\ Jo.J U'MJ 


189{i 


8 2G8 000 


15 689 000 


1894 


9 000 000 


16199000 


1895 


8 078 000 


18 363 000 


1896 


0 134 000 


19 966 000 


1697 


12 027 000 


25 890 000 


I89S 


15 904 000 


Hl 474 000 



VoD (Jen nicht asiatischen LAndera steht an Bedeutung für 
Hongkongs Qesamtverkehr weit Tonui GioBabritiniuen. Kach der 
Statistik dieaeB Landei) betrog: 

♦ 

<|f(MBbritaiimaiis Einfolir Gnaabritanuieiia Anafobr 





aas Hoogkoiig 


nach Hoiig|[ong 




Pf(L St 


Pfd. 8i 


1888 


1 296 690 


B 011 596 


1880 


1 129 Hin 


2 388 629 


1890 


1 225 0B4 


2 741 4U4 




1 IUI 702 


2 732 157 


1892 


836 705 


1 97j !<35 


1893 


886 634 


1 935419 


1894 


630 818 


1 980 227 


1895 


769 441 


2 044 616 


1896 


797 158 


1 959 209 


1897 


606 314 


2 079 951 


1898 


726 637 


2 347 689 



Auch wird in einer Reihe von englischen Kolonien der Haudeis* 
*akehr mit Hongkong statisttBoh gesondert erftsst. Es betrug 

L die Einfiihr aus Hongkong in 

Ofetuidieü »Stiait .^'ettiemeuts Ceylon Mauritius Neu-Siid- Wales 
Pfd. St. Pfd. St. Pfd. St. Pfd St. Pfd. St. 

1^87 3422 UUO 2 747 000 13 000 isoou 215^ oQo 
1^8S 4 009 000 3 115 000 11 000 25 000 Hi^nni» 
3 238 04KI 2 5191)00 16 0UU 18 0UU 424 000 
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Oitiodi«! StnitSetÜemoDts Ceyloii IfauritiiiB Kea-Sid-Waks 





rXu« DC« 


ino» Ol* 


Pf j ja« 

1 IQ« Ow 


xm« OK* 


im» ov. 






2 441 000 


28 000 


14 000 


272000 


1801 


5 000 OOn 


2 582 00«) 


30 000 


13 000 


273 000 


1892 


4 9H1 000 


2 194 OOO 


38 000 


1 7 000 


2 in 1(00 


1893 


3 371 UÜO 


2 213 000 


47 000 


34 noo 


191 000 


1894 


3 517 000 


1 834 OOO 


39 000 


12 000 


182 000 


1895 


2 211 000 


1 890 000 


76 000 


14 000 


182 000 


1896 


2 018 000 


2 261000 


48 000 


9000 


76 000 


1897 


1 861 000 


2153 000 


40 000 


277 


76000 




V ICtOl In 


OllU-AUHlliUlon 


Queensland Kap d. gut. HoSaiu^ 




ria. nc. 


X lU. Ol« 


Hd. St. 


Pfd. St 


JlOO • 


000 


12 000 

VW 


108 000 


12 000 


xooo 


089 000 


12 000 


123 000 


12 000 




354, 000 


26 000 

*»V VW 


130 000 


9000 


1 RQO 


287 000 


10 000 


128 000 


10 000 


1891 


1G9 000 


19 000 


1 22 000 


5 000 


1892 


258 000 


1 4 OOO 


10t> <l(H' 


7 000 


lb9;i 


128 000 


(i I MJO 


114 1 


100 


8 UOO 




102 000 


2 000 


«9 oOO 


5 000 


1 OOS. 

low» 


115 000 


aooo 


118 000 


11 000 


lo9o 


115 000 


8 000 


109 000 


20000 


189/ 


172 000 


sooo 


90 000 


11000 




n. die Auflfahr nach HongkoDg in 






Ostindien 


Stiait Öuttlenient.s Ceylon 


Mauritius 


Npu-Süd-Wftl«J 




Pfd. St. 


Pfd. St. 


Pfd. St. 


Pfd. St. 


Pfd. St, 


1 8si7 


10 740 OOU 


1 380 000 


1 000 


8 OOO 


23" t 'MHi 




10 3()5 000 


1 318 OOO 


3 0<H» 


37 OUO 


251 tHMI 


1 AMO 


1 1 007 000 


971 ooo 


4 000 


3 000 


280 000 




10 848 000 


1 683 000 


4 000 


] 2 000 


255 000 




9 626 000 


1 096 000 


11 000 


6000 


282 000 


1892 


9 205 000 


1 261 oao 


5 000 


12 000 


255 000 


180a 


9 255 000 


1 139 000 


9 000 


35 000 


183000 


1894 


0 577 OOO 


1 138 000 


7 000 


43 OOO 


1 G2 000 


189r> 


8 138 000 


1 132 000 


13 000 


3 1 000 


142 000 


189r> 


8 359 000 


1 204 000 


10 000 


34 000 


ISO 000 


1897 


8 405 000 


1 aiooou 


:^0 000 


27 00(1 


175 0<iO 
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1887 
1888 
1869 
1890 
1891 
1892 
189S 
1894 
189.') 
1896 
1897 



m. St. 

82 000 

44 OOU 
71000 
91000 

83 000 
57 000 

45 000 

51 000 
53 000 

52 000 
50 000 



Süd-Australiea 
Pfd. St. 

15 000 

9 000 

12 000 

12 000 

41000 

73 000 

266 000 

30H OiM) 

72 000 
3 000 
1000 



QuepD^'-iixl Kap <1. gut. Hoffouog. 



Pfd. Sf. 

72 oOO 

47 000 
39 000 
56 000 
38000 
23 000 

48 OOO 

54 000 
31 000 

55 000 
50 000 



Pfd. 8t. 



Endlich laseen auch ans der Statistik der Vereinigten Staaten 
TOD Amerika die Ziffern fQr Hongkong sieh anasondem. Es be- 
trug danach 



1888 


die*Eiufulii der Vereiuigten 
Staatso ans Hongkong 
OolddolUr 
1 446 000 


die Ausfuhr der VereinigttMi 
Staaken nach Hongkong 
Odddollar 
S 345 000 


1889 


1 480 000 


3 676 000 


1890 


970 000 


4 435 000 


1891 


563 0(M) 


4 7 1;^ M(»0 


1892 


763 0(M) 


4 ^^7 <Mii) 


1893 


878 000 


4 215 000 


1894 


893 000 


4 028 000 


1895 


776 000 


4 246 000 


1896 


1419000 


4 681 000 


1897 


934000 


6 060 000 




747 000 


6 265 000 




die nV>ng"en liilndcr. mit 





Verbindung stellt, lassen sich, eatoptredieticle ZusammenöteUuugen, 
soweit ich zu übersehen vermag, nicht machen. Was insbesondere 
OeatBchland anlangt, so ist man bisher ausschliesslich auf (lüe 
rtatirtMchen Aubeichnungen angewiesen, die von unserer deutschen 
Veich<|,.^stdampferlime gemacht worden sind. Danach betrug der 
WarenTerkehr (mit AuBschlnse der Kontanten) , der anf den Schiffen 
lies Norddeuteclien Lloyd mit Ho|l^r^,,,l^r seit der Errichtung der 
Keichäpostdampfcriinie vermittelt wurde: 
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Auf dor Ausreise; Anf (U'r Heimreü>e: 

Gewicht Index- Wert Index- Gewicht index- Wvt Index- 
Iv 2iU Mk. &dil lEff SiU Mk. Sdd 

1888—1890: 2174000 100 2549000 100 1822000 100 3000000 100 
1801—1805: 4222000 194 3077000 121 2197000 121 3496000 114 
1896: 68S6000 317 5168000 203 2563000 141 4428000 145 
1897 : 7123000 338 4855000 190 3107000 171 7006999 229 
1808: 5963000 274 5611000 220 2 285000 125 BB81000 225 
. Diese Ziifem sind aber für den hier Terfolgteo Zweck ie 
doppelter Hinsicht onsureidiend. Bibeuü umfinsen sie auf der 
Ausreiee auch nicht-deutsche Waren un& auf der Heunreise Waren, 
die nicht nach Deutschland bestimmt sind. Wenlen die deutschen 
und die nach Deutsclilaud bestimmten Waren für sich betiuchtet, 
ao ei-g^ebt sich das folgeude Zahleubild: 

Auf der ▲mniae: 





Oemdit 


Index- 


Wert 


Index- 




kg 


Zahl 




Zahl 


1888—1890 


1 563 000 


100 


1 785 ooa 


io<S 


1891—1895; 


2 307 000 


148 


1 964 000 


110 


1896: 


4 841 000 


310 


8 340 000 


187 


1897 


5 412 000 


34(i 


• 2 936 000 


164 


1898 


: 4 097 000 


301 


3 284 000 


184 






Anf der Heimreise : 






Oewioht 


Index- 


"NVort 


Index 




kg 


Zahl 


M. 


Zahl 


1888—1890: 885 000 


100 


1 214 000 


100 


1891—1896: 1243000 


140 


1 55a 000 


128 


1896: 1463 000 


165 


1 651 000 


136 


1897: 


1 227 000 


139 


1 373 000 


113 


1898: 890 000 


101 


970000 


80 


Wichtiger ist aber o\n 


/.weiter 


Um.sUuU. Die 


angefüli 


Zifiein sind 


in viel hüliereai 


Masse 


na<eh dor anderen Seita 



unzulängliuh, weil natürlich der deutsche Handel mit Hongkoug 
ßicli keineswegs ausschliesslich oder auch nur Torsugsiraise der 
Reichspoetdampfer bedient Es soll gana davon abgesehen weideo, 
dass auch auf Schiffen fremder Fbigge deutsche und fUr Devtsoh- 
land bestimmte Waren befördert werden; auch von der Waiea- 
menge, die auf deutschen Schiffen nach Ostasien verfrachtet wW, 
ist das, was dif ffcichspostdampfejiinif i>ofnrdert. nur oiii kleiner 
Teil. In deu Jahren 1803—1897 vwbcliiffte die lüngsin-Linie 
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■UjUulick 3—4 mal M viele GOter naoh ORtaai«n, wie die Reiobi»- 

po^tdampferliuie ; <lic seitdem an ihi^ Stelle getit^teae Fraohtdatnpfer- 
linie des Norddeutfichon LImv.] mul namhurg- Am* ink.i -T.inie 
befördert gar deu 4 — 5 ÜMiheii iietrag. Dazu kommen m u li iinii io 
Warenmeageu ; s« verfraclitete var AUeoi die Firma E. Th. Lind 
raf Sobtffbn der Bremer Ridoners- Linie tmd «if geduvtaiten 
englisrhcn Dampfen» im Jahre 1N97 auch anderthslbnud so viel, 
y>'w Rr>"i lisf iHiritdampfer-Lini«^ nriph lyanz ' >>-ta<?i»^ii. Ans Allum 
lABSt »ch aber nicht ein ziffernmässig abgerundet«« Bild über 
inUMraD Warenverkehr mit Hongkong gewinnen. Das wird erst 
mm Jahre 1900 «n m<iglioh eeiii, wo unsere deutscbe Beiohe-Statietik 
b^innl, Hongkong, wie KiautaoluNi, beeoitdere Benolitvng «u 
aelunkeii. 

Endlich fragt ee aidi noch, ans welchen CMtera der Bandet 

Hongkongs nich zusammensetzt. 

Anch hi' t muss man auf genaue statistische Angaben ver- 
zichten. Man nm&ä sich begnügen mit einer allgemeinen Be- 
edtrobiiog und wenigen addenmlesigen EincelhfliteD. 

Was die Anafabr HongkougK anlangt, so stehen dem Werte 
nach obenan Rohseide, Scidengowebc und Soidcstickercien (Sliawls, 
Decken. Oanlineu); dazu gesellen sich insbesondei-c Cassia lignoa, 
CaijBia-Biuteii und C'asäia-Öl, Sternanis und Sternanis-Öl, Zucker, 
Ingwer, Kamp^ und Zinnober, ffinaennatten, PenerwwkBkörper 
iiod IScher, Borateo und Federn aller Art Was die Einfuhr in 
Hongkong anlangt, s<» sind dir« Hauptwaron Opium, Zucker, Potroicnm, 
S«]z, Mehl, Baumwoll- und Wollwaron, denen eine gross«' Monge 
kleinerer Artikel sieh anreiht. Nach deu LiUidern, die fflr die 
fSafuhr tonangebend und, verteilen sieh die wiehtigston Einfuhr- 
Kütor etwa wie folgt'): 

D'-'i t s' li Iii imI: Furtien, Sfianish strijK.'s nii'l Iliiu"!!''. Nudeln. 
Eisemlraht und Drahtstifte, wollene Litzen, Ijam[>«"n und Ijtmpen- 
teile, Gold- und Silbenlraht, Strickwolle, (Jlaswarcn mit Ausnahme 
VQQ FYess- und iflenstei^glas, tter, Stmmpfwaaren. 



') Nach einer ZuaanimBimtetlung deo iierm Moritx ijchaux, der Mit- 
gKed der dantachea KomiBtarion gemrUinher flatAvenrtSndigar nach Ort- 
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Eiiglan«!: Fast alle BauinwoUwauren, N&hfMlen, den grö(Ht«a 
Teil der Eisen waiun und der WoU waren. 

Ost -Indien: Oj^ium, KohbaiuuwoUe, bwim^roUebe Qune und 

Frankreich: Stideoe Binder von St EHenne, SIgeUllter 
und Hobeldaen, ChMnjMgner, OamntiwareD, Butter, billige Lederwaten. 

Belgien: fiben, Waffen, Praas» nnd Fenateiigriae, Ketaen, 

NftlifHdeii. 

•Jstorroich: Salo-iiziiiiilhnl'/cr. 'l'ufhr-, (.ilaswf<i"<*n. 
Nord -A m e ri kt» ; IVitrulfuin, M.ehl, Ilnl/. I»aumwollw.if i». 
Japan: ZüudliQlzer, Baum woU waren, Strümpfe und Jackcu, 
Lampenlitenner, Sdiirm«, Bettdeoken, Handtfloher, Seifen Kohle. 

Eäl ist von dem HafeomeiBter iu Hongkong audi der Vernich 
gemadit worden, den ISnfahr^Ibndel in den ebaelnen Waran 

^j,ui-ti«h zu erfassen. Doch wenn die Hongkonger Qfttei-statistik 
in i« II l isher luigeffthrteii Ziffern n'n^h als annäherml rir litic gelten 
durfU'j so wÄc-Jist ihre Uiizuveriafisigkeit bei oinom «oIcIumi Speztali- 
sierungsversuoh natOrlich au^üeroi-üeiitUeh. Allerdings «ind hier 
Uoterechtede an machen. IKe Handelakanuner hi Hongkong hnt 
seinerzeit aiispcfflhrt, dass flie Zahlen Aber Opium, Kolile und 
Petroleum nh dnrr-liaus ri.-htig zu l-elnu-hten >f'\oi]. du- OUt Reis. 
Mehl und KmH iien üim- Wahrlieit Kehr nahe kämen, di«> über Bau- 
heja, Ölhaltige Frilchte, Olo, Kopra und Hanf wahraoheinliob hinter 
der WirUidikeit laiAdtblieben, die fOr XalüM, BanmwoUe, EbenhoJa, 
Krbeen und Bloi erheblich zu niedrig angesetzt und auch die für 
aiiil'Mv Ai!ik--1 .infeciitbar Wenn diesen Ziff'~'rn rlrin;ii-li au'-h 

nur ein sehi* be^sohränkter Wort zugemessen wenlen kann. s*i> !«iüen 
aie doch der Y<^bUU]digkcit halber, sowie in Ermangclimg von 
etwaa Beeeerem fflr die Jahre 1896 — 1898 angefahrt werden: 



1896 
t 



1897 
t 



1898 
t 



Opium 

r<«r<t|cljai 
Ki>lilen 
Keiäj 
Mehl 



2299 

y.iu 7-Ji 
85021 



22^1 

108 128 
GOl r.44 

8o 9U4 



2638 

12«; 477 
817 ;mm 
747 aUö 

IV» 544 
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1896 


lti97 






t- 


t 


t 


Knochen 


:i büO 


— 


— 


Bauhols 


49 363 


64 862 


46 599 


Hanf 


32790 


43 360 


ß5160 


Rohlaiilli««ll«1l.&lllllWO]]gMm 11 0911 


30 581 


36 611 




9l:-> 


5 490 


4 200 


Stuhlrohr (Kattaii) 


3 I IU 


•J 920 


6 441 


SehwefBl 


220 


2 040 


635 


Um» 


5447 


6929 


6654 


Sandelhols 


H 707 


.1 4.».) 




Zucker 


1 m 759 


Jl i III 




Ven$clüedeo@s 


1 07 7 310 


1 21 .< luo 


1 164 891 


ziiüainiiien 


2 791 H8!> 


2 743 061 


3 388 489 


dazu im Durchfiihrvf!rkehr 


1 845 400 


l 852 462 


2 020 322 




4 «37 2SU 


4 595 523 


■) 408 81 1 



Wie schon »iie hulien Zitfcra unter tlor Kubrik „VerBchieilenos" 
udettton, sind diese Zahlen unzulänglich, um weitere Sohlüwie «ub 
ilmen sn sehen. 

Audi die radladiMhe Stetietik ist luer nodi weniger im 
Staiitie, die Lfleke aanaNlUeaf als es Bohon im Allgemeinen der 

Fall war. Insbesondere ist es nicht mr-L'Uch, aus der verwickolton 
ehinosischeii Statistik die einz Oncu Aitikel auszusondern, die den 
UBi[3ngreü;hea Handel mit Hongkong bildeu. Auch bei der Statistik 
der Teraiittgten Steateo wQrde dandbe nur unter miveriilltiiie- 
«&8figeD MOben mflgBdi sein. Wohl aber llsat für Otosebritannien 
äse derartige ZosammeDsleUnng aioli maohen. 

Die liMptjrjichlichen Bin» Und Ausfuhrartikel im Handel Qn>88- 
britannieDe mit Hongkong waren in dei^ fflnf Jahivn ls93 — 1897 

1. QrofiBbritannionf Einfuhr aus Hongkong 

189:; l«n} 1S96 1897 

P{d. bt. Pfd. 8t, i'fd. ttt. St. Pfd. St 

TlM 206807 \mim 165 632 107 35» 92 243 

Seide aller Art 309B24 110 908 141 .')36 223 510 157 694 

Hanf 1o;hH46 51 054 105 790 197 5ss 47 201 

ctugesHicsltte Ifrüchte 41 i>46 37 361 52 663 53 833 öi^556 



2. Oiontnitannien« Ausfuhr iiaeh HoqgluMf 

1893 1894 1895 1896 1897 

Pfd. Qt, PU. Bt. FU. 8L Ptä. SL tfL 6t 

BaiunwoUgarn ii. 

Baum wolköug 944 090 10311U5 1183371 1M2«527 1142903 
WoUvaraa SOI 902 189924 192841 2t6(Kie 189931 

Eisen 128076 106 ÜM !incu4 ij.'nig l bloss 

Mn^fhition sn401 67277 215S5 27211 24H:i> 

Kupfer .■.ui»32 61m6H 37 308 01191 H58<>1 

Ani-li Japans «ingeheiido Handelsstatifitik gestattet eine solche 
^UKsuiiüeruiig. Im Uand«jl do« rührigen Inaelroiches mit Uongkoo^ 
flbentieigeii den Weit von einer Million Yen im Jahre 1898: 

1. J$j/tm Bnlubr ans Hongkong 
Yen 

Znchw: 15568426 98 V«) 

2. Japans itisfuhr nach Hongkong 





Yen 


Kohlen 


r, ri79:$70 


BaiunwoUgam 


t r)17 06') 


Kupfer 


4 372 SGU 


ZOndhSlter 


3 285899 


i?ei8 


1908045 


Habntai (Seide) 


1 206 273 


Tinteofiüoh (Cutüe M\) 


1 086 268 



22 04") 780 (= ca. 70"/») 
V. is,iL;f so Ii die Statistik ho gut wi« vßlHjj. s<> felilt os doch 
uieiit an anitiiclifn Materialitiu, dio oineu Einblick m die Kinzelheitei 
des Hongkongw Warenhandels, wenigstena aoweii die Einidur in 
engüM-be Kolonie in Betracht komint, gevlbiw. Im Anachltu» ao 
dir 1»k.innt( Anfrage, die der englische Külonialminister Chaull•e^ 
laiii unter dem 28. N<jvend»er 1895 an die Oouvcmeure »Ü* 
englischen Kolouieu durüber richtete, ub und inwiefern eine Ver» 
diingong «ngUaoJier Waren stattgelnnden habe, wurde in Boagkoof 
eine Enquete Ober den Einfuhrhandel TenmataltBt In dem 
ir>. Juli ISlId datierten Hericlit dieser Enquote-Komuiisi^ion wird 
gwsagt, ilaSH in iloo^ong eine Vunifinguog ei^lüioher Waraa ^ 



eber Reihe von Jalirau liestiuiUg vor akii gtsLe, «bcf uickt iu 
aaflUlend lutton iÜnw itMflnde, noob viele gnww StapelMÜh«!. 
in whr enwilidie Mitl«idei»dMft gesogen habe; «lleidings geM «e 

ßlle, wo tlie englische "Ware durch die fremde und zwar deiitÄche 
Wnrt*. Tf.Uig vertrieben sei, wie hc\ Anilirifarhen und wollenen 
Litzen (Llama braids), und andere, wo da^ wenigstens iLVaa gi-oäsea 
Teil gieedielMn ad, wie iwi den Spaitieli «tripee genaaetm WoU» 
gQWBben, die ein IGtteldiiig «wiedien ElaMiU und Tech daielellen 
itnd von den Chinesen, von Männern, Frauen und Kindern, in so 
possen Mengen zu Untirkleidern verwendet wei"den. sfavic t . i ilr u 
wuUenen Tuchen, die Broad Cloth genannt werden, im Henohte 
wirf uMBecdem eine Sterin Ahothnm in der Einfulir nm HetaUen 
•OS QroesbritBimieii teelgeeteUt; indieeondere QdbaMtall (yellow 
metal), das früher auAschliesslich &m England bezog-or wuttlo, 
kommt heute nur noch Afwn nw USlfte von dort und im Übrigen 
uut^ dem Schutze niedrigerer Fmchteii hnuptsiAt^hiicb aus deutficheu 
Bliaa. IhoOdMe gilt ton Bbea ia eeinen treradJedenen Arten ' 
(bar, toül, rod, screp iroa), das lieute alles grOssteoteils von 
Belgien nach Hongkong verfrachtet wii-d, wAhrend Blei (pig lead), 
dag früher fa.st auswliliesslioh von Englund und Df^ntsehlrtnd eitv- 
gefahrt wunle, heute infolge niedrigurßr Pruduktiunsliutjten fast 
gut sne Atutralien beaagen wiid. In WaftBii, Mnnitfon und FolTer 
i«t der Handel von dea lUhrikanten des eomplisdian Festlandes so 
rat wie inonopolisifTt worden. Belgien liat zu den Artikeln, die, 
wie Dnihtnägel und FoiHl<^rRln'?. Btots in seinen llftndo waren, sich 
neuerdin^ nocli Kerzen auf Konten Englands hiuzuerobert. Endlich 
hat Engtand in dner gansen Sethe Udnerer Artikd, wie Wirk* 
varen, Lampen, Btpier, Schiimen, Oommiadiuhen, 8dfe, Bisoaits, 
Bier, Schlössern, Feilen, Nadeln, Messern n. And. eine oft allenlings 
nur beschränkte odsr gar vorübergehende KonkuiTonz erfahren, die 
hauptsächlich von DeutdchJand und Japan ausging. Was iusbo- 
mim den japaniadien Wettbewerb anlangt, so wiid von ilim 
^«■igt, er sd erat im BnMdisn, venpiedie aber in Zukunft ernst 
wcnlen; schon hätten die Japaner fast ein Monojiol im Handel 
mit Baumwolhibfall (wa.ste cotton). Wms -hsivla rmd Sr!nvcfo1snure 
und äe erschienen auf dem Markt«.' uut Uauniwoll waren, l'apiei-, 
i^NbiatemeD, Zement und Ulligen ühnataartüidn fflr WoUdedien, 
BsndtQoliBm und Kietonnee, 



Dieaer VoraloM «ha finrndon Wettbewerbs, der io den letztai 

Jahren uimrigenohm für den englischen Fabrikanten sich geltend 
gemacht hat, wiid. abgesehen von der SilbereTitwprttiric. ftif* OnM- j 
vfilirungsläudei im Gunsten der LSoder mit Biberwähnuig benaeti- ! 
teiligt , und , abgeeehen um. niedrigeireii FkodnktiooekoBtettf die n | 
meoiolien fUIea uigeiiwinineD veideo, heuptelöhlieh dnrdi imi I 
Oi-flnde erklÄrt : durch günstigere Transportvorhältnisae Hixl diiR-h ! 
grTiesere Umsicht imd Sorgfalt der anslfiadischen Xoiukaneotep, | 
iitöbeeondere ausländischen falHikauten. i 

Ve* die Twneportyeriilitmwe anlangt, eo lüagt van auf «ag- 
liadier Seite eimnal Über die OBhe der BieaabahttfaaekteD naoli den 
englisL-hen Verschiffungshäfen, eine hier nicht näher zu erörtern«]? 
Klage, df>r iIt Bau «les grossen Seesf'!iiff«!kana!s mn Manchester 
entsprungen ist Von grösserer Bedeutung ist tlie zweite Klage, , 
daee nlmlish aiidi die Seefnehten ▼od eD|^iBiA.eii Wlin nach den 
fecnen Oaten IriJlier rind, als von aadem enroplieoiien oder anerili- I 
nischen Häfen dortbin. Diese Klage ist um so bedeutungsvoller, 
als selir schwer eine dauernde und völlige Abhilfe f*ich s<-haffen 
Utest Sie wächst oäiulicU unmittelbar hervor aus dem Kern 
GeBchthspiaxiB der groeaeD eni^iadieD SdufhhrtBgeaeMichtfttB. 
Hacli dem Qnmdaat»»: «fintuuna nüe Üib wavea^ licbleD diew 
nämlich von jeher ihr Bosti-elten dai^iuf, ni('ht nur tlie engliscWn 
»achten ft'wh allein dauernd zu sichern , -ondeni auch von den 
auj^ländiiH-hen Frachten einen möglichst grossen Teil au sich zu 
ziehen. Zn diesem Zwsk vnd die engliadien ScbifbdiitegeaaU- 
sdiaften unter eumoder ein ibriell, eine aogenannta Konfaranx da» 
geg^angen, um vom englischen Frachtenmarkt jeden ausländ itichcn 
Mitliewerber nn^zust hiii ss^n nnd um auch ein gegenseilip^? Unter- 
bieten zu vermoideii. Das wnnle durdi das Kartell liaupti»äcblic!i 
dadnrdi emioht, daaa man jeden Vetvach einer auaHntiMhm 
Xonlcuvrens geaohlttMen auf das Eneigiadiate su beMmpten to* 
achloea nnd dass man di(> Verfitichter in England dadurch von 
eich abhängig maclite, dnss man einem Jeden einen Rabatt vdd 
10 pGt des gesamten an Frachten entrichteten Betrages am i'Me 
des OesohiftojahieB verspraoh, wenn er auaeoblieeelicii mit den 
Konferena^Diampfeni im ganaen Jahre seine Oflter veisohilft hatte 
Die Beseitig(U)K einer jeden Konkurn^nz hatte natflrlieh in <leD 
onglisuboD Uäfen xur Folge, dasa das Fncbtenniveau ein reckt 



hohes wimle, zumal da man so an Kraft gewann, in den Häfen 
des *>urn(i&isehen Festlandes sich einen Anteil am Seeverkehr zu 
erstreiten, auf den man anpowieaen war. weil die englischen 
Dampfer auf dor Auj^fahrt iiacli ÖHtasien mit englischen (ÜUem 
n^gciinftssig nur zur H&lftn tteladon werden kOnnen und aellMt 
nach der Ergänzung ihi^er Ladung durch auslandische Gdtcr — nach 
Angaben des Präsi<lenten der Peninsular und Oriental Stoam Na- 
vigation Company — regelmässig nur zu '/a '»eladen ihre Reist* an- 
treten. Dasselho gilt filr die amerikanischen Gfiter, die die Route 
nber England und den Suezkanal nach Ostasion einschlagen ; hier 
wird die Lage noch dadurch verschärft, dass mit der weiten 4}Rt- 
lichen Route ni>er den Atlantischen Ozean noch die westliche Ober 
'len Stillen Ozean in Konkuixenz tritt , eine Konkurrenz, die umso 
wirksamer sich hatulhalien ]ä.sat , als <lie grossen amerikanischen 
Ülieriandbahncn tmd die imzifischen Dampfergesellscimfton ziun 
Teil in denselben Händen sich befin<len. In beiden Fällen treten 
den englischen Frachtsätzen, die durch Vereinbanmg in nicht \\n- 
beträclitlicher Höhe festgeljalten werden, fflr nicht-englische OOter 
Fraclitsätze gegenQber, die durch beständiges Unterbieten hemb- 
gedrfickt werden. 

Es ist begreiflich, dass die englischen Fabrikanten sich dai-Aber 
beschweren. Zuerst traten ihre Klagen in rler Öffentlichkeit im 
Jahre 1887 kervor, al.s der Postvertrag der Peninaidar and Oriental 
Steani Navigation ComjMiny erneuei-t wunle; sie führten damals 
m eingehenden Erörterungen im Parlament. In den letzten Jahren 
Bind sie mit der Verscliärfung des internationalen \Vettbeworl>s in 
verstärktem Grade hervorgetreten; auch in dem erwähnten Hong- 
konger EnquMe-Bericht spielen sie eine wichtige Rolle. Man klagt 
in ihm l)eispielswei8e darüber, dass englische Dampfer häufig nach 
Antweipen führen, dort z. B. eiwrno Träger zum Frachtsatz von 19 8 
die T<inne einnehmen, dann nach England zurflckkehren und Ihre 
liBiluug zum höheren Frachtsatz von 25 s mit glei(Ther Ware ver- 
vollständigen. Noch lebhafter beschwort man sich Aber <len 
Frichtenuuterschied von amerikanischen und englischen Häfen aus; 
far Baumwoll waren z. B. koste eine Tonne von 40 Kubikfuss von 
Manchefiter nach China rü s 6 d, wovon 10 s auf die kurze 
Bsenhahnfahrt von Manchester nach Liveqwol und 47 s 6 d auf 
<lie Seefahrt entfoUen, während sie von New- York aus flbor Liver- 
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pool iMßli Sobanghai nur anl St'» 0 bis 26 • 6 d aidi rtelip. irov« 
7 s 6 d anf die aflantisdie Fünt zu rechne» sai, ao daaa onr 

(l«r Rest von 1 7 s '! f>is 1 9 s nuf di- Fahrt von Liverpool 
nach Cliinn, die onf tienaelben Dampfern fflr einheimische engh*'h^ 
Waren nahezu daa Dreifache koste, entfalle; dieser ans&erunleDtUdie 
Uoteraohied beruht, wie beieitB angedeutet wurde, zu «ioot 
nidit geringen Teile darauf, daaa die amerikamai^ BaiunvoU- 
waren von den im 0<;tPr! tinti im Sflilcn der Vereinigten Staaten 
gelegenen Fabtilien «ils nadi Scluinghai — denjelben (^n> Hf> m- 
folge — durch ilio Kauadiäclie Pazifik Eiaenbahu-Ueselladiaft zum 
kombiniertoD Satt von 12*/, Oolddollar oder 51 a 6 d, dnroli die 
N^jrdlichf Pazifik Eimnbahngesellt^chaft zum konbinierton Sati von 
14 Golddollar o<ler 57 »i 1 l.i fördert werden, wochur ii .lie auf 
der woBtlic-lien Route nötigen Ki.<«(!nl)ahnkoston von den Fabrikt>n 
nach dem EinschifiTnugähafen Now-York iu Höhe von 8 s 3 d bis 
zu 14 a 6 d etapatt werden. 

Es ist einlenchtoml. das« auf die Oestaltunf; d«'8 internationalen 
WettlH'wnls iti. s, . lu-riiai tisren VerliÄltnisee im intoniationalen 
Frachtenmarkt nidit oiuie EinflusH bleiben kennen. Ebenso ist aber 
auch einleuclitend, da»» von englischer Seite diefM}r Mis&staud nicht 
lakdit bearitigt wndeo kann, weil «r aoa einem natHrliohen Ia(fl^ 
essengegensatx zwischen den cngliaehen Sehifrahrtf)gef>ell.schafteit 
und d. II ' iidi-i Ur M Fabrikanten hervonvS- list, di r sich wohl leit- 
wei.ne üi»erbrÜLkeii lässt. al)er in ullgenifinen Veriiikltnissen so tief 
und tni fest begriludet ist, daas er immer von neuem hervorbreche« 
wird. Die engUaohen WayeniatereeaeBten ▼eranebten tot wenign 
Jahren eine K iiknii nzdampferlinie ins I<ol>en zu rufen, alter auch 
sie sahoii in km/.M Frist sich genötigt, den allen Ctaaelteobafiea 
imd ihrer Oeschftftspraxis sich anzuschliessen. 

IT^eheu den TnuiaportverliAltuissen ist ea — > wie geaagt — in 
erster IJnie die analindiadie QeaohiflapraxiB, nnF die die BrMce 
der au8lindi«<<hen Konkurrenz besonders zurückgeführt wenlen. 
Oogenrtbor so vielen iuissi:nnsiitrrii S;hiii"ilnirteilen. in ilfinn die 
englis<>he Presse sich gefilllt luid insbesondere früher gehel, ver- 
dient cü ausdrilckllohe Hervorhebung, dass in dem geiiABQ<«'& 
Hongkonger ESnquMe-Beriofat dieae OeaohlfllqM«xia znoi gvIMea 
Teil als „a fiair bnaness comiHnition'* bezeidinet wird. koraineA 
— wild biaxugefttgt — allerdings gelegentlicbe Naohabrnnogta 
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englischer Warenzeichen un<l hflnfiger Nachnliuiiingen englischer 
Waren «Inrch kontinentale Fabrikanten vor ; in der Mehrzahl 
der Fftlle wird aber eine Nachahmung als solche verkauft 
und bisweilen s<-hlagen fremde Fabrikanten selbstündig neue Bahnen 
ein und entwickeln aus kleinen Anßlngen einen betrfichtliclien 
Handel. Während der engli8<'he Kaufmann oder Agent in Hong- 
kdng wachsam auf dem Posten steht und wirksam den Fabrikanten 
•laheini vertritt, widerstrebt dieser allem Anschein mich häufig 
einer Ändenuig seiner Muster und seiner Methoden, sträubt sich, 
für einen zukünftigen Gewinn ein Opfer in der Gegenwart zu 
bringen und ist geneigt, die kleinen Anfänge eines neuen Handels 
zu verachten. iHis stt'ht in lebhaftem Gegensalz zu den uneiTnOd- 
lichen BemQhungen fremder Fabrikanten, den Markt zu studiereu 
und ihre Erzeugnisse den Bedürfnissen der Verbraucher anzupassen." 

Wa« insljesondere die Deutschen anlangt, so wirrl Ql>er sie noch 
gesagt : „Die Deutschen bringen imnuM- die Dinge auf den Markt, 
für die eine Nachfrage da ist. Er scheinen einfache Dinge zu sein, 
aber e» ist ein bcti-ächtliches 0c8<^'häft, das in ihnen gt^macht winl. 
Lnftballons zum Beispiel imd Ferien (beads) und derartige Artikel. 
Sie machen ein Geschäft in derartigen Waren. Die Chinesen bo- 
Ptfllen zwei o<ler drei Gross i|uiekender Ballons auf ein Mal und 
das iKKloutet ein grosses Geschäft. Es ist zwar französisches 
Fabrikat, aber Deutsche machen das Gest-häft. Die Perlen stammen 
»ns <'>sterrcich und es giebt kein englist'hes Erzeugnis, das man 
mit ihnen vergleichen kflnnte. Die EnglAn<lcr machen ein kleines 
Geschäft in Perlen. 

,,Was die Oi-össe des Handels betrifft, so erlangen die Fremden 
«Den gn'isseren Anteil iu> dem jetzigen Handel, als an dem vor 
zvanzig Jahren. Hauptsächlich in der Ausfidir fällt es ins Gewicht 
und es ist im Wesentlichen zunlckzuffihren auf ihre sehr grosse 
Intelligenz, grosse Genauigkeit und Sorgfalt und aligemeine Infor- 
ffmnation (their vory great intelligence, great painstaking and care, 
ud general infonnatiou). Beinahe der ganze Zuwachs in der 
Anrfuhr vom Osten, soweit neue Artikel in Betracht kommen, ist 
in der That den Deutschen zu danken. Sie sind die ersten, die 
<len Wert eines neuen Artikels erkennen, die ersten, die mit ihm 
«neu Versuch machen, die ersten, die ihn nach Hause schicken, 
<l>e ersten, die seinen Marktwert ausfindig maoheu. 



— 400 — 



,,\Vrt8 Kiuftihi anlanut. su mvifen sie oinon Artikel auf. der den 
<'hine.«f»n vfillijs^ nnbekatiiit int, und fan^pn :in, ein«» Markt für ihn 
/u ächaiTon. mag unendlich klein su Anfang sein, doch sie 
fördern e$ und firlrdem es, bis es ein ganz ansehnlicher Handekh 
taüM geworden ist Sie nehmen Artikel auf, die ein engHecher 
Kaufmann fortwerfen wOrde, als au geringfOgig, um sich um sie 
Bu bemühen. 

„Der englische Fabrikant hat keine Fähij^kcit j^e^eigt, sich den 
B»''lürfui8hen dt'< ^larktes anzupassen. Ei- liält fest an den alten 
MaoHsen, den alten Farben, dea alten Gewichten, den alten Qualitäten 
und alten Mustern." 

Möchte der deutsche Kaufmann und der deutsche Fabrikant 
stets ein so gflnstiges Urteil Terdienen. Dann weiden beide ge- 
meinsam auch noch weitere Brfolge erringen und einen Handel 
aufbauen, der immer mehr nicht nur aus Tieleriei Kleinigkeitea, 
die der Kiidänder früher mit allmälig ver9<!hwu!i<leii. ni Spott 
..cennan !iicknn^*k" nfumtc. >'\oh zusaniiiieiii<<'tzt, sondfin auch 
Stapelartikel umschliesst, wie sie den Beiohium de^ inselkuuig' 
leiohs begrOndet haben. 
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Die latemische Kirche im tArkisohen Reiche/) 

Voü 

Dr. Grat TOB MAUaeB. 

Der vom Chalifon < hm\v auf Miihammc<r8 Offenbarung gegründete 
uinl ilen MuliaiüiiicMiaaeni aller Zeiten als Ideal geltende Staat luitte 
tiiieü durch \mf} durch religiösen Cliarakter; es war der Versuchi, 
ein*^ Geraeinscliaft zu bilden, welche den ini Heiligen R' ^ l»t 7,nm 
Aoadnicke gedunnmenon gGttliofaeD Willen aof Erden verwirklichen 
MÜlo. Diesee beilige (Scheriat-) Becht regelt alle TerbSltnifise des 
prifiten irie des staatlichen und religiQsen Lebens der tfuham- 
medaner. Für den Mtihammedaner ist der Islam daher nioht nur 
die ^laatsreligiuu, «*>ivU'rn Staat nn«i Kii'chc fallen ffli' ihn begriff- 
lich zusammen: Der rhalift' ]<t ww dov Prophet Mnhammod, als 
Stellvertretet Uottes auf £rdea, gleichzeitig das geistliche und das 
weltliche Oberbanpt 

Eine derartige gOttlidie Leitung einer nicht auf eine einzelne 
BMse beeehiftnkten Gemeinschaft bedingte einen ümversalismus, 
welcher in dem Anspruch auf die Weltherrschaft sdnen Ansdrock 
finden musete. Der Eorui- Spruch „Denn die Erd' ist Oottes, er 
lässt sie eii>':>ii. wen f»r Avill von seinen Knechten'* (Sure Vll. 1 l*5) 
wiirrie .|. IUI auch acii^ju früh von der muhamiuedauischeu Tradition 

Vorsfeh* ii^lrt Aufbatz ist das Ki sunn- oiufir staatsrechtlichen Dar- 
stellung der VeiliiiliDisse der uicbt- mubumiiicUauischou religiösen Körper- 
tditfteD in der Türkei, welche mit den dazu gcbörondeo wisseosohftftliohen 
od politisoheii BdSgen von dem Verfasser im Verein mit dem kaisorliobea 
KoQMil Dr. Hordtmann demniofast in Bachform herausgegeben weiden soll 

26 
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in diesem SImie axifgefasst und danras der FundamentalBats formuliert: 

Die Erde g-ohürt Gott, seinem Propheten und den Muslimen. Anders- 
glüubigü waicu Feinde GotteR und der MulianiinodaiK'! , iiimI musst- n 
als solche bekämpft woitlenj doch machte Muhamiued bei ihnen 
einen Unterachied, je nachdem sie Götzendiener o<ler Kitabis, d. h. 
Völker waren, die sich wie die Jaden und Christen im Besitze 
einer gesohriebenen OATenbarang hefimden. Die Götzendiener maesten 
bei Vormeidung des Todes den IsUim annehme»; auf die Juden 
und Christen bezieht sich der Koran -Vers (Sure IX, 29) „Bekämpfet, 
die nicht glauben an Gott und den jüngsten Tag, imd die nicht 
hciliiTfiy, was Gott irehejügi hui und sein Oewiiultt i-, und dienen 
niülit dem Qotteedionst d^r AValu*heit, die unter denen, die das 
Buch em]>f2ngcn (d. h. eben die geschriebene OfTenbaiung), bis 
sie aus ihrer Hand Kopfsteuer zahlen und unterwUifig sind.** Joden 
und Christen konnten also durch Unterwerfong und Tributsahlong 
dem Tode entgehen und die Ausübung ihrer Religion beibehalten. 
Sie traten somit in ein Verhältnis der Unterordnung unter die 
kerrschciiden Gläubigen uiid crenossr^n als ..Ziuitnis • den Schulz il< r- 
selben, der ihnen Leben und ilab und Gut gewährleistete, während 
sie audererseits durch Kopfsteuer (Dschizie, später fälschlich Charadsch 
genannt) und durch Grundsteuer (Charadsch) zum Unterhalt der 
neuen Herren beitrugen. 

Als aufgehoben galt der SchutsTertiBg, und der Zimmi ala 
vogolfrei, wenn er in Feindesland floh oder mit dem Feinde landee- 
veri-äterische Beziehungen einging, nach einigen Rechtslehrern auch, 
wenn er die Dejclii/i-' zu zahlen sich woig^rte. wenn er sich bei- 
konmicu liess, den Koran , den Propheten oder den Islam zu 
schmähen, eine Muliammcdanenn zur Sünde odex einen Muham" 
medaner zum AbMi vom Qlauben zu verführen, oder aber dessen 
Qut oder Leben nachzustellen. Bd geringerer Strafe war Tor^ 
geschrieben, dass die Nichtmuslime sich in der Kleidung von den 
Kualimen zu unterscheiden haben, Ihre Wohngebände diejenigen 
der Muslime nirlit übL'n';)i:vii lifufeu. dass sie mit ihrem Gottes- 
dienst kein ü''|)i7lnge vor dcji Miiölimea v< i'aiisialten, also k'"'ino 
Nakus (hölzerne Klöppel, die auf oinaiuler schlagen wurdea luid 
die Stelle der Kirchenglocken vcilratcn) sohlagoii durften, nicht 
öffentlich Wein trinken imd Schweine herumtreiben sollten, sowie 
dass sie nicht Waffen zu tragen oder auf PferdeD zu mten sich 



Digitized by Google 



403 



enkflhiiteD. Im (iegensats sa den Q^tzendienern, mit denen sogar 
llilcliverwilidtBohaA; unteraagt ist, kann eine Christin oder Jüdin ohne 
Aalgabe ihrer BeHgion die legitime Qenuüilin eines Muhammedaners 
«erden. Znm Kriegsdienst wurde der Zimnd nieht herangezogen. 

In allen H^ziehungen, die iiiclit die Pflichten gegen den 
muhammodaiiisclieii Staat, besonders die Stcnerpfli'iit, oder einzelne 
Muhamraedaner Ujtrafon, wurden die Zimmis nicht gestört, so nament- 
lich in B&iksicht auf ilir*^ HoHgion, insofern deren Aosübnng nicht, 
vie oben erwttint, öffentliches Ärgernis su erregen geeignet war. 
Die geistige Überhebnng ^es Mohammedaners liess es nicht sti, 
daas diesen ünterthanen xweiter Gattong vom Staate gitaere Aof- 
meritsnnkeit zugewandt ward. So blieb den Zimmfs beinahe die 
vollständige eigene Genchtsbarkeit und Verwaltung, Ausgehend 
von der eisrenen thcokraii sehen Vorfasgnng, fanden es die Mnham- 
m*^d?in r nur natOrlich, dass diese .Im isdiktion bei dem fortfalleu 
der staatlichen Organe, die früher bestanden hatten, nunmehr von 
im gaistUchen Yoigeeetitten der Zimmis ausgeübt wurde. Der 
andummedanische Staat war dfarigens sohon aus Gründen piaktisoher 
F^k mit dieser Übernahme weltlioher Funktionen durch die un- 
gläubige Geistlichkeit einverstanden, da sie ihm eine leichte Hand- 
liabe bot. um n'ltigenfalls die Zimmis im Zauinr /u lialton. Dem 
f' ligi<"<rn Charaktt r (los islamisclu'n ( »onieinweseus, tla-> auch in den 
andersgläubigen Gemeinden das verwandte Moment zu sclilltzen 
vusete, entsprach es, dass deren Oberen weitgehende Ehrenpriri* 
lepea, und ihren kirohlichen Anstalten Befreiung von Abgaben, 
mmentiich tou Zollgebühren, bewilligt wurde. 

Bb war somit gerade die iaLamische Herrschaft, welche die 
XKht and die Bedeutung der nicht-muhammedauischen Geistlichkeit 
erliohte: durch die CliaJifen wurden »lif fr-Miiden Kiiohen in den 
iSUiid gei?ft/l. «leihst als Kern für die Gruj»j>iorimg der ein/clneu 
Nationalitäten zu fungieren und dieselben dadmch lebensfällig zu 
erhalten. Auf diese Weise entstanden neue Gebilde, Staaten im 
Stute, die man „Millets*^ (Religionsgemeinden) nannte, denen aber 
sbeoao ^e nationale wie leligiSee Bedeutung mnewohnt Erleichtert 
VQide die Bildung derselben durch die geograpliische Lage dieser 
Nationalitäten. Die byzantinische Hen*8chaft hatte mit gr*^sster 
Strenge ketzerische Gelflste <lor rntortlmnen nietiri znhalton gtsm ht. 

E« fiel daher fast das gauze früher byzantinische Gebiet, soweit es 

20* 
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von Ueii MuiiaLiiiiiudanern erobert wurde, der griechisch-ortbodoxen 
Kiiche, des „Millet er-Rüm^', der (ost-) iximischen oder „romäischen ' 
ÜemeiMchaft 7.n. Nur an der Peripherie des Reiches, im Iimera 
Syriens iiDd in SIgjrpten, wo die Monopliystteu der byzaDtinischen 
Herradiaft cum Trotz sich erhalten konnten, gingen dieselben als 
Blülets der Kopten und Jacobiten ia den neuen Verband Aber, ebenso 
in Mesopotamien die Nestorianer, und in Armenien die Gregorianer 
als Mület el Kriucn. Die Juden hatten schon zu Muhaniraed'8 Z«t 
in Ar;it.i. 11 und Syrien ein sepurates Millet (AÜUet ei-Yahüd) ge- 
bildet und wurden als Ziinniis Ikx hütsct. 

Der rngläubige, der nicht Zimmi wurde, war dem Mubam- 
medaner ein Landesfeind. 

Nach dem islamischen Staatsrecht wird die bewohnte Erde in 
swei Teile geteilt, in den „Dar ul-Islam^*, das ,,HauB des Isknis^ 
und den ^üar ul-Harb*', das ,^us des Krieges^. Jeder Fremde 
ist ein harbi. Pin ..liostis", der für den Muhaiuniedaner ausserhalb 

lv''tht.->oidiuuig ■>t.'ht. Nur, wenn ein S"l.-}ii'i' d-^n ..Aman" 
(Gnade) erwirkt, daif er, aiä „Mustemin'', den Dar ul-islam betreten. 

Als nach dem Zusanunenbruche des Chalifatee der Abassideu 
sich der junge Staat der osmaniachen Türken sur Weltmacht 
erhob, stütste er sich besonders auf den muhammedanischen Faiia- 
tismus. Die mubammedanische Theologie lieferte den Sultanen m 
dem gewaltigen Gebäude die machtigsten und danerhaftesten Bau- 
steine, welche nach dem schon bei den Abassideu geltenden luuie- 
fitischen Rechtssystein geortinet wuitlen. Naeiideni der Sultan Sciini 
sich 1517 von dem letzten der bei den Mamlnken Egyptens als 
Titular-Chaliten ein Schattendasein fristenden Xachkommen der 
Abasaiden, Muhammed XII. el-Mutawakkü biUah III., das Ghaüfit 
hatte übertragen lassen, betrachteten er und seine Descendens nch 
als die Reohtsoachfolgor der Familie des Propheten. Es ist daher 
nicht zu verwundern, wenn in die Mnlte<]a, die grosse unter Suleiman 
dem Prächtigen verfasstc Kodiükation des hanefitischen Rechte!?, die 
ges<tijuen frülieren Bestimmungen über die Ungläubigen in noch 
verschärfter Form übergingen. Auch diei Selbständigkeit dei- uicht- 
muhammedanischen Abiicts wurde Obemommen; sie erhielt sogar 
eine weitere Sanktion dadiuroh, dass Mehmed der Eroberer, in 
seiner neuen Eigenschaft als gleichzeitiger Erbe Ton Ost-Born, dea 
griediischeu Patriarchen mit dem am Hofe der byzantinischen Kaiser 
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nblichon Cereiuoiiiell iiitlu'uiiiHiercii Hess. Der st^uitlictien OrgiiniHutiüu 
der orthrKloxon OritH-hcii, <leH Rum inilloti, folgte nach der woHt- 
lichen Wandening eines Teiles der Armenier und der nach Osten 
gewendeten Flucht der spanischen Juden die Elinsctzung <les 
Patriarchen des ..Ermeni milleti" in Constantinopel und die An- 
erkennung des CluR-ham iiaschi als Oberhauptes der Juden. S|)fiter 
orrangon auoh die ineisten der übrigen im türkischen Staate ein- 
heimischen Kirchen und Denominationen, namentlich die seit Aus- 
gang des Mittelalters mit Rom luiierton Christon der orientalischen 
Riten, eine staatliche Anerkennung durc-h die ihren Vorstehern er- 
teilten Berat»*; die drei zuerst genannten Millets sind jedoch, als 
die wichtigsten, die einzigen geblielten, deren Organisation dureli 
«d hoc erüiHwone flcsotze festgestellt wunle. Die einheimisch- 
protestantische Gemeinde (Protestan dschemaati) eri-ang nm-h langem 
Kampfe, wie unten dargestellt woi-don winl, wonigsten» obrigkeit- 
liche .Ajierkcnnung, wenn auch keine gesetzliche Organisation. Er- 
wähnt sei, das.s von den Türken mit dem Worte Hayah (Hei-de), 
welches früher alle Untertliunen der Chalifen umfasste, heute aus- 
schliesslich die nicht -muhanimftdanischen Unterthanen der Pforte 
bezeichnet wenlen. Durch den Hatti humayun von 1856 wurde 
in der Theorie die Gleichstellung der muhammmlanischen und der 
nicht-muhammednnischen Angehörigen des türkischen Reiches pro- 
klamiert. ESne Anbahnung der faktischen Gleichheit brachte die 
neuere Gesetzgebung wenigstens insofeni, als sie dem Laieuelement 
der Rayaligemeimlen — mit alleiniger Ausnahme der Pi-otestanten 
— eine Vertretung in flen Vcrwalttmgskonseila der Provinzen ein- 
rtlarate; die kirchlichen Oberen der gedachten Gemeinden, die sog. 
niesai milel, erhielten ausserdem noch Sitz und Stimme in diesen 
türkischen Localbehßrtlen. Die den Geistlichen und ihren Anstalten 
schon im alten muliammedanischen Staate gewährte Steuerfreiheit 
wnrde von den türkischen Machtluiliern principiell nicht angetastet 
und wird auch heute noch resj^ktiert. 

Was die ungläubigen Fremden betrifft, so sind auch über 
sie die rigorosen Bestimmungen des alten muhammedanischcn Rechts 
in der Multei|a recipiert worden. Ungl&ubige Regierungen galten 
nicht, oder dwh nur in AusnalimefiÜlen als vertragsfähig. Dieser 
rechtliche Grundsatz hatte sich lange Zi>it, nachdem der türkische 
Staat duTL-h Zwang oder Aussicht auf Nutzen zum Ab.schlu8s von 
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Verträgen um eun.>päischea Mächten ventnla.s«t wonien war. in 
doi- Fiktiuu aufrecht erhalten, daSA ilicsc Verträge als einseitig« 
EntaohlieBBiinge«), als MgmuMiDte KajutalBtioaeo, bebvehtet woidaD. 
Diese isolierte völkerrechtliche Stellung wurtlo von der Pforte tioti 
nacli .rahrhundeitcn als wichtiges Privileg befia. ht. t al-; sie schon 
i&Qgst nicht mehr zeitgemäss war. Vor der Acemlitiening des 
Oesaadti^ einer noch nicht im Verti-agäverliältxiiti stehenden Macht 
eiliob ab atete die grOwtoo Sobwierigfceiten. Bai dem Friedaa ▼<» 
Carlowiez im Jahre lüUO nalim die Pforte zum ersten Male die 
Vermittelung fremder Mächte an; im Pariser FiioLn \.in 1856 
wunle sie formell in (las Europäische Konzert auig*iiiotuiHen. 

Tix>t3 dieaea YerfaUtaiaaeii hat es zur Z«it der Türkeuherrachaft 
ebeaaowatiiK' wie früher wlhmnd dea Chalifiitea der Ibbandan aa 
Angehörigen cnii ii.'Usch-rhiistlii Ii. r Staaten gefehlt, welche zu 
Erwerb8Z\vf^ck<^'n oder als Pilger und mr Pflrs,*.-» i\fr hriVism StAtten 
den Orient aufsuchten. Die staatsrechtlichen Kodingungen , unter 
denen die Abendländer dort lobten, werde» spOter geschildert werdco; 
in kitraUidier Hinaioht blieben aie, da aie aich keinem dar io 
der islamit>chon Welt anerkannten christlichen Millets ans<;hliesseD 
konnten, liei ihrer Konfession und 1" i ilirein Ritn« tind nntersfaaden 
aitcli ferueriiiu der von Rom etit^ndten Ueistlichkeit. Von den 
mit adiBifam Auge für ftaaaere Herkmale begabten Orieutaleo 
wniden aie, weil au iluer Lttargpe die latainiadie Spradie teiw 
wendet ward, iJ^ateinei"' genjinnt, wie die i^tmische KIm li<' mit 
Vorliebe als „latcini-" Iii Kirche" liezcii Viii' t wird. Die Morgeii- 
läuder uuter&chioden hiervon streng die „Katuiik'% unter wekheni 
Kaiaen die mit Bern, bke müerlen, im Übrigen ihrer eigeaeo 
litiugie folgenden orienfakßadieii Chiiatenf alae a. B. die imieifaD 
Helkiten und die unieiien Armenier, zusammengefaisst wertlen. 

Da die lateinische Kirche als ein<> fn nuli iin tru kis. Iien Hciciio 
eine besondere Stellung einnimmt, erscheint es geboten, bevor »uf 
äe im EinzeliMD eingegangen wird, sanidiat ainain kunseo Blidc 
auf die daaelbat dnheimiacheD niolit»mu1uimmedaniac3ien EDrp«^ 
aohafton au werfen. 

I. Die orthodoxe Kirche (Hum milleti). 
Von allein nicht-mwliammwlaniachen Denominationen des tOf' 
kiadmo Racbea ist die octbodoxe Eiaobe, Bmn millett> dmeb 




Seelenzahi, Macht und i>oliti8cho Bodfiitnnc l>oi weitem dh' hi i vor- 
n^adste. Sie zerfäiit hoate iu die i'titriaivhata vou ConstaiUinopel, 
Antiodiieii (mit Bits des Artriardwn in SMDaBeus), Jenualein und 
Alexandrien, und in d«B adbatSadige Erzbistuoi Oypern. IGt dem 
Patriiirdiat« von Constaiitinopel wurden im Jalii' 1 T*»? die diirch 
die Ityzantinischcn Kaisor einst abgetn.>niitcn i'atnarchntp von Ii)ek 
und Ocluida iu Albauioii durch remiualuaion wieder vcrbiindeu, 
M cMem das Entaatnm Aleppo, dis früher dem Patriaraben tot 
Antiodiien imterstand, schon kniiQ Zeit wAai (1768) dem Fbtrlar- 
chate von )n>tantiiii'|,(»l einverleibt worden war Pai^egen sind 
im I^dfo der .iahrhundertc von dem genauoteu Fatriaruliate folgende 
Ktrdicn losgelöst worden; 

!. die nuweol» ITationaUÜTClie durch dw OrOndong des FMder- 
chat^ Moiikui im Jahre 1580, mit >]< r tniidaöhea fiiUsre 
der jetzt neugegriir.di-'tr']; Mission iu Jenisalem; 

2. diu helleniaube Kirche durch Sjmodalbe»obluss voiu 1 1. Juli 
185ü; 

3. und i, die nmlniMhe und die mrhiaclie Stuttakinilics oadi- 
i* III die Unnbhlogie^t dieser Stuten doich den Bediner 

Vertrji? nncrknr.nt wnr; 
■j. das biilganäclie Exarehat seit 

C. die bosuiscli-hcrzegowinidcben DijJceeen. Doch iat für dieee 
DUSoflsen in beeohten, de» der Petriatob in Oomfeiitanopel 

das FMeentationsrecht für di.< v in nstsneictÜBdien Ehsst 

zu oi-nenriTiileii F5is<!ir.f,^ Mmiion h.it. 
Alle fliese ortiii"l< \< ii Kirciien inuerhalb und auss<3rbalb des 
türkischen Reiches erkeutten in gewisser Weise die gdsUiohe Ober- 
benUdünit oder doch nündeetene den Vonang dea lUriarchen 
vün Coiistantiu(>i)6l dadurch noch fortwährend an, dasB aa daa 
heilig:« Öl zur Snib'ins: d-T Hisch/»fo (chromn) wn ihm entnehmen. 
Als allgemein anerkanntes Haupt der orthodoxen Kin;he gebülutjn 
ihm ausserdem besondere Ehi'cnToiTeohte, wie der Titel eines ,y6kti- 
neniaehen" IMmhan mit der Anrede ^agietahM^' (Heiligkeit), 
vUireod die anderen Palriardu n mit ,.Qlnckseligkcit'' angeredet 
wcnlen. In «»'in« m Siegel führt er als WapiK-ii den mit der Kaiser- 
krone gescIiniQokten Doppeladler der Paläcdogen, widirend das Siegel 
de» Patriarchen Ton Jerusalem die Urabeskirche, das des Fiatriaroben 
von Antiochieii die dotttge wog. Apoatel-Kindie mid daqenigc des 
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Fatiiarohen von Alexandrien den gekrönten und geflflgelten Mtrooii- 
Lnwen aufweist, der swiBohen seinen Tatxen die Bibel mit dem 

Kreuze hält, . Alle vier Siegel enthalten ausserdem noch zwei öber- 
einander gekreuzte Sehlrtgsel als Zeichen der g'eistlichen Gewalt 

Abcre^rhon von seiii'-r Steilung als gei.<tlirlu.'» OberliAupt tlei^ 
CoDstantinopeler Patriarchatsfiprengels ist aber nach altem, durch 
die gesetzliche Organiaation von 1860 sanktionierten Rechte der 
Okmnenisclie Patriaich ^mer nooh der Vertreter der gesamten 
orthodoxen Kirohe bei der tfirUsehen Regierung. In dieeer Eigen- 
schaft eines politischen Oberhauptes des Rum ndlleti ist in weit- 
lii hen An|[?elegenhciten der Vorgesetzte auch der 01»rigen orthodoxen 
Patriiin lien in der Türkei, untersteht n^>er selb>t, wi^ die Chol» A\er 
Millets, dem Dei>artenient der geistiichuu Angelegenheiten (mezahib 
müdirieti) im TTiHtizministerium. Auf Lebenszeit ernannt und durc;h 
ein seine Befugnisse umschreibendes Berat (Bestallung) der jPforte 
eingesetxtf kann er von letzterer nach der Theorie nur wegen Hoch«' 
venates und ausserdem auf Antrag der Synode» besw. des unten m 
erwähnenden Konseils, wegen Abweichung vom kirchUcbeii Dogma 
oder wegen sfjhlechter und oigennüi/.i^^r Verwaltung des Kirchen- 
vonnftcr*^ns abgesetzt wo»-den : doi h ist er im letzteren Falle wieder 
wählbar. Dio Wahl ertolgt nach einem komplizierten M<Kius duroh 
die Synode, verschiedene Kirchenfilrsten und hohe FuukUonäi-e des 
Patriarchats und unter starker Beteiligung des hauptstldtiBcheo 
LaienelementS) sowie der Delegirten der BiOoesansprengel, wobei 
der Pforte Oelegenheit geboten ist^ von der ihr unteibreitetsn liste 
die nicht genehmen Kandidaten zu entfernen. Psssiv zur Wahl 
befähigt sind nur türkische ünterthanen, die ei neu höheren geist- 
lichen Ranp: einncluiiC'ii und ii ,^oren Charakter nichts vorliegt. 

Dem Patriarchen liegt die liCitung der dem Millet gewährten 
Selbstverwaltimg in Verbindung mit der Synode ob; letztere be- 
steht ans zw^f Metropoliten^ welche unter dem Voisitse des Patri- 
archen fOr die Disziplinar- und Juriadlldion^walty die Ausbildung 
des Klerus und die Erhaltung des orthodo3ren Qlaubens zu sorgen 
haben. 

Aussei' tlüi Synudu l>t;ht''lit (^'im andr'ic wichtige Körperschaft in 
(iem Kon seil'' oder ständigen . gemischten Ausschubö der ISalioo*, 
flrr ans vier Mitgliedern der Synode und acht von der orthodoxen 
Bevölkerung der Hauptstadt gewählten Laien zusammengesetzt ist 



Digitized by Google 



— 409 — 



un«! (ior HMtfltigung seitens »l< r l''fn!io unleili- trt. Die&ei' Aiis- 
tichiist: lAXiufsichtigt die Sc-hulcn, Kraiikonhäuecr umi audete frumme 
StiftitDgeii, verwiltet die „KuM der NatiOB* und «ntadieid«! AW 
Bwdiweiden gages die BioohaiB in. weltlicbaii AngdeguheitMi, 
sowie über Falle de« Erl»- und Fntniüf'nrechtes, fflr welche daa 
> yzantiniw^h-Wimisc'ho RtK.-ht inasfigobeiiil gi^blieben ist Oesetzlicli 
ieatgestollt sind auch die GebiÜter der ErzbisuliGfu luid Bifiohöf^ 
«bwohl dar Staat me nicht besoldet; die geouintMi kifOhliob«» 
WlbdeBtilger dnd jedooh iiefugt, die erfozderiiclMn fietiige vom 
Hfllet mtztixieheii. 

wahrend der Patrian-h einen Anteil ati der Rppioninir^crt^walt 
Jutvh Sitz im Divaii uio oireicht hat, iat, \vie üben ungetülut 
Kiide, doich die oedeie LagiBbtiir den Dun ontergebeoen Bisobfifeo 
in der Pronns, neben den kirahliehen ObOMn der ilbrigen MilletB, 
!^it7, und Stimme iji den VerwaltiingskonBeilB zugestanden worden. 
Hierbei wurde, in Oeuiä-ssheit de* alten V<>rrangeb des ökunienisi^ien 
Potriaruheo vor den Patriaruhen der übrigeu Milleta, dou Vertretern 
clor wtbodozen G«istUohk«it der Vortritt vor den im Benge ent- 
apieeliKiden Wündentiagem der übrigen Kirchen beetfttigt 

Auj? der Organisation des Ruin milleti erhellt, dass dasselbe 
eitif Institution, geradezu einen wichtigen Be-^tandteil des türkischen 
Heichös bildet. Die orthodoxen QeiütlicJieu, die durch Berats er- 
nuiit weideii, rind ta u aeri idi oKomMitaelie Beamte. Die Angelegen- 
luit« de» ntriaraheto sind iateme Angelegenheiten der TOrkei, 
«i<? seine ITntorgebonen Unterthanen des Sultans sind. Ks lästd 
«t'h daher nur auf dpn im Innein des tOrkischen Reiches damaLs 
terrs<:heDdeu Miasbräucben und aus der Schw&che der auäwtUtigen 
NtaUnhen Politik erblBren, wenn Bueabrnd 1774 im siebenten Artikel 
d« Friedene von Kainardaohe rieh dne Ptotektomt Ober die ordio- 
d'nen Unterthanen dee Sultiins ausl»edingen konnte. Da dieso 
Stellungnahme Russlands einer der hauptsioldiehsten fhünde des 
Krimkrieges war, verkngten es Fraakreicha iutereese ebenau wie 
^ vm kaoBlnilerte Anfnahme der TQifcd in daa emopBiKdie YlSlker- 
Rdit, den jeden Protektorat fremder lÜcAite fiber die Bayabs im 
ftriier Frieden eliminiert wurde. 

Ru&äland hat sich jed<xdi nr>ch im Sommer 1893 <lahiii aus- 
g^pruchen, es könae sich vou Niemandem iias lischt beätreitea 
hNea, bd der Pforte jcKteamal neine 8<amme zu eibebeti, wenn 
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die lotcreescn <ler Oi-tliodoxen, gleichviel ob es die AügeltCiiiigen 
d«r niHiflolien Kirche im engoreD Sane oder die aDdever ortinodoiitt' 
KiichengemanacludieD belnffe, auf dem S^ele slliiddii. Biaalu4 

beanspruclie keineswegs die Rechte eine« Pi-otektoratS fiber die ge- 
sarad'ii Oif h(,ilox' n im lürkischen Keirhi^, aber o» aax dunih die 
Vergangenheit wie durch die politische Aufgabe der GegeowaK 
das« bereebtigt und tierafeD. in. f cageo, die du nliglAn I ntwoow 
der Orthodoxie betrlfen, bat der Pforte QehOr an findea. Dis« 
wenle auch von der türkischen Regierung aicht bezweifelt, und 
daher s«^i die nissische Verwendung für t!rri«^his<-h - r<tthfidoxe "An- 
»prQühti, speziell in .ieruealoni, uiemalü von der Fiortc al« uuzulääsig 
«bgewi«B0ii vQfden. 

Ala besoadeen IGUet kflonen nicfat au^geflUirt werden das 
Bulgaren, obschon sie vom Patriarchat losgelöst sind; eine Ver- 
schiedenheit (1« Dopiiias und des Ritus besteht zwischen ilmen und 
den OrihcKioxeu nicht. Der Exarch mit Resideue iu ConetiUitiDopd 
iat abrigens ebenao ein tttrlMeher Beamtet) wie der gneoUKdie 
Patriarbh. BemerlnDswcart ist dne Bestimmung des ihm ertaQtea 
Firmane, wonach ihm zugesichert w^ii-d, doss von den ihm nicht 
schon von Anfang an zugewicsrnr n ortho'loxen Gemeinden der 
ciu'opäifiühea Türkei eine jede, durch etneu mit Zwci-Drittelmajorität 
der Gemeindemitglieder geEwaten BeaoUiiBB, ihre Loalceiumag im 
orthodoxen Patriarchat nnd ihre UntereteUnng unter dae bnlgnlMte 

KxHrohat verhtngen kann. Ferner stellt ihm daa Becht BelbetindjgW 
firoeauttiig der boi^uiachea Biaoböfe su. 



IL Die OregorUmiflohen Armenier CBnneni miDeti). 



Die dnroh Gregor den Bdeoohter vnn 30S avm ChiialeataBie 

tiekchrtcn Armenier trennton sidi, als bei ihnen in dej Mitte des 
5. .lahrhundcrts der Monophysitisnius Eingang fand, von der damals 
noch üiulieitÜchea Kirche nach dem Konzil von Chalcodoo; ziuu 
ToUea Bniche kam ea 590 durch daa zweite (armeniache) KouU 
von Teria. Dan geiatlüdie Oberhaupt dieaer mm Ober den gaam 
Orif'iit Vinn Köiiigreicli Ruiniliüen bis nach Indien zerstreuten Oo- 
inoinschaft ist lier mit (h>m Elm-iititel eiiu^ Eatholikofl farmrnis-cb: 
Kathflghighos) au»gezeichjuete Patr)aix:li von Etsdimiadzin am Fuase 
dee Amiat Zwei andere Mstfardion, deijenige m Ste in (SUmb 
nnd dMtjeuige von Aghtamar, einer Inael'im 8eo von Tan, flUmn 
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sw«r ebenfalls diefien ElireDtitel, doch haben sie nicht mehr geist- 
liche Behignisse, als der nach der Eroberung von CJonstantinopel 
von den Türken eingesetzte Patrian li v.in ( 'onstantinoppl und dor 
um die Mitte des 17, Jalirhunderts zum i'atiiairUeu erliobeue Erz- 
bieohof von Jerusalem. Da von der „anneiiiachen Nation" bei 
▼eitern der grOeste Teil in der TOrkei lebt, und daa Patnarohat 
TOQ Jarmalem nor eine bead»ribikte Dificese besHst, ist der mAohtigste 
nnlor den anneniechen PriUaten der Patriarch toq Constantinopel, 
der Vertreter der Nation bei der Pforte, der nach dem Katholikoe 
den ersten Raii^^ aimpnicht. Seine Stellung ist dci'jenigen des 
ök'imejüschiii 'I'T liri«'cli''ii i\a<-lip'bildt?t, wenn attch das juMiitTC 
liaiuiD seiner EinstHzung und der demokratis<.'he Zug der armejiii<*chou 
Oeistüchkeit sie nicht zu so grossem Glänze gelangen Hessen. 

Dia Ton der Pforte auf den Vorachlag der Vertreter des 
•nneoisohen liillets im Jahre 1863 erlassene Qesetz Aber das 
armenisdie Patriarohat, die sogenannte Konstitution der annenischon 
Kaftien^, hat einen durchweg reprisentativen Charakter und Qber* 
lässt der Gemeinde die Selbstordnuug der Ve^\^'altlu)g. Das poli- 
tis' !;»' niicrhaupl Milletd ist der Palrian h vt^ii Consta)itiii*iji, |. 
Seine JSmeiuiung auf Lebenszeit erfolgt durch >k>rat, nach der vor- 
gSngigen Wahl des grossen Konseils der Nation, wobd der Neu- 
gewihlte der Naüon und dem Sultan den Treueid leistet Passiv 
viUfUiig sind nur BisoMUe, die das Indigenat besitzen und das 
Vettranen der Pforte gemessen. Eine Absetzung kann vom Sultan 
wegen Hochverrats, vom grosse« Konseil mit nachhcrigcr obrigkeit- 
licher Genehmiguiit: woi^eii ßnu ht s der Konstitution verhängt werden. 

Der STosse Konheii der Nation besteht au« 140 Mit- 
gliedern, nämlich 20 Vertretern der Geistlichkeit der Hauptstadt, 
80 Vertreten! der daselbst virohnenden Laien und 40 Abgeonlnrtpn 
aas den Provinzen. Dieser Konseil versammelt sich alle zwei Jahre 
zur Entgegennahme der Berichte Über die Millet-Yerwaltung, nament- 
Ueh die Finanzlage, und zur Festsetzung der Steuern. Ausser- 
ordentliche Benifimgen de« Konseils treten mit Genehmigung der 
Pforte ein behufs Tiftrili^img an der Wahl dos Katholikos von 
Etsehmia<.lzin und zur Vornahme der Wahl der Patriarchen von 
Constantinopel und Jerasftlem, sowie im falle von DifTerenzeiK 
zwischen den beiden sofort zu erwflhnenden Konseils und den 
FMoarchen. 
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Dio Vorwaltung der Angelf^geiiheiten des Millet steht eiueoi 
geistlichen imd einem Laien-Konseil su. Ersterar besteht ans 
14 MitgUedero, die durch die Pforte zn befitittigeii sind und alle 
Kwei Jabte veehaeln; er wacht Uber die Dogmen und RitBii der 
Xirohef wobei schwierigere Ohuibensfrigen einer VerBammlung siml- 
lichcr Geistliehen' der Hauptstadt und eventuell dem Katholiko® rm 
Kuciuniudzin vorgetragen wuidon. Femer filit d- r ereistliche Konseil 
«las Ket'ht der Ernennung und Beaufsielitiguug lier Ueistliciion in 
der l)iocr?:o und der Prediger in den Provinzen aus. 

Der iiaien-KoDseil wird gebildet «üb 20 aof eine sweijihrige 
Dauer gewfthlten und von der Pforte beetttigton Mitgtiedem 
gitwson Kooaetle und entedieidet fiber die welÜichen Angelogen- 
heiton, wobei ihm sieben Eommiadonen selnindieren. 

Behufs Deckung der Koston der allgetiitMii- n Verwaltung winl 
von jedem orwachfienen Angehfiiigeu de? Miil«'t> lIii»« Stciirr » in- 
gezom II. dtjeii ii«)he naeii den VerinögcMisverhäitnissei) des Steuer- 
ptlichtigeu bemessen ist. Im Durchacümitt betragt sie 75 Piaster 
(12,75 Mark). Die Erhobung der Steuer wird fOr die Provinien 
sogenannten „Murachchassa", Exarchen, flbettrageo. Die einnlnea 
Si^engei erheben daneben noch ihre besonderen Stenern für ihre 
eigenen Bedfirfhifise. 

Der ratiiaich von Jerusalem ist nur nominell selbständig; er 
wird durch den grossen Konseil vuii Constantiimiu'l aus euier v^n 
den Mönchen des Klosters Mar Jukub in Jerusalem präsentierten 
Kandidatenlisto gewählt. Seine Funktionen bestrhon in der Ve^ 
waltung der armenischen Waiifahrtsst&tton und des genanntes 
Klosters. 

Die BisohCfe und die ErzbisofaOfe, welche letztere sich von 
jenen nur durch höheren H^mg und Titel unterscheiden, werden 

Iii* )it vom Patriaivhen ernannt, sondern von den Geistlichen udJ 
Laien dur Diöctisen erwählt. Jedem Bischof steht ein von <ler 
Gemeinde gewählter Konseil zur Seite, der sämtliche weltliche 
Angel^nheiten ordnet und administrativ von den Konaeils des 
Patriarohate ressortiert Wie die Griechen, haben audi die Armenier 
in den Provinzen einen Anteil an der tOrldschen Local-Yerwaltung. 

Beigefügt sei. dass der armenische Fstriaroh in Gonstantinopel 
bei der Pforte ausser seinem Millet noch die syrischen Jiux)biteu 
vertritt 
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In kitt-ht;ij[>oUtischor Boziohung Imt iu letzter Zeit am meisten 
Inbehen die Differans mit d«r inariMlwD Btogierang ««gen d«r 

'Wahl de« Katholikos von Etscliuiiii l /.in erregt 

Xii' Ii anneniBch-kauonischeni KiiMhenrecht besitzt jede der 
l'Jli Epaix^hien, in welche das Millet inuer- und ausserhalb der 
Tftrkci zerf&Ut, zwei Wahlstiinmou. You diesen Eparchien liegen 
6S in der TBrkei, die Obrigeo 40 grOestenteils in Baasland, epenell 
in den KaukasuslAndorn , einzelne in F- i -i-n mul Tii lii ti. In den 
l-t.'.:)'!! i V';: ■ 'r-ton ha^to der Schwr[iniikt. der Wahl in ' 'i ■iistantinoi)el 
gelegen. Der Oonstantinopcler Patriarch entbot tei einer Neu- 
wahl die 6G tOrkisohen Eparohien, durch Del^iitc odei- vei-aiegelte 
Vahlaetttf die Wahl in Conatantinopel vononehnen. Dundi dw 
gniMB ÜMUeU der Nation wurden almlaim die Stinmicn g«- 
saruMieH, nn« tlonjenis:«'!! . vf»!''!!!' die meist"n Eiiiz^'l-tiinmeii 

erhalten hatten, drei Kandidaten nnspewählt und der Synode xu 
ftsohmiaduu mitgeteilt. Iu ähnlicher Weise w&hlt«u die 40 flbrigeu 
nklit tftridadwn — KparcMen einen vierten Kandidaten, nnd 
dieae 4 Namen standen alsdann zur engeren Wahl in Etschmiadzin 
selber. Ällei:i flfi ']•'< in Etsrluiii.idzin er8ehf»itt''ni1t'' Dol^'^ni-ti' lies 
Patriarchate von Congtanünopel alle 132 türkischen Stimmei) führte, 
n gib er, besw. der groeae Konaeii au Cbnslantinopel , an deasen 
iMtmlrtionen er gebunden war, allein den Änaeoldag. Bei der 
Neuwahl eines Katholikos im Jahre 1881 setzte jedoch die rüssiwhe 
Reeienmg in dem zu ihrem Gebiete gehörenden Etwhniiad^in ein 
K^hoo seit bestehendes, bislier freilich noch uiciit angewandtem 

Walihegleinent (Polojcnie) durch. Nadi dieaem ai^tie jede der ge- 
iMlBn 106 Eparchien einen Vertreter naoh Etaduniadain entsenden; 
'iic Tf>rsammelten Vertreter haben aidi bei der Wahl auf zwei 
Kandiilaten zu einigen, welche dem ntssr-h. n Kaiser präsen- 
tiert werden. Der Cjät ernennt altniann den eine» davon zum 

Oa dnccb diese Pokjenie der Schwerpankt der Wahl von der 
Türkei, die vier Millionen Armenier zählt, nach Rus«>lni 1 v. r>ehoben 
wirJ. wo hrx'hgtens eine halbe Million lebt, verhielt sicli iJer grosse 
l^ooseil zu Coustantinopel gogeu üeu ueueu Wahlmodus ablehnend; 
V UnmutleltB vielmehr aaine* Bflaohilionen ttrieflidi, ohne einen 
IMegirtai xu enlaenden, naoh Etaehniiadain. IMe Walü verlief non 
■<N da« die eraehtenenen nioht-tflricisdien Delegirten an den drei 



Prasentattju der tüikibchon Eparchien eiueu vierten Namen hinzu- 
fügten. Beim zweiten Waliltiirnus sind aus der engereja Wahl, an 
der jedoch auf Anordnung der nissiBchen Regierung nnr die ao- 
weeenden Vertreter teilnehmen durften, svei Namen herreigegangeiif 
die dem roesifichen Kaieer piflaentiert wurden. 

Trota dieser Verietzung dee kanoniaehen Rirchenrechts zogen 
es schiesslich die Armenier der Türkei zur V^erhfitung cm<-> Si hi^nias 
vor, auöiiahms\v ri-r uiwl oiiiic --iiuMi ]*r;i''f(l»'rizfall srliatVen zu wuiieu, 
den von Busaland ernanuton Katholikoü anzuerkennen. 

III. Die Kirchen der monophysitischen Jacobiten 
in Syrien und der Kopten in Egypten, sowie die 

nestoriauisolie Kirche. 

Diese haben geringere Bedeutung und tonen daher hier nnr 
kora berührt werden. Die beiden erateren sind den eifrigen ünionB- 

beinühungen der römiaclien, die letzte zugleich denjenigen der 
ru8flis<'hen Kirehe ausgesetzt. 

Der Patriarch der Jacobiten hat seinen Sitz in Mai diu. im 
Kloster Deir Zafemü. und wird, wie bereits erwähnt, bei der Pforte 
durch den armenischen Patriarchen in Conatantinopel vertreten, der 
ihin auch das nOtige Berat erwirkt. 

Der Patriaroh der monophyaitiachen Kopten, der sich Na<!h* 
folijer des lieiligoii Markus nennt, hat sclioii im 11. JaJu'hundert 
soiin.'ii Sit'/. vi*ii Alt xaiiilrieii nach Kairo voilpirt: seine Wahl unter- 
liegt der Bestätigung der (eg^ptis<-iien) I^» giorung. 

Die Kestorianer, die sich meist blos Meschihay^, d. h. An- 
hänger dee Messias, oder Sursyyahf d. h. Syrer, nenn«n, bewohnen 
Mesopotamien, Kurdistan und Persien, und datieren von dem Komdl 
von Epitesus, wo die Ketzerei des Nestorius, der von Cyrillns be- 
schuldigt wurtle, in Chi ist- 1 zwei lVr.sr)n» ii anzunehmen, mit dem 
Anutkem bek-gt ward. Ihr Patiiarcli ivsiilieit lieute in "leii Beigen 
nönllich von Mossul, wo er die geistliehe Hen-sehalt über seine 
unter faktisch freien Häuptlingen (Meleks) strhcTidc Herde ausübt 
Bis in die sechziger Jahre war er von der Pforte nicht anerkannt; 
neuere Kachrichten fehlen hierQber. Bei etwaigen Differenzen mit 
der Regierung dürfte sich der gregorianische Ritrisich in Gonatan* 
tinopel fflr ihn verwenden. 
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ly. Die jüdischen Raymhs (Yahudü miüeti oder 

MiUeti muBevie), 

Da«« in dntt»_'r Linie nach den < iithoduxou tm<l Ariueiuern in 
Betnielit lionimeiido, deiiiselbeii jodocli an Zahl wiü Bedeutung weit 
naciistehende Millet ist dasjenige der Israeliten. Es setzt sich nur 
zum klMBSten TeUe aus den seit alter Zeit in PalAstina und Baby- 
ionieD TorbKebenen Jaden snsammen; die Haoptmaeae iranderte teil 
den 15. JalirliaDdert ans Spanlflii (die nodh heute einen spanischen 
Dntekt sprechenden Sephaidim) und ans Pden (die jüdisoh-dentech 
redenden Aschkeiiazini) ein und verbreitete sich über die grösseren 
Stitlu.', n;nii«ütlicii der Balkanhalbins' l. Die zahlreichsten ücmeinden 
sind diejenigen von Constantinopel und Saloniki ia welcher letztei'ou 
Stadt sie den Hauptteil der Bevölkerung bilden. 

Kach ihxer im Jahie 1865 geeetslioh geregelten Organisation 
ist ihr geistliches Oberhaupt, der Oberrabbiner (Ghaoham baschi), 
mit der Anrede „Bminent^, auch politisch der Vorgesetzte sftmtlicber 
jOdiachen Bayilis in der Tftrfcei; er rnnss das tOrkisohe Indigenat be- 
sitz<?n. Gewählt \vii*d er durch den errassen Volkskonseil, woi-aiif die 
l'lufte ikü bestätii^t. Seine Wahl erfolgt anf fjebenszeit, dorh niuss er 
nach vollendetem aiebzigsteu .iahre zunicküöten, falls er nidit noch 
die zur Erfüll ung seiner Amtspflichten ei toi derlichen körperlidien und 
geistigen Kilfte besttat £r vertritt sein Millet der Pforte gegen- 
über; er Terteüt die Qeeohftfte an die b^den stAndigen Konseils 
mtd wascht Über die AnsfOhning der Besöhlüsse deiselbai. Eventuell 
ist er befngt^ eine Revision der letsteien herbeiznffihren; jede 
weiieie Ingerenz ist iiini nntersai^t. Seine Absetzunir winl, wenn 
ti fuiderlich , vnn dem vereinigten ^•'iBtliehen und weltiii lieii Koiiht il 
bewirkt, indem er, nach vorgiUigiger Benachrichtigung dar Tlorte, 
inr Abdaaknng gezwnmgeD wird. 

Der grosse Volkshonseil besteht ans 60 Laien, Abgeord- 
neten der BeT6Ucemng der Hauptstadt, und 20 Babbinem und er- 
ginst rieh snm Zweoka der Wahl dee Obenabbiners durch 40 Ver- 
treter der jüdischen Gemeinden von Adrianopel, Bmssa. Salonik, 
Baepdad, Kairo und .lei iisalem. Ausser dei- Wald dos Oberrai »Itiners 
liegt dem uTos-sen Volkskonseil die von der i'f<itt*' /.u t'estähgende 
Wahl der Mitglieder des geistlichen und de6 weltlioheu Xonseila 
aas seiner Mitte ob. 



Digitized by Google 



Der geistliche Konseil wird you sieben Rabbinern gebildet 
und iiat für die Bcwalinin]^ der Glaubenslehren und für die Riten, 
sowie für die Überwachung der Fi-ediger tm l tli»' BeschaffuT^fr von 
Unterricht^mitlf^lo tör die Schulen Sorgp zu tragen. Eb iäi uuiu- 
lAsaig, JBeeohlüsäe gegen die Ansicht des VorBitseDdeQ zu IttMo. 
Das Beoht» die £xkanimQttikatio& (Cherem) sn verliiugeii, stekt nur 
dem Obermbbmer, dem Yorsitz^den dee geutUoheii KooseOs mid 
seinen beiden Adjunkten sn. 

Der wellliche oder Laien-Konsoil besteht aus neun 
Laien und hat die weltlichen Angelegenheiten des Miiiet, nauietit- 
lich dessen Kas.se, zu leiten. 

Die Tiuisiliktion in Stitus- und Uo-inders in Eheeachen wird 
vom Eabbiner-Kone^l in Ähnlichem Umfange wie Tom griechieohee 
Fatrinrohato ausgeübt; eine Berofung an die türidachen Tribunale 
kommt, infolge des strengen Exkommunikaticfnsreohtee, mit «elcbem 
jeder üngehorsam geahndet wird, vohl nie vor. 

Im Eiiizcineii fällt die Regelung der testainentarischpu Erb- 
folge in Mubilieii in die Konijjetenz des Raliluiiatsgerichts. Vuiaus- 
setzuug jedoch ist, dass das Testament in der vom mosaisc^h- 
mbbinifichen Recht Torgesclihebenen Form errichtet, d. h. vor Alh-.n 
von zwei Rabbinern als Testamentazeugen unterfertigt wurde, ia 
IntestaterbflUlen ist nach der reohtüoben Tbeorie das ottomanisd» 
Recht massgebend und sind die Schenatgcriohte anatftndig. Doch 
lassen in der Praxis die Juden ilue Ibfbscfaaftssacban Immer nadi 
mosaischem Rechte oixinen. 

Da die Anwt iiduüg der oh*»ti erwähnten (b•gani^ati■jIl siHi 
jedoch auf die Hauptstadt Constantinopel beschränkt, war mau in 
der Provins auf die Herbeiführung eigener Regelung der Verhält- 
nisse angewiesen. In Saionik, wo die grosse Zahl dw jadisdieo 
Einwohner dies besonders dringend eriieiBcbte, sind in NaohbUdang 
der besdiriebenen Einrichtungen folgende hienrohtache Instanzen 
geschaffen woi-den. 

An der Spitze steht ein Obpirabbiner, der aber dem Chacham 
basclii zu Constantinopel untei'geordnet ist und als dessen Vertreter 
ange^hen wei-dcn kann. 

Der Ober-Rabbiner ernennt vier Rabbiner, welche den geist- 
lichen Eonseil bilden und die yorkonmienden Falle des Funiliea- 
und Erbrechtes entscheiden. Daneben besteht ein Laienkonseil 



üigitized by Google 



^ 417 — 



T(Hi neun ^litgliedern aus der Zatil <ier tOrkischen Ha^'abs, wcluhem 
di» UHaag der weltliohen Bttiahuiigaii lor LMidMolirigkrit, alm 
DumenÜiioh der Staows wwie aller IC ee wff i iHnn l Mm der BayahkSrper» 

6(*haft zusteht. Die Mitgliwier des Laienkonseils werdeu gewftlilt 
durch eine Versammlung von sielionzig Notabein, deren Wald selbst 
wieder aus einer Abstimmuug stümotlichor Steuerzahler hervorgeht 

Mit BOcknohl auf die Hdüiddien jOdiadieii filiivohoer nklht- 
Mdänher StaatMUigelilii^kieit kt femer noch ein Oe mein de* 
knnseil von zwölf Mi tglie<lern ohne Unterschied der Unterthiinen- 
Hchaft im TMien gerufen worden, der ebenfalls niis der ollgcnieinea 
Abstimmung der fOr die Qomeiode Beiträge steuernden Israeliten 
bwoqielit Obvobl dendbe den Landeebehfirden gegenüber kefoen 
oiffiaellea OiwaMBr beeäst, kk er doch mit der Verwaltung der 
G^meindeangelegenheiten betraut, nnmcntlich beaufsichtigt er die 
TbAtigk<<it <}p^ I^ienkon.seils, sowie im allgemeinen alle jOdieohen 
fronunen Stiftungen, Schulen tiud Hospitäler. 

Die m der Mitte dee achten Jahthnoderte gegrOodete jttdieohe 
Seote der XAreiten^ welolie den Talniud verwerfen und war den 
Buchstaben des Pentateuchs anerkennen, geuo&s einst eine licsondero 
Oemeindcvei faseuJig, iet Aber jelst grOestenteUs ans der Türkei ver> 
ecli «runden. 

la den grtaeeieii Stidten und namentiioh in Salenik lebt lerner, 
«beohlU in eigener Organisation, eine kleinere Anzahl von Nach- 
kommen spiini-rlicr Juden, welche von den Tilrken Dnnmes «der 
Meemins (Konv, rtiten) genannt wei-den. Sie bekennen zwar flusser- 
Uch den Islam, gehen jedoch mit den (Ihrigen Muhammcdanorn 
keine ElieD ein und huldigen, nadi ^anbirlltdigen Mitletiiingen, 
in Oeheimen ihrem beaondereu Kiütna. Sie ddi-fen daher ebenao- 
wenig den Muhammedanem als clcn rf^flitsrlliibigeir Juiltin zugezahlt 
wenien. Bei ihrer äng.stlichcn Vermeidung alles dessen, was den 
walireu Charaktei' ihres Qkubens verraten würde, ist es schwei-, 
denselben m erkennen. Yielleioht wirft ilue innere üneioigkeit 
«in iMfaft dannf. Da sie nimlidi in drei Sekton zeHallen (die ao> 
g»?nannten Berberis, Traschis und Terpuschis), welche sieh gef;:en- 
seitig in gleichf'Tti Masse veiabscheuen und verfolgen, wie sie die 
oithodoxeu Juden verkotxern und von diesen verketzert werden, 
irt weU annweham, daa» die DOnmea tmi aoloben Jnden tSh 
teiauo, iQr die aidi die israelitia^e tfeeaiaaidee in ihren ver- 
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sduedanen Sektenstiftem vendrUiöht hat In der Tbat katlpft 
noh die Entetehimg der grOssten der drei DOnme-GemeiDdeii an 
die PersoB des Sabathai Sevi, welefaer Im Jahie 1966 ala MesBias 

aufUat, später ul>er dem ihm angedrohten Tode durch den Fiaiil 
eutgii)pr, indeui er den Islam annahm. 

Erwähnt seien ferner die Samaritaner (arabisoti siimire), 
der letzte, dem Aussterlicn nalie Übenesl der Samaritaner der Bibel, 
in Nabulas (Sichem). In den alten mnhammedanisdien Scfaedat- 
büehetn weiden eie^ neben den Christen und Juden, anadrOcUich 
als Eitabis (Volker mit einer geschriebenen Offenbarung) anerfamit, 
wesshalb ihnen der Schutz der Zimmis zugesprochen wird. Nach 
altem Heikummen werden sie von der türkischen R^^gierung ge- 
duldet; ihre Vorsteher wurden wohl nie durch besonderen Akt an- 
erkannt 

Schliesslich sei noch beigefügt, dass im Koran unter den Kitabia 
die religiöse OemeiDschaft der Sabier anlgeführt wird. Unter diesMn 
Namen finden die in der Zahl von einigen tausend MitgUedem 
'schiedene Ortschalten Sfldbabyloniens bewohnenden und einen oomun- 

pierten cluildilisch-aicmäischcn Dialekt sprechenden M^aiidäer oder 
Sobba 8 bis auf den heutigen T:i^ die Duldung: der truki^rheu 
Regiorimg. Da in ihrem Ritus die Taufe eine hervormgeude Rolle 
spielt, glaubten die katholischr-n "Missionare des 17. Jahrhunderts, 
in ihnen die aus der aitohristlichen Kirchengeschichte bekanntea 
Johannes* Christen oder Hemerobaptisten wiedergefunden sa 
haben. Ihr Glaube ist aber em so wunderbares Gemisch ^on alt- 
babylonischem Gestimdienst, PftrsiBmus, Manich&ismus und jOdiscfa- 
ckrisllichcr Gnosis mit direkt juden- und christeulein<llicher Tendenz, 
dass diese Idontiücierung als ein Irrtum betrachtet werden mus& 

V. Die protestantischen Hayahs (Protestau 

dsokemaati). 
Die wenig aahheicheD protestantischen Bayahs sind fast atait- 
lieh gregorianische Armenier, die ^on englischen und ametikaniaoheD 

Missionaren zum Protestantismus l>ekehrt woi-den sind; seit einigeu 
Jalirzehnten ti- ten in S.vrien imd ralästiiui auch orthodoxe Christen 
zum Protestantisnius über. Um sie vor den Verfolgungen des 
arnicnisohrn Patriarchats zu schützen, stellte sie die Pforte 1845 
auf die Vorstellungen dos englischen Botschafters unter den Schutt 



Digitized by Google 



419 



des Ihtisab Aghasy, d. h. des Polizei-MinisterB. Seit 18150 worden 
die Protestanten als (tenuindo nnorkannt, indem »ie, wie die 
lateinischen Kayahs, einen Vekil (Vertreter) erhielten, der unter 
der Aufsicht des Polizei-Miuifiters die Matrikel der Gemeinde 
logehfiogen AUute. 

ISn neaeg Reglsment waide im Jahre 1878 den Ptotegjanten 
TOB der Pforte octroyiert, wonach ein doioh Oioaehenrllohflit Finnan 
eiogeeetiter Yekil die Pioteetantsn in Gonetentlnopel bei der Pforte 
ru vertreten hat, wälireml die Gemeinden in der Provinz den 
Lokal Keh«"»nh'n unierstehon. Es iieirt darin f'ine Benachteiligung 
lier Protestanten gegenüber den übrigen Miiiets, denn eine eigent- 
liche Millet-Organisation ist ihnen nicht bewilligt, die proteatantiAchen 
Bi^yahs sind Tieimehr in eine Beüie l<dcaler Qemanden lertreont 
Die Protestanten emp&nden ihre Lage, die mehr einer Duldung 
ab dner steatHcben Inetkennnng gtefeUaun, vm ao mehr, als sie 
keine Yertretnng in den administrativen KonseOs der Plronnsen 
besitzen. Die englische Botschaft ioitlerte dalier 1880 von der 
Pforte die alsbaldige AufsL llua^ fiiier den Wünseheu der Nation" 
entsprechenden neuen Verfassunir und l^te in Verbindung mil d.-m 
CoDstantinopeier Veldi einen Entwurf vor. urb^her einen Präsidenten 
des MiUeto unter Nermierung von dessen Wahlmodus und Zustfodigw 
leit, ebenso euien Oeneralkonseil der Nation und Ptovinzial- 
Iconseils beaatiagt und Bhereohti Sohnl- und Begr;U)niswe6en, sowie 
die Matrikelfühnmg regelt. Der Entwtirf wnrde jedoch nidit an- 
genommen. Ein organihches Statut ist bis heute noch niclit ei lasseii. 

T)n dir protestantischen Ra.vaiis l'üierthanen drs Sultans sind, 
so hat sich England, wie hiemue ersichtlich, aus übrigens, eriüär« 
liehen QrOnden, bei seiner Verwendung für dieselben auf den n&m- 
hchea Standpunkt gestalltf den- Bussland seit 1856 in der Frage der 
Orthodoxen einnimmt 

Alle übrigen, aus Europa und Amerika eingewanderten , Pro- 
testanten mit ihren Institutionen, auch das englische Bistum in Jemsalem, 
sind dem türkischen Sta;itsrp(.hte fremd; sie unterstehen, wie die 
ru8si.sche Enklave, nur dem Kochte der Mutteif'taaten. I )ie türki.sche 
Hegiemng kommt hierbei blos in iYagen des Iinin ibiUarrechtes zur 
Geltung und übt bei Neugritndung von Kirchen, Schulen und anderen 
VohHhllifl^tasiiaialten ein Erlaubnisiecht aus; ausserdem bean- 
qmcht sie die Autsicht über die im Reiche bestehenden Schulen« 

27* 
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Andk framda ^<4tltliWtigT w^t w»H ! P<i fltg », Spittler und ttmUbtie Bs- 
tiolitiiuigen gaoieflan ZoUfreilint 

VI. Die mit Born unierten orientalischen Kirchen. 

Das ganze Mittelattei- hindurch und bis in die neigte Zeit 
bat die Kurie «■ niolit an BemOhnngeD fehlen bwen, die Uniee 
der aebiamatiacben Kirclien des Qrieota iMAeUnfOlnen. DieMn 

ebenso nRohdrflcklichen ■wie konstanten Anstrfn£rnn£r>-'n ist efi ge- 
]iinppn. ein gesamte«: Millot, die Maroniten, uini l>txioiitt»nde Teile 
der Augehürigen der übrigen Kirchen zur Anerkennnng des 
ptpadidhen Frimstea m bringen. In der That iat lefarterer Fnakt, 
vie-er die Hauptureache dos Schismas war, noch heute das am 
mcisfon crstielite Ziel der Kurie. Den mi( R><xn luiierten riiiinnlen 
•wunieu ihr ]{itus und ihre innere Sclbstverwaltnni^^ helasson, die 
abweichenden Deumen wurden nachsichtig behandelt; die Aner- 
hennung dea Papataa ala OberiurtoB irar und iat der baupferidt- 
lt<diato Ausdruck der ünion. Weitetgehenden AnsprQchen, wie sie 
sich in Pius' IX. Bulk' ..TJnrorsiinis" zeigten, nivl die auf Ein- 
mischung in die Verwaltung der Kin l!---!« uml Latiiii«iening des 
lÜtua abzielten, wurde von den Orientalen stets /Mm- Widerstand 
eotgegoDgesetzL Leo XHL bat daher nach Abadduaa der fUmiBohen 
Afrianjihalkonferenzen , zum Zwecke der ErmSgliehung der von 
ihm ersehnten allgemeinen Union, am 30. NovemlKr 1S94 ein 
apostolisches Sendscdmljrn de diaciplina Orientalium tx»nfiervanda 
et tuenda („Orientalium dignitas Ecclosiai-um") erlasfion, worin jede 
Aotaatong d»t Frivitegien der driantaliacben Kirohen periMMreaaieft 
tirird. Der Erfolg dieser weisen Politik zeigte sieb alabnM. <1ii im 
unmittelbaren Anschluss daran die ünioti ' iucs q-msRcn Ti il.f- 'i^r 
Kopten Egyptens gelang, für wHr>hf im Jalire lb95 ein neues 
römiöch-uuiertes Patriarchat in Aiexandrieu errichtet wurde. 

Die armenieeb«katboliacb6 Eirobe (BrueDi* ketalik 
mllleti), die mit der Qrllndung der Mechitaristen ihren AnfaQg 
nahm ud I si li später hauptsächlich durch die Mis'-iunsli' stn ltnngeu 
der Jesuiten vergrösserte, hat h\<^ in dieses Jaluhundert eine lange 
Leidensgeschichte zu vcrzciduiea ; gegen die Vorfol^^ungen des 
ameniaeb-giegorianiaehen RilriaicbatB -war aie oft in der Lage^ die 
Intervention des kaiserliöhen lotecnuntiiiB und spUer anaadhliefidieb 
dee fouaflaieoben Botaobaltera s« Ooaetaatanopel aninmfsn. Hervor 
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nMea ist die bei dioMoi Sinitiglkaileii m Tilge tretende Aufltooong 
der Pforte, wonach es den Christen ebenso wenig wie den Mnham- 
medanem gestattet war, doroli Übertritt von einem Millet in das 

andere, iiire bOrgerlif he Stellung und daduix>h juitUilbar ilir Yor- 
bältois zur türkisrlien Reo:ienn>g zu ändern. 

Die letzten grösseren Kämpfe der armenisch-katholischeu Kirche 
varen hervorgerufen durch die obengenannte Bullo „Revpi^urus^'^ 
dse Fbpetes Piiis IX., in Iblge deren sich dieses Millet in awei 
Teflsi die nHassamBten^ (naeh dem an! der rOmisehen Seite stehenden 
Mriarohen Hassan) nnd die „Antihassnnisten*^ spalteite. Der Priede 
wurde unter Mitwirkung der französischen Botschaft wieder an- 
gebahnt, uJs Hassun eeitens der Pfort« durch ein Berat vom 
Jahre 1879 anerkannt wunlo. Dies Berat enthält gleiehzeitig die 
Bestimmungen üter die Oipuiisation des aiiuenisch -katholischen 
MiUets. Hiernach ist der Pairiaroh au Coustantinopel das Ober- 
baapt der armenischen Bayaha katholischen Olanbens; er fttbrt 
assBer dem Patriarchentiiel den eines Eatholikos ?on Cilicien. Seine 
Eraennang ist anf Lebensaeit gültig; absetzbar ist er nur wegen Ver- 
letiQTig der Staatsgesetze oder der kanonischen Gesetze seines Millets. 
Die ihm zukommonden Privilegien entsprechen 'leiijenigen der Obur- 
!iriii[jter der Orthodoxen und Gregorianer. Mit Rücksicht auf die in 
der Geschichte des Millets häufig eingetretene fremde Ingerenz enthält 
d« gedachte Berat jedoch noch einige Punkte, in denen, wie in einer 
Art Konkordat, die staatliehe Anerkemiang des Fatciaroben Ton ge- 
iriassB Bediqgongen abbSogig gemacht wird. Namentlich gehM daau, 
duB io allen Angel^enheÜes, welche das Yerhiltnis des PMriardiBtes 
zur Pforte betreffen, die Intervention andeior muuU li ausgesehiussen 
ist Die BiachAfe und Priester, die sämtli(;h lürkische ünterthanen 
sem mtissen, werden nach dem alten armenib< iieii Brauche gewählt 
und von der Pforte bestätigt; der Patriarch selbst ist aus der Zahl 
der BiscfaiQle oder ErzbischOfs an wfthlen und dari ohne Genehmigung 
wüns der Pforte sein Amt nicht antreten. • Faktisch ttbt die Kurie 
daroh die ihr ergebenen BisohQle den weitestgehenden Einfluss aus. 

Der Patriarch hat zur Verwaltung der kirchlichen Angelegen- 
heiten einen .,Conseil patriarcal ecclesiastique'' und einen „Conseil 
ecclisiasti jiit' cauonicoliturgiiiue ' und für die weltlichen Anjyelei^en- 
hätea einen „Conseil a lmi?ustratif lai'que'S der aus zwölf Laiea be- 
steht, zur Seite; die riohtedicben OeachAfte werden von einem 
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^OoDseil jtuUGiain^ Tenehea. Die katitoUacbea Armenier ariMo, 

ine die Orecrorianer, Dach tflrkieohem Becht 

Der P.tiiiarch der katholischen Armenior bes<»rgt bei der Pforte j 
fT^ciehzeitig die Ge^ichäfte ihn- ültriii:oii unierten katliolisrhcn Kirch-^n. , 
Fiüheiv Versuche dieser Glaubensgeiiosti» üdchaften, ägeae Vertreter j 
bei der Fforte lu beBteUen, sind an der Weigerung der letzteieo, | 
dieseibeii aaiueri^eniMii, gefleheitert Hierauf foflaendt hat der ktlix- . 
lieh mrteibene ehigeiiige armeniaoh-katholiedie Fatiiaieh Antiaii 
im Jahie 1892 die Fkage der Erriöhtung dnea katholifloheii Q«iiml- 
pairiarohatee in Constantfnopel angeregt. 7m dieser Frage hat sich 
die Kurie ablehnend diihin geäussert, dass in Folge der ält- ien 
Verein banm^en zwi- h n tleni päpöllicheii Stuhle und den rulonta- 
lifiohen Patriarchaten, durch welche den ietsteren die Erhaltung 
ihrer Privilegien, ihrer aelbstAndigon Ehdstens und ihrer mimitteL- 
baren UnterateUmig unter den Pefiet feierlioh gaiantiect t6t> die 
BlRiöhtung einea soiohen Geneialpatriaichatea einen Yertnigafanioh 
▼on Seilen der Knrie bilden wOrde. 

Übrigens existiert zwischen den orientalischen Patriarchen und 
dem Papste doch ein Mittl» r in dem apostolischen Dei<^irten (D^le- 
gu6 aimtolique pour ies rites orientaux), allerdings nur in spiri- 
tualibus. Dieser D616gue ajwstoliqne ist fiir die Residenz der 
latflÄnisohe finbischof von Oonstentinopel; für Syrien und PalAstina 
ist sein Sita in Beimt, wo der deraeitlge IHtular, der dieees Amt 
mit dem lateiniaohen Patriarchat Jeroaalem verbindet, wenigstona 
regelmässig' den Sommer Terbringt FQr die Orientalen Ton UfiaQ- 
potamien, Arnionieji und Kurdistan ist der in Mosul residierende 
päpstlielie Legat der Dejegii-te des päpstlichen Siiihles. 

Die übrigen unierten Tat riurckeu treten au Bedeutung 
hinter dem armemaohokathoiiaoheu aurOok. 

Daa Slteete nnierte orientaliaohe Fntriarchat ist daagenige der 
Maroniten, daa durch FSapst Alexander IV. im Jahre 1254 mit 
dem Titel ,,Patriarchatiie Haronitamm Antioohenue^^ anerkannt wurde, 
nachdem die Maroniten schon 1182 zu Rom hingeneigt hatten: - ine 
engere Union trat um ir)U<>, vollf Unterwerfung unter Koiii IGnit 
ein. Der alte Ritus und die Autonomie ist den Maroniten gewaiirt 
worden. Die Wahl dea Patriarchen, der in Kanobin im Libanon 
residiert, wird Ton einem ans awOlf maronitiaohen BiaofaAfen be- 
stehenden Wahlkapitel Yoigenommen und ^om Papste besUttigt 
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Eine Ehnennimg Beitons der Pforte durch fierai eilQlgt Dioht, iree- 
halb die maiünitieolieii BischSfe in Synen von den tOrldscheii Lakai- 
lieliMai hlnllg angefoohteii -werden. 

Das melkitische Patriaroliat von Antiochien besteht 

unter Rom sf it 1686, als der dortige raelkiüsclie (griechisch-ortho- 
lioxe) i'atriarrh sich der römischen Kurie unterwarf und ein Teil 
seiner Untergebenen ihm hiorin folgte. Der Patriarch, der in 
Damaskus residiert, lässt gleichzeitig dio nicht mehr besetzten 
Prtiiardiate ▼on Aleundiien und Jerusalem durch Vikare verwalten. 
Die im Jahre 1899 vkügto Wahl des neoen Fttkriazehen durah 
Boine Bisohafe ist n>m Papste bestätigt worden, wahrend die Pforte 
M bis jetxt weigerte, die fJbliche Bmennnng zn vollziehen. 

Das syrische Fat ria rr hat von Antiochien datiert vom 
Jahre 1781, in welcliein der Bisehof der seit dem Tahre 1546 
uaierteii Jacobitengemeinde zu Äleppo, Ignatius Michael Üiarve, von 
änem Teil auch der bisher nicht-unierten Jaoobiten cum Patriarchen 
«nunnt wnide und an den FSapst die Bitte um Bestfttignng der Wahl 
lichteta. Der Patriarch, der In letzter Zoit in Mosol residiert, wird 
von sduen BisdiOfen gewfthlt und unterliegt der Beet&tigung des 
Papstes und der Ernennung durch Berat des Sultans. 

Das chaldäi seile Patriarchat umfasst seit 1681 einen 
Teil der Nestorianer. Der Patriarch wird von den Bischöfen er- 
wählt, ausgenommen, wenn der Papst einen dem früheren Patriai'chen 
auf den Vorsdilag der Propaganda mit dem Hechte der Suooession 
beigogebenen CSoadjutor ernennt, oder wenn der Yoiginger resigniert, 
in wdchem Falle der Papst eben&lls das Besetznngsrecht hat Seit 
1843 erfdgt eine Anerkennung des Patriarchen, der jetzt in Mosol 
seineil Sitz hat. durch die Pforte. 

Das k')pti>Lli»' i'atriarchat in Alexandrien ist durch 
das „fiioUx proprio" vom 26. November 1895 errichtet worden. 
Die zum Ankaufe und Bau der neuen katholischen Kirchen und 
Sduüen erforderlichen Mittel wurden sum Teil vom Kaiser von 
ÖBfeerreich bcetr i ttoa, der auf Grund alten Herkommens das Protek- 
tontt Ober die katholischen Kopten Egyptens ausQbt 

Alle diese orieutalischen Kirchen charakterisieren sich als 
Staatski n hen , wie ihre Angehörigen türkische llutei thanen sind. 
I^ie F'atriarchen und Bischöfe dieser Älillets sind türkische Beamte: 
sie üben einen Teil dw tOrkiBchen CivilimisdÜLtion aus, und an 
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einzelnen Orten erhalten sie erhebliche Subventionen oder Kationea 
aus Staatsmitteln, wihrand ibnen uid.«nw«» dn Badil dar Slma^ 
«innahung von ihien GtemeindeangeliBrigeii ataaUiohenrita Qber- 

tngcn ist. Dcmgeinäs» sind die römisch-unierten Kirchen wie die 
(Jhricfcn Mi!l''t> ztim intPtrri^Tfnili'n Br-standtoile <\('r Türkei geworden. 
Die Pforte beansprucht dalier das Hecht, den Ha^jahs die AueQbung 
der üiiMiD zwtdieiiden leHiBlln^tii Adioaiikleation vaA JuMSUkn. 
nur unter «aer gewiasan ataailiolien Kontvolle in geatattaii,' die 
trirkische Regierung sucht sogar, behufs Venneidnng der ihr durch 
dio kirchliche Autonom if drnhfn'lpii Oefahr, neuei-dings diese reliqi"»^ 
Oiganiaatioa der Kujrabä nach und naok m lookero, um sie später 
duidi den Uoeaen altgomeinen ünterflumeiiTsilMiid m enetean. 

VII. Die lateinische Kirche. 

1. Fremde Katholiken und die lateinischen Untertfaanen der 
Pforte (Latin rayah^). 
Wem da* «Ite mvibanunedaniBohe Sdheiwt-Beolit eebn dae 
Ziminia, d. h, denjenigen Cbriaten, velebe üntarthaneD der C]ia> 
lifen mMO, so wonii; H^ auhtun^- >fhonktc, dass ihooi iliro eigene 
Autonomie Überlassen bliob, so ist e? niclif zu vorwunrfprn. linss 
es sich um die freoideu, als ,,Musteuiine" den „Dar ul-islam" be- 
voluiflnden Ohriaten noob weniger kflnuDeite. In der Tliat waiei 
nnr gans Teraiaadte, eie betreflSBude BeobtaflOle geaetaltob nocnieit, 
wie der \on ifuion verübte Moitl eines Mulwramedaners , die Ehe 
lies Fremrlon mit ein<»r Zimmie oder sein rbertritt 7:11m Islam und 
der eventuell darauf wieder folgende Abfall. Jede Ciehüir, die in 
dieaer SonderateUvng liegen konnte, aoliien OT^geachloeaen in ]Nge 
dar aaitlicb«! Beaohttnkniig dee Anüantbalta der Rreaaden, irdoho- 
vier Monate nicht übersteigen sollte, naoh Aldanf eioea Jahne aber 
das Zimmivfrhilltnis zur Folge hatte. 

Der Fremde war also in äeiucr ganzen übrigen rcchtlicbea 
Stellung ezimiwt und. Ubie aadi adnem eigenen «ua der Heunal 
mitgebnohten Becbte> Biese Auflhaanng der PeraoDalitSt des BeebMr 
im Qegensat/. zur Tettitoialitlt, ist es, welche, von der osmani- 
^i«■hcn Türkei ilbeniommen, die eigentümlichen Verhältnisse 
den Orient aufsuchenden europäischen KauHeute, Pilger und Geist- 
lichen bedingte, tmd die tns xnr Jetstaeit in der fremden Eemaal» 
juria^tioQ ihren Anadnich 6ndet, 
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Die liAge dieeor v^reuoelten AbendlAnder war meist eine sehr 
schwie^ge. In dem hsi nnatusesetstea Ringen im ibre Ehdstens 
fuidea jedooh die enropSisoheii EsthoUken — denn die eist sehr 
spät im Orient ersohemenden Protestaiiteii Imben auf die Bildung 

des Fremdenrechtes keinerlei Eiufluss ausgeübt den stärkst« -n 
Halt ao ihrer Kirche, wie ja auch die liayah-Miliets ihrer kiruli- 
Ikhen Organisation ihre Erlialtung verdanken. Die Stclluuj^ der latei- 
nischeii Kirche war freilich eine andere, als die der einheimischen 
chrisüidien E5rpeiBoha<ten. WAhrend ee den kriegerischen Oa> 
maMn gelang, die orientalisohe Christenheit in das Yom Islam ver- 
langte UnterwfirfigkeitSTOhaltnia sn swingen, sebeitetten alle ihre 
▼eiteren Anstrengungen am tapferen Widerstande der abend- 
ländischen Cliristcnheit. Mit den mächtigen christlichen Reichen 
muästen, uiu enieu modus vivendi zu finden, wenigstens provi- 
s<iri8che Abkommen geschlossen wei-dcn. Diese Verträge mit den 
katholiaohen Staaten aber, die den Beziehungen der römischen 
Kirche aom Orient schon nm der keiligen Stttten willen Rechnung 
tmgeD, Ueesen die römische Kirche wie eine fremde Macht enoheinen, 
auf welche nicht die ottomaniochen Gesetase, sondern die Beetimm- 
ungen des Völkerrechts Anwendung findeu; es tritt hierin der sehai-fe 
Gearensatz zu den Zimniikiich^i zu Tage, wti< iie als Regienings- 
anstaitea des törkischen Reiches gelten können. Der Charakter der 
römischen Geistlichkeit trug dazu bei, ihre Kirche auch bei den 
Mohammedaneni in Respekt au bringen, und die Stellung der Kirche 
viikte wieder Torteilhaft auf die VerhAltuisse ihrer Angehörigen. 

Die Zahl der Letsteren war in stetem Wachsen. Im Laufe 
der Z»ien hatten sich kleine Gemeinden der ursprünglich ocdden- 
talischen Zimmis gebildet, welche unter dem Namen „I^tiu rayahsi" 
(lateinisclie i'iürieijunterthaaenj Aufnahme in das türkische Staats- 
recht fanden. An sie schlössen sich die eiiemals oft wechselnden 
Kbmente der iremden Kaufleiite an. Auch als die späteren Veiv 
Mge die zeitliche Aufenthalfsbeechiftnknng der Mustemine auf- 
hoben, und dadurch fdr die sich neuansiedelnden Europäer das 
Znani-Yerbfilims ausgeschlessen wurde, blieben die sich stark ver- 
melaeuden und nun dauernd im Orient domicilierten Abendländer 
in inni^r Verbijidung mit den lati-inischen Hayalis. mit denen sie, 
au^^^e^ der gleichen Kjrchenangeli''»ri;^keit, gcmeiiiöauiei Irujiider 
CnpruDg und in den meisten f^en der Gebrauch der romanischen 
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Sprachen verbanden. Für beide Teile kam daher, wie sie ia kirch- 
licher Beziehung unter der Boieiohnung ,.Lateiaer" zufiainmen- 
geSm% Verden, aooh ein einheidkilwr Bosüder Name^ detjeuge der 
uLeTantiner" aul Alle Ijo^-antiner haben der römischen Kirche für 
den von ihr t^pbofenrn Sr lnitz durch eifrige Dienste nft ilir n Dank 
abgestattet; die überzeugte und opforwilligo Anhitoglichkeit an dio 
Kiuio ist einer der hervonagendstco ZQge des in den grosseren 
SUdten wa einfloMceiolMD Gemeinden fddi ausbildenden tavantunsdien 
Blemeut> 

Dif lioileutcii'lsti» rtrii].]!'' >\i'v L>'V,iiitiiif r büdof ili.- friherft 
genucsifiche Kolonie von (Jabta, welcher der Sultan Mchmci Fatih 
bei der Eroberung von Conatantinopel 1453 in dner beeondeiea 
B^pitnhtion xwnr die AuaObong ihnei Knitae und ihre SelfaaU 
venvaltung mit manchen Privilegien gewSlirleiBtete, die aber doch 
als Rayah die türkische Herrscljait anerkennen mii^^tcn. IXmle 
unterstehen die Lateiner Constantinopele, denen sich die 
lateintiM^n Rayuhü von Smyrna, Adi-iauopet, Brufisa und Chiw 
anacblieBflen, der CivQgewalt einea VekOa, de« CMiB dar nlnteiniadMn 
Knozlci" wier, wie er sich selbst in Erinnernng vergangener Zeiten 
nennt. f1(^=i „Consul des 1/itiii-". Derselbe wir! v in der Pforte 
ernannt, der er in jüngster Zeil nälier unteretellt woiilen ist Er 
bestellt zwar keine Beeoldung, hat aber das Becht zur Erhebung 
▼on Spötteln bei AnaQbung der ihm snatelienden fniwillignn Geriohl»- 
bukeit and bei Ausstellung von statuanditlichon Zeugnissen, die 
sich matcHolt auf Urkunden des lat»^ini«'>hr'ti Ei zfii>' liofs stöticn. 
Ihm liegt die fiorge für die Entric-htung der Steuern und die Er- 
teOwig von Uniubabers (Certifikaten) für l^Saim und IounobUia^ 
gaaoUtfie ob. In Braaaa, Smyrna nnd Chioa, yro die Lateiner dnith 
Zahl imd Mittel reich genug sind, um einen Beamten zu emähreo, 
init-thält er Ref'ra«»'ntantc>!i. In i-rnn heu '^^a^'><:^ wie seine Be- 
fugnisse immer mehr geschmälert wenlen, ist das von den Ijätaioeni 
frfiber befolgte aitgenaeBiBche oder knnoniaohe materielle Rächt vgr 
dem tOrkisdien im Weichen begriffen. Die in dar Thaoiie von der 
hüi-perliclicn Gewalt streng geacliiedene geistliche Gewalt steht dea 
r("»inisclieu Bischöfen an, die auch die WoliltbAtigkeitaanataltEai dar 
lAteioer verwalten. 

Zwar nicht su den Levantinem, vohl aber so den Latehmn 
werden ferner einige Oruppen von Katholikan gerechnet, welche 
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«benUb dorch Eroberung der von ihnen bewohnten LBnäetridie 
seiteofl der tOrldechen Soltane leteferm gegenflber in das Rayah- 

verhältnis gerieten; es sind dies die sogenannten Aleppiner, die 
katholistlien Albaaesen iiml die Katliolikoii l'aläbtinas, während die 
trilher noch dazu gezählten katholischen Bulgaren, Kroaten und 
Bosnier jetzt nicht mehr unter der direkten Herrschaft der Pforte 
stehen. 

Die der lateinischen litorgie folgenden Katholiken Aleppos, 
vekhe man meist kotz als „Aleppiner** bezeichnet, sind anbisch 
gpreeheode ESngeborene tind bilden eine Gemeinde, deren Auf- 
zeichnungen bis in den Ani.iiig des 1 (>. Uihrhunderts, in die Epoche 
lier türkisi hen Erolicruiig Syriens. 7au iii kroichen . deren ürspriiiii; 
jedoch wahrscli^iiilicii aus der Zeit der Kix3uzzüge stammt. Heute 
in Aleppo noch etwa 500 Seelen stark, und sonst nnr in einigen 
gfosnn SOdten des Orients vereinzelt vorkommend, stehen sie 
ODter der Seelsorge der in Aleppo im 13. Jahrhundert begrOndeten 
Raadafcaner-Mifltton und unter der geistlichen Jurisdiktion des 
apostolischen Delegirten in Beirut. In Constantinopel haben sie 
kernen eigenen Vertreter; im Bezieh »mi,'^ auf Familien- und Erbi-echt 
sind die türkischen Gesetze massgebend. 

Wälirend die bisher behandelten Gruppen der I>ateinor unter 
einer landeefremden Ifierarchie stehen, die mit der türkischen 
Obrigkeit keine direkte Yerbindung unterhAlt, nehmen die Katho- 
liken Albaniens eine SonderstsUnng ein. Biese, schon im 14. 
Jahihnndert von Sultan Mnmd I. unterworfen und von den Tflrken 
mter der Bezeiciinung „T^atin Milleti" aiisilrücklii h als Millet 
anerkannt, zählen heute niohi- als hundcrltausPiKl S»'elon uii'l l<il*!**n 
die Diözesen des Erzbist inns Scutari mit den Bistümern i'uiati, 
Stpa und AI«^5;8!o als SufTi-aganeo, ferner des Erzbistums Scopia 
(Cskflb), des Erzbistums Durazzo und der Abtei nullius (d. h. der 
otttierten Abtei) St Alexander der Uirditen* Die drei ErzbischMe 
und der Abt von St Alexander hftngen direkt vom rOmischen Stuhle 
■b und stehen in keinem Unterordnungsverhältnisse Rum apostolischen 
Delec-irten in ( 'onstantinojiel. In der Wahl der Er/.bi.schr»fo tind 
Bi>' ii.'de ist der Heilige Stuhl uiilifschiänkt, da tLie türkische Ko- 
gitnitig nie die Forderung aufgestellt hat. dass sie dem türkischen 
Unteitlianenverbande ^tnommen werden; man findet daher neben 
einheimischen Albanesw auch AbendlAnder, namentUch Österreicher, 
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Deutsche und Italiener in diesen Wtti-den. FQr die von der 
Kurie ernannten BischOfe und ErzbischOfe er\virkt die österreichisch- 
ungarische Regierung kraft des ihr vortragsmässig zukommenden 
Schutzrechtea das Bestallnngs- Berat bei der Pforte. Der Qbrige 
Säkular-Klenia besteht heute fast durchgehend aus Einheimischen; 
der Regulär -Klerus, vertreten durch die Franciskaner, welche in 
Albanien zahlreiche Pfarreien g^jgrfindet haben, rekrutierte adch 
früher vorliegend aus Fremden, bis vor zwanzig Jahren in Albanien 
Onlensscminarien errichtet wurden, deren einheimische Z^yglinge 
jetzt die Mehrzahl der Geistlichen ausmachen. Zwar hat der hohe 
albanische Klerus nicht, wie derjenige der übrigen Milletü, als 
ruesai milel, Sitz und Stimme in den Provinzial-Konseils; da jedoch 
ihre Gemeindeangehürigeu eine Vertretung in letztere entsenden, 
steht den Bischöfen durch ilire Mitwirkung bei der Wald der Ver- 
treter indirekt eine Beeinflussimg der Konseils zu. 

Auch die Civilgcrichtsbarkoit üben die Bischöfe in Albanien 
aus; unbestritten ist dies Recht in Ehesachen, während im Waisen- 
wesen sowohl die Bischöfe als der türkische Kadi die Obervorraund- 
schaft I>ean8{)r\ichen. Eibschaftasachen werden, falls Testamente 
vorliegen, von den Bischöfen nach kanonischem Reclite entschieden; 
bei Todesfällen ub intestato werden die Ver!a8senschaft«n vor dem 
Scheriatgerichte nach muhammedanischem Rechte geregelt 

Das Scheriatrecht kouunt jedoch nur in den Städten, sowie in 
den Dörfern der El>enen in Frage. Mehr als die Hälfte der katho- 
lischen AlUinesen, und zwar die Qebirg8l)evölkerung, die in der 
Clanorganisation lebt, befolgt ihr eigene« Erbrecht, welches einen 
Teil des sogenannten Rechtes des Fürsten Lek (Alexander) Dukad- 
schiu (Kanuni Leks Dukadscliluii), eines uralten, nicht kodifizierten, 
nur iu mündlicher Tradition von den Stammesältesten bewahrten 
Landrechtes, bildet. Hiernach sind Frauen imbedingt erbunfähig 
und Imlnjn nur unter gewissen Bedingungen Anspruch auf Unter- 
halt. Testamentarische Verfügungen sind unbekannt, doch werden 
Vermächtnisse au Kirchen und zu frommen Zwecken respektiert. 

Wie aus dem Vorhergehenden «»rhellt, gehören die katholischen 
Albanesen aucli bezüglich ihrer kirchlichen Verhältnisse dem tür- 
kischen Staatsvcrbando an; ihre Bischöfe sind mit Hinsicht auf die 
von der Iforte erwirkte Bestallung durch Berat und auf die ihnen 
übertragene Civiljurisdiktion ebenso als Beamte des IQrkisthen 
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Staates zu Ijezeichnen, wie clic Oboibäupter der übrigen ein- 
heiniisrlh-n Millets. 

Kiue Ausnahmestellung nehmen auch die Katholiken in 
Palästina ein. Die Franoiskaner der Terra Santa in Jerusalem 
und aa den anderen heiligen Stätten, vekthe aeit der Epoohe der 
Xzenzsflge ihxem Knltua dort obliegen und welche schon von den 
egyptiachen Mjamlukenaultsnen durch Teiaehiedene „Meraum aeherif * 
(rmnane) ihre Pririlegien beatittigt erhielten i haben im Tjauf» d«r 
Zeiten, in Verbindung mit den ihrigen KonjBrregationen, «aiii« liuich 
in Jemsalem und Üethlehem nanihiille ( tonn'iinlen von Eingf»borenen 
om sich versammelt; durch die Eroberung Palästinas im Anfang 
öea 16. Jahrhunderts kamen dieaelben unter die Herxacbaft der 
Fforle ala lateimache Rsjaha. 

Dieeem TTmatande wird Ton dem 1847 errichteten kteiniachen 
BUriarcfaalie dadurch Bechnung getragen, dasa die Hfilfte dea Glerua 
saeciüaris des Patriarchates aus Einheimischen, d. h. Unterthanen 
der ]*forte besteht. Der Klerus ist auch nicht von Rum abliäiigig, 
^.oiulern untersteht ausßchUesslich dem Pati iaitiiien und wiixi auf Kosten 
des Letzteren in einem besonderen Seminar ausgebildet und auch 
apiter unterhalten. Die Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten 
^ katholiaciheD BeTOlkening wird vom Patriarohen durch Yer- 
nitteluag toh einheimisohen und europlisohen Qeiaäichen geleitet. 
hk den adminiateadven Konaeila nehmen die Vertreter dea Patriarohatea 

..Ruesai milel" nobm den Orthodoxen und Anupniern ihren Sitz 
• in. wio auch die katlioli^^clicii Kfiyahgemf'iiulen ihn- sull>.-i gewählten 
Veitixt- r mit denjenigen *l' r < »rtlioil-^xen und Armeoier in die 
Qenohta- und Yervraltungsbehörden entsenden. 

Andereraeita ist d» Patriarch vom türkischen Staataverband 
gludioh ezimiert, und er adbet untersteht wie daa Patriarchat dem 
hiBzfiBiacfaen Schutae. Zwar wendet eich die tflrkiaohe Regierung 
in Steuerangelegenheiten, in Eheaachen und in ähnlichen FMlen häufig 
direkt an den Patriarchen; wenn ihr diese direkten Bezirliuitüron 
^l'er unbequem werden, weist sie Antrüge uii'] Hrsf^hwriilcn des 
PatriarcliatBs mit Hinsicht auf das französische Protektorat, tl* >^^on 
Vflffmittelung anzurufen aei, anrflck. Dem Patriarchen hinwieder ist 
es oicfat geatattet, in Sachen aeiner, dem ottomanischen Unterthanen- 
vQitande angehflrigen Gllnbigen den franaOaiachen Schuta zu bean- 
^nidien, da döh dieser nur auf den eximierten lateinischen Klerus 
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bezieht. Aus dieser verechiedenen Stellung der lateinischen Go- 
meindeinitgliedcr als türkischer Rayahs und ihres Oterhauptes als 
eximierton r5mif>chon Kirchenfilrsten ergiebt sich datier ein lliss- 
verhältnis, dessen Folgen die dem Patriarchate anvertrauten Interessen 
oft emstlich gefährden. 

2. Der lateinische Klerus. 

Hit Ausnolimc der gedachten Provinzen Albanien und PalSstina 
ist Im ganzen Reiche der lateinische Klerus eiu der Herkunft nach 
fi-emder und seiner Organisation nach nur von Rom abli&ngiger. 
Er besitzt das Ausländerprivilegitnn nicht nur für die Personen, 
sondern auch fQr die KlOster, An.stalten und Heiligtümer. Vor dem 
Jahre 1867, in welchem die Ausländer die Erlaubnis zum Erwerb 
von Gnmdeigentum erhielten, war die hierin liegende Anomalie 
noch fühlbarer. „Wälu-end nämlich bei den übrigen Kii-chengenossen- 
scliaften der Tüikei der Priester nicht nur UnterthiUi der Pforte, 
sondern auch Mitglied der von dieser seiner Nation gesetzten 
Regierungsbehörde ist, standen die katholist-hen Rayahs unter einer 
Geistlichkeit, welche, dem Ilnterthanen verbände fremder Länder an- 
gehörend, sich um die Landesgesetze nicht zu kümmern brauchte, 
dennoch aber als altanerkannte Korporation in Beziehung auf den 
Erwerb von llegeudem Eigentum des Vorrechte der Laudeingeboreuen 
genoss." 

Die lateinischen Bischöfe werden, ohne Beteiligimg einer anderen 
Autorität als der Kurie, von Rom ernannt; wahlberechtigte Dom- 
kapitel giobt es nicht. 

Der höchste Wfli-denträger der lateinischen Kirche ist der 
Patriarch von Jerusalem, der in Folge besonderen Überein- 
kommens der Kurie mit der Pforte seinen Sitz im Jalire 1847 
«'innahm, ohnr dass jo<l<ich der Pforte irgend ein Recht der Mit- 
wirkung b(»i seiner Emcnnuiig zustände. Vielmehr ist es ausathiiess- 
lich die Kurie, die ihn ernennt und eventuell abberuft. Aus obiger 
Darstellung der Yerhältnisge der Katlioliken Puläätinas erhellU daa 
der Clerus saecularis des Patriarchats auch Rom gegenüber eine ge- 
wisse Soll»«tändigkoit einninunt, wodurch die Stellung des Patriarchen 
an Macht gewinnt; räumlich ist jedoch die .lurissdiktion des Patriarchen 
auf da» türkische Sandsehak Jerusalem best^hränkt^ Politisch bascrt 
seine Bedeutung hauptsächlich auf der ihm übertragenen Hut der 
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tütiMtUwIieD Beifigen Stttten. Vi» oben aolioa bemeiirt, v«ranigt 
itr gegeowirtig» iDltaiier de« FiitriatoltaiteB in tdiier Feraon gldoh.- 

zeitig die Würde «los sonst in Beirut residierenden apostolißchea 
Delegirton. Bewndere ErwÄhnung verdient das < jsyfMitnnnic)!-'», «ehoa 
ücit alter Zeit von dem Suptirior der Franciskaner ausübte und 
von dieaem «uf den Fttmudian ftbetgegnngene Voneobt, unter der 
Rtgge der Tecm Santa — md voseem Qnnde daa bekannte rate 
Jenifialcmer Krilckenkreuz mit den vier kleineren Kreuzen in den 
Ecken — fti;T<ni-' FnhTT.oiim mif dem Mittolmeer zu untcrlialten; 
dieäeU)en werden in den Handels- und See&ihrtä-Staüstiken untar 
dam Namen, «hieroae^iteniadie Sdiiffc" nnljgefllhil 

Iii {Kditiaeher Beaiebung tou noch grOeaerer Wiobtifl^t iat 
der apostolische Dclegirte und lateinische Erzbischof von 
Constautiiinpr 1. Formell beacliränkt sich doBSPn ef^tstliche Juris- 
diktion zwar Huf seine DiOoese, und os steht ihm keinerlei civile 
OoricUabarkeit an. Br iat vielmehr -geswui^ten, in lUlra aatner 
gaiaOiehea Jmiadilctioo, veldie veldiehe Fragen berabren, rieh an 
den Tekil der I^atin m3'ah8i zu wenden. Doch ist dies*' Rolle de« 
Vrkil^ in Wirklichkeit neben ihm nur eine unlic<leutcnde; der 
Vekii, der schon ab GcroeindemitgUod der Untergebono des Ei'z- 
Iwcbob ist, «nttelnt «umt gritaaan« peraBnlidifln Steliiing nnd 
bedarf iß den FUlen, wo er mit «einen Anliegen bei den tOrkiachen 
Behörden nicht durchdringt, vielmehr der Autorität des Ej-zbiscliofs. 
Wenn li tzt« r»=m nach der Theorie fonier an -fi k^^ino politische 
Gewalt xuuteht, so bedingt doch seine Kesidunz am Sitze dos 
SaHanala^ daaa fiürtiach die Angolegenlieitan der geaamten hteiniadien 
Xiiohe mit der türkisohen Regiemng vaa ftaa bebandelt werden. 
TV njjostolische Delegirte in Constantinopel ist dalier eigentlich de)' 
Primas '\pv latehiischeu Kirche, er ist derjenige, in dessen Uänden 
dig Leitung alier der Boätrobungen liegt, weldie der Eatliididsmus 
aa Ofient veilolgt 

In allen An gudageu heiten, weldm Terfaandbiogen mit (ter Pforte 
'T^ r ioni, wendet eich der apostolische Delegirte mit der Bitt<> un» Ver- 
vuuliuig aa die iamßmmätß Botschaft, dereo Protektorat er uoteratebt 

3. Die PrvMctorato. 

Wenn, wie oben bei der Datatellung der Terhlltniase der 
iMMtantmdien Bajaha erwihnt warde, noob in der xweiten HiUto 
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dee t9. Jahifannd^rte der Botsdiafter BkiglaiidB doh TeTanlasst mk, 
m Gunsten seiner Glaubensgenossen im tflHdschen Reiche bei der 
Pfoil»^ zu intervenieren, so war in früheren Zeiten für die christ- 
lichen Märlif.« <1»M- Grund zu gViHiartigen Müssnaliiuon ii 'Ii viel 
dringeudor; die Lage der VerMitnisse bedingte sogar die Au»- 
bilduDg eines besonderen TOlbenechtiicfaen Institutes, des Pro- 
tektorats rechtes, eines SchutEreobtee fremder Staaten (Iber die 
in der TOriKi lebenden Christen, das sich tdlweise auch auf die 
Pfortentmterthanen erstreckte, nnd das je nach der Schwache oder 
Stärke der trirkisehen Regierung mit mehr oder weniger Nachdruck 
ausgeübt wurde. Dass die orthodoxe Rinthe vom Frieflen von 
Küinardsche bis zum Pariser Frieden unter dem uftizieii anerkannten 
Protektorate Husslands stand, ist oben angeführt worden. Die ge- 
dachte Institation besteht dagegen nodi heute besfig^ich der katho- 
lischen Kirche, welche daher bis auf die Jetstseit den Vort«! dieses 
Sohntses geniesst und den Nachteil desselben la tragen hat Die 
VSchte, welche als Protektoron der katholiscAieii Kfn^ temd ihrer 
Allgehörigen im Laufe der Zeiten in Frage kamen, sind Venedig, 
Spamen, Österreich und Fimkreich. 

Dan Protektorat der Republik Venedig. 

Die bedeutende politische BoUe, welche die Bepublik Venedig 
bis ins 17. nnd 18. Jahihundert spielte, drückte »eh unter andenu 
auch darin ans, dass ne eich Ktr den Schute der Christen mit 
Erfolg bei der Pforte verwenden konnte. Noch in der Kapittilafiofi 

von 1(504 wurde seitens der türkischen Refriening der Republik 
zuu^'-sagt, das«! die l^ilp r auf iliier Fahrt naeli .lonisaleiii in keiner 
Weise belästigt werden soUteu, und 1615 erhielt Venedig die iür- 
lanbnis scur Vornahme von Beparaturen in der Grabeskirche sa 
Jerusalem. Doch nahm Venedig naturgemflas ein solches Frotektoiat 
der katholischen Christenheit nidit als exklusives Vorrecht in An- 
spruch, was sich auch daraus ergiebt, dass sein Bailo in ConBtaa- 
tinopel sich öfters den dasselbe Ziel verfolgenden Bemühungen dSB 
französischen Bot8(;hafters an^cldoss. 

Tn der Gegenwart stösst man nur noch in Egypten nii 1 Al- 
banien auf Spuren des einstigen vcnetianischen Protektorats, »Ii«* 
bei der Darstellung des {SsterreiühiB<dken Protektorates beräbrt 
werden sollen. 
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Daü «panische Proti>ktnmt 

Dasselbe betraf die Anstalten der Franziskaner im Heiligen 
lände. Der Orden dei Frandskoner, der aidi in die MOuchu tou 
dar atriktan Obwrvans und in die refönniertaD Ihmdskaiwr teilt, 
btt von beMen Kiohtungm Varfarotor im Orieotai. Die Mfonitieilon 
Franeiskaner in Ejaypton, in Constaiitinopol \vv] Srnyma, welche 
ilurch einen Pr&fekten unter der nnmittelbaren Jnris^liktion der 
^Coognegatio de propagaada fido" geleitet werden, befinden sich 
wter Merreidiiioheni buw. frvnxltaBoihem Solnitee. 

IM« BlOnche der «trikteu Observanz besitzen 25 KlMer und 
HosjiitJÜer la sjintn cnsttidia*' Im TTfiligen Ijunde. Diese Manche, ' 
welchen das gsnze Mittelalter hindurch bis heute die Pflege der 
Heiligen Stätten doi- „terra aauta" obliegt, rekrutierten sich gr&säten- 
toOft an«' Spanien, w«ldieai Umalaode das vom iVpat Benediot XIV. 
Ipestütigte Statut ins'tfern Reobniing tilgt, als e« lx>stin)mt, öasn 
der Generalprokurator und ausser ihm rir« Ii zw ri "Mil^lif (lt>r des 
Direktonums Spanier sein niüHsen. Mit Hückaicht uui ctie lioknl- 
I»r3lateu wird veronlnet, ilas« der Guardian von S. Juan de Mon- 
taaa, d«r Piisident vmt Baml«, d«nani|!e von Jaflk, Nioo««, Daniaaein 
und der Kommissär von Constaiilin .i - l gkicharweiäo S|ianier seien, 
vrrni-'iiil di-'S" Niifi'iii in tl.'i- Dil. ktion am Heiligen nrul.i-, in. 
Bcttiielieui und Najuireth mit den (Ibngeu Nationen nbweciisein fioll. 

Da auä Spanien lauge Zeiten hindurch uui Verankäsung der 
IküDciakaiier dweb die Mwiifloein der katholisohen Majaalitea 
Kldie Oeldinittel tttm Unterhalte der Heilig« 11 Stätten iMoh FttUattna 
Bossen, beanspnirhten früher 'ti- -| iniseheii Kegieninjretv gestfitzt 
tat die drei kanonischen Titet (ier fuudatio, aediticatio imd dotatio, 
avwie auf Um aiu)&hern<l ausecliliesaUohe Eriialtung der Anstalteu 
vUrnad faat vier Jahrimiiderten, ein Patronatnedit, das aioh den 
Hlkiaclien Behörden gegenüber als Protektorat cliarakterisierte. Die 
Frage ist übrigens seit dem Anfange der fünfziger Jahre des vftis 
{{Migeiien JahiiittiKierte iiicbt mehr aageregt wurden. 

Dm Bflterreldiisdie PMtektoniL 

Als im Anfange des 17. Jahrhunderts die bisher dinx.'hweg feind- 
seiigen ?.i*^(iiiii'_'»'n zwioelien df^iii h'^iligen i-üiniHchen Heiehe und 
*W Sultoncu mit freuadacbaftlichan zu wechseln begannen, musstc en 

2» 



den Kaisern am Henen liegen, anoh fflr den Schatz ihrer Qlaabeos- 
genosaen in der Türkei m eoigen. So winde edion bei der ersten 
Smenerunf des Süvatoraker Friedens Im Jahre 1615 ansbedungen. 

Uass die kathoHscheu rdester und Mönche im Pforten erebiete <lie 
Erlaul»nis zum Kin henbau uikI zur AusülMing Ihiida G^•tte^^liieil8tes 
erhalten Bullten, la diesem Vertrage, wie in den darauf folgenden 
Friedensachlüssen von Carlowicz (1699), Passarowicz (1718), Bel- 
grad (1739) und Siatow (1791) wnrde eine allgemeine VerrendiiBg 
für die dem Fftpate unterstehenden Geistlichen Toigeaehen; speoell 
worden in den letzten Verträgen zwei Kirofaea in Pera nnd die 
Heiligen Stätten in Jerusalem genannt und die Mitglieder des Ordens 
der Ti iiiitaritM', der sich dem Lohkauf cliristlinher Sklaven widmete, 
erwäluit. Die zum Au^taiiHfh der ratiticierten VerUng»urkuiitleii 
der Frieilenssclilüsse von 11509 und 1718 nach Constantiuopel ent- 
sandten kaiserlichen Grossbotachafter erwirkten femer beeondeie Ver- 
gOnatigangen fOr die christliche Religton und die ReligioseB. 

Spftter wich der kaiserliche Emflusa mehr und mehr dem 
konkurrieronden Schntzrechte des Königs von Frankreiofa; in der 
Gei^tnwart wii-d von Seiten Österreichs das Protektorat mir noch 
in ganz If stimmten Be;&if'linnp^n in Constantiuopel , in Jeiiibaiem, 
in Albanion und in Egypten ausgeübt. 

In Constantinopel steht heute, nachdem die ehemalige 
Trinitarierldrche 6t Trinit6 zu Pera vom tetorreichiachen Inte^ 
nuntiua an den pftpstlichen Yikar und apAter von dieaem an die 
katholischen Armenier abgetreten wurde, nur noch die Kirobe St 
Marie Dnip6ris unter Oeterreichischem Sohulae. 

Das üsterrcichisolie Protektorat in Jerusalem bezieht 
sich auss< liliesBlich auf da,« Hospiz der Malteser in Tautur bei 
Jerusalem. In dem genannten üospiz ist im Aufoiitio des Jahres 
1894 die Instailiening von Ordensgeistlichen von Brüdern der 
Genosaensohaft vom „Heiligen Joseph Ton Gott^, und zwar in der 
Weise vollzogen worden, dass die Anstalt mit Hintanaetsung der 
französischen Pfotektoratsanspnlche unter Oeterreicfaieohen Schuts 
gestellt Nvnpde. Singulär ist die dabei abgeschlossene Konventiwi, 
wonach der Malteser-()rden als souveräner Orden nur ein ProtektX)rat 
Seiner Majestät des Kaiberä, nicht aber der Österroichisch-unga- 
rischrn I^oderung anerkennt. 

Das dsterreichische Protektorat in Albanien, daa bei 
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der Nennung der albanesischen Katholiken erwihni worden ißt, 
beruht auf den oben angeführten FriedensBciildäfien von Carlowicz 
und Paaaarowics. Das in denselben aiii^gesprochene allgemeine 
FMektofwt v«r von Oeteiraah tbatäkMch uor gegenüber den 
KitfioHhett derjenigen tfliüedien Pcoviiuett, die ntnen Orenien 
xniiächst lagen, also Serbien, Bosnien, Hoi-zegowina und Albanien 
aiisgefibt w-r,r(len. Da die drei ersten lüti L i heute vom tflrkUclifn 
Bekks abgetit»nat sind, bleibt als Substrat des Prutektoratä nur 
nocb Albanien und Xmbdto, Ar irelohe böden VilayeU schon in 
altw Zeit der venetbmlsobe „Beilo^ bei der Pforte das FMaentetioB»- 
recht der BisoiiSie ansObts, das nun Toa Oeterreioh wahr- 
genommen wird. 

Dies der Pforte sehr iinbctiucmc Kccht sollte auf VeraolaMung 
te enneiuHh^kBäioliBGliBn I^triudieB Aaikn 18931 in einer 
Panhktion dee VatilniiA mit der Pfbrte eliininiert werden; in Folfe 

des Widerspruchs der ßeteiTeiclüscheu Regierung, welober Wik «uob 
die fraDZüäiHche aus Furcht vor den Kon>^<^ [nennen snlfher Ab- 
noohungea für ihr eigenes Proteittorat auschlosa, wurden die be- 
iflgliaiien Punkte fiBeo gelnnen. 

* Der Unpnag de« ttaterreioliiaolien Protelctoratea in 
Egypten I» inlit auf einer Bolle dee Papstes Innoeenz XL von 
1087, wonai li fCmf Hospize des Ordens der Franciskaner zum 
Zwecke der Wiedei^gewinnung der Bohismatiacbeo Kopten Egyptens 
gegifindet iroiden. In Jtkn 1780 iud eine Anft^ong Egy ptens 
(«üMliett den ivti Zmigen dee Fhmciakaaer^Ordens etatt, indem 
'iberpgypten den reformierten Krancisknnorn nntor österreichischem 
^jciiutze, rntej-epypten <\fn unter frauzösi&ehem Prolektorate stehen- 
^ Ubservanten der „terra santa*' zufiel. Jedoch besogeu sich die 
tCRitotialen Znweimnuen nur auf die Seelsorge; und es liat Bidi 
**( diBHr Grundlage der etat«* quo entwiidwlt, dass die Ordeas' 
t^'^'Z'-' uM'l damit auoli die Protektorate in lJ<*zug auf <]]'• jifrirr- 
»ffitiichen Fuiiktimi^-'n 7wnv tf'mtnrin! bf>£^enzt sind, iu H- zi'-hiinir 
*^ die Errichtung katliolischcr Anstalten jedoch eine territoriale 
Qmue moht bestellt 

In Oberegypten nnd dem Sudan var das (SstetrtiditBcIie Pro* 
tektorat unbestritten. Als nun nach der Einnahme von Chartum 
'hmh ii;,. Malidiston der n ] iftitolische Vikar fOr den Sudan, Mgr. 
Sogaro, seinen Öitz aus der genannten Stadt nach Kairo veilegte, 

28* 
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und sowohl ieine Ferra als die von ihm in janer Stadt und üi 
Alexandrien gegrOndeten sog. AkUunattnitionsanstalteo (Iiistitato 
fOr die Erzieirang nnd AjisbUdimg von Hiasooareii ffkt den Snchn) 
dem Sohutse Osterraichs untecstellta, snohteii aoh dieeem Yor^Aßo 

die französischen Behf^rden mit dem Hinweise auf das h-anzosische 
ProtcktMiat zu widereetzen. Fiankffich l>erief sich liierai aui eiuen 
du|»j>elU!n Titel, nämlici» als Rechtüiiucufulger der 1797 von ihm 
zei-störton Republik Venedig, des einstigen Beschützers der Christen 
im Orient, und als angeblicher Bohotslierr über Jeniaalem und 
deaaen Idrcihliohe Intereaaensphire.. 

Die Propaganda, * vor welohe dieae Frage sm* Enlacfaeidnng 
gebracht worden war, hat nnn ein ansachlieaaUohea Protektent 
Fia!iki*eich8 in Egypten nur in B«zug auf die /in ''ustodia des 
ll' iJig' fi liandes gehörige Observ'anten-Mi&^i'»n vua ünteresrypten 
anerkannt, zugleich aber erklflrt, dass der Schutz Österreiclib sich 
auf die kathoÜBchen Kupfen in ganz Egypten (auch iu Unteregypteo) 
eratreckt, obenan wie auf die reformierten f^anoiskaner in Ober- 
egypten. 

Die Stadt Kairo wird von der F^paganda betzaditet ate ein 
zwischen Ober- nnd Ünteregypten liegendes^ keiner der beiden* 

Zonen gehfti-endes Gebiet, wo die Niederlassungen des Sudaii- 
Vikariats niitoi üstcri*ei* lns<>h<>rn S^'hutze b*ni .-htigt ei"soh«nnen. 

Hier, wie in ganz Egypten, erkennt die Propaganda femer 
jeder katholischen Macht das Hecht zu^ ihre nationalen Inatitate 
im Einvernehmen mit der territorialen Regierung aelbet m be- 
eohfltzen, ohne darin durch ein venneintlicheB Yorreoht FiankieiGiiB 
behindert zu aem. 

Das fraasSfiiaclie Prateklonit 

Die poiitifx ht; Lage Eun>j>a8 zw ,Aidang des Iii. Jaluhnndeits 
hing hauptsächlich von zwei Monienten ab, die in schärfstem Gegen- 
satz zii einander standen, einerseits von der Machtstellung der katbo- 
liachcn Weltmonarchie der Hababuiger und andereraeita von der 
Ausbreitung des Türkenreiches, das unter den kriegarischen Sultukea 
Selim nnd Soliman das ganze Abendland zu Dberiinthen drohte. In 
der Bcfüi-chtung, im Kanipic mil Kail V. imtei zugehen, scheute 
Kr-nig Fmnz von Frankreich nicht davoi zurfn k, sich mit dem Erz- 
icinde des Cbristentumos zu verbinden. Im Augenblicke, wo SolimaQ 
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seine Tnippen zum Ziigo gegen Wieu rüstete, ßcliloss Franz 1528 
den ersten, uns nbrigens niclit erhaltenen Yertnig mit ilim ab. 
Bei dem Unwillen, welchen dies BQndnis l)ei allen Christen Europas 
hen-orrief, sali Franz I. »ich genötigt, als Kompensation fftr die 
Kirche in seinen ferneren Verträgen mit Soliman deren Gerecht- 
samen und Interessen wirk^^imen Schutz aiisziibedingen. So bietet 
sich das eigenartige Schauspiel, dass Frankreich, w&lirend es die 
Christenheit im Abtmdlande dem Rdn«le des Verderbens nahe brachte, 
gleichzeitig die Gnlsse der rAmischon Kirche im Orient bogrflndete. 
Die Naclifolger des Königs Franz, besrindci-s Ludwig XIV., gingen 
dieselben Bahnen, und sogar die atheistische erste Republik nalim 
och der Literessen der Kirche in der Tflrkei mit Eifer an. Frank- 
reichs Einfluas im Orient wai- im .steten Wachsen bis zur Zeit 
. Napoleon'» III., unter dessen Regiening durch den Krimkrieg und 
die syrische Ebcpedition das französische Prestige den Höhepunkt 
erreichte. 

Gegenüber den russischen Ansprüchen eines Protektorats der 
orthodoxen Christen liatte damals die franzö.sische Diplomatie den 
Artikel IX des Pariser Vertrages durchgesetzt, der jode Einmischung 
fremder Machte in die Beziehungen des Sultans zu seinen Untcr- 
thanen aussebloss. Frankreich übte trotzdem sein Protektorat, de 
facto auch OI*er die katholischen Pforten-Ünterthaneu, noch mehr als 
ein Jalirzehnt tmgestört weiter aus, und konnte dies um so eher, 
als damals von keiner Seite ein Widerstand zu befürchten war. 
Italien war ganz im Gefolge seines „Befreiers", und f)sterreich durfte 
nach dem Kriege von 1859 nicht ilai-an denken. Frankreich zu reizen, 
■bgeeehen davon, dass e.H mit den deutschen Kämpfen vollauf be- 
schäftigt war. Prcussen .whiiesslich kam zu jener Zeit kaum in 
Füge, da es nur sehr wenige katholische Untcrthanen und gar 
keine katholischen Anstalten im Orient zählte; einzelne Priester 
tietitacher Herkunft, die sich im Tflrkenreiche befanden, zogen den 
Schutz der grot^seu katholischen Vormacht demjenigen des protestan- 
tischen Heimats-staates vor. 

Eine Wendung trat aber ein nach dem deutsch -französischen 
Kriege, als sowohl Deutsclüand, dessen Beziehungen zum Oriente 
beständig zunahm<>n, wie die übrig«>n euix>i»äi.schen Staaten bestrebt 
*»reD, da-s Prntt^ktorat FranknMclw in Bezug auf ilire eigenen Unter- 
tlianen katholischer Konfession sich nicht länger gefallen zu lassen. 



In der Atwioht, ihre ^mikende St^ung ▼on neuem la befestigen, 

machte daher (Ii.- französische Regierung ihren Beitritt zum lieiliner 
Vortrage von der ßedinguug abhängig, „dass die alten wolilei wei l-. tK-u 
Rechte Frankreichs gewahrt, der Status quo der Heilig' ii >^traien 
anfror] it erlmlten bleibe". (Zweitietetes Alinea des Artikels 62 des 
fierliner Vertrags.)') 

Bei dem Mangel einer pitciaen Ftemig diooor Beelimmvig 
ist als ^rofarBoheinlicfa ansunehmen, dass die Parteien ganz ver- 
floibiedene, ja entgcgengeeetKie Dinge darunter veretanden. 

Die französische Auffassung: bezieht sie auf die Pnvilepen. 
die Frflnkreieh in den alten Kapitulationen eingeräumt waren. Von 
letzteren sind os die „Lettres patentes" von 1740, welche die be- 
treffenden Fragen am eingehendsten behandeln und aof wefebe 
man aioh von franzOdecher Seite Yonugsweiae beruft; aus ihnen 
seien daher die bezfliglichen Artikel hier wiedeigi^geben. 

Artikel 32 (zum Schluss). Die alten Kaiseriiöhen Kapitu- 
lationen, welche seit den Zeiten Meiner Kaiserlichen Ahnen bis 
zum lit'UtigtMi Tage sich in den Händen der Franzosen bofniilcT., 
und die oben im einzelneu uuigefidirt wurden, sind jetzt iu Ge- 
mässheit der Kaiserlichen Verfügung auf ürund Meines Hatti 
Scherif unter Hinzufftgung einiger neuer Artikel erneuert worden; 
der erste dieser Artikel besagt) dase die tou Fkankreixdi abhingen- 
den Bischöfe und die anderen Beligioeen, welche die frinkische 
Beligion bekennen, Ton welcher Nation oder Art*) rie sein mögen, 
so lange sie sich inn* rhalb der ören/en ihres Standes halten, da 
wu f>ie sich seit alter Zeit im KaiseiTciclie vortinden, in der Aus- 
übung ihrer Funktionen nicht p;e«tört werden sollen. 

Artikel 33. Die fifinkischen Religiösen, die nach altem 
Brauohe innerhalb und ausserhalb der Stadt Jerusalem und in der 
Heiligen Giubeskirohe, genannt Kamamat*), niedeigeJaaaen sind, aollen 

^) ..T.'^s droits acqnis a la Kraiu*- sunt ex|tressement reserves et il 
ebt bleu eiitundu <|u'aucuno attcinte ne saurait ^tro portee au statu quo 
daus le« Lieux Saints." 

*) So nach dem französisolien Texte; der türkische Text enthält »tatt 
der beiden Ausdrücke „natioti ou espoco" nur den einen ,,dschiiis", der das 
Oesobleoht bezeichnet, so dass es sich also um Mönche oder Nonnen haaddt. 

*) Der bei den arabisch reifenden Ouisten flUicbe Name der Oadbee- 
Urohe QiAmat (Aafeistahnngsldrche) wurde tod den TSri^ea ans Fanatiimos 
in Qttmftmat (Unrat) verdreht und ging in der Form Qamaaiat aoofa in den 
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hiMiffilrtlifih der BeBaohssOtteii) ivelohe 8ie bewdhufiii und die in 
Omni BesHie smd, nidit beanruhsgt werden. Dieee Stttten sollen 

wie ehedem in ihren HAnden bleiben, ohne dass sie in Bezug auf 
fheik.'lU3ü gestijrt wonleii küikuen, auch nicht durch Ans]»rüche auf 
Entrichtung von Abgaben; falls sie in einen Prozess verwickelt 
werden, der nichf an Ort und Stelle entschieden werden kann, soll 
denelbe Meiner Hoben Pforte nnterbreitet werden. 

Artikel 34. Die nach Jemaakm pilgernden Fnmzoeen nnd 
die anderen, die von ihnen ebhftngen» von welcher Nation oder 
SgenMfaafl;') sie aden, aollen beim Kommen und Gehen nicht 
gestört werden. 

Artikel 35. Die brideu fniuzösisciien Mt^nohsordeu der 
Jesuiten und Kapuciner in Galata sollen auch künftighin im Besitz 
(ier in ihren Händen befindlichen zwei Kirchen bleiben und den 
Eontz nnd die Nutzung derselben behalten; und da die eine dieser 
Crcben in Brand geateokt worden iat, soll ale, nach der Erlaubnia, 
<fie das SehfiEiatreoht in aolchen F&Qen gewfihrt'), wieder aulgebaut 
werden; sie bleibt wie vordem in den Hftnden der Eapuciner, ohne 
dasR diese irorendwie beunrnhif;t werden dürfen. Desgleichen soll 
bezüglich der franzi^isclien Kiichou in Smyrna, Suida und Alexandrien, 
sowie an den anderen HafenplAtzen keinerlei Einmischung oder 
St&nuig stattünden; ea soll auch unter diesem Vorwande kein Geld 
verlaagt werden. 

Artikel 36* Wenn die Franzosen in ilirem Hospital zu 
Galata wie flbHdi für sich allem, das Evangelium lesen, sollen sie 
dabei nicht gestört werden. 

(Artikel 37 betrifft die französischen Handelsprivilegien.) 

Artikel 38. Portugiesen, Sizilianer, Catalaner, Messinesen 
und Anoonitaner und Angehörige der anderen an Meiner Hohen 

französischen Text der Kajiitulationen über. Es erscheint unglaublich, dass 
die fraD?öRiEchen Lnterhäadler sioh eine derartige Yerhöhauiig der Kirche 
gefaiieu lifsäcn. * 

^) Im französischen Texte „nation ou quahte'^; auch hier hat der 
ttifciMhe Text nur den einen Aoedmok „dschins^* (Oeeobleoht, Beus). 

Dies ist die nehtige Übereetzong des turkieohen „iaii soheri ile"; 
im Sobenatieoht gestattet aftmlloh am den Wledecanfbaa zerfiülener ofariat- 
Üdier Kirohen, nicht den Nenhan von solohen an Orten, wo eie noch nicht 
betenden hatten. Der fnniösiaehe Xext hat die ganz nnventibidliohe 
ITendaiig ^tso pennlBoien de Ja jastioe^S 
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Pforte weder durch Botschafter mn^ durch Konsulen oder Ägeuteu 
vertretenen feindlichen^) Nationen, wolcho nach freiem BelieboL 
wie ehedem imter der Fiagge dee FadiBchahfl f nnkreiche komnKn, 
lirtuohen, wenn sib uoh iimerhalb ihior Schnmken halten und och 
keinen TerstoaB gegen Frieden und Buhe xa Schulden komflua 
lassen, nur die von den Franzosen %n zahlenden Zollgebühren m 
eutrit'hten, ohne dass sich Jemand daieinzumischen bat. 

Gestütifit auf diese Artikel, liimrat Frankreich ein srenerelles 
und exklusives Schutzrecht über die katholiaohe Kirdie für 8ich in 
Anspruoh; eine Ausnahme wird hierbei nur zugelassen bczOglich 
der katholischen Albanesen und der Kirche 8t Marie in Fem, 
welche Tertragsmlang dem (toterreichjac^en Ftotektorate unteifltehan. 

Selbst wenn man jedoch^ mit Frankreich, im sweittetzten Alinea 
des Artikels 62 des Berliner Vertrages eine Bezugnahrae auf die 
allen Kii].itiilatioiis|iri\ ilegien erblickt, ktaineu sich deiTU'tige An- 
sprüche aus den letzteren nicht herleiten lassen. In der That \9t 
wie die Lektüre dee Vorstehendon orgiebt, in den citierten Artikeln 
der Lettree patentes keine Andeutung davon zu finden, dasa die 
Pforte der {ranzOsisoiben Eegiemng ein exklusives Sohntzreoht 
über die Katholiken bewilligte. Sie konnte dies um ao wemgerf 
als der rOmische Kaiser damalfl noch ebenMls sem Sohutiredit 
ausübte; wie oben schon angeführt, wurde ilini im liel^mder Irieden 
(1739), aipo Um gleichzeitig mit den LelLieö patentes von 1740, 
ein geuereliea JSchutzrecht über die katholische Kirdie eingeräumt, 
das auch noch im Vertmge von Sistow (1791) bestätigt wurde. 

Einer rechtlichen Begründung entbehren also die fran- 
zfisifichen Ansprfiche auf den ausschliesslichen Schutz der kathoBsohea 
Kirche. Nur die thatsftohlichen YerhSltniss« brachten es mit 
sich, dass auch nicht- französische Interessen geistlicher und welt- 
licher Art damals dem franz ösisclu^n Schutze unterstellt wnnien. 

Zum Verständnis des letzieitiii Umstandes ist vor allem daran 
zu enunem, dass im Orient von Altersher die Fremden nach 
fremdem, europAischem Bochte unter ^gener Verwaltung leben. 
Die Pforte hat auch nie dagegen "Widerspruch erhoben, dass die 

') Der Ausdruck „feindliche Xationen*', den die Pforte neuerdings mit 
„nicht im Veitragsverhältnis stehende Nationen*' erläutert, erklärt sich richtig 
durch die rA^fn ^p'^i-'h]](\prfo nltniuhanunedanische Auffassong der dozoll doa 
Islam budingtöQ l'umdsohaft gegenüber den Uugläubigea. 
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Owuidten der bei ihr yertrotenen lOehte ihren Solrats anoh den 

übrigen Pcregrinen, Cnterthanoii von arulereii. nirlit im Verü-ags- 
verhältnis stehenden Mäcliteii. angedeilioii lifsscn. So verbÄlt es 
sich noch heute mit den Angehörigen der Schwoiztuischen Eid- 
genosaenaobaft; da die Schwei?, mit der Türkei keinerlei Vertrag 
abgeschloflBeii hafc> lutersteUeD eich üure Angehfirigeik je nach ihrer 
Wahl dem Sohntae der Vertrater DeutwshlandB, Fnmkreichs, Oskst- 
mcfafl oder Italiens, und dieaer Sdinta wiid yon den genannten 
mehteB anageObt, ohne daaa die tOridschen BehOiden je dessen 
Anerkt liiuiiig versagt hätten. 

In j'-neii vf^rganp'iitMi Zeiten war Fi-aiikn-icli am Mittolmeor 
die einzig»' eiiroi»äisf-lio Grossmacht; *li(^ präponderierende Stellung 
fleioeß Botsehaltecs bei der Pforte drückte sich dadurch aus, daas 
ihm kapitnlationsmAssig der Yoirang Tor den Vertretern der übrigen 
Steitan zogeetanden irar. Die wirksame Protektion Frankreichs 
Buchten daher die Angeih&rigen der anderen, kleineren Hittelmeer^ 
Staaten, Geistliche wie Nichtgeistliche, gerne fttr ihre Angelogen- 
heiten nach. Die franzosischen Regierungen ihrerseits liaben es, iu 
^\iinliguiig deö ihnen hierdurch zut-itehendon Kiutlußseti, uiclit vor- 
säumt, solche Hülfesuohende in ihren Verträgen mit der Pforte zu 
berfickaichttgen; so wurden, wie aus dem oben oitierten Artikel 38 
der Lettres patentes erhellt, den unter bansfisisoher Fhigge segeln- 
den Angehörigen fremder Kationen die d^ Franzosen sustehenden 
Haadel^Tilegien zugebilligt. ESn sprachHohee PetreSakt aus jenen 
Tagen ist der iiuch heute bei ihn Orientalen übliche Ausdruck 
..Fnnikvrt", unter den die christliciien Abendländer sämtlicher 
Nationalitäten in staatlicher Hinsicht subsammiort wenlen, wie 
nuHi sie In kirchlicher Beziehung früheri wo nur Katholiken in 
f^lge kamen, ,4^ateiner*' nannte. 

Dodi sind die besdhriebenen Zuetftnde durch den Gang der 
Oeachichte iSngst überholt worden. In der Jetztzeit haben fast alle 
Staaten ihre Vertreter in Constantinopel, welche den Schutz über 
ihre ]I''irnatsaiigf'iiörigr'n selbst nu.-ri!'>Mi u\u\ liiebei jede fmmde 
Ingerenz selbatveintändiiciier Weiae ablehnen. Wenn iieute die 
Schweiz den vor einigen Jahren angoi-egten Plan der Errichtung 
einer Migsion bei der Pforte ausführen würde, hätte dios don 
lorthll des ihren AngehSrigen seitens anderer M&chte bisher ge- 
vflhrten Schulzes zur Folge. Staatsrechtlich kann natürlich der 
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Unterschied, ob die von dem Heimatetaate zu schlitzenden An- 
gehörigen Geistliche oder NichtgeisUiche sind, nicht von Belang sein. 

Dieser ino<lemen Entwickelung trug der Berliner Vertrag im 
viert- und drittletzten Alinea des Artikels 62 RechnTing, indem 
hierin ausdrncklich bestimmt wurde, dnss jede Macht das Kocht habe, 
durch ihre Vertreter im tdrkischeu Reiche ihre Geistlichen selber 
zu schätzen.') Im Gegensatze zu den rechtlich unbegründeten An- 
sprfl(;hen Frankreichs liegt hierin ein von allen Eontniktanten an- 
erkannter formeller Rechtsgrundsatz , der nicht nur die heutigen 
Zustände wie^lerspiegelt, sondeni auch als Basis der weiteren Ent- 
wickclung masegchond ist 

Die llinzufOgimg des weiter oben erwähnten zweitletzten Alinea 
seitens der franzr«ischen Diplomatie erweist sich daher, falls sie. wie 
franzfisischerseits behauptet winl, die Sanktioniening des exklusiven 
Protektorats Frankreichs bezweckte, rechtlich als ein Schlag ins 
Wasser. In der That kann, in Verbindung mit dem angeführten 
KochUtgrtmdsatz, der Ausdruck .,Wahrung der alten wohlerworbenen 
Rechte Frankreichs" nur die bestehenden Rechtsverhältnisse 
betreffen, also den Schutz ni>er diejenigen Priestor und Anstalten, 
welche damals schon Frankreichs Protektorat unterstanden — Rechts- 
verhältnisse, die ja von keiner Seite angefochten werden. Es kann 
aber dadurch nicht neues Recht geschaffen wenlen, wonach fOr 
alle kommenden Zeiten dio katholische Christenheit mit sämtlichen 
auch in Zukunft zu errichtenden Anstalten und ihren den ver- 
schiedensten Staaten angehörenden Geistlichen an das französische 
Protektorat gebunden würde. 

Dies war stets die deutsche Auffassung der Frage; sie muss 
die einzig richtige »ein, wenn anders den Rostimmungen des Artikels 
62 überhaupt ein Sinn innewohnen soll. In gleicher Weise baten 
sich denn auch die Conseillers K'^stos der Rohen Pforte in einem 
vom 20. Juli 1892 datierten Gutachten zur Sache ausgesprochen; 
in prägnantester Fassung heisst es daselbst: 

') Viertlotztes Allnoa des Artikels 62: I>38 ecciösiastiques, les jieleriw 
et les Dioinos de toutcs Ics nationalitcs voj'ageant dans la Turquie d' Europt 
QU la Tiirquio d' Asio jouiront des nKMiies droits, avantages et privili-g«*- 

Drittletztoa Alinea: I>o droit de protection officielle est reconnu 
agents diplomatiques et consulaires on Turquio taat ä l'^ganl des pereoon« 
HU8mentionn('>es quo de leurs ötablisscnients roligicux, de bienfaisan« 
autres, dans les Lieux Saiuts et ailleurs. 
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81 le goirvememait inii^s avait rdeUenent un dfoit acqtiit 

I k protection gMnXe, en Tarqme, de tons les relif^enx oatholiqaeB 
de toutes les nationalit^s etraii^. les, la stH-ondc paitio de Tarticle 
pröcite (<1. h. aas zweitletzte Alinea) aui-ait netteineut coiitredit 1a 
pimidre (das drittletEte Alinea) Cetti3 cousideration seule suffit pour 
etablir que la Fnuloe n'a entendu rfieerver, par les dispositions de 
rartide dn trait6 de Berlin, qne le maintien da „statu qno^* tant 
IV^gard dea sanctiudrea qoe de la protection dee rellgieuz cathoüiquee. 

Jm weitepen Yeifolge fOhrt das Pforteng^otechten ans, dass, wie 
in den Artikelu der Kapitulation von 1740 einzelne, bestimmte 
geistliche Anstalten unter fmnzösischen Schutz gestellt werden, so 
anch heute noch Frankreich das Protektorat über eine beistiuiiuto 
Aniahl von Kirchen, Klöstern und ähnlichen Nieileilassungen aus- 
flbe. Dies sei das Sohutsrecht JTrankieiobs, welches durch den 
Bsriiner Vertrag bsetitigt wurde, „mala il est diideut que lliosploe 
fond$ k Calh, ü y a quatre ans seulement, par une asaociation 
ttiholique allemande, dirig<^ par des prötree aUemands et destind 
pow les besoins des poleriiis alleniaiids iio saiuait faire partie des 
etabliss' ineiits i r-liuqeux ^trangers (^ue la France a le droit excluaif 
de prot^»ger ab antiquo'*. 

Trotzdem läast sich nicht leugnen, dass die Aufnahme der ge- 
dachten Bestimmung in den Berliner Vertrag nicht nur bei Frauk- 
i«ioii, sondern auch bei der Euiie und TorObeigehend bei österreloh 
cuoe Trfibung des VerstBndnisaes fOr den Tülkenechtlidien Grundaata 
ZOT Folge hatte, dass jeder aouverBne Staat auf das Recht nicht 
verzichten kann, seine Angehörigen, auch wenn sie Geistliche sind, 
selbst zu schütz'n. 

Nach und nach brachten dir« Verhältnisse die erforderliche 
Klärung. Um dies darzuthun, dürfte es sich lohnen, die einxelnen 
ÄBsprOche, welche von franzOsisoher Seite aus dem Protektorate 
bergdeitet werden, kura su behandeln; im Anschluss daran ergiebt 
ndi die weitere Entwickelung von selbst 

Abusiv hatte Frankreich Jahrhunderte lang ein Schutzreeht 
über diejenipreii kirchlichen Gemeiübchaften, welche leditjlich ans 
Ott' manischen Tiiterthanen bestehen, und deren Patriarchen unter 
melir oder weniger klar definierter Mitwirkung der Pforte ernannt 
werden, der Maroniten, Melkiten, Syrer, Chaldaer und Armenischen 
Katholiken, ansgeflbt. Wenn dies Schutzrecht nur ein offiziöses 
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wir, BO mx 66 unter Koommeiui der Pforte Icotsdein ein wirk- 
flunea. 

wahrend die fruisOeieohen Vertreter sieh in dieeen IlDen des 
Hangels jeder BefngniB- voQstlndig bewnast wsren, sind hingegeo 
die Pnnkte, fftr welche Prankreich sich, wenn andi nach 

dciu üben gesagten zum T* il intrnnlicher Weise, auf Rechtstitel 
berufen zu k ö ii u e n g 1 a u 1 > t , und die es it Ueui Btiiliuer 
Vertrage mit erneuter Energie geltend zu machen suchte, folgende: 

1. Die Hut der Ueiligen Stätten und die Vertretung 
derselben bei der Pforte in den idnflgeii dob um ihten Boeiti 
erhebenden Streitigkeiten. Hiegegen ist» soweit ee ach um die 
geschichtlich gewordenen VertiAItnisse bandelt» nie ein Euwand 
erhoben worden, wenigstens insofern das Protektorat die Stätten 
selbst und nicht deren etwaige nii litfrauzüsische Insassen l»etrifft, 

2. Das Protektorat über die einzelnen Individuen als 
Angehörige der lateinischen Kirche. 

Soweit dieselben einfache G-eueindemitglieder nicht 
fnmaOsisoher Nationalitftt sind, beansimicfat Frankreich den Schnts 
derselben nicht^ obsehon sich dieselben firOher häufiger in beeondeien 
FlÜlen einer ansserordentlichen BegQnstigiuig durch die franiSsisohen 
Vertreter erfreuen mochten. 

Hin^j^pii^en ererebon si< h ]\(>iillikt*3 dadurch, dass Frankreich die 
(jeriolitsbark»Mt ül»ei iu katholischen Klöstern lebende An- 
gehörige der Türkei oder fremder europftisoher Staaten 
ausfiben wül. Insbesondere trat dies ein, wenn junge Mftdchen, 
▼on den Nonnen überredet, wider den Willen ihrer BÜtem des 
Schleier nehmen wollten, aber von den Angehörigen mit Hflife 
ihrer Konsulate reklamiert wurden. In solchen Fallen nahmen die 
französischen Konsuln stets die Partei der Klöster gegen die 
reklaniieieiideu iiemden Konsulate. Es muss zugegeben werden, 
dass dabei die französische Kegierang sobliessUch doch die Eiecbte 
der anderen Staaten anzuerkennen und naohzugeben pflegtcw 

Von den säcularen oder regulären Q-eistlichen galt 
nach fianzOsiBcher Anschauung, dass durch ihren Eintiitt in des 
Dienst der Kirche ihr früheres bihgetliöhes Schutaverhättnis getflst 
ist, und dass sie so gut wie ihm Kirche unter französischen 
Schutze stehen. Hiergegen haben die türkischen ßehuidou nicht 
Einspruch erhoben. 
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Du Uuuatttriiche dieses Verhältnisses ergtebt sich jedoch von 
•bDmL BdteDS tratsB tum Uenigio Ton lUlen ein, in d«Mn nur 
der Vertieter diee HeinutwtMtes amtUche Bandloogien ToUneben 

]auin, wie Atisstellnng Ton I^bensattoatcn und aiidcro ßciirkiindiingeii. 
AWr ntiHi sonst kann der Ileimat.sstant auf die AusOhung des 
äekutzeä seiner AngebOrigeu nicht verzicbteiti dies ist so ein- 
iBnchtend, dam Annkreioh Bchoo 1874 bei Anlam dar Ikmordung 
eiiMB preoMiiolMa Prierten in Oomlaatinopel oioh der EilaeoBtoiB 
nicht versclilieaeon konnte, dass es zuriiekti-eten müsse gegenflber 
dem Anspniche der di-tifschen Vertretung, die Strafverfolennp auf- 
znueLmen. lu einer Mitteiloog de« franaösibchoa MiniBteriumB wurde 
ddvr when dunal* der Onmdnts anUgeeteUt: „mms «luaud Ib ciiio> 
Un da moine est abaorM par sa nationalit£, nona nona jetirans.** 

Ein analoger Fall in Albanien, wo ( > sii Ii inn einen italienischen 
Aiifrchörigen handelte, wurde dahin entiwtWeden, da^ss wowolil der 
italienische als der ö«terreiüliLK;he Vertreter der V^erhaitdlung vor 
d«m1firkiK!hien Gerichte aMiatiartao und da* Fratokoll uateneiahnetoii. 

Bn dritter IUI aea Janiaaleini, der einen Haliemaohen Prieater 
betraf, bot die Schwierigkeit, daaa der tBrkische Richter gegen die 
AfisistenK der Wrtnf'T zwi^i<>r fremder Müclite nirhtf- finwmidfo, 
aber das Protokoll nur von dem einen unterzeichnen ia».sen wollte. 
ScUieBBlfah uiitetMkiuiete der fransBaiache Vertreter alMa; die 
Bacbi^ebigfeeit dea italieoiaeben Vertietara wurde aber qMsr von 
der italienischen Regierung nidit gebilligt 

Die dA?jtPfh!' 5?ff llungnaliine ist die, dass deutschen kütho- 
iiscUea Geistlichen diesseitiger Sdmtz zu gew&lu-en sei, soweit 
ibve Peraonen in Frage kouiiieo, daas aber die Beohte und Frt- 
T3agi«n ibrer prieateriioihen Stallung, soweit ea aich mn Ihaaaaen 
von Klöstern unter französischem Schutze handelt, nicht zu ver- 
treten <^pii>n. Diefwr Anachauung^, d^r sich in der Folge auch 
andere Staaten, nameuüich Italien auB<(;lUüä&en , liaben scliliesslich 
mob die buosOnachen Vertreter xtigeatimmt Wenigstens ergaben 
ridi in den letaten Uhren in dieaer Beaishang keine AaaUbide. Es 
bpaufht nicht weiter darauf hingewiesen zu wenleii, dans eine solche 
fiegehing der Frage out den Beatimmongea dee Iterünor Vertragee 
Qbereiustimiut 

3. Dm Frotekterat Uber alle einseinen Kirchen, ElOatep 
aad aonatigen frommen Anstalten. 
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Nach der Ansicht der franzöBischon Regierung mflssen, mit 
einziger Ausnahme der dui-ch die bestehenden Verträge unter 
österreichisches Protektorat gestellten Anstalten, alle anderen, di<? j 
itu tflrkischen Reiche heute errichtet sind un<l in Zukunft errichtet 
werden, unter fninzr)sis<.hein Schutze stehen. i 

Dieser Auffassung, welche auch in Egypten bei Gelegenheit 
eines französisch-cgj'ptischen Abkommens betreffend die Jitstizreform 
im Jahre 187'j zum Ausdruck kam, trat die deutsche Regienmg 
in dem bald darauf zwischen ihr und Egypten gescldossenen Vei- 
trage bestimmt entgegen. Artikel 7 des Vertrages lautet: 

Le Gouvernement Alletnand ne reoonnaissant ii aucnne pnis- 
sance un protcctorat exclusif sur les Etablissements catholiquee en 
Orient, se n'aervo tous ses droits sur les sujets allemands apparte- 
nant k \m de ces ^'tablissements et il oonsidt'Te notamment conirae 
cntendu ijue ladite stipuUition du protocole Franc«) - Egj'ptien ne 
saurait porter attcinte ä la juridittion qui est ou qui scra t'-tablie -j 
pour les Sujets et administn'"« alleinands cn Egypte, en vertu de« 
lois de TEmpiro et des airangenients faits entro rAllemagne et le 
Gouvernement du KhKÜve. 

Deutschland bestreitet demgemäss nicht, dass Frankreich das 
Recht hat^ die bereits unter seinem Protektorat stehenden Anstalten 
zu schntzen; „aber mit demselben Rechte wird es seinen Schutz 
den Unternehmungen gewähren, welche deutsche Katholiken gründeo 
und dem deutschen Schutze unterstellen.'' 

Seitdem der Palästina -Verein der Katholiken Deutschlands in 
Jerusalem, Haifa und Tabglia am See Genezareth Hospize errichtete, 
mit denen in Jerusalem und Haifa Schuleinrichtimgen imd Krauken- 
pflegestatiouen verbunden sind, seitdem er Liegenschaften in Emiuaus 
und Kul)cibe erwarb, seitdem eine deutsche Schule unter der 
Ijcitung der <leutsohoii bannherzigen Schwesteni vom Id. Borromii« 
in Alexandrien en'iffnet wurde, ist das bisherige tliatsflchlicbe Ve^ 
hältnis oxciusiven Schutzes der frommen Anstalten scitcn« Frank- 
reichs beseitigt und ein den rechtlichen Bcstimmimgen des llerlin«' 
Vertrages eritspnfchender Zustand auch faktisch begründet wortlen. 
Alle diese Anstalten stehen unter dem Schutze des deutschen 
Heimatstaates. Osterreich liat von diesem Umstände den Nutzen 
•gezogen, dass es das Protektorat über das Malteser - Hospiz in Je- 
rusalem selbst ni>omahm. Die neue Lage der Dinge ist auch durch 




j Google 



— 447 - 



eine Entscheidung der Propaganda vom 13. November IS 94 an- 
erlsaiint worden, durch velohe die Errichtoiig einer Provina deut* 
BKAna BocromfteriDiieii fQr E^gypten und F^klAsfiiia genehaiigt wuxde, 
ohne äam dabei der fnQZteisohen Fxotektonits-AiiBprQohe gedacht 
worden wSie. 

Angesichts der ganzen Welt wurde diese neue "Wendung 
sanktioniert, als am 31. Uktüber 1898 Seine Majestät der Kaiser 
zii Jenisalem das Gnmdstück der „Dormitio" in Besitz nahm mjd 
dem PaUtotina-Veiein der lüitholilieQ Deutscbl r Is über wies. la 
tbecehistimmim^ hiermit vurde am 7, Otitober 1000 die Feier der 
Grandatdalegang der neuen dentficb-katholiacheD Ansialten daselbst 

Einladung des deatachen Konsnls von dem Genendvikar des 
kteinischen Patriarchats von Jenisalem nnd miter Assistenz der 
Delegationen der Franciskauer, Assumptionisten und Dominikaner iu 
aolemier Wei»e vollzogen. 

4. Dif^ sogenannten honneurs de l Eglise. 

Die kirchlichen Ehrenrechte welche als äussere Anerkennnng 
des feanaflgiadhen Protektoiats dem Vertreter ftekreichs erwiesen 
weiden, sind 

der Empftmg an der Thüre dnnsh den our6; ein besonderer 

Platz an der rechten Altarseite auf einer Ifetrade; femer 
die DanvMchuny des Evangelienbuches und des ,,pax domini'*. 

Diese drei kircliliehen Handlungen werden nnr fflr den hmi- 
zösischen Vertreter vorgenommen, trotz der namentlich in Jerusalem 
wiederholten dringenden Beklamationen der Vertreter Östen-eichs, 
Spsnieos nnd Italiens. Wie eifarsaehtig Frankreich Über dies Vor- . 
ncht wacht, beweist dn Beispiel aus der Zeit des Krimkrieges. 
Dbs vormalige sardtnische Eonsnlat in Beirut hatte am Anfange 
des 19. Jaliiiiuiiderts von dem damaligen Herrn des syrischen 
Küstenlandes Dschezy^ar Pascha in Akka *las Recht erkauft, eine 
Uliiolische Kapelle im Konsuiatsgebäude zu errichten. Diese Ka[^r]lo 
wurde während des Krimkri^^eS) in Folge des präpondoraiiton Ein- 
tees Frankreichs, geschlossen, weil in derselben dem jedesmaligen 
XoDsnl Ton Sardinien am Feste seines Souverftns die kirchlichen 
Ehrenrechte erwiesen wurden. 

Auch dem Osterreidiischen Botschafter In Oonstantinopel werden 
in der österrviehisclien katholischen Pfairkirciie in l'eia 'lie gleichen 
Elirea zu Teil. Er iäjBSt allerdings jedesmal bei der offiziellen 
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Anwesenheit andoior fremder Vertreter diese Außüahmsbehandlung 
für sich untordrüdken; das Gleiche gilt vom msauoben Botschafter 
bei Feiern in nissischen Kirchen. jDie fnmsOsiechen Bofachafter 
haben stets eikUbt, darauf nicht versiehten zu können. In Folge 
dessen sehen sich die anderen Vertreter TOrkommenden FkUes Ter> 
hindert, den bezügliche Feiern in den dem französischen Protektorat 
unterötehendeu Kirchen in oflizieller Weise zu ;ts>istieren. 

5. Die wichtigste Seite des fransi?3sisclien Protektorats trat 
besonders bei der im Jahre 1898 angeregten Frage der Errichtung 
einer Mission des Sultans beim heiligen Stulüe su Tage: es ist der 
Schttta der gesamten römischen Kirche als solcher bei 
der Pforte. 

Wie in der vorhergehenden Darstellnng d«* Yeri^tnisse des 

lateinischen Klerus entwickelt worden ist, gehört dersülbe dem 
türkibchen Staatsrecht ül^erhaupt nicht an; die lateinische Kirclie 
ist vieiraehr tn)tz der grossen Besitzungen und der vielen Ange- 
hörigen, Fi'emden und Rayah's, die sie im tOiicisobea Reiche ihr 
eigen nennt, eine answflrtige Macht Als solche kann sie, da eine 
Anerkennung ihres Vertreters seitens der Pforte nicht erfolgt, mit 
letztster nach bisheriger Aufibssung nicht direkt in Beaiehungen 
treten, und sie bedarf fftr die manoherl«» Anliegen, über die ae 
naturgemftss mit der Pforte zu Yrrliiunit lii hat. fremder diplomatischer 
lulcrventio?). welohf» ihr die Protoktorauaiacht Frankreich i^^ wiiliii. 

Der gau20 Krais der Geschäfte, welche die Personen der 
Priester, die einz^lnpu Anstalten, sowie dif' Oesamtkiix^he betreffsD« 
iriid durch Vermittelung der französischen Begierung beeoigt Wenn 
die wichtigsten und grössten Sorgen der Kurie, die durdi Christen- 
Verfolgungen und Massaores hervorgerufene Bedrohung derExisteo» 
der Gemeinden dazu gehören, so umfasst das französische Protektofrat 
anderersoit«! auoh die kleinsten Details. E.s kann kt»ine Kir-hf, 
keino Sciiule, kein Hospital irt-liaut werden, ohne <la<> «lio franzt^'is'Che 
Botschaft bei der Pforte n\u die erforderliche Erlaubnis nachsucht; 
wenn die Douanefreiheit für Gegenstände, die für eine Kirche oder 
ein Kloster bestimmt sind, von den Ldtem dieser Anstalten be- 
ansprucht wird, müssen die franzöaschen Vertreter das nötige 
Teskere (Breuchen) sdireiben. Jeder geschAftliche Terkehr zwischen 
der Kirttlic und den tdrkischen Behörden ist in dieser Weise an 
die franzijsiüche Vermittelung gebunden j der apostolische Del^iirte 
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tn Constiintinopc'l kann ^ic.h nicht auf die Pforte bt-f^'i^hen, oluio 
dasa ilm ein Dragotnan (ier franzOsificheu Botscliuft auf dem Qange 
b^leitet, um bei den Blattfindeoden Verfaaadluogion su «ssistiärea. 

Bb eigiebt flieh hfanm, dasa die hteiiüaohe Drohe, «tbiend 
sia der TQifcci gegenüber im weitesten Masse selbstAndig, ge« 
\vis8ennas8eD exterritorial ist, andfioi-si'ifs sich ;i]s < iii>' DfiKiiil- n? 
der iruisOeifichen Botschaft charakterisiert. Den Wert der hier- 
dnnÜL dm famugetechep Vertreten! YwIieheDen MBoht vaA dee ^müt 
TiarimndeiMn allgenieiiMtt fioflueeee AankreidiB aal die Kurie 
wussten sftmtlichefranzOsiaciie TJi git nni^oii, m h 'len Sehr christlichen 
^^;lj^■st^^t«n hh auf die Republik Kobe8pi!'ii>- s uml von Napoi^a 
dem Ersten bis zu den heutigen Politikern, wohl za schätzen. 
Wfthrend Qambetta iOr das Heinaftend die fteole ensgab ,JLie 
dMoalism^ vdU reuMml", enohte er Oma fOr die OrieDtaüacJiea 
Angelegenheiteo gefiOurliche Konsequenzen gleichzeitig durch den 
anderen An>?spninh einauBcliränkcri .Ji'aiitiel'Tioali^mo h'ivA \n\^ iin 
Kticle d'exportatioa". Obadion die Fürsorge für die katholikeu der 
P rttefctewilwnaicht eit aohneie Pflioiiten auferlegt hat, Ist ietitere 
; tonnl mit davon «ntiemt, dieae Besieliunfee, wekdie ae ab «n 
ihr zustehendes Recht beanspnicht, prei.szugeben. 

Die dnrfh J:ihrhtni<l*'rto lanc:«!! Bestand .sanktinnierten Ver- 
hAltoiaae wurden auch von der Kurie aoerkanat, die ihrer „ftltesteu 
I Toeblet^ fOr die Tiden ihr in dieaer Zeit geleiatetan nninhaftan 
IMenat» Diiilc flehiildet& Sie Bestintmuagen der diplonatiaehen and 
konsularischen Tertratar flknnkreichs «am ihr in allen mit der 
Schutzhoheit zusammenhängenden Fragen ma<?<;g:et"?iiil. Nach den von 
der Kuiie erlassenen Inatruküouen durfte nur dann, wenn die reoht- 
I lötige AualUnuf dea Soliotsiee dwik dnan fraiwBaiaeheii Vertreter 
awlariell umnOigUdi «ar, aoanahoMweifle und Audi aar fOr den 
i ipexieilen Fall, lüf Pintt'-ktion eines anderen Staates erbeten werden. 
Natiirgemäss hat je<loch eine derartige AbhAngigkoit für alle 
Botdligten eine Beihe von Unzatr%liohkeitetn zur Folge, die 
nanandkli in den letiten Jahren die beaoluiebeBe Sachlage in zo^ 
I idunendeni Haaae ala dvehnaa nobelriedigend enidieinen lieaaen. 
IKe Pf'irfc fieklagtc .sich über Frankreichs Kinniischung in die 
Kragen dfs nlltiiglichcn V»»rkehr8 zwi.<ichen dem Tin'ritnnalstaat und 
I ^ Kirche, sowie über deren Ausnutzung zu politischen Zwecken. 
I Die tOtUaohen Dipkmaten Terkennfln ferner nichl, daaa die lateiniflche 
I » 
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Kirche, von diesem Zwange befreiti im Pforteni ntowMoo ein eteto 
Ocgengewiefat gegen, die von Rnndand imieratOUte orthodoxe 
Propaganda bilden kSnnte. 

Audi die Kurie empfindet es, dass Fr.nikreich ihre Interessen 
mit [Htlitl- ' Im II Dingen verquickt. Dazu kouirnt, dass derselben, 
trotz ihrer oben ge^iilderten Auffassung, die fntiizösische Vor- 
mundäc'iiaft gerade in neuerer Zeit als eine Beachrftnknng ihrer 
äouver&nitittsrechte listig fiUlt 

StMer als die Kurie in Born ist der lateiniaohe KleniB im 
Oriente selbst beteiligt Die KlroihenfQisten finden sich dnrdi den 
Mangel des direkten Verkehrs mit den türkischen Staatsbehörden in 
der Au>iiI.iiiil: ilin-s kiiciiliclitiu Amte^ l»ooiiitrachtigt Besonders 
in Jerusalem, \\<> >«;hon das i'echtliche Voihrdtnis d(y^ Patinarchats 
zur Schutzmaolit ein ^rissverhäUnis seiner Angehörigen gegenüber 
der LandesbehCrde bedingt, henscht Unzufiiedenheit mit dem 
Protektorate Frankreichs. Unter den dortigen FhoKaslanerD madit 
sich eine steriEO antitvnaOsische StrOmnng geltend, nnd anUadich 
der in den letzten tthn Jahren h&ufiger angetretenen Streitig- 
keiten zwischen Orthodoxen und Lateinern war unter den letzteren 
die Klage allgemein, dass die wichtigsten Intoivsson der Kirche 
den politischen Sympatliien der Protektoratsmacht geopfert würden; 
man scheute sich sogar nicht, diese direkt als den Feind der 
katholischen Kirche zu beseioluidn. 

Alle unter dem Protektorate leidenden Elemente diftngen aomit 
gemeinsam auf die LOsung der fflr die Kirche einst so vertvoUen 
Beziehungen zu Frankreich. Eine Anbahnung neuer VeriiBltniase 
wurde von der Pforte im Jahre 1H!)8 versucht, indem sie in Uiiter- 
huiulluiiL;i-»n tmt, um bt-iiii \a(ik;iii einen türkischen ( lo&iü'lton zu 
akkiY'ditiei-on. Die französische Regierung, weiche in der Anknüpfung 
eines direkten Verkehi-s zwischen diesem Ycrtreter der Pforte und 
der Kurie den ersten Schritt zur Beseitigung ihres ProtektoraiB e^ 
blickte, wusste die beabsichtigte Errichtung der Mission zu weiteln 
und damit ihre Stellung noch einmal zu behaupten« In den der 
Pforte nahestehenden Kreisen schrieb man diesen Sie^^ der franzQasoheii 
Diplomatie zum Teil der im Vatikan aiiereblich herrschenden liefürcli- 
tung zu, (la-s tiie zahlreichen aus Fmnkreich fliessenden Geldmittel, 
welche namentlich von der ,^Pix)pagation de la Foi" in Lyon, aber 
auch als Peterspfennig, zu kirchlichen und Missionszwecken ein- 
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gebracht worden, nach einem Bniche mit Frankreich ^reiegen 
möchten. Dem tregenflber ntoht al>< i- fest, dass von den durch die 
,,Pr [ta^^tion de la Fol" in Kum abgelieferteu Suiumeu eia namhafter 
Teil in Deutschland gesammelt wird. 

Die Zukimit wird seigeo, ob die modenie Butwickeiung mit 
ihren neuen BedürfhiBaen nicht sohUeBfllich doch eine andere Begelang 
der Kircbenfrage im Orient Terlangt; die j^ge Lage, vooach die 
einielnen Idiohlichen Anatatten unter dem Sohntze iiuer Heimatataaten 
stehen, während über die Gesamtkircho Frankreich das Protektorat 
ausübt, jichüiüt uciiigötens in der Theorie unhaltbar. 

Es ist dabei nicht zu vergessen , dass das Schutzreeiit der 
Homatatiaten über ihre Anstalten den rechtlich gültigen Bestim- 
DtniigeiL entaprioht, wAhrend das exdostre fmnzOeiBche Protektoiati 
ab deaaen widitigate Seite der IransOeiflofae Sdiuts der Gesamt- 
kimhe anaoaeheB lat, der rechtlichen Begrttndong entbehrt nnd nnr 
in den fdliaohen YerhSltnisaen seinen Ür8|>mng hatte. Bechtliohe 
Giüiide q'epren eine Veränderung der Beziehungen der Kurie zur 
franzßaibciien Regierung bestehen somit nicht; in dieser Frage sind 
«Hein politische ]\iomente massgebend. 

Die Entscheidung der ferneren politischen Frage, ob die Kirche, 
Qeaamtfaeit, des Schutzes einer weltlichen Macht im Orient ent> 
mten kann, dibfte tob der BeorteOnng der inneren Angelegenhelten 
der Türkei abhAngen.. Euuelne kirchliche Interessenten wllnschen. 
■b Ideal den Zustand herbei, dass die Küche Je nach Lage der 
Diuge bald an die eine und bald au die andei^ Macht zu aj^llieieu 
das Becht hätte. 
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Quellen. 
OrientaliMhe Qnllea. 

1. Kitab uIcharadBch lilimatn Abt Jusuf {M. Boliq ISOBV 

2. Mawenli, el abkam ussultaaiyye, Ed. Eogsr. 

3. Die Multeqa (Codificatton des Soheriatreolitea unter Soliman dem 
riitihtigeu vuu Ibniulii 'BMA mit OomiMiiter Ton Mvrkafrtt 

£d. Const. 1302). 

4. DBstur, Offitielle tärk. Oesetcsammlung 4 Bde. mit 4 Zeil (An- | 
lübigen). 

B. MuahedaÜ antamie medschmaafli (SaBunlnog der Vertilg» dor Pföit» | 
mit fretndao Staaten) 5 Bde. Const 1?94. i 

In europäischen Spim'hen. | 

6. Moondgift d'Ohaeen^ TUUeaa de l'Bm|iir« OttDoMii. 

7. I/ögistation Cittoinaiie von Arislarchi Bey o. DeOMtriutNieoleldc«» 7 Bd& ! 
& V. Tomauw, das moslemische Ktwht i 

9. V. Knnar, Kvltaigeeoldehle daa Orient«. I 

10. V. Kii'iiH'r, hi-rrscbenden Ideen des Islams. 

11. V. Kremer, JLolturgeschiobtliuhe ätreifxüge auf dem Gebiete des Islams. > 

12. V. Bhniiner, OeHUehte des oananinlieii Beielifli. Zweit« Amipk» 

in J IWen. 183'1. | 

13. ZiukeiJien, Geactuciite dw oaiuaniaafaeu Kddiee in Europa. ' 
Ii. A. MttUer, der blmt im Uotgsm- mid Altendliikd (la der Onekan- . 

Milieu SamniluDg). ' 

15. Bosen, Oascbiobte der lüricei vou dem Siege der Heform 1820 bü» 1 
Mm Vuuw Traltat 1868. ! 

16. naiTilwr^'. Oisiihicliti" cliir Oril•tlt;^Ii^rll^>ll Aiifrolegenheiten im Zeitraum 

des Pariser ood des Berliner Friedens (in der Ouokeo'scben Sammlnng). , 

17. EkduniuiB, die Itefenneo des OwiMwiiichen Ibicbee. i 

18. van Berrhcm . La !^ropri^t.^ ttn i itoriale tt VimpOt iODCler »Wl le* ! 
Premiers califos. Oenevo lä^O. 

10. ITome, Becherdies mr It Oooatitatioii de 1« Pnpriet^ tsnitoriale | 

dans les pays musalnians. Pari> ISid. 

20. Belio, .^tode sur la propndte fonciere en pajra mnsolmaua. | 

31. Uliioliii, Leltne mr I« Tniqnie 2 toL Ptito 1854. j 

82. Silbermiirl. Verfassung und gflgeuvltdger BeatMid abntliober KiichM I 

des Orients. Landshut lä6&. 

23. Bdln, Hiitiain d« I« LttfatH» de Omataotiiiopl« (aottvdl* Uilian . 

Taris ist) 11. I 

24. de Testa, lieeotiil dea Iraites de ia Forte Ottomane. i 

25. Dr. 4Btono)Kral<M and Dr. Magrer. Ober di» Bxterritarialilit in dar | 
Türkei mit I*ü< l;^i lif auf di» Gerichtsbarkeit in rivil- nnd Straf- 
Sachen (enthalten im Jahrbuch der Internat V^ereiulgung für Veigloi«^ I 
BaaUMriBMBMhaft nad TolbwirlaafaaftBUlin, 1. Jaliisaiig, 1. 
teaung, BsiliD 1895 p. 95 fL). 



I 

d by Google 



26. Girolamo Gotubovich, Serie oroDologica dei reverendiissitMi Su(>eriori 
di Terra Santa, Gemsalemme 1898. 

27. EbHiard, die orientaliHcbo Kirchenfrsgo und Ocstcrroichs Beruf ihrer 
Lösung, Wien und Stuttgart 1899. 

28. Hinschius. System des katholischen Kirchen rocht«. 

20. Apostolische» Sendschreiben vom 20. Juni 1894 ad principos popu- 
losque universos (Epistola-praeclara gratulationis) Freiburg i. B. 1894. 

30. Litterae Apostolicae de drsciplina Orientalinin consenranda et tuenda 
(OrientaJium dignitas Ecclesiamm) Komae 1895. 

31. Eine anonyme, aber von sachkundiger Feder geschriebene Artikel- 
serie in der zu Constantinopel erBcbeinenden Zeitung „Levant Herald'* 
vom August bis Dezember 1894 „lies cglises d'Ürient". 

32. Dr. MonJtmann: ("ber die im unmittelbaren Pfortengebieto unter 
kirchlicher Organisation bestehende Autonomie der einzelnen nicht 
mohaniedanischen Stämme. (Manuscript) 

33. Dr. V. Verdy du Vernois: Die Kapitulationen der Türkei seit der 
Eroberung von Constantinopel 1453 in bandelspolitischor Beziehung, 
in Kücksicbt auf die Consularjurisdiction und die internationale Ver- 
tretung sowie in Bezug auf die Frage der heiligen Orte. (Manuscript) 
Davon erschienen : die Frage der Heiligen Stätten PaläKtinas. Berlin 
1901. 

34. Berlin-Wien-Rom. Betrachtungen über den neuen Kurs und die neue 
earopäi.M.-he Lage. Leipzig 1892. 

35. Famin. Ui-stoiru de la rivalitö et du {»rotectorat des cVglisoe chrctiennes 
en Orient. Paris 1853. 

36. Noradounghian, Gabriel, Recneil d'actos intomationaux de l'Empiro 
Ottomao. Pari», Leipzig, Neuchutel 1897. 

37. Spiridion Gopoevie, Ober-Albanien und seine Ijga. I^ipzig 1881. 

38. Hans Beiart : Der Schutzgenosise in der liCvantc. Brugg 18U6. 

39. Francis Itey, La IVotcction I)iplon)aUr|UO et Cousulairo daus les öchelles 
du Levant et de Barbarie. Paris 1H99. 
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Gesetzgebung* und Literatur 
des Jahres 1898.'^ 



Aigentioien.'^ 

Rpfen ril . T>r. UHtindi o Se^via, 
Honorarprofessor au i\m ruivi'i>it;it Ck)rdova, Fiscal th-r A piiollationskammer 
düb Kriminal- uii'i Haii'lrls^'ci irliu» zu Büeuüi>-Aii 

Übeieeist von Dr. jur. et piul. Emst Boseiilekl, Berlin. 



FünfuiKlaeofaBzig Gesetse sind im Jahre 1900 erLusen worden. 

Ausaer einem Dutzend Geeetxe, welche der gleichen Zahl von 
Bfligem die Erlanbuis zor Annahme der ihnen von fremden Re- 
gierungen verliehenen Orden erteilen und vielen anderen Gesetzen 

von geriüg''icin inU.:ro8se, verdieiieii die fol^nden eruiUmt zu 
werden: 1. Konzeaalons -Erteilung zu Eafen- und Eisenbahabauteu; 
2. das Ersuchen an die Regierung, dem Qelehrten Burmeister 
ein Denkmal zn setzen; 3. die Erlasse betr. Qesundheitspoiizei, 
Maikenschats und einige andere mehr. 

1, Durch die Gesetze No. 3958, 3964 und 3968 wird den 
Herfen Gnerrero und Hartines die Erlaubnis erteilt, fOr Ihie 
Rechnung iu iloi Hju San Clement«' einen Handelshafen nebst allen 
notwendigen Hauten und Einrichtungen, wie Qnai.->. Werk?ilätten. 
Stationen für Passagiere etc., zu bauen und auszunutzen; Heim 

Da die Heiansgabe des Jahrbuches ncfa irider Brwartaa veisogeit 
hat, wird bei eintelnen Ländern die Übenwdit Bohon far die Jahre 1890 
besiehanginreiBe 1900 gegeben. 

*) Im Jahro 1888 und 1899 sind kerne fttr das AnslaBd wtehti^aD 
Gesetze erkawn. Wir bringen daher sehen hier die Übeisioht Ittr d« 
Jahr 1900. 
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OmUenno Oodio wird die ErJaiibnis erteilt, in fiahia Bianca, einer 
Stadt mit lebhaftem Handel mid grosser Zokunft, einen Handels- 
hafen mit 6 Quais und den übrigen notwendigen Einrichtungen zu 

boiten und ansziinutzen ; endlich gestattet das dritte der genannten 
Gesetze der l uiua Angel Oardella y Cia d^n Bau und die Aus- 
itutziiiii; eine» ilandekbafens für K Qstenschiffiatirt dicht au der 
Häuduug des rio Dueque'n Grande. 

Die Gesetze No. 3965, 3969 und 3971 erteilen Konzessionen 
für folgende au bauenden Linien: Der Gesellaohaft nFerro-Gairil 
finenoe -Aires al Pacifioo^ von der Station Safoioada bis zur Kolonie 
lsabel in der Provinz ESanta<F6; der Gesellschaft f^Oeste de Buenos- 
Ayres", ihr«' Biiliiilinif vom 5. Meri<li.ui ab siebzig Kilumetor weiter 
na/Ai Ost. II aus/.udehut'ii ; «ler Opsellschaft ,,Ferro-Carril Omii dentö 
Argentino'' für den Bau der Strecke La DormiUa bis San Kafaei 
in der Provinz Mendoza. 

2. Das Gesetz No. 3919 bestimmt, dass das zum ehrenden 
Andenken Dr. Burme isters zu errichtende Denkmal seinen Platz 
im Park 3 de Pebrero erhalten soll; Dr. Burmeister war ein 
deutscher Gelehrter, welcher ebenso sehr der Wisseosdiaft, seinem 
Ldiide, wie Argentinien /mv Khro gereicht. 

3. Düö uub oi) Aitik«-lM i'Cstt'luMi'lo Gesetz No. B959 betr. die 
Geeundheitspolizei enthält die zum Schutze des argentinischen Vieh- 
bestoades vor dem Eindringen von auswftrtigen ansteckenden Krank- 
hfliten, sowie gegen die Ausbreitung schon bestehender Viehseuchen 
notwendigen Bestimmungen; es ist den eurofAischen, dieselbe 
Haterie behaodehiden Gesetzen nachgebildet und ist in einem so 
▼iehreichen Lande, wie Argentinien, von der weittragendsten Be- 
deutung. 

4. Das Geisetz No. 39t>7 ermächtigt die ELxekutive, ditt t^iioider- 
lichen Werke herzustellen, um verschiedene StiUlte der Kepublik 
mit Trinkwasser zu vsisehflii und einige schon begonnene Arbeiten 
zu vollenden. 

5. Von grosser Bedeutung ist das Gesetz ^o. 3975 betr. den 
Schutz Ton Fabrik-^ Handeüs- und landwii'tschaftlichen Marken; es 

bestellt ans 7') Ai tikoin und ersetzt die bisherigen Gesetze, deren 
Fehler es veruieiilet 

6. Gesetz No. 3972 erhöht die Strafe ffir Milnz verbrechen und 
r^t diese Materie genauer, als es bisher geschehen war. 
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7. Du Q«wts N«w 8962 giebt Fkiv«t[ienoiMn das Eedit, <lain i 
dviUdigen gegon die BapBrany anituIrtDgMi — und zwar 

bosondere ErraflfhtifriiMfr rlitrrh den Knncress - , -w-PTin rlio ExoItjütc 
in dorn Zeitnium von ti Munaten eine Entecheiduuj: in dor S.n-b^ 
nicht gotrofTon hat und 3 Monate vergaogen sind, ueitdem mu 
nidiB Bdfldigiing der SmiIm gobeteo imrim iai Wird in aolähoB 
AoMNW der Staat verarteilt, so kann das Urteil nicht vollatnckt 
«erden, es hat vielmehr lodiglich deklaratorischen Chanilctor. 

Gesotz No. 3942 r(»ge1t das Lebensvereicheruiigswesen zn 
Gunsten einuä Dritten und ttestimmt, dass der Anspruch nur diesem 
Letsteren gahflto» und nicht too Oltubtgera dea YentohenmgB- 
nehmen in Inapnioh genonunen werden dOrfs, 

0. OcstMz No. 3921 orinriiliti^t die Exekutive 711m AnlvLiuf 
eines pliotographi&rli< n Fernrohrs für das Obserratorium in Cordobt 
bis xum Preise von 24 000 pesos. 

Was die juriatiadw ütentnr betiilll, so ist nur »a «rwIhiNai 
daee die HenflD Slacena. Macliado und Ouaalavino die Aibeiten aa 
ihrem Ronincntar r,iim Codigo Civil fortijppptzt habfn. 

Der Ilaadel Argentiniens hat cinr s. lnvcre Kiise dnr< liparnacht, 
nun aber bvieätigl sich der internationale Friede täglich mehr. 



Bdgian hat im Jahne 1898 keine bedeatoame intonialiovk 

Vereinbarnnp potroffon. 

Der mit dem unabhäng^prn Kinigostiiate gi^schlosscno Aus- 
lieferungsvertrag vom 20. Dozembor 1898 wiederholt nur 
die mit aadenHi Staaten in Kraft beflndlidien Ahmadrangan. j 

Daa Übereinkommen vom 11. Hftrs 1898 zvisokea j 

■ 

Bel(;ien und J»p«n, daa sicib auf das Fatentraoht, die Fabritatfwifr 






zeichen (Warotueicbeoj und Zeichenmuster bezieht, ist iusofei-n 7on 
IirtanflM, ■!« aidi durah dwelbe» wie duicih «ke Rnbe Torbergehen» 
der YcKti«Be, der aohrittweifle Ebtritt Japias io dM<G«8ellMlnft 

der Xatiiiii' ii vollzieht. Durch cino Note im Moniteur belgo vom 
17. Iiili 18l»S w urflo niif|r<'t<'nt, daps der Haudcls- und Schifffahrts- 
vertrag: vom 22. Juni lÜW in Japan im Jahre 1899 in Kraft 
tntaa "wkd. YH» m den soDstigen, nut Mid«reiil «wofÜBolwn 
läahteD goBchloMeDen T«rtil0ao «kd doveh dksaa Vertiag die 
belgische Konsulai-gerichtäbarkeit abgeschafft, und es werden die 
belgischen Stuntman c:eh?iri!?en den japanischen Oerichten nntfrwnrfen. 

Mit England ist in diesem Jahre kein Yerirag geschioesen 
«ocden. Sa ITetaaiweclMd vom 97. Juli ]»t die ftwtdwwrade 
Gdtong dar beatelitiidea VettoagaabiniaohaageB bis «na Abeoblow 
neuer Handelsvortrftge festgestellt Von beiden Staaten wurde gefaa- 
seitig die Meistboerfln^tipinscsklausel garantiert. 

Em ist rielleicht nicht ohne Interesse, die durch königliche 
Sataehlieseang Tom 3. August geMhafleae Binriettmig herror- 
mhebeB. Dnroh ^ iet etoe tt&adige Kontmiesioa tnr Prttfvag 
von Fragen des internationalen Privatrocht» eingesetzt 
wnn!fii Di«^" Kommission hat zur Aufgabe: 1. die Voraussetzungen 
zu ergründen, die einer Kodifikation dos intoruatioDaleü Privatrecbts 
günstig sind; 2. dk BeMlntionea Tonnbereiiteni die eTeatndl toh 
den Begieraogavertrelem ia das iaternatioaale Privatoedit bstreffiaa- 
den Konferenzen zu vertreten sind; 3. ihr Gutachten abzugelten 
Ober Bestimmungen, die b»"'/.nf:llfh rliescr Materie in die mit fremden 
Staaten abzusclUieseeoden Verträge aufgenommen worden. Den Vor- 
Bte fOltit De I^bheai», der Mlieie Frlddent der Repiaea- 
tuteofauDuaer, 

TWentliches Recht 

Dos Gesetz vom 22. April 1898 über die Provinzial- 
wehlea enthilt eiae Beihe von Atjaadenoigea, die doidi die Beviaioa 
unserer Tofueong in aaaeiem WabliegleBient notweadii^ geimdea 

sind. Das Gesetz vom 12. April 1804, da.s an dem auf die Revision 
folgenden Tage die Pn.vin/.ialwnlilpn s^f^rr^gHt \\nH<^, hfmHH nur '"-inf n 
proviborischen Cliarakter. Ka handelte sich darum, ant VoiBbeiiU 
dar Enanerang der Maadate der Ftamaziabito auf «ndgiltige Veiae 
die Art ihrer VÜd HeetamlBUeB. 
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Die Denn Pro?mseQ Belgiens bilden ifUMClMlb des StMtoB und 
der Kommunen YerwaltangskOrper, anqgestattet mit einer gewisaen 
Autonomie. Sie werden dauernd xon einem Oonvemeur legiait, 
der der nnmittelliaie Vertreter der Regierung (GoaTememedt) ist, aal 
von einem gewählten Kollegium, dem Provinzialrat (consei! provincial), 
der siel» einmal im lahre zu ein< r oidontlicLien Sitzimg* vei>auiinelt, 
und der seine Machtbufuguitstit) auf eiue ständige Deputation über- 
trägt . die aus «et Iis ^litgliodem besteht und die Beine Beechlüne 
in der Zeit swischeo den Seesionen aoBzuffihrea hat 

Die Befugnisse des Frofinzialrats und der sündigen Deputation 
sind sehr Terschiedene und sehr wichtige. Die Nfitaliohkett sokber 
administrativer Zwischenglieder ist oft in Frage gestellt; sie nnd 
v^»n denen verteidigt worden, die in der Selbstverwaltung eine 
Woimliat und in dor Centralisiition einp (iefalir >rheu. 

Die Wahlen der Pi\ivinzialräte haben, wenn sie auch natürlich 
nicht die Bedeutung der Wahlen sum Parlament (legislative Wahlen) 
besitzen, dennoch immer einen ansehnlichen politischen Anstrich. 
Wie es sich um giQssere Wahlkollegien handelt^ als bei den kom- 
munalen Wahlen, so wiegen die lokalen und persönlichen Fragen 
weniger vor und die politischen Fragen sind einfltissreiöher. Kehr 
als einmal dienten die Provinzial wählen zur Kennzeichnung der 
öfifentliohen Meinuner im Staate. 

Zur Zeit der B- ratuiig des Oesptzes war in sieben von neun 
Provinzen eine katholische Majorität im Frovinaialxate vorhanden. 

Der Begierungsentwurf des Qeeetzes IQhrte aahlreiche und ei^ 
hebliohe Veränderungen der bestehenden Rechtsordnung ein. Sr 
benutzte die Gelegenheit noch einmal, die Wahlfragen, das allge- 
meine Stimmrecht und die Proportionalwahl zu diskutiei^n. So 
wurUe der Entwurf voji der Oppohition lebhaft Ix kätiipfl : das ( lesetz 
ist im Hause der Abgeordneten nur mit r)9 ue^^on 50 Stimmen an- 
genommen worden; Einer orithielt sich der Abstimmung. 

Joh kann hier nicht auf alle Einzelheitsn des Meohanismus im 
provinziellen Wahl^stem eingehen; ich darf jedoch einige Grund- 
sätze des neuen Gosettes andeuten. 

Zunächst sind die Bedingungen zum aktiven Wahlrecht durah 
die Verfassung für die Seuatorenwalüen festgelegt. Es wird auf 
Grund dpfselhen vorlangt: Vollendung des 30. liohensjahres und 
W^oluitiiUi von mindestens einem Jahre in der Gemeinde; doch 
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kommt eine ErHatzBiiiume demjeuigeu Bürger zu, der 35 Jahre alt, 
Terheiiatet oder WiUwer mit legitimer Nacldumunensobaft ist, auch 
5 Fics. Sieoer bezahlt; oder venu er Beeiteer eines uabeweglioben 
OateB im Werte y<m 2000 EVca. ist oder einer Bente Ton 200 Free. 
Zvei EiBatsstimmen kommen demjenigen zu, der das Diplom einer 
höheren Leliranstalt hat oder ein öffentliches Amt, oder einen derjenigen 
ßenife ausübt, der die Kennt niss*^ eines liöhoren Berufen voiaiissolzt. 

Man sieht, dass diese Beilirigungen dieseilieu sind, wie die der 
Wähler zur Kammer der Abgeordneten, mit dem Unterschiede je- 
doch, dasB in diesem letsteren falle sohon die YaUendung des 
26. Lebenajahiee an Stelle des 30. genügt Vor der Revision der 
Vertonng war es Grundsatz des belgischen WahlsystemB, dass 
die WahlkOrper f(lr die Provinz und die Kommunen stets aus- 
^ehnter waren, als die Wahlkörpei zur Volks vertretunt;. Die 
Furcht vor dem Sozialismuö liat dazu geführt, dass die konöuivative 
Hegicrung eine entgegengesetzte Politik sich zu eigen gemacht hat, 
was aber die Arbeiterpartei nicht gehindert liat, in der Kommune 
nsd in den Provinzen zahkeiche Mandate zu erwerben. 

Was die Provinzjalrftte betriflt, so hatte man einen besonderen 
Onmd, deren WaUkOiper mit dem des Senats zusammen lallen zu 
laBBon. In Gemflssheit des Artikels 52 nämlich w&hlen die Pro- 
viiiziaJiüte eine bestimmte Zahl von Senatoren, ungefähr ein Viertel. 
Es erschien «lalier log^iseh, dasp die Räte ihre Mandate von den- 
jenigen Btirgeni erliaiteu, die in erster Reihe das ßeoht der Aus- 
wthL der Senatoren haben. 

HinsichtUdi des ümlanges der Wahlkollegien hat das Oesetz 
euis eriieblidie Hsnerung gebracht, indem es die grossen Kollegien 
twttft. Diese "waren frtUier gebildet worden durch die Gruppie- 
nmg mehrerer Kantone der Friedensgerichte, die dieselbe Haupt- 
stadt hatten. So f;:\h es Kollegien, die 12, 15, ja so^ar 1?3 Räte 
wählten. S<» kani ee, dass ein Wahikoileg durch das Ergebnis der 
Prnvinzialwalilen ein übertriebenes Übergewicht hatte. Das Oesetz 
hat nun das Systsm der Gruppierung sehr einfach beseitigt und 
iSB dem Kantone des ^edensgerichts den provinziellen Wahl- 
^iitrikt geschaflSen. 11 grosse Kollegien, hauptsftchlich die der 
gneaen StSdtS} wurden auf diese Weise geteilt Kein Kolleg 
wählt thatsachlicli mein- als 9 Räte. Die Totalsurnnie der Kolle- 
gien für das Königreich ist von 216 auf 231 gebracht worden. 
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Eine andere AbändeiHing des Rechtszustandes erfoli^ durch 
die Verdoppelung der Zeitdauer der Mandate eines Ratäs. Bisher 
wurden die Räte auf 4 Jalire gewählt imd alle 2 Jalire zur 
Ilälfte der Wiederwahl unterworfen. Na(!h dem neuen Gesetze 
dauert das Mandat des Rate« 8 Jahre. Man wollte dadurch das 
Wählen wegen der damit verbundenen Agitation weniger h&u5g 
zulassen. Das ist eine der entfernteren Konsequenzen der Ver- 
pflichtung zur Stimmabgabe, welche die revidierte Verfassung ein- 
gefflhit hat. AVeil die Wald alle BQrger zur Urne ruft und weil 
der Gesamtheit Abhaltungen und Störungen verursacht wenlen, ist 
es natürlich, dass man daran dachte, jene seltener vonielunen zu 
lassen. 

Zum Teil sind es dieselben Grflnde, weshalb das neue Geseta 
für die Provinzialwahlen das bereits durch unser Kommunalwahl- 
gesetz festgestellte System angenommen hat und bestimmt is^t, die 
partiellen Wahlen überflüssig zu machen: das System der Wahl 
von Ersatzräten (eonseillers suppl^nts). Gleichzeitig mit den 
ordentlichen Räten wird der Wähler zur Wahl derjenigen Räte auf- 
gerufen, die nur dann Sitz und Stimme haben, wenn einer der 
ihnen Vorgehenden fehlt, verzichtet oder vcrabschiwlot wird. Das 
System hat sich für die kommunalen Ratsversammlaugen (cooseik) 
als praktisch und wirksam erwiesen. 

Dagegen hat das neue Gesetz von unserem Kommnnalwahl- 
regime das System der Prf)iK)rtiüualwahlen , das teilweise zur Ad- 
wondimg kam, nicht entlehnt. Es liat im Gegenteil die Einrichtung 
der Mehrheitsliste l>estätigt, d. h. es gewinnen diejenigen oder die 
auf der Liste Verzeichneten alle Sitze, wenn sie die absolute Mehi^ 
hoit haben. Die Boratimgon in der Kammer brachten — sie wai«> 
recht lebhaft — mancherlei Neues über alle Wahlsysteme; die An- 
liänger der Proportionalwahlen machten erneute, leider vergebliche 
Anstrengungen. 

Die Provinzialwalden fanden einige Wochen nach der Ver- 
kündigung des Gesetzes statt Die Hoffnung, dass die konservative 
Partei auf der Zorteilung der Wahlkollegien der Grossstädte fustfien 
würde, wurde getäuscht, da in der Provinz Brabant die Mehrheit 
von rechts nach links Oberging, und auf diese Weise in ge- 
scbloesencr Einheit die Zahl der „ständigen Deputation'' der Katho- 
liken schwächte. 
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Eni anderes Geeets, das in das OffBDtliohe Recht gehfirt, weil 
es die Ansfertiguiig den QesetM betiiflti tot das Tom 16. April 1898 
Uber die Anwendung der Tlämisohen Sprache in amtlichen 
Veröffentlichtingen. 

Die Frage der natinimlen Sprache ist eino der brennendsten 
in Belgien. Während der vieraig bis fünfzig .hilii-e, seitdem das 
Königreich besteht, wurde sie in der Volicsvertretung nicht be- 
handelt Die franiflflische Spncite blieb pnktifloberwdBe die einsige 
dar gebUdeten Kiaasen. Selbst im vlimiscbeii lAnde büeb das 
fmoMadb» Iris heate die Sptaohe der Blliger. 

Gegen 1880 bildete sich die Flaininganten - Partei, die sich 
zur Aufgabe setzte, die Ansprüche der Tlünien f^eltend zu machen. 
Von jenen unter Andern waren dicjeiugeu gerechtfertigt, welche 
verhingten, dass die Justiz im Flandrischen, soweit hierfür, besonders 
in stzafEeohtlichen Matenen, ein Inteiefiae besteht, nur in der 
T&nüsdien Spnclie geflbt -werde. 

Diese Fsitei bat bald einoE bedenieDden Erfolg errungen, ireil 
ne notwendig die libenle und katholiscHe Piartei bedrohte, und sie 
gab in den flandrischen Stiidteu, wie Gent und Autwerpen, einen 
Zuwaclis zu den AVahlstiniuien, die für keine der grossen politischen 
Parteien zu verachten war. Als Folge ergab sich, dass den 
flaini&adem versprochen wurde, was sie verlangten und dass nach 
and naeh ihre verstlndigsten Forderungen erfOllt wurden: aQe 
UbntliGben Bekaantmacfaungea sind übersetat, aUe Beamten im 
TttBÜKben Lande müssen noh Tlimisob auadraoken, die Justiz 
viid in üandTTseher Spraclie ausgefibt n. s. w. Besonders seitdem 
die kalliuli^che Partei, dank der Macht der Vlftmen. am Ruder 
war. liat sich die Zahl der bewirkten lieformen auf diesem (lebiete 
vermehrt Die liberale Paiiei konnte — aus Wahlrücksichten — 
oiclit andere, als die flandrischen Ansprüche unterstützen, abgesehen 
r<Hi der wallonisohen und der Arbeiterpartei, wfihrend diese es in 
Sara Anfbigen auch thati Alle Arbaterkongrease werden not- 
veadigervolse in beiden Spruben abgefaaHen. 

Im Pariament konnten sich die flandrisr^ien Abgeordneten 
immer in ihrer Sprache ans<lrucken, aber seit der Wahlreform ü:e- 
aehah es, dass von Zeit zu Zeit ein ArlnnttM-, der es auch andere 
Icoonte, oder eiti Bourgeois, der sich bei seinen flandrischen Wählern 
belieiit machen wollte, ihre Beden auf Ylftmisch hielten. 
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IndeMMi baden die UMDiagaats, daas dies nicht genügt. Sie 
forderten oidit nur eine offieielle Obwsetaang mm jeden OoootiWj 

somlern eiuen offizieUen Text. Ein jV-rlor Artikel des Gesetzes 
Holltc nach >ipinr>m Text in doppelter Fonu, ütuixOeieoh oder vlbniscb, 
verkündet werden. 

Trotz der feurigen Opposition einiger walloniacher Abgeoed- . 
nnten, die ndi dagegen stdnblen, dase die YertffiMiliiohung eines . 
Oesetzestextes, den «^ii^ nirht veratehen, beschlossen wurde, ist das , 
neue, im Sinne dor Flainiiigants von der Regiening vorgeschlagene 
Gesetz mit grosser Mehrlieit von der Abgeordneten kainiue/' m- 
genonniein vorden» 

Dagegen mr im Senat die Opposition mehr lebhaft und es ' 
kam, was selten geschieht, zu ein' i* Al.,tnrl.->ning des vnn der Kammer 
angenommenen Gesetzes: Ausfertigung und Vorkflndigiuig jedes tia- ! 
setze» sollen in beiden Sprachen ei-folgen, aber nur Ober den I 
fnmxDasehen Ttot sollte sbgestinunt «sEden, -wIliTend gleidissilig I 
mit dem Qeeetze eine offizielle Übenetwng veröffentlicht werden 
sollte. Man fürchtete besondera, dasa man sicii bei den unausbleib- | 
liehen Abweichungen der zwei offiziellen Texte auf diese vor (h- i 
riebt nicht würde berufen kOnnen und da&s der Interpretation der i 
Abdchten dos Qesetagelieni grosHe Schvieriglffiiten erwadiaen mOselea. 

An das Abgeordnetenhaus zurückgekehrt, wurde der Voreohlag 
in der ui-sprflnglichen Form anfreobtertaslton, und eoliüesalioh mneate 
sich der Senat beugen. : 

Gtigeuwärtig ist daher der Recbtszustaud. folgender: Sobald | 
einer der Piilndenton der beiden Kaauaeni einen Artikel des Ge- 
setzes oder tine Abtndening zur Beratung gelangen Ifisst, liest ar 
sie in drn 7wr>i f^pm^hen vor iiml ^ic w. rilon aiiS't.nft in eiiifi", in 
zwei 8|<)vii hi n beschlosseu. In beiden wird das Gesetz aufigeiertigt | 
mid yerküui.let, i 



Ein Gesetz vom 18. April IRHR lint dio Ablffpnnsr d.-r T.lsan- j 

bahnkonzession der Grossen Belgisclien Central- uud dor . 

Lüttich-Limburgischeu Eisenbahn festgestellt Es benutzten I 
Eiaflobahnen im Jahn 1897 der Staat Belsen in einer Atiedehnnag^ 
3312 km, die PrivatgesellM liafd-n in einer solchen von 1278 km. -^u' 

die Oroeae Belgiwdie CeatralgeseUacbalt entfielen hiervon 628 nnd a<d | 



Eisenbahnen. 




463 



die Lfittich-Lhilbiiigische 141 km. Du bedentet in Wirklichkeit 

das Verschwinden der bedeutendsten PriTatefsenbahimetiBe nnd ihre 
Absorption durcli die sUuillichen Netze. Die Durohführimg kostete 
etwa 200 Millionen, deren Vertcibing in dein gtü. lachten Gesetze 
geregelt ist £s ist hier nicht dar Ort, Einzelheiten der AusMhrung 
anacinaadamiaetiea^ aber ich kann andeuteni dasa die ertragsfiUiige 
Benatzmig der EiaeDbahnen dnioh den Staat der Gegenatand von 
Aagriflbo in der Kammer wwt, Angriffen, die nur daa Yorapiel an 
dner Propaganda aind, die immer grösaere Anadehnnng gewinnt 
Dieses feindliche Wiederaufticten der Gegner einer staatlichen 
Eisenbahn verw;ütTing zu konstatieren, ibt interessant in einem Augen- 
blicke, da die Erfahrung in Belgien wie in Preussen und ander- 
wärts bedeutende und entscheidende Ergebnisse gezeitigt zu haben 
icheint und da man Anatrengongen macht, daa ^yatem auf daa 

AiMtefseMtm. 

In meinem letzten Berichte hatte ich die Besehlussfassung 
über ein Gesetz betreffend die Berufsvereine angekündii^t. \) Die 
Diskussion ü>>er dieses Gesetz hatte nicht nur die Thätigkeit des 
Parlaments während der ganzen auaaerordentlichen Tagung, die zu 
diesem Behnfe snaammenbemfen wurde, in Anspruch genommen, 
soodern andi noch drei Monate der ordentlichen Tagung. 

Da die Fhige aowohl fflr die Offentliohkeit in DeutacUand, 
wie för die Mitglieder der Internationalen Vereinigung ron Interesse 
ist, glaube ich hier auf das OumVi. im Einzelnen eingehen zu 
müssen. 

Die verscliiedenen Entwürfe, die in acht Jahren vor der 
parlamentariaohen Beratung der Frage sich anaammelten, wiesen auf 
starke Mmnungavarachiedenheiten swiachen ihren Urhebern hin, ob- 
wohl diese alle klerikal und regierungsfreundlich sind. Diese 
tKfliarenaen traten auch in der Kammer au Tage und wurden noch 
erweitert durch zahllose Amendements nicht nur der sozialietiBchen 
Opposition, sondt i n ancii eines Teiles der Recht^Bu. Die Regicniiig 
liatti"' sich ir»'geu drei oder vier verscliiedene Anlfassinit:<'n ühnr die 
Berufs vereine zu wehren und hat ihren Entwurf nur mit üülfe 



«) Jihrinidi der latem. Vefemigong IV, a 2881 
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Ton Kompromiflnon dmobgebnolkt, wekl» die Klariieit der dgenee 

Auflittwung zentBrt oder dodi getHUyt haben. 

Das Ergebnis ist, dass das Gesetz eine Menge Schwierigkeiten 
enthält und zwar in einem üiade, dass im Senat dei rad ikal-^ 
Senator von Lflttich, Herr Jansen, der sofort bei Eiüilnuüg der 
Beratung eine neue Auffassung fiber die ßenifsvereine seinerseits 
voibiachte, beinalie einen Yertagonismitnig darohgeeetit bitte; m 
fehlten ihm nur drei StimnieD an der Hefaiheit Men wnd unter 
dieeen ümetSnden begreifen, daee ee nur in dieeem Aufnlie nicfat 
möglich ist, all die Phasen der PaHaaMotoveThandlinigen oder die 
verschiedenen Doktrinen vorzuführen, di»' entwi. kelt worden sind. 
Ich h^srnncrp nurh mit dem Ilinwpi.s, da&a die tausend Svit« u 
Parlamontsberichte über die Vorarbeiten ein ernstliches Studium 
verdienen; nicht aar der Volkswirt und der Soziologe, aondem 
auch der Paychologe werden dort Gewinn finden. Hier mnas ioh 
mich anf die Darlegung der HauptbeBtimmongen des OeeelieB^ ihrer 
Tingweite, ihrer Bedeutung und ihrer wahracheinlicfaen Wirkungen 
beeobrftnken. 

Artikel 1 stellt Prinzij» und Zweck des Gesetzes fest Man 
weiss, dass es sich nicht um die Anerkennung- der Ziüässigkeit der 
Bein fs vereine handoltn, da die Assoziatiousiieiheit in Belgien un- 
beschrankt ist Der Artikel sagt: „Die Berafsvereine haben das 
Recht der joiistisohen Peraon in den Qrenien und unter den Be- 
dingungen dieees Gesetzes.** Das Prinzip selbst iat nicht bestritten 
worden; im Senat haben die Herren Janaon und Dupont (L&ttifllt) 
einen Unterschied machen wollen zwisdien der „juristischen Person" 
und der „juristinehen Existenz" auf Grund einer ziemlich tioltsamen 
Theorie, die zwis< iien dt-r i'olitisohon, in ihrer \Vo>enheit danenidfju 
PcrsAnlichkeit und der zeitweiligen juristiseliou Person untersoheiilet 
Dacaui einzugehen aber hat der Senat abgelehnt 

Artikel 2 definiert den fierufsTerein. Dieser Ist „eine Ter- 
einigung, ausBohliesslich zum Betriebe, zum Schutz und zur 
Bntwickelung ihrer Bemfeintdressen zwieohen pNSonen, die in der 
Industrie, im Handel, in der Lanilwiitxhatt oder in den freien 
Berufen mit einem Erwerbszwoek entweder dcnsflben <><ler Shnlii he 
Berufe, entweder dusöelbe Gewerbe oder solche ausüben, die auf 
die llerstoUung ders' 1? • Pnvlnkto abzielen". 

Katflrlich gab last jedes Wort dieser Begriflisbeetimmung Anlaas 
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m betrloihtlioben Debatten, und die ErOrteniDg einiger Punkte wird 

Ulis über die Tragweit.' des Gesetzes Aufschlnss geben. So hat 
daß Wort ,,ansseliliesslieli'' den Zwock, von der Wohlthat des Ge- 
setzes diejeuigeu Vemne, auch die Bemfsvereine , auszuschliessen, 
die einen politischen Chazakter haben. Sobald ein Teil des Vereins- 
TermOgena in die Kasse einer politiachen Partei irandere, sobald 
ein Verein Eandidalen fOr eine Oemetnde-, ProTinsial-, Kammerwahl 
empfehle, trrabe er aktive Pditik und sei nioM mehr i^nsschlieaB- 
lidi" De r uÜB ve rein. Bs h^sse indeesen nidit, Politik treiben, wenn 
gefordert werde, dass die Mitcrlieder eines Vereins unter allen 
Hmstäudeii das Privateigentuni, die Familie, die Religi(tn verteidigen. 
Dies seien lediglich Bürgschaften, die begreiflicherweise für den 
Eintritt in den Verein verhuigfc würden. So ist laut in der Kammer 
veikltaidigt madeii. 

loh kann nicht umhin, in dieaer einsöhrSnkenden Ausl^ng 
caaen der ungiaokUchfllen Zftge dea Qeaeta&es an sehen. Ist ee 
doch Thatsadie, dass in Belgien die ungelieure Mebrxahl der Bemfe- 
vereine eine „politische Färbung" hat, d. h., offen oder nidit, einer 
i>uüii,>ch''n Partei angehöit. Die sich zur Arl>eiter[jartoi haltenden 
Vereine führen «inen Teil der Beiträge ihrer Mitglieder an die 
Kasse des Centnüiatsa ab. Die Katholiken jeder Richtung und 
aoch die Liberalen grflnden tflglich Bembvereine. Gewiss ist daa 
kein Yorsng vom Standpunkt der Qewerkvereinstaktik aus und die 
Tndfls Uniona haben sicher niemals daa Beispiel hierfOr gegeben, 
dis aus Frankreich stammt. Aber es ist zu spät, die Bewegung 
zu hindern. Man wird bei ims nie wieder zu dem reinen Berufs- 
vereiii zurTiekkehren. Es war daher eine verkehrte Tendenz, ges*;t/.- 
liche Betitiniinuugen zu treft'en nicht für das, was ist, sondern was 
nm sollte. Das praktische fkgebnis di^r in der Kammer, wie 
geschehen, interpretieirten Toraohrift wird sein, dass alle die sozia- 
listischen Vereine von den Wohlthaten des Gesetzes ausgeschlossen 
bleiben, wihrend die Vereine der katholischen Partei ihrer teilhaftig 
wenlen. Das Wort „ausschliesslich" steht auch im französischen 
Gesetz, aber es hat dort die Verbindung von Syndikaten mit einer 
Partei nicht gehindert, weil man erkannt hat, dass ihr politischer 
Charakter nur Bci^vor1^ sein kann. 

Der streng berufliche Cbamkter ist dadurch betont worden, 
dass die Kammer nicht gestattet hat, dass die Vereine neben den Be- 
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rnfsintercsnen ihrer Mitglieder auch deren wirtschaftliche Inter- 
essen wahrnohmen, wie dies der ursprüngliclie Plan zuliees und 
das französische Gesetz gestattet Die Unterscheidung ist sehr 
subtil. Das belgische Gesetz erlaubt den Personen, die freie Be- 
nife mit der Absicht des Gewinns betreiben, einen B«nif»- 
vereiu zu begründen. Dies können also Journalisten, Schriftsteller, 
Erfinder. Was das Ijchi-fach betrifft , so inuss man unterscheiden: 
Lehrer und Professoren au öffentlichen Anstalten dflrfen es uicliL, 
ebensowenig Personen, die gratis, aus reiner Hingal>e an die Sache, 
Unterriclit erteilen; wold aber dürfen es die Professoren der freien 
Anstalten, sobald sie Gehalt beziehen. 

So ist also des gesetzlichen Vorrechts wilnlig nur diejenige 
Vereinigung, die zum Zweck das Studium, den Schutz und die 
Förderung ilcr Benifsintcresscn im engsten Sinne den Wortes hat 
Dies Prinzip beherrsc^ht das ganze Gesetz und hat die Mehrzahl 
der folgenden Bestimmungen bedingt. 

Der Arbeitsminister Nyssens hat sich bemüht, einige der er- 
laubten Thätigkeitsgebiete eines dem Gesetz entsprechenden Vereins 
aufzuzählen; so z. B. gehört dazu: , .Festzustellen in jedem Gewerbe 
und in jedem Benife die besten und produktivsten Arbeitsbedingungeo. 
durch das gemeinsame Erforschen dieser Regeln und Be<lingungen, 
durch die Einrichtung und Entwickelung «les beruflichen Cnter- 
richtoa, durch die Ausbildung tüchtiger I/ehrlinge, durch <lie Ein- 
richtung von Bil)liothokcn, Sammlungen, Versuchsfeldern, durch iIm 
Studiimi der ArbeitslMHlinguugen und der Marktlage im Aualaude, 
durch Reisen tmd Abordnungen zu diesem Zweck. Dann Erörterung 
der Arbeitslied ingungcn mit Untcmehmeni und Arbeitgebern wie 
der Dauer der Arbeitszeit, Ruhelage, Sountagsndie; Feststellung^ 
der Mess- und Kontrollmethwleu; Beschäftigung mit den Fragen 
des Lohnt«, der Taxen, der Loluiauszalüung, der Gewinnlieteiiigungr; 
femer Sichening gegen Arbeitslosigkeit, Unterstützung arl>eit8loäer 
Vereinsmitglieder, Arbeitsnachweis etc.; endlich — und das i** 
nicht ihiK Unwichtigstf' — die Organisation von Rei8en)uten für 
Arbeilor, die im Auslande arlieiten wollen." Danat-h ist, um « 
zusammenzufassen, der dem Gesetz entspix-c^honde Berufsverein i'ine 
Kasse für Widerstand imd Arl)oit^loHigkeit, nicht* weiter, und die 
Regiening hat vurgesorgt, das« ihm jeder andere Zweck versagt 
bleibt 
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So können die Vereine auch niclit, obwohl das im Text des 
G« --etzp?! nioht auRdrOoklich steht, sieh als 0«^sell>( linften zu gegeu- 
aeitigor Hülfe (JLrunkenkasseu) konstituieren^ noch Kassen zur Yer- 
Bidieniiig gegen UnfiUle and für Altersversorgung bilden. Der 
Gründl iranini dies an^geechlossen ist, liegt in der Sorge der Regie- 
nmg für die Bemfiarereine, in der Angst, daae deren Eaasen durch 
koa(B{>ielige SireikB ruiniert werden kannten. ICan muss wahrhaft 
Blaiinen, dass eine konservative Regierung gegen die Trades ünions 
die „VerwiiTiinLr tl»M' Kassen'' für Fürsorge und Streik ins Feld 
iülueü konnte, die immor als ein lJMtor])faiid ihrer Klugheit und 
Mäsägimg von den Freunden des sozialen Friedens geprieBen 
woideii ist Der Sozialist Hektor Denis war es, der auf diese 
krgamBBiB g^genflber der konservativen Hegierong hinwies. 

ESn anderes Verbot aber steht im Artikel 2: „Die Tereine dflrfen 
adbst weder einen Beruf noch ein Gewerbe ausfiben.*^ Dies wird 
hn Auslandp nicht befremden, wo es den Vereinen (abgesehen von 
einer Aii/.alil landvvirtachaftlicher Vereine in Frankreich) nicht in 
titrii Sinn kommt, Handel oder Gewerbe zu tiTihen. Dies*- Ue- 
^'timranng verdankt ihre Entstehung der scharfen Opposition, die 
die Mehrheit der Rechten den Antrfigen der Minderheit, den Cluist- 
üch-Demokiaten unter der Führung der Abgeordneten Helleputte, 
Guion de IHart und BenUn, machte. Diese ICBnner betrachten 
den Bentfavereln als ein Werkzeug der Emanzipation fflr die Ar- 
beiter, die Handwerker und die Bauern. Sie wollen ihn gleicher- 
riiassAn zu einer L'nteiBlütziingsgesellschaft und zur l'roduktiv- 
gcüOBoeuj»chaft machen — eine AuflksBung, ilic, von den Sozialisten 
unterstntzt, ganz offen revolutionär auftrat. So verbietet man grund- 
sätzlich den gesetzlich anerkannten Vereinen Handelsgeschäfte zu 
tieilten« und in der Besoignis, dass sie sich in Bandelsoperatiouen 
emlassen, die fOr ihr Vermögen gefiUirlioh werden kOnnen, untersagt 
man ihnen, Anteilsdisine oder Aktien In Qandelsuntemehmnngen, 
anooymen 0- 'Seilschaften, Kommanditen und selbst Genossenschaften 
m erwerben. Alles, wai> sie thun dürfen, ist, dass sie Anlehen zu 
festem Zinsfuss machen kOuueu, z. B. Obligationen oder Staats- 
papiere aufnehmen. 

NatOrlich dflrfen dieselben Personen, die einen Berafsverein 
lalden, daneben eine Genossenschaft grflnden, aber dann ist dies 
sbsn eme neue Vereinigung, die den Fonlernngen des Gesetzes von 
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1873 genflgen miisB. indessen hat doch das PrftoedeoK der land- 
wirtschafttichen Veiane in Frankreich und der BauernbOnde in 
Flandern die Regierung bewogen, dne Ausnahme xa machen. Die 
Benifevereine dflrfen zum Wiederverkauf an ihre Mitglieder Roh> 

stofTo. SUmereien, Duiiiremitt«! , Haustiere, Maschinen und andere 
Wßikztnii;. ankaufen; »Lonso dürfen sie Rnseugai&suj dts .iffeneo 
Berufes kaiifea und an das Publikum verkaufen, sie können i^elir- 
werkstätten unterhalten — Alles aber unter rler ausdrücklichen 
Bedingung, daraus keinen Gewinn su ziehen. Für diese OpemtioneQ 
mnss der Verein eine besondere Redinung führen. Die Foreht, 
dass die Vereine ein Qewerbe ausüben könnten, ist so gross ge- 
wesen, (lass man ihnen die KOglichkeit genommen hat, ArbeitB- 
stnttcn flu- Aibeitslose zu errichten, weil liaraua otändige Produktions- 
istatteii werden könnten. 

Wer kann nun Mitglied eines H* riifs verein« wei-deu? IJariibor 
giebt Artikel 3 Au&chlnss. Junge Leute von 16 Jahren au und 
Ehefrauen sind nur dann zugelassen, wenn der Vater oder der QattB 
nicht Einsprach erhebt Der Muiderjfthnge hat keine besoh l iessends 
Stimme. Der Verein kaim Ehrenmitglieder emeanen, selbst wenn 
sie nicht dem Berufe angehSren, doch darf ihre Zahl nicht em 
Viertel der Zahl der wirklichen Mitglieder überschreiten. Schank- 
wirte können nicht Ehrenmitglieder werden, wonii sie nicht niindesteos 
während vier Jahre den betreffenden Berut ausgeübt haben. 

Was die Form der „Anerkennung'^ betrifft, so mues der Benifs- 
▼erein als gemfiss dem Gesetz gebildet durch den Bergwerksrat 
(Conseil des SCines) erklftrt werden, der in Belgien die Au|gaben 
des Registnus in England und des Bureaus der Syndikate im 
französischen Ministerium ausübt Der Bergwerksrat besteht ans 
fünf Beamten und gehört zum Arbeitsuiinistoiiuni. Kr ist oino 
alte Institution, deren ArbeiLslast niclit all?.ti schwer ist \uv\ «ler 
man neues Leben iiat eiuflüBscn wollen, indem man aie su einer 
Art Verwaltungsgerichtshof für die Beru&vereine machte. S^ne 
Aufgabe besteht einfiach darin, sich zu Tergewissem, ob die gesetz- 
lichen Bestimmungen erfüllt worden sind. Zu diesem Zweck müssen 
die Berafe vereine bei ihm ihre Satzungen, eine Liste aller ihrer 
Mitglieder und eine Erklärung einreichen, dass alle Mitglieder eines 
Vereins auch w ii kli -Ii demselben Berufe angehören. Um gfiltipr 7M 
sein, müsäen die Statuten eine Keihe von Vorschriiteu erfülieu, die 
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hauptsächlicii in Artikel 4 uu^e/illilt siii l, iDimlich: Name, Domizil, 
Zw* . k (!fs Veieiiih, Bedingungen «.le.s Ein- und Aubtritls lici Mit- 
glieder, Organisation des Vorstandes, Modus seiner JBrneimuug, 
Daner aeinee Amtes, iürt der VennOgensanlage, Reclimingslegnng, 
Qeediftftsotiiuimg für Statutenänderungen, die vom Verein gebilligten 
fieBtiunmungen fflr die Beobachtung seiner OescbAftsoidnung, endlich 
^e Yerpfliohtung, gemeinaam mit der G^enpartei die Mittel und 
Wege zu suchen, um jede Streitigkeit, die den Verein angeht und 
die Ail.r itsl.. (lingungen betrifft, sei es durch Einigung, .sei es 
durch Schiedsgericht, beizulegen". 

Die Veröffentlichung der Vereinsstatuten erfolgt im „«Staats- 
anaeiger^ Alljfthriich mnsa der Verein dem Beigwerksrat eine 
AbfeehnuDg Uber die Einnahmen und Auagaben, aowie die Liate 
Miner Voratandamitglieder einreichen. Diese letzteren mfiasen Belgier 
oder, ivenn aie AuaUbider sind, anm Wohnaita in Belgien befugt 
sein. Si liankwirte, gewisse Kategorien von Venirteilten , Banke- 
rottwm» flfiik n nicht im Voisland » ine's Ik-nifwereins sitzen. Nach 
dt-m KomnÜBsionsentwurf sollte aucli eine voJlstäii'lige Namcnsliste 
sämtlicher ^ritt;lie<lor vorgelegt werrlen. Diese Bestimmung stiess 
auf den lebhaftesten Wideratand bei den Sosialisten. Schliesslich 
aatM^bloaa man nch nur zu dem Yerhuigen, dasa im Yereinalokal 
eine auf dem Laufenden gehaltene Ißtgliederliete aufgelegt werden 
mAsae, die den Mttgliedem zur Eänsicht offen stehen soll. 

Die Artikel 10, 11 und 12 bestimmen die Rechte der Beruf s- 
v-'idne als juristischer Person. ..I)« r V.'ioin dai-f als Kläger odor 
Verteidiger zum Schutz der iiidiv iduciien KcMjhte, die seine Mit- 
glieder in ihrer Eigenschaft als Mitglieder besitzen, vor Gericht zu- 
gelaaaen ireiden. Daa trifft im Besonderan zu für die gerichtlichen 
Sebiitta zur Auaftthrong der Tom Verein für aeine Mitglieder ab- 
geachloaaenen Verträge und fOr die Schadeneraataklagen, die durch 
Niehtnfnllung dieeer Vorlage Teniraacht werden.** Die Frage nach 
l -n Hechten und der Verantwortlichkeit der Bernfsvereine ist sehr 
>eh\vierig. Sie hat in Frankreich einer R^^clit.sanffassung den H.hI.mi 
bereitet, die den Syndikaten feindselig gegenübersteht. In Belgien 
nod die widerapieohendsten Ansichten von den Juristen des Parla- 
menta geftuaaert worden. Bia zu welchem Orade kann der Schutz der 
BoufBinteieaseu die intefeaaen (nicht die Bechte) Dritter verletzen? 
Die Bntaciieidimg hat man der Würdigung der Gerichte überlassen. 
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Itor Verda darf j/iä» BSgentum oder wnstwie^ (z. B. in Miefe) 
küM «ndefeu Imnmbilim beritien «b wldie, die eifaideilicli sied 

^tir Ki i ii htiing seiner Versjiinmiungslokalo, Bureaiix, gcworblicheii 
Schiiioii. IVihliotheken, Samnihiiigeii, Laboraforion. Versuchsfelder, 
Unterkunft fOr Haustiere, Maechineo und Werkzeuge, Htolleunacit- 
weiW) AifMritabOnen, Ldirwerkettttaii, H«riMi!geD and KiankeiH 
taloKi**. Dieae BartunmaDg geht weiter de die entqpieebenidie im 
englischen oder fiantSrischen Gesetz. Sie ist natdrlicli iteftig v<iu 
den lilieralon J>*>naloren anfregriffcn woitlpii. «lie darin die Wie<ler- 
einfütirung der „toten Hand" erblicken. - Der Verein darf Oe- 
soiheoke und Ligete anneihnen, «bar er muas daau in jedem cuk 
seinen lUle dnicb idtBigUohe yerordning ennlobtigt «eideii. Der 
GcBclionkgebcr cxler Erblasser kann zu seinem mlor seiner Erben 
Nutzen sich das Recht vorbehalten, im Krdle einer Auflösung des 
Vereins eine dem Wert des veraiacliten Gutes entsprechende Summe 
so Yeriangen. AI» Bnteolildigang der BeaitBTeribideningageMltir ef^ 
hebt der Staat eine Jahieaiaxe von 4*/» dea ladMtemlengBn Ebi- , 
Iromnietui von den dem Verein gehörigen GrtuKlßtfHiken. 

Die Artikel 14, ^5. 1 f! tifhiinlclTi tli»^ Aiiflfisiing des Vereins. i 
die von den Gelochten verfügt wenlen kann, wenn der Verein sich 
nickt den Toiadiriften dea QeaetiBa lOgt, wenn aein VennO^ in | 
einem andern Zweeke« alt ffir die der Yerabi gegrCndet wttdea 
ist, venvendet wirtl, wenn die Leitung sich nicht im Rahmen des j 
Gesetze.*; h?llt Was di*> I,i(]ntdation lietrifft, so ist zu bemerken, ' 
da&s der Aktivrest, naeli Abzug der Schulden, einem ähnlichst oder | 
venraadlen laetitnte logefllhit wiid, d«a entveder die Stetatoa 
oder die Oenenlveceaauolong bestimmt Maagda einer aololMn Be- 
stimmung nimmt dc^r Sfa,nt »Ins VercinsvptTnri^en an aidl, WD 61 
Zwecken dos gewerblichen Unterrichts zuzuwenden. 

Artikel 17 enthält Strafbestiminungen gegen den Vereiiie- 
vontaad und die IfHglieder. AriaiEet 18 gswihrt den YeiUnta 
von Berofavereinen das Rei ht der juristisRhen Person mit der Mass- 
gnbe, dass solche Verbände einzig und allein ;iiis Vcrfin tt »les- 
iv^lben OewerbeK be(*tchen. Artikel 19 cndlu Ii lei-t der Regierung 
die Verpflichtung auf, alle drei Jahre den Kammern einen BcivM 
Ober die AuafQhrnng dea Qeaetaea voKoIegBn. 

Die ursprangliohen Entwürfe enthielten ausserdem eiMD 
SohtuaaaiiUcel, der den Artilml 310 des StnrfgeeeUboobee aUndertü 
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woHtth mit Strafen belegt wird, in der Abcucht, die Löhne 
m erhoben oder m erniedrigen oder die freie Ausübung tlcs Ge- 
werbes oder (l» r Arlnnt m bf»eintrfl<:'hti^pn , Oewaltthaten besaht, 
Meidiguijgeii odtr Didhniigt.Mi ausslu88t, GeUlbuböen, Vt;nuf, 
Sperren oder irgemiwelciw Yerfuiguogen verhängt, sei es gegeu 
Diejenigen, die arbeiten, sei es gegen die, diq Arbeiten lassend 
Dm inunfifiiacbe Qeeetz hatte diese Vorsdiriften in Berog anf Geld- 
boaaen, Yemif und Sperren, die in den Statuten der Berufstereine 
gegen ihre Mitglieder bestimmt waren, falien iaseen. Die Urheber 
der ersten Entwürfe, selbst Konservative, in Belgien wollten eben- 
falls diese Mittel zugestr-hoii in der Eliwägung, dasH. wenn die Ver- 
eine keine Zwangsmittel mr Durchführung ihrer BeschlOsöC in der 
Hand haben, jede Lohnpolitik, jeder Streik unmöglich sei. Diese 
Erwlgong hat indeBson bei der beigisohen B0giemng nicht durch- 
gesoUagen, sondem ana Beeocgma vor Miisbiftuchen hat oe den 
Artikel 310 des Stral^eflotiea untrerftndert beibehalten. Die Vereine 
kOanen demnach Strafbestimmnngen gegen ihre Ifitglieder eriasaen^ 
aber ,^ie düi feii sich ht auf Abmachungen oder Thatsacheii be- 
nifoii. lic geeigntjt »ein würden, die Rechte von Pereonen ausser- 
halb der Vereine zu schädigen". Es wird interessant sein zu ver- 
folgen, welciien Gebrauch die Gerichte von diesem Zwiespalt zwischen 
dem Strafgeaets und dem neuen Geaets machen. Von ihrer Auf- 
Cumog wird es abhängen, ob die ohnehin auf die Bolle von Streik- 
kmaon W*FniiH»n Vereme nicht einmal im Stande sind, «irkaam 
Widerstand xn leisten. 

So/.iaiisten haben bei der Abstimmung über das Gesetz 
trklfirt. <ja>j^ Mrh seiner nicht bedienen würden. In der That 
bietet ihnen das gemeine Keolit weniger Hemnisso und die Wohl- 
that der juristischen Person ist für die sozialistischen Syndikate, 
die keinen Orandbesita haben, leoht wenig wert. Wahrscheinlich 
«erden nur die von der kathoUseh-konservatiTen Partei gegrflndeten 
Vsmine und die Banembnnde (Boerenbonden) der christUohen 
Dttnokiaten tou dem neuen Gesets Nutzen liehen. 
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I. lieditowifiaeBsoliafL 

Marcotty, Q., avocat: Des Servitudes legales d*utilit6 
publique. Braxelles. Allianoe typographique; 528 pages. 

Kein Gebiet ist so vielseitig und schwer zn erforschen, wie 
(las des Verwaltungsreeht-. welches stet« mit den Bo^iialeii 15«^drirf- 
nisson. dei*en An«druck es ist, und mit Neuerunsren wefli>;Ht, tleiien 
melirfache Vci w altungszwcige entsprechen. Mareottrv' hat einige dieser 
Probleme der Politik im weitesten Sinne gro^erl und untenmcht 
sie Tom Qesichtspunlct der Ergebnisse des leUsten Standes unserer 
Gesetzgebung. Die von ihm bebandelten Fragen betreffen: den 
Leinp&d an den sohiffbaren Wasserstrassen; die Baufluchtlinie; die 
Eisenbahnen als Gegenstand der grossen Wege Verwaltung; den 
iSdiut/. der "Waldungen; die Fntüüiöfo: das Recht der Gmben; das» 
bei Aniiäufuüg von Menschen notwendige Trinkwasser. 

Das Buch beschränkt sich darauf, diese Gegenstftnde innerhalb 
des Rahmena, der im Titel gegeben ist, su untaisachen. Die 
pnktisohe Bedeutung der Gegenattode, vie der juristische Sdiarf- 
sinn des Terbssers haben die Abfittsung eines nütiUohen Boches 
herbeigeführt 

Speyer, IL, avocat: Les Vices de nutre Proc^dnre en 
Cour d ' A 6 s i s e s. Etüde de I^ialatiou compar6e. liruxeUes. 
Bruylant; 363 pages. 

Dieses Buch wurde als Dissertation der juristischen Fakultät 
der Unireraitftt au Brüssel eingereicht und brachte dem VerCtsser 
den Titel eines Doktors du. Er untersucht und kritisiert die anl- 
einander folgenden Abschnitte des Sehwuigericfatsver&hrens. Die 
meisten Nachteile kommen nach Spe^'er daher, dass die Anklage 
zu oiiioiii wahren Pliüduyor des StaaUsiimvaltti aiiswilehst. und (hs< 
däö Verhör des Angeklagten dju^uf abzielt, ihm Ocstäiidnij^se zu 
erpressen und dass dies dem Grundsätze dos Aiiklag^oprozesses 
widerspricht. Der Verfasser kritisiert auch die £ünriohtnng des 
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ZengeDbeweifleB, der er das englische „law of evidence" weit vor- 
seht Er tritt dum ein in die EinzeUieiten der FonktioDea der 
OeKshwozenen und eolilieeBt mit einigen WOnsGlien, die er in 
Geeetsgebong nnd PraziB TerwizUieht sehen möchte. 

Speyer widmet einen puten Teil seiner Thätigkeit dem Studium 
des Stnif|nt>7:psse8. Verseliitdeii»' vnn ihm seit der Verftffontliclinn^f 
(lieser I)i>sertatiuii ei-suiiienene Artikel über diesen Gegenstand liabea 
mit Becht Anfmerksamkeit eri*egt. 

Cornil, iL: Du Oontret de Mariage et dee Droits 
reepeetifs des Epouz (Code dvil, Utto III, ütreT) aveo une 
prfilKe per Gh. Du vi vi er. BmzeUes. Gastaigne; 216 pages. 

Der Teistorbene Bat am Eaasationehof Comil hinterliess ein 
Werk, welches sein Sohn, der Professor (}. Comil, veröffentlicht 
li^l, um, soweit iiiöt^lich, einen Teil des ausgezeichiieteu Uiit< i ii( litß 
im Civilrecht, den sein Vater an der Universität Brüssel gegeben 
bat, fortzuaetien. 

Comil war ein von den SAtsen des rOmiaohen Beobta voU- 
Bttadig dnrchtrinkter Geist; so nrteUte er anoh mit Strenge über 
die WttDden, die der Code Napoleon der Logik der Gmndaätie 
jpwehlagen hat Die Klarheit smner Ans^nandersetznngen , die 
Knappheit seiner Diskussionen machen dns Comü'schc ilatuibuch 
2U eineiii Muster, besonders für den Unten icht. 

OuiUery, J.: Manuel pratic^ue des Bocietus oommer- 
ciaies en Belgique. Bruxelles. Bmylant; 348 pages. 

Der bedentende Yeifaseer bat seine Abhandlang über die 
Handelfigesellsohaften in gediSngter und sofaarf zugespitzter Darstellung 
vieder verÖffentUobt Er besitzt Autoritfit vor unseren Oenohts- 
hMsD, nicht zuletzt wegen seiner Teilnahme an den gesetzgeberischen 
Arbeiten (Giiülery, Stant5?mi nister, war lange Zeit AhuvMinlnetor 
und Frä.suit iii. «1er Abgciiruiieiunkaninier) und seiner Bedeutung als 
Advokat. Er war nielufaoh Stabträger (Vorsteher) der Anwaltschaft. 

Siville, Arm.: Trait6 des Soci6t68 anonymes beiges 
r^gies par le Code de Commerce. Bruxelles. Brujlant; 
2 Tolnines de 467 et 548 pages. 

Dieses recht umfangreiche Werk enthUt, in klassischem Auf- 
bin und natürlich unter Berücksichtigung der neuesten Jurisprudenz, 
eine Studie des (resetzes über die Aktiengesellschaften. Es kann 
Diit Nutzen zu Bäte gezogen werden. 
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Vab Oriroy, F.: Conventions internationale» d^fintssuit 

los limiteB actaelleg des Poaaeasions, Protectorats et 
Spht>re8 (] 'i 11 f 1 tie nf^*^ cn Afriqiie, accompagm* iVunr* rart/^ ?-> 
rAIriijue. BnixeiJe». U. ^)Chepens Cie.; 520 p. (prix 12 francs). 

Alio diplooutisohdu Texte bis 1898 sind unverkürzt uad ia 
'dum Originalapniolien wiedetsegelMB, nod iwar in aeitUdiBr Bailm- 
fol^c. Pi>' Karte and die Tafela crleichteni dea HadiadJigan. & 
ist ein bedeutungsvolles QuellefvVviii h. 

Cattier, F., avooat, chargä de cuiu« ü l'Univereit^ de 
BmxeUea: Droit et Admioietration de l*fit«t 1 nd^peiidaal 
du Congo. Bmxelles. Laroier; 604 pages. 

Der Kongo hat die Geister in l^ ] ii filr und wider leidMi- 
Kchaftlich orropt, lüi Iini lii-r legen davoii Zciigiii« Es y^-nr an 

der Zeit, da&s oui objektives, unparteiieches Werk crsdiien, eines, 
du eben» entfernt war tod der Hriimnidileriaohen t^päk der Emen, 
wie der ungereoblen und groben yertihindang der Anderaa DioM 
Weik liat TaKii r uiit*'fnonimen. 

S«ine Äbliandlung beginnt mit dem R' richte der Eiil-i'-liuiig 
Ueti Koogofitaates, destseu glüukiicbe Waudlungea die hohen Ver- 
diedata dee EBaiga Leopold IL in MOm lieht iflcken. Dar Ua^ 
abhlngige Staat ict nioht daa Weric der lHolite; er iat nioht tob 
Berliner Kongress im Jahre 1884 geschaffen worden; das TfiUn^ 
i-erht h.-'schräiikte sicli driranf. wiii Bestehen anzuerkennen: der 
J^werb dei* Souveräuetät über das Kongobeokeu durch die Am>- 
tkÜM IntetnatioiDak ist ein» durah Okkupation Tdbogene Tbataaobe. 

Der sweite Teil des Cattier'achen Wericea iat den üttenaliD- 
nalen, tohi Ihiabhftngigen 8taate geschlossenen Verträgen gewidiaat 
Hier wird auch dif> Frage behandelt, welche das Frankreich ein- 
geräumte Vorrecht im Falle des Abtreteaa der SouveiAueUU «n eii^ 
andere Haoht als Belgien betrifft Die BetiebaDgeo sviaobaa dm 
Kongo und Belgien sind mit SoharCBtnn anseinuder g ooe t at . 8is 
führen freilich zu der verwirrenden Definition de« Uuabhfingigeu 
8tnatc<;: Er ein«' Kolonie ohne Hauptstadt, jedoch mit «aer 
hauptstädtischen Autorität.'* 

Der dritte Tal des Buoihes tritt in eiae Umenaotaug Itter 
das OCfentliohe und TerwattangBreoht des Kongo eia. b fadat 
sicli hier eine vollständige juristische Abhan<ll{uig Ober die peraBS- 
üohe Souverftnettt, ihre (irenaen md YeipifliohtnngBn. (üedaolit 



auch des Konflikü> zwisdien dem SUiatc uud deu (Kolüiiiai-jUesäll- 
nhaften, beModen faiamlitlwb d«r JÜDDopole imd dar diveUen 
AiMDOtiong des priv«tieii OruiidhasitMB und der mit BngUuid ge- 

Bchloac^enen Pucltt. 

Wir biJlit-t ii mit tlcm Verfcwser, wenigstens fflr die rin»rpane;s- 
leit, die iu Anwendung gobncliten Massaabmeo hinsicltüich dar 
IMlicilMD GewoihiiliiBÜra ud der Aflarknuniag dar t&DgAacmaa 
EUaptfiofe. 

Daa QllSBntUobe DOd bMOndetH das private Gebiet, das famose 
D. P. (domaine priv<'> vati dorn f!<< viol die Iv* df; war, werden iu 
einem intereseantcii Kapitel onulyhierL Mau weis», djua üw Staat 
Ueimiis sdM haupMtehliohrten BniithinequeUwi mdit ttiid naa 
darf nicht YeigesHn, daai im Kongo der Souretia wie Ludwig XIV 
sagen iiann: L'^]tat c'est moil Das dviliedit am Kongo fllllt d«ii 
nerteii TimI des Werkes von Puttii r. 

Durt wird auch gehandelt von der au die Torreu« -Akte 
erinBemdeii Grandeiosobreitiung vtad voo deo BpeneUen Chmntien, 
di« für die Dienstmieie der EugeboreneA gewilirt wird. Der 
ficUtias des Buchet« int dem Stn£reeht| dun Pro^' > u. > w widmet 

Alle^ in A)1rm s(eUl ea eine aaBgeseicbuet« Leiatuog von 
datiorndem Werte dar. 

n. VelkewIfiMAnfIdebM. 

Nys, E , I rofffiseur ä Tüniversit^, viie-president du tril)unai 
de premiere inötance, inombre de l'Institul de Dnjit int.Mnafiiinal: 
Keoltercbes sur i'Histuire de T^conomie politii|iie. 
Bhnellee. OMAaigne. 

Li dieean, ilirer Natur rnKth bmcluMduttigeii Studien verfolgt 
Xys diese Idee: er zeigt die matenellen, wirtschafükfaen Fort- 
schritte und die von Jieitalt. r 7,11 Zeitjilter dau*>rnd sich bestätigende 
Vereinigung uud Verbesserung d^ü gemeinsauiou Qewlüaouä, zu 
deneo jedee Volk «einen Anteil beigeeteuert hat Er verfolgt 
dieien nreilaehea, der Freiheit su ▼etdankeiiden Fortaobntt. Der 
Vorfaüiier knüpft hier Vorstellungen von Thorold Rödgen Uber die 
«irt* hilft Iii 'iicn Frkianmp->n 't-T rioschichto an. 

Er deutet deu Anteil des alten Orieuts, der Juden und Araber 
«k akonwniedien Vörwlrlekonunen «o, das dem Eindringen der 
Tfiker, der Vetbeeewaiig toh Tauadi tmd Terltebr su danken ist 
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DSm trifft auf die Ideen irie auf materieUea Reich tflmer lo. Sa 
war die Bolle der ooddeatalen YSlker Ennifas ivemgnr in dieMi 

Materien /m orflnden. nie zu organisüorett. ntiezunntzen, anzumgoai^ 
aber all dies dank der ükoBOioiaclieD uoü puliüaübea Frailieit. 

Veno Nys ^e BafiflM dar ByiuitbMr, dar MoaMa . 
dar Jndan dea ICttelalterB und der Entwiokeliiiig der Stidte. dar ' 

Verfassung des industrietlflii und kommerziellen Europas vorführt, 
'^f^njit man immpr auf ««»wissonliiiftf Hilrlung, bedeutenden Gast 
und wirkliche wiBscnficliuftliche Behandlung, die es dem Yeriaäaer 
ge s tatten, ohne Oebhr aeln beanidtteB CMbiet, das Vattetsedhlt sa 

Frank, L.; Kcisser, Dr.; Maingie, L.: L^Aasttranee i 

matcrnclle. BruxHlAü. Tiauiertin; 112 pages. ' 

Der erste dieser Autoren hat aioli ein S^iejüal&tudiuui aus dem i 
FeminismoB genaebl aad iat dadaidi lieknuit gewofden. Er Jiat j 
sieh jetst einen Arst vnd einen Aktuar hinaagenonunea, mn dea j 

medizinischen und mathematLschen Teilen »oinos Werkes grüsseren 
Wert zu verleihen. D.is W'./ik liatiri.r'lt vnn ilcni RMiiriar-htit^fl der I 
Frauen in ihiw Schwangersvcliaft und im Wochenbette, sowoiil der 
indaatrieUiin, ala der Qbrig«n ArbBitarinnen. & iOkit aodann da 
Sjatem der Ventcliening apeiieU für aokbe Fkanen tot und aoliildflrt , 
deren Oii^iiiRation. Der Stand der Frage wird aucli geprüft ffir 
die liJlü'li^r. iWe li-Tfifs otwas dernrligCH besitzen. EttIüc!! bos])richt 
Frank die Kinderbewalirnnstaltcn lud die Asyle für Mütter. Kr bo- 
fllnrortiBt «ine JanggeaeUenateaer. 

Holbaoh, F., avoeat: L'Aaaurance intercomnittnale 
oontre Tlnoendie. Bruxelles. 152 pages. 

Man muss dieser Broschüre ihre allzeit «tr<?itsnehtiEren Wen- 
dungen, iluro zweifelhaften juristiscb^ £k-klainuigen imd aoch <Ue 
in Banaob md Bogen ungeiaohtan Urteile veraeilMB in AnMiaolit 
der LoUmfÜglcfiit, mit wekdier aie folgende Tlieaa vertddigt; 
Yei-sicherung muss sich in eine Affentliche Verwaltung umfonnen 
mid vor atloni das Wohl der Vereichorten im Angf* haben.'' Der Ver- 
fasser wtinsciit, dasa diese Verwaltung ,,interkommuiui^' sei, d. h. 
daaa aidb Gmp[»en von benachliarten Keminnnen an Vemctaenrngi» 
goocllDchafton anf QegenseiliglEeit mUadea. Mao nmaa dieaa Ite 
mit den gesctzliclien Vci-pflichtungen der Kommunen in Bezic^l "n:: 
aetseu im Falle dea Feoerbiandea and ihrer Verpüchtaag zuo^ 
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ISchadensersaU bei Tuuiuiten. Die Idee, das Risiko zn verteilen 
aml die Yenndtiiog bwwr su otguiiHmi, indem die Kommiinein 
aUsk wAHadm^ endMint «is eine friNlitbMe. Sie Imt eoiheii einige 

AnwcDdiing in unserem Lande gefunden, sowohl bei den milden 
Stifttingeu (Gesetz vom 30. Dezember 1882), wif» hfi clpn Krankon- 
hAusern (Gesetz vom 7. AugU£t 1897). Man kann auf der aadereu 
SeitB die ForMiritte niidit leugnen, welolie die Ideen der Soiiep 
linieinnig des OBendiohen YenieliennigmveMn» nnbu weisen luben: 
die Beispiele der Schweiz und Deutsehlands, auf die sich Holhaoh 
beruft, sind hifr zn rrw-fthiifn. Dif«f> T'l'»f*n wlir>infn rumffilirhnr, 
wenn es äch um Dienste handelt, weiche 8i<;h stete wie«ierlioiende, 
identiMhe, in iigend einem Sinne nitonintiaobe aiiid. IKe Über- 
aduflae der Yenndtnng eoUten neftOrlioh fflr verwandte OIhntfiolM 
Anstalten, wie Feuerlöschwesen u. s. w. verwendet wertlen. 

Waxwf>il<^r, R. , ehef dp biireau ä l Offioe du Travail de 
Belgiqiic, chargö de courss a 1 l'nivcrsitß de BruxcUes: La jParti- 
oipation anx B^o^fiees. Cioiitiitnition k P^tode de« modee de 
rtnimtetion da traml. Paii», Rousseau; 320 pagee. 

Dieses Buch erhielt einen namhaften Vvoh vnni Musöe Social, 
U'grflndet von dem verstorbenen Grafen Cliambruu in Pari^ : 'las Werk ist 
unter seiner fOrsorgUcheu Leitung gedruckt worden. Es stellt eine 
nmfcegieielie Stodie dar Aber die Frage der Tdlnalirae an Benefleien. 
Verfasser giebt eine Definition, die hauptsächlichsten Anwenduoge- 
fälle, schliesslich eine allgemeine ökonomische und jiuistischc Theorie 
Aber den Gegenstand. Die bfwbfidrnfn Schhissfolgerungon des 
Ver&saois zeigen ihn uns als einen Anitängcr, wenn auch keinen 
Bnümaiaaten des OeduilranB von der Teibialune an den Beneflden. 

Barella, H., Dr.: Contribution )\ T^tude de rAlcooliame. 
firaxelles. S<^" ii'tt' Ix'Ige de librairie; 112 pas-ps. 

Neben Em. Oauderlier ist Dr. liarella einer derjenigen in 
Belgien, welche eich am meisten mit der Frage des Alkoholismus 
IwwamMgBD. BegrUnder und VoteitBende dee nationalen Vereins 
der AnHallraholiker, haben sie in Wort und Schrift kflhn das SchwcK 
geschwungen: das siml dif '^ulm Bririrrf, iluiirn 'ias Lnml Dunk 
sthuldet. Die sohwerwiegendeu Tiiatsaciieu , die Bareiia vorbringt, 
sprechen von seinen humanitären Etapßndungeu und zeugen von 
aüer bsroiamtaigen Znsttndigkeit Dnrob seinen Beraf, der ihn 
ia nnnüttellMvs Vecbindnng mit den nnteren Klassen bnohte, var 
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er im Stande, das Obel zu studierea and seine ünschen aufzu- 
dedken. Seine Beebaditangen liad immer Ordiolier Natnr. Ml^ 

seine Stimme gehOit wei-den! 

De Haiileville, A. : Les A pf i t ml- s . r. 1 iri i :a t r i ces 
des Beiges et la Question colouialc cu Belgique. 
Bruxdlesi 438 pages. 

Dieses Book, irelolMe eine Menge anderer flbeifllladf waaM^ 
Sdgt, (loMS dan koloniBatoriBclic Werk, das (lim;h dio wanderiiere 
Energie des Königs fi-^'>ivil.1 Tl. i inu' li it. t und verfolpt wurde, 
kein erater Verenoh ist, keine (jowolt gegen doa Nationalcliarnkter. 
sondern die Wiedererwecfamg ntter Trsditiaiien, den Aufsteigen anf 
einer gmsaen Stufenleiter sn nenen SpMren, ni menffilieamri er- 
hoffteu, ziiwRrleti erreichten Ergebnissen. Verbseer spridlt sich 
Ißr die Wiederzmricknalime des Konsr» dimh Rp]f^i'»n axm. 

Soluwe itsc Iii k, L.: ün Prol6tariat met-onnu. Etüde 
swr 1* «tnstion aooisle et 6ooaomiqae das onTiiera juttai Braxelles. 
Lamertin; 128 iNges. 

Der Verfasser zeigt nm, dasa die Lage der arbeitoiden Joden 
im allgemeinen w^ni^ bekannt ist Man liAlt sie all^ wenn oioht 
für Millionäre, so doch für Makler oder Hausierer. 

In einer Studie, die sicii anf Tbatssoben grOndel, und die 
Soloveitscbik den Titel eines Dolctan der StaaitowisBenseliafteo ein- 
gebracht hat, tlDtersacht er die Instonschcn Thatsachen der An- 
hRnfnnp' von Juden an bestimmton Orten nnd die gescllschafüicheu 
und \virt.S4;hAftlioben Bedingungen, unter denen »ie leben. Di^ 
jfldisdien Eandwerimr reu Holland nnd England, von Ramlnien 
and JRttaatMid, die der Vereiniglea Staaten rm Amerika sind alle 
monognaphiBCh Ijehandelt Es ist das Ergebnis von pt-rsönlichi^n 
EnquL'ton, von Besuchen und Korrespondf^nzen, m uniuiltt Hjar, wie 
iiur möglich. Qemlüzu suggestiv iat die üntersuebung Qber dAJ> 
Quartier der Jaden in Londoa Ifrssteod. Ken sieht hier d« 
jfldiedien AAeiter, neh» ansdanemd als kiflf%, eile OmnsunkeilBP 
lUya „swoating System" enlulden, gegen das ihn seine Not fast vrph^ 
los macht. Das Buch beschreibt mehr nnd giebt weniger fiigeb- 
niüee, auch ist es nur objektiv. 

Destr^e, J., et Yandervelde, B., memhree de la ChamlRe 
des repr^eentsnls de Bdgiqne: Le soeialisne en Beiglqv^ 
Faiia. Oirard et Briere, in 16; 616 pages. 
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Siflw BüQie voo Zeitsoliriflartikeln, ««itlw liier durah dk» 
beiden taunplliuttgsten Vertreter des SocialismuB in Belgien m einem 

Buche zusammengcfasBt werden, gebco eine Yoretelinng von dem 
< S-'sjiiiitttfgi'ii.stanil. Sil' int>-«rps^=:ioröTi 'liircli i.lcn Enthrmiasmiis und 
den Ukaben. Obwohl der erste Autor Jurist und Ästhetiker, der 
Bweite (der imbeetrittene Ohof MiiwrPuiei) NttioaaltkoDom nnd ein 
■ageidieDer Politikar U/t, fOlilt man dentlidi den TendensobMakter 
i^LI ••s Welken, die Fwteinalun«, am gewiflse Ideen dee bdgieohen 

S'«/iali^mns zn trlorifiy.i^rpn . die ihm keineswegs zu oitroji ■^'^h'^rcn 
und ihm auch gewisse Vorwürfe zu ersparen, die er offeuber venlieut 

jedes kann ma» sagen, verdient die SoiiaUsten, die «a 
hnt, nnd dcher aind die bälgiadien unter den besten. Sie sind 
Eklektiker und das vorhindert bei ihnen den Exoess. Indem sie 
den Tnide-Unionisme der Engländer mit di in iuteruationalcn Doktri- 
narismus der MacÜBteo veraijiigeu, sind sie »uf allen QehietoD 
hauptüäohliflli Qewwaeneohalto Anda die wirlaobBfUiolwn Ein^ 
ricbtoagen der Partei, seine intellektmelle und artUtiaohe Kraft fahren 
ihn zu einer F^ttk hervorragenden Ranges, Es ist intt'ressant, in 
d^n f'iniehion Kapiteln von <h'v Organisation der (» Ipis. In n Ariw'iter- 
partei und von den grossen Problemen zu lesen, \\ r ictir der Sozia- 
Ksnna tBaan nill, einaehKeaalioli dar Imsen das Kapitals und dea 
QnuidaigentnraSi an denn Stalle gaaetat werden aoUen der K<dlek- 
tiTismus und die Nationalisation. 

Massart, J.. r't Yaudervelde, E.: ParasitiHme organique 
et Parasitisme so{;iaL Paris. Scblcioherj 1G8 pagesi. 

Die ^temstiooale Bibliottiak der sosbloglsohen Wimen- 
«äiaftMi<* hst dnnh die Znaammenariieit eines Kattumliaten und 
eines Soziologen einen intoressauton Beitrag beigf«teuerl zu der 
Tht>orie der i^afhten Organismen. Der Parallelismus zwischen 
dem pflanzliciieu und tierischen, sowie dem sozialen Leben iät fast 
mkon ein Oemeinplatz. Die immer erfindfliiaoihen Yeigleidie 
twtaofaea den beiden QeUeten adieinen oH eine Apologie — wenn 
uicht eine Satire. Die Ei-soheinungon der Sohwindsut-ht und der 
Unterdriickimg sind Ix^winder« fr. *'fi^nf't, dipsor Thf^nii- \nlinmR zu 
geben. Wulclr ein Wirbel der Kultur für »il diese Baklcnen, diese 
n rn ew» Inptalistiaciie und spieaabOigsriidbe Oeaeltoehaft, beaonden in 
^ Augen einea joogen und glQhenden Soaialisten! Der Naturalist, 
dar nis Getthrte dieaer maleriaohen Expedition die Beiae autmadite, 



wird fiioh wohl oft entsetzt halien. Was thut's! Am Stamme der 
Wissenschaft braacht die Botanik nicht zn fOichten, als ein Fiansit 
der Senologie sn gelten. 



Brasilien. 

Referent: Dr. Vergueiro Steidel, Advokat, S«o Paolu (^limsilien). 

f'lM'rs. t /uul: und Anmerkungen 
von Uübeito Kiu k. Legationssekretär, Berlin. 

Ihircbgesehea von Fecvaado 6affr6e ans Bio Qiande do Sni, z. Z. Hambaii;. 

a> Oo B ot i g ebnng. 

Die ge8etzß:eberisL'he Tiiätii;k<'it im Laufe des Jahres 1898 ist 
sein- uutiuclitbai gewesen; nur wenige der Gesetze, die veraliscliiedet 
worden sind, bieten wirkliches und allgonimnes Interesse; alha oft 
hat unser National-Kongrees inneren poUtisohen und lokalen fragen 
seine Aufmerksamkeit gesohenkt 

Da es uDsefe Haupt-Aufgabe ist, unsere Leeer darflber ni 
unterriohteni was sich wAhiend des erwähnten Jahres in dem grOsstsa 
Lande von Süd -Amerika zugetragen hat, tibergehen wir die GrOnde, 
aus denen die gesetzgeberische Thätigkeit vom juristischen Staii'l- 
punkte aus so gering- g-Pwesen ist; noi-h viel weniiTer wollen wir 
diese Gründe kritisieren und die ALittel, um diesem Ü beistände 
abzuhelfen, zu ergründen suchen: eine Au^be, die allerdings 
fesseln würde. 

Wir beechrftnken uns daranf, einen Oberbliok über die Qesets- 
gebung und den sozialen Zustand des Jahres 1898 zu geben. 

Verfrlge. 

Dio Hegieiiuic" der Republik raniguny liat am IT). September 
1897 unsereu Fre umisciiafts-. Handels- und ISchiflifahrts- Vertrag, 
der uns seit dorn 7. Juni 18d3 miteinander verband, gekündigt 
Jedoch haben die Verhandlungen zum Abschlüsse eines neuen Ye^ 
trages bereits in diesem Jahre ihren Anfang genommen. 

Ebenso ist ein Tertrsg mit der uns bensöhbarten und be- 
freundeten Republik Chile unterzeichnet worden. Derselbe gewihit 
die gegenseitige Anerkennung der erteilten Titel und Würden der 
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CmvenitUen, AknltiUen und 8obiil«o tm ErteUnng dw finien 
Uatenidits. 

Hiisore prcr*^'nvnHii:rn Gesetze beHtimmen nämlich, duss die 
Iniuber vou Diplomen fremder Fakultäten, wie diploDiierto Äizte, 
Advokiten nnd Andan ihren Bemf nar tuaabeo und aioh «la sold» 
oieilalMMii dnrfm, moli Ablesang «ner Prflfaiig Ober ihn «tiB> 

reichende Fälligkeit; dieses Examen winl vor den staatlichen Fakul- 
tJlteti abgelegt. Der envihnte Vertrag gewnhtl 'len Chilenen einen 
Vorzug, indem or ihnen die«db»a Vurteite r.iikoiume» Ifisst, die 
VOM ffnriüui trwdM sind. 

Am 8. Angnftt 1898 iat ?<Ni nnteram Hisiater des Awwiftigm 
nnfl Herrn Conty, dem bevoll mJlcht igten Minister Frankreichs bei 
der brasilianischen Regierung, i^ff S f h ied sge r i f h f s - V frt rag 
swiBcheu Brasilien uud Frankreich zur Beilegitng der Ürenz- 
etntti^Mten mit der founOriMbeo Kolooi» Guyana geachlo«en imd 
ntiiUert woidan. Jknäba Mtit die Bundea-Begierang der 86hweiB 
ah Schiedsgericht ein. 

An demselboR Anglist hat Brasilien einen Auslieferungs- 
und Asyl-Vertrag mit der benachbarten Republik Peru 

Wis die ^richtige IVige der AuaüeiDniog von Verbrediern 

angeht, liaben wir im Berichtsjahre noch zwei weitere Vertrftge 
abgeschlo**<>ii, und zwar einen mit dem Königreiche der Nieder- 
lande am 1:^. September und einen anderen mit der benachbaiten 
Republik Argentinien *in 28. Oktober. Die AneUeferang von 
Verbnehem ist gerade für Btaeilieo, ab einem jungen Staate, eine 
Aiiswrst wichtige Angelegonhoit; denn bei der lebhaften Einwandenmg 
erhilt es hSuflg Verbrecher und gar Anarchisten, die sich dem Arme 
der Gereclitlgkeit in ihren eigenen Landen diux;h die Flucht zu 
cBifanehen cnoliflo. 

Als der Krieg zwischen den Vereinigten Staaten, von Nord- 
Amerika tnt l Spanien im Jahre 189'' > rkllrf worden war, c! llati rte 
tlie brasiiinnischc Regienmg am 2». April ihre Neutralität and er- 
teilte den Behßrden Verhaltungs-MaB-Tegeln für die Dauer de.-< Kriege«. 

Finanzen. 

Von hiichster Be<leMtung fflr die Finanzen i iii ist das 
Obereiokommeu gewesen, das im Jahre 1098 in London mit den 

31 
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Inhabern der StaatBobligationen unter der Oarantie der 

brasilianischen Regierung getroffen worden ist; es wird funding 
ioan f^eiiaiinl. 

Durch dieses Abkommen m der brasiiianisc^iien Kegierung, die 
aich in Schwierigkeiten befand, die Zinsen für die auswärtigw 
Anleihen pünktlich zu zahlen, durch Vermittlung ihrer Ban^uien 
N. M, Botaohild & Sons, den Yertietem der Inhaber der Stute- 
Obligationen, TOtgesohhigen worden, die Zahlung IQr die Zeit tod 
drei Jahren in Obligationen der Regierung zu leisten. 

Andei"ei"seits verpflichtet sich die brasilianische Kej^ienmg. bd 
vorher (ia/u bezeichneten Bankhänseni das A^juivali-nt in Papierireld 
zum Kuitie von achtzelin penc^ ^) zu deponieren und das Fapiuigeld, 
das vom 1. Juli bia zum 31. Dezember 1898 ausgegeben worden 
ist, für den Zeitraum von drei Jahren gleichfalls zu hinterlegen 
oder vom Umlaufe einzuziehen und au vernichten oder,* wenn der 
Eurs gfinstig ist, zum Kanl von Wechseln auf London zu Gunsten 
der Herren N. M. RotschOd Sons zu verwenden k conto des 
fund fflr die zukünftige Zahlung dui Anleihen in Gold und der 
Kisenliahnobligatiunen. 

Man hofft allgemein im Lande, dass dieses Übereinkommen 
Vorteile bringen wird} denn die Begierung ist dadurch in der Lage, 
mit der begonnenen strengen Sparsamkeit weiter zu regieren und 
ist nicht mehr wie bisher darauf angewiesen, Gold zum Markt- 
preise zu kaufen, um die Zahlungen der Zinsen und diejenige» 
zur Amortisation der auswärtigen Anldhen zu decken. 

Ebenso ist es mit einem Teile der inneren Schuld des Landes, 
die l>ei dem Sinken des Kurses und bei demztif<»lge hohen Gold- 
preise sehr <1ii')(-koiid geworden ist; denn diese Schuld ist gleich- 
^is in Gold zaldbar. 

Unter diesen Umst&nden hat die Legislative duroh Gesetz Tom 
31. Dezember 1898 die Regierung ermächtigt, die notwendigen 
Operationen vorzunehmen, um die innere Sehtdd unter zn Grunde- 
h'gung des Kapitals und der Zinsen zu unifizieren und, wenn es 
unmöglich sein sollte, dieses zu erreichen, die Zinsen der in Oold 
kuiitrahiertcn ScliuMrii mit den Obligationen nach den Bestimmungen 
des funding Ioan zu zahlen. 



^) Der Nennwert ist 27 pence ffir ein Hilreis. 

4 
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Man hofft, dass die Olünliiger dieser iiineix'ii Schuld dor 
Regierung keine Schwierigkeiten machen werden, jene Operetionen 

vorzunehmen. 

Ferner iet wäUrotid der Se.ssion des 2jatioual-Kuiigrebä«ti Qber 
«dmn Entwurf zur Regelung des Eigen tum» vod der B^oitstioD 
i&ar im KatioDBl^Tenitarinm bekgeoen Idwii debatüeirt worden. 

Auch ist Uber Belannea des Bhuwchmd ongarechta «), des Stnf> 
geeetzboches und Qber die Annehme flimi neuen Huiiiieetn%B§eti- 
boidies verliandelt worden. 

Die Deputierf"n-KA!nm»^r iint oin^^n nt^uen Oesetzentwurf aur 
Begeluii^ der Dienst verlüUtoisse der ländlichen Arbeiter auge- 

Afligenahl» der Sohwierigkeiten, die sich henniaigeetent l*lwn 
bd der Abnrteilong w^pw FalBohmQnxecei, StMnpellUsebeie) and 

ihnllcher Verbrechen, für die das Qeechworencngoricht zustilndig 
fet, legt das GeKcfz No. 515 vom November 1898 die Zil- 
•tändigkeit fflr die»e l><^likt. den Einzpl-Gerichten bei. 

Der Senat hat in üntler Lesung den Gesetzentwurf) angc- 
noHUneD, der die lUle i-egelt, in denni die EzekutiTe den Belageruuge- 
snatand dekretieran kann, und der genau beetinunt, welche der 
verfassungsmässig ganuitierten Reohte durch den BelftgeningHuetend 

ao%ehoben werden. 

GroRpe ^fM"nnn£:^vpn-chi>>denheiten herrsclit- ii itanlMr, ob dutxjh 
dcu Beiagening)$zui>tand die Immuuitätea der Purlamentsuiitglieder 
Wühlt wOidfln; der Senek hat dieee« verneint 

SchBeealidi ist noch das Bekcet Tom 81. Deaembw an er- 
vUiaen, das den Btuniidpal-Kammem die Ausgabe von Obligationen 
^»bietet 

') Gesetz über die Einiühriing der CivUehe uud Uic KLcsubcidung vom 
Jniair 1800; b«proebea tm Jabrlnudi n S. 171; 176— 17a 

') Vermufli' Ii ist Jjest's eine Modifikation dtw von Stciilnl, Jalirlniih III 
306—307 und IV S. 309 besprochenen Eiitwurfi^H zur U<.!gt!luiig d«r 
ludwirtschaftüuben Vurdiuguugskuntraktu zwiävhtiu duu Uroodbesitzem and 
AtbeiteRi« 

Den iDhalt dnealbea hat Dr. de Alaiaida im Jabibneh IV S. 310 

b^liiociien. 

sr 
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b) Literatur. 



Ausser den juristischen Zeitschriften (iiid den Gerich tszeitungen. 
Aber die wir in den frflhoren Referaten berichtet haben sind als 
Ri-schoiniingen des Jahres 1898 folgende Werke zu erwähnen: 

Strafreclitlidiot Studien von Dr. Jo«o da Costa Lima Dnimond. 

Juristische Sti-citfragon von Dr. Solidonio S. Leite. 

Der Entwurf eines ItOrgerlichen Gesetzbuches, im Auftrage der 
Bundesregierung vervollständigt von Dr. Coelho Rwlrigues. ') 

Strafgesetzbuch für das Heer und die Marine, hpraiiKg^'*ben 
von Dr. Jodo Vieira de Araujo. 

Credito Movel, ein wichtiges Buch, in dem der Visconde (k 
Ouro Preto das Pfandrecht an Mobilien und am bilhete de mer»- 
doria liehandelt. 

Titulos ao ]^irtador im brasilianischen Hechte, eine umfang- 
reiche Monographie von Dr. H. Ingiez de Souza, 

Kommentar zum Gesetz ül)er die bürgerliche Eheschliessung 
von Dr. Lydio !Mariano. 

Die juristische Stellung der Bundesstaaten zur Bundesgewalt; 
eine gut entwickelte und wichtig« Monographie, die der Rechts- 
fakultät von S«o PmuIo zum Bewerbe um eine Professur von dem Mit- 
gliede unserer Vcrcinigimg, Dr. Reynaldo Porchat, vorgelegt worden isi. 

Von anderen Werken sind neue Ausgaben aufgelegt wopleJi 
und mehrere andere Arbeiten und Thesen, jedoch von geringeivr 
Bedeutung, erschienen. 



Referent: Dr. H. St. Schischiiianow, 
früherer Vize-I'riisident des Kassationshofes in Sofia, z. Z. der fürstlich 
liulgariscben Agentio in Wien zugeteilt. 



a) Gesetzgebung. 

(1898—1900.) 

Obzwar der gegenwärtige Bericht flber die Gesetzget"«"? 
Bulgaj-iens, das Justizfach lK?ttefrend für ^die Jalire 1898, l'^''^ 

') Dr. Steidel, Jahrbuch IV S. 3*24. 

») Von I)r. Steidel besprochen im Jalirbuch II! S. 3<>9. 



Bulgarien. 
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und 1900, did ThäUgkeit des Justizministeriums und der Depuüerten- 
kaaumer von vier SeasioDen (die oideotlichen HerbstrSeesionen der 
gBQaiuitsii drei Jahre und die aitsBeretdentUohe BVflhjahrs-Seflsiain 
dee JahroB 1899) iim&Bet, so irt dennecli, wShrend diesee Jangen 
Zritraames, nnr ein einzigt s Gesets von Bedeutung geschef^ 
wortleii, und zwar dm in meinom letzton Berichti' vmii Jahiu 
1897 aiigekündigte GerichtsorganisaLiuns-U t'sctz (zukon üa 
.sudoustroifitvoto), dessen Entwurf noch im Jahre 1895 vorbei-eitet 
und eeither von ad hoo berufenen Fachkommissionen wiederholt 
durchberaten wurde, bis er endlicli der Sobranie des Jahre« 1898 
xnr Annahme unterbreitet werden l^onnte. 

Wenn man bedenkt, daes dieeer Entwurf eigentlioh nur in 
einem Punkte — jenem der Unabeetzbarkeit (InamovibilitAt) der 
Richter — wesentlidie N» iieiungen enthält, im Übrigen aber eine 
verhe*i«5erte und eiweiteito Ausgabe des alten Gehetzes ist, welclies 
wieder dem eiuachl&gigeu rusaisclien Oerichtsorganisations- Gesetze 
eDtnoinmen war, so wiitl man erst recht begreifen können, mit 
welchen Schwierigkeiten bei uns die Durehführung des Inamovibilitftts- 
Ftinzips zu kfimpfen hatte, ünd trotzdem dieees Prinxip nur teil- 
weise durchgefahrt wurde — das Oesetz selbst trat am 2./14. Januar 
1899 in Kraft — , so fiuid es der nachmalige Jnstizminister Peter 
Peschof*) dennoch für aii^:t'/..igt, eben diesen XVll. Abschnitt 
über die Inaniovibilität <1< r Richter (za nesmenjaeniostta na sudiit^»), 
§§ 125 — 131, nach kaum halbjährigem Bestände, einor Änderung 
zu unterziehen. Die diesbezngliciie Novelle, von weloher unten die 
Bede ist, wurde im FrOhjahr des Jahres 1899 angenommen, am 
7./19. Juni vom Forsten sanktioniert und ist am 13./25. Juli des 
Dinüiohen Jahres in Kcaft getreten. Die Gerechtigkeit erfordert es 
indeesen anzuetkennen , dass, welche Motive ihn auch hierbei ge- 
leitet haben mochten. Peschef in der Duivhfiihi unu dieses wichtigen 
Prinzips "lucli lug i sc her zu AVerke ging als sein dujih die nmiä- 
mchß Gesetzgebung fascioiert gewesener Yorg^ger Zgiu-ew,^) 

') Peter Feachef war bereits einmal (bS04), jedoch blo.s 2 Monate, 
■bistizminister im Kaliinett Stoiloff. Im Kabinett (irekow resp. Ivantschow 
1900) hatte er 1 .fahr nnd 10 Monate lang das JusttzportefeuiUe 
iüöö. El" ahsoJviert© jura an der nissischi'ii Uni\'prsität zu < id' ssa. 

') Geur^,' Zj^urcw, vormals Kichtür und Vi/j. - l'iokuKjr am (.Ibonütau 
iUbsauoDsbofe und spater üeneral-äokretar im Justamiuisteriuiu, iat eben- 
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Ausser obiger Neuerung enthält das OerichtwjrganisiitioHS-Geselz 
noch folgende: die Institution der RechtBprakf ikanten oder, »ne 
letztere im Gesetze (Abschnitt II §§ 21 — 31) nach russischem 
Muster, nicht eben ganz zutrefTend, genannt werden: „Kandidaten 
Rlr Richteramtsstellen" (kandidati za sudcbna doljnnst): die Quali- 
fikation der Richter und deren Ernennungs-Ordnuug (Al»- 
»chnitt XII §§ 95 — 109 resp. 115 — 124); endlich die Incompa- 
tibilitäts-Falle (nesovinestimost) §§ 125—131. 

Ich l>eginne mit der wesentlichsten Neuenmg, der von einem 
ansehnlichen Teil unserer Intelligenz — seltsamer Weise — i>er- 
horrescierten Inamovibilität der Richter und der dieselbe „bis auf 
Weiteres" normierenden Novelle, denn es ist nicht unm<5glich, dass 
dieser Novelle in nicht zu ferner Zeit eine zweite folgen wird, 
welche dann eventuell auch andere Teile dieses leidlichen Gesetzes 
)>ernhren dürfte. 

Inamovibel sind also nach dem neuen Gesetze alle rechts- 
wissenschaftliche Bildung besitzenden Richter und Unter- 
Huchungsrichter, welche 15 Jahre als solche gedient hal>en (§ 141). 
Nach dem früheren Texte, welcher, wie gesagt, nur ein halbes 
Jahr in Kraft stand, waiT'n blos die Richter am obersten Kai^sations- 
hofe bedingungslos für inamoviln;] erklärt, während die Iiuimovibilität 
der übrigen Kollegial- Richter von einer 6 bis Rjälungen Richter- 
praxis abhängig war; die Einzelrichter (Friedensrichter — mirovi 
Kudii) al)er waren von dieser Wohlthat ausgeschlossen. Es ist also 
evident, da*>s die novollarisi'he Verfügung gerechter und logischer 
ist, als die ursprüngliche, Zgurew'sche. Kraft der Inamovibilität 
kann der Richter gegen seinen Willen selbst dann nicht ventetit 
werden, wenn diese Versotzimg mit einer Rangbofördening verbunden 
wäre; seine Absetzung aber ksinn nur auf Grund eines Beschlusses 
<les Disziplinar-Rates erfolgen. Sonst erlischt das Recht der Inarao- 
vil»ilität mit dem (55. Lclwnsjahro dos Richters. Ebenso verliert die 
Inamovibilität ihre Kraft, wenn der Richter laut Parere dreier Inte 
für krank, kOrpcrschwach oder geisteskrank erklärt wird. DiaaM 



falls Zöf^linf; dor russlRchon Lehranstalten. Er war JustizminLster vom Motut 
Keiitembor 1897 bis 18./30. Jänner 1899. Zjjurftw hatte in seiner Heinut- 
Htadt Bolgrad (Bossarabion) die rumäniuche Sprache erlernt und daher nüt 
Vorliehe die runtiiiiiijcbe OeHetzgebuug studiert. 



' Güü^ 
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Pareit! mubö jeUoch vom JuBti/niinistei bestätigt werileu, was clauii 
gkdc'hHAfleiiteml mit der Entlassung des lüehtere ist. 

Die Xiifiütutioii der Rechtspraktikanten (§§ 21->31) ist 
wh rusaisohem MiiBter daroligefQhrt. Demnach werden die 
Beobtspraktikaiiten oder, wie aie das Qaeetz bezeiohnet: „B^chteiamta- 
Kandidaten** vom JaatizniiDister eraannt, was die Prozedur ihrer 
Ernennung jedenfalls kompliziert. (In Österrcich-Ungani z. B. woixleu 
die Rechtspraktikanten von den betretlbiulen (n riohts- Präsidenten er- 
nannt und wii-d die Ernennung dem Justizuiiuit^ler nur eiufacli zur 
Kenntnisnahme gebiuoUt) Beohtsprakti kanten können nur Krcis- 
genchten zugeteiU werden, und zwar dürfen bei jedem Kreisgenchte 
nieht mehr als zwei (t) Bechtapraktikaiiten ernannt worden. Sie 
besnehen ein Monatsgehalt von hISchstens 80 Bilberfiancs. >) Ihre 
Batdinag in die Oeriohtskanzleien veranlasst der Gerichtspräsident 
im Einverstänclnis mit dem Staatsanwälte. Zu Rechtspraktikanten 
können nur grui^sjährige (21 jährige) und absolvierte .Im ist« n. welche 
die vorgeschriebene (einzige) Slaat.sprüfung abgelegt haben, ernannt 
wenlen. Eine Richteraratsprüfung kennt da» Gesetz nicht, daher 
kaim jeder fieohtspiaktikant nach zweij&briger Praxis, sofern ihn 
der betreffende Geiichtshof (durch in Plenar-Sitsong erhissenen 
BeBchiuss) nach lHaasgabe semer DienstleiBtung fOr fthig hftlt, zum 
Biehter ernannt werden. Aber auch schon wfthrend der Auskultanten* 
Praxis kann er mittelst Gericht^beschhuss mit der Führung von 
Konkui>aiigelegenli>'ii«'n, mit richterlichen Exmissionen und sogar 
mit Vertretung vn Parteien betraut wertlen. 

Die Qualifikation der Richter und richterlichen Beamten 
betreffend, macht das Gesetz (§ 95) zur Bedingung: 1. dass 
der Kandidat bnlgarischer StaataangehOriger, groesjAhrig (21 Jahre 
alt) und der bulgarischen Spn|che mfichtig sei; 2. dase er sich im 
foUen Genüsse der ]M4itischen und bQrgerliohen Rechte befinde; 
3. dass er weder straf i-echtlich und speziell wegen gewisser im 
Gesetze näher benannt« !» V.'rlut^rhon vt-rurteilt sei, noch aber sich . 
in btrafgerichtlicher Untei-suchung beilüde; und 4. den für di^ ange- 
sackte Stelle vorgesduriebenen besonderen Bedingungen entspreche. 

*) UnboBoldcto Kechtspraktikanteu kennt das rrosHtx nicht, du ja 
unsere Staatsstijwndisten Stipendien zu 140 GolUfiancs muuutUch beziehen, 
<iaher sich solche juugüo Herren nur schwor bequemen würden, ohne Honorar 
n dieaen. 
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Das geineinfiaine Kriteritiiu dieser besonderen Bedingungen, 
insofern sich dieselben auf die Friedensrichter (mirovi sudii), Kreis- 
geriohUirftte (tchlenovo na oiiniini sudilitK^hta) und Unterstaatsanwälto 
(zanicstnitzi na proknrora) l>ezich'jn, ist: das juristische Alisolutorium 
mit StaaUpnlfuug und das orreichte 26. Lebensjahr, dann M-enigütens 
zweijährige Praxis als Oorichts-Untersekretär (iKxlsokrotar) oder 
Kechtspraktikant 

Von da an geht die Bef^nlening in die höheren Richter- oder 
Prokurorstellen mit ilem Unterschietie, dass die Emenmmg zum 
Appellation srichter oder Kasfiationsrichter von einer drei- beziehungs- 
weise fünfjährigen Richter- Praxis bedingt ist Das N&mliche gilt 
von den entspi-echenden Prokui-orstellen. Im Ganzen sind vom 
Richter erster Instanz bis zum ersten Kassation »-Präsidenten sieben 
liangklassen. Der Untersuchungsrichter nimmt die Kangklasse 
zwischen dem erstinstanzlichen Richter <md dem Kreisgcrichts- 
Vizepräsidonten ein. 

Disziplinarbehörden sind: 1. der oberste Kassatiunshof 
(vrhoN'nia kassatzionen sud) fQr seine sämtlichen Mitglieder ein- 
schliesslich dos ersten Präsidenten, sowie auch über sämtliche Mit- 
gliefler der Appellationsgericht«*; 2. die Api>ellation.sgerichte (apfiela- 
tioni sudove) für alle Richter (samt Pi^äsidenten und Vizepiäsidenten) 
der ihnen imtcrgcbenen Kollegial- und Einzelgerichte, sowie auch 
ffir die Untersuchungsrichter; und 3. die Kreisgerichte (okruini 
atidovo) fttr alle übrigen Oerichtsbeamtcn. Gerichtslieamte (sudebni 
tchinovnitzi) in diesem Sinne sind alle bei den Gerichten dienenden 
Beamten, welche weder Richter resp. Anwälte, noch Diumisten 
(Schreiber) sind. 

Die Iniatire zur Disziidinar-Untersuchung in den Fällen 1 und 2 
nimmt entweder das Gericht selbst, bei welchem der Angeklagte 
dient, o<ler der Justizminister. Im Falle 3 leitet der Qerichte- 
präsident oder der Staatsanwalt die Untersuchung ein. 

Das Disziplinargericht, welches in pleno verhandelt, ist hierbei 
an gar keine Formalitäten gebunden (§§ 180 — 198). 

Disziplinarstrafen sind: 1. Ermalmung; 2. Rüge; 3. zeitweilig« 
Entfernung vom Amte (Suspcndienmg); und 4. Entlassung vom 
Dienste (§ 105). 

Die Staatsanwälte und ihre Substituten in allen Instanten 
stehen unter der unmittelbaren Disziplinatigewalt des Justizmiuisteß. 
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welcher jedoch in jedem Falle ihre Äunenmg (fieohtferti^^uag) ein- 
holm moBB (§ 176). 

Yen den übrigen Teilen dee forliegenden Gewtaes ▼eidient 
nodi Srwlhnung dowon YeilQgung Aber die Oerich teferien 
(sodebne Takanisia, Abeoliiiitt IX §§ 73^75). Die Gerichteferien 
dauern vom 1. Juli a. St. bis 1. September a. St. uml kruuiuii. als 
s J<-]it.', nui von (Ion Kollegial - Rit litorn in An.sjtnujU geuoiutuen 
werden, jedoch auch nur derart, dasö während dieöer 2 Monate ein 
ferialsenat — welcher die dringenden Angelegenheiten verhandelt 
— snrflckbleibt Die f riedensrichter und DntenachiiQgniohter ge- 
niesna aise Iceine Gferichtaferien, jedoch kOnnen auch sie Bich 
irflhiend der FeiialauNUito nur auf die dringenden ProseBse be- 
schtinken. 

Unabliängig von den ( lerichtsferien hat jeder Richter Anspruch 
auf ejiieii vmih -lustizniiuisttT auf Grund deb ßerichtes des betreffenden 
Präßidenteu zu dekretier^ iid*'!! einmaligen Urlaub von einem Monate 
im Jahie — mit Beibehaltung des Gehaltes. Bei einem Urlaube 
m nehr als einem Monate erhält der fiiohter Iflr die fiberafthligen 
T^e kein Gehah. Im Krankheitsfälle kann der Richter bis zu 
drei Monaten seinen ToUen Qehalt bezielien; von da an bis zu 
weitereii drei Monaten eriUttt er die H&lfte des Gebaltes. Ist seine 
KrankluMt auch nach weiteren drei Monaten, d. h. nach 9 Monaten 
flicht li'-lioiien, so wird oi entlassen. 

Kleineren Urlaub biä 2U 10 Tagen gewährt >lii' Plenarsitzung des 
betreffenden Gerichtes. — Bevor jedoch der Kichter seinen Urlaub 
<ider seine Ferien antritt, muss er alle ihm zugeteilten Gerichts- 
•kten ededigt und dem Gerichte eingeliefert haben. Diese Ver- 
pfliditang besidit sich selbstverstindlich Uos auf die Ausfertigung 
der Urteile und Bescheide, da bei uns bekanntermassen die Prozedur 
in allen Instanzen mundlich ist. daher der Ricliter nur hei den dtu« h 
liicil oder durch dem Urteil»' ^It irhkomnipnde Beacheido erledigten 
ProaeBBen schriftliche Arbeiten zu fertigen hat 

Aus den Überganga-Bestimmungen (prehodni pravila, 
S§ 208—214) ist vorerst der erste § 206 aus dem Grunde hervor^ 
mhebeo, weil derselbe mit seiner novellariscben Änderung (Gesetz 
vom 7. Juni 1899) einen wahrhaften horror examinis offenbart 

ürsprflnglich war ja das Gesetz, nämlich der § 208, vor 
seiuci Abänderung schon liberal genug, indem es von den Kiohtor- 
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am ts - Kandidaten als tlieorotisclic Befähigimg nur eine einzige 
Staatsprttfaog und keinerlei spezielle Bichtenunts-Prüfung Teriaogte. 
Dabei waren auoh ¥on dieaer etnaigen Sfaatapctifong alJe jene Kandi- 
daten befreit) welche ihre Bechtastudien bis aum 1. September 1898 
beendet hatten. Die Novelle vom Jahre 1899 (kaum fOnf Monate 
nacli Inslebeiitreton des ganzen Gerichtsorganisations-Gesetzes) hat nun 
letztere Frist bis zuni 1. Januar ls|);) vrrlätmvit und zuui (iauüiuiu 
aller prüfungssclieuen Rechtshöi'or dieaen Vorteil, d. ii. die Nielit- 
ablegung der Staatsprüfung, auch auf alle jene Juristen aiisgedehnt, 
welche sich vor dem 1. Jannar 1899 als Eechtshörer inaorihiert haben! 
Damit jedoch die Orosamut des Qesetigebera voll sei, gestattet das 
Geseta noch, dasa solche von der „entsetslichen** StntBprQfang 
befreite Kandidaten nach nur seohRmonat Hoher Praxis ab fiechta- 
[irakti kanten (xler Gerichtßsekretüre zu Iviclilürn iu der I. Instanz 
ernannt w-M-deu Jiöuiu'ii. 

Der nächste § 2US> geht noch woitei- und gestattet, dass falls 
sich innerhalb dreier Jahre vom 1 aslebenti'eten des Gesetzes keine 
genOgende Anzahl Juristen für Riohtenstellen vorfinden (in der Thtt 
leiden wir keinen Mangel an ^hne Staataprfllong" afaeolTiertBB 
Juristen), auch Laien zu Friedensrichtern ernannt weiden hOnoen, 
insofern sie schon als üntersuchungsnchter. Hichter oder Gerichts» 
sokretÄre (wie lange, bestimmt da> (Icsetz nicht) gedient luü^n 
oder Ailvukatui' Hus^eilbt !ial>fiL — Die nämliche Wohlttiat räuiui 
§211 auch den Nutars-Kaudidaten ein, nur erfordert er vou den- 
selben, dass sie das 26. Jaiir erreicht haben. 

Hochinteressant und oharakteriatiBch ist die YerfOgung das 
§ 212, welche die Winkelschreiberei unter dem Titel nOesuchs- 
schreiberei'* (prosbopistvo) sanktioniert Der erwähnte § ertdlt 
nftmlich den zweijährige Praxis besitzenden Gerichtssekretftren, ünter- 
Boki*etären , Notaren und dei-on SekreÜlren ilie Rf-tuKiii^. »i i>> sio 
„Gesuchsst;iirtaber ' werden krauien. Dir Auujerkung zum niunlit h*^n 
(112) § weist bezüglich der Details auf die besondere ministerielie 
Yerordnung zur Regelung des „Gesuchsschreiber-Gewerbes^ 
(prosbopiaka professia) hin. 

Die genannte Vererdnung (vom 14. Ulirz 1899 Ko. 70) ve^ 
fügt Folgendes: Die Qeauohssohreiberoi ist ein freies Gewerbe 
(svoboflna professia, § 1). Die Eignung zum ,,Gesuchsschreibei** 
(piusbepisctz) bositi^t jeder grossjäiuige (21 Jahre), handiungbfähige 
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bulgarische Unterthaii. welelier dor bulgarischen Sprache mächtig 
ist, drei Burger* oder MiUelschulklaasen beendigt hat und eine drei- 
jShiige „pTBxk** als GetiolLto' oder Advdatuissehreiber naohwetaen 
kann. Wer der politiBchfin oder bflrgeilidlien fidchte yerlnstig ist 
oder vegen einem in der Verordnung erwAhnten Delikte Terurteilt 
war, kann die Befähigung zum Gesuchs (recto Winkel-) schi-eiber 
nicht erhalten (§§ 2 — 3). Da § 4 der Verordnung die „erwui lienen 
Rechte*' anerkennt, so wuitlen aus sämtlichen bislierigen Winkel- 
«chreibem ,^piomierte Gesuchsschreiber", selbst in dem Falle, wenn 
rie die oben angeführte nt^k^oi^tifit^^' Befähigung nioht bosaaBon 
und bka auf eine sweijfthrige „Vttüda^ zorüokbUGkett Jconnten. 

Da aber die Verordnung^) die GeBUchaadhreiber gleichaam mit 
den Adrokaten auf gleicher Stufe haiton will, so unterliegen die 
Geeuchsschreilier, gleich den Advokaten, der Disziplinargewalt des 
Ki-eisgeriehtps l>e/.it_'liungH weise des Atlvokateiiratcs dort, wo solche 
liäte otgaiii»it;i t sind ö — b). Endlich ist das Kreisgericht auch 
zur EiteÜMii^ des Befähigungs-Nachweiaea (Diplomes) an die Ge- 
fluohaschreiber kompetent 

Laut § 11 der Verordnung besteht der Wiikungslcreia der 
OesudiBBchreiber in Folgendem: 1. aie ver&asen — auf Wunsch 
ihrer Klienten — Gesuche, Vertrfige und allerlei andere Urkunden 
irad Eingaben, ebenso Einreden und Berufung«- und Nichligkeilß- 
b» >vh\\Muien (bis zum Prozessw* rt von lOlHJ Franken); 2. sie inter- 
venieren sowohl in Sicherste! lungs- als ntich ZwangsvoUstreckungs- 
Äugelegenheiteu; und 3. sind sie ihren Klienten im Studium der 
Pfoseasakten und in der Auffindung von Daten behilflich. 

Als Honorar kann der Geauchaschreiber — in Ermangelung 
oaer besonderen Vereinbarung — 5 % vom Prozesawerte fordern 
(§ 12). 

11. Wa^ die übrigen ins Justizfaf;h schlagenden Gesetze aus den 
'^tlit'-n 1898 und 1899*) aiil-^lanL^l, so sind es dur<*h\\*g kleinere 
UesetzmodiükaticHiea, von welchen diu wichtigsten folgeude sind. 

') Dieselbe ist ein Werk des geweseneo Justiaministors Pesohoft 
(fiAbiiiett Ivantsehoff-Radoslavoff). 

Da> Jahr lOnO i<?t Isidor ^&üz fruolitlos vorflosscn. «lenn kaum war 
die &jh«aiii«' im l)* ;,nifft', 'len h< hon wiodprholt ei"stroe^ten Gesetzentwurf 
über Iis Vr- 1 inogeuöiüciit {lakvnoyivekt za iniuschestvata i tjehiiite 
(»granuchenia) la V^rliaoUliUig zu ooiiineu, alä uiq auoh bchou aufgelöst wunlo. 
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§ 714 ilcr Civilprozessordnung — welcher die nach den 
Nichtigkeitsl>eschwenlen zu leistenden Gebühren bestimmt — vurde 
daliin abgeändert, dasa sich diese Qebflhren nunmehr bedeutend 
höher stellen, und zwar: statt der bisheiigeu allgeuieinea Kassation»- 
gebfihren von 20 Francs (bis zum l'rozesswerte von 1000 Francs) 
und 40 Francs {\>e\ Prozessen üljer 1000 Francs) wertlen nun im 
ordentlichen Verfahren (vor den Kollegialgerichten) nach Massgabe 
des Prozesswertes Gebühren von 40, 80, 120 und 200 Francs 
erhoben. Die alte, der russischen Civilprozessordnung ent- 
nommene salonioniacho Regel aber, wonach im Falle der Annullierung 
des Urteiles die eingezahlte Nichtigkeitsgebühr dem Kassanton rurO(^k- 
zuerstatten ist, wurde beibehalten, obwohl diese Verfügung nicht 
nur den Fiskus schädigt, sondern sowohl den Gerichts- als auch 
den Finanzl>ch5nlen ülierflüssigo Sclu-eiboreien und Zeitverlust ver- 
ursacht. 

Gleichzeitig hat auch der auf die Nichtigkeitsljeschwerdo bezug- 
habende § 567 der Strafprozessonlnung eine Änderung erfahren, 
indem nun die von Privatklägern (sofern dieselben keine Staatä- 
beh&rden, Arrestanten oder l>eh()rdlich anerkannte Armen sind) ein- 
zureichenden Nichtigkeitsbeechwei-den einer Gebühr von 10 resp. 
20 Francs unterliegen, je nachdem die Nichtigkeitsbesch wenle gegen 
ein kreisgerichtlichos oder appoUationsgerichtliches Urteil eingelei^ 
wurde. Die bewu-sste salomonische Regel (iKizüglich der bedingungs- 
weisen Rückgabe dieser Gebühr) gilt auch hier. 

Durch eine kleine Novelle wjuxien die §§ 71, 120, 122 und 
245 des Strafgesetzes, welche die Verjährung und die straf- 
baren Handlungen gegen den Fürsten und sein Haus, sowie auch 
die Beleidigung imd Verläuradung der fremden Staatsolwrliäupter 
und deren Veilreter behandeln, geändert Fortan verjälirt die Straf- 
liarkeit der mit schwerem (finsterem) Kerker zu strafenden Delikte 
in 10 Jaliren. Die Beleiiligung des Herrschers, seiner Gemahlin 
oder des Thronfolgers — ohne Rücksicht darauf, ob die Beleidigimg 
in G<^enwart oder in Abwesenheit des Releidigton erfolgt ist — 
wird mit st-liwci-em Kerker bis zu 2 Jalm^ri und mit einer Geldstrafe 
bis zu 4000 Francs gestraft. Die Beleidigung eines anderen Mitgliedes 
des regierenden Hauses wird mit schwerem Kerker bis zu 1 Jahre 
und mit Geldstrafe bis zu 2000 Francs bestraft. — Bei Beleidigung 
eines ausländischen Staatsoberhauptes oder dessen Vertreters g«« 
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Fi luf 'al zwar ilio Strafvcrfulgang von Amtswegen, jedoch nur mit 
voriieriger Genehmigung de« Ministere des Än*!8cm. 

Auch das orst am 1. Januai- 1898 in Kraft getretene Handels- 
gesetz ertiialt nitinr bereits swa norelkriaohe Imfarangen. 

Tod den Indenmgen und ZnBltieB za den l<^3t 169 and 
239 (betreffand die Hohe der von den Ven^altungsräten bei Actien- 
gt^ll-ich iften TU lpi«tf»n'l*»n Kautionen und den Ankauf von eigenen 
Aktien) war bereits iu melDem letzten Berichte die Rede. 

Noomebr km die Beihe u die §§ 260 (imeHiidiaehft Aktien- 
geaeUedialten) nad (•ndSndieehe yenicherangageaelbohafleii), 
veldie bi ikrem nrsprOnglichen, engherzigen Texte unlialthar waren. 
Fortan kCnnen also auslrmili'JcluMi K r c d i t a n s t a 1 1 c ii 'lici der 
DirektionsrUte aus na h m > w e i se am h fremde rntortliauen sein, 
jedoch miisseu dieeelben ihren Wohnsitz unbedingt am Orte des 
ünteniehmens in Bulgirien hnbea. — Nnoh dem oeaea Teacte dee 
$ 483 aber ist die den ToUen Wert des femoiberteii Oegenettodee 
Qbereteigende Versicherung ungiltig. 

III. Unter den wichtigen Massnainnoa dei R>'i;innjnp, welche 
auch, und zwar in grossem MaSä», um Gebiet des «itnglichen 
Becbtes und speziell des Hypothekeurechtes hiuflber sclüiigt, ver- 
dient die im Kovenher des Jahres 1900 vera damaligen Handels» 
Bttniatar Iw ÜStoiow aaf Omnd der in der fflrstlichen Thron- 
rede vom Jahre 1900 gemachten Anknndigtmg veranstaltete Enqui^te 
ziu- Aumbeitting eines Kataef -Vprmnsisniigs-Entwurfes 
Erw&bnung. £b ist dies eine sich schon seit 2U Jalireu hi^Meielieude 
«ad akht ao viel an Indoleni als an finan&ellen Schwierigkeiten 
geac h a itei ' t e IVags, trotadem daas ihi» Usung durch das beiapiellos 
uneigennfitzii^e innl auf<>i)femdc Wirken des eminenten Geometers 
Kapitäns a. I). Vict n Wi ssr'ly (von dessen ausgezeichneten Ent- 
würfen mni l'lilnoii auf (iciu (ioliiete f1f«5 biilpnrischon Katasterwesens 
ich bereits in meinen früheren Bericiiten erwähnte), wesentlich er- 
Iaidit0rt vaida^} Doch audi diesmal wollte es das dieser so hoch- 
toehtigen Fknge tOdktsolis Sohickml, dass die ernannte Kemmiaaton 
nicht eins «ini%e Beratnng abhalten konnte, da kons Zeit damnf 

*) In seinem Bwkfate, weldien im Anfinge dea KriegBadaiaten 

;Pa(.ritoff"i (l(>r I.ritfr de« militär-T(i|iOi_^i;ijilii>i lir»n losütutos. Major DaukolT, 
über die bolgarisohu Kataslerfrage auuarboittito, hat sich d«ntelb« fast ans- 
•dteKcb des "WmOfBdm KhAoiatoe Mieat 
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das Ministerium (Ivautsdiow-Kadoslavov) und mit ilim aucii lier 
Handelt^minister demissionierte, was so %iel hoiast, daes aooh die 
Eatasterfrage bis auf Weiteres yertagt wurde! ^) 

Die sich in den letsteo Isbren leider so oft wiederholenden 
Ministerkrisen haben unter vielen anderen wichtigen Angekgenhdtmi 
auch den fdr unseren Rechts- und Handelsverkehr so hochwichtigen 
Abschluss von Konsular-Konventioneu mit den auswärtigen 
Staaten bed.'utoiKl vci z<'»!xort. 

Älmlich dem Vorgange mit den Handelsvertrjiijen . sin(i auch 
bezüglich der Konsuhur-Konvention vorerst mit Österreich-Üngaru 
Verhandlungen au^nommen worden. Dieselben hatten drei Ent- 
würfe cum Besulfate: 1. den Entwurf der eigentlichen Konsolar- 
Konvention, welcher Bulgarien, gleich anderen uoabhftngigen Staaten, 
das Recht erteilt, !n Österreich -Ungarn Konsulate, allerdings — 
am gewissen iiilernatioualon Fiktli.tiK'ii L;«'i'eclit zu werden — unter 
der Benennung „llaudclb-Agentm ••n'' zu errichten; 2. den 
Entwurf für gef?^nseitige Rechtshilfe; und 3. den Entwiirf der 
gegenseitigen Auflieferung (Extradition) von Verbi-echem. Ein 
speadeUer (Gewinn dieser Konventionen, welche auch den addersn 
Staaten bei Abechliessung ahnlicher Konventionen als Basis uod 
Richtschnur dienen werden, whrd fflr unseren Staat zweifellos auch 
die Aufhebung der sogenannten einen wahren Anachronismus bilden- 
den „Kapitulationen" sein. 

Zum Schiubtk; kann icli eine orfiviiliclH^ Emciieinuiiü: ;iuf dorn 
Gebiete uuBei'eä Reohtalebens niclit unerwähnt lassen, uätnlich die 
auf Initiative einiger Ii er vorragender Sofiaer Juristen su Ende des 
Jahres 1900 zu Stande gekommene bulgarische juristische Qe- 
sellschaf t (juriditschesko druiestvo), d. h. Juristen -Yerein, welcher 
sich die Entwicklung und Hebung des einheimischen Becfates snr 
Aufgabe gemacht hat. Nach den wackeren und fEu^tüohtigen 
MüTmern, welche an dor Spitze dieser lobenswerten Vereinigung 
Htehcn — Kassnti 11- -Senat ö-rriiaidenl B. Kablcsi-lilmf und Justiz- 
Oeneral-Sekretär Dr. D. Miukow — zu urteilen, kann ilei^elben mr 
der beste Erfolg vorhergceagt werden. Eine BOigschaft dafür ist 

') Hättou wir Hn^ nfh^tlirlir Iw'^ii iun^'s -System wie BiMuien und 
llorzegoviüii mit oineiit su tüchtig' n lui l g'-i'^tMtllfiri Minister und Adnüni- 
strator wie U«jiiii v. Küilay, so war« auch bei uns die Katasterfrage wohl 
schon längst erledigt. 
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der als juristische Eapudtät beiouinte neme Justisimnuter Dr. Peter 
DBDtachow (dentBoher Jurist), welcher 13 Inhre lang den Posten 
eines General- Prdkunitors am obersten Kaseationshole inne hatte. 

In iliin finden die Bestrebungen dieser Vereinigiing ihren eifrigsten 

urnl aufrichtigsten Förderer. Es wäre nur zu wüneehi n. dass dit geni 
ebenso fähiL'«'n nh wohl p\<i)mteii Juütizchef im Interesse der 
buJgarischea Justiz eiu Uageree Verbleiben im Amte gegönnt seL^) 

b) Literatur. 

Da bislang fdr die FMemng der heimischen rechtswissen- 

scliaftlichen Literatur von Seiten unseres Ministeriiims nur sehr 
wenig geschelioii ist, dos Pniilikniii aber und die Verleger die 
Verfasser juridischer Werke keineefalls f»rmimtorn . so ist es kein 
Wunder, wenn auf diesem Gebiete kein nennenswerter Fortsohntt 
in veneichnen ist 

Von den jniistisdien Werken und Handbüchern, welche in den 
ktztea'S Jahren erschienen sind, yeidient wegen seines inneren 
Wertes und fadiknn(]iger Ausarbeitung die Anleitung zum bul- 
garischen Strafgesetze von Appellationsrat N. K. Nikow 
(2 Bände), (Rukovodstvo po Itol^arskia iiakazatelen zakoii — Sofia, 
petchatnitza na Ivan G. (j(iv<Mlai(»w 19uÜ, dva toma) besonders 
lienrorgehoben und empfohlen zu werden. 

Der in Sofia zustande gekommene Juristen -Verein, von welchem 
ioh oben Ekwflhnung that, wird ohne Zweifel sehr viel aur An- 
eÜiBflnig unserer juristischen Schriftsteller beitragen. Auch darften 
sieh unsere Ftofessoren an der juridischen Fakultät der Hodisohule 
büd veranlasst fühlen, wenigstens für ihre Hörer Handbflclier und 
Kompndien zn .sclueilx'ii. Es ist traurig jiroinigj da8> vor der 
Hand bei uns aileiiei schiechte und gute belletrifitische Aufsätze fiel 



') Leider musste mittlerweile (wthreod dem Zeiträume bis snr Draok- 
itguig dieses BeiichteB) dieser aasgexeiobDete Mann — den „Geboten des 
ptrianeotariBobeQ Branohos** enispreohend — als Hitglied des (damals snr 
RegieruDg gelaogten) Kabinettes Petroff demissionieren nnd sein Porte- 
feuille eiDem juugon Advokaten and gewesenen Kreisgerichts -Visepittsidenten 
(griechischen Jurist' n) Dr. Alexander Kadeff (Anhänger der progreasiv- 
lih^nl. ti fZankoffJ Partei) abtreten. Dr. Dantschow kehrte wieder auf aeioen 
alteo Poetoi im KaasaticMishofe zurück. 
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besser tmd reichlicher honoris werden, als die juristischen. Das 
sn Sofia im Jahre 1888 gegründete joristiBohe faohblatt „Jfuridit- 
ohfiflko Spisanifl^* muaate naoih 11 jährigem Beelande im Jahre 1899 
w^D MiaDgeU an gehöriger TJnteisMMzaiig BeiteDS des FaohpnUiknms 

sein Erscheinen einstellen. Mehr Glück hatte Bobtchew's ^oridit- 

scheski Pregled ' (luristißt'ho Revue), welche nuch immer leidlich 
vegetiert. Ef nun zu lu-ftVii. dm?s der neue Juristen -Voi-ein 
mit der Herausgabe neines in den Statuten vorgesehenen Orgause 
haldigst beginnen wird. 



Dänemark. 

Referenten: Dr. JaL Laasen, ordentl. Prolsfisor der Rechte and 
Dr. H. M nnoh^Peteneii, Dozenten an der ÜniTersitftt Kopenhagen. 

a) Oeaetsgebung. 

Im Jahre 1898 seigt sich in der dänischen Gesetigeba'ng viel 
mehr Leben und Bewegung, als in den mimittolbar Torfaer vei^ 
flossenen Jahren. Die auch in Dänemark regen sosialpolltiscfaen 

Beßtrebungen haben zu einer neuen Errungenschaft geführt, dem 
Gesetze No. 4 vom 7. Januai über die Versichoriing 
der Arbeiter gegen die Folgtiü von Unfällen bei gewiöbeii 
Betriebsthfitigkeiten. Diese Betriebe, welche in § 4 des Gesetzes 
genauer anfgez&hlt werden, umfassen jeden eigentlichen Fabriks- 
betrieb und solche, welche erlslirungsgemftsa hesondetn gsfiUirUcb 
sind) s. B. Bauarbeiten und Eisenbahn^, Pferdebahn- und Omnibus- 
betrieb, femer jede Bem&thätigkeit, bei welcher Dampf- oder Gas- 
maschinen oder dergleichen Hülfsmittel angewandt werden. Wenn 
hier durch den Betrieb ein Unfall bewirkt wiid, welclien <ler 
Albeiter nicht selbst vorsätzlich oder durch grol>e Falirl:i>si^'keit 
herbeigeführt bat, so steht ihm ein Anspruch aul Ersatz für den 
Schaden, welcher ihm durch Verringerung eeiner Arbeitskraft oder 
seine vollatlndige AriieitsunfiUiigkBit zngeifQgt wird, su. Der Inhalt 
dieses Anspruchs wird durch § 5 nAher bestinunt und ist ter- 
schieden, je nachdem der Unfall eine „Ai-beitsnnfiUiigkeit, deren 
cndliclie Folge noeli unbestimmt ist", oder dauernde Arbeitsunfähig- 
keit oder den Tod verursacht liaL Im letzteren Falle kommt iiäm- 
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Uch die Veraichcnuig doi Witwo oder deu Kinderu zu und nacli 
Dmatanden «nch Anderem» velohe der AiteHer snr Zeit, ei» dae 
nn^Hok eintm^ nnterlitelt; dodi Inibea die HiaterUiebeDeo, irdche 

zur Zfit Tnfalles ausserlialb des Ijiindes wohnten, keinen An- 
5prncli. Für dirsr Ansprüche haftet «I r Atii>^itf^<>?i»j'r . lirm-fliliess- 
lich Staat und üoiuoinde, wenn die Arbeiter nielit in einer von» 
Miuiateriuin des Inneren anerkanntcu AäsekurauzgcsellHiiiaft vcr- 
sUdi«rt worden sind. Obeninkflnll», tvelche swiedieii Arbeitom 
nnd AiMtgebem g^n dieee fieeluiiiiuiiigeii goediloaBBD wipudeo, 
haben keine Recht!<gültigkeit Zur Entscheidung der bei An- 
wondnns^ (b^ <les«;tzes ent^^tebeiidcn Streitigkeiten wird ein .,ArlM>iter- 
versichenings-Bat" errichtet, welcher aus 7 Mitgliedern besteht. Der 
YoitntieDde irad vwti andere Mitglieder, von trekitoii der eine 
Amt aetn aall, Verden vom Ettnige ernannt, sw«i Arbeitgeber vom 
Minister dfk Inneren und endlich werden zwei Arbeitnehmer von 
Vertretern der v. isi Iii. 'denen nnerkannfi n Kmuki iikusN- ii A'-n lüindea 
gewählt; der Kiatikiiikasseninspektor und die Fabrik Inspektoren 
künuen auch dem Kate beigeordnet werden. — Ein ctwaa ver^ 
vaadtes Oebiet bebandelt das Oeaets Na 66 vom 26. Hirz 
aber Eraats fflr Sehaden b«im EiBaa1>ahnbetriob. PenSn- 
Vurhen Schaden, welcher den Reisenden ixler Anderen, f(lr wetbhe 
nii^lif /nfnlir»-" \hn-H Dtenstvorhrilf ni-^s»-'s zur Bahn besondere Be- 
stimmungen ülior Ent8chä<ligung gelten, zugefügt wird, hat die 
Bsenbabu Verwaltung, gleichviel ob Staats- oder Privatbahu, zu 
eiaeben, ea ad denn, daaa der Beadiidigle vwaBtsIieh oder duvDh 
FahrHaa i gkeit den SobadeB herb^jelBhrt bat, oder daaa der Stdiadm 
niclit durt-l« die Aufmerksamkeit und Sorgfiilt, welche der Bahn- 
betrieb von Seifen der Befri-'^lisvfrwrilfitng und der Betriebsljfvli.'inmg, 
sowohl hinsichtlich der Betrieijs weise, als auch IdusichtUch des 
Hatemlea erfordert, veriundert vrerdm konnte. Unter Ihnlichen Be> 
dingnngen ist die Bahnverwaltong verpfficbtet^ Ertats für beaehldigte 
QtHer ra leisten, doch so, dasa fOr Reise- mul FnK.htgut die Alteren 
Bestimmungen des Gesetzes No. 02 vom 24. Ajni! 1^5 9^1 in Kmft 
bleiben. Der Bewiiädiptp hat das Recht aut l']r->iit2 sowoiü tftr 
Auslagen zur Heilung des Schadens, al.s tiii ilie dadurch verursachte 
ÜHw r baonflh^keit und ttbrige Beeintiftchtignng seiner Okonomisoben 
VetfaSltniase, endlich nadt ümattnden anob «nf eine angemessene 
btehidigong für die Leiden, die TTnannehmlichkeiten und di« 
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Venmstaltiing in Folge der VerletTting. Wird unter den oben an- 
geführten Umständen derTo*! linbciguführt, so i.^t dio Balm Verwaltung 
vt'jpjlii lit«'t. die Hvgiäbiiihkuöten 7.n beftreileu, dowi Kh--g;itt*»n 

und den Kindern des Verstorbenen füi* den Verlust ihres Versorgei« 
Ersatz %a leisten; dieser Ersatz besteht entweder in einer bestinimten 
FanschakinDtne oder in fortlaafendea UDtoriuiltBbeltrflgen entweder aof 
Lebenszeit oder anf eine beatimmte Dauer. — Als ^sialpolitiacbe'* 
Bestimmung Jnnn noch ein Oeaeti No. 21 vom 26. Februar 
genannt werden, welches den Finanminister bevollmächtigt, ans 
der Staut^kass.' Anleilit-ii zum rinl»au zu dicht bebauter und un- 
fffsunder Stadtteile in Kopenha^^'Mi und den übrigen Stikiieii, si>uie 
zur Auffühning von Arbeiterwohnungen zu geben. Eher den Namen 
„agiarisoh^* verdient dagegen das Gesetz Xo. 65 vom 2G. MärS| 
welches die sogenannten „landwirtschaftlichen Yorachnsa- 
▼ereine" begünstigt, d. h, Vereine, deren Zweck darin besieht, 
den Mitgliedern zeitweilige Betriebsanleihen sur Deckung von lanfea- 
den Betriebskosten des Ackerbaues zu gewähren. Derartige Ver- 
eine küanen von der StuatbkaÄse als Betriebskapital DarU hne er- 
halten, welche als Maximum 30 Knmeii für jedes i^^iosses Stück 
Vieh betragen dürfen, Ltfuidwiitscliaftliclic Zweck.^ vorfolgen auch 
Bwei andere Gesetze von demselben Datum, No. 57 über Veran* 
Btaltungen zur Bekämpfung der Tuberkulose des Horn- 
viehs,' und No. 64 Über den Handel mit Dünger- und Futter- 
stoffen. Em anderes Gesetz von demselbeo Datum, No. 63, regelt 
die Sflsflwasser-Fischerei und endlich gewährt das Gesetz 
No. 3r> vom 1 9. März einem Kroditvereiu von Kommunen i» 
Dänemark verschiedene Bef^ünstiLMingeii. 

Von grosser i3edeutiiti^ in iuteruaUouaier Beziehung ist das 
Gesetz No. 42 vom 19. März, welches die Bestimmungen über 
den Erwerb und Verlust vom dänischen „Indfödsret" 
(Staatsbüigenecht)' auf *8 Nene regelt und es in genauere Überein- 
stimmung mit dem gewöhnlichen europäischen Rechte bringt. Von 
den Vorschriften des Gesetzes sind besonders hervorzuheben: 
Dänisches Jiiditcenat wird 1) erworln n von ehelichen Kindern, 
deren Vater ein Däne int, gieichvial ob die Uebui*t hier im Lande 
oder im Auslande erfolgt. Personen, welche ht dementspi-echend 
das Staatsbüigerrecht erworben haben, aber doch hier im Reiche 
geboren sind« erwerben (gemäss § 2) für sich selbst und auch für 
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ihre Freu und ehelichen Kinder das Indigenat, wenn ae nach der 

Geburt hier dauernd ihre Heimat bis zu ihrem vollendeten neun- 
zehnteü Jahre gehabt halten und nicht im Laufe des letzten Jahres 
an die Obrigkeit eine schriftliche Erklärung einreiclien, (l;iss sii- rii(;ht 
dünisches Eingeborenenrecht erwerben wollen, dabei /.uirleith ge- 
aOgend iieweiBen, daas sie in einem anderen Lande Staatsbaiigeiv 
ledit hesitxen. ISne Frau, weldie einen dAniachen Staatebürger 
hontet, erwitht (§ 3) durch die Ehe das dftniaehe Staatabttiiger- 
recht; nragekehrt verliert nach § 6 eine Frau, welche doh mit 
einem Ausländer verheiratet, ihr dänisches Indigenat. Dänisches 
ürgen-echt kann 4) auch erworltoii werden durch Natu- 
ralisation, welche gemäss § 51 unseres Grundgesetzes vom 28. Juli 
1866 durch Gesetz vor sich gehen muss; die Naturalisation eines 
Maonea besieht sich auch aal seine f ran und seine minderjAhrigpen 
Kinder, wenn nicht in einzelnen fSllen etwas Anderes festgesetst 
wild. Das Staatsbütgerrecfat wird (§ 5) ron demjenigen verloren, 
wetoher in dnem anderen Lande Staatsbilrger wird; wer dies su 
werden wünscht, kann aus seinem staatsbürgerlichen VerhÄHnisse 
m Däneiuark entlassen wenlen. Wenn ein einproliorener Däne in 
einem ununterbrochenen Zeitraum von 10 Jahren st inen Ueiniatö- 
ort im Auslände gehabt hat, verliert er (§ 7) sein Staatsbürgerrecht, 
wenn nicht die Abwesenheit durch einen Öffentlichen Auftrag des 
diaischen Staates Yeranlasst oder das Indigenat durch eine schrift- 
liche ErkUrong bei der danischen Gesandtschalt oder dem danischen 
Konsulat Torfaehalten wifd; diese Bestimmung kann jedoch durch 
Übereinkunft mit einer fremden Macht aufgehoben oder einge- 
schränkt werden. Derjeniere. welcher auf die.se Weise s. in Staats- 
bürgerrecht verloren hat, aiier nicht Staatsbürger in t int ni amloi-en 
I^ade geworden ist, erwirbt gemäss § 8 dadurch sein Recht wio<ler, 
^ass er seinen Wohnort hier im Reiche nimmt oder ohne diese 
Vomnssetsimg mit besonderer Erlaubnis des Königs. Oneheiiche 
linder folgeii (§ 9) hinsichtlich ihrer staatebflrgerlichen Stellung 
flicht ihrem Yater, sondm ihrer Mutter. Endlich bestimmt § 10, 
dass Kinder, welche hier im Reiche gefunden werden, ohne dass 
ihre st^ntsbürgei liehe Stellung bekannt ist, bis anderweitiger 
Aufklärung als dänisclie Stafxtsbürgci zu betrachten bind. Von 
Bedeutung für Danemarks internationalem Seeverkehr ist ein 
Oeaetz No. 10 vom 4. Februar, welches namentlich in ß 2 prak- 

32* 
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tisch wiclitige AUlndeninK»n» des flesetzes vom 1. April 1892 be- 
trefTend die Registrierung dänischer Schiffe entlifllt. Wfihrenil « 
nHmlioh frflhcr eine Bedingung zur Eintragung eines Schiffe« einer 
Aküengesellsoliaft in dan dilnische S<;hiff»regiRtor bildete, dass sämt- 
liche Mitglieder der Direktion hier im Reiche wohnhaft waren, 
kann diese Bedingung jetzt mit der EinwUligiuig des Justizministers so 
weit cingescihrilnkt wenlen, dass nur die Mehrzahl «Icr Direktions- 
mitglieder hier wohnen uuiss; diese Oesetzesbostinimung ist diirrh 
die grossen interaationalen Schifffalirtsverliindungen, welche Däne- 
mark in den letzten Jahren, besonders mit Ost-Asien, angcknn|ift 
liat, hervoi^ciufen. 

NfK!h ist zu erwähnen ein Gesetz No. 8 vom 7. Januar, 
welches u. a. den Steuererhebmigsbeamten erlaubt, die ilinen nl»- 
liegende Sichereteilung in Veraichcrungsbriefen zu gewahren, welche 
von gewissen vom Finanzminister anerkannten Assekuranzgeaell- 
sohaften, darunter aucli gegenseitigien Kautionsvereinen unter Beamten, 
ausgestellt sind; endlich ein Oesetz No. 170 vom 19. Dezember, 
welches einige Abändenmgon des (iosetzes vom 11. April 1890 
über Scluitzniarken fflr Waron enthält 



Hier ist zu erwähnen: 

Aus der Rech tage schichte: Eine Ablutndlung von 
J. H. Deuntzer Ol)er IRjjesteret i 1683 in der Festschrift der 
Universität, anlässlich des Geburtstages des Königs, und von M.C.(terti 
Aber Staat und Staatsverfassungen in Hellas in der Ein- 
hidungsschrift zum Reformationsfest der Universität, 

Aus dem Staatsrecht eine Schrift von H. Matzen filier 
das oben genannte Gesotz betreffend den Erwerb und Ver- 
lust des dän. Staatsbflrgörrochts. 

Aus dem Prozess sind .1. H. Deuntzers Schriften über 
Berufung und Vergleich und J. Nellemann's Werk Aber Aukticm 
in neuen Auflagen erschienen. Von H. Munch-Potcrsen findet 
sich eine Abhandlung Aber den neuen fisterreichisc^hen Civilprozes» 
in „Ugcskrift for Retsväsen" S. 691—716. 

Ans dem Strafrecht: C. Torp's Schrift über Straf frei- 
heitsgrAnde und Strafauf hörsgrAnde (angezeigt in Zeitschrift 



b) Literatur. 
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für die gesamte Straf rechts Wissenschaft XX. S. 159 — 160), eine 
Schrift von A. Kraft über ilio BeliaiMllmig von verwahrlosten 
Kirnloiii und jugendlichen Vcrbreclicrii Seitens des Staates, von 
H. Munch-Potersen eine Abhandhmg „Falleut contra Kreditorer'* 
iD „OgeakriH lor BetaTflsen** 8. 179 — 199, woran uoh einige Be- 
merkuDgieii von 0. Ussing S» 286 — 287 knflpfen; vom letztgeaanntezi 
endiien ansaerdem ein Ideiner Auftatz 8. 481—484 über § 245 
des Stralgeeetasee und Strikedrohuugen, von E. Olrik über das 
Notrecht und die Grenzen der Handlungsfreiheit in „Tidsskrift for 
Bet^;vi.len>kalr' S. 242—256, von F. Rüdiuger Aber die 
Bctiiugungen für Zwangsunt^rbringung von Geisteskranken in 
,iNoEdifik Tidsekiift for Fängselsväsen og praktisk Strafl'ei-et", iu 
weldier doh aoch verschiedene andere kriminalistiBahe Au&fttze finden. 

Ans dem Privatreclit: C. Törpts Sclirift über den SchuU 
der yji^aeSiaik Produktion*^ 2. Ausgabe, von Jnl. Lassen eine Ab» 
handlting über einen sohwedisGiien Geeetzentwnrt welcher sich 
auf Kauf und Tausch (auch handeLrechtlich) bezieht, in „Tidsskiift 
for Retsvidenskah" S. 84—108, und von H. Mnnch-Peterseu 
über das sogenannte ,)negative KontraktsintercSise ' ebenda S. 1 — 35. — 

Ton nationalökonomischem Inhalt sind keine grr^ssoren 
Schriften erschienen, dagegen verschiedene Aufeätze, namentlich in 
„Nationaldkonomisk Tidsskrift'^ und mehrere Mitteilusgen des 
statistisohen Bureaus des Staates. 



Mand. 

Referent: Ulafur HaUdörsson, 
Abtäilaagscbef im Ministerium für lalaud, Kopunhageo. 

a) AHgemelBes:. Verlaaaimg, Jurisdiktion und aUgemelne 
wIrtoehaKilohe VefUiteiwe. 

Nachdem Lshuids Hebaimiig in (b-ii .lahn-ii 870 — 930 n. Chr. 
wesentlich dnrcli dit» f]iii\vaiMleruiig von Nür\vei;*Mi vuiluiid''t worden 
war, vnirde mit dem letztgenannten Jahre der isländische Frei- 
staat errichtet Dieser, mit fast republikanischer Verfassung und 
mit entwickelten Bechtainstitutionen und einer geordneten Gesetz- 
geboiig (die bekannten sogenannten Orftg^sgesetze), bestand über 
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300 Jahre, bis diese von der Segelitentur beleuchtete Periode im 

Lohen dos islätidiachen Volkes nach und zum Teil infolge lang- 
jähriger Fehdon, Zwiespalt und Uneinigkeit (die Sturlungazott) in 
dem rnti^rgang dos Frcistaatcs ihr Endo fand. In den Jahren 
12G2/i2(i4 unterwarf Bich näuiüdi dub Land der Uernsdiaft dm 
norwegieohen XOnige. 

Nach der ünterweifong winde Inld die ReohtagnindJage 
und die Gesetze diuxsh die EinfOhrung des haui)t»jU.'hIieh nach 
norwotri Schern MusIt abgi'fnsgtcn I^sindesgesotzes ,^ärn6idji*' oder 
,^iorr(Bu lö(j" od*it „Hakounrhök" verftudeil- Dieses wurde wieder durch 
das auf Geeucb der IsUnder und Anoidnnng des KOnigs ausgearbeitete^ 
mit Norwegens damals neu eingefOhrten Geeetsbtldiem weeentfeh 
QbereiQStjmmende, aber im übrigen auch auf den» Reclite des Fi^- 
fitaates fussende Oegt tzlnu Ii ,,.!(' n^bi'tk" crfetzt; dasselbe wimle im 
Jahre 12fiO nach Lslaud geik-biukt uii l ilnit im nachfolcrenden Jahro 
angeDoinmon. Es bildet noch beutigen Tages gowishcrmassen die 
Rechtsgnindlsge in Idand und ist in eionlnen Funkten noch das 
anmittelbar geltende BecdiL 

TMiv Ii Norwegen kam Island 1380 in Verbindung mit Dane- 
mark iiinl ist r-s s]irifi'r. aiii li iuk !i Norw^pr^""» Abtrennung 1814, 
ein Teil des dänisciiea Staatöfe geijiiel>en. Es hat andei-seits be- 
ständig eine gewisse, allerdings zu den verscliiedenen Zeiten sshr 
veisobiedene, Sonderstellung im Staate eingenommen. INese, teils 
durch die geographische Lage des LandeSf leite durch beeonders 
lokale Verhältnisse, nationale Volkseigontümlichkeiten, wie auch durch 
das historisch Gegebene l>egründete Ronderstelhmg im dänißchen 
Staate und die inneren VerfassungsvcrhlÜtniusc de» Landes orhicUeo 
endlich nach vifiljahiigeii Yeihandlungen swisohen der gesetsmSsaigen 
Rsfperang des Landen in Kopenhagen und der repitsentatiTen Vei^ 
Sammlung „Althing" in Reykjavik, sowie im dSnischan BeiohBtSgft 
aeino jet'/iar- konstitutionelle Grundlage ilui' li: 

1. Oesetz vom 2. Januar 1871 ülicr ibiaodü ver- 
fabsuugsmäääigo Stellung im Keicho, 

2. VerfasBungsgeeets rom 5. Januar 18?i ffir Islands 
besondere Angelegenheiten. 

Das erstgenannte, vom Reichstage appnibierto und vom König* 
bestätigte Gesetz, bezeichnet Tsland als einen untrennbaren Tci' 
des däntscheu StaateB mit eigeueu Landosrochtea und 1*6- 
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stimmt, dasB das Land, so lange ea nicbt im Belchstiige Tertreten 
ist, keineD Anteil an der Oesetxgebung hinsichtlich der allg^e- 

meinen Angelegeuhoitf'n (\m Etliches hat, dass /nr Zeit mch 
keinerlei Kordenin^LMi wei;eii lioiatüiujr /ii iii>n allgciiiL'iiu'ii l>p(lüi*f- 
nissen des Kelches au dasselbe erhoben werden dürfen und dass 
die wegen Islands Yertcetoug im Reichstage nur entschieden 
werden kann duroh ein sowold von der allgemeinen GesetzgebungB- 
gewalt des Beichea, wie aach von lalands eigener Qesetzgebungs^ 
gewilt gebilligtes Gesetz Hie Qrense zwischen den allgemeinfln 
Beiehsangclegenheiten und den besonderen isländischen An- 
gelegenheiten ergiebt sich aus folgend« r Aui/.ählmif^; 

1. Das Ituigerlirho liedit, das Kriminalrechl und dazu 
gehörig© Kechtspflege; doch ist der allgemeinen Gesetz- 
?^bungsgewalt zur Bestellung des Obergerichts des Reiches 
(in Kopenhagen) als obersten Instanz auch in isUbidischen 
Beditssachen eine Mitwirkung vorbehalten. 

2. PoHseiweeeo. 

3. Kirchen- und ünterrichtswesen. 

4. Medizinal- uiul Gesundheitswesen. 

5. Koiiimunal- und Armenwesen. 

6. Laodstrassenbau und öitliches Postwesen. 

7. Umdwirtschaft, Fischerei, Haiidel» Seefahrt und andece 
Gewerbe. 

8. Das direkte und indirekte Steuerweaen. 

9. Die Olfentliohen Guter, Stiftungen imd Fonds. 

Die hier genannten islflndisohen Angelegenheiten haben also 
□ichts mit der allgemeinen' Gesel/.t^flnmtrsgewalt des Reiches zu 
schaffen und untorliegeu nur der besonderen i sLlndisehen 
Gesetzgebung. Während Island, wie schon bemerkt, nichts zu 
(ien allgemeinen Bedürfnissen des Reiches beitiigt, muBS es ander- 
seits selbst die Mittel au seiner eigenen inneren Oiganisstion und 
Minem Beatehen als ein relativ selbstindiger Stsatsteil besohalfen 
und hat dergestalt sein eigenes Finanzwesen. Die Ausgaben 
fflr die obei-ste Ijeitung seiner Angelegenheiten in Kopenhagen (das 
isläDtlkSi-lif Miuiisterium s. unten), sowie die iüj die Loilung benötigte 
Postverbiiiduu^j zwisehen den beitleu Ländern werden j'Mloch aus der 
dänischen Staatskasse bestritten, welche auch als Resultat der in dem 
erwähnten Gesetz enthaltenen finanziellen Abrechnung zwischen den 
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Ijäudern, zur Bestreitung der liesondereii Ausgalien fdr Islaod, einen 
festen jälu-lichen Beitrag von CO 000 Kr. I)ei8teuert, ausser einem 
zeitweiligen Ziischuss, der in den ersten K» Jahren, 1871 — 81, 
40000 Kr. jälirlich ausmachte, darnach auf 2000 Kr. jährlieh re<iuziert 
ist und mit Schluss des neunzehnten Jahrhunderte g&iizlich aufhört 

Auf den» derart begrenzten Gebiet hat I.sland durch das oben 
ad 2 vermorklo, vom KOnige unter beratender Mitwirkung des 
„Althing" vom 5. Januar 1874 erlassene Gesetz eine konsti- 
tutionelle Verfassung erhalten , nach welcher die gesetz- 
gebende Gewalt bei dem Könige und <leni Althing gemeinsam 
beniht, die vollziehende Oewall dem Könige zusteht und die Juris- 
diktion dem isländischen Gerichtshofe gebührt, doch bildet da« 
Obei"gericht in Kopenhagen die letzte Instanz. Von den dem 
Könige als konstitutionellem Monarchen zugeteilten Prärogativen 
soll hier in Betreff des Gcsetzgebungsgebietes nur seine Berechti- 
gung hcrvorgelioben werden, dem Althing Gesetze und Bedenken 
vorzulegen, die Notwendigkeit seiner Einwilligiuig, um einem 
Althingsbeschluss Gesetzeskraft zu geben, samt dem Recht, in be- 
sonders dringenden Fällen, wenn das Althing nicht versammelt ist, 
vorläufige Gesetze zu erlassen, welche al^er niclit der Verfassung 
widersprechen dürfen und stets dem zunächst folgeudea Althing 
vorgelegt wenlen müssen. 

Seine Macht atif dem erwähnten Gebiete und als oberster Chef 
der Administration übt der König durch den Minister für Is- 
land (in Kopenhagen) au.s. Dieses Portefeuille ist bis jetzt immer 
einem anderen Minister in dem dänischen Staatsrate, nämlich dem 
Justizminister, Obertragen worden; als besonderer Minister für Is- 
land ist er, dem Althing gegenüber, nur verantwortlich für die 
Befolgung der Verfassung. Uie Klagen, welche das Thing mit 
Bezug darauf gegen ihn anhängig macht, werden von dem Ohor- 
gericht des Reiches, das demnai^h auch in politischen Fragen Is- 
lands Gerichtshof ist, entschieden. Die oberste örtliche Macht auf 
I.<dand ist einem vom Könige ernannten „LandshOfdingi" (Statt- 
halter) ülxjrtragen, der seinen Wohnsitz im Lande selbst iiaben soll 
und dessen Gescliäftsgebiet vom Könige festgestellt winl. Diesoiu 
Beamten sind alle übrigen Beamten und Angestellten des Ijimie* 
untergeben und demselben ist eine ausg«Hlehnte .Macht zur Kiit- 
Scheidung der die Verwaltung Islands betreffenden Angelegenheiten 
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erteilt; sonst hat er in den wichtigsten Angelegenheiten, namentlich 
iD Geaetzgebttoga- und Finanssaohen, in denen königliche oder 
ministerielle EntBohddtmg vorbehalten ist, an das IGmaterium in 
Kopenhagen zu berichten. Da er demnftohst, kraft seines Amtes, 

Zutritt zum Althing hat, wo er, unter lieobaelitung der Ueschäfts- 
oniuiuipr, das Wort verlaugea kann, so oft fv will, wählend dt.-r 
Minister dort nicht or«;eheint ist es einlouchUjiid, das« diese bteiiuiig 
ein ausserordentlich widitiges Glied in der l^lärnlisrhcn Verfassung 
bildet; doch hierbei mnss bemerkt werden, dass der lAudahOfäingi 
nur auf Yecantwortung dee Ministet« und a^so in beständiger Ab- • 
hängigiceit von demselben fimgieit und dass er eigentlich nur eme 
gewöhnliche amtliche, aber keine politische Verantwortung trägt. 

Das Althiii*^' ist Ishmds p:est'tzt;ebende Versaiuailmit; : es wird 
in der üaupUstadt Islands, Ik'vkjavik, abgelialteu und veriiaüuuelt 
sif-h regelmässig jedes zweite Jahr. Es besteht aus 36 Mitgliedern, 
30, welche nach den Regeln des allgememen Stimmrechtes gew&hlt 
worden, 1 — 2 in jedem Kreise (syslur s. unten) nach dessen OrOese, 
nur 1 fflr die dnzige TerhAltnismSssig giOaaere Stadt des lindes, 
Reykjavik, samt 6 vom Kon ig* ernannter Mitglieder. Es serfflllt 
in «wei Abteilungen: die untei-ste Abteilung mit 24 vom Volke 
erwählten Mitgliedern und die oberste Abteilung mit 12 Mitglied'-rn, 
zu denen die v<»ierwaiinteii vom Könige oiimnntcu ALitglieder ge- 
hören. Falls Meinungsverschiedenheit unter dcTi AVtteilungen be- 
Btaht, treten sie zur EntBcheidung der betreffenden Frage in einem 
gemeinsehaftlicken Thing zusammen. Zum gültigen Besohhiss ist 
erforderlich, dasa wenigstens '/s der Mitglieder jeder Abteilung an 
der Abstimmung teilnehmen und die Annahme Ton Gesetzen er- 
fordert Ys tJßr abgegebenen Stimmen, ausgenommen Bewilligungs- 
sachen, die durch einfache Stimmenmehrheit entschieden werden. 
Die Wahlperiode für gütliche Mitglieder beläuft sich auf 6 Jaluxj. 

In administrativer Beziehung wird das Land in 1 Ämter 
geteilt mit 4 Amtsratversammlungen, aber nur 2 Amtmännern, 
1 für je zwei Ämter; darnach in 22 Kreise oder Distrikte (syslur) 
mit Kieisvorstand (i^anefnd) und in der Bßg^ einem Kreis- 
▼orsteber (syslumadur) für jeden Kreis. Der Kreis zerfflllt wiederum 
in Gemeinden (luLpixu j. Dazu kommen 4 Städte (kaupstadir) : Reyk- 
javik. Isafjördur, Akureyri und Scvdisfjr.rdur, denen je ein iStadtrat 
(bgcjai-stjOrnj und ein StadtvQgt (bcDiaiiOgcti) vorbteUt 
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Diese Eiritoilunf>^ fällt mit der gerichtlichen Eliuteiliing 
des Landes zusammen. Die Kreisvorsteher in den Kreisen und ilic 



Beamte, sondern zugleich, jetler in seinem Distrikte, Richter erster 
Instanz sowohl in Civil- als Kriminalsachen. Gegen die Ent- 
scheidung dieser Richter kann liei einem fQr das ganze Land ge- 
meinschaftlichen Obei'gerichte, nämlicli dem königlich islSn- 
di schon Oberlandesgo rieht in Reykjavik Berufung eingelf^ 
werden. Im I^aiide giebt es keinen organisierten Advokatenstand; 
die Parteien ftlhren gewöhnlich ihren Prozesä selbst beim Ünter- 
gericht; beim Obergoricht sind zwei Advokaten angestellt. 

In geistlicher ßezichimg bildet das Land ein Bistum, das 
in Pi-oiiöleien, ungefähr den „syslur" entsprechend, geteilt ist die 
wieder aus mehreren Pfarrämteni mit einem, oder mehreren Kirch- 
spielen ungefähr analog den „hreppar' bestehen. Die evangelisch 
lutherische Religion ist die Volkskircho des Landes und wird als 
solche vom Staate unterstützt und beschützt. Andere ReUgioos- 
ausQbiuigen keimt man f&st nicht. 

Ebenso wie Island nichts zu den allgemeinen BedOrfnissen 
des Reiches beisteuert, so ist es auch namentlich jeder Militär- 
abgabe enthoben. Jeder wafTeufähige Mann ist allerdings infolge 
des Verfassungsgesetzes verpflichtet, mit seiner Person fOr die 
Verteidigung des Landes einzutreten „nach den Bestimmungen, 
welche hierüber gesetzlich festgestellt werden," aber von irgend 
einer Ordnung, in dieser Beziehung, ist noch nicht die Rede. 
Militärpflichtig, nach den in Dänemark geltenden Bestimmungen 
wirtl ein Isländer nur, wenn er sich dort dauernd niederlÄ&st. 
Anderseits ist Island, wie schon bemerkt, bei der Beschaffung der 
zu seiner eigenen St^iatsordnung iiOtigen Mittel luiuptsäirhlich auf 
sich selbst angewiesen. Die finanzielle Ordnung ist denn auch, 
seit der Einführung der Verfassung im Jahre 1874, eine der 
wichtigsten Aufgaben dei Gesetzgebungsgewalt und der Regierung 
gewesen. 

Um einen eiuigermassen klaren Überblick über die Finant- 
Verhältnisse zu geben, erscheint es sachgemäss. kurz den Inhalt 
des geltenden Fiuaxizgesotzes, für die laufende Finauzperiü<le von 
1898 — 1899, wioderaugoben. Der Cborsichtlichkeit halber, werden 
hier die verschiedenen Posten nur mit runden Zahlen angeführt 



Stadtvögte in den Städten sind nämlich nicht nur administrative 




e 



— 607 — 



Dm Büdgek leigt «ine ToUlaiisgabe von 1,460,000 Kr. 
(1 Kr. s 1 Xk. 11 Ffg.\ vAbnod die gw»mmton Einnsbin«!! 

nur mit 1^10,000 Kr. aufgeführt .vin l. Deficit gedeukt man 

aus tiein Resnn'of'.U'ls des ljiiiiil«-s. iI-t mip'lähr tiloiihzeitig mit 
der Kinfülirung dt»i V'erfabsung errieiiujl wurti« und gt>gen 2 Miili- 
ooen Kroaeu ausmacht, zu decken; abrigcu« muss bomerkt werden, 
diM in WJxUicfakeit die EinMbinen sieh weit hOber m «tellflii 
pOegeD und dae benuhnete DeHoit irird moher niif ein Hiiiimmn 
reduziert werden. Von einer iellwlieolien Btantoachold ist nicht 
die Rede. 

Dif F^atIpt;^tl-ffl^•'^postt1n sintl: 

1. ¥i\v dito Allliiiiu und Amt des LBiidshrifdinjri (iijh Kr, 

2. Für AdminiHtratioD, Justis, rotizeiwes€n darunter auch 
Pensionen 420,000 Kr. 

3. Für Medicinal- und Sanittoweaen 160,000 Kr. 

4. Für Foel- nnd fiefBidenmgBw«e«k 470,000 Kr. Tkaau± 
gilißran die HnuplaiMgebea teile Htr LandatfBawnanlagen im Lende, 

wo es noch keine Eii>cnt»ahnon giebt, teils für DampfodlilTKver- 
bindungen längs dor KClBteti mit Dürn ni.uk und dem Aiisland»-. 
\y^m kf mint eine Ausübe von 35,0'"' -"^'^ erster. ^'^jJJhrfger 
Beitrag IsiandB, zur Herstellung einer Telegraphenverbindung mit 
der Anaeenwelt und im Lende aelbsL 

5. Far dae Kirahea- und Unterrichtaweeen 346,000 Kr. Die 
AimpIwB itt niig^üaett Zweekm aind iedock nur aum Teil aofge- 
führt, da nämlich die Gehälter der gei.süiclien Beamten in der 
Regel nicht ans der Landeskasse pntrirhtet, sondeni direkt von 
*len Einges^scnen an den Prediger bczalilt werden, wie auch der 
Bau and die Eriudtuog der Kirchen <lie genannte Kasse nicht 
betrifft; die Batiptauegeben erfordert der 0nterrioht. £> be- 
^tehen n<ir mxjh wenige, zerstreute Kindorsoholen. Der Unteniioht 

«r Kinder wiixl h iuptsächlich in den Wohnniipi u lor Eitern unter 
Aufsicht und Mitwirkung des PredigerB und nnt ildfe von umhor- 
üehendeu Lehrern gegeben. Auaserdeu existiruu: 1 Gymnasium, 
2 liOhere BUdungaanatalten inr AneMldnog von Predigern und 
AftleD. Jeder endere höhere Unterridit muaa auaeerhalb des 
Laude«, namentlich an der T'iuvnsiiHt in Kopenhagen gesucht 
Verden, — 1 Kavigationeachdie^ 1 üealachule, 4 laadvirtsobali- 
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licho Schulen und einige Frauensc)iulen und VolkBSchulen n^>$f 
einer VorlxTeitungsanstalt für Volksschullehrer. 

Es werden ilbrigens bedeutende Summen, sowolil für literarische, 
wie auch praktische, Zwecke, vcrwomlct, namentlich auch in Fonn 
von billigen Anleihen für Fischerei und andere Gewerbe. 

Die gesammelten Ausgaben (fQr die Finanz])eriode 1,460,000 Er.) 
betragen demgemäss 730,000 Kr. jährlich, also da die ganze Ein* 
wohnorzahl des Landes 73 bis 71,000 Seelen beträgt, kaum 10 Kr. 
f(ir den Einzelnen. Die Qbrigen Stcuonibgabcn, sowolil zu geist- 
lichen, wie anderen, namentlich kommunalen Zwecken, sind rer- 
hältnissmassig grfisser und am schlimmsten drOckt flbcrall »iif 
Island die Armensteuer. 

Die Einnahmen der genannten Finunzperiode bestehen liaupt- 
eftchlich aus: 

1. Einnahmen aus den Offen tllchen Ländereien und Zinsen 
vom Heservofondskapital 130 000 Kr. 

2. Verschiedene Grundsteuern 100 000 Kr. 

3. Einkommensteuer, Sportein und verschiedene andere Bn- 
nahmen, darunter auch vom Postweeeu lüOoOU Kr. 

4. Zolleinnahmen für eingeführte Spirituosen, Kaffee, Zucker 
und Tabak 700 000 Kr. 

5. Ausfuhrabgal^en von Fisch und Thran u. s. w. 100 000 Kr. 

6. Der vorerw&lmte Zuschuss atis der dänischen Staatskasse, 
der für die Finanzjieriodo 127 000 Kr. beträgt. 

Wenn man dieses Budget mit dem ersten regelmässigen 
Budget dos Landes nach fUnfülirimg der Verfassung für die Jahre 
187G — 77 vei-gleicht, ist der Untersclüed augeiifiUlig; denn die 
Einnalime («trug für beide lahre damals niu- 580 000 Kr., und 
die Ausgabe nur 450 000 Kr. 

Die wichtigsten Erwerbsquellen des Landes sind Fischerei uuJ 
Landwirtschaft, Vieh-, Pferde- und namentlich Schafzucht; in in- 
dustrieller Beziehung steht Island noch sehr hinter anderen Indern 
zurück. Miiieiulien giebt es nur wenige; seiner Seltenheit halUff 
muss besonders das zu optischem Gebrauch so stark begehrte Doj^pel- 
spath („silf Urberg") im Eskifjördur an der Ostküste Islands genannt 
wenlen. Die Warenausfulir Iteträgt 7 — 8 Millionen Kr. jahrlich. 
hien"on repräsentieren Fischereipiridukte 4 Millionen, die Landwirt- 
schaft uud einige andere Erzeugnisse 3 — 4 Millionen. Die Kinfuhr, 
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«ebhe nMoestlicb alle QetroidfltiteQ, Stiii«n, EImo, EaUen, Manu- 
frikt Uf i nwMi i Spirituosen, Tabak, Kaffee, Zocker and andere KoJo» 
rmiwaren bfltrifit, eoielt fljnen Ähnlichen Jahreabdtng wie die 

Ausfuhr. 

Es bedarf hier keutes n&heren Eingehet» auf die BSrwerbe- 
({oeUfin und Handdsverhihniaee lalanda. Die dieebezflgUdwn ntald- 

stischen Äiiskflnfte finden sich in (ler jähriich erscheinondon „Stjrtniarti- 
dindi fyrir Island" („Rcgeringstldonde for Island") in deren Abt. 
C. und Bind dieselbon seit dor Emanation eines O^wtzes für Island vom 
8. November 1895 &ber statistische TabeUea sehr ausHihrlicb. Dieses 
Oeeets fndiert die jllizliohA AuftateUnng denurtiger liidieUeB über Br> 
! veibeqneiUen dee Landefl, die Stellung der Lendleute, Fischerei «od 
Bändel und legt der Bevnlkertuig die mnglicliHt geoanen Angaben 
nnd den BehöHon i-'uu- stiong>' rhr'i wacliuijp: in •liesnr Be^^iehung 
auf. Die Abtciiuug B. deä geuttuntea Bericiiteä entiuUt ausser 
eiuer Menge adminiütrativGr Bestimmungcu, RechenHcitafteu Qbor 
Mfantliclie Stiftungen und InstitutioaeB im Lande, unter aadeiren 
über das gitate Qeldinstitnt de» lindes, die Landeebank in 
Reykjavik. Die im lAOfe dee Jahres publizierten Gesetze und 
IvrnigHrtMi Verordnongsn u.8. w. werden in der Abteilung A. 
ven'>ttentüchL 

b) BrntH^sOmg 18M. 

Von den im Jahre 1808 attagegebenen Qeaetaen für 
j laland sind hoi v.uzuheben: 

i 1. Ein (ir-setz viim i. Fehniar hplrofTi-iiil din A lisninlf^runp 

1 und UDterbringung von Aussätzigen in ein öffentliches 
I KrankenhauB. 

2. fia Geeets ▼um c^eksben Datum über Auntattung und Be- 
trieb eines Hospitals für Aussätzige, vrährend das Hospitalsf^ch'Uide 
selbst, «-.r-lchcs in ilcr Nähe Keykjaviks n'ifcrf*fi1hrt ist. Islanil von 
Jem däniiäciien ('dd-Fellow-Onlen gceehonkt wonlea ist. Es gieltt 
: rar Zeit im Lande gegen 200 Aussätzige, besonders unter dem 
! IfiiHtan TeQ der BevOIkeruag. Das obengenaonte Qeaetz eehejaoht 
mit Hinbliek auf die Anateakiugagalabr ffieaar unheimliehen Krank- 
li'it eine strenge ücborwacluing der Krank«.ai luid in gewissen 
l'AÜpn eine zwangsweise ünterbrinirnntr im Hn^pitnl. wflfirend flhrisrens 
jeder Aussätzige, ohne RQcksicht auf seine pekuniäre Lage, Zutritt 
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zw freiem Aufentlialt uikI unentgeltlicher Verpflegung im Hospital 
hat, falls der Platz es gestattet. 

3. Ein Gesetz vom 26. Februar wegon Impfung mit Kuh- 
pocken, wobei die frCiheren Bestimmungen revidiort und verl)Ossert 
vonlen sind, namentlich so, da.ss die Vaccination. welolw» früher 
wegen .Mangel an genflgender Anzahl von Ärzten, den Prwligem 
auferlegt war, nun, da das Medicinalwe»en zeitgemiLss geordnet ist, 
den Ärzten übertragen worden ist. 

4. Ein Gesetz vom 6. April, Abgaben für den Brflcken- 
ba« betreffend, das eine geringe Abgabe fordert zum Bau vnn 
Brücken über Bäche und Flüsse im Lande zur Erleichtenmg der 
Verbindung. Die Kosten für grössere Brilckenanlagen pflegen 
fibrigcns aus der Landeskasse bestritten zu wetden. 

Schliesslich muss noch eine Bekanntmachung von» II. Mai 
erwähnt werden, wodurch das dänische Gesetz vom 19. Märi 
1898, über die Ei-werbimg und den Verlust des Heimaturecht«, 
als auch für Island gegeben, l)ekannt gemacht wird (s. oben über 
die Grenze zwischen den allgemeinen Reichsangelegenheiten und 
den besonderen Islands). 

c) Literatur. 

Was endlich die Literatur angeht, so haben juristische 
und volkswirtschaftliche Fragen in der übrigens verhältnis- 
mässig recht bedeutenden neueren, isländischen Literatur, stets nur 
eine stiefmütterliche Behandlung genossen und nehmen dort einen 
bescheidenen Platz ein. Als Ausnahme muss die von dem Ver- 
einsmitglieil auf Island, dem Amtmann Päll Briem in Aknrcyri 
sf'it 1897 herau.sgegebene Zeitschrift „Jtiristen" (I/»gfni»diDgtirl 
genannt werden, in dessen zwei ersten Jahrgängen schon mehrere 
Gesetzgebungsf ragen behandelt worden sind. So findet sich im 
letzten Jahi-gang eine ÜlK-reicht über Islands Quarantilnegesetzgebnng. 
im ersten Jahrgang eine Übersicht über die Gesetzgebung in 
mehreren fremden Ländern und in Island betreffend die Aufsicht 
der Behörde fll)or den Verkaiif u. s. w. von Spirituosen, auch sn*' 
Fragen von mehr lokalem Cliarakter in liciden Jahrgängen liehandelt. 
Endlich wenien in dieser Zeitschrift jälirliche ÜlK^rsichten über die 
Gesetzgebung in Island und die in verschiedenen, namentlich in de" 
nordischen Reichen verkündeten, wichtigeren Gesetze, aufgenonune« 
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Be&üglteh Islands findet eich in dem letzten Jahi^gange eiue solche 
Oberaioht für die Jahre 1887—1897. 

Jnridlache uod namentliöh BtaatsOkonoinisohe Fingen werden 
nicht selten in den Sofariften „der ialSndi sehen literari* 
sehen Geaellschafl^^, namentGch in der Zeitsohrift der Gesell« 
sohaft „Tlraarit Inns 1 u ku B^kmentafjelags", und in der Zeit- 
schrift ,.der (resel 1 Schaft i s läiuUaeh er Volksf reunde", 
j^dvari*' behandelt, z. B. im letzten Jahrgange eine kurze Abhand- 
Inog Ober die Gründung einer Hypothek» nbank, wobei der Verfasser 
aaf eine ofiberelSrwihnung der Kreditverbältnisse des I^andes eingeht 

randesOkonomisohe Fragen werden hlnfig in einer in Beykjavik 
bennsgegebenen landesOkonomischen Zeitschrift „BAnadarrit^* 
sowie gelegentlioh in kleineren Schriften and Abhaodlnngen erörtert 



Deutschland. • 

Refereiit : Dr. Fritz Stier-Sonilo. Piivatdozent an der 
UoiversiUit Bonn und Oerichtsassessor. 



Kiideitang. 

"Wer ühei iegislatorisclio LeiBtiingeii eines bei-eits einige Zeit 
zurückliegenden Jahres berichtet, gewinnt fast immer einen eigen- 
artigen und bedeutsamen Anblick. Seinem rflckschauendon Ang-e 
bietet sieh von hoher Zinne ein reiches and vielgestaltiges Bild 
dar. Er kann die Ifannigfaltigkolt der wirtschafüichen and po]> 
tiaohen Interessen verfolgen, die intellektuellen und moralisohen 
Kiifte, ihre StSrke, ihr Wachsen, ihr Sioh-Meesen, ihren Wider- 
streit beobachten ; er sieht dann, wie aus parlaraentarisclien Kämpfen, 
bei einem mein- o<ler minder erhebliclien Einsatz der resnerenden 
Gewidt. flie formelle Rechte Vorschrift entst^ld, die in ihrer Baeh- 
lichen Nüchternheit und begrifflichen Sprödigk* it nicht verrftti dass 
sie das Ergebnis von Einsioht, Überlegung, ^rfiihrung, aber auch 
der Leidenschaft ist 

Allein nicht blos dieser psychologische Prozess bietet das leb- 
hafteste Interesse. Auch das Auf- und AbwSrtshewegen bestimmter 
poUtiseher und wirtschaftlicher Ideen, ihr Kingeu nach Ausgestaltung 
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im Beoht, lusen aioh mitmitir klar verfolgim. Das Aattringeo vad 

Wiedei-ahgleiten sfaatlicher R4>f 1)tsin>titiiti<>i:*-ii utMi jniisliKllier Bflgda 
spiegelt den Qpi-t (hr posi f/L;i tji ndeu Faktoren •wieder, nnd es i<f 
uoausbloiblUili , das» sich hieraus praktische Folgeinngen für die 
Znironft, gerade für die Erkenotnis der wirksamen Kräfte, orgebea. 
Auch Uber das T^po, in den die geaetegebende Maacliine aAaMeL 
wenn ich bo ^agen darf, fiber das Erreichte im YerhUtnis um 
Ge^^■/ll^t'n , übor die legislatoriftche Technik, Aber den Forti><;^hritt 
)>estiiiitnt(ir Ideen, fil>er die we<'liseIndo oder wachpendo Maclit der 
Parteien, dei-eu Ansichten in diesoiu uder jenem Gesetze sidi 
wiedeispicgeln, «riillt man dankenswerten AnteAhiaa. 

Solche Behnditnngan aoheinen mir daa Torffibren von Goaet»- 
febungs-Pt'i-ioden voUanf 7M reclitfertigon. lob lUitarBCibMae kdaeS' 
wegs dl*' H- ilfiitutif^. 'lic PS hat, sich in imiuth 7't^ammf"nh;lnp''Fi l'"i 
Aufsätze iih«_'r «lic gesamte Arijeitsleistuii}^ der Jjegibialive in eint-m 
Lande während eines Jalircs bdchrcn zu lassen. Dies ist besonden 
wioh% bei der imuMr — imd mit Beoht — xunehmenden Speiia' 
üsierang aller Junsten, die von den Yort^mg inneiliatb einer aodam 
Beebtadisziplin oft nicht die Blässe einer Ahnung lialH^n. Audi 
der Er\.'nntiiistrieb, vielleicht muh dio wi«!son«!Phaft]i<'lir' Neugier 
Jiaben einen Ansprucii darauf, befriedigt zu werden, üleichwohl 
aehllae idi jene iieierea Efbenntnisae, Ton denen ich soeben ge- 
•pröcken, als die widitigaten OrOnde Mr Bariohte über Geaefa- 
gebungsakte. 

Ich mßchte all dies aber nur andeuten, ohne aus dem V.ir- 
xuftlhrendpn solche, ii\r die Politik und allgemeine StiWit«lehre. für 
die Ikurteilung der Wirksamkeit der goaetzgäbeudcu Faktoren viei- 
Uütlbi wkeUickeD SdiMsae an cielien and ohne auf anbtüe viasaa- 
aebafdidbe Aufgaben hinsuveiaen. ZweifeUoa liegen dieae aber 
xeoht nahe. Vielleicht bietet sich bei der nachbtjähi igen Beiicht- 
erstnttung hierauf nfther ein-ziicx^heii mehr Gelegenheit. Ich will 
an dieser Stelle nur zwei, mit alieiiein zusammenhängende Punkte 
bcriUiren. Wenn mau, wie au diesem Orte immer, während des 
BeridttBoa in der Entwiökelaiig bereite Uber das leitiioh hiaaai- 
geaohritten isl^ worflber rafeiieit wird, ao kann man üntOner aad 
Voraflge der Qeaeh;e um so besser erkennen, je häufiger sie aiig*> 
wendet werden Tni!«^ofon, rnwillkürlirh Hp^^infliis^t ;sr,lchf> Erfahnin^ 
das Urteil Qbor das zu Belichtende, und ich \Yordu keinen Anstand 
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nehmen, diesmal oder später von solchen Erbhrungcn Gebrauch 
la undMn. Wann kommt noch Fnlgendei: Zur Zeit ctoB Berichts 
UkiB«ii frOheie Q«Be(ae bernls mmer '^Hnamkeit getraten, oder 

sie können mit so viel Fehlern behaftet smn, äaaa de in der Praxis 
als obsolet gr>ltpn dflrf^n: ferner kann es sich, wie etwa V»el der 
gesetslifihen Festlegung der Moistbegiinstigirngs-Kltiuscl gegenüber 
dem einen oder dem andern Staate, am eine Vorschrift handeln, 
die stnr ihre Teohtlidie UHrkBunkeit Teiloren hat, die aber dadaroh 
wiedar znm Leben erweckt wortlen ist, dass ein neues Qosetz, 
welches an die Stolle des referierten tritt, denselben materiellen 
Rcchtsinhalt hat uim! bis zur Zeit der Berichterstattung auch be- 
luilten konnte. Es ist natiuxemAss, dass bei solcher Sachlage die 
filteren Ereignisse, Wirkimgen und ErgehniMe Tonraggenommen 
tratden dlijfeo, veil dadnrdi in daa Weaeo und die Bedeutaug der 
Vorschrift ein viel satraUhndever BiDMick gethan werden haniii ale 
ohne solches Begannen. 

Der zweite Pimkt, den ich besonderp hotniieii nuVlit«, ist 
fönender: Ich fasse den Begriff der Gesetzgebung au dieser 
Stelle in dem Sinn«) daaa loh unter Oeeets jede Reobtsnotm 
fentahft. Es ftUt daher darunter niobt bka das formelle und das 
materielle Gesetz, sondern anoh die Verordnung, soweit sie gesetz- 
massig ist Natürlich wird «äirh in ersli^r Rt ihf um Rechts- 
veiordnungen kandelu, aber aucii Yei waUungsverordnungeo, wenn 
aie aoch in apIriklMr "Wdie herangezogen werden eolten. hSnnea 
flir die rsditbildende und reditwirkende Kalt der staafHoben Ge- 
walten besonders bezeichnend sein. Rs ist nun kein Zufall, daSB 
liei solcher Betrachtung wiodenim <>iii" lies?;;^^ Eiiisitht in die 
Thütigkeit dp«? Rtaatp? in pin<»ni trt-stimiiit<-n Zi'it]niiil<t gewonnen 
werden kann, als wenn man die Heranziehung der Verordnungen 
QuteiilsBl Dies ans folgenden GrandeD: Der moderne Staat als 
BSehtmiaat ▼erkagt von der Tervattong, daaa aie eine geeela* 
mSesige S^. Jede Willkür der Exekutive soll dndui-ch ausge» 
yf»hlo«sen <*fh\. .To'lfr VfM-wnifiinpaakt muss am letzten EtuI'' ztirflclc- 
gelühit werden kMiineu auf ein Oeisetz. Dieses mag die Ünmd- 
lagen, auf denen die Verordnung niht, noch so bi-eit abfassen, es 
mag die Schlanken, innerhalb weldier die Verwaltung tiiltig iat, 
noch ao weit ziehen, innner maaa das Oeaeta die lelate Onind- 
bge des YenRaltangBaktee aein. ÜberbHckt man ntm in «nem 

33 
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Stnat dit' !•'( hiliildonde Kraft und ihre Äussening, so ergel»eü »ich 
scholl daraus heiieutsame Sclilüsse, wie weit eine Rop-eltinfr floF 
Kocihtsverhftltnifise, die aaoh durch Gesetz hAtte eiiolgea kdooeD, 
duroh Verofdniing erfolgt ist Man wird hier mit Recht aimehineD 
können, dass das Postulat des Rechtsstaates in erbehlicherem oder 
geringerem ümfango verwirklicht worden ist, je nachdem die Legis- 
lative in Bewegung gesetzt wurde, oder die Verwaltung. Darüber 
hinaus wird aiinh die Tliatsulu« hcdeiitsiame AufschliUbe geben, 
ob di»^ gesetzliche (iruudiagt eines Vtjj waltungsaktes allzu breit 
oder oh sie eng begi*enat ist. Denn wiewohl der geeetemflstsippT) 
Verwaltung schon dann genflgt ist, wenn überhaupt eine Zuröok- 
führung der VerwaltungsthAtigkeit auf das Gesäte mfiglich nnd 
dnrehfflhrbar ist, so wird doch die Idee der TerwiAlichang des * 
Rechtsstaates eher angenommen werden kOnnen in denjenigen fUleOf 
in denen die Gi*enzen der Verwaltungsthätigkeit durch spezielle 
Gesetze besomleiH oingesfliräiikt sind, als in denen dies iiiolit d^r 
Fall ist. Eine überaus weitgeiiemie, vielleicht auch zertliessende 
gesetzliche Unterlage kann der Willkfir gleichkommen. 

ft) Dm Reloli. 
Bürgerliches Recht 
Auf dem Gebiete des materiellen Privatrechts hat eine nicht 

unerhebliche Arbeit df^r gesetzgebenden Faktoren stattgefunden. Sie 
stand noch im Iknn«' der Tendenzen, die auf eine dur<ligreif»'nde 
Reform das ganzen Civilrechts abzielten. Allein die gei.stige Kraft, 
die auf die endgültige Uen^telliuig des bürgerlichen Gesetzbuches 
und seiner Nebengesetze gerichtet war, schien sich einigermsssen 
erschöpft su haben, sodass man auch für Gebiete, die einer gründ- 
lichen Revision bedurft bitten, sich zufrieden gab, wenn man, neben 
geringfügigen Terbesseningen , eine Über^nstimmnng mit dem 
grossen Kodifikationswerk lierlieizuführon imstande war. 

I. Dies sehen wir zuerst V>ci der K- nkurs -Ordnung, die 
durch ein Gesetz vom 17. Mui löliS (K.G. Bi. 230; abgeiindert 
wurde und iu di« spr nonon Gestalt vom 1. Januar 1900 gilL Das 
Centrum hatte in den Jahren 1893/94 durch Antrfige von Dr. 
Rintelen nnd Genossen einen vollständigen Keu- und Umbau des 
Konkursreohts bewerkstelligen zu wollen erUftrt Allein diese Be- 
strebungen drangen nicht duroh, sondern nur diejenigen, welche 
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die KoiikursorcinTing den neuen Bestimmungen des Bürg« rlicheii 
Oeset/.ljMches und ä>eiuer Nebengesetze, sowie auch deuten des neuen 
Handeisgesetzbaohas vom 10. Mai 1897 anzupassen versuchten. Audi 
dieonal sind eine grosse Anzahl von sozialpolitischen Antrfigen dss 
Centnuns olme Beschtong geUieben und insbesondere ist es niiter- 
hssen worden, die Folgerongen ans der Euweilen — mit Unrecht — 
bestrittenen Thatsache sn sieben, dass Könbuse wohl «ach mit- 
Tinter zur Bereicherung führen und nicht immer ate ünglflcksftUe 
anzusehen sind. Nicht hei üeks4ichtigt ist schliesslich auch die 
Foixieruii.t: eines gesetzlichen Schutzes des ansfergeriehtliclien Ver- 
gleichs. Dagegen kann mau, abgesehen voa der geschickt dunih- 
gelQhrten Cknicordana mit den Bestimmungen des Bürgerlichen Ge- 
setxbnches und denen des Handelsgeeetsbochee als Yorsug der 
Novelle rühmen, dass sie ein schnelleres Verftdiren ermöglicht 
und in einer Anzahl Ton EinzeWorsehriften wesentliche Bessemngen 
enthlttt; ihre Manidgfidtigkeit auf einige wenige Prinzipien zurück- 
zuführen ist freilich nicht gut möglich oder verspricht wenigstens 
keinen bedeutenden Erfolg. 

a) Allgemeine Erneuerangen sind im Wesentlichen 
folgende: Nach § 1 Abs. 4 gehören zor Konharsmasse aach die 
Qeschfillshlkdier des Qemeinsdhaldners. Diese Bestimmang war 
Botwendig, da nach § 122 Abs. 2 die Bücher zu schlieesen sind 
und wahrend der Daner des Verfahrens der Benatzong des Kon- 
kursverwalters unterliegen. Im Zusammenhange hiennit steht die 
Vorschrift, dai>6 die GeKcliäftsltüchiT des Oemeinsohulduei's nur mit 
(lein üeschäft im Ganzen und nur insoweit veräussert wcitlen diu-fcn, 
als sie zur Fortführung des Geschäftsbetriebes entbehrlich sind 
(§ 17). Ansgeschlosaen ist daher eine selbständige Verwendung 
der OeechRftsbflcher als Maknlatar. Wenn die Qeschlftsbflcher 
nieht vetkanft wttden, so sind sie nach Beendigung des Konkorses 
dem Oemeinflchnldner zortlokzugeben. Gegenstände, die nicht ge- 
pfändet wercku solU^n, gehören nicht zur Konkursmasse (§ 1 Abs. 4). 
Nach § 812 der Oivilj>roze«?siu'liuuig sind Sachen, die zum ge- 
wüiuüichen Hausrat geli-hen und im Haushalte des Schuldners 
gebraucht werden, niclit i«fändbar, wenn ohne weiteres ersichtlich 
iat| dass daroh deren Verwertong nur ein ErlOs erzielt werden 
wHide, welcher zn dem Werte ausser allem Verhältnis steht 
üni jeden Zweifel darüber auszuschliessen, ob ein Gegenstand zur 

33* 
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Konkiinnasso gehört, ist jene BestiimnnDg («Qoh mit RttoklMlit auf 
g 559 B. G. B.) eingeführt wortlen. 

Der bisherige Abs. 2 des § 1, welcher von dem Nicegbnuich 
lisnddte, der dem OesBaiMoluddiMr an dem eingelRMUia Te^ 
ml%en seiner Ebefnii und eeiner Einder nvland, mirde geRtricbn. 
Nadl preOMiBOhem Recht gehOrle dieeer Niesshrauch für 'lio Dauer 
do« K*>T»kiir«p< zur Konkursmasse, während nach Beendigung <lcs 
Konkiirsse« die Verwaltung und Ntitzung «If^r Ehefrau zustami. 
Der Qemeinschuldiier konnte aber aus den Nutzungen des eiu^ 
braditen YmOgoM die zum ataadeendmdgen Unterhalt dar She> 
irau erfocdeiliidian lOttal faeanapnibhai, aofeni ea ütsh. um Fatmng 
bestinuater im ISgcntuni der Ehefrau stehender Venn^ensetficke 
handelt. Wrt sind die Rechte, welche dorn Eh< tnann l>eiin gesetz- 
lichen < i uU-rslan<le (§§ 1363 ff, B. 0. B.) kraft der ehelichen Nuta- 
niessung an dem Vermögen seiner Ehefrau und dem Vater oder 
der Mutter kraft der elterlidien ITutanieaanng an dem Yenat^oa 
der Einder sueteben, der POndaDg niobt untenrocfen. f^üffiA 
fdlen jene Reclite nicht in die Konkursnia.s.se. 

Im Interesse dnr GlRuhig'er ist eine Reihf von Vor- 
scUriften gegeben. Bisher konnte die Abweisung des Eröffnungs- 
antEagea erfolgen, wenn naob ten Ikmeaaea des OeiiqhlB eine den 
Eoaten dee yerfafarena entapreohende Koaknramaaae nidit tin^ 
banden war. Da aber zu der Zeit., in der Aber den ErOninoga» 
Antrag zu erits< lioKlen ist, der Stand der Masfif tiieht immer sr>^ 
nflgend zu überaeheu ist, bestinmit jetzt § 107, Abs. 1. Saix 
(hm die Abweisung zu unterbleiben iiat, wenn ein zur Deckung 
der Mawefcaeten- aoareichender Oeldbetn^ TorgeadMwaen «iid. 
Femer aoUen diejenigen, irelobe Kredit geben vollen, einige Sicher- 
heit haben, ihren Kredit nicht einem Unwtlrdigen, besondere einem 
solchen zu p-fWiDin n. bei dem die Konkurs-Eröffnung nur deshalb 
unterblir>l>en igt, weU die Kosten voraussichtlich nicht hätten gedet^t^ 
werden kOnnen. Bs achreibt deahalb Abs. 2 a. a. 0. vor: das Oe- 
ridit fast ein Yeraeidinia derjenigen Schuldner tu fftbren, 
zdglich deren der ErOffnungsantrag aus diesem Ohnuide nnterltliel«n 
ist. Die ßnsicht des Vor/.eiclini.s«es ist jedem gestattet. Nach 
Ablauf vni) ^^ Inhron seit der Abweisung de.-* Er^'ifTnungsantrag'^!' 
ist die Eintragung in dem Verzeichnisse derart zu loschen, Jass 
der Käme vnkennflich gemaoht wird. 




Zur ErleiclitöruDg de» Zwaugsvorgleich» ist (§ 110, letzter 
Sats) nea IwBtiiiimt, da« der ente Tennttt and der PrafuDgatermin 
variNDidM vfiiden kOnneo, mmn d«r Qwadnioh i iMner eineii Zvwfi- 

TOfgJeidkB-Yon^hlag eingereicht hat Weun dieser Aussicht auf 
Annahme hat. winl die Vrrhindttnfr '^f^r Termine für allr Rr>teiligteii 
wichtig und v^.rt}^«ilhaft seio- Hiermit hängt zusaintneu die neue 
V«nolnift dm § 130. Soll dw CMilft des Qenieiiwohuldjien 
gNoUmwn werdeo, ao int dem Oemdmohnldiier hiervon Ifitteilang 
zu machen. IKcHor ist befugt, im Folio eines Zwangsvorgleich^ 
Vors' lilacTf^ gegen die Scliliessung des Oewliäfti^ die EntHc^lieidung 
des Konkursgerichts unztinifon, das von der Befugnis der ünter- 
fiaguDg Gebrauch machen wird, wenn Aussicht auf Annahme des 
Vonddagee beeteht. 

Der Yerwelter hat die Oeaelumgiiitg dee GIlubigeiyAittadiueMa 
(xler der Oläubigervereamnluiig einzuholen bei VerSusserung eines 
Geschäfts im Ganzen. Was unter dm\ \Mz[f.rea Begriff zu \'f>r- 
stehen sei, war in der Praxis häufig zweifelhaft. Die Novelle hat 
aber iosofern cingogriflTou, als sie auch die Voräusserung eiuos 
Waradagen an ebe Qenehmignng der gedachten Aktoren Jcndpft 
($134)l iSrnmaliatdadni^ ein OeseoeatB zu dem Begriff „Qeeditft" 
geeohaffcn, das mehr als das Wareulagcr, wohl alle kaufinänniBch 
IM wertenden Vermögensstncke imi] idral' n Werte (Firma) umfasst. 
Sodann ist ein erhöhter Schutz der Gläubiger gegeben, die auch 
bei der TerliiiaeraQg eines Warenlagers durch die erfordeiliche 
Qenehmigtmg vor «etten» Veduaten bewahrt werden sollen. 

Einen weiteren Schutz der Gläubiger bezwecken folgende Vor- 
schriften: Na. Ii 5 240 ist auf die Sti-aftliat des etiifm lioii Banki rons 
Gefängnis, nicht nur wie bis jetzt bis zu zwei, soniiern bis zu fünf 
Jahrea gesetzt, auch ist die Watte als Delikt eingefOgt. Sodanu 
kam aeiben der QeflbigniaBfnlB «nf Veilvat d^r bürgerlbhen Bhren- 
ledifB eriunnt werden. Ferner ist einem lebhaitMi Wnnsoh der 
Kauileute, „imlauterer Geldmaeherei" zu steuern, entsprochen worden. 
Venn bis y-i/A d<:-r RrltnldriPr bis kurz; vor dor Zalilnnf;>r'iii-f. lttm'^'- 
Waren auf Krciiit entnahm, um sich durch deren Lomimniieiiuig 
oder Verkauf imter dem Werte Geld zu schaffen, so waren die 
Oliubiger meist stdmtzlos, da die Bedhtspreohung Betrog nur in 
einem «doben lUle angenonmien hat, bei dem der Sohnldner niebt 
«inmd die Bofhinng besaas, den JConlnu» innerhalb kOraestwr Zeit 
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abzuwenden (Urteü des Reiohs^Cterichte in Strafsachen vom 19. Juni 
1893). Die neue Beetimmtuig droht Oefitatgnifistrafe bis su fflnf 
Jahien an» wenn jemand in der Abdcht^ die ErSffaiiing dee Konknn- 
Teilahrens hinausnudiieben, Waren eder WertpapKre anf Efedit 
entoommen und dieee Gegonstinde erlieblioh unter dem Wert ia 
einer, don Anfonlorurigen einer ordnungsi nässigen Wirtschaft widav 
sprechenden Weise, veräussei-( f>dor sonst wegp_\c:elten hat. (§ 240 
No. 2.) Endlich sind die Gläubiger auch duix^h zwei weitere Vor- 
schriften geschützt. Es soll dem Ehegatten, weil tbaifiächlich und 
wirtgchafUiob das QeeohSIt des QemeinschuldBerB aooh sein Qesdiift 
ist, und weSi er meist nicht ans eigenen» sondern ans den Iater> 
essen des Gemeinsdnüdners fOr den Zwangsreigleich stunmen irttadOi 
die SSnvirirung auf das Zustandekommen des ZwangsvergleichB 
benommen werden. Zu diesem Zwecke bestimmt der § 183, dass 
der Bereclinung der für einen Zwangsvergleieh erforderlichen 
Mehrkeit der Eliegatte des (iemeinfichuldners ausser Betracht bleibt, 
wenn er dem Vergloiehe sugestimmt hat TTm aber auch zu ver- 
hindern, dass der Ehegatte des Qemeinsohuldneis durch Abtietaog 
seiner Forderung an einen IMtten diese besofaiSnkende Bsstirnnmog 
iUusorisoh maeht, ist Ismer Torgesduieben, dass das Gleiche auch 
▼on demjenigen gelte, welchem der Ehegatte des Qemeinsdnddners 
während d» s Konkurs Verfahrens oder in dem letzten Jahre vor der 
Er5f finnig- dr-s Verfalu'ens eine Forderung gegen den Genieitisebnldiif»r 
al^etreten hat, soltald das btimmreelu auf der betreifenden Forderung 
beruht. Eine Erschwerung des Zustandekommens eines Zwangs- 
▼eigleichs ist auoh beabstohtigt mit dem § 187, nach welchem der 
Vergleich m verwerfen ist, wenn er dmi Olftufalgera nioht min- 
destens den fOnfteo Teil ihrer Forderungen gewShrt und dteees 
Ergebnis auf ein unredlioheB Verhalten des Gemeinschuldners, ins- 
besondere il.iiciiü zurückzufiilueu ist, dass der Glemeinsrluildner die 
RrMfnunf^ des Koniiurs Verfahrens verzögert luit. Der Vorschlag; 
kami auch verworfen werden, wenn das gleiche Ergebnis auf ein 
leichttunniges Verhalten des QemdnschuldneiB zurückzuführen ist 
Zweck dieser Vorsohriften ist auch, dass die rechtseitage Anmeldung 
des Konkurses, solange noch eine einigennassen in Bstncfat kom- 
mende Masse vorhanden ist, erfolgt 

Andrereeits hat im Interesse des Gemeinschuldners zur Ver- 
meidung von Häilen eine sehr verständig© Vorschrift Aufnahme 
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gefunden. Nach § 165 ist dem Schuldner, der den Prüfungstei-miu 
Teninnit, auf Antng die Wiedermnaetzuag in deo vorigfm Stand 
unter dm Yoim w e l w rogen sn erteilen, ia denen diese in nilen 

der GiTilproMesordnung su orlnlen ist, aJno insliefiowlere bei Natnr- 
erwgnissefi wler anderen unaHMTiiilliaivii Zrifrillon. 

b) Von den Vorschriften, die mit den 2<'euenuigoa dea 
Bflrgerlichon Qesetsbuobes lusammeQh&ngeu, nioA die 
viobl^geteB folgende: IKe auf Ghniad dea B.0.B. gegen den Ge- 
iriaapliiildner begrOadetan ünterhaltsatigpi-flche, sowie die Ansprfloho 
der unehelichen Mutter nttf Wochen Iwttskosten (§S 1351, 1360, 
1361, 1578 — 1583, 1586, 1601 — 1615, 1708— 171 H) intmcn für 
die Zukuott gtimdsUzliob oickt geltend gemacht werden, e» sei 
dann, daan der Oemeinadmldnier ala Brbe dea Teipfliohtelan haftet 
(S 3). Li dnein Eonknrae über das YennQgen dee Ehemannes, 
der in allgemeiner Oütei-geincinsciuift, Errungenädiafl^gemeinsohaft 
oder Faliniisgemeinachaft lebt, gehört das Oosanitgut zur Masse; 
eine Auseinandersetzung wegen des Oesamtgutes zwischen den 
Eh^tten findet nicht statt. Durch das Konkiu^verfahren Aber das 
TeraBgen der Ebe^ wird das Gesamtgnt niebt berOhrt (§ 2). 
Dim fotgk «ui de» Beeirtanti des EO.E (H ft, 1549), 
diSB beim Vorliegen der gedacliten Gütorstände, durch die Erflffhung 
deg Konicurses über das Vormögen des Ehemannes die Qomeinschaft 
nicht licendigt wird, bezw. bei der Errungcnschaft«igemeinscliaft deu 
Konkorsglaubige» das mit dem Eintritt der EonkanerOflbimg berdta 
in die Keobinnaaae geidlene* Oeaamlgiit nioht iHeder entiogm 
viid m 1642 B. a. B., 108, 109 K. 0 ). 

Die stritti::.- Fi:i£;-f, ob bei Rcchtsbaiidluiif^on, welche di-i Oe- 
meinsohuMrK r nach FmfTnung des Verfalnviis vorgenommen hat^ 
tlie Vorscimften des bürgerliubeu Kechlcs (Iber deu Schutz gut- 
^Snbigen EHrerbea Anvendtuig finden, -wiid jebct dahin gelöst (§ 7), 
da« der flflhniüiche Obnbe dea Orundboohea anch gegenüber der 
Verftgang8be»chr&ni(ung des Oemoinschuldnor» Wirksainlteit äuüwrw, 
die Vorschrift«;n der ^sj 802. «0?^ B. 0. B. mil.-'i-niirt hleibon sollvn. 
Llagf'gwa biud tiii' H':'.stiiniiuiiiL;-:ii liber len gutgläubigen Erwerb von 
beweglichen Sachen nicht anwendbar. 

Einen doklmaren Zug venit die Ueatimmung, das» dem 
Oenieineohuldner die Annahme eder Ausadilngung einer vor der 
SrOflnung des Yerfahrans angefallenen Erbeohaft sowie eines Ter- 
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mächtnißsos zuBteht (§ 1>). Zwai* folgt tlie« aus der nicht bim 
vermögensrechtlichen, sondern auch personenrechÜichen Natur dieser 
• Brwerbsakto, steht aber mit den pnktisGheii Intereeaen der GUoUgier 
in Wlderspfnoih und auch — abaiohttich — mit den %% 1922, 
1042, 2176 B. G.K, nach welchen die Erteohaft und das Yei>- 
mAohtnia kratt ÜeaetaeB erworben werden und sie daher hei eineni 
Anfall vor der Konkurserüüiiuii^' au sich zui Xoakui-bmajööe ge- 
hören müjssten. 

Ein gegen d^»n Gemeinschuldner bestehendes Veräusserungs- 
verbot (§§ 135, 130 6. G. B.) ist den Koakursfl&ubigern gegcnQber 
unwirksam, weil daa KonkursTerfiihren eine gleiche fiehandloag 
aller OlAubiger fordert Wirksam bleibt jedoch eine bei der Zwanga- 
▼oUstreckimg in daa unbewegliche YermOgen erfolgte Beschlagnahme 
(I 13). Gehören aur Eonkuremasae GnmdstQoke oder «ngebagene 
Rechte, so kann während des Konkursverfahrens eine Vormerkung 
auf Grund einer finstsvt.'iLigen Vcrfü^^ing' zu Gunsten finz-'lner 
Konkursgläubiger nioiit eingetragen wenlen (§ 14). Während früher 
nur P^d* und Uypothekenrechte , Voizugsreohte, sowie Rück- 
behaltuogaraohte an Gegenständen der Kookursmasee nach EcOfbong 
dea EonkurBTerfahrens nicht mit verbindlicher Kraft gegen die 
Eonknrsglftu biger erworben oder eingetragen werden konatRi 
— auch wenn der Anspruch auf den Erwerb oder die Kintragung 
schon vor der Eröffnung des Verfahrens becrflndet worden ist — 
so sind jetzt filM-rhaupt „Rechte »ui den zur Kunk.tll>^nla,sse gehöi'enden 
Gegenständeu" unbegründbar. Dieser Grundsatz ändet oine Be- 
schränkung in den den öffentlichen Glauben des Gnindbuches' bd- 
fieifonden Bestimmungen (§§ 878, 802, 1260 Abs. 1 B. G. R). 

Kaoh § 751 Abs. 2 und g 2044 B.G.B. kann ein GUnbigw, 
der die POndung des Anteils eines Teilhabers bewukt hat, die 
Aufhebung der Gemeinschaft auch dann Teriangen, wenn die Tefl- 
iiaber verti-agsrniissit;- eiiir solche Aufhebung ausgeschlossen haben. 
In ÜlieiviuHlinuuun^' liierniit befindet die K. 0. ^ 10 Al»s. 2: Eine 
Vereinbarung, diireh wolehn bei einer Oemeinscliaft nach Bruch- 
teilen das Rocht, die Aufhebung der Gemeinschaft au Tertongen, für 
immer oder auf Zeit ausgeschlossen, oder eine Kfindignogsfrist be- 
stimmt ist, wirkt nicht gegen die Konkursmasse. Das Gleiche gilt 
für eine Anordnung dieses Inhalts, die ein Erblasser fOr die Ge- 
meinschaft seiner Erben getroffen hat. 
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W» den QMMiivdittldiMr w& toh ihm guiuieMv oder ge- 
pechMer Q^enstand vw der ErOflhimg dee YerfahreoB Oberiaaaaa, 

■0 kann sowohl der andere Toil als <1> r Tirwaltcr das Miets- oder 
PaclitTcrliSltuis kündigen (§ 10). W&lirend hierbei für die Kün- 
digungsfrist eine Verweisung aiif die ortsOblirhcn Knuten erfolgte, 
vA jetzt, üii. daa B.Q.B, die Kündigungsfristen bei Paclit und Mieta 
eildiMttich geregelt liat, (§§ 566, 681, 596) ala Kfladignngsfriat 
die geeetriidie beaaiohpet, faUs nidti eine kfinei» Ikut bedangen 
war. Dasselbe ist der Fall hinsichtlich eines IMenetverhältnisses 
nach § 22 il> r Konkursorduung in Übereinstimmung mit ij 021 ff. 
des H. ("r. B. Krindi^ der Verwalter, so ist der andere Teil be- 
rechtigt, Erbäte ded ilini durch die Aufbebung des Vertrages ent- 
■twidenen Sphndens so wlangen, «ie dies im der NoveOe, in An- 
«Ammtg der Insherigen BeohtepreolniDg des Reiebsgerioliln (Bd. TU» 
& 20, Bi XI, S. 358, Btl. XVÜI, S. 271) neu bestimmt wurde. 

Dasselbe ist fiechtaiiB bei Kündigung eines DienetTerbiltnisaee 
(S 22 Abs. 2). 

Kaoh g 1134 O.B. ist eine VeifClgung des fSgentOme», 
doidi die er den Miete» oder Psditane einmeht, bevor er sa Onnslen 

des ^ypotl^^•k^•Il^Iäubigor8 in Beschlag genommen worden ist, wirk- 
sam, es sei denn, dass sie sich auf den Miet- oder Pachtzins für 
eine spätere Zeit als das zur Zeit der Beschlagnahme laufend-* 
uiul dftö folgende Kalendervierteljahr k)ezieht In Übereiuütimmung 
Uemit lisat anter der gLdaablen Bedingung das nene Etecht, { 21 
d«r KmdniKB-OidnQng, tu Falle der Yermietang oder YttiNuditaiig 
«Des Qnindstflcsks, sowie im Falle d. r Vt^nni i „ von Wohn- 
r&imien od*>r anderen Räumen eine V. rfüu'iuiii: des üemeiusi'hul i- 
ners vor ErüfTnung des Verfahr^^ns ilt r Konkursmasse gegenüber 
gelten- Wie femer der Mieter odoi i'ächter, soweit die Einziehung 
des Miet- oder Fadttänaes dem Hjpoäiekengltabiger gegenaber 
viilaaai ist, akdit eine ihm gegen den Temieler oder Ver- 
pächter zustehende Forderung ^>7;>'ti Im Bypothekengl&ubiger 
aufrechnen kann, pn kann auch i'i Mii ti r odrr Pikihter gegen 
<lie Miet- oder Pachtzinsforderuug der Konkursnaa.ssc eine ihm gegen 
den Oendasehuldner zustehende Forderung niobt aofrecbnen, soweit 
die Entriditung des Ifiet- oder Feditnnaes der KonJausmaBaa gegen- 
ffiier unwirksam ist (§21 Abs. 2, letzter Satz). Die Attfreobnong 
iat daher nicht, wie bia jetxt allgemein unsuifissig. 
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Andera Yonohnften betreffsu dk läntririmog dar Kooknts- 
MOffirang »«f «inen vom Gomeinschuldner erteilten Auftrag, von 

ihm gewhlofisionen Dienst-, Wt^rk- cxlev (ie.-;*'lls< ]iaftsvertnig (§§ 23, 
27, 28), wobei die euitstehätidea Aneprüclie uacli dem Mueter dm 
B. O. B. bestimmt werden. Durch die Vorschrift des § 24 ist te- 
atimmten gniiidbaohzeoiitildi«ft TomeikangeD rar SiolMcuo; «inw 
Ajupraches auf jESiuftamung oder Aafbeboog eines Beohts an taam 
Grundstflck des Oemeinschiüdners oder an einem für dcu Qemein- 
schiilduer eingetragenen Rechte oder zur Sicherung eines An^pnich.'» 
auf Änderung des Inhalts oder des Kuigeu eines äolciii»u liechU 
Wiifewnünit mtk gegenQbn 4er Konkatsawae beigebt, «a^ 
spraobeiid den %% 888 Aba. 2—3, 88S Ab«. 1 Ra.R i 

Erscheinen m> iai ersten Buche der Konkoiaoidiiniig die aUge- 
moinon Bestimmungen und das Recht der ErftiUung der Rechts- 
geschäfte (1. und 2. Titel) erlieUich alim*,1ndert, so liat das An- 
fechtungsrecht im Konkurse (3. Titeij vetiiAltnissmitesig geringe | 
WaadluDgan eriitten. Eine veiiiiderte Qealalt empfingen dort nur die 
il 40 — 42. Was die Anfeohtmg gegen Beoidaasohfolgar, abgccelnfB 
von dem Erben, betrifft, so findet jene statt, erstens, wenn ihm s. Zt | 
seines Ei\v»-rln's die UmslHiido. wplrbe die AnfcrhtK'irkeit des 
Erwert)es seiiiet* Kuchtsvorgäiigers begi-Onden, bekannt waieu, zwciteaSt 
wenn er der Ehegatte oder der Verwandte in auf- und absteigendtr 
Linie dee Gemeinstdialdaecs iat, es sei denn, daaa ihm mr Zait 
seines Erwerbes die UmsIlDde, irelohe die AnfadiÖMikeil des 
Erwerbes seines RcchtÄVorgängcra bogiflnden, unbekannt waren uud 
drittens*, wenn ihm das Erlnn^to unentgeltlich zug*^wcndct worden 
ist. Nacli dtiin triiiiercn Wortlaut des Paragraphen fand die Aa- 
feobtung statt, wenn dem BeohtoHtobfolfar sor Zeit seines Brweite 
belnnnt war, daaa der Gemaipaehnldner die BeohtahandliingaB ia 
der Absicht vorgenommen hatte, seine GHubiger zu l-cu « hteilig«n. 
Es wurde daher frölicr in N ). 1, ;ib\vrirlu'nd von No. 2, die \rt- 
feditinitr i7<'g».'n den Recht-^n i. lifolger auf ihm ball beschränkt, ilas* 
die llamiluugen von dem Uemeinschulduer in der Absicht, äcioo 
Qlliibiger an benachteiligen, «xgenommen waien, wählend fi» 
aonatigen Anliachtangaevaiide anbarttofakditigt büMien. Bmoli die 
Novelle i»l in dieser Hinsicht der üntersclii«! zwischen No. 1 iin<i 
und 2 U's.'iti«;!. Die Vors.diic-idnnhr'it lic.^fehf mir m.oh in '''»r 
Vcitcüuug Ucr Beweisiasl. Durch lüc neue Fassung soll kkigestt'i't 
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werd^ dass der gutgläubige Erwerb aiMS Soodernaobfoigen» die 
AnüBchtang gegen agttttn Sondemadifolger augaohUeeit. Die ITo. 3 
wi dmdi die Novelle eateprechend den Oroadsatzea der §{ 816 
Abs. l Satz 2, 822 B.G.B, hinzugefügt Während ferner der 
bishcriiTf Rechtszuatand hinsichtlich der Verjährung des Anfechtungs- 
rechts der war, dass die letztere in einem Jahre aeit der Eröffnung 
das TerblneDe emtiat, ao tat diee jetst (§ 41 Sets 1) dahin gcfasst, 
den die Anfaobtnng nur binnen Jahiealriet atit der ErOfhung des 
VerblireDS erfolgen darf. Dies nm deshalb, weil »ach «km B. Q. B. 
nur AnsprQchc der Vti J.'ilinmc;' unterliegen, das Anfechtungsrecht 
aber als ein Anspi ui h im Sinm:- Aph ^ 194 A>w. 1 B. (>. B. nicht 
auzuseheo ist. Es ist deshalb entHprochoiid dar Voiäcliriit des 
§ 124 Abs. 1 & 0. B. an die Stelle der bisherigen Verjätmuig^^frist 
eine AiiBa6UiiM6iBt geaetst Auf den Leaf der Fiiat finden die fOr 
die V. - Jahn mg geltenden Vorschriften des § 203 Abs. 2 und j 207 
d '> B. (i. 11 riitsiiroiht tule Anwendung. Es ist hier wicil^r. i\h*>r- 
einstiiiutHiiid mit dem § 124 Abs. 2 des B. G. B. bestimmt, iims 
die fOr die Vcrjähi-ung gdteudeu Vorschriften liltmchtlich der 
Itomaning der Yerjlhrang bei Veiliiaderang der BeolitBTnrfolgang 
durah hfihere GewsU nnd hineiekfficli des Anfadinbes der TollendnniK 
der Verjährung eines zu einem Nachlas gehörenden oder sich 
gegen einen Na<^hla*<s richtenden Anspruches avtoh für das Knnkurs- 
ivcht iii Frage kommen. Die Anfechtung ist endlich (§41 Abs. 1 
Satz, 3) ausgeschlossen, wenn m% der Vornahme der Handlung 
30 Jahn TeraAriolien sind. IHeaer 8sts entspicht dem % 124 
Abs. 3 des B. G. B. Nach § 42 gölten jeixt die Voischriflan Ober 
die Anfechtbai k-'ii der v.>r Konkurseröffntmg vorgenommenen Rechtn- 
handlnufren aucli für ilio Anfochtunp solcher Rechtshandlungen, dif* 
nach der Konkiu^röffnung vorgenommen worden sind, aber vermöge 
der Besänummgen des & Q. B. Uber den Qffieniliohen Glauben des 
Onndbeobes den K«iil[nnfl;UUibigem gesanfiber wirksam aind. 

Blieb die Fassung der Lehre von der Außgondenmg (4. Titel) 
nnverfindert, so hat die f\ber die Abi^onderung (.'*. Titel) durch- 
greifende Reformen erfahren (§§ 47 — 49). Es wei-den jetzt als 
«nr abgesonderten Befriedigung dienend bezeichnet solche üegeu- 
attade^ wddie der ZwangstoUatreckung in daa anbewegliche Ver» 
nflgen nnterliegen fOr diejenigen, waldieo ein Recht auf fieCriedignng 
am denselben susteU. INe neue IVmung scUiesst sieh an § 864 
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Abs. 1 dar ZivilproseBaoidnimg und § 10 des Gosetsea ülwr die 
Zwangsveisteigeruiig und ZwangSTerwnltung Tom 24. If&n 1897 
an. WAhrend frOher die Zwang^voUstreokung sich naoh Landes- 
leoht richtete, ist jetzt das zuletzt genannte Gesetz massgebend. 

Während früher den Umfang dei- liniuobilianuasse, sowie den 
Umfang und die lianguithuuig der aus dersolbeu zu l»onchti^nden 
Änsprf^chc „die Reichs- und LÄndesgeseUe" bestimmt haben, so 
wenicn sie jetzt duioh die §§ 864, 865 Zivilproze^sordnung and 
§§ 10, 155 ZwangsvoUstreckungagesetzes in Verbindung mit 
§§ 1120, 93-99 B.0.B. geregelt OlAobigem, welohe an einem 
zur Konkursmasse gehörenden Gegenstände dn durch Bechtagescfafift 
bestelltee PSgutdreoht haben, können eben&Us abgesonderte Be- 
friedigung verlangt'ii (§ 48). Diese Fassung wuixie gewählt gegen- 
über der fnihercu: „< Häubiger, weU^he an einer beweglichen k">r{M)r- 
ILülien Sache, an einer Forderung r>df>r an einem Vermogeubiieehte 
des Gemoinschuldners ein Faustpfandrecht haben^'. £inmal, weil 
nach § 90 B.G.B. unter „Sachen^' nur körperliche GagenatBnde 
verstanden werden und die Absicht bestand, die bisher einzeln 
au^eführten YennÖgensstOoke und -Rediie durch das Wort „Gegen^ 
stand^ in Eflrze zusammenzufRSsen, sodann weil das R G. B. das 
Wort „Faustpfandrecht'' ersetzt hat durch den Ausdruck ..durch 
Rechtsgepchflft beatelltes Pfandrecht". Den im soelien gedacUien 
§ 48 bezeichneten Pfandgläubigern stehen, wie bisher, gleich die 
Beichs- und Staatskasse, die wegen nützlicher Verwendung Be- 
lechtigton. Dagegen sind an Stelle sAmtüoher Abeonderangs^ 
bereohtlgtor im früheren § 41 K.O. folgende zwei Kategorien 
getreten: Erstens diejenigen, welche an gewissen Gegenstanden ein 
gesetzliches oder ein duidi Pfftndung erlangtes Pfendrecbt haben; 
das dem Verniiobjr und dem Verpä<;hter nach den ^§ .")5iJ, 581, 585 
deö B. U. Ii. zustellende Pfandrecht kann in Ansohune: des Miets- 
und Pachtzinses für eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der 
Eröffnung des Ver^rons, sowie in Ansehung des dem Vennieter 
oder dem Yeipfichter infolge der Kündigung des Yerwaltere ent> 
stehenden Entschädigungsanspruchs nicht geltend gemacht werden; 
das Pfandrecht des Vi riMchtors eines landwirtschaftlichen Grund- 
stücks unterliegt in Ansehung des Pachtzinses der B^ohränkung 
nicht (§ 49 No. 2). Diese Nummer unifasöt die bisher in der 
Nummer 2-r-6 euthalteueu Absouderungsreclite, welche v(»u B.G.B. 
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dmdiweg als geaetsliclie Pbndreohte beetellt sind. In die svaite 
Kategorie g* hdren diflgeiugen, welohen nach dem Handdlqgesetsbiiobe 

in Ansehung gewisser Gegenstände ein Rlickbehaitnngsreoht snsteht 
(>; 10 Nu. 4). Diese Nummer jEnobt unter Weglassung der in die 
eben gedachte Niiinnier 2 übertragenen gesetzlichen Pfandrechte 
tloB Uandelsgesetzbucheä den Inhalt der bisliehgon No. 8 dee § 41 
wieder. Formelle Änderungen haben nicht erlitten der C. nnd 
7. Titel (Aufrechnung, Maaeeglftiibiger), der 8. fiber die Konkura- 
gttnbiger m ganz nnerhebUcAer Weiae. 

Daa sweiie Bnch, das EonkurByerfaliren betreffend, weist be- 
reite in seinen allgemeinen Bestimmungen (1. Titel) Äenderungen 
auf. Es Irandelt sich liiur, wie ich in die Eiiiinerunir znrOcknifen 
m 'n lit. , nur um solche Bestimmungen, mit dem Ii G. B. zu- 
sammenhängen. Sonstige sind bereits (imter a) behandelt. Be- 
aonders herYomheben ist der § 74. Die Entscheidung des Be- 
aehverdegenohts wird erat mit der Rechtskraft wirksam. Das 
Bflschwerdegericht kann Jedoch die sofortige Wirkaamkeit der Ibt- 
sehddnng anordnen. Mit Rttcksicht anl die Möglichkeit einer 
wiederholten Abdndenmg und die oft einschneidende Wirkung der 
Entscheidmig (z. B. über die KonkiiiseröfTuung) ist hierdurch die 
Wirksamkeit der Entsclieirluug des Besch wcrdegericlits nn ihre 
Üecht&kiait mit der Ma.ssgTibe gebunden, dass das Beachwerde- 
gericht in geeigneten F&llen die sofortige Wirksamkeit anordnen 
kann. — Der Terwalter ist jetzt fttr die Ezfttllung der ihm ob- 
Gegenden Pflichten allen Betheiligten vecantwortlioh (§ 83). Das- 
selbe ist der Fall himdchtlich der Mitglieder des 01ftubigerau»> 
sebn^s (§ s9). Der veraltete Begriff einer „Sorgfalt eines ordent- 
lichen Han-vatei-s" ist au beiden Stellen au^eremerzt. Die Landes- 
Justizverwiiltuiig kann in Zukunft ffh* <li(' <lt>ni Verwalter zu 
gewährende N erirritmig allgemeine Anordnungen treffen (§ 85). 
Schon jetzt sind bei grösseren Qerichten Tarife angebracht, an die 
sich der Xonkarsrichter gewöhnlich zu halten pflegt. Die Feat- 
Setzung der Auslagen nnd Vergütung der Mitglieder des OUtobiger* 
ansscfanssee erfolgt jetzt nach AnhOnmg der Glfinbigenrersammlung 
durch das Konkursgericht. Der Landes-Justiz Verwaltung ist eine 
ähnliche Befugnis zur allgemeinen Anordnung weeren der Vergilt nug 
aU' Ii hier liei^^t-ltgt (§ 91), lui zweiten Titel über das EröfTnungs- 
Terfahren ißt nea geregelt die Eintragung und Löschung eines 
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VeriUlseeningsverbote {§ 113 ff.i. im dritten Titel (Teilung ^mrl^-.^) 
interessirf lio Beritiinmung, (la«j ih-v rwalti r die ziir Erbschaft ! 
des OemeirmehuldiierB als Erben t:>'liriri'iideii Oogenständp nicht 
veräusaern darf, wenn die YeiÄuaseruinj im Falle dm Euilritta der 
NAcherbfolgo nach § 2115 B.(}.fi. dem NadierbeD gegenflber n- 
wulcBMn sein wlird«. Die iriditigaten Bsstiminiingen 4er Tüel 
4 — 7 sind schon in anderem Zusamnienhango erwähnt. 

Von besonderer Elrh'^Vdirlvkett sind die ,.Vif's;.nd» rrn Be- 
stimmuDgen" (Titol 18). Über den KunliurB juiisiiseher Fersoaoi 
lud über den eines Nachlaages, eines Geeaiutgutes bei fortgesetzter 
QüteiseiiittiiaolMft lünd dort detaillirte Vonebrifln entinlteii, die 
mdk in lUem und jedem den eioadiUgigeii Beohtsmaterien des 
B.G.B, anpassen (§§ 213—236). Die Grundsätze der Erben- • 
baftung im bArj^frUolien R^f^Vitf« führten hier 7.ii weitgehender Reform, 

Die vorgeführten und angedeuteten Hecht.8ääl2e sind, weua 
aooh die bedeutumiten, so doch noch tiAi die BteiflidiBn, daran 
jLideniiig infolge de» B. O. B. audi formell notwendi; war. Vom 
Amahl minder erhe'jHcher Vorsclirifton iet hier nicht cnv.ihnt 
woHon. Eb wäre al'-i keineswegs richtig, anzunehmen, dus- •'ior 
Eindusg des neuen Hechts nur bei also veränderten Bvsiinunungea 
sich filhlhar machte. Es iet dies vieknehr überall dort fall, m 
die Fkungmphen der Eonkursordaunig dnvch Erwlhming «iiies da» 
bOrgerUdieo Beohte wgehiBrigieD Begpnib oder nolMm dndiucb, dus 
der in ihnen enthaltene Qesetzesbefehl nur auf der Gmodllge dtt 
materiellen Civilrechte möglich ist, mit dein R. G. B. znsamm«»!!- 
lülngcn. St^hritt für Schritt wird man beim Studium und der 
praktischen Anwendung deshalb ESnwirbugen dee neuen Blüpf- 
liehen OeeetabncheB begegnen. Nicht m nntoraeUttien «nd oA 
die Modifikationen, welche die NoToIle infolge der Nebengesetzr 
des B. G. B. einzuführen genötigt war. Ich i iwahno nnr di»' H- - 
ziignahmc auf das Gesotz Ober die Zwangsverstt iij(Minig und Zwaug»- 
vorwaltnng (§§ 47, 85), da» Gesetz über die fiiaiwillige Gerichts- 
barkdt (§ 74). 

o) Von den Yoraohriften, die mit den Keueroagei 

des Handelsgesetzbuches zusammcnhängODf oei nur gt^laolit 

des § 2rin S;it/. '2 K. 0., wonach über da.s Verrnnsjoii einer Kom- 
niamlitK»^i^'lls*«^'i'di auf Aktif»it dn^ Konkursverfahren auch im Falle 
der Verschuldung ^laithudet (§§ 240 Abs. 2, 320 Abs. 3 U.G.B.> 
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Von gröööt.T B»^»loiituiig sind hi>r mich §§ 210 -212: Zn flem 
Antrage auf EröfTniing des Verfahrens ist auss^ den Konkurs- 
g]&ahigeii] jeder persönlich haftende Oasellsohafter und jeder Liqui- 
dator beieohtigt Wird der Antrag nioht yod allen peraOnlioh 
haftendeD GeseUachaftam oder allen Liquidatoren gestellt, so ist 
dfliSQlbe xnzidaBseD, wenn bei der offenen Handelsgesdlschafl oder 
bei der Kommanditgesellsohaft die Zahlungsunfähigkeit, bei der 
K nimanditgesellschaft auf Aktion die Zahluugsimfähif^koit oder die 
Überschuldung glaubhaft gemacht wird. Das Gericht hat die übrigea 
persönlich haftenden Gesellschafter oder die Liquidatoren nach 
Massgabe des § 106 Abs. 2, 3 zu hören (§ 210). Ein Zwangs- 
veii^eh bann nnr auf Torsohlag aller penönlich haftenden Gesell- 
acfaafter geschlossen werden. Der Zwangsveigleich hegrenati sowdt 
er mcbt ein anderes festsetzt, zugletdi den ümbng der persön- 
lichen Haftung der Gesellscliafter (§ 211). In dem Konkursver- 
fahren über dab rrivatvermöeen t iin's in tsöiilicli liaftendeii Gesell- 
schafters können die Gesellschaftsgläubiger, wenn das Koukurs- 
redahren Ober das Gesellschaftsvermögen erilffnet ist, Befriedigung 
nur w^gen desjenigen Betrages suchen, für welchen sie in dem 
letsteieu Yet&hren keine BefEiedignng erhalten. 

fines besonderen EommentatB bedfirfen diese Bestimnrangea nicht 
IL Anfechtnngsgesetz. Anoh das Geseta betreffend die 
Anfechtimg von Rechtshandlungen eines Schuldners ausserhalb des 
Konkursverfahrens vom 21. Juli 1879 ist durch Gesetz vom 17. Mai 
1898 abgeändert worden. Die Anfechtung gegen einen andeni 
Rechtsnachfolger als den Erben findet in der Hauptsache in der- 
selben Weise statt, wie in dem oboi erörterten § 40 der Konkurs- 
ordmmg. Ken eingef Qgt ist der § 8a. Hat der Erbe ans dem 
Kaddass Fflichtteils-Anspraöhe, Vermächtnisse oder Auflagen ei^ 
füUt. so kann ein NaoUasBgl&nbiger, der im KonknrsTerfahren 
fiber den Nachlass dem Kmjifänger der Leistung im Range vor^ 
eehen oder pleiclLstcheii wünle, die Leistung in e:leich6r "WeiBe 
anfechten wie eine unentgeltliche Verfügung des Krl»eji. Ferner 
ist bestimmt, dass die Anfechtung einer Handlung, welche der 
Schuldner in der dem andern Teil bekannten Absicht, seane GlAu- 
biger zn benaohtdligen, Torgenommen hat, nur binnen 10 Jahren 
erfolgen kann. Anch hier finden auf den Lauf der Frist die fOr 
die Yerjähi-ung geltenden Yoraohiiften des § 203 Abs. 2 und der 
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§§ 206, 207 des B.Ü.B. entsprechende Anu. nluiiL^ Die tnsi 
beginnt mit dem Zeitpunkt, in ^velchem der Olätil i^ den voll- 
streckbaren Scbnldtitel erlangt hatte und seine Foidemog fiUig 
war, wenn aber die Reditshandliing nach diesem Zei%»nnkte vor* 
genommen ist, mit der Tomahme der Handlnng. Die Anfeolilniig 
ist ansgeschlossen, wenn seit der Vornahme der Rechtshandlanf^ 
30 Jahre verstrichen sind (§ 12 des AnfechttinjffSgeEietzes). Auch 
iu aiuleiii BeBtiininuiigen dieses üeseUeb ist dej Eintluss des hflr^er- 
liobeu Rechtes, sowie der — erneuerten — Civilproeessorduung 
zu spüren. 

nL Das Gesets betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossensohaften vom 1. Mai 1889 ist beveits wieder- 
holt Abfinderangen unterworfen worden. Schon durch ein Gesell Tom 

12. August 1896 (R.G.B. No. 29, ausgegeben am 18. August 1896, 
Seite 69.5) hat es erhebliche Wandlungen erlitten. Sodann ist es 
durcli <hi8 EinlüliruugBgesct/. zum neuen Handelsi^csr tzbnch Art. 10 
mannig^cheu Änderungen unterzogen worden. Durch die Bekaiint- 
maohnng des Reichskanzlers vom 20. Mai 1898 ist nnnm^r das 
Oesetz in neuer Fassung und in abgoAndeiier Fangraphenfolge er> 
adiienen. Gegentiber der Gestalt, die es im Jshfs 1889 erhalten 
hat, sind die Neuerungen folgende: 

Konsumvereine dürfen im regelmässigen GescfaiftSTerkehr 
"SVaieii nur an ilirc Mitglieder oder an deren Stellverti"eter ver- 
kaufen. Diese Besr-bT^lnkniig ist, iiifol^t? der aurarischeii Förderung, 
für landwirtschaftliche Konsumvereine, welche olme Haltung eines 
offenen Ladens die Vermitteluug des Bezuges von ihrer Natur nach 
aussohliesstich iXkr den landwirtsohaftUohen Betrieb bestimmter Waran 
besotgen, hinsichtlich dieser Wsren weggebUen (§ 8 Abs. 4). Dnicb 
das GenoBsensohaftsstatnt kann festgesetzt werden, dass der Gewinn 
nicht verteilt, sondern dem Reservefonds zugeschrieben wird (§ 20). 
Fi'ühor waren allorUiiigfi Modalitäten, die on;chienen, dieser 

Bestiin III Ulli; beigefügt Infolge der endgültigen .\iifhebung aller 
sogenannten weiblichen Rechtswohlthateu durch dasB.G. B. ist der 
Abs. 4 des § 23, wonach Frauen sich inbetreff der durch ihre 
Mitgliedschaft übernommenen Verpflichtungen auf die nach dso 
Landesgesetzen für sie geltenden Bechtswohlthaten nioht bsrafen 
können, in Fortfell gekommen. Neu ^d die §§31 und 33. För 
Konsumvereine, welche einen offenen Laden haben, hat der Yor* 
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sfamd, um die Beobachtanp der BeBtimmnngen des gedachten § d 
AI«. 4 la Btcfaern, AnweiBangeD darüber su erlaasen, auf welche 
Wme sieh die Veraiiisimtglieder od^ deren Stellvertreter den 

WarenverkÄnfern gegenüber zu leicitiiuiereri haben. Abscliiift der 
Anwoisiiiit: hat rr clor höheren Vorw altnngsbehönle, in deren Bezirk 
die (ienossenBchaft iliren Sitz hat, unver/rii?1iHi ^»in/uiciciipn. Die 
liöbere Ven^altirngHbeharde ist befugt, die Mitglieilei- des Vorstandes 
rar ESoteichong und nötigenfalls snr AbAndemng oder Ergftnsiing 
der Anweisungen dnrch Geldstrafen bis snm Bettage von je 300 II. 
tnndialten. Gegen die Anordnang und Straffestsetzung der höheren 
YerwattongsbehOrde findet binnen 2 Wochen die Beschwerde an 
die Laudescentralbehörde statt. Yan Kuiusumvereiuen oder Gewerbe- 
treibenden, welche mit solciieii wpjtph Wareimbgabe an die Mlt- 
giieder in Verinndnng stehen, dürfen Marken oder sonstige ht 
auf den Namen lautende Anweisungen oder Warenzeichen, welche 
aaststt baren Geldes zum Warenbesug berechtigen sollen, nicht 
aoggegeben werden. Zur weiteren Sicherung der hier i^nglichen 
Yonduiften sind noch femer neue Strafbestimmungen erhisaen: 
FeisoDen, welche fSr einen SonBumverefn den Warenyeiteuf be- 
wirken, werden, wenn sie der Vorschnft des § 8 Abs. 4 zuwider 
wiik>t-Mtlich uder olme Beaflitiuii!: der moh § 31 vou d'-iii Vurhtaudü 
erlassenen Anweisung, AVarrii an andere i*ei"8ünen als au Mitglieder 
oder (leren Vertreter verkaufen, mit Geldstrafen bis zu 150 Mark 
bestiaft. Gleiche Strafe trifft das Mitglied, welches seine Legiti- 
DiatloD, durch die es zum Warenfcauf in einem Konsumverein oder 
daea mit diesem wegen Warenabgabe an die Mitglieder in Yer- 
Madnng stehenden Gewerbetreibenden berechtigt wird, einem Dritten 
zum Zwecke imbctugter Warenentnahmo flberlässt. Die Dritten 
aln-i. w.'lrho von Rolfher Iit»giliniati">n zu (l''nis.'lli(Mi Zweck Gebraucli 
uiacUeii oder auf andere Weise zu uiilx fimier Warenabgalie zu ver- 
ieiten unten Climen, werden in gleicher Weise bestraft. Auch ist 
es verboten, Waren, die jemand aus dem Konsumverein oder von 
einem mit diesem wegen Warenabgabe in Verbindung stehenden 
G e werb etre i benden auf Grund seiner Mitgliedschaft bezogen hat, 
gegen Entgelt gefwehnheitsmfissig oder gewerbsmAssig an Nicht- 
UiitgUeder /.u veräussem 252—254). 

Zu der wiclitiü;''!! Vvw^o tlri- Aufeciitung eines Ret?«--]! ! i K.ses der 

öeneralTersammiung war bisher (§ 49 Abs. 1) bestimmt: „Ein Be- 

34 
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schluss der GenenlyerBftmiiilung iauii w^gen VerietaEnng dee Oe- 
setzes oder dee Statnts als ungnitig im Wege der Klage angefochten 

werden. Dioselhe findet nur binnen der Frist von einem M<in;it 
statt. Znr AnftH-litiui^' l>efngt ist ausser dem \ orstaiidr jeiier in 
der (jenei^versamuUung erschienene Genosse, sofern er gegea den 
BeeohluBB Widerspraofa su Protokoll erkiArt bat, und jeder nickt 
eiflchienene GenoBse, Bofem er die Aofechtiuig darauf grOodet» das» 
die Berufung der GeneFalTeraamiiilniig oder die AnkABdiguag des 
Oegenetandee der Besdiluflafaaanog nioht gehörig erletgt wir." 

Jetzt ist der Genosse durch die echArferen Bestimmungen dee 
§ 51 Alis. 1 und 2 in günstiger Weise geschützt Iliernarli kann 
ein Beschluss der Generalversaranüuug weg<Mi Vorletzuiig der (p^- 
setze oder des Statuts im Wege der Klage angefochten wardeo. 
Zur Anfechtung befugt ist jeder in der OeneoUverBammfaiog ei^ 
eohienene Genoeeei sofern er gegen den Beeolilass Widerspmoh nun 
Protokoll erklfirt hat und jeder nicht erschienene OenoM» sofern 
er SU der General ▼ersamvilung unberechtigter Weise nicht 
zugelassen worden ist, oder sofern er die Anfechtung d»iauf 
gründet, dass die IkMufung dei- Versanmiluug oder die Ankündi^ing 
des Oegenstande« der Beschlussfassung niclit gehörig erf"lgt S'-i. 
Ausserdem ist der Vorstand und, wenn d»'r Bcschluss eine MasB- 
rege! zum Gegenstände hat, durch d^Bu AusfOhrung sich die Mit- 
glieder des Yorstsndes und des Anfsichterates strafbar oder den 
GlAubigem der Genossenschaft haftbar machen würden, jedes Mit- 
glied des Voretandes und des Au&ichtsrstes cur Anfeolitaag be- 
fugt. Der 6. Abschnitt, bis jetzt „Auflösung und Liquidation" be- 
titelt, hat die Aufschrift erhalten: „Auflüsuiicr und Nichtigkeit der 
Genossenschaft'''. Innfrhal)» «lossclbt-ti laureie Ins jetzt der § 
Abs. 2 : NichterlLobene Schuldbeträge, sowie die Beträge für betagte 
oder streitige Forderungen sind bei der YerteÜnng des Vermfigens 
surOokiuh&lten. Dasselbe gilt für schwebende Terbindliohhdtan. — 
Dem entspricht die verbesserte Yorsohiift des § 90 Abs. 2, wo- 
nach, wenn steh ein bekannter Gliubiger nicht meldet, der ge- 
flchiildeto Betrag, wenn die Berechtigimg ziu* Hinterlegung vor- 
harhl. ii ist, für den (iliuibifi^r liinterlegt werden muss. Ist die 
Berieiitigung einer Verbind üchkeit z. Zt. nicht ausführbar oder ist 
eine V^crbindüchkeit streitig, so darf die Verteilung des VecanGgens 
erst erfolgen, wenn dem OJ&ubiger Siotieriieit geleistet ist 
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ISn Tolbttbidigw Komm eotliUt der § 98. ISo bei d«r Anl- 
UntDig der OenoMenwohnft veiUflibend« Bumwmßgea flUlt, «ofent 
<)«iaelbe nicht durch das Statut einer physischen oder jnristischeii 
Person zu Hnnm Ji*wtiiimiti n Vorwendiing^rwer k Hh^'r^-ir-wn ist, an 
diejenige Üfimfinde, in tier che Genossonseiiaft ihren Sitz liatte. 
Die Ziiuefl dieses Fonds sind so gemeinnOtxigen Zwecken m 
wenden. Bs int dn sn IrilUgender soBalpolitischer Oedanke, dats 
in den hier vorgesehenon lUlen die Gemeinde, innerhalb derer 
und mit deren Hilfe eine Genossenseliaft thiltig ist, im Fall«; dr-r 
Anflösung mr)gliolierwftise einen Vorteil gewinnt. Ferner ersc-heinen 
als gänzlich neue und deahalb hier zu erw&hneude Kechtaregelu 
die {(dgendm: Bntiillt dns Staitat nicht die fOr danelbe «esent- 
BohMi Bertimmnngen oder ist eine dieser BestiiumitDgen nichtig, 
so kann jeder QenOMe ond jedes Mitglied de« Voretandes luid den 
Aufsicbtsrates im Wege dor Klatjc l>eantrageii , d;iss die Ofiiofsen- 
i^haft für nichtig erklärt werde. Als weseuüieh im Sinne der 
ajeben gedachten Vorschrift gelten besonders bezeiclinete Bestim- 
mungen den Stntots. Efai Ifangel, der eine hiernach vesentliclie 
Bnrtnmnmg den Stnlnli beferift, fauin dordh einen den YoiBchriflen 
dee GenossenÄ-haft-s^f^setzes ftber Ändening des Statuts entsprechen- 
de Beechliiiis i\ev (ifiifralversauiirilniiLr Lr"li<"-ilt werdpii. Dir' Be- 
rufung der üeneralversamiulung erfolgt, wenn »ich der Mangel auf 
üe BestimmungeQ und die Form der Berufung bezieht, durch Eio- 
tMnmg in Aejenignn MlBintlichen Blitter, weldie für die Beknnnt- 
machung der Ebtragnngeo in das Genoesenschaftsregister bestimmt 
rind. Betrifft bei dnw Geros=;pn8chaft mit b<\schrftnkter Haftpflicht 
der Mangel die Bestimmung ütier die Haftsumine, so darf durcli die 
zur Heilung den Mangels beschlossene Bcstimmtmg der Gesamtbetrag 
itf wn den eiaielnen Onnossen aberaommenen Haftung niebt rm* 
oiBdart werden, bt die lüohligkeit einer Oenestehsduift in das 
OenoBsenschaftsregister eingetragen, so finden zum Zw- > k der Ab- 
«■i'kliiiiir ibrer Verhältnisse die för den Fall der Auflösung ge- 
tr<>tteüen Bestimninng^'ii onfisprechendp Anwfndtmi;. Die Wirksam- 
keit der im Naiuea der Genotiäensclmft mit Dniteu vorgenommenen 
Becfatsgewdilfio wiid dmoh die Hiohtigkeit nicht becOhit. Soweit 
die QenoHen eine Aftong für die VetUndiichkeiten der Qenoesen- 
»chaft flhomommen haben, sind sie verpflichtet, die zur Befriedigung 
dpr «lläubigcr orfdrd.'rlicht^ii Tl'^ti-flge nach Maff'^übf' der VoFBchriftea 
fUter die Haftpflicht der Ueuosseuachaft zu leisten. 
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Im 8. Abschnitt, der die „bcRonderen BestiiiifnTmgen" für Ge- 
iioHsenscliaften mit nnhosehrilnkter Haftpflicht ont hält, w ird aufgeholieu 
der !^ 114 init scint n v< i klaiipiilioiten BeBtiminungen. Im bisherigen 
§ 11 () wai' l>c;8lüiiint, (lasH im Falle des KoukursverfahreDs nach 
Abiauf von 3 Monaten seit dem Termin, in welchem die Nac^ 
schussberechnimg fOr ▼ollatreckbar erklfirt ist, die OiAnbiger, aovait 
sie bisher nicht befriedigt sind, die einzelnen Genoesen in An- 
spruch nehmen liOnnenf ohne daas den letzteren die Einrede der 
Teilung zusteht Nach dem neuen § 122 Abs. 2 sind die Worte: 
,,oluie dass den letzteren die Einreile der Teilung zu^slelit- mit 
gutem Grund fortgeia^tii woitlen. Endlich ist im § 117 dei Ab- 
satz 3 fortgefallen; denn seine Bestimmuncr, dass die Verj&hnuig 
auch gegen Minderjfthrige Ufid bevormnndete Personen, sowie gegen 
juristisclie Personen, denen gesetzlich die Rechte der IGndeijihrigen 
zustehen, ohne Zulassung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, 
jedoch mit Vorbehalt des RlVokgriffs gegen die VoimOnder und Ver- 
walter, HUift, hat gegenüber dem B.ö. B. nunmehr keinen Sinn. 

IV. Wie diia (lenossenschaftsgesetz, so hat uiuli das Gesetz 
betreffend il i (.1 i-seÜHchu f t eii mit iM'srhräiiktei' Haftung 
vom 1. April 1Ö92 durch die Bekaautmackung vom 20. Blai 1898 teil- 
weise eine neue Gestalt bekommen. Ausser einigen die EintragimgeB 
betreffenden formellen Vorsohrifteo sind Ton einsohneideDder Bedentong 
die folgenden: Nach § 60 Abs. 1 No. 4 wird die OcooMsehift 
mit besohrtokter Haftung wie bis jetzt dxadti die BrOflbimg des 
Konkursverfahrens anfgelßst Bs wird jedoch hinzugefügt, dass, 
wenn 'Iiis V- ifalitt'ii ii;u;h Abschluss eines / ' iii,u>vei-p'leiches auf- 
gehoben tjdei Ulli Aulrag des OomcinschulUntiih eingestellt wird, 
die QeBeilsckafter die iortsetzung der Gesellschaft beschliesseu 
können. Den Bestimmungen des Üenossenschaftsgesetzes entspncht 
die abgeftnderte Vorschrift des § 73 Abs. 2 (frflher § 74 Abs. 2), 
wonach, wenn sich ein bekannter Olftubiger nicht meldet, der ge- 
schuldete Betrag fftr ihn zu hinterlegen ist und dass, wenn die 
Berivhtigimg einer Verbindlichkeit z. Z. nicht ausführbar oder enie 
Vci luudlichkeit sti-eitig ist, die Verteilung des Vermögens nur er- 
folgen darf, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleistet wird. Ganz 
neu sind endlich die Vorschriften, welche den oben gedachten §§ 94 
bis 97 des (ienossensctliaftsgesetzes entsprechen und die das Beokt 
eines jeden GeseUschafters, GeschftftsfQhrers und Aufsichtsnrtsimt- 
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glMw betavOta, imWe^e der Klage die NiohligkeitaeffcUrang d«r 
GMBllwiwft TO bMntngw (SS 75 hm 77). 

V. Endlich ist auch das Gesetz botreffend die |>rivat- 
r^x-b tl ich.-n Verhä! t n i >s.' (fi-r Binnenschiff fahrt vom 15. Juni 
1890 (Iit;ich»ge9ßt7.blaa .SeiUi 301) auf Grund des Art. XIl des 
Kofahinugsgeeetzes zuui Uandei£gesetzbuch abgeändert und duix:h 
BatamirtnMOihniig vom 20. Mai 1698 verOnantUaht mndeo. Audi 
hior haodelt «a aioh im VaMntUdittii um die Hetatallttiig einer Eon- 
kordaas mit den Begriffen des neueu BOlferlidieD BeoUa. Darüber 
hinaiiR ist f^ino voUst^niltsrf' J^l»<>r»>in«timn\une mit den Bestimmungen 
>let» neuen Handelsgesetzbuches, iusbesondere (Iber das FracbtgoscMft, 
beabfiiulUigt und erreloht tn»4ett.H 

Oerichtsverfassung und Prozoss. 
Dl- Rerichtjahr hat auch ein.' Reform der Civil-Prozoss- 
(»rduunfj und der Gerichtsverfassung aiif/.nwoisf>n. Freilich ist 
letztere äusserst dürftig ausgefallen. Man hat in der "WiRsenHcluift 
Toigeeohlagen, den § 1$ dM GeriohtBTerfiwangsgesetzes, lUMii 
«elohem vor die ordeatUdien Oeridite alle bQrgeriioben Becbt»- 
streitigkeiten imd Stnifsadien gehöroii, fi'u welche nicht entweder 
die Zustand itrkeif dt i Verwaltun^'i^l ' li' i'l' u ' ijer Vorw,ilfnn!«(fr<>- 
richte oder die von Sondergerichten begründet ist, abzuändern. 
DeDü das Reich besitzt nunmehr im B. 0. B. ein eiolieitUches 
hiTatvMh^ deaaen Sduits «a auoli ganmtieren mina. Sa tbat diea 
aber Dar inaolera, ala dieaea FrivatredU vor die Qerielite gaUtat 
Darob die Vorachiift des § 13 0. V. G. haben es die einzelstaat- 
lichen Gesetze in Act Han l, m b<>f<tiininiM.. fflr welche Ansprüche 
da- ordentliche Rechtsweg eniffnet werden eoLL Wenn auch die 
Q«bhr nicht groes iat, ao kann dennoob doidt daa Eingreifen von 
htttikalaigaaetoeii die eingeiliiaito Baehtaeiab^t, wenigatena aoweit 
M tkih um den Sdhuti der Anspifiuho handelt, gcfiUirdet werden. 
Der gegebenen Anregung ist die Novelle zum Gerichtsvorfassungs- 
f^^tz nicht gefolgt. Eb liabcn nur geringfügige Ändoningeii 
»tattgefuiiden. Nack dem Eiuführungsgcüjotz zum Gerichttiver- 
fuNingygetM'tz § 8 kann durch die Oeaetzgcbung einea Bundes» 

') Zu ürtiühnen waron noch diu wichtigou Erlasse dvb ratuutauith vom 
22. Novambar 1896. Sie «athalt«D BastbumiuiCMi Qber die InmeldoDg tob 
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Staates, in welchem mehrere Ol>erIandesgerichte errichtet werden, 
die Verhandlung und Entscheidung der zur Zuständigkeit des 
Reichsgerichts gehörenden Revisionen und Beschwenlen in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten einem obersten lAndesgerichte über- 
wiesen werden. Diese Vorschrift findet jedoi-h auf bürgerliche Recfata- 
fitreitigkeitcn, welche zur Zuständigkeit des Reichs(-Ober-Handel8>- 
Oericlits gehören oder durch besondere Reichsgesetze dem Reichs- 
gerichte überwiesen werden, keine Anwendung. Da nach Ein- 
führung dos B. G. B. die Zuständigkeit eines solchen ober&ten 
Landesgerichts äusserst zusannnensclirumpft, ist nunmehr l«stimnit: 
Durch die Gesetzgebung eines Bundesstaates, in welchem mehrere 
Oljerlandeügerichte errichtet wertlen, kann die Verhandlung und 
Entscheidung der zur Zuständigkeit der Oberiandesgcrichtc geh'iren- 
den Revisionen und Beschwerden in Strafsachen aussclilicsslich 
einem der mehreren Ober-Landesgerichte oder an Stelle einei 
solchen Ober-Landesgerichts dem obersten Landesge- 
richte zugewiesen werden (§ 9). Gewisse allgemeine nod 
besondere Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesotzes finden tof 
die oberston Landesgerichte als Bohönien der ordentlichen strei- 
tigen Qerichtsltarkeit entsprechende Anwendung. Das Gleiche gilt, 
sofern eao Civil.senat des obersten Ijandesgerichts von der Ent- 
scheidung eines anderen Civilsenats oder der vereinigten Civilsenate 
abweichen will. 

Der erheblichste Teil der Reform, welche auf diesem Gebiete 
durchgeführt woitlen ist, bezieht sich auf die C i vi Iprozess- 
Ordnung. Nach der Begründung der Novelle sind im Wesent- 
lichen nur solche Punkte l>erflcksichtigt worden, in denen eine Betom 
auf Grund der bisherigen Erfahrungen allgemein als rlringend an- 
erkannt wird und ohne Eingriff in die Gnmdlage des Gesetzes 
durchgeführt werden kann. Es ist mit liecht betont wonlen, <I»8S 
die Novelle ein Gelegenheilswerk sei und daßs die Politik der 
Entlialtung angesichts einer bevorstehenden General-Revision volle 
Billigung verdiene. Trotzdem isc vorgeschlagen worden, nicht 
weniger als 189 Paragraphen zu ändern und 200 Paragnpben 
neu einzufügen. In Gesetzosform sind diese Neueningen, ebenso 
wie die des Gerichtsverfassungs-Gesetzes, am 17. Mai 1H9&, der 
Oberhaupt ein denkwürdiger Termin für unsere Geeetzgebung ist, 
ersuhioncn. Die wesentlichsten Reformen, die im Proiessverfahren 



nunmehr eingeführt worden aiDd, siod folgende: ZtinAchst i&t der 
Begriff der Parteifthigkeit nett in das Geeeti eiugefügt worden. 
Naolt § 60 ist pwteUUiig. w«r raohtattliig ist Em Vwdn, der 

nicht rechtsfähig ist, kann verkhigt werden; ia dem fitobt»ttroite 
hat der Verein die Sfellting eines rechtsfftliigen Verpin«. Dem- 
entsprechend bestimmt der § 735 C. P. 0., dass zur Zwangsvoll- 
streckung iu diUi Vennögen eines nicht reeht^Olhigeii Vereins ein 
gegen den Tenin ergangeoee Urteü genügt Den proMBehindera- 
dn Bniedem ist mit § 874 diejenlg» der roangelhafteB PwteU 
BUgkeit eingefügt worden. Das Gericht hat den tfangel der 
Butetfähigkeit von Amtswegen rii hf^rücksichtigen nfl). 

Bei der Vertretung ohne Vollmacht ist gegenül»«! .ifia Ge- 
Mdiltefllhrer in fremder Seobe eine segeiureiche Neuerung eiug^Ohrt 
]«t sn der Zeit, za wddier das findnrlol ertassen wird, die Ge- 
ndimigiing des Vertretenen durch den neg. gestor nloht bdgeihiaioht, 
w L'-t dl T t iii>t weilen zur Prozossfühnine Zutrylasscne zum Ei'satze 
der dem (iegrier infiil(»f> der Zidassunf;^ t<i \v:i< lisj^npn Kosten zu ver- 
urteilen, auch hat er dem Gegner die infolge der Zulassung ent- 
standenen Seiilden ni eraelaen (f 89 Abs. 1 8Mk 2). 

In dar Lehre von den Proseaekoaten iatannUhatdie streitige 
Frage erledigt worden, ob rlie KostenerRtuttung auch die Entncliädigung 
des Gegners für die durch notwenditrf» Reisen oder durch die not- 
wendige Wahrnehmung von Terminen entstandene Zeitversäumnis 
umfasse. Die Frage ist bejaht worden. Die fOr die Entschädigung 
TOD Zeugen geiteoden Yenoltriffesn linden entspieoheode Anwendung 
(f 91 Abs. 1 Sata 8). Hit BOcksiolit dannf, iImb beim Obetgang 
eines Anspruchs auf den Kläger, sei es durch Rechtsgeschäft unter 
Lebenden oder durch Eh^verh von Todoswegen, der andere Teil 
cnA-arten darf, dase ihm der Übergang vor der Erhebung der Kluge 
mitget^t und auf Yedangen nadigeirieeen wird, ist dem Cestnonar 
elae besondere Verpflitditnqg anferiegt. JSadtt er nimlioh als KUger 
einen auf ihn übergegangenen Anspruch geltend, ohne dase er vor 
*ler Erholmiitj der Klage dem Einklagten d'-ii ÜlHTfransr Tniti^et«?ilt 
■w[ auf Veiiaiigcn nachgewiesen hatte, so taiien ihm die I'rnzoys- 
kosten insoweit zur Last, als sie dadurch entstanden sind, dass der 
Beklagte daroh die Unterlaasiuig der ItHteilung oder des Madiweiaes 
lamalassi worden ist^ den Aospnioh an bestreiten (§ 94). Die An- 
fadrtimg der Eniseheidimg Über den Kostenpankt ist anob erw^tert 



worden. Ist die Hauptsache nümlioli ducoli eine, aul eirund einea 
Anerkenntnissos aiisgesprooKeild Verurtoilung erledigt, so kann die 
£atacheidung Uber den Eoetenponkt selbetiiidig angefocditeiL vofden. 
Ist eine Entsohddmig in der Hauptaaöhe nldit eigangen, so findet 
gegen die Bnt8clieidiuig über den Kostenpunkt sofortige Beschwefde 
statt. Vor der EJntsoheidung über die Beschwerde ist der Gegner 
7.n hi'ii'M (i; 1)9 Abs. 2 und 3). Ge^on die inbetreff der Piozoss- 
ki)>b'ü »'liasxMit' Knt8cli<Mdung der Mlicr-liauUüSgerichte ist diu Be- 
scii\\ oidi' nur zulässig, weuu die Beschwerdcsnmrae den Betnig von 
100 Mk. übersteigt Femer unterliegen fintsoheidungeu der Land* 
gerichte inbetreff der PtoieeskoBten einer weiteren Beschwerde nnr, 
wenn die Bescbweidesumme den Betrag von 50 Hk. übersteigt Anf 
die weitere Beschwerde gegen die Sntseheidungen der Ober-Landes- 
gerichte findet die soel» a uodachte Vorschrift beziierlich der Be- 
schwprdesurame Anwendung. Hiernach ist eine J^tichräakung- der 
Anfechtbaikeit nach der Hichtmig der Höiie der Beschwerdesiname 
gegeben. Ausserdem giebt or im Kostenpunkt nicht mehr als drei 
Instanzen, denn gegen die Ekitaoheidang der Ober-Landesgerichte 
über das Bechtsmittel der weiteren Besohwerde findet eine weitere 
Beschwerde nii^t statt 567 Abs. 2» § 568 Abs. 3 und 4). 

Im KostenfestsetzungsTerfahren ist neu eingefügt die 
Vorschrift, dast? im Vei-falirfin vor dem Amtsgericht dei- lictrai: dt-r 
zu erstattenden Prozesskosten, wenn er sufort zu ermitt' hi iät, in 
dem Urteil festgesetzt wei*den kann. Diese Bestimmung ist von 
manchen Schriftstellern als eine Totgeburt bezeichnet worden. Wenn 
ich auch nicht soweit gehen kann, so Tennag ich doch ans eigener 
Frozeeserfahning an bestätigen, dass sie von grosser Bedeutung 
niemsls sein wird. Denn einmal ist die s. Z. berdts ausseroidsnt- 
Uoh groese Arbeitslast* des Ric^terB nicht geeignet, ihn noch snr 
sofortigen Ermittülung der zu orstattendeu Prozesskoston zu veran- 
lassen. Eine einsichtsvolle Partei wird nicht leicht einem mit seinen 
Terminen vollauf beschäftigten iüohter zumuten, sich noch mit einer 
solchen Festsetzung, die wegen der peinlich genauen Berechnung 
möglicherweise sehr aeitiaubend ist, zu befsssen. Es handelt sich 
deshalb meistens nur um ganz kleine Objekte, und um gana ein- 
fB<die durchsichtige Thatbeständo, gewühnlich um einen Fkoaess, der 
in ein oder zwei Terminen erledigt ist. Bei diesem wird der Prozesfr 
richter allerdini^ vou der gedaciiten Vurschrift auf Antrag Gebmucii 
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anclMn. Alkin viel gewonnen ist damit andi mchL Denn im 
AogenblieiEe des üiteik and kaineswegs noch alle Kosten ni Uber- 

sehen, so insbesondere nicht die, welche durch die Äusferticuiig 
des Urteils, duich Abschriften und Zustellung' u oiit-tt lifu. Viel 
aiebr zu billigen i-«t **in.^ neue Vorschrift, nach der das Gericht 
seine Entscheidung hinsichtlioh der festgesetztm Kosten in gewissen 
nUen selbst abandem lomn (§ 577 Abs. 3). Hienliiiob wird iweilel- 
los eine giease Asmhl Ton Besdiwerden Termieden und damit eine 
fitthstnng des Ober -Gerichts* heibeigeHaiil Bisher begegnete es 
aoeb Schwierigkeiten, wie die Koetenbdtieibnng sn bewirken sei, 
Nv iiti nach der Kostenfestsetzung eine Eiiischeidune onroht. durch 
Weiche der Weit deo Strfitf^ogenstamlos ^uultTwoit fosti^'^otiiit wird. 
Falls die neue Entscheidiuig v(tn *!• r Wertbereclmuni: abweicht, 
welche der OTBprtnghohen Kostenloetsetsang su Grunde liegt» so 
kann jetzt avf Antrag die Kostenfestsetsong doroh dss Oerioht erster 
iMtans entsprechend abgelndert werden (§ 107). 

Jn der Lehre tob der Sicberheitsleistiing ist hinsichiltoh 
«lar RQckgabe der prozessualen Sicherheit eine Neuening geschafFen 
wonlen. Ist nUmlich die Veranlasüujig für eine Sicliorhcitsl<nsfurig 
w ^'g» faUen, so iiat jetzt auf Antrag dad Gericht, welches die Be- 
stellung der Sicherheit angeordnet oder zugelassen hat, eine Frist 
>a bestimmen, binnen welcher dann die Partei, an deren Oonsten 
die Sieberiieit gekistst ist, die Einwilligung in die RQckgabe der 
Sieherhett an erkliien, oder die Erhebimg der Klage wegen ihrer 
Aospfftehe nadnoweisen hat Nach Abhnif der Frist hat das Ge- 
richt auf Antrag die Rückgabe der Sicherheit anzuordnen, wenn 
nicht inzwischen die Erhel>tin«7 der Klas^ nachgewiesen ist. Die 
Auiräge um die Einwilligung in die Zurücknahme der Sicherheit 
können vor dem Gerichtsschreiber zu Pn tnkoll erklärt werden 
(§ 109). Das Gericht der Hauptsache ist ffir die hiernach zu treffen- 
den An<ndnnngen anssoblieeslich lostindig, wenn die Hauptsache 
aahiagig ist oder anhängig war (§ 943). 

Im Armenrecht ist jetzt angeordnet, dass, soweit nicht dne 
Anwalts-Vei tretung g-eboten o<ler eine Beioriinuii!? eines Rechts- 
aiiwalUi v-rtulgt ist. fin^'r ariin n Taitoi, wclcln' nicht im |{iviik.' du» 
Prozessgerichts wohnt, zur unentgeltlichen Wahinchmung ihrer Hechte 
in der mündlichen Verhandlung auch ein Rechtskundiger, der die 
vorgeschriebene erste Frfliong ftir den Justiadienst bestanden hat, 
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oder an sonstiger Jnstisbetmter, der niolit als BiolitBr angestellt 
ist, beigeordnet vevdea kann. Die iniolgedeeaen ersnoliaeaen liaiea 
Anslagen irerden Ton der Staatskasae bestritten (§ 116). 

Was das Verfahren in der mflndliohen Verhandlung 

anprelit, so ist von hosonilomr Erlioblichkeit die giiindsätzliohe Zu- 
lasj>mig von WiiikelkfüMtk-iileii. Es kann nämHfh <:lcv^ Geridit Be- 
Toilm&chtigte und Beistände, welche das mündliche Verhan tiein vat 
Gerioht geecbfiftsmiaaig betreiben, daiii nicht zurtlokweisen, -venn 
ihnen dies durah eine seitens der Jasttavenraltoof getrefiaie 
Anordnung ge s tatte t ist Diese Vorachiift ist ans Teraohiedoien 
Gründen in misabilUgen. Einmal bedeutet es eine ZorQokaetnng 
doR Anwftltstandes, wenn ihm Personen gleichgestellt werden, deren 
VnilclH'ii, bildting und gesellschaftlicher Staml mit denen des Kecht«- 
anwalts nicht 7M vergleichen ist. Die Bestiniuiung hätte dort und 
nur dort Anwendung finden dürfen, wo kein Rechtsanwalt am Orte 
oder höchstens nur ein fieohtsanwalt vorhanden ist. Sb ist anoh 
im Interesse des Publikuma die Anerkennung der WinkeUconsuleDten 
zu beklagen. Wenn man die EriEduningen, die Proaessriohfter mit 
soldien Personen gemacht haben, mehr berficksidhtigt hUto, so 
würde man zweifellos zu einer so bedenkliehen Massregel nicht 
gegrifTon hahen. Denn der Winkelkonsident ist für das kleine Publikum 
der teuerste Anwalt, weil seine Sacii- und Kechtskunde der des 
Bechtsanwalts nicht gewachsen ist, hauptB&chlich aber deshalb, weil 
er als gew^ämlich reduzierte finstens dem kleinen Mann durcdi Zu- 
reden aar AnsteUung von Klagen und durch Vertretungen in au»> 
slohtslosen Sachen mehr sohadet als nftfait Ich selbst habe w- 
sehiedentlioh folgende FBUe erlebt: Der Beklagte, der a. Z. dee Auf- 
rnfs der Sache im Gerichtssaal sich gemeldet hat, erk!;lTle auf 
Befragen, dass er zu dieser und dieser Sache gekommen sei und 
dass er im Grunde gegen den Anspruch nichts einzuwenden lialK> 
und nur jetzt nicht zahlen könne. Da es mm «ne geraume Zeit 
dauerte, bis diese Saohe verhandelt weiden konnte, entfernte aioh 
der Beklagte aus dem OerioihtsaBaL Splter eisGkisn f flr ihn ein 
bekannter Rechtskonsulent, der Eniwendungen voifarschte, die ote- 
bar ans öet Luft gegriffen iraren und die natQilieh m Veredileppung 
der Sache hätten dienen müssen. Der Beklagte selbst war spurlos 
verschwunden. In solchen Ffdlen bleibt nur zweierlei übrig. Ent- 
weder man kann als Hichter, indem man die Maoipulatioa durch- 



•okint, Bach dem Kktgeantrage erkeaueo; in dieaom FaUe tjügt d«r 
imlMnttelto octor wtoir bemittalto BeUi^le dl» Köllen «iner kantr»- 
cttklofwdMii y«riiHMUiiii8^ irMmeiid er Iwmr und billiger gebhien 

wftre, wenn er nur anerkannt h&tte, oder VerBäumnis-Uiteil Aber sich 
hätte €Tp:f>hpn lassen. Orlor es kann aiirh d^r RiVhfcr auf (Yxp^ nauen 
Anträge des WinkelkonBiiientec eingehen, in diesem Falle wird ge- 
wOlmlMh «ine noolmnlig» Teriwiidlung und evwt «hw Bewm- 
OTfrohwift iwtfwiHti g wHft. In btidgn ÜTObo rind dfe Kortro wimMich 
grösser als im Falle eines AnetkenntniRtitrtcils. AhgOUAM hiarwt 
a?» r if^t es ruissli« li, ilen Richter in die La ZTi hrinfr''Ti, pf*gfn 
einen Winkelkontsiiienten wine Ziirflr>kw«*isung auch dann zu be- 
achliesaoD) veDn er seitens der Jnatizrerwaltung die Erlaubnis nicht er- 
hiltMilMt Um Betst doh dann einer groesen SoouBie von Beaohverden, 
DramaiiioiwD ete. am, m allflni «Iwr Itidet dia Vartnaaii da« 
kleinen Mannes, der in dem Wialnilkoiunilenton — . besonders da er 
jetzt staatlich patentiert ist — «MB seinem Stande naher atehendea 
Sachwalter erblickt. 

Im ZusteMungswesen ist zwar eine grosse Reihe von 
ReaeroBgen gettltallMi «oidea, aOeln niaht heienden viel» von 
gnmdilliliaiier BadentanK. Beeonden herfonaheben ist. daae auch 
im Anwaltsprozesae in Ansehung der Zustellung, dnrch welche 
eine Notfrist gewÄhrt worden soll, der Oerichtsvollzieher unter 
Vermitteluug des Gerichtsschreibers mit der Zustellung beauftragt 
«ttdea kann (§ 166 Abs. 8)^ Ein aeidNr Sbhtiftaiits, deaaen Zü" 
Mnag nntoir Vermitteluiig einen Geriobtaeohreiben erfolgen aoU, 
mus-i innerludb einer Frist ?00 zvvi>i WiH-ht-ii lun li der Einreichung 
bei dem Oerichtaschreiber, znpestelU Kein, ( iesc)iiehl dies, so frift 
diV Wirktinpr d^r Znstfllnng hieivUs mit dei Kinroi<jliiinf^ ein itj 207 
Aijs. 2.) Kigicbt äich aus den Erklärungen einer Partei, doäs eine 
antar Yerieb;nng der Yocaduiften über die ZnataOnng abgegangene 
UdoBg in One Binde getangt iat, ao ist mit dem 2Sei^ankt die Zn- 
Btellung als bewirkt anziiRehen, in welchem die Partei die Ladnng 
«rhtilt^n iiiit (§ 187). im übrigen sind dia Zoslellangen von 
Ämtsw^a vereinfacht (§§ 208—213). 

In der Lehro von den Folgen der Versäumung ist daa 
Y«nlamalB-ZiriaclMBttctefl, velohea noob in sirei IIQen atehen 
geliliebea «ar (H 389, 46») iortgeUkn. Ii ist an Stelle dessen 
Mgnde BtCBlnng erfolgt: Ersobdnt der Bchworpflicilitige in dem 
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zur EIi<ieslois(ung bestimmten Termin niuht^ so ist auf Antrag der 
Eid als vonv'eigcrt anzusehen und zur Hauptsache zu vcrhamleln. 
Der Schwurpflichtige kann die Folge der Versäumung des zur 
Eidesleistung bestimmten Termins dadun;h beseitigen, daas er nacfa- 
ti'äglich bei dem Gerichte die Äbuahine des Eides beantragt. Der 
Antrag ist niu' innerhalb der Notfrist von einer Woche nach dem 
Termin zulässig. Er kann zum Protokoll des Gerichtsschreil*er8 
erklärt wei-den. Gilt der Eid infolge der Versäumung des Termins 
für verweigert, so ist, falls auf die Verhandlung in der Hauptsache 
ein Urteil oder ein Beweisbeschluss ergeht, diese Entscheidung in 
einem besonderen, Aber eine Woche lünaus anzusetzenden Termin 
/M verkilnden; für den Fall, das» die Abnahme des Eides recht- 
zeitig l>eantragt wird, ist der Termin zur Eidesleistung und lur 
weiteren mQndlichen Verluindlung bestimmt. Hat die Verliandlang 
die Erlassung eines Urteils oder eines Beweisbeschlueses nicht 
zur Folge, so ist, wenn die Abnahme des Eüdes rechtzeitig bean- 
tragt wird, der nächste Termin zur mündlichen Verhan<llung aucJi 
zur Eidesleistiuig bestimmt. Ist die Abnahme des E]ides einem 
Mitgliede des Prozessgerichts oder einem anderen Oericlite ül*r- 
tragen, so ist, wenn «1er Schwurpflichtige in dem Termin nicht 
erscheint, jetbxih innerhalb der Notfrist die Abnahme des B3<les 
l)eantragt, zu diesem Zwecke ein neuer Termin anzuberaumen. Er- 
scheint der Schwuq)flichtige auch in dem zweiten zur Eidesleistung 
bestimmten Termin nicht, so ist ein nochmaliger Antrag auf Ab- 
ualime des Eides nicht zulässig 46ö bis 468). 

In der Frage der Klageänderung hat der § 264 eine 
Ncuening gebracht. Jene i^t nach dem Eintritt der Recht.^hängig- 
kcit zuzulassen, wenn der Beklagte einwilligt o<ler wenn nach dem 
Ermessen des Gorichts durch die Änderung die Verteidigung de« 
Beklagten nicht wesentlich erschwert winl. Es soll Verschleppungs- 
versuclien des Beklagten vorgebeugt wei"den. Auch in der Be- 
rufungsinstanz ist eine Ändenuig der Klage stattliaft, wenn auch 
nur mit Einwilligung des Gegners {§ 527). Richtiger Ansicht 
nach gilt auch die A'orschrift in der Berufungsinstanz, dass die 
Einwilligung des Beklagten in die Änderung der Klage anzunehmen 
ist, wenn dcrsellie, ohne der Aenderung zu widersprochen, sich in 
einer mündlichen Verhandlung auf die abgeänderte Klage einge- 
lassen hat 
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Eine beabsichtigte Andening, die Einfflhning eine« Vortermin 8, 
ist iii' lit (n-setz geworden. Wach hat iiiii zuerst im .luhre lss<; 
vorgesoLlageu. Seine Meinung war, daas die regt iinassit,^!' Ein- 
iaasimgafrist in LRadgenchtssaoiidR zu Verssögerungen führt und die 
Anbonsnunig des enten Tennins in der so oft get&oaohten Er- 
wtni^ geaofaiefat, daaB eine mOndliohe Verbandlimcr thatilciüich 
stettfindeii wizd. Möglichst tiel TermiDaacheii floUtBo auf einoii 
Tag gesetst -werden; die dnrdh Tergleicli, Veniöht, Aneriienntnis, 
ZurfK kiialime und Versäumnis einfachen Sachen sollten sofort er- 
lp'lit,'t. im flbrii^t^ n di»' Kinlassung kurz vollzog^en oder aufsres^* liolM^n, 
eudlich mit »len Anwälten der Tennin zur Furtsetzung dei müud- 
üchen Verhandlung vereinbart werden. Wach hielt den Anwalts* 
zwang fflr notwendig. Der Entwurf der Novelle niaohte aber den 
Voctennin lakultaäT. Sr sollte stattfinden, wenn der KUger es 
vediogt oder der Vorsttaende es fttr angemessen findet Anwalts- 
iwsDg sollte nicht bestehen, firsdieint ein Anwalt fOr den Be- 
klagten. 80 sollte bei allseitigem Einverständnis auch sofort kontra- 
dikt iiiM;ii verhandelt werden. Dadurch hätte dor TtTiiiiii srinrii 
ganzen Zweck, als Sanimeltermin zu ditjieu, vt^iloieu. Der Vor- 
schlag, der zweifellos keimfähig ist, hat sicherlich iiorh eine Zti- 
koaft und wird die Qesetsgebnng spftter noch beschäftigen. Diee- 
Bsd diang er nicht dmcb. Difftr kam lediglidi die Yorsohrift sur 
Ansahme, dass der Termin nur soweit hJuausgerackt werden sollen 
sls <s cur Wahrung der EinlassnngsfriBt geboten erMdieint (§ 261 
Abs. 2). Aucii lät die Abktlrzunu: der Einlassungsfnst in land- 
eerichtlichen Sachen auf /wi i W(>(ht'ii iK^tinimt wordnn 2C)'2). 
Hienlunh ist von der Keicll.'^taK4kommi88ion der im Entwurf vor- 
gesehene Vortennin in iniznläii^^lioh<^r Weise ersetzt. Der Zweck 
jener Bestimmung (§ 261) ist, eine baldige Anwaltsbestellung und 
möglichst schleimige Grledigwig der rechtsgeschäftlichen Akte (An- 
erksDntnis, Veigleich) mid der Vers&nmnisurteile herbeiiuffihren. 

Bemerkenswert sind die Vorschriften, durch welche eine Klage 
liei hetaj^Mcn Ansprüchen pcgebon ist. Entsteht Stivnt «lai über, 
ob »Ii*» d<^m pK'klaut*'!! i 'l>li»'i,M'nii'' Lt'isliuig in oincm bestimmten 
i^eitpuhkte läiiig, ob Kündigung überhaupt oder i-ochtzeitii^ orfolgt 

so soll dem Kläger mit Kflcksicht auf die drohende Gefalir die 
Möglichkeit gegeben werden, ein Urteil an erwirken, das mit dem 
Eiatritt des betzeflbnden Zeitpunktes die Zwangsvollstreckung ge- 
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Btettai Mhalb bestunmi der § 257, da» Ehge md MUS^ 
Ztlilung oder Banmimg erhoben werden buin, wenn die OoHend- 

macliuii^; einer nicht von einer Gegenleistung abhängigen Geld- 
forderting o<ler die Geltendiuachuntr des Aiispruclis auf Ränmune 
eines Gruadatücks^ eines Wohnraums oder «^ines andern Kaums an 
den Eintritt einei KaieDdertagw geknüpft i^t. Entsprechend dar 
PnjoB des gememen und pieiiaBiaoheD Rechte kaan bei wieder- 
kehreuden LeietungeD, -wie LaibraDten, üatetlialtBrenlai und eoaetigM 
Qeldrenten auch wegen der erat nach der Briaasong dea Uitefla 
fällig werdenden Leistungen Klage auf künftige Antriofatung erhoben 
werden (§ 258). Abgesehen von diesen Fällen ist erenerell be- 
Htimriit, ilrna eine Klage auf kiinfHi^ r/^isturiL^'n statthaft ist, wvnn 
den Umständen nach die i^sorguis gerechtfertigt erscheint, dass 
der Schuldner aioh der reohtseitigen Leiatong »tsiehen weide 
(S 26»> 

Neu iat die Aufaiahme von SIteen (Iber die Haftung des 
Kligera wegen dea durch Vollatreoknng einea nieht ead- 

giltigen Yollstreckungsbefehla enstandenen Schadens. Bi 
handelt sich um ein vi n läufig vollstreckbar erklärtes, oder um ein 
Vorbehaltäurteil — sei es im Falle der Aufreehuimg. sei Cf? im 
Wechselprozess — , um einen Acrestbefehl oder eine einstweilige 
Verfügung. Wird ein ffir Torläuflg vollstreckbar erklärtes Urteil 
aushoben oder abgeändert, ao ist dar lUiger tum Snatia des 
Sohadena Terpflichtet, der dem fieUagtea durah die YaUatreQknng 
dea ürteUa oder dnrdh eine cur Abwendung der YoUatredraog ge- 
maohte Leietung entstanden ist. Der Beklagte kann den Anspnioh 
auf Schadonei'Siitz in dem anhängigen Reehtsstreite geltend machen. 
Wird der Ansj)i'ueh geltend gemac-ht, so ist er als zur Zeit der 
2^hlung oder Leistung reehtshängig geworden anzusehen (§§ 71? 
Abs. 2, 302, 600 Abs. 2, 945). — All dieae Sitae beruhen nicht 
auf dem Begriff der Veraohnldung dea KUgan, aondem auf dem 
Chrundaatie, daaa deijeniga, waleher von einem anaaerotdentEchen 
Reohtsbehelle Oebiauoh macht, dem Gegner ffir den daiaua ent- 
atehenden Schaden auch dann verantwortlich ist, wenn ihm ein 
Verechuldeii nicht zur L<ust fällt. 

Die Grundsätze von der Heehtskraft sind in zwei Fällen 
von der NoveUe beschränkt worden. Tritt nämlich im Falle der 
Verurteilung au künftig fällig weidenden wiedorkehienden Leiatnagen 
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— 80 InsbesiMidere bei Ansprücheu auf Scliatlenersatz wegen uii- 
erinUer HwuUongen und mgeu Alimente — eine w ww nl Mcto 
Äxdmng denopgfln VertdltnisBe ein, welohe fOr die fieaxteilang 

was Brtrichtung der Ijeiütungen, ffir die BeBtinuniing der HBhe der- 
selben oder «ler Datifr ümT Eiitticlitnng massgebend waren, wo ist 
jeder Teil berechtigt, im Wege der Klage eine entsprecliende Al»- 
&Qdenmg des Urteils vi verlangen. Die Klage ist nur insofern 
mnUMg, als die Offlnde, wal wdohe al» gMtDtot wird, ent moli 
dM flnhliiMft dar mBndUelMn Yariiaodlang, in der eiae Brwa it eii i Bg 
des Kla£r'"'rtntmgee oder die Geltendmachung von Einwendungen 
»{Wltt ^tcii.s li.lttr' prfolpen mnssen, entstanden sind und durch ESn- 
spnich nicht mehr geltend gemacht werden kCnnen. Die Abänderung 
de« Urteils darf nur für die Zeit nach EMMboag dar Hage erfolgen. 
Bei der Yenntailnaf sur Bntnditaiig einer Geldrenta In FUlen der 
Körperverletzung oder TOtung (§§618 Abs. 3, 8AS— 845 B.Q.B.) 
oder-lT ElifHt'licidung 1«! SchuldipTklilniiig eine« Ehegatten (§ 1580 
Ahifi. 1 Satz H. (j. H.) hat das t ierielit nach den Umständen zu 
entäckeiden, ob, in welcl^ Art . und für welchen Betrag der Krsatz- 
pflichUge den BenditiigtaD SiobariieH SD kiatan liat Ist dia leirtai» 
■iolit acfoidart, so Ibmui der Bareoihtigle ^eielnrold tpUtf Siohai^ 
heitaleistiwg verlangen, wenn sich die YennOgensverhältiüsse dea 
Verpflichteten erheblich versf^hlechtert haV-on. Untpr der gleichen 
Voraussetzung kiuiu er eine £rlidliung der in dorn Urteil bcBtimmten 
Sicherheit verlangen (§§ 323, 324). 

Ib Anaohlnas an die das internationale FrivatredU beirsffroden 
BeatiniBiaiifen das Hnftlhnin gwg e a ct a ca au» B,0.E M «iae An- 
erkennung der Rechtskraft ausländischer Urteile mit § 328 er- 
folgt und ausserdem Viestimmt. dass -las Yrillstrefkiinf^siiirtt'il ei-st 
ZQ erlaseen ist, wenn das Urteil des ausländischen Uehchts nach 
tan Mr dieses Oaiieht galtandaB Bedite dia Beditsbaft erlangt 
kat Brie VoUitradktmgsurteil ist nicht so edsasen, wenn seine 
Anerkennung ausgeschlossen ist ($ 723 Ab«. 2). 

Das Beweisverfahren hat mannigfache Ändonmgen erlitten, 
liervonuheben ist, dass die Be\veis;iufnahmf zur Sichenrn^ des 
Beweises erfulgüu Icatui, auch ohne dass die Voraussetzung der 
leWsrsn vorliegt, wann Mlngel einer Sadie oder eines Werkas 
fretiMrtoÜQB sind, ans denen ein Recht gegen den Gegner her- 
geWtot werden soll, oder wenn der Zustand eines Qntee feetsu- 



steilen ist, für dcsacn Beweis ein kuiiituiäfiiiüuär, Spediteur, Lager- 
baltar und I^aohtfOhrer jsu sorgen ▼erpOicfatst ist Hat derErwerbar 

tSnut Siiph'ft ^^ffl M Ti rBiiontiPcir sinoii M^mg&l migwwigt odsr dio Jm- 

nahine der Sache wegeu Mangelhaftigkeit abgelehnt, so kann am^ 
dfr Vortlnsspfpr die Beweisaufimhmp br-anfrappn. Tn [r1<'i Ii'T Weise 
ist der Unternehmer eines Werkes zu dem Antrage berectiti^, 
Venn der Besteller ihm eioea Mangel anzeigt, oder die Afamhae 
dee Wfidtos wegen HsngeduftigkMt verweigert Itst {% 488). In 
Amtsgerichisverfahren ist eine Erweiterung der Schriftlichkeit 
zum XiK litoil aller Beteiligten eingeführt durch die Vorschrift, 
da&s Anträgt'. SDwie iVw FrklSrunprf^n flhpr Annahme oder Zurück- 
scUieluiig zugeschobener Eide durch da» 8it/.iuigaprotokoU festzu- 
steUen sind und daas sonstige BrUlrangoD einer Ftotei, insbesondm 
Zqgestindniaae dnidi das FMtokoill insoweit festsastellen sind, als 
das Oericht bei dem ScMliaae der mündlichen Verhandlung ÜB 
F»:>*'t'<tenung für angemessp» crm^tüpt (§ 509). Die AVirlnmg dieser 
neuen Bestimmuntr ist fntw »'dir (Uc da.ss eine — zuliLssig 
lliebeuc — Bezugnalime auf liea iuiiait eines vorbereitenden Schrift- 
salaes erfolgt oder dnas die YonduiCt ilberiiaupt mdit toadM 
wild, oder endliob, waa daa Sdilinmuato ist, dua aie in. einB 
Erschwenmg des TeriUlieoa und «imr weitaran Baiaateiig der 
BicbtTT fulirt. 

Was da.s Rechtsmittelverfuhren anl)etrifft, so ist die vor- 
geeclüagene Erhöhung der fieviaionssummc auf 3000 Mark nidil 
Qeaets geworden. Es ist dies in Intsreeae GOzialpoütiBclMr Be- 
strebungen mit Freuden zn begrOaeen, da dtirch die BestinMsg 

zweifellos ein plutoki-atiseher Zug in das Verfahren hineingekommeu 
•wikrc. Die Geltendmachung einer Gf£r»^nforfl<^ning soll fortan in <f'* 
Berufungsinstanz zuläasig sein, wenn der KlBger in die Gclteuti- 
nadna^ dttwiUtgt, oder der Beklagte glaabliaft maobt, dasa er ohse 
sein Yendinldeii anaser Stande gewessn ist, ^ Anfreoluinag i» 
erster Instanz geltend zu machen (§ r>29 Al>s. 3). Ftimr soll 
Revisionsgericht bei Aufliebung di > T'i teils befugt, .ilpcr nicht ver- 
pflichtet «jfirf, in <1<t Snr>lir> «^clKst /u rrkfuiiiMi, wi'tin es ein^r 
Bewei.saufnaiime nicht bediiri 5ü5 Abs. 1 Satz 2). Auf <Ii^ 

Weise, wird allerdioga einer achidlichein Haofnug von ZuiSck- 
Terweisungien an die BerafnngqgeriohtQ yoig^baagL AndeMMOt* 
bedeutet die Yonohrift eone Erweüsnaig der KadijitQAingeD, ah* 
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mdk dne Bebstiing dee B^virionsTerfidirens, irail der Anwalt nun-' 

mehr auf Spnichreife plaidieren wird. 

Im Wechselprozess ist besonders der § 605 Abs. 2 hervor- 
zuhebeu, daps znr Berücksifliti^uiig einer Xebeiiionlening- genügt, 
dass sie glaubhaft gemaoht wml Aul Käheres liier emzu^^ohen, ist 
uoht der Ort 

Das Verfahren in Bhesaohen hat eine sehr erhebUohe 
Keoenuig ei&hren. 10t Rflcsknchi aal die Beetimipwpgen des 
§ 1312 6.G.B^ dasB eine Ehe dee EhebrecheiB mit dem Mit- 
schuldigen dann nicht gestattet ist^ wenn dieser Elhebruch im Ehe- 
Bcheidun gaurteil als Grund der Scheidung festgestellt ist, bestimmt 
der § 624 : die Person, mit welcher der Ehebruch begangen wurde, 
ist festzustellen. Zweifelhaft kann sein, ob das in der Urteilsformol 
oder in dem Orttndeo in geacshehea hat; letiteras ist das Eiohtige. 
0» IntariiiiiBtikam wAhrend dee SohddimgsptOBeaBeB findet aeine 
Begefamg im § 627 : »Hat der Beohtsatreit die Scheidung, Ni6hti|p> 
kdt oder Anfechtang der Ehe aiun Oegenstande, so kann daa 
Gericiit auf Antrag eines der Ehegatten diu*ch einstweilige Ver- 
füguner für die Dauer des Rechtsstreits das Oetrenntlebon der Ehe- 
gatten gestatten, die ^[egenseitige Unti i liaitungspflicht der Ehegatten 
nach Massgabe des § 1361 des B.O.B, ordnen, wegen der Sorge 
für die Person der geroeinschaftliohen minderjährigen Kinder, soweit 
m sich nidit nm die gesetsKohe Yerlxetaiig handelt, Anordnnngen 
heffiBD ond die Unterfaaitspflioht der Ehegatten den Kindern gegen- 
Qber im YerhSltniflse der Ehegatten tn einander regeln. Die einst- 
weilige V^-'ifügung ist zulässig, sobald der Termin zur niündlielit'ii 
Verhandlung oder im Falle einer Scheidungsklage der Termin zum 
SQhneversut he bestimmt oder im Weg»' der Wiederklage die 
Scheidung beantragt oder die Ehe angefochten ist Von der einst- 
«mUgen VerfOgong hat daa Prosesagerioht, wenn ein gemeinschaft- 
liohee miiideijihiigea Kind der Ehegatten vorhanden ist, dem Yor- 
mnndachaftageriiohte Hitteilung an madhen.** 

Hintdofatlidi der Rechtskraft des Urteils sind besondere 
ßestiinmungeu getroffen für deu Fall, dass eiiuT der Ehegatten 
ötirht (§ 628). Das auf eine Nichtigkeitsklage oder eine An- 
fechtungsklage ergeliende Urteil wirkt, sofern es bei Lebzeiten 
beider Ehegatten rechtskräftig wird, für und gegen alle. Ist je- 
doeh die IRohtiigkaitaklage wegen Bestehena emer froheren Ehe 
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erh(»bai, bo viikt das Urteil, durch welcthes dies nadigewiMen 
wild, gegen den Dritten, mit dem die irtüiere Ehe geBchloem wir, 
nur dum, wenn er an dem Heohtsstreite teilgenommen hat 

Neu eingefügt iai ein besonderer Äbsohnitt über das Ver- 
fahren in Reclitsstreitigkeiten, wplclie Wie FestsleUung 
des Hechtb vcrhältnisaes zwischen Eltern und Kindern zum 
Gegenstände haben. Die Absicht des Gesetzes b^taud darin, duae 
BeehtaatEatigkeiten der YerfOgong der Fteteieii mggüohat ta ent- 

Im Bntmflndigungsverfahren hat die Koyelle die weit- 
gehenden Hoffnungen nicht erfüllt, welche man im sozialpolitiiofaeD 

Interesse an sie gestellt hatte. Tn der Rau|it,sache handelt es sich 
hier um eine AnjfaSiiunf,' der Vorsohiiften au das materielle ßecht 
des B. G. H. £inigermaB8en abgeändert ist das AntragsrediL Diese» 
Steht SU dem Ehegatten, einem Verwandten oder demjenigeii geseta- 
lichen Vertreter (anaser dem Vormnnd, dem Vater oder der Muttor 
ala Inhaberin der elterlichen Gewalt, aowie dem Pfleger) des tn 
Entmflndigenden, welchem die Sofge fdr die Person suateht Gegen 
eine Person, die unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft 
steht, kann der Antrag vnn einem Verwandten nieht gestellt weitien. 
Gegen eine Ehefrau kann dt r Antrag von einem Verwandten nur 
gestellt werden, wenn auf Aufhebung der ohelichen Qemeinflohaft 
erkannt ist oder wenn der Ehemann die fihefran veriaseen hat oder 
wenn der Ehemann zur Stellung des Antrages dauernd Teriiindeit 
oder sein Aufienthalt unbekannt ist ($ 646). Neu ist auch die 
Bestimmung, dass mit Rdekaieht auf die VeiWtaisBe, namentÜoh 
wenn die persönliche Vernehmung nieht vor dem zur Entscheidung 
berufenen Gericht erfolgen kann, daä Gericht nach der Einleitung 
des Verfahrens die Verhandlung nnd Entecheidnng dem Amts- 
gerichte des Aufentlialts des m Entmündigenden tlbmveisen kann 
und dieses Gericht im Falle eines Wechsels des Aulentfaaltoortei 
SU einer weiteren Überweisnng belogt ist (§§ 650, 651). — Zu 
Gunsten des su Entmündigenden wird ihm jetst Geiegenheit ge- 
gel»en mt Bezeichnung von Beweismitteln (§ 653). — Von grOsstor 
Erlieblichkoit ist auch die Bestimmung, dass mit Einwilii^^ung des 
AntragBtellerö das Gericht die rntrrbringung des zu Entmündigenden 
in eine Heilanstalt auf die Dauer von höchstoufi 6 Woelien anordnen 
kann, wenn dies nach tatUohem Gutachten rar FeststeUung des 
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Oeisteszutetandes f;>'hoteM ffsclieint iukI ohne Nachtei! fOr den 
Gesundheitszustand dts^ %\i Eiiluiüiidigeuiieu autsführbar ist (§ iiöii). 
— Hit Bflckaieht «cd yenchwfinder und TnuAtHohi^ rind miie 
Tonehriften in den §§ 680 ff. «äiMen. — Im Mnhnverfnhren 
ist aach der Gerichtsstand des Anbntbalts als für Zahlungsbefehle 
zuständig erklärt worden; die Widerspruchsfrist ist auf eine Woeho 
rerkOrzt (§§ 689, 692). — In die Lehre von der Zwangs- 
Tollstreckung ist eine ganz besonders erhebliche Zahl vou 
KBosfoogen dngeHUnt weiden, nnf die hier im BnieliMn ddit 
eingegangen weiden kann. Nur die wiohtignten seien erwihat 
Kilr den Fall, dass ein Schriftsatz behufs Einlegung eines Rechts- 
uüliels oder des Einspriiches 7.m Tprminhestiminung cin^^creicht, 
dieser Schriftsatz aber dem Gegner nach deasea Behauptung nicht 
nigeeteUt winde, ist die X^t^iddreit der Erteilung des Beohto- 
kndlitleitee geeohalba worden. TS» beetimnt.nAmlioh der | 706 
Als. 3: Ist von einer Partei ein B<:ibdflMtB behnts HSnl^pitig 
eines Rechtsmittels oder dt-s EiiiNi>rui hs rnr Tnrminsbcstimniime 
eingereicht, so kann naeh AMuuf d-T Nntfri^t und, sofern die Vor- 
nahme der Zuteilung unter Yerniitteiung des Qerichtsschreibers 
«oeeleitet war, naoh Abbmf von 2 Wochen der Gegner beantragen, 
dMi der VutA vcn dem Oeriobtaachraiber eine Fiiat aom ITaeh- 
weise der Zustellung bestimmt -werde. Nach fruchtlosem Verlauf 
dieser Frist ist das Zevignis ilKr-r dif Rctlitskruft zu ertfuleii. rin 
dem Missbrauch ilus Kechtsmitlelä der Kevisiuu t^tsittiuts hOü williger 
Soboldoer Torzubeugen, kOnoen seit der Novelle aucli Urteile der 
Ober-l4ade«geri«dite auf Antrag aeUMt ohne SoherheitBleiBtung fOr 
Totllofig Tdlatredcbar erfclltt werden, wenn die Vorauaaetzung der 
Berision nach dem Ermessen des Gerichts imzweifelhaft nicht vorliegt 
(§ "11). — Zur Vermeidung von Härten bei »riforticror Vollstiwkung 
des üäumungsurteiis wird bei der BAumung einer Wohnung dem 
Soboldnet anl Antrag durdi da» Geridift eine den ümatlnden nach 
•agOMeaene Fkiat gewihrt (| — Die Anordnung dea ehe> 
liehen Güterreohta in die Zwaitgsvollstreckung sollen die 
^ 739 — 74G bewirken. — Don Krt'Ls di-r uti].f"iiulliaren Rai-hen 
W der §011 fast bei jeder Numiiu-r auf das Erlieblii-hstc erweitert 
uud 80 berechtigten Ansprüchen zur Schonung der minder begüterten 
Khwen Genfige gdeiatet; Audi die Toiaohdft iat fdr unbemittelte 
Sebnldner von giOvter Bedentong, daea Qegenatinde, weüdie zmn 

65* 
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gewöhnlichen Hausrate gehören und im HaiiBhalte des Schnldnere 
gohiwicht weixJen, nicht gepfUndet werden sollen, wenn ohne 
Weiteres ersichtlich ist, dass durch deren Verwertung nur ein 
ErlßA erzielt werden wQrde, welcher zu dem Werte ausser allem 
Verhältnis steht. 

Das Aufgebotsverfahren ist durch eine grosse Reihe nener 
Vorachriften (§§ 960 ff.) reformiert worden. Es ist iKsalsichtigt 
gewesen, audi ausser dem Urkundenaufgelxit noch fflr eine An- 
zahl weiterer Fälle ein einlioitliches Verfahren zu s^^liaffen, so im 
Falle der TodeserkltLiung, Aufgebot von Grundstücken, HyiK)tJieken 
und ahnlichen Rechten, Aufgebot von Nachlassgläubigeru. Endlich 
ist im schiedsrichterlichen Verfahren (§§ 1045 fT.) eine Ver- 
einfachung für Streitigkeiten wegen Ernennung otler Ablehnung 
eines Schiedsrichters und wegen des Erlöschens eines Schiols- 
vertragee vorgesehen. 

Auch int Einführungsgesetz zur Ci vilprozessorduung 
finden sich Neuerungen, wenn auch nicht von grosser Eh"hebliflikeit 
Mit dem soeben gedachten Aufgebotsverfahren hängt die Vorschrift 
df'S § 1 1 zusammen, da.ss die Landesgesetze bei Aufgeboten, deren 
Ziilässigkeit auf landesgesetzlichen Vorschriften l)eruht, die Anwendung 
der Bestinnniingen der C. P. 0. über das Aufgebotsverfahren tus- 
sc^hlieesen oder diese Bestimmungen durch andere Vorschriften er- 
setzen können. Damit nel)en den politischen Verbänden insbesondere 
auch die Kirciiengemeinden, die Verbände und Anstalten, sowie die 
dem öffentlichen Rechte angehörenden otler imter der Verwaltung 
einer öffentlichen Behörde stehenden Stiftungen unter die Vorschriften 
der I^ndesgesetze fallen, hat der § 15 No. 3 eine diesbezflglicbe 
Bestimmung eingefügt Endlich ist im § 24 die Zulässigkeit des 
Vergeltungsrechts gegen einen ausländischen Staat festgesetzt worden. 
Es kann ausgeübt werden vom Reichskanzler unter Zustimmung 
des Bundesrats und hat namentlich Be<leutung für den § 32S Abs. 2 
der C. P.O., wonach die Anerkennung ausländischer Urteile unter 
Umständen nicht an die Verbflrgrmg der Gegenseitigkeit gebunden i.«t 

Nicht iKTÜhrt sind diejenigen Vorschriften der C. P.O., welche 
le<liglich eine Reflcxwirkung des Bürgerlichen Rechts bilden, aber 
auch diejenigen nicht, welche, indem sie mit dem letzteren auf d«s 
Innigste zusummenhängen, materielles Rocht enthalten. Clterbliclrt 
mau die Novelle in ihrer jetzt ausserordentlicb vergrüsserten und 
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vertieften Gestaltung, so kann man sich der übeizongimg' nicht 
erwehren, dasg überhaupt doi Begiiff CivilprozeBsefi sidi geäudert 
hat Während er nrsprCUiglioh nur, oder 'Wenigstens vonmgswdse, 
OBB fifigehiDg des lonneUen Yei&hrans vor Qerioht beabsiobtigt 
hit, and mit der Zeit eine FQlle materieller BeofatsrorMluifteii in 
dw CiTÜpiMeMtreeht eingediimgen. Biee ist nicht 80 ZU TerBtehtti, 
als wenn nicht auch die rein formellen Vorschriften auf der Basis 
des bür^erlicht n Rechte zu stehen hätten, — das war immer so 
und wird auch so bleiben ; dass aber auch äusserlich die Paragraphen 
der C. P. 0. angefüllt sind mit materielleii Beohtsbeetimmungen, 
aobeiaft doch etwas TecbAltniasmAaeig Keoea an sein. Die Qvena- 
gebiele swiaofaen dem materiellen Beeilte und der C.P.O. wwiaolien 
aidb m. iL immer mehr, ond ee wird eine dankbare Anfgabe der 
^K^Mensebaft aein, einmal dieeen Entwiekelungsproieaa nibht ana 
dcü Augen zu verlieren, vielmelir genau zu verfolgen, «odanu aber 
die vielge8talti|^n ErgebnisBe zu verw erten, die sieh auß den gegen- 
seitigen Beziehungen dieser Bechtsmaterieu ergeben. 

I'reiwillige (lerichtabarkeit £o8teuwe»en. 

Das Beiohageaeta Über die freiwillige Geriohtabarkeit 
Tom 17. Kai 1898 tiigt dieaen Namen nicht gana mit Becht» 
w«l anch Handlungen hierher gehören, die nicht den Ohamkter der 

FreiwilligkRit tragen, wie z. B. das ganze Vormundschaftswesen. 
Allein es ist in Deutsehland üblicli geworden, für die früiier sogen. 
Extcajudicial- Sachen, d. h. diejenigen, wrhhe keino Prozesse sind 
oad aooh keine rmnen Verwaltimgaangelegenheiten, den Begriff der 
freiwilligen Gerichtabariteit an verwendeiL Daa nene Bidohareöht hat 
dieaen Spracbgebranoh best&tigt Daa neue Geaetz betrifft; in aehr 
eriieUicher Weiae daa Yerbbren in den daa Familienrecht betretenden 
Angelegenheiten, aber auch in denjenigen, welche auf dem Gebiete 
des Erbi^chts in Frage stehen. Eine einheitliche Behandhing niussten 
schliesslich die Akte erfahren, welche im Handeiägeüetzbueh vom 
10. Mai 1897 den Gerichten aar Erledigung in nicht prozessualer 
Iforni Qberwieaen worden waren. Daa Beiehageaeta enth&lt den^ 
eoiaprecbend Voracbriiten Über daa Yormundachaftaweaen, die An- 
nahBM an Sindeaatatl^ den Penonenaland, über NaohlaBa-, Teilung»-, 
HaaMa- aowie Vereinaaaohen. Gedacht sei aber auch der mit Zn- 
stiiiiuiuag dt;ä BuiiUtitiratb eilaböeneii Verordnung des iieickb- 
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kamlera Tom 12. November 1898, die aidlL Uber dk Be- 
BtimiDiingen hindöhlficih dee Teraiiui- und CHUeneGlitB-BegiBten 
▼eriifüt ISnen weiten Raum nelnneii Inmer im Oonot» (Rier die 

freiwillige Oenchtabaikcit <lio Vorschriftoii über ju'oi-iehtliche und 
riuiaiit'lle rrküiiden ein. Da dieselben lediglich forniellor Natur -iivl, 
80 ist ein Eirigohun auf Einzelheiten hier au^geschiofiaen ; am Besten 
orientiert über diese langen Jastrow, Kommentar zu den Gesetzen 
des BeiohB und FMaesene Aber die freiwillige Genohtebaikeit, 2. Auf- 
lage 1900. Eine knappe Obeniöht entfallt anofa mn bieiwif boflg- 
lieber Artikiel von Weissler in der Deoteohen Jnristenieitniig m 
1898, Seite 293. Erwähnt mag nur werden das Yetiilltms des 
Gesolzos ül>or die freiwillige Gerichtslmrkeit zum Landesrecht Diesem 
gieht jene» allgt^mein die Befugnis zum Krlass von Vorschriften zur 
Eiigänzung und Ausführung des Gesetzes. Letzteres triUgt deshalb 
keinen kodifikatorischen Oharaklar. Geregelt sind nur «ne Reihe 
von Punkten; die nicfat geraten können dnroh I^ndeageaeti 
geordnet werden. 

In der vom 1. Januar 1900 an geltenden Fueong sind vom 
Reichskanzler am 20. Mai 1898 bekannt gemacht das Gerichts- 
küstüDgesetz, femer die GebflhT^nordnnntren für Gerichtsvollzieher, 
Zeugen imd SaehversUiudigc und eiidlicii tür iiechtäaiiwälte. In 
dem neuen Gewände sind sum aileigröBsten Teile reoht alte Recht»- 
gedanken enthalten mid — veiboigen. 

In neuer Faaanng sind acfalieaalich nooh enohienen die Onnd* 
bnohordnnng, das Qesets Uber die Zwangsvereteigerong nnd Zwanga- 
yerwaltang nebst einem ESnIftbmngsgesets. Sdion der vorjährige 
Berieht liat hierüber Ausreicheudeö mitgeteilt. 

Strafrecht und Straf prozess. 

Abgesehen von ganz unbedeutenden Änderungen der Stnf- 
prozessoidnung sind es besonders zwei Relonnen, die im Jalue 
1898 zum Torlftufigen Absobluss gekommen sind. Die eine belrillt 
die Entsobftdiguug der im WiederaufnahmeverCahren frei- 
gesprochenen Personen, die andere die Militftrstraf- 
gerich t so rd iiu n g. 

Was zunächst die crstere angeht, so ist durch da-s Reiclis- 
gesetz vom 20. Mai 1898 einer seit etwa 18 Jahren fortgesetzt 
geltend gemachten Forderung wenigstens teilweise Qentige gesofaehoo. 
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Zwar ist »las neue Geijctz goy^eiiülier den weitgehenden Vorschlikjfen, 
die sowuiil III der Wissenschaft, als anch iiislM f^oiidere in den ,u:e- 
wtzgebenden KörperBcIiafteu gemacht worden smd, verhältnismässig 
▼insig und unbedeutend ausgeben. Aber man hat mit Rocht 
dmof antoßtkmm gemacht, dass duroh das neue Qeeeti in eine 
liaber nueinnehmbaie Feetong Bresche geeohlagen worden ist Bis 
jetit galt der Satz, daes der Staat bei Nlung seines UrteilB nur 
me Pflicht ausübe, nur seine Hoheitsrechte ^Itend mache und 
ilaüis hierhei ein Reeiitaan Spruch auf Eutseliüdigung aiieli dann nicht 
gegehen .sei. wenn das Urteil objektiv ungerecht erscheint. Auch 
jetzt ist zwar eine Re^^eiung der Frage nach der Haftpflicht des 
Staates für das Verfahren seiner Beamten unterlassen, und es ist 
zvar wiederholt im Bmidesrate erkUrt worden, dass ledig^oh Bülig^ 
faH^rOnde an dem Qesets geffihit haben. Allein es darf nioht 
ftbecseben werden, dass hier dooh ein nenw Bechtqgedanke sich 
Dwrchbrucli zu verschaffen imstande war. "Weil der Einzelne durch 
di(» von der Gesamtheit bestellten Organe gezwungen wurde, sich 
einem falschen Urteil zu beugen, 00 soll wiederum die Gesamtlieit 
ia ihrer staatlichen Organisation zu einer Entschädigung verpflichtet 
sein. Ist hiermit keineswegs die Keform abgeschlossen, so ist 
domodi etwas BiolBaxaig Erweckendes etieioht worden. Im Ein- 
idnsn bestimmt das Gesets, dass bsiechtigt xnr EntschBdtgimg ans 
der StMitskasse diejenigen sind, welche im WiedemufnahmeverfidiTen 
frf'igesproehen oder in Amvendung eines milderen Strafgesetzes mit 
einer geringeren Strafe belegt werden. Voraussetzung ist, dasp die 
früher eriiaimte Strafe ganz oder teilweise gegen sie vollstreckt 
worden ist Das Wiederaufnahmever^ihien muss die Unschuld des 
Verarteilten besflgHoh der ihm ms Last gelegton That oder bestki^* 
fioh einer die Anwendimg eines schwereren Stra%esetzes begrfln- 
dsnden ümstandes ergeben, oto doch dargethan haben, dass ein 
begründeter Verdacht gegen den Angeklagten nicht mehr Torliegt. 
Ausser dem Venirtailten haben diejenigen, denen gegenüber er knift 
Ge«5et7^« nnterhaltpttichtig war, An.sprueh auf Kntseliädigung. Dies 
kann besonders bei Verhängmig einer Todesstrafe bedeutsam werden. 
Der Anspruch auf Entschädigung ist ausgeschlossen, wenn der 
YemrteiUe die trflhere Yemrteilnng Torsfttalich herbeigefahrt oder 
dnrdi grobe FahriSsogkeit Terschnldet hat Der erstere Fall kann 
bmdeis dann eintreton uid recht hart sein, wenn jemand aus 
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ätttiolifiii fiew«sgrO]ideii aiöh la «iner gtoAMen Ttodhmg flir «bei 
•ndem Munt hat und TerarteOt wordefii ist Mit «üh naoUier 

die Unschuld des Verurteilten heraus^ so kann er die hier fragliche 
EntschfldigUDGT doch aieht erkalion, <ia «lie friUioi"' Vfiurteilung vor- 
sätzlich herbeigeführt worden ist Die Versäumung der Eiuleguiig 
eines lieohtsmittels wird aber ausdrOckliok nicht als Fahrlässigkeit 
encfatet Oegenstand des dem YerarteUtea sn kietendefi EnBtns 
Igt der für ihn durch die StnfToUstzwjtkung entstMideoe Tenaflgap i » 
achaden. Daa Geeeti hitte aber getrost iraiter gdten und aodi 
eine monlischd RehabUitierang gnlaooon kflnnen. BSne solche irlie 
u. A. fladurfli inötrlieh t^owesen. dass das freisprecheiidc Urteil in 
mdglichiät weiUiU Kreisen veröifentlicht und iiisl)c»t)ndere an dem 
Öeburts- sowie Aufenthaltsorte des Verurteilten in der zur öffent- 
lichen Bekanntmachung geeignet « n Art publiziwt wocden wfra. 
Ünteiiialtaberaohtigten ist insoweit Ersats zu leisten, als ihnen dorek 
die Stralrollstreoknng der Unterhalt enttogen worden ist Bis Ent- 
sohfidigung wird ans der Kasse deejenigen Bnndesolaatoo genUl» 
hä dessen Gericht das Strafveifütren in erster Inalani anhängig 
war. Bis zum Betrasre der geleisteten Entsfluldigung luii die 
Kasse in die H4.H-htü ein, wel* lie di'ni Entschätiiirten p-'Lren Dritte 
um deswillen zustehen, wf il <Unx?h deren rechtswidrige Handlungen 
seine Verarteihuig herbeigeführt worden war. Über die Verpflichtung 
der StMitskasse snr Entschidigmig wiid doroh besonderan Beschhaa 
des im WiedeimnfnahmeverCihrBn erkennenden Geriohts Bestmunniig 
getroHen. Der Beechlnss ist von dem Oerioht gleiohaeitig mit dem 
Urteil zn fassen, aber nicht zu verkflnden, sondern durch Zustellung 
bekannt zu machen. Der Beschluss unterliegt uicht der Anfechtunc: 
durch Keehtjjmittel. Er tritt ausser Kraft, wenn das Urteil auf- 
gehoben wird. Wer auf Qnmd des die Verpflichtung der Staats- 
kasse zur EntsohAdigong ansspreohenden Besohlnnsso einen Ansprach 
geltend maoht, hat diesen bei Yermesdiug des Yeiinstes butoen 3 
Monaten nsob ZnsteUnng des Besdünssee diiroh AMning bei der 
Staatsanwaltschaft en verfolgen. Über diese entscheidet die obeistB 
Behörde der Landesjustiz- Verwaltung. Gegen die Entselieidung ist 
die Heiufung auf dem Eechfswege zulässig. Die Klage ist binnüu 
einer Ausschlussfrist von di^i Monaten nach Zustellung der Ent- 
soheidiing zu erheben. Für die Ansprüche auf B^itschädigung sind 
dia Oivükainmem der lisndgecichte inatflndig. An Stelle der Slaats- 
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itme iBl endlich die Reichskasse ersatzpflichtig m denjenigen Sachen, 
äß m Znsttndigkdt des Boiohflgenohts in entor Instant gehfiim 
Die Militir-Strnfgeriolitsordnnng kt ein von Wiasen- 
flchift, PoUtik und Pronoo sdt langer Zeit eehnlidist erwartetoe Oeseti. 

Von den zu überwinden gewesenen SduHerigkeilen famn hier nloht 
L''\^procheü werden. Nur daran soll erinnert sein, wie das Ite.^ervat- 
recht Bayerns im § 5 No. TIT des Tersailler Vertrages zu der 
bayrißchen Forderung führte, an Stelle des Keiohö-Militargericlitii ein 
^berstee Laadee-Militärgerioht^ in München zn eniohten. Es sind 
jedooh anf einen Aneg^jeioh bedaohte Yerfaandlangen swieohen Nord 
and SOd eingeleitet irorden, als deien Eigebnia dns Geeeta vom 
9. Mftra 1899 betreffend die Einrichtung eines be- 
sonderen Senats für das bayrische Heer beim Beichs- 
Militärgerioh t anzusfheii ist. Die bundesstaatliche Rechtsfrage 
ist freilich dadurch nicht geiik*t, sondern offen gelassen wurden. 

Fragt man zunächst nach dem allgemeinen Cliarakter der 
Miihii^dtn^geraQlitaoidnQng Tom 1. Dezember 1898, so sind folgende 
Z%i an&mraisen: Sie fflhrt im Oegenaata an den bisherigen ünter- 
sachnngsprosessen ein niunittelbareB mfindliches Yerfahreii ein 
(§§ 260, 273, 390, 400); trennt die Aufgaben des Riditers, An- 
klflgetö und Verteidigers (^^ 10, 33, 34, 217, 258, 260, 26L 330, 
349, 390); giebt don Richtern das Recht der froien Beweiswürdigung 
(§ 315); gewählt die Rechtsmittel der Besch werde, Berufung und 
Revision; schreibt vor, da«s lic erkennenden Gerichte unabhAngig, 
oKsbt den Anweisungen de» Kontingents- und Genchtsherm nnter- 
TOfen sind (§ 18); Itat die Qeriohte endgfiltig und in ToUständiger 
Solbstlndigkeit über Schuld- (Tfaat-) Frage und 8tra(^ entscheiden; 
gewUuinstet in gewissem Masse die Stftndigkeit der Gerichte; lisst 
die Verteidigung in weitem Umfange zu; ordnet für die Ilaupt- 
verhaiidhiug grundsätzlich Affentliclikeit an (§§ 282 fP.) und sichert 
durch Schaffung des Reichs-Militärgerichts (§§ 71 ff.) für die Ver- 
handlung und Entscheidung über das Bechtsmittel der Revision die 
tWnnstmunimg in der Anwendung und Auslegung der Gesetse. 

Die IGlitlr^trsfpiosessordnung tritt mit dem 1. Oktober 1900 
»statt der preussischen vom 3. April 1846 — welche fOr das 
gmze preussische und sächsische Kontingent eingeführt war — , 
der bayrischen vom 29. Ajail 1869 und der württenihergi sehen 
vom 20. Juli 1^18 in Kraft. Sie suchte einen Anschluss horzu- 
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rteUea zu der Mtgerlioluni StnipraMeaordBiiog von. 1. F«l»niK 1877. 
Dia Binriolitiiiigeii der Aimee und die nilittbräolie IXniplüii Wen 

daneben weitgehende Versohiedenlieiten begründet Dazu kommt noch 
der Bccrri fT ilei' K o m m a n <l o p e w a 1 1. Die Militflrtrorichtsbarkejt ist 
keine an die Küiunmiidufüiintiig angelehnte Militärverwaltung ^Kehm). 
sondern Auäfiuss der Xommandogewalt In der Militär-Strafprozess- 
ordnancf nnd nidit bk» die Oeriohts Irilger der QeriditdiairiidilBeit 
und zogl^ Uiteilsfindar. Dodialb Bcigt die HMimg der AkUige 
im alleinigen EraMNean des Kriegsherrn. Von ihm werden die nicht 
stÄndigrri niilitllriRohen Richter bestellt. .Iodo=^ milit.li-gnriditüche 
Urteil wird erst durch seine Bestätigung im-Jitäkräitig und voll8tn>ck- 
Inht. Die MUtt&i>Strafproze68orduaDg lässt dar MüitäiigeriülitsiMilait 
ilueii dMakter ab Sonder-Qeriehtslieriaii UnberlUut tdeilil die 
Disziplinar-Strafordnnng, die Verordnung Uber die Oaengniolile der 
OfTiziiMe. CH' iclizoitig mit der Militär-Strafproznssordnung treten in 
Kraft das bezüirliclio pjinf ührnngsgesetz und daäOosetzbe- 
trelfead die Dienstvergehen der rioliterliclien Militär» 
jaetiibeamten und die nnfroiirillife Tenetsvng der» 
«elben an eine andere Stelle oder in den Bnheotand rem 
1. Dezember 1898. Erlassen sind auch in Verbindung mit dea 
Vcrfflgiingpn dos Kriegsmiuisters vorn 2. Januar 1900 und ilcs R< i 
kanzlcrs vom 26. März 1900 durch die Allerhöchste Kabint tsonit« 



^^"^ '>H M KrtM r BSnfOlirungsbeatiBiniangen zur Miütir- 



StrafL''Tichtsordnung für das protispipohc TToor und di'> Kaisvili' be 
Maritif». Zu dieser Rechtsrnatci in i^oliörl an< h A. K.O. vom iS. A['rl 
19U0 betreffend die Auslühningsbestimmungen der §§37, 45, 422, 
]f.8lr.G.O^ Oeaels betreffiRKl die ndlitiiinlw Bechtspflege in 
Kianladhoii<Mrat 7001 2S. Jnni 1900 nnd die AngfObrngabe' 
stinunungen für die Kaiserliche Schutztmppe vom 13. August 19O0. 
Der Personenkrois. d^r dem Oesetz nntf^rstellt winl, V.«st?M 
aus folp'iiili'U Kati?ir"ii' ti ; T\]c MilitSrp^TSoiH-ii ilt>s aktivt^a Uf Ti'* 
und der aKüven Marine, die zur Dispueitiou gestellten i>ö!Lticre, 

SanitttBolRiisre and Ingenieare des SoldnlenntMideB, die Stodian»- 
d«n der Eaieer-Wilbeline-Akaderaie <Qr dM milittiintliofae BOdoop- 

weeon, die Schiffsjungen, 80 lange sie ciivc:;.-^<'hiflt sind, die ia 
roilitärisrhon Ar^talton vf^r^nrgtrTi invaliii.-n Ofllyie«» und Mann- 
schaften, die nicüt zum SoldotcDstandc gehörenden Offiziere a 1* 
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tute und Sanitttooflisiere i la snite, wenn und solange sie an toiv 
übeigiaiifliiden Bienadeiatangon angdaaaen aind, die veiabaohiedetan 
Offiaieiey Samttlaolßsiere nnd Ingenieure dea Soldatenatandea, wenn 
and solange ne ala idche oder als IfiUtliitamte im aktiven Heere 

oder in der aktiven Marine vorübergehend wieder Verwendiuig 
fißileii. Kn'llicli dt'V sogenannte Armeetrosa, d. h. diejenifj-en. welche 
sich in irgend einem Dienst- oiler YertragsverhäitniwSöe bei dem 
kriegfflhrenden Heere befinden oder fronst sich bei demBelben auf- 
halten und ihm folgen, a. B. ala fieriohtenlatter, Krankenpfleger, 
MaiftelBDdar, femer Kiiegagefuigene und YeRtttor. 

Saehlioh beaohiSnkt laldie MiHtftr^tn^ieriofatBUriceit anwend- 
bar anf die Personen dea Beurlaubtenstandee und die denselben geaeta- 
Ii' h udo ichstehenden Personen wegen Zuwiderhandlungen tregen die anf 
sie Anwendung findenden Vorsolirifton der Villi tärstraff^esetze. Ferner 
anf die dem Beuilaubten stand angehörenden Offiziere, Sanitätsoffiziere 
und Ingenieure dea Soidatenstandea wegen Zweikampf mit tötliohen 
Waibn, wegen HeimuaiotderuQg oder Annabme einer Hecauafoxdening 
in anem aolchen Zw^karapf und wegen Kailelltmgens, endlich die 
DMskt mm Soldatenatande gehörenden Offiziere ft la auite und Sanitlla- 
offiziere ä la suite, auch wenn sie nicht zur Dienstleistung zngelassen 
sind, m'egen der in der Militai uniform begangenen Zuwiderhand- 
lungen liegen militSrische Unterordnung, sowie Ausländer und Doutsrhe 
wegea der in §§ 160/161 des Milit&rstra^esetzbuoha bexeidmeten 
stnflaueu Handlungen* 

Wae die seitliohe Kraft der Mflitfiistnfprozeaaordnung be- 
triill, ao Bind die Mifitiipenoiien dea aktiven Heeres und der aküTen 
Haiine gnmdsfttalidi auch wegen der vor dem Dienatentritte be- 
gangenen strafbaren Handlungen der Militärstrafgerichtsbarkeit unter- 
ötellt Die zur Erfüllung ilirer gesetzlichen oder freiwillig über- 
nommenen Dienstpflicht in das Heer oder in die Marine eingestellten 
Militärpersonen treten wegen einer vor demDiensteintntte begangenen 
^^Mderfaandlnng gegen die allgemeinen Stra^esetae nicht unter 
müüirisohe Oeridktabaikeit, eistens, wenn vor dem Dienstantritt 
yngm der Zuwiderhandlung ein verurteilendes oder freispr^endea 
Urteil ergangen ist, oder ein Strafbefehl augeetellt warz Kweitena, 
wenn die Entlassung aus dcrn iki ven Dienst erfolgt; die Enlhismmg 
fißdet statt, wenn oine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe vttu 
sehr als sechs Wochen oder im J'alle der Verurteilung zu einer 
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Oeldatnfe die Volbtreckniig einer mi Stelle denelbee taeteeden 
Vnilieitaalnfe von gMcbw Draer zu er w rteii ist. Die sei» DittnAe 

pinbenifeneri Personen des Beurlaubtenstandes und die denselben 
gesetzlich gleiclistehendeu Pfrs')ncn treten wegen d- r Znwiderhand- > 
lungen, die sie vor dem Tage, zu welchem sie einberufen sind, j 
gegen die allgefoeiiieii Sin%aiete begangen haben, nicht nnter die 
llilillntn^lMiditBberiteit WUuend der Deaer der DieneHaiihMig 
darf ohne Zastimmung der MilitftrbebOrde die DntereadMUig8faa& 
ni<'ht vorfn^'l, iiucli i-in*^ Hauptverhand hing nur abgefüllten werden, 
wenn der Angvklagto von der Pflicht, in derselben zu crecheinen, 
entbunden ist Eine Übergabe an die bOrgerlichen Gerichte ist 
mUeog. Dunh die Beendigung den die Uilitintiafg^iohlBliiABil 
begrflndeadea Yerii&ltoieaee wird hineiohtlich der Toiber beguigQBen 
gtraO an n Budlungen die ZiuttadiglMit der HDiUbqgoriciito lidil 

«Ufgt>l)i'bi:'ii. 

Was die sachlirlio ZnßtAudigkeit betrifft, so umfasst die 
Militär- Stra^erichtsbarkt^il alle Handlungen, die, sei es nach mili- 
tlriedieni} eei ee nedi den ■Ugemeiiken Sterfg e e o fawtt, «tnfter aind. 
Den bOigeriifllieB Behörden vorbelMlten nad ntur e) ZnvideilMnd» 
hingen gegen die Finanz-, PoUaei-, Jagd- und Fischerei -Verordnungen 
und -Oeaetze, wclcho nur mit floMstr.ifi' oder Eiit/ii'lniii^' k-^ln'ht 
sind, b) Amtsvoi bi-echeu und Vergelnju, welolie vuu aküvuu, nicht 
dem Offizierstando angehörenden Personen bei einstweiliger Ye^ 
■wendoog im Civitdienele beguigen -werden, c) StmftiHiten, bei denen 
GitQ- und HilitariMihiOnien beteiligt tuai; inionderiMit gqgeneeitige 
Beleidigungen und Misahandlungen solcher FanoaeD Unnen den 
bfirgeriichen Gerichten Oberwipson wfrdon. 

Die örtliche Zuständigkeit ist nicht geregelt. Db Kootpetm 
der lQ]ittr>6trt|gerioh(8(Hrdaiuig reicht eoweit wie die Xmumwlo- 
gewalt Des eretinetMiriidie Qeridit, tot .welebem die Hinvt- 
Verhandlung stattfindet, bestimmt der GenohtaheKr in seinem Befehb- 
bereich. Unterschieden wird eine höhere und eine niedere 
Gerichtsbarkf^it. Jene erstreckt sich auf alle unter Militär- 
Stra^enclitsbarkeit stehenden Persofien und umfasst alk> straflarea 
Hudlnqgen. EnrtinetansUche Geiiobte rind die Eriugägeridite. Di» 
niedere QeridiMNufaDt eratndrt eich nur aaf Banonen, velehe aioM 
Offizierring haben und umfasst in der iraujitsache die nur BÄ 
Atreet bedrohten miliOriachen Veigehen und DbertvetnngeiL Oe> 
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richte «wter Inalaitt rittd d» SCanj^Ceridbta. IMsa im Feld 
»ttatminen, m ItaiMeii ite Feld-, an Boid BordstamdgerieliteL — 

Di© MilitÄT-Strafgerichtsliark' it winl durch den Qerichtsherrn aus- 
geilbL Tf> i n.richtsherr Ifcst den Thathcst;iM'l »»imittelu, eutsf hc-idet, 
ob Anklage erhoben -werden soll, tjehtimnit, wie diese bogriindot 
uhI vertreten wird, bozeiuhnet dm Gericht, vor detu die Uaupt- 
Teriundlonr stattfinden aoU. Amserdem hat er das Recht, durch 
whriMiohe StnffeffQgangen ggrichtiiohe Strafen (Haft Ms an 14 Thigeii, 
GeMatrufen) festzusetzen. An der Qaiiptvflrliandlung nimmt er nicht 
teil, nnltif t a1)> r <Ite Stiafvollstreckung an. Seinf» Organe sind bei 
der iiiedenea üeiiehtsbarkeit die Oeriehtsof fixiere , bei der höheren 
richterliche Miütjbjustizbeamte (Kri(^ uud Oberkriegsräte). Der 
Qeriditaberr hat die mr Haaptverhandlwig evfoiderlidie Ladung 
wd d» Heilwiaohaihnig der Beweiamittel au TeinnbuMeD. IMe 

] Crteilfindung steht den erkennenden Gericliten au, die hierbei dem 

; öerichtsherm ninht iintt?fstL'llt und nur den Oe.setwn nnf<"'nv(.rf. n 
iänd. Erkennende Oerichte sind die Stand-, die Knegs- und dio 
Ohertriegsgeriobte, endlich das BeidiB-Militäi-gericht Letsteree ist 
«in atladifes, in Senate giq;liedertee hOehetea «inheiUidiM GericJit 

I mit don Sita in Berlin. FOr den KnegsEall Innn der Kaiaer deeeen 
Sitz Verlan. Die übrigen Gerichte treten nur auf Anweisung des 
Oeri-Mitsherni zusammen und nur für 'Im niiizclnrn Fall. 0>ier- 
kri^sferiehte werden bei dem Generalkommando »kicrkommando 
der Hanne) gebildet ''Wfehiund hiaher eine Konunandierang fOr 
im einielnen Fall atattfiuid, int jetst eine Art SUndigkeit dadu»h 
geecliaffen wonlen, (hm die zum Gerie h tadienate 7001 Gericbt«herrn 

I e**5teI!t"M Offizi.-n' iil!j;ilirlii'li filr das c:nn70 Jahr voraus, beim 

' feichs-Müitärgericht auf zwi i iahre bi'»tiinuit werden. Die Stand- 
gerichte entscheiden in der Besetzung vou drei Offizieren. Die 

1 Kiiesmerichte in der Beaehmng rm 6 Biohtem, nlndich 4 OfCaieran 
und 1 Xii^gBgarioiifamt hei Mnhteren ond 3 Kiegageriohtaiftten 

j und 3 Offizieren bei Bohweren F^Ien. Die Oberkriegsgerichte sind 
t«setzt mit 7 Riidil>'rii. 5 OffizifTPn und ? nb.vikn'ctrsi^oriehts- 
liten, die äeti^ttti duh iidtchs-Militütgärickt« nül 4 Otfi^ietun uud 

' 3 juristischen Mitgliedern. Die Kriegsgerichtsröte und die Ober- 
hiiffgoiiaiilatito mflaaen die fiefUiigang mm BSohtenmte hahen. 
Sie haben, soweit aie idolit als Richtar h^ dani erlunnenden 
Qeriobts onitwiiken, den Anmiaungen dm Osriehtaherm Folg» 

! 
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zu lejflteiL, beaitien aber Booat die Yonoolila der oidentlwiMH 
Bicfater. 

Dm ReichB-Müitftrgerioht ist das einzige stftndige Militlp- 

gericht. An seiner Spitze steht als Präsident ein vom E^iser er- 
nannter General oder AUmiral mit dem Range eines kommrintlieren^lcii 
Generals. Ihm steht die Leitung der Geschäfte zu. an der Recht- 
Bpreohung mmmt er nicht teil Senatspräsidenten und Richter 
mteeu das 36. Lebeoajabr eriangt haben« Die Ifilitiiairwaitsohait 
besteht belai Beioha-Hiltttigericht aua emani Obenmlitfaamralt oder 
mehieren Hilifimawllten. Der Angekhigto kann aioli auaseiden 
bei dem Standgerichte nach Abschluss des Ermittelungsverfahren« 
des I^istandes eines Rechtsanwalts Itoflienen, Sonst hat der Richter 
dem Angeklagten, falls dersell)e einen Veiteidiger nicht gewählt 
hat, einen aolohen von Amtswegen zu bestellen. Als Verteidiger 
werden zugelassen: Personen des Soldatenstandefi des aktiven Heeres 
mit Offlaiersiaiig, Kriegsgerichtnftte und die bei den Hilitligsnditen 
beschSItigtsn Assessoren und AefeiendarSy nkhtriditeriiohe Ober- 
militttrbeamte, Penonen des Beurlaubtenstandee mit Offinennuig 
und endlich diejenigen Rechtsanwälte, welche von der obersten 
Militärjustizverwaltung ernannt wurden sind. 

Die Kilitär-Strafgerichtsordnung kennt als oi'dentliche Rechts- 
mittel die Beohtsbeaohwerde, die Berufung und die Revision. Die 
entere findet nur gegen Baeohltae und YerfQgnngen, die Bemfoog 
und die Revision, -welche beide dem Oeriditsbeim (aucdi su Gunsten 
des Angeklagten) und dem Angesagten suslefaen, nur gegen UiteUs 
der erkennenden Gericht» statt Die Reviden an das Beioha-Ifilitlr- 
gericlit ist nur g»'gen Urteile der Ubcrkriegsgerichte süittliaft. (^legwi 
die Knt.scheidnng des Reluhs-Militärgerichts findet ein ordeutlichea 
Beohtsmittel nicht statt. Die Berufung ist zulässig gegen Urteile 
der Standgerichte und gegen Urteile der Kriegsgerichte erster 
Instinz. Durch die Berufung kann das Urteil sowohl in thatsioh* 
lieber, wie in lechtlicfaer Besiehung angiefoohten werden; die Bevioon 
kann sich nur auf GesetaesverielaBung stQtaen. 

BezQglich des Yerfahrena ist eine weitgehende Übeieinstimmnag 
mit der l»iirgerlichen Strafprozessordnung herbeigeführt worden. Die 
Besünderheitc'R der nulitÄrischen Urganisiition und der straffen 
Ceutralisation sind dabei berücksichtigt worden. Besondecs erwähnt 
sei, daaa \m der ersten Vernehmung der frfiker im preuasischen 
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Hecht notwendig gewesene Yoriuüt wegfallt, dinm luuluäckiges 
Leugnen oder freohea Lflgea die Strafe an sieh nicht erhöht und 
dasB ebenso moli der } 186 StKafpfoienmcdniinir keine ABwendting 

findet, wonach der Beschuldigte gefragt werden nuifl, ob 9t etmw 
auf die Beschuldigung erwideni \\ olle. Von Interesse iat schlieBs- 
lich, dass die Vorschrift des weiter {»»»dm'htfn Gesetzes vom 

20. Mai 1898 (iU:r die Eataohädigung der im Wiedoraufnahme- 
verfkluen, ireigesproohenen BtttoBen «nt*!irooheade Anwendung zu 
^ finden biL 

So Anaeem goaetzgebeitadie Fortschritte ihre heilsame Wirkung 
i auch nach eüMf Biohtting Utti an die snniebat nicht gedacht 
Vörden ist 

I 

I Yefweltnngsreolit 

L Beemteniecht Des 6e8elz Tom 2. Jeni 1869 (Bandeqge- 

setzblatt Seite 161) Aber di>' V. i pflichtung der iteichsbeaniten zu 
Kriiiticinf;!r'istiii)g»'n i^t cn'IIicli uacJi wioderlniltor Forderung seiteuB 
aller Beleiligtüii durch Keichsgesotz vom 20. Februar 1898 
aushoben worden (R. 0. B. No. 6, ausgegeben am 25. Februar 
1898, Seife S9> IKe Rttekiabe der Xantionen erfolgt mdi nlherar 
BeaQnunnng doe BefehahmihHi Jnneriialb einer zweijUnigen Friit 
I räch dem Inkrafttreten des Oeeetzes. Für etwiuge vor der Bflck- 
gabe bekannt gi'worilt-no Ersatzanspr^rhe hleiht flie Tviuitinn vor- 
liaftet. Ihre KückgalK! wird in Höhe der Ansprüche ausgesetzt, 
Ua fibtt* diflfle endgOltlg entsobieden iat Die Aber die Kautione- 
pfficht der Beichsbankbeemten bestehenden Beotimmongen Ueiben 
nilberührt. 

II. In Gebiet de.s Arl eiteibehutzes fallen die Yor- 
sciuiften, •weU lie vom Biuulo.snit auf Ciniii(i der S§ 189a imd 154 
Ab«. 2 der (iewerbe-Ürdnung über die BeachÄftigimg von Arbeiterinnen 
I und jngendlkihen Ailwllmi in Ziegeleien beaohloaaen winden aind. 

& TerQlfentliohnng dea Seicbakanslera vom 18. Oktober 
' 1898. Nach dieser Bekanntmachung dürfen in Ziegeleien einschliess- 
I ^kh der Clianintfefabrikon Arbeiterinnen und jugeiiillirli»; ArlM iter 
TO l-H'-timinteii ArlHMteii nicht verwendet wenlen. In Zi-'treli-it'u, in 
deoea da« Funueu der Ziegekteiu« uui die Zeit wii Mitte März 
Iii Mitte November baadulnkt iat, aind bei der Beaöhlltignng 
iw jungen Lenten awiaolien 14 nnd 16 Jahxen and von Axhaitadnnen 
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folgende Abweichungen von den Voraehriften der Oewerfae-Ordnang 
xnlissig: Jnnge Leute k{kiaeQ an allen WorUage« mit AnsnahBie 

des Sonnabends und der Vorabende von Festtagen 11 Stunden 
beschäftigt wollen. In T.'w^^t'Mm, welche ohne stAndige Anlage 
betrieben worden (ifoidbrändej, oder in welchen ala sündige An- 
lage mr ein Ofn TorhandsQ wt^ kSiuMiL AAoitanBDen und jnn^ 
Leute «n «Uen Wedctagen uiit Ansiudiiii» des SoiunbeiidB lud dar 
Vorabende von Festtagen 12 Stunden bescbllkigt wdaB. Abdann 
ist &\)eT an< \{ uic-lif nur d>m jmic:i'ii Ijij-iitnn. ponilem auch dea 
Ärbeiterinmni iil-er 1 fj .lalnou Vuniiittags. Mittajfs uml Nachmittags 
je eine Pause zu gewäiircn. Die Heuchäftigung muBa jed^mai 
nach Jlngatens 4 Stoadeo durch eine Fnue «nterbrooben «ecdao. 
Die Datier der Mittagspause muw mindeetenB eine Stunde^ die der 
Qbrigen Pausen mindeatens je eine halbe Stunde betragen. Die 
Arb*>ihj8tunden der jungen Leute un«l der Ar1»eiti rinnon dftrfen io 
die Zeit zwischen 4*/, Uhr Morgens imd 9 Uhr Abends gelegt 
werden. In Ziegeleien, welche von den gedachten Bestimmiingen 
Gebrauch machen, mma an der AibettMttlto eine hienaf beiflgUcfee 
TbSbI MBgehlngt ^raidaL Sie "BMbaumgui treten nit de» 
1. Januar 1899 ia Enft «od haben Ub min 1. Januar 1904 
GHUtigkeit 

Auf Grund d^ § 16 der (iewerbeordnung bat der liundeent, 
voriieJialtliah der GeMbmigung de» BeMiit^ hooghlDoneo, die 
Anlag» snr BavateUnng von GuflaatahUmgeln mittels Kogelaelint- 

mflhlen (Kugelfr&smaHchincn) in das Veraeichnis der einor besonderen 
f3cnehmif:unL' ttO'ira-friKloa Aiilapjii rinfztinGhincn. Der K<:'i']i^f.Jg 
lial ili(_'-scii lii'sriiliiss u'iMir-tiinii,rt : He k ri ii ii t inac h ii n g dt^'s Keieilä- 
kanzlera vum ü. April iSü6 (K. U. U. 16lj. Im Zusanum^- 
hange damit «cging fflr Enaaaea die KOnigllohe Verordaaag 
▼ om 23. Märs 189& Damaoh beacUiMBt der Kraa-(8tedfr>)A» 
achuss, in den einem Landkreise angehörenden Stedten tod mekr 
als lOOOn Eiiiwuhnern der Magif^trat fknüngialischr- Vpi-saninilnn-) 
über Anttügü zur Errichtung oder Verändening der Uut Bekannt- 
mackung des Beiehakanzlers toiu 9. Februar da. Ja. in das Verzädiaii 
dar ganehndgangspffidlitigea gaweiltliolMD Anlagoi 19 0.0.) «rf* 
geoominenea Anlagen aar HacateQiiDg tob Gaaaataüükngafai autttl» 
KugelschrotmOhleu. (Dies auf Gnmd des § 109 Abs. 2 de« G«- 
seties vom 1. Augiut 1883 hetraOena die Ziutiiidigkeit der Ve^ 
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teilweise InkrafteeUting des soR-onannfi^n ITandw<:'ik(>rpx>!?ct7Cs vom 
26. Jnli 1S07. das bereits in dem vurjiümgeu Bericlit ßeliaii<ilnng 
erkbmu hatte, zu orwähoen. Die Inkraltsetzuiig erfolgte durch 
KtiMrlicb« Yerordouag vom 14. Mirs 1898 und vnt 
Tom 1. April d. J, ab. 

in. Das Mass- und Oewichtiiwesen wird berührt durch das 
Reichsgeset« vom 1. TiiiiI lSt)S Ij- t rcfffiid die elektrischen 
Masseinhf iten fK. ü. B. No. 26, ausgegeben aiu 14. Junv 1898 
Seite 905). Die gesetzlichen Eiiüioiten fflr gesetzliche Messungtui 
■iiMi diB OhiDt das Ampere und du Yolt 

IT. In das Q«lmt dar Otsmidhaitapolii« gehört dia Bakanut> 
I machuDg des Reichskanzlers vom 21. Februar 1898 übsr 
die Untersuchung der anp Dünemark und Srliwoden- 
Norwegen eingehenden Kinder (C. D. R 133). iemer das 
B«iohsge8ets Tom 6. Juli 1898 betreffend den Verkehr 
aüt kflnstltohen Sfissstof fen (R. 0. B. 910)u KflnsOioba SD» 
atoflb im Sinne dieses Qesetzc» siDd aUe auf künaffioben Weg» ge* 
wonneneu St'ifTi', welche als SQssmittel dienen können und eine höhere 
SOsskraft als t-afünierter rohi r oder Rübenzucker, aber nicht ent- 
»{ktecheDden Nährwert besitzen. Die Verwendung kOnatliober SOaa- 
riofl» bei der Henlellang rm Nahrmga- and Oenaeaimttebk, iak als 
VarfUsdiung iai Sinne des g 10 des QesetMS bebefllnid den Terinbr 
mit Naiiningsmitteln, Oenussmitteln und Qebrauchsgegenstlnden TOm 
14. Mai 1879 (R.G. B. S. 145) anzusehen. Die iinler Vcrwcndurg 
von knnst1i<»hen Rnessti iflVn liei>:es(tdlteM Xiihriinus- niwl Or-imss- 
mittei dürfen nur uul^^r einer dieu« Verwendung erkeruüiur niauiien- 
dea Beseiduinng TeAsaft oder foügebaltan weiden. Bs Ist vei>> 
beten die yerweadnng kOnalfidier Sileestoflb bei der gewerbsp 
adteitigen !!• rstcUung vott Bier, Woin oder weiolbnllchen GeMnkan, 
Ton Frui ht--;iftoii, Konserven and Likören, sowip vnn Ziirkpr- oder 
btärkeityiiip, ebtiubo d^r Verkauf o<ler das Feilhaltt;n vuii Is'uhrungs- 
oder Oenussmitteln der gedachten Art, welchen künstliche Süss« 
•Mb sogesatst sind. Oegen Überttetnngan dieser Yoisohriften sind 
StitEfeiBehriflen adasaen. Daa Geeats tritt mit deos 1. Oetober 1898 
m Kraft. 

V. Verwaltung dpf« He^rwi^Rens. Die Kämpfe. wpUhe für 
die Erweitenmg der deutschen Flotte in dem Berichtjahro statt- 

ae 
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gefunden haben, können hier iEeine EiOrtening finden, fis genflgt 
festeUBteUen, dass durch du BeiohegeBete rom 10. April 1898 
tet reffend die deutsche Flotte der Wnnaoh aller derer, die die 
Erhöhung unserer Wehrknifl auch auf der See als etwas für nnseie 

politisclie Lage iiueiitbeliiiichös halten, in erheblichem Masse erfüllt 
worden ist. Die Emzelheiten des Gosetzo« sind nielu- t*^ohnix hrr 
und politischer Natur und bieten für die jurifitiache Beti^aditung 
kaum einen Raum. 

Das Qeeets Aber die NatunJleiBtungen fflr die hewaifhele Maobt 
im Frieden Tom 13. Februar 1875 und das (i«Mts Tom 31. Juni 
1887 sind abgeBndert worden duroh das Reichsgesets Tom 
24. Mai 1898. Auf Qrund des Gesetzes selbst ist sein Text vm. 
Reichskanzler, wie er sich ans den Ab&nderuneen ci^iebt, bekannt 
gomarht %v(ir(l.'u. Jt3Ue bind vuj» gerin^^^r Krlu'iblirlikeit. Die zui 
Ausfülirung des Geseta^ erfoixlerlichen allgemeinen Aiiordnungea 
werden für das gesammte Bundesgebiet mit Ausnahme Bajeras 
durch Verordnung des Kaiseis, fOr Bayern duroh kSnIgücbe Ver- 
ordnung eriasoon. Das Oeseti tritt mit dem 1. Januar 1898 in 
Kraft 

Becht der Schutzgebiete. 

Witt Erhrlilichkeit ist die Kaiserliche Verordnung von» 
27. April 189B betreffend die Erklärung Kiaoutschau'8 
Bum Schutzgebiete (R. G.B. 171), Nachdem durch den am 
6. USrs 1898 awisohen Deutschland und China gescddosseoen Vsr^ 
trag das in diesem nfiher bezeichnete, an der Kiaoutscfaoubodit ge- 
legene Ctobiet in deutschen Besitz Übergegangen ist, hat der KaiBer 
d;iv*)ii im Namen des Reiths Besitz genommen und es unter seinen 
kaisorlidien Schutz gestellt. Es erpd) sifli de^halli aueh die Not- 
wendigkeit, die Keichsverh&Itnisse iu Kiaoutschou zu regeln. Dies 
gf^seliah durch die Eaiaerlicbe Verordnnnir vom 27. April 1898 
(R. Q. B. 17B). Das Gesets aber die Konsulaigerichtsbarimit iu 
der lassung 7cm 6. April 1900) kommt in Q«uiB8heit des { 2 des 
Geseties, betreffend die ReohtSTerhaitnissc der Schutsgelnete m dem 
Gebiete von KiaoutsdioQ vom 1. Juni 1898 ab mit den in dieser Vor* 
onhmng vorgeaoheiieii AbJlndeningen zur Anwon Iwi t:. Der Gerichts- 
barkeit unterliegen alle Perüouou, ^velelle in dem Schutzgebiete wnluif^n 
oder aioh aufhalten , oder bezüglich doron, hiervon abgosehea, ein 
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Qeriohteeiaiid in den Söhutaigeliieteii imoIl den sar Geltung kommenden 
Oesetaen begründet ist, die Chinesen jedoch nnr, soweit sie dieser 
Qeriehtsbaifceit besonders nnterstollt sind. Der Q<mvernenr bestimmt 

mit Genehmigung des Heicliskanzlcis (Heichsnuinneamt), inwieweit 
mich die Chinesen der Gerichtsbai keit zu unterstellen sind. Der 
Gouverneur ist befugt, AngeJiünge farbiger Stämme von • 1er Gerichta- 
backeit auBzuschliessen. Die zur Zuständigkeit der Schwurgerichte 
gehttrenden Ssohen weiden den Qeriditen des Sohntsgebietes flber- 
tngen. Als Benifangs- und Beschwerdegericht wird Iflr das Sohuts* 
gebiet an Stelle des Beichsgeriohts das Esiserliohe Konsuhucgerioht 
so Shanghai bestimmt, welches für diese Angelegenheiten aus dem 
Konsul lind 4 Beisitzern besteht. Die übrigen Bestimmungen des 
Geaetzes l^etrefTen die Todesstrafe, die bürgerlichen Kechtsstreitig- 
keiten, Konsularsachen, nie )it streitige Gerichtsbarkeit, Zustellungea, 
Zmngs Vollstreckung und Kostenwesen. 

Durch Kaiserliche Verordnung 7001 17. August 1898 ist 
sohfiesdich das Bergwesen in Togo insofern einer indemng unter- 
worfen worden, als die nach § 1 der Verordnung vom 3. Juli 1888 
für das Schutzgebiet von Togo bezüglich der Bergbauverhältnisse 
bisiier massgebeadeu Bestimmungen für das Schutzgebiet aushoben 
werden. 

Verhältnis zum Auslande. 

L Geistiges Eigentum. Das Beich und Preussen sowie 
änsshie Bundesstaaten hatten nut Grossbritannien wegen des 

gegenseitigen Schutxes der Autorenrechte gegen Naohdmok und 

unbefugte Nachbildung einen Vertrag vom 13. Uiü ISIG (R. G. B. 1887, 
S. 493) geschlossen. Zu diesem kam der Vertrag vom 14. Juni 1855 
(G. S. S. 695), welche aufrecht erhalten wurden in Gemässheit d^ 
Zusatzartikels zur Bemer Übereinkunft betrefifond die Bildung 
emes internationalen Verbandes xum Schutse von Werken der 
liteiBlur und Kunst Tom 9. September 1886 (B. 0. B. 1888, S. 493), 
aowie der Ko. IV des SchlussprotokoUs lu dieser Überdnkunft 
Nachdem diese Verträge in Grossbritannien die staatsrechtliche 
Wirksamkeit verloren hatten, sind sie au'-li für Pi-eusscn durch den 
am 16. Dezember 1897 erklärten Rucktritt ausser Kraft gesetzt 
worden. Die Bekanntmachung der .\ufliebung jener Übereiidvinift 
xwiecfaen Freussen und Grossbritannien über den Sohu&z der Autoren- 
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nebte gegen Naehdinok und ungefogl» Nacblnldiing ist wwM. von 
BeiduklDiter «b iwxh vom Minister der ÄQffwftrtigen Angelegen- 
heiten am 22. Janiinr 1898 erfolgt, staatfirccbtlich korrekt im 
Reichfgtsi'tzblatt büzw. in der preussisdien Gesetzessammliuig. 
während bekanutlick iju Beich sonst die Praxis gilt, Staatsvertr&ge 
im Oenlnlbktt tu pnblisderai. Mit Recht ]»t dagegen die Wam- 
eohaft Binapniidi eriMbeiL (LkbAnd, EHaetsieelit, i; 663, Jellinek, 
Gesetz und Verordnung, S. 361, Zorn, Staaten chf, T, 512 ) 

Infolge Kündigung dieser Übereinkfitifte sind vom R. ii li>kanzler 
am 3. Februar 1 898 für die aus Qrosfibritannieii iienülu^oden Werke, 
die bis ilahin nach Maasgabe jener Vertrftge zu behandebi waren, 
Ober die Absteapeluog und ]jiTeii(KrlBieTaiig der dasellnt beeakb^ 
neten Exem^tre und Yorrichtnnjien beaondeve Bastimimmgeii cr- 
UuMea worden. Sie in grossen Zügen vorzuführen ist deshalb vm 
Interesse, weil sie auf einer wenip K^lcannten Verordnung v la 
29. November 1897 (B.a.B. S. 787) beruheo, einer Verordnung, 
die ergangen ist in AjatOkraog det im 9. Seftanber 1886 n 
Bern afageadiloaBeiien tJbeieiiifaiiiJt -vegen BOdoiig eines inlM>- 
nationalen Vorbandes zum Sdnitse Ton Werken der Utentur und 
Kunst. W*'r sirli im nchitz von solchen Exemplaren von Werken 
der I.if-'ialar uihI Kunst (Srhriftwprkon, Abbildungen, Zeichnungen, 
musikalische Kompositionen, Werken der bildenden Künste) befind^ 
frd<die am Tbge dea Mdtcitta irom Tertmge (16. Denembar 1897) 
BchoD hergestellt waren, oder deren BerataDong an diesem Thge 
im Oango war, liat die Exemplare, wenn er sie verkaufen oder 
verlirciten will, h\s zn i'iniMn l>^>sHmmteu Ttüinin (31. Min? I?P^t 
dor PolizoilHihörde seiih^s Wulmorts, fllf ein genaues Verzeichnis 
dei' iiu vorgelegten Exemplare aulerügt, voriiulegeu. Dasselbe ist 
der IUI beallg^ bestimmter Verriditungsn, wie Formen, Plattes, 
Steine, Stereotype. Ob die HerateUung der Bxeoiplara uni ^ 
Benutzung der Vorrichtungen erlaubt mur, hat die FoHzeibeh&rde 
nicht zu prilfpn. l>iif?o(^n hat sie die AHstt mpeInnc zu vcr^ncr'^^i'. 
wenn die fraglichen Exemplare an diesem Tage noch nicht ua 
Handel waren. 

n. Handele- Politik. Ten groaaer IhbeblioiikBit nar «0- 

politlsob daa Beiobagesetz vom 11. Mai 189S betreffend die Handels- 
beziehungen zwischen Deutschland utid fingland iR. 0. B. 175), durch 
das der Bundearat ermächtigt wurde, den Angehörigen und den 
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Erzen«rpi9?r>n de^s TereiniptPii Kfmifrmehs von Orossbritannioii und 
Iriand, sowie den ÄJigehörigen luid Erzeugnissen britischer Kolonien 
md auBw&rtigcr Bedtzungea für die Zeit bis ziim 30. Juli 1899 
dnjenjgen Yoiteile «innulnitteB, die aeitaDg de« Reklui den An-' 
I gtbOrigen oder den Erzeugnissen des meiatbegOitttigtaik f^ndee 
' g«v2tirt werden. Auf Grund dieses Gesetzes hat der Bundeant 
befichlossen, den gedachten Landern, mit Ausnahme von Kanada, 
I vom 31. Juli 1897 ^bis auf Weiteres die Klaufiel der Meistbe- 
■ gUnstigiing zuzugestehan**. Bb dnrf Iiier fiorweg genomioen werden, 
' da« durah dwBddwgeaelie vom l.Jii]i 1699 and Tom 81. Ifn 1900 
I dieser Recht«zustMid bis BniD 30. Juli 1901 anCreoht erhalten worden 
j i't. Diese kleine harmlos sflit'inen'le Bestimmnnp wirft ein grelles 
j S' hhurlirlit auf die Bestrebuug £higlands, mit S('in»>ii KAlnni*»n und 
! vielleicht Amerika zusammen ein sieh gegeu Mittel - Europa ab* 
eohfaeeendeB, rie^igub einheitUchea Zollgebiet zn eohaffitn. Wt 
diesen Bestrebungen hingt es anoh anwrnimmi, dass die Sln^ilich 
Grossbritannisohe Regierung mit Ablauf des 30. Juli 1898 den 
Hande]svi?rlrag zwisi-heu dem Deni.schf^n Znllrereiri und dem ver- 
einigten Königreich Örtf^sbritaimien und Irland vom 30, Mai 1865 
(G.S. S. 865) gekündigt hat. Damit ist er — wie die Veroi-dnung 
im 81. Joli 1898 fasttegt — ansser IM getreten. Oltidneitfg 
ist auch der SohiBUulayertaig swiidien Fkenssen und den vefeinigtaii 
Königreichen von Grossbritumiien und Irland vom 16. August 1865 
(G.S. S. 1866, 73) in Gemässheit seines Artikels (j oildwilHMt. 
(G.S. S. 269 von 1898; K.O.B. 1898, S. 1019.) lu dem um die 
Haadelsvertrfige von 1903 entbrannten Kampfe spielten gerade die 
Ansicht anf edne englisclMunerilnaisahe und koloniaile AbsohUeasnng, 
fmat die Aage der Bandel^oUtik an England und die Lehre wn 
der Meistbegflnstigungs-Klaiisel eine grasse Rolle. Behält man 
K>lehe« im Aug»», so erliält da.s nüchterne formelle Satzgebilde 
dieser juristischen Bestimmung Farbe und soheiut durchflutbet zu 
aain von dem Leben, aas dem es genommen aaiu mnaa. 

m. Daa Poatweaen. Sem biedliohen Terinhr d» YOUnr 
dient der AVeltpostvecteg vom 15, Juni 1897, der zwisi heu Deutsch- 
land und 5G Staaten nnil Bumlosstaat.-'n riehst deren Kolonien alj- 
geschloesen wurde und fast den ganzen iK-kaimten Erdkreis «m- 
fasst. Er ist das Ergebnis eiuer Jahrzelmte laugen Entwiokelung 
«od der eneigiaohen Tttdtti^t der deutschen Befadupoetrerwaltniig, 
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insbesonderö des frflh verstorbenen Generalpostmeistere von Stephan. 
Diesem grossen Werke iieihen sich für unser Berichtjahr «ine grosn 
Aaalil von Obeveinkomiiien «a, vdcSia den Pofidienig tob Zeitungen 
imd ZeUaduiftoO) den AnstMSoh fon Bdetai, d«B FOBlanirwnngn' 
dienst nnd Ahnliches mehr betreffen. 

IV. Das AusHofprnn pswesen. Völkerrecht nnd Strafrecht 
werden gleicduuSssig bertlhrt durch die Verordnung des preuasisobeo 
JGniatexi den Innem Tom 27. Jiminr 1898, traklin den denlBch^ 
ecSiwdaeriaolMii Aneliefai ni Bg n v erk ehr betfeBen. Zwiadben Deotaeh* 
lead und der S< luv riz besteht ein Ausliefeningsvertrpg vxmi 23. Ja- 
nuar 1874 (B.O.B. S. 113). Es ist mehrfach die Notwcn li^lc, it 
hervorgetreten, bei Beantragung und Bcwillicimp: von Auslief«; rum.'en 
Ober die Vorschriften dieses Gbereinkommeim hinauszugehen. Es 
hat aioh «Sa Gevohnheitaraoht noagelifldet, auaaer den in dnn 
gedaoiitan Vertrage nnfgef thrten BlUen die AnaBeianing nock eu- 

tceten zu lassen: 

1. uvif Grund formeller Gegenseitigkeitserkiaruniion. Diof- 
g'enchclien n) ^vegcn TnniätTÜfher Körperverletzung, die eine ArWiis- 
uufälugköit von mehr ale 20 Tagun 2ur Folge gehabt hat; b) weg^ 

YentriflkaDgabcnök im ffinne den § 187 dea Beidu8tia%aaetslnMh8, 
aoten db Yentrickong mit BBdteUiiit «uf ein acihw^wndea odar 

bevorstehendes Eonkursverfahren oder eine Zmagsvollstrecbing er- 
folgt ist und wogen der im IS 2S8 a. s. 0. vorgesehenen Handlung 
zur Beuaciiteiüguug oines Gläubigers bei drohender Zwangsvoll- 
streckung. Beide Vei^gehen fallen nach schweixerisohem BacU 
anter den BegiiS der „P&mdnntenohkgang"; o) inegen Cnppal« 
mit groaajlhrigen Petaonen, aobm die betceEfande Handiwng nuk 
dentschcm Recht als gewohnheitsm&ssig oder atis cigcnniltzirp™ 
Bef^treben und nach schweizeriaohem Bechta ala gewecbsm&ssige 
Kuppelei zu beurteilen ist; 

2. anf Gmnd gegenseitigen BrnTOraHndniaaea Uber erweitert» 
Analegnng dee Vertngee, ») wegen IttutadMiide, b) wegen HeUenL 

8. Was die Aualieferung wegen nuHdlljger M i "1 -ii be- 
trifft, die von Geistlichen, Lehrern und Erziehern mit ihren niiml':^ 
jährigen Schülern oder Zöglingen oder mit Personen unter 11 Juiireffl 
vorgenommen werden, so ist wegen dieser Handlungen bisher ivar 
dn vQlligea Einvemdmien mit der Sokweia aidit ernldit iroiden. 
IMeae kat udi indeaa bereit ecUlxt» auf AnaliefianmgMDtrige mg» 
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derartiger Handhingen einzugehen, und ihnen, soweit die sehweize- 
ri.^hen Gesetze gestatten, Folge zu geben (Ministerialblatt für die 
^s^imte innere Ydrwaltuag in den kOuigUch preus&iflcben Staatea 
18Ö8, Seite 37). 

V. GiBgenfiber den die Öffentlichkeit in Dentsohland lebhaft 
bewfijgoDden EreigpoiBBen in Sttdafirika sei noch angemerkt, daas 
iwisohen dem deotedhen Räch und dem Onmjefreistut ein Freund« 
iduifto- nnd Bümdetevertrag aligeschlossen worden iet Er datiert 
vom _3. April 1897, ist aber, wenn ich i-echt weiss, eitit 1898 
bekannt gewordeo. 

b) Die Einzelstaaten. 

Die ESnaetetaaten werden hier nach decjenigen Beihenfolge 
in^geflthrt, in weloher sie im Artikel 6 der ReiehsverfttBUig hinter» 
emaader folgen. Die Boast bdiebte Art, nacli der alphabetiaehen 

Reihenfolge die Ordnung der Einzelstaaten vorzunehmen, scheint 
mir nicht angeinnssen, denn, wie es nach der Natur der Sache 
nicht auders seiu kann, haben die grösseren Staaten — und diese 
stehen eben im Artikel 6 vor den kleineren — quantitativ und 
qualitativ eine erhehtiohere legidative Thitigkeit an entwiokehi. 
Bei dem hier beabsichtigten Verfshren flUlt deshalb eine Summe 
von Arbeit fort, wenn man bei der Behandlung der Qeseti^bung 
dff kkineien Staaten lediglich auf ^e grösseren verweisen kann, 
wenn ets eich um eine NachidimLmj^ dieser handelt. 

I. Preu88en. 

Privatrecht. 

Duieh die Bentengntsgeeetae vom Jahre 1890/91 und das Qeeeta 
vom 8. Juni 1896, welch letsterea bei Beuten- und Ansiedlunga- 
gOtem das Anorbenreeht ongeftthrt hat, — die 'Wirkungen des 

Ansledlungsgesetzes vom Jahre 1886 gehSren in ein anderes 
Kapitel — ist die Idee auch des AnerbenrcM lits in den weitesten 
Kreisen populär gemarkt worden. Eine Folge davon ist dius Landes- 
gesetz vom 2. Juli 1898, welches für Landgüter in der Provinz 
Westfalen und in den Kreisen fiees, Essen, Duisburg, Mülheim 
an der Ruhr das Anerbereoht anscheinend fakultativ, thatsHohlich 
aber awangswte eonfOhrt Zu LandgOtem iat jede, ihrem Haupt- 
swecke nach amn Betnebe der limd- und Forstwirtschaft bestimmte 
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und zur selbständigen Nalirungsstelle geeignete Besitzung ange- 
ßeheu worden, welche mit eiiietu, wenn auch rävurilich von ihr 
getrennten Wohnhause versehen ist. Es ist liieiaus ersichtlich, 
da86 das Gesetz nicht sogenannte Arbeiterrenteiigütcr im Auge 
gehabt bat, aondern aolobe Landgator, welche ihren Maim eelbet 
ernttueo. Die Einttagnng der Aserbengotaeigeiuoliaft im Grand- 
buche erfolgt auf J&saoheu des soBtftadigen SpeäalkommifiaanL Die 
AnerbengQtseigensofasft wird duroh die Löschung wieder cafg^ 
hoben. Der Specialkommissar hat die F^iwUagung und die Lösohurii: 
von Amtswegen nachzusuolieii, hat aber vojerst den Eigentümer 2U 
hören. Bestehea zwischen ihm und dem Eigentümer Meinungs- 
imchiedenheiteo, bo entscheidet eine Konuniesion, welidie ans 
dem Speoialkomimasar als Yoiaitiendeu und awei SachveimliiidigeD 
als BeiBitaeni besteht Gegen den Besofaluss der AnerbenkeinmiaBioii 
Bteht dem Bigratümer und dem Specialkommisaar binnen ein« 
Notfrist von zwei Wochen die Beschwerde an eine bei der General- 
kommisainn in Münster zu bildende Rerufnngskommission «u, welche 
endgf^ltig entscheidet. Das Recht des Eigentiluiei-s, über das An- 
erbengut unter Lebenden und von Todeswegen zu verfügen, wird 
duroh dieses Gesete nicht berOhrt Der Eintritt des AnerbenreohtB 
kann fflr dsn einseinen Brbftül ausser in der Fonn einer lelait* 
willigen VerfOgung duroh eine öHentlieih beg^ubigte Brtiining der* 
jenigen, welohe über das Landgut letstwüHg verfügen, ausgesclileenn 
werden. Wenn zu einem Naclila-sse ein Aiierbengnt gehört und 
der Erblasser von mehreren Personen beerbt wird, fällt oimo 
Rücksicht auf den letzten Wohnsitz des Erblassers, in Ermangelung 
einer cntgi^genBteheuden Verfügung von Todeswegen, das Anerbegi^ 
als Teil der Erbeohaft kraft des Gesetses einem Brben — dem 
Anerben — sDein au. Das Anetbenrsoht gilt nur Ittr Abkömmlinge 
und die Gesdhwister des Brfolsasen, sowie deren AbkiBrnmlingSi 
Wenn su dem Geeamtgute einer f ott go oo t sten GOtergeoadnaehaft 
ein Anerbengut gehört, so tritt der überlebende Ehegatte, falls er 
nach den Vorschriften des allgtMneinen Hechts zur T'beiTiahme des 
Gutrs berechtigt ist und von diesem Rechte Gebrauch macht, als 
Anerbe ein. In diesem Falle erwirbt er das Eigentum des Anerbe- 
gutes mit der Ausesnandersetsnng, und wenn er vorher in fllfentiieh 
beglaubigter Foim gegenllber den Naohlasqgeriöhten eridirt hat, 
daas «r yoo seinem Übemahmereohte Gebiaaoh madht, mit dem 
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. Zeitpunkte dee SingvmgB der BEkUnrng bei dem Kiirhliiwgericht 
Der flboilebende Ehegatte tritt mdbk als Anerbe ein, wenn er bei 

Beentliguiig- der Gütergemeinschaft entmündigt ist (xler vorher eine 
reeht.ckräftige Verurteilung zu Zuclitliausßtrafe unter gloichzeiticrer 
Aberkennung der bOi^rlichen Ehrenrechte erlitten hat oder wenn 
die Anerbegutsgemeinschaft auf seinen Antrag irfthiend fortgesetzter 
aUgemeiner Qtiteigemeuiecbaft eingetnigeo 'ibt 

Du Anerberechi tritt nnr ein, wenn der Anerbe zugleich 
Ate dee EchkeBers ist Wae die Beihenlolge betrilRi in welcher 
die Abkömmlinge des ErblMseni in Anerben bemfen werden, eo 
gilt im Zweifel folgendes: Leibliehu Kinder gehen l- u Adoptiv- 
kindern, elieliclie den imeheliclien vor. Legitim ieiic Ivinder steluMi 
den ehelichen gleich. Ferner geht der älteie Sohn, in Ermaogeluiig 
fon Söhnen, die ältere Tochter vor. An die Stelle eines verstor- 
benen Kindee, oder einee Kindes, welche» die BrbeohAft aoegeedikigen 
hit, treten deesen Abkömmlinge nach den fOr die Kinder geltenden 
Grandsltzen. Die Ahkdmmlinge sind erst nach den Kindern des 
Erblassers zu Anerben berufen. Der Anerbe erwirbt das EJigentom 
des Anerbegutes mit dem Erwerb der Erbschaft. .ledwh steht es 
ihm frei, ohne an! die Erbschaft zu vemchten, dan An-rbegnt 
aoBzoschlagen. In diesem Falle geht dieses auf den näcbBten An- 
erbebereohtigten mit der Wirkung über, als ob derselbe von vom- 
hnem der Anerbe gewesen wäre. Die Beetimmongen des B.Q.B* 
Ober die Annahme und Anasohlagnng der Erbschaft finden auf das 
Anetberecfat entsprechende Anwendung. 

Vom Minister der Landwirtschaft ist am 'A. August 1S98 eine 
Verordnung zur Ansfühnmg dieses Gesetzes über das Anorberecht 
in der Provinz Westfolen ergangen. 

Durch Landesgesetz vom 20. April 1898 ist das G^esetz Tom 
36. April 1886 betreHend die BefiSiderung deutBoher Ansiediungen 
in den Frofinsea Westpreossen und Posen abgefindert worden. Eb 
bsaddt sieh, hier, abgesehen Yon agnupditiscfaen Msssnahmen, um 
aioG Stärkung inabesondere «des deutschen Elemente. Es kann nicht 
Wunder nehmen , dass der der St;uit>regierurig zur Verfügung ge- 
stellte Fond von l(i<i Millionen durch das neue Oe&etz auf 200 
Millionen erhöht worden ist 

Etwas exotisch mutet uns die Verordnung dee Ministers des 
hanem vom 31. Mai 1898 an, welche die Fremdentrauungen auf 
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Helgoland betrifft. Nach einer schleswi^bcdsteiQilolien Yerordmutg 
vom 28, November 1800 ist für Fremdentratiunf^rcn nif Hel^foUnd 
ein „Intogrilfllsptfl" vorgpschrioben. Dieser Akt war ein soIrh<^ 
der Polizei nnd uichi ein solcher der Crohchtsbarkuic Kadi der 
besseioliiieton Temdanog war die Bd«Md»iMhiiw der Obrigkeit 
^ h. nach dem ganz featstdieodeo Spraohgebmooli** der untene 
Terwaltimgsbehörde zugewiesen. Die neue Ministorialverordnung 
erklärt ntin . rla>s in die'seiii Vcrlklltnisso ^^-ahrend des Bt >ti'h'-:^ 
der engliückeii llerrfHjljafl auf lielguliuid nichts geändert wordeu ] 
ist Fortdauernd ist es die unter« Yerwaltimgsbehördc gewesen, 
' vdehe den EMi abigenaininen het Kadi dem Inkiaftlnton dea 
Geeebee vook 18. Fefaniar 1891 fmtralbod die Teveiiiigaog dv 
Insel Helgoland mit der preussischen Monarchie sind aUe die}en^[6o 
Reohtn lind Pflichten des früheren Polircconrt (Polizeihof, Poliiei- | 
gericht), welche Gegenstände der Vorwaltung betroflen und die 
von den Landrüten an sich gezogen werden, nun auf den land- 
liükben Hfllfobeamton Obetgegangen. Diesem stehen andi di» 
BeAigdaee dce Polioeoourt bnaiditUoh jener ESdeeabnaliiiie wo. 



Zu Hilisbeamteu der Staatsanwaltj<chaft sind eine ganse BeUw 
VW Penonen neueidinga bestellt worden. Dudi die gmueiiMMim 
Verordnnng den Ministers dar Landviifeobaft und des Innern fom 

25. April 1898 in AnsfOhrong des § ''3 Abs. 2 dee Deolaahts 

Qcrichtsverfassungsgesetzes: die aus der Klasse der anf For?!- 
vorsorgTuig dienenden Jäger herTorgegangenen Meister und \Vaii<:r 
der forsUichoo Nobeubetriebsanstalten; auf Qrund einer genieinsamen 
Verordnung der Minbter dea Anewlrtigen, der Jnstii, des ham 
vnd des Buidela wm 7. Jnii 1808 die a t r o HMiia iB Ce r und 8tian> 
poliieitttfteher, sowie einige Buschw&rter der Weichselstrombatt- 
verwaltnnp: dnr>"h Verordnunq' des .Tu.sHzniiinsters mid des Miui-t'TS 
des lnii''rn vom 15. Juni l^f)^ die /u der Keserve der PoUsö- 
direktion in CiiarloUcabiu-g kuinmandterteu l'olizüiwaclttuieistef, 
denen die Beanfeiohtigung der HSrkte und die gewerUieh« Be> 
vistouan flbertngen rind und endliok duroh die Temidnnv 
zuletzt gedachten Minister dio Kriminal- und RevierpotiieikommisEaie 
bei der PoUseidirektion in Kiel duroh Verordnung Tom 20. ivd 
1898. 



Straf rocht und S t ra f ]i r o zess. 




Einf»r alton F'^-nlpniTitr entspricht die mm Tn^tisuniiiister er- 
lassene rtt fJinfrnisoniDuiif; vom 21. Dezember 1898 (J. M. Bl. 292). 
Sie spricht in der EiiiieituDg von den QofiLngiusaen Oberhaupt, 
ndinn im ersten Abadnitt von den OaüngnisbdiOcden und dem 
I^wimI, iria da nod CtoBta g n w r cw teiiBr, QgfltaigniriiiitpeHqr, Qo- 
hogeneii'AQteher und -Aiifseherinn i Auch Verden ■Dgemeinft 
B -atimmungen flTit-r das Verhaltfii d<r Hcnmten der Goftngni«- 
verwaltung g^ben. Auch über Geifrtliche, Ärzte und Lehrer wirti 
gehandelt und die obere Leitung, Au&icbt und Diszipliu geregelt. 
Dw iweH» AbKdmitt enthllt die allgeiiMinea VoieebrilteD mwr da* 
Verfahren luid die OidmiDg is den GeMogniflaen. Bi kommt hier 
in Betracht die Aufnahme der Gefangenen, die Frage der Eiiiz.c!- 
iuiit oder der Gemeinschaftshaft , ferner Verschluss nnd Sit henmg 
dee Gefängnisses, üauspolizei, Dissiplin und Arbeit Femer Bo- 
vegung im Freien, Verinihr der Gehoigsoieii mudi enieen, Seelfiorgo, 
nnteixidUi LekMie. Qemft ist aadi im Iklle der EMoankwig, 
ha Gebarten und Sterbeffillen. Sodann ist die EnHaBBOig der 
fantfpnpn. ihre riiorfflhnmg in eine audoi-e Anstalt, die AnesptÄung 
und Teilung der Stnif Vollstreckung geoninet lin dritten Abschnitt 
sind besondere Yorschriftea Aber die Behandlimg der Untersuchungs- 
gefengenen, im vierlen IIb» die Bebaodlnng dw Stnfgefongenen, 
im fOnflen Ober die der CiTÜhaftgeluigeDen beigefllgt Die Ab- 
schnitte sechs, sieben und acht entbalta) besondere I faeti mmi mgen 
UVi^r dio B.-]umdhing der Transpnrt-, Polizpi- rnid IVfilitÄrgefangt'nwn 
der zur Festungshaft Verurtoilten . dr-i-eu Überführung in die Ver- 
b&ssungHanätalt noch nicht edulgt ibt imd endlich Ober die Unter« 
iMdtaqg der Oeblode, lonie Über BOdier- nnd IdatenflUmngen. 

IKe Yeroidnnnf des IGniBlera das Innern rom 14. Mlrs 1898 
betrifft die Zufflhmng zur Zwangserziehung bestimmter jugmid' 
lichpf Übelth&ter diux:h die OrtspolizeiKGlHjrde im Aiisehlii'?«' an 
eiuec Elrlass des Justizministers vom 1. Dezember 1890. Die An- 
ordnung hat den Zweck, die ObeltliAtar acdange polizeilich festzu- 
lialten oder sn Oberwaolien, bis sie in Zwangaenielinag ganonunen 
«erdan. Die Yerordnnng beruht nodi anf dem alten Heohts- 
zugtand, während zur Zeit, wo ich diese Zeilen schreibe, bereits 
das Gesetz vom 2. Juli 1900 Ober die fOraoigeeniehang in Kmft 
getreten iat 
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Verwaltttnggreoht 



1. Boanitenreclif. Nicht unwesentlich sind die königlichen Ver- 
opdnnngon vom 27. Januar 1S9?^. bntreffend die Rang- und Titel- 
verbältoiase ränzeluer Boamtonkiassen. Insb^ndere gehören die 
Lradrichter, die Amtariehtar und die StutatnwUte wax 6. Bug- 
Uane der hOberen ProTininlbeamten. Bb Teil der Lemdriobtar, 
Amtsrichter and StaatsaniviltB Icann nach mindestens zwSlQAhrigem 
Dii^nstalter zur Beföi-derung zum Ijamlf^ericht.^rat, Amtsgerichtsrat 
oder Staataanwnlt?chaftonit votRosrh lagen weiden. Diese trph'^rfn 
dann zur 4. KaiigiduH»e der höheren l^rorinzialbeamteD. Die Boa»Ugen 
Bentimmnngen dieMr YerardAinv anfrafOhran ist Uer niaht •■»> 
glngig. Bemeritt mag: vm ^mden, daas die KeaofdnuDg der Bai|g>- 
verldUtniaae besonders V>el Vifsetzungen hinsichtlich der Vergütung 
ron ümzugskosten in Krage kommt (Verfflgimg dos .In5tizmini?t*»r8 
vom 20. Januar 1898). Von Interesse ist auch die gemeinsame 
VerfOgung des Ministers des Innern und des Handelsministers vom 
11. felwmr 1898 tietreOmd die Aubiolils- und soDflügen Beentlaa 
bei üiufllhrung des Reicbflgeaetna fibw das AwwandentogBweMff 
▼«m 9. Juni 1897, Unter der Bezeichnung ÄTifeichtslK>hörde iit 
der Minister ffir Handel und 0*>wcrTie m verftehen: unter der Be- 
eeichnung höhere Verwaltungsbehörde »ind die Rvgienmgsprflsidentea 
und iflr den Stadtki-eis Berlin der Polizeiprfisident begriffen. Ualar 
der BeMidmnng FoliaeibeliOEde aind snm Teil die OrtqmÜMibeliBidaBi 
zum Teil die &don-<, Btrom- ünd B ch i Ma li it ipoliaeiheliiBrileDt amna 
die Grnnj:kommi5?sare verstanden. 

Das wiehtiirste Gesetz innerhalb des Bcamtcnrcohfs ist in diesem 
Beiicht^ahr das Landesgesotz vom 11. Juni 18db betreffend die 
KadpUaarverblltiiifise dar Priratdosenten an den LeDdeaaniTerdtltea, 
der Akademie n Mflneter und an dem liceom HoeUHMwn sa BianiM- 
berg. Es ist durch dieses Gesetz die Bearntt imatur der Privat- 
dozeiiton freilich nicht fpstprestellt "R'orrlen. Den Vorscliriftcu ^Yu'--''^ 
Gesetzes unterliegt aber ein Privattlozent, weiclier die l'fliehten ver- 
letzt, die ihm seine Stellung als akademischer I^ehrer auferl«gti 
oder dundi aein T«lialten in oder auBser aeinem Betofa aieh dv 
Achtung, den Aneehena und das TeriimneM, daa sein Beruf «Itriat, 
unwörtlig zeigt. En grosser Teil des Gesetzes vom 21. Juli 1852, 
betreffend die jOienstTeigeben der niditricbterliohiea Beamtsn, findet 
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auf die Privatdozenteu Anwendung. Die gegen sie zulässigen Strafen 
bestehen in Ordnungsstrafen, die da sind entweder Wamimg oder 
Yarwei& Zur YeriiftogODg derseUben ist ixmat dem ünternohta- 
niDiBtor die Faknllftt befagt, bei welcher der PrlYatdozent halnütiert 

Vor Terh&ngong dner OrdnnDgasimfe ist dem Privatdosenten 
Gelegenheit zu geben, sich über die ihm zur Last gelegte Pflicht- 
verletzujig zu äussern. Gegfii die Verhiui^uiu^ der Onliiuiitrsstrafe 
durch die FakultHt findet binnen einer Frist von zw.-i Woclu'ii Be- 
schwerde an den ünteiriciitsaiinister statt Als die schwerste Dis- 
i^IinarstnfB • ist ieetgeetelU die Bntsiehiuig der Eigenschaft als 
Priratdosent Dieser üntmehnng moss da iSrmücbeB Disziplinar- 
fSfftfarsn Torangeben. Zur ESnleltmig desselben ist ausser dem 
Ünttmchtsminister die lakultftt befugt, bei welcher der Privatdosent 
habilitiert ist. Vor Einleitung des Verfahrens durch den Untenichts- 
mini^tor ist der Fakultät Gelegenheit zu einer gutiithtlichen Änssening 
7Ä\ ;,'t'i»en. üntersuchungskommissar ist der ünivei sitätsriuhter; der 
Beamte der Staat^mwaltschaft wiitl durch den Unterrichtsminister 
emsnnt. Die entscheidende Disaplinarbehörde erster Listans ist die 
Fakoltit, bei welcher der Frivaldoseat habilitiert ist Zweite Instans 
ist dss Staatsflünisterium* 

Eine notwendige Folge des Belohsgesetzes vom 20. Februar 
1898, duich dä^ die Kautionspflicht der Reichsbeaniten aufgelioben 
worden ist, ist das preussische liandesgesetz vom 7. März 1898, 
weichet* ebenfalls die Verptlichtuug zur Bestellung vom Amts- 
kautiooen aufhebt. Unberührt bleibt die Verpflichtung der Qetichts^ 
foUsieher und der fiypothekenbewahrer im Qeltungsbersioh des 
ibomschen BecfatB sur Bestellung yon Amtskautlimen. Die Amte- 
kmitionen werden zorOckgegeben; die Btlokgabe erfolgt, naoh nftheier 
Bestimmung des Unanzmimsters, innerhalb einer Frist von iwei 
Jaiiren nach Inkrafttreten des Gesetzes. Für etwaige vur der Uück- 
gabe bekannt werdende Ersatzansprüche bleiben die Kautionen ver- 
haftet Die Rückgabe bleibt in Höhe der erhobenen Ansprüche 
bis dahin auigesetat, bis über die Begründung der ietsteren end- 
gültige FeetsteUungen getroffen sind. 

2. In das Gebiet des Arbeiters chutxes flült das I^des* 
gosets Tom 2. Jnh 1898, betrefieikd die Bewilligung weiterer 
Btsatsmittel zur Vejb oooem ng der Wobnungsveriiältnisse von Ai>- 
beitem, die in btaatlicheu Betrieben beschäftigt sind und von gering 
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beeotdeten StaatabetmteD. Die ginze ivttttatgeiida BodMitnng der 

Wohnungsfrage iat den gesetzgebenden Eörperscliafton trotz wieder- 
liolten KoHolutionen nnd TOwenaohafÜiohen Mahorufea Mder mobt 

aufgegwgen. 

Bezüglich der dioastlicben Aufsicht fiber die Geschäftsführung 
der Qewerbegericlite bestimmt eine Yerordotmg des Minielen d« 
Innern nnd des Handels, dass es sieh znr YenuMdang von Zwtädt 
von vornherein empfiehlt, daas diese Frage durch eine ausdrückliche 
Bestimmung der Statuten klar g<->s:tollt werde. In der Begel wini 
die Au&iohtsbehörde der fi^ierungsprSaideQt sein. 

3. Auf dem Gkldete dee Qeirerbereolits meg mir enoBfin 
werden an eine Ausfahrangererordnung dee Ministars das Innern 
nnd des Handels v in IG. Mai 1898. welche den § 155 der Ge- 
werbeordnung in der Passung der Novelle vom 1. Jniii 1S91 be- 
trifft. Auf dem Gebiete des Verkehrswesens sei gedacht des Zu- 
aatzardkels nur revidierten Rhein-Scliifffahrtsakte und des Landen 
gouelMOfl vom 20. April 1898, belnllead die Bewilligung 
Slaalemitteln sor Beeutigang der dncoh die Hochwaner dee SoeuiwM 
1897 herbeigoführten Beschädigungen. Das letztere Oeaets tritgt 
nfitflrlich auch einen BicherheitF] io!izeilichen Character. Es sei hier 
mit Ii ans^effl^, dass die En-ichtuug einer Landwirtschaftskamm«' 
für Westfalen durch königlidie Verordnung vom 2«. April 1898 
und die UmwuMUung der Korpimtinn der Eaaftoamieobaft in Xegde- 
faurg in eine HindeililDunmer dorcb Teraidniing dee Joeftaninietew 
vom 10. Oktober 1898 erfolgt ist Die letztere erinnert an düs 
RtiT'bnii , w^lnhes znr Z<'il des Schi'oiben?! dieser Zeilen hervorge- 
treten ist, Welch« eine Umwaiidluug der Berliner „Altestaa der 
Eaufmaimscbaft" in eine Handelskammer beebeichtigt Die dsdwck 
eoMandene enqgto Stinmrang ist Inum «i vemteben; idi penOe- 
lieh halte eine aolohe Tünwnndlong fOr dringend notwendig: 

4. Endlich ist hier zu gedenken des Landesg»?setze5 ^""i» 
11. Mai 1SJ)S betrfffend den Staatshaushalt. Es mn\ hier üie 
Grundsätze, welche seit vielen Jahrzehnten iti Preuseeu und im 
Beiohe hinsiohäicäi des pailamenteriadien Budgetreohts flUidi, aber 
KBuäi warn Teil bestritten wnran, ni geeedgeberieohem AnadiMle 
gebracht Der Staatshaushalfaetat enthält den VonmeoUeg flr ^ 
im Laufe jedes Etafsjaliros voraussieht! ich eingehenden Einnahrnw 
nnd erforderück werdenden AnegiUwn des Staates. Das preussacbe 
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Badgetreofat ist nioht wie das belgische dahin zu ver«;toheD, dass 
m der Staatsregienuig eine GeneralroUaiaobt sur f übmng der 
Staaisgeech&fte gieR GDeist und Laban d liaben glanblioh dar- 
gethao, dass nadh pi'enasisoheni und deutschem SfaatBieGlite im 

Etatgesetze nicht verweigert werden darf, was gesetstioh feststeht 
Allein in Preussen war der gr5?5ste Toil «lor KiimalimeQ und Aiis- 
gaU'ii nicht gesetzlich festgestellt, sodass niit jenem Grundsatze 
nicht viel gewonnen war. Bei dieser Sachlage kommt ee sehr 
daiauf an, ob daa Staats-HauahaltBetatggeeeta in PreusBen nur 
Bechl macht swiachen Staator^gierang und Idndtng oder auch 
iwisßheD dem Staate uad aeinen CHAobigem und Schuldnern. Daa 
laadeBgeeets vom 11. Mal 1898, das s )jL;cnannte EomptabiUtäts- 
gesetz spricht nun im §8 den Gniiidsatz aus, da^s durch die 
Etats Privatrechte oder Piivatpüichten \Ye(lor l)Ogründet noch auf- 
gehoben werden. Es ist daher die Wirksamkeit von Kechta- 
geschäften niclit davon abhängig, ob eine Ausgabeposition im 
Staitehauahalte ieatgesleUt iat oder nicht Eine weitere Klr die 
AUgememheit wichtigB Bestimmung des Geaetzea ist die des § 18. 
Von der Einziehung dem Staate sustehender BSnuahmen darf nur 
im einzdnen Falle, und abgesehen von der ünmOgliohkeit der Eän- 
ziehuiiir nur auf Grund einer durcli i^osctzliclic oder durch könig- 
liclie I-Jestimnuin^^ erteilton Ermäcliti^^Ming al),Lr<'s*'l)en worden. Nur 
unter gleicher Yomuaseizung dürfen auch zin- Staatskasse verein- 
nahmte Beträge smrückerstattet werden. In der Theorie (Laband 
und Arndt) war bis jetzt streitig) ob eiue solche YerzichtleiatDng 
auf die Snziahung dar dem Staate zustehenden Einnahmen zu« 
lassig ist Ueiatens wurde dies verneint Bas neue Gesetz bejaht 
«, allein wälirend früher eine königliche Ermächtigung generell 
erteilt werden konnte, kann jetzt nur tür den einzolii«-n Fall durch 
königliche Bestimmung von der Einziehung abgeseiien werden. 
Die niclit zur Einziehung gelangten oder zurückerstatteten Betrflge 
and dem Laadtage in einer üeberaicht von den Staatseinnahmen 
uad -Ausgaben bei den belieffenden Etatstiteln summarisch mi& 
zirteQeiL Solange und soweit beide Hftnssr des Landtages zustimmen, 
kann von dieser Mitteilung bezüglich einzelner Arten nicht zur 
Einziehung gelangtei- oder zurückerstatteter Beträge abgesehen 
werden. Das Rocht des Königs, auf Eirin.ihincn zu verzichten, 
beruht darauf, daaa der pieusaisohe Iiandtag nur das Keckt der 



Digitized by Google 



— 576 — 



Ausgabe-, nicht das der Einnahmebewilligung besitzt W^ihi iitin 
nadi dem letzten Sat^«- (ioi< § 18 sucli verzichtet ■«•onlou k.inn 
auf die zur Staatfikaese bereits vereiunabiuten Beträge, m imgt es 
sich, ob die ZurQckerstattung auch jeder Zeit, selbst nach AUauf 
dee Btadsjahres, bedehungaweun noch, wenn die U/bnMaui» Pondi 
Blcikt mehr offn aind, «titüiafl iiL Nadi § 19 rind znr 8ImI*- 
kasse vereinnahmte Betrüge, welche zurflckcrstattet wordMi müssen, 
wenn die Rflckerstattung erfolgt, so lange die betreffisnden Fonds 
noch offen siod, von der EUimabme bei dea kutereo wieder ab- 
raaetsea, bei spiterer ZorOokerstattang aber als Aii^be w 
bereoluen. Sind aber RttckaahlnDgeiii im nidiaten Xlatijahr Ai» 
^iiheu. und dürfen diese nach Art. 99 'l< r jia-'tissisclien Verfassung 
in Vei'liinflnnfr mit <]cm ÄrlikHl 104 ilast*ll)hit und ^ 1 !'» des ni.r- 
itN.'lmun^r><kammergoßetze8 mir uiif (Jniiid di-s Etatsgesfizos oder 
nachträglicher Genehmigung von 8eitea des Landtages geleistet 
vecdeo, so folgt daraoa, deaa jene BIldnntaAtmigeB nur in dem 
nlmlidMii Statsjabve etettheft vano, spUer aber ea der Geoehuigaag 
des Landtages bedm-fte. Allein man hat jetzt eine Anzahl von 
Abgaben auch nach Ablauf des Etalßjahres als rQckerstattungsftbig 
bezeichnet. Der Abs. 2 de« § 19 bestimmt: Rflckerstattete Oericht»- 
koBteu und Geidstt-afou sowie indirekte Steuern können imiuer tob 
der Hünnahmft abg aie tet werden. BeiderBteenbahaTerviltanglflenw 
die Betrige an Bmiabmen ana dem Feraooe»^ Oeplok- ond CHUgnei^ 
kehTi welolm in der Rechnung des Vorjahres auf Qnmd der lam Jebres- 
nbschlnss stattgefundenen vori.liifigen Feststellung z\mc\ verrechnet 
sind, von den Einnahmen dc»^ folgonden Etatsjaiu^ abgesetzt werden. 

Die von den Bebörden abge^chlosaeaeo lechtsgültigen Yerti^ 
dttdian sum Nacbteü dee Staate naoIiMglidi vedar auljebobm 
aodi abgeRndert werden. Ausnahmen and mit Utoigiidier Qen^ 
mignng' möglich und bedürfen, vrcnn drr abgeeehlosseru> Ytttnif 
der Genehmigung des Landtags iintorl(.rgt:>n hat. auch dci Z>i-,tiiuoiuog 
dos letzteren, g 37 Abs. 3. Defekte dürfen, abgesehen voq der 
ünmflgliohkitt der SiiuMnim, nur «nl Onmdi ebwr, dnnii Ueif> 
ficihe BeetimmuQg erteilten Ekmlditignng medengeadiilagQn vanlmi 
§ Im Übrigen entliait daa Preussi.'^fl.^ Km:l[ -.d i'itjtsgeaeti 
die Grund>3tj:e, welche in Pren??K>n wio im lieicii r.i die V«- 
-^^-nltiirig dt r EiniialNnou und Ausgaben beateheu. Uieraof nlhtf 
einzugeiieu ist hier nicht der Ort. 




Kirchenrecht 
Die Ändernngcn auf d«^m Of^hifte des preussiecheii Kircheii- 
lecbts aiud nicht erheblich. Diirdi Kirchengeeetz vom 13. April 
1896 i«t der § 46 der Oenevateynodelordiuiiig vom 20. JuoAr 1B76 
mü «nem Znaslie Tersehen rnnden, der MgtnätinoamBD lantet: 
Für Wahlkreise, in denen die Wahl durch die vereinigtBO KteiRp 
Synoden def? Vi-rbandi^s mit bcsoniliMvii I'n/uh-ilglir-hkoiten ver- 
knüpft ist, kann auf Antrag täiuer uUor uiolutirer Kreissynoden des 
Verbondee durch ein von der Frovinzialsf uode zu erlassendes Statut 
db Wald der für den 'WaUkreia in die Fstmamiajmnä» ent- 
■endepdai AbigeMdiMten aedi eiiiani teigelmfiaagen Weoiied wii 
die einzelnen Krciesynoden des Wahlkreises verteilt werden. Dos 
Statut liedarf zu seiner OtUtigkeit der BeBtfttigung des eTaageliachen 
Oberidichfiorats. 

Yom 26. Juni 1098 ht dei Xkeheagesets, «dohe» ^ Bildung 
TOB Fuodiialverbliiden in der Provins SdüflawigwIlelfliBin betrilEL 

Im Artikel I winl die Süssere Organisation, im Artikel U werden 
lii-:' Reclif.-» lind VLMi<fli<,litiingen im Einzelnen aufgezählt In Ver- 
bindung damit erging die königliche Verordnung vom 29. August 
18dS über die Ausflbimg der Hechte dee Staates gogeuQber den 
FwocUelTeriiiiidea in der Frovins Seh]eewi||;>HblsteiB. Ba abd als 
die Bedkle dea Slaatea vahrende Behörden der Hiaial» der geiat« 
Sehen Angelegenheiten und der Oberpräsident — in wenigen Fällen 
auch der KoirifTiiiippi-äsiderit Iw/cichnpf. Thiv Ff.N'liit' t'rtrplM'n 
sich aus den, in der königlichen Verordnung im Eiuzelueu ange- 
gebenen Qcsetzen. 

Daa Laadeageaets -vobq 19. S^lember 1898 faetiifit Ändemngen 
md EigftQznngeo einiger Beatünmungea der GeDeralayxtodalotd» 
DUQg vom 20. Januar 1876. Wdtgehend sind dieee Andenmgen 
nif-ht. handelt mIcIi danim, don Verliaml der General «ytif-de 
ani die evaugelisciie Landeskirche der neun älteren Provinzen der 
Uonaiohie und der Hohenzoliemacheu lande zu etstrockeo, aodann 
ihre Zuaannnenaetnug und die WaU der Hi^ilieder an ordnen. 
Buoh Laadeageaets vom 31. Scftomber 1898 iat dann draaeDtp 
sprechend die Elrgänzung dea Gesetzes vom 3. Juni 1876 betreffend 
die evrtn^eli'^:he Kirchen Verfassung in den acht Alters Provinzen 
der Monarchie auagesitrochea worden. 

87 
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II. Bayern. 

Pri vatrcilit. 

Durch das Gesetz vom 'J. Fobtmr ibüb ist <iie teilweise 
„Foiisetzung der Qrundeatlastung" bewirkt Die einem Privaten, 
Stiftoogen und Oemeinden «uteliMiden Qtvndgattlle^ welche iNsher 
wn dfirtlbentthiM muf die AUQgimgskBBSe det Staat» an^gnaddanaB 
waren, werden auf Verlangen dee Berechtigten wlor Pflichtigen auf 
rlio StaatskosBe Obcrnotnraen. Die oinxdlnen ModaiitfttBO siad in 
dem Qesetze des Näbemi angegeben. 

Efai Geeete über das Liegeiuchaftsreoht in der Fbls tob 
1. Juli 1898 ordn«t jenes mit Rfldttfolit aal die Bestimmuggeii im 
BQigeiUchiai Geietelnidlise. 

Verwal t u ngsrecht. 
Die königliche Verordnung vom 28. MÄrz 1898 regelt den 
Vollzug des GflsefaESB Aber das Answaadenugswesen. Dinadi 
weiden die Befugnisse der Landsfloentrslbebdide und der AnfiseUi- 

beh5rdc von dem Staatfiministcrium dos Innern, die Befugdin d«r 
.,hri!i.'ren Verwaltungsbohöi"di'n" nm flfii Kit'isn'£;ionini£:f*n. Kämmen j 
des Innern und jcnf» der „Pulizoilii-liürde" von dt-n üisthktv- uud j 
Ortspolizeiliehördeu ausgeübt Das Beamtenrecht betrifft das Öeseü ! 
betreffend die Begelang da YetfUgung der ndt dam Oeaete iw 

6. AogoBt 1878 dem bayriaehen MilitliyWittweii- and WaiRenfead 

7. ui:>' wandten, aus den von Frankroicli für die deutschen Okiupa- 
tionstinppen |?e7:nh)t<^ti Vcrpflegiingsgeldern sfammenflpii Effparniaseo- 
— Das Vereins- iinil Versammlungsreclit wii-d tangiert durch das 
Gesetz vom 15. Jimi 1898, betreffend die Änderungen einiger 
Bestimmungen des Gesetaes vom 36. Febraar 186<^. Deiamk 
dfliiaiD Minderjährige poIitisclMn Yenammlungen nicht beivoIuMB, 
Durch Besohhiss der Oenieindeverwallnng kann dem Bürgermeigt«" 
in widi:rniflir»her Wei.se allgemein oder für bestimmtp mUe die 
13elugnis eingeräumt werden, an Stelle der Oemeindeverwaltiug die 
Zaatimmmig su Yenammlungen und Ao&Qgen xn erteUen. IN* 
Bistriktspoliambehfirden sind ermlcbttgt, in denelbsn Vsiie ffr 
bestimnif-' Hrte, Vereine oL i iNÜle zu gestatten, da&s die oUs 
gedachte Genehmigung für utTizielle Aufzüge duroh die Orl5^'>''7^'- 
bebörde, in (iemeindeu mit stidtischer Verfassung durch den 
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BQiganmktar erteilt trarde. Dm Terbol der Teilnbme tm grom- 
jUuigen Fhuien besieht eich nidit auf idclie Veraine, welbhe nur 

den Berufs- und .Stamlesinferessen bestimmter Pcrs^üneukreiae oder 
nur Zwecken der Erziehung, des Unterrichts tmd der Ann<>n- und 
Krankenpflege dienen. Politischen Vereinen ist nicht gestattet, mit 
VerdoGD, welche ausserhalb des Deutfiohen Reiches ihren Sitz 
habea, in dcor Art iik Yeritindimg taeteo, die» entweder die 
einen den BeeoblQseen und Organen des andern onlenrorfen oder 
mehrere solche YeceiBe unter einem gemeinsamen Oigan wa einem 
gB^edertoii Gantm veroinipt \vi>rdr*n. 

In ein anderes Öebiet gehüri das Gesetz vom 15. Juni 1898, 
betreffend die EinfOlirung einer BesitzTcränderungsabgabe für Ge- 
meinden and swar in BSi» von einem Yieitel derjenigen GefUe, 
weldie ans AnlaM der betreHenden Beeitc- oder Eigentumefindenuig 
an die königliche Staatskaaae zu entrichten ist. 

Audi r-iii.-' Abandening der Betriebsordrinnj? für die H;uipt- 
eiBenbahiieti liayems am 11. Jtmi 1898 und eine Ergänzung des 
Ftdizewtrafgesetiee von 1871 ist durch Qeeetz vom 12. Hai 1896 
Miebk voiden. Die letsleie betrifft die Znviderliandlangein gegen 
die Vorachriiten über die Behlana nnd Ittwr die Oeschätefacmen 
und Dienstleistungen von Personen, velcbe auf Viefamirkiain ge< 
worbsmässig Gescliftfte vermitteln. 

Eine königliübe Verordnung vom 6. Juui 1898 betrifft die Ab- 
gabe stark irirkender Anneien, sowie die Beadiaffenheit nnd Be- 
sMclinang der Armeic^fleer und -StandgeBaae in Apotiiekiein. Etadlich 
sei noch gedacht der Einführung der sogenannten Feiierbcscbaa 
durch Vemrdnunp' vom 17. Tun! 1R9M. "nie FtMicilifsi-hau ist OefTen. 
stand der Ortsjiolizci. Einilidi <ei «Tw.'Uiat der Abänderung der 
Postordnung vom 11. Jum 1892. Letztere war erlassen worden 
ad Qnmd des g 50 dea Ooao fat e a über daa Foetweeen dee Deotaoliea 
Beiohae vom 28. Oktober 1871 nnd ist in ireaugen Funkten dmoli 
dM Osaete vom 22. Desembor 1898 modifi/iort worden. 

Äbgp,<w»lieii hiervon Bind eine grosse AnzakI von Veroiilnmigen 
flriasBen, die nur speziell bayerische oder lokale Verhältnisse be- 
treffen, wie die VermeJming der Betriebemittel der BayriatAen 
Oentraldadeibneftaaaa, Aoagabe von SdmldTeraohieibDngeu anf den 
Inhaber. Weitnicliende geaetageberiaehe Ctodaaken aind nicht an 
Hsm ch n en . 

S7* 



580 



IH. SacbMii 

Das Gesetz vom 18. Juni 1 S9S betritTt die Ausffihninc <leK Bürtrer- 
liclieii Geöetzbiiches. Oeonlnet sind die Verjährungsfristen einiger 
öffentlicher Hechtsansprüche, die geeetzlichen Zinsen, StütuDgen, 
HinterlegungeD, KiaftloeerklArung toh ürkooden, Yeipfiegongsaaf'* 
winde, ZasehlSge toii Qnmdst&oken; ferner die Form der Auf- 
lassung, das Erbbameoht^ die Enteignung und Terwandte Flllei Nkea^ 
brauch an Enzen, Landeflknltnrrenten vl s. w. Intereesant nod 
die Aeiiderungen der revidierten Gesiudeoidnung für das Königreich 
Süchs^Mi v..m 2. Mai 1^92 durch das (n'>ft/. vom 31. Mai 1898. 
Darnach betiarf der Mindeijährige, ebenso iler wegen Geistesschwäche, 
Versnlnvendung oder Tnuiksucht KSnimÜndigte oder d r unter vor- 
lAufige Vormundschaft OesteUte zur Eingehnng eines Oesindererbllt- 
niflses der Genehmigung seines gesetsUoheii Yertretera. Die gcsote 
liofad Yertretung hat die Mutter, sofern die elterliche Gewalt ihr 
susteht oder von ihr ausgeübt wird. Ermiditigt der geeetiliche 
Vertreter den Minderjährigen, sich als Gesinde zu vermieten, so ist 
der Minderjährige für die Kechti^gesohäfte unbe<lingt c^eschäftsfähig, 
welche die Eingehimg oder Aufhebung eines Gesindedienstverhält- 
nisses oder die £rfrdliing der sich aus einem solchen Dienstverhält- 
nisse ergebenden Veipflichtungen betreffen. Eine ▼erwe i gerte fi^ 
mfichtigung sum Tennieten als Gesinde kann durch das Y<mnuiid- 
scfaaftsgeiicht ersetat werden. Letsteres musB die Genehnugoag 
erteilen bei Gesindediensten über ein Jahr. Die übrigen Beetim- 
mungen betreffen die Verdingung einer Ehefrau als Gesinde und die 
Rechte des Eiieniannes, sowie die Fi*age der eriirankten Dienstboten 
und Zalilung der Eurkosten. 

Durch Gesetz vom 20. Juni 1898 ist das aligemeine Beig- 
geseta Tom 18. MArz 1887 abgeändert worden. Eb handelt sich 
um den Abechluss von YertrBgen Mindeijfthriger, Eintragungen, 
LöBchongen, Zwangsverwaltongen und -Versteigerungen Ton Becg- 
baurechten. 

Abgesehen von der Verordnung? betreffend die Enfühiung des 
Reichsgesetzes üb. r das Auswandeiungs wegen vom 9. .luni 1897 
und den Gesetzen wegen Aufhebung der KautionspÜicht der Staats- 
diener vom 8. Juni 1898 ist von einiger politischer Bedeutimg das 
Gesetz über die Einführungeiner allgemeinen Schhiohtvieh- undFLeiseh- 
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bäsciiiiii uiui (las Qeeetz vom 28. Mai 189S betreffend don EtsaU 
des WiMuchmdwiB und did BeoihfaflUtigikeit d«r J^genoaieiiMliBfteQ. 
BeModm benMrimistrart ist dar gwetigelMriadie y«naoh (TOm 

2. Juni 1898), die im StnlBgebiet beflndlichcn Riu lor und Sohw«ilie 
im Alter vun r! Moiiafon a«fw?lrts bei iler staatlichen Vti!'sii lii>rnncR- 
aiifetalt gegen diejenigen Verluste zu versichern, welche iiarh der 
Schlachtung des Tiurea gegen Ungeniessbark^t oder Unbrauchbar» 
kBit dflfl ndMhes bei dar Udachbetduu bestehen. Eäne thnliche 
Ternhming hatte beieitB dee IwdkQlie Oeeets vorn 26. Juni 18ft0 
einp^fnhrt Ein über das Kßnigreich Sachsen hinan-iivhotjdes, sei 
es V irt,>~i-liiiftli( lit's, pH ps frcsot'/poütiRf'hf^s Intoresse Isiiben nicht die 
tieilweiseu Neui-egeiuugeu der Verhältaissc einzelner Beamtenkreise, 
^irie der Forst- und Eiaenbahn-Betriebsbeamteii. Auch die Pflicht 
des Stutea, lOr seine arbeitaniiAhig gewordenen Diener and deren 
flinterUiebene in sotgen, bildet ein stlnd^ee E^tel In dem Iib»as> 
bericht der Gesetzgebungen. Auch in iSachsen sind diesliezögliche 
legislatorisch*» Akto zn verzeichnen hineiohüicli der Emeritierung 
von eTangelisch-lutherischoD Geifitlicheu (vom 3. Mai 1898) und 
dee OnadengenoiMe der ffintsKUMienen dieser QeistUohen vom 
31. Md 1898. 

IV. Württemberg. 

Neu geregelt ist Inn h königliche Yerocdnung die Yorbereitang 
für den höhersu Justizdieust 

Die Twmftndwinn TerUttinisse des K<h>fgtt wiM w erforderten den 
lünistnisledass voon 27. Janosr 1898 betnüMid die AaefOliang 
fSB SbatsangehOri^roitHausweiscn und HeiutStSSdieinen. Im Zu- 
sammenhang damit steht der Ministi'rialerlass voth 27. .Tainmr 1898 
ittn ffend die Erwerbung und den V<>r!nst der Württemberginchen 
bUau^ngehürigkeit. Einen breiten iiauni uehmeu in der OoseU- 
gebong ein die AosfUirungsgeaet» snr Oewerbeordnang. In dieser 
Bssehasg ist erbeblibh die HiiustBrislveifagaiig nm 14. lUn 1898 
faelnaffend den Yollaog des die Abänderung der Gewerbeordnung 
betreffendon Oc'sctzeß vom 26. Tuli 1897 mv\ fiTiior rlio Minisf. nal- 
verfüguüg vom 17. Januar 18^8 beUöfIt3nd die iIilU?iliuig über 
g^chtliche Yerurtoilungou eines Waudergewerbetreibeuden an die 
tor AnsnihiQg dee irsndeigeiwerbesoilieinee nutlndige Bebflirde. 

Des intemationele Beoht betrifft die liinistorielbekttnitDiaohiing 



— 689 — 

YOm 3. JauoAr Mrefleod die YoUsfireckbarkeit der BDtaoheldangea 
dentaeber 3«riölite in Oiteneioih und OaterreieliiMlier 6«riefato b 

Deutsi hliuid, ebenso die nndere toq demselben Tage, betreffend die 
wechselseitige BefiK-iun^- diT An£»i"li"inu''>M) des 'leutschen Reiches 
und A^jterrdrhs roii der Veriiflichtung zur SiclicrlicitslcistriTi^ für 
die FroztiSäkoHteu. Sodann ist von Interesse die AbäiideniDg der 
Ddlantko von 1881 awiBoliea IteutoeUand ond IHtammaik mfssa 
^rechaelwitiger üntenMtsiuig HOlfBbedOiltiger und endlidi die 
lOnisterinlbekanntmachung vom 5. Januar betreffend die AuBÜntaniBf 
TOn Yorliioi hi rn zwischen Deutschland uml der Schweiz. 

Wie in andern Staaten so ist auch in \\'nrttemberj5 eine km- 
führuogsanweiBnng befreffond den Vollzug des Keichsgesetzes Ober 
das AnswnndenngBwwen von 1897 akaaen -worden. — Im dlingee 
iat nnek das Urofaliohe Oeaeli Uber die Anadbung des hndeakan^ 
liehen Eirchenregimonts im Falle der ZugehlSrigkeit des EGiiigs zu 
ein^»r andern als der evangolischen Konfession vom 2S. Mfirz 1898 
so sehr iunerpoli tischer Bedeutung, dass seine Einzelheiten hier 
nidift iBieiwaieren. 

StaatarachtliAli «iehtig ist «noh der Ertaaa Tom 3«. Un be- 
treffend die Anwendung dee FreixflipglceiimeeelMS. Er bändelt vnn 
der Zeitdauer der Ausweisungsbrfngriis, w-orüber aiuh in Preuaseo 
bekanntlich Streit ^«»Rteht — In das Miiitilrioclu gehört die 
Ministerialbekanntmachung vom 31. Mai betrdfcnd die YertretUDj | 
dee HaitSifiakin Iwi einer BBbidung des OianstainbMuinean nnd dv 
Fanaieii fDr Qffiziece nnd IGGttilMmleu Dns Benntnnolit acUie«- j 
lieh ^^i^d tangiert durch das Gesetz vom 13. AogOBt betreffeod ! 
i>\m Aliiiiidernng des Gesetzes filier «iie PeuaiansnobtO derKflllM^ j 
schaltsbeanifeti und ihrei- lliiilerbliebeneii. ! 

li'geud weiche ueueu get^etzgebeiischen Ideen oder ein poUtiach 
bedeutumee lepahäves Vorgeben ist wahrend des BeriohtqakM 
im flbngan niobt an Taneiobnen. 

V. Baden. 

Geiläüht sei des Gesetzes vom 12. Juli betreffend ilie Ver- i 
Sicherung der Rind Viehbestände von 1890, der Aufhebnog des 
'W i Mnehad e n g oa et Ma von 1888 nnd Iknetinng dnrdi das nene, te 
aiob nncb den §| 826 fL B.O.R lichtet Das Dienslbotoiveieti 
TOn 20. Angnat 1898 verdiente vwUldliQh sn werden. DM 8^ 
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setz aber die gesdüosseneu Bofgater vom 20. August sauktioolert 
dis AnertenwÄt 

VI. Grossherzogtum Hessen. 

Eine Ansffthrnng^vcrordnung vom f^. Jtinnar znr revidioiton 
üe-weib&ordiiung regelt u. A. das Verfuhren bei Erteilung der üe- 
nehmigung sum Baa vm I^TatknuikeQ-, Privateutbinduiigs- und 
fkivatineiunwtBtleB, liei firtaflung der OenelmugaDg nun Betriebe 
dee Gewerbe« als Sobenspielaiiterneluner. — BemecfaiMwert ist das 
Gesetz vom 8. Mftrz, welches das Radfahren auf öffentlichen Wegen, 
Strassen und PiStzon ang»?ht. Nach ihm erfolgt die polizeiliche 
B^eluog des Verkehrs auf die Dauer vou zwei Jahren im Wega 
der TefoidBiinip. IKeae BesobribÜDOuf &t ftaseerst verstliidig. Bei 
einem neu aufgekommenen Ve^hrunittel und die xa maohenden 
SrffiluuiiL'en von graSBer Widitigkeit. Den neuen BeddrfniBsen 
kann dann w>?nipsten«; von zwei zu zwei Jahren Rechnung getragen 
werden. — Das Beamtenrecht betrifft das Gesetz über die ander- 
weitige Bemessung der Bezüge der Hinterbliebeneu der im hessiiKih- 

nrenaaiBChiMl ftaanaSnulimliailiiiiiia ift Mwunt AlHam ffli|i)tfnwiRAiih«hi>hattin<itt«t 

vom 21. ApciL Oes Wittwengetd bebigt 40*/« der Fennon, m 

welcher der Tentorbene berechtigt gewesen ist, oder gewesen 
wärt^, wenn er am Todestage in den Tfiihestand versetzt worden 
wäre, hn^: Wittwengeld »oU jodocli miitde^tens M. 216. — be- 
tragen. Nuüii fünfjähriger Dauer der Ehe wird, für jedes angefangene 
Jahr üirar weitenn Dauer dem. gekttrsten Betnge Vh ^ ^"""^ 
Kasagabe dea Oeaetna tu beaecheendsiL Wittwengeidee solange hin- 
zugesetzt, bis der volle Betiag wieder erreicht wird. — Interessant 
ist. das« diirch die Veronlnunia: vom 16. Juni liinsichtlich der Ge- 
werbeaufsicht nicht nur (iewerbeinspektoren eingesetzt wurden, 
aondem auch AsBistentiimeD, die allerdings aar Ober Que Wahr- 
BehBmngea dem instandigen Aolsichtabeamtan regelmiaaig Berieht 
an e ietatteii haben. Selbständige Anordnungen haben sie nicht 
zu treffen. — Wichtig' ht eti<llieli ilos Qeeats betreffend die Be- 
soldung der Staat.-sböanilen vom d. Juni. 

Die Verordnungen hinsichtlich des Verfahrens dei* Zwaugs- 
«diitreckang im Yenndtungswege, hinaiolitlioli der Vertretung des 
Bakea in IrilBgecliolieD BeohtaetieitiskeiteB, ZvangsTeUatreokantp und 
Eonkonea, hinafdittidh der Kmiohtang einea Staataaduildbuoliea 
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lehnen ooh an bekannte pieuiBisdie EiniiolituDgen an. Ebmo die 
AusfQlirungebeBtimmungen zum Answanderangsgesetx ton 1897. 

Die Verordminpr betreffend die StrafvoUstreckung vom 15. Juni 
bestimmt, dass üher Strai;iiifscliül>e in den Fällen der §^ 4S7. 488 
St. P. 0. eine besondere bestimmte Strafvoll8trecknnu:sl)ehörde zu be- 
finden hat Will sie in FftUen des § 488 der Strafprozessordnung 
den StrafMifBohab bewilligen, so bat aie dnroh Yermitteilnng dea 
Oeneralataataanwalta die Genehmignng des Jostizministorinins än- 
anholen. Dieses kann die Etatsohliessong Uber Stnluifsoinibgesafdie 
dem Generalstaatsanwalt fibertragen. 

VII. MecMaiilNini-ScinMwrin. 

Hier handelt es sich in der Hauptsache nm AtisfQhningsvav 

(tidniin^en 7Mv Gewerlieordnun^' und zum Auswanderungsgeseti. 
Eine besondere S[)ezialität des Landes ist noch iieute die AUo- 
difikation von Lehasgütern. 

VIII. Sachsen -Weimar. 
Ausser geringfügigen Änderungen des i'ischereirechts komiut 
noch in Betracht eine Erf::än/.ung der Arznei taxe und Erlass einer 
Taxordnnng fOr Änte und Zahnftnte. — Hier wie anderwArts in 
den deutschen Staaten sind Ausfflhrungagesetze erlassen snm Geeefai 
über das Auswanderungswesen, besondere Beetimmnngen über den 
Geschftftnbetrieb der Auswanderungsuntemehmer tind -Agenten, ferner 
die Gnuidsätze festerestellt über die Handhabung vun Bestimmungen 
der Gewerbeordnung ül)6r den Gewerl>ebetrieb im üraheraiehen, 
besondei-s Üb* r die Milfüliruug von Kindern. Endlich ist auch 
typisch für das Berichttsjalir die AusfühmngSTeroidnang über die 
Führong aualftndischer akademischer Würden. 

IX. Mecklenburg -Strelitz. 
Yen einigem Interesse ist hier hOobstens das Übereinkommen 
awischen Deutsohland und Dänemark wegen gegenseitiger Unter- 
Stützung Hüfsbedüiftiger und Obemabme von Aussuweisendan. — 

Femer die Bekanntmachung wegen Aiisl{eferun<^ ans Brasilien. 

Auch die Bekanntmachung betreffend den Austaui^eli y<>n Stiaf- 
nachriclitcii zwischen Deutsehland und den Niederlanden ist mi 
erwähnen. Im Übrigen kehren die zu Heichsgesetsen eigangeoen 
£inführungBTerordnungen sohablonanmflSBig wieder. 
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X. nhlnriiirii 

In Oldenburg ist eine Abilndening de« Haiißgesetzes 7m ver- 
zeichnen, eine Bekanntmachung bezüglich der YeirpiUchtung zur 

■ 

XI. BrauMCiiweiB. 

Boroh die Bekanatmaohnng des heraog^cheii Staatamiiiistorittms 
vom 25. Februar and zur Himdluibnng toh Beetimmmigen der 

Gewerbeordnung über deu Gewerbebetrieb im Umherziehen besondefe 
Vorsohriften erlassen, die erwähnt zu werden verdienen. Wer im 
Herz('!j;tum ein Öewerbe im Umherziehen betreiben will, hat, wenn 
er im Herzogtum einen Wohnsitz hat, bei der Ortspolizeibohörde 
täsm Wobnsities die AnesteUung eines Waadecgewerbescheines za 
bei&tngeiL ISner veileien Anzeige bei der Gemeindebeh^trde bedarf 
es nicht Die OrtspolizeibehOrde sendet den Antrag an die Kreis- 
diielrtlan^ welche nach PrBfnng entweder binnen 14 Tagen den 
Wanderge wer! »eschein zu erteilen hat oder tlie Yersagung dem 
Antragsteller bekannt machen muBS. Gegen den versagenden Be- 
bcheid findet Klage beim Verwaltungsgerichtehofe statt. Für die 
im ^rzogtum sich aufhaltenden Personen, welche dort iceinen festen 
WolinsitB haben, sowie ffir innerhalb desselben wolmende oder sich 
snfluiUende BeichsangehOrige, die einen Geweibebetrieb im Umher- 
liehen ansser an! tfirkten und Messen im Heneogtom betreiben 
woUen, sowie ffir Ansifinder sind fthnliohe Vorsohrifton gegeben. 
Im Sinne des Gesetzes liegt eine mügliclist strenge Würdigung der 
ß«?(lnrfni.s frage. Zuständig zur Erteilung der Erlaubnis zur An- 
«fellung audei-er Personen beim Gewerbebetriebe im Umherziehen, 
sowie zur Rücknahme solcher Erlaubnis ist die betreffende £reis- 
diiektioo. Begleiter im Sinne des § 62 der Giewerbeordnmig sind 
solehe Personen, welche der Gewecbetreibsnde zu unteigeordneten 
Diensten und Billeleistangen in seinem Betriebe mit sich fflhrt 
Die Tbfitigheit des Begleiters darf nidit anf den selbstlndigen Mit- 
betrieb des Gewerbe-^, wie das Feilbieten von Waai"en ohne Reisein 
des Gewerbcstieibcnden aiisgfd.'bnt werd'^n. Die Erlaubnis zur 
MitfQhnmg schulpÜichtiger Kinder ist stets zu vei-sagen, wenn der 
ausreichende Unterricht derselben nicht durch besondere Yor- 
Jubrongsn gesichert ist Vor Srteilnng der Erlaubnis ist in der 
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Bdgel eine JLussenmg der SohlüanfnohtBbehOtde anzaholen. Die 
Erlaubnis mr IfitfOhning von Eindem untw 14 Jahren ist, sofefli 

es üich nicht, um die eigenen Kinder oder Enliel handelt, mir üi 
besonders dringenden Fällen zu ortoilen. Wird diese erteilt, so ist 
auf der zu handschrifüicheu Eiutragungen freigelassenen i^oite des 
Wanderge^erbescheines zu bemeiken, dua die MitfOhning niofat n 
gewerbUohen Zwecken effolgea dari 

In AvafQlinmgr des Oeaetaea Aber daa AuawandemngBveBea 
vom 9. Juni 1897 beetixnmi die Bekanntmachung dea faenog^icbta 
Staatenumsterinma Tom 24. llln die anm rettortmiaaigeii Euigraifea 
zuBtiindiKeu Bohörden. 

Von Bedeutung ist das Gesetz vom 12. April, hetreffend die 
Abänderung des Gesetzes über die Yerwaltungsiie^htspflege vom 
5. Märs 1892. Danach eriialten 'Vv^ maaqgebenden ersten zwei 
Faragr^then dea Qeeetzea folgende fassiing: lilr daa fieraogtom 
inid ein Yerwaltungagerichiahof errichtet Decaelbe besteht ans 
fttnf Mitgliedern, nfimlich emem Yorattienden, zwei dem Bicfater- 
stande und swei der Zahl der höheren Yerwaltungsbeamten ent- 
nommenen Mitglieder. Der Vorsitzende und ein richterliches Mit- 
glied ^ver(len auf l.ebenszeit ernannt. Das zweite richterliche Mit- 
glied wird aus den Oberlaudesgerichtöräteü entnommen. Der Stell- 
vei-treter dea Vorsitzenden wird aus der Zahl der Mitglieder des 
Verwaltungagefichtahofes ernannt Die auf Lebenaieit ernannten }ßfr 
glieder dea YerwaltongagerichtBhofeB genieaaen die den Uiöhtem n- 
atehenden Rechte^ inabeeondere finden auf sie hinaichtlioh der onM- 
willigen Versetzung oder Versetzung in den Rnheetand die im Givfl- 
8taats<iienstgesetze für die F^ichter getroffeneu Bestimmungen mit der 
Massnalinie Anwendung, dass die darnach dem Oberlandesgerichte zu- 
gewiesene Mitwirkung von dem Verwaltongsgerichtshof ausgeübt wir! 

Das für unser Berichtsjahr unvermeidliche Gesetz über die 
ünterBochimg dea Schlaohtriehea iat an<di in BiBonaohweüg er* 
gangen, aber durch Gesetz vom 16. Min iat der Tkig dea Inknft* 
tretena des Gesetsee vorbehalten worden. 

Die Ausbeute fili- die Theorie und GeeetKgebnng ist gering. 
In die gute alte Zeit glaubt man tsich zurüekveröetzt diu'ch die bei 
allen Gesetzen in Biaunsehwcig gebräuchliche Formel: ,^ie es 
angeht iuiben sich hiernach zu achten." Schönes Deutsch ist dm 
eigentlich nicht — anch wenn es historisch QrOnde hat 
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XII. 8acliMii4Miilii9M. 

In Sachsen-Meiningen ist nur der AusiieferungBvertnig zwischen 
dem Deutschen Keiche uud der Schweiz und femer die Neu- 
iQgfiiang der BechtBTerhältnissß der Staatsbeamten oud der Ver* 
mganip ihrer WittwieEn und Waisen m gedenken. 

XIU. SachMn-AMüiburg. 

In Sadbaen-Altenburg ist eine nene Anmeiteze angestellt nnd 

die Dieiiätauisiciit über Qerichtsschreiber und Ocrichtsvollzieher neu 
geregalL 

XIY. Sachsen-Coburg-Gotha. 

In Saohsen-CobQig'Qotha wandelt der Minist erialeilass, betreffend 
die Yerain&ahimg des Qesdiiftsgtngea und die Yenneidnng des 
SchreibweElcee vom 30. April in pireassischett Bahnen. Ob anch 
die praktische Befolgung ebenso ist, yermag idi nicht sn ent- 
scheiden. — Hinsichtlich der Schwurgerichte im Bezirke des ge- 
meinschaftlichen Obcrlandesgcrielites Jona f?ind unerhebliclie Änder- 
ungen getruüen; über die Fiümuig ausliliidischer akademifioUer 
WQiden erging das Gesetz vom 26. Deaember. 

XV. Anhalt 

In Anhalt worde eine Andemng des Vereins- nnd Venamm- 
inugsrecdits Torgenommen nnd die Erridhtung eber Handelskammer 

angeordnet. 

In den übrigen Staaten (XVI — XXY), d. i. in Schwark^biug- 
Riulolstadt, Schwarzbnrf^- Bondershanseii , Ualdeck, in den beiden 
üeofis, in den beiden Lippe und in den freien Hnnsastaaien ist auch 
noch nicht eine Spur yon einem gesetzgebenschen prodoktiTen 
Bedanken zn spfiren. 

Obaibliokt man die geeetsgeberische Arbeit des Jahres, so kann 
man sich der Erkenntnis nicht TcnaohlieRBen, dass eine steigende 
Tendenz zur Vereinheitlichung des Rechtes wirksam ge- 
wesen ist. Während die dnirli Ki-idisgeset^^e geonlurten Uegen- 
stilnde einen breiten Kaum in uiL^erer Darstellung einnehmen muböten, 
sahen wir die Einzeistaaten genötigt, sich mit einer sehr besclieidenen 
Bolle zo begntigen. Dies gilt selbst ?on Frenssen, natflriich in noch 
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erheblicherem Masse von den andern Staaten. Ein weiteres iütereiss;tflt€s 
Ergebnis besteht darin, dass die Vorherrschaft Prenssens in gerade 
eklatanter Weise henrortritt Es giebt Jatum ein Geaeti ia dea i 
Obrigen Eleuastaaten, dessen Vorbild steh nioht in der preusiaite 
Qeaetsgebong finde. Man kann bieraber wofal sehr vecsohiadn 
denken. Auf der einen Säte ist au erwflgen, dass aof diese Art 
doch eine gewisse Einheitlichkeit der Ge8etzfi:ebiinfl^ im ganzen 
d(3i4tschen Reiche er/.iolt wird und zwai' nicht nur auf dem Gebiete , 

i 

des privaten Rechts. Es ist verblüffend zu beobachten, wie auch 
insbesondere verwaliuogsrechtliche Qeeetae in den verschiedeaea | 
Staaten sich einander so ähnlich seben, wie ein Ei dem aaden. 
Man kommt also auf dem Wege der Kacdiahmung der gxteBena 
Staaten, insbesondere Preussens au dner Einheitlichkeit des fiecUi. 
die, wenn sie auch nicht in Allem gleiches formelles Beeht schaffi, 
60 doch wenigstens niateiiell fihcreiii.>iiiti inoiidos:. Man kann ab» 
auch auf der andern Seite eine solche EiiUuekülung weniefst^ns teil- 
weise beklagen. Denn es lasst sich doch keineswegs leugnen, <iisä 
gewisse Landesteile ihre Beeonderheiteni ihze heimatliche Spezial- 
koltor besitzen, denen Bechnung getragen werden müssto. Hb 
gewisse gesetzgeberische Ideen, wie etwa hinsiclitlich der Wohnsng^ 
frage, hinsichtlich des Arbettsnaohweisee, der Arbeitlosen*Ver8iolHnnig 
und hinsichtlich yieler anderer flozialpolitisolier Fragen ist das 
Territorium, niauchma] ^erad»- infolge seines kleineren ümfangeß, 
eher zu einem beispielaiu-ei^tMideii Schritte geeignet, als ein ainl'.'res. 
Auch ist die Möglichkeit eines Experiments auf kleinem (kbiete 
eher mOglich als auf grösserem. Es würde jedenfalls ireiKÜg 
bcgrfissen sein, wenn fruchtbare gesetsgebeiische Gedanken m 
Nord wie aus Sfld emporkeimen wflrden. Die gewflnsöhtl» mitsnaU* 
Heohtseinheit würde dadurch in keiner Weise geAhrdet sein, denn 
es ist ncher zu erwarten, dass eine gute und erfolgreiche geMA** 
geben sehe Arbeit anderwärts isachahmung linden wiixi, mag 
kommen woher sie wilL 

b) Literatur. 
Rlnl fti tnng' 

Der Zweck, den das Jahrbuch mit der Voifflhning der Utentar 
eines gescthkssenen Jahres verfolgt, kann sunAohst nur der leii» 
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«Uen Mitgtiedem imd Interaeaenten der Yeremiganc; für veti^eiohende 
RechtBwiaBensciisft wn knappes aber ausreiGhendaB BUd von dem 
jnristisolieD Sohalfen ioiierlialb dieser seiflicheD Gmuen sa geben, 
hsst man nur dteee Aufgabe ine Aage, so konnte man, insbeeondere 

für die deutsehen Leser, eine nicht allzu t,M08se Ausdehnung der 
Literatur rihcr.^iclit wünschen. Man dürfte wolil dor Ansicht sein, 

diesen durch das Studium der Zeitschnttt^u und durch das 
YorfoJgen der literarischen Produktion in der Jurisprudenz , wie 
gux Ton selbati eine firginzung dessen, was bier geboten weiden 
kun, zofliessen mOohte. Allein eine grossere Aufgabe ist zu er» 
ttUen. Die "Wirkung und Bedeatong des Jahrbuches ist erfreulicher 
W«se nicht in die Grenzen des Deutschen Reiches gebannt, es 
geht vielmehr weit in die Welt hinaus, es will wirken und "wirkt 
auch ül>er diiS Meer; in allen Erdteilen hind sein»' Mitglie<ler zer- 
streut, überall giebt es literarisch und juristisch interessierte Kreise, 
die solcher übersieht, mitunter recht sehnsüchtig, entgegenharren. 
So ecfaflint mir der Bericht, der über die juristiscbe Literatur in 
diesem Werke zu erstatten ist, eine Mission zu haben, indem er 
benden ist, allen denen, die dem deutschen Geistesleben Ortlich 
fem stehen müssen, die Kenntnis der juristischen wissenschaftlichen 
Produktion zu vermitteln. Uuter diesem Gesichtspunkte betmchtet, 
ist es freilich erwünsclit , dass nicht nur eine ki)ap]>e und kurze 
Darstellung an dieser Stelle Aufnahme linden möge. Die sonstige 
literatur, insbesondere die <Ier Zeitschiiften, gelangt selten über 
den Kreis des Deutschen Beiohes hinaus, sodass für eine grosse 
ZsU ron ausländischen Jurisien dieses Jahrbuch erfiüirungsgeinto 
daa einsige Mittel ist, eich Yon dem Werden und Blühen unserer 
Jurispnidenz eine Ycrstsllung su verschaffen. Damit scheint mir 
diis Ziel ^gerechtfertigt zu sein, dass der Bericht sich, nach 
und nach, von einer Mos referierenden Arbeit zu einer 
wissenschaftlichen Bibliographie und kritischen Ober» 
sohau entwickele. 

Damit habe ich bereits die dritte Aufgabe berOhrt, welche 
^Hesem Jahrbuch nach meiner Ansicht zugewiesen sein künnte. Es 
Irt dies unabhingig von einem bestimmten Leserkreise m Deutsch- 
hnd und unabhängig Tcn der Mission, die in der Yerbreitung 
deutflclier wis.senscliaftl icher Kulturai heit im Auslände besteht^ die 
wissenschaftliche Zusammeufa&äuug und Bewertung der juris- 



tiacheii Produktion. Ich bin mir bewusst, in em Weepenneet so 
greifen, venn ich behaupte, dasB die jurietiaohe Kritik hentantige 
in DentBchlaad eine gans nnxnlftngliohe ist Bs giebt nnr iredge 
Zeitaohriften, die, wie das ,,JuriBti8ohe Uteretorblatt", die „KHÜBche 

Vierteljahrsschrift**, das „Archiv für bürgerliches" und üa^ ,,filr 
öffentliclicR Kt'cht", 80wie das ,.^<^''waltung8archiv", Hespi-echungen 
Ton wirklich wissenschaftlich» 'in AVerto bringen. Wer aufmerksam 
uusere Zeiteohrifteolitcratur verfolgt, dem wird eine immer wildere 
Yerwalu-losung des kntiachea Teiles aufMlen mfiasen. Wo and 
die Zeiten bin, wo eine wisaenschafUiche Kritik fOr den Yertaer 
wirklich belehrend war, wo der Autor des Werkes, falls er mir 
gereoht smn konnte, von dem ihn Kritisierenden Belehrung nnd 
Fördenrog erhielt! In früheren Zeiten fand man allenfalls noch 
Kritiken, dio selbst als wiss.'iiscliaftliche Tkat gelten konnten. Ich . 
eriiinoro nur an A 1 Inoclit 's IV-sjjrechimg des .Maurenbrecher- 
schen Buches, an die Besprccliung Gierke's über SeydeLs Allge- 
meines Staatsrecht in der Zeitschrift für die Gesamte StaatswiBsenh 
schalt 1874. Welch eine FflUe von KUurfasit und licht bongendflr 
Produktion hat ihren ürapning in diesen beiden Beaensionea ge- 
fnndenl Aber nicht nur wiseenechafUicfa sinkt das Niveau der 
Kritik immer mehr \md mehr. Ich stehe nicht an, es ausia- 
spi-eclu'n, (lass die Kritik ht-ute — Achtung den Ausnahmen — 
zum grusscn Tcilo löiciitfortig und oberfläcliiicli ist. Man merkt 
es dem Rezensenten oft genug an, dass er eigentlich nur das In- 
haltsverzeichnis abgeschrieben und vielleicht etwas paiaphiasiert 
hat Oder es weiden einselne Punkte oder Kapitel hana^gegriffan 
und snm Gegenstände einer meist kleinlichen aber mit gelehrtem 
Apparat Terdunkelnden Besprechung gemacht Was Benifafremid- 
Bchaft, Vetterschaft und Zufall hier för eine Rolle spielen, weiss 
der Eingeweihte. So kann man nur iii den seltensten Fällen sagen, 
dass man als Verfivsser von seinem Kritikus gelernt hat. Die erste 
Yoraussetzung jeder kritisierenden Besprechung ist doch die, dass 
ihr Verfasser mindestens diejenige Beherrschung des Stoffes imd 
der Ideen besitzt, wie der Autor des Buches. Und wie selten ist 
ein solcher Kritikus l Und wenn man gar wdter geht und nicht 
nur eine gerechte eingehende, den Gegenstand behercBoheDde, aber 
im groesen und ganzen doch nur anlehnende Kritik, sondern eine 
produktive vei'langt, die foi-dert und Gedaukeu euLaiÜt, so wird 
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man bei der Darohnoht des in Deutschland heute Gebotenen arg 
enttinaaht sein. 

Das, ms man wünschen kann, ist demnach eine nnparteiieohe, 
sachkundige, erschöpfende, liebevoll eingehende nnd pro- 
duktive Kfftlk. Es hat dies nicht nnr für die ESntstehimg und 

die Sorg-falt der wi^enschaftlicheii Werke l^odciituiig, sondern auch 
für den FortLirang (lorsell»on, für ihren Aufochwiing, der selir gut 
befördert werden kauii durch die khigo. arifmiintürnde That eines 
in Wirklichkeit über dem Autor stehenden Qelehrten. Nicht minder 
wichtig ist dann aber anch dasjenige, was eine gute JEritik für die 
Technik der Arbeit leisten kann. Man ist doch heutsutage hei 
der Fülle der Frodnktion anf allen Oehieten, insbesondere anf dem 
jnrisHsehen meist gezwungen, sich von den yerOffenÜiohangen nur 
einen Teil lierauszimelmien, um ihn zu bewältigen. Ob 

dieser nun aber gerade die besten bcliriften enthält, ob nicht das 
eine mehr oder minder originelle, wertvolle oder interessante, viel- 
leicht in einer unbeholfenen Form steckende Werk übergangen 
worden ist — dafür kann bei heutiger Lage der Kritik Niemand 
sinstsben* 

Bs wird, andi in Ikihkreisen, nicht alles nnd es wird vor 
sllan nidit alles Gute gelesen, weil die Zeit nicht ausreicht, weil 

ein massgeblicher Wegweiser fehlt, nacli dem das Beste auszu- 
wählen, das minder Gute geringer zu beliandeln und das Sr-bleelitö 
von vornherein unberücksichtigt zu lassen ist. Die Kritik der 
juristischen Werke muss daher sn vollständig sein, vrte nur 
möglich. Erst dann erscheint das Bild der wissenschaftliohen Eot- 
wiokdnng und der geistigen Arbeit auf dem Felde der Jurisprudens 
Uar, eist dann ist es vollkommen Übersichtlioh. Es kommt auch 
niokt so sehr auf die Übereinstimmung des Eiitiklesenden oder 
des Buch- Verfassers mit dem Recensentcn an, sondern darauf, dass 
dieser gewissenhaft sei; dass man aus seinen AuBführungeu 
ffierken kann, er habe sich in das Werk vertieft, es mit Interesse 
und VerstHndnis, mit würdigem Emst durchdacht. Die Kritik 
mnss also gewissenhaft sein; damit wird sie auch zuverlftssig. 
Schon diese Wünsche kOnnen heute noch als utopistifiche gelten. 
Thytadem will ich mir nicht versagen, das Ziel, dem eine wissen- 
aehaftüdie Srilik und Ümsdiau zuzustreben hat, nfther zu piOoisieren. 
Bas Intereööe an der eingehenden Zei^gliederung und Würdigung 



Digitized by Gorxyle 



Iramder Geistesprodulcte and die Notwendigkeit sich mit ihiMi 
toseimuider m setieii, fahrt bei geeigneten Naturen «ndi in einer 
prodoktiTen Kritik nnd diese enohamt ak hOohstoe Ziel einer 
Heoension. Darf man die Holbting noch bSher fliegen lasBen, m 
wäre wohl m wflnsohen, dass dauernd und fortgesetat Lite rat n^ 
boriehte in eiiH in jalulidiun Bande in die Wege geleitet würden, 
unter arlM'itst<'iliL;(n- Mitwirkung der »Msten juristisclifn Autoritäleft 
der bctrctTendcn Disziplinen. Als höchstes Ziel mag schhesslich 
vorsoh weben eine eatwiddungegeachicfatliolie Darstellung der juristi- 
acfaen Ideen und Strebnngen, wo dann die einnelnen Werke ledigfioh 
ak die Elzponenten einer Entwiekelong ersohdnen oder wohl andi 
als Harksteine, die den FortBchritt der wissensohaftUehea Bikeaiitus 
in juristisohen Dingen bezeichnen. 

Solange abor ^olch.- juri^^tipohe liiteniturbericht« nicht existieren, 
soll es wenigstens eine Stelle, dieses .lalirbncli, geben, die bestrebt 
ist, die liierariaohe Produktion von Jahr zu Jahr in einem Spiegel- 
bilde aufzufangen und wiedersugeben. Wae an meinen Kräften liegt, 
will ioh in Zulninft an thnn Tsrsufdien. Wenn loh aueh die 
Schwierigkeiten nicht verkenne, die mit der YerwirkHchnng des 
obigen Programms — wenn das Wort erlaubt ist — Teibonden 
sind, so scheiut mir die Angelegenheit wichtig genug, um einen 
guten Einsatz zu wagen. 

Freilich — und dies möge nicht die mit mir Einverstandenen 
enttäuschen — für dieses Berichtjahr 1898 mms es nur beim 
guten Willen bleiben. Dem Unternehmen ungünstige Verbiltniese 
traten diesmal noch hemmend ein. So war ich wenigstens be> 
müht, ToUst&ndig su- sein; ausser Gesetnusgabea und ahnli«iliflni 
ist wohl jedes Buch Ton einigem Belang endttmi Was in den 
Berichten in Zukunft anders, und, wie ich hoffe, beeser sein sollt 
betrifTt die luteusitat und .4nfrff\hrHehkeit . mit der das einzelne 
AVork bt'iiandolt werden 80II. ferner du- Aufzeigung des ZusaramöQ- 
hangs, in dem es mit der voriiergehenden Literatur und — möglicher- 
weise — mit der litarariachen Stctonmg auf einem Wissensgebiete 
Uberhaupt sich befindet — 

AHgemeines ud Beeht^pUlosophte. 

An erster Stelle sei hier gedacht: Bierling, JurtsHselie 
Prinzipienlehre. 2. Bd. (VIII, 3ö7 S.) Freiburg i. B. J. C. B. 
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Mohr. Nachdem der erste Band von dem Wesen und der alltrf- 
' neiiien Struktur des Rechtes in mustergiltiger Weise, der freilich 
der Wickfqnnoh moht gefehlt hat, fehandelt hat, ist hier im xwmten 
Bande sonaehst dae^EnlBtelien nnd das Vetgehen des Beehtes dar* 
I geetelli Beehtobaadlinigeii, Beohtseeaohlft und Beohtaatte finden 
I ftbefall ihre auf der H5he unserer rechtaphlloeophiflohfln ISnrieht 
stehende Erörterung. Endlich sind die verschiedenen Formen der 
1 anormalen Rechtsbildung erörtert, von denen insbesondere die die 
: Oktroyierung und Revolution behandelnden Ausfühnmgen im höchsten 
I Grade originell sind. Mehr den Charakter einer Monogiaphie trägt 
I Liepmann, Die Reohtsphiloaophie des Jean Jaoqoee Boufiaeau, 
I em Beitrag mr Oeaeliiolite der Slaatetheorieen (144 S.). Beriin, 
i J. Onttentig, Bin grOndlidhea nnd In aeinen geaohiohtUoben Flu^ 
tieen inaeerat wertvoUea Werk. Die kritiaohen Teile fordern treilieli, 
zum Widerspruch mannigfach heraus. Ebenfalls in die allgemeine 
Staatslehre gehört wohl die kleine „Vorlesung" des Stiftsaifhivars 
Johannes Bohl: Staatsmoral und Stiuitspädagogik (IS S.). St Uaileii 
(Zürich E. Speidel). Das Problem ist nur angedeutet, keineawegs 
augeführt. 

Der die neoen Kodifikationen inobeaondeie das B. G. B. tragende 
BbheitagedankB hat dnen feinainnlgen BrOrtarer gefunden in 
Bnrohard, Frei Dr. Knrt: Der BmhdtagedaDke in der deutschen 

Rechtsentwidränng. (HodiaohTilTorträge für Jedermann, Heft 11.) 
Erwähnt sei die 7. Auflage des berühmten Werkes von 1 he ring; 
Scherz nnd Emst in der Jurisprudenz. Eine Weihnacht8gaV)e fftr 
das juristische Publikum (VIII, 425 S.). Leipzig, Breitkopf und 
Härtel. Tn diese Qrappe gehört anoh Adolf Merkel mit seinem 
Werk: Hinteriaaaene Fragmente nnd geeammeltd Abhandlungen. 
1. TelL Fiagmente snr Soaialwiaaenaohaft (VII, 354 S.). Sie bilden 
ein afageaoSiloeaenea Qanse, dennooh aber, wenigstena bnehhfiudleriacb, 
einen Teil der gesamten Abbandlnnpm dea allzn früh yerstorbenen 
Verfas.sei-s. Aus dem Gebiete der allgemeinen RecJitsleiire und 
, des Stmf rechts sind dann, um dies vorweg zu nehmen, im .lalire 
1S99 2 Bände gefolgt. (Strasshurg, Karl T. Ti'ul.ner.) Eino Fülle 
TOD frischen und originellen Qedanken und eigenst&ndigen Kritiken 
madieQ dieae Bücher an einem wirkUohen Schatze. — Nicht ge* 
riogea AnCBohen hat mit Recht enegt Stein baoh, Dr. Emil. Die 
Xoial ala Sefaianke dea Bedit^rwerba nnd der Kechtaanafibttog. 

88 
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(V, 107 S.) Wien, Manz. Die UkH:m des Verfassers haben l-e- 
sondere Bedeutung mit Rückaicht aiif das B.G.B., welches die 
BerAoksichtigiiiig vca Treu und GJauben im Beohtsmkehr kodh 
fiaieft hat 

ESgenartige^ irann auch nicht gerade tie%eheiide Ideen nMk 
Schellhas, Amtsrichter, Dr. Paul, in der Schrift: Was forint 
unsere Zeit v<m Riohteratsnde und der Rechtspdege? 2. (Titelj 

Autlage von Soliellhas: Ideale und Idealismus im Kecht (VIII, 
IIG S.) Leipzig, W. Friedrieli. iiiiiaerliin gehOrt der Verfasser 
zu denjenigen seltenen Juristen, die auch, abgesehen von ihrer Fach- 
wissenschaft, Kenntnisse haben und bemüht sind, nicht nur eine 
wahrhaft hnmaniatiflohe Bildung zu erwerben, sondern auch den 
Juristenstand fOr Ideale, deren Ursprung ausserhalb des rein Ach- 
mtonisohen an finden ist, sn begieiBtem. Eine iasserst loNilMe 
und anspruchsvolle Arbeit ist von Seits, Karl Joseph: KonslraklioB 
der Selbstentwiekelniig und Verfahren der Dai-stelhiug des jeweilig 
posiÜT lotenden praktischen Hechts. Zugleich kmv.e Einführung 
in unsere praktische Rechtsschuie. Und zwar teils zur juristiseh^'n 
Begründung der „Konstruktion^^ — teils aur Versöhnung ciuer 
„Destruktion" oder eines Zersetsungsproaesses des, noch fortwihreuden 
„Kampfes ums Bedht*' seitens unserer naohrOmisohen, hktorisohea 
Naturrsohtsschulen. I Teil EonstruktioB und Aufbau des ge- 
sdhiohilioh l^den fieohts. (XX, 174 8.) München, J. Sohwsiliar 
Verlag. Dies Werk ist eines der nicht seltenen Beispiele difBr, 
wie ein produktiver luid oriirinellei Kopf oliue die grosse Summe 
der nötigen juristisclieu KennUiisrtu und ohne Einsicht in die histo- 
nsohe £ntwickaluug der Reulitbeinnchtungen meistens a priori 
vomigehen versucht und die Fülle des in dem Rechts- und Ge> 
sohiohtsleben Dargebotenen auf logische Kategorien su boagea 
bestrebt ist 

Bemerkenswert ist, dass der ioitsohreitsnden Yerdunkatang 

unserer Rechtsspradie beherzte Gegner entstanden sind. In dm 

Berichtjahre nicht weniger als l. Bruns, UiuJgerichtsJUt it 
schnell nViei-: Gute» AmtHdeutsch. Eiue Heti-aclitung mit vieleu Be- 
spielen 1. und 2. Auflage. (ITT. 25 S.) Berlin, C. Heymanns Verlag. 
Bruns Tetsuoht hier in bescheidener Weise einzugreifen, ohne ge- 
rade tie%eheiid zu sein, eflnther, Prof. Dr. L.: Recht und 
Sprache. Bin Beitrag zum Thema vom JnristsndsnlsolL (KV, W.) 
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Berfin^ G. Hermanns Verlag. Der Verfiraser packt eile Frage als 
«n ProbleflSy das sie auch in WiiUlolüreit ist Vir wünschen ihm 
nel Laser und Tiel Naohaofatong. Aus der Praxis schOpIt der 

ünterstaatssekretär Rothe: Über den Kanzleistiel. 10. Auflaufe 
(35 S.). Berlin. C. Heviiumus Verlag. Wie ein 3Ialui\vurt klin.i;t 
das Hf^ft von Pn.f. Dr. Thudichum: Die Reriiissprache in Grimms 
W5rterbuch (53 S.). Stuttgart» F. Fromoiaim. Indem es auf die 
grossen Yertreter unserer gennanistieohen Lhiguistik zurnckweist, 
dient es anoh avr Gewissensmahnnng in unserer Zeit Angereiht 
sei schfiessliöh hier noch Agricola, Rdchqgerichtsrat Dr.: Be- 
kenntnisgebondenheit und LehrMheit unter dem Gesichtspunkte 
des Hechts (59 S.). Bisenaoh, U. Wilekens. 

Rechtsgeschichte. 

a) Bömische. 

Die Geschichte des Zinsfnsses im griechisf'h-römi sehen AlU'rtum 
bis auf Instinian hat einen Bearbeiter gefunden in Billeter (XU, 
381 S.). Leipsig, B. 0. Tenbner. Gegen diese deichende Arbeit 
stidit sehr ab Friedemann Dr. Adolf: Die Selbsthilfe in rechts^ 
Instorisch - dogmatisoher Darstellung unter Berflcksichtigung des 
römischen Rechts. (V, 34 S.) ßciliu, K. L. J*rager. Hasenßhrl, 
Dr. Yiktor handelt von der „Beweiszuteilung im östcn-eichiechen 
Rechte des Mittelalters". (Aus: Sitzungsbenchte dor K. Akademie 
der Wiss.) (172 S.) Wien, C. Gerolds Sohn. An den Nie<h^rrhein 
fdhren uns Joseph Kohler und Erich Liesegang: Das römische 
Bedit am Niederrhein, Neue Folge. Gutachten EOlner Beohta- 
lehnr ans dem 16. Jahrhundert mit urkundlichen Beilegen. Ein 
Beitnig cur Geschichte des territorialen Staatsrechts. (166 8.) 
Dagegen führt auf eine alte bekannte Einrichtung H. H. Pflflger 
{Privatdozent in Bonn): Die legis actio sacramento. Ein Versuch 
niif dem Wege der Rechts vergleichung. (71 Ö.j Leipzig, Duncker 
«k liumblot. 

Ein gross angei^tes Work ist das von Seckel, Prof. Dr. 
£diü: BeitrSge sur Geschichte beider Rechte im MitteUdter (in 
3 Binden). 1. Band: Zur Geeohiohte der populftren Literatur des 
rOsiisoli-kanonischen Bechts. (XVnii 639 S.) Tübingen, Laupp. 
Um Werk macht der deutsehen historischen Schule alle Ehre. 
Schulten, Adolf liat dann noch über „Die römische Flurteilung 

38* 
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luid ihre Reste^ geechrieben. Die trftfTlicho Arbeit ist enthalten ia 
den Abhandlungen der K. Geaellachaft der WiBBenBohalteit ii 
QOttingen. (38 S.) 

b) Deuteclie Rechtegeeohichte. 

Von Lehrbüchern erechien das bekannte von Richard Schrr>- 
, der: Lelirbuch der deutschen Rechtsgaschichte. 3. Auflage. (VIII, 
944). lieipzig. Veit & Cie. Femer von Werunsky, Prof. Dr. 
Emil: i Jstcrreicliische Reichs- und Rechtsgeschichte. Bün Lehi^ 
und Handbuch. 3. üefemng. S. 161--240. Wien. Hana. Die 
Ton Stint sing begonnene: Oeeohjohte der BeofatswÜBennoliaft seMe 
fort Landaberg, Prot Dr. Brost B» eraohien im Beriobtegabre 
die 3. Abteflnng 1. Halbband Text (VII, 552 8.) nnd der 2. flalb- 
band Noten (VIII, 326 8.). VortreffHch ist auch die Arbeit vwi 
('t)hn, Prof. Dr. üeoi"g: üemeindeii*chaft und Hausgeuost^enachaft 
(V, 12H S.) Stuttn^ai-t. F. Enke. 

„Das Öültbuch von Nieder- und Oberösten-eich und seine 
Funktion in der stftndiaohen Verfiaaung^ hat Adler, Prot Dr. 
Edmund, dem TOjihrigen grossen Juristen Joseph Unger dir- 
gebraoht 

Qans kurz hat Alberti, Otto von» Vhex yfiÜB Notwehr heute 

nnd In den Yolksreohten" (III, 50 8.), Stuttgart, W. Kc^hammer, 
gehandelt. WisHenschali liehe Bedeutung kommt diesem .Schriftohen 
nielit zu. Ijiteres^nt ist die: .,Rechtst?-eschichte der returmierten 
KiixUie von Appenzell a. Rh."^ von Bau mann, Johannes, {pm» 
104 8.) Basel R. Reich. 

Bemerkenawert ist Conrady, Alex: Qeeohiohto der ClanTar- 
fusung in den schottischen Hochlanden. Aus den Leipnger Studien 
aus dem Gebiete der Oesohlohte. Bd. 6. 1. und 2. Heft hatpäg. 
Dundrer nnd Humblot. 

Seinen von Fachmännern lioelij^^eschÄlzten Untersuchungen ziu* 
Reeht.^gescliiehto fügt Julius Fiekor den vierten Band 1. .AH- 
teiiung hinzu. Sie führt den Untertitel: Untersuchungen zur Eriken- 
folge der ostgermanischen Rechte. (VIII, 290 S.) Innsbruck. 
Wagner. — Zum akademisohen Gebrauoh heransgegeboi und er- 
lAutert hat die Lex SaUca eeffken, Prot Dr. Heiarich. (3LV, 
332 8.) Leipxig. Veit Cie. Hierher gehOrt auch Wolff, a 
Dr.: Das Lübische Beoht in der Stadt Kiel. Ein Beitrag zur Br- 
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mittoluü^ üor Grünzen iiwibrlien den 0»^ltuiig8gebieten des LQbiachen 
Hechts und de» Sachsenspiegels. (4h S.) 

Ein noch nicht genug gepflegter Zweig der Kechtsgeachichte 
iai der, welcher die Itoolttspflego in den deuteohen Stidteo ina- 
beeondere aeit der Beformafion bis heute behandelt Unter dieeeu 
CMotepinikte ist dankensweit die Sohrift ▼od Levi, LandgeriohterBt, 
Geofg: Zar Qeaohiohte der Beohtspfiege der Stadt Straaaburg i. E. 
(IV, lu3 S.) Strassburg. L. Boiist. Ferner ist /n erwähnen 
Zivi er: Gewhichte de« Bcr^ro|j^als in Schlesien bis zur Besitz- 
ergreifung des Landes duixjh Preuäi*e«. (IV, 370 S.) Katto- 
witz. CMnrOder fiQhm. Endlich aeien noch zwei Sohnfton erwähnt^ 
beide fon aUgemeinwn Intereaae. ▼• Zailinger» Prof. Dr. Otto, 
aehiieb Aber: Wesen und üisprung des Fomuüianras im altdeuteoben 
Pkinfaedit (III, »5 8.) Wien. Harn. Die Sbhrilt beadohnet 
aioh ab Vortrag und ftthrt ihren Gegenstand in feiner, das Thema 
beherrschender Weise aus. Wie ein Atavismus mutet im« endlich 
au die anonyme Schrift: Keehtsvei hältnisse der freien Standesherr- 
schjjft Füi-Htentuni Plesö. Kutgegnuniu: auf die Schrift: Beiträge zu 
Schlesiens Rechtsgeschichte vom Kechtsimwiilt und Notai- Bnino 
Bellerode. (XV, 56 S.) Kattowits. Qebnlder Böhm. Die Schrift 
ist ala Kniioaiun beaendera intaneaant Wjaaeneohaftiichen Wert 
bat aie gar keinen. Sie aeigt aber doch, wie eiheliHoh auch noch 
in nnaerao Tagen die genaneaten reohtqgeschiclitlichen ^ataaohen 
biBaiefatSofa mancher deutschen Gm ndherrsdiaften sind. 

c) Ebenfalls in diese Onippe gehören noch zwei Werke; das eine 
von Köhler und Peiser: „Aus dem hab; l-ni-i-hen Heehlhieiien" 
(IV, ö2 S.) und Hürbin, Dr. Joseph: Die ^Ntatuten der Juristen- 
noiTenitftt Padua vom Jahre 1896. (80 S.) Luaern. KAber A Cie. 



Bei der aaoUiöhen Natur der Beohtawiaaenaohaft ist daa Hin- 
dnspielfln reu rein penönliohen Momenten ftusaeiBt aalten. Gleieii- 
woU bietet dann ein Hervortreten von solchen einen friaohen indi* 

viduellen Zug, der den objectiv Foi^ciien<leu reelit angenehm be- 
rührt, weil er das rein Mensehlit lie mit dem Wissensehaftlichen 
in schöner Verbindung findet. Der diesjäluige Bericht geötattet 
mir, auf zwei biographische Werke hinzudeuten, die beide vor- 
tralDidi aind. Das eine iat von Merkel, Prot Dr. Johaonea: 
Hflinridi Hnaanna (1636—1587) Henoglioli SSchaiacher Bat, 
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3Iecklenburgischer Kanzler, Lüneburgischer Syndikus. (V. 403 S.). 
GötHngen, S. Hurstniaiin. Eine Lebeiiöisuliilderuug von unmittel- 
barer Frische \\w\ Wänne. Dann Moyer. Prof. Hugo: Karl Ge^Tz 
von Wäcliter. Kede bei der Gedik^htnisfeier desselben am 20. Januar 
1898 in der Aula der Universität Tubingen gehalten (43 &)• 
Leipzig. A. Deioliert Naohi Auch diese Sohrift ist gelegen m 
vacher Saebknnde und von waimem peiaBididieiii lateceM. 

BttisMÜcliM Becht 

Von Lehrbüclicrn ist eine neue Auflaicro des altberiüimten 
"Werkes von Stobbc: Handbuch des deut^ Ii- n Privatrechts er- 
schienen, und zwar der 3. Band 3. Auflage, Iigg. und neu 
bearbeitet von U. 0. Lehmann: Urhebeneoht und fotdeniogs- 
lecfat (Vm, 570 S.) Berlin. Beeser. Dernburg hat mit der 
DusteUnng des neuen büigerlidien BecUs im Beridil|aliie be- 
Es enohien suerst: Das Mligerliolie Beoht dee Dentachsa 
BelcheB und PreussenR 3. Band. Saohenredit (XYI, 792>. Balk 
Buchliandhiiig des Waisenhauses. Band 1 und 2 sollten später 
erscheinen. Enderaann vcrzeicknet bereits die 3. und 4. völlig 
neu bearbeitete Auflage seiner: Einfülmuig in das Studium ies 
bürgerlichen Gesetzbuchs. Ein Lehrbuch des biUgerlichen Kethts 
2. Band. 1. leil. Sachenrooht Berlin. 0. H^jrmamiB Veriag, vürnad 
Enneccerns-Lehmann erat mit ihiem Lehrboohe beganiMB. & 
betitelt sioh: Das btiigBrliolie Becht Eine Binffthning in äts 
Becht des bargerUchen GesetzbuohB L Band 1. Lieferung vad 
IL Band 1. Lieferung. In diesem Zusammenhang ist auch N 
nennen das Werk von Eck: Vorträge über das Recht des büigti*- 
liclien Gesetzbuchs 1. Lieferung, 2. unveränderte Ausgabe. (128 S.) 
Berlin, Guttentag. Hervoiigegangen aus Ycwrträgen, die der be- 
kannte Berliner Bechtslehrer vor Praktikern gehalten hat, ist es 
ein intevessanter Yersudi m Bewältigung dea enormen SM» ü 
Idarer und knapper Fonn. Leider ist die Fortsetsung durch dos 
Tod des Verfassers unmOgUch geworden. Ehie besondere Au^ito 
setzten sich Loske und Bnchka, welche zur Überleitung in 
neue Recht eine Darstellung des ]»reus8ischen bezw. des geni'in^'fl 
Reclits gegeben iiaben immer tuiter Pezugnahnie auf das burgtr- 
Uche Gesetzbuclu Das (übiigeus im Sommer des Jahi-es 1901 noch 
nicht vollendete) Werk von Leske führt den Titel: Vecgleicheade 
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DustaUoDg d66 bttigediobai Geaetsbnohee für das Deutsche Reich 
mä des TmoBtSschm AOgemeinen Lmdreohts, wfthrend das tod 

BuL'lika sicli: Yorgleiehciule Darstellimf; des bürgerlichLMi Uesetz- 
InicheK für Uas Deut»;he R-oicli nmi des f^t'mcinen Rechü» betitelt. 
Das dritte Unternehmen dieser Art, Barre ä BikgcrÜches Oesetz- 
bvich lind Code civil erschien schon 1897 in 2. Aufl. (Berlin, 
H^ynwun.) — Otii gmrbntet ist Biedel, Dt» BQB. in VeigleiGiiuiig 
vH den pieiiss. Booht 6. Uefernng. (Sw 386—464.) BerUiit 
giemenroth and TrosoheL — Otto» Hermaan belenohtet endlich: 
Die Versdiiedenheilea des neuen dentsohsn vom geltenden alohai- 
Scheu bürgerlichen Rechte. Es lag bcbon Bd. Iii Familien- 
und Erbrecht vor, bearbeitet von Amtarichter Nitsche. Dresden, 
C. Weiske. 

Hier sei auch <1er beiden wohlbekannten Lehrbücher gedacht, 
die aooli naolL BinfOhning daa BQB. ihre Bedeutung behalten: 
Salkowaki: Institationen. > Gnmdaflge dea Syetema und der Qe- 
aduchte dea i5niiaolien Frivatreohta. Für den akademiaohen 0^ 
hnncli. 7. Aufl. (XXIL 618 8.) Leipzig, Tianohnits. Sodann: 
So hm, Institutionen. Ein Lehrbuch der Geschichte und des 
Systems des jf^m. Piivatrechts. 7. Aufl. (XVI, 563.) Leipzig, 
DuBcker u. Humblot. 

Ein sehr beliebtes und zur ersten Einführung in das neue 
Baoht aehr geeignetee Buch achrieb Altsmann: Das Recht des 
bfligedicben Geeetzlmcha. Em Lehrbuch fOr Oerichtaachreiber und 
Juatianwftrter. Berlin C. Heynuuma Verlag* Denaelben Zweck ver* 
MgtStrftbedaa RG.B. EineqratenuifiacheDantelluag. (XI 608 S.) 
Freibarg i. B. Lorenz und Waetzel. Mehr rechtshistorisch geht 
vor Bendix: Das deutsche Privatrecht. Auf ruuiul des ilcutschen 
lüri^erlichen Geselzbiichs systeraatisch daigestellt. Broslavi, J. U. 
jj^erns Verlag. (VIÜ, 215 S.) Ein äusserst fleissiges und stellen- 
weise geiatTolles Buch ist das von Kuhlenbeck: Daa bürgerliche 
QeaatabtKdi fflr daa deutaohe Beieh nebat dem ISnführangageaetze. 
Sb im Auftrage dea Dentacfaen Anwaltavereina henueg^benea 
WeA. Nicht minder beachtenswert deeaelben Ver&aaers: Yen den 
Pandekten znm bürgerlichen Qesetzbuch. Eine dogmatisdie ELn- 
föhning in «las Siniium dos l»ürgt;rlit;lu'ii Reohts. Die meisten 
der oben geiiaimten Werke .-^ind /aw Zeit der Abfassung Uiuses 
Jtehchta entweder schon vollendet, was sie im Jahre lö98 nicht 
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waren, oder sie stehen kurz vor ihrem Schlüsse. Nach eigen» 
Pädagogik geht vor Krück m inn , l'rof. Paiil: Institutionen -leg 

B. G. B. 2. (Scliluö«) Teil (XUC— XXVI) u. 273 - 560 S. Gutüiigeo, 
VanHf^nhock und Kuprecht. Verdienst v«.!! waren auch WctTs 
Vorti%e über du &a.fi. t Fnktüur I üd. (XXU 532 MiiodMa, 

C. H. Bedk. 

Von Kommen Uren zum B.Q.B. aeua erwilmt: der vm 
Pianok und Genoflsen (4. lief., 2. Bd. Beolit der SeliiildTefliittiuM 

S. 225—408. Berlin. Guttentag): \xyn Loewenfeld-Stmndinger 

(darin: Engel iiuiun i-.üiulicnrecht 12!*7 — 13(12): v. Staudinß'er 
Elieliches (füleneclit 5;§ 13G3 — 1417; KoImt SachoiuechL ^i? n54 - 
1U36); der von Iluf^^o Neunianu bcoadet); der von 

Scherer: Bßoät der Sohuldyerh&ltniaae des G* B., Eriaagen, Bdm 
Qod SDoka 

In das teteneichisclie l»fligediche Beoht fOhneii m» ml 
Werke, das von Stubenrenoh, weSL Dr. IL Kommenlar nmi 

fifiterreichischen allg. bürg. Gesetzbuch 7. Anfl. 10. Heft I Bd. 
(S. 721-^1040) "Wion, Manz. und ferner das Bueli von I.eo 
Geller. Nach einer Grundlegung' der Koclitslehro al.s Erfahruni;»- 
wiHBenächait stellt ur ami Heimatrecht für das Studium luid die 
Pnuns dar. Vorliegt: I. Hand: Grundlegung. Familiea* nnd Penonan- 
lecht 1. Abteilung. (XIX & 1—160). 

In des floliweiseriadie Beoht fOr uns: Hafner: Das schweiBeasolie 
ObUgationeiireoht 2. Anfl. 2. Abt 17 u. & 193—930 Zttaidi 
OieU FfisalL — 

Der ersten iiinführung — ohne wisscuscliaftiichen "Wert — 
sollten dienen: Fiedler Leitfaden zur Einführung in das B. G. B. 
und seine NebengeseUe für Gcriehtiiachi'eiber Teil I (147 S.) 
Berlin, Guttentag und Rapp, Leitfaden dmch das B.G.B, für 
geriohtiiohe uüd Verwaltongsbeamte 1. Beft J. i. Heine Veriag (32 S4 

In das Gebiet der wenig erfrenliolien popnUnii LHeiatar 
gehört Maller-Meikel: Das bürgerliche Beoht in seiner nenea 
Gestaltung. München. J. Sohweitaer. Anch Pfiier: Das bürger- 
liche ücsetzljurh füi- das deutsche Heicli. Ravensburg, O. Maier. 
2 Teile, bemüht siioh vergeblich mit einer Popularisierung dos 
B. G. B. Noch erwähne ich das bt;kaimte Lehrbuch von Heil fron. 
Das bürgerliche Kecht des deatsohea Reiches. L Tdl; fiechta- 
geschiobte 2. Abteilung. Die deutsche Bechtqgeeohiohle, sowie 
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Staatsrecht uiul Kii'clieuretilit liegen im Bericlitjahre in um- 
geaiueitetor und vermehrter Auflage vor. Das Werk enthjUKhi 
seinen Zwecken in hervorragendem Masse. Man merkt bei einem 
geBanoceii Eingehen sehr wohl, dass der Verfasser trotz des praktiflobeo 
Zwecta aemer Arbeil mit aUeu wiwenflohalttichen Eq^ehnuaeii des 
FaoliflB Sdirikt sn Uten besMt iat 

Die WmemcM der PartiknUrreoht« kt ebenfalle gepfl^ 
mMden. So luil Goldfeld belmdell: Die AUodirmig des Ham- 
buiger ehelichen Güterrechts hingichtlich der am 1. luiiuar 11)00 
heRtehenden Ehen. (38 S.) Ilamlmru'. 0. Meissner^s Vorlag. Nie- 
meyer gab den 5. Teil seines Haniburgor Privatiwlits heraus (XV, 
S. 517 — 724). Bsmburg, M. Mauke Sohn. Es ist ferner das 
Iwirennte Buch taa Both: Bayeriscbee Civilieoht in 2, gftnsUch 
iBB|;esitwitetBr Axdkga und swnr die 3. AMeibiiig liesoigt werden 
von Henuicli Bsote und ebenso der 3. Teil in 2. Aoflage. (Tübingen, 
H. Laupp.) Bidlicii hat ünger fem: Handboch des im Heraog- 
tum Sachsen-Meiningon geltenden Partikularrechts den 3. (SchlusB-) 
Band der ÖffentUdikeit übergeben (VII, 43() 8.). (Hildbmgiuiusca, 
Keeielring.) 

£iu2elne grössei'e Gebiete aus dem Frivatieclit halben l)ehaadelt: 
Biermann, der in vorzüglicher Weise das Sachonreclit kommentiert 
bat ferner bat Frinkel, Ai, daa viel beacbteto Werk: Daa Familien- 
reoht des bttigeiliQlien Qesetsbnelis Iftr das dentsobe Reich unter 
AnaacUuBS des Vcanondsobalterechte für den prakttsohen Qebraach 
daigeatellt (X, 240 a) Hannover, Helwing. Köhler, F., ver- 
öffentliclitc: Das Eherecht des bürgerlichen üesetzbiichs einschliess- 
lich def? ehelichen Güterrechts. (VII, 256 S.) Stuttgail, J. B. Metzler. 
Nur vom Eheschliessunf^recht handelt Mantey in seinem in Berlin, 
H. Ldebau erschienenen Werke. 

Mehr allgemeiner Natnr und für die meisten Teile des 
bflrgeriieben Beohte kommt in Frage Enhlenbeck: Die Becht- 
apreohnng des Beiohageriehto in Besiehnng auf die wichtigsten Be- 
grifl» und Institute des CST&ieebta. In systematischer Folge dar- 
gestellt. Berlin, W. 3Iösei-; ferner S La in in 1er, Rudolf: Piuktikum 
des bürgerlichen Recihts für Vorgeriickterc zum akademischen Ge- 
brauch und zum Selbststudium. Leipzig, Veit & Cie. Ausserdem 
aind zu empfehlen deaaelben Verfassers: Übungen im bfizgerlichen 
Aecht für Anftnger zum akademischen Gebrauoh und sum Seihet- 
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Studium. 1. Teil. Einleitung. Allgemeiner Teil. Recht ilor S( Imld- 
verhältniRse. (XII, 372 S.) Hier ist auch zu erwähnen Stölzel 
mit seinem schnell zur Borfihmtlkeit gokogten Werke; Scluüung 
für die civilistische PimziSf too dfln der 1. Teil im Berichtjaloe 
bereite in 3. Auflage vodiegt, wShiend der 2. Teil die 2. Auilige 
eriett Endlioh ist in diesem Zrowmnwmhunge nooh D^nbenspeek 
zu nennen, der: Die beigreobtUeiien EntaeheSdnngen des Deutechw 
Reiohsgericiits «UB den Jahren 1892—1898 wOffendidit Berim, 
F. Vahlen. Endlich sei nocli Li^^ähat, dass in 4. Auflage ei"schien 
das l-ekaiinte Werk von Mandry: Der civilreclitiiche Xniialt der 
Bmchägesetxe. (XVI, 658.) Freiburg, J. Mohr. 

24un Aligfmiftiuftn Teil des R G» B« 

Zur Lehre von den Beohtanormen, örtmann eobreibt: 
Tolkarecht und OeeeteeBreoht (40 S.) Dreadan, von Zahn uad 
Yon länlzsch. Das angeechkgene Thema witd mit grosser Veniheit 

und Zusammenfassung der vorangegangenen IJtteratur ciftrtert. So- 
dann hat Sei dl er: Von der Lehre vom Gewühnheitsrecht auf dem 
Gebiete des österreichischen Staats- und Verwaltungsrechts gehandelt 
und für Ii* Bes Thema wertvolle BeUztIge geliefert 

Wae die 0renien der Anwendung dea deutaohen 
Beobta gegenüber dem Auslände betriflk, so ist hier an 
erster Stelle zu nennen das Werk von Zitelmann: Internationales 
Priyatrecht 3. Band. 1. Hüfte. Leipzig, Danoker Humblot 
Das Werk ist allgcaieiu als vorzüglich anerkannt Hochinteressant 
ist auch Meili, Prof. Dr. Fr.: Institutionen der vergleichenden 
Rechtäwiööenschaft. Ein Gnindriss. (VII, 286 S.) Stuttgart. F. 
Enke. — Erwähnt sei noch Müller, W.: Die Klageverjährung im 
internationalen PriTutrecht (VI, 40 S.) Könitz, W. Dupont 

In die Lehre vom Reohtaaubjekt und der Bechtsfähtgkeit 
gehGrt die Arbeit von Heuoke: Begriff und BeohMeülung des Ysr- 
schwenders naoh rOmiaohem und deutaofaem Beoiit, bis zum bürgerUohn 
Gesetzbuch historisch dargestellt (X, 120 S.) Berlin, J. Räde. Yen 
den juristischen Personen Imudelt dann Walcker, G.: Die rechtlidie 
Stellung der juristisciien ausländischen Personen. In die Lehre vi im 
Kochtsgeschäf t gehört die Abhaudlimg voü Kuoui: Die ein- 
seitige ünTerbindlichkeit des unter Irrtum, Betrug und Furoht- 
erregnng abgeschlossenen Yertnges naoh SohweizeriBchem ObligaF 
tionenxeolit (H, 114 S.) Ohur, Hits. 
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Endlich versucht Tentler die juristische Konstruktion der 
Veräieigerung unter Bertkiksichtigimg des ^ löb B. Q. B. Berlin, 
Struppe & Winckler. 

In die Lehre Ton dea Sachen gehört Ortloff: Becht der 
SkiibegitfnuBae imbesoiidere im GxoBahenogtam SeoliMi -Weimar. 
(53 &) Jena, fl. POhl und üamer Blaes: Das Bechtsgut der 
Bfiktrizittl un GiYÜ- und Strafreolit (90 B.) ZAnch, F. SchnltfaeBS. 
Als ein für den ganzen allgemeinen Teil wichtiger Beitrag erscheint 
Darz. Prof. Erich: Laienvei-stand und RcchtsprechunL'. fl28 S.) 
Jeoa, ÜUätav Fisclier. Man sieht hieraus iiial>cc.on(lr'iv , da.s.-, die 
|§ 157, 2^2 wegen der Bedeutung der Yorkehrssitte zu den aller- 
wichtigslen BeBtimmongen des K0.B. geh6ien. Die Leitaltie, 
velclie der YerhiMwr Iflr den EUifli» jener Beetinunungm auf die 
kHaftige BeditqBflege anMeUt, sind fdkgends: L Vor jeder Be> 
arteihing eines Yertngs mosa der Bichter nach der VerkehxBBitte 
auslege n, 2. ihre Sätze kennt er als Laie^ 3. wird sie beachtet, 
80 musij daii Urteil mit dem Heclit><gefülil des Volkes überein- 
stimmen, 4. liierdurch ist eine Schutzwehr gegen [ornuiliKtifiche 
HBchtsfoechuDg geschaffen und 5. die Konlormität derselben mit 
dem jedesmaligen Rechtsgefflhl des Volkes garantiert, 0. die Aus- 
lagong der Sfttae der Verkehissitte mnas ven Amtawegen eifolgen, 
7. ttr ihien Beweis kommt § 293 C.P.O. in Betcaofat, 8. ihie 
Vnislsiing begründet die Beviaion. 

Zn den Per8((nliohkeit8rechten insbesondere dem Urheber- 
rechte sind eine Heihe von Werken zu verzeielinen. Brandis, Werner 
Riireibt über den Keciits.'^ehutz der Zeitungs- und Büchertitel und 
hefert dadurch einen Beitiag zui* ungenügüuden Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes dureli die Gerichte. (88 S.) Berlin, 
f. Lippsrheida Mitteis, Ludwig entiiohtet den Zoll seiner Boch« 
achinng für Joseph Unger in dem Bdtmge: Zur Xsnntnis des 
Bte wri sch - artislj a c h en Urfaebeneohts nach dem OsteirelDhiaoben Cb* 
astae vom 26. Desember 1895.^) QeistigSB ISgentam und geistige 



*) ilift sfiuu noch zwQi Scliriften erwäbnl; Schulz, Aliu. Sukr. Dr., 
Die österr. Vorschriften betr. den Schutz der Erfittdungon, Marken und 
IMer, mit Entsoh. der böohsten Oeriehts und VerwaltnngsbehfirdoD, nekst 
te (astsneicliiwlien) PStontgMetxe vom 11. Jannar 1897 (XVI, 599 8.) 
lad Btieridorier, FMer: Fitaotgesels und Fateatarwerbong üi den 
EnhuilMlmi. (Vm, 171 &) Lmpsig, F. Flmioher. 
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Produktion in der Schweiz behandelt Küthlibbeiger, Prof. Eknst^ 
(Vm, 120 S.) Beni) Schmidt und Franke, während ausführliche^ 
Dr. WjBB aber: IntenuttioiMlee Urlwbenechl «a Photognphieo, 
miuilnliflcheo AaflUmiagen imd Überaetsangeii (VIU, 171 8.) 

RMit dir SöMMwUtttalMe. 

Ein*»m alteji Prohlem rückt auf den Leib Binder, Jul. in 
dem Werke: Die Koi rc^iobligationen im römischen und im lieiiligen 
Becht (X, 230 S ). Ix>ipzig, A. Deichert Nachf., wflhrend sich 
Dambitsch, Ludwig mit einer hieran gremenden Fra^ begnügt 
in der Dias.: Entsteht sns dem Verspreolisn der Leistang mi einen 
Dritten nach f S35 B.e.fi. ein Gesiin1|;ltubigerveriiftUiiiB? (V,42a) 
Bresbm, Soliktter. HOnnoher nnteeBUoht: Die rsehtUche Kater 
der Postanweisung. (Diss. 64 8.) Leipzig, Pöhl. Immerirahr 
stelJt dar: Die Kflndi^uiig Listoriöch und dogmatisch. (VJH, 187 S.) 
Breslau, M. H. Man ns. 

Auf das Uaftrecht beziehen sich folgende Arbeiten: Jaeger, 
Felix: Die Umwandlungsklage im deutsdien Haftrecht jetzt und 
naoh 1900. (VI, 42 &) Beiün. Heymanns Verisg. Labowskj, 
Norbert: ISgenes Veiaohttlden bei SoludensenatnasprOolieQ nach 
dem gemeinen Beolite and bOigerliohem Qeaetsbndie. (VJ^ 46 S.) 
Berlin. Struppe ä Winökler. Meiliger, Kasp.: Cnlpi in oonta- 
hendo o<ler Sc-hadeiibei'satz bei nichtigen Verträgen nach dem ge- 
meinen und schweizerischen nhligauoneni-eeht sowie nach dein 
deutschen bürgerlichen Gesetzbuch. 2. Auflage. (Vü, 247 S.) 
Zürich. Zürober & Furrer. Nussbaum, Arthur: Haftung för 
Hilfeperwmen nach § 278 B. 0.B. im Vergkioh mit dem gemeinen 
Recht nnd Landesreoht Beriin. B. Ebedng. 

Liebknecht, Karl, hat, angeregt durch StOlsel's Sohnlang 
der dyflistisdien Pnuds Teil 2, das tllditige Weit geechrieben: 
Vorbehaltsz-ahlung und Kventualaufrcchuung nacli dem heute gelten- 
den und künftigen Heichsreeht (Xü, 217 S.> Uerlin. Ii. L. Pmger. 

Münk, W., tiandelt von dem Wesen und den Voraussetzun- 
gen der mom creditoris im gemeinen Recht und im B.G.B. (IX, 
72 &) Berlin. B. L. Präger. — Die Wirkungen der KenfoBOii 
nach römischem Rechte und dam Rechte des B. O. B. behandelt die 
ursprfingUch Gbeifs walder Dissertation (87 S.) von Sachs, Eduard* 
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Berlin. J. Guttentag. In der Festschrift für JoBeph Unger 6ndet 
8mIi die AUMudlang tob Leopold PfafI: Die Kfarasel lebm sie 
aluitilniB in der Doktrin und in der Oeterreiolusohen Geeefasgelning* 
Der Hauptwort der AiMt beetoht dinn, dass de die literator der 
nameOdne mü Hugo Grotiiis mit groesem Snharfrinn erörtert. — 
In (He liehre von den unerlaubten, Handlungen !2peh<)ron: 
Linokel nijin n: Die Schadensersatzpflicht aus unerlaubten Hand- 
lungen nach deui H. 0. B. (V, 120 S.), Berliu, Hey mann, und 
y. Liszt: Die Deliktsobligationen im Sy^t^^m des B.G.B. Kritische 
und dogmetiaohe BandbemerkungoL (YXX, 114 S.) J. 0utten- 
t^;, Beriin. 

Was die einselnen SolinldTerhftltB laae beknfft* so 
hand^ vom Kanf: Giese, Kurt: Die Aneprflohe des YeikMem 

ans dem Vei-sicherungps- und Kaufvoitrarce nach dem Übergang der 
li» tahr auf den Kaufer. (VIII, 77 S.) Berlin. Strujtpe & Wuu kler. 
Es wini hier eiu versicherungsrechtliches Problem ausreichend be- 
bandelt Hier sei des äusserlichon Zusammenhanges wegen nur 
«nrfthiit die Schrift von Gierke, JuL: Die Yeraichenmgaforderang 
bei YefiQBeefBQg der Tereioherlen Sache. (XII, 168 SL) Berlin. 
C Bejmanne Teilag. Ratz, Adolf, aohrieb zur Lehre rom Yor^ 
kiiifBndit nach dem E0.B. (Dias.), Leipzig, G. Pook, wlhiend 
H. Voss Ober den Satz: Periculum est emtoris (76 S.), Leipzig, 
G. Fück. siel) kritisch vorsucht. 

Yoii den Darlehnszurntju liandelt Biederlaek, Vvot, S. J. in 
den Vorträgen und Abhandlungen der Leogesellseliaft 

Die Werke Aber das Miethrecht eiad in dem Beriohtjahie 
nicht hervonagend. Das beste ist noch von dem nnermfldliohoi 
Lndwig f nid: I>as IGethrecdit nach dem B. G. B. Ar das dentsohe 
BeidL (Ym, 283 &) Leipzig. Danoker Humblot Brwlhnens- 
wert bleibt noch Raatz, Franz: Die Miethe von RSomen nach 
d^m B. G. B. 3. Aiifla^re. (67 S.) Berlin. Deutscher Verlag. 

Das Wesen dt^s \V erklieferungBvertnig^'S im nunischen Rechte 
bespricht Dniestrzansky, St. (iU, 104 S.) Wien. Mauas. 

Stephan Licht aohreibt über den gewerblichen Arbeitervertrag 
in der Reohtsduiohaetznng. Das Werk ist hanptsftohüoh eine Ma- 
terialiiweammlQng für praktisohe Zwecke. Erschienen ist es in 
Briten bei & Winkler. (KU, 191 S.) In diesem Znsammenhang 
sei aodli genannt Unger, K: Ibtscheidungen des Gewerbegeilchte 
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BQ Berlin unter BerAoksiohtigiuig te Fnud« anderer Geridite 
BjBtemeliech daigenlettt (Vm, 284 S.) Beilin. HeTminnn Verieg. 

Bekker, E. .1. leitet die hierher t^^ehÖrijEfen Schriften ein mit 
seiner Abhandlunj?: Übor die natürliche Hesel laffeuheit der Ol.jekte 
unserer din^Hehen Keehte (ans: Sitzungsbericht der Preusaschen 
Akademie der WissenBohaften, 22 S.), Berlin. G. Reimer. 

In die Besitslehre gehOren folgende Schriften. Von Sohey: 
Über den redlichen und unredlichen Beaitier im QBteneiohieohen 
B.0.B. (aua der Feetechiift sum TOjfthrigen Gbbnrtstage Joseph 
üngers); Strohal: Der SaohbeBlti nach dem B.O.B. (1B7 S). Jena 
1897 und Frank, W.: Der Besite>\'ille nach dem B.G.B. (60 S.), 
Bonn, Ruhrsdieid * Ebbecke. 

In das Eigentuiii>i echt g*eh<»rt Üzylarz: Zur Leinde vom 
Eigentumserwerb durch Aocegsion nach römischem Hechte; Jaehner« 
Theodor: Eigentumserwerb am Wilderergnt (GAttinger Diss.), Leipiig. 
0. lock und Wölfl, Max: Zur Kritik der Lehre vom SSgentxuna- 
erwerb durch 8pesiflkation im r. R Dias. (39 8.), Bredau, Schletter. 

Die allgemeinen Vonchiiflegi des B.G.B. Uber Rechte in 
Gnmdetflcken behanddt 0. Strecker, Berlin. Gnttentag. — Die 
Rechte der Aulieger an einer Strasse im Sinne des Fluchtlinien- 
geeet/es vom 2. Juli 1875 be^prieht Bering (43 S.l Berlin. Vahlen. 

Grundbuch und H \ j» o t h e k beireffen folgende Werke : 
Böhm, J.: Das matcriello und formelle Reiohsgnmdbuchrecht (VT. 
6&6 S.), HannoTer, Helwing; Offcnhnber: Daa fiffenllichd Buch. 
Grundbuch vom Standpunkt dea teterreichlflcfaen Reohtee aua be- 
handelt (IV, 377 S.), Wien, BÜSlder; E'lumpp: Daa dentiohe 
Orandbuchreoht beeonders nach wttrt to mbergiaohen Rechte. 1. Teil 
Allgemeine Gnmdsätze (VIII, 149 S.), Stuttgart, Kohlhammer; 
Mittelstein: Das Hyiwthekenrecht des B.G.B. (ViU. 200 S.), 
Hamburg, Leippel; Grieser: Grundeigentum und Hypothek im 
Cknle Napol6on und im Deutschen B.G.B. (28 S.), Hains, Diemer. 
— Wilienbücher: Die Beichagrundbnohordnnng vom 24. Min 
1897 (n, 143 B.\ Beilin, H. W. MUler. 

Die Frage: Hat der nachstehende PEandglftnbiger daa Recht 
des Yerkaufe der Pfhndsache? behandelt Manigk in dner Dias. 
(50 S.), Breslau, Sdiletter. In das SacUeurecht gehOi ige Parti kular- 
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rechte feinden ebenfalls z. T. ihro Bearbeiter. Arftal; Dia badisrho 
Amtracht (Xn, ' 723 a), Kuisrolie, Dto Vaiserreoht iat 

▼im* 4 SobrifMeDeni behandelt worden. Ossig, A. sohrieb Aber 
itaitteheB WaMeneolit .(IX, 194 B,\ Leipiig, Dnncker HnmUot; 
Oürgens, H. notirt eelae: Weiteten Bemerkungen zur Fnge der 
rechtlichen Trennbarkeit des OewSssera von seinen Ufern (44 S.), 
Riga. Yonck & Poliewsky: Hchwerer wies^en dann die folgenden 
2 Werke: Poyrer von Heim8t;ldt ;4:it bi l<ei'eit8 die 3. Auflage 
aemes österreichiachea WasaexrechtH (Wien, Manz) heraus, während 
Randa: Die Waaeergenoflaenflobaften naoh österveichischem Rechte 
mit Bezugnahme auf die teteneiohieohe tmd «ngarisohe Wasser* 
gesetaBebong bespriohl (VII, 43 8.), PKagv P. BiniA£ Das Heft 
sIeUt einen HiGhtng dar sa Randa*8 bekanntem Osterreichisohem 
Waeseneoht 

Faniilienrecht. 

Schröder giebt eine gemein-verständliche Dai-stollung von 
Verlöl<nis und Ehe, sowie von rlen Rechtsverhältnissen der nnehe- 
üehen Kinder nach dem B.a.B. (LV, 99 &) Wieebaden, Lataen« 
kiiohen and BMoking. Kappler, Dr. R,, behandelt: Das Recht 
der TOeheii^^twn Kinder naoh fransfisisohem, badisehem Beidit und 
naeh dem 6.a.B. (in, 51 S.) Straasbui^gT, IS. d'Oleii«. Die 
wichtige Leine von der EheschJiossung behandelt Desmin is, 
Demoethenes, und zwar nach dem römischen und iiLs besondere 
bjsantinischen Rechte. (X, 52 S.) Athen, Barth & von Uirst. 

Die Lehre der ehelichen Gütergemeinschaft nach livlfindiaohem 
Stadtreoht findet ihre B^ui>eitiing in dem fleiaaigea Gflrgena. 
(Xn, 190 &) Mehr historisch ist die Sohrift von Sayn, 0.: Die 
Lsibsnoht des flberlebenden Bh^gatten nach dem Rechte des top- 
naligen Justiiseinats Ehrenbreitstein ond dem Beohte des tot- 
Dialigen HerKogtums Nassau. (Vm, 143 S.) Neuwied, Heuser. 

Vom Waisenrat handeln Rad stühner, Amtsrichter, Paul, 
iii.'^}>esondere vom Standpunkte den Waisenrats als HiltVioigan dos 
Vormuadsohaftshchters und in Hezug auf seine >[itwirkung in Er- 
ziehnngsangelegenhetten (VIII, 108 8.), Berlin, Futtkammer & Mühl- 
bieoht, und Baum, Amtsriehter, F.: Die Pflichten des Waisenmts. 
Bn fiimktisQher Leitfaden für Waiaenrlte imd Yerwaltungsbeamte. 
3. Auflage. (VI, 33 8.) 
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Trost bf»handr^lt das Amt des Vormunds, Pflegers, Gegen- 
vormuiuls, lii isfamiri, WairteiuiUs iiaeh dorn B. G. B. (TV, 130 S.) 
fierlioi A. "W. Hayns Erben. Vorzüglicli vom praktischen Stand- 
punkte ans f aohB: Das deutsche Vormnndschaftsrecht unter 
ChgenflbentollQnf den prewisobe» Yoniiiuidflolultarechto und onter 
Berflcknichligung des OeeetteB .Uber die beiwillige Oenohtabtifait. 
pC, 325 a) BeriiD, YaUeo. 

Bekannt ist Eic Ilhorn, G: Das Testament. Hand- und 
Musterbuch fflr letztwiÜige Verfügungen nach dem B. G. B. mit 
Hinweis auf die kuBherigen Sonderrechte Deutschlands. :i Anflage 
des gplttchnamigen preaaeiaoh-rechtliohen Werkes. Berlin, Vahles. 
Eine ^nselne IVage behandelt Benecke, F^nl: Der Irrtam in 
Motiv bei letstwiOigen VeifOgnngen u. & w. GhnüBwalder Di«. 
(79 S.) 

Wieland, \V., b<»9pricht kurz die Gültigkeit unserer heutij^en 
Testamente und Erbverträge nach neuem iiecht (30 S.j Kaveos- 
burg, Kitz. 

Zu einer viel erGrterten Frage hat Wilke, Richard, SteUang 
genommen, und: Die Haftang des Brben ffir die NaohlasevariiiBd- 
liehkeiten nach dem B. 0. B. (26 Sw) erOrlert Boitin, SieoMirolli n. 
TroBolieL Jftger, A., sobrieb über: Erbenbaftnng tmd NaoUsas^ 
konkufs naoh nenem BelobBraofat. (VIII, 126 S.) J. J. Haine. 

Hnadelsrecht 

Von Lchrbflehern ist nur m erwähnen Co sack: Lekrhuoh 
des Uandelsi-ecUts 4. auf Grundlage des Handel Bg-esptzbuchs vom 
10. Mai 1897 umgearbeitete Auflage. (ZVI, 792 &) Stotigsrt, 
F. Enke, und alleniiül« noch Bngelmsnu: Das alte und neue 
bfligeriiohe Bedit Deutschlands mit EinscUuss des HandelsreofeitB. 
2.-4. Heft) a 161—482. Berlin, J. J. Hetne. Wlhnnd dtt 
erstere Werk sich allseitige Anerkennung errungen hat ist d» 
letztere \vis.sensi;ha[üioh wlir wenitr durchgearbeitet und zeiet in 
kt'iiu r AVeise die Belierrschung «ies ganzen einschlägigen Material-. 
Eine rein praktische Arbeit, die ohne wissenschaftliche Ambition 
ist, i^t die von Friedberg, E.: Das Handelsgesetzbuch des 
dentsohen Beicfaes. 5. Auflage ßUV^ 848 a) Ldpog, Veit & (Scl ' 
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Es sind hifir lediglieh das Handelsgeftetzbucli, die Wechselordnung 
und vonvaii'Ue <r('8otze abgedruckt. 

Besonders bervorgehoben werden niag dif^ Getlächtnisschrift 
Ton Pappf^nheim: hsna Goldschmidt (41 8.). Mit Bildnis, 
Statt^ut, F. Enke. Dem groflsen FOrderer des Handelsrechta ist 
hier ein pietttrolles Denkmal geeetEi 

Eine EntscheidiingaBammliing liegt vor von Adler, Dr. Leopold: 
Sammlungen von Entsciheidongon snm (Seterreiehiflchen) Handels- 
gesetzbueh. 10. Bd. (V, 029 S.) Wien, Manz. 

Es war natürlich, dass sich die Literatur auf die iifuen oder 
imigeänderten Vorschriften des H. G. B. vom 10. Mai 1897 goworfon 
hatte. Gross ist die Anzahl der daa Ak t i o lu oelit bctrcffonden 
Schriften. loh erw&hne Lehmann, Prot Karl: Das fieobt der 
AktiengeeeUsehaften. 1. Bd. (VI, 493 S.) Berlin, Heymann; Simon, 
V. H.: Die BUansen der Iktiengeaellacliaften und der Kommandit- 
gesellacliaften auf Aktien. 2. Auflage. (XVm, 490 8.) Berlin, 
J. Outtentag; Spaltenstein, Mich.: Zum Konkurse der Aktien- 
gesellschaft. (32 S.) Stm.sshnrp:. Schlesier & Schwei khaidt ; Esser, 
Geh. J. H. : Die Neugestaltung der Aktioiigt-sellschaft narli den 
Vorschriften des H.G.B. (III, 67 S.) Berlin, Springer; Hoseu- 
wald, Karl: Die ^vision bei Gründung von Aktiengesellschaften 
unter beeonderer BerOckaiohtigung dea H. G. B. vom 10. Mai 1897. 
(7. 71 S.) München, Schweitier; Pemael: Die Ttotidmen des 
Yoratandes und dee AufBiohtaratee von Aktiengeaellflohaften. Zur 
Auslegung der §§ 337 und 246 Abaatss 1 H.G.B. (UI, 29 S.) 
Berlin. Ho.vniaini. Hierher geh/^rt auch Klem porer, Dr. Viktor: 
Die re<htliclio Natur der Oenu.sf,^^ keine. (IV, 107 S.) Halle, 
Kämmerer <k Cie.; endlich die wissenscliaftlich wertlose Schrift von 
Trempenan: Was rauss der Aktionär, Genosse und Geaellschafter 
wissen? (UI, 133 8.) Leipzig, Pahi. 

Ober die Reehtaverfatttnieae der kaufnifinniBchen Angestellten 
schrieb denelbe Trempenau in einer kurzen Schrift (IV, 47 8.), 
Leipsig, Weigel; femer Haaae: Der Hiandlungsgehfllfe und sein 
Chef. (188 S.) Berlin, Meusser, Messer & Cie.; Holz: Prinzipal 
und HandluntTRgehfllfe im neuen H.G.B. (31 S.), Mannheim, Aletter; 
endlieh Fliess: Die Verpflichtung der Handliinc:s{^ehülfen zur 
Wahrung von Geschäftsgeheimnissen. (52 S.) Berlin, Struppe & 
Wlnokkr. Ober den kaufminniachen LehrveArag auf Grund des 

39 
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H.O.B, ▼om 10. Mai 1897 und dee 6.G.a bandelt Bloch, Dr.E. 

München, Schweitsser. (IV, 44 S.) 

Die Folgt Ml (lor falschen Eintragungen im Handelsregister be- 
spricht Lühtvö, Dr. Uermaiin. (58 S.) Leipsig, Yeit & Gie. 

Das WeehMlredit betreffen folgende Schriften: Ghristianseo, 
J.: Der WechBelproteet (153 S.) EOnigsbeig, Akademiache Bndi- 

handliing. J. Ernst: Die Pormalnatur der Wechselobligation. (62 S.) 
Ingolstadt, KrflU; Gaii|ip-\Va>rt'ii i i-, Dr. Kl>erhard: Blankowechsel 
lind Blaiikoaozept im deuischt'n U'o. hselrochte. (77 S.) Berlin, 
J. Guttentagj endlich Honiicher, Dr. Erwin: Theorie der iFemdeii 
WeohaeUnirse nach G. J. Goschen's, Theoiy of foreign exchanges 
unter BerQoksiehtignng der neuen und neuesten wissensohaftlicfaeo 
Utecatur. (V, 136 8.) Leipxig, FahL Hier sei auch erwUmt 
das Werk von Favli^ek, Dr. Anton: Der Ghek. BSne vetgleicbende 
Studie mit Berflcksichtigunf,^ des OsterreicfaiseheD Gesetzentwürfe, 
i Vil, i:i8 S.i Wien, MaJi/. Endlich gehören ihrem Zutsamuieiihar.g 
nach in Uieüe (iru[»[)r Lazarus: iJa.s lleclit der Abzahlungsgescliaftf» 
nach geltendem J^-cht.' und mu h it. (J.H. [XIV, 146 S.) Berlin, 
Liebmann; femer Wechsler, Dr. Jak: Concurrence d^loyale und 
unlauterer Wettbewerb. (33 8.) Wien, Manx. Wiedenfeld: 
Die Börse in ihren wirthschafiliohen Funktionen. (VI, 67 8.) Berlin, 
K. Hoffinann. 

dvilprosess. Freh^ilH^e 6encht»«i>arkeit Zwangs- 
versteigerung, Notariat 

Yen LehrbQchem ist su erwfthnen das bekannte von Eitting: 

Der Heichs-Civilpix)ze88. 9. Auflage. Nach der GivilpnMsessordnung 
vom 20. Mai 1H9S. (XVill, 714 S.) Berlin, J. Outtoiita^': femer 
Riclianl Schmidt: Lehrbuch des Deutscheu < 'ivili.rozessrec'hts. 
(XVI, 95G S.) 1/eipzig. Duncker & Humblot. Mit dem Nachtrage: 
Die Änderungen des Civilprozessreelits nach don Novellen des 
Jahies 1898. (VI, 141 &) Leipzig, Duncker 4 Uumblot Wichtig 
sind anch die von F. Stein und R. Schmidt heraus g egebenen: 
AktenstOoke zur Einführung in das Frozessreeht Civilprozees. 
Bearbeitet von Friedrich Stein. 3 Auflage. 2. Heft (VIH, 
S. 81—168.) Leipzig, Hirscldcid. 

In das Gsteimohische Recht führt uns das Werk von Czoernig, 
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Ton: Yorleeongen Aber die Exekationaordnimg (m, 371 8.X Wien, 

SfallL 

An Einzelstudien zum Civilprozess sind 211 erwfthnen : Schnitt ka 
von Halberstamm: Das ins novorum in der Ifenifuiigüinötinz. 
In der Festschrift für Joseph ünger; Gmelin, Liandrichter, J. (i.: 
Dio VoUstreckbarkeit nachdem Reiohflcivilprozessrechte (VIII, 106 S.), 
Tübingen, Laopp; MendeUsohn-Bartholdy, Albiecbt: Beiti%e 
snr Ausl^gimg des § 72 G. P. 0. (Auogiewttilte DoktoidiaserlAiioiien 
der Leipuger jQriflten&lralttt) (55 S.)* Leipiig) Veit de de; Frieden* 
tbal, Dr. F.: ISnwandung und Einrede in der Civilproseeflordnung 
und nach dem B.G.B. (V, 72 S.); Pollack, Dr. R.: Die Wieder- 
einsetzimg in den vorigen Stand (33 S.). Wien, Manz: Sj)«'rl, Dr. 
Hatiri: Die Urteile in V^Tsilumnisfailen nach tlein «•sterreichischen 
Civilprozessrechte ; Hof er: Von der Gerichtsbarkeit in GesohAften 
ausser Streitaaohen und die Zuständigkeit der Gerichte fflr bfliger* 
Hebe (!) Bintngtuigen im ExekutioiusTerbdireii. Eine icritiBohe Dar* 
8fee&QDg der in Hinkunft (?) geltenden Jnrisdiktionsvareoibriften 
(80 S.), Wiener NeoBtedt, ToOk; Demelius: Der neue tÜTilproMee. 
Jnria^ktionsnonn und Oivilprozessordnung samt Einffibrnngsgesetzen. 
5. — S.Heft (S. 193—384), Wien. Breitenstein; Nenmjtnn, Dr. 
Geo.: Kommentar zur (nsteneirliischen) Civilpro^essordiiung vom 
1. Augii?! 1HÜ5, Lieferung 8 (8. 5t>l— 960), Wien, Manz und 
desselben Verfassers: Verfahreu nach der Civilprozessordnnng 
vom 1. August 1895. An BechtsfiUlen daigeetellt 2. Auflage 
(Y, 150 8.)i Wien, Manz. 

Das Notartat und die Zwangsversteigerung betreffen 
folgende St^liriften : Kiep pol, .1. H. : Das selbständige Notariat in 
den bttyeri.sclien Landesteilen diesseits dos Rheins und das B. 0. B. 
(28 S.), Bamberg, Hübscher; femer Fischer, Landrichter; Das 
Verfahren der Zwangsversteigemng nach dem ReiHisgesotz vom 
24. BOn 1897 (59 &), BerUn, Vahlen; Wunder, J. H.: Der 
LondesaitSBcdiass und das Notariat in Lothringen (15 S.), Straas* 
bnig, Sdüesier Schweickbardt Endlieh findet der Entwurf eines 
Oesetna Aber die Angel^nheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
einen Besprecher in Rausnitz , .lul. (s. Veröffentlichungt^n des 
Berlin»^!' Anwaltvereins, Siemein*üth & Trnsch«-]). Der Verfasser iiat 
Später dää Gesetz selbbt musteigiltig kommentiert. 

30* 
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Staatsrecht vsd VerwaUiuigareclit 

Zur allgemeinen Staatslehre gehfirt Jeilinek: Becht der 
Ifinoritften. Wien, Hölder (m, 43 S.) Ein Vortiag von piQfpuuiftBr 
Eflne und mit ireitem Attfitliek auf eine noch kaum geaflgend be- 
achtete juristische und politische Materie; ferner Menzel, Adolf: 
WaiKÜuiigoii in (Utv Stiiatslehre Spinoza's. Festsuhrift fiii' Ju^i^yh 
ün^er; endlicli Fritz von Calker: Politik und Wissenschaft, 
(46 S.) Strasfiburg-, Heitz. läino solir anregende Festrede. 

Was die Verfassnngsgeschichte betrifft, so ißt hier folgea- 
der Werke ku gedenken: Bnlmerinoq: VerfManng der Stidt 
Biga im 1. Jahihnndert der Stadt Eän Beitiag aar Geaehichte der 
deutschen Stadtverlnssungen. (XIII, 144 8.) Leipzig, Dnncker 
ä Hnmblot; Ernst von Meier: Hannöversche Verfassiings- and 
Veiwiiltuii^^sfä^esehichte 1680 — isoi». 1. Bd.: Die Verfa^^siiug^- 
gpschi( hte. (X, r>r>Ü S.) Leipzig, Duncker lluniliint. Mnyer, 
Emst: Mittelalterliche Verfassungsgeschichto. Deutö< lie und Um- 
z5sisolie Verfassungsgeschichte vom 9. — 14. Jahrhundert, 2 BändOi 
(XXU, 664 8. und XII, 438 S.) Leipng, DeioherL Schmoller: 
Umrisse tmd ünteisachungen aur Verfsasungs-, VerwaltnngB- und 
Wirtschaftsgeschichte insbesondere dee preussisohen Stsatss im 17. 
und 18. Jahrhundert. (XIII, 686 8.) Leipzig, Duncker HttmUot; 
Schmoll er, 0. Kräusle \md V. Löwe: Die Behördenorganisation 
und die allgemeine Staatsverwaltung Pieussens im 18. Jahrhundert. 
In den Acta Borrussica 2. Bd. Akten von Juli 1714 — Ende 1717. 
(V, G39 S.) Berlin, C. Parey; Scala: Die Staatswisaenschafi des 
Altertoms. 1. TeU. (XV, 266 8.) Leipzig, leubner. 

Von speaiellen staatsrechtlichen Schriften sind lu 
erwähnen: Bad6-Rothfeld, Dr. S.: Dngarisohe Verfassung, ge- 
schichtlich dargestellt (VII, 212 S.) Berlin, Pnttkammer A MfiU- 
brecht Lescoeur: La coudition legale des ctrangers en France. 
Conferences faites aux cours de vacanccs de MarlM»urg. (X, 188 S.) 
Marbui*g, Ehvert; Binding: Die mhtliclie Stellung des Kaiäeß 
im deuts«;hen Reiche. (27 S,) Dresden, von Zalm k Jänsch. 
Berger, Rudolf: f'bei- böhmisches Staatsreclit. (12 S.) Darmstadt, 
C. T. Weinert'sche Buchhandlung; Curti: Die Besultata des 
Schveiaerischcn Betorendtuna. (48 8.) Stuttgart, Dies; Fl ein er: 
Die QrOndung des Schweizerischen Bundesstaates im Jahre 1848. 
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Akademische Antrittsrede. (41 S.) Basel, Schwab: Pseudonym: 
Djü> Gleickheitbprinzip im allgemeinen, geheimen und direkten Walii- 
recht (25 S.) Ficipzig, V. Gnmow: OOrne, üeu. vun: Das re- 
prftsentative System der Zukunft (80 S.) Leipzig, Säugewald; 
Pagensieoher: Die Thronfolge im Oiossherzogtum Hessen. Dias. 
(VI, 122 8.) Maini, Qnisthoff. Pinsker, Dr. Vino.: Der Lippe- 
flohe Schiedaspnich. Kritische BemerknngeiL (82 8.) Fng, 
F. Riviia^; Sinoerng: Tod der glOoldichen Meolclenbiugieaheii Ver- 
fassung. (56 S.) Berlin^ Walther; Reus: Über Kollision der Ge- 
setze über den Ei'werb imd den Verlust der Staatsangolinri^^keit. 
Diss (70 S.) Darm!?tadt. J. Waitz; Hui. rieh, Eduaid: Die parla- 
mentarische Redefreiheit und Disziplin auf der linmdlagc von Rccbts- 
Tergleichung und Rechtsgeeohichte deigeeteUt oaoh deutschem fiecbt. 
(X, 494 8.) Berlin, Heymann. 

Vmi LehrbOohern seien erwflhnt ROnne, von: Die Staats- 
ledit der preussisohen Monsrohie. In 5. Anfl. neu bearbeitet von 
Zoni. l. Bd. (XX, 633 S.) Leipzig, F. A. Brookhau». Hue 
dt Grais: Handbuch der Verfassung und Verwaliiu»^ lu Preussen 
ujul im Deut^hen J^eielie. 12. Auflage. Berlin, Springer. Pohl: 
Handbuch des bayerischen Verfassungs- , Verwaltung»- und 
PoUzeirechts. Unter Berücksichtigung der einschlägigen Ocschäfts- 
anfgaben der reohtsrheinisoheii QemeindebehArdeo und der Beoht* 
B|irecliinig der bayerischen Gerichte nnd YerwaltungsbehOrden. 
10.— 18. liefening. HUnchen, Schweizer. — Fischer, 0^ Geh. 
Bat: Das Ver&ssungs- und Verwaltnngsreoht des Deutschen Beiohes 
Uüd des Köüigreieiies Sarliseii in seinen Orundzügen gcmein- 
fcisslicli 'lan^esteUt ti. Auflage. (VIII, 11h S.| Leipzig. Dürr'sche 
Buchhandlung. — Neisser, Dr. Karl: Zur Geschichte des § 14 
des Grundgesetzes Aber die Reichsvertretung, vom 21. Dezember 
1867. Yerhandlongen im Reichsiat und andere Materialien. 
(Vn, 216 8.) Wien, Mani. Wahrend Offermann, Frhr. v.: 
Die Entscheidung der Krone im Osterreichisch^ongarischen Quoten- 
Mi» behandelt (22 8.X Wien, Branmilller, fOhrt uns Reh m wieder 
in die deutsche Heimat zurück mit dem hochinteressanten Vortrage: 
Unitarisnius und Föderalismus in der Deutschen Reichsverfasbung. 
(40 S.) Di-'sden, von Zahn k Jänsch. 

Yerwaltungs recht. An der Spitze dieser Zusammen- 
stailong erwähne ich Ul brich, Prot Dr.: Das Verwaltongsrecht 
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im BeofatB- und Kultursteate» Bektomtsrede. (20 S.) Fn^ J. G. 
Gnlve. Von HandbOchern ist sa erwAhnen das von IIUd^: Hand- 
bnch fflr preussisdie Yerwiltnngsbeamte. 7. Auflage, 1. iL 3. Bnd. 

Au6 dem Werke vun W. Braucliisch: Die neuen preiissischen 
Verwaltungsgesetze erschien: Trott zu Solz: Die Gemeindc-Ver- 
fassungB-Uesetze für die Provinz Hessen-Nassau mit den oeuea 
Verwaltungsgeselzeu, (XII, 609 S.) Berlin, Heymann. 

Beidtel, Dr. Ign. schtidb über: Die Oeechicbta der aete^ 
reichiflchen Staatsrerwaltung 1740 — 1848. Mit einem Anbing: 
Übenioht der Qeterreiofaisohen Kirohengeachichte von 1848 — 1861. 
Ans seinem Nachläse herausgegeben von Alphons Hubor. 2, Baad: 
1792—1848. (IV, 692 S.) Innsbruck, Wagener. 

T e z II e r btOiandelt : Die landesf üibtlicke Vei wailungsrechtspflc^ 
in < »Meireich vom Ausg;ing des 15. bis zum Ausgang des Is. Jaiii- 
hunderts. 1. Heft. (214 S.) Wien, Hölder. — Hatschek, Jul: 
Die Selbstverwaltung in politischer und junstieoher Beziehung. 
(Vm, 230 8.) In: Staate- und vOlketreohtiliche Abhandloagea. 
Herausgegeben von Jellinek nnd Qeorg Meyer. 2. Bd., 1. Heft 

Das TerhflHnis des bürgerlichen Oesetsbuohs xnn 
Venraltungsrecht hat auf «nem begrenzten Gebiete behandelt 
Börner: Die Bedeutung des B. G. H. für die säclisische Gemeinde- 
verwaltung. (40 S.) I^eipzig, lioböberg. Dagegen untersucht 
Bracken hoeft. Dr. Eduard: Das Verhältnis der Givjlrechu>i 
zur Verwaltung in Hamburg und das Verfahren in QeBindestreitig- 
heiten. (22 8.) Hambuig, Frederking. 

Hübler giebt zum Qebrauch für Vorlesungen Uber 8tasli- 
und Kirohenreofat den Grundrias hemus: Die OrganisatiQn der Ver» 
waltnng in Prenssen (alte Lande) und im deutsofaen Belobe. (VI 
87 S.) Berlin, Puttkaumier & Mülilbrecht. 

Arbeiterveräicheruogsrecht 

An erster Steiie ist zu erwähnen: B6diker, Dr. T.: Die 
BeichsTersLohernngagesetagebung. In den Staats- und aosialwisses- 
sohafUiohen ForaahuQgen. Hemusgegeben von Sdunoller. — KachB^ 
berger hat von den Entscheiduttgen des BeudisgeriGhts Teil U 
von Keidel bearbeiten lassen. SBmmtlif^e Bntschddungeo dM 
Keichsversicherungsamtes imd des Reichsgerichts auf dem Gebiete 
der Altera- und lavaiidiuitövenucheruDg. Das Werk enthält die 
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Eotscheidiiiigeik von 1891 — 1896. Überhaupt war die Literatur, 
welehe sioli auf die ArbeiterreraiohMiig bomig, recht nUraioh in 
dem BoM^^ahre. Das YerhUttiis tia den Kasaenftnieii behandehi* 
nioht weniger als B Schriften: Fischer-BeniBcheid Dr.: Kaeaen« 

ärzte oder freie Arztwahl? IBne AnfklftrangBBohrift. (31 S.) Rem- 
scheid. H. Schniidt Grosse. Dr. Johannes: Das deutsche Ki-uukeii- 
versicheruiigsi^eKotz nnd die deutsi-heu Ärzte. Ein Beitrag zur 
Lösung einer lux- h wichtigen 2ieittoge. (VIII, 44 S.) Leipzig, 
üeiaoher; und endlich Land mann, Dr. F.: Die Lösung der ICassea- 
aiH-Fhige. (56 S.) Mbeifeld, H. Grimpe. Die Frage kt aur 
Zeit der Niedenchrilt dieeee Beriohia noch lange nicht ToQatändig 
geUirt; jedeniaUs erscheint soviel als das Ergebnis der Entwickelnng, 
^M8 die Beantwortung der Frage, ob Kassenärzte oder freie Arat- 
^ahl. meistens die Bcrückbiuhtigung der örtlichen Verhältaisae 
veriangeii wird. 

Seinen Kommentar zum Krankenversicherungsgesetz giebt in 
2. Auflage heraus Halm. (VIII, 360 S.), Berün, A. Troschel. Das 
Weih bildet eines der bekanntesten nnd nützlichsten Werire auf 
dieBem Gebiete. Auch Schubert, Fhmz ist hier an enrShnen mit 
seinem Werk: Die Kranken-, üntell-, Invaliden- nnd Altersver* 
sichenmg. Anf Gmnd de«* Reichsgesetze, AusftlhningBverordnungen 
und ergangenen Entscheidungen unter U\sondorei i^erücksiehtigung 
der VerhAltnissü im Königreieh Sachsen. Zum üebrüucli (üi 
Albeitgeber und Versichertc. (11*4 S.) Leipzig. Sächsischer 
VoIk>>chriftenverlag. Christ, A. nnd Cr. Stoffers: Katechismus 
des üniaUvenichemngsgeselaes. Ein Batgeber in allen Unfalifragen. 
2. Anflage. (YIO, 102 8.) DQneldorf, GerUnh k Cie. Franken- 
berg, von, Stadtrat schreibt Uber: Die dentsche Aibsit e rvetsieherung, 
in der Sammlung gemeinverständlicher -wisseoscdaftUcher Vorträge. 
Interessant ist auch Haag: Skala der Eiubussc an Eiwerbsfähigkcit 
Yei l'nfall.si hädeii. Für XrzUi und Benifsirr>no8RenRcliaften dargestellt. 
AluiicUoii, Seitz ik Soiiauer. Auch die vortreffliche lietie von Kosin, 
Prof. Heinrich: Umschau und Vurschau auf dem Gebiete der 
AzbaiterverBicherung» (UI 26 S.)» Berlin, Heymann, muss erwähnt 
werden. Ein nAtEliehes Unternehmen ist das von Zacher: Die 
Arbeittoveisidiemng im AtudandSb l.'--'3. Heft 1. Die Arbeiter* 
fenicherung in Dänemark (51 6.) 2. u. 3. Dasselbe in Schweden 
und Norwegen. (99 S.) lleiliu, A. Aahci ^ Cie. In diesen 
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Zusainiiieiihang gehört auch Hoffmanun: OigwiUBation des Hand- 
weilu und die BegeLung dee Lehrlipggweeeng mai Gmnd des 
•BeidiflgefielM von 26. Juli 1897. (IV, 194 S.) Beilüi, H^y- 
mann. 

Clier die hehnatrechtliohe YeraiGliernnf^ «dirnbt Spiegel m 

vortrc'ftlit'her Weise. (Vlil, -Ki S.) Wioii, .Maiiz. In diosen Zu- 
sammenhang gühört ilann Streckner, Walt: Die rückwirkende 
Kraft der Novelle zum UnterstQtzungswohusitzgeeetze vom 12. März 
1894 nach der Ansicht des BundeeamteB ffir das Heimatweseo. 
Leipiig, Dielerioh. 

Gedacht sei hier nooh Stengel's Wflrterbnoh des Verwahniigs- 
lechts, von dan der dritte Srgftnzongsband im fieriofa^'ahre voriicgt 
vIV, 371 S.) FMbni^, J. 0. L. Hohr. 

Von umfassenden wrissonschafüichen Arbeiten ist eigentlich 
nur zu neniifn: Zulger, Dr. Johannes: österreichisckeö Verctiii- 
nungsrecht, veiwaltungsreohtUch dargesteiit (lY, 424). Innsbruck, 
Wagener. 

Bine viel beachtete Schrift ist die von Scheffer, Ober- 
▼erwaltung^erichtsEat, Dr.: EinfOhrong der ICflndüchkeit in die 
innere Verwaltung, 1. Teil: VeriLohr der Behörden untereinandfir. 
(40 S.) Beriin, Heymann's Verlag. Bie Ideen des Verfassers fer* 

dienten eine eingehende Beachtung auch in weiteren Kreisen. 

Zu ävm Entwurf eines (fesetzes filier die Yenvaltiuigsrechtö- 
pÜege liat das Wort ergriffoii Häpe in einer Sehnft von 33 S. 
Leipzig, Veit & Cie. Bekanntlich ist das Gesetz jctst zu Stande 
gekommen und ist bereits von T einer (Über Yerwaltungsrecfais- 
pfl^ mit besonderer BerOcksichtigung^ des steheischen Qooo la oa 
über die Verwaltongqgeridhtsbaifceit 1901) beeproohea worden. 

Im Einzelnen sind noch folgende Ueiners Sohaftsn la er- 
wfthnen: Frennd, Dr. 8.: Die Führung von Vereinsabieioben. Eine 
vereinsi'echUiche Erörtenuig /-um Gebrauche fdr politische Beamte 
und Vereine. (24 S.) Wien (IX, Eisengji.sse 15). Selbstverlag. 
Mayer, Wilhelm: Dienstalter und Laufbahn der Riehter und Staats- 
anwälte in Preussen. 4. Bearbeitung. (VK 8.) Berün, Heymann. 
— Glatsel, A., und Sternberg, F.: Das Verfshten in Aua- 
einandersetznngeangelegenheiten. Etgtosungsband Sternberg and 
Feltser: Die prenssiscben Bentengntsgoeetae. (VI, 210 8w) Bsclin, 
Paruy. Endlich Lippmann: Die Xoosuhujuxisdiktion im Orient 
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Duo liistoriscbü Entwicklung von den friihesti^n Zeiten bit» zur 
G^euwart {UJ, 192 S.) Leipzig, Veit & Cie. 

Was das Bleu err echt betiifil, 80 ist hier in erster Keibd su 
noDiMii: f aisting: Die praoBnadieii direkten Steuern. 1. Bd. 
KonuDenter xnm RjnkomnwwHteooggoeota. 4. Auflage. PCYI, 756.) 
BeeUB, HeynunuL IkB Werk kt in aUen aeum Teilen muster- 
fSfil^ and Terdient den Rn^ den es gemeeet Dagegen lal «ne 
ganz Ueine nnbedentende Sdnifl ^e Ton Brnnner, Aide: Die 
Per^onaleinkommeu imd die KoiitensteTier. Vortrag. (43 S.) liins- 
Imick. Wagener. Endlieh ist hier zu erwälinen Knohling: Die 
Besteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen nach den bi^r. 
Oe e o to on vom ^r^^l^Sn ™^ BerCbkaiditigang der Beatanun- 
nngen der Gewerbeordnnnga-NoTellen Aber das Detailreisen. 2. ver- 
beötociLe Auflage. (Vm, 168 S.) Miltenberg, F. Heibig. 

Stnfreeht. 

Zur Geschichte des S t r a f r o e Ii t s IuiIkju beigetragen : 
Friese: Ger.-Ass.: Das Strafrocht des Saclusenspiegels (XIII, 296 S.). 
Breslau. M. H. Marcus. Dohm: Die Strafen der Ghineseu. Nach 
dem Englischen, Dresden, Dohm. Maachke, Oer.- Ass., Dr.: 
Kapitel 24 and 26 der lex Franooram Chamavonun. Bin Beitrag 
sor Geeohickte dee 8tia&eoht& Diaa. (27 8.) KSoigaberg, JCooh. 
»Die Stiatgeeetigelrang dea leisten Yieiteljahikiinderta** faaai an- 
sanunen die Bede ▼on Prof. Jak. Weiamann (35 8.), Grnfimld, 
Abel. — Von Lehrbüchern ist nur das des deutschen Strafrechts 
von Bern er zu erwähnen (XXXII, 752 S.), Leipzig, B. Taudmitz. 
• 18. Aufl. Seine Bedeutung liegt wohl in der Vergangenheit. — 
Zum akademi.^cheu Gebrauch dienen die schon in 6. Aufl. vor- 
liegenden „StralreohtafiUle^^ unseres genialen Franz v. Liszt (IX, 
118 8.). Eine Anagabe des Reicfasatta^asetsbncfaea mit besonderer 
Bflrtckaushtigang der slohsiBchen Landesgeaetzgebung liegt vor von 
Xanklsch, Landrichter, Dr. 11, in Heinkold^s Juristischer Hand- 
MbKothek, 87. Band. — Bereits in 2. Auflage erscheint Apt, Dr. 
Max: Die grundlegenden Ki»iöciiei(hnigon des Deutschen Keich.-?- 
gerichts auf dem Gebiete des Strafrechts (VJfl, 331 S.), Berlin. 
J. J. Heine. — In einem kleinen Hefte hat stimfrecliüiche Studien 
vereinigt Abrahamaohn, Dr. Willy. (52 S.) Berlin, Stmppe 
^Wiackler. 



Dir|iti7*y1 hv CtOOsIc 



— 618 — 



modernen Strafrechtstheoden" hak „yom Staadpnnkt der 

christlichen Auffassung** beleuchtet Biederlack, Dr. Joseph. S. J. 
(13 S.) — „Humaiiitiit uiul Krinnualßti-afen'' betitelt sich ein Buch 
von George, .1. Es ist eine Zusammenstellung sämtlicher Kriminai- 
strnfeu vom frühesten Mittelalter bis auf die Gegenwart» (XXVII, 
383 S.) Jena, H. Ck)6teoohle. 

Im flbrigeiL gehdren in den allgemeinen Teil dee 8lal* 
leolits Alberti, Oüa von: Notwehr heute und in den Voll» 
rechten. (III, 50 8.) Stuttgart, Eohlhammer. — Klee, Dr. Gut: 
Wille und Erfolg in der Verßuchslehre. (X'II, 65 S.) Breßfam, 
M. II. Maicus. — Bleuler, Dr. E. spricht allgemein über: „Die 
Lehre vom Verl>rechcr (aus „Ärztliche Monatsschrift-'). (11 S.) 
Leipzig, G. Härtung und Sohn. — Zu dem "Werke von Fried, 
Alfred Hermann: Das Tagebuch eines zum Tode Verurteilten. 
(lY, 153 S.) Berlin, C. Dmicker giebt eine BSoleitnng FroL 
Dr. Ludwig Büchner: ,,üeber die Tode88tFBfe^ — Hierher g^hflrt 
auch Günther, Bechteanwalt Karl: Die Zureohnong im Stiafreeht 
Ein oflenee Wort zur Abwehr der Lehre von der Willofisanfreibeit 
im Positivisuuis. (14 S.) Berlin, G. Wattenbach. - niauni, Dr. 
Otto spricht über ,,0 ' ■ i /• -1. i kurrcnz auf dem Gebiete doö Su-d- 
rechts". (47 8.) München, Schweitzer. — Thomas, W. A. liefert 
einen Beitrag zur Lehre von der Idealkonkurrenz. DIbb. (VI, 72.) 
Preiborg, Speyer Eaemer. — Sohw edler, G.: F&riamentuiso)» 
BechtswletKungen natsh deatschem Boichsrecht (III, 47 S.) Bkealn, 
Schletter. — In den besonderen Teil des Stiafrechts gehOna 
Epstein, Dr. M.: Der Landesverrat in historiedier, dogmatischer 
und rechtsvergleichender Darstellung. (III, 125 S.) Breslao, M. * 
H. Marcus. 

Eine zu literarischen Auseinandersetzungen führende, fruekt- 
bare strafrechtliche Studie ist die von Stoos. Prof. Dr.: Chirur- 
gische Operation und ärztliche Behandlung. (VII, 130 S.) Berlin, 
Liebmann. Miohel, Dr. Otto: Der stnihare Betrug im Cäffl* 
^ozess. (44 8.) Breslau, Schletter. Heilbronner, Dr. Jafi»: 
Der Begriff „Unterdrückung wahrer Thatsachen'' beim Betnv& 
(IV, 46 S.) Mönchen, Schweltsers Verlag. — Hier ist noch » 
erwähnen die Denkschrilt Ijctreffend Aufhebung dcö § 170 R. St, 0. B.: 
Bethäli^niiig der koiiUäien Sexual-Empfindunp-. (24 S.) Berlin, 
U. Stäiuit;^. Eine irische, moderne Schrift i&t, die von £riel; 
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Dw AtttomalieiiiiiisBbniiioh und seine Charakteriiieniiig als Ddikt 

n«f'h (leiu KeichsstmfgesetzbuüliC. (56 S.) Berlin, Struppe ft 
NViiitkier. Lobe. Liuidnchter Dr. A. üiullicli lian ii Ii ,,ül»er dun 
Einfluss deti Büigeriicheu Gesetzbuchs auf das btrairecht^ unter * 
besonderer Becfickaiohtigtuig des BesHieB.^ (86 S.) Leipzig, Veit & Co. 

Stra^MPOMM. KliMiMipoUllk. 

An erater SteUe Ist hier sii erwihnen Birkmeyer: DentMhes 
Stnfproeesnrechi Yoileeungon. (XVIH, 879 & o. 51 6.) BerUn, 

H. W. Müller. Eine Ausgabe der Sti-afprozessordnung ifet im Buricht- 
jaia-e erschienen von T raub, Liandprorichtsrat B.: Die Strafprozess- 
ordnung und das Gerichts vorfassuugjsgesetz. (Vlll, 726 S.) Heidel- 
berg, Emmerling & Sohiu — Dalcke handelt über: ,,Fragcstellung 
und Yeidikt im sohwmgedohüichea Verfabraa^. Auf Grund der 
Btttammu^n der deutschen Stmfpnaessordinmg imd der Redht- 
quechnng des Bächsgeriöhts daigesteUt (Vm, 172 S.) Beriin« 
H. W. MfUler. „Die Bechtsknil der strafproiessuslen Entscheidung 
fiber Einziehung und Unbrauchbarmachung'' behandelt Glücksmann, 
Dr. A. (VII, 57 S.) Breslau, Scliietter. Praktische Zwecke ver- 
folg Iiiii<;(*ens: Das Strafvcrfalueii. <lie Berufung gegcü die Urteile 
dtsr Sirafkjunmem 1. Instanz, der dolus eventualis und das Be- 
gaacUgun^echt in Deutschland. (16 S.) ZOridi, Speidel. — Eine 
populire Dustellong bietet fiarpner: Die tetetr. Stntfrerfshren. 
(Xn, 152 &) Wiener 1. Yoiksbuohh. 

Die inswiaohen sram Gesetz gewordene MflitfligorichtBordnung 
hit in dem Berich^ahre mehrere Schriftsteller beschäftigt v. M a r c )r : 
Kiiie kritische Bemerkung? zur MiiiUa-trafprozessvorlage. (VIl, ll?7 S.} 
Berlin. C. Docker. Mevos: Die lieform der Miiitär^tnifprozess- 
ordnuiig und ilire LiteraHir, (27 S.) München. Seitz k Schauer, 
findüch hat Ötker Vorschläge zum Entwürfe der Militäigerichts- 
ordnong imter dem üülsl: Qeiicht, Oerichtsheir, Verteidigung. (86 S.) 
I^ipDg, Dunoker Humblot, verOffentliGhi. 

Dem üntenicht dient das Heft von Hippel, von, Prot Dr.: 
AktenstOcke zum Stnfprozess für Lehrzwecke. (IV, 64 8.) Leipzig, 
Hirzel. — Viel Beachtimg fanden die kriminalpolitischen Gedanken 
einrs alten KiehtefH, erschienen unt. i- düni Titel: Olemons, Justus, 
Straü-eciit und Politik. (VI, 103 S.; Berlin, Liübmann. Bedeutsam 
iOr die KnminftUstik ist das grosse Weric von Gross, Dr. Hans: 
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Kriminalpsycholope (XII, 721) und dcss. Verf. iLmdbuch für 
Untersuchungsrichter als System der iuimiiiaiiötik. 3. Aufl., 1 . Hälfte. 
(400 S.) Cimz, Leuisclmer * I/ubensky*). Mit dem Straf v.jllzupj- 
wesen beschäftigt Bich Aschrott, Landgerichtsrat, Dr. P. J.: Dia 
nenen 0nmdfl&taie in dem YoUsug von FraiheitsstraleQ in Deutscb» 
Und (23 8.), Berlin, J. QnttentBg, nnd Fuchs, Geh. Ob. Fin. 
Adolf: Die Oe&QgenenBchnlithiliglieit und Yerbreohenspiopli^iia 
(XYL 273 S.), Berlin, G. Heymann, endüüii Eranee, Cte.: Dn 
Deutsche Zuchthaus. 80 S. Dresden, H. R. Dohm. 

Aiirh f^höil liierher die Statistik der Preussischen zum Ressort 
de« Kgl. Preussischen Ministenum des Innern gehörenden bii-J- 
anstalten und Gefitngniase. (XXIV, 221 S.) Berlin, R. von Decker. 
Auch die VerhandlungeD des Sch^h-eizerischen Versins iür Straf' 
und OeflbisisweseQ u. s. w., 20. VerBammlung, Aaraa 1397/98, 
H. R Neuerltader A Cie. fleien hier erwibnt Endlich behandelt 
Kr 0 sehe i, Landr. Dr. Th.: „Die Abfassung der Urteile in Stnf- 
saoben". FOr die Praxis dargestellt 2. Aufl. F. Vahlen. 

Kirchenreeht. 

Das Werk: Coelin, Daniel von: Die Hechte und PfUcliteu 
des Qemeindekirchcnrats und die QemefaidevQrtietung erscheint 
schon in 3. Auflage; allerdings ist es nur «ine gans kleine Sohnä. 
(16 S.) Berlin, Q. Nauk. Auf wiasensobaflUGfaen Wert hat sie 
keinen Anspruch. Wichtiger ist die Arbeit von Fischer, Quatav: 
Die Kiiohen- und Pfarrbanlast der Stadt Berlin, sowie der 
märkischen Städte uud die KonFi.-uaulordnnng vun löTo. (47 S.) 
Berlin, Siemenroth k Trosehel. Bekanntlieh hat die Stadtgemeiiide 
Berlin sich gesti-äubt, eine dieser alten Konsisturiaiordnung ent- 
sprechende Leistung zu den Kirchenlasten beizutragen. Die vor* 
liegende Scfaiift erOrtert die Fxage^ welohe übrigens im Wege des 
Ausgleichs erledigt attn. eoll, in interessanter Weiae. Jedenlalls 
irftre aber die ausdrOdUiohe Aufhebung dieser KonsialorialordnuBg 
durch die gesetzgebenden Kürpcraohaften sehr am Fktie. 

Hier sei auch das oütsliohe ScbriftobeQ erwihnt vod Deanstidt 
und Schöpf: Einiges über die Anwendtuig der Photographie aar Entileckniig 
TOD ürinudeiifldsofaungen. IfitfceiloDgen «db dem oibeaiMieB Staate^ 
laboreteriom in Hamborg. (23 S. and 6 Tilebt.) Hambnzg, 1* Qtife 
and SQIem. 
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län ftnsserst gelohrtes und verdienstToUeB Werk ist das von 
Oeigel, Begienmgsrat a. D.: Beifllu»- und rakluUtaidiBchfiB 
Kirchen- und Stlftungsreohi 1. Uefiarung. (138 S.) Straflsburg, 
F. X. Le Rouz ä Cie. WUuend der Niedereohrift dieaee Beriehtes 

ist das Werk bereits vollständig. — Gerigk behandelt: Irrtum 
und IVtnig al-^ Eheliiiulornisso iiacli kirolilirhem uihI suiatliehem 
Rechte in einer gekiunieii rreissdirift. (X. 108 S.) Breslau, 
Schletter. — Hansult, Dr. M., verbreitet Hieh aber: Das Fatronat 
in der evangeliaoben Landeakirche des Orossherzogtums Heaaen. 
(VI, 95 8.) Oieeaen, Both. — Hübler giebt seine bekannten 
Knchenqu^len, ein ürkundflnbudi au YorleauDgen fiber Kiiohen- 
laeht in 3. Auflage (1 U S.) bei Putftammer Hflhibreeiit) Bariin, 
benras. — FOr die Gesohidbte des Kirchenreciits wertroU ist die 
Schrift von Ket torer: Karl der üruikjo und dio Kirche. (V. 279 S.) 
München, Oldeulxjurg. — Über das Verhältnis «les l'ai»sUumis zu 
<ien gemischten Ehen verlialten sich 2 Öclirifteu. Die eine ist 
Ton Möller, Ffr.: Kömiseher Kripp f^f^^n die Mipehehon (47 S.) 
in ^jFrBundaofaafÜiohe StreitBohnftan^^ Bannen, D. B. Wionann. 
Die andere bat sum YeiiaaBer Weibel, Dr. J. L.: Bom und die 
gnniachten iihen. (40 S.) nugaohriften dee EvangaHaöhen Bundea. 

ferner liegt tot daa Handbneh dee KlroiieineclitB von Soherer, 
Prof. von, bereits der 2. Hand, 2. AhhMliing (VI u. S. 257 -880), 
Graz, ü. Mnser, währeud Stübel, Otto, eine Sammhiiif; der Re- 
»timmnngen des protestantischen Kirehenreclits in ElHiiaH-Lothringen 
foa 1879—1897 heiaaagiebt (X, 154 &) Weiasenburg, Aoker- 

fine adur weitTolle Schrift iat die von Behling, Prof. B.: 
Die Tfirchengeaefasgebung unter Hotita von Sachsen von 1544 bia 
1549 und Georg von Anhalt (V, 333 S.). Leipzig, Deicheri 

Sehneider, Prof. Fhil., giebt heraus: Die partiknlftren 
Kirchenreciits« luellen in Deutschland und Osteireich und versieht 
sie mit erlänterndiii Anmerkungen (XX VI, 598 S.). Repppn^burg, 
Coppenratb. — öchön, Prof. F., schreibt eine mustergültige Ab- 
handlung ftber: Das Landeskirchentum in Prenasen (III, 107 S.). 
BBrÜn, Heymann. Wolf, Edler von Glanvell, treibt seltene: 
Stadien ana dem kanoniachen Beobte. t. Die n^tia inter vivoa. 
3. verluderte Auagabe (IV, 319 8.). Graz, Leuaehner Lobenaky. 
Sndliefa sei nodh hier erwtthnt die Schrift von Hitrowita, Lia 
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Dr., Nomraokanon fler slavischeu moi^geuländischen Jürche (YII, 
63 8.). Wien, BraumOUer. 

An erster Stelle Bind hier 2 Lehririloher 
Bedentimg m envfthnen. Dsa eine ist ?oii Lisit: Yalkenedit 

(XVI, 254 S). Beriin, Haering. Dm Werk hiit weniger den 
Chfinikter Hiies die Probleme ansfuhilich he)ian<loliult^n Lehrluch-. 
OS stellt vielmehr eine knRy>|>e Tbei-siVht üboi- tlen jetzigen Zusta?i'i 
der Völkerrechtswissensciiaft dar und entliält im Einzelnen eine 
Fülle von neuen Ideen und Gesiohtepuiilvteii. Das andere Werk 
des VdlkerreehtB ist von Ullmann, Prot Dr. EL (XI, 376 a). 
Fteibnrg, B* Hohr. Sis kommt zu einer Zeit, da die ZnsBmiMB' 
fttsnng der wisaensdiaftliclien Ergebniflee auf dem Gebiete dee 
TBlkerrechts dringend eines modernen Beerbeiters harrten. 

Ein äusserst wertvolles Rueli ist auch das von Huber, M.: 
Die Staatensuocession. Vr.llo rreclit liehe und btaatsreciitlic he Praxi- 
im 1 9. Jahrhundert (XXII, 318 S.). Leipzig, Duncker dt UuiubloL 
Sodann ist zu erwähnen Pflug, Dr. Karl : Staatsbankrott und ioter- 
nationalfls Beoht Von der BluntBohli-Stiftung gekrönte PieiBBobrifi 
Ifit einem Anhang: Die Oiganiaation der internationalen KoDtroUe 
der griecbisohen Staatsfinanien (IV, 100 8.). XGnofaen, Scfaweitier. 

Nicht onteiiassen mOchte ich hier, anf das weitere ErBoheioen 
zweier bedeutender Rechtsquellensammlungen hinzuweisen. Es ef» 
schienen nftmlich im Berichtjahre: Recueil de« trait^is et Conven- 
tion eonelus par la Russie avee les pnissances ötraugrreR. Piihli^ 
d'oitire du ministere des afl'aire» t*tniugeres par F. de Martens. 
Tome XI. Traites avec l'Ängleterre 1801—1831 (XYII, 942 a)i 
desselben tome Xn 1832—1895 (Xm, 504 8.). 

Das andere Sammelwerk ist Beondl nouvean general des tnitfs 
et antres actoe relattls aux rapporto de droit intemationaL Ooati* 
nnatlon du grand reoneil par P. de Martens par Prof. Felix Störk, 
2. Serie. Tojue XXII 3, Buch und tome XXIII l. Buch, Leipzig, 
Dieteiich. 

VerschiedeDeg. 

In dieser Rubrik mOehte ich einige Werke anführen, die am 
den flbrigen Systemen etwas heranatellen. Frenndlioh, Dr. A, 
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befaudelt: „Das Verfishmi nach dem R^chflgmtz betrefllsncl die 

Oewerhegerichte vom 29. Juli 1890 in seinen Abweidiungen von 
dem onienÜichen Verfahren" fITI, 33 S.). München . Schweitzers 
Verlag. Ein für die Geächichte des Staatärechtä aber auch sonst 
interessantes Werk ist das berühmte ron Fortescue: De laudibus 
kgom Angliae. Üin Anasproch aus dem 15. Jahrhundert über die 
YcKiOge des engfisohen Rechts. Ana dem Inteiniachen flbertnigeD 
foo ftof. Dr. But>w (33 8.). Berlin, OirCiier. Sndlioii ist gerade 
für die Anhftnger der Tergleiehenden BeohtewisBeiisohaft wkshtig 
das Werk von Eduard Sachau: Muhamedanisches Recht (XXXTT, 
879 S.). In den Lehi-büchem des orientalischen Seminars zu Beriiir". 

Die obige Übersicht war bestrebt, cinigcrmassen vollständig 2U 
seiiu Eine anbedingte Gamntie hierfür kann freilicli nicht über» 
wnunen irerden. Denn die Hülfemittel» welche fttr derartige Ar- 
beiten Torbanden sind, kann man getnwt als geringwnrtig beieichneo. 
Bnt m letEter Zeit ist dnroh den jet/igea Bibliothekar des Beiohs- 
miKtirgerichts Dr. Georg Maaws eine gute Bibliographie in Augriff 
genommen worden. Aber aueh diese l>ezieht sich nur auf das 
büi'gerliche liei lit. — Fmgt man nacli dem Eindruck, den dio 
kritische Durcliarbeitung der erwähnten Schriften geboten hat, so 
kann man sich des stolaen Gefühls nicht erwehren» dass die deutsche 
fiechtewiesensohaft fort nnd fort in ■ den tieften nnd sohwerstMi 
Problemen Stellnng nimmt, dass sie aber die neu anftanohenden 
fieclit8{voUeme tmd die neaeston legislatorischen Handlmigen wissen-- 
achafilich sti verwerten imd sa bewSltigen vermag. Gewiss giebt 
es auch in dem Beri< htiahre eine ganze Anzjilil von scldwhten 
Schriften, die eine Kniik, ja eine Er^'fthnunp; kamn verdienen. Es 
hat aucli das Bedürfnis, die neuen Oesetze der grossen Masse zu- 
gänglich zu msohen, nur allzu häufig zu sog. populären Darstellaagen 
gefihrtf die nur geeignet sein k<tenen, entweder bewnsst oder nn- 
bewnsst das Publikum m tKoscfaen. Denn je sdiwieriger wissen- 
eobsMicbe BVigen sind, je mehr sie eine wissenschaftliche Ausbildung 
ond jshrelange Beeehiftigung mit bestimmten Begrilfen Yonmssetsen, 
dwto einfaltiger ist der Versuch, ohne alle diese Voraussetzungen 
difc Ergebnibiic dor Rcclitswissenfsehaft hui. ungtdtdirten Tnltlikum 
zug^nprlieh zu niachen. Hiergegen hört man oft die Behauptung^ 
da» Hecht mOaae dem Volke ventftndüch sein. Das gaos gewiss. 
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Aber niolit der doMlne BeohtMitB In seiiiflr tatinrnteB jnnatisohn 

Anspr&gnng) in seiner abgemsUMIbnen Form, in seiner, eine grone 

Anzahl von begrifflichen Kemitui^ison voraussetzenden Ab&sstmg 
(T?e<laktioti). sondern nur in Beiner konkreten Anwendung in einem 
Ueciitsstreite bei einem Reehtsfaile. Voi-stÄndlich rauss dem Puh- 
likuni mir sein, weshalb in einem bestimmten Falle Recht Keoht 
und Dnraoht Unraoht sein mfiase, nicht aber mfissen die IdeengSsge 
nnd die fersohlniigeiien geistigaa Frosesse jedem beliebigea nn» 
Bündigen Laien anlgedeokt weiden. Das ist gewiss eine redht 
ketserische Heinnng in unserer nach Volkstflndidikeit basnhwidwi 
Zeit. Aber ich habe noch kaum eine Schrift gesehen, die ernste, 
tiefe und anf sehworer i^oistiger Vorarbeit ruhende Td^ en anders 
als in viM-flachter Form dem grossen Publikum beizubringen ver- 
Buckt und vermocht hätte. 

Auch ein weiteres ist hier su erwfthnen. Es wird von Juristen, 
insbesondere denen in der Praxis, hloflg beiklagt, dass an viel pro- 
dusiert werde. Die Folge dieser Besoignis ist dann gewöhnlich, 
dass ans der grossen Menge — weil nnn einmsl die Wahl so 
schwer ist — fast nichts oder nur das gelesen wird, was nrn 
täglichen Rüstzeug geliört, Icli finde niclit, dass zu viel 
j)r()dnziort wird. Denn das Eeelit liat das ganze vielgestaltige 
Leben in seinen tausendfachen Veränderungen zu ordnen und m 
regeln. Es muss flbecall eingreifen, wo in die äussere Erscheinung 
tretende Thateschen Ton Mensch sn Mensch vorliegen, die nicht 
snders als dnroh die sohliohtende StMtsgewalt an ededlgen sind. 
Anders aber als durch geistige Er&ssang nnd Vertiefung der 
Probleme kann man auch kein Bedtt sehalfen nnd ksnn man es * 
auch vor allem ui In / \m ckgemäas anwenden. Nein, nicht /u viel 
wird produziert, sondern zu wenig wird gelesen. ZeitscliriftPii, 
insbesondere solche, die die meisten Fii^n nur von einem eine 
Übersicht gebenden und oberflächlichen Standpunkte aus behandeln, 
bilden die hanptsSchliolie Lektüre der Juristen. Ob das nicht besser 
werden kann? Ob nicht dnroh eine msssgebende Kritik, durch eine 
sondernde eyetemstiaohe ZussmmensteUung der 'Weifca eines be- 
stimmten Fsohes innerhslb der Jnrispmdens die Übersioht gewonnen 
wertlen könnte, deren der Einzelne bedarf, um sich zurecht zn 
finil» Ii? Tti den Kreisen der jvu-istisch Produzierenden giebt es nur 
allzu viele Pessimisten, die hierin ganz schwarz sehen. Aber viel- 
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Ideht kommt ee doch noob dara, daas die Unmasse toh Geistes- 
arbeit, die sUjahrlioli in Deutschland auf dem Gebiete der Recht»- 
wiflseoschaft geleistet wird, noch mehr Anerkennung und Teilnahme 
and ror allem mehr innerliche Yerarbdtnng fmdet, als dks jetzt 

der Fall ist! -- Ziim Schlüsse noch zwei Bemeikungcii. Die Z*'it- 
schriftenlitcratiir nimmt in nnseren Tagen eine Iteiing'stig'endf Aus- 
deiinung ein. Ich will den Gründen hier nicht nachgehea, sie 
liegen fi*eilich auf der flachen Qand. Sß ist viel bequemer, an 
einen Heransgeber, der hentzntage meaetens anf Mitarbeiter wartet, 
das ITannakript au übenenden nnd lediglich Honorar nnd Abdruck 
abanwarten, als aioh emen Verleger au suchen und alle Weiterungen • 
so erdnlden, die solches Beginnen bis anr endgültigen Ferdgstellang 
'les Buches zu diu-chlaiifon liat 01<'i<jli\volil ist das in der Zeit- 
-liiifteiditeratur Enthaltene in den meisten Fällen schwerer zii- 
gäoglicli. al> das in einem Buche Niedergelegte, und es bedarf 
hier vielkiclit noch mehr ala irgendwo anders der systematischen 
Zussmmensteüung, um nicht auch solche Beitrtge zur Wisaenachait 
an übersehen oder su vemachlSssigen. Der nAohste Bericht 
Aber die deutsche Literatur wird deshalb auch diese 
Zeitschriftenartikel berücksichtigen. 

UnberflcksiciiLigi i>iieben diesmal dicjeuigen Werke, di<^ man 
unter dem Beg^riff der Gesetzeskunde bringen kann. Ich ver- 
stehe (iarunter alle diejenigen Ausgaben von Gesetzen, die mit mehr* 
oder minder grossen Erläuterungen yersehen sind. Auch diese 
sollen künftighin ihre Berücksichtigung findmi. Nur scheint es mir 
aweokmAasiger, wenn sie nidit in der Übeansicht über die Literatur ihre 
SieOe finden, sondern bei den Berichten über die Gesetigebnng. 
Mes neue Gesetz wird dann daiauf zu prüfen sein, ob bereits im 
Berichtjalire eine Bearbeitung desselben stattprefundcn liat. Meisten- 
teils aber wird erst das nachfolgt -nde Berichtjalir übei* solche Kom- 
mentare und Ausgaben referieren können« 

Dominikanifiche Republik. 

Referent: Roberto Kiick, TiegTition>>< ki* tär bei der 
dominikanifiohen Üesandttichait, Berlin. 

Bc'im Sehreiben des Ik'riehtL-^ füi' unser .hihi'buch erhebt sich 
mir wieder die Frage, weiche Äusserungen des Staats wiüeus zu 

40 
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leferieien sind und welche von der groeeea Anzahl als nkht wime- 
wert fflr den Leeerirois besBer nnerwfthnt bleiben. Deshalb BoUdBe 
ioh folgende Zeilen Toiaos. 

Baas ausaer den materiellen Oesetaeen auch die fonneOen ia 

den Ki*cL"S der Botraclitung zw ziehen sind, ist ein Oesicht.spunkt, 
dor von den meisten llefercatou im Auge Vieluüton wnnlon ibt, und 
zwar mit besonderem Rechte, soweit solche Gesetze ihrer ökono- 
nuBchen Natur nach für die Yolkswirtsobaft von Einfluss sind. 

Aber nicht nnr ans dem Grande, nm fOr die NatiooalAkonoinflB 
einiges Uaterial m sdiaifen, aondem auch aas einem inneien mnas 
ich dieses Mal Uber bestimmte domiDikanisofae VerwaltungnktB be- 
richten, und zwar nicht deshalb, weil sie formelle Geeetse sind, 
obwohl sie iiielit als Leyes, sondern als Resolutionen oder Dekrete 
bezeichnet werden; Tieliuehr weil, uiul nur dann seien sie ange- 
führt, durch diese Ver^'altungsakte das bestehende Recht nt)t wendig 
materiell geändert wird. Diese Änderung des Rechtes ist ihr Zweok 
nnd, wie Jellinek in seinem Werke über Qesets and Yerordnung 
schreibt, nur nach Zweckbegnifen können die F^mktionen der an 
sich einhtttlichen Staatsgewalt eingeteilt werden. 

Aus diesem innerlichen Gnmde folgt, dass selbst ein Akt der 
Verwaltung, wenn er durch Anonlnunir von Horrschaftsrechtcü eine 
Änderung- der bestehenden Rechtsordnung bezweckt erwähnenswerter 
ist als ein formelles Gesetz. Wirkt doch ein solcher, sei er ein 
Deoreto oder Resuelvo, Reglamento oder eine Sentencia mit der- 
selben Stärke und demselben Umtenge wie ein fbimelles Geeeti. 
Allerdings ist eine Abänderung leichter m^Sglich, wählend da 
formelles Geseti nur duioh ein gleichartiges au%ehobeii oder modi- 
ficieit werden kann. 

Ich muss betonen, da.ss die Benennung eine?? Gesetzes als Ley 
oder als Dccretu nach duininikanischem Sprachgebniuche fast will- 
kilrlich ist So heisst dasselbe Gesetz vom 7. Jiüi 1847 in der 
Gesetzsammlung von 1847^) auf Seite 241 Ley sobre inmigiadon 

Actos !oü:islativos del Con-^rcsü Naciooal de la Repüblica T")6tninioMil, 
Decrotos y AloeodoneB del T xb r £jecutivo, Besolationes del OolnerQO y 

otros varios documentos oficiaies publicados on 1847. Edicion coropl' ta. 
rncapilada y publicada i^or !a encuadernacioti Poniinicaiia de Felix Maria 
b'ui/.. Toino III. Santo Domingo. Imprenta ^^aoional a caigo dei Sr. 
lugoacio Ooo^«z. 
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del Esterior, dagegen in der Coleocir-n von 1880 Bd. I S. 426 
Äo. 123. Deoreto del C. N. s<))»ie inmi^iacion. 

Fenaer sei erwähnt, daae die No?eLlea zu den Gesetzen nicht 
als solche erscheinen, sondeni dsss die ganzen Gesetze in ihiem 
ittflnderten WortUntte in der Gaseta Ofioial wieder ahgedmokt 
neiden; deehalb ist eine genaae Vergleichung der Texte nnd Stu- 
ffiom der Kongresßverhandlungen erforderiich. Somit sehe ich mich 
verpflichtet, diejenigen Ailikel, die geändert worden sind, w» nigstens 
SU iitieieu, auch wenn Uwe Modifikation ni( ht wissenswert ist. 

1. Am 15. Januar 1898 wurde eine MinisterialverfOgung über 
das höhere Schulwesen erlassen, der Reglamento interior del Colegio 
Gentnl de Santo Domingo, Qaz. Of. Ko. 1224. Dieselbe entiittt 
in 7 Kapiteln mit 31 Artikeln eine Brweiterung nnd Yerbeeserong 
des nm&ngreiGhen Sdralgeseizes vom 25. Juni 1895, Qaz. Qf. 
No. 1090. Darauf nSher einzugehen, ist hier nicht zweckent- 
sprechend; ich verweise auf meine Notiz in dem Jahrbuch IL 
1896. S. 25G. 

Der öchulzwaug besteht in der Republik bereits seit <lor Loy 
de Policia von 1865. Diese beetimmte in den Artikeln 12 und 
13, jedes Kind vom 7. bis zum 16. Jahre, das in keiner Schule 
angenommen ist oder keane hinreichende Beschäftigung hat, s^ 
Ton der Polizei Tor den Friedensrichter zu fflhien, wie es die Ley 
de vag<os Torachreibt. 

2. Durch Rog-icrungsbesclüuss vom 10. Februar 1898, Gaz. 
Of. No. 1225, sind di«? I^ey sobrc Ädiuinas y Puortos und die Tjey 
aranet^iaria auch für die Zollämter Coruendador, Baiiiea und Ccruulo 
an lor Südgrenzc gegen Haiti für bindend erkl&rt worden. Diese 
ZoUstatiooen sind auf €hrund des Dekretes vom 24. Juni 1897 
errichtet worden, und zwar besonders zur Erhebung des ESnftüuv 
zoUes zum Schutze gegen Haitianische Rohprodukte und Fabrikate, 
flieraber berichtet der Gouverneur von A^m in seiner Denkschrift 
voüi Februar 1898, Qaz. Of. No. 1243. Comendador, welches 
Hauptzudaml ist — - die beiden anderen sind Nt ltenznlläniter — , 
hat der Administracion de llacienda in Azua vierteljährlich Ab- 
rechnung zu geben. Durch den Artikel 9 dieses Beschlusses wird 

^ j ColeccioD de Leyes, Decretos y liaedudones emanadas de los Poderes 
Legidativo y J^jetmtivo de la BepüUioa Dnniaieana. Edioion ofioial. Santo 
Duaingo. Qaroia Hormanos. 1880. Tomo I— IX. 

4(r 
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das Anaftdurverbot Toa Homvkfa und Pferden^) der aobm 
annoeleB de Importadon y exportecion Tom 6. September 1897, 
Gas. Ot No. 1205 — durch Beeohloee rom 24. November 1897 
aiif "weiblichfi Tiere l)e8flii.tiik(. (laz. Of. No. 1214 — für den 
Export nach Haiti aufgehol»cn. An Atmfuhrzoll wird fOr jodes Tier 
zwei Pesos Gold erhöhen. Feruur wiededioleu (üe Artikel 10 
11 das Einfahnpeibot fremden Sübeigeldee; sololm -wird aoloit 
konfietiert 

3. Dardi IGnisteriAlTerfQgung yom 2. Min ist des Telegraphen- 
Wesen geordnet wonlen, Gaz. Of. 1237 bis 1210. Auf dieselbe 
mit ihren 282 Aifik-'ln und das geltende Postgesetz, Loy de Comeos 
vom 22. Juni 1SS8, Gaz. of. 727 bis 732, näher einzugehen, ist 
hier nicht der PUts.^) Es sei nur folgendes mit^taiit 

Sohon im Jahre 1878 hatte die dominikamsohe Begiening 
einem Amerikaner die Eonseaeioa ertailt, Telegraphen anndegeL 
Da aber mit dem Beginne der Arbeiten dazu nicht m d» ter* 

tragiiuiäsisig vorgeschriebenen Zeit begonnen wui'de, ist die Konzession 
erloschen; Coleccion VIT. 1670 und 1075. Dass <iarauf mii <löiu 
Bau von Tolcgmphonlinien so lange ir"/''i:ert worden und erst ao 
spftt dem Bedürfnis der wachsenden Bevölkerung nachgekommen 
ist, -war nioht die Schuld der Begiening, sondern der Compagaie 
t61€graphique dos AntiUes. Dieser war die Anlage von Telegnp^ 
konzediert worden. Sie erOAiete am 18. Juli 1895 die Strede 
Ton Puerto Plata nach Santiago und erweiterte diese am 22. No- 
vember ISO.") bis la V'ega und Moco. Die Länge beti%l 254 km, 

') Über die Ausfuhr von lloiiivit'h nach Haiti. Vgl. Coleccioü VI 
No. 1322 vou IST l und No. 1 lOö von lb75. Letzteraa verbietet die Aus- 
fuhr von weiblichüiu Umnvieh. 

*) An dieser Stelle sei auf einen Iiitum liingewitiseii, der sich INI 
Bischer, die Dentsohe Post- and TelegrapheugasoUgebung. Qattentag. 1805 
findet Bb wird dort 8. 252 die dommikanisohe Bepablik miter den Uodm 
aefjseiihit, nach deren Landosgsteteea das Yerfügungsreoht des AtoeadflOi 
wie es der Artikel 0 des Wel^ostveitntges vom 4. Jidi 1801 ymutkaß^ 
anqgenhhiflseD ist Hiergegen ist su bemerken, dass eniena die domfnitaBlwIw 
Repoblik dem Weltpostvertnge von 189t sm 9. Jooi 1893, Oai. OL Ho. 
989, beigetreten ist, und da.ss zweiton h bereits die I^ejT de Correoe TOD lfi88 
ia ihrem Artikel 171, Gaz. Ol No. 729, das Verfüguiigsrecht de.s Absendai 
vorsdireibu Auch der Telegrammabeender hat das gleidie Baoht oldi 
Artikel 62 der diesjiükrigea Telegrai^eiioidBangi 
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In Otmen belftuft taish die Telogiaplirauilago der iEBnsOtischon 
Oeeelbohaft auf 370 km. Doeh da die Koukpagnie der Yertragp- 
bestimmtiiig a niddida qne las neoeeidadies lo erijan niöht naebkam, 

gelang es der (lomiink.üiischoii Rcgiciung 1896 sich daß Recht zu 
erwirken, neben d»^n Linien der Qcyolls« liaft eigene zu bauen. Es 
wurden, April 1897, die Strx3cko Santo Domingo, Azua, San 
Crist^bal, Bani. Snn Tiian, Los Matas, 246 km, und die Linie 
Sanaoa Sanobez, 40 km, ansammen also 286 km im letsten Jahre 
erOfRoet Duch ein Dekret vom 13. Ute 1893 war beieiia die 
Verwaltung der Post und der Telegraphen tod dem Uimaterium 
des bmem tmd der OffentUehen Baoten getremit mid ehi IGnisterio 
de Correoß y Tel<\£,nafus. (Jaz. Of. N. 069, geschaffen worden. 
Femer ist änrch Dekret vom 22. Juiu lb96 eine Eöcuela tele- 
grafica gegründet worden. 

4. Diireli Beschluss des Kongresses vom 28. März 1898, Gaz. 
OL No. 1231, publisiert am 8. August, Gas. Of. K 1251, ist in 
dem Distrikt Pacificador die seodon Barbero sum Paesto Oantonal 
unter dem Namen Ganten Fimentel mit den DOrfem CSahobete, 
Garapeche und San Felii c whoben worden. Dadurch hat dieselbe 
das Recht der Selbstverwaliunt^ erhalten; sie ist selbständig, sie 
ist eine juiistirfcho Person geworden. 

Eine derartii^e Erln;bung in die Kategorie der Geiuoindon ^vird 
im Parlamente oft heftig bekämpft, einmal weil dadurch Bechta 
statoiert werden, deren Befriedigung der Staatskasse zur Last 
iaOen, tmd andererseits weil die betrelfende Kommune nur ungern 
ein' abgabenfaftftiges Dorf verliert. 

Zur Eriftnterong dieses ist em kurzer Bli<^ über die Yerwaltung 
üeci Landes erforderlich. 

') U. Heareaux. Denkschrift an den Kongraes betreffend Brriohtnng 
enes Postaniniateriains, Gas. Of. N. 968; dasu die Kongnasreriiaiidlnngni 
fon 6., 8, 0. 10. Min; amdi staalsieohtlioh hi to r oo e a n t , da die Sobaffong 
im Posfanimatorinina eine yerfaasangvftndenuig bedingte. Gas. Ol 909, 970. 

Hemoria dd Umiatro de lo tnterior 1893, Gas. Of. K. 970. 

1. Uemoria del IGnÜBtro de Correoe 7 TblflgraftiB. 

1894 Oas. Of. 1081. 

2. „ 1895 „ „ 1076 (1072). 

3. „ 1896 „ „ 1145 a. 8ondeidiaok. 

4. „ 1897 „ „ 1180. 
6. „ 189Ö „ „ 1248. 
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Die Gesetze, die derselben zu GrnmdG liefen, sind neben der 
VerfaasuDg, deren Übertragung in das Deutsche ich am Scfalnsee 
gebe, bauptBftoblioh die Folgeoden. 

1. Ley sobie regimen y organizacioii de las provinoias 7 dis- 

tritos vom 30. Juni 1882, Coleccion VllI No. 2019 und Gaz. Of. 
XVn No. 809. Es ist dien eine Modifikation des Gesetzes vom 
13. August 1875, Coleccion VI No. 1451.1) 

2. Ley aobie PoliGsa urbana y raral Tom 2. Juli 1856, 
Goleodon Bd. IH No. 401; "wiederabgedniokt Qas. Of. Jahrgang 1892 
No. 911^914 und Jahigang 1894 No. 1017—1020. Biesee Ge- 
setz ist durch das Dekret yom 11. September 1865, Cdeocbn IV 

No. 874 und Gaz. Of, No. 1017, modifiziert worden.*) In der 
letztjährigen Sebsioa hat der Kongross eine seit Jahren beantragte 
Kefom dieses Gesetzes beschlossen, Gaz. OL No. 1242. 

3. Ley sobre Ayuntamientos 70m 23. Juni 1890, Gas. OL 
No. 828;*) wiederabgedruckt Gaz. Of. XXH No. 1065.*) 

4. Loy Eiöctoral vom 11. Juni 1888, Gaz. Of. No. 721 j modi- 



M Diesen sind voraufgegangen als erste Ley die vom 9. Juni lB4o, 
Col. T No. 40 mit Novelle vom V>. Jnni 1847, Col. I No. 104; als zweite 
dif vom ;'). Soptemb<?r 1H5I, Co!. II Xo. 355. Die im März 1858 von der 
lü'\oluUuiJi>i)arti>i >:r^f(»l).'m*ii Leyes. Col. III No. 5JU, 533, haben nur bis 
z.\xm 27. Septombüi lS.jb lultuiig i^ohabt. Nach der Befreiung von der 
spanischen Zwischenherrschaft wujde diu Ley vüu 1851 am 12. Auguat 18ö5, 
CoL JY No. 860, wieder in Kraft gesetzt und am 12. Oktober 1860 modi- 
fixiert, OoL IV No. 952. Dann folgte die Ley Yoa 1875 and dia gelM« 
▼on 1882. 

') Es ist diese die modifiaierte eiato Ley sobre Polioia ubana y mü 
▼om 23. Juni 1846, CoL n No. 147. 

*) Die exate Ley sobre Ayuntamientos datierts vom 2. Mai im, 
Gol. I No. 32 mit den Novellen vom 24 April 1816, Ool. I No. 74, und 

YOm 15. Mai 1846. Col. I No. 77; die zweite vom 23. Juni 1847, Col- I 
No. 107, mit der Novelle vom 27. April 1848, CoL U No. 137 ; di. folgeo- 
den Leyes vom 2ft. Mai 1^55, Col. Ul No. 392, vom 28. Mai \s:>l. C •! UI 
No. 4«2-. vom 21. i[ai 1>>59, Col. III No. 593; letzte nach der Kestaurauon 
wieder in Kraft seit 9. August 1BH.5, Col. IV No. 8.')9; modifiziert 24. Ok- 
tober 1866, CoL IV No. 957: es Mgm die J^yes vom 3. Februar 1H75. 
Col. VI No. 1378, iiud vom 23. Juni 1882, CoL VUI No. 2014, und ^ 
geltende Ley vuu 1890. 

*) Der "Wiederabdruck dieses Gesetze» iu No. 1065 weist leider indfl« 
§ 3 einen siuneutstellenden Druckfehler auf. 
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fiziert im Jabie 1892 , Qas. Of. No. 937; wiedembgedruokt 1896, 
Gai. Ol No. 11571). 

Nach der enten YerfMSimg von 1844 und d^ Lej aobie la 
admmistndoii piovinoul vom 1846 war die Bepublik in die fol- 
genden 5 Provinzen eingeteilt: Compostela de Azua, Santo Domingo, 
Santa Cniz del Seybo, la Conoepciou de la Vega luid Santiago de 
los Uaballerüs. 

Mit dem Wachsen des auswärtigen Handels gewannt n einige 
Hafenplatze derart an Bedeutung, daas aie zu Hauptst&dton toü 
Dnrtntoa Maritiniofi erhoben wurden. Dioae Distiikte sfanden und 
sfeahai in jeder Boaiehuiig den Ftovinzen glodh. Deshalb inrd im 
Folgenden der Bin&ohheit halber für Distrikt stete ProTinz gesagt 
wefdfln. 

So wurden im .liilire 18GG durcli ilie Constitution, Coleccion 
rV. No. 940, und durch die Ley 952 die Provinzen Samanfi und 
Pnerto Plata ^^ebildet; im Jahie 1879 der Distrikt Monte Ciisty. 
CoL Vin No. 1765. 

Im Jahre 1881 wurde der Ostliöhe Teil der Sfldproyinz Asua, 
die Kommunen BarahoDa mid Neyba und die Kantone Damas und 
Vttök Trou, zur Fko^inz Barahona erhoben. OoL YIII No. 1969; 
im Jahre 1882 der Küstenstrich der Provinz Seybo zum Distrikt 
San Pedro de Maroiis. Col. \ IH No. 2013. 

All« den Koininuncn Moea. Sau Francifoo de Maeoris. .Tuna, 
Katan^as und anderen wurde im Jahre 1885 die Provinz Eepaiilat 
eirichtet, Col IX No. 2338. 

Da sowohl Moca als auch San Fiandsoo sehr sohneU an Be- 
Tdlkemng und Bedeutung wuchsen, ist im Jahre 1896 die letstere 
Stadt mit Juna und Matanzas zur ProTins mit dem Namen Pboi- 
ficador erhoben worden, Gaz. Of. No. 1137. Das AufblÖhen dieser 
jüngsten Provinz beweist die eiuLran^rs ci wahnt»' Ictztjrüirige ilitciiung 
der Kommunalverwaltung an die seccion Pimentel. 



') Die ersten Wahlvorschriften nach Gründung der Republik enthielt 
das Dekret vom 9. Dezember 1844, Col. I No. 25 ; es bildete die Grundlage 
zur Ley Electoral vom 18. April 1845, Col. I No. 30; abL'oändert 27. April 
184S. Co!. II No. 137. Das von der Rnrolntionspartei im "Miirz l^s.'iS erlassene 
Wahlgesetz, Cul. III No. 532, hat nur ik-ltuiig bis zum Stsptember 1858 
gehabt. Es folgen die Wahlgesetze vom 12. ( )kt. ,lu.r lS7r>. Col. VI No. 1468, 
vom 5. Mai 1884, Coi IX No. 2221 und die jetzige Ley Electoral von 1088. 
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6o zerflOlt anf Gnmd der 18d6 modifiziertea YerCasniiig die 
Bepublik in 12 Proviozen. 

Aa der Spitse einer jeden Fkovlns steht ein Gtmyetneur. 
Zu dieser Btaatiioben YerwaltnngsbeliSrde dee Gofnmem 

trat auf Grund der Constitution von 1 844 und der zitierten Ley 
•10 (-iiio koiniinuiale Behflrde in Form der Diputeciones Proviaciales. 
Siu iiat iluüu 8itz in der Provinzialhaupt^tadt uml besteht auß 4 
von den Wahlkollegien aul swei Jahre gewählten Mitgliedern. Das 
Amt, das mit jedem anderen verbanden werden kann, ist ein 
Ehrenamt Die Provinzialdepatatioa tagt halbjfthilich mindestens iwei 
Wochen; dnich die Ijey 835 auf einen Monat Terlftngert Sie bildet 
eine Art von Beratnngs- imd AnfeiehtsbehOide über alle Bssmtn 
in der Provinz, auch über den Gouverneur und die Geistlichkeit; 
sie schlägt die Richter vur; empfäii^'t Petiliuaeu der Eins^esessenea; 
hat in joder AVeise für die Proviiu Öorge zu tra^on ; ihre Beschlüsse, 
von ihrem YorsitzeiMlea, dem Qouvemeur, genehmigt, geben ao 
den Kongress. 

Ffkr die ThatSBobe, dasa die SelbstverwaltongsbehOrde in den 
folgenden Jahren noch an Macht geg^über der Gentrslregienmg 
gewonnen hat, kann man zwei Grftnde anfflhien. Das Bestreben 

nach grösserer UnabhÄngigkeit von der Regierung ist besonde« 
in eiueiii republikaniscUt3U StOcitsweson leicht verstün'llich; dazu 
komuit, (laRS durch die hohen ( K birirszüge der Xonlüsten, Süilen 
und Südwesten so sehr von einander getrennt sind, dass diese Teüe 
in ihrer Entwickelung, die sich bei ihnen unabhängiger vcm east' 
ander voUiieht als in einem Ilaohlande, aar SelbstregieniDg neigeB. 
Die Sohweia giebt «na ein Beispiel War dooth an! dem kMsiH 
toierenden Koogrees am 8. Jmü 1843 eine Yerluaiiag anm Vor» 
schlag gcbmoht worden, nach der die dominikanische Repnblik ia 
5 Provinzen zerfallen, diese aber unabhäm^icr sein sollten wie die 
Einzelstnaton doi Veroinigten biaaton v< in Nordamerika. Der zav^ iiü 
Grand lug iii der Schwäche der Regierung nach der Befreiung der 
üepubUk von der spanischen Zwischcnherrschaft. So wird nach 
der Beetantation im Jahre 1865 am 14. November eine ConstitatiQn 
proklamiert, naoh der neben der ansfOhrenden, legislativ und 
richterlichen Gewalt, noöh eine vierte ersoheint und swar ein Poder 
Muni( ipal Diese Gewalt wird ausgeübt dnrch Jnntas Provindsfea 
Jode Qemeiudo 9eudt;;t in die^e Proviuzialbehordc einen Doputierteo. 
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Gegen ihre Beschlüsse hat der Gouverneur nur das einmalige Rocht 
dor Einwenduncr: bleibt diese unberflcksif liti^'t, so liat er die Be- 
liclilüsse der Junta zu publizieren. Die Mitglieder hul)en diof^olben 
Immunitäten wie die Kongressdeputierteui sie haibm das Keoht) 
dem Prilsiddnten der Bepubük den Oonveroenr vonuBolUageD, Steaem 
und Abgaben za dekretiere]). 

ISne Bvtei, die fOr die Stärkung der Centndgewalt eintet 
mid dieeee dnrch Wiedereinfflhmng der OooBtitation von Deeemlwr 
1854 im April 1866 durchzusetzen versuchte, unterlag. Ihre 
Bestrebungen hatten j*Hlr)ch den Erfolg-, dass die Verfassuiig im 
Septt'iiiber 18Gü, Col. IV No. 940, dahin abgeändert wurde, dass 
dea Provluaen ihre Selbstverwaltung in Form der Juntas frovincialis 
genommen und den Gemeinden in geringerem Umfange gelassen 
wurde. In gleichem Sinne wurde die Provinmlr^erungB- und 
Verwalttmgsordnung im Oktober 1866 modiflziect, 06L IV Ko. 952. 
Die Beaemfanung der Selb stve r w altung als ein Poder Munidpal 
äch^'and schliesslich gflnzlieh, als die Constitution vom Dezember 
1854 am 24. April 1866 wieder in Kraft gesetzt wurde. Col. Y 
No. 1113. 

Seit dieser Zeit hat zur Wohlfahit des Staates die Eiitwickelung 
der Begiemng mid der Verwaltung die Tendenz die Centnügewalt 
in Btirken. Bechte der Irfiheren Ptovinsialdeputationen gehen an 
den Fationalkongiess Uber. Der Fribsident der Bepublik edifilt 
grossere Maehtbefugnisse; er ist nunmehr in der Lage, einen ein- 
heitlichen Aufschwung des Landes herbeizuführen. 

Um ünmhen trleich im Keime erstickru zu können, wird auf 
den wohl bet:iündeteu Antrag des damaligen Ministers des Innern, 
ülises Ueureaux, in seiner Memoria von 1881 durch Modifikation 
der Pnmnzialordnung im Juni 1883, OoL Vm 2019, den Oouw* 
nenreo amli die hSohste lOHtligewalt in den ProTinssn beigelegt 
Bbenao wird diosbesQ^ioh der Art 76 der Constitntioii bei ihrer 
Bevisien im Jahre 1887 abgetodert. Somit werden die Gouvemenre 

• 

die direkten Vorgesetzten der Kommandanten der Provinzialhaupt- 
sJadte. Diese sind nur inilitili-iächc Beamte; ihr Gehalt ist im 
Ktai iUs Kri.'t^suünisteriums aufgeführt; ihre Befugoisäe sind dui'ch 
die Ordenanzas Militares ^stgesetzt.^) 

^ Die |etst geltende Ordenanza Mihtar para el regimen, disciplina, 
aabotdinaoiou y serriolo del ejerolto datiert vom 25. Juni 1805, Gas. Ol 
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Iq gleidier Woee kSnnen w Iwi der Entwidcelung te Oe- 
ndndeverwaltiuigf das Erofarken der B^emng Teiibigeii. Auf 
Grund der YerfafiBmig von 1844 und der ersten Ley sobre kB 

Ayuntamieiitos von 1845, Col. I No. 32, zeifalleii die Provinzen 
in Kommunen. Ihre Zahl betiägt iu den 5 Provinzen zusammen- 
gerechnet 27. Die Kommunen verwalten sich völlig selbständig; 
nur die Polizei untemteht der AaSsioht dea Gouveraeun. haj 
Na 40 Artikel 9 Abs. 6. 

Die Urwähler wflhlen den Gemeindemt, den Ayuntamiento. 
Dieser beatabt fOr die ProvinwalhBiiptBttldte aua 7 IGtgiiedem, für 
die übrigen StSdte ans 4; im Jahre 1847 anf 5 erhöht Der Ge- 
meinderat wälilt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, den Friedens- 
richter oder Alcalden. .ledom ( remeinderat wirtl durch die Ur- 
wähler ein Sindioo Procurador beigegeben. Siedelungen von weniger 
^flB 1000 Seelen werden von nur einem Alcalden xmtex Beistand 
eiaee Syndikus verwaltet Die Alcalden haben ▼erwiltiingareoiht' 
Uehe und riehterliohe Befiigniafie.^) 

Söhon im Jahie 1854 wird den Konmuinen gegenfibot die 
Macht der GonTemeore erweitert Durch den Artikel 13 d» Ley 
No. 355 wird den Gouverneuren eine Art Aufsichtsrecht über die 
Kommunen beigelegt; sie liaben lialbjälu-lich auf ihren lusin ktion«- 
reisen durch die Provinz die Gemeinde zu besuchen, lun deren 
etwaige Klagen und Petitionen der Regiening zu übermitteln. 

Im folgenden Jahre 1855 erhalten die Gottvemeure durch die 
Ley sobre Ayuntamientos, CoL III No. 393, im Art 16 sogar das 
Recht, den Sitaungen dee Gemeinderatee als Yorsitsende beizuwuhnea, 
wenn sie es für nittliig erachten oder bei wiohtigerea Beiatungeu 
vom Gemeinderate darum gebeten 'werden. 

Die Abrechnungen des Gemeinderates, die anfangs von äiieui 
nur dem Gomcinderate verantwortlichen Mitgliede desselben gemadit 
wurden, sind von einem besonders ernannten Schatzmeister dem 
Gouverneur mnsusenden iwecks Yorl^;ung an die oberste Rechnungs- 
kammer. Femer ist das Jährliche JBudjei der Gemeinde, das seit 
1747 an die Pnmnsialdepntation eingereieht wurde, dem Gmiiv- 

X'Xrn Xo, m«— 112:); über die Befu^nisf^e der Commandantee hmx^ 
Trat U. Tit. lY, Ct^ U. Gm. Of. No. 1120. 

') Ley Ozgaaioa paia los Tribonales de la Bepubiioa Art. 12 Col 1 
:io. 41. 
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neu- vonnldgeiL Soiiliesdidi wird in den Siedetangen von unter 
1000 Seelen nur noch der Sindico von den Ürwfthlem gewSUt, 

während der Älcalde von der Executive ernannt wird, somit staat- 
liche Verwaltung eintritt. Artikel 46 der Lcy 392 von 1855. 

Die«er immer mehi- wachsende Einfluss di r i^egienmg auf die 
Selbstverwaltung bat seinen Abeohluss im Jahre 1875 ducolL die 
Ley 1451 gefunden. 

Seit diesem Jahre bestehen neben den kommmiBlen Behörden 
aaeh atmüliche in den KommnneD| Kantonen und, wie ja aohan seit 
1855, in den DOrfam. Die Regierung ernennt fOr jede Kommune 
und für jeden Kanton einen Gefe comunal oder cantonal und ffir 
jedes Dorf einen Gefe de seccion. 

Diese Staatsbeamten habon für bcsimimte iiei)]el€' gemeinsam 
mit den kommunalen Behörden Yerwaltungs- und AufsiehtBbefug« 
nisse, ao über das Schulwesen, die geistlichen Angeiegenhäten, die 
QffeDtüöhen Bauten und das Oefifangnisweeen. Femer haben diese 
Qhefe bei Unruhen den Oberbefehl Uber die Truppen und die 
PioHscimannschafken . 

Diese militärische Eigenschaft ist in noch grösserem Umfange, 
wie env'fthnt, seit 1882 auch den (brnvorneuren b<*igelegt w^orden. 

l)i('Ses Ciosotz von 1882 bcscbräiikt in noch höherem Gnuio 
die Unabiiängigkeit der Kommuneu. In die Konstitution wurden 
flinke beschränkenden Bestimmungen bei der Kension derselben im 
Jahre 1887 angenommen. 

Diese Gentnüiaation der Begierungsgewalt ist ein Verdienst 
des UKses fieureauz, der als lümster des Innern in seiner M^noria 
von 1881, pag. 16, auf den Missstand der Unabhängigkeit der 
Ayuntamientos dringend hingewiesen hat In gleicher Weise spricht 
für die Einigung und gegen den caGiciuisnio iocal J. E. Abad in 
seiner Besena von 1888. 

Yen den Veränderungen dieser Ley von 1882 durch das 
Gesetz Ton 1890 seien nur die modifizierten Artikel 3, 6, 8, 10, 
12, 18 Ko. 2 und 4 und 21 und 73 dtiert. Ton diesen Ter- 
inderungen erwflbne ich nur, dass die ^Tesoreros eine 8ioheriieit\) 

') Das Amt der Tesoreit^ der PTOriazialdepTitationen wurde ge- 
aehaffcri durch die Novelle No. 104 Ton 1847. Schon in ilir findet sich 
der Grundsatz^ dass die Tesoreros Sicherheit zu loiäten habeu. Ob'di^e 
Kwti on agtellang eine Ysipfliobtiuig des Beamten ist oder vieUnehr eine 
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von mindestens einem Viertel der Summe der venmschlagten üb- 
gäug© an Gemein dosteuem zu leisten haben. Artikel IS, 4. 

Nach dicFora Gesetz vom 23. Juni 1890 bestellt der Ge- 
meindmt der Hauptstadt aus eil Mitglieda»; der der Pfonniial- 
hanptstftdte ans je acht, die Oememdeiite Ton San Frandsoo de 
Sfaooris, Higiiejr, San Gaiios, San Gristöbil, Bani, Sanchei and 
Guayabin ans je fOnf, die der llbrigen SiSdte ans je dni Wt- 
gli Odern. Diese werden wie der jedem Gemeindei'ate beigegebciie 
Sindiüi- vdji den Uiwählem gewählt. 

Es können nicht zu Qemeinderäten gewählt Werden der Präsident, 
der Vioepifisident der BepnblüC) die Minister, die Deputierten, 
riobterliche Beamte, Friedensrichter und deren BrsatsmSnnfir, ICt- 
glieder der Beohnnngskammer und die aktiven Militftrpersoaeik 

Amt eines Gemeinderatee und eines Sindioo ist ein zweijähriges 
unbesoldetes Ehrenamt. 

Die Ayuntamientos versammeln sich wr>chentlich zweimal, 
liuien liegt ob die £nichtung und Erhaltung der Kirchen, ftied- 
höfe, Elementarsohulen, Hospitfller, Oefitngnisae, aller Offentliefaea 
Gebäude, Stnsseo, Kanäle; das Qesundheits- und PoliseiweBen. 

Die Ausgaben der Gemeinden sind teils obligatorisch, teito 
takidtativ ; tjr^-turefc» für die Schul>'ii. (ilTt.'UÜichon Gebäude, ßcgräLuis- 
plätzo, Beleuchtung, Gefängnisse und Polizei; freiwillig sind die 
Ausgaben, die die Gomeinden für Unterhaltung des Marktes, dar 
Verkehrs- und Wohlthätigkeitsanstalten, Bibliotheken und deigleidien 
bewilligen. 

Die ordentlichen Eingänge der Gemeinden sind die der Ge- 
werbesteuer*), die aus der Verpachtung des Gemeindelandes, die 

Ein^^augo an Brückl 'n, ialavn, Wege, Muikt Sehlachtireliler; für 
Erlaubnisseheine inv Veraiiotaltuug öffentlicher V.'igiiüguugen ; aü 
Strafgeldern bei Übertretung der Polizeivoisdirütenj an Beieuchtunge- 

Bcdingung zur Erlaogiuig des Amtes, ist aus dem Gesetze nicht er* 
aichthth. 

^) Während nach der Ley sobre el dereabo de Patente von 1879, OoL 
yiL 1818, nur 25^ „ des Euikommeas an Oewerbesteneni in die IConisipri- 
httse floflsop, ist aeit dem Decreto del C. N. deolaiaado nnta muDidpel d 
prodooto del dereoho de Fstente en toda U BepAUioa, Oil VDI 2147, im 
2. Juli 1883 das geesmte Einkommen der Oewecbeeteuer den Oemeinde* 
bunen snsaireiBen. 
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und Wagieqgekleni. Aiuaerordentliche Einkfliifto nnd die £r> 
hfliumgeii des EmgBiigesoUeB auf Salz und Mehl; die Gelder fOr 
Yerkftofe von QemeoDdesnmdstQokeii; Oemdodeanleiheii; Steaetn 
airf geistige Gtoiake. 

Mit Üben instiuimiiug der Artikel 74 und 75 der Konstitution 
will! das (reiiK'indebu(lg:et nlljälirlich festgesetzt^) und bedarf der 
Bestätigung durch die Exekutive. Verfassungemfissig sind die 
Gemeinden bei der Festeetsnng der Höhe der Qemeindesteuem 
daEchans nnabhAiigig« Dagegen iat aimi Yetkuade von Qnindliegen» 
Schäften oder zur Anfnalime von GrnndlaateiL die Genehmigang 
des Kongresses eECorderlioh. Artikel 44 and 75 der Eonatitntion. 

5. Durch Regierungsbesohloss vom 17. Uta 1898, Gas. Ol 
1241, ist in der Provinz Ax.uu in Azu;i Hedionda einer Gesellschaft 
die Erlaubnis ztir (Jewinnung vnu Petroleum auf einem Gebiete 
von 30000 qm gegeben wurden.-) 

Im AngAhlnaa hieran seien die Grundzilr^c dos dominikanisohen 
Bei^grechtes, irie ee in der jetst geltenden ha^ sobre Minas, vom 
26. Jam 1876, Gol. Vn Ko. 1540, mit YerbeeBerang dnnh die 
Beselnobn del MinistR) de Fbmento diotando reglas pars las deann- 
cias de mmas vom 13. Oktober 1881, Cd. YII No. 1966, enthalten 
ist, in Kürze mitgeteilt. 

Niemand, auch der Grundeigentümer nicht, dai-f ohne Erlaubnis 
d*^r liegiernng schürfen. Das Gesetz nennt nmnc^elliafterweise nicht 
die Mineralien, deren Anfmirhuni; und Oewinnung der staatlichon 
Autorisation unterliegen ; jedeuMs gehören za diesen aber nach dem 
Sinne des Artikel 25 Gold, Silber, Kupfer und Qaeoksilber* Dass 
anch die AufBodrang andemr Uinemlien, irie des im Lande vor- 
konuneaden Ssens» Zinns, Sohvrefels, der Steinkohlen, des ICBimors, 
der Salze und des Petroleums, der obrigkeitlichen Erlaubnis bedarf, 
folgt aus dem Gowolmheitsi'echt. 

Die Erteünng der Autorisation giobt dem Antragsteller Eigen- 



') Das Badjet der Gemebde Santo DomiDgo fttr 1896 ist sbgedraokt 
Ott. Of. 1120. 

') Schon Tippenhaiier hat in seinen) unnLoi troff enen Werke, die Insel 
Hiiit:. 1803, Brockhaus, auf d« n Reichtum an ['etrolpum in diesen Gegendon 
aufmerksam f^^cmacht. Auch J. R. Al'ail i'r\v:t!i!U in stMiicni gporrrnphi^^üh- 
8tRH«!f>heii liuch(> üIht la Ki'publi- ^ DMininicina lÖÖÖ die vorzüglichen iiligen- 
schaiten des dort zu findenden Petroleums. 
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tum an der Mine. Dieses ist ein Recht an ^unbeweglioher Sache. 
AafilAnder sind in aUen Punkten des Geaetsea den Staatoangehtt- 
ligen gleichgestellt 

Der Grundbesitser bat das Yoirecht auf Mutung fOr eine ge- 
setalich Torgosobriebene Zeit, auch wenn sdion von einem anderen 
gemutet worden ist Die Mutiing wird l>ciin Gouverneur der 
Pi-Mviiiz, in welcher da.s Bergwerk gelegeji ist, eini^ereiclit. Die 
Grenzen desselben müssen genau bezeichnet und ein Situationsriss 
beigefügt werden. Der Gouverneur verfügt die ötfentÜche Be- 
Jonntmaohung der Mutung im Amtsblatte fOr 60 Tage. Wird keia 
ISnepmch erhoben, so wird sehn Tage spftfear der Antrag dem 
Ifinisteriutn des Innern (Iberwiesen. Die BzecutiTe erteilt die 
YerleOiongmirkmide. 

Erfolgt die Inhetricbsetzung des Bergwerks nicht liinnen .lahrrs- 
frist oder wird der Betrieb ein Jahr lang unterUroche«, &o isi die 
Erlaubnis nichtig; die Mine gilt als verlassen und jedem steht das 
Becbt der Mutung zu. 

Der Bergwerkseigentfimer ist sur AuffOhrong der erfarderikbea 
Bauten beteohtagt; die Abtretung von fromden Gnmdstflckeii kana 
er nienuls auf Qrund des Enteignungsgesetses beanspruchen. FBr 
den dufch das Bergwerk entstanden«! Sdiaden Ist ToUstSttdige fiit- 
Schädigung zu leisten. Bergl^au ist kein Handelsgeschäft; Hand- 
lungen des ßergweikshesitzers fallen nicht unter die Yorsehriftt ti 
des Handelsgesetzbuches und ebensowenig uater die Bestimmungen 
des Gewerbesteuergesetzes. Die Ausfuhr von Mineralien ist zoll- 
frei; gleichfalls die Mnfnbr aller ffir den Beigwerksbetiieb nMigsa 
Masoliinen. Der Besitzer von Gold-, Silber-, Kupier- und Queok- 
silberminen hat 2% Beinertrag, der Beeitnr anderer IGaea, 
ZQ diesen gehören, wie erwfihnt, die Petrolenmquellen, 10^/^ fOr 
die Tonne an Abgaben zu zahlen. 

G. Die Veränderungen, welche die Jjey sohr© Adminac y 
Puertos vom 22. Juni 1897 durch das Gesetz vom 9. Novemher 
1898, Gaz. Of. No. 1864, erfahren hat, sind nicht von wichtiger 
Bedeutung. Gleichwohl sollen hier wenigstens die Artikel der ge- 
ftnderten Paiagiaphen angefCQirt werden, da, wie ich emganga er 
wtthnt habe, die Modifikationen der Gesetae nidit als Novellen la 
den alten Geeetsen ersdieinen, sondern das modifiaierte Gesets ab 
ein neues in dem amtlichen Blatte abgedruckt wird und deshalb 
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nur auf <innul der Koiigrebsveihandlungen uiid durch s« »igfältige 
Textveigltnchung tlie Abänderungen gefunden weitlen können. 

Ii^ (1< m Artikel 3 ist Baimhonft als ein dem Aussenhandel ge- 
öflneter Seehafen gestrioben worden. Die EtöSnang Bamhotuw duroh 
Debet vom 12. September 1881, CoL Vm No. 1960, hat abh 
molkt bewahrt, deehalb wurde Barahona durcih Dekret vom 4. JuU 
1893, (ha, Of. 986, geschlossen. 

Ebenso kt tlie Bestiniiuuiig des Artikel 4, fremde Schiffe, 
'wolche Erlaubnis erhalten haben, an aiuh^ren PlUt/en als an denen 
für den Aussenhandel geöffneten Uäien Ladung zu nehmen, kunnen 
nur von dem Halenplatz anslnufen, in dem ihnen die Erlaubnis 
erteilt ist^ nenerdings fOr Bandtona auaser Kraft geaetzt worden. 

Die Einfuhr von Bevolveni^ tmd Patronen iat letstjlhiig ver- 
boten durch Erwihnnng derBolben im Artikel 5. Dieeer iShlt alle 
Oegenatinde auf, die niöht importiert werden dfliüNi, ea sei denn 
von StaaUwegen. Sitzungsberichte des Kongrescjes in Gaz. Of. 
Jahrgang 1897 No. IIBI und 1183. 

Artikel 5, Abs. ist geändert, Artikel 7 No. 3 kürzer ge&^t 
und dorn Artikel 33 ein Absatz hinzugefügt worden. 

Der Artikel 164, der die Obliegenheiten der in den Hafen- 
plitaen angestellten Dolmetaofaer voradhieibt, iat dnroh einen Faiap 
gnphen Aber die Strafen für ünsttverllasigkeiten der Interpreten 
erweitert worden. 

7. Die Ley sobre aranceles de importaeion y exportacion vom 
20. Febmar 1875 mit ihren Verandemnpren in den Jahren 1879, 
1887 und 1897 ist im vorjährigen Berichte des Jahrbuches IV, 
S. 437 besprochen worden. Durch das Gesetz vom 12. Noveraber 
1898, Qaa. Ol No. 1264, iat daa Oeaeta wie folgt modifiziert 

') Sir Robert Schomburgk hat über die Häfen und die Küsten des 
Landes im Jahre 1853 im Londoner Nautical Magazine nach eigenen geogra- 
phischen Fon?chunj:;on einen noch hentn lesenswerten Aufsatz veröffentlicht. 
Dereelbe ist in spanischer Sprache unter dem Tite! Resena de los principales 
Paerto> y Pantos de Anclaje de las Cüstaä de la Hepublica DoniinicaDa in 
der Juijireiita Xacioual. 1853, Santo Itoniingo, als Sonderdruck und aber- 
mals 1881 als Edicion Üfical bei üaruia Hermaiios Santo Domingo erschienen. 

Über Bäiahoua iiiäböboudere U. Heureau^, Memoria i8i)l, Sonder- 
tek S. 19. 

^ Die Biifalir von UTalba mit AnButune ?on BevolTom iat diinb 
die Lqr vom 10. November 1874, OoL VL N. 1341 vetbolen woiden. 
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wordeo: Taschenuhien unterliegen eiDem EinfulifsoU Ton 5% but 
noch, wenn sie golden oder olbern aind, Artikel 3, 2. Nea iit 
der BblnbnoU toq 10% ani Xlaviero^) nsd MnakinetniBeBto, 
Arfikel 4. ZolUiei kAnnen nunmelir eingeffilirt werden: Fott und 

Talg xam Maediinen verbrauch, Motalldraht, glatt oder stachlig; alle 
landwirtschaftlichea Geräte. Den Ausfuhitiekiai-ationen ist küaftig 
atelö das Ursprungazeuj^nis beizufügen. 

8. Von Bedeutung ist das Dejkret vom 16. November, öaz. 
Ol 1265, über den Aranoel de exportac^on. Dasaelbe bat den 
Anafuhnoll, wie er stdetit dorch Dekret jum 28. April 1894, 
Gaa. Ol 1037, ieelgeBetst worden war, anf die wiehtigBlBn Landes- 
prodnkte erhöht und swar 
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Dieaea Dekret iat fOr Tbbak erat am 1. Januar 1899, fOr die 

ührifen Produkte dagegen am 1. Dezember 1898 in Kraft geMea. 
Verglt'iclit inaji diosen Ausfulutarif mit denen anderer lünder, 
z.B. mit ilcni Haiti«, der ganz bodeutend höher ist, so i.--t tu-r 
Dominikanische verhältnismässig noch geling und kann von den 
Landleuten ohne grosse Einbusse geti'agen werden. Zu bemerken 
iat, daae anoh wieder im letaten Jahre die Auafnhr von Kakao 
sehr gewachsen ist und awar um das D!rai£Mih& 

FlUlikroich. 

Referent: Prof. Briasaiid— Toulouse und Advokat Dr. MagneL 

Übersetat Ton Dr. Jallfi» Beriia. 

Gesetzgebung im Jahre 18d8. 
Das franzOeische Parlament hat im Laufe des Jahrea 1898 
aahlreiche Qesetzeareförmen beaddosaen, die giOestenteils seit Ungeiv 

M l>pr Zoll auf Klaviere betrog nach detn Tarif vom 20. Februar 1675 
für jc'drs Instrument LTjO Dollar. Durck lieschluss vom 4. Juni 1883, Col. 
VUL .No. 21;^ 1, wurde jeder Zoll auf Iwlaviere ao^ehoben. 



ij . d by Google 



Zeit in Voi bereit iing waren, und die eB vur dem Wiedemisammen- 
ttitt der Depiitirteukammer erledigen wollte. 

Eb be8ohAf4%te sich Tonugsweise uiit den iAndUohen Kredit- 
Teridltniflsan, indem es suliees, dass der landwirt Waarenaeheine 
(WiuiantB) auf seine Ernte aiugab. (Qeaeta vom 29. Januar.) Eb 
arbeitete die Geeetxgebnng fiber die Handelelnunmem um (Gesetz 
vom 9. Aprilj. Es schuf bedeutsame Reformen im Strafrecht^ in- 
dem es die neuesten Systeme über die Stnifbehandlung verwertete. 
(Gesetz vom 10. iMärz 189t>, boUeffend die Rehabilitation — vom 
19, April, betreffend misshandelte Kinder.) Auf dem GeViiete des 
gewerbliehen fiechtea achof das Oeaets vom 9. April die fierofa- 
Tersicbefang lOr BetriebauDflUe. Ln Yenraltangneoht endKdi 
regelte der Qeeet^peber die BechtBrerhftltniaae der Geaellachaften 
auf Gegeneeitif^eit (Geseta vom 1. April) und oidneto die Be- 
stimmungen über das Wasserwesen (Gesetz vom 8. April) sowie 
über die Polizei in Landbezirken. (Oesetz vom 19. April.) 

Dieö öiud die luinjitsächlichstcn Gebiete, die eine Erschliessung 
durch die Gesetzgebung erfahren haben. Die Wichtigkeit dieser 
Oeeetae erhellt zur Genüge ans ihrer Beaeiehnung, ohne daas es 
eiaea besonderen iÜDgehena hierauf bedarf. Überdies wird der 
Leaer ihre Tragweite nach der nunmehr folgenden kunen Inhalte* 
angäbe wflidigen können. Die ?erBchiedenen gcsctzgebenacfaen 
Stofl^baete sollen hierbei in fünf Gruppen eingeteilt werden: 
Z'nifichst werden wir uns mit den civilrechtlicheu Best im muntren 
i't'srh.'iftigen, alsdann mit denjenigen, die sich mit der Gerichts- 
verfassung befassen, mit dem Handels- und Geweibe-Recht, mit 
dem Strafrecht und endlich mit dem öffentUchea bezw. Yer- 
valtungsreeht 

I. ClTÜfeelit 

Bas Gesetz vom 1. Märs 1898 (J. 0. vom 3. Marz p. 1297) 

führte die Publizität ein für die Verpfändun^^ eines Handelsj^eseliüfLs. 

Fortau lauss. um Dritten gegenüber wirksam zu sein, die Yer- 

pfändung in ein öffentliches Register eingetragen werden, das bei 

demjenigen Handelagericht geführt wird, in dessen Bezirk der 

Betiieb stattfindet 

' Die Anreohnungspflioht im Erbrecht ist ducoh das Gesetz 

vom 24. K&ra 1898 (J.O. ?om 29. MAiz p. 1817) abgeändert 

41 



woideiu JTrüber kg nach dem Qeeoti bei jeder Art ▼oa Zawendimg, 
die einem Srbbeiechligtoii gemacht wurde (Qeedmk eder Vie^ 
miditnis), diesem Beinen Miteiben gegenüber eine Aniecfanmigspfliolit 
ob, wenn er hiervon nioht ausdrQddiöh von dem ErUmer beCreü 

wurde. Diese Voreclirift hatte für Vermacht iiisse keiih'ii rechten 
Sinn, un<l das üc«>tjU vom ilär/ 1H98 hattt? zum Zweck, für 
diese die alte Vorschrift abzuschaffen; bei ihnen spricht die Ver- 
mutong dafür, doas sie unter Aofifichlnas der Anreohnongspfiiolit 
angeordnet sind. 

Geaets vom 17. Mars 1898 (J.O. vom 19. Min p. 1689) 
über die Revision des Katasters, Die Oemeinden kOnnen vom 
Staat eine Üntentütznng behnfs Revision des EatasteFs erhalten. Zur 
Erleichterung^ dieser lievision wird mich dem Gesetz in jeder Oe» 
nieinde, die lii-Taiil anträgt, eine Kommission oder ein Syndikat 
eingebaut, um die Grenzen zu berichtigen und festKusteilm. (Artikel 
1 bis 4.) 

Dieae Kommission hat snr Aufgabe^ sitoh einmal mit der £r- 
mittehmg und ünterauöhung der EigentumsverhfiUniase su belMsen, 
ferner aber festsusteUen, ob vwiscfaen den Beteiligtea über die 
Grenzen ihres GrundbesitBes EinverslündniB besteht, einen Vergleich 
zwischen ihnen herbeizuführen, andeiiifalls die üreuzeu |>iovisorisch 
festzusetzen. (Aitikel 5.) 

Nacii VoUendtuig der teclmischen Arbeiten wiiti der kataster- 
amtliche Plan während 3 Monaten auf dem W«th«tift ausgelegt; 
falls wahrend dieser Frist kein Wideisprueh erhoben wird, gilt die 
GiensfestsetEung als das Resultat der Yermessong votbehaltüch 
eines thatsAQhlicben lirrtums. (Artikel 8.) 

Gesetz vom 8. April 1898 betreffend das Waeserwesen 
(J. 0. Vom lu. April p. 2220). Dies Oosrtz entliiilt Bestimmungen, 
welche airh auf d<i8 Civih-et lit und dius öfToutliclie Hecht erstrecken; 
diese letzteren werden an der entspreciienden Steile ihren L*lai7 
finden. Das Gesetz vom 8. April ei)ts( lieidei xun&chst die streitige 
Frage, wem das Bett der nioht sohifin»aren oder fUlssbaren FiüBse 
gehört Ist dies eine res nullius, eine res conmiunia, oder gehOrt 
es dem Uferbesttzer? Der Artikel 3 entscheidet siöh für die letsteie 
Losung. Es hat femer eine Streitfrage entsohieden, die sich an! 
die Ersitzung des Hechtes zur Nutzung der aus (h m oberhalb 
geiogeueu Grundstück abfliesseuden Gewässer seiteus des Eigea- 
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tOmars dee unterhalb gelegenen besog. Nach dem Artilrel 641 
des oode civil bedurfte es ffir den Eigentümer zur Brsitsung der 
Erricbtung «chtbarer AnUigen; aber auf iirelchem GrundatOok? Der 
Artikel 1 bat bestimmt, daaa ne auf dem oberhalb gelegenen Qrund- 

stück ausgeführt werften müssen, 

Endlicli hat das Gesetz vuin S. April die Bestimmungen abge- 
ändert, die sicii mit den durch die Umänderung eines Flusslaufes 
geschaffenen Verhältnissen befassten. Artikel 693 des code civil 
bestimmte, daas in jedem EaUe das alte Floasbett den Sägentfimem 
der vom Waaaer übeffLuteten GrundatQcke gehören sollte. Das 
neue Geestx machte einen ünterachied, je nachdem es sich um 
den lianf eines BchifFbareii oder fiftasbaren Flusses bandelte oder nioht 

Iiu cr&tcren Falle wiivl das verlassene Flussbett von Staats- 
wpgon verkauft, aber es bosteht ein Vorkaufsrecht für die Ufer- 
l>esitzer; der Eiiös fällt den Eigentümern der Qbci-flateteii öimd- 
stOcke als Entschädigung zu. (Artikel 37 und 38.) 

Im zweiten Falle erhalten die Ulerbeeitzer das verlassene 
naasbett, die EigentOmer der überfluteten Grundstücke müssen ohne 
üatBch&digang den Wasserlauf dulden, vorbehaltlidi ihres Beohtea 
diejenigen Massnahmen m treffen, welche zur Herstellung des alten 
Vasserlaufeä (erforderlich sind. (Artikel 4—6.) Dies ist eine Folge 
de« neuen Grundsatzes, na< Ii dem das Eigentum am Fluasbett der- 
artiger Fiübse den üferbesitzern zusteht. 

Gesotz vom 18. Juli 1898 betreffend die Warenscheine 
Im landwirtaohaftliohen Verkehr (J.O. vom 20. Juli p. 4479.) 

Daduroh, dass der Gesetzgeber diese Warenschetne (Warrants) 
Behuf, bot er den Landwirten die Möglichkeit, ihre Ernte zu ver- 
pfänden, ohne den Besitz danm zu rerlieren. 

Um die Bewerkstellij^tmg zu erleichtem, Iiat das Gesetz die 
Bestimmung getroffen, das> ilie auf di*^sen Gegenstand hczüglichon 
Aiitteiluugen grösstenteils niciit durch Gcrichtsvoilzichcr, sondern 
durch eingeschriebene Briefe erfolgen srllten; es hat aie ferner 
Ton der Verstempelung, sowie der Eintragung in ein Register 
befreit. 

Der Geridhtsscbraiber am Friedenagericht hat den Waienschem 
nach dem Stammregister auszustellen. (Artikel 3.) Dort tiflgt er 

alle Beicihungen ein und fertigt mit der Genehmigung des Darlehna- 
empfäugers hiervon Auszüge. (Artikel 5.) 

41' 
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Der DarlehnsempfiUiger bleibt Herr ftbor aeine Enite. (Artikel 
2 und 13.) 

& kam Beinen Warensohein TerpOnden, üin abtreten ond in 
Umlauf aetaen wie ein handelareohtliofaea Weitpapier. (Art 8 lue 12.) 
Die Verordnung^ rem 29. Januar 1898 (J.O. vom 

30. Januar p. 655) setzt für dio vortraersmässigren Zinsen in 
Algerien folgenden Zinsfnss fest: er ist unbcs' hränki im liandels- 
verkehr und darf im Privat v.'ikfhr 10% erreichen. (Artikel 1.) 
Die Artikel 3 bis 7 belegen das Vergehen des geAvohnheitsnilissiirea 
Wuchers mit strengen Strafen (Geldstnfe in der Hdbe der fi&üte 
der geliehenen Summe und GeOngnia von 6 Tagen bis au 6 Monaten). 

IL Handel»» ttnd Gewerbereelit 

Das Gesotz vom 23. Januar 1898 (J.O. vom 25. Januar 
p. 517) iiat den Hand 1 s f r a u n das aktive Walilrecht zu 
den Handels^ L'rir h ton voriieheu, aber hat ümeu nicht die 
W&hll)arkeit zugebilligt. 

Für das (bewerbe der TrOdler sind Bestimmungen getsoBba 
worden durch das Gesetx vom 19. Februar 1898. (J.O. Tom 
17. Februar p. 1018.) 

Jeder TrOdler, der alte Möbel, Wflsehe) Sohmuckssohen etc. 
wiederverkauft, muss sich in die Register eintragen lassen, die zn 
diesem Zwecke in der Pn'Lfcktur seines litJiiirkö gelüiiit werdeu. 
Er muss ferner ein mit Seitenzahlen und der Unterschrift des 
PoIizoikommisBars oder Bürgermeisters versehenes Register haben, 
in das er die von ihm gesohlossonen YertrSge und den Namen der 
YertngscihlieaBenden eintragen muss; auf Nichtbefolgung aller dieser 
Yorschrifton steht eine Strafe von 1 bis 5 feanoe, im WiederholnsgiB- 
falle von 1 bis 5 Tagen Gefängnis. (Artikel 1.) 

Ferner ist es diesen Personen bei Strafe untersagt, von Minder- 
jälirigcn oder Unbekannten zu kauton. (Artikel 2.) 

Das Gesetz vom 4. März 1898 (J. 0. vom 7. März p. 1375) 
hat eine nationale Oentralstelle für den ausw&rtigef 
Handel geschafion. 

Es ist dies eine Offontltche (j^eschAftastelle» die sur Aufgabe 
hat, den französischen Eaufleuten und Industniellen Auskunft in 
Handel&'ingelogcnheiten zu erteilen, um den auswärtigen Handel so 
erweitern und neue Absatzgebiete zu schaflfen. 
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Die ffilfBqnelleii diwer Geatnlsteile aeteen adh snsammeii aus 

einer ünteretüteTing von jährlich 70 000 francs, die bei dem Handels- 
budeet austreworfen wenlen, ans t inoiu Znschnss der Handelskammer 
zu i'am, aus oiiiein Znsohlage, der fiiif die UewfilH'stein'r [tHo^ 
ißt, endlich aus Geschenkoa und Vermäclitnissen, die ihr zufiiessen. 
(Artikel 3.) Die Yerwaltiuig soU durdi eine öffentliche AusfühnrngB- 
Teroidnung geregelt weiden. 

Der Geeetsgeber hat nicht nur diese OeschAftsstelle neu ge- 

Bchaflfen, sondern auch die Handelskammern reorganisiert. (Gesetz 
vom 9. April 1898. J. 0. vom 10. April p. 297(5.) 

Das neue Gesetz befasst sich mit der Organisation, den Be- 
fagnisaen und der finanziellen Verwaltung derselben. Dem Gesetz- 
geber ist ee nicht gelungen, die Neuregelung auch auf die Form 
der UTahl der lüiglieder zu erstreeken; hierflber sind die alten 
Bestimmungen in Geltung geblieben. 

Organisation. Für j<Hlt s departement muari wenigstens eine 
Handelskammer bestehen. (Artikel 1.) Begründet werden die Handels- 
kammern auf Grund einer Yerordunng; die Zahl der Mitgäeder 
schwankt zwischen 9 und 21; in Paris betrSgt sie 36. (Artikel 3.) 

Die Kammern kOnnen eine gldche Zahl yon korrespondierenden 

Mitglicdeiii Ijcrufeu, die nur berateiido Stimmr haben. (Artikel 4.) 

Die Mitglieder werden für 6 Jahre gewählt und siml immer 
wieder wählbar. (Artikel 5.) Sie ernennen den gesohftitsführenden 
AusBchuss; der Prfilakt oder ünterprifekt hat bentende Stimme. 
(Artikel 8.) 

Befugnisse. Sie geben Gutachten ab tmd ftuseem Wünsche 

über alle Angelegenheiten, die deii Handel betreffen. (Artikel 11 
bis 13.) Sie können Handelsuntemehmuntren verwallen (Artikel 14j 
und die Konzession zu öfTenÜichen Arbeiten erlangen (Artikel 15), 
unter einander in Verbindung treten, Vereinbarungen treffen (Arw 
tikel 18) und sich zusammenthun, um Einrichtungen in gemein- 
fchaftlichem interesee zu unterhalten. (Artikel 24.) 

Die finanzielle Verwaltung. Sie setzen selbst ihren 
Haushalt fest. Ihre Einnahmen rflhren her vom Zuschlag, der auf 
diti- Gewerbesteuer gelegt ist. (Artikel 21.) Sie kfuinon aneh An- 
leihen aufnehmen, wenn ihnen durch Verordnung die iJJi'laubnis 
hierzu erteilt worden ist (Artikel 22.) 
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Als in das 0ebi6t des Seehandels iaUend kaan man das 
Gesetz Tom 21. April 1898 (XO. vom 28. April p. 2714) 
bezsSehnen, welches eine Versioliernng der französischen 
Seelente gegen Beruf sunfftlle gesohaflbn hak. 

Sie ist clor Kasse dt^r Marine-Tnva]iden angegliedert, von dieser 
al>pr vollkouinieii unaliliängig. Alle, als Seelente eingetrageDcn, über 
lÜ Jahre alten Fei-soiieu sind Zwangsniitglieder. (Artikel 1.) 

Die Kasse besitzt Rechtspers()nlichkeit. Sie winl durcli Bei- 
trfige der Mitglieder unterhalten, die in der fiOhe der fiftlfte de^ 
jenigen Betrfige festgesetzt sind, die 7on den BänkQnften der Mit- 
glieder zn Qnnsten der Kasse der Marine-Invaliden erhoben werden, 
ohne dass sie indessen den Betrag von 2 frcs. UbeEBchreiten dtlifen; 
ferner durch einen Beitrag der Eigentümer oder Befrachter d« 
Schiffe, und zwar in derselben Höhe, wie der von der Be^satzung 
entrichtete Beitrai?, endlich dmuh Geschenke und Verraächiiiisoe. 
die der Kasse zugewendet werden. (Artikel 2 — 4). Diese Kasse 
dient zur Unterstützung der als Seeleute eingeschriebenen Persoaeiii 
die verletzt oder erkrankt sind, falls die Verletzung oder Erkru- 
knng unmittelbar durch einen in dar Ausübung des Berufes er- 
littenen ünfcdl oder durch die Berufsthfttigkeit hetbeigefOhit und 
während der Dauer der Fahrt auf einem französischen Schiffe ein- 
getreten ist 

Diese Seele\ite hal>en im Falle ihrer Verletzniijj;- oder Erkniii- 
Inrng einen Anspruch auf iebenal&ngliche Pension, weim si^ dauerud 
unfiUiig geworden sind, zur See zu fahren; andernfalls ist die 
Pension nur eine zeitweilige. (Artikel 5.) 

Im Fall des Todes des Seemsnns haben die ^ttwen Anrecht 
auf eine Pension (Artikel 6), ebenso wie die Wusen bis zu ihiem 
16. Lebensjahre (Artikel 7). 

Wenn weder eine Wittwe noch Waisen vorliaad» ?! sind, so 
haben die über 00 .lahre alten Ascendentcn, vorausgesetzt, dass sie 
einen Unterhaltsanspruch geltend machen könnten, in gleicher 
Weise Anspnir h auf eine lebenslängliche Pension. (Artikel 9 u. 10)» 

Die Zahlung dieser Pensionsbetrfige wird durch die jihrlicfae 
Festlegung eines Kapitals garantlrt, dessen Höhe derart bemessen 
wird, dass es zur Tilgung dieser Verpflichtungen ausreicht. (Artikel 1 4). 

Die Kasse wird durch den Marinendnister rermüM^ mit 
Unterstützung derjenigen Beamten, denen die Führung der Kasse 
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der Marine-InTaliden obliegt, sowie mxm besonderen Yerwaltuiigs- 

rates. (Artikel 18 und 19). 

Auf dem Gebiete des gewerl)lit'lien lieclitos vollzog Hivh eiiio 
bedeutsamere Umwälzung, indem eine Hern fs Versicherung 
gepren Betriebsunfälle eingeführt wurde. Sie ist enthalten in 
dem Gesets rom 9. April 1898. (J. 0. Tom 10. April p. 2209.) 

Früher lag dem Qeeeis der Gedanke eines sdhiddluifteii Yer^ 
haltans sn Grande, wie diea auch in den Artikeln 1382 IL dee oode 
civil snm Ansdnick gekommen ist, derart, daae der von einem 
Unfall betroffene Arbeiter nur dann eine Eiitsehädiguiii; von dem 
ArhAitgeber verlangen konnte, wenn er ein Versehen oder eine Nach- 
läsöi^'^keit dieses Letzteren nachwies, und in dioaem Falle wurde die 
Entschädigung unbeschränkt von den Gerichten nach Ijage dea ein- 
zehien fUlea feetgeaetzt 

Das Oo B ote ^m 9. April 1898 bestimmte, daas die Folgen 
einee jeden üniillee, der einem Arbeiter znatOaat, dem Arbeitgeber 
mr Last Irilen, ohne daaa ea anf ein Verachnlden dea Aifoettera 
ankommt, nur auf Grund der mit der Tliätigkeit verbundenen 
Gefahr. (Artikel l.^ 

Die Entschädigung ist eine feststehende, insofern als sie nach 
den im Voraus vom Gesetz bestimmten Gnmdlagen zu bemeeaen ist 

Der Azbei^;eber kann sioh doroh den Nachweis des mangeln- 
den Yeraoihnldena nioiht von aeiner Haftbarkdt be&eieo. üm seine 
Haftong anazaadUieeaen, bedarf ea dea NadhweiBes, daas der Ter- 
nngHlekte den Unfall yoraätstioii herbeigeführt hat. Wenn der 
Ärbeitgel)er nachweist, dass der Unfall auf einem unentschuldbaren 
Versehen des Arbeiters beruht, so kann er liierdurch die Höhe der 
Entschädigung herabmindern. (Artikel 20.) 

Dies sind die Grnndzüge. Es bleibt nunmehr zu untersuchen, 
wie hoch die Eatschädigang ist, welche Sicherheit fOr dieselbe 
besteht nnd welches Yei&hren nach einem ünfaU Plata zn greifen hat 

a) Die HOhe der Bntach&dignng. Die Arbeiter, deren 
jlhriicher ArbeitaTerdienst 2600 frtA übersteigt, erhalten bis znr 
KJhe dieses Betrages die volle Entschädig^mg; darüber hinaus haben 
sie nni Anspruch auf den vierten Teil der gewöhnlichen Ent- 
schädigung-. (Artikel 2.) 

Der Arbeiter hat Anspruch: im Falle der vollkommenen nud 
dauernden Arbeitsaniäbigkeit auf eine Rente in BQhe ?on des 
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VridiensteB: im Falle der teilweispn iind dauernden Arbeitaunfähigkeit 
auf eine Rente in Höhe der Hälfte desjenigen Betrages, um deo 
sein Arbeitsverdienst in Folge des Unfalles vennindeit wird; im 
Falk ddr zeitweiligeii ArbeitsunfiUugkeit auf eine EntBohldlgoag 
in Höhe der HUfte desjenigen Aibeilsveididnstee, den er anr Zeit 
des UniBlIes bezog. 

Wenn der Unfall den Tod zur Folge hat, so erhalten die 
Rechtsnachfolijer <loä Venmglückten von dessen Hinscheiden an 
eine li4'nte, und zwar unter TmchFtehenden Bedinü^nngen: 

A. Der überlebende Ehegatte erhält eine Hente von 2u Yo 
jäiiiiichen Arbeitsverdienstes des Verunglückten, vonmsgeeetst, dass 
keine Scheidung oder Trennung von Tisch und Bett stattgefunden 
hat, und dass die Blhe vor dem Unfafi geschlossen wocdaa ist 

B. Die ehelichen oder natOrlicben Kmder, letstera, wenn sie 
vor dem ünMl anerkannt worden ^Tid, erhalten, üaUs sie vater- 
oder niiitterloB und jünger als 10 Jahr sint], eine Rente nach Mass- 
e^ilto des jährliclion Arh^^itsverdienstcs des Vorung'lnckten, und zwar 
in Höiie von 15**/^, wenn nur ein Kind vorhanden ist, in Höhe 
von 26%, wenn awei, in Höhe von 3'^^/^, wenn drei und in 
Hohe von 40Vot ^nam vier oder mehr Kinder vorhanden änd. 

Wenn die Kinder vater- und mutterlos sind» so betiSgt die 
Rente 20 des Arbeitsverdienstes fttr jedes von ihnen. Der 
Qeeamtbetnig der Renten darf 40 im MStsa FaUe und 6o% 
im zweitüu Kalle nielit übersteig-en. 

C. Wenn dei- Verunglückte weder einen Ehpsratten ncK-h Kinder 
hinterläsBt, so erhalten die Aszendenten und Deszenten, deren liiter- 
haltungspflicht ihm ohlncr. eine Rente, und swar die Aszendenten 
auf Lebenszeit, die Deszendenten bis sn ihrem sechzehntea Jshre. 
Diese Rente betrSgt 10% ^ jShdiohen Arbeitsverdienstos des 
Verunglückten, doch darf der Gesamtbetiag der Renten 30% 
nicht überstagen. (Artikel 3.) 

Die Renten sind vioi'teljährlich zahlbar; sie sind unübertragbar 
und unpfändhar. Der Botriebsunternehraer trä^t aiis?;<^'rdem üie 
Arzt- und Ar^neikosten, sowie die Kosten der Beeitligung. 

'*) Sicherheiten der Entschädigung. Der Venin- 
glüokte darf nicht die Auszahlung des der Rente entsprecben^^en 
Kapitals fordern; aber der Betriebsnntemehmer kann das Kapiti^ 
an die Alters^Pensions-Kasse auszahlen. (Artikel' 28.) 
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Im Falle der Z»h1ung«nnflihfgkeit der Arbeitgeber oder der 
YewBoheropg q g n H fl Il f in h a f ten lahlt diese Kasse die EntsobAdigangen 
and iwar ans einem Oarantiefonds, der ans einer Anflage tod 

4 Centimes gebildet wird, die als Zuschlag mv Gewerbesteuer er- 
hoben werden. (Artikel 24 bis 26.) 

c) Verfahren. Jeder Unfall, der eine Arbeitsunfähigkeit 
zur folge hat, nmss binnen 48 Stunden durch den ßetnebsnnter- 
nebmer dem BQigermeister angezeigt werden. (Artikel 11.) 

Dieser eohiokt «ne Abecbrift der Anzeige dem Friedenariohter, 
der binnen 24 Standen eine Untetsttduing vornimmt (Artikei 12 — 14.) 

Straitfinie weiden bei den seitweiligen Entschädigungen vor 
den Friedensrichter gebracht, der darüber endgültig entscheidet. 
(Artikei 19.) 

Bei den anderen Ent.sehädii^uiiLrsfällon findet zunät;h«t ein 
Sühnetermin vor dem Gorichts-Fi'äsidentün statt, und wenn unter 
den Parteien kein fHnverstftndnis erzielt wird, so kommt die Sache 
TOT das Oeiichti das bierflber in snmmariscbfim Verfahren urteilt 
(Artikel 16.) 

Die Entsdhldigongskhige verjährt in einem Jahre. (Artikel 18.) 

Die Rechtswohlthat des gerichtlichen Beistandes wird dem 
VeniDglilckti^ji oder seinen Rechtsnachfolgera in vollem Masse ge- 
währt (Artikel 22.) 

Das üTAiizQ Verfahren ist kostenfrei; auch Stempel und £in^ 
tiagungskosten werden niobt erhoben. (Artikel 29.) 

III. Qerichtsrerfassnng. 

Das Gesetz vom 10. M ftrz 1898 (J. 0. vom 12. Hin p. 1513). 
Dies Gesetz hat die Disziplinargewalt über die Ministorial- 

Beamten anderweitis: j^regelt. E?; liat dies«> r.t tugTiis von dem 
Su»atsoberhauj)t und dein Jnstizmiiiist.'r auf die ordentlichen Gerichte 
übert lagen. (Artikel 1.) Was ferner die Walilrechte anlangt, so gehen 
die lünisteiial-Beamten derselben nicht eher Terlustig, als bis eine ' 
Ebleoheidong des höheren oder niederen Gerichts, die anf Amts- 
eatsetanng lantet, dies fonnell ausspricht (Artikel 8.) 

IV. Stalreeht 

Das Gesptz vom 10. März IR^R (J.O. v ,tn 12. März p. 1513) 
bat den Artikel U34 des code d Instruction criminelle abgeändert, 



insofieni als es die WiedereinsetsiiBg derjenigen Verur- 
teilten snlftest, bei denen die Yerjihrnng des Straf- 

TOllzuges eingetreten ist. 

In (lief¥>m Falle ist abor tVw l*i<)l>ezeit verdopj'elt ^vo|•^l^'n: sie 
iBt für die Vfrlin-clieij auf 10 .laliro. füi- die Vergehen auf 6 Jahre 
von der Veqährvmg der Stnifo an fostgosetzt worden. 

Das QesetB vom 16. M&rz 1898 (J. 0. Tom 18. MAxx p. 1673) 
hat das Qeeets yoid 2. Augiut 1882 betreffend die Bestrafung der 
Verletsnng der guten Sitten verroUstfindigt 

Letsteres Oesets beslnfte nur die Verstösse, die begangen wncn 
durch öffentlichen Verkauf, Anbieten, Anschlag tot unzüchtiges 
Schnften, Zeiolmun'r. n oder Gegenstilnden. Das neue Gesetz be- 
straft ausserdem auch den Verkauf oder das Anläuten, sofern 
nicht öffentlich geschehen, ebenso wie das Austragen derartiger 
Schriften im Haose» ihre Aufgabe zur Post unter Kienibsnd od« 
in nicht geschlossenem Briefornschlag, endlioh den Voortisg ns- 
sachtiger Lieder, wexm fOr sie eine Qenehmigang rnoht erteilt 
wurda 

Das Gesets Tom 19. April 1898 fJ.O. vom 21. April 
p. 2618) hat einen zweifachen Inhalt. Einerseits ändt i-t es die 
Artikel 'M9 f«is 353 des d'inf?fniction criniiiiellr ali. di»^ 

sioh luit dt r Bestrafung der Verletzuügon, Vergewaltigungen, 
Thätliohkeiten und Misshandlungen, die gegen Kinder ans- 
geQbt werden, belassen. Es hst die Strafen Tsraohlift, indenn «s 
einen Unterschied machte, je nachdem die SfissethBter die Aufsicht 
über das Kind hatten, oder nicht (Artihel 1 und 2.) 

Andrerseits ändert es die Rechtslage der Kinder, die wegeo 
eines Verbrechens nrlor Vergehens vt'ihaft»">t sind. 

Früher muf«^u.'n die Kiiidor während dov ITntrrsiichiuiir in dem 
Gefängnis bleiben und in einem hosonderen Kaum untergobmcht 
oder ihren Eltern, die an der Strafthat Schuld waren, öbeigebSB 
werden. Eine anders Möglichkeit war nicht gegeben. Das neos 
Oeaetz gestattet dem Untersuchungsrichter, diese Kinder provisoiisdi 
bei einem Privatmann, bd dner wohlthStigen Gesellschaft oder bei 
der ArmenptlofTo untorr^ubringen. Ferner kßnnen die Gerichte, wenn 
sie den Mind. i jähricren freisprechen, da or ohne die ei*forderliche 
Einsiclit gehandelt liat. eudgCÜtig diese Art der Unterbringung be- 
stimmen. (Artikel 4 und 5.) 
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V. VerwattnugmcliL 

Das Oesets rom 1. April 1898 (J. 0. vom 6. April p. 2089) 
Uber die YerBicheriingsgesellschafteii auf OogenBeitigkeit 

Vor der Geltung des Gesetzes ▼om 1. April waren die Ver- 
sichorungspre^llschaften auf Gegenseitigkeit, deren gemeinnütz ii^t i 
Zwe«.:k nicht anerkannt war, von der (l"iioliiiii,L,nnig der Verwjütimgs- 
behördm abliängig, dio jederzeit widerrnfen werden konnte. 

Nunmehr ist die Gründung einer VersicherungsgeeellBchaft 
auf Oegenaeitigkeit ohne Einaohifinktuig siüAaaig; ihre Beohte sind 
mehr oder nunder beaohriknkt, je nach der Kategorie, der sie zuge- 
hört; ihre Auflösung wegen mangelnder Obereinsttmmung mit den 
geeetzlichen Vorschriften kann nur duroh die Gerichte ausge- 
sprochen werden. 

Allen Gesellschaften gemeinsame Bestimmungen, 
ihre Gründung muss öffentlich bekannt gemacht werden. Die 
Statuten und ein Yerzeichnis der Direktionsmitglieder mflssen in 
iwei Ehcemplaren auf der Unterprftfektur niedergelegt werden. 
(Artikel 4 und 6.) 

Die YerwaltungsKftte und Direktoren werden von den "Mit- 
gliedern durc^ geheime Wahl berufen (Artikel 3) und die Streitig- 
keiteu über die Güitigkeit dos 'W ahlaktes werden von dem Friedens- 
richter am flitze der Gesellschatt cntsehioden. (Artikel 6.) 

Es können zwischen den Versi« heruugs^etjcllschaften auf Gegen- 
BoitigkBit Vereinbarungen zur Gewährung gegenseitiger UnterstQtssung 
getioflfen werden« (Artikel 8.) 

Wenn die QeseUsohaft ihren Zweck nioht erfüllt, so wird auf 
Enuehen des Sisatssnwalts die Auflösung durch das GiTilgerioht 
ausgesprochen. (Artikel 10.) 

Die Versicherungsgesellschaften auf Gecrenseitigkeit zerfallen 
in 3 Kategorien: freie Gesellschaften, genehmigte, imd solche, dereu 
gemeinnütziger Zweck anerkannt ist. {Artikel 14.) 

Freie Gosel l<?c haften. Zu ihi-er Gründung ist keine Ge- 
nehmigung erforderlich, aber ihre Rechtsstellung ist beschrftnkt 
Sie können nur Akte ihrer Verwaltung Tomehmen, Bedts an he- 
wegUcfaen Gegenständen ausüben, und Orundstfloke lediglidi fflr 
ihren Gesdkiftsgebiaueh pachten. Femer bedfirfen sie zur Annahme 
von Vermächtnisseu beweglicher Sachen der Genehmigung, unbe- 
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VGgliche Sachen dUifen sie xrax behufs YeiftnsBerong «nnelimBD. 
{AiükA 16.) 

Genehm ip^'te Oeeellschaften. Jede Gesellschaft bau 

die Erteilung der ministeriellen Genehmitrung naclisnthen, die nur 
versagt werden darf, wenn die Statnt.'ii mit «leii gesotzliHien Be- 
stimmungen im Widerspruch stellen, oder wenn du} Statuten nicht 
EioDahnion \ « ^ ''••hen, die zvl den doroh die Auszahlung der zuge- 
sagten Versioherongsbetrftge mursaohten Anagaben im Yeriatttms 
stehen. Fflr den Fall der Yersagniig der Genehmigong ist der 
Rekurs an den Staatsrat sultaig. (Artikel 16.) 

Die genehmigten Geeellsohaften tind den freien gegeaHber 
dadurch bevorzuirt, <lass sie auch unbewegliche buchen als (n schenk 
oder Veiniäclitnis mit (ienohmigiuig annehmon dürfen. (Artikel 17 1 
Auch können sie Grundstücke bis zur üöhe von ihres Ver- 
mögens erworben. 

Alle diese QeeeHaohaftan betreffenden Akte sind von Stempel!* 
und EintEagnngskesten befreit (Artikel 19.) 

Sie können ihre Kapitaliett bei der HinteileguigaBtelle eia- 
sahlen oder sie in Werten anlegen, die mittelbar oder unmiCtBlhir 
unter der Garantie des französischen Staates stehen. Wenn rie 
die Kapitalien bei der Hinterlegungsstelle einzaiilen, so erhalten sie 
^V»% Zinsen. 

Diese Gesellschaften können die Zahlung Yoa Rücklagen fe^^t- 
setzen. (Artikel 22 bis' 24). Die Bestimmangen und Schutzma?«- 
regeln für diese selbstftndigen Kassen werden dnteih ebe im Ver- 
waltungswege erlassene Öffentliche Verordnung festgeaetet (Artilnl 21). 

Wenn die Statuten verletst werden, so kann die GenehmigaBf 
durch einen Beschluss des Staatsrates ziurückgezogen werden. (A^ 
tikul :'.ü). 

Gesellschaften deren Zweck anerkannt ist Sie 
geniessen die vorstehend wiedergcgebenea Yorteüe und kennen 
ausserdem unbewegliche Gegenstftnde besitzen, erwerben, ^verkaufen 
und eintauschen unter den in der Genehmigungsurkunde Ut^ 
gesetsten Bedingungen. (Artikel 33.) 

Nach Artikel 34 und 35 wird im Ministerium des laoen 
ein oberer Vei-sicherungsbeirat eingerichtet, der die Anfgabe lüt 
Roiii (iutax*hten abzugüUjn flbor alle rnclemoutiuisiclieii odor ;inilt?r8il 
Bestimmungen, die die Vcrsi(;herungsgeseUsohafteu au! GegenBei^g* 
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keit betreffen. £r ist ans B6 Mitgliedem stuammengeBOtet, von 
denen 18 durah die GeMÜaöhalton selbst gew&hlt werden. 

Oesetz ▼am 1. April 1898. (X. 0. vom 3. April p. 8046.) 
Dieses Gesetz bestimmt, dass jede znr aktiven Armee, znr Reserve 

oder zur Landwehr gciK'iriutj Militärjiersoii aim Gcsuiidiieitiirilck- 
sichten für ein Jalir ;uif Wart-'^^rld gesetzt w.'rdcu kann. 

Finaiizgesetz vom 3. April 1898. (J. 0. vom 14. April 
p. 2273.j Das Budget für das Jahr 1808 beträgt in Ausgabe 
3433418399 fr. nnd in Mnnahme 3434113183 fr. 

Unter ^ bemerkenswerten Bestimmungen, die dieses Gesetz 
enthalt, zOhlt der Artikel 4, der den Artikel 39 des Gesetzes vom 
19. JuU 1889 und den Artikel 16 des Gesetzes vom 26. Juli 1893 
betreffend die Wehrsteuer abgeändert liat. 

Nacli tlora früheren Gesetz A^ar di>' Steuer niedrigv'r, al»«-!- die 
Steuerpflicht 1/* -stand bin zum Übertritt des öteuerpflielitigeu in 
den Landstunn. Das gegenwärtige Gesetz hat die Steuer erhöht, 
aber sie ist nur fOr die Zeit zu entriohten, wAhrend weloher der 
Steoezpfliohtige vom Dienst befreit ist 

Sie setzt sich zusammen aus einem festen Beizage von 6 fr. 
und aus einem beweglidien Betrage, der die draifiicfae Summe der 
persönlichen Steuer des Pflichtigen umfasst. Dieselbe erluiht sich, 
wenn Anzendentf^n des ersten Grades vorhanden sind, um den- 
j* ju t:eu Btitiiig, den man erliäit, wenn man in die dreifache Summe 
der persönlichen Steuer des am höchsten besteuerten Aszendenten 
mit der Anzidil seiner lebenden Kinder dividiert 

Es sind der Steuer alle jungen Lettte unterwoifen, die zum 
Anshebungsbesiik gehOien und von dem Dienst in der aktiven 
Armee ganz oder teilweise befreit sind. Ausgenonmira davon sind 
die Ausgemusterten, diejenigen, die tlie Familie unterhalten und 
die Btdürftigen. 

Die Artikel 5 Wis 8 verändern diu Struer für Fahrrador und 
Automobile. Sie ist auf 6 fr. festgesetzt; für Automobile betrügt 
&e die doppelte Summe. Die Bezahlung der Steuer wird gesichert 
durch die Anbringung emer Kontroll-Marke auf jedem Fahnad 
oder AutomobiL 

Der Artikel 12 trifft Massnahmen, nach denen die auslftndischen 

Wertjwf'iero, sofern sie nicht Befreiung geniessen, dem Stempel der 
UiutMitzsteuer und der von dem Ertrage zu erhcbeudon Gubühr 
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in gleicher Weise imterwoi&n sind, wie die frauxOsischeii Wert- 
papiere. 

Biesen Abgaben waren sie dnidi das Gesetz Tom 29. Juni 1872 
unterworfen, welt^es bestimmte^ dass die anaUlndisdien Werte ia 
Frankreich nur dann zur EuTsfeststellung zugelassen, gehandelt, 
verkauft oder eniittirt werden dürfen, wenn die Gebühr, ebenso 
wie Stempel und Umsatzsteuer für sie entrichtet wird. 

Unglücidiclidr Weise blieben diese Vorschriften, ausser bei 
denjenigen Wertpapieren, die zur offiziellen KurBnotiemng znge- 
lassen waren, nor toter Bachstabe. In Wirklichkeit traf diejenigeD 
ünteriiftndler, welche das Qeseta verletzten, indem ne die Ba^ 
fCthrung und den Handel in aosUtaidisohen Wertpapieren betriebea, 
keinerlei Strafe. 

Der Artikel 12 des Gesetzes wendet die im Artikel 3 des 
Gesetzes vom 29. Mai 1872 ansgesprocliene Strafe auf diese Tei^bonen 
an, mit der Massgabe, dass die Strafe nicht unter 5U frcs. l)etragen 
darf, sofern nicht ein Vertreter, der für die Stempelkosten, ümsrti* 
Steuer und Ertmgagebühr haltet, bestellt und genehmigt ist 

Der Artikel 13 setzt den Stempel fQ^ aualtodisobe Staats- 
papiere auf 90 oent bis 1 fr. lest 

Das Gesetz vom 8. April 1898 betreffend das Waant- 
weseu (J. 0. vom 10. April p. 222(1). Mit den oivilrerhtUch« 
B^tiramungen dieses Gesetzes liaben wir uns srhon hc-chälMet- 

Es sind nunmehr tliejenigen Bestimmungen zu eixirteni, welche 
sich auf das Verwaltunccsrcclit, d. h. auf die Wasserpolizei bezidieD« 

Die nicht schili- und nicht flOssbaren Wasser- 
1 ft n f e. Die Pdizeigewalt über diese WasaerlAufe steht dem Pktfaktn 
und dem Bflrgenneister zu. 

Der Pttfekt erlSsst zu diesem Zwecke generelle Anweisungen. 
Zur Anlage üiner Abdämmunjcr, odrr einer Fabrik Ijeilarf es seiaer 
Genehmigung, die widerrufen werden kann im Interesse der üffent' 
liehen Gesimdheitspflege oder aus Gründen einer Übei-bciiweuunuit^»- 
gefahr. (Artikel 8 — 17.) Der Präfekt überwacht auch das Aa^ 
baggearn und die Berichtigung der Wasserlftufe. Er soll sich hiacbtt 
nach dAn Ortsgebitluohen richten und ™«gpJft solcher sidi ^ 
ünterstatzimg einer (Hnoesensohaft der Ufeianlieger bedieoea. 

Wenn es sich dämm handelt, auf diesen FlussUbifdn die lUeso« 
mit stückweisem iiuiz oinzuiioliiiäUj so ist eine Veroixinung hiaW 
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eiiofderlioh, und dieae aetst die für die Ausfibuog der IKtaserei 
iratwendigieii din^ohen Bereoihtigiingen lest (Artikei 30—33). 
Die schiff- und flösabaren Flüsse. Sie sind ein Teil 

des OfFeutlichen Staatsgutes und ihre Grenzen, tlie durch Erlass des 
PrÄfekten festgesetzt werden, richten sich nach der Jlöho desjenigen 
Waät>erlaufes, der die Ufer erreicht, ohne sie zu überfluten. 

Zur OenehmigODg yon Anlagen, die Privatleute auf diesen 
Bässen anfffiluen vollen, ist ein Erlasa des Frftfekten, oder eine 
Teiordnniig erfordediclL Diese Genehmigungen sind stets -wider- 
inffidL (Artikel 40 bis 45.) 

Im Interesse der SchÜÜBlirt müssen die Ufeibewohner das 
Ziehen der Schiffe längs der Flussufer dulden. Wenn ein Fluss 
für schiffbar erkläi't wird, so kann der Eigentümer, auf dessen üi und 
uikI Boden ein Pfad zum Ziehen der Schiffe hei"gestcilt wird, 
hierfür £nt8cliftdiguiig fordern. (Ai-tikel 46 bis 54.) 

Gesets vom 19. April 1898. (J.O. rom. 21. Apnl p. 2618.) 
Bios Gesets bat die Aber die BefiUiigang zum Apotheker bestehenden 
Bestimmungen susammengefasst, indem nur deijenige zugelassen 
wird, der das Diplom der ensten Klasse beeitst 

Die Auslander dürfen in Frunkrelch nur dann eine Apotheke 
betreiben, wenn in iinem Ut iinatsstaate den Franzosen »laB {gleiche 
Recht zusteht. Auch müssen sie ein von einem fianz'jsisdien 
Institut ausgestelltes Zeugnis und die gleiclien Vorbedingungen in 
Besag auf Ausbildung und Prüfung etfttUt baben. 

Das Gesets vom 21. Juni 1898 (J. 0. rem 23. Jiuii p. 3861) 
hat die roigescbriebenen Bestimmungen umgearbeitet, die siofa auf 
die ländliche Poliaei beaiehen. 

Diese Polizei imtersteht dem Büi-germeister und dem Präfekten. 

Was den Siuherlieit.sdienst anlan^^t, so umm der Bürgermeister 
alle Massnahmen treffen, um Uriglücksfälien oder aligemeineu üö- 
iahieu TOrzubeugen; er darf Bestiiiimimgen erlassen zur Niorlor- 
lasBong oder Wiederbeistellung bauiäUiger Gebäude und Auord- 
nuDgen treffen Über das Umhertieiben gefiUlrIicher üere. (Artikel 
1—17.) 

Er muss in jeder Weise auf die FSrdemng der gesundheit- 

liehen Bedingungen in seiner Gemeinde bedacht sein: Entfernung 
vun Dunj-^gruben aus bewohnteu Grimdstücken, Zuschüttung von 
Sümpfen eta (Artikel 18—20.) 
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Endlich trifft das Gesetz genaue Bestimmimgeu iu Bezug auf die 
GeaandlLeitspolizei hinsichtlich der Tiere. Jeder Eigentümor eines v<a 
einer ansteokendea ILraakheit befiaUeneii Tieree vom dem Bfiiger- 
meistor decjenigeii Gemeinde, in der sieh das Tier befindet, Anielge 
erstatten. Dieses miiss mit BeeoUag belegt und abgesondert werdtuu 
(Artikel 31 — 33.) Der Bflrgenneister kann anch anordnen, deas es 
getötet und vergraben wird, besonders im Falle der Tollwut. (Artikel 
H8.) Dem Eigentümer der auf diese Weise getöteten Tiere winl 
eine Entschädigung zugebilligt. (Aitiliel 46.) Dif Bürgt;rnuüsWr 
gind auch mit der ländlichen Polizeigewalt iu Bezug auf £mte> 
angelegenheiten betraat 

Idteratiir.^) 
Sarnmlnngen. 

Die Veröffentlichung der grossen Samralimgeu von Qeeetaen 

oder Eutbchoii hingen, der Repertouen, wird xieuiüch eifrig fort- 
gesetst Wir erwühnon: 

Lea Pandectes franQaises, t 28. 

Garpentier et Frörejouan dn Saint, Röpectoirs g^nßral du droit 
ürangais, t 26, 27. 

B. de Oouder, Supplement an Dictionnaire de droit eommeraal, 
industrleL et maritime, t 2. 

Lansel et Didio, Enc^clopedie dn notariat, t. 22 et 23 (suppIteaBt). 

Ammaire de ia l^gislation frauyuiäe, 1897. 

Bürgerliches Recht 

Die grossen Werke oder die Abhandlongen, deren Vetfltfent* 
liokung seit einer Zahl von Jahren bagonnen bat, sncfaeinen ngA- 
mflasig. Wir fOhien an: 

Bandiy-Lacantinerie, Prdois de droit otTÜ, 3 voL (Laroee). 

Gnillonard, Trait6 des priTil^ges et hjpotkidques, t 2 0t 3 
(continuation de Demolombe) (Pedone Lauriel). 

') Eine Ziisamnieustellung der hier uii^ht genauutou Arl>eiten finü»'! 
man im Juuinal geueral de rimprimerie et de ia libraine, Bibliographie ae 
la France, 1898. 

Bio Nauien der Verleger sind im Klammem beigefügt Da alle diM 
Veileger In Paria wobnhaft dnd, war es nitnötig^ dies jedesmal h moi a im 
nooh an beiaarkeii. 
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Hnc, Commentmre du Code civil, t. XL 

lieuilant, Cours de droit (dvil, t 2 (Rousseau) fPichon). 

Monog^phieeu tiiud sehr zaliln.'icli wie im Vorjahre. 
Wir müfifiea uns auf die AusfUlinmg vou einzelnen beschrriiikon: 
Leecoear, La conditioii des ötrangers et paxticuliöcemeut des 

AUeniBiids en Vnax» (Miuchal). 

Lefort, Dictioniudra de joriBpnidenoe des afismanoeB snr ]a m 

(Fotttemoiiig). 

Tftiidiöre, Traitö de la puissanoe paternelle (Pedone). 

Nuuriööuü, Etüde criti(|Ut' Bur la puisj^iaiicü paternelle ([.aruse). 
Le Giix, Xkü du 8 fev. 1899 sur les dooiaines conguables 
(Larose). 

Gaudemeti Stade sur le tnuaBport dee detteB k titie particmlier 
(Boottteau). 

Loubat, FomMÜitte du nufflage simpUfldes pur la K du 20 june 
1896 (Chevalier, llateaoq). 

Aftalion, Lois relaÜTeB h l'epargne de la femme mari6e (Pedone). 

Dris liandelsrecht weiöt wie das bürgeiUcho Recht umiaiig- 
reichfö Abiiaiidluiigeii auf: 

Lyon, Caen et Keuault, Manuel de droit conunercial; TraitO 
de droit oommercial, 3^ cd. t 1. (Pichon). 

Vennond, Maooel de droit maiithne (l4ffoee). 

Yalabi^goe, "Mds de droit commeroial et maritime (Maichal). 

Valabrdgue, Traitö rteum^ de droit commeroial et maritime 
(Marohai). 

Valabrogue. Nouveau cours de droit commcrcial (Marelial). 

Thaller. Tniit'« ol^mentairp f}o dr^it ci .niiiifireial (Kouaöeuuj. 

Unter anderen Monügmphiui-ai erwähnen wir: 

Lövjr-Uilmana, Eeaei aur iee titrea nominatifs ot la reaponsabiiit^ 
des agenta de cliaoge. ^toasBeaa.) 

R Boiiseeau, Sociötda par actioos (Ronaseaa). 

Lecaiane, Etode jtiridiqiie des ooop^ratlTes de ooneommation. 
(Sooi^ d*Mtioii8 s'dentifiques.) 

Arthuys, De la cionstitution des soci^'tes par action>. (Rousseau.) 

Aliez. Ih n efTets <Iu compte courant. (R*jUö»eau.) 

Im CivUprozeä^recht giebt es besonders Werke praktivSehen 
Charakters. Einzelne vei*dienen ]• doch hier Plat^ zu ünden. Zuerst 
die 2. Auflage dee geecbAtzten Buches Toa M. Gorsocnet, des aus* 

42 
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gedehntesten nnd besten im Gebrauch befindlichen Werk» Uber 
den gegenwärtigen Reditszostand : 

GarsoTinet. Ti-ait^ de procudure, t. 1. 2. 3 (2'^ ed.) dann: 
Buiijeau, Ordoouances sur requSte et sur r6fdr6. (Pedone 
Lauiiel). 

Percerou, De la r^Ie que nni an France ne plaide par pro- 
ooreur (Dijon, Impr. Danintiöre). 

Btrafreoht» StnlJpMMs. Das bemerkenswerteste ist daqenigs 
Yon SoleOles Über die neuen kriminalistisdhea Schulen: 

Saleilles^ L'indiTidnalisation de 1a peine (Alcan). 

Wir führen ferner die Kommenlaie zu dem Gesetz vum S. S- p- 
teniber 1S91 betrefTeiid die Hefürui des Stnifproz^ses von Olifir, 
(Housseau), Milliaiui et Montheux (Pedoue) an. 

Über die Deportation schrieben: 

Beauchet» Transportatiott et oolonisation pönales ä la Noufelle- 
Caledonie» (Pbris, Davy.) 

Pain, Gobnisation pönale (Betmes, Simen). 

& de la Oraaserie berOhrt nach vielen anderen Fragen das 

Problem der Geschworenengerichte in: Origine, 6volution et avenir 
du jm-y (GiiU'd). 

Die Studie von Prudhomme: Le projet de Code penal russe, 
(Pedone) ist nicht ohne Interesse für die Kriminalisten. 

Das VerwaHauigareolit bietet ans in erster Linie die sehr 
vermehrte Neuausgabe des wichtigen Werkes tou: 

Duorooq, Cours de droit administcatif et de l^gislation des 
FInanoes, S. 3 (IV>ntemoiDg); 

femer eine Neuausgabe von: 

Block, Dietionnaire de radiuistration fnUK^aise. 4^' ad. i Bertrer 
und Levranlt) und Monograpiueon, deren einige wertvoll sind, B. ; 

Jac(|uelin, Priuzipes dominants du contentienx administratif ((tiani 
et Erike); Appleton, S6paration de radnunistcatioa active ei de hi 
juridietiou (Fontemoing) ; Berthdlemy, Les poursuitee contre les fmify 
tionnaiies pour actes accomplis k Poocasioii de leuzs fonctiens 
(Beiger und Leyiault). 

Knüpfen wir hier ein Werk über die Anwendung eines neuen 
Gesetzes an, nämlich: 

Leyrand, L'assistaiice modicale gratuite, Loi du 15. juillet 
1893. (GKard et Bri6re). 
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Das Staatsredit bietet nur dn einziges Werk, oder vielmehr 

nur die Neiiausgabe eines au den Lehraxistalteo sehr bekamiten 
Werkes, nämlich: 

Moi"eau, Procis olCmentaine de droit coiistitutioüuel (Laroso). 

Einzelne Arbeiten auf diesem Gebiete sind: 

Berth^lemy» Le pouvoir rfiglementaire du pr6udent de Ja 
Bdpablique (Fluis, Davy). 

Sch^warti) Droits du S^nat statnant en matlAre de lois de 
finaooee (BousBeao). 

Sunigue, Regime 16gal des congr6gutiona religieuses en Fmiice, 
2® ed. (Rousseau). 

Kammei^r, La foncüou publi(^ue d'axjruä la lugislatiou alleinaude 
(BoQ£seau). 

L'Ann^ poütiqtie, 1897, TOn Daniel enthält nataiiche Be^ 
lehmngen über dlÜBntliohea' Bedit 

Die KotonlalgeBetqgebiugf, welche sich entwickelt, hat Yer- 
anlassung besonders zn Monograpliien gegeben, abgesehen von der 
VeröfTentlichung der Gesetzestexte im Amtsblatt (journal officicl) 
wler im Gesetzblatt (Bulletin des lois). Wir fidireu ioigonde 
Arbeiten an: 

S. de Pougnadorespo, La justice fiangaise en Tunisie (iarose). 
Sombsthay, Goars de l^gislation et d'administration annamites 
(Andi6). 

Blocif Da regime des eaux en AJg§rie (Bousseaa). 

Le Boardais des Touches, R^me flnander des oolonies 

fiun^aises (Rousseau). 

Da.^ internationale öffentliche and private Recht liiotet 
v'iiicn ih'i rrlrhAru /wt igo d^r juristischen Literatur. Ausser den 
Revuen, den Samiuiungen von Vorträgen, sind wichtige Lelirbüclior, 
AbhandloDgen and zahlreiche Studien über einzelne Fragen er- 
schienen: 

Bonfils, Uanuel de droit international public, 2* ed. (Rousseau). 
R Bomgeois, Manuel historiixue de politique ötrangdre, t 2. 
(Belin). 

i'illot, Lt;s lois actuelles de l.i g^nerre (Pedone). 
Rrgime des Capitulatioü» (i*l')iii. 

Kegnaut^ Des etTets de la ueutialite perpetuelle en tem^ de 
paix (Giard et Bnere). 

42* 
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Leoomte-Moncharville, Mcmacu hu ^»uint de vue intertiatiuiüii 
(Pedone). 

De Cleroq et de Valkt, Guide piatitiiie des ConwilatH, 5« ed. 
(Pedone). 

Bemon, L'aiintnge iatamaäoiial et U Godifio»tiflo du droit 
des gene (Mb, DtryX 

WeisB, llurael de droit mtematioiial pnr6 (LaneeV 

Weiss, Trait6 de droit international priv6, t. 3 (Larose). 

De Vaicillt'S-Soiiimiere», La u^ntliese du droit intermitioiial 
priv6, 2 vol. (i'iühüti/. 

Bodin, Comp^tenoe dee ttibunaux fraayaifl eutze ^tiaogocs 
(de Soye). 

Die Beelitagesdilohte bietet uns die Ferteetzong «nes Wofae, 

iu dem sich Gelehrsamkeit und Scluirfsinn verbindet: 

Viulk't, Histoire flos institutions poliüques et adminiötrativtö 
de ia France, t 2 (101*086). 

GleioliennaMen erfrähneD wir: 

J. Briaaaud, lleuittel d^hiatoiie du droit fnmcaie, fasc. 1 et 2 

(Fontemoing^). 

Derselbe: Etudes de di*oit public, ün liberal au XVU* siede. 
Ciaudo .Toly (Foutemoing). 

Tixier, Essai sur les baillis et 86n6chaux (Orleans, Morand). 

Die „Nouvellc Kevue historique de droit^' (Laroae) iat das 
Hanptoigui der Bechtshiatoriker und BomaniBten. 

Wir nennen noch folgende Schriften der letzteroi: 

Reviilüut, Les actiout» pubiii^ues et privt^e^ eii di-oit e^ptien 
(Maisouneuvo). 

Henard, Contribution u riüstoii-e de i' autorit6 i^^pslatiTe da 
S6nat romain (Nancy, Berger-Levrault). 

Petit, Tnut6 el6mentaire de droit romain (Bonaseea). 

Maj, Eläments de droit lomain, 5^ ed (Laroaa). 

Larooqne, Le den da flanc6 k Rome (Tonlouae, Lnpr. St 
Oyprien). 

Die NaüonalökoAOmie ist sehi* reioh aa Arbeiteu aller Art 
Unter den Haadbflchem zeichnen aieh zwei besonders aus: Die 
hervorragenden: „Prindpea d'tonoroie pofitique** von Gide 6* ed. 
(Larose) und: ,4'Hi8toire des doctrines 6oonoiniqnfie*^ Ton Bamtand 
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(Lwoae), irdciL letztoreB eine wirkliche Lfloke in der volkswirtschaft- 
lichen LLteratur Frankreiobs ansfOUt Von anderen Werken zSUen 
wir auf: 

de Rousiers, Lcs industrit« moiiopoliötieö (Trasts) aux Etats ' 
ünis (Colin). 

Levasseur, Le salariat (Lev6). 

Lavolli^e, 1.08 ciasses ouvriöres en Europe t. 3 (Qtii|laumin). 

Bioadel, L'esaor tonomiqne de Tempue aUemaad (Hangeot). 

Biondei, Lob truisfonnationB aociales de FAUflinagiie oon- 
temponuDe (Mangeot). 

Habillean, Bäjned et de Booquigny. La pr^Toyanoe sociale 
eu Italie (Colin). 

Rieu, La Cooperation ouvriere ä travers ies äges (Chevalier- 
Maresq). 

Paris charitable. 2® ed. (PIoo.) 

BeUom, Lea gr^es (Qrlöuis, Heiand). 

Bifit, TOglementationB Ugale de la joumöe de tntyail de 
ronTrier adnlte en ÜEmoe (Laroee). 

Bfiglementatian da tia^ dana rindiwtiiek LegialatioB {fan^aise 
(Impr. nationale). 

Perria, Les wairantö agricoles, L. 18 juület lö98 (Marcliai et 
Billard). 

Hogrel, id. (Chevalier-Marescy). 

Gnyon, Loi dn 9 aviü 1898 oonoemant la leeponflalalitö des 
■oddenta dont lea oameia sont victiinee (Ronseeau). ^ 

De Malarod, Extension de llnstitution des cusses d'^pargne 

postales (Picard). 

Finanz Wissenschaft. Da« Studium der Fiiian,:eii, welches 
Nationalökonomie und Veiwaltung^irecht berührt, int durrhaus nicht 
vemaclilässigt wie die nachstellenden Publikationen lehren: 

L. Sajr, Lee finances de la France sous la 3^ Il6pul»liqae, t L 

Bode, Lee oonwaiona de dettea publiquea (Giard et Bridre). 
Fallain, Lea donanes fmn^ses (Dupont), extrait da Repertoire 
de droit admiiiietnitif. 

Xa.juet. Traitc «ies droits d'cnregistrcment 2® eil. (Larose). 
Sayous, Etüde ^oonomique et juri<lii|ue öur ies bourses alle- 
mandes de valeurs et de oonuuerce (Kousseau). 



— 662 — 



Erwähnt seian noob die Abdrficke ans Zeitschriften, welche 
einigee LitereaBe bieten: 

Hubert-Yalleroiix, Uinip'^t progressif; L'impAt eor le letewi; 
Budget national (ßloud et Baml). 

Xeymarck, Les impOts et la richesse publitiue de a 1S97 
(Guillaumiti). 

Diq Sozialwissenscliaft, welche ehedem mit grossem Eifer 
Ix ti b l)cn wurde, ist ein wenig verödet. rnsOTe Aufrnerk5«amkeit 
wird nur durch die Zeitschrift: n^nnde sociologique 1896/7'^ (Akui) 
und die folgenden Schriften enegt: 

Worms, L^Economie sociale (Oiard et Briöre). 

Tarde, Les lois sodalee (Alcan). 

llauriou; Loeons sni- mouvement social (Larüs»jj. Die kühnen 
Uirdunkea darin wuiJou .sit hui rulcmiken liervorrufen. 

.Tf>yan, I^es principes des sciences sociales (Le^o d'ouverturei 
Clermont-Ferrand, inip. Mnnt-T.oni-). 

Die answärtigeii Geset^gebuigeB haben zahlreiche Azb^tea 
hervorgerufen, abgesehen von der YerSlfentlichnng der fremdea 
Gesetze in dem „Annuaire de la Sooi6t6 de lögislation oomp«^ 
und in den Artikeln in dem „Bulletin^ jener Geselladiaft 

"Wir führen an: 

Sawas-Paticiia, Etüde sui* la tlicorie du droit musiüman, t 2 
(Marchai). 

rrudhonune, Le projct de Code p^aai nisso (Pedone Lauriel). 

Picot, Los justioes de paix a l'6tninger (Marchai). 

Dumas, Le nouvoau regime de publidtß dea droitB röels ea 
Angletcrre (Paris, Davy). 

Fugnot, Les syndicats ouvriers en Angletcrre (Paris, Anbert). 

Fromageot, M«''nioii*e zur rorganisatiou et le röle des associatioiiÄ 
üuvrirrcs et man handcs en Chine. 

Oand, L'Aümend daiis le canton dObwaideu (Paris, Öueur. 
Charruey). 

Kowalewsky, Le regime 6conomique de la Bussie (Gianl et 
Bri<^re). 
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Griechenland. 

Beferent: Dr. Bpam. C I^unbadarlos» Advokat, Athen. ^) 



a) Einleitung. 

Der Abbruch der «liplomatischen Bezielmngen zwischen Griechon- 
Und und der TQrkci im Jahre 1897 hat den Bdcktritt des aus 
allgemeinea Wahten heiTorgegangeneD MimsteiiiimB Deiiyanni herbei- 
gefohlt lietEterem folgten in der Begiemng zwei Huusterien, 
irelche keine anageprSgte politische Bicfatnog vertraten. Znn&chBt 
hatte der König den Abgeordneten D. RaDi hemlsn nnd ihm die 
Verteilung der Portefeuilles anvertraut. Nach der baldigen Demission 
KaJiis flberuahni Zaiinis die Re^ieniTi^ bei Erötfriung der dritten 
Session der vierzehnten Kammerpeiiode. 

Das neue Staatsniinisterium begann am 30. Oktober 1897 seine 
geeetigebenaohe Thfttigkeit und setzte dieselbe in kanm yierzig 
Sibangeii fort, weil die starke deUyannietiefdie Partei eine reine 
Obatmktionepolitik in der Kammer trieb nnd die Annahme der 
V rg legten Oeeetzentwflrfe verweiger t e, um äet Regierung, welche 
einer Majorität entbehrte, den Rücktritt aufzunötigen. In der That 
v< rla> am 28. MÄre 1898 der Ministerpräsident das küuiglichi) 
D-^kret. welches den Schluss der Sossion und die Vert^ierunp; der 
Kammer serffigte. Dasselbe bestimmte ferner den 7. Frhi uar 1899 
als nAchston Wahltermin und den 4. Mta znr Wiederöffiiimg der 
Kammer. 

ÜB ist kanm nOtig, darauf hinznwdsen, daae in diesem knnsen 
Zdtnuun nnd nnter solchen politischen Yerhfiltnissen die Ent&ltung 
einer erwähnenswerten gesetzgeberischen Thätigkeit undenkbar war.*) 

Auf Grund der Genorahvuhlen vom 7. Febniar 1899 hat sich 
die neue Kammer am 4. Märs 1899 mit einer grossen Majorität 



•) Unser früherer Eefetent, Herr Advokat Dr. Za< harias, der die 
wissenschaftlichen Bestrebungen der Internationalen Vereinigung in hin- 
gehendster Weise gefördert hat, ist in der Vollkraft seiner .Taliro ^ erstorben. 
Die VereinifT^inj^ wird ihm dauernd Hne dankbare <^iesinnung bewahron. 

') Die während 'Im Jahres is'.is veikurKictt^n Gt^<,f't7:o und Verord- 
nnngpn sind bereits im Jahri^'ansr lSi)9 dieses Jahrbuches b. 4Ü2 von dem 
verstorbenen Dr. N. Zacharias erwähnt. 



— 664 — 



fOr die TbootokiqMurtei gebildet^) Das neue Mlmstorinm bncdite 
▼iele YorlagoD eiD, von denen manche schon ans dem frOhena 
Miniatorimn Zaimis stammten; indessen gelangten nioht alle nur 

Verhandlung und Abstimmung. In dieser Session, der ersten der 
XV. Kamnit'i jM i indo. die Ii» zum 15. Juli daueite, wui-den folgende 
wioJitige Gesetze beschloesen: 

b) Geaetogebung. 
L FinnBUgelogcalieitwL 

Budget der Jahre 1897, 1898, 1899. Nach der Ge- 
nehmigung der ansserordentUohen Auagafoen der Finani^ahre 1697 

nnd 1898, während weläier Zeit die Kammer nicht tagte, und der 
Annahme des Ei.ii . von 1898 mit Diachiiini «7 72C 5ü0,r>o Ein- 
ualimeii und Draciunen 101 988 089,84 Ausgiibun, fand die Ab- 
stimmung Über das Budget von 1899 slatt; im Wege der Gesetz- 
gebung (15. Juli 1899) wurden die Einnahmen für das laufende 
Jahr auf Drachmen 107 085 668 nnd die Aasgaben anl Draohmei 
103418273,44 festgesetzt 

Gesets vom 1. Jnni 1899, welches die Salinen der 
Insel Zante znm Staatsmonopol machte nnd dem Staate die 
Verpflichtung auferlegte, eine bestimmte Geldsumme jährlich an die 
AVuldttiätigkeils-Aubtalten vi.ii Züute zu zaiilen. Früher wirdoiMÜf^ 
Salinen von den l*rovinzen der Ineeln Corfu, Zauto und Cerigo geimlKi. 

Gesetz vom 5. Juni 1899 über den Grsatx der 
Woinstener dnroh die Stremmatisohe Bestenerung 
der Weinberge. Das Stremma ist ein FUchenramn m 
1000 Q Metern. Diese Steuer stütst sich auf die BeUaiatiooB- 
pflicht des Eigentflmers, Besitzers, Erbpftohters oder Kiesshnunhen 
und wii-d jährlich, je nach <!er Zahl der Sliemmata. l>czalilt: das 
Minini mn dieser Steuer beträgt pro Stremma ein© Diuchme, das 
Maximum sechs Draohmeu. 



Das Mmisterium hatte folgende Zuaammenaetznng: 
O. TheotokiB Prä.sidium und InnereB, A. Bimopulos Fhunupen, 
A. Romanos Äusseres, A. Eutaxias Uoterricht und geistliche Ange- 
legenheiten, N* Karapawlos Jnstia, K. Kamunduroa Kiieg, B. Bndaris 
Marine. 

8p;itor \vi;!iten di*^ zunickgotreteutn rutürrichts- und Knegsounistar 
durch die Abgüordüotcn St als bezw. N. Tsamados ersetzt 



. d by Google 



— 666 — 



Die Anseigen werden bi« BpftfeeeteDS Ende Jnni den sneUndigen 
BArgenneMtefTP eretittet Letztere besorgen die Eintragung der 

einjTolaufciien Aiizoi^^en in Spezialregister, welche, mit den nötige 
Benierkungen Teist hen, dem Fiiianz-Ephor ziifir<*>c'lii<'kt werden. 
Nach eingehender Prflfnns: greift der Ephor iliejenigon, wolclie 
entweder keine oder eine raangeihafto Aiizei;^o erstattet haben her- 
aus nnd teilt ilire Namen den betreffenden Bargermeistem mit^ 
damit letstere durch Ansetvmg einer unteren fOnhehntlgigen Briet 
das QerOgte berichtigen kOonen. 

Innerhalb der eraten HsUfee des Monats September stellt der 
Finanz-Ephor ein Verzeichnis der für die Besteuerung in Betracht 
knnimenden Personen auf, schickt es an dio untorgebeneii Lokal- 
behörden und ernennt gleichzeitig eine Rpt ziaikuinmission, weich© 
sich über die an befiteuamdea Weinberge zu äussern hat. 

Die Zumeesong der steuerpflichtigen Weinberge, welche die 
Onmdlage fOr die Besteuerung bildet^ wird von Staatmngeoiearen 
betrieben. Diese nehmen jedesmal ein ProtokoE auf, wogegen der Be- 
naohteOigte binnen swansig Tagen nach der Zustellung Besohwerde 
an das Finanzministerium einlegen oder brän zuständigen Amts- 
gericht Widerspnicli erlieben kann. Wenn die Streitsmiime die 
'iO DiaeliiiHMi nicht üborstoigt, su i-ntsdieidet der Amtsrichter rechts- 
kräftig; wenn dien nicht der Fall int, so kann gogen üm amts» 
nchteriiche Urteil Berufung eingelegt werden. 

Oesetz Tom 9. Juni 1899 über die Abschaffung der 
Viehstener und Einftihrung der Besteuerung des 
geschlachteten Tiehes. Diese Steuer ist pro Haupt Schlacht- 
vieh zu entrichten. Ton diesem Qesetse sind die Joniaohen Inseln, 
die Provinzen Oetylo, Gythio, das Dorf Kastania und die Koiumune 
Melitina des Bezirks Lacedfunon l>e freit. 

In gleicher Weise wird den Tiereigentümern oder -besitzern 
eine Deklarationspflicht auferlegt. Die Steuerzahlung erfolgt gegen 
Impiuigsqnittung auf dem Anmeldungsschein. 

Gesetz vom 17. Juni 1899 über die Besteuerung der 
Korinthenfrftohte und Uber die Errichtung einer Ko- 
riQthenbank. 

Das Gesetz deluit das System der in natura zu erlegenden 
8t*'uer Itt züglich der exportiürten Korintlu ii ;uif zehn volle Jahre 
aua, vom. 5. August 1899 an. Diese Steuer betiägt mindesteos 
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10 ^/^ des zu exportierenden Quantums. Durch dasselbe (ketti 
tat aQoh ein Ausschuas bestimmt, welcher aidi in jedem Jahre zu 
ftasaem bat, ob dieee Steuer yon 10% Termehit weiden eoU; die 
Entecheidong trifft der IGnistenat vor dem 6. Angnst jedes Jahna 

Der Zweck der Korinthenbank, welche ihren Sit« in <fet 
Statlt Patras hat und 20 Tahiv vvaliren soll, hestoht im allereineiiien 
dann, für die Inten •^^^c^ der KorinthfüprDduzentoii x.ii ^yfgen, 
d. Ii. 1. für die Verbreitung des Korintiion -Verbmuchs im Aus- 
lände und die Verbesserung der Qualität; 2. die Verschaffung von 
5% Anleihen an die Koiinthenprodusenten zam Ban üuer Wrä- 
beige; 3. die Oewttmmg Toittofiger YofBchflsee auf EaafioD m 
Legersoheinen der Staatslager zu einem Zinsfufls bis au 1% 
4. die statietiBQhe FeetsteUnng der wirtaehaftKehen Benehangen 
der Korinthenproduzenton zu ilueu hjTHithekarischen Gläubipeni 
und UntcrsuchunsTf^ri. ob der Korinthrnbaii für bostiinmte Zeit 
untersagt werden suüe; 5. die Emchtuog von Lagern cur Auf- 
bewalirung der Korinthen« 

Das Baakkapital wird gebildet: a) ans den von der Bank ia 
natnn erhobenen Stenern nach Absug einer ans dem Fiskos la 
entrichtenden Geldstener von 4 Drachmen auf 1000 venet litor; 
b) ans der bei der Staatskasse hinterlegten Geldsiunme; c) aas 
dem vuu friUien^n JahreöoiHuahiueii noch vüriian<l*Mien Material.^) 

Gesetz vom 30. Juni 1899 über die Abänderung und 
Ergänzung der Gesetae betreffend die Gewerbebestouerung, 
d. h. die Besteuerung von Handel, Industrie und gewerbliciier 
Thfttigkeit Das Oesetz sielt auf die sweckmiBaigere Eriieboag 
der Stenern hin und stfltzt sich auf die DeUaiationspflleht 

Die Steuer wird in zwei Kuteii riit richtet und z^var die er^ 
Hälft«' drei Muii.Ue nach der Zustellung dor Deklaration nikl He 
zweite Hälfte iu drei weitcrea M.onaton. Die nach diesen läir 



*) Den Verkauf der unveräusserten Korinthen überoimmt das Finanx- 

niiiiistprium und händigt den Erlös, nach Abziic der genannten vier- 
drachmigeri t>;tL'iiL'i- uml s-Anfsti^pn T'nVosten der Korintlienbank aUB. LetatMÄ 
wird vom 5. August di»; (iosanJtla^eiverwaltuiiL: iib'-rlaj^spn. 

Das Vermögen, die Wortpapiere und sonstige iScheme der Bank mk^^ 
von jeglichen Staab^gebühren befreit. 

Der Export der in den Lagern vorrätigen Kuiiutlieu wird streng iintiP" 
sagt; nur ihre Venurboitoog ist der iuländisohen Industrie freigegebeo. 
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timnen eifolgonde Straentahlmig vird um 8% YerzngsaiiBeii und 
20% Oeldstnfe eochOht 

Ton dieser Steuer sind die Einwohner der StSdte, deren Be- 
voikenuif,' woiiigtM- al> 3000 Seelen zählt, befreit. 

Oesetz vom 15. Juli 1899 über die Auferlegung von 
Verbrauchs-Gebuhren auf (\ io Spirituoaeo. Diese Gebühr 
wild jfthriioh durah eine spezielle KommisBion Tennlagt^) 

Die SteuMpflichtigQii, deren Rubriken im Betrieb sind, müssen 
innerhalb einer Frist von iwanzig Tagen nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, dem Finaiizephor Anzeige erstatten. Diese sowie 
der Gewerbeschein müssen jedes Jahr erneuert werden.*) 

Bei nicht reohtseitiger Entrichtung der Steuer, welche in vier 
Baten erhoben zu weiden pflegt, kommen 8% ige Versugsainsen 
und 207oige OeldstiBfe hinzu. 

Gesetz 7om 16. Juli 1899 betreffend die Ab&nderung 
des Gesetzes über die Auferlegung von Bier-Abgaben. 
Diese Abgahcn \vei<leii von dem importierten Malz in dem ZoU- 
hause erhobeu und zwar 65 I^pta pro Ock (d. h. 1282 firaiiim). 

Gesetz vom 28. Mai 1899. Durch dieses Gesetz wird das 
Gesetz vom 24. Juni 1895 über die Errichtung eines be^nderen Aus- 
sohusses für den Stuitssohulddienst aulgehoben und eine spezielle 
Sektion im Finanzministerium die ,y8ektion der Staatsschuld'^ ein- 
geführt; folglich ist für alles, was der Zuständigkeit des früheren 
Anssdiusses unterstand, der Finanzminister wieder kompetent ge- 
wonlen, vorbehaltlich der Bestimmungen des Ges- tz -s vom 26. Fe- 
bruar 1898 über die Internati onalr Finanz-Kontrolle. 

Gesetz vom 19. Juli 1899. Durch dieses Gesetz -wird im 
Kaanzministarium ein spezieUee Bessort „Allgemeine Aufsicht 
der Finanzen'* unter Leitung des Finanzministers befindet Der 
Zweck dieser Abteilung, welcher genügende^ Personal beigegeben ist, 

*) Bas Jahr b^giant am 1. Aagost nnd sndot am 31. Joli folg. Jahres. 

*) Durch dieses Gesetz werden die ia Betiacht kotnineDd«n Fabrikantea 
Mitaiderweiaa besteuert: 

Die Branntweintabrikanton der A. Kategorio Dr. 200. 

Die Fabrikanten dor B. Kategorie je nach der tägliohen Pro* ' 
doktion reinen Alkohols;. 

Die liqueorfabriiiantea der ersten Katc^'« lif „ 5(X>. 

„ , „ zweiten und der dritten Kati^rie ^ löOO. 
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besteht darin, die Auf^i» !if üher die legelmassiL^e Eiliebung der 
(mittelbaren und unmittelbaren) Steuer und die KontroUe Ober 
Slnansbeaniten ansKuüben. 

Gesetz vom 15. Jnli 1899 über die Fusion der pri- 
vilegierten Bank von Epiiothessalien mit der Griechisf'hen 
Nationalbank und die Übertra^iTig des nach den geltenden Gc- 
aetzen erworbenen Privilegs der epirothessalischen BaoJL zur Aug- 
gabe und Inumlaufsetzang von Banknoten, nach einer von beiden 
Banken xu beatimmenden BntachSdiguug, auf die Nationalbank. So 
übeniiinmt die letztere alle Bedite und Fflichteii der epio- 
theesaliachen Baak. Der Yertiag soll duvcdi kOnigUofaea Deknt 
bestfttigt "werden. 

Gesetz vom 21. Juli 1899, über die Abänderung und 
Ergänzung der Gesetze Über die Wälder bezüglich <ki 
HolzeohlagB und des EinaammelnB Ton Waldprodukten. 

n. Innere ABgetogeakeites. 

Go8etz vom 6. Juli 1899 fiber die \^erwaltung des 
Staates. Der Staat wird in 26 Departements {vofiol)y an Stdle 
der frOherea 16 Departements, bekofa regelmäaeiger Administntioa 
geteilt Auch wurde seine Organisation durch ein zweites QeBelt 
desselben Datums Terändert. IVülier, duidi daa Gesett von 
6. Dezember 1846, war Ghiechenland in Departements (pOfuH), 
Provinzen {knaQxiai) tmd Gemeinden {dt]fioi) geteilt, gemäss der 
französischen Verwaltuiigsüiganisatien. 

Durch dieses Gesotz bildet das Departement eine juxiatiscbB 
Person (Eorpoiation), die Vermögen erwerben kann; der an dar 
Spitze stehende Fkftfekt wird von der Begiening ernannt, flbt lU» 
bisherigen Bechte als Vertreter der vollziehenden Gewalt und 
höherer Verwaltungsbeamter im Departement u. s. w. aus. Des 
Präfekten stehen die als kommunale Elemente gewäiüten Käte und 
der Depiutementüausschuss zur beite. 

FOr die Handlungen und Beschlüsse der BMe und des D»- 
partementsauBSohussea wird in den vom Qesetz erforderlichen IlUeD 
die Bestfttigung des Pr&fekten eingeholt lUlt die Entscheidung des 
Prttfekten negativ aus, so kann binnen einer Notfrist von 10 Tftf^ 

beim Minister des Innern Beschwerde eingelegt werden. 
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Der Mlokt htA das Beoht, den ymunmliiiigea der Blte 
und dee DepartementsanaflohnMes beizuvefanen, £iUa oe niöht ihn 

selbst bctrelTen. 

Gesotz vom (3. Juli 1899 über die Ycrwaltungspolizei. 
Durcli tliebeB (iesetz ist die durch das Get^etz vom 20. März lh93 
eingeführte MilitftrpoÜzei abgeschafft, und ein eigenoB vom Mini- 
ateriom des ImieRi «bhftDgendee YerwEltungBipoäaeikorpe gegrOndet 
irordffflL 

Qeeeti vom 24. Juli 1899 über die Beatitigniig dea 
in Budapest im Jahre 1896 abgeftnderten telegraphiechen 

Regie III eilt 3. 

Gesetz vom 10. Jnli 18!}9 über das Turnwesen. Dieses 
Gesetz macht da» Turnen obligatorlöch. Die Schüler der Gemeinde- 
schulen und Qymnaaien müaaeii zum wenigsten dreimal wöchent- 
lich turnen; zu dieaem Bohnfe werden Turnplätze (wo ea an Bolchen 
iehlli) errichtet. Die UniTeimtlitsBtndenten mid die Schiller der 
polytechniachen Schule mtaen In der Akademischen Tanianstelt 
tarnen nnd hierin eine FrOfung nach dem sweiten Jahre ablegen, 
während die Gymnasiasten und Gemeindeschüler jähi-Hch examiniert 
werden imd jedes Jalir Turn- und athletis( ho S])ielc im Panathe- 
näischen Stadium auffülueu müssen. Auch erkennt duö Gesetz die 
Kommission der Oljmpigchen Spiele als eine juristisohe Person 
mit eigenem Si^el und Sitz in der Stadt Athen an, welche der 
Kompetens des Minislerinms des Innern untersteht Die Kommission 
iriid ans zehn MitgUedem nnter dem Vorsitz des Eronprinsen 
oder eines anderen Prinzen gebildet nnd trägt Sorge fflr Abhaltnng 
der alle 4 Jahre stattfindenden internationalen Olympischen Spiele, 
welche zuerst in Atlien anno 189G gefeiert wurden, vSowie für die Ent- 
sendung ^'iecliisclier Cluunpious zu den anslRndisrhen internationalen 
Spielen, falls Griechenland daran teilnimmt. Das Gesetz trifft auch 
Vorkehrung für die ünteistütaung der Vereinigung der gxieohisohen 
Athleten* und TumverbSnde. 

Gesetz vom 24. Jnli 1899 über die Altertümer. Dieses 
Qeeetz erlclllrt, alle AltertOmer (Kunstweike im Allgemeinen) der 
altgriechischen, christlichen und mittelalterlichen Zeit, bewegliche 
oder nnbewegliehö, welche in Griechenland erfunden wurden, als 
StaaUicigentum ; das Ministerium des ön'entlieheu UnteTrichtg ist für 
alles, wm die Ai^tiquitäten bethfift, kompetent j ohne seine £ia- 
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villigung dOrfen EigeutQmer oder Besitzer von Antiqultitoii solche 
nioht veräassem. 

III. Äuflsere Augeiegeuheitcn. 

Geset» vom 22. Mai 1899 aber die Bestätigung der 
ia Athen am 15./27. April 1899 unterzeichueteo DekUration 
Aber die Verl&ngeriiDg des griechlsohoitftlienisehea 
Handels- und SchiffahrtSTdrtrags yon 1889 bis tm 
19./31. Desember 1899. 

Oesetz vom 13. Juni 1899 Über die Bestätigung des 
zwisrlirii Oriechenland, liclgien, Frankreich, Italien und der Sf lnvciz 
in I';tii> am IT). Älfti-z 1898 untorzeiLliuett'ii Znsatz-ProtokoilB zu 
dem Münz vertrage vom 15. November 1893. £s handelt sich dort 
Ilm die Befreiung der italienischen Regiemng von der Verpflichtung, 
innerhalb eines Jahres von der fieendigung der Münakonfention 
vom 6. November 1880 die italienischen Silbetsc&eideniOnaeB} 
welche sich im UmUnf bei den Eonventionfi -Staaten befinden, 
wiederrokaufen. 

Gesetz vom 10. September 1Ö99 über die Bestätigmig 
des zwibuhen üriücheuland und Japan am 20. Mai 1899 
untenseiohueten Freundschafts-, Handels - und Schi f fabrtsr 
Vertrages mit der MeistbegOnstigungaklauseL 

IV. Jiurti& 

Gesetz vom 22. Mai 1899. Durah dieses Gesell wnrde 

die Zahl der Eassationsrichter "^egen Oberhftufung mit QeschAtten 

ttul 1 S vormclirt. 

Ge.M-tz vom 25. Juni 1899 über die Erhöhung der Ge- 
hälter der Justizbeamten. 

Gesetz vom 30. Juni 1899 über die Erneuerung der in 
den verloren gegangenen oder zerstörten Hypotheken- und Gnud- 
bfichem der Kommunen von Thessalien und Fhtlotis eingetaaeBnes 
Hypotheken, Yersiohemugshypotheken und Übertragungen von Ver 
äUBsenmgen an Immobilien. 

Die Interessenten müssen innerhalb einer Frist von drui Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieseh Gesetzes die nötigen Scliriftstürkt^ 
vorlegen. Sind sie ausser Stande, solche beizubringen, so haU^ii 
sie ihre AnsprQohe gerichtlich feststellen au lassen. Darauf kaun 



. d by Googl 



— 671 — 



im Ortmdbuoh eine Hypothek besw. YonneikQDg eingetragen 'werden. 
Letztere rerwandelt doh in eine H3rpothek nach der endgültigen 
Feststellun!^^ de8 geltend gemachten An.>]iraehefi. 

Ot'sotz vom 8. Juli 1899 über die Ausweisung der 
den Mietszins nicht zahlenden Mieter. 

Die Interessenten haben, wenn der tnonatUche Mietspreis 
30 Draobmen siobt übersteigt, beim zuständigen Amtsgeriohti im 
fibrigen beim ziistftiidigen Laadgeriobt Khige za eiheben. Der 
LandgerichtspEisident besw. der Amtsrichter setst Termin zur 
nUndlfchen Verhandlung an, eine Abeduift wird dann dem Be- 

kla^Lfii zugestellt. 

Gegen das ilen sänmigoii Rfklai^teii niögliciiei" weise verurteilende 
Versäumnisurteil kann dieser in fünf Tagen nach der Zustellung 
Einspmoh erheben, oder innerhalb weiterer 10 Tsge Berufung 
einlegen. 

Die auf Onmd des vorliegendeu Gesetzes eigehenden ürteilo 
sind Torlftuflg vellstreckbar, jedooh ohne Binfluss auf die Hauptsache, 
die Tom zuständigen Oerioht zu entsdieiden ist 

c) Litoratur. 

Erfreulichenveise hat die juristische Literatur in den letzten 
Jahren erhelilicbe Fortschritte nachzuweisen. Mit grossem Wetteiler 
babem sich die Rechtsgelehrten bemftht, bemerkenswerte BeitrSge, 
teils eigene Erzeugnisse, teils Tortreffliche Übersetzungen, zu Stande 
SU bringen. In letzterer Beziehung ist besonders die yon Prot 
Dr. Polygenis-Athen angekDndigte Übersetzung des berflhmten Lehr- 
buchs des Altiiioisters Wiiulsciiuid und diu vom Privatdozenten 
Re^biit.siiiiwult Dyowuniotis unternommene ri>»rset,isung der weit« 
verbreiteten Pandekten DernburgV zu erwähnen.^) 

Die wichtigsten der vcr{)£fentlichten Werke sind folgende: 

Angelopulo, CK L, Advokat: Über den Sinn Yon Volk und 
Nation in der griechischen Qesetzgebung und Geschichte. 

Angelopouli und Papaeustratiu, Advokaten: Führer 
fOr Gewerbetreibende und Hausbesitzer. 

*) Diflss liegen bei^ts ToUattiidig vor. Die Übenetzung Windfloheid's 

geht auch regelmflssig vor sich; das in Druck ersohieoene Erbreclit v er- 
anlattt uos, die berechtigte Hoffuimg zu begeu, dass das voUsttndige Werk 
eine wirküoh taagUcfae^ rnsnohe Mftngei beseitigende Leistung weiden wird. 



Digitized by Google 



Antoftiadea IL, Friedeneriohter, ErUntenm^ dea leaMi 
Oeaetzea von 1899 über die Anaweisonf der nioiit zaUenden Xietar. 

Desselben: Führer der Besteuerten. Eine methodiociiti 
Erläiitening der Gewerl)«- und I lans^tener. 

Aravaiitino i., Advokat, (iriechisches öt£iat&reclit Baiid I 
lieft II (über die Organe (\o'< Staatea, die verscliiedeneü Staats- 
▼eziuaiiiigeii» die Staataverbiodttiigeii imd Ober die grieoliiiebaii 
YeifttaangeiL) 

ArwanitopuUo, A. S.: Über die Staatoaohuldner im atüiolMD 

Rechte (italieDiach). In yielen Reienei<meii in deutM)beii nnd ftuh 

zösiBckeii Zcitscliriften wird diese Si:liriit ala eine bedeutadmt. 
und fleissige Arbeit l»eurteilt.*) 

Balano und G u i ii i , Advokaten: Die Praxis der Kassations- 
geriohte von 1835 — 1898 bezüglich der Organiaalion der Qenckto 
und der CiTilprezessordniuig. Zweite Auflage. 

Djowunioti, 0., Fri?at^Boienty Advokat: Obenetsimg der 
Pandekten Dembuig^a mit Berttctaiiohtigiing der grieehlaohnn QeBet»* 
gebung. 

Flogiii ti, Tü. : Lexikon ler Turipprudenz unlei Mitarbeitung 
der l»CHt«^n .Tnn>ton und Natiunalr.konuuion. 

Frauguii, E., Präsident des Apiiellgeriobta in Samob: 
Bürgeriiches Gesotzbuch des Fürstentum Samos. 

Franghia, I., Advokat: Die beiden letaten Yoriagen von 1896 
Ober den PbisonalairBBt an dem Zweoke, ihre FeUer auituiraaeB. 

Helioponlo, I. E., Advokat: StiafrechtUcfae StndioD (Uber 
die Teilnahme und den Terflnch dea Verbraohena). 

Kofi na, Cr., Advokat: Der Forstdienst in Griechenland. JkB 
A\ * i k belmn«!. h die Vei'waliung der Forbte mit geschiclitlicbär 
Ei'läutoning und vielen Anmerkungen. 

Desselben: Zollgesot7.gebung. Das Busk giebt eing^ie&de 
ürlAuterongen der betreifenden QeaetMi 



') Dess. Yeil ist nook die Sohrilt nObar die TeiinftwortnaK d«r 
Aichontea des atheniMhen Staataa*^ (grieokiBoh) su erwihaen. In dieseai 
bemerkenawerten Werke giebt Vetf . eine Dantellaog der Yeiantworllichkat 
der atheniaehen Arobonteo und der diese betreffenden Geaetie in bMorischer 
Folge von Drakoa — aosfübriichor von Kleistheoes • nbw!irts, und sucht die 
Kompetenz dor ausübeoden Gewalten und die pioranoalisobe Dorohfühnuig 
nach noaem Plan xn gifinden. 
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Kun<lurioti. N., A^ivokat: Der Advokat für den Gebrauch 
dar Gescltüftäleuie uud Jedermunn. 

Kraasas, A., Professcur: Rümisdics Recht, Y. Band. Das 
Erhreoht, vierte, g&azlich neu umgearbeiteto Auflage. 

EypriadeSi K., Advokat: Studien Uber K^mmimiflnras und 
Yerinechen. (Bw. DaeU, TodentralB, Rinberei, IGsahandlung der 
Tiere, E^pnotianras und Oereohtlgkeit, Selbatmord) Bettelei und 
Schwindelei u. a. w.) 

Desselben: Üeber.sftzun^ des Lehrliuclis des Stmfrochts 
von Prof. Franz von Lifizt mit Berücksichtigung der griechiBcheu 
Gesetzgebung. 

Mutesäi, A. S., Advokat: Taaohenkodez (die Organiaation 
der Gerichte und Notare). 

Desselben: Justinianische und nachjustinianische KovdQen. 

Pongi, A.) Advolut: Über die Handels- nnd Industrie-Harke. 
I>er Verfasser bietet ein eingehendes Studium des Gesetzes Uber 
den Schutz tl* i Handels- un-l Industrie- Marke mit Vergleichung 
der Gesetzge>>nng"en anderer Staaten. 

Philareto, ü. N., Advokat: Über die Yerzoikmg der in 
Thessalien während der türkisclien Besetzung eingefülurten Waren. 

Sakellariou-JKundurioti, Advokat: Übersetzung des 
Systems dee Handelsreohto yon I^on-Caen et L. Benault 

Sakellaropulo, M., Arehiroandrit: Das Kiidienreöht der 
griechischen Kirche», vrie ee in den Ffttriarohaten und in Griechen- 
land gilt. 

Soiiieriti. D., Advokat: Juristischer Führer der Griechen 
und Griechinnen. Band I Hett 2. 

Theodor idis, A., Juristischpr Rat: Über den Grundkredit 
Der Verf. setzt den Kataster als Basis des Qrundkredits behufs 
Verschaffung von Anleihen von einer Grundkreditbank. 

Theotoka, M. G., Advokat: Von den geltenden Verordmingen 
aber die gemischte Ehen in der orthodoxen griechischen Kirche. 

Zepo, L D., Die Basiliken, Band III, Bücher 24 — 38. 
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Das heutige CiTilrecht GriechenlandB. ^) 

L Bbs in Qrieclieiüaiid aeit dem Beginn des RwheitBtaaniffaB 
bis inr Anknnft des KSnigs Otto I geltende Beoht let (Uten Oegm- 
stand eingehender Behandlung, teils Ton Juristen, teils tob Laien 

geworden. Andererseite hat man sich auch mit dem byzantiniscli^i 
Recht )>pseh;ütii:t. welohos nwh houte in Giiorh**nknd gilt, seine 
Entwii-kfluiii; Iiis auf lii*' iK Ut^te Zoit veiWgt uud mit Gniudlicii- 
keit und Sciiarfsinn dea Umfang seiner Anwendung ani gnechiaoha 
Yerh&ltnisse darzulegen gesucht 

Unsere Au^be besteht in der kursen Behandlong der Qualka 

des ZOT Zeit im Königreich Qriechenland gettenden Privatreclrfs 

mit Rüc'ksi. lii auf *la^ Dekret vom 23. Feliruar (a. S.) 1835, 
wtjlchto vvegüii der Kitiführuiig de.s Kecht8bu< lies <lt>s Hai'iiioJiui^uluö 
in sämtlichen deutscheu Werlcen über römische Edchtageachidite 
besonders erw&hnt wird. 

Danach sind die Quellen des griechisohen Privatiechts folgeniie: 
L das corpus juris dvilis, XL das kanonische Recht der grieoluficlh 

orthodoxen Kirche, IH. die neueren Gesetze, welche das Köuigreioh 
Griechenland erlassen hat, und IV. das Gewohnheitsrecht. 

Die Regelung des Yerhäitoisses dieser Quellen zu einander wird 
durch den alten Grundsatz: „lex posterior derogat prioh** bewirkt 
Daher wird in der Praxis dem jnstinianisehen das kanonische Beckt, 
dem kanonischen die neueren Gesetze und dieeen das Gewohnhäto* 
recht vorgezogen. 

Nun iHt die Fracrf* der Einführung des i-tmischun und byzan- 
tinisciieu Rechts iu Griedieuland und der Inhalt des Dekrets m 
1835 zu erßrtem: 

Nach dem Untergang des ostrOmischen Reiches lebten die 
Griechen jahrhunderteUing unter dem Joche des tflrkisßhm Er- 

oberei-8. Im .Talu-e 1S21 erklärten sie sich für hei uud erkämpiteu 
ihre Uiuibliäiigigiieit im Jahre 1828. 

*) lu der Annahme, dass es don Lesern dos Lahrbachs willkuminen 
sein wird, eine eingebende Darstuilung doi> in Giiüülioulaud geltenden Civil- 
rechtB zu erhalten, bringen wir den obigen Aufsatz aus der Feder des Heira 
BeriobterBtatteEB Dr. Lambadarioa. Die Bedaktioa. 
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Noch unter der tflrkiflolieii Henschaft haben die drei National- 
▼ersammlungen in Epidanroa (1822)^ ÄstroB (1823), Tr(taene(1827) 

für die Hechtspflege Sorge getragen und die flauptgrundlagen dea 
küiiftigeii Rechts festgelegt. 

Di»} ei ste Nationalversammlung unter dem Vorsitz von Alexander 
iiAurokoidiitos bestimmte, dass in Qiiechenland bis zur Einführung 
eines bürgerlichen Qeaetzbuohes die Gesetze der byzantinischen 
Eataer (abaolute) Geitong haben sollten (Conatitution von 1822: lea 
lola dee noa ano^tiea, promnlgnte par lea emperenia Qreca de 
BiTaanoe d'6temelle mäoadre); darunter waren ofllonbar die 
Basiliken und die Novellen der spiteren Kaiser gemeint Jedodi 
war die Auwendung der Basiliken illusorisch, eiuoi-seits weil keine 
gendg-enden Exemplare vorhanden waren, und andererseits wegen 
der damals unverständlichen Sprache. 

Wörtlich hat obige Bestimmung die Nationalversanunlung in 
Aairoa im Art 80 der von ihr geacbaffenen YerfBaaunganrkunde 
• angenommen. 

Endlich stellte Art. 142 der in TrOaene bestätigten Yerlsaaung 
fidgende Bestimmung anl: „Neben den Amts-, IVovinabl- und Ober- 
appelJuti'»iisgi'nc}iteii soll ein oltei-ster Cassationshof errichtet wenlen. 
Ferner weiden Schwurgerichte eingeführt und erhält Harmouopulos 
Gesetzeskraft." 

Dies waren die Ergebnisse der griechischen Nationalversamm- 
Inngen bia sur im Jahre 1828 erfolgten Ankunft des ersten giiechi- 
Bcfaen Gouverneurs Grafen Johannes Gapodjstrias. Dieser Zeitpunkt 
bildet eine neue Aexa für die giiechisehe Bechtspflegs; Das Dekrst 
von 1828 verfügte, dass ,,die Oivilgeriohte bei ihrer Keöhtsapreohnng 
die Gesetze der Kaiser zn beobachten haben, welche in der Hexabibios 
des Haiinenopulos eiiiiiülUii sind." Dadurcli w wixleu die Kaiser- 
constitutiunen bestätigt und das Keehtäbuch dos Hai'menopulos als 
Gesetzestext den Gerichten ül »ergeben. Diesem legte darauf das 
Dekret vom 15./ 2 7. August 1830 eine subsidiftre Geltung bei 
(Oidonnanz über die Geriohtaoiganisation: Les tribunauz auivnmt 
en matidre dvile lea kis de ^lantins, et juaqu'i la publication 
de leur OGllection, ils oonaulteront lea lois contenues dans le manuel 
d'Ann6nopulo u. s. w.). 

Zn erwähnen ist, dass dieso beiden Deki*ete eine schwankende, 
uusichere Kechtspflege herbeiführen mussten, weil der Richter be- 
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zQgllch der Anwendung der Beetimmongon von Harmenopolos an 
keine Schranken gebunden, sein freiestoB Ermesseii walten ni ksBon 

befugt war. 

Diesem beklagenswerten ZusUiiMh: Ix^i-eitete die am 23. Rl>iiiar 
(a. S.) 1Ö3Ö mit OesetzeRkraft erlassene Verordnung der Intorims- 
regienmg ein Ende. ^) Sie bestimmt zweierlei: 1. Das Civilredit 
Qneohenlaods besteht in den bfligeriiohen Konetitiitionen der 
byzantinischen Kaiser, velche in der Hexabibios des Hannenopnka 
enthalten sind, und 2. diesen gehen diejenigen Oewohnheiten vor, 
welche die langjährige, nnontaibrochene Obung oder der Gerichte 
gebrauch ancrkanul iiabcii. 

Der Sinn der Vei-ordnung war nicht, den Richter innerhalb 
der engen Grenzen der llexal>iblo8 ihrer Mängel und Antinomiei^n 
SU beechrättkea Uebiigens werden duroh die Verordnung Ton 18S5 
nicht die HexabiUos selbst, sondern die in derselben gesanuttslten 
Eonstitationen der oströnuschen Monarohen snm Geeetse Griechen' 
lande erhoben. 

Nun aber entsteht in der Anw nuliuig die Schwierigkeit, die 
einzelnen HostinHiiuiigeii ilei lltsxabiljlos nach ihrem geschichtlichen 
Zusammenhang zu erforschen und so die j fingeren von den älteren 
SU unterscheiden. £inen wichtigen Anhalt liierza bieten die Quellen, 
welche der Hexabibios su Grunde lagen. 

Die Hexabiblos wurde auf Gmnd des im Jahre 878 unter 
Kaiser Basilius Maoedo pubH^ierten ProohJron nnd der Basiliken 
vom Kaiser Leo Philosophuö veifasst. Es ist ein kladicher Auszug 
des byzantinischen Koohts. Dalier steht uns ni> hts im Wege, 
diesen Auszug aus den C^uoIIph. die sein Verfasser benutzt hat, zu 
verroUst&ndigen und seine Mängel zu l.» sritigon. Auf diese Weise 
können wir ohne Weiteres auf das Prochiron und die Basiliken« ja 
sogar anf das Justinianische Recht surückgreilen. 

Harmenopolos war kein Gesetzgeber, sondern euk Kompilaftor. 
Als solcher hatte er nicht die Befugnis, neue Rechtsnormen ein- 
zuführen und voihandene zu änd- i n oder zu beseitigen. Jode 
mangei hatte, dunkle Stelle, jede Lücke muss aus den (Quellen 
berichtigt und letzteren im Zweifel der Vorzug gegeben werden. 

') Sie enthält uur eiuon Artikel und hat die AVirknng eiues Gesetzes, 
weil damalH keine anderen gesutzgeberisohea Faktoren Todiandea waren. 



Dmiib erhellt, dasB der HutmenopuloB nur einen Aoflgangspiinkt 
Uldet, wdoher uns die Wege neeh den Quellen weist Letztere 
liaben bis heute ihre ToUe OÜtigkeit behauptet« 

n. Die Lüfeiiiig mehitJi'er, inpbfsondere fauiilieintxlilliciiei Strcit- 
fragen hän^ von der Kenntnis des kanonißchen Rechts der griechisch- 
orthodoxen Kirche ab. Dies bildet die sweite Quelle des griechischen 
Fkivatredite. 

HL Nach der Befreiung Griechenlands worden mehrere Gesetae 

erlassen mit Rücksicht auf inndcnie Sitten und Verhältnisse. Als 
Beispiele kfinncMi angofühi-t \vonlen: die Veroidiiimg KapuUistiias 
über die Testamente, die (iesetze über das Not^iriat, die Verzugs- 
zinsen, die Volljährigkeit u. 8. w. Diese neueren Gesetze bilden 
die dritte Quelle dee fieohts. 

IV. letzte Beehtsqnelle ist die Gewohnheit, welche sogar den 
Vorzug hat, weil sie die neueste Entwickelungsform des Rechts dar- 
stellt. Durch diü Veiwdnuug von liaben ausserdem die in 
diesem Jahre koustatierteix Sitten und (iebniudic absolute Geltung 
erlangt 

OiviliKrozeBBimliBohe, strafrechtliche und andere Yorschiiften 
des Bannenojpnlos haben für Qtiecbenland keine Bedeutung, weil 
sie die Verordnung von 1835 gamicht ewShnt hat 

Neuerdings tairt in Atlit-n eine Kommission zur Ausarbeitung 
des ersten Entwurfs eines griechischen bürgerlichen Öeeetzbuches 
auf Grund des deutschen H. 0. 6., namentlich des allgemeineren Teils 
nnd des Beohts der SchulveriüUtnisse. 



Grossbritauiiieü und Iiland. 

Beferent: Dr. Brast Schuster, Baiiister at law, London. 



Gesetzgebung 1888. 
L fiialeltiiiig. 

Unter den im Jahre 1898 erlassenen Gesetzen ist das wichtigste 

die Local Government (Ii-eland) Act, welche die KommunalTerwaitung 

in Irlaii'! (äliiilich wie dies fiir England durch die Gesetze von 
1888 und lb94, für Schottland durch die üesetüe von 1889 und 
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1894 geschehen ist) auf der Grundlage erwählter Yertretoogakflipff j 
anfbAut (Tgl. die als Anlage folgende Abhandlung vtm FnEeenr 
Qiaham). Von sosialpoUtiaöher Bedeutung ist die Inebria(n Act, 
widohe Bessenuigs-Anstalten fflr Trinker einfflbrt und die Vaocioatun 

Act, welche den Impfzwcang zwar nicht theoretisch, aber thataichlidi 
beseitig. Auf dem Gebiete des Kiiclionrechts ist /u erwähnen die 
Bouefic^b Act, welciie einiji^cn Hcliiiiniiien Missbrilucli'^n 'U'> Patjxjrmte- 
rechts zu steuern besümmt ist, und die Marriage Act 1898, wekhe 
das Recht) durch kirchUohe Trauung civiliter gttltige Elben m 
schliessen, das Ins jetzt nur den Geistlichen der anglikanischen 
Kirche zustand, nunmehr auch den Geistlichen der DisaideoiSB- 
gemeinden einrftumt Das Stralredht und die Strafreditspflege werden 
durch mehrere Gesetz© ergänzt, unter -welchen eine englische lex 
Heinze, die unter dem Titel Vn^riancy Act sich schamhaft verlifi:it, | 
die Criiiiinal Evidence Act, wr'ldie eine webentlit-lie stfafproze-sli -he I 
Ändcruug bringt, und die sich auf die Vollstreckung der Freiheits- \ 
strafen beziehende Plisou Act besondere Beachtung verdienen. Wichtig 
fflr das Erziehungswesen ist die Universily of London Act, welche 
^e Emohtung emer eigentliciheu üniversitftt in der englisobeB | 
Hauptstadt zu fördern beabsichtigt 

Das Privatredit Ist im Jahre 1898 sehr stiefmütterlich bedaeht i 
worden, indem ausser der Compaaiies Act, doix:ii Vorstihriften keine 
grosse Tragweite liaben. keines der auf diesem Gebiete veiab- • 
schiedcteu Gesetze der Erwähnung bedari - 

Wie gewohnt folgt zunächst eine Gesamtübersirht Über alle 
im Jahre 1898 erlassenen Gesetze und dann eine SpezialdanteUnng 
der wichtigeren nnler denselben, welcher sich schliesslicdi suis 
Abhandlung von Professor Graham Aber das irische Gesetz bstvelM j 
die Kcmmunalverwütimg anachliesst 

II. Gesaintübersicht über die in der Sitzungsperiode 1898 
(61/622 Vict) erlassenen Gesetze. 
Cap, 1. Army Annual.*) (Gesetz über daa stehende Bser. 

') Der Zus^atz „Act 1898", der sich bei dorn Titel aller Gr^etze findet, 
(z. B. Army [aiinual] Act 181i8) ist bei den Bezeicliiiungen im Text weg- • 
golasseu. Pie «Vsetz«^. din nnr für einen Lnnd<^J?tt'iI 'irltuug haben, siod _ 
mit {K) fS) oder (1) be^eicUuet, Die nicht so bezeiciineten geUeu für 
ganze veroinigte Köa^nM<;h. 
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Ein &nl<*heR Gesetz ist steU» nur uin Jalir laii^' iii Kraft. Seit 1881 
siiid die Üestimmungen desselben unverändert geblieben.) 

Cap. 2 (I). Regi f itioa Irelaad (betrifft die AufiiteUuug der 
W&hlerlisten fUr die Waiilen so getwiefien KommniiaUbBieni in 

Cap. 3. Consolidated Fond (Nb. 1.) (betziflt den Staate- 
hainhalt). 

Cap. 4. Gi*eek Loan (beti ifft die Garanuu fiii- eine griechische 

I 

Staatsanleihe). 

Cap. 5 (E). Public Buildings Expenaes (bethfl't die Er- 
branog gewisser Regiertingsgebäude). 

Gap. 6. Special Jmies (betrifft die Anfstellong der Lasten 
für die Sdnvnigeriohte). 

Gap. 7. Bail (gestattet die FieilasBung von Ünteraoohnngs- 
gefangenen, insoweit der Verdacht eines Flnohtversudis nicht vorliegt, 
luch iu dem Fallt), dass keine Bürux-haft geleistet wird). 

Cap. 8 (S). Shcriffs Tenure of nftice iS( (.tlaiid) (srestatt^t die 
Entlassung der Sheriffs in Schottlaad unter gewissen Vomua- 
setsongen). 

Gap. 9. fieserve Foioes and Militia (gestattet in besohiftnirtem 
Sbsse die VergrOsserang des stehenden Heeiea ohne besondere 
ißtteilong an das Parlament unter gewissen Yoraussetsnngen). 

Cap. 10. Flnance (betrifft den Staatshaushalt). 

Cap. 11 (E). Si'flVagau Biahops (betrifft die Ernennung von 
Weihbischöfen). 

Cap. 12 (E). Public Keei»rd Oftice. (Novelle zu dem gleich- 
namigen Gesetze von 1877, welches die 2Iei'j!tnnmg wertloser im 
Staatsarchiv beflndlioher Urkunden unter gewissen Vorauasetaungen 
gestattet, insoweit dieselben nicht alteren Datums ala 1716 sind. 
Bbb Datum wird jetzt auf 1660 gesetzt) 

Cap. 13. East India Loana (betrifft eine indisohe Staatsanleihe). 

Cap. 14. Merchant Shii'iüiit: (Lialiiiity of Shipowners) (dehnt 
die Be-^r-hifinkiHiL'' der Haftuii;^^ (Lt Iili.'(li-r, nach der Merchant 
Siiipping Act 1894 auf eirigeti'agone Scldüe beseiuünkt war, auch 
auf nicht eingetragene Srhiff^ aus, insoweit die Eintragung spätestens 
dni Monate nach Stapeliauf erfolgt). 

Cap. 16. Sodetiee' Boirowing Fowera (betrifft die Befugnis 
gewisser YoraohnsBvereine, Darlehen aufzunehmen). 
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Cap. JG (E). Canals Protection (London) (ormac^htigt gewisse 
Kommunalbehörden im Bezirke der Hauptstadt, Kanalj^osellschaften 
durah die Aiiwr-iKluiig- von Zwanfirsinittoln 7.ur Anbringung voö 
Geländern an gefäiiriiclien Stellen zu veranlassen). 

Cap. 17 (T). Solicitors Ireland (regelt die Verhältnisse der Att* 
w8lte [Solidtois] in Irlaod in Ähnlicher Weise wie nach de» fir 
England geltenden Beetimmnngen). 

Cap. 18 (E). Post Office (Quanntee) (erweitert die Befngniase 
der Eommunalbehörden, durch welche dieselben in der Ijage srnd, 
durch Bürgschaftsleistung für etwaige Ausfälle eine Ausdehnung 
des Post- odor Telegraphendienst« zu bewirken). 

Cap. 19 {E). Poor Ijaw l^nions Association (Expeuaei) (er- 
mächtigt die Behörden fOr Armenpflege einem znr Beratung gemein- 
Bcfaaftlioher Interessen gegründetem Vereine beizutreten und iDoerlialb 
der ▼orgesoliiiebenen Grenzen damit suatmmenhftngende Kosten n 
boBtreiten). 

Cap. 20 (8). Ez-offido Jnetioes of the Pnce (Scotiand) (ent- 
hält eine unwichtige Bostiiumuug in Bezug auf die Vereidigung 
schottipcher Friedensrichter). 

Cap. 21 (B). Poor Law (Scotland) (betriÖt den Untoi-8tüt2uog&- 
wohnsitz in Schottland). 

Cap. 22. Statute Law Bevision (Gesets zur Beseitigaiig obso- 
leter und redundanter Bestimmungen in frOheren Gesetzen. — Vgl 
Jahrbuch lY S. 479). 

Cap. 23 (B). Union of Beneficee (bettüft die Verlang voa 
Kirchen und Pfarrhäusern). 

Cap. 24. ürcenwich Hospital (verilndtTt einig« der auf liiu» 
Versorgimgshaiis für fi*fihore Mitglieder der Flotte in Üreenwich 
bezüglichen VniFeiiriften). 

Cap. 25. Phannacy Acts Amendement (verändert einige aif 
den Vertretongskörper der Apotheker bezOglioben Yoisofariflen). 

Cap. 26. Oompanies (Ncrelle zum Aktlengeeetz tob 1862. 
— Vgl. Spezialdarsteßung). 

Cap. 27. Isle of Man (Customs) (betrifft die Zölle der losel 
Man, die nicht zum Vereinierten Künigruich gehört, aber einen Zoll- 
verein mit demselben bildet). 

Cap. 28 (I). MtisHels, Periwinkles and Gockles (Ireland) (betiißt 
die Schonung von Muscheln und Schaltieren in Irland). 



Digitized by Google 

j 



— 681 



Cap. 29. Lo. (Hiiotives (betrifft die tienützuug öffeutlichor 
Strassen du ich ijokomotiven). 

Cap. 3U (I). Pauper Children (Troland) (döhiit die Befugnisse 
der iiisohen Behörden für Annenpflege in Besag auf Waiseokiiider 
und von üaen Bltoni im Stich gelasaene Einder aus). 

Cap. 31 (E)^ Metropolitan Polioe Courts (betrilR; die Ver- 
Endung Ton Geldstrafen, die in den Londoner Polizeigerichten 
eiugehen). 

Cap. 32. Consolidatiul Fund (No. 2) (betrifft den Stnatshausaall i. 

Cap. 33. Telegraph (Money). (üeldbewüügung für Kapital- 
auslagen für den Telegraphendien.st.) 

Cap. 34 (E) n. (S). Rivers PöUution Preventive (Border Councils) 
(betrifft die Maaeregehi in Besng auf die Verhindening der Vei^ 
imreiDlgang TOn FlflsBen, die tdlwäse durch Schottland und 
teüweöBe durch Englaad flieeeen). 

Cap. 35 (S). Vexations Actione (Sootland) (Gesetz zur Ver- 
hindnning frivoler Klaeren in Schottland; dasselbe enthält Ähnliche 
Bestiinmungeu wie das englisclid Gesetz von läU6, siehe Jahi'- 
buch m S. 464). 

Cap. 36 (£) u. (S). Crirainal £ndence (bewirkt eine wichtige 
Änderung dee englischen Strafpiozessea — Vgl. SpesialdarsteUung). 

Cap. 37 Looal Qoyeniement (Ireland) (gestaltet die irische 
Kommonalverwaltung um. Vgl. die Abhandlung des Professor 
Qnham in der Anlage). 

Cap. 38. Parish Tii-e-Engines (betrifft die Beschaffung von 
Feueit^j) ritzen). 

Cap. :>9 (K). Vagrancy (bekämpft das ZuhäLterwesen. — 
Vgl. Spezialdarstellung). 

Cap. 40 (8). Circuit Clerks (Scotland) (betrifft die Funktionen 
gewisser bei dem StrafYerfahien in Sdiottland tbätigen ünter- 
beamten). 

Cap. 41 (E). Frison (betrifft das Gefingniswesen. ~ VgL 

SpeZiciWaretellung). 

Cap. 42 (S). Trusts (Scotland) ergänzt die Vorschrifteu über 
die Anlage von Milndeigeldem in Schottiaad). 

Cap. 43 (E). Metropolitan Commons (Über dio ZiiF^t.lndigkeit 
der EomraunalbehOrden in Besug auf die in der NAhe der Haupt- 
Stadt gelegenen Commons. Über die Commons im AUgemeiaen TgL 
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die SpcziaMaistelluiiii für 1899 [Gesetz über Yei-wendung ud- 
bebauttT Ländereien]). 

Cap. 44. Mcrchant Shipping (Mercantile Marioe Fimdj (üb& 
die Verwendung g:owipser Schiffahrtsgebühren). 

Gap. 46 (£)• Metropoliten Poor (ermflohtigt die Vontlode der 
Londoner Annenechnlen, die ihnen ans den KornnmaalBiieaeni n- 
gewieeenen Mittel anch snr Eniehnng von Kindern In anderen ils 
ihren eigenen 86hn]en an verwenden). 

Cup. 10. Rovoniio (betrifft den Staatshaushalt). 

Cap. IT. Expiiiüg Liws Continuanco («'niout it eine Anzahl 
ablaufender Gesetze. — Vgl. Jahrbuch III S. 452). 

Cap. 48 (E). Benefices (betrifft die Ausübung dee kirchlichen 
I^tronatarechta. Vgl. 8peiiaIdaiateUung). 

Capv 49 (B). Yaooination (Ändert die Yonchiiften Aber den 
Impfewang. — YgL SpezialdarBteUiing). 

CÄp. 50 (I). Seed Snpply and Poteto Spray ing (Ireland) 
(ermächtigt die Beliönlen für Armenpflege in Irland, SaatkartofFehi 
und andere landwii tscbaftliche Gegenstände an arme Bauern auf 
Ki-edit zu verkaufen). 

Cap. 51 (I). Ontrdoor Bellet (Ireland) (betrifft die Armen- 
pflege in Irland). 

Oap. 53 (I). Eingetown Townahip (Tranafer of Jaarfoonr Boads) 
(betrifft die Verwaltung dee Hafens von £ing8town). 

Oap. 53. Librariea Offenoes (bedroht gewisee bei der Be- 
nutzung ?)lTentliclier Bibliotlieken begangene Übertretungen mit Strafe). 

Cap. 54. Public Woiks Lu;ms (betrifft den Staatfch;ri.^hültj. 

Cap. 55 (E). Ij'niveröititiH and College Estato«; (betrifft die 
Versvaltung des Vennßgens der Universitäten Oxford und Cambridge). 

Cap. 56 (S). Local Taxation Aooonnt (Sootland) (betiim die 
Eommunalsteuem In Schottland). 

Oap. 57 (E) n. (S). Elementaiy School Teacheis (SuperannnaliaD) 
(betrifft die Pensionierung von Elementarlehrem). 

Cap. 58 (E). Marriage (ändert die Yorschriflen über Ehe- 
Schliessung. — Vgl. SpoziaMnrstellung). 

Cap. 59 (E). PooL umco (iiiaiaiitee (No. 2) f.loimt die Be- 
fugnis, der Postbehördo Bürgschaft für Ausfälle zu leisten, die bis- 
her nur den lAndüchen KreisbehOrden xustend, auf die städtischen 
Kreisbehörden aus). 
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Cap. 60 (E). InebriatM (betrifft die Einspeming gewolmheite- 

heitemässiger Trunkenbolde. — Vgl. Spezialdarstellung). 

Cap. 61. Appropriation (botrifl^ den Staatshaushalt). 

Cap. 62. üniversity of London (betritft die ErriclitUDg einer 
DoiTerBitAt in Loadon. — YgL SpesialdiirsteUung). 

ni. Speuldantelliiif . 

ft) Inebriates Aot (Gap. 60). 
Die Tendenas, die Trunkradit der Cteigteskiankheit fj^eiehKustellen, 

und ebenso wie es Anstalten ffir geisteskranke Verbrecher giebt, 
aiK !i Asyle für Trunkenbolde zn gründen, die in Folge ihrer Trunk- 
äuciit öti-afreciitiiche Gebote verletzt haben, koraint in diesem Ge- 
setie zar Geltimg. ESne Einsperrung Trunksnchtiger, die der 
swangsmtaigen Einspemmg Geisteskranker entspticht, giebt es noch 
nicht in England: jedoch sncht die Habitual Drunkaids Act von 
1879 einen Schritt in dieser Beziehnng su thnn^ indem sie Trunk- 
«Qohtige, welche freiwillig sich in ein zu diesem Zwecke errichtetes 
Asyl begeben, in die Ijage setzt, sich von vornherein auf ein Jahr 
zu binden, und welche, nachdem dies gefichehen ist, dieselben in 
ähnlieher Weise einzusperren gestattet wie Geisteskranke. Das obige 
Gesotz gestattet eine Ausdehnung der Zeit auf zwei Jahit; und 
äadert auch in anderer Wdse die Yoiscbriften über die erwähnten 
Asjle für Trunksü<^tige. 

Ausser dieser Ausdehnung der Befugnisse in Bezug auf frei- 
willig Eingesp e rrte hat aber auch das vorliegende Gesetz Yorschriften 
über die jswangsmässige Einsperrung solcher Trunkenbolde, welche 
ijiiit dem Strafrerht in Widei siii-iieli g»'raft'n. Ks liegt liierbei der- 
{^It.«- liedanke zu Grunde als derjeni^^' der Trial of Lunatics Act 
1883, welches Gesetz die Ein8j[jerrung solcher Geisteskranken, die 
eines Verbrechens für schuldig befunden werden, in eine besondere 
Anstalt für geisteskranke Verbrecher anordnet In ent^reohender 
Weise schreibt das obige Oesetz die Errichtung von Besserungs- 
aastslten für Trunkenbolde vor; dieselben können entweder Staats- 
anslalien sein oder von EommnnalbehOrden oder Privatpersonen 
verwaltet werden: in den letzteren Fällen ist die Erwirkung «muci 
staatliclien Koiizessioii nötig und die ö<> K ^tszessiDiiierlon An^taliLU 
unterliegen staatlicher Aufsicht. Die Vei'urtciiung zur Uiiterbringimg 
in einer derartigen Anstalt kann unter zweierlei Voraussetzungen 



eifolgeii: 1. Wenn Jemand vor d«m SdiwTirgerichti) zu dner 

Freiheitsstrafe verurteilt wiid und das Gericht der Ansicht ist, dass 
das betreffende Delikt unter dem aiissclilio-sliciiüu oder teilweiseo 
Einfluss von Trunkorilieit l)egangen wurde, und N"> ''nn femer der 
Delinquent zugiebt oder dio n. schworenen feststellen, dass derselbe 
ein gewohnheitsmteiger Trunkenbold (Habitual Dninkard) ist, so 
kann das Gericht ihn «nr ISnspemin^ in einer Stsalnanstalt oder 
dner konzessionierten Anstalt wShiend eines Zeitraums von höchstens 
drei Jahren venirteilen; die Strafe kann neben oder an SteUe einer 
anderen verhängt wenlen. 2. Das Gesetz führt e'uie Reihe kleinerer 
Delikte auf (z. H. I i luikt nlieit auf der Strassu oder in einem "^tT. nt- 
licheü Lokal, Trunkenheit einer Peison, die auf der Strasse - in 
Pferd oder einen Wagen zu führen hat, Führung von Feuer^ft'aQeii 
in trunkenem Zustande u. s. w.), die hier der Kflne halber als 
Trunkenheitsdelikte bezeichnet worden. Wran Jemand eines Trunken- 
heitddikts fOr schuldig befunden wird, und wlhiend des letzten 
Jahres vor der Begehung desselben schon ein Mal von dem Poliaei- 
gerieht wegen desselben oder eines anderen Tnmkcnheitdelikts ver- 
urteilt woitleu und ein trewohnheitsmässiger Tninkenbold erewonlen 
ist, so kann entweder iUlh zuständige Schwurgericht, oder fall^ *ler 
DeliiKjuent sich der G«ichtsbai*keit des Poüzeigerichte unterwirft, 
das Polizeigerioht ihn sur JEänsperrang in mxer konzessionisitBn 
Anstalt wflhrend einos Zeitraums von höchstens drei Jahren veruitdIeD. 

b) Gesets betreffend den Impfzwang (CSap. 49V 

Seit einer Reihe von Jahren begegnete die Durchführung des 
Iiiijil/,wan,(?8 in Enj^laud grossen Schwierigkeiten und die Ee- 
gieniiig entschlofs <?!eh dnher im Jahre 1889. eine Kommissiou 
unter dem Vomtze des inzwischen veretorbenen Loitl Herschell 
einzusetzen, welche beauftragt wurde, den prophylaktischen Wert 
der Impfung» die sich an die Impfung knüpfenden Qefehren, die 
Batsamkeit einer Fortsetzung des Impfewanges und daige andeie 
ddi an diese anschliessenden Fragen su prüfen. Das von der 
Kommission gesammelte, teilweise hOchst wertvolle, MAterial würfe 
in einer Beilie von Bänden verölVenilicht uud der Schlussboricht 

*} Bdkaimtltob kommen in EDgland die meisteD Strafveifolgongen vor 
ein Schwurgericht, nur gf^niif,d'ügigo Vergehen und Übertretungen komraea 
im Allgemeinen Tor die Folixeigeriobte (Courts of Summary JuriadiotioiiX 
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enchien im Jahre 1896 (Burliamentaiy Fapeis 1896 C 8270). 
Derselbe hJUt den Wert der Impfang mit grosser BDtschiedenheit 
snfrecfat und ist der Andoht, ^ Gefiihren vata gröastan 
Teile Temieidlicher Katar und. Andererseits stellt er die That- 

sjiche fest, dass bei den geteilten Ansichten, die noch über den 
<it:>i:.">iistai)d herrschen, eine Fortsetüuug des bis 18'Js b«'stt'lieiiil»;a 
Verfahrens nicht ratsam sei. Die üntersuchun^ eii,'ab, «la^s in 
Folge der Strenge der Bestimmungen, di.\9olbon in 122 Bezirken 
(bei einer Gesamtzahl von 620 Bezirken) überhaupt nicht ausgeführt 
worden; daas bei den Wahlen der Armenpfleger, welohen die An- 
wendimg Ton Zwangsmaasregfiln obliegt, die Frage, ob die Kandidaten 
Impfungsgegner seien, vielfach den AnssoUag gab, und dass alle 
VerBuche der Centralbehönle, durch Zwangsraassregeln gegen die 
Ariiicniifleg^r AMiülle zw scliaffen, fruchtlus Uliebeu. Dabei gab 
di^» ebeiifallb t est gestellte Tiiatüache, dass die Schwierigkeiten auf 
England beschränkt liliobon Tmd die Ausfüiining des Imp^;eeetzes 
m Schottland und Irland glatt von Statten ging, Anlass zur Ter* 
^eiohnng der einseinen Bestimmungen und Henrorhebung der 
Torschriften, die namentlich in Schottland von Erfolg begleitet za 
wm schienen. Die YorschUlge der erwfthnten Kommission sind in 
in dem hier beeprochenenen Gesetz verkörpert, dessen Gnmd- 
ge<}anke war, durcli Be^eiti^nui;; dnr UmstÄnde, die am meisten 
öffeuiiiclien Widerstand erregt eii, ein harmonisciiei-fs Zuöauuueu- 
wirken zwischen den Staats- und Konuuiuiaibehörden wieder herbei- 
zuifihien und hiei-durch dem Gesetze grössere Wirksamkeit zu 
verschatten. Diese Umstftnde waren hauptsftchlioh: 1> die Kflrze 
der Zeit, innerhalb welcher die Impfnng stattzufinden hatte; 2. die 
Bestrafung der üngehorsamkeit auch in den BUlen, in welchen die 
Ünteiiassuog der Impfung durch gewissenhafte Bedenken veranlasst 
war; 3. die Wiederholung iler Strafverfolgungen im Falle dauernden 
l'nL:''li(irsauis. In Bezug auf den ersten Punkt dfinit d!i!=t Oe.^otz. 
üe Frist^ die bisher drei Monate nach der Cb-burt des zu impfenden 
• Kindes ablief, auf sechs Monate aus. In Bezug auf den zweiten 
Punkt ist jetst voigesohrieben, dass der Vater oder die sonst für 
die Impfung veiantwortttcfae Person einer Strafe nicht tmterworfen 
werden soll, wenn er das Folizeigerioiht davon llberzeugt, dass er 
HBßk gewissenhafter Erwägung der Ansicht ist, dass die Impfnng 
der Gesundheit des Kindes schätUich bciu würde, in Bt.zug auf 
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den diitten Punkt wini t>cstiinmt, da8s eine dritte Beetnfong Über- 
haupt nicht stattfinden darf und dasB eine sweite Bestrafung nidit 
erfolgen soll, ehe das Kind das Alter Ton vier Jahren enetdit hat 
Die Unterlassung der Impfung aus Tiighät oder NachllSB^fcait 
soll weiter beetmft werden, indem thfttige Schritte nötig sind, um 
die BefrviutiLT \v. <;cii gewissenhafter Bedenken zu vi wirken: um 
auch niulLTeiöuit.s (jrehorsam zu crleichtorn. \vii>l unter Xaeh- 
ahmung einer gchottischou Vorschrift angeordnet, dass der mit der 
Impfung betraute Beamte, falls die Impfung nicht innerhalb toü 
Tier Monaten nach der Qeburt erfolgt, sich in die Wohnung des 
Kindes su begeben hat und anbieten soU, das Kind mit durch 
Gljcerin sterilisierter Kalbslymphe oder einer anderen von der 
GentndbehOrde gelieferten Lymphe zu impfen. 

Es Iflsst sich nicht leugnen, dass die Opposition gegen das 
Iiu]ifj2;e8etz in Folge der erwähnten Bestiininunpeii wesentlich ab- 
genommen hat, aber es ist fraglich, ob die Kouzoasiou an die 
Gcwissensskrupel nioht zu neuen MiasatAiKlen Anla^is geben wiid. 
Hygienische Massregeln eneugen stets Widerstand, und wenn 
einmal von dem Grondsatse abgegangen wird, dass fQr die Zweck- 
mässigkeit derartige Massregeln das Urteil der berufenen Stasts- 
oigane entschddend ist, und denjenigen gegenflber, die äe nicht 
für richtig oder schä<lUch halten, auf die Durclifruii üng derselben 
verzieiitr't wird, so laKsen si. h die i'olgeji nicht al)s»'heM. Auch 
wird öicli im Volke der Kuidjuck nicht beseitigen lassen, das» die 
Milderung der Zwangsbestimmungen einem Zweifel an der Wirk- 
samkeit der Impfung Ansdruok giebt 

c) Oesets betreffend kirchlicher Patronatsrechte (Gap. 48). 

Die kirchlichen Patronatsrechte sind in England noch vielfKh 

in den Händen von Privatpereonen. Ureprünglich gehörten dieselben 
zu der Gruiulherrliclikeit (Maimr), da aber das Patronatsrecht 
(advowson) von der Giundkenüchkeit getrcHnt veräussert a\ erden 
kann, und von diesem Rechte auch vielfach Oebrauch gemacht 
worden ist, haben die Personen, welche die kirchlichen Pfrilnden 
SU besetsen haben, hluQg gar keine Beziehunge]) sa der Ortsohaft, 
in welcher die Seelsoige auszuüben ist Die Folge dieees Zustmds 
ist) dass in vielen FUlen das Recht ntur als ESnnahmsiiuelle bemdit 
wiixl und dass viele Pfründen käufUcU sind. Es wurde dies früher 
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j häufig in der Art bework stelligt, dass der Patron das nlk liste 
EmennQDgsrecht an .einen Verwandten des zu erncnnondcu Gei.^t- 
fichen verkaufte, was geeohehen musste, sobuige die Pfründe nooh 
besetzt war, da das fimenntingBrecht zn einer TakaDten PfrQnde 
luclit verkauft werden durfte* Ei kam dabei fOr den Eftufer 
natfirlioh darauf an, daas die Vakanz bald erwartet werden konnte 
imd OS war daher üblich bei Ajiküii(liL,nini;en, durch welche das 
1 Emeniuujgsrecht aufboten wurde, zu erwühnei), der gegenwärtige 
! Inhaber der Stelle sei alt oder kränklich, und anch sonstige Einzel- 
1 heiten beizufügen, die für Leser, welchen die Würde des geistUohen 
AmtB wertToU erschien, wenig erbaulich waren. ESn anderes Ifittel, 
weLches die Angehfiiigen von Pfamuntskandidaten hftufig anwenden, ist, 
dass sie das Patronatsrecht kaufen, und dann abwarten, bis Qelegen- 
i k«it zur Ernennung des Schutzbefohlenen sich findet, worauf dann 
das Patronatsrecht wieder verkauft wird. Hierbei kam es iiuuiclunal 
I vor, daiss die Steile frei wurde, ehe der Schutz) )eföhlene die für 
die Ausübung der Seelsorge erforderlichen Qualifikaüüueu erworl»en 
hatte. Zur TTmgehung dieser Schwierigkeit wurde dann häufig 
ein anderer Geistlicher veranlasst, sich die firnennung unter der 
Bedingung gefiidlen zu lassen, dass er dnen Revers (Beägnaüon 
Bond) nntersetchoete, durch welchen er sich verpflüchtete, sein 
Amt aufougeben, sobald er yom Patron hierzu aufgefordert wtlrde. 



Das obige Gesetz begegnet diesen Missständon in folgender Art: 

1. es ISsst das Recht des Verkaufs des Patronatsrechts bestehen 
aber unter einigen Erschwerungen (Eintragung im Register der 
Diflieee, Unwirksaink^t de« Yerkaufs, wenn nicht mindestens zwölf 

Monate soit dem letzten \\ ik.iuf verstriclien sind. Verbot des Ver- 
kaufs durch ötTentli^-lie Vei-öteit^crung, es sei d^nn, dass das Patronat- 
recht als Zubehör der Gnmdherrlichkeit verkauft wird u. s. w.); 

2. es Terfaietet den Verkauf einer einzelnen Ausübung des 
Iknennungarechts ; 

3. es erklärt ein Ver>prechen für regelmässig >ni verbindlich, 
durch welches ein üeibllielier sich zur Abdankimg seines Amts zu 
(iunsten einer anderen Person verjiflichtetj 

4. es vermehrt die Zahl der Voraussetzungen, unter welchen 

* 

der Bischof die Bestfttigung des Tom Pstron ernannten Kandidaten 
maagen darf; 
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5. während früher der Kaudidat nur aUfiremcin zu erkläicu iiaitj. 
dass or k. iiuMi Voitrag abgeöclil'is>. ii liab(\ <joi' dm Kamkter der 
Simuuie iiabe, und die Unwahrheit einer deiui'tigen Erklärung oicht 
mit einer besonderen Strafe bedix)ht war, musB jetzt eine ausführiidiie, 
mehr in £äoi»jlheitcn etogehende BrUänuig abgt^geben werden, und 
eine iriaaeDtlich unwaJire Angnbe in einer denrtigon EkUlraiig 
wird dem Meineide gleich getohtet 

Die erw&hnten Yonohrifton werden zweifelloB die schlininutoB 
luiter den erwälinten ^lissständen beseitigen, aber eine durchgreifende 
Koforui küiiutt; nur dadurch geschaflFeii werden, dass die l'utroMts- 
i-echte, insoweit j^ie niclit mit der Gnuidkerrliclikeit verknüpft sind, 
abgelöst werden, und daas mau in der Folge die Trennung der 
F^tronatereclite Ton der GnmdlierriichlLeit verbietet Viel Auesiobt 
w Durchfahrung einer derartigen radikaleren Reform ist indoBea 
nicht vorhanden. 

d) Geaetf 'Aber Shesohliesaung (Cap. 58). 

Wahrend in ainlcreu Ländern die ubiigatorische Civiltnuiiiiii: 
sich immer mehr verbreitet und bpfpstij^t hat England dui « Ii las 
obige (besetz einen Schritt gethan, welolier geeignet ist. die kirch- 
liche Trauung auf lange Zeit lünaus als selbständige Form der 
Eihesohlieaaung aufrecht zu erhalten. Es gab in England bia ma 
Erlaaa dieses Oesetaes drei selbständige Formen der EheachUessaiig: 

1. die kirchliche Trauung, die regelmässig in den Formen dsr 
anglikanischen Kirche nnd in einem anglikanischen GottashanBe 
statt tindon musste (von welclicr Hegel indet^en in Folge eines seit 
läiigercr Zeit bestehenden Gf^brniichs in Fällen der Eheftchli "'«*ung 
zwischen (Quäkern oder zwischeu Juden eine Ausnalime gemaclit 
wurde, indem in solchen flUlea der Bitus der Nupturienten an- 
gewandt und die Eheschiiessung an einem beliebigen Orte ToUsogen 
werden konnte); 

2. die Trauung im Qotteshause und nach dem Kitas äner 
Dissidentengemeinde (mit fiinschlufls der kathoüsdien Gemehiden), 
die in der Gegenwart eines Civilbeamten und unter Auwendung 
einer gr»setz!ioh vi»ig. seliricbenen Form erfolgen nins^te, und in der 
Regel in der Weiße vollzogen wurde, dass zunaclist in der Sakiisiei 
der Akt in Gegenwart des Ziviibeamten stattfand, der rechtlich die 
Ehe schlosS) und nachher in der Kirche der leligitee Akt folgte; 
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3. lüe rivilehe, die vor dem standesamtlichen Beamten ohne 
Rücksicht auf (hi.'i religiöse Bekenntnis der Nnptiirienten ahg^osehlossen 
wurde, und der die Parteien nach ihrem Belieben einen kiiohlichen 
Akt lolfen laaaen kennten. 

Die IMseuleaten fOhlten ttoh doioh diese Binriölitung benaoh- 
tsQigt nnd das ebige Qeseis bestimmt daher, daaa in jedem in das 

Torgeschriebene Register eingetragenen QebBude vor einer in 

demselben Rf»^Bter als unr Bheechliessung befugten eigetragenen 
Fei-sou, eine guluf^u Eheschliessung erfolgen kann. Die Form der 
Ehesehl iesst mg ist der hetreftenden Gemeinsehaft überlassen, nur 
uiusä jeder der NupturieutöJi in bestimmten v<»m Gesötüe vor- 
geschriebenen Worten erklären, dass kein Eheliindernis besteht und 
dass es sein Wunsch ist, den anderen Nupturienten als Ehegatten 
zu haben. Die zur Sheschlieesung ennftchügte Person hat die 
Heintsregieter zu fOliren and AnssQge aus denselben in 701«- 
gesehriebenen ZeitrSmnen an die standeeamtlidie BehOrde einzu- 
senden, in Ihnlioher Welse -wie dies auch frCQier von Seiten der» 
jenigen kirohliofaen Gemeinschaften geschah, welche sor selbständigen 
Eheechlieesung ermAohtigt waren. 

Das schou ohnehin komj[ilijiierte englische Eheschliessungsrecht 
ist durch diese Masaregel noch verwickelter geworden. 

e) Gesetz znr BekAmpfang des Zuhftltertums (Cap. 39). 

Bas oUge Geeets bestimmtf dass eine Person mftnnlichen 

Geschlechts, die entweder: a) wissentlich ganz oder teilweise von 
dem un7.üehtigen Gewerbe einer Frauensperson lebt; b) auf der 
Strasse oder in einem ölYentliehen Lokale in zudringlicher Weise 
einen anderen zur Unzucht auffordert, als Strolch und Landstreicher 
(Bogue and Vagabond) zu behandeln ist 

Jedes Pofiaeigerioht kann, wenn der Verdacht YorUegt, dass 
eine im Beiizke desselben gelegene Wohnung von einer Franens^ 
peraon zur Aosübnng der Unsnoht benntzt wird, und dass eine 
milnwlifthft Person, welche dieselbe Wohnung bewohnt oder hiiifig 
besDoht, ganz oder teilweise von dem unzüchtigen Erwerbe der 
betreffenden Frauensperson lebt, eine Haussuchung und die Ver^ 
haftung des Zuhälters anordnen; es wird präsumiert, das Jemand, 
der mit einer Prostiiierten zusammenlebt otler sich regelmässig in 

44 
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ihfer QweUscbalt beflodet und loefine eikeonbiieD SabeiaieoiBuktel 
haif wisMailich toq ihMm imilltihtigen B rwari i e lebt 

Eis Strolöh und Lmdstreiclier ist als solcher mit dvei MoMtai 
Gefibignis imd Zwnngmiheat strafbar, nnd wenn er adi im R&dM 

befindet, wird er iih tmvc'ibe.ss»rlichpi- Strolch (incorrig-ible rogue) 
behandelt; er mm^ dann bis zur AMialtun^^ der na- litoii '^»narrn!- 
gitzung in Unft bleiben und kann daselbst zu einjäluiger Geiäugui§- 
strafc und Zwangsarbeit vonirteilt werden; auch kann das Qcndit 
Zfiohtigniig doroh dia Peitaohe anoidiieiL 

I) Oeseti Uber Oef&ngnieweaen (Oapw 41). 

IMems Geseta bringt eine Beibe wichtiger Indeningen. Die 

Verwaltung der ZuchthÄuser und der Gofängnisee. für welche vor 
1R98 getrennte Behrfi.len bestanden, wird einer eiii/.ig^jii Behörde 
unterstellt. An die Sl*jiie der duix-h Gesetz (Prisen Act 1865 sched I) 
eingeführten Yorsrluiften über die Strafvr.Ustreckiing in den Zucht- 
hAoBem nnd OeftogniBsen eoUea in der Folge Anaführnngabeatim- 
mnngen treten, welohe vom ICnlater dea Innern eriaasen waidea 
nnd in Kraft treten, insoweit nicht apiteaena SO Tage nach Ana- 
lertignug dea Entwurfs eine der parlamentarischen KörpersohaAea 
Widcrspnich ge;^en dieselbe erhebt In derselben Weise können die 
Ausfftlunngsbestimmungen auch vorftndert werden, indem die 
Absicht des Gesetzes ist, den Kegeln über Strafvoilolicokuiig eine 
grossere Elastisität zu geben und dieselben dalier nicht In der Focm 
eines Gesetzes an stereot^ierea. Die erwähnten Auafflhmn^ 
beatimmniigen sollen das Gesohlecht und Alter, sowie die Kfiiper- 
besohaffenheit nnd den Fleisa und daa Betragen der StiSflinge be- 
rnoksiohtigen und einige allgemeine im Gesetz enthaltene Yorschriftea 
beachten. Namentlich soll körperliche Züchtigung nur unter folgen- 
den Vuniu>st'tzuii^L'n aiig.'WLMidet werden: a) mir in Reziisr auf 
Strflflinge, die zu Zu(hthan> oder Zwancrsarhcit od<}r wegt ii eines 
Verbrechens (felonj^) zu Gefängnis ohne Zwangsarbeit verurteilt 
sind; b) nur im Falle der Meuterei oder Anstiftung zur Meutorai 
oder schwerer Körperverletzung eines Qeflbigniabeamteo; c) nur snf 
Orund einer Yerfflgung der Crtliohen Yerwaltungabebdrde, welohsr 
ein UntersuchungsTerfahren Toiausgelien und die Tom HinialBr des 
Innern l)e«tätigt werden muss. 

Die zu Gefängnisstrafe ohne Zwangsarbeit Vei'urteilten aoüm 
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in drei Jüassen eiiigetBilt werden, ?on welcbea die erste die leichteete, 
die dritte die schwerste BehaDdlang erflUirt Das uitelleDde Gericht 
kuii, nadi frsiem Ermessen, anter BerOckBlobtigung der Natur des 
D^'otes und der AntecedenÜen des Yemrteilten Terf&gen, dass 

dci-selbo al.s Strälluiij, erster oder zweiter Klasse zu behandeln ist. 

ünterW.'ibt eine solche Verfügung, so ist der Sträfling der dritten 

lüasse einzuverleiben. 

Fersonen, weiche in folge der Nichtzahlung von Gcld- 

forderongeni) ro Qettngnis verurteilt wefden, soUen eine besondere 
; Ahleihing hüden und mit den auf Grand eines strafreohtHohen 

Terfduens Yernrteilten nicht in Berfihrung konunen. 

Die AnafQhrnngsbestimnrangen dOrCsn Regeln enthalten, nach 

welchen <leii Personen, die zu Gefängnisstrafe verurteilt sind (in 
j "ihuli« ht'r Weis«' wie sehon früher den zu Zuchthaus verurt< ilteii) 
i ein Teil der Stmfe erlassen werden kann, wenn sie durch besonderen 
I Fleiss und durch ein besonders gutes Betragen sich dieser Be- 
günstigung würdig erweisen. 

g) Gesets Aber die Beweisaufnahme in Strafsachen 

(Cap. 36). 

Im englischen Civilprozess kann eine Partei als Zeuge in der 
eigenen Sache veniuminen werden. Tm Strafprozess war «lies fi üher 
nicht der Fall: «ler Angesch uldigt«^ hatte in der Ih'gel «las Ht ( ht, 
eine unvereidigte Aussage zu machen; er konnte aber nicht als 
beleidigter Zeuge für die Verteidigung auftreten oder 7on Seiten 
der Anklage oder des Gerichts ▼emommen werden. Das gleiche 
gdt Ton dem Ehegatten des Angeschuldigten und die Bescfarftnkung 
bestand sowohl im Vorverfahren als im Hauptverhhren. Ton 
i dieser Regel entstanden altmälig eine Reihe von Ausnahmen, indem 
i einzelne strafrechtliche Gesetze anordneten, dass bei Verfolgungen 
d^r dureli «lieselheii mit Straf«' Uedi-ohlen Delicte der Ang-«'S( lnd<ligte 
mier sein Ehe^oitte ei<llich zu vernehmen sei, falls er dies wünsche. 
Das obige Gesetz stellt miiimehr allgemein den Onindsatz auf, dass 
bei jedem strafrechtliohen Verfahren der Angeschuldigte und sein 

Die Schtildliaft ist spi't t8(?0 abgeschafft, doch katm .'in .Iiidikats- 
f»^hiiWnor, «Jt-r seiner Verpflichtuiii: nicht naf'hkoinmt. zu. (jefaiigriis vor- 
urtüdt werden, wi»uu uaetigew ieseo werden kaun, das» er die Mittel zur 
Bdtnediguug der Forderung besitzt. 

44» ' 
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Ehegatte als Zeugen Twnommea werden köimeo, jedoch ufiter 
loigeoden Bedingungen: 

TÜB VcroeluBMiiur deB AiuNBchuidiirteii oder (Minet Bm^ 
gatten darf nur «of Antmip des Aogeadraldigtai eifolgeii, venn es 
eidh nioät vm eine Stnfferfolfiuig wegen gewiaeer Im Qeaato 
beaondera erwifanter Delicto handelt, bei weloheo der Ehegatte dea 
Angeschuldigten (sowohl als Belastungszeu^ als audi EntlastuDga- 
zengB) auch ohne die Einwillif^uiig des An ues( 'huldigten vernommen 
'Genien darf: l») <Wr Vertreter der Anklage darf ül>"*r die Tluusiv.he. 
daas der Angeschuldigte uaterlaasen luU^ aeioe eigeue YemehmuDg 
oder die Vernehmung aeines £3iegatten sn beantragen, in aeiiMr 
Anrede an daa Qeriokt oder die Qeadnrorenen keine Bemariniagaa 
maoben; c) wflluend im aUgememen emem Zeugen int KieaifediSr 
keine Fragen gestellt werden dflrfen, deren Beantwortung ihm 
möglicherweise nötigen könnte, ein strafrechtliches Delict «n- 
zugestehen, tnusö ein Angesch uldi^er, der seine Vernehmung als 
Zeuge beanlr<igt hat^ sich im Kreuzverhör auch solche Fragen 
ge^en laaaen, deren Beantwortung ilm /um Geständni-^ des Delicts^ 
dessen er angeschuldigt ist, nötigen könnte; doch dür^ in der 
Regel nicht sdcfae Fragen gestallt werden, deren Beantwortung üm 
xum BSngeatindnla einea anderen Deliota nfltigen wfltde als desjaugen, 
in Bemg a»f welohes die Veibandlnng geführt wird. 

Das Recht des Angeklagten, sich, ohne vereidigt zu werden, 
über die Anklage ui äuBserUj witxl durch das obige Gesetz lucht 
berührt» 

h) Gesetz übei die Errichtung der üuiTersit&t London 

(Gap. 62). 

Die bis jetst bestehende sogenannte ümveraily of London ist 
nur eine MfongsbehArde, welche befugt ist, akadamiBohe Gnde 

an yerimhen, ohne Indessen akademischen Unterricht sn ertnieB. 

Derartiger Unt^ rrieht wird in Lüüdüü vun einer Anzalil verachieden- 
artii;r>r mit einander nicht im Zusammeiduing stellender Anstalten 
erteilt. Der Wunsch, diesem Zustande eiA Ende zu macheu und 
eine elirontliche ünivei-sität für London zu errichten, ist schon for 
einiger Zeit in Teraohiedener Weise zum Auadruck gekommen nad 
führte aar Einsetzung Tersohiedenec UntersuchungskonunisBioDfla, 
von welchen die letate im Jahre 1894 einen YorBohÜlge für die 
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Verfassung der Denen UniTenitftt enthaltenden Benoht verOffentUohte. 
Das obige Qeselz enuuinte «ine KomnusBio% -welche beauftng;t 
wDide» TInivenitlis-Statat»! in Übereinstunmung mit dieeen Yor- 
BoUlg«!, jedoch mit gewiss^ im Qeeets nSher aiugefnhiten 
Aenderongen, ni entweifon. Jedes Üniferaitlts-Statot ist beiden 
ParlaokentBhftnseni Tonolegen und kann, &lls nidit eines der beiden 
HAnser innerhalb einer vorgeachriebenen Frist Einspruch erhebt, 
durcli k"iii^- che Veroitiuung bestätigt werden und geaetzliche 
Kraft erhalten. 

i) Novelle zum Aktiengesetz von 1862 (Cap. 26). 

Das eogUeche Aktienrecht beniht in der Hauptsache auf den 
Bestimmungen des Ge^tses von 1862, das sich seitdem, durch 
nhlraiohe NeveUm eigSart und abgeftndeft, irie eine lange Krankheit 
fortschleppi Eine wiiUiohe Bessenmg ist' nur dnrck eine Um- 
aibeitnng des gaasen Steifes nK^ch, aber hieisu hat keine 
Begierang den tfnt und die flicknrbeit schreitet imter diesen 
Uasttnden mhig weiter; an dieser Fliokarbeit gehOrt das obige 
Gesetz. Dasselbe soll eine Hftrte beseitigen, die dnrch eine Be- 
stimmung des Gesetzes von 1867 entstanden ist. Nach dieser 
Bestimramig sind die Einzahlungen auf Aktien duieli Harzahlung 
zu it'isten, wenn nicht der Vertrag nacli dessen Muüssgabe Aktien 
gegen Sacheiulagen ausgegeben werden, bei der Registerbehrirde 
eingereicht wird, ehe die Aktien ausgegeben werden. £b kam in 
Folge dieser Bestimmung häufig Tor, ätv^s Jemand, dem dieselbe 
nicht bekannt war und der wertvolle Objekte an eine Aktien- 
geseUschaft in der Weise ▼erkaufte, dass der Eanfpreis dnroh 
Zotsilang TDUbeablter Aktien berichtigt wurdei nach eintretender 
Insolvenz der Gesellschaft den Nominalbetnig der Aktien sn zahlen 
genötigt imrde, mit dem- Resultat, dass er nicht nur das yeikaufte 
Olqekt gegen wertlose Aktien hingegeben hatte, sondern SDok noch 
emc erhebliche Geldsumme einbttsste. Das obige Gesetz ennflchtigt 
nunmehr das zuständige Geiicht, insoweit n.n iij^owieM'n wenlen 
kann, dass dir- Einreiclmner des Vertrags nicht mit Viuhcdaeht 
UJiterbiieb, oder iu^soweit es nm einem anderen rniiiid.« gerecht 
erscheint, den betreffenden Aktionär gegen die nachteiligen Folgen 
der Nicht-Einieichung zu schützen, die nachtrSgliche Eini-eichung 
des Vertrages zu gestatten und zwar auch nach eingetretener 
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Insolvenz und Li [ui lation der Gesellschaft. Die Interpretition 
dieses Gesetzes hat boieit« Sdiwierigkoitt^n hervorpenifoii iiiul seine 
Folgen sind noch uicht abzusehen. luzwißchen ist übrigens das 
Wfflit nmfanj^-eichere Gofletz von 1900 erlassen worden, wolhe? 
weitere Komplikationen und Zweifel in aeinem Qefolge haben winL 



Die irische Kommunal Verwaltung nacli dem 

Gesetze von 1898. 

Referent: WUUftm GnhMi, DnlTereitätspiofeBsor, Belf^t 
Übenelst von Dr. Eraat Sekaater. 

Die KrnnmunalTOrwaltung in Irland war frOher in den HBnden der 
sogenannten „Grand Jnries", die (in Uinlidier Weise wie die engündii» 
„Jnatioes of tbe Peaoe** vor dem Inkrafttreten der Looal OoTemment 

Act 1888) ihre Thfitigkeit anf diesem Gebiete zugleich mit ihiei 
Funktionen auf dem Gebiete der Straf rech tspflege ausübten. Dieie 
Grand .luries wurden aus der Zahl der voju irischen Lord Chancellor 
ernannten Fi iudensrichter gewälilt und waren zum grössten Teile 
Mitglieder der grondbesitzendeu Fainil^dn, Nachdem in England 
durch die oben erwfthnte Looal Ootemment Act fon 1888 die 
Eonununalyerwaltung gewählten YertretungekOrpem flbertmgen und 
Bodann auch in Schottland eine ähnliche Befonn eingeffthrt wuide^ 
war eine entsprechende Massregel fflr Irland nnverroeidlicii nnd 
nach einem vergeblichen Versuehe im Jahre 1802 gelang: ^ der 
Kogicrung im .lahre 189S ein Gesetz zur Verabschiedung zu bringen, 
das, von wenigen Personen extremster Richtung auf beiden Seitee 
abgesehen, den Beitali aller Parteien fand. 

FQr die Kommnnalterwaltung dienen jetrt folgende K^örgeH' 
schalten: 1. die QraischaltsrMe, 2. die etftdtisohen Kteiarttte, 3. die 
Iflndüdien Kieiertte, 4. die BehOiden fOr Armenpflege. 

Die sämtlichen Ifitglieder dieser EOrpenohaflen werden in ge- 
heimer Abstinuuiuijj auf drei .Talue gewählt; ilie aktiv»' ^^■ahl^alug- 
i.st die8ell)e wie für die I^ulamellt8wahlen; nur haben auch Paire 
und weibliche Steuerzahler ein Stimmrecht; dass passive Wahlrecht 
ist das gleiche wie in England, doch sind — andora als in JBnglaiMi 
— die Qeiatlichen aller KonfceBionen «nsgesoblosaen. 
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Die hauptsächlichen Befugnisse der Gimfschaftsräte erstrocken 
sich auf die Herstellung and Erhaltung öffentlicher Stnuwen, die 
Herstellung und Erlmltong von ]jreiüülu8ero, die Elrnennong ge> 
wiBser KommDDalbeaniten, die ünterstHtauig und Oberwaoban; der 
im Beeilte befindliehea Knnkenhftnser u. 0. w. Die Ammpllege 
untersteht im allgemeinen den erwähnten besonderen Behörden fflr 
Armeiipfiege^ jedooh hat der OiafKshaltant inaofem ein Becht ein- 
siugi üifen , ala er im lalle eines anaaeigerirOlinlicIien Notatanda die- 
Belben ati Ausgaben ermlohtigen darf, weUdbe die fflr normale Zu- 
stände festu:os<'t7.ten Grenzen überschreiten. In einem derarti^fn 
Fallf ist üiu Teil der Mehrkosten von der ganzen Giufschall .iuf- 
zubringen, um hierdurch dem Lesonders notleidenden Bezirk für 
Armenpflege einige Erleichtorung zu gewähren. 

Ausser den 32 bisher bestehenden irischen Giufschaften bilden 
die folgenden Städte besondere Orafs( hafton für sich: Dublin, Bel&at» 
Waterfocd, Cork, Limerick und Londondcrry. 

Die stftdtiaohen and iAndUohen BedrfcabehArden haben für die« 
jenigen ttlfeatUdiett Werke sa aoigen, derao Aufreoihterhaltmig nicht 
der ganaen Gra&diaft, aondem mir dem beaohderan Beaidie obliegt 

In Beeng auf den flnannellen Teil des Geaetaee ist annScbat 
die Yerwendmig des sogenannten „Agnooltnral Qrant^^ zu erwtfmen. 
Bei der Besprechung des Gesetzes über die Veranlagung landwirt- 
<c]uiftli<'her Grundstücke (..Jahrlnu h III S. i.'jü) wunle erwühnt, 
da*»s iü Folge dieses Oesetzef? (das fui' Ktigland einen Zuschuss aus 
Staatsmiltel n -nn die Kninmuualhuliördüü zu dem Zwecke einführte, 
um die K-'nimunalsteucrii auf landwirtschaftliche Gnmdstfleke auf 
die fiäüte herabzusetzen) auch eine entsprechende jährliche Zuschuss- 
summe an Irland zu zahl^ war, deren Verwendung aber spAterer 
Qesetzgebung Yorfoelialien blieb. In Beang hierauf wird nimmehr 
▼oEgeBoluieben, daaa statt des früher feetgeaetzten Betrages nnumehr 
eine Summe ans Staatamitteln za entnehmen ist^ welche der HUfte 
der im Yoijahre für Irland erhobenen Eommtmaktenem gleiehkommt, 
und dass dieser Betrag dazu verwandt werden soll, nm flhhiioh wie dies in 
England geeohehen ist, die Kommtmalstenem auf landwirtaehaftUohe 
Grundstücke herunterzusetzen. Diese Kommunalstenem werden teil- 
weise von den Päclitern, teihvcise aber auch von den Grundeigentümern 
bezahlt, und der hierauf l»e/.ngliche Teil des Gesetzes war besondörs 
als Solatium für die Grundeigentümer bestimmt, indem durch die 
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beUeffenden Vorschriften nicht nur die bestehenden Ljiston eil^:'l>!icli 
vermindert ^\1lr(lell, sondern auch die Befürchtung, dass durch vin 
willkürliches Ueraufsetzen der Eommuualsteuem von Seiten der 
nenbogrflnddteQ KöiperschaftBB das Interesse der Qrundeigentflmer 
goBohftdigt werden könnte, wesentliofa an QewidLt veikv. Sie 
haben die VerabBcliiediuiff des Geseties wo B Oo fliöh erittchtaL 
auBser dem erwtUmteii als „Agrioaltanl Gianf^ beieiohiietoii Znadma 
soll auch das ErWIgnis gewisser Steuern und femer ein jlliiliclier 
Beitrag Ton £ 79 000 den KommnnalbehOidea als ZnsehiuB so»- 
genhlt werden. 

Über die 'Wirkung dieses Gesetzes kann noch kein snveriSssiges 
Urteil abgegeben werden. Politiker, die der irischen nationalis^tischen 
Partei angeh?Vren, wie z. B, Sir T. Esmond, vergichern, d;iss die 
Mitglieder der neiK-n Körperschaften bemerken s\vei-tes VerwaimngR- 
talent liowieson haiien, besonders in Anbetracht ilires früheren 
Mangels an Erfalirung, dass ue nut grossem Fleiss in dem ihnen 
zukommenden Wirkungskx^is thätig waren, und dass sie Rieh bis 
jetzt einer strengen Sparsamkeit befleissigt haben. Tiotidem gUubt 
er, dsss die Kommmmlüteuem wahiacheuüieh steigen werden, indem 
das Arbeiiafeld ein grOsseies ist nnd daher anoh die ZsU der 
Bsamten ▼eigrtssert werden mnss. 

Bis jetst kann man nicht sagen, daes die in der Minoritit 
sich befindende Klasse dnroh Bestenenmg oder in anderer Ifa» 
▼on der Majorität unbillig behandelt worden ist. Auch bietet dm 
Gesetx keine Möglichkeit, Steuern einzuführen, die eine bestimmto 
Klaji&e besonders l>elreffen, ^Vahi-selieinlich ist es freilich, dass die 
Koramunalbeamt^n liauptsäcblich mit Rücksicht auf ihr religi*^ 
Bekenntnis und ilire {)olitischen Aiisicliten gewählt werden, wie 
dies Ohrigens auch unter der früheren Einrichtung der Fall war. 

Es sdieint, da^ iu einzelnen Landesteiien die Neigoog dahin j 
geht, ttr Stiassenbaaten, Über welche die Kreisrite in eralar Instus 
SU entscheiden haben, Arbeiter nnter der Anbicht des GrsfiBehifis- 
Aichitekten dirskt anansteUen, statt die Arbeit an den bOlifBles | 
Unternehmer su Terdingen, wie dies die Ansfflhningsbooümmiingw 
▼orschieiben, nnd die Qia&ohaftBriUe haben, wie es schdnt, diesm 
Yerfaliren in cinsselnen FUien gebilligt. ESi ist dies ein Pnnkt, 
über den iuieressen- Konflikte entatehcn k5nnen, in Bezug irf 
weldhe die Arbeiterklasse auf der einen und die Kiaäse der 
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üntemehmer und überluiapt der Stenennhlar «nl der oadeteii 
Seite Bteht 

alittrt Mer ein BeieiM einee iriftsoheftliidieii KMnnfeft vor. 
der dem Eunpfe swiechen Aibeitgebem mid Aibeitem Shnlloh ist; 
Dur haben Im Toiliegenden FaUe die Arbeiter, die in Folge ihrer 
groesen Ansahl die Wahlen weeenttioh heeinflnaBen kOnnen, inaoweit 
eie alle einfg eind, ziemüdi bedent&nde Oewalt Die Wn^ 
winl wohl auf eine oder dif andere Weise früher oder später für 
ganz Irland entwhieden werden. 

Iiii ganzen hat m. K. das (lesotz ein<» giinstitru Wirkung, aUa* 
es mnss noch ein heträrhllii iior Zeitraum vei-st reichen, ehe man in 
der Lage seiii wird, säiutliobe ifolgon für alle Teile Irlaads zu 
ftbereeben. 



Geset^gebang 188d. 
h SiaMtiiig. 

Die OoaeU gebimg fOr 1899 enihftit nor wenig IntereaaanteB. 
Von aosialpoilitischer Bedeotnng sind: die Gommons Act» irelohe 
gewisse KommnnalbehOrden in den Stand setzt, die als „Gommons*^ 

bezeichneten unbebauten Flächen unter ihre Verwaltung zu bringen, 
und die MSmall Dwelling^ Aoqnisition Act*\ die ;Uinli< hf Behörden 
ennik'htigt, den in ihrtsm Bezirke wohnenden Personen VorsrhOsso 
zü gewähren, um den Ankauf der von ihnen bewohnten Häu^r zu 
ermöglichen; hierher zu rechneu ist ebenfalls die „Seats for Shop 
Assistants Act^', welche dasu dient, den weiblichen Angestellten 
in Detailgeadliften das Sitien wShrend der Qeechäftastunden zu 
erleiohtenL Das letstere Qeeeta ist der Anregung dea, inswischen 
nnler dem Titel Lord Avebnry anm Fair ernannten, Sir John 
Lnbbock an Teidanken, deaaen Bemfihongen im Interesse der Qe- 
ecbUtsgohnttsn flberiiaupt das Looa dieaer Klaase nach mehreren 
Bichtangen erldohtert haben. Anf dem Chibieie des Yerwaltongs- 
rechts war die wieiitigste Massregel die London Government Act, 
Umxjh welches GCiiOtz die < »rganiwation der liaupl»stai.l tischen Behöiiien 
voUstÄnditr umgestaltet wiixl. Von Beileutunsf ist ebeniaU» die 
Buanl of Ediieation Act, durch welche endlich ein besonderes 
Ministerium für Eraehungswesen errichtet wurde. Die Sale of 
foods and Drogs Act dehnt die Befugnisse sowohl des Handels^ 
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amts ab Arkerbauamts in Bozni;- auf die Koiitrole über Butter- und 
Käse-Surrogate aus und bringt strengere Vorschnften fiber die 
fieMiobnungeOy mit weichen dieselben zu versehen sind. Dabei 
soll) wie das Oeaets auadrüoklioh erwähnt, daa Handriiwiit die 
Interessen der EonanmenteD, das Ackerbanaflit die IpterooDon des 
Ackerbaues wahrnehmen, woians vaäuM&Bh ist, dasa die Xanragd 
teilweise auch als Siihirtimassiiiigel fOr den Adrarhan gedacht ist 

Bn Btnfredit ist auch in dieser Session durch zwei Osselie 
eigSnst worden, von denen die Smmmuy Jurisdiction Act haupt- 
sächlich und die Reformatorj Schools Act ausschliesslich jugeod- 
liehe Delinquenten betrifft. 

Es fol^ zunächst eine Gesamtübersicht über alle im Jaln-^ 
1890 eilasöeneii (Tpsetze und sodann eine Spezialdarsteliung der- 
jeuigeu, welche aUgemeineres Interesse haben. 

11. Gesamtübersicht über die in der Sitznngspeiiode 18d9 
(62—68 Viet) erlaaaenen Gesetze. 

Gap. 1 (J). Butridge Shoolins (Ireland).^) (Ober die Sdion- 
zeit fOr Rebhflhner in Irland.) 

Gap. 2. Gonsolidated Fnnd (No. 1). (Betrifft den Stutts- 
haushält) 

Gap. 3. Aimy (Annnal) (Gesetz Uber das stehende Heer. Bn 

solches Gesetz ist stets nur ein Jahr lang in Kraft. Seit 1881 
sind die Bestimniuageu dosselben unvoränilert gt^blieUHi.) 

Cap. 4 (E). Solicitors (enthält unA\ (jsenüiche Änderungen ia 
Bezug auf das Disziplinarserfahren gegen Anwälte). 

Cap. 5 (S). Public Libraries (SooÜand) (betrifft die Mient- 
lichen Bibliotheken in Schottland). 

Ca[>. 6 (G). Snprsme Court of Judioature (betzüft die Be- 
setzung der Senate in der Berafungsinstans). 

Gap. 7 (E). Metropolis Wafer (betrifft dk WasssraoEguDg dsr 
Hauptstadt). 

Gspu 8. Infeotions üiseasss (ÜTofiflcstion) EzteosiiNi (sdusOift 
Tor, dasB daa Gesetz in Bezug auf die Anmsldung ansfeedkander 

') Der Zusatz „Act 1899'% der sich bei dem Tite! all. i n.seta» findet, 
{z. B. Partridge Shooting [Treland] act 1899) ist bei den Be^eiehnnngeo ob 
T< xt W' \LL< I tssen. Die Gesetze, dto nm für anm Landesteil Qeüaog 
habeu, siad xait (£) (S) oder (I) bezaichnet. 
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EnmkheiteD, du biahef mir in sotobeo Bttdrken Geltans Iiatte» 
deren BebOrden seine Anwendung boechloeaen, nwunefar in aUen 
fieiirken Qeltuog haben soll). 

Gap. 9. Knanoe (betrifft den StBai8haii8haIt|. 

Cap. 10 (E). Parish CouncUlors (Tenure of Oifioe) (Uber die 
Amtsdauer der Mitglieder von QeraeiaderätoM). 

Cap. 11 (S) 11. (I). fin© or Tmpi-isonnifnt (ScotlaiKl antl 
helaiul) (enthSlt Vorschriften über die rinwandhini; dei üt-ltl strafen 
in (iefänguisBtmfen, durch welche das iri£oha uud schottische Eeoht 
dem englischen gleichgestellt vrird). 

CSap. 12. ReformatofT Schools (Nofelle sum gleichnamigen 
Gesetse von 1898 ; betrifft die Unterbringong ingendüoher Yerinecber 
in BeBBerongBBehnlen. — Ygl. Spesialdai8teUang>. 

Gap. 13. Elementaiy Eduoation (Scbool Attendanoe Act 1893 
Amendment) (schteibt vor, dasa die Sdinlpflicht, welohe frittier 
uacb vollendetem elften Jabie anfhfirte, in der Folge eist nach 
▼oUendetem aw(Hften Jahie anftOren soll. 

Cap. 14 (E). London Govenmient (betrifft die Kommunal- 
verwaltuni,'^ der Hauptatadt. — Vgl. Spezialdarstelhini^). 

Cap. 15 (E). Metropolis Maiiagemeut Acts Amendment 
fBvfl^iws) (T>etrifft die Befugnis zum Erlass voa Poliaeivorsduiften 
für die Hauptstadt). 

Cap. 1 6. Oordon Memorial College at Kiiaitoum (betrifft die 
Anlage des fOr die Hobe Schale in Kbartoom bestimmten Stiftungs- 

Gap. 17 (E). Tithe Bentobaige (Bates) (ermaasigt die Kommnnal- 
etenem, die anf das Känkommen ans Kiicbenaehnten au besablen 
sind, auf dk Hilfte). 

Gap. 18 (I). Gongested Districts Board (Ireland) (betrifft die 

Massregeln für die notleidenden Bezirke in Irland). 

Cap. 19. Electric Li^^htin^ (Clauwa) (betrifft die an Oosell- 
£chaften fiu* elektrische Bi leuclituug zu erteilenden Kons'.essionen). 

Cap. 20. Bodios < 'ürpi>rato (juint Tpnnnoy) (ormät litiuM Jurist isrhe 
Personen Sachen zuaammeQ mit natürüchoa Fersouon als Qesamt- 
eigentnm zu beßitzen). 

Gap. 21. Seats for Shop Assistant» (1» trifft die Bcschafl^mg 
Ton Sttsen für weibliche Ladengehfllfen. — YgL SpezialdarsteUnog). 

Cap. 22 (El). (Summary Jurisdiction (dehnt die Befugnisse der 
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Poliseigeridite aus, oamentliob in Bezug auf jugeDdliohe Yefbrette. 

— Ygl. Spozialdarstellung). 

Cap. 23. Anchüiii and Chain Cables (enthillt Vor?rliriften üb^ 
die bei der Rohiflffahrt zu verwendenden Anker und Ketleii). 

Cap. 24 (E). Cnivereity of r.ondon (enthält unwesentliche 
Zas&tee zu dem Gesetz Über die in London ra erriohtoode CDiver* 
sitlt — YgL SperaaldanteUvng fOr 1898). 

Cap. 26 (B). Land Tax Commissionere Kamee (betriflt die mit 
der Ablfleiing der Qrandatooer betiwite Behörde). 

Cap. 26 (E). Metropolitan Police (betrifft die Polizeiverwaltung 
für das Gebiet der Hauptstadt). 

Cap. 27 (E) u. (T). Mairiap^s Vali.lity (beseitigt Zweifel über 
die Gültigkeit gewisser Ehoschlieasungen). 

Cap. 28 (E). Manchester Canonriea (betnfft das iBnknniiiMM 
der Domhenen in Mancheater). 

Cap. 29. Bafhs and WaahhoMS (gestattet die BenntxQOgClftDt- 
licher Badeanstalten für Eonserte und Tansbeluatigungen nnter den 
vorgeschriebenen YorausBetEnngcn). 

Cap. .30. Commons (betriflFt die ("tTentliche Benutzung unbe- 
bauter Lümloreioii für Er]iolnn^'-sz\verkt\ — Vgl. Spe/.iaMaröteihing). 

Cap. ;U. Public Works Lmm (lietritTt don Staatshaushalt). 

Cap. 3l'. Elementary Education (Defective and fipileptic Chil- 
dren) (betrifft die Erziehung geisteeaohwaoher und epileptiaofaer Kinder). 

Cap. 38. Board of Ednoation (erriohtot ein Umlateriain für 
Eniehungaweaen. — Vgl. Spezialdarstellung). 

Cap. 34. Expiring Law« ConUnuanoe (erneuert euie Anahl 
ablaufender Gosotzo. Vgl. Jahrbuch III S. 452). 

Cap. \\~). Inehiiatos (enthält uuwosentliche Zusätze zu dem 
gif irliuamigou Üesotze von 1898. — Vgl. Spezialdarsteüung fOr 
1898). 

Cap. 36. Colonial Loana (gestattet der Btaateregierung^ inott^ 
halb der für jede einzelne Kolonie Torgeechriebenen Qrenie, an go- 
wiflse Kolonien Yorsohaese au gewahren). 

Cap. 37 (E). Poor Law (bestimmt, unter welchen Yoran»- 

Setzungen die elterliche Ge%va]t ülier ein Kiud auf tUe zuständige 
Behörde für Armenpflege üheip-ht). 

Cap. 38. Telegraph (regelt hauptsächlich die Außbüdung der 
Femaprecheinrichtungen). 
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Cap. 39. Isle of Man (Custonib) (betriJR die ZOUe in der 

Insel ILiu). 

Cap. 40. Reserve Furceö (betrifft die zui Laudwelir gehörigen 
Tnippeii). 

Cap. 41. Miütaiy WotIeb (betrifft die Errichtung von Be- 
teetigungen). 

Gap. 42. Naval WorJks (betrifft die EzziohtiiDg Ton Befesti- 
gongen an der Küste). 

Cap. 43. Boyal Ißger Gompany (betiiffl die britiBohen An- 
nedlnngen im l^iger-Gabiet). 

Gkip. 44* Snudl Dwellings AoqniritiQii (eniilchtigt die Kommn- 
nalbebfirden aar Qewftbning von YorschflBsen, um den Ankauf von 
kleineien WohnhSosern su erleiehtem). 

Cap. 45. Patriotic Fund (betrifft die Venraltung des Inyaliden- 
Fonds). 

Cap. 46. Improvement of Land {betrifft die Aufbesserung 
laudwii-bscluifüicliür QmndRtflcke). 

Cap. 47 (S). Private Legislation Pi-ocediire (Scotland) (betrifft 
das Verfahren bei der Beiatung eogenannter Prifat-Geaetie für 
Schottland). 

Gap. 48 (JB). Idnoolnabiie Coronen (betrifft die Leiohen- 
beechauer in der GiafBohaft Uncoln). 

(3apu 49. Appropriation '(betrifft den Staatabaushaltatst). 

(3ap. 60 Q), Agriooltore and leehmoaL Inatmotioa (Iroland) 
(betrifft das Bniehmgawesen in Irland). 

Ca]k &1. Sde of food and I>rung8 (betrifft den Verkauf und 
Import geölschter Nahrungsmittel. — VgL Spezialdarstellung. 

III. 8pezialdarstellnng. 

a) Gesetz über Verwendung unbebauter Ländereien 

(Gap. 30). 

Die sogenannten ^jCommons'' bilden eine Eigentümliohkeit dee 
englischen Hechts. Tl?. sind dies unbebaute Ländereien — in der 
Begei mit Fanren, Haidekiaut und Ginster bewacfaaen, hie und da 
auch nnr mit (haa — wekhe sa dem Eigentom dea Herrn der 
Gnmdherriichkeit (Lord of the Manor) gehOrea, aber mit Weide* 
gereehtigkeiten, Tori^jereohtigkesien und anderen ilhnlichen (3e- 
reohtigkatfiD an Gunsten der anliegenden Grondstttoike in der Art 
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belastet «ind, daas ihre Umfriedigung und UrbamiachiHig nnr unter 
Abfindung dieser Gerechtigkeiten möglich ist Bis in die iv«ite 
Hfl]fto des 19. Jahfhimdette hinein kam es freUiok hlnfig vor, dan 
die Gnmdherren, ohne RQcknöht «ul die Bechte der Commooen — 
flo keimen die Inhaber der er?rMhiiten Gmefati^ätea — die Um- 
friedigung vornahmen, daher <ler Volksreim: 

„Great is the bin of man or wuiuau 
Who steals a goose from oif a common, 
Hnt i^^reater is the sin of thoae 
Who eteal the oomnum from the gooee^; 
aber in neuerer Zeit iet diee dnroli gemeinnOtnge GeeeUeohiftea 
veriiindert worden, welche die CommonerB auf ihre Rechte anf- 
merksam machen und im Falle toh Streitigkeiten durch ihren Bit 
und auch durch Geldbeiträj?e unterstützon. 

Na( Ii «ItMii fi iilieien liecht niusstu der Grundherr, der einen 
Common umfriedigen wollte, eine genügende Fliehe freiiasisen um 
den Commoners die Ausübung ihrer Rechte zu eroklgiiohen ; Tirollte 
er dies nicht thun, bo musato er aftmtliche Commoneis das« be- 
stimmen, gegen Abfindung in Geld oder anderweitige EbtachUigoBg 
auf ihre Rechte zu veniohten. Bei der groasen Aniahl der Bereok- 
tigten und der teilweisen Unbestimmtheit der Berechtigung war 
dies mit grossen jiraktischen Schwierigkeiten verknüpft; ein Grand- 
lieir. der sicii keiner Usurpation srliuliug machen wollte, rausstc 
daher in der H''i;el dmcli Spezial-Gesetz sieh die Befugnis erwirken, 
unter Anwendung eines besonderen Veriahrens ilie Hechte nicht 
beitretender Commoners ausauschliessen. Gegen Ende des «18. Jahr- 
hunderts war man meistens der Ansicht, die Uihannachung der 
Gonunons sei ein Im Interesse der Yolkswirthsohaft su erstTebender 
Vorteil und die QesetEgebung in der ersten Bälfte des 19. Jahr- 
hunderts ging dahin, die Einfriedigung zu orleichtmi und durch 
die Krriciitung einer besonderen Behrn-de für diesen Zweck die Er- 
wirkung von Spezialgesetzen in jedem einzelnen ITaUe unnötig zu 
machen. 

Nachdem die erwähnte Behörde in Thätigkeit getreten wir, 
trat allmAUg ein Umschwung in den Ansichten ein, indem man 
anfing anzusehen, dass namentlich in der Nflhe grosser Stidte die 
Erhaltung offener FUchen von gitaerer Wichtigkeit sei als die 
Orbarmachung unbebauter Lftndereien; die (Gesetzgebung seit 1845 
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soigte imlar dem EiofiDss dieser Ansdhaumigeii dafür, dase bei An- 
trlgen auf Qestattimg der Umltiedigiing nicht nur dab IntereBse 
des Omndherm und der OommonerB, sondern andi die Erbaltimg 

laiidschaftlidier SchiMiheitoii und die BeNvc«;"unf;s- und Erliolungs- 
betiüifnisse der Bewohner den betreffenden Bezirks hen'ieksielitigt 
wurden. In Bezug auf die Umgegend der Hauptstadt wurde so- 
dann bereits im Jahre 1866 die Sünfriedigiingsbehöi^e ermächtigt, 
BeguJatiYe Aber die Verwaltung und Benutaung der Cknunena als 
Ediehmgaptttae su eriasaen und im Jahre 1876 wurden die Befug- 
aine dieser BehSrde dahm erwmterti daaa aie in Beiug auf alle 
Commens in England neben den Antrftgen auf EHnfriedigung auch 
Anträge hören konnte, welche die Erhaltung derselben als Erholungs- 
pl&tze bezweckten. F<»mer scluieb ihr das Gesetz vor, sowohl l>ei 
Antragen der letzteren Art, als auch bei Anträgen auf (lestattung 
der Einfriedigung die WohlMirt der betreffenden Gegend im Auge 
IQ haben, inabesoadere unter BerfldDBichtigung folgender Qeeichte- 
ponhte, insoweit aie unter den besonderen Yerhftltnissen in Betraöht 
Immmen konnten: 

1. die Krhultnng des fi'eien Zugangs zu Aurtsichtspunttou; 

2. die JScbaitutig histoiischer Denkmäler oder beinerkeuawerter 
Korne; 

3. die Fürsorge fOr geeignete Spielplätze; 

4. die Füröorge für St nisten und Fusswege. 

Anträge in Bezug auf die Erhaltun«^ von Commons konnten 
nach dem Qesetae ?on 1876 von städtischen Behörden gestellt 
werden, jedoch nur mit Zustimmung einer gewissen Anzahl der 
ConuDoners. 

Die Behörde für die Kontrole von Umfriedigungen (deren 
Funktionen naeli Errichtung des Aclierliauanits auf dieses übergingen) 
wimle in Folge der erwähnten (ieeetze tiratsächlich eine Behörde 
für lüe Verwaltung der Commons als Erholung? plätze. indem die 
Bmfriedigungen teilweise in Folge der erwflhnten Vorschriften, teil- 
weise aoeh in Folge der Erschöpfung der znr Urbarmachung ge- 
e^eten Linder aulgehflrt haben. Dodi blieb noch die Schwierigkeit, 
daes die Kommunalbehörden nur, insoweit sie städtische Behörden 
waien, die Initiative in der erwähnten Richtung ergreifen konnten 
und auch dajm nur unter der eiwähnten Einschi'änkung. 
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Das G^tx von 1899 veirftndert die Saoblage didtinjh, datt 
tie die HinptthMigk^ in Bmg auf dio YenraMmig der Goiimi 
anf die Kiqigbehflrden imd zwar md die ^B"^!^*»"" flOw<M als 4Ü0 
etBdtiBcIien Abertiigt und daa Ai6Mmumt aar ala AnfnolitabQlMe 

dabei eing^ifen lAsst 

Je<le stMÜBche und ynle Kindliche BjeisbeliMnlo hat mmraehr 
dns Kerht. Anonlnungen für jed»-'n in ihrem Ik'zuko gekgor.en 
Commou zu erlassen und Ausgaben für seine VerbefleeniDg zo 
maeheiL £he diee indeaaen in einanii beaonderen Falle geschieht» 
mnaa ein aUgemaineB B^ga]atiT entworfen werden, deaaen Fai^ 
ateUnng mindeataiia diei Monate ?or aeinem Ldaafttraten Mbuflich 
angekflndigt werden mnaa und der OenehmiguDg daa AekerbanualB 
bedarf. Während der drei Monate hat Jedermann das Recht, gegen 
Z.JiluMg ••iiior kleinen Oohühr einen Abdruck de^ Reerwlativs zw 
erlialtfu und doui xVcdvorUauanit etwaiire Bedonkon oder VorbeSieruniTS- 
vorechläge zu unlorbn-iten. Diejenigen l'eröonen, deren Rechte 
durch Awafflbmng des Regulaü?» beeinträchtigt werden, siad aaler 
Anwendung der KLr £nteigniuigen beobaohteten QnmdaHie u 
entaohSdigen« 

Daa BegniatiT darf yom Aokeifaauanit nicht genehmigt wetdea, 
faUa der Grundherr oder Oommoners, deren Rechte mindeateos «b ' 
Drittel des Werts der Kechtü biuiiüichor Conimoiierb haben, Eiu- i 
Spruch erlieben. 

Ein durch eiu derartiges Kegulativ unter die Verwaltuug eiriet> 
Kreisrats genommener „Common" darf ?on dieaer KÖrpefaofaaik 
eigentfimlich erworben werden. 

An! die im hanptatidtiaclien Beairke gelegenen Oommona Int 
daa obige Geaets keine Anwendnng, indem die firdheren aaf die- 
aelben bezOglichon geBctaliehen Yoiaehziften in Kraft Ueiben. 

i 

b) Gesetz zur Erleichterung des Ankaufs kleiner Woha- 

liiiuser (Cap. 44). 

Dieeee Gesetz ermächtigt gewiaae Konmiunalbehdrden . den 
SSnwohnom ihres Bezirka Vornohfloao zn maotaeo, nm dieselben ia 
die Lage an aetaen, die von ihnen bewohnta HÜUBer kftiiflioli sa 
erwerben, jedooh darf der Yorachnaa niolit mehr ala Vs ^ 
nnd in k^nem Falle mehr als e 300 betragen. IMe Frist ftlr die 
RQckzaliluug darf 30 Jahre nickt üburjäckioiten und der Ziuaiuss 
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darf höchstens ^/^Vo betragen ate der Zinsfuss, zu welchem 
die betreffende Kommimslbehörde stif Onind der Pahlio Losa Act 

1875 Darlehen von dem Staatsfiskus erhalten kann. 

Bedinffims- dcü Dailt lions ist, da!*8 der Schuldner in dem 
Hause, zu ile.s»>eu Ankauf er das Darlehun erhält, \v(>hiu;n nmss 
und die Kommunalbehörde wird dadurch sicher gestellt, dass das 
BSgentum des Hauses (fthniich wie dies überhaupt bei englischen 
H^rpotheken üblioh ist) auf die EommunalbehOrde unter der Be- 
dingung flbertragen wird, dass es nach Abzahlimg des Darloliens 
wieder auf den Schuldner übergeht Der Schuldner darf sein 
Anrecht an das Haus verkaufen, jedoch nur in der Weise, dass 
der Käufer als Schuldner an seine Stelle treten und in dem Tl.iux' 
wolmen \nm>. Hört <ler Scliuldner auf, in dem Hause zu woluien, 
80 darf die Kommunalbehorde sofoii dns Haus in ihrr>?i Besitz 
nehmen. Im übrigen äind die Hechte der Kommnnalbeiidrden un- 
geflttir dieselben wie die eines gewöhnlichen Hypothekenglaubigers. 

c) Gesetz in Bezug auf Stühle für weibliche Ladeu- 

gehülfen (Cap. 21). 

In jedem LadiMi, in wt lclicm weililiche Gehiilfen ancr<'stellt 
sind, müöseu liinter dem Liidentisch ud<tr an einer aii<l. i<'n ge- 
eign^^ten Stelle Stfthle angebi-acht werden, deren 2!^ahi miadestons 
ein lM itt< 1 der Zahl der weiblichen Gehfdfen en*elchen muss. [He 
Nichtbeobachtang dieser Yoischrilt ist mit Qeldsinife bedroht 

d) Oesetz über die Stadtbezirke der Hauptstadt (Cap. 14). 

Die Verwaltang der englischen Hauptstadt ist noch nicht ein- 
heitlich erereeelt. Die Verfassung der eigentliclien City of London, 
die Ulli- eiiK'ii klt^iiu n H. /,irk der Hauptstadt in sich begreift, hat 
noch einen ausgesprochen mittclalterli(!hen Charakter und ebenso 
erinnern die sogenannten Vestries, welche in den meisten ausserlialb 
der City gelegenen Bezirken die Gemeindeverwaltung unter sich 
haben, und in welchen noch bis 1894 die Haupt^Oeistlichen der 
betralBnden Bezirke den Yoisitz führten, an die Zeit, wo <lie 
kirchliche und die weltliche Gemeinderersammlung identisch waren 
und ihre Vei-saramlungen in der Sakristei (Vestry) der Pfarrkindie 
alihii'ltt'ii. Xt'l"-ii dieocu Kiii/.t'il'uhüaK'ii liostand indesson seit 18r»r> 
der 3Ietropoiitau Board of Worki», auf welchen gewisse zui' Ue- 
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meindevorwaltuiig guhöreiidc Befiigriisse für den ganzen Umfang 
der Hauptstadt nbertragoii wunlon. Durch die LocaI GovemineDt 
Act von 1 888 wurde die Grafsclmft London gebildet, welche (Wesm 
ganzen Bezirk umfaset und der für dieselbe gewählte Grafschaftsrat 
übernahm die BefugDiase dee Uettopolitai) Board oi Worfca und 
eine Reihe Weiterer Befugniflae. Diese von ganz Londen geirihlte 
Körpefsuhafti deren Wähler in Wahlkidae eingeteilt wurden, dem 
grosserer Tdl ftmiere Bezirke umfasste und daher von vonheran 
einen filierwiegend freisinnigen Charakter hatte, weckte die städtisch 
Verwaltung ans ihrem mittelalterlichen Schlummer. Die dem 
Publikum zugünglichen freien Plätze wui-den vermeiiti uul ver- 
schönert und i"e(?elmft8sige Konzerte in r.HV nf liehen S|>ii/.i' iiriiiireü 
in allen T< ilcn dor Stadt einfforichtet. Die Strassen wia\lt-'H 
erweit«?rt imd die JScliranken, die in vielen derselben den Verkehr 
f<perrten, beseitigt. Arbeiterwohnungen wurden aus 5»tä<ltisehen 
Mitteln er))aut und ungesunde oder iiauiälligc^ Häuser entfernt Bd 
den Verdingungen von Äj-beiten wurden Vereinbarungen über den 
an dier Arbeiter zu zahlenden Lohn getroifen und, insowHt deiaitige 
Vereinbarungen nicht mOglich waren, fibonmhm der Grafschiftsitt 
selbst die lietreffonden Bauten. Daaa bei einer so weitgehenden 
und eifrigen Thitigkeit hier und da Fehler begangen wurden, daas 
auoh die gewShIten Sfitgiiedier sieh steUenweiae des ilinen fiber- 
tragenen ESirenamtes unwürdig bewiesen, w^r nicht erRtaunUeh, 
und noch weniger erstaunlich war es, dass viele Pei-sonen. die 
unter dem .-ilti'ii Sybtcni nmuche Piivatviulrilf hatti-n, »Ii.« jaUiU 
jetzt entzügiMi wurden (indem sie. s<tl;inge die Vf>trit*s die Haiipt- 
gewalt hatten, dort iiiren lokalen Einlluss zu ilirein Voiteii geltend 
raacdien konnten) demrtige fehler oder moralische Mängel, soweit 
als möglich, aufbauschten nrvl im die grosse Glocke hängten, mn 
Stimmung gegen den Qraisoliaftsiat zu machen. Bei der unfer» 
«leidlichen stetigen Erhöhung der £ommunalsteuem war es aaeh 
nicht schwer, eine Agitation gegen den Qra&chaftsrat in Bswegnsg 
zu setzen. Ein Besultat dieser Agitation ist das hier bsspioebeM 
Oesetz, dessen Hauptabeicfat ist, die CentnUsslion der Londoner 
städtischen Verwaltung, die durch das Gesets von 1888 heihei- 
geführt wurde, wieder eoweit als ni(>glich zu beseitigen und an die 
Stelle der Vestries neue Körperschaften zu setzen, die mehr tls 
jene die Eigontümlichkoit selbständiger städtischci' Verwaltuugeu 
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haben. StetI ctoh» 100 Yestriefl tind fthiüiober KOrpersehalten 'werden 
in der Folge 28 etttdtiaobe KCrperaohaflen (Boroughs) tfeten, von 
welchen jede einen Bflrgermefster (Mayor) und einen Stadtrat 

(Borougli <'<iuncil) hat. Diesen Sla l traten werden sämtJiclio Be- 
fiitrtiisso ilor Vrstrifs übortra^^tMi und ferner eine Anzahl der jetzt 
vom Londoner Grafsciiaftarat au£geAbten. Auch iht Fürsorge dafür 
getroffen, dass unter gewiasen Voraussetzungen noch weitere Be- 
fognisae dee GrafBchaftsnits auf die Stadträte fibertngen werden 
kOonen. 

FQr die Abgrentnng der Benrke nnd die Regung aonatiger 
doroh das Geeetz berQhrter EinsBelheiten wurde eine Kommiasion 

eingesetzt, deren Arbeiten noch fortdauern. 

Das Gesetz ist am 1. NovemlM'r 1900 in Kraft fretretrn. nnd 
es wird interessant sein xn beobaehten, welclien Eiidluss die neuen 
Körperschaften anf die Thfttigkeit des Grafsehaftsrats haben und 
in welcher Weise sie salbet ihre Aufgaben erfüllen werden. Die 
Verwaltung der ^City** wud duroh das Oeeett nicht berflhrt 

e) Geaeta betreffend Errichtung eines Sraiehunga- 

amtes (Cap. 83). 

Ein Amt. das etwa einem deutschen Knltusministeriuni ftitsju ii ht, 
b»"'Steht in En^^land iii< iit. Ih'v Staat hat ni^eihaupt keino Ht liurde, 
die Aufsichtsrechte auf die kirchlichen Gemeinschaften ausübt. 
Die Bischöfe nnd andere geistliche Würdenträger, dci^n Ernennung 
dem Staate torhebaltett ist, werden vom Minister-Prftsidenten dem 
£5nige TOfgeBohUigen und der geriohtliohe Auaachnea dee Oeheimen 
BatB ist höchste Inatans ffir kirohliche Rechtaatreitigkeiten; femer 
faum die Veriasanng und der Ritna der anglikanischen Klrciie nur 
durch (re.setz geiUidert weiden, aber eine besondere Staatsbeliörde, 
"ttelclier die Vorbereitung und üeberwaohung der Massregoln auf 
diesen veracluedenen Gebieten obliegt, ist nicht vorluuiden und 
anders als in einer der erwähnten Weisen greift fiberhanpt der 
filaat nicht in hirchUche Angelegenheiten ein. 

In Besug auf Brnehungawesen gab ea Tor dem Inkrafttreten! 
des obigen OeaetMS ebenfalla keine beaondera Behörde. Insoweit 
daaaelbe vom Staate tiberwacht wnrde, geschah dies hanptsSdilich 
durch einen sogenannten Aussehuss des Geheimen Staats-Rats (Privy 
Council), das iudetwien nui' aus dem Piiisitlenten dieses Rat^ als 

45* 
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YoxflilseDdeiii und einem beeondero enaimtea Tlsa-Maadenten beted. 
Letzterer war tfantsleliHch der Uinieter fOr BrsiehiiDgsweeen, iiifloweit 
der AusBohiise des Oebeimen StBatanis illr Erziehiiiigswesen m- 

Rtäixlig war. Diese Zuständigkeit erstreckte sich indessen nur aitf 
die Elemontarschulen und prewisse Gi'\\eil>ewliuliTi. Die anderen 
h'ilirU'ii ötTentrR'lien Schulen stehen uww t^nV-steii Teil.* untt r üer 
Autsicht dt'i ( iiarity Oommissioners, einer selbfltftadigep ÜeliOnl^ 
die die Oberaulsicht über daa Stiftuugswesen im allgemeineii bat; 
eine kleine Anzabl derselben, welche die berühmten alten Sdudea 
wie Bton, Harrow u. a. w« in aloh betraft, steht Qberhanpt nicht 
unter stsatlicfanr Anfnoht Die Universilitsn sind vom Staate ebsn- 
&11b unabhängig, wenn anofa daa Emennangareoht flh» einielne 
Professuren demselben vorbehalten i^t und vom Miriisterpräsideutßti 
Rusg«'iilit \vii<l. Hefonib-n auf dem Gebiet»' des Uuivemilätbwestite 
werden in <l.'i- Kegel in dtir Weise eingeleitet, dass ein Gesetz er- 
lassen wird, das einer durch das Göri tz selbst ernannten Kommis- 
sion innerhalb gewisser Qieosen die Be^ignia giebt, die Verlttsoog 
der betraffenden UniversitSt umzugestalten. Bis gsihOrC aber nicht 
aur Obliegenheit irgend einer StaalsbehMe, decartige Oesetust- 
wUrfe Torzubereiten. 

Das obige Gesetz iiat das Chaos des Eizielningswesens voi- 
I&ufig nn. h nicht in Kuaiiuts verwandelt, sondern nur einen Me* h-i- 
nismus gehcliaüen, imi eventuell diese Umwandlung herbeizulüiuen. 
Das £}rziehuogsw66en stellt nunmehr unter einem soi^ünannten Board 
d. h. einer nominell mehrköptigeu Behörde, wird aber, obgleich das 
Oesets Torsohreibt, dass gewisse höchste Staatsbeamte ex officio 
Mitglieder dieser Behörde aind, ebenao wie der Board of Thüle, 
der Local Qo?emment Board und der Board of Agiioultnre thtl- 
aächlioh von einem Minister geleitet. Vorläufig hat diese 
Behöide nur dieselben Funktionen wie der tridnT l'esteh?»nde 
Ausschuss (k-s goheilueu Stüalsriits, douli krinnen durch kr>iiigiiohe 
Verordnung (iio Befugnisse der Charity Commissioiiers, insoweit 
sie sich auf Erziehungswesen beziehen, ganz oder teilweise 
auf sie übertragen werden. Auch enthält das Gesetz unabhängig • 
hiervon Bestimmungen, welche geeignet sind, das hlttiefe Schul- 
wesen sllmilig unter die Aufsicht der neugegründeten Oberbehfirde 
zu bringen. Es wird femer der Erone verstattet, duicb königlfohe 
Verordniuig einen beratenden Aussciiubs tiu- Kiziehungsw esjeii m 
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eroenneii, Ton dem mindestens zwei Drittel der Mitglieder aus 

Personen bestehen sollen, welche geeignet sind, die Anschauungen 
der L'nivt^rsitäten und anderer bei dem Erziohungswesen beteiligten 
Körjieiiseliafteii zu vertreten. Die Hauptaufgabe dieses Ausschusses 
8oU in erster Linie die s«>in, ürundsätze aufzustellen, nach welchen 
ein Register qualifizierter Lehrer gebildet worden soll. Der Zweek 
dieses Bogistecs »t, das PaUikam in die Lage an setaen, m wissen, 
welobe Lehrer die BefiUiigimg zum Leliiamt haben. Eb mflssten 
ra diesem Zweoke in erster Linie Orunds&tze für die ESnfQhrung 
eines Beffthigungsnaohweises aufgestellt werden. Bis jetzt besteht 
ein solcher nicht 

i) Oesetss über den Verkauf vuü Xuhru ugsmittelu und 

Arzneimitteln (Cap. 51). 

Dieses Oesetz ergftnst die Bestimmungen der Gesetze über den 
Yerloiaf von Nahrungsmitteln und Aizneimitteln von 1875 nnd 
1897 und des Haigarine- Gesetzes von 1887, die sieh alle gegen 
die TftQSchnngr des Pnblilroms und den Vertrieb gi>sundheitB!«chad- 

lieber Artikel riehteu. Neu sind din B*>stimmungeii, die sich gegen 
den Import der verbot^'nen Artikel riehteu; die Irühoreii Bestim- 
mungen bezogen sich nur auf den Vertrieb; auch sind einige 
neue Artikel dem index arpurgntonus beigefügt wonlen. Mit Strafe 
bedroht ist der Import von 1. Margarine und Maigarine-X&se, in- 
soweit diese Artikel nicht in Umbflllungen verpackt sind, auf 
welchen diese Namen in augenfiUliger Weise vermerkt sind; 2. ge- 
ftlsdrter oder vefsehledhterter Bntter oder gefUsehter oder ver- 
schlechterter Milch, insoweit sicii nicht auf «Icn I 'niliüjiungen oder 
den Gefit»»en eine Angabe K-findet, au& welciiei' di»« Eii^enschaft 
des Artikels in augenfälliger Weise ersichtlich ist; 3. abgerahmter 
Milch, insoweit die Bezeichnung „abgerahmte Milch^ nicht in grosser 
und ieserlii^er Schrift auf dem Gefftss angebracht ist; 4. irgend 
eines geftlschten oder verschlechterten Artikels, der duioh kSnigliohe 
Verordnung dem obigen Gesetze unterworfen wird, insoweit nicht 
seine Eigenschaft in entsprechender Weise auf der Umhüllung 
vermerkt ist. 

Das (Jeoutz enthält ferner eine Anzahl von Bestinmiuni^en, 
deren Absicht es ist, die Ausfühnmg desselben iiimI anderen 
erw&hnten Gesetze zu erieiobtem und Zuwiderbandlungeu gegen 
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dieselb«!! in boaseper Alt su Terlititeii. Mtio gehfiven die den 

Zollbeamten ge^beiien Befngniflse und femer die Besttnimiiog, da« 
neben den Beamten, deren Aufgabe os nach den frftboron Oesetzen 
war, TJnt* i>UL'üiuigeu l*ei (icn VerkcUiicni iltT in Botmclu koiiiiueaü<iU 
Artikel 211 machen, auch noch ixisonders vom Amt für Xommiinal- 
Yer^'altung oder vom AckertiMamt ermfichtigte Beamte, die enteren 
loetehenden Michtbefugnieee axisflben dflrfen; bemeriranswert iet 
hierbei die Voredirift, daee die siieiat genannte BebMe Beaato 
lu dem erwihnten Zwecke entsenden darf, wenn dies im In tereaw 
der Konenimettten eradieint, wfthrand dem Adterbsntnit dieae 
Befugnis gegeben ist, insoweit ihre Ausübung im Interesse der 
I^nd Wirtschaft \v(msulitnt>wt!it iöt. Hiermit wenlen die erwähnten 
Mas&regeln als auch sum Schutze der Ijaodwirtsdliaft bestimmt 
gekennaeidmet 

g) Cfresetae betrefiend jugendliohe Yerbreober. 
a) Summer 7 Jurisdiction Act (Oap. 22). 
b) Beformatery Sohools Act (Gap. 12). 

Das erste dieser Gesetze Ändert die Summarj- Jurisdiction 
Act von 1879 nach verscliietl.-iu'n Hiclitungen ab. hauptsii'hlioh 
aber in Bezug auf die Behandhuig jugendiicher Verbrecher, 
d, h. solcher Verbrecher, welche das Alter von 12 Jahren flber^ 
schritten, aber das Alter Ton 16 Jahren noch nicht eneicbt haben. 
0ie meisten strafrechtlichen Delikte kommen in Sn^and vor die 
Schwurgerichte und nur geringMgige Übertretungen kSnnen in der 
Kegel von den Polizeigerichten in eummariseher Weise erledigt 
werden. Die Summary Jurisdiction Act von 1879 bestimmt, dass 
unter gowisF^en Voraussetzungen das Polizeigerieht auch in Rezu;: 
auf Delikt»'. znr Zuständigkeil der Schwnrgerirlitc gehui-en, ein 
Urteil fällen dai*L Zu diesen Vuiaussetzungen gelnUt. insoweit der 
Angeschuldigte im erwähnten Alter steht, der Wunsch dccoelbon, 
die Anklage im summarischen Verfdoeo erled^t sn sehen, doch 
musB auch das Polixeigericht selbst der Ansicht eein, dass diese 
Art der Erledigung imter den besonderen Umstlnden wftnaohenewert 
sei, und ferner mtisste nach dem erw&hnten Gesetze von 1879 das 
Delikt zu Liner bestimmten Kategorie von Vei^lien peh?^ren. welche 
dasselbe aufzählt. Dureii die jetzt eingeführte Äudeiung wird 
bewirkt, daas — mit Ausiiahme des Mords und des Totschiags — 



afantliche Stralthaten durch Urteil «lee Polizeigerichts erledigt 
werden können, insoweit die sonstigen erwAhnten Voraussetzungen 
gegeben sind. Da dnroh die Abiirteitung vor dem Polizeigericht 

die Angol'^genheit in einer viti juschoren Weise erledigt wird iils 
(hui li eine Verweisung vor du« Scliwmm'i idit, und da vor allon 
Ding»3H die Maximnlstrafe, weleiie von dem Polizeigericht verhängt 
wonion darf, bei allen sehwei-erea Delikten weit geringer ist sls 
die für eine Venirteilung in dem regelmfosigen Verfiohren fest* 
gesetzte MaxiDulstrsfe, wird in der Hegel der Angeschuldigte 
gisneigt sein, die Einwilligung des Gerichts zu dner sofortigen 
Erledigung der Sache nachzusuchen, wobei aber freilich die Be- 
stimmung mit in den Kauf genommen werden iiiuss, dass das 
G*»rieht in boli h' ii l'iUIen, iü^»uweit der Änges<'linldigte djis Alter 
Von 14 Jahren noch nicht übersehritten liat luid niännlichen 
Geschlechts ist, befugt ist, Züchtigung mit der Peitsche als einzige 
Strafe oder als Nebenstmfe anzuordnen. Die Absicht des Gesetzes 
ist, längere IVeih^tsstzafen bei jugendlichen Verbieohem zu ver- 
meiden und in den geeigneten RÜlen durch die abschreckende 
Wirkung der k< i |>< rlichen ZQchtigung das Beschreiten einer Ver- 
brecherlau fl)ahn zu verhindern. 

Einem ähnlichen Zwecke difiit das /.weite der ol>en erwilhnten 
Gesetze, welciies die lvefurniut*»iy Si Iim, Act von 1893 al»ändert. 
Das ältere Gesetz ermächtiget'' unter gewissen VorausHetzungon 
84^wohl (bis Seh^ingericht als das Polizeigericht liei der Veruiteilung 
einer jugendlichen Person wegen eines mit Freiheitsstrafe bedrohten 
Delikts sowohl auf Freiheitsstrafe als auch auf Unterbringung in 
eune Beeserungsschule nach Abbtlssung der Freiheitsstrafe zu er> 
kennen. Das neue Gesetz nimmt diese Befugnis weg. Das Urteil 
muss unter den erwähnten Vorau.ssetzungen auf Fit ihcitsstrafe oder 
auf Unterbringung in eine Besserungsanstfilt lauten. Die Zeit- 
bestimmung bleibt unverändert, d. h. die Zeit in der Besserinigs- 
schnlp darf nicht weniger als drei. JahT <' und nicht mehr als 
fOnI Jahre dauern und muss spätestens in dem Augenblicke auf- 
hOien, in welchem der Verurteilte sein neunzehntes Jahr vollendet. 
Die Absicht des Gesetzes ist in den geeigneten F&Uen die Freiheits- 
strafe tlberhaupt zu umgehen. 
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Literatur 1898 und 18dd. 
f. BechtewtBfmatifhaft 

Die Jahrbuch IV S. 50 1 erwähnte von Ä. Wood Renton 
h<'iansp i;' lM nr ..Kncvt lu[*n<Mliii ..f the Law^ ut EiiL'^land*' iRt nunmehr 
volleutlet un<l enthält die Itemie im jetzt vorliandeiie L l<ei^iciit ülier 
alle Teile dos engliselion Rechts in oiner Reihe Jilphabetii'di 
geonlnetor, znm gvCmien Teile höcliöt sorgfältig gearbeiteter aDd 
flberBichtli<:her Uinzel -Artikel. Die MitariMter gefa5ien teilwoae ra 
den herromigendsten Yertretem der englischen RecfatswiBBeiiflclialt 

ESn anderes encyolopaediaches Werk ist das von Kevs 
herau8j?e^^ebene ,,Digest of English Case Läw*' (eine Neubeaibeitöiig 
1111(1 V< iviiiimniir <lor hekuuiton Werke: „Chitty's K'iuity Index" 
iiiid ,,Kislier 8 Common T/Bvv nier'st''). Dieses Werk eiithiiit unter 
alphabetisch geordneten Stichwörtern ohw Ülieraicht ill ^r alle not Ii 
io Betracht kommenden Prfljodizien der höheren engUsclien Gerichts- 
Utfe. Die Anoidnung Ütest viel su vAnnchen flbrig und der 
Ptaktiker, welcher die Sammlung benutzt, denkt nicht ohne Neid 
an Arbeiten wie die Qeneralregister an den deutschen IteichagerkslilB- 
entscheidungon oder z« Seuffert's Archiv. 

Auf dem Oeltiete des StaiU.-^irrhts ist zu erwähnen: Die zweite 
Auflace von Medley 's LehrbucJi M- i En^lix li»-n V.TfaRsungj^- 
gescliK ht-' (Students' Manual of Euglibh Conistitutional History) 
und Blake Odgers: liocai Government. Letzteres Werk iatäoe 
Neubearbeitung des gleichnamigen Werkes von Chalmers uid 
giebt eine popiüftr gehaltene kurze Daxstellung der engUschsn 
Kommunalverwaltnng mit den durch die Gesetze von 1888 und 1894 
bewirkten Veribiderimgen. 

Eine Sammlung von Oosetzen, Veiwdnungen und Urkunden, 
die sieh ruit die Verfa^.-uiii: von Indien be/.ielien. enthält das vor- 
zügliche Werk d(>s frühei'cu indischen JusÜministcrs libert: 
Government of India. 

Femer zu erwfthnen a\if dem Gebiete des öüentiichen Recht» 
ist: Fisher und Strahan: Law of the Fnea^ 2. Auflage, and 
Rodgrave: Factoiy Acts, 7. Auflage. 

Besondere Beachtung verdient das Werk des bekannten Rechts- 
hißtorikerR J. W. Mai tl und: Kuuiaa Canon Liaw in the Church 
of England. 



Cmlprozeas, Stni^ioiess und Konkuisverfehren behandeln 
folgende Werke: Archbold: Practise of the Court of Quarter 

Sessions, 5. Anflage; Powell: Principles und Practise of the Lew 
of Evidence, 7. Auflage; Stephen: Digest of tho Iaiw of Kvidc uce, 
nono Anflöge, und Williams; Law and Practise in Bankiniptoy, 
7. Auflage, 

^ne Übereicht über die (kundsSIze des Völkerrechts enthält 
Lawrence: Handbook of Public International Law (171 Seiten). 
Einzelne Gegenstände dieaer Diaaiplin behandelt die Sammlung yon 
Aubfttzen des hervorragenden Vertreters derselben, T. fi. Holland 

(Studie« in International Law). Hierlicr gehören auch die Berichte 
über die Urteile der Prisengerichte im Chinesisch-Jaiuiuischon Kriege, 
die der .Ia|»uaer Gakye-Takahashi veröffentlicht (Gases in luter- 
uational Law dunog tho ^'hioo-Japauese War). 

Die privatrechtliche Literatur enthält wenig Bemerkenswertes. 

Das Vermdgensrecht im AUgemeinen (mit AusscfaluBS des Im- 
mobiiianachenrechts) behandelt das bekannte Lehrbuch von Ooodeye: 
Modem Personal Property, 3. Auflage. Bin beachtenswertes neues 
Werk Uber Immobiliarsachenrecht ist Jenks! Modem Ijand Law. 
Das bekannte Werk üImt Kideikuinaüsse, Fainilionbtift untren und 
Treidiänderwesen im Aligemeinen: Lew in: Law of Trusts, ist in 
10. Auflage erschienen. 

Die Mustersammlung auf dem Gebiete des Aktienrechts Palmer: 
Preoedents of Company Law hat wiederum eine neue Auflage erlebt, 
auch hat der Yerfiisser jetzt die Obligationen (Debentuies) der 
Aktiengesellschaften in einem besonderen Bande bearbeitet Das 
Werk zerfiUlt nunmehr in drei Bände« deren erster die Errichtung 
und Verwaltung der Aktiengesellschaften betritll, während der zweite 
die Liquidation und der dritte die Oliligationen behandelt. 

Derselbe Verfasser hat neuerdings aiich ein Ijchrbufh über 
Aktienrecht (Palmer: Company Iaw) veröffentlicht, das bereits in 
zwei Auflagen erschienen ist 

Von folgenden bekannten Werken sind femer neue Auflagen 
zu verzeichnen: Wood fall, Landlord and Tenant 18. Auflage, 
Porter, liaw of Insurance 3. Auflage, Frost, Patent TiAW 2. Auflage. 

l'b»'r jährlich erscheinende Werke vgl. .lahrbii' h If, S. 302. 
Unter denselben vordient beB(jiidere Beachttuig dw al- Na/'htrag 
zu (Jhittys Statutes erscheiaeude von Lely herausgegebene 
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SamnüuDg „Statutes oC Pracücal Utiüty^% welche jlbriich die 
wichtigezen io dem betreffenden Jahre Tenibschiedetai Geaetie idt 
einer einleitenden InhaltaQbersicht und hOchet sweckmSaag aa- 
gericbteten Anmerknngen gibt Der Berichterstatter bentHst gerne 

die Gelegenheit, um der vielfachen Dienste, welche ihm diese Samm- 
lung nach voiscliit'denen J{i< litungon geleistet hat. Haiik«MKl m £r^ 
denken. Eine ähnliche jährlit h erscheinende Satumiung der wicit- 
tigereu deutschen f?oi<-hs- und l^ndeageeetsce würde vielen J^ach- 
genossen sweifelsohne höchst wilUrammen sein. 

IL Volkswirtooluftalehfe. 

Auf diesem Gebiete verdient snnflchet Erwflhnnng die YollendaBg 

von Palgrave: Dictionary of Political Economy. Das Werk hat 
drei nicht allzustarke ()cU\ liünde und enthält in einer ^hr prrossen 
Anzahl vnn Kinzelartikcln höchst reichhaltiges Material, ilas sich 
nicht nur auf die Volkswirtschaft im engeren Sinne beecbnuikt} 
sondern auch die staatsrechtlichen und privatreditüchen Einrichtung«!, 
insoweit sie auf die wirtschaftlichen YerhUtnisae Einflass hibes, 
sowohl historisch, als in ihrer jetzigen Gestalt darstellt 

Die Geschichte der Volkswirtschaftslehre wird in nach Lindem 
gtwrdneten Oesamtartikeln und ebenso unter einseinen Stichwftteni 
holiaudclt und ferner auch in den sehr zahli-eicheu biographiociien 
Artikeln. 

Von J. Shield Nicholson: Principles of Political Economy 
ist Band II Buch III erschienen. Vollendet ist nunmehr das wortr 
volle Buch von Bichmond Mayo Smith: Science of StatistioB, 
durch YerGffsntlichung des z¥reitien Bandes unter dem Einseltitfll: 
Statistica and Eoonomics. (Der ISnieltitel des ersten Bsnda ist: 
Statisttcs and Sociology.) 

Sidney und Beutiice AVebb: IiKhistrial Democracy l^e- 
schreibt den gegenwärtigen Zustand dcb (.n'workscliaftswos. ns nw! 
ergänzt in dieser Weise dns' bekannte histonscbe Werk dereeibeii 
Verfasser: Hietory of Trades-Ünionism. 

Sidney und Beatrioe Webb veröfTentUohen auch eine fieihe 
von Aufsfttaen (6 von dem mAnnlichen, 5 von dem weiblicbea 
Kitarbeiter) unter dem Titel: Problems of Modem Industiy. Bas 
bekannte Werk von David J. Schloss: Heäioda of Indnstnal 
Kemuncraiiou ist in 6. Auflage crschienon. 



« 
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X W. Lawrence: Locai Variation» in Wages behandelt ein 
engerem Gebiet. 

Hiatoriaoh interoopint ist die von M. Betham Edwards 
ImmoF^gebene Autobiography of Arthur YouDg. 

Mahr populir gehaltene Wecke und W. Bernard Boaanqiiet: 
The StMidard of lüe and otfaer StndieB, und Leonard Darwin: 
BinietaUssm, a Smnaiary and Exaaunation ol the Atigumenta for and 
againat a hirnetaUto ayttem ol correnoy. Der Verium dee lelsteren 
Werkea ist ein Sohn des bovOhmtea DMrwin. 



Bie iriMhe Frage in ihrer wirtoohalUiclieii 

Entwicklung. ' ( 

Vortrag, gehalten in der Sitzung der Yeitäluigung am 7. Juni löUU 

von 

HoribE JaiS^ Ueriohtaaapooeor a, Posen. 



Wer in Deutaohland einmal Veianlassong findet, seine Auf- 
Mkasmkeit jenem Komflex ?on wirtsohaftliohen und politischen 
Brsobeinungen ansnwenden, den man gemeiniglich unter der Be> 
leichnnng ^die Irische IVige" susammen&sst, dem diingen sich 
bst stets zwei Yeigkiohe auf. In poUtieofaer Hinsicht stellt er 
dss irische Problem neben nnser polnische und in Okonomisdier 
erscheint iliiii eine unserer Stein-Hanienberg'schen Reform ähuliclie 
Gösetzgebung als *iio beste Lösimg clor irisrhen Schwierigkeiten. 

Es sei mir fcstattet , vorweg zu bemerken, dass ich diese 
beiden Anaiogieen nicht für völlig zutreffend lialtcn kann. 

Was die erste Parallele betri£ftf so möchte ich midi darauf 
bescluünken , zu betonen, dnss es ein differenzierendes nationales 
Merkmal xwischen Briten und Iren nioht giebt. Die ersische Sprache 
ist im Anssteiben begriffen nnd der Qlaubensunterschied ist keines- 
wegs von dvRihschlagender Bedeutnng; es liegt keineswegs in Iriand 
60, daas alle Katholiken irisob-sepaiatiBtiBoh sind und aUe Protestanten 
som Eog^dertom sich luDgczogen fQhleo. Will man ein Er- 

') Im Anaohlaas aa don Bericht über die irische Oeeetzgebaog scheint 

es aDp"rn»'Kscn. an dieser Stelle den in der Vereinigiinf? ^ehalfeneu, die 
imdum wirtschaftlichen VerhiltnisBe betreffenden Vertrag in britigeo. 

Die Redaktion. 
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kennungBceidhen dafQr haben, wer in Irlaiid ansgcsproclien iriMh 

^Coeinnt ist — ich meine nicht, im Sinne blosser provinzieller Be- 
iionderheit, Bondeni im Sinno einer Alm- i^Muig gcgoti <lap /.u^auuiieii- 
sein mit England — so thut man am l^eston, die wiit^rhaftliche 
und gesellsc haftliche Tjage des Kinzeliion z\i lieaohtau. Denn das. 
uras Sir William Fotty, eia genauer K^uier Iiknds, tot zweihuodett 
Jahren sagte, ist noch heute wahr, dass nlmlidi mehr, «Ib Ab- 
»teminung und Blut, Reichtum und Aimut ea bestimmen, ob «inr 
XU den Engländern oder zu den Iren htit^) 

Und nun, meine Herren, die zweite Analogie! Nicht nur bei uns, 
auch iii Eüi^laiitl hat juaii uft uiii^iB preus.si8che Äjrrarrefonn als ein 
nafliahmenswortetj Beispiel Mr Irland anfe-' fülnt. Idi inö- lne hier 
danLU enniiern, djiss es der gross© rarlamoiiUirier John Bright war, der 
einflt im Tnlerhanso den Satz aussprach: „W&ren vor KUifiig Jahren 
in diesem Lande, wie in Preuseen StaatsmAnner erstanden, die dea 
Orundeigentfimem Irlands ein Drittel oder die HUfte ihres Landes 
fortgenommen h&tton, um es ihren Plohtem tu übereignen, so 
wfirden eben diese irischen Gnmdeigentflmer, was sie audi immer 
über die ihnen widerfahrene Unbill zu klairon gehabt hätten, reicher 
und glik klii'h'M- i;r>worden sein, als si.- jetzt sind."') Nmti. ich 
brauche hier nicht erst zu sagen, dass in l^reussen so ziemlich »his Um- 
gekehrte Tom dem geschehen ist, wovon Bright spricht. Dio Bittax^ 
gutsbeeitzer haben nicht von ihrem fiigentum abgiogeben, sondsm 
— im Umtausch gogen andere Dinge, welche die Bauern erhielten 
— ' ihr Eigentum vermehrt Das ist ohne Weiteres klar in Bemg 
auf die vererblichen Uhierliohen Stollen. Bs gilt aber ebenso t<» 
den Stellen der unerblichtMi l.assiten. Denn wenn an< h hier das 
bäiit rlii lic (Ii.iiiiniimi utile woni^ f:;t">nucr von Hnom wirkliclien Kieren- 
tutn an sich hatte, so war darum doch da» dominium directum ebensw- 
wenig ein Eigentum, da die Staatsregiernng am Beeetacungsiwaog 
festhielt. Demgegenüber ist nun aber darauf lunzuweim, dass fa 

') „Euglish in Ireland, growiug poor and di.scontcnted, degenerate intö 
liisb, äud vice veifsa, Irish giüwiug into Wealth and Favonr, reconcüe tD 
the Eoglish." Sir WiUiam Petty » Political Survcy oi Iretand efto. elc 
Socond Edition, by a Fellow of the Koyai Society. London 171d. & 

*) H. B. B. Morier: The Agrarian Legislation of Prossia dariDg th« 
Presont CSeotaiy, in den auf TeranltaBiuig des Cobdea Onb heian^tegebeoea 
Systems of Land Tennre in Varions Ooontries. London, ohne JabrasafaL 
B. 362. 
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Irland von einem Eigeiitum des Bauern in ]mflr Weise die Rede 
fldn kann, weder Ton einem ISgentum noch der Art dee domininm 
Stile des preoBBiBC^n erbloeen Bauern, nooh Jon irgend einer anderen 

und sei es aticii noch so abgeblassten und verdünnten Eigentumsfonn. 
Der preusBiBcheii P^ii^ciituinsteihiiig liei;t das giitsheiTlich-bäiU'iIiclie 
Veiiiältiii.s unserer aitpreiissix-lieii l'rovinzen zu Grunde. In Eng- 
lind hat es etwas diesem Verliäitnis analoges gegel)en, niemals aber 
in Irland, und wenn wir untersuchen, weslialb gutsherrlich-bäuer* 
üchft Benehnogen in Irland nicht existieit haben und nicht existieten 
konnten, bo (reffen wir auf den dgentUchen Kern der idschen 
Agnirfrage. 

Unser gntsherrlich-bftnerliches Yerhftltnia hat sich aufgebaut 
auf 'len Anschauungen des Fcudalisuiua, welche rechtlich diiivli »l.is 
eindringende r5mis^'he Recht nioditiziert wtmlt'ii und thatKilchlich 
(iadorck eine Yei&ideruQg erlitt/oa, dass der Uruudüerr, der ein 
Kriegsmann war und nur einen kleinen Acker fflr sich bewirt- 
aohaftete, in einen mitten unter und mit den Bauern Landwirt- 
schaft treibenden Grosagrandbeeitser sich Terfrandelte. Diese drei 
Momente^ Lehnswesen, rOmisofaes Recht und Umwandlung feudaler 
Gnmdherren m Gutsherrn, hat es in Irland nie gegeben. Der 
Feudali8UJU>s ist auf der liibeniischen Insel nie über einen klfincu 
Kreis vorgedrungen, wie denn ülierluiupt die fiir die ['«»litifeche und 
gesellschaftliche Struktur des mittelalterlichen Europa bestimmenden 
Uisaoheu — und dies, meine Herren, muss bei jeder Betrachtung der 
insohen Yeigangenheit auf daa Sch&r&te betont werden — TOn Ir- 
land fam gehlieben sind. Ebensowenig bat es einen der Beseption 
des lOroischen Rechtes Ahnlichen Vorgang auf der Insel gegeben, 
das lOmische Recht ist vielmehr erst mittelbar im 17. Jahrhundert 
mit dem englischen common law nach Irland herübergekommen. 
KiidlieU al>er wif^^en wir nicht«» davua, da.ss der keltisehe lläuiitling 
(ider der .s[»ätt'i-e englische Landloi\l je ein Landwiil iui gröswei'eu 
Style zu werden versucht hätte. Dei' eine ist das ganze Mittelalter 
Mudurch ein Kziegsmann und BandenfQhrer gewesen imd der andere 
bat nie etwas anderes sein wollen, als ein Grundherr, der aus 
seinem Lande durch das Büttel seiner Pllchter einen Geldzins 
herausholt 

Hier setzt nun aber die Frage ein: Wenn auch in Irland das 

auf dem Lehusw^jseu sich aut bauende Verliältuiä zwusclieu Guts- 
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lioiroii und iiauern nie existiert hat, hat es dariuii doch nicht io 
IceltiBcher Zeit zwischen dem Harro und dem Behanor des Bodeia 
Beziehongen gegeben, die den gutsherrliob-bioerlichoii Bc;:iehungeii 
wenigstens in gewissem Sinne vergleiohbftr waien? Und die wötm 
Frage: Besnltieren nicht hieraus TrsdltioneD, die in der OegenmC 
und f flr die (Gegenwart -Ton Bedeutung sind? Ich mSchte udit na- 
erwAhnt iaaaen, daas beide IVagen bei nna in Deutadüand an SteUtt» 
denen herrorragende Antoritit beianmeaaen ist*), bejaht weiden M 
und daaa demxnfblge von eben diesen Stellen ans an einer Zeil, di 
die irische A}j^nirr«form noch in vollem Flusse war, denjenigen eog- 
lischen Stimmen l»e.igepflichtet wurde, dit^ da meinten, man müsse in 
Irland auf den Steiii-Hardenhorf^^'sHiPU HuhiitMi wandeln. Kuii will ii h 
hior mich nicht auf j<'tie> iti'i ht.sirehit't l>e^t'l»t'ii, welches dio EiiglfiiKlt^r 
als das Kecht der keltisch-irischen Juristen, als das breh<)n-lAAv 
zeichnen. Icii kann es schon um deewiiien nicht, weil auf jenem 
JRechtsgebiett' nr>ch fast überall ein nnei^rfindliches Dunkel herr^ht 
und weÜ die zahlreichen liandaohriftlioben Quellen, die Ifir das tosde 
JniiateDreoht exiatieren, zunichat noch den Philologiatt die grOastoa 
Schwierigkeiten entgegenstellen. Aber eines ist jedenfalls Uar aad 
unbestreitbar: Die gesamte Bodenveilassung des keltiachen UuA 
beruhte auf der Idee des gemefnaamen Stammoaoigentnms. Sie ist 
der Lehnaverfsasung gcgenttber eine primitive, denn daa LahawM 
ist ohne das Einzeleigentnm nicht denkbar: es ist der Klane, der 
dem Grossen sein Eigentum auftiägt und damit sein Vasall wirfl, 
und es ist der Ciiosse, der dem Kleinen sein Eigentum in Ixniie 
giebt und damit sein Ii«'hnshüiT wird. In Irland hat e<? in Jef 
späteren keltischen Zeit auch zwischen dem grögscien und kh^iwren 
Clansman Leihebcziehungen gegeben, aber soweit wir diese Be- 
ziehungen aufzuklären im Stande sind, beruhen sie auf dem Aua- 
leihen von Vieh. In der fahrenden Habe ergeben sich die üntcr- 
sohiedd zwischen Reich und Arm, zwischen Miehtig und Qsriaft 
Untersohiede, welche de iM^to freilich auch die Boden veiteaaf 
schliesslich alterieren. Ver Allem aber aitet der iriaohe Bauer — 

') Vor Allem von August Meitzen : - Die Irische Landliage and die 

Stein -Hardenborgiache Oesetzgebung. Jahrbuch für Oe^rta^bung. Verwaltung 
und Volkswirtschaft. 1881. S. 710 ff. und an anderen Stollen. Ihm nacb- 
folgund Heinrich Ilerkuer: Die Iris» he Agnu-fragc. Jahrbücher füriiatio^ 
Ökonomie und Statistik. N. i\ M. XXT 8. 481. 
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wenn idr Um so nennOD dflrfen — nicht, wie der deniache und 
i ine der engÜaofae Bauer, fest auf seinem Hofe, in seiner Feld- 
gemeinschaft, in der Realgemeinde mit Beinen Genossen. Die Idee, 

tlass der Clan für alle seine Leute zu sorgoii lialn*», ist immer am 
Lei>eii gtiblit'hen, iiiid noch die fii^listlieti Boricliterstatter des 
I 16. tmd 17. Jaiirhunderts erzählen vou den periodischen Land- 
aotteilungen, die der Tanaist, der zweite HfiupUing des 8ept oder 
Glan, bd jeder Bev^t^kerongsTermehrung Torzunehmen hatte, und die 
eine stete Fluktuation der Olansgenossen rar Folge haben rnnssten. 
Die lose Struktur, der Mangel einer dauernden Verbindung des 
I Bodenbebaners mit dem Boden, der Mangel fester, auf den Boden 
sich giuiK lender wirtschaftlicher Beziehungen zwischen dem Vor- 
nehmen und dpm Geringen sind charakteritjlisoli für *len irischen 
Cüio, und deshalh war in ihm auch in seinen si^äteren Zeiten 
oiemals Platz für Uluerliclies Eigentum und weiter nicht Platz für 
I ein gutakenrlich-bftuerüches oder ein diesem Ahniiches Verliältnis. 

Und femer: Nicht mit Unrecht hat man bisweÜen gesagt, dasa uu 
I alten Preussen der Staat nach unten sich nur bis zum Rittergut 
' eiBtreckt habe. Der Bauer war nicht nur privatrechtlich der H/Jrige 
dos Rittergutsbesitzers, er war auch im ofTentlich-i^echtlichen Sinne 
sein ünterthan. Dit Rittergutsbesitzer war für den iliutureassen 
! Mijiigkeit und Uericiitsherr, ja es fehlte niclit an Ansätzen und 
I Versudien, das Dominium zum Repräsentanten der staatlichen 
I Steuerhoheit zu machen. BSeses YerhAltnia, das man doch nur 
innerhalb dee Qefflgee eines festgeonlneten Staatswosens sich vor^ 
stellen kann — denn wir dürfen nicht veigessen, dass die obrig^ 
keitUche Stellung des al^ireussisehen Edelmannes auf Delation 
bemhte — findet sich ebenfalls, wenn anch nicht mit derselben 
S<*liärfe. 'in England. In England haben die bäuerlichen Hinter- 
rJas.S''ii, dif Villeins, zu den Zeiten der orsten Tudor i"'reits, diei 
Jahrinnuiej te vor der preussischen Bauernonianzipation, ihm pei-sön- 
liche Freiheit erreicht und als copyholders feste und gesicherte Besitz- 

') NamentUoh 8ir John Davios in Betner 1612 erschienenen Discovery 
of tho True Ganses why Ircland was ncver entirely subduod etc. und in 
i dem 1610 publizierten Briefe an den Earl of Salisbnry über den Zustand 
I von Irland, n. i le Sriuiffen sind 1890 von Ifcnry Moiley in der Sanunlting 
,Jreland undar P^izubeth aud James I/' neu herausgegeben worüeu. Vgl. 
dort & 291 und S. 3SG. 
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rechte erkogt Aber fOr die StelluDg des Outafaerm aU Obi^gkeit 
ist darolL alle folgendea Zeiten fainduioh ein bedeatssmes lleriniisl 
in der Pstrinumialgerichtsbaikeit des maaor ootirt gebliebea, die 
auch heute noch nicht ganz erloschen ist Wenn man non hiermit 

die irischen Verhältnisse vergleicht. 8o fimlot luaii. lass von der 
Delegation irg^en*! oint^r staatlicheji Autorität ;ni den H;iu|>Üing des 
Clan oder S.'pt »liclit die Hede sein kaum, uml /war aus dorn eiu- 
facbeu Gninde nicht, weil es das ganze keltische Mittelalter hin- 
dnnifa eine effektive Staatsgewalt oberiialb des Stemmes so gut wie 
gamicht gab. Der HttuptUng steUte zwar in robjsni Sinne anch die 
Obrigkeit dar, aber was er an Antoiitftt besass, das wurde ihm 
nidit etwa gewUudeistet von jenen echatlenhaften Ober- nnd Cater- 
künigen, von denen die Geschichte der Insel beriehtet; es beruhte 
der Ideo nach auf seiner Aug'>hül•i^keit zinn vnrnehnistfn Zweige 
der erweileiteii Familie, des Stammes, und den Tiiati^ciieri nach 
zumoist auf seinem Belohtinn, auf seiner Macht und mum Schlau- 
heit, auf der streng band, wie die Boglinder sagten, als sie diese 
Dinge kennen lernten.^) 

So sehen wir, dsss die soziale und namentlich die Agnr* 
Verfassung des irischen Ifittelalters weder in ihren Formen nodi 
in ihrem geistigen Gelialt etwas von den Zügen aufweist, welche 
di»^ Boden Verfassung in den aus dem Lehnsstaat hervorgetranc. innt 
europäisciien Staateugebilden cijarakterisiei-en. Was aber nun etwa 
wirklicii an organischen Beziehungen des Bodenbebauers zu seinem 
Oberen einerseits und znm "Boden andererseits vorhanden wsr, das 
ist durch spfttere Ereignisse, dtirch die Eiceignisse, die sich vom 
Schluss des 16. bis znm Beginn des 18. Jahrhunderts abepelteiu 
also im Wesentlichen vom Ehide der Tudoriierrschsft bis zur Thron* 
besteigimg des Hauses Hannover, in doppeltem Sinne zerstört worden: 
Indem nämlich einmal das Land so gut wie ganz in di.» Hände 
tsiiier iieu(;ii Anstdkralie gelanirt^^ und zum zweiten die reclaliche 
Stellung des Bauern eine Veriluderun^ \i>u Grund aus ertuhr. Diese 
Ereignisse liatten zur Folge, dass es scliliesalich an jedem Verhältnis 
des irischen Tenant zum Boden imd zu dessen ESgentfimer gebrach. 
War der Clan dem Lehnsstuite oder der feudalen Qrundhenrsctiaft 

V) Davies a. n. O. 8. 291. Vi^l. ferner .Tnlm Dymmock: A Treatice of 
IrcIauU, geschnebeu uin lüOO, publiziert vuu der Iribuheo AruhÄolog^sobea. 
GoäulläoUaft 1842. 
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durchaus iinfthnlich, so war erst Fecht die Boden Verfassung des 
mödemen Irland der des prcussischen ancien regime diametral 

ent^gengesetat. Und so ist es dran nur eine einfache logische 
Folgo der ZustÄnde gewesen, dass die Agmrreforiu, als sie endlieh 
in Irland einsetzte, bewussterma«sen einen dem der preimsif?ehoii 
entgegengesetzten Gang einselilug. Sie hat nieht Verliindungcn 
gcdnst, sondern sich bemüht, Verbiodimgen zu seluifTen; und ihre 
Haupttendenz ist es nicht gewesen, ein reines und klares Eigentum 
herzQStellea, ihre vomehmsten Beförderer haben vielmehr unnm- 
wtmden zugestanden, dass eine qualitative Teilung des Bodeneigen- 
tams dnsjentge wftre, was Irland not thäte. 

Die Einwiikniig der Engländer auf Irland beginnt mit dem 
ci-sten i'liiutai:«'net, mit K(iaig lU itiri> Ii dem Zweiten. AUev (är 
uns hier kommt sie erst vier Juhriiuiiderte später in Hetracht. 
Denn wenn auch Irland seit d. m Zoitpunkte der sogenannten Er- 
ohenuig in den anglonormAnnischen Lehnsverband der Idee nach 
eingegliedert war, so besohrftnkte sieh doch, wie ioh vorhin schon 
andeutete, die thatafldiiiohe Einwirkung des Jjehnswesons und damit 
der englisichen Kultur bis in die Zeiten der Tndor auf einen kleinen 
liandstrich ira Osten der Insel, rundum Dublin, dessen Orenzeu 
wechselten, der indess nie isit hi . als einen kleinen Teil der Oi-af- 
K<^liaften dvi- lu utigen Leinster umfusste. Aber auch in dit^sem 
beschränkten Oebiet, dem „engUsh lande" oder „pale", hat nicht 
etwa das Bauemrecht, wie os sich in England ausbildete, irgend 
welche Bedeutung erlangen kennen. Auch im pale fehlte Ruhe und 
friedliche Entwicklung, das Rittergut mit dem Fstrimonislgeficht, 
dem court baron, gelangte zwar sur Einrichtung, aber zu einem 
bäuerlichen Besitz nach der AbBchrift der Hofrolle kam es hier 
ebensowenig wie im übrigen iiiaiul; copyliolders hat au(;h der 
Palo nieht gekannt und er kennt sie noeh limticren Taces nieht. 
Fast vier Jahrhunderte hindurch war Irlantl <ler Sehauplatz einer 
ununterbrochenen Kette von kleinen Kriegen, von Kämpfen, die 

M W. P. Ferguson and A. Vance: The Teuure and Improveinent of 
liBiid in lieland, Considei' il with Keforonco to tho Kelation of ],andIord and 
Tenaut and Tenaut-Right Printed for Private Circnlation. Dublin ISäl. 
S. 0. — W. E. Motitgoniery: The History of Land Ten nr.^ in Ireland. Yorko 
Pnzo Essay of the rttivf'r.sity of Cambrid^'n for IS^s Cambridge 
8, 91, 02. — A. ü. iiicU^y: Thö Ixiöh Laad Lawö. London IKSL S. ü. 

4ü 



722 



nicht etwa von der englischen Krone, sondern Stai daicbg^^g an! 
eigene Faust von den angiononnanniachen Gtroasen gogon die ein- 
geborenen Clans und von den Clans unter einander geführt vmdea. 
Erst nachdem unter dem Hause Tudor das engliache Staatsvesea 
sich konzentriert and nachdem die englisdie Reformation elnn 
ncMien Gegensatz zwischen den l>ciden Län l- ru ^cijchafTen liatte, 
fand unter Koniß- Tkiuii<üh VIll. . in wirkli' hes und wirksaifles 
Hinril>ergreiten der englip'li' n Stiiatsgewalt nach Irland statt. 

In ]^zug atif den Bodeu Irlaiids hat >\fh dieses Eiogreiiefl 
des englischen Staates ror Allem manifestiert in einer Beibe groeser, 
umhiBScndcr Konfiskationen. Keine Yoa den Regierungen der beidea 
letzton Tudor und der beiden ersten Stuart blieb von diesen Ggen- 
tumsentziehungen rerschont, deren Anläse sumost, aber ni<^t imiaer 
Ahfall und Achterlilflning war. In gewaltigem Massstabe wietler- 
holten sie sieh dann unter Ciomwoll. um Bchliea*;lieh nac^h der 
Revfihition unter Wilhelm Iii. mit einem sehr umfaiigivii ht a Nach- 
spiel zu sehlici^^n. Ihr Resultat war, dass um ITimi von etw» 
7 äoO 000 irish acres urbaren Landes, die die Insel zählte, nur 
noch 1 Million in den Hflnden der alten Eigentfimer irar. Hehr 
als sechs Siebentel dieses Rodens war an protestantische Familien 
flbergegangen. Und diese neuen ESgentHmer gehörten nicht etm 
neuen, in die H/ihe gekommenen Schichten des irischen Volkes an, 
sondern es waren Engländer und Schotten, jüngere Söhne aus der 
Gentrv und der Yeomanrv, Kolonisten und Ahenteurer aller Art, vor 
Allem aber unter OromwcU Idateu der Republik und Spekulanten, 
die ihre Soldrückst&nde luid Darlehen in Landau Weisungen snrück- 
erstattet erhielten, und die ganze 2«eit hindurch Hütiinge, Günstlinge 
der Krone, die den besten Teil der irischen Route fOr sich zu 
eigattem verstanden. 

Hit dieser Eigentnmsumwfllznng nun ging Hand in Hand eine 
gilnzliche Ver.uülurung des iu Irland geltenden Rechtes. Schon die 
Verleihunpni unter lleinrifh VTIF. und EHsabetii warvn in fee 
sim]ile ergiuigen, im einlaclien Lelm, also im unumschriinki' >t. n 
Kigentum, das djus (englische Recht kannte. Die Belehnten trateu 
an die Stelle der horFSchonden Glansmitglieder; an eine Rcg^*u*? 
derjenigen AnsprOchc, welche den unteren Clansgenossen zustanden, 
dachte man gamicht oder nur iu seltenen ftUlen.^) Hieraus er* 

Sir Johu Davies: A Diyoovery ot the True Causes etc. & 330,^* 
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grabon sich, wio man Bich leioht voi'stoüf'n kann, die m;miii.rfaohsten 
Schwierigkeiten, naincnllu-h vor Gericht. U olil lua (.Ut'soii Seliwicrig- 
keiten zn hom trucii , ergijjgeu im Jahi'e 1 005 7wH Urteile der 
Diibiiner Kingsbeiieli, welche die bisherigen irischen Bräuche im 
Erbfalle für ungesetzlich erki&rten und an deren Stelle die Primo- 
genitar-Intestaterbfolge dea Goniinoii liaw einführten.') Das heisst, 
die gesamte Batiooale Bodenverbssimg, die auwer im Pale and in 
den Gebieten der groBsen tmglonarmitniiiachen PfBlsgrsischafteo, auf 
der ganien Insel anch von engliscber Seite immer Anerkennung 
gefunden hatte, wurde durch Bichterapraoh abgescbaflt. Zugleich 
ging man daran, die Verteilung der nun auf diese Weise sn ver- 
erbenden LHndereien neu zu ordnen. Es wurden in die verscbiedcnon 
Landestoile Kommissionen entsendet, die in den einzelnen Clans 
und Septs nach vorijoriger Untersucliuug den Titel klares und 
tiiiw aiHifreios Eigentum btschaneii seilten. Dns« diese Kommissiunca 
in dem immer wieder von Unniiie, Krieg und KontiskaliMii heim- 
gesuchten Lande ihre Arbeit nicht mit durchgreifendem ElVekt \ er- 
richten k(Hinten, liegt nun froilich auf der Hand. Nur in Ulster, 
wo Iwild darauf die berühmte Plantation durcligeführt wuitle, die 
Beeiedelung des eingesogenen Landes der O'Neil und O'Donnell mit 
fiehottisohen und englischen Eolonisten, haben sich in ausgedehnterem 
Masse Spuren ihrer Thfttigkeit erhalten; und fQr Ulster Ifisst es 
sich aus den Schriften des Sir John Davies*), des spiiitus rector 
dieser Baform, nachwdsen, dass man auch dieses Mal keineswegs 
die Absicht hatte, den kleinen Lenten im Clan Eigentum zu Ter- 
schaffen, sondern dass man als unterste Eigcntümerklasso einen der 
englischen yeomanry analogen Slatid mitüei'cr Gruudbcüitzer im 
Auge luitte. 

Tiiim-Mliiii gewaliren jene Prtjzodiuvii nus dem Hegiim lUs 
17. Jaiirhunderts eine gewisse Analogie mit unserer pienssischen 
Regulierung. Denn es handelte sich hier darum, unumschi'änkteB 
Einzeleigentum zu schalTen, und ferner war es eino den Kommissionen 
beeondefs gesetzte Pflicht, die bisher im Glon üblichen und allmählig 

'] t'lx r flcn berühniton ,,Ca^<' i>f navvlkin«!*' ve!. uamcntlich Moiit- 
gomoiy S, 'iT ff. und den pro«*H«Mi Ti.tktat von J. S I'urlong: Tlie Law of 
Laodlord ;uui Tenant, an admmisKMfd in ircland. l)ul)iin ISIjO. S. 11». 20. 

*) Hauptsächlich aus dou boideii Briefen an I^ord Salisbury vou 1G07 
und IGIO, S. 343 ff. uud 381 ff. in der Morley sehen Ausgabe. 
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furchtbar drftckdnd gewordenon NahinilleiBtnngen in feste Qeld- 
abgabon umsawandeliu Solchergoetalt wurde durch die Recht- 

Sprüche von 1005 die juristische Hjisis gesclialTcn für daa Verhältnis 
zum I^iiWt M. in welchen mit <l--m Ablauf der K'iutirikalionsfK'node 
die Hellen liruiulherren diu den iioden helviuende iiev«ilkeriiiig ein- 
treten liesseiK Sie wissen, djiss diejenigen, die die englische Juristen- 
Sprache „tbe occiipiers of the soil'^ nennt, die unmittelbaien BeUoer 
und Benutzer des Bodens, in Irland in modernen Zeiten ZeitpSchter 
nnd, und swar ZeitpSchter IdeitiBter Art nnd bis in die jfingste Va^ 
gangenheit mit einem aitf die kflnesto FHitt gestellten PiachtrMhi 
Nun, meine Herren, die Zeitpacht hat in Irland ihren Anfang ge- 
nommen mit dem Schluss ufjd nnruitti Umi ikh Ii «l'-m Schhiss der 
grossen I\Mllti^l^a(il.ll^;u•a. Als noUvt-ndige Vuri»ediiii;n!ig musste der 
NTorwandiutiL: d. .s irischen Volkes in ein ileor klciuer und arra- 
seliger Päciiter die lormelle Hoscitigung der bisherigen B<xlen- 
verfasBung vorhergehen, und dies eben geschah durch die Uilefle 
der Dnbiinor Eingsbench und durch die den leisenden Richten 
gegebene Anweisung, nunmehr durch ganz Irhind nach oommoo kw 
Rec^ht 8n sprechen. 

Das englische Immohiliarrecht bewegt sich noch lieute iu 
den Formen des reudalisnnis. l'nd als es vor nunmehr fast 
drei Jahrhunderten in Irland eingetührt wurde, da schwebten 
den englischen Staatsmännern und Jiuisten die Institution*''!! des 
Lehnsweeens mit besonderer Deutlichkeit Tor. Es wurden Bitter- 
gfltor mit manor courts nunmehr auöh ausserhalb des pale eia- 
gorichtet, und man bemühte sich, dafOr zu soigen, daas die tenentes 
in capite wieder freie Lehnsleute in mOgÜchst festen Rechtslonnea 
unter sicli ansetzten. 2) Damit glauhto man jedenfalls wohl aneh 
die Grundlage fiir <ii.' Entstehung von customary teimres geschaffen 
zu haWn, von jenen gowohnheitsi'eclitiiclien Jiesitzformen, zu denen 
in ei-ster Reihe die cngliFs'^hc copyhold gehörte. Aber man bewegte 
sich hierbei nach awei Üichtungen hin in schweren Tftuaohuogea. 
Selbst wenn der oustomaiy conrt der manots, das heisst das 0utB- 
gericht als StAtte der jurisdictio völuntazta, noch im 17. und 18. Jahr- 

') Sir John Davios: A Discovery of tho Truo Causes otc. 8. 335,337. 

•) ForionK S. 1-1, lö. Mont^gomeiy S. 0() ff., S. 91 ff. — George Siger 
son: Histor^^ uf tho Land Teniues and Land CtssBes of Ireiand. Laadoa 
161 1. 8. 32 iL 
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hundeil der EriteteliuneHrii t tiii ( r,nyhoKlh hätte sein können, liätte 
er in Irland dirx- Funktionen uieht erfüllen können, denn die 
Bittei^üter wurden keineswegö in gröbserotn Umfange eingencbtct, 
aad eine grosse Zahl der eingerichteten verfiel spSter, namentlich 
unter Cromwell. Trotz mannigfacher Ermunterungen durch die 
Cksetagebung, die nodh im 18. Jahrhundert stattCanden blieben 
die Manors in Irland eine kflnstliche 8chopfnng. Vor allem aber 
war das englische Recht seinem Inhalte und seinem Geiste nach 
iai 17. Jahilmiidvi 1 iilit r d;ij> Lehnswesen horansgewachsen. Unter 
'!en Tudor liatte die GekUvirtschatt dnrchgegiiireii, und 'iamit war 
die Zeitpacht gegen feste Geldrente die Jform geworden, in welcher 
der Grossgnmdbesitzer seinen Boden zur Bebauung aiOfigab. Z^v'ar 
wurde die Zeitpacht auch als eine tennre angesehen — das heisst 
ihr Fundament war Status und nicht Kontrakt — , wie dies auch 
heute noch in England, wenn auch nicht mehr in Irland der IUI - 
ist Aber dies war im Wesentlichen nicht mehr als ein Spiel mit 
Worten, tliatsllclilii li lOLrelte sidi da.-^ Verhältnis im Wege des Ver- 
trat;-^s und /.iiint»i--t aiu h nach Angebot und Nachfraira Um IGOO 
war bereits auf zwei Dritteln des englischen Bodens das copx lK.ld 
geschwanden an Peine Stelle war zumeist leasehold, Zeitpacht 
getreten. Die neuen Eigentttmer des irischen Bodens kannten jeden- 
falls nach ihren ganzen wirtschaftlichen und sozialen Anschauungen, 
wemi es sidi um die Vergabung ihres Landes handelte, keine 
andere Rechtsform als die Zeitpaoht. Die Neudlnriohtung von 
Kitt-Tgütern mit court bnrnii und dergleichen konnten sie durchaus 
niciit mit andcien Augen betrachten, als man bei ims in West- 
preusseu, wo ja heute noch manche Güter kölraische Güter lieissen, 
machen würde, wenn etwa der königlich preussische Domainenfiskus 
sich beifiiülen Hesse, seinen Beeitz nach dem alten Bechte der Staut 
Kulm aufrateilen. So ist denn auch, nachdem der Übergang des 
irischen Bodens in engtische Hftnde sich Tollzogen hatte und 
wenigstens Suaserlich Ruhe imd Frieden auf der Insd eingekehrt 
war, auf einmal die Zeitpacht da, und sie iierrsclit unbedingt durch 
ganz Iriauil, als logische und natüiiiclie Folge der Eiidiilirung des 
eugUsüheu Bodeiireckta. Ich möchte mich resuauei-en uud ver- 

') FnrloQg 8. 15, 16. 
Enrin Nisse: Über die Hittelalterliohe Feldgemeiosofaaft und die 
£mhegtuigen des seofaszehoten JahrhundertB in England. Bonn 1860. 8. 70. 
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s(it;licii, in mi(t* die lli^u>l■ii^< lic üi uadlnt^o des irischeji A^^^d^pl•obkilJ^ 
zu gobcFi: Es fehlt in der Oeschichto der irisclieu Bodenverfr>ssung 
das Mittelalter; auf den Clan mit fieinem äUtmineBeiirentTnit tilgt 
UDTermittelt das JäiDzeleigeotuin und unter dieflem die modern* 
kapitaiistiacho fiechtsfoim der Zeitpaöht 

Bio Pacht iat also in Irland nioht auf Gmnd einer natfiriicfaea 
BechtHentwicklung — die gewiBaermaBsen der Auadiuck und der 
Spiegel sozialer und wii1,S(haftlicher Veränderungen ist — eingefnhrt 
^v^»l•del1, sondern m'.m hat sie deui Laiid»' und dein Volke, die in 
keiner Weibe tiir isie geGign<!t und auf öic vuiU?ieitet waren, ge- 
waltsam aufgedrängt. Sie kam in einen Boden, in den Bie nieht 
hinein gehörte und konnte aua dioaom Omnde weder dem Pächter, 
noch dem Yerfiflohter die Vorteile bringen, die aie eigentlich gevihrpa 
soll. Die Facht aetzt Arbeitateilnng und Kapital yoiaua; Boll äe 
nfltzlich wirken und von wirtacbaftUcher Bedeutung sein, so matt 
die gewerblicho Entwickhing im Lande soweit gediehen sein, das» 
ein Itedeutender Teil dos Volksunterhalts aus andeivn t^Uiellen, als 
aus. viem Boden g«"'/ - u wii\l. Auf einer solcliea Grundlagt.* er- 
wudia die i'acht in England. Copyhohiers und kloine freehoUlers 
sahen in immer grösserer Zahl ein, mit welchem Vorteil >i' ihr 
Eigentum verkaufen konnten, entweder um daa gewonnene Jüpital 
in den stAdtischen Gewerben oder in den Kolonieen aa verwenden, 
oder um als Pflchter aus demscUien und aus ihrer Arbeit einen rid 
grrtHBoren Kutxen zu sieben, wie »Im EigentQmer. Iiiand «lagegen 
war, als die ZeitjKielit auf der Insel Kuilidinmg fand, ein von jahr- 
hni]dertlanL''0!i Krietren zerrissenes Tinn<l, olnif ILupK 1 iml ohne 
r»eweri>e. Die Bev«iikerung sah sich allein aiil den m den Händen 
einer fremden Aristokratie befiudlichcn Boden angewiesen, diesen 
Boden sollte sie |>achton, aber sie hatte kaum etwaa Vieh und Acker* 
gerät, geschweige denn die flOssigen Mittel, mit denen auf der 
Nachbarinsel die Farmer an die Pachtungen herangingen. — Noch 
aber hätten die Dinge eine bessere Wendung nehmen können. In 
Sehottland lagen um die Mitte des 18. Jahrhundert«, nach deai 
le(/,t«'n Stn.i! t;iiii>tande, die Verhaltnisse, naiiiuiillii h in clen keltischen 
liuckiaudcn; uidit wesontUoli anders, ahi iu Iiland. ^) Und doch ist 

William RSkene: Celtio Scotland, Ediubnrgh 1800, VoLin8w372ft 
— W. Caoouigham: Tho Qrowth of fSagUsh Indostry and Oommeroo ia 
HKodem ümos. Cambridge 1893. 8. 334, 350. 
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68 dort nur an rinxeltien Stdloti, bei den crofters, den KleinpSchtem 

an der Westküste und auf den Hebriden. zu ähnlichen agrarischen 
Notständen «^^komiueii, wie in Irland. Anf die Frage naeli dem 
Urspning tii-'H^s Untei^schieii* s hmti^t die Antwort: SeholÜaiid hat 
an dem wirtsriiait liehen FortM-iiiitt Kimlaii*ls it ilgeiiumnien. Die 
Clans sind nicht gedrängt i>ei einander geidieben, ihre Angeliöiigen 
haben massenhaft in dci! f:^rossen Industrie- und llandelscentren, wie 
OlasgoNv und Dundee, die im Lande er^t nKlrn, Unterkunft gefundetti 
oder äe haben sich der grossen fiiedlicbon Auswanderung der 
nuteren Klassen Englands in die Kolonloen angeschlossen. 

Hier, meine Herren, setxt ein Moment ein, das wir als das 
TeihSngnisToUste in der gansen sozialen Oesohichto Irlands betrachten 
müssen. Es sind nicht in erster Beihe die grossen Konflskationon 
des 16. and 17. Jahrhunderts^ die wir ffir das Elend des modernen 
Irland vei-ant wortlich machen mdsscn. Wenn wir von Sizilien 
ahsehen, ist das iriseho Elend, wie es vor der l:- ij;cnwürtiG[cn 
Helonn bestand, w^lil einzig im modernen KiirojKi. .lene Eigeutuius- 
umwäbnnir^^n jibfi warni diirehaua fiirht einzig in ihmr Art, und 
ich brauclie nur an das z\i erinnern, was nach der Schlacht am 
weiäseu Berge in Böhmen und Mähren vor sich ging,^) um 
nachzuweison, dass im 17. Jahrhundort auch in anderen Ländern 
des damaligen civilisierten Kiuropa der ganze Qrund und Boden 
oder doch ein gewaltiges Stflck desselben aufolge Ton Acht- 
erklftmngen die Eigentümer wechseln und in kolossale Ijatifundien 
sich sussmmenballen konnte. Auch in der fiinfOhrung der Zeitpadit 
liegt nicht der entscheidende Umstand. I)ie Zeitx>acht wurde das 
Instrument der Zerdrflokunji^ des irischen Bauern, und sie hat sich 
als ein äusserst geeignetes Instrument erwiesen. Aber wir dürfen 
nicht daran zweifeln, dass einerseits untri dm obwaltenden wirt- 
schiiftlirboii Viji'iiältJiiöoeii au'-li an'h'rr ivi'cliistoiincn der Boden- 
vergabung Ulm Unscgen do^ kleinen ^laIl^es ausgesc-hlagcn wären, 
und dass andererseits im Kalle, <las8 Handel und Industrie sieh 
hätten entwickeln dürfen eben wie in S<diottland — auch unter 
der Zeiti)acht die irischen Bauern ein erträgliches Los hätten finden 
kennen, dass sie, um mich so auszudrackon, in dieses Institut 

Karl ürüiiberg: Die Bauern bell üiuug und (iio Auflösmjg dos g\its- 
hsnlioii'b&ueiiiolieii Vediältnissos in B5hmmi, Mühten und Schlesien. 
Leipzig 1889 I 8. 100 ft 
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hiii' 1 Iii:- s\ .n hson wilivn. Bestiniiiienu für <ieii Oaiig, den das 
Suiiicktiul deü' irisclieu Volkes ^'»'iiommefu i-t v i all ni ilie unglück- 
fielige Unterdrückung geworüon, welche Uandci und Indiutzie 
Irlands durch die oin ^anxes Jahrhundert fortgoactzto Politik des 
engÜBchcn Failamenti» erfahren haben. Jener primitive Zittland 
des wirtschaftlichen Lobens, in dem Irland sich am SchluBs des 
17. .lahrliunderts befand, ist mit aller Gewalt durch die englist-lie 
rie8etz^''ebui!tr fest<j»^)jnlten w it l ti. Ja mehr noch: wo etwa in 
Irland ein itnhisuiclics Viewcrbo la besehoidoner Blute oder in den 
Anfänf^en d* i Eiitwicklniij sich zeigte, da wurde es durch die 
merkantilitttiHche Politik Eogiands vernichtet. Nur in Ulster, d6r 
nördlichen Frovtnx der Insel — und swar auoh nur in gewissen 
Orafschsfton von Ulster — ist unter besonders ^Qcklichen Um- 
ständen industrielles Leben in die Hohe gekommen. Im fibrigea 
Irland stocken noch heute die »tildtischen Gewerbe durchweitr in 
den Kinderi«chuli» ]i. Die Yoi'schiedenheit. die in dieser Hinsicht 
zNvjx hen England und Irland obwaltet, iu»>cbtc ich mit einer Zahl 
belegen, die ich dem \ rhlufigen Bericht der Assistant Comniissioners 
for Iroland der Laudwirtachaftsencjuete von 1881 entochme.^) 
Dort hciitst es, dass das gesamte Yolkseinkonuneii in England in 
einem Achtel, in Irland aber sur Hllflo aus der lAndwiitsdiaft 
hcrrahrt. Hieraus erUArt sich in erster Reihe der heutige 
Unterschied in den agrarischen Zuständen beider I>änder. In 
Etiju:laiiii ciJio Luudbcvölkerung, deren Überschuss stets ein offenes 
Ventil «-efunden hat. eine I<;indwirtsr!iatt, in rlie stets von aussen 
Kapital und töciitig^e wirtschaftliche Ertaluung hinein^tnigen würden 
ist; in Irland aV' r da> gerade Gegenteil von aUodem. In den meisten 
Gegenden Englands ist der PSchter ein grosserer Landwirt mit gutem 
Inventar und mit tüchtigen Fachkenntnissen, dessen Beineinkomiiien 
auf 7 — 10 Frosent seines Kapitals geschätzt wird.*) Bei dem 
irischen Kleinpächter dagegen kann von Eapitaleinkemmen kone 

*) Dio CoinmissiouexB führen als Autorität für ihre Angabe Mr. Otini 
an. Royal Conimission on Agriculturo. Proliininary Report of the Assistant 

Commi^-innors for Iroland. ,Tf\nnaryl. T^^O, Pari. Tapers C. - L'ü^l. S, 2. 
— Im Jaiire 1881 siud in Enghii 1 mil W il-'^ .'),397o^ in l-\-u\^\ dnc^creü 
10.17*^',, der Hcvölkorung in der I^nüwinsciiaft l' -S' haftigt gewesen. L- I<evi 
iu dl']" Fortniirhtly Koview. August 1887. S. 2utj. 

'^1 Knvju Isass»» und F. Frhr. von Roitzonstoin: Agramche Zustände 
in Frankroich und Euglaud. Leipzig 1654. 6. io-i. 
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Ke<le sein, einfach weil er k-'iii KapiUil hat; ihiii bleibt fast nicinals 
melir, nia ein dürftiger Arbeitslohn. Im Jahre 188U betnig die 
Durchschnittfigröt^se der lÜntlHrlion Wirtschaftseiuheitou in England 
beinahe 60 aoiee, d. l ungefatir 95 pi'eusaiaohe folgen. ^) In Irland 
dagegen flberachritten um dieselbe Zeit yoii 692590 Wirtsohafte« 
einbeiten ntur 159303 den Flacheninlialt von 30 acres, wfthrend 
138647 swiachen 16 und 30 acree und der Beat, also ziemlich 
die Hälfte, unter 15 acres blieben,^) und im Jahre 1891 stellte 
Mr. Grinifahaw, der irische Geueialiv^iistiat'^r, fest, dass bciiiahe \ 
fj^^lQ aller ländlichen Wirtöciuiftseinheiten eine Gr-'-so von unter 
öO acres, also weniger als die Hälfte dea eugiischeu Durchschnitts 
von 1881 hatten. ^) Ich habe vorhin gesagt, meine Herren, Irland 
Bchdne mir keinen Boden fOr eine Reiorm im Stein-Uardenberg^achen 
Sinne zu bieten, weil der Bauer kein EigentOmer sei und veil 
ein dem gutaherrlich-biuerlichen ihnlicbes Yerbiltnis dort nie 
befitanden habe. Man kann diese Argumentation, wie ich zugeben 
Will, akadviiiiseh uikI historiscli tiinlen. liier aln»! halben Sic ein 
Argument iittiiiitt< ll>ai>iter Ai't! Au( h heute nocli sitzt die insrh»- 
Bauers, haft in v i- len Orafschaftoii, namentlich in den sogeuanntcu 
überfüllteu Bezirken, den congested diätriota dea Wöstens, ao dicht, 
<)a88 sie selbst c^e fiententahlung kaum ihien Lebensunterhalt 
mi den Pachtungen findet^) Eann man meinen, dass dieser 
PSchterachaft danut geholfen werden könnte, dass uuin einem 
Jeden einen Teil sehier SteUo abnimmt und dafflr am Reste ihm 
freies Eigentum verleiht.-' Kanu auui ub<jrhaui>l meinen, das.s die 
irischen Pächter für ein derartiges Reinedium zu haben wären? — 
Mein eben gegebenes Rcsume aber mOühtü ich noch etwa folgendermassou 
vervoUständigon : Nachdem dem irischen Volke ein ihm imvcr- 
Btiadiiches, auf eine weit Torgeschrittenero Nationalwirtschaft 

•) Nasse a. a. 0. S. 140, 141. 

') Prel. Report of the Ass. Conun. f. I. S. H. 

'■') T. W. Orimshaw: Facts aud Figuren ubuuL heland. London ISV»3: 
dü W«>rk. iJto äusserst sohätzhare staristiscliü Tabellen iiud Zusauuiu u- 
stelluLiguu libor die Eui\vii,LluiJ(j, hlciuJ.^ uud seiner oinzuhien OrafschaftL'U 
«ihreüd der fünfzig Jahre von 1841—1890 enthält. Part H S. 14. 

*) Bepott of H. M. Gonunumioners of Inquiry into the IVorldng of 
tba fjmdioid and Tenant (Ireland) Aot, 1870, and the Acta AmendlDg the 
Saniek 18B1. EurL FSpers C 2779. (Bericht der sogenannten Be»- 
bonnigh Oommisaion) S. 36. 
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zugoBohnittenes Agiarredit aufgediflagt wordea ist, iriid der virt- 
achaftHcbo Fortachritt und damit eben die Anpassung an das neue 
Agrarrecht unmöglich gemacht. 

Seiner lechtüdien wie seiner tbatsBchJicben Lage nach irar 
das irische Filament nicht im Stande, etwas WesentUohes gegen 
jene onglischo Politik der UntenliTickung und Beschränkung der 
irischen Gewerbe zu thun. Das höchst dankhan? Eingehen auf 
die E!nz(4h<Mt<Mi d«'r ancrloirischen ri-oliiKiti\ i;esot/.;j'obnn£r n\n^ 
icli mir un dieser btelle versagen; ich kann nur die OruiKkiige 
Ihnen vorf üliren , *) und dann ergiebt sich folgende Bild; Ir- 
knd war zunilchst von der See.sehifrabrt au^e8chl(^^>n. An 
den Freiiieiten der Navigationsakte liatte es zwar noch teil- 
genommen, aber seit 1663 eiging eine Beihe von Qesetien, die — 
in Verbindung mit dem Monopol der oetindischen Kompagnie — 
&Bt jede eigene SchifMrt Irhinds über Meer unmöglich machtea. 
Die Folge war, dass beinahe der ganze Gfltemustansch Iriands — 
auch der nach England und dem Festlande — durch die eagUsdie 
Uandelsmarine besorgt wurde und dass im Zusammenhange danut 
auch die irische Soefis»chorei vollkommen verfiel, l nd mm be<ienke 
man, meine Herren, dass dies demjeiup'ii Lande g«ji>chah, welches 
in Bezug auf Seohandei und llochseefibcherei am günstigsten von 
ganz Eumpa gelegen ist. Und nun weiter! Alles was in dem 
eben erst zur Ruhe gekommenen Lande an industriollen Triel>eii 
sich regte, wiuxle mit gewaltthätiger Hand zerstört, vor alkm die 
Wollen webürei, die allein in Irland eine gewisse Bedeutung hatte. 
Hier griff das englische Parlament mit einer Eigenmächtigkeit 
die Unger als ein Jahrhundert bitter empfunden wurde; in 
Jahre 1699 untenjagte kurzer Hand eine englische Akte jegUebe 
Ausfuhr irischer Wollwaren. Damit war derjenige industrielle Keila 
erstickt^ der sich nach der Gunst der natQrlichen Grundbedingung^^u 
zur StapolindusUie von Irland hAtte entwickeln oiOsseiL Cod 



') Hinsitlitlith des Details und düi (Quellen gestatte ich mir, niich 
auf die Darlegung in meinem Aufsatz: „Dto geschiehtlichou Ursachen 
iiiscUcn Agrarverfasstu»^- , im Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung 
VolkswirtBchaft, Jahrgang XVIII. Heft 3, zu besieheo. Vgl. dort ioBlwBOBdeft 
8. 776—811. — Vgl. femar die an der eben citierten ^elie nioiit 0* 
fit^obene Schrift von 1. 0. Swift Miao Neill: Eagliah laterfeieBfle 
Irudi IhdustrieB. London 1866. 
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äliiilich erging uö allen geringeren Ansätzen, wie dei- Bauinwoilen- 
und Seidenweberei und der Glasbbiikation. Nur eine einzige 
Kompensation wurde Irland gelassen, und das war die Leinen- 
industrid. Hier hatte England vor der Hand kein eigenes Intacesse 
zu schützen, andererseits war ftbr Lainenweberei in Irland keineswegs 
du so solides, natfbrliclies Fundament vorhanden, wie für Wollen- 
veberei, nnd endlich musste der gewerbliclien Timtkraft der Provinz 
Ulst<^i, in die Engländer und Schotten noch in jüngerer Zeit in 
ganz Ii- mnders gro«ger Zaiil ciiiui^w ändert waren, doch zum Mindesten 
dieser eine Auswtjg gelassen wenlen. So entwickelte nich dniii 
das Leinengewerbe zur grossen Industrie von Ulster, und heute hat 
Ulster hierin die anderen Teile des vereinigten K&nigreiohs weit 
flbeiflOgelt Im Jahre 1890 besohftftigte die Loiaenindustrie im 
vereinigten Königreich 1 106 384 Spindeln und 48 714 Kraftstahie;^) 
davon fielen auf Irland, das h^sst anf ülster, mehr als zwei Drittel 
der Spindeln, nämlich 827 000 und uiehj- als die Hälfte der Kraft- 
stuhle, nilnili<'h 2G590. Das in irische Lciueulabnliation nt\d 
iiischen ijeineidiandel investiert' Kapital schützte man in deniseU»en 
Jalu-e auf aicht weniger als 70 000 0UO Pfund. Ich möchte Sie, 
meine Herren, nicht mit Zahlen überschütten, aber ich bitte Sie 
doch, mir zu gestatten, mit den oben gegebenen Ziffern diejenigen 
der Wollenindustrie zu vergleichen. Im Jahre 1800 besohftftigten 
im vereinigten Königreich die die WoUe vorarbeitenden Gewerbe 
in 2671 Etablissements 6 574 347 Si»indeln, 131 500 Kraftstühle 
und 301 556 Arbeiter; ani iilau'l al»er konniicii lii'Tvuü 82 Etal»- 
lis^t}nlentö, 86 975 Spindeln, 925 Kraftstfdile und 3433 Arbeiter, 
aJso ein kaum in's (In wicht fallender Bruchteil.*) Aua dem Ver- 
gleiche der Zahlen für Leinen und Wolle kann man sich ein Bild 
davon machen, was die irische Wollenweberei — die ja doch vor 
zweihundert Jahren um so viel hesser situiert war als die Leinen- 
weberei — h&tte werden kOnnen. Will man aber eine Vorstellung 



*) W. Lexib. Üio Leineoiiiduütiiü, im HaudwortfibucU der Staatb- 
wi&senschaften. Bd. IV 8. 1046. 

Grinishaw: Facts and Figurtas. i S. 35. 
*) Oiimshaw, ibidem. 

*) W. Lezia: Wolle und Wolleniodnstrie, im Handwörterbuoh für 
Btaatewiasenschalten. Bd. VI 8. 766. — Orimshaw: Facts and Figores. 
I& 38w 
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davon gewinnen, in wie ungeheurem Masse das ganze Irland dnidi 
die gewerbliohen BesohFBnkun^n niedeigehalten worden lat, »> 
braucht man nur den schmalen EQstensanm des nozdSstiicfaen ükler 
mit den übrigen Teilen der Insel zu vergleichen. In Ulster hat 
sich im Ansohlnss an die Leinenweberei noch manches andere 
Gewerbe entwickelt, namentlich der Schiffeban floriert hier im 
allerp^rössten Style. Wahrend es im übrigen Irland keine Stadt 
von üIkI' ir)0(iO Fjiiwuhnern giebt, die nioht in den 4<t ■l.ilava 
von 18r)0~ls!)(> 1 >t'\v<ih]h rzahl eingobiisat lütte, cind die 1 - Men 
Ulstei-stikite gewaihsiii , LondondeiTy von 20 000 auf 3.!*""'. 
Belfast aber-, das geweilliche Gentrum von Ulster, von 100 ÜÖO 
auf 250 üOO KiiwvoUner.i) Wer in Belfast weilt, glaubt in 
Manchester oder Glasgow zu sein. Aber dies ist die einzige Stadt 
Irlands, in der' man empfindet, dass man in unmittelbarer N&he äm- 
jenigen Umdes sich aofhfllt, wo das wirtachaftUche Leben der Welt 
am stftrksten pulsiert Und hiermit stellt es denn auch in nahen 
Zusammenhange, dass Ulster in der Landfrage eine gans andere 
Entwicklung als das andere Irland genommen hat, dass es — 
wenigstens im Vergleich zu den anderen Teilen der Insel — die 
Stiltte uyiurisclien Friedens und die Heimat des berühmten Pächter- 
rechtes geworden ist. 

Um aber vAllgtändigc Klarheit dun"il»or zu srhatlVu, unter welchen 
Bedingiuigen die wenigen Tausend Eigen tiUner, an die der irische 
Boden gekommen war, in JBeziehungen zu den Ilunderttausenden 
von kleinen Leuten traten, welch*^ sie als Pichter vor sich salien, 
muss ich weiter noch auf eine fieihe von Umstanden hinweisen, 
welche bis gegen den Schluss des vorigen Jahrhunderts dahin fOhiteo, 
dass Irland in weit höherem Maaase ein viehzflohtendes, als eis 
Korn bauendes Land wurde. Zu einem Teil war diese Tendens in 
Klima und im Boden des Landes begrOndet Aber m weit gi 'fl ae ewi » 
Maasse ward sie durch die sozialen YeihAltnisse und femer wiedemn 
durch die Einwirkung des englischen Parlaments bedingt. Sic wiMen, 
meine Herren, welche lw*lle in der sozialen Geschichte Irlaü 1- 'l<?r 
Aiisenteeismus gespielt hat, der Umstaii-I. ^iass »iii' l.atifiiiiilioiil»esit2er 
nicht allein volk^fromd waren, sondern in gn)sscr Anzalil auch h^'^- 
frcmd blieben. Zieüeu wir ferner in Betracht, dass auch diejcoig«^ 



0 Giimshaw: B". and P. I 8. 14. 
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Orandbesitzer, die in Irland wohnten, ktthl und fremde voller Ver- 
achtung lind voller Misstranen den kathoÜBchen Bauern gegenüber- 
standen umi (iasfi dieses Misstrauen von tlcr anderen Seite in vollem 
Masse erwi-U rt, die Verachtung aber mit furchtbarer Erbittt;ning 
veiigolteu wui-de^ eiüor Erbitterung, die- uocli geschürft wiuvle durch 
eine lange Reihe von staatsbürgerlichen und civilrechUichen Dis- 
qualifikationen und Befschrftnkongen, mit denen das protestaotisoho 
FBrlament die kathoIiBche Hasse des Volkes belegte — siehen w 
das alles In Betracht, so sehen wir deutlich, dass dem GnuHlbesitaer 
die Vergabung grosser Ijandtracte an TermOgendo Woide|>Bchter am 
bet^^uemsten und am sichersten scheinen mussto, dass er der nmi- 
seligeij, üusaminongcdräiiglen Tenantry nur unwillig und Mcil sie 
(liK-h eben ernährt werden mussto, kleine Fläclicn Ackerland über- 
Uess. in Irland spielte sicli in der ersten Bälfte dos vorigen Jahr- 
hoaderts ein Frozesa ab» der lebhaft an das erinnert, was zwei Jaluv 
hnnderte früher sieh in Engknd ereignet liatte, als die Wolle znm 
ersten Male grosseren Wert erhingtc' und die den Acker bebauenden 
Copyholders in Schaaren den Schafherden weichen mussten. Befördert 
aber wurde dieser l'iozoss noch durch die englische Politik. Bis 
zur üiiiuH der ijoideu l'.irlainoiite. also bis zum Jahre ISOO, hielt 
England aucli Irland gegenüber an seinen hohen Kornzöllen fest, 
und GS sorgte femer dafür^ dass das irische Parlament alles that, 
um den Eömerbau niodeiznhalten. OetreidezCllle and £ixpart- 
piftanien, wie sie in England den Ackerbau schützten, gab es in 
Hand nicht oder so gut wie gamioht, und zum Üborfluss wurde 
noch das Weideland vom Eirchenzehnten ausgenommen.^) So ist 
es denn dahin gekommen, dass Englands NtK^hbarinsel, die doch 
einzig und allein auf iluvu l^Mlrn ani^r wiesen Avar, fast bis zum 
Schluss des vorigen Jahrhundert niciit einmal Oetroidc nach Kiig- 
hüd exportieren konnte. Im noirnnteü: I i- zum Jahre 1764 liat 
England Korn nach Irland herübei'geiiUirt. Das ganze vorige Jahr- 
hundert hindurch ist Irland von dem Kreise des englischen Wirt- 
schaftslebens ausgeschlossen. Nur die Bohwolle soll nach England 
gehen, ihr ist nach dem Gesetz der kontinentale Markt verschlossen. 

') I)»'r sogenannte „tithe of agistinont'" wurde nicht durch Gesetz 
abgerafft, sondern 1735 durch eine Beihe oitiseiligor Resolutionen dos 
arischen Unterhauses ausser Hebung gesetzt. Vgl. W. S. II, Lorky: A 
History of Ireland in the Eigbteenth Century, London lim. Fol. 1 8. 201 ff. 



— 734 — 



Sein Vieh und Bein Leinen darf Irtand niidit nach der Nachheiiiuel 
bringen. Es iniias dieee beiden Arttkd — das Yieh ab Ranchlleiaoii« 
Butter, Hftote — nach den Kolonieen und nach dem ansserengfiBoben 

Auslande exportieren. Die Wolle dient zum Ausgleich der englischen, 
die aii i-M eü i'ri»diiklo der Vi. h/.iu lit und das I^einen rli- ti. u zum 
An£glei(Ji der Ciberseeiachen und der kontinentdI<^ii Importe. 

Vergegen-w&rtigt man sich die an! solohe Weise geechaffeue 
allgemeine wirtschaftliche Lage Irlands und rechnet man den Um- 
stand hinzu, dass im Laufe des 18. Jahrhnnderts die BeTOlkeraog 

der Ingel iiich von einer Million auf fttnf HiUionen hob, ^) !>e er- 

giobt sieh von selbst, icli inüchte sagen, mit mathematischer F' .j^e- 
richtigkoit der Gang, den das Geschick der iri.sclicn i^Kiuerschaft 
nach ITOi) nitiunt. Dem Auge df^s ob^rflächlichon Beseliauci's er- 
scheint Irhmd noch keineswegs als das Land d« kleinen Pachter. 
Er sieht im Gegenteil, dass das Gebiet der grossen, bequem lebeadeo, 
sur Gentry des Landes sieh zahlenden Wddepichter von Jahr zu 
Jahr zunimmt Diese Weidepäehtor sind zumeist Protestanten; lauten 
ihre Kontmlcto auf Iftnger als 31 Jahre, so mflssen es Protestuiten 
sein, denn das Gesetz schloss bis in das letzte Viertel des IS. Jahr- 
hunderts Kathüiikeu von läuteren Pachtungen au».-) Aber aiuh 



') Pctty berochuoto in söinoin Political Sarvey, der 1072 erschien 
(cfr. Ijord Edmond Kitzmaurice: The Lif>- of ?ii 'William T-^'^ Tjondon 
1895. K. 134) die Zahl der Howohner Iriands auf 1 UMjmXj. .S. S in der 
lioroit?^ z!ti»>rN>Fi Ausgabe des Survey. Nach Captain South (augofiihn k'i 
Tliojiüis Ncweiiiuim: A View of t!io Natural, l'üliiical and Coniniercial Circiim- 
staiucH of Ireland. T/>niloii 180'J. S. 19 des Appendix^ In tiu^' die Eiu- 
woliiierzahl der lu^el im .hüiio 1005 — freilieh auch nui nach approiima- 
tiver Scbiitzuug — 1034102. Die Schätzung von Arthur Dobbs: An Bany 
OB tilo Trade and Improrement of Irelaad. Dublin 1729 II. S. 38 geht anf 
1670000. Zwei Jahre später bereohnet ein an das irische Parlament er- 
gangener Bericht (angeführt bei Newenham an der eben xiüertea Stelle) 
die Scelenzahl Irlands auf 2011210. Für 1791 endlich giebt Newenbam 
(A View ete. 8. 220) die Ziffer 4206612, wfthiend er für den Zeitpunkt« in 
dem ff F>chrieh, 1809, die Bevölkerung Irlands auf über 5 Millionen tudeit 

■) Eine Bestimmung aus i!i<r orsfen der bei don berüchtigteu irischen 
,irt- to prt'voiit tho furlhcr growth of popery von 1704 und 1709, 2 Anne 
Cup. VI s? 0. Vgl. Ijustavo do ßeaumout: L'Irlande Sociale, Politique et 
PA-iLM-uso. Nouvclle Edition Vnrb 18^1. Vol. T 8. IM. - .1 V. Fronde: 
Tite Koglish in Irelaud in tbe Eigthceuth Century. London iSS7. VoL L 
S. 330 ff., 370 ff. 



auf dem Ackeriaiulo fallen zunüoh'^t iraiiz nii l iv Pächter auf, als 
die eigentlicheu kleinen Bodonbebauer. Es sind dies für» 7:\vi«' lion 
dem Eigentümer und dem Bauern zuweilen in mebriaclh^ii Ab- 
stiifinigcn Btehonden Zwisofaenpftohler, die middlemeu. Auch sie 
hftben Ifogere Kontcakte^ aber unter ilmen finden Bich eclion in 
grOflserer Anzahl Eafholiken, nicht selten sind es Nachkommen 
solcher FamUien, die einst in den Clans fOhrande Stellangen inne 
hatten. Man hat das Wesen dieser middlemen, das In Irland bis 
in das gegenwärtige Jahrhondert sich in weitem Umfange erhalten 
hat oft fQr eine EigcntfimKdikeit dieses Landes, oft auch für eine 
der Hauptursaclien des irischen agrarischen Elends gelmlton. Es 
ist keiiiii von beiden gewesen. Da wo en Lalifundien und Zwerg- 
ixi< liti'^r giebt. IuUh-ii Mittelpüchter siob hmt {U)erall eingestellt, aucli 
in manchen Trilcu Eughuuls und Schottlands haben sie einst eine 
Rolle gespielt. Und den agrarischen Jammer Irlands liabeu sie nicht 
veranlasst, vielmehr sind sie eine Folu-' der ZuKt.lndo gewesen. 
Aber bei den sozialen Verhältnissen Llaudii, der fremden Aristo- 
ktatie aaf der einen Seite, auf der andern Seite dem hmdbebauenden 
Froletaziat, das znnSchst sch noch immer nicht Ton der Idee eines 
Anrechtes am Boden losmachen konnte, das vor Allem noch lange 
nicht die Mscht des Qnmdherm, den PSohter auf vOllig legalem 
Wege — ^eich?iel ob er seine Bente zahlte oder nicht — vom 
Boden sn vertreiben, begreifen konnte, niuesten die middlemen zu 
mncr ganz Itesondcren Bedeutung gelangen. Grosso Beträge der 
Rente, auf vielen üütern der alleigrüsHto Teil, floss in ihre Tesche, 
und cregen sie war aucli . in ganz gewalti'-r'M- T' il (K s II isms ge- 
richtet, mit dem l iitertlriickte den Unterdrücker bedachte. Zu 
Unterst, unter den midd Femen, auf dem Raum, den der Weidcj^lchter^ 
der Viehzucliter freiliLsst, k(mimt dann die tonantry, die Bauerschaft, 
die eigentliche Masse de« irisclien Volks. Für sie ist der Konkurrenz- 
kampf um die Farmen der Kampf um's Dasein; und je mehr die 
BevKlkemng anwuchst, je schmaler die Flache wird, welche dem 
KSSrnorban übrig gekiasen wird, desto harter wird dieser Kampf, 
desto zweighafter wenlen die oinselnon Pachtungen, desto h5hor 
wird anf den acre die Rente, desto armseliger die TiCbenshaltnng 
des Volkes. Dm 1760 ist die KartofTel das grosse Nalinuigsmittel 
des iiischeri Vcdkes geworden. Mit ihr ist diejenige PVucht ge- 
funden, die aiu wenigsten i'läche fiii* den Uuteriialt der Familie 
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erfordert; aUce, was der Tenant «n KnmerfHIchten bttnt, reilunfk 
er, nm daron die Rente sa beetroiten. ^) Dieselbe Tendenz, die die 

Rente immer mehr erhöht, und femertiin ^e Unwissenheit des 
liiUi* III fuhi'on sohr schnell *lahin, das Pachtveiläüliiii.^ selbst so zu 
g»'8t«ilten, <las.s der Teii^nt ganz in di»" TTrlnde des Verjuieliters, 
alfto xunieist des middlf in iu, p^egehen ißt. Die lensehold, de?- eigeut- 
liclio Paeht vertrag, lieilarf, seitdem das Statute of fraiidn auch in 
Irland eingrfflhrt iat, zii ihrer Konstituiernng der BchriltUehen Form:^ 
lind da den Bauern gK^nflber v<m Schriftliohkeit nnd leaaeliokl nie 
die KfHie ist, tritt dasj<Mdge YerhUtnis ein, welches in 8nl«idio in 
gelten hat, die tcnnnoy-at-wiU, die sich Ton precaristiflcher flier- 
Jasfjun;,' so ,s:ut wie ^'^ainieht unter?>i-heidet und auf l>eiden Seiten 
jrcliTzeit ondhar ist. Kr<i zur Z« if K-iiiii: (i. . tr- III. wiixl duix-ii 
eine Kiitsciieidung des bekamiteu Kichfei'S Loni Mansfield nn Stelle 
der tenaney-al-will die tenfinoy from year to year gesetzt,"') bei 
dor die Kündigung immer ein halbe« Jahr vor dem Jahreetege der 
Konstituiornng erfolgen muas, wenn dos Verlditnis mcht auf an 
weiteres Jahr furtgesetzt gelten soll. Diese Pachtung von Jahr n 
Jahr — lind nicht, wie man oft sollet von englischer Seite irrtfim- 
licher AVeise behaupten li 'rl, die tenaii y-at- will — ist es, in der 
bis zur n- u- 1 Ii' hon Refonn die g-ro>s.- Ma.sse d(^r iris<-liet! kleinen 
PaelthuigfU vergeben worden ist. Alter aueli l>ei ihi- haben (lif" 
VeijijleiUer ein Mittel gefunden, das es ihnen mr»glich macht, den 
tenant jederzeit seiner Pacht zu entsetsen; sie husaen ihn mit einer 
Kentenratc, der sogenannten ninning gale, im Rflckstaode, und dies 
setzt sie in den Stand, jederzeit seine sofortige Exmission bewirken 
zu kennen. ^) 

') A Keprcsf'iitation of tho State of tho Tilade of Irelaiid. Dublin 
IT.'jO (uuonyin) S. 27). — Arthur Yonn»V>; Tmr in Ireland, wieder hernus- 
gojjoben von A. W. niitton. T.-^Jidon l^üi'. Yn!. TT. ^, i?> ff. — SarJuel 
Crmn]H': \n Essay on thü best Means of providing Kntployiiient for tlie 
l'eoiao. lJublin 1703. S. 17'). — Newonham: A View etc. S. 210 ff. 

*) 7. Will. III Soss. I Cap. 12. V^l. Si^erson: I-iud leauie aad 
I..uiid Classes S. 104 ff. — Montgoniery . l..üud Tduure S. 87, 88. 

^) Farlong: Law of LaDcUord aud Tenaut Vol I 8. 35, 30. 

*) M. Longfi<>ld: The Tenure of Land in Irebind, in den bereita ange- 
führten GoMoii Club Essays 8. 16. 8. 20. — Mr. 0. Bnasell im üoteiiiaBM 
am 25. Juni 1880, angeführt bei K. Barry O^Biien: Ihe Pariamentary Histoor 
of the Iruth Land Qaeation from 1829 to 1800 London 1880. 8. 212. - 
0. Shaw Lefevre: Peel and O'OonnelL London 1887. 8. 104. 
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Die Entwicklung: nun. moino Herren, von der ich eben 
gesprochen lialM-, -wurde g^gea 'ien Schluss des vorigen Jahr- 
liuiKlertS durch eine Reihe kurz hintereinander eintretender Er- 
eignisse in ihrer Riohtong wesentlich veiftadert. Unter diesen 
EMgnissen waren die wichtigsten wirtschaftlicher Art Der irische 
KOrnerbau gelangte tu grosserer Gunst und tn erweiterter Be- 
deutung, als England rieh seit 1764 auf fremde Getreideeinfuhr 
angewiesen sah, als dann 1782 das emanzipierte irische Parlament 
mit Export]iirtmien vorerehen konnte, vor allem aber, als mit der 
im Jahre IHUO volhogeaen parlanientanschen t^nion der beiden 
Keiehe die englischen Getreidezölle gegenüber Irland fielen und 
bald darauf zufolge der napoieonisohen Kriege und der Kontinental- 
sperre die Kompreise im ▼eretnigten Efinigreioh zu sohwindelhaften 
Hohen anstiegen, in zweiter Reihe handelt es sich um politiBohe 
Oesohehnissa Fteallel mit den Vorwehen der fransOsisGhen Re- 
▼olntion läuft in Irland eine politische Freiheitsbewegung. Im 
Jahre 1782 en-eicht das iri??ehe Parlament eine freiei-e und selbst- 
ständigof»' St^-lluni;- und zugN'if)) fallen '!!<• Bfschränkun^'-on der 
Katholiken in Bezug auf den Erwerb von immobiiiarrt-« hlcu. 
Elf Jahre siJäter, 1793, erlangen die Katlioliken das aktive 
Parlimentswahlrecht; in den Grafschaften heisst das, dass jeder 
forty sh. freeholder, also jeder Freisasse, der aus seinem Freehold 
ein Jfabreesinl[ommen yon 40 Sddllingen nachweisen Icann, Fär- 
hmentswühler wird. Dieee Dinge haben zur Folge, dass zunächst 
die Viehzu' ht eingeengt wird, und dass grosse neue Fhlehen mit 
klr-iiim Aek-'i-päehtein Kesiedolt weitlen. Auch gelten den Landl'ud- 
'üo Augen über den wahren Wert ihrer LUndereien auf. Sie 
iangen an einzusehen, wolehe ungeheuren Profite sie an die 
middiemen fortwerfen, und sie yersudben nun alles, nm sich mit 
den tenants in unmittelbaren Rapport zu setzen. Vor allem indess 
wird das Ilüddlematiwesen dadurch eingedflmmt, dass der politische 
EinfluSB der grossen BSgentOmer nur dann gesichert erscheint, wenn 
die kleinen Pachter direkt unter ihnen fritjsen. Damit aber der 
Einfluss auf die kl'^inen Pä' liler auch von Bedeutung wird, nairtM ii 
diese Pächter die (Jualiiikation als \V;lhlor orhaltcn. Sie müssen 
also Freisaßseii, freeholders« werden. Das iiihrt zur Verbesserung 
des Pacbtrechtes, denn die Pacht giobt ein Frei siis.scn rocht m\r 

dann, wenn sie mindestens anl eine Lebenszeit, sei es die Lebenszeit 

47 
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des Pachters oder die einer anderen Person lautet So sehea Vir 
denn von 1793 an, bis sich nach 40 Jahren das Wahlrecht nieder 
ändert} Ilundertfausende von kleinen Freisassen in Irland erstehen, 

Bfan sollte nun meinen, dass eine solche Lage der Dinge sooi 
dauernden Vorteil der tenants avssdililgt. Doch dem ist nicht «a 
Um die Wende de« Jahrhunderts hat sich, wie es scheint, für eine 
kiii-ze Zoit die Ijebeiishaltniig der Bevölkoninj,' gelioben. BaM aV»ei 
halten die Renkinei höhungen ijloichen Scliritt mit der Erhöhung 
der Geti'ei<lepr«M<o. Wir mfl^sen l»*_nlenken, dass iinm- ihiu nur ein 
Teil der kleinen Pächter vm FreisassfMirecliten c^^langlt», dai^s die 
freehoUls auf die kürzeste znhis.siq;e Zeit, also auf ein»' Iveben.<zat, 
gestellt wurden, und das.s üherhaupt die neuen freeholders Krci- 
Sassen eigentiicli mir infi technischen Sinne waren, denn sie staadm, 
towie sie einmal in Rdckstftnde gerieten, ror der Gefahr der so- 
fortigen Exmission nnd waren also, falls eine nmning gale über 
ihnen echwehta, wie die Pflchter von Jahr xu Jahr, Steigcmngoi 
der Rente schutzlos ansgcsetst Ausserdem hftlt aber die nnheun- 
liehe Tolksvennehrung an, die schon durch dss ganse 18. Jahr- 
hundert vck beobachten war. Handel nnd Gewerbe gelangte troti 
der Union zu keinem neuen Lehen, das ungh'Sckselige vorhergeliende 
huiulei i iiat sie mit der Wurzel ausgerottet. So bleibt frtr die 
hteti^ sieh v. t -irtssennle Velkmneno-e kein Vt iitü. Die iSölme des 
kleinen i*iu3liters teilen sieli in die armselige Farm, und die ein- 
zelnen Aekerstellen werden an FlSehe immer geringer. Wo ein 
Pächter oino etwas grössere Stelle hat, namentlich wenn er sie ia 
leaso bositst, da winl er auch wieder zum middlanan; l)eiiueraer, 
als selbst su arbeiten, ist es ihm, die Zwiachenpiofite der Rente 
oinzastreichen. Ja, in gewissem Sinne werden fut alle tensnts 
bis atif die allorkleinsten su Mittelplchtern, denn die fluctuirendo 
Bevölkerung, die es zu Pachtungen nicht mehr bringt, die nnr auf 
kurze Zoit gegen Ueberlassung eines vom IVumer besteUteo KartoiTel- 
beetes ihre Arbeitskraft verdingt imd diese Zeit über in Erdhdhlea 
tmd ölenden Ilütteu kampiert, ist immer mehr angeschwollen. 

') Digest of Evidenee taken befors H. M. GonunissioDen of Ewimry 
iDto the State of the Law and Praotioe in respeot to the Oecapatioa of 
Land in Irefsnd. Doblin 1847, 1848. (Verkarste Wiedeiigalie der Protokulle 

und dis Berichts der Dovon-Commission) S. IKW, 1110 — LoogfieM: Uemiie 
of Land in Ireland a 5. ^ Mootgoniety, B. 99, 100. 
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Durch die hohen Eornproise und dtirch die üeberschweminnng 
des Landes mit kllnstiichem Oelde irlUirend der BankreBtriktion 
'Warden diese Zustände eine Zeit lang verdeckt Als aber nach 
1820 die Getreidepreise sich nicht mehr halten Hessen und zugleich 
die Bank von England die Baansahlnn^n anfnahm, trat in Irland 
ein allgemeiiier Zusammenbruch ein. Die Renten w\ir(len nicht 
gezahlt, und die Laiullüi<l> wunlen baiikeiott. Die Tja2:e des Landes 
iintl des Vf)lk< s \\ar entsetzlicher als ]V zuvor. Dii» (ii imdeigen- 
tünier 'wnrtlt'n sich ihror vcrzweifi']t<-ii Sitn;iti(Mi lii'\\us>t, mit allen 
Krätteu l>enulhten si» '^i< h, dlo Schaaren von Bettlern, die auf ihrem 
Boden sassen und keine Kenten zahlton, los zu werden. Es begann 
Uie Periode der gros»en Erictioneu, in welcher man Konsolidationen 
in grossem Maasstabo versachte, ohne damit der steigenden Ueber- 
vOlkerong und der Teilung der kleinen IVirmon Abbruch su thnn.') 
— Hit dem Beginn dieser Epoche aber, die unmittelbar m den 
KMoMX der irischen Leiden der Hungersnot yon 1845/40 hernber- 
leitet, bereitet sich andererseits dne grosse Wendung su Gunsten 
Irlands vor. Das Jahr 1839 ist das Jahr der KathoKkenemancii>ation, 
des Eintretens Daniel O'Cormell's in das Parlament. Von diesem 
Zeitpunkt an, von dem Augenblick an, wo das katholische, das 
hcisst das arme und leidende liland, eine Stiniin-' in dom messen 
Rntf^ Enelnnds hat, bleibt die irische Agraifia^u in engem Counex 
juit den grossen politischen i?'i-agon des Landes. 

Durc^h das Gewicht Irlands im Parlamente sind die englisclion 
Staatsmänner gezwungen, ihre Aufmerksamkeit dem Zustande der 
Nachbarinsel in ganz anderem Masse als bisher suzuwonden. Im 
Jahre 1838, unter dem Ministerium Melbourne, eigehen denn auch 
die ersten beiden Gesetze, die man als wirkliche Beformgeeetze 
grOeseren Stils für Irland bezeichnen kann. Das eine dieser beiden 
Gesetze befaaste ^ch mit der Zehntabgabe für die Staatskirche, die 
bisher den Bodenbebaner in unmXssiger Httrte gedrückt und bisweilen 
nicht allein die katholischen, sondern auch die protestantischen 
Tenants im Nonlen bis an den Hand der Rebellion gebracht halte. 
Es verwandelte den Zehnt in eine aUöbltah- h'-Mit--». dio niiiinu lir 
die £igcntümcr zu Uugeu hatten.-^) Daa andere aber bi-ochtc Irland 

*) Das beredteste Zeugnis aber diese Eotwicklnng geben die Protokolle 

der eben zitierten Devon-I^qaete. 

*) 1 Q. 2 Tlet Gap. 109, ameadieit dnroh B u. 4 Vict Gspp. 13, 101. 

47* 
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eine Einrichtung, die es hisher entbohmn miifiste, wahrend En^and 
sie seit den Zeiten der Tndor hatte, nftmlich eine geordnete Ye^ 

waltiing des Arnicnwoscns.*) 

Es ist untitMiu iii « liaraktenstiKch für die irischen Vri li.iltniss(>, 
dii.-ss Ai iiiehg< heU in hluiul der Anfang aller sozialen i{*.»formen 
Boin muBHto. Seit dem Sciiluss der napoloonischen Kriege hatte 
sich das Parlamont ohne Unterlass mit den irischen Cltehi be- 
scliftftigt. Ein Unterhausmitglied, Mr. Horsman, hat einmal Iriand 
gans gut als eine einzige immerfort yertagte Debatte definieit^ 
Es vergiDg kein Jahr, ohne dass ein Committoe oder eine Gomansami 
2iir Untonmchung irischer Miss6?tändo ernannt wurde, alier bis rum 
Eiuliitt irischer Katholiken giüt auch vom englischen riiilameiit 
das Wort La Kin ii.'f.incaiil'rs, dass mnn iinm<'i- sehr gut die Leiil«'n 
andeixH* zu ertragen ita iStaude ist JÜies wurde anders mit iks 
Wahl O'Conneirs und seiner Anhänger, die ja, wie icJi schon ans- 
geführt habe, mit einem besonders raschen Ansteigen der ograrisclMB 
Not ziisammenfiol. 1830 trat ein Parlamentscommittee sussniinsD, 
imi die lüge der Annen in Iriand au erforschen. Es bericht(^tD, 
dass ein P&nftel des Volkes besdiftftigungslos war.*) Nicht besser 
waren die Resultate, zu denen ein ebensolches Commitlee 5 Jahre 
später kam.*) J^aunier, der deut>-i hf> Flistoriker, der Irland 1S35 
zum ersten Male besuchte, gab der .Meinung Ausdi*uck, dass ein 
Armengesotz mit das dringendste Erfortlernis für Irland sei.^) Jetzt 
kam endlich dieses Gesetz. Nachdem das Farlament bis dahin 
gegen die irische Not entweder mit rein joristiBch-techniBoliea 
Gesetzen yorgpgangen war, oder mit eoerdon bills, die fOr «ne 
gewisse Zeit die bürgerlichen Freiheiten beschränkten, die habeas 
corpus acte und das Recht auf Jury ausser Kraft setzten, hatte die 
Armcnacte das Venlienst, das erste \viiklieh soziale «i-s r? für 
Irland zu sein. .\ber sie hatte grosse Mängel, tiie war vor Aiiem 
80 gciasst, datts sie den Vcrpäcshtem allen Anlass mid die betjuaue 



') 1 n. 2 Yiot. Gap. 66. 

*) Bany 0*Brien: Pari. History oto. 8. 83. 

Barry OThioji S. 41. 12. — Duvon-I^eport 8. 1112, 1113. 
') Isaac BuU: The Irish Teople aud Xho Ihah Land. Dablio 1^7. 
8. 63, 91. 

") Fried ridi voq Kaomer: Sugland im Jahro 1635. Leipjdg 
Bd. U a. 400— 40Ü. 
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MSglicfakeit gab, durch Exmissioiieii ihre Armenstouera sa vermiudeni. 
Die grosse 2^1 von Exmissionen, die bald nach dem Erhm der 
Acte wiederum stuttfaudeii, legte man denn auch ihr und üuem 
Wiiken zur IjusI.') 

Die Ännenactc war zwar ein soziales Gesetz, aber sie fasste 
die sozialen Miss^tHnrle Irlands nicht an der WuneL Diese Wurzel 
8BS8 im Boden, in der Verteilung des Bodens, oder richtiger in 
der Yerteflung der Einkünfte aus dem Boden. Langsam brach sich 
die Erkenntnis Bahn, dass hier der Hauptansatzpunkt fQr die Aktion 
zur Kettung Irlands sei. 18B5 wurde die erste irische Agrarbill 
von Mr. Sharnian Crawford, einem Vorkämpfer fih röchteri-eclite, 
der sich später noch "ft l.< währte, eingebracht. Sie verlangte 
Komj>ensation des exmittierten Pächtei"8 für die von ilim vor- 
genommenen Verbesserungen und sie wurde abgelehnt.^) Wenn 
tm bedenkt, dass es IXnger als ein Henschonalter v&hrte, bis 
durah das Qesets von 1870 die Forderung dos Hr. Omwford erfüllt 
wurde, dann erhAlt man ein Bild davon, wie langsam und unter 
welchen Schwierigkeiten die Agrarreform vorwUrts kauL 1842 endlich 
geschah der erste Scliritt praktisclier Gesetzgebung für Irland; eine 
Bill ging im ruikiiiH nt durch, welche die Draiuierung nassen 
lJulandcs unter Staatsbeitiilfe bezweckte.-'^) fvin Jahr später wurde 
ein noch wichtigerer Schritt gethan. Es wurde vom Ministerium 
Peel jene untci dem Vorsitze des Earl of Devon tagende königliche 
Kommission zur Erforschung der irischen Landfrage eingesetzt, 
deren zwei Jahre spftter erschienener Bericht die Bauptquelle für 
die Kenntnis der Agtarzust&nde Irlands wurde. Mit der Macht 
der Zahlen und eines immenRen, sorgfältig gesammelten und sorg- 
fältig d;u m liotenen Beweismaterials that dieser Bericht vor luigland 
zum t iftt^'n M;il <\i-ii waiuen und den ganzen Umfang des irischen 
£leu(is kund.^) Wer den Bericht der Devon-Kommission las, dem 

^) Sigenoo 8. 185, 186. — Bott 8. 123. — Gate DarBtellnngen der 
Ameoacte finden sioh bei F. v. Bamner: England im Jahre 1841. Leipzig 
1842. 8. 200 iL and bei Nassaa W. Senior: Journals, Conversatioos and 
Essays relatiog to Irebuid. London 1868. Vol. I 8. 210 ff. 

«) Bvnry O'BtUai & 63-66. 

^ Barry O'Brien 8. 66-67. 

*) Der bereits mehrfach citierte Digest of Evitknce von 1817. 
1848 enthält den Bericht nnd eine darohaiu gentigende Wiedergabe der 
Zeiigenvemehmmigen der Devon-Kommission, Im Crossen nnd Ganzen noch 



miiBste es klar iirdrden, dass auf Englands Nachbarinael, eine Tti^ 

reise entfernt vom Mittoli)Uiikto alles Kt'ichtnms der Welt, ein 
A'olk lel»te, von deiu ein gewaltig- r Hi urht. il jaliiüus jahrein 
besc.iiäftiii^uiigwlui^ war, in dem der Hunger ein chronisches, 
eadeiuuiohes Leiden göworde« war, ein Volk und eine Gesellschaft, 
deren ganze Existens auf das Geraten einer einzigen If^icht, der 
Kartoffel, gestellt war.^) 

Die Katastrophe aber, die mancher wohl beim liesen des 
Devon-fieriohtes ahnte, war nSher, als irgend jemand glaabte. Bn 
halbes Jahr, nachdem der Report ergangen war, als die ersten 
Parlamentsdebatton, die sieli an ihn knüpften, kaum vei kliiUi^cn 
waren, zeigte es sich, dass ein grosser Teil der KaituUelernte des 
Jalires 184o durch ein neues unbekanntes Uebel, ein von Nord- 
amerika henlbergekommenee Contagiun^. verdorben war. Im näciu^ten 
Jahro ging auf der ganzen Insel die Kartoffelernte ▼erloren and 
zugleich litten die Halmfrüohte unter einem betxlohüichen Hisb- 
wachs.*) Das bedeutete, meine Herren, eine HeimsDchnng, wie sie 
in diesem Jahrhundert kein anderes europäisches Volk getroffen 
hat, ein Ereignis, das das mitlebende Eiu'opa mit Grauen erffdlte 
uiiU dessen furchtbare Erinnerung heute noch ungeschwäc^ht unter 
den Bewohnern der iribclien Insel fortlebt. Vor diesem üngiück 
brach, wie vor einem Erdbeben, Alles zusammen, was dazu beBtimml 
gewesen wire, Schuts an gewfthren. Das Armengesets veraagie, 
trotzdem zu einer Zeit drei Millionen Menschen Ünteretfltznng 
erhielten; ^ die in enormen Summen gespendete Hilfe GrossbiitinDiettB 
und des übrigen Euro]>a^) brachte kaum eine Wirkung hervor. 
Den allein durch den Misswachs verursachten direkten Verlust 
an Boden trüchtcn berechnete mau auf iö Millionen Fluad, ^) die 

immer das vvertvullätc Material für die Kemitulä der ZustAudö irliUids iu 
der Zeit unmittelbar vor der grossen Hangersnot 

') „Society in Irelattd bsMd on tho potato.^' W. O^Oomor Horm: 
Irolaad 1494—1868. Otmbridge 1880. 8. 332.333 ~ VgL W. B. Lb Ena: 
Seveaty YsiM of Iiish Life. London 1896. 8. 106. 

') W. F. O'Brien: The Great Famme hi hceliiid. London 1896. 8. 64-81. 
Tbe Bi Hon. Lord Dnffeiin: Iriih Bmlgratitm sad tfae Tenuro of 
Land in Irdaad. London 1BG7. S. 54. 

*) Über die Hohe dieser Züfem giebt W. F. O'BnsD & 138-158 
inter^Hantc Angaben. 

^) W. i', ü'Brien ö. 70. 
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Schätzung der Zahl der dun h Hunger und Seuchen zu Grunde 
gegangenen ^tenscheu schwankt zwiöclien oiiier viortol und drei- 
viertel Million.*) 

Unmittelbar nach und noch wälirend der Hungersnot setzte 
die Auswanderung ein, die seitdem der hervorstechendste Zug im* 
sozialen Leben Irhmds geblieben ist Tausende, die noch etwas 
zusammeniaflfen konnten, kehrten im ersten Schrecken, wie betäubt, 
der Heimat den Rfloken, um Ober See nach Nordamerika zu gehen. 
Viele Tausonde wurden von der Regierung und von den Hilfs- 
Ivt iiiit<' s l>. tVM>i. it. Ander - erhielten die Mittel zur Aiis\vaii<lciung 
von den Landioitls, von denen ein grosser Teil inndtteu der Not 
oüd ihrer Gefahren sich in der opfennQtigsten Weise bewährt 
Ijatte. Die Emigrierten sobickten, sowie sie es irgend vermochten, 
Geld nach der alten Heimat, um ihren Verwandten die Beise zu 
ermöglichen. 13 Millionen Pfund sollen in den 17 Jahren von 
1848 — 1864 derart von Amerika und auch von Australien aus 
nach Irland geflossen sein. 2) So schwoll die Emigration lawinen- 
artig an, und es erstand ein neues Irland jenseits des Oceans. 
Und bis iieute hat die Aussvaudemng nicht nachgelassen. Seit 
der Hungersnot hat es nur ein einziges Jaiu: gegeben, lb77, in 
dem die Bevölkerung Irlands sich nicht vermindert hat. Sie 
betrug nach dem Zensus von 1845, unmittelbar vor der Katastrophe, 
nahezu 8800000 Seelen.*) In den acht Jahren bis 1853 nahm 
ihre Zahl um mehr als 3000000 ab, und 1B91 belief sie sich 
nur noch auf 4 700000. So kam es, dass eine der bemerkens- 
wertesten Folgen grosser Volkskalaniitiiten, eine Folge, die sich 
nach jedem Kriege, nach jeder Epidemie zeigt, nümlich ein la^' Ii s 
Ansteigen der Bevölkeraugäsütler, in Irland nicht eintrat Eben 
um deswillen aber war eine andere Folgeerscheinung solcher Er- 

') Moiitgomery S. 101/ — Lefovre: l'eel and O'ConneU ö. 200 — 
Orimshaw: Facts and Figures S, (5. 
») Jjord Duffcnu S. 8, -{C. 

*) Über die yoLksveruiiudoruug seit dör Hnngersnot giebt Orimshaw 
8. 7 ff. sehr flingehende Details. Über die Answandeniog nnrnttteibar nach 
der HongerBnoi vgl. W. P. O^Brien 8. 252 ff., über die Auswanderung von 
1870 — 1891 Grimshaw a. a. 0. Orimshaw giebt ao, dass nach den 
joDgsten ihm auginglidi gewesenen Berichten die Vereioigten Staaten 1 854571, 
Kanada 185526 and dio australischen jCdonien 275311 in Irland geborene 
Einwohner xfihlten. 



ereiguisse, die Erhöhung dor Krwei hs^chanoeu und der Lebeut»tiaitung 
des arbeitenden Volkes (h^sto deutlicher zu bemerken. Thoniid 
Kogers hat in sehr beredter Weise geschildert, wie der schwane 
Tod, der ein Drittel der BevOlkerong Englands dabinnüRe, fast 
4Üle Qberlebeoden Hörigen emanzipierte und wie er den fiaiiera 
und den Handwerker zum Herrn der Situation machte.') Btwas 
jUiulichos liui julzl in Iiluiid ein. Man kann nicht saeren, dass die 
vor dor Huntrersnot in abtsululeiu Siiuic üliri völkv-i t w&r. 
Sie hätto bei geeigneter Ausnutzung ihivr natürlichen Hiilstjuellen 
eine weit höhen^ Volkszahlf als die von 1845 ernähren lukiu^ 
Aber das unglückliche Agrarsystem und das Fehlen von Eapitd 
xmd von jeglicher Initiattve hatten es zu Woge gebracht, dass 
6300000 acres als Unland brach lagen, von denen, wie Sach- 
yerstftndige nadiwiescn, 3 750000 nutzbar zu machen waren. ^ 
Und eben d'iQ^} Umstünde, sowie die Unteixinickung der ui-sprünglit h 
guten Anlagen des irischen Laiidnlanlle^ durch jahi hmni» rt- laiiires 
Ileiutetdum hatten zur Folge, dass in Irland zwei aeje» »«»viel 
Arbeitskraft beschäftigten, wie in England fünf, und dass trotzdem 
l300Uüi)ü acres, die in Irland unter Kultur Stauden, nur den 
vierten Teil t<ml dem heryorbrachton, was in England 34000000 
I>roduzierten.*) So war die Insel jedenfalls imter den YerhAltnissen, 
die im Lande herrschten, übervölkert Hier nun setzte die Hnngersnot 
alR ein mäehHges Hmlmittel ein. Der Dnick, der auf dem Boden 
gi^Uvstet halte, wurde vermindert.'*) Der Arbeitslohn stiei: an,^) 
das Areal dvi Farmen vergrö.s.sertc sich;®) und w. im es au< h k-^ine 
irische Reuteiistatistik giebt, die uns nachweist, dass dem T* nant 
ein grr)ssor0e Erti-ägnis von sohier Pachtung blieb, 80 war dodi 
eine Yerbessenrng in der Lebensweise des Bauern unverksonbaTf 

' I G Tborold Bogen: Six Gentories of Work and W««». 

Lüüdüii IhlM. S. 227, 2i0. 

Dovon Report Vol. 1 S. 563 — fxird Diifforin S. 43. 

") I.orri Duffr-rin l^. H7. Y^]. Smmw ^V. Senior Ö. 30. 

*) Eni iii itüüdes Bei.spiel hierfür geben die Notieren über Loni 
1 ,;ltl^(lowne"s GutiM in Kerrv hei I^eonco do Lavergno: Thi' h'niul Kc -> ij wy 
( t Kiiirland, Scotlan i inui In land, aus dem Französischen ubersetzt. Wm- 
buigli und liuaduii o90, 391. 

*) W, P. O'Brien (S. 259) meint, seit der Umigersnot sei der Lohn 
des LaodarbeiteTs um das Doppelte gestiegen. « Loid Dnfisrin 8. 4 iL 

•) Lord Dufferin S. 63 ff., (30, 71, 361^366. 



und Tor «Uen seigte ob «cb, dass die Kartof&l ihre Rolle als 

einziges Nahrungsmittel iles inschen Volkes ausgespielt hatte.*) 
Mit einer furclitbareu Krisis hatte die Natur st litst. nachdem die 
.Menschen Irland solange vornachläsBigt hatten, ilie iluiiung an- 
gebahnt; diese Krisis war eä, die den Boden für die Agi'an*eform seliuf. 

Wenn der Hunger und die Seuchen das arme Vulk dezimiert 
hatten, so blieben darum doch nicht etwa die Landlorde von den 
Folgen der Hungersnot ?er8chont Im Gegenteil: man nimmt an, 
dasB in den nSchsten Jahren und unter den unmittelbaren virt- 
echaftlichen Folj^en der Katastrophe ein Drittel sämtlieher irischer 
L.uidlords ilii- Kiuontuin uiuUüsste.-) lUv ilyiiutlifkoiilust, die schon 
variier überauss diückund gewesen war, nahm labch zu, aber der 
Übergang des üborlaKtrton und zum Zwangavcrkauf leiten Eigen- 
tums in neue Hände st<)ckto wegen der teuren und im höchsten 
Masse verwickelten Prozeduien des für die Verkäufe kompetenten 
ICanzleigeriohtsholes, Zur Erleichterung des Vorkaufes verachuAeten 
QrtmdeigeutumB wurde deshalb 1848 ein besonderer Oeriehtshof, 
der Encumbered Estates Court, eingerichtet') Fflr nicht woniger 
als 23 0(MJ()00 Pfund Grundbesitz ging in den näclisten 10 Jahnen 
dureh <it''*eü Gerichtshof an nt iio MiL^- ni üinoi-. Man emehtete den 
Ertoig für so bedeutend, da-s niun lH;')b ili*' Befugnisse des Hofes 
erweitorto ihn unter dem Nameu Landod Esüdes ('ourt auch 
zum Verkaufe nicht belasteten Eigentums ormAchtigte.^) Die Ver* 
kflufe dauerten an, bis 1889 vermittelte der Landed Estates Court 
den Obergiuig von Eigentum im Betrage von weiteren 20000000 
Pfund.^) Ein ganz neues Elemont kam damit in die irische Land- 
lordschaft hinein, eine gi-osse Zahl kleiner Grundeigentümer aus 
den weniger gebildeten und i lni hei*aufgek(i[nin« ii'^!i Schichten des 
• inu. lx»!. ii.'ii Irentums, Leute mit aiLsgebildetem Krwerb.ssiim und 
mit dem Wunsche, ihr neues Eigentum rasch ku höiieren Ertnlgen 
zu bringen. In manchen Beziehungen erwiesen sie sich als tQchtig 

') W. I». O'Brien S. 2m — Lo Taiiu S. 21)0 ff. — Auskunft.! des 
Mr. W. Kirby SulliiraD in der Uutorhauseuqaete über irische Industrie 
Ton 1885. Gtoport from tho Select Oommittee oii Industries (Ireland) 1885. 
PatL PkpeiB m a 7. 

*) Loid Dofferin S. 55. 

^ 11 Q. 12 Viot oap. 48, 

♦> 21 XL 22 Vioi cap. 72. 

W^gen der Zahlen v^ Montgomety S. 112. 
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und nutzbringend; ihnen vor Allem ist jedenfidb ein bedeutender 
Anteil an der Urbar a»cbung gewaltiger Strecken Unlandes in den 
Jahnsehnten nach der Hongennot ntsuflcfaräben. Aber die HdT- 

imii(:cn, (lio man itsi Int'^reseio der Pächter an die Einffihning 
fris(."licn Blutes in den ii i- h-n ( Ii uiHll^esitz gektiupil iiatte, erwiesen 
Ri<-h als trn^'enHcli. Die Käufer in dtiu neoeu Oeciditshüfeu zeigten 
vielfach Züge, dio au die alten middlcmen erinnerten. Sie BcbiaoUen 
die Renten in die Höhe und TerwandeLten auch wieder, wo es 
ihnen angebracht schien, Ackerland in Weide, korzam, eie gpbea 
allen AnUi888 zur Klage Aber das Vecaohwinden der alten Fanufien.') 
Die alten EigentOmer waren zum grossen Teil Proteetantes 
und iirsprungli<;h englischer Ahstammuntj gewesen; aber es zeigte 
sidi. i1nss Sic <l«,>ch — wenn ni'-lil -Iwa ali-'Mit'-'js %vüren — 
mit dem Boden und der Tenantry in ganz, anderem Zusammenhange 
bUiiulen. als die neuen Landlords, die dem FSohter gegenüber 
lediglich geschäftliche Grondsfttze gelten liesson. Trotz dieser 
warnenden Brfüirung ging die Qesetzgebung nun daian^ das Priaiip 
des „free trade in land^, des freien Verkehrs in Grund und Boden, 
auch auf dio Beziehungen zwischen Landlord und Tenant aiism- 
dehnen. Im Jahre 18G0 ergin-eii zwei Agrargesetze für Irland, 
von denofi iia> eine einen — freilieh i>er-ht sehwachen — Anfang 
mit der iiethätigmig des Grnnds^ltzes muclite, dass der l^ndlonl dem 
abziehenden Pachter Ei"satz für Verbesserungen zu leisten habe'), das 
andere aber die rechtliche ürundiage der Pacht von Qnmd am 
änderte.^) Mit vollem Becht haben die modernen englischen Juristen 

') Gustave lie Beauiiioni VuJ. 1. S. LX. — Sigerson S. 1S8 ff. — 
Mofitiroinfry S. IIS. — VnriB and Figures (N'o. III unter den vom Irisfa 
l^tui Cuimuiitre horauM^ui^^«.luui;u Beitragen zur uischou I,anUfia^e) LoüUao 
aud DubUu. Dezbr. IStiO. S. 37. — Bericht der Bessborough CommisnQa. 
1881. Pari. Fapers C. — 2779 S. 6. üoter den diseeii Gegenstaad be- 
treffenden Zengenaussagen befinden sich einige recht charakterietisohe. SEr. 
Hugh Hlntyro, ein kteinerer RU)hter, der seinen eigenen I^ndlord nicht 
etwa anUagt, Mgt von den YerkSofen im Landed Eslates Court (MiniiteB 
of Evidence der Beesborongh Gommiesion YoL I. P. P. von 1881 C. 2779. 
1. Fr. 13336), für seinen „the greatest onne to Ireland tbat could be. for 
tlie parties vhu buy property at tbeso salea trehle, and sometimeB cbaige 
four tinios the intorcst on their ontlay'. 

") Teuure and linjiroveniont of l^nd (Ireland) A 2'^~~24 Viet. Cap. I'kJ. 

') l^dlord and Teoaat Law (ireland) Ameudment Aot. 23 o. 24 Yict. 
Ca^). 154. 
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immer das, was sie „übertiagung der Basis der Rechte von Status 
auf Verti-ag" ^) nennen, fOr einen grossen Sdhritt in der Entwicklung 
eines bestimmten BeohtskreSBes geltalten. Biesen Schritt liess man 
clie Pacht in Irland niaclien; in der Ijandlord and Tenant Law 
Amendement Act, 18C0, wunlo ausgesprochen, dass das Veiliiiltnis 
zwischen Verpächter imä Püchter in Zukunft nicht melu* auf tenuixi 
o<lc*r Service, das heisst auf Lehnbesilz o(}or Dienst, sondern auf 
ausdrücklichen oder stillschweigenden Vertrag gegriindet sein sollte.-) 
Sin Bolches Gesetz war gewiss nicht überflüssig. Es sanctiooiorto 
den thatsächlichen Zustand, es war in einer Reihe Ton rechts- 
tochniechen Einzelheiten von Bedeutong, und es war vielloicht 
notwendig, um die kttnitige, die wiridlöhe Reform, voizuhereiten. 
Aber wie man sich davon gerade eine praldasefae Wirkung zn 
Gunsten des irisohen Fichters versprechen konnte, das war damals 
und ist auch heute noch unerfindlich. Der Grundsatz des freien 
Verkehrs hatte dem englischen Handel 2u seiner mSchtigen Ent- 
faltinitr verholfen, er kiitte auch iu England Bedeutung gehabt für 
das Veiliiiltnis zwischen dem Verpilchter und dem kapitalkräftigen 
Pächter, er liHtte für den englischen Boden im Allgemeinen nament- 
liuii dt'bhalb Bedeutung gehabt, weil es doit heute noch kein 
Gnmdbuch und kein gesichertes Hypothekenpfandi'echt giebt^) — 
aber er hatte in Irland, wie die Dinge in diesem Lande lagen, 
keinen Sinn zwischen Verpächter und Pächter, er hätte hier viel- 
mehr das grOsste Unheil hervorbringen müssen, wenn dieses Unheil 
nicht eben schon dagewesen wäre, wenn nicht eben schon, trotz 

») Alexander G. Ricbey: Tho Iiiäh Land Laws. lyondon 1881. S. 8. 
Sectiou 3 der Acte. Gute Darstelhaigeu des GoseUios finden sich 
unter U. bei Montgomory B. 124 ft^ Biohey 8. 47 ff. Paal Fonrnier: La 
Qoeatioa Agiaire en Iriande. Faris 1882. 8. 84 ff. 

") 8tr Frederiok PoUock: Das Beoht des Orondbesitzes in £ugUuul, 
übersetzt von Emst Schaster. Berlin 1889. 8. 175 ff. Auch das Oesets 
von 1897 — 06, ßl Vict. Ca)». — hat die Durchführung des Grundbuchs 
und der flypothek in England weder beabsichtigt, noch /ui Folge gehabt. 
Vgl im Torliop n l n JahrhuoU Jahrg. IV Abth. II S. 490 ff. Im <^>i,'»!n- 
satz hierzu besteht in Irland seit 1707 — <i Annfi Cap. 2 — Zwao^' zur 
öffentlichen Registrierung aller deu Gruad uuU liiiUen betreffenden „dutUb 
iuid conveyauces". Ausgenommen sind nur rachlvorträge für eine Dauer 
von weniger als 21 Jdiren. KegistrierungsbdK^rde — Record of Tide 
Officse — ist seit 28. 29. Vict Cap. 88 der Landed Estates Ooart, jetzt die 
lisod Gomniission. Fnrlong: Ihe Law d Landlord and Tenant 8. 4S6 ff. 
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aller feudalen Antiquitftten des oonAnon law, im nogehmderten 
Spiel der wirtBchaftlichen Kr&fto der inaohe Pachter auf ein 
Niveau angelangt geweeen wftre, unter das er unmöglich noch 
herahataigeD konnte. Uacdite je der Zustand einer Gesellschaft es 
dem Gesetzgeber zur Pflicht, thfttig einzugi-eilen in die Bedingungen, 
unter denen der Boden von seinem Heim an Pachter vergetjen 
vrimle, so war dies in Irland der Fall, wo im raclitpi üblem die 
g.ui/A> soziale Frage enthalten war, wo, wie schon 1S44 I/>nl 
Norui;m1i\ im «MipHsehen Oborhause gesagt hatte, der Ijandloi l daö 
Monopol der K.visti ir/.iTiittel Ue<inss und eine Maclit, den von ihm 
diktierten Verti-ag zur Erfüllung zu bring<^n, die es sonst nirgendswo 
gabt nAmliuh die Macht dos Hungers.') Unter solchen Umständeii 
war es ein Vorzug des Gesetzes von 1860, dass es ein Schlag 
iu's Waaser blieb. 

Bald wurde es denn auch klar, dass in der Oesetsgobung von 
1860 nicht die Pftnacee für Irlands Jjeiden und — was den eng- 
lischen Staatsmännern vielleicht noch wichtiger war — fOr die 
irischen Unruhen enthalten war. Trotz der unleugbaren Verbesserung 
der wirtschaftlichen I^ago nahm die Agitxition zu. Geheime Gesell- 
schaften, die unter den verschiedensten Namen ihr Wesen tneben, 
halte es unter *ii iii irischen Landvolk inuner gegeben. Unzählige 
agiarirtohe Verlnvcli-ni waren von iiincn begangf^n. die Fuli/.t i war 
von ihnen ohn».- L'nterlass in Atem gehalten wortlen, gegen sie 
vor Allem richteten sich die hist von Jahr zu Jahr erneuten ooercion 
biiis. Jn ihnen druckte es sich am schÄrfäten aus, dass die Rechts- 
anschauung des Volkes eine andere war, als das offizielle Gesetz 
der BegieruQg und der Landlords. Mit dem Zwang und mit der 
geheunen Drohung, die aic gegen Grundeigentümer und deren Agteten, 
gegen Pachter, welche geräumte BVurmen zu übernehmen wagten, 
und vor Allem auch gegen die Juriee ausübten, trugen sie ein gut 
Teil zum Schutze jener vom Volke immer feet gelialtenon Ansprüche 
des Pachters bei, von denen das common law und die Recht- 
sprechung der Gerichlu nichts wussten. Doch weder die Whiteboys, 
I! Ii Ii die Terry AJts, noch wie sonst die Geheimbündler heissen 
iueii, versuchten ♦^inf> <.tT >ii" Auflohnung gegen die Staat'^gewalt ; 
in den ersten fünfzig Jahicii uach dem Aufstände von 17i^8 waur 



Barry O'Briea: Histoiy of the Irish Land Qoestion. S. 10». 
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von einer derartit^n Bowoc:ung in Irland nicrhts zu spuren. 1R48 
kaui 7.\im o»f?t.'ii mal wieder eine Rebellion, freilich • in-' H- Im llinii 
irn alli.M klrihsten Mnss<ital>e: mwj; iiidess niclit nus i\>'ui \:.m<\- 
volk hervor, sondern aus den Kreisen der juugirisclieu Parlanient«- 
partei, ihr Führer war Smith O'BrioD, ein >[ann, der zwar einen 
alten iriBchen Namen trug, aber einer Familie der protestantischen 
C^ntiy angebörto. Auf diese Bevolte folgte eine Keiho von Jahren, 
in denen man Irland bebahe fOr ein friedliches land bfttto halten 
können. Aber wfthrend dieser Periode miide yon einer Seite ans, 
die man snnSchst gamicht beachtete, an der Bevolutioniaiemng 
Irlands gearbeitet, nAndich von Amerika her, wo die mit der tiefsten 
XSrbittenmg ans der alten Heimat geschiedenen Iren, denen jetzt 
auch vielfach die Macht des Oeldes znr Verfügung stand, einen 
Herd dauernder Agitatinn uiitci iiielten. Die Früchte dieses Treibens 
7j^igten pich zuerst iiarh <loi IJt oiHlißrune: <los umerikanischen Bürger- 
kiiegt«* iu den Attfiitateii tlt.'i' sogoiiamitcii Feniansa. Ki'pi.'lirimiii;,^'!!, 
die nameutlicli dadurch die ernsteste Autmerksanikeit der Kegierung 
auf sich lenkten, dass sie elienso wie in Irland auch in England 
und in den Eolonieen sich bemerkbar machten. Üie Zwe< ko rles 
Feniertums waren politische, Losreissung von England war ihr Ziel; 
aber einer der ersten Urheber der Bewegung war ehi Mann, James 
Feoton Laior, der schon 1848 das ausgesprochen hatte, was spftter 
hanptsSchlich das Axiom Pamells wurde, nämlich, dass die Sohlacht- 
rafe „für irische Nation** und „gegen die Union'' bei dem Landvolke 
nicht sögen, dass die Parole „das Land fflr die Tenants** dasu ' 
kommen müsste, und dass man einen Erfolg gegen die englinehe 
Regierung nur vermittelst eines Atii^rifTs gegen die irische Grund- 
arist kniti'^ eraielen könnte.*) Und Gladstone selbst hat zuir^^gehon, 
dass Cö diu Foiii« ! vciscliwöruiig war. die schliepslif'h dom oiiglischen 
A''olke die Notwendigkeit einer eutbchcidcudou Keiorm in Ii-land 
vor Augen führte.^) 

AY^r nodi immer befand man sich über das notwendige 
Prinxip einer solchen Reform in der ftosscrsteu Uidilarheit^ noch 
immer verwirrte der Begriff des free trade in land die ElJpfe. 

•) O'Coiinor Morris: Ii-luui 1 ;,tl IsrS. S. 340. bir Charlea Oavan 
Duffy : Young Irelund. Fiual litviHiua Luudou ISJH». 8. 2I(>, 217. 

») K. Barry Ü Urieo: The Lifo üf Charles Stewart Parneli. London 18Ö8. 
Yd. I B. 58, 59. 
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Noch im Jshre 1867 verglich dner der Tornehmsten nnd Kbenüstea 

OniivloiiifOTitümpr in Irland. liord Dnfforin. der bekannte spiltene 
Vi('('k..tiig von Indien, die Ficiiicit dos Ij/indlurd in der Bomossunj? 
der Kento mit der dos ArboitgeUns itk der Lohnbesümtmiiig. M 
Isaaf' Butt, dnr HoLMHuder doB Homo Knie Programms, antwortete 
hierauf, das hies«e don lAudlord vxm Wucherer maidien, und er 
fragte, ob ein exmittiertor Pächter in Irland etwa sofort zwei oder 
drei Eigentümer hinter sich herianfcn sehe, die ihm nach Art 
konkurrierender Kauflente andere Pachten anboten. >) Diese Antwort 
war niolit zutreffend. Nicht mit dem Kauf, Bondem mit dem 
Arboitsvertmf^e hatte Lonl Dufforin die Htvifhiingen zwischen dem 
Verjnichter und «itMr» Pachter vergli«'h»'n, und in gewissem Sinw 
hatte er damit nicht llni-eeht, denn wenn auch der Boden in den 
Händen der irischen Jjandloitls noch in ganz anderem Masse eiü 
Monopol war, ala die Arbeitsgelegenheit in den Hftnden der 
englischen Industriellen, so war doch — wenigstens früher — 
dio Zwangslage des englist^hen Industrieartieiters gegenüber dem 
ArbeiiRgeber eine ähnliche gewesen, wie die des irischen Tenant 
gegenüber dem Landh)rd. Ich habe schon vorhin gesagt, dass 
dem Pilcliter in Irland in e>ehi- vi» Im Fällen nicht blieb 
als ein kai'ger Arlieitslohn, und ich möclitc hitr .luf die 
richte der Assistant Clommissiouers der grossen Aibcit^enqueto 
von 1893 hinweisen, die an mehreren Stellen betonen, wie oft in 
Irland der kleine Farmer an dio Stelle des ^gentlicJien Land- 
arbeiters tritt >) Aber schon Butt hätte damals Lord Dnffsrin 
erwidern müssen — und wenn es heute wäre, so konnte er dies 



') Lord Dufferin: Emigration and LsLud Ttiuiii» S. 108 ff. Ltr i 1). 
sagt: it haa always soemed to me. that the moral res|Mjiihil,i;ity <4 acct i.uug 
a cuni|iotition reut is pretty much tiie same äa that of piutitiug by the 
market rate of wages. 

') Butt: Irish People and Iiish Land. 8. 0, 10, 104 ff. 

*) Koyal Gommission on Labonr. The Agincoltnial Labourer. VoL IV 
Iroland. Ptart L Reports by Hr. R. McGrea Pari. F^. 1898 G — 6894 
XVni S. 12. Part m. Reports by Mr. Roger a Richards. 0. — 0894 — 

XX S. 0. Part IV. Reports by Ur. Arthur Wilson Fox. 0. — 6894 — 

XXI S. 17, 18. — Mr. McCrea sagt ausdnlcklich : Tho condition of the 
very sinall landliolder does not differ mstorially front that of the cottager. 
Practically ho is a Iaboiu«r, bat ofton SO unfsioorably Jooated that there it 
little demand for his laboor. 
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noeli mit viel gn^sßorem Rechte thnn — dass im englisehen 
Arbeiterrecht der Arbcitci-sehutz eine prosse H.'l'Mitiinfir «'rbnert 
liat, dass ea aber an jedem trosr lzli<'lit'n SHiut/.o des iiisclieu 
Pächters mangelte. Das musste 'las erste Piinzip einer jetlen Keform 
weiden: Die Einfühning eines botnielitlichon Qiuuitums von jus 
cogens in das Pachtreohi Aber eine fiefomi, die sich hierin 
eischOpftey die nur die Willensfreiheit der Kontrahenten in 
nikQnftigen Ftohtvertrflgen beschränkte, vftre ergebnislos geblieben, 
und damit, meine Herren, kommen wir zum springenden Punkte: 
Hatte man sich damit Im gnügt, den Paclitvertiüg autizuifpstalten 
und liÄtte aiiiii dt ii VtMjiächtern die Fr<^i!ieit golnsaen, von «iiesem 
Verti-age nach ihrem fielieben Gebmuch zu machen cider den 
TenautB zu kflncHgen, so liätte das, wenn den Landloixls die zweite 
Alternative gefallen h&tte. Aufstand nnd Krieg in Irland bedentet. 
Eben darauf kam es an, den gegenwftrtigen Pachtern ein gesichertes 
Recht anf massige Kente zu verleihen. Das ist die dnal ownersliip, 
das qualitativ geteilte Eigentum, ron dem ich im Eingange meines 
Vortrages gesprochen halie. In Enzian*! -iiid es die (lewerkvereine 
gewesen, dir» dem Arhiit' r < iiM'n grö^M it n Anteil am Arbeitseiirage 
verschafft haben. Die Stellung des irischeii Landlord war schon 
nach der Natur seiner Rec}itr> rine viel stärkere, als dio do?^ eng- 
lischen Arbeitgebers; dbenlies aber fehlte den irischen Pächtern 
jede Gewohnheit, jede üeberlieferong einer friedlichen Oiganisation. 
So muBste das Oeeets eintreten» nnd durch das Oesetz ist schliesslich 
dem irischen Landlord ein Teil seines Eigentums aus der Hand 
genommen worden. 

Für eine auf solchen Liaieii vorcelionde Reform bot sicii An 
Vorbild in Irland selbst, in dem Pilchlt i ItiaiK lio dor Provinz Ulster. 
iyeit Jahren war von den Befürwortern der Agi-arreform, nanieutlich 
von Butt, diese Gewohnheit, die ristercustom, als das Muster eines 
irischen Paohtrechts hingestellt worden. Ich habe schon mehrfach 
Yemnlassung gehabti von der Sonderstellung «a sprechen, die 
Ulster in Irland einnimmt So muss ich auch das, was ich eben 
von den irischen Pachtern, ihrem Mangel an Kraft und an Or- 
ganisationsfähigkeit gesagt habu, iiüt Beziehung auf diese Provinz 
einschränken. Dass Ulster nurh in diospui Punkte particular V»!!:?b, 
ist sicherlich nicht, wie manche Scliwäruier meinen, auf ZuBaaiinen- 
häuge aus altkeltisoher Zeit zaraokzuiOhren, und auch nicht auf 



die Bedin^ing^cT), unter denen tot dfeihnndert Jahren, bn der 

Plantation, die Güter ausgeteilt wurden. Die Custom ist entstanden, 
weil in lIlBfer unt. r '1er Pfk'htorRchaft ein an Zahl und an 
Tiickitigkeit starkes Eliiiueiu i>cli(»ttitK;lier und englischer Siedler sass, 
und weil dieses Element einen Rückhalt ausserhalb des von ihm 
bearl>citeten Bodens hatte, in der indostne, die im Lande enteod, 
und. in der Auswandemng nach Amerika, zu der namentlich die 
nnabhSngigen aohottisohen Presbytorianer xu einer Zeit zu greifen 
geneigt 'waren^ als die Kelten noch keine Idee von einer demrtigiei 
Zuflucht hatten.^) So konnten die Tenants von Ulster ihrem 
Brauch, ihrem Tenant ri^ht die Anerkentinng verschaffen, nicht 
die Aut i koiiiiung der üeriehte — denn hier stand die englische 
Auffassung vom Gewohnheitsrec^ht im Wege*) — wohl aber poseil- 
schaftliche Anerkennung und vor Allem die Respektierung durcä 
den Ijondlord. Sie brachten damit eine EntwioUung zu eiaer 
gewissen Vollendung, deren mehr oder minder -weit gediehe» 
Anftnge auch anderweit in Irland zu finden sind. Denn die 
ülsteigewohnheit ist in ihrem Kern und ihrem Inhait keineswe« 
etwas ganz Besonderes. Sie ist nur eine Verkßrpenmg und Duixh- 
fülimiig des unge^chriehenen Pachtkodex der irischen Tenantry. 
jener Anschauungen, die im Gegensatz zum englischen Hechte im 
Volke herrschten, die aber ausserhalb Ulstei-s zumeist nur ^o^oit 
zur Geltung zu kommen yermochten, als Verbrachen und Schrecken, 
Drohung und Einschfiohtenmg ihnen dasu Terhalfen. Und diese 

') .,Tho Ulster Ciistorn is the ontconio and not tho cause of thc 
prosjM'iity nf T'lster'' sa^^to l'rof. Buidwin vor dor Hoya! Conimiasioii 00 
Agricultiire. IWl. Uapers 1SK| — C. — 277S — I. R 

') Die Ulstor Custom wurde, weil .sie d'^m Pfi* ht r lin \ frin »^ns- 
iiitorosso ain Paohtliofe aucli über die Dau'^r (t<'s duivh die i'acht gtssscitaffonen 
lionitzslaudcs gab. als unvereinbar mit dun l':ls.süUtiaüon der Pacht, also als 
ooDtra let'eni gehend angesehen. Uu» unter solchen Umständen Bestandtal 
des gemeinen Beditea on8t<mi of the ooantry — za werdeo, hlUe ne 
Geltung duroh das ganze Land haben mfissen; da, dies nicht der FaD iiar, 
Termoohten die Gerichte nicht, sie ansnerkemieD« Eine emgebende Dir- 
stallang dor Ulster Onstom findet sich hi meinem Aolsats: „Die 
Wickelung des iritiohen Pachtwesens toa 1700 bis sa den Anllsgea der 
Agrarreform'* im SchmoUer^scfaen Jahrbaob, Jahigang XIX Heft 3 B. 125— 1 38. 
nHuj>tquelle für die IConntnis des ül«tor-Brauches ist auch honte noch d» 
DevoQ-EoqQete; daneben konunen noch Bericht oud Protokolle der Ben- 
boroQgh-Conunissioo in Betracht 
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Anschauungen ihrerseits wieder sind nicht spezifisch irisch, wenn 
sie auch siclierlich in Irland durch die noch immer nicht gpanz 
erloschenen Traditionen des Clanwesens unterstützt worden sind; 
de finden sich in vielen anderen Ländern, in denen die Zeitpaclit 
am Boden von Bedeutung isti in üngland ebenso wie in Nord- 
fiinkreioli und in den Niederlanden.^) Im vesentliehen geben 8ie 
den Gedanken wieder, daas der sitsende Pflchter mit der Zeit ein 
Recht erlangt, das Aber den Inhalt des bei der Konetituierung der 
Pacht manifestierten Parteiwillens hinausgeht und das bei Be- 
endigung der Pacht abgegolten werden muRS. Und zwar lassen 
sich in dip«?em Ktx-lite. doni lenant right in <il)jt ktivcm Sinne, zwei 
Eleinente unters(-)i«Mden. Eiuuml handelt es sich um die Jüratattung 
dessen, was der Päohter aus eigenem aar Vorbeaserung der Pacht» 
sielld geleistet hat Dies ist namentlich in Lriand ein sehr 
wiehtiges Koment, denn snm üntersobiede von England übeiigiebt 
der irisohe Landlord dem Tenant weiter niohto als den nackten 
Boden; nicht allein, dass er Ihm afimtliche Terbessemngen dieses 
Kodens wie iJi.wiiieniiig u. s. w. ülioililsst, auch die Wohngebaude, 
die Scheunen und StftUo. wo >(»lclii' vorhniulcu >iiiil. Zäun.' xmd 
Alles dergleichen, sind von den Pächtern erriciitet. Zweitens aber 
ist in dem tenant right der sogenannte good will enthalten, eine 
Besüüong dafür, dass der abziehende Pachter — der ja in einem 
lande mit starker Konkorrenx um die Farmen immer in seiner 
Sitoatiott verschlechtert erscheinen wird — den anriehenden in 
FHeden Utost, oder, wie sich dies im friedlichen ülster gewandelt 
hat, eine Bezahlung dafflr, dass er den anziehenden Pilchter <leni 
I^ndlord emjilii'lill. Dieses sein Pächteri-eclit kuuu der Tenant 
verkaufen, und der Landlord muss den Käufer, wenn er nicht 
etwa ein schlechter Wirt ist oder sonst begrilndcte Einwendungen 
gegen ihn yorUegen, als Pächter anerkennen; überlAsat der Tenant 
das Pflchterrecht einem seiner Söhne, so hat der Anerbe die 
Geschwister abattgelten. Dem Rechte des Pachters stehen weiter 
nodi enteprechende Terpflichtmigen deis Ver|AchteT6 gogonübor. 
Der Veri)ächter darf den Pilchter nur wegen Verschlechterung der 
Wirtschaft oder sonst aus dringenden Gründou seiner l*acht eut- 

') TgL n. a. Fooraier: La Qoertion agraire en Iiiande. S. 101. — 
Raaaell M. Garnier: Hiatory of tho English I>anded liitore»t, Ita Custonuif 
Laira and Agriodtare. London 1893. Vol. U S. 464 ff. 

48 



754 — 



hsefzcn; das tenant riglit miiss er ihm (]al)ei unter Abzug etwaiger 
RQckstüiule hermiBznlilen. Und er daxf dea Vermögenswert des 
PiU-iitorrechtes nicht durcli Rontensteigeningcn iIIuF>orisoh macheo, 
die Bente muss eine billige bleiben. Dies, meine Sannen, sind die 
berühmten 3 Fs, die eine so grosse Bolle gespielt iiaben. Fair 
rent, d. h. eine billige Bente, fixity of tenure, d. h. gesicherter 
Sitx auf dem Fachthofe, für den man nur eine billige Rente zahlte» 
free salo, d. h. freier Verkauf des Vermflgenswertee, der sich ans 
den ersten beiden Rechten ergiebt 

Auch die Ulstorcustoui weist starke Seliatten auf. Der Begriff 
der fair rent ist ni(;ht zu umgrciizeu uii'l t;irWt /u iniiu'i wälux-nden 
Dissenson Anlass. Noch mehr divergiert ruich Ort und ZHt der 
Kaufwert des tenant right, detin hier kommt ausser <ler Uühe uer 
liente nocli das Moment der slärkei'en oder strhwiicheren Konkurrenz 
in Üetracht. Die Jlälfte d(\s fec simple, d. h. dessen was dem 
Eigentüinei' beim Verkauf zufällt, stellte in neuerer Zeit den lohen 
Durchschnitt für Ulster dar; um diesen Durofasohnitt indesa - 
gruppierten sich Sohwaninmgen, die in der wesüicfasten Giafachaft 
der Provinz, dem von Industrie ganz entblOssten aber dicht 
bevölkerten Douegal, bis zum 60- und 80 -fachen Betrage der 
Jahresrente, d. h. bis zum doppelten und dreifachen des Bigentums* 
werCos gingen. Die wirtschaftliche Stellung der Pftchter wird 
dinch den Kauf des Pächterreclites von vornherein geschw&clit: 
sie müssen el-t ii daffir bezahlen, «lass sie nicht blos Pilchter wei-den, 
boiid.'rn ein üIm t lii.- p.u lit liinausgehendes lit'üht am Boden 
erhalten. Und die iiezaliiung des Tenant right aus den eigen- ii 
]ditteln des Pächtei"s ist noch der günstigere Fall; vielfach bleibt 
der anzi(!liende Pachter das Kaufgeld srhiildiir. und zu der Rente 
tritt der drückende Schuldzius. In den Gegenden aber, wo es die 
Regel ist, dass das Tenant right nur der Icauft, der es selbsl 
bezahlen kann, hat die Castom die Folge, dass Ärmere Leute von 
der Pacht fem bleiben.^) Der kleine Miaiiu muss in Ulster mehr 
als anderswo ein bLosser Ijandarbeiter sein, jedenfidls ist seine 
Lage hier nicht wesenUioh besser als im übrigen Irland. 

Es war eine Yerkemiung luoht nur der Veriifiltnisse von 
Ulster, sondern der Natur von Kechi und Gewohnheit überhaupt. 



') LougfielU in deu Cobiiou Club Essays S. 36. 
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wenn man mointe, wie dies bisweilen in Irland gcBchah, die 
Custom hfitte Ulster zu dem gemacht, was es war. Dm um- 
gekehlte war der Fall: Weil in Ulster die Geselibclialt nicli andei'S 
entwickelt hatte als im übrigen Irland, drshalb wnrdo dir« Rechts- 
lage eine andere. £iu kräftigerer Pächterstand setzte einen 
krftftigeren Schatz seiner Rechte darch, aber damit wurde Mend 
und Not bei den Schichten, die unterhalb dieses starken Elements 
standen, nicht ans der Welt geschafft In dieser Betrachtung liegt 
anoh die Begrenzung deasen, was man von den drei F's för das 
ubritre Irland orlidtien konnte. Aber durch sranz Irland i;alti n (liese 
drei F .s Ijei dem PAoht^rvolke — und dies ^va^ der wetteiitlichste 
Teil des Volkes von Irland — als das, was ihm von Rechtswngon 
^tt'^tnnd. Vor allem aber: die BinfOhmng der drei F's bedeutete 
die Zuwendung eines mächtigen TermOgertsTorteüs an die gegen- 
wftrtigo Genention von FSohtem. Denn dass die irischen Pachter 
das Qut, das ihnen im Falle der Ausdehnung der Ulstercnstom 
anf das ganze Land znfid^ den Ant^l am domininm iitilc des 
Tu lithofes, bezaliieri sollten, iiaiun konnte im Krimte Kietiumd 
denken. 

Es ist das grosse Verdienst (iiadstenes, die Notwendigkeit r inor 
schleunigen radikalen Umgestaltung der Boden vorfassnnjr Irlands 
eingesehen und die Grundsfttze, die für eine solche Kelorm gelten 
mossten, erkannt zu haben. Gladstone war Premierminister Ton 
1868 bis 1874 und Ton 1880 bis 1 886. In diese beiden Perioden 
fadlen die beiden irischen Landgesetze von 1870 und 1881, die 
Grundgesetze des reformierten irischen AgrariTchtes, in denen die 
Prinzi])ien der IJlbtercnstom auf i;aii/. Irland aiisi;v(lt'hut werdon. 
In der Ijandacte von 1870 kommvii di- sf Gruudfiätze noch nirht 
zum vollen Durchbruch, di. Acte von 1881 aber bedeutet ihren 
unumschrftnkten Bieg.^) Man hat diesen Gesetzen viele VorwQrfe 
gemacht; einer der hanpiafichliohsten darunter und ein Vorwurf, der 
jedenfalls mit ToUem Hecht erhoben wird, ist der der Unübersicht- 
lichkeit und Verworrenheit Die Acte von 1881 hat die Gesetze 
▼on 1860 und 1871 neben sieh bestehen lassen; zu einer einheit- 
lichen Kodifikation ist es nicht gekommen und die Kompli/.ierihcit 

tbe oompletenesa of tbe revolntion will lie ifci safety" hatte 

18^58 Mill in Bezug auf die in Irland notwendige ^^iviali Reform {?esa;?t. 
Jobo Stuart Mill: Engiaad and Ifelaod. Sixth Edition. London 1881. 8. 23. 
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des Zostandos ist dann noch durch eigSnsende und veiter refor- 
mierende Oesetze Tennehrt wenden. Yen den iänieltaeiten einer 
solchen Gesetsgebnng an dieser Stelle eine eingdiende Daxstellnng 
%n geben, ist nidit angfiogig. Risst man eher die OrandzOge »- 
samraeni so ergiebt sich etwa Folgendes: 

Die Acte von 1870^) verleiht zunSchst der ülstercnstom nod 
den ihr in den Essentialien gleichen Briluchen .nisserlialb von Ulster 
Gesetzeskraft, indem sie zugloich dem Lamllard die MHi^^luhkeit 
bietet, durch Kauf der dem Tennnt znf?teheudeii An^j iüche, die 
Custom ein ffn* n!l«^ Ma! an« der Welt /.u sch.ifTen. Dabei ist indcss 
der Tenant unter der (Justom nicht von den spezieUen Beneficien 
der Acte ausgeschlossen; er hat vielmehr die Wahl, ob er den 
Brauch oder die Acte für sich in Anspruch nehmen will. Dia 
Qewfthrungen, welche die Acte selbst dem Tenant anwendet, bestehen 
in der Hanptssche in der Anerkennung dezjenigen beiden Ansprfidie, 
die ich eben als die beiden Bestandteile des Tenant right im ob- 
jektiven Sinne beaeichnet habe. Das im good will sich Terkficpemde 
und recht eigentlich ans der Thatsache des Sitzens in der Ftebt 
sich herBchreibende Anrecht wird damit anerkannt, dass demjenigen 
Pachter, den sein I^ndlord ohne hinreichenden Grund zum Aufgel>en 
der l'acht nötigt, eine Entschädigung fui- Störung — compensation 
for dipturhrtiico sa.^t dftvS Gesetz — zngebilliirt wiixi, das Aiiroclit 
aus 'Ion voiii Toiiaiit liowiiktoii ^Vol•f!3^orh^">!lun;;en damit, da«sS dem 
abziehenden Pächter aucli eine Enli>cliädigung ffu* Verbessenmgen 

— compensation für impmvements — zu leisten ist. \Vas räie 
Störung ist. sagt das Gesetz nicJit an- h ü -klich, implicite aber er- 
giebt sich, dass jede Fachtontsetznng, die nicht durch das Betragen 
des PSchters, die Missachtung der Bestimmungen des Vertrages 
RflckstSnde der Rente, gerechtfertigt ist, als distocbanoe au betrachten 
ist Ja das Gesetz geht au Gunsten kleiner Hkditer noch über 
diese Linie hinaus, wie es denn fiberhanpt seine Tendenz ist, den 
Meinen Pachter mit einem stftrkeren Schnta zu umgeben, als den 

1) Landlord and Tenant (Irehmd) Act 33 und 34 Viot cap. 46. — Der 
Text des Oeeetses mit aosgedehntem Commentar findet eidi in dem groBsem 
Werke von BtohaTd R. Clieny: The Irish Laod Law and Land Pnrohase, 
Acts 1860 to 1891. DaUin 1893 & 149 ff. im Übrigen Ricfaey a 02 H. 

— Moutgomr>ry S. 185 ff. — Foumicr S. III tt, Kamentüt^ der lelstste 
giebt eine sehr eiDgehende Analyse der AotOb 
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groeaen, den tenant from ycar to year beflser zu ateUeD, als den 
leaaeholder, nnd anoh unter den leaaeholden Unterschiede zn Gunsten 
derjenigen mit kürzeren Pachtfristen zu machen. Ks lM..>tjmjiit, ihiss 
o'mo Exmission wegen Kielitzablung der Rente in «loin Fnllo als 
Distui iMiice geJton soll, wenu die Rente woniirri als 15 Hund 
per Jahr beträgt und Dacii der Meinung des Gericlitahofes exorbitant 
hoch ist ¥üx die oompoiaation fOr diaturbanoe stellt die Acte 
eine Scala aiil. Je nachdem der Steueiaobätzungawert der Pacht- 
steile stvgt, fiÜlt die Entsohftdigung, die immer in einem Mehr- 
fachen der Jahiesrente aoagedrQckt wird. Bei einer Jahreswert- 
öchiltzung von lu i'fund und durimlor s<»ll .sio nickt mehr als das 
Fi('K,.'iifa. li(>. bei einer Jahro>\vertf;f"hätzung von iiirhr als lOU riiiiid 
nicht mehr als das einfaciie der Jahresrente bctmgcn. Auf keinen 
Fall soll sie 250 Pfund übersteigen. In Bezug auf Verbcüserangen 
stellt das Gesetz, unter Constituirung einer Anzahl von Ausnahme- 
fiükn, die Vermutung auf, dass sie vom Pftohter oder von seinen. 
VoigSogem im Titel herrQhren und demnach zu ersetzen sind. 
Die Acte spricht endlich — und damit sind, soweit es sich um 
die Pacht handelt, ihre Haupt/.i'me erschöpft — von dem Verkauf 
des Pächterrechtes, freilich jiur \^>n uiaem Verkauf mit Genehmigung 
des Landlords. Sie sagt das eine Mal, daßß derjenige Pächter die 
conipensation lor ImprQvementB verliert, der den ihm erlaubten 
Verkauf des aus seinen Verbesserungen sich ergebenden Anspruchs 
veralumt. Und zum Zweiten heisst es, dass ein Fflchter, der keine 
Gompensation aus der Ulatercustom oder fAr Störung erhftlt, und 
der selbst oder durch seine Vorgänger im Titel das tenant right 
einst gekauft liat, unter gewissen Voraussetzungen und BeschrÄn- 
kiingeii von dem I^andlord, der ihm den Weiterve i kauf des tenant 
rigt nicht gestattet, eine Entschädigung hierfür ei halten soll. 

Sie sehen meine Herren, die Anerkennung der drei F's durch 
die Acte von 1870 war nur eine mittelbare. Zehn Jahre nach 
dem Gesetze von 1860 war es unmöglich, klar und unbedingt an- 
cueikennen, dass neben dem Eigentümer der Bebauer ein Recht 
am Boden haben sollte, von dem in dem Vertrage, welcher die 
Übeilassung des Bodens constituirte, keine Rede gewesen war. 
Und es war dies um so weniger möglich, als eben erst die Käufer 
im Lmded flstates Court eine neuf^ Art von EIigentuin»iitel erlangt 
hatten, einen Titel ex lege, einen parüauieutary title, wie die 
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Englflnder dies nennen, in dorn doch mindestens die Qanntie dft> 

für enthalten zu sein schien, dass nun nicht sofort eben wieder das 
iWlument < iiu n srhwci.n» Ein^ff in die bezahlten Rechte der 
neuen Eigentümer gut heissen würde. Man musste sich daher U- 
gnQgen, die fixity of tenure und die fair rent in der Weise aiun- 
erkennen, dam man dem VerpAohter daa Beoht lieaa, diem Picbler 
sn kflndigen, wenn dieser in eine höhere Beute nicht einwilligen 
voUte, daaa man aber mit der AiisObong des Reditea die Nach- 
teile der Auszahlung von EntschAdigungen verknüpfte. l£it anderen 
Wollen: Man machte einerseits dio Ausübung des Rechtes der 
RenüMierh^^hung und KüiKli'j-nne: zu einem Privileg des reichen 
LaudlotUn, und man gab aiidereiHeitti den landhungrigeti Kuiikiui eitlen 
um Piie)iten eine neue Form des Ausbietens sitzender Pächter lo 
die Hand, ijiilem man sie veranlasste, dem Landlocd ausser der 
higheren Rente auch den Ersats für die von ihm zu nhleade 
Compensation für StOmng xu bieten. 

Wenn die Fehler der Acte von 1870 nicht alsbald in die 
ErRcheintmg tmten, so lag dies an der wirtschaftlichen Blüte, dar 
liland in der ersten Hälfte der hicbziger Jahre sich erfreute. Die 
lluiue rulu AgiUitinii. \-'>n l<?^ac Hütt, i\om Fiihr-'r der irischen 
Uuterhauspartei, nur lau betri 'ben, lilict fast ganz ein, das Ijand 
war verhilltnismAssig nihig. Dies wurde anders, als in das f^uia- 
ment und bald auoh in die vordersten Reihen der irischen Bew^guag 
eine neue Kmft eintrat, Charles Stewart Ftoell, der nach wenigen 
Jahren die Leitung der Partei Butt aus den Hftnden nahm. Punell 
mochte ich für die interaesanieste Eroh^nung halten, die Iiland to 
diesem Jahrhundert hervorgebracht hat: er stellt jeden f.ills den 
jüiurst»Mi und markantesten Typus jenoi- aus .1. m en<:lisclu-ii Rrtl.xiistua- 
tuin iiervuigfigangcnen protestantischen Politiker dar, die den irisc^heu 
UnabhftngigkeitsltcRtrobungen immer die besten Fühi'er gegeben haben. 
Er war weder durch tieferes ^sseo, noch durch glftnxende Bednar» 
gäbe ansgeaeiohnet und stand insofern tief unter 0*Connell. Aber 
er besass im Gegensätze zu O'Oonnell die Ruhe und die kalte 
Vornehmheit, die dem beweglichen Iren imponiert, und er hatte 
vor Allem im höchsten MaSvSO dio (tabe des geborenen Herrschers, 
fest zu wollen und andere Söluem Willen dienstbar zu machen.^) 

^) InteroBHaate Aufschlüsse über FSmell giebt Dameotlicih die beiehs 
erwftbote sweiblndigo Biographie von Bany 0*Brien: The lifo of Ghailes 
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Fternell ging znoftohat darauf ans, die irisoben tenants, die Masse 
des landbebauenden Volkes wieder in höherem Masse fOr die 
politischen Bestrebungen zu ^Winnen, und dies gelaog ihm toU- 
kommen, als 1877 schlechte Jahre für die irische lAndwirtschaft 

eintraten. Die I^andliga wurde gegründet, die mit ihrem Ziel — der 
Um\vii!plliiiii; dor Päfjhter in Eigentflmer — weit über die 3 F's 
llinau^l:in^^ die Prozcdui' dori Li<A cuUireiis wunle cii'iuidca und in 
einer L'nni» iip? v(jii Fälh n in der raffiniertesten Weise dui-chgefilhrt, 
und bald henst hte in Iriaud wieder der Schrecken. In den Jahren 
1880 und 1881 ergingen die öorichte vet«M:*liiedeuer Kommissionen, 
die siok mit den irischen Agrarzustäuden zu befassen hatten. In 
anem Torlftofigen Bericht der Bichmond Oommisaion wurde als 
Hauptursache des Ifotstandes neben den schlechten Ernten der 
letzten Jahre und der überseeischen Qetreidezuf uhr die flbermSsaige 
KcNdnu»»» um die F«me. g»«mt a»d die Übenohwemmoog der 
Tenants mit Kredit, und diese letzte Brsoheinuug wurde zum Teil 
auf die Torhergegangenen guten Jahre, zum Teil aber auch auf die 
Sicherheit zurückgeführt, die sich bei dem Pächter aus der Acte 
v<>ii 1870 ergab.*) Und in einem anderen Berichte dei^selben 
Xuuiiiiission hieRs es. dass 15 Prozent der kleinen rärliti i- auf 
Farmt^Ji von untci 8 Ptiind Jaiiresschät/.unu" iiir l. rhrochen müsstet», 
wenn ihnen keine Hülfe kUme.'-*j Nur mit Zagen und mit einer 
gewissen r^neDtechiedonlit^it e:ing die Richmonrl CoiiunisBion daran, 
die Durchführung der 6 l" s zu empfehlen.^) Dagegen trat der 
Bericht einer andeten Königlichen Kommisaion, die unter dem 
Yorsits des Barl of Beseborough tsgte und speziell ndt den Wir- 
kungen der Acte von 1870 sich zu befassen hatte, mit grosser 
Entschiedenheit den Kernpunkt der Sache. Er betonte, dass dem 
irischen Fichter im Falle von Paohtsteigerungen nicht an der Auf- 
lösung des Verh&ltm'sses und an der Auszahlung emer Compensation 

Stewart Paraell. — Vgl. ferner Augnstin Filou: Paruoll, sos amis ot ses 
ennemis, in der Revtie tlw 4eux morr^Jp^ vom 1.'. 1. I^HL'. — Ffir nanl Jlprvr: 
Lä Criso Irlandaise de]»uis la tiu du dixbuitiemo siccie iu&qu' ä uos jours. 
Paris 1885. S. 297 ff. 

') Preliuiiuajy Report frorn H. M. Cloiiuiiissiouons ou Agriculturo. 1881. 
Ptel. P^. C, — 2778. S. 7. 

PrelimiDary Report of the Anistant CammiBrionerB for Ireland vom 
1. Jan. 188a Pari. Pap. a — 2951. 8. 2. 

«) Prelimmary Beport der CSommiasione». 8. 8, 20 ft 
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gelegen sei, da»8 es ilim im Gegenteil darauf aukotume, in der 
Facht SU bleiben, die ihm die einzige Muglichkeit des Lebeo»- 
Unterhaltes gewUun. Der Beport wies danuif hin, wie aus dieeem 
Grunde trotz der Acte von 1870 die Renten wieder gestiegen neien, 
und er asgte ausdrQcklioh, dass es sines unparteiischen Yerfahrans 
bedOffe, um die HOhe der Bente festeusteUen, dass fixity of tenure 
ohne ftur rent ein Unsinn genannt werden mfisBe, und dass m 
lächerlich sei, dera Tenant ein Eigentumsrecht zuaubUiigen, dessan 
Wert ablian;;m^ sei vom Willen des Liiiidlorcls.*) 

So entselil<'»rii sich dfMiii ( iladston«' und das i'ailiuiiont zu 
tior Landact« von 1881, oiiH in Gej*etüe, das in llnfsei-st kasnisti- 
Kcher Weise in Einzelheiten sich verliert und von dem einmal l»e- 
rechnet worden ist, dsm es dreimal so lang sei als die Verfassungs- 
acte der Vereinigten StaateUi das aber trotz dioser Mängel den 
entscheidenden Zug einer grossen Belorm aufweist 

Auch diese Ahle*) Iftsst die Olster Gustom bestehen. D» 
die Acte von 1870 bestehen bleibt, habe ich schon erwähnt; das 
aus ihr sicli eigebende System von Entsohädigongen wird weiter 
ansgobautf für die Compensataon for diaturfaance wird eine neue 
Scala mit Terbeesertem Prinzip und mit erhoUioh gröeseten Be- 
trägen festgesetzt 

Unter den wesentlichen Neuerungen des Gesel/>es ist die 
ersfo die unlxdiii^e Anerkennung des Recht« zum Verkaule des 
tt iiaiit riy^ht bei allen Pju'htnniren, «lic den nmi iandwirthst;haft- 
lichen Beirieb durch einen auf dem Hofe sitzenden Pächter zum 
Hauptzweck habeu. Doch sclüiesst der Verkauf die Oelteudmachang 
dei' Kompensation aus der Acte von 1870 aus. Ebenso erkennt 
das Gesets ausdrflcklich die Vererbung dee Päohterrechtes duroh 
Testament und ab inteslato an. Yerlmuf bedaif der Anseige 
an den Landlord, der ein Widerspruchsreoht — * jedoch nur ans 
lisonnablen Qr&nden — gegen die Person dee lOtaifers» sowohl wie 
gegen die dos Erben hat, und sich ferner auch die Teilung der 
FBumen unter mehreio Eiben nicht gebdien xu lassen braodit 

*) Beriebt der Bessbovough OomnusBion. 8. 7, 81. 

*) The Land Law (Iiehuid) Aot, 44 nnd 45 Viot Gap. 49 — Cheny: 

Tlie Irish Land Acts S. 217 ff. — Hootgomexy 8. 156 ff. — Foumier H, 
18(1 ff. — Eine deutsche Übersetzung der Acte giebt fidiuid Wiss: Das 
Landgeuets für Irland vom Jahre lÖBl. Lei|»ig 188^ 
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Dem, Laadlord steht weiter ein Vorkaufsreciht zu; wird er bei 
A.ii8fibaiig dieees Bechts mit dem Tenaot aber den Frei» nicht 
einig) eo erfolgt richterliche FestsetsuDg; macht er von dem Vor- 
Jkaufuecht keiBen Qebrauch, so ist die freie Abmachoog über den 
Pieie zwiechen Kftvfor und Verkftufer an keine Scfanunken gebunden. 

Auf solche Weise ist das Prinsip des free sale festgelegt Dem 
Rechte des freien Yerkaufs aber -wird der materielle Inhalt gewahr- 
leistet (luroh die Beslimraimgeu über fair rent ujmI fixity of tenure, 
die ihiuiüeits gi]»f.'ln in der Kiiifühiuiii; vauqi- richterlichen Ent- 
scheidung über die Hohe der Rente — jiulidal renf — laul einer 
festen Frist von 15 Jahren • — statutory term, wie ess lieisst — 
während welcher die festcrf^«tcllte Rente unveränderlich bleiben soll. 
Das Recht, die ritditerliclie Kenten fe?tstellung zu l>eantrageu, hat 
sovohi der Pachter, wie der Landlord : wähi*cnd des der Renten* 
feetstallung folgenden 15 jährigen Term ist der Tenaut gegen Renten- 
Steigerungen und — falls er sich nicht bestimmte Verfehlungen 
SU Sdiulden kommen l&ast — auch gegen Eflndigung durchaus 
gesichert Nach immer 15 Jahzen kann die Rente von Neuem fest^ 
gestellt werden. Doch steht das. Recht auf richterliche Bestimmung 
der Rente nur dem gegenwärtigen Pftchter zu, d. h. dem Pflohter, 
dessen Pachttitel spätestens aui 1. Januar 1883 konstituiert ist. 
Dem Pächter, der zui- Zeit (lor Emanntion des Gesetzes im Genuas 
einer lease, also eines fe sten Koiuraktes ist, wird das Recht bis 
zur Beendigung der Kontraktes i*eserviert, do< Ii längstens nur bis 
zum Jaliro IfMl. Der zukfinftige Pächter — luture tenant, sagt 
das Gmein — kann einen statutarischen Term nur in der AVeise 
erlangen, dass er sich einer vom Verpächter geforderten iärhöhung 
der Rente unterwirft Er ist dann, ebenso wie ein präsent tenant, 
der dies thut, auf fünfiehn Jahre gesichert, hat aber nicht etwa 
nach Ablauf dieser Frist das Recht auf gerichtliche Rente, sondern 
wird das, was das Gesetz einen ordlnary tennnt, einen gewöhnlichen 
Pachter, nennt Akzeptiert er die Steigerung nicht, so kann er, 
falls er nicht die Kompensationen aus der Acte von 1870 vorzieht, 
vniii Landloi-d eine Entschädigung für denjenigen AuBiaU veilan;^on, 
den die Rantenorhr»hnng beim Verkauf des tenant right vernr^iicht. 

liiernüt >iiui fliejuiiigen Haujitltestimmringen dor A(-te wieder- 
gegeben, äu} sieh auf das materielle i'achtimlit beziehen. Zu er- 
wähnen ist nur noch, dass die Acte in umfassenderem Masse noch, 
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als die Acte von 1870« ihre Nonnea lu swingenden macht, dtmit 

nicht etwa der Pächter unter dem Druck des Ijandkn^ unf die ihn 
zugewendeten Ben» tizi- n verzichtet Auf der anderen Seite gieU 
die Acte V*»r[..i<Jitern und i*<k;iitt;i)i iii»ofeni ein Mittel an die Haiid, 
Bich du'en Wiikungeu zu riitzi< li.io, als sie Paühtuugen, die aiif 
eine Dauer ton mehr als 31 Jahren neu kreiert werden, falls die 
hetreffeodeii Vertriige richteriiohe Billigiing erhalten, im Übrigen m 
ihren Bostunmungen eximierl Bs and dies die sogenannten ge- 
richtlichen Pachtvertifige — jndidal leases — nnd die festen Fteh- 
tungou — flxöd tenancies — VerhÜtnisse tlbrigens, die, wie ich 
liier einsf h.ilN'M müchto. nur in einer ganz geringou Aiiz«ilii vou 
Fällen künslituiert würden bind.^) 

Sie sehen, meine Herren, daes in diesem Gesetze das Element 
der richterlichen Diskretion von überaus weittragender fiedentoog 
ist Das Gericht hat, um nnr einiges anaufOhren, Yertrige m 
billigen nnd Kompensationen festzusetzen, es bestimmt den Weit 

des tenant riglit, wenn der Verpächter dasselbe erwerben wiH, 
und ontKoheidet darüber, wann der Fall vorliegt, in dem <lor 
Veqj^k^hltH die Pachtsteiie wieder für sich einziehen darf. Vor 
allem aber hat der Ueriehtshof die Höhe der angemessenen Rente — 
der fair rcnt, wie anch das Gesetz sagt — festzusetzen. Hier 
wird ihm die vollkommene Befugnis der VermOgensverteilnng über> 
antwortet, hier zeigt sich am deuüidisten, welcdien tiefen Ergriff 
einerseits in erworbene Rechte und anderereeits ist das Prinzip 
der wirtschaftlichen Freiheit das neue irische Pachteystem be- 
deutet l^nd nun uuiss man lH a< liloii . da.ss der Begriff dw 
fair rent in diesem Gesetze ebciiöuwt;hig deutlich gefasst wird, wie 
in der Ulster custom. Es heisat in der Acte, das die fair rent 
zu Itestimmen ist unter Anhörung der Parteien, unter Berück- 
sichtigung der beiderseitigen Ansprüche und unter Beachtung aller 
Umstände des Falles, der Pachtsteiie und des Bezirkes. Und dann 
heisst es weiter, dass eine Rente nicht in Ansatz gebracht werden 
soll fflr solche vom PSchter oder seinem Vorgänger im Titel T0^ 
genommenen Verbessenuigen, die der Laiidlord nicht bezahlt oder 
bonst abgegoltun lial, und dass bei der Berechnung jede Bezahlung 



*) Rfl|>ort from the Seloct Committea on Land Acts Ttvland (MorleyVhei 
Unterbausoomit«) vom 20. August 1894. Fsri. Pap. 1894—310. 8. iV. 
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fflir daa PSchterrecht «n den Paohtroigfloger auBser Betiacbt bleiben 
soll. Etwas weiteree wird über die BemeBBttng^ der fair lent nicht 
gesagt und anoh die ergftnzenden QeMtze, die naoh 1881 ergangen 
sind» haben — wie ioh hier gleioh bemerken will — nichts zur 

KlSrang dieser Frage bcigeti-agen. Für alle diese Bnt- 

Bcheidungen wird nun eine besondere BebOrde, die in Dublin 
residierende Land -Kommission eingesetzt. Tn der wichtigsten 
Funktiuii. <lt»r Entsolioidnng ült^T di«- l^rMiic. koiikunifieii zwar nach 
dorn Geöi't/j' mit der ijaijd-Kuiumi»hiou d'w i:o\VMliiilich-'ii Örafscliatts- 
gerichte, die civil bill eourts. ThntBächücii aber hat sich die Be- 
vAlkerung nur selten an (li<^ Civiigerichte gewandt, die Heuten sind 
vielmehr zumeist von d< n beigecndneten Kommissaren festgeBet7.t 
worden, den Assistant Commissioners, denen die Kommission diese 
T h ttti gke it za dekigieren berechtigt ist') 

Dass auch die Acte von 1881 keine anmittelbare Wirkung 
auBllbte, das hSngt einmal mit dem landwirtschaftliehen Notstände 
zusammen, der in dem so sehr auf die LandwirtBchaft angewiesenen 
Irland tich besonders bemerkbar machte» zweitens aber mit politischen 
Ki*oignissen, die noch der firischen Vergangenheit angehören nnd 
die ich hier nur zu streifen brauche. Solange die mkk litit^e 
Persßnliohki'ii und der starke Will-» Parnells die irische Paria ii le i it. 
iwlei UM<1 di*' Airitatioii /.u5iamnKiiliit'lt. wurde die Unzufriedenheit 
des Tenant kinislUch gesteigert, Parnell pflegte bisweilen zu sfigcn, 
er acoeptiere alle nc:rarischen Konzessionen der liegiorung, denn 
ein satter Mnnn könne l'-sser für homendo streiten, als ein 
hungriger.') Aber seine Haltung stand oft im Gegensatz zu diesem 

') Mit die wichtigste unter allen uübeautwortet gebUebeucu Fragou 
scheint mir die zu sein: Ffir wen ist bei BMueasnog der Rente das Moment 
in Beohttong zu Btdlen, das Stosrt Mill ^uneamed increment*^ nennt? Vgl 
liOid MentaSgle: Ihe Iriah Land-Qaestion t»-day. Nineteenth Century vom 

Mai 1896 8. 750. 

■) Doricht des Moiiey Cornnütteo S. IV ff. — ÜDter den oben bo- 
' zeichneten Verhältnis>seu nmsstou die Rontonfestsotzungeu sehr bald lebliafte 
; Heschwerd«* at^f B«'!t*»n ^\"r F/nndlordH fi»>rv<->rrnf*^'n. T^i«*f«» l^^^'-'ih werden 

: v^'fdi'ht^'ten sich zu scharfen Anklagen gegen die lAnd-Koninjission in den 

Fourth b'cport froni the Selcct Conimittee of tlie House of Lord.s on I^aud 

Law (Ireland) vom O.Juli 1S83, Pari. Papoi-s 1SS3— 270, dem alsbald eine 
i noch acdkiifere £rwiderung dw Ijnd-Kommiasioii Pari. Fapers 1883 — - C ~ 

3704 folgte. 

*) fi. O'Brien: Ufe ol ParoelL I 8. 291, 202. 

1 
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Ausspruch. So riet er denn nicht allein den Pächtern davon ab, 
die Wühlthaten der Acte von 1881 in Anspruch zu nehmen, 
sondern erliess aucli fast unmittelbar nach der Publikation der 
Acte das berüchtigte Manifest, das zur Einstellung der Bcnten- 
zahlttugeD aufforderte.^) An den iwiachan QJadfltone and PameU 
im Gefftognis su Küinainliam gesdilosBenen Frieden, an die &- 
moiduDg von Lord Fiederick CSavendiali und Mr. Burke, die diesem 
Frieden bald ein 

bome rule bÜls alternierende Bebandlung Irlands und an den. 

sigt' nannten Feldzngspian, der die Höhe der Rente «nfach den 
Gutdünken der Pächter überliess und Iilaii'l uui Julirc mit Uunihe 
und Verbrechen erfüllte, will k-h hier um erinnern. Im Jahre 1891 
ging Parnoll in uiiici diamali^>chen Katast rojih.' unter. W.'üv ci 
am Leben geblieben, so wäre Irland entweder aus der parla- 
mentni iK. hon Gemeinschaft mit England ausgesohioden oder weiter 
ein Herd agrarischer Unruhe geblieben* Bass dem anders wurde, 
daes dio Laodxeforra das erhielt was man in England ^ fiur trial% 
eine angemesseiie Probeseite nennt» ist vor allem dem Umstand txt 
Oute au schreiben, dass die Landbevölkerung sah, wie wen^ KnA 
und Wert die irische Parlamentsfraktion ohne Pamell besaas. 

Es hingt weniger mit den Fehlem des Oesefaes, ak mit dieaer 
Agitation und den durch sie herbeigefOhrten ZuslAnden zuaammeo, 
wenn die Landjicte von 1881 in einer Reihe von Nachgesetaen 
aniendiert wurde. Um» letzte dieser Gesetze — wt-nigstens das 
letzte bedeutendere — fällt in das Jahr 1890: zwischen 1870 
und 1890 sind nicht weniger als 25 irische Lsindl-ills im Pailamont^^ 
zur Annahme gelangt.^) Am Prinzip des 187U und 18bl 
schaffenen Pachtrechts ist durch diese JUegislatLon nichts geändeil 
worden. Erwrihnen mochte ich hier nur zwei wi( htitrere Eiuzel- 
heiten: Durch die Nachgesetze, namentlich durch das QeaeU 
von 1883,') sind Bentenrfickstftnde in grSaserem üm£uige unter 
bestimmten Voraussetzungen teils einfach erlassen, teils vom Staat« 
Übernommen worden. Und zum zweiten hat das Gesetz von 1887 
den leaseholders das Recht erteilt, schon vor AbJauf ihres PMht- 

') Das „No Rent" Manifest. Vgl. B. O'Brieu: Paroell. 1 S. 319 ff. 
-) H. 0. Aruold-Forster: Sisyphos in Irelaad. NineteeoUi Gentoiy 
vom Sopteinbor 1890. S. 345 ff. 

^) ArreatB Act 45 u. 4<i Yict ca^. 47. — Vgl Moutgomory IS. 172 II* 
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kontraktes die FeBtsotznn^ einer geriditlichen Rente zu bean- 
tragen.^) 

Nach dner anderen Bichtnng hin aber sind die nach 1881 
erlassenen Gesetze von grosserer Bedeutung. Ich habe biaher von 
den beiden Acten ven 1870 und 1881 nur insoweit gesprochen, 
als sie tlas Verhältnis von Verpächter und Pächter zu reformieren 
bestrebt sind. Neben dieser ilirer Hauptabsicht aber haln n die 
beiden Gesftze noch ein anderes Ziel, nämlich das doi- Schaffuiiij 
eint'S Staudes bäiieilirher Eigentümer. 2) Schon im Jahre 1809 
liatte die Gladstone'sche Church Disestablishment Act, die der 
anglikanischen Kirche in Irland ihren Charakter als Staatseinriehttnig 
lind ihre Yerm^nsauBStattang nahm,*) den mit der Verwaltung 
des KtrchenTenoOgens au betrauenden Staatskommissaren den Auftrag 
erteilt, das Kirchenland möglichst an kleine F&dhtor zu ▼erkaufen; 
die Eommisaare waren ermfichtigt worden, in solchen lUlen drei 
Ylertel der Kanfsumme gegen eine in 32 Jahren erfolgende 
Amortisation den Erwerbern zu kreditieren. Auf Betreiben von 
John Bright wurde diese Tendenz von der Acte ron 1870 auf- 
genoraiaon. ') Dnch geschah dies in ziemlich ungincklicher Weise. 
Die Vermittlung von Verkäufen der Landlords an ihre Pächter 
wiinie dem hierfflr recht wenig geeigneten Landod Estates Coiu-t 
übertrafen: und das iriseho Amt für öffentliche Arlieiten wurde 
zwar eniiächtigt, den Käufern einen in iir» Jahren zu amortisiei'enden 
Teil des Kaufgeldes vorziiachiessen, do( h sollte diese Quote nicht 
nnehr als zwei ürittel lietragen. Die Acte von 1881 übertrug dann 
(He Yennittlnng solcher Yerk&ufe auf die Landkommiasion und 
erweiterte den Torschuss wieder auf drei Viertel des Kaufgeldes, 
die zu 3^1^/0 Terzinst und mit iVtVo Jahren getilgt 

werden sollten. Ausserdem enthielt die Acte noch Erleichterungen 



') Land law (Iidand) Aet SO o. 61 Yict 38 — Oierry. S. 307 ff.. 

*y Einen guten ÜberUiok über diese Beite der modernen iriflohen 
Ag nu rg e e otzg ebuDg giebt Oeo^ Fottrell: Land Pntohase in Ixeland. Ni< 
Deteeoth Oeotniy vom November 1806 8. 829 ff. — Vgl. ferner besfiglich 
des ersten Teils dieser Reform IV>iiniier E 223 fL ~ Bericht der Bess- 
boroagb Commission S. 31 ff. 

') .S2 u. 33 Yict. oap. 42. 

*) fis Bind dies die sogenannten „Brigbt Glanaee" io Put n und Iii 
der Acte. 
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für Tenants, die gewillt waren, Güter in fee&rm — einer besonderen 
Form der Erbpacht — zu erwerben. 

Den entscheidenden Schritt hat dann im Jahre 1885 ^ T<m 
Lord Ashbonme, dem damaligeQ irischen Lordkanzler, eingebiachtes 
GeeetsE*) getbao. Die LandkommiasioD, die um xwd Mitglieder 
vennehrt winl, erhftlt durch die Ashbounie Act die EnnAohtigting; 
dem kaufenden Tenant den ganzen Kaufpreis ▼orznsohiesaen. Der 
Verkäufer aber bekommt von diesem Betrage KunAdhst nur rier 
Pflnftel, ein Fünftel bleibt als Deckung einstweilen bei der Kom« 
niission. Verzinsung und Amortisation betragei» ziis.iimi)* n 
in 49 Jahren ist der Vinschuss getilgt. Für dt n Zwock dor Acte 
wnnlen zuniir.hst miO OOO Pfund un<l zwei .lahit- >p;it'M- ihx-li 
einmal dieselbe Sununo bereit gestellt. I8iü endlich wuitie diesen 
Summen durch ein von Mr. Arthur Balfour, dem Staatsselcretär für 
Irland, verfasstes und durchgebrachtes Gesetz'*) noch <lor onnnne 
Betrag von zirka 33000000 Pfund ^ hinzugefügt. Für aUe Aus- 
gaben aus diesem vom britischen StaatsscfaatK zur VetfOgnng 
gestellten Fonds ist gewissen irischen lokalen Einkünften und einer 
Anzahl von Zahlungen, welche der Staatsschatz für speiieU irische 
Zwecke zu leisten hat, die Haftiug auferlegt. Der Yorschuss wird 
nur dann gewfihrt, wenn der Kaufpreis das zwanzigfaohe der Pacht' 
ronte nicht übersteigt; der Verkäufer erhält den Kaufpreis in 

pi"ozentigen Pfandl »riefen, die jederzeit gegen Kensüls iiui- 
getauseht werden können. Diese beiden (Tcsot/.«' v^n 85 und 'Jl 
sl' llrn in der Hauptsache das lieute für solche Verkäufe bestehende 
Kecht dar; nur in Bezug auf die Amortisation des vorgeschossenea 
Kaufgeldes haben Bio duirh das Gesetz von 189G*) einige Än- 
derungen erfahren. — Die Landkonunission bat das Recht erlialten, 
ganze Besitzungen ihrerseits zu übernehmen und dann unmittelbar 
an kaufende Teoants auszuteilen; sie will jetzt den Yersuob macbeii, 

*) Purcba.se of Land (ireiarid) act, 48 u. 49 Vict caji. 73. — Cherry: 
Irish Land Law S. 344 ff. 

*) Purohase of Land (Ireland) Act 54 u. 56 IHot cap. 48. 
Auf diese Höhe wird der Betrag gesohfttzt, der nach den BeeHn- 
mungen in Sektion 9 der Acte im gansen cor Verfttgong steht Cherry 6. 440. 

*) Land I^w (Ireland) Act 59 u. 60 Vict. cap. 47. — Über dieeea 
Oo.sotz und seine Voi^gesehiclito findet sich Nähons in den lieferaten von 
Piuf. Graliani im vorhanden Jahrbuch, Jahig. S. 302 fi, Jahrg. 1897 
ä. 468, 409. 
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grosse Wcidogüler, wie sie \ieifach seit der Hurigei^not durch 
Ziisainmenlogung von b'armen entstanden siud, aulsukaufeu und au 
kleinere Ackerwirte niiszuteilen. Es ist dies ein Yerfobren, das 
mit dem unaerer AnaieddnngS'KommisBion fflr Posen und Wcst- 
preii80en retglicheii werden kann. Im vorigen Sommer hat sich 
denn atioh ein Mitglied der Landkommission, Mr. Fkederick Wrench, 
mehrere Wochen in Posen anlgehalten, um sioh daraber eu 
informieren, ine die AnsiedelnngB-Kommiaaion beim Aufbruch von 
Qroesbetrieben rerfthrt und welche Resultate sie dabei ersielt 

Von manchen Seiten wird, nnd vielleicht nicht mit Unrecht, 
dat.m gezweifelt, dass der irische Bauer hent<i schon in .seinen 
wii isr haitlichen < 'n \vi»hiihr>itAii vorgeschrillen Lr« niig ist. um diejenige 
Veniiitw'ortung auf sich lu-hiiuMi zu können, wt li-he im 0«^<^en?^atz '/,u 
einem l^ilchtor, untl namentiicli zu einem Pilchler, lier einen statutory 
term geniesst in Eigentümer zu tragen hat. ^) Wie dem auch 
sei — die Teuants selbst scheinen jedenfalls zumeist dor MolTiung 
xa sein, dass sie besser daran thun, Pikchter zu bleiben. Die 
Verkäufe sind nur langsam vorwärts gegangen. Am meisten BJrfolg 
hatte noch die Ashbonme Acte anfzuweisen, demn Bedingungen 
fllr die besten — wegen der günstigeren Amortisation auch ffir 
besser als die der Acte von 1891 — gohalten wurden. Immerhin 
waren bis zum Jahre 1888 unter don vier verschiedenen Acten, 
<lie his dahin in Wirksamkeit getreten waren, üher 1 6 000 hiluerliclio 
Eigentüraei-stellen geschuni;u und zu diesem Zweck gegen 
SriOoiHiu Pfnnd vorgeschossen worden. Her Betrag, 
(Ici- Iiis 1890 in oiium einzelnen Jahre kreditiert wurde, war 
151IU0UM Pfund, und dieser Betrag Avurde im Jahre 1887 crroiciit. 
Niit'h Erlass der A« vr ii is'Ol ist die Summe der jährlich 
geleisteten Vorschüsse l»edeuteiid ziurQckgeg;inErr»n. Bis zum 
31. März 1896 hatte die Landkommission an Zinsen und Amorti- 
sationsraten im ganzen 2260000 Pfund zurfickerhalten; zur Ehre 
der Käufer verdient angefahrt zn werden, dass dieser grossen 
Summe nicht mehr Rdckstände, als 4889 Pfund gegenaber8tanden.>) 

') „The peosant proprietor bas the virtaes wbich tfae Irish farmer wanis, 
aod the vices from which tli ■ Iiislnnan is froo." I/Oiigfiold. S. 2U, '{0. 

*) Motitgoniery S. 175, ITC), na'-h einer 1888 von Solioitor Oanentl 
for Iroland im T'ntorhauso gfnmohton Angabo. 

ii'oUreÜ in der i^iuetetiatli Century S. 832, 833, 83U. 



I 



Digitized by Google 



— 768 - 



Sie sehen, meine Herren, daee der landbenliendeo Kiam 
IriandB die GehhTf Ton deo Brocni snsgelauift so werden. lor 

Zeit noch nicht droht Von dieser Seite her ist bis jetzt ihre 
Sk'lluiig üocii iiitiht eni.-llich en>cli filtert woiJciä. Anders aber 
steht OS mit der R^^form des Pachtrei^htes, die sich für ein(?n 
iKHieutenden Broctiteii der irischen Landgenlry geradezu al^ 'n 
yerliing;niB erwiesen hat Die finaniidlen Folgen, welche die 
Reform IQr die LandloidB gehabt hat, eigeiben aicii am Uantea 
ans einer Statistik der Bentenrodnktiooen. loh Utte Sie, mir xv 
gestatten, Ihnen einige ZaUen ans dieser Statistik sn nennen, die 
ich dem Berichte des Morlej'schen Untei liauscommittees vom 
20. August 1804 entnehme') und die flie lv'>?sultatc bis ?nm 
31, März 1894 zusammenfassen: Die Gesamtzahl der fixierten 
fair rnnts l>etrug 20i G54, d. i. ziümlirh genau die Hälfte der 
irischen Wirtschaftseinheiten. Mehr ais die ÜAlfte der FeststeUnng^ 
ntaüich 157178, erfolgte dnnsh die Landkammiaaion; hierron 
bezogen sich 182 474 anf Faofattmgen Yon Jahr au Jahr. 15 537 ^ 
wovon 13585 bei Jahrespachtungeo — gesohahen dnrdi die 
Orafschaftsgerichte, 121902 durch gerichtlich deponiertes üebw- 
ciiikniiinien der Paiteion. Die Entgi liei<lnjiLren der Landkoimnission 
re<lu2iei teil iui I Jnrohschailt die Ronteu der Jahref^pachtnngen um 
2i,2y^, die der le.iseholds um 21.7®^,,. Bo: .Ion ürafschafts- 
gencliten betrug der Durchschnitt 23,4% besw. 30%. Bei >n 
durch Übereinkommen fixierten Renten eigab sich, soweit die 
Do|)OBitionen bei der LandkommisBion stattfinden, ein Ünndiscbaitt 
▼on 17,7%, soweit sie bei den QralschaftsgerichteQ stattftnden, 
ein Dnrohsohnitt yon 17,2%. In 2192 FUlen, in denen gegen 
die Entscheidung der Grafschaftsgorichtc appelliert wurde, liess die 
Landli^uiuinis-iMM wif'hMuiii eine Rentoiiorli«)hung V(»ii durchsichnittli'-h 
3,1 % eintreten. Ziehen wir den rohen Diu-ciischnitt aus dietier 
Statistik, so ergiebt sich eine gesamte Rentenermässiguncr voo 
etwa 20%; liierbei aber mnss ich nooh anfahren, dass die Be- 
duktionsziffer von Jahr zu Jalir eine steigende Tendenz gezeigt hat 
Dieser Rentenermfissigung steht der Wert gegenüber, welcher sich 
bei Verkänfen für das PSchterrocht ergeben hat Anch hierfiber 
enthält dei- Bericht des Moiley'schen ConuailLees interessante An- 



') Die Zahlen fiiuiea sich auf S. IV, V dee bereits oitierteu Benchtes. 
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gaT)en, bei denen freilich zu beachten ist, daas Verkftofe von Btollen 
mit judidal rents mit Verkäufen aoloher Stellea znaammengewoifen 
sind, bei denen eine Bentenfixiening nioht 8tat(|;efimden hat. In 
Ulster ist der Dorohacbnitt ziemlich bo geblieben, wie er war, 
nSiDlich das 16,8 &ohe der Jahresrento. In den drei anderen 
PioTinaen betrigt er bedeutend weniger; in Ijeinster ist der Durch- 
sehnitt nur das 6,l&ohe, in Oonnaught das 10,2&ohe nnd in Mtmster 
das 10 fache der Jahresrente. Der Unterschied zwischen Ulster 
nnd den anderen Provinzen ist daiin begiündet, dass die ülster- 
custom da» Vorkaufsrecht niclit ivnerkennt, welches die Acte von 81 
den liandlorfls /.uliillij^-t. ^) 

Im Jalu-e IböO hatte bereits der Herzog von Leinster, einer 
der aileigr5ssten Gnindbesitzer vou Irland, seinen Pächtern . die 
ünnaCglichkeit, die Kenten um mehr als lO*/0 su ermässigen, 
damit erklärt, dass anf seinen QQtem Hypothekenschulden im 
Betrage von mehr als 500000 Pfund ruhten.^ Diese grossen 
Hypolhekenlasten des irischen Orondbesitses muss man in Betracht 
ziehen, wenn man in vollem 3£asse erfassen wül, welche Folgen 
die Landreform ffir die irische Landlordschaft gehabt hat In 
ungemein vielen Flllen haben die Reduktionen dem Grandeigen< 
tümer nicht nur den ganzen Unterechied zwischen dem Renten - 
willkommen und den Hypothekenzinsen genommen, sondern yin-l 
flher ilit'son üntei*8chied hinausgegangen und haben ihn also 
bankerott f^omacht. Will abor ein Eis^entünier. der keine Llypotheken- 
schulden liat und noch zahlungsiähig ist, aller Unruhe und allen 
Zweifeln, in die Oepetzgebung und Agitation die irischen Landlords 
geworfen iiaben, dadurch entgehen, dass er tmter der Acte von 1891 
▼erkauft, so gestaltet sich, romnsgeBetzt, dass sein Renteueinkommen 
1881 1000 Pfund betrug, die Rechnung fOr ihn lolgendennassen: 
ans den 1000 Plund sind durch 20prozentige Reduktion 800 ge- 
worden. Der Verlcaof bringt im Durchschnitt nicht mehr als das 
17Vs^e der Rente, also in diesem lUle 14000 Pfand. Diese 
14000 Pfund werden in 2 Y^pi'ozentigen Pfandbriefen ausgezahlt, 
tragen also jahrlich nur 385 Pfund, und von den 385 Pfund wird 
noch ein Fünftel von der Landkomuiisöiou als» Deckuug g^u 

'i :\rorley- Report. S. XVT 

^) Tiie Marquis of Blaudford : Tho ßrenking up of tbe Land Monopoly. 
Niii«teenth GeDtory rom Febmar ItiäL 8. 201. 
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Aniifillle zurückbehalteii. Der einzige Trost bei diesem truirigeo 
ExempeL liegt darin, daas aller Wahracheinlichkeit nacli der Mann 
viin\eT die tausend noch auch die achthundert Pfund jemals toU 

oder auch nur annähernd voll von den Pächtern gezahlt erhalten hat 
So ist, meine Herren, vom Standpunkte der Gniinloip lUiimer 
botHK-htet, dio Agmuelorin recht eigentlich eine lex agraria im 
röimö(?heu Sinne, eine Venuögen^^konfiijkatioa ia grossem Mass8tal>e. 
Die Konfiskation erschöpft sich keineswegs in den 20 Prozent 
Bentenreduktion; weit tiefer noch als diese Ziffer angiebti ist 
sufolge der Beschrftnkungon, die dea Landlord auferlegt worden 
sind, nifolgc der Unsicherheit, in die er Tereetzt worden Ist der 
Wert des irischen GmndeigentiimB gesunken. Gewiss wiid hier 
ein historisches Unrecht gesühnt. Aber die SQhne wird von 
einer Gonomtion gezahlt, der man nnmoirlK-h nooh einp Ver- 
autwortuiig für das, was einst gescliehen ist, auferlegen kann. 
Denn welche Onindaristokratie wäre vor Konfiskation sidier, wenn 
man ihren Xitel, sei es den juristisohen, sei es den moniliscfaen, 
bis auf Zeiten untersuchen wollte, die um e|n Vierteljahrtsusend 
zurflckliegen? Alle VorwQrfe aber, dio man den jüngeren 
Generationen irisoher Landlords macht, hängen unzweifelhaft 
nicht mit den Personen, sondern mit dem System zusammen, 
ujid sind doshalb »uigerecht. Man liat nie lM hau|)teii können, 
dass die Paciilrente, die der Eigentümer bezci:. in Irland eiue 
höheie Quote de» Ertnigswertes dai-stellte, als in England. Aber 
der middlemsn trat zwischen I.Andiord und Tenant, der Teoant 
Terstand nicht, den Boden geeignet au bebauen, und vor allem: 
ein Rentensatz, der einem Pächter von 100 aores einen an* 
ständigen UelierschuRS sichert, läset einen Blaon, der auf 10 acres 
sitzt, zu Boden brechen, In der Kleinheit der Paehtstellen 
war es nwh weiter begründet, dass die AiKsütallung der 
Farmen iiiii üLbauden und dergleichen. <1. reo Unterlassunir mau 
80 oft dem irischen liäuUeigenthüruer vurgeworien hat, für ihu ein* 

') Dio Vci-suobe einer Rentenstatistik für Irland inus-sten bei der 
Kigoiiart tl«n- PachtvcrhHlfi'i'«'^'" stets den grössten RfhwirriirkritnTi It-'urrrfifMi. 
Im (iiimd'^» '.'♦»ünTnmcn ist man h'i <]or Bf>nrtoiluii;^' dfi Il ^ht- üci I'..' Iit- 
rente kaum über alle'^tnt iiie Betiat:btuugeii liiDaiisgeiarigt. Vgl. iiniess immer- 
hin Arthur Young's J\mr iu Ireland II S. 10 fl".. Crumpe S. 22ii. Devou 
Heport S. 753 ff., Loog&uld ä. Iii, Besäborough Keport b. 3. 
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fach <>iiio rinnrinliclikpit wai-. Man hat gei^iigt, das,^ es mit dfiii 
Leiditsinii und der Pflicht vergeSHenheit der Qrumleigeiithümer zu- 
sammenhängt, wenn der Boden durch Teilung Tuid Unterpachten 
in BO nnafthlig viele Hände gelangt ist. Das mag vor der Katholiken- 
mainicipation allgemein und später auch noch fflr Absentees znge- 
troffen haben. Welchen Seh-wierigkeiten, ja welchen Oefahren aber 
in jüngerer Zeit gerade diejenigen Landlords ausgesetzt gewesen 
Bind, die mit Eni.sl um ihre Pftchterschaft sich kiwi.uieiten untl uut 
Onlnuni; \>oi ihr hielten, das ist oft gtiiiiL: vi>n Kt^nnern Irlands 
mit beredten Worten auseinandergesetzt worilon.'j Und s< hliessli(?h 
ist immer viel Klage geführt worden über wiükürliolie Exuiissionen 
und über Bentensteigerungen, die den Tenant nm den Nutzen aus 
den Ton ihm geschaffenen Terbessemngen brachten. Aber hier ist 
sicherlich von der H&rte und dem Eigennutz einzelner Individuen 
anf den ganzen Stand geschlossen worden.') Vor allem aber gilt 
es hierbei, zii bedenken, dass diejenige Klasse irischer Ijandlords, 
der neuenlinffs diese Vorwürfe mit d« ni gir.ssten Rocht geiuacht 
wenlen konnten, die Käufer im Lande«! Estates Court waren, die 
ihrem ürspiimg nach sicherlich viel mehr Zusammenhang mit der 
Teoautry, als mit der proteetantiaohen Oentry hatten. 

Mir ersdieint es nun aber unzweifelhaft) dasa es fflr 
Irland keinen Vorteil bedetiten würde, wenn seine Landlords 
als Klasse heute verschwänden. Sie sind für die Selbstver- 
waltung, ohne die eine mit ^rossbritannien vereinigte und Oross- 
britannien .iiiiiiftelhar benachbarte Insel nun oinnial ni«;ht gedacht 
AvoivU'n kann. un'Mitl'ehrlich. AVie wcniu' Ih-ulf n<« ii ili.» 9tadli<«c}H> 
Mittelklasse in Irlaud bedeutet, wie wenig sie fflr diejenigen ötVent- 
liclien Funktionen sich eignet, welche die ihr entsprecheii<len 
Schichten gegenwärtig in England ausüben, das haben eret in aller- 
jüngster Zelt die Wahlen zu den neu eingerichteten irisclien Qraf- 
schaftsiiVen und die Yerhandlungon dieser Körperschaften auf das 
schlagendste bewiesen. 

Aus derartigen Retrachtungen mOssen sich mancherlei Ho- 
fütchtungeu fi'ir die Zukunft Irlands ergeben. Auf dor anderen 
S' ilo kann al^r nicht entschieden genug daraiil hingewiesen werdou, 
w * ]< heil p< waltigen Fortschritt Irland seit der Mitt» dieses Jahr- 

>) Naasni Senior U a 46 ff. 109, 110. 
•) Vgl. Longfield S. 56 ff, 

49* 
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hunderts in vielen Besiehungen su TenEeidinen hat Seit dem 
Jahre 1841 sind weit über 1 500 000 acres ans Brücfaeni und 
wflsten Ben^halden in urbare Flfiche verwandelt worden.^) Es ist 
wahr, dasB in dieser Zeit das Ackerland im Yergleich za Wiese 
und Weide sieh eher vennindert hat; aber fOr den Natii>mdw<^ 
# stand haben die Knltnrarbeiten eine tinendliche Bedentong gehsibt, 

was in oi-ster Reihe aus der gegen 1841 fast verdoppelten Ziffer 
i\m Vielibestandeö sich ergiebt*'*) 1841 kam auf jeden Einwuhner 
Iiiamls 2.5. 1891 4.5 anes iirl.aivii I.amlf^.^') 1841 trah es in 
Iriand über üOOdno Wirtschaftseinheiten von 1 bis 5 anvs < ii '"i=iÄe, 
45 Jahre splltei nur noch 60 000.*) 1841 wohnte der bei Weitem 
grOsste Teil der Pachters* Ii ift in elenden Lehmhütten, heute ifit 
diese Art mensdüicher Wohnungen fnst ganz vom Boden Irlands 
verschwunden. Das englische Kapital ttngt an, sich nach Ldand 
SU wagen, die Depositen in den Sparkssaen sind bedeutend ge- 
stiegen und um schliesslich noch zwei wichtige Ziffem zu nennen: 
Wilhrend 1841 nur 21 Prooent der über 6 Jahre alten BevÜlkerang 
lesen und schreiben konnten, konnten es 1891 71 Piooent') 

Die Wurzeln dieses Aufschwunges liegen nun {reilich in erster 
Keilie in der Hungersnoth und in der ihr folgenden Auswandening. 
Aber auoli die Agiai ifforiu ihrerseits hat heute liereits eine iwäch- 
tige Wiilunig ausgeübt. Sie iiat in der Hevölkeniiii; das B<'\viisst- 
sein erweckt, dass der irische Bauer nicht mehr gäuüiich veilasseu 
ist, und sie hat damit endlich Kulie in das ungiflckliche Land ein- 
kehren lassen. Selbst in Kerry und Ckre sind heute die Be- 
ziehungen 2iwt>r>hen l^ndlord tmd Tenant gute; selbst in diesen 
Grafschaften, die früher die traurigsten Zustünde aufwiesen, gehen 
nunmehr, wie mir noch jüngst ein bedeutender Landagent aus dem 
Süden Irlands, also gewiss ein unverdächtiger Zeuge, mitteilen liess, 
die Renten in befriedigender Weise ein.*) 

') tjriinshaw: Faet.s and Figuies L S. 20. 
*) Urimshaw l. 8. 31, 33. 
') Grimshaw 1. 21. 

*) Leone Levi : The Material Progren of Ireland. Fbitnightly Beview 
vom Aug. 1887. 8. 206. Der Artikel enthilt eine F&lleioteieseantenliiteriak 
*} Orimshaw L 8. 17, 44, 55. 

^ Auf moiDe Anfrage, wie die Beaten eingiDgen, Isatete die Antwort: 

jadicial rents well; auf die Frage, wio die Beziehungen zwischen LantUofd 
und Tenant im Allgemeinen wftieu: good wikh few exoeptione. 
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Die Kulic Hher, die geguiiwrntis: in Irland a'ich ein7ii8t«^ll«^n 
anfängt, möchlo ich durcluius nicht ihr etwas an sich bedeutungs- 
volles halten; sie ist dun:;hau8 nicht ein Ziel, bei dorn mau ver- 
weilen kanu. Ihren Uauptwert erblicke ich darin , dass sie <lie 
Pcilitik einer Kefomi von langer Hand enuöglicht Der gegenwärtige 
Zustand ka/m nur ein interiuustischer sein, denn die Agrarieform 
ist nicht» anderes als ein Palliativ. HArt die AuBwandemng ein> 
mal auf, nimmt die Bevfilkening wieder einmal kriUtig 2U, dann 
stellt eich auch wieder^ wie der Kenner irischen Wesens befürchten 
mtiss, die Gefahr ein, dass die gegenwärtigen Tenants zu einer 
neuen Art von middlemen sich entwickeln, dass sie den Boden 
durchweg an solche Leute (Iberlassen, die ihnen einen schweren 
Zins für das Teuaut li^^ht schulduii. Bleibt es aber bei der Äus- 
wanderunsr, daiin vnbliitrt Irland langsam. Nur ein Mittt i kann 
hier endgültig hellen: die Einlührmig von Industi irr ii , die den 
Kcnlen, namentlich den Boden in den iiV>orv5lkerten Distrikten, ent- 
lasten, die Mensclieii aber dem Laude erhalten. Orr Industrie die 
AV'ege ZQ ebnen und daneben Fürsoige zu troffen für die Ver- 
besserung der Methoden der gegenwärtig noch so sehr im Argen 
liegenden Landwirtschaft^) — das ist die Aufgabe der weitaua- 
eohauenden Politik, die Irland von Noten ist und fOr die jetzt, wie 
ich meine, die Yorbedingungeii^ gegeben sind. — 

Sie sehen, meine Herron, dass die Entwicklung, auf die ich 
hier mit Ihnen zurflckgebllckt habe, noch zu keinem Abschluss 
gekommen ist. Aber sie ist jedenfalls au einer wichtigen Eiai^^e 
angelangt, und es wurde mich ficucii, wunu Sie mit mir daiin 
überi instimmen wnlltm. das.- der Ausblick von dieser Etappe K' iii 
ungünstiger ist. Und weiter wüi-de es mich lieuen, meine 

*) Mit diesen Fragen befasste sich ein ai's piivater Initiative hyrvor- 
gegangeues Comit6 unter dem Voraitz von 3£r. II. Plunkett währoud der 
PKrlameutaferien 1896. An der Spitze sdnes im Juli 1806 ergangenen Be- 
riobtes empfiehlt das Gomite die Einriobtnog eines irischeo Ministerituns 
für AdMrbau und lodnstrie, sowie für teduoisohea Uoterrioht in diesen 
beiden Gebieten. Report of the Beoeas Comraittee ou the Establishment of 
a Bepartomeut of Agricoltare and Industries für Irland. DuUiii, Belfast, 
London 18'.>ü. Dass ein geordnetes technisches Unterrichtswesen Irland 
vor Allein Not thrUe, betonten au 'h vi*»lf;\r!i funft^ tontf^ Z«nigen vor fiern 
unter dem VoraitÄ von Sir Kardloy Wilniot ti4;eniii.ii l ütorhausconiui für 
irische Industrie von löäü, deüsea Bericht bereits uitieil worden ist. 
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Henen« venu es mir gelungen seiii soUfe, in dieser Beepteduiiig 
sum deutlichen AasdroGlc zu briogen, dasB meine Meinungen im 
Qegensats zu einer in Deutschland weit Terbrelteten Anaicht steheo, 
zu der Ansicht nftmlich, dass England heute acch Irland wie ein 

erobertes Lantl behandelt Ich habe unter Anderem diesen Satz 
noch vor guniichl hiuger Zeit in einem der angesehensten Blatter 
der deutschen Tnjrüspresse ausgesprooheii t:efmi«l.'ii. E*! ijst >;H»her- 
lich walir, dass KiiijrianU einst ein giosbcs Umvcht an lilaii l 
gangen hat. Aber ebenso wahr ist es, dass England in diesem 
Jahrhundert alles gethan hat, um sein Unrecht auszulöschen. Englaiids 
Staatsmänner haben für Irland eine ernste und grosse Reform- 
arbeit geleistet, britischer Staatskredit ist f&r irische Zwecke in 
umfassendem Maasse Teipifibidet worden, und vor Allem: im aUge- 
meineu Interesse Irlands sind die gewaltigsten Opfer deijenigeD 
Klasse von irischen BOigern auferlegt worden, die nach Abstam- 
mung und GefOhl England am ÜSchaten steht, die mau nicht mh 
Unrecht immer „Englands Qamiaon in Iriand^ genannt hat England 
behandelt Irland hento nicht wie ein erobertes Land: aber es ist, 
wie ich meine, auf dem besten Wege, die Nachbarinsel nodi ein- 
mal zu erobern, und zwar dieses Mal iu friedlicher Weise. 



Guatemala. 

Referent; Antomo Cronzalez SaraviSi Staatsrat-üoentiat, 

Guatemala. 



A. Pelitisclie Vertemus. 

Giratemala, einer der fünf Staaten Central- Amerikas, wunle im 
.Lduv ir.J I duifh I'edro de Alvarado der spauiselkii Kiuuc unt^r- 
wui tea utul vuu üuiiuimtom in der Eitreuschaft eines Stattiuüters 
als von Spanien abli3nir'£rer Stn it i t niei t. 

Unter dem Namen „kömgreich Guatemala" entsprach die Ver- 
waltung desselben eins( Itlie-'lich der Statthaltereien (Gol)emacion€»s) 
Costa Rica, Nicaragun. HouduraSt Soconusco, sowie der Amtsbesirke 
(Corrcgimioutos) und Magistnturen (Alcaldias) von £1 Salvador und 



Digitized by Google 



— 776 — 



•^bi tpjw, welche bis zur Qründung der Intendanturen bc si i il n, 
den V. l oidrmniron Neusiianiens; die Ausübung derselben wunle durch 
die Oenend-Yerwaltong (Oapitania Genend) überwacht, deren Juris* 
diktion sich Tom 282. bis zum 296. Längengrade nnd Tom 8. bis 
zum 17. Gntde nördlicher' Breite ecstreokte, d. b. vom ClüMo, 
Giense der Gerichtsbarkeit Hezikca} bis zum Gfairiqni, welcher den 
Endpunkt der Jurisdiktion Santa F6 Columbiens bildete. 

Die Verwaltung Qnatemalas riditete sich nach den Gesetzen 
Spaniens und insbesondere ii.u li denjenigen des spfinisch* d Iii iii iis, 
genannt „leyes Indias", so^vie den < inloimauzcu der lutcnduuten. 

Als die Unabhängigkeit Mexikos iu Ignala am 24. Februar 1821 
erklärt wurde, folgte Guatemala seinem Beispiele am 15. Septem lu r 
desselben Jahres und man be.«t hln?is die Ablialtung eines konstitu- 
ierenden Kongresses für den 1. März 1822; dieser Kongress kam 
jedoch nicht zu Stande, da sich die Nation auf Anregung des 
damaligen Kaisers Itorbide schon am 6. Janoar desselben Jahres 
▼orheigenanntem Beiohe einTerleibte. Die Dauer dieses Kaiser- 
reiches war jedoch eine kurze nnd bei seinem Sturze wurde end- 
gültig die Unabhftngigkeit Centrai-Amerikas am 1. JuH 1823 erkl&rt 

Die National -Versammlung rief jetzt eine fedciale Eonstitution 
in's Leben, welche am 23. November beschworen und beetfttigt wurde; 
sie hatte zum grösstcn Teil die Verfassung der Vereinigten Staaten 
v»)ii Nord-Amerika als Vuibild genomnicii; sie |>ikssto daher auch nicht 
für <>ntral-Amerika, de*^sen Tremiuag (diegn^g-arjnii) di iin auch hiüd 
ßtattküil. Schon durch Dekret vom 30. Mai l.S3ö erkläiten sich die 
Staaten tiuateuiaia, Salvador, Honduras, Nicai-agua nnd Costa Rica 
für uuabliiingig von einander, wogegen sich Chiapa-s und Sooonuaco 
Mexiko einverleibten. Gu&temala organisierte sich in Folge dessen 
politisch gemflss den Konstitutionabeschlössen vom 19. Oktober 1851, 
wobei das Gesetz vom 5, Deosmber 1839 sur Anerkennung der 
bflrgsrlichen Rechte (derecfaos del ciudadano) angenommen wurde. 
Kraft eines konstitutionellen Gesetzes vom 11. Dezember 1879 fAhrte 
man eine neue politische Organisation ein, die jedoch am 23. Oktober 
1885 nnd nachträglich am 5. November 1887 und am 3. August 
1897 reformiert wurde. 

Die Konstitution lä-sst die Einverleibung rm. it. inalas iK lu 
übrii^on Centrai-Amerika zu unter der Bedingung, (l.is> .iie l>etrenehde 
Union eine beständige, gerechte, voikstümiiclio und vortoüiuifto mi. 
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Die Regioningsgewalt (Poder Supremo) ist deraokmtist^h-republi- 
kaiÜBch und rei)ro8ontativ und teilt sioh in legialative, exekutive und 
gerichtliche (judicial) Gewalt 

£Me Guatemalteken bestehen aus elDgeborenen und natunü- 
merteo BQiigenL Die ejugeboieneu Büfger and adobe) welche hiar 
oder auf emem too Guatemala abhAngigeo Gebiete geboren Bind, 
mit AuBoahme der Kinder diplomatiflchar Vertreter, welcfae einen 
guatemaltd[i8chen Yater haben oder auaser^elich von einer gaato> 
maltekiscben Mutter im Atidande geboren sind; diese werden jedoch, 
sobald sie In diesem Lande ihren Wohnsitz nehmen oder auch ohne 
diesen L'iiiölaiul ( iiihI» iii;ütcken, wenn sie i's d< n (irsi tzon des l>e- 
treffenden OebüittjlaiJ<ks gemäss sind oder das Keclil haben zu 
wählen und das hiesige Bilrgerrecht b^nspnifhen. Ebenso werden 
als eingeborene Guatemaltekon tietrachtet die, welche von anderen 
Republiken Central- Amerikas herstammen und vor der kompetenten 
Behörde den Wunsch aussprechen, Bürger au werden. 

Naturalisierto Bttrger sind solche Hispano-Amerikaner, welche 
hier anstBug sind und ihre eigene Nationallfftt verloren haben, femer 
alle Aualfinder, welche in gehfiiiger Weise das Bflrgerreoht er- 
Wethen. Das Fremdengesetz ist vom 21. Februar 1894. Das- 
selbe regelt nicht nur die dvile Stellung des Fremden in Qnats- 
mala, sondern ordnet andt diplomatische Massnahmen, die Naturali- 
sation, sowie Ausweisung des Fremden, die auf sie anzuwendenden 
Strafgesetze und sonstit^i' gerichtlichen Angelegenheit« ii. Di«^ Naturali- 
&4tjoii tresehieht diitcli Beschliims des PrUsidenten <]ov Hopultlik aut 
Grund Zriij^Miis^oii über gute Führung nach zweijiUirigem 

Aufentliall im Lantie und des Nachweises genügenden Einkommens, 
einer Profession. Knimt, Handwerk oder sonstigen Gewerbes, duroh 
welches der Beti*elTende sich anständig ornAhren kann. 

Das voischnftsmftssige Alter snr Erlangung des Bfligenechtes 
fOr jeden Guatemalteken ist einundawanaig Jahre» wenn er lesen 
und schreiben kann, oder Einkommen hat, ein Handwerk oder Ge- 
werbe ausübt, welches ihm die Mittel zur Selbsterhaltnng sichert 
Die Vollendung des achtaehnten Lehensjahres genügt jedoch für 
Militib'perBonen oder soldie, welche einen literarischen Titel oder 
Grad haben, der in einer nationalen Anstalt erlangt ist. Jeder Bürger 
hat StiiuMirecht bei den WahU ii iiii-l Zutritt zu allen offentlinhen 
Ämtern. . Dor ein uUeutiiühefi Amt bekleidende Ausländer eriiält did 
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Eigenschaft eines Bürgers, vorausgesetzt, dass er in keiner Weise 
den Bediiiguiiuoii tlos betroffenden Gesetzes ziiwid. rhainl«*lt. 

Die Gnindn'clite (f:araiitias) des Guateinullekeu bezieiien sich 
auf Freiheit, Oleiolüioit uud Sicherheit der Person, der Ehre und 
deB BesitztiiniB. 

Zur Yerurteilnof; von Vei^gehen der PMsae (delitos de impreota) 
ireiden C^eeohworeDe efnanot 

ISb bestehen ffir den Qnatemalteken Gewifisenefareiheit, Freiheit 

dea rnterrichts, des Kultus, der Presse (imi.rentii), de« Berufes, der 
Wahl des AiiltMithalts (locomooion), Luv. riet /.l)aikfiit der Wohnung 
und dpR Fi^'t atiiuiö, da8 Ktcht, politische (ider aixlcre Vor«Jamm- 
iungen abzulialten mler daran teilzunehmen nud diu übrigen, sich 
auf die Person lieziehenden fiechtc, insbesondere die Oanutio des 
„Uabeos corpue^ oder persöoUoher Ebchibition (exhihidou personal). 

In der Oiganiflatlon der legiatotiTen Yertretung besteht das 
SyBtem der direkten Wahl (snfngio dirocto) nnd der fiestimmiuig 
von Abgeordneten^ "welche durch Stimmenmehrheit dasn ernannt wer- 
den und /.war kommt auf jede zwanzigtausend o<lor einen Biiu hteil 
von •/.ellIltall^.'llli Wählst imnien ein Vi-itrt'ff»r (depulado). — Augen- 
blieklicii ist die Zaiii dieser Deputierten neutuuuiseduig und bilden 
diese die Nationalversamnüiing ni\< h dem EiukammersyKtem (uni- 
' camariate), welche alle anderen Volksvertretungen aiisscfaUesst Die 
Versammlung kann keine Sitzungen, um Qeeetzo 2u erlassen, ab- 
haken, ohne daas die absolute Hehrheit augegen ist 

Die SrQffhung der Versammlungen findet allj Ahrlich am 1. März 
statt und dauern diese Sitzungen gewöhnlich zwei Monate, welche 
Periode aiu-h um einen Monat \erläiit:e?t w i-rdru kann und ^^^e^ciiieht 
die Einl»erufung zu Spezial-Silzungeu durch deu Präsideiiteu (Ejeculivo) 
oder die permanente Kommission. 

Dieee Kommission hat auch, "wenn die Versamndung nicht 
tagt (reaeio), daraber su entscheiden, ob ein Gmnd au der Fahnmg 
eines Prosesses (causa) gegen gewisse Beamte vorliegt; sie 
leitet die schwebenden Oeschftfte. Dieselbe besteht aus sieben 
Deputierten, die alljfthrlioh durch die Versammlung bestimmt werden. 
— Die «exekutive Macht licet in <!• r Hand eine.s Bürtrers, wck-hor 
,,Präüidüal der Hejuiblik'- heijibt. Ders. ll.r wird vom Vuike direkt 
auf sechs Jahre gewählt und darf zum /.weiten Male nicht wieder- 
gewiblt werden, irenn nicht eine gesetzmilsttigü Periode dazwischen 
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liegt Er wird iu seinom Amte imtei'stfltzt dur<'h Staats^kretäre 
oder Minister, deren Aniahl sich augenblicklioh, wie 6B dia Dok 
Btftnde erfordern, auf tseohs belauft Die betrelfendeii Jliiusterin 
sind: 1. Das auswlttige Amt, 2. das IGiuateriiiiii der Jostis und 
des Innern, 3. das Finans^MimBterium, 4. das Hiniateriiim deB 
VerkehrB, Handels und der Öffentlichen Arlmtan, 5. das IßniBteriom 
des UnterrichtswesenB und Kultus sowie 6. das Kriegsmioisterinm. 
Ausserdem triebt es einen Staatsrat (Consejo de e^>tado). welcher 
durcli (!it> Natiuual -Vcrs>umiiiluii^ erwählt wird iiud uu» fünf Mit- 
gliedern tU isrlhen besteht Vier gehören der vollziehenden (it-widt 
au; diesen sehliesseu sich die sechs Älinister an. Die Yerwaitimg 
der Depailoments, worin <lio Kcpublik zerfällt, liegt in den IlAndeu 
von Präfekten (Jefes politicos), welche auch zu gleicher Zeit Militär- 
Chefs ihres Bezirkes sind. — Die Departements teilen sich wieder 
in Muoizipalititts-DiBtrikte unter lokalen Behörden, die aus einer 
gewissen Zahl von Bftten (Conoejales), Älkalden, SobSffBn (legidoiesl 
und ESnnefamem (sindiooe) bestehen. 

-Wo es angebntoht erscheint, werden auch in bestinunteo 
Distrikten KommiBsion&re (Comisionados Folitioos) als Del^iite der 
Prftfekten ernannt 

Die richteriicho Gewalt (Poder judicial), wolclic sich mit der 
Anwendung der Gesetze befsi8st, liegt den KMnhtern der Refmblik 
ob. — Eh existiert ein Ubei i^orirlitshof («'«dte önjuvnia), der lait 
tnnom Präsidenten und vier Richtern besetzt ist und welcliet ük-r 
die Nichtigkeit der Urteile der anderen Gerichte entscheidet (Casa- 
cion); ebenso urteilt er über Kekurse und hängt es von sein^ 
BrkUinuig ab, ob gegen gewisse Begierungsbeamte ein Gerichte 
verfahren eingeleitet werden kann. Ausserdem giebt es yerschiedene 
Appellationsgerichtshöfi^ deren jeder ans drei Beamten bestekt, 
ferner Richter erster Instanz in den Departements und Etiedens- 
richter fQr die mündlichen VerfaOie^ um die Sache Buntefast ta 
instruieren. 

PDr den Fall der absoluten oder zeitweiligen AbwesesliRt 

des PWlsidenten der Republik eriiöiiiit <1io .Nationalvei-samuilung 
alijähilu U ciiion ersten und rnioii /.\v.üt«'n Dobigniertca (d-'siguailo); 
diese haben evriilut !] die Wahl i:inej> neuen Präsidenten aiuuoJiiatn, 
doch ist die Einberufung nui' innerhalb emoa Zeitcaumea von 
seckb Monaten gütig. 
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B. €S6MtsUleher uad Gemtz^bnng. 

Während dcü Kiilonial-Regimes richtete pirh Guatemala mch 
(leu G*^- t/.ou dos Muttei-staates, d. h. teilweise nach vielen nocii für 
das römische Reich gegebenen Verordnungen, teilweise nach dea Bitten 
vaA Qebiftuoheii der filteren Qeseta-Sammlfingeti (foeros), femer nach 
der neuen nnd neuesten Semmlnng (Kneva y novimma Recopilacion) 
und nach den Geaetzm des spanischen Indiens (leyes de Indias). 

Anch nach der ünabh^lngigkeitserldfimng, d. h. nach dem 
lo. September 1821. befolgte man jene Gesetze, doch zog man 
besondeins die .lurispriuienz und fiiinud oin'4efülii*ten GehrSuehe der 
Tribunale zu Kate. Wenn .mau im Jahre 1837 das fcitrafgesetzbuch 
von Livingston anzuwenden begann, so geschah dies nur fflr kurze 
Zeit, weil man nicht die fiechtsprechung durch Geschworene 
einführen konnte, die jenes vorschrieb. Dieser Zustand fand mit 
der BeTolndon von 1871 seinen Abschluss und die Bepuhlik wurde 
mit neuen €lesetsen ausgestattet 

Es bestehen seither das bürgerliche Gesetzbuch (C<>digo civil), 
die Civilprftz«->sordnuiifj:: (C6die:" de Piucedimieiitria Civiles), diis 
Handeis-, das Stinfgesetzbuch ; die Straf i)rozcssonlnung sowie das 
Militär- und Fiskal-Öesetzbnch (CMigo militar, c6digo fiscal). — 
Ausserdem bestehen noch Heeres- Verordnungen (Ordenanais del 
ejercnto) und Sammlungen der Heimats-Qesetse (leyes Fätrias). 

Das Civil-Oesetsbuch ist demjenigen von Peru nachgebildet. 

Die VoUjährigksit flmgt mit dem 31. Lebensjahre an. 

Man erkennt die Vormundschaft (regiraen de tutela) an, sowie 
di>' gpsptzHehe Verbindung in d-r Kiie (sociedad le^^al en ol ma- 
triiuonio). — lÄ'tzlere hat einen weltlichen Charakter und ist die 
Auflösung derselben dem Bande nach zttÜU^sig. 

Das Recht zu ietztwilligen Verfügungen (testamentarisc^hen Ver- 
fflgungen) ist gewfthrleistet und die Nachforschung Ober die Vater^ 
sdialt ist mit Beschrllnknng (restriccion) gestattet — Jeder Vertrag 
Uber unbewegliche GQter mnss beurkundet werden, alle anderen 
Volrlge Ober einen Gegenstand, dessen Wert die Summe von fHnf- 
huüdert Pesos übeiisteitrt, müssen ebenfalls biiltlirli .ibtrefcisst sein. 

Das (iehetzbuch übur Pm/ess-Vei lain tMi isf dem luuxikaiiisHien 
analog. — Es giebt schriftliche und niüruiliche Gerichts- Verhand- 
lungen. Dieselben teilen sich in gewöhnliche und summarische, 
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je naoli ihrer Natur und Wichtigkeit — In allen Rechtsangeleg<eii> 
heiten giebt es nur zwei Instanzen. — Das UAndeisgpeBetzlnicli 
Stammt vom ohilenisdieii ab und aeiiie DispositioiieD toBd prakü^ich. 

Jeder, welcher durch die LaodeBgeaetze befiUügt ist, Ver- 
bindlichkeiten' eiiunigefaen, bat geeetzUoh die Ifliiigkdt, Handel 
zu treiben. — Strefgesetibflcfaer giebt es swei, wovon eines sldi 
auf das spanisGlie Strafreoht etfltst» welches eine Abstofong der 
Strafen anerkennt und die Todesstnfe znÜM; das andere hat 
Strafen wesentlich korrektiven Charakters und enthält das System 
der relativen Strafe. 

Di«' K;issaii<>n und Kt'vi.^ii.n der IJrt-eile sind sj>eyJ«^ll sr<v 
oitinet. Das MiUtSrgesetzbuch enthält einen materieJieu und einen 
prozessualen Teil. Die Todesstrafe st»^ht auf viele Verbi^^hen, 
insbesondere auf Untreue gegen das Yateriaod. Es giebt auch 
spesielle Voi^hen, über welche je nach ihrer Natur ein gewfihn* 
liches oder ein aus höheren Offizieren zusammengesetates Kriegs* 
gericht entscheidet — Die Hderesverordnungen sind dem betreffenden 
Kodex augepasst Die in Kraft befindlichen sind die vom 3, Nov. 1897 ; 
denselben geht ein konstitutioneller Teil voran. Ais zum Heers 
gehörig werden die Oiiateraalteken vom 18. bis zum vollendeten 
oO. Lebensjahre betrachtet. Das Heer teilt sich in das aktive Heer 
und die Reserve. Der aktive Teil rekrutiert sich durch Losung 
l>oi Zulassung von Freiwilligen; Werbung ist gestattet. Der 
Dienst dauert unter normalen Verhaltni«ft n ein Jahr, doch kann 
dei"soIbe auch vorläncrcrt worden. — Djis liskale Gesetzbuch vom 
Jahre 1881, welches Liestimmungen über Offentücho Abgaben enthält, 
ist sehr reformiert wonlcn, besonders wo es sich um das Zollwesen 
und Gesetze Ober Kontributionen vom Jahre 1894 handelt. Im 
Allgemeinen wird die Wert-Abaohltzung per Gewicht oder ZsU 
und nicht y^sd valorem" gemacht, indem man eine gewisse Summe 
per Kilo auf Einfuhr dem Tarife gemSss bezahlt — fis gieU 
auch zollfreie Artikel und ist die Bbcportation ebenfalls frei mit 
Ausnahme des Kaffee's und einiger nicht nennenswerter Produkte. 

Es giebt Stempelgebühreii atif rapiei, Abgaben aul geistige 
Getränke und Tabak, dessen Hau jixlocli frei ist, Wege- und 
TestanH'iil>st. uiT. snwir» Abgabi'ii brini \'»'ikauf von riiiiiidriiroiit'ira. 

Alljährlich fin lct iiie Zusamnien»tcUuiig der wähi*ond doi» Jahres 
erlassenen iniändiisohen (besetze statt. 
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Wenn auch die Legislation ▼cm QuatemaUi in allen ihren 
Zweigen schon oemlich Tollatibidig war, so kann man doch 
behaupten, dass es im Jahre 1898 nidit an neuen Gesetzen fehlte. 

— In dem der Kanzlei deR Ministeriums des Veritehrs und 
r.nt'iitlichen Arbriteii imteigeordneten Zweigen erliess man solche 
über Eiiiwanderuiiir . ühor Patente, Eisenbahnen und Eigentums- 
entsetzung (Exproprifition). — Das Einwanderungsgosetz enthält 
Befreiung von gewissen Abgaben (francjuieias). Oarantieen zu 
Qunsten der Eingewanderten and etabliert einen Hülfszuschute für 
Paasagen a.8. w. Im Patent-Qeaetxo wird das gewerbliche Eigentoma- 
recht dem Fremden, welcher nicht in Qnatemala anaSssig ist, ge- * 
wShrlelstet 

Der Ban von Eisenbahnen wird besonders dnrch verschiedene 

Konzessionen und sonstige Vorteile begünstigt. Die Veronlnungen 
iiImt ExiuMpiiatian beeintmehtigea nicht das Eigciituiu, soweit wie 
(lit'>tja l»ei den kullivieit^^len Nationen dor Fall ist und tritt bei 
iJütweudigkeit der Expropriation vorherig© Enschildigung ein. 

Uber Fabrik- und Handelsmarken verhält pi* !i oin Kegistor 
im Miniateriam des Verkehrs und der Öffentlichen Arbeiten. 

Der Öffentliche Unterricht ist frei und richtet sich nach * 
dem Gesetse vom 27. November 1882 und seinen Reformen. 
Ober Landwirtschaft existiert kein besonderes Gesetzbuch, man 
flndet jedoch- hierflber die nötigen BesHmmmigen im Arbeiter- 
Gesetz vom 14. Februar 181)1. — Der Hauptzweig der Landwirt- 
schaft ist der AuImu d»^s Kaffee's uiul triebt p- hi-T firn>Kse 
Pflanzungen dieses FrodukLes, welche sich griisstentoils im Ik-sitz 
von Deutschen finden. Ebenfalls von Wichtigkeit ist der Bau 
des Zuckerrohres, Kakaos, Gummis, Getreides u. s. w. und frlilt es 
an Ffeide-f Rindvieh- und Schafsucht nicht Der Qiutemala-KafTee 
sucht seinesgleichen in QuaOlflt Fabrik-Indnatrien sind noch sehr 
Im Rflckstande. Die Handelaverbindungen dieses Landes bestehen 
hauptsächlich mit den Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, 
England, Frankreich und Dentschland und schliesBt sich Chile 
seit Kurzem den genannten au. Die Uauptvorkehi-swego bilden die 
Nord- iiiwl Südi>alinön und ist der Schiffsverk^lir verschiedener 
Dauiplurlinien ein ziemlich reger. Unter andctcin Uliandeit ein 
Gesetz vom 24. Oktol>er 1879 den Schutz über Eügoutum von 
literariai^en Werken und KuDSt-firzeugnissen. Es ist besonders 
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zu 1 rnif»rkon. dass Guatemnli <]<^i Konvention von Bern beitrat und 
Sick au dem Welt-Poslvertrage beteiligte. 

Die literariBche Bewegung Guttemalas findet in verachiffienetL 
Publikationen AuBdruck, insbesondere in täglichen Zeitungen, f^vne 
ZeitschrifteD, von welchen enteren „La Bepublica*^, ^Disiio de Centio 
America** „El Liberal^ und der in engUscfaer Spnche gedmckte 
„Onatemal-HQndd" die bebuintesten sind. 

In wirtscliafliliclier Hinsicht venspricht sieh Ooatemak durch 
seinen Beichtnm, seine ErediMnstitutionen , guten Bodenveriridt- 
nisse n. s. eine günstige Entwiokelnng. 



Haiti. 

Referent: Alexander Pemjol, froherer OeschftftstrSger, 
Abgeordneter, Portpan-Prinoe (Haiti). 

a) G^setigebmig« 

Die gesetigeberische ThAtigkeit wllitend der dritten Session 
der 21. Legislatuq^riode. 

dvilrei^ und CiTilpMieM. 

Beschlus*i vom 11. Mai, welclier (!;ihiii lantot. dnsp sieh eine 
Konuiii:--i'ju voll ivocht,sß-»»lehi'tPti /ii l-iMoii liaKe, zvve<'KS iiit'tli' Hli-.. h*»r 
Zu.saiiiüienfassung der \- 1-' liuMienen Dekrete, Cieeetse imd Beschlüsse, 
welclie augeüblicklicli in Kraft sind. 

Gesetz vom 11. Mai, betrefEend die Abftndoniii£r»n der Tif- ! XI 
und XU des OiTilproxessordnong über die gerichtliche fieachlag' 
nähme xim nnbeweglicbem Eigentiiaiie. 

Besigtes Oeeets bat sum Zweck, in Anbetracht der Ansdehnosg 
der Kechtshindel, welche in der En^siekeLang des Kredites ihzon 
Grund haben, die ailzn grossen FomMiUtitBn der gerichtlichen 6e- 
schagnahme von unbeweglichem Eigentume absnkünen. Bs hat die 
Interessen beider Parteien im Auge imd gewährt einer jeden daß 
gleichen gesetziiclien Schutz.. 

Gesetz vom 2>^. hili. Irli.«? die Abänderungen des Artikels 
1636 des CivilgesetzbucUes be:>tunmt. 



i 
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Dieses Geaets suoht, ohne jedoch dabei die Bechte des Glftnbigers 
zu verletxeD, demjeiiigeii Schuldner Schatz bu ^ewUhrsOf welchen 
imerwaitete ScfaicksalsschUige ausser Stand giSSetzt haben, seine 
. Schulden sn besahlen. 

Artikel 1836 hdast nnnmehr: 

Die Ansübiuig der Schnldhaft verhindert weder, noch schiebt 

sie (las gerichtliche Verfiihieii uiid die gewaltsame Kiüüeibung der 
Guter auf. 

In Haiiiielsaiigelegetiheitoii liat clor ( »läiil)ii;or (Wo Wahl /.wiseh^'n 
der Scliuldhaft und den andern Mitteln gewaltsamer Eintreibung. 

Mithin verhindert die Ausübung der Schuldhaft die gericht- 
Uche Beschlagnahme und den Vorltaaf der Gilter. 

Bs bleiben jedoch die Verordnung^en des Artikels H des Dekretes 
vom 22. Hai 1843 nnd das Kapitel 1 nnd 2 des Titels IV des 
Handelqgesetabuches .voUanf bestehen. 

Militäi'gesotze. 

Oesetz vom 30. Auguat, welches die Zahl der Offiziere des 
Obetfienenüstabs feHtäotzt 

Gesetz Tom 18. August) welches die Zahl der w^n besonderer 
Belohnang besoldeten Generftle aufrecht ertiftlt 

Strafrecht. 

Gesetz vom 21. Juli, welches gewisse Artikel des Strafgesetz- 
buches ändert. 

Bis dahin hatte wohl der Artikel 86 des Strafgesetzbuehes 
die VoUstieckang von Verarteilungen zu Geldbussen, zn Wieder- 
erstattoDgen, zu BntschAdigungen nnd zu den Kosten durch Schuld- 
haft erlaubt Desgleichen hatten die Artikel 37, 386 nnd 388 
cleeselbeQ Gesetzbuches die Daner dieser Schnldhaft fiestgesetzt, 
wenn es sich um Verurteilungen zu Gunsten des Staates handelte, 
Jedoch es unterlassen, die Dauer der ScliuMhaft zu bestimmen, 
Avenn es sieh uai Venuteilungen liandelte, die zu üunstcn einer 
irgeiullxjlit.'bigen arulci-en Partei orfMlirten. 

Diese Aliämlcrungen, welclie zum Zwecke haben, den Schuldjier, 
welchen dei- Staat selbst als zahlungsunfähig anerkannt hat, vor der 
"Wilikfir der klagenden Partei zu schtltzen, lauten: 

Die Artikel 37 und 388 des Stni^esetzbuches sind abgeftndert 
wie folgt: 
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Artikel 37. Wenn Geldlmssen und Koston zu Gunsten des 
Staates auferlegt wurden, wenn nach AbbOasung der I^eibes- uud 
der Ehrenstnife die Haft des Yenuteilten zur TUgoiig der Qeki- 
strefea ein ganzea Jahr gedauert hat» so kann Letsterer auf den im. 
Wege des BeohtB ^rgebrachten Beweis seiner absdntan ZalüiingB- 
nnflüiigkeit hin in Freiheit gesetzt werden. 

Die Dauer der Geftngnisstiafe wird auf sechs Monate heiab- 
gesetzt, wenn es sich um ein Vergehen handelt 

Und wenn der Venirteilte auf Verlangen der klagendt^n FarteieB 
oder der Civilparteien zurückgelialteu wird wegen das Schadenersatzes, 
der Wiedererstattung oder Kosten . welche iliiien /ugesprocheii 
wurden, so soll dir Dauer des Zuangsliaft s^ehp Moijat<^ betmg**n. 
wenn es sich um t inou Schadenersatz handelt, der nicht Huiiueri 
Piaater übersteigt und rin Jahr als Maxirnnm, wenn der Schaden- 
ersatz diese Summe übersteigt 

Diese Wiedererstattungen, fintschftdigangeiL und Kosten sehen 
die- Süfauldhaft nach sich. Sind diese Verurteilungen zu Chmsten 
des Staates eigangen, so kfinnen die Verurteilten Ton dem Rechte, 
welches laut Artikd 386 im Falle der in diesem Artikel ▼orgeseheneo 
Zahlungsunfthigkeit gewfthrt wird, Gebranch machen. 

Und wenn diese Verurteilungen zu Gunsten irgend einer anderen 
Partei geschehen sind, so soll die ganze Dauer der Schuidhaft 
di"ei Monate betmgeu. 

Öffentliche Hauten. 

Ministerieller Beschluss, welcher das Kegiement für das Dock 
in Port au Prince feststellt 

Aus diesen Bestimmungen sei hervorgehoben, dass, wenn es 
notwendig erscheint, die Schiffs der Regierung, mit Ausschluss aller 
Übrigen in das Dock au%enonunen werden können. Jedoch soUsa 
die Sohiifo, die sich in Gefahr befinden, dss Voireeltt selbst vor 
den Sehiflen der Regierung haben. Beim Aufiiehmen in das Dock 
sollen die fremdländischen Rriegssohiffe, die Postdarapfv, wekiier 
Nation dieselben auch angehören mögen, und überhaupt alle je«* 
Schiffe, welche sich in dringender Gefahr l»efindeu, bevorzugt 
wenlen. 

(njsetz v«)ni 13. Oktober, welohes den Bau einer Eisenbaüß- 
liuie im NordUopartemont bestimmt 
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Kon4nikt vom 1. Oktober fQr die SenkuDg dos telegraphischen 
Kabels der nOompignie fran^alae" im Kap Haiti. 

Üiiteniclit8-lliii8teffiiini. 

Miüisterieller ßeschliiss vom 30. Auc^ust über die Abändorunereu 
«loi l{.^glements der ituiilü inisi hen und (diirurgiscliuii Fakultät zwecks 
VervoUkomumung der resp. btuUicn. 

Kulie-GeMlter. 

In Anbetracht der Ton den Lehrern dem Staate geleisteten 
Dienste, boschliesst die Abgeordneten-Kammer durch QesetK vom 
18. August, dieser Kategorie von Staatsbeamten ein Ruhegehalt zn 
gewAbren, welches sie vor der Not schätzen solL 

Recht anf ein Ruhe-Gehalt, welches den dritten Teil des festen 
Geliaites betragen soll, liabeii vom küiiflii^en 1. OktoV)or ab alle 
S<'hulinftp«jkt"iit»n. Unter- Scliuliiiftpektuii,!!, Lehrer inid LeluTerinnfTr. 
welche das fünfzigste Jahr erreicht haben und wilhi-end 25 Jalnvii 
im aktiven Staatsdienste des Unterrichtswesens waren. Die nicht 
wieder verheiratheten Witt wen von Lehrern tmd die minderjaiirigen 
Kinder von Lehrern oder Lehrerinnen haben Recht auf den vierten 
Teil des Rnhe^Gehaltes. 

Durch Oeeetz vom 29. September wird das Oesetz vom 
13. September, welches die Ruhegehftiter der richterlichen Beamten 
i-egelt, geändert. Bis dahin hatten alle diese Beamten, die in 
den Ruhestand versetzt wurden, ohne Unterschied von Ring und 
Gehalt Recht aui ein iiuhe-üelialL vou ."i<i (imiril. ii pro Monat. 

NiUih dem neuen Gesetze soll ein jeder richterliche lieamte als 
Ruhegehalt die Hälfte des Betrages seines Gehaltes erluüten. .ledoch 
darf das Rnliegehalt nicht höher sein als 100 Gourden pro Monat 

Fiianswefleii. 

0esetz vom 22. September über die EinfOhmng neuer Stempel- 
papiere. Kraft dieses Gesetzes wird es in Zukunft zehn E^ategorien 

von Stern pelpapieron geben: von S 0,0;"); 0,10; 0,20; 0,35; 0,70; 
S 1,35; .S"" 2,00; S 4,00; .S" 6,00: ,9 15,00. 

Der Erlanhnisscheiii zur Au.siiliiuig eines tJo\v.'rlp '> «nlcr des 
Handels wird auf Stemjtelpapier von tS" 4,00 gegeiten und <las 
Patent eines Ausländers auf Stempolpapier von ^ 15,00 ausgefertigt. 

öO 
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Die Gobfthr fflr Pässe für l'eisonen, die sich von <f»in<^m Orean 
zum Hiidern mler aiit das ainerikamädic Feetlaad begeben, ist auf 
S 10,00 festgesetzt. 

Das Gesetz vom 20. September bestimmt die Eingangszeile 
fOr auslADdische Seifen. Die ZöUe, von welober QwUitftt die Solen 
atich aeida, betragen nnbeechadet der ZnaohlagiSlle S 0^ ffir je 
100 Hund. 

Die dnroh Geaets vom 16. Deaember 1897 voigeeelieDe Nach- 
Bteiier von 25% -wird nioht auf die Seife erhoben. 

Gesetz vom 3. Oktober, welches vom ei*sten Oktober an Brief- 
marken von zwrlt \ orbchiedenen Werten cinfOhrt. S 1,00; 0.50, 
0.20, 0,15, 0,10, 0,08, 0.07. 0,05. 0.04. 0,03, U,n2, 0,01 cents. 
Und cinfiicho Postkart« ?ii zu S 0,01, 0,02 imd 0,03. Poetkarten 
mit l>ezahlter Bückantwort zu ^ 0,01, 0,02, 0,03. 

Gesetze vom 6. September und vom 15. Olctober, weiche fi^ 
gttnitmgakredite gewShraD. 

Das erste erOfltaet Kredite bia zur Summe Ton 
1^ 1 426 801,51 in nationalem Golde 
un d S 292 487,42 in amerikaniachem Golde 
1 719 288,93 

für das Kriee^sminieteritim. M;irineuiitii>t«'nuni, für das Ministerium 
der örtentlichen Bauten un«l des Ministeriums des Innera. 

l>aut demselben Gesetze werden diese Kredite io deo üachnuog»- 
berieht dos Finanzjahres 1895 — 189G eingetragen. 

Das zweite Gesetz er&ffaet Kredite bia zur Summe von 
S 667 411,25 in nationaiem Golde 
und von S 225 1^4,04 in ametikamsohem Golde 
1^ 882 555/29 

fflr das Kriegsministerinm, Marineminist^rinm, Kinisterimn des 

Innern, Ministerium der öffentlichen Bauteil, Kullnsiniiiisterium, 
MiniHtfi iiiin der AuRwIlrtieren Angel^euheiten, Ministerium der 
Finanz- 11 und llandeLsniiniöteriums. 

Laut demselben Gesetze sind diese Kredite in den Keclmuug^r 
bericht iles Finanzjahres 1897—1898 einzutragen. 

Diese übertriebenen Ausgaben (in nationalem Gelde^ 2 084 212.76 
und in amerikantschem Golde S 517,621,46) haben zu einrai 
grossen Teil dazu beigetragen, jene sohreckliohe Krisis hervorzurufen, 
welche das Land augenblicklich erlebt. 



Das Gesetz vom 1. November enniofatlgt die Ezekativgewalt, 
eine Anleihe von 5 MSllionen Dollar zu machen. 

DieeeB Gesetz wurde nicht aosgefühit, weil die Anleihe nicht 
gedeckt worden war. 

Gesetz vdin 7. Oktol)er, welches den Staatehaushaltetat der 
Ausgalten für das Finanzjahr 1898 — 1899 wie folgt festsetzt 

Kredite mid den verschicdeuen Staaissekret&iiea orOrTuet l)is 
uir Summe von: 

I^piergeld Ainerik. Gold 



Miuisteriuin ilt«» Aiuswuiti^^en 
Ministerium der Finaozeu u. des Handeis 
Krieg.sniiuisterium 

Maxiuemiuisterium . * 

IGniBtariiim dm Innern n. der Polizei 

Miaiiterinm der IMlEuittioben Bauten 

AokerbanmlniBterinm 

Hinsterinm des 0ffenll.l7nterrichawfl8eiia 

Jnstizministenuin 

KMltusministerium 

iMrektion der Bauk 

Staatasohtüd 



n 
n 
n 
n 
n 
n 

V 



27080 — 
025929,9-2 
1278867,28 
2Ü032Ü,— 
fie2937,01 
404264,20 



1» 
11 

»» 
t* 



91 642.90 
13228,28 
lir)H47,— 
91,440,— 
18200,— 
04440,— 
14000,- 
26040,— 



808000,60 

487204,— 
37080,— „ 63714,32 
120000,— 

361091,80 „ 183063U3 



f 5633067,71 • 2321203,63 



b) Literatur. 

Matcelin, frflheier Miniater der Finanzen, welcher augen- 
blicklich in Paris wohnt, hat nnter dem Titel „nne n^ocssit^'* 

(Eine Notwendigkeit) ein Buch herausc^ H'-b.-n , welclics für 
die Oocrenwart l-hliattrs InroroHso hirtil. I)t'i frühere Mini>^lor 
rät der Kcgiemii^', d-n AuhläntUtni doH Recht zu gewährten, un- 
l)ewegliches Eigentum mi tM\\nrbon. Das Gesetz vom 28. Februar 
1883 gew&hrte jenen Atisländern, welche Fabriken erbauen oder 
NiederiasBungen zur Landwirtschaft in einem grossen Massstabe 
Teianstaiten, das Recht, direkt unliewegliches Sigentum zn liesitzen. 
Die anderen Aoslftnder sind nicht im Besitze diews Rechtes. Aber 
durch das Hypothekenrecht, welches ihnen zuerkannt ist, hal»en sie 
thatsSchlich unbewegliches Eigentum. 

Allgemeine Auseinandersetzung der gegenwartigen I>5ig** der 
Gesf-häfte (Expose g«'-nir;tl «b» la Situation), jährlich erscheinend»» 
atiitliciie Publikation, w» h Ii«' 'L a Kanmtiin zugeHK-liiuivt wir<i. — 
Zeitschrift der Gesellschaft für Gesetzgebung (Keirue de la aoeiet^ 
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»lo l«'ü;islation) in Port au Printe: hi- Lieferung vom 2. Fel»rnnr 
iHiih veröffentlicht Auüzüge aus dem Handgesetzbuclie der Geineiniieri 
von Alfred Honri.juez und die Lizentialur-TUeae von Dufoit, öber 
die jui'isfiRchen Ergebiiiisse der Heirat zwischen ESnwolnieriunen 
von Haiti und Aualändern. — Die Lielening vom 2. Apnl enthilt 
eine intoreasante Studie von 0. Sylvain Ober das neutrale YeriulteB 
Haitis Im Bpanisch-amerikanischen Konflikte; eine Studie Thof? 
Aber das AuflOsangsrecht der politischen Teraanunlungen und die 
Lixentiatnr-These von X. Price. Die Ltefemng vom 2. Jnli enthSlt 
die Antrittsrede des Dr. Fen^re, wolcher vor knnsem zum Profpooor 
d<»8 Völlicrrochts an der Rochtsfakiili.'it in <';ip-Ilaiti ernannt wurde. 

Morel vcnifibntliflit in iscllx d I.ioterung oiiie Studie über 
die „tli*'»o!-ie <ies seitteno'- iinl(''i--i'iiiiii'''('s'. 

Die Lieferung vom 2. Seitteiiiber ist ausschliesslieli dem An- 
denken an unseren sympatliisehon Kollern und Freund. Thoi'V. 
Vorsitzenden der Gesellschaft fflr Gesetzg« l<nng von Port an 
Prince, gewidmet. Die Liefonmg enthfiit die Beden, weleiio auf 
seinem Onhe gehalten wurden und Auszüge aus den Zeitungen 
bei dieser Gelegenheit Sie verQffentlioht femer das Ende der 
Forschungen Thobys über die republikanischen Yerisssongen und eine 
Dissertation Über den permanenten Ausschnss des Senates. 



Japan. 

Referent: Dr. Hatsvoami, ordentlicher Professor der Rechte, Tokia 



Es kann hiei' natürlich iiiclit meine «Aufgabe sein, sämtliche 
im Jalire 1808 erlassenen Gesetze tmd ergangenen Yen>nlnungen 
einer firOrtenwg su ontensiehen, vielmehr werde ich nur die wicbügstes 
hervorheben und mich auch hierbei lediglich auf die Gesetze d. h. 
auf die von den geeetsgobenden Eürperaohaften geechafiieDen Ver- 
ordnungen besohrftnken. 

L BüfgerHoheB Oefletsbnoli Nebengesetm. 

1. Das Familien- und Erbrecht 

Das jaiwuiisclie Bürgerlio)ie (lesetzbucdi besteht wie die Koli- 
ükatioueu vieJei* cmopäischer btaateu aus fünf Teilen. Die ersten 



üigiiizea by GoOglc 



— 7Ö9 — 

ilrei Teile : Allgemeiner Teil, Sachenrecht. Kceht der SchuldvcrliiUl- 
nisso wunlen schon im Jahre 1S96 von den geset/u' l'füflen Küritei- 
seiiaften heiraten, darauf vom Kaiser vollzogen und im KeicliBgcsetz- 
blatte pnhliziert Im Jahre 1898 wurden die Innden anderen Teile, 
das Familien- und Erbrecht, zum Gesetze orhuben. Sie um&sson 
die Voraciuüten der ArtUral 725 bis 1146. 

UrsprOiiglioh war svar beabsichtigt^ alle fOnf Bfloher zu gleioher 
Zeit In Kraft treten zu laasen, aber das praktisohe Bedflrfiiis, soivio 
innerpolitische, aber anch diplomatische Erwägungen, vor allem die 
Äiiafnhnmg des erneuten Handels- und Schiffahrtsvertnigs, führten 
dazu, /iinächst so schnell wie möglicli das Vermögensrecht in Kiaft 
trptt ii zu luööen und er-^t spilter an die Beai'beitung des ]?'ami]ieu- 
und Erbrechts zu gehen. 

Das Farailion- und Erbrecht ist zwar formell dem der anderen 
europäisohen Läadttr, besonders dem Deutschlands ähnlich, inhaltlich 
aber ist es von jenem grundverschieden. W&hrend See>, Handels- 
und Wechselrecht, schliesslich auch das ganze VennQgensrecht 
der Tersohiedenen Kulturvölker durch deren gegenseitigen Verkehr 
mit der Zeit zu fest völliger EjbhoiÜichkeit gediehen sind, hat sich 
im Familien- und Erbi-echt eine solche nicht erlangen lassen. Es 
sind vielmehr immer die ethischen Anscliaunniren der Nation, das 
h«:;iini.-i !i.-' Familieiil<-!"'ii, >M\\i.' wli tM luiltliche und so/JnIc X^uiiiUl- 
nisse zu berücksichtigen gewt.-.scn, und diese im Verein mit der 
gesamten gtjschichtlichen Eutwickelung eines Volkes waren es auch, 
die das ja{)anische Jiamüien- und Erbrecht mit Material vorsahen 
und ihm seine Form gaben. 

Während bei allen europSischon Staaten in der Organisation 
der Gesellschaft das System des Didividualismua sich Bahn gebrochen 
bat, blieb in Japan die Familie als Sozialeiner eilialten. Da 
hierauf das Wesen des sozialen Ijebeus in Japan beruht, so hat 
aiir Ii der Ges*?tzgeber an dieses Resultat historisch -sozialer Ent- 
wickuluiig iUikuüpfen oiid t « 5 d^r liparhoitunsr des Familien- un l 
Erbrechts Rücksicht nelimen müssen. Das japaru.-^rlic Recht behandelt 
die F'amilie als eigenes Kechtssubjekt, als eine Art juristische Person, 
(leider geht es meines Eiaditens hierin nicht weit genug) ^) und 

*) Diü Darstoliung der Vorzüge des FamilLsmus gegenüber dem meiner 
Meinung tuush za stark aus^'epriigtoD Individualismus in den mewteo 
auropfiischen Staaten sei einer besonderen Abhandlung vorbehalten. 
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regelt deragernftsB die Bostimmnngeii über die hauahenliohe Gewalt, 

Adoption, „Iiüdo^ u. fi. w. 

Zur nftboren Erklärung des Begriffee der ^amiHeF' rnOgen hier 

die folgeiulcu Artikel Erwähnung finden. 

Familien-Recht 

Zweiter Abschnitt. Hansherr und Hausgenossen. 

732. Die Familienmitglieder des Hiiusherrn, weiclie seinem Hause 
(Staniniiiause) angehören, und deren Ehegatten sind HaufigenoaeeB. 

733. Das Kind tritt in das Haus des Vaters. 

Wenn dieeer unbekannt ist, tritt das Kind in das Haus der Matter. 
Wenn die beiden unbekannt sind, gründet das Kind ein neues Han& 

746. Hausherr und Hausgenossen führen den Namen des HanssB. 

747. Ber Hausherr ist reipflichtet, die Hausgenossen zu emfihzen. 

749. Hausgenossen dürfen nicht ihren Wohnsitz gegen den 
Willen des Hausherrn bestimmen. 

750. Hausjffonoasen bedürfen zur Eheschliessung und zum Ab- 
sciiluss eines Adupliousvortrages der Einwilligung des Hausherrn. 

n. 1». 772. Ein Kind bedarf zur Eingehung df^r Eh<- «L i Ein- 
willigung der Eitern, nur insoweit als diese demselben Hause 
angehören. Ein Mann, der das Alter von BO Jahren, und eine 
Frau, die das von 25 Jahren erreicht hat, bedürfen dieser Ein- 
willigung nicht. 

752. Der Hausherr kann nur unter folgenden Bedingungen 
„Inkio*^ machen. 

1. Er muSB über 60 Jahre alt sein, 

2. Sin handlungsf&higer Hauserbe muss bereit sein, die Erb- 
folge unbesdirfttikt anisnnehnten. 

755. Eine liaubheiriu kuiiii auch vor Erreichung des 60. Jahi"es 
„Inkio" machen. 

n. b. „Inkio" ist ein dem deutschen AlleiUeil entsprechendes 
Institut mit völliger Aufgabe der Patria Potestas seitens des FamiUen- 
oberhauptes und Unterordnung unter die Fotsstas des Kindes in 
der Form euieB gerichtlichen Verfahrens. 

Vierter Abschnitt Eltern und Kinder. 
837. Jeder Volljährige kann Kinder adoptieren. 
841. £hegatten künnen nur gemeinschafUich adoptiecen. 
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860. Das Adoptivkind erwirbt die Stöliung eines elielichen 
Kindes s-nner Adoitti veitern. 

bUl. Das Adoptivkind tritt in daa Haus der Adoptiveltern. 

Erbrecht 

Erster AbBchnitt Die Sucoession in die hausherrliohe 

Gewalt 

964. Die Saooesaion in die itauaherriiche Gewalt tritt aus * 
dnen der folgenden Gründe ein: 

a) Durch den Tod, „Inkio" oder den Verlust der Staats- 
angehörigkeit dcN ilaiibhürni. 

h) Wenn der Hausherr infoltre Auflösung der Ehe oder des 
Adoptivverliältnisses aus dem Hause aussc;heidet. 

c) Durch die Eheschlicssung der Haushcrrin mit einem Manne, 
der in ihr Haus eintritt, sowie duroh die Sclieidung einer solchen Ehe. 

968. Das bereits empfangene Kind wird in Bezug auf die 
Snooessioa in die hausherrliche Gewalt als bereits geboten behandelt 

986. Der Hauserbe suooediert von der Zeit, in welcher die 
Suooeasion in Kiaft tritt, In alle Rechte und Pflichten des frfiheren 
HtUfiherm; aiisgenoramen sind diejenigen, welclio dem Hausherrn 
höchst persönlich zustaudea. 

087. Das Eigentuirl an den Familion-Anrnden, an den beim 
Ahnenkultus gebrauchten lierätschaften, sowie an den Qi'äbem des 
Hauses ist e'm Privileg des suocedierenden Hausherrn. 

2. Das EinlüiirungQgesets zum ß. O. H. umfasat 95 Artikel 
und enthält vor allem die transitorischen Bestimmungen für die 
Übergangszeit 

3. Das PeiBonenstandsgeseix, welches zur EinfCDiruiig des 
Familien- und Erbrechts notwendig wurde, umfiuMt 223 Artikel. 

4. Allgemeine Rechtsnormen. (Hole.) 

E- ist «lieb eine Zusammenstellung von Rechtssätzen, vvolche 
in den europäischen Staaten iiire Hegelung teils in den Verfassungen, 
teils in den Eiideitumron, Einfilhrungs- oder AuafQhiiingsgesetzen 
von Kodifikationen gefunden haben; so bestimmt z. B. Artikel 2 der 
deutschen BeichBTerfassung, daas Gesetze in Kraft treten mit dem 
14. Tage nach Aufgabe des das Gesetz publizierenden Stückes des 
Beiohsblattes in Berlin. Eine dieser genau entsprechende Bö- 
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Stimmung finden wir im Artil[el 1 des genannten Oeeeteei^ aar 
da88 mit Rflcksicht auf die japaniachea Vori^ehnverliftltmase lier 
20. Tag ab deijenige des Inkrafttretens bestimmt wird. Dieee 
Vorschrift hätte m. E. auch bei uns in die Yer&ssuDg gsiiOrL 
Weiter schreibt das Gesetz im Artikel 2 vor, unter welchen Vor- 
auBsetzungoii Gewohnheiten als Geeetas in Geltung bleiben. Auch 
diese BcstinimunjG: hätte in der Verfassung ihren Platz finden können. 
Sie wäre hier wuhl :im besten im Ansehluss.- an jene Befiüuiiüung, 
welche gewissen Veix>nkiiiiitx<'ii „Kinky" (Nütverordnungeu) geüanut, 
Geeetzkraft l)eiiegt, behandelt wonlen. 

Eß haben forner der Code Nai)oleon sowolü, al>> auch die nach 
seinem Muster verfassten Kodifikationen das internationale Privatrecht 
in der Einleitung behandelt und dieses m. £. mit B^bt Denn 
wenn auch Aber das Wesen des internationalen P.R. Streit hsnsehen 
mag, so ist man sich doch in der Mehrzshl darflber einig, dass das 
internationale P. B. ein Bestandteil des büfgerlichen Rechts ist und 
dass es in diesem seine Gmndlsge hat. Ans dieser Erwlgung 
heraus hat die Kommission für den Entwurf elaes deutsdien E G. B. 
die Regelung des internationalen V, iL sogar in der Oodifikation 
selbbt liii zweckmässig gehalten; freilicii Iwliebte es dem liunJcÄraUj, 
diesen von \u-h'i riu<u \[t imd Sorgfalt zeugenden Teil des Entwurfsä 
vitllstaiitliL' 7,11 sti't iclien und dnfflr miv >\cni Eintüiirungsgejscl/,e 
eine Anzahl Hestimimmgen einzuIQgea, welche weder der Bedeutung 

internationalen Privatreohts entsprechen, nodi auf andere Vor- 
züge des £utwurf8 Ansprach machen dürfsn. 

In Jspan hat man die Regelung des intematioDalen P.R in 
jenem besonderen Gesetz der „Allgemeinen Rechtsnormen" für sn» 
gebracht erachtet, wohl in der Annahme, dass im EinfOhnmgsgeseU 
SU einer Kodifikation nur ReohtesStse transitonsdieik Ohankten 
Aufioahme Bnden durften, und dass ausserdem das internationale P.B. 
öffentlichrechtlichen Charakter trage. 

Im Ganzen ciiikäll das Oesetz 30 Artikel, die aber ^säiiiUich 
teils in der Verfassuns-. teils im B ClB. hätten ihre Kegelung finden 
können. Wt.'im l- nm' i:' niili' i- t_'inire\M.Mi(lt'l w iid . man habe die 
Verfassung unveräntlert und unberührt erhalten wollen und müssen, 
80 ist ein solcher Einwand nicht ganz vei-ständlich, denn die Scheu 
vor einer derartigen Äudenmg ist Goschmacks- oder Gefühlssache, 
vielleicht sogar eine poUti£che frage. Die Neusohslhing ei&sB 
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solchen io den Kodifioationen aller Volker wohl einzig dastehenden 
war jedenfalls m. E. nicht notwendig. 

Ks soioii im FoJgenctoii einige Artikel der „Hole" erwälmt: 

1. Ein Oesetz tritt in Kraft nach Ablauf von 20 Tagen nach 
demjenigen Tage, an welchem es verkündet wird. 

2. Die Oewohnheiten, welche weder gegen die OffentllcheOrdnung 
noch die guten Sitten Verstössen, haben Gcaetzkraft, insoweit sie 
vom Oesetz oder dnrdi Verordnung anerkannt werden und Materien 
betroffen, welche weder durch Gesetz noch Verordnung geivgelt sind. 

3. Die Gosehäftsfüliigkeit einer I^erson wird nach den Gesetzen 
lies Staates Ikmii teilt, dem die Person ;uier"h'''rt. 

7. Die EnLsleliHiig und Wirkung eineb 1\ N li(>g«j8cliUfts lieslimmt 
sich in ei-ster Linie nacii den Gesetzen des Staates, denen sich die 
Parteien unterwerfen wollten. 

8. Die Form eines Rechtsgeschäfts bestimmt sich nach den 
Gesetzen, welche für die Wirkung derKechtsgeschAfte massgebend sind. 

13. Die Eingehung der Ehe wird, in Ansehung einer jeden 
der Parteien, nach den Oesetzen des Staates ljeurteilt> dem dieselbe 
angehört. 

14. Die Wirkung der Ehe wird nach den Oesetzen des Staates 
lieurteilt, dem der Ehemann angehört. 

10. Für die Scheidung der p]he sind die Gesetze des Stiuites 
massgebciul. dem der Eheuiaim yjw Z' It. in welcher die als ScUcidungä- 
grund gelt' iid'' Thatsat;he sich ertjigiiet hat. anp hiat. 

20. Das Rechtsverhältnis zwischen den Eltern und Kindern 
wird nach den Gesetzen des Staiites beurteilt, dem der Vater an- 
gehört, wenn kein Vater vorhanden ist, nach den Gesetzen des 
Staates, dem die Mutter angehört. 

30. Die Anwendung eines ausl&ndischen Oesetzes ist aus» 
geschlossen, wenn die Vorschriften dieses Oesetzes gegen die Offcnt» 
liehe Ordnung oder die guten Sitten Verstössen wOrden. 

11. Von den neuen Gesct'/'M\. die sich auf das Verfahren 
beaueheuj seien hier folgende crwiUiut: 

5. Das Gesetz Aber die Angelegenheiten der Bürgerlichen 
KeohtsBtreitigkeiten. 

Dieses Oesetz nmfasst 83 Artikel und zerfiUlt in vier Teile: 

a) Ver&hren in Ehe- und Adoptivsachen, 
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b) Verliliron {n RMihtsBMtigkeitsii swisc^ 

sowie in Eibscluü'ts- und ,^iikiu"*8acheü, 

c) Entniürrdigimgs -Verfahren, 
(1) VeröchoilonheitB -Vcifaliron. 

Rb handelt sieh liier, wie man sieht, um BdstimmufigeOi die 
eigentlich in der Civilprozessordnung liätt^ n c^cregelt werden niilsscn. 
Hierzu wftr« aber eine umfassende Neubeorbeitang der bereits fertig- 
gesteUton C.P.O. notwendig geworden, die viel Zeit erfordert hStte, 
und 80 hat man mit ROcksicht hierauf jene Miaterien ToiUnflg in 
einem besonderen Oesetse geordnet, indem audb hier das Bestrefaeo, 
m<^lich»t bald an die Einführung des Oesetzes zu gehen, die Ober- 
hand guwaun. Eine dnrcligroifondc, alle jene Vorsfjhriften um- 
fajiMJiulo Nenl<cai lieituug der C.P.O. miiisrile doBhallt der Zukunft 
fl borlassen bleiben. Unter Ehesachen versteht das (iesetz lediglich 
diejenigen Recht sistmtigkeiten, welche die Trennung, Ungültigkeit, 
Nichtigkeit der Ehe oder die Herstellung des ehelichen Letiens 
zum Gegenstände haben; unter Entmündigungssachen di^enige& 
Vorschrifteo, welche die •gerichtliche Feststellung der Handloog»* 
unfiUiigfcMt einer Person wegen Geisteskrankheit und Versohwendung 
bezwecken« feiner die Bevormunduttg solcher Person. 

Die Bestinunungen in Einzelnen entsprechen denen der deut- 
schen C.P.O.; als Eij^n^ntümiichkeit sei hier hervorgehoben, dass in 
Ehe.sa(;hen die Mitwirkung des Staatsanwalts am Verlalireu obUga- 
turisch ist. 

0. Gesetz über die Angelegenheiten der ireiwillÄgen Gerichte 
barkeit 

Es finden sich in diesem Gesetz zahlreiche Bestinunungen, 
welche durchaus nicht den Charakter des IreiwiUigen an sich tragen, 
aber im allgemeinen sind es Vorschriften Über das Verfohren, wie 
sie entsprechend in dem deutschen Gesetze i^eiohen Namens ge- 
ordnet sind. Es zerfällt in drei Abschnitte. 1. Allgemeine Vor- 
schriften, 2. jJiir-t'iii-'he Sachen, 3. liaiidcUsaclien. 

Unter doni zweiten Abschnitt fin let man Bestimniiingen 
über Zuständigkeit <ler (rorichtp fiir jiu'istische Personen, über Ver- 
mögensverwaltung Abwesender, Bevormundeter u. s. w. 

Im Artikel 90 wird als zuständiges Gericht für die Genehmi- 
gtmg zum „Inkio" das Gericht des Wohnortes des Hansheim, welcher 
„Inkio machen** will, vorgeschrieben. 
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7. Oesetz über die Zwaiigsversteigenmg. 

Es umfasst 51 Artikel und seine Vorscluifteu decken siuli im 
Wesentlichen rait denen anderer Ijänder. 

Alle erwähnten 7 G-'s^tze stt'lio?^ im enjjen Znsaniriifuhaug 
mit dem B.G.B., da sie iür dessen Km- und Durchführung not- 
wendig waron; so vmden sie denn auch alle von derselben £om- 
misBion, wie jenes ausgearboiteft, an demselben Tage vom Kiuser 
▼oU«^gea und in dezselben Nammer des Beichs-Geseteblatts publioiert 

IIL Von den neuen FinanigeBetsen seien hier folgende erwfthnt: 

8. Das Gnindstener-Qesetz. 

jTiristiscIi stellt sieh dieses Qesetz als eine unwichtig er- 
scheinende Übergangsbestimmiing dar, finanz- nnd ▼olkswirtschalb- 
lich aber Ist es Ton allen Gesetzen Japans ans dem Jahre 1898 das 

wichtit;>te. Es ist dabei nicht einmal neu, sondern nur eine Er- 
p::in/ung der bisher lirslohendcn Bestininnuigen über die Grund- 
steuer. Drr eiu/.igc Artikel laiit- t wie folgt: 

Vom 32. M6iji (Jahre dei* Kegiorung dos Kaisers: 1899) ab 
bis zum 36. wird die Grundsteuer bei ländlichen Giiuidstucken um 
Vtooo Hoilenwcrtcs, bei stiki tischen um ^Yiooo desselben erhöht 

Dieses Oesetz tritt in KiaStf wenn die Neuberochnung des 
Bodenweiies allgemein durohgeffihrt ist^) 

Durch dieses Gesets alldn orhftlt Japan den grOssten Teil 
seiner materiellen Mttel, deren es nach dem letzten Kriege mit 
China zur Erfüllung seiner Eulturanfgaben als jüngste Weltnucht 
bedarf, obgleich zusammen mit den inig* heuren Fortsohritten/die 
Japan in den letzten Jahren gemacht hat, auch seine regelmässigen 
Ausgaben naturgemäß ontaprechend gewachsen sind. Zum andern 
Teile w.Klt ii die Mittel durch Erhöhung der Sukes^leuer, Stempel- 
steuer, Z\ickei"stener u. s. w,, ferner durch privatwii-töchattliche 
Unternehmungen, wie das Tabaksmonopol gewonnen. 

Die Gnmdstouer war in Japan althergebracht und wurile von 
jeher als gute Einnahme*|\ielle für den Staat betrachtet. Während 
in Ältester Zeit in den einzelnen Provinzen eine bunte Mischung 
der verschiedenen Qrundsteuer'SyBtame herrschte, wurden die Yer- 
hftltnisse spftter insofern einheitlicher, als die Steuer nach dem 
Bodenwert erhoben wnrde; die Berechnung des Bodenwertes er- 

') Diese ^euberecbnung wurde vor dorn Jahre 1Ö99 thatwublicb dorch- 
gelührt. 



L. 
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folgte jedoch zunttelist noch in den einxelnen Ftovinaen in ver- 
Bchiedener Weise, und von dieeem denn gefundenen Werte wurtoi 
2,5 Frooent Steuer in jedem Jahre erhoben. 

Das neue Gesotz hat eine Erhöhung von 2,5 auf 3,3 Pniient 

des Bmlen weites statiüit und auf diese Weise die Einkünfte bedeutend 
vtM iiichrt, olme daöb durch die And<_i uag XuUtäiuiciitnngen ajal dam 
Gebioto der Steuerverwaitung notwendig geworden \v?lren. 

Wunn nun die Landvermessiuig und in erster Linie auch die 
auf dieser beruhende Berechnung des Boden wertes vollkonimea 
feiüeiioB gewesen wftre^ bo hatte das Oesetz ohne WeiteiBS zur 
Ausfübruog kommen kOnnen. Die erste Verm^iing erfolgte aber 
kurz nach der Wiederherstellung des kaisedichen Regimes, kun nach 
der endgOltigen Beeeitigmig der Feudalstaaten, also tot etwa 30 
Jahren. Da nun weder die damalige politische I«ge der Duidi- 
arbeitung einer LandTermeesung günstig war, nooh ansreiehend 
technisch gebildetes Personal zur Verfugung stand, so war die Vm^ 
nicssung naturgemass sehr mangelhaft. Wie bereits erwähnt, erfolgte 
auch die Schätzung des Bodenwertes in den einzahlen Biovinzen 
uacli verschiedenen Systenujn, iiidein bald die Uialöiichiich erzielte, 
l>aUl die allgcm»Mn dmvh Taxe fecstu» motzte Ernte, bald der 
Yerkaufswert odei* am Int- Faktoren zum M{ii>f>^fah genommen wurden; 
iiuierhalb der verschiedenen auf dem Grundätucksertrag bendienden 
Taxicinngs-Syateme wurde endlich noch ein ▼eischiedeties Vielfache 
der ErtrSge der Sdtfttsung zvl Ghninde gelegt» sodass das fieeultat 
unmöglich ein gerechtes sein konnte. 

Bevor deshalb das neue Steuergesetz in Kraft tnt, musste 
dieser Nachteil durch eine einheitliche Abschfttsung des Bodenwertss 
beseitigt werden. Es geschah dies durch das Oesets Aber die 
Berechnung des Bodenwertes, welches eine einheitliche Berechnimg 
des Büdcnwertca für ganz Japan duixihiükrte, En beträgt nach dem 
neuen Gesetz: 

Dci* (ioäaiiitwert des Gruml und Budcns 

(ländlichen uud iitädtischeo) 14UU000000 yen, 

Der Gesamtertrag der Grundsteuer 

(ländlichen und städtischen) 40 000 000 yen. 

Der Wert des „yen** schwankt awisoben 2, — und 2,10 Mark. 

9. Das Gesetz, wonach einige Spitfllcr von der YeipflichtuBg 
zur Entrichtung der Grundsteuer befreit sind. 
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10. Das GesetZf welches tlie Steuerfreiheit für Sake- Spiritus, 
der xtir Medizin und für oinige Fabriken benutet wird, statuirt 

11. Das Oesetz, welches das von der Begienmg ausgestellte 
Papiergeld als Zahlungsmittel beseitigt. 

IV. GeMtse Teraohiedenen lohaH». 

12. Das Oesetz, welchem die Ehe oiner Japanerin mit einem 

Ausländer regelt. Es l>esteht aus zwei Artikeln: 

1. .lapaner, welche Aiisländer adoptieren, oder AusliiaUcr zum 
„KiUn ") niaclien wollen, bedürfoii der ErUiiibnis des Ministers 
des Innern. 

2. Der Minister des Innern kann die oben erwähnte Erlaubnis 
gehen, wenn die Ausländer folgende Bedinginigen erfüllen: 

a) wenn sie über ein Jahr ununterbrochen in Japan wohnen. 

b) wenn ihr Verhalten ein gutes ist 

13. Das Gesetz, welches den droi grOssteir Städten Japans, 
Tokyo, Kioto nnd Osoka Autonomie verleiht 

Ausser diesen dreisehn wiuden noch Uber zwanzig Gesetze im 
Jahie 1898 ausgegeben, die aber PSmtlieh ohne grossere Bedeutung sind. 



Italien. 

a) Gesetzgebung. 

Refei-ent: Dr. Kugenio FoHt<a«MaBcini. Advokat, Orvieto. 
Übersetzt von Dr. Arthur i^hmaim^ GerichtsassesRor, i^rlin. 

I. Politlsolie Gesetae. 
Die wenigen auf diesem Gebiete getrofTenen Erlasse wurden 
bedingt durch die Erregung der italienischen Bevölkerung im Mai 
1898, die ihrerseits teils durch das Elend der unteren Klassen, 
teils durch Hetzereien der Führer der umstürzlerischen Parteien 
venirsacht wurde. Dies veranlasste die Rej^ienuip anfunj^s zu 
energischem Handeln, hatte dann aher Aranesticeu un l Straferlasse 
wegen der unter der Ausnalimegesetzgebung begangenen V(irgelien 
zur Folge. 

') GewShnlioh tritt die Frau in das Hans dos Mannes. Ist jedoch die 
Frau selbst HansherriD, so tritt der BhemaDn in ihr Haas und wird dessen 
Haushenr. Der Ehemann betet dann „Nüfu**. 



« 
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Zunächst wurde durch Dekret vom 10. Mai die Se&*i»>n des 
Senate und der Deputiertenkammer verlängert, uiid nachdem durch 
Dckrot Tom 15. Juli der Schluss der LegislaftirpericKle 1897/98 er- 
klArt war, wurden Senat und Kammer wieder auf den 16. November 
soBBinmenbenifen. 

Doich Oesets Tom 17. Juli erbielt die Begiening YdlnHcht^ 
den Belagemngssiistand tu TerbSngen. Sie lieas infolgpdesMi 
einige Yerordnnngen des AnsnahmegesetaeB wieder in Enft treten, 
das hn Jahre 1884 aor Anfrecbterhaltung der öifenflidien Sicher- 
heit ergangen war, Ks wurden alle Neu- und Ersatzwahlen der 
Kommunal- und Pn*vih/:iiil\ei>uininlungen, die im Jahre 1898 hätten 
stattfindiMi müssen, bis zum Jahi-e 1899 auigeschoKoa. Man l»e- 
stimmte ferner, dass die t'hpmaligen Soldaten d<\- Land- und See- 
heercs, soweit sie gegenwärtig im Dienste der Eisenbalm, Post luid 
Telegraphie standen, wieder zum ^Militär eingezogen werden konnten, 
solange dio Rr'G^ionme: es für nötig hielt Sie hatten dabei ilue 
Pflicht als Eiaeubahn-, Post- oder Telegiapbenbeamte weiter zu er- 
lOllen, waren aber gleichseitig der KDlitSrjtiriadiktion unterworfen. 
Dansh Dekrete ▼om 4. und 7. Mai wurde die Oberldtnng der 
PoUzei vieler Provinzen Italieoa den Kommandanten der eioaeben 
Armeekorps Übertragen, anch wurde in demselben Monat der Be- 
lagerungszustand Aber Mailand, sowie die Provinaen Florenz, Livomo 
und Neapel verhängt, und man gab fflr den einzelnen Fall bestellten 
KoniHiitiharien VoUniaoht, <len Belagerungszustand auch Ober weiter-e 
Gebiete zu verhängen. Duixili Dekrete vom Juli, Augn?;t und 
September wurde dann doi" Belagerungszustand wi»»<ler .aufgeiiolAm 
und die Kominaudanton der Armeekorps gaben die Leitung der 
Polizei wieder ab. 

Unter dem 3. MSo, dem Vorabend des 60. Jahrestages der Ver- 
&8stmg des Königs Karl Albert, wurden umfassende Amnestie-ErlaBse, 
insbesondere wegen Pteasveigehen und Verbrechen gegen die Sicherheit 
des Staates, sowie wegen Duellveigehen publiziert Durch Dekret vom 
29. Dezember wurden dann weitere StxaleriasBe fttr die unter Belage- 
rungszustand geweBenen Provinaen Mailand, Florenz und Neapel erteilt 

n. Staaftsluiiishalta-Etat 

I»ri Ans( Idas: für das Finanzjahr 1898/99 wurde durch üeseu 
vom 2G. Januar festgel«^ 
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Sa mag hier Folgendes Erwähnung finden: 

FinanzminiBterium: Geeamtatiagabea 184 980607,49 Lira. 

MiniBterinm des Äusseren: GoBamtausgaben 16 016 800 Lire. 

Kriegsministeriiim: OesamtODSgaben 273 874 000 Lire. 

Marin eministerium: Gesamtaasgaben 103 319124 Lire. 

Ministerinm fflr Öffentlichen Unterricht: Gesamt- 
ausüben 44 755 51 r>,H:) f^iro. 

Ministerium für Handel, (juwerbe und Landwirt- 
schaft: OeJwimtaii>^alM n 12 292 968,12 Lire. 

Ministerium iQr öffentliche Arbeiten: Gesamtausgaben 
76 035 357 Lire. 

Ministerium für Post und Telegraph: Gesamtausgaben 
62308117 lire. 

HL FiiUHi^gBflfrtM. 

Die Verordnung vom 30. Jannar zur AusfOhmng des Oesetjtee 
vom Jl. Januar 1897 Aber Abändenuic? der Oniiidsteuer (Oes.-Publ. 
1897 Seite l'il i itehaudclt die ZusaiuiutaHutzung der Kommunal-, 
Proviazial- und Oeiitraieiuschätzung«?-Komfnis8ionen, <lie Grundsteuer- 
bereclmung, sowie Bestimmungen über das Ausmessuogs- und 
AbgvsnzungSTerfahren von QrundstUckeu. 

DsB Gesetx vom 7, Apcü setst die Steuern für Kreditgeschäfte 
der Spsrimasen und sonsügen Kreditinstitute fest, und zwar wird 
grondsItsUöh 1 Ceniestmo für je tausend Lire pro Tag eingesogen für 
alle Gescb&fte, die sich in den Formen des Kootokorrentgesohftftes 
▼ollzi^en. Eine entsprecliende Steuer wird suaKerdem von allen 
anderen Bankp^eschäfteu erhol)en. Die Erhebimg von l»eHondoreu 
kotmiiuiialeUj provinzialeu oder sonstigen „Zusatzsteuern wiixl 
untersagt 

Aus Aulasfl der schlechthin wirtschaftlichen Verhältnisse wurden 
versf hiodeue Zollgosctze geschaffen. Durch Gesetz Tirni 11. Februar 
und Dekret vom 23. Januar wurde vom 25. Jannar ab bis zum 
31. Mai der Einfuhrzoll auf Getreide auf 50 Lire pro Tonne er- 
mtasigt Bntspreohende Ermässigung wurde für die Einfahr von 
Malz, Roggen, Mais, Mehl, Chnes, Mehliabrikate, Brot und Kleie 
festgesetzt Durch weitere Gesetze und Verordnungen wurden für 
die M"iiat>' .M.ii und .luni di*^ Verbrauchs- Steuern auf Meli! uiul 
Uetreide gänzüch aufgehoben, fenier wurde die Wiedereinfuhi* 
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italieDischer Prodaki» erleiciitert Ein Gesetz ^001 14. JnH regelt 
ferner die zeitweilige Aiifhebimg der atldtischen Zollbeutke. 

■ 

IV. Verwattnag des Inifin. 

Ein fdlgemeines LendesTerwaltnn^^RgeBetss vom 4. llu, liesteliend 

aus einer Zusiimmenfassung aller bisher ergangenen einzelnen Ver- 
oiduungen, 1»* li;in<Ielt die Eint' iiune: des Lamles in Reeieruiigs- 
und Verwaituiig.^l" ;^irke, dio \\ ahl< n (i. r Vrrwaltuugsb^uutea, 
sowie die Provinzial- und Koninuinalverwaltung. 

Auf dem (^lebiete do« Gesund hei tsweeen« setzt eine Veronlnung 
vom 12. Januar die Zahl der Provioxialftrzte und deran fiiokonuMO 
fest: es sind inageaamt 69 Ärzte, in vier Qehaltsklassen eingeteilt 
mit einem Oesamteinkommen von 281 600 Lire. Das Gesetz rm 
14. Jnii regelt die Pflicht der Gemeinden zur Ansteilnqg Ton 
Gemeindc&rztßn. Denselben muss ein roonatlichee festes Gebah 
gezahlt werden. Im Falle nicht pünktlic^her Zahlung können sich 
die Ärzte (liickt an den Präi- kt. 11 der Provinz wenden, der tias 
PmvinziaK I i w altiiims-Gfrii ht z\i henifen hat, dits nach stattgehahter 
Untersuchung die Gemeinde- SteueiTerwaliung direkt anweist, an 
den Arzt zu zahlen. Erfolgt auch dann noch keine Zahlung, so 
wird eine Öffentliche Strafe verwirkt 

Ein Gesetz von demselben Tage sohreibt die Errichtung einer 
Pensionskasse für Ärzte, die sich 25 Jahre. lang im Dienste der 
Eommimen oder Wohlthätigfceitsaostalten befinden, vor. Diese Kasse 
beruht auf dem System der gegenseitigen Versicherung. Die Teil- 
nahme an der Vei'sichoinng ist obligatorisch. 

Durch l)ckr''( vum 10. Apiil w.'iii. n Schutzmassregeln gcg^n 
die IV'l h<rrn nniXciiiinct. lYh: Ivouifriiiiix > iiLit tiii' die Erljauung 
von gutou Backhänsi rii luid gewährt auch auf andere Weise Unter- 
stützungen, die durch besondere Provinzialkommissionen nnd die 
Piftfekten verteilt werden. 

V. BohntB des gewerbliohen EAgtmlnmB» 

Regulativ vom 10. Januar: Jeder» der in Deutschland oder 
einem der anderen Staaten, die der Pariser Konvention vom 

20. MUrz 1 SS3 heigeti-eten sind, einen Antrag auf Erteihmg eine« 
Patcult'S gestellt hat, kann bei Naclisiirhmm- dt-^sell^en Patentes 
iu Italien voriangen, doss sein Prioritäts-Kecht festgestellt wenlo. 



Der Antrag auf Erteiltinj? eines Patentes fflr Italien mnas jedoch 

gestellt wenlen a) iuiieihalb dreier Monate seit dem ersten im Aus- 
lande ß^pstellten Antrage, wenn es sali haiidell um ein ( irhram lis- 
muster und Modell oder um eine Fabrikmarke und Wnaivu/.eichtMi, 
b) ionertialb von soths >fouaten bei Patenten, c) muerlialb dreier 
Monate bei in DeutädUand angemeldete Patenten. 

VI. JusÜs-Yerwaltiiig. 

0ehaltsaii!be8Berung der erstinstanKliohen Richter. 
Dekret ▼om 2. August. Vor dieser Zeit wurden die Richter in 
zwei Oehaltsklassen verteilt und hatten dementsprechend ein Ein- 
kommen von 2500 und 2800 Lire. Nunmehr erhalten alle das- 
selbe Uehalt von 2800 Lire, und zwar ein Teil (No. 557—1107 
der Dienstalterliste) vom 1. Januar, die andern (No. liUb — 1549) 
vom 1. Juli 1898 ab. 

Ein Dekret vom 24. November setzt die Zahl der Beisitzer 
(agginnti judiaari) fflr das ganze Reich auf 250 fest, eine Zahl, 
die nur In ausserordentlich dringlichen FUlen Ubenchritten weiden 
darf, Ms freie Richterstellen vorhanden sind. 

Die Vergtttang för die Hinisterial-AufBicfatsbeainten, welche 
znm Zwecke der Inspektion im Anftrage des Hinlsteriums ihren 
"Woliiisif/ vcilasiiea müssen, wird auf 12 Lire pro Tn<; festsresetzt, 

i <lor Tag der Abreise und Aukuntt mitffezählt wenluu. Au<<'T- 
deru erhalten sie den Betrag für di«' i rstr Klasse auf Eisenbahnen 
tmd DampfsclüfTen, sowie 25 Centesimi tür jeden Kilometer Ijaud- 
weg. Bei der Berechnung wird der kün&este Weg zwischen Ab- 
fohrts- und Ankunftsort sogrunde gelegt 

VIL Sosialgeset^gebiiDg. 

Unfallversicherung. Gesetz vom 17. Mai. Dieses Gesetz 
findet Anwendung auf Arbeiter, welche beschftftigt werden 1. in 

Bergwerken, Steinbrüchen. Gruben, bei Bauten, in Unternehmnnf^n 
zur Herstellung von Gas und t lektriBoher Kraft, in der Industrie 
zur Fabrikation von 8pi*ong8totten, in Waffen fabriken und auf Wertten; 
2. bei Unternehmungen folgender Art, falls dabei mehr als fünf 
Arbeiter beschAftigt werden: im Bau oder Dienst von Eisenbahnen 
und auf sonstigen Tmnsportmitteln anf Flflescn, Kanälen und Seen, 
Tnunbahnen, die mit mechanischer Kraft getrieben werden, bei 
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Wasserarbciten nnd beim Bau nnd der AnsbeRBernng von Hiüeiu 
Kanälen, Dftmmen, Tannelfi nnd gewöhnlichen Stcssaen; 3. w 
Fabriken und indostrieUen Unternehmnngen mit Bfasc^nen, die 

durch meclianisclie oder Icbciide Kiufi getriebon worden, wenn j 
darin niel»r als fOnf Arbeiter bescliäfti^t sind. 

Als „Ail»« itei ■ im Sinne dieses Oesetze« werden augt ^elien: 
1. Wer dauernd oder vorftl»ei^eIiend gegen feste Bezöge oder auf 
Akliord }>ei einer Ai-beit ^lusserlnilb seiner Wohnunt^ l»esohäftii:t ^ 
wird; 2. wer unter denaolben Bedingungen, ohne sich an der Arbeit 
Aelbst Ell l)oteiligen, die Arbeit anderer beanfinohtigt, voraoflgeKfact, 
daea aein Qehalt nicht sieben Lire yro Tag ftberstdgt nwl in 
gröH^ercn ala roonatliohon Zeitriiumen auegesahit wird;' 3. Ijehriinj^ 
mit oder ohne Gehalt^ die bei AnsfAhrnng der Arbot helfon. 

I)i() Eigentümer oder IxMt^r dieser Unternehmungen mriji>':'n 
die vom Gesotz ziir V, rlnitung von Ungh"lcksflvllen und zum 8<jhutzo 
von Leben und (iesuiidlieit der Arlx iter vorgeschi it Ueuen liestiin- 
mungen beobaohten. Wenn füi' Zuwiderhandlungen keine U^s<iu- 
doren Strafbestimraungen erlassen sind, so finden 'lie Strafvorschriften | 
des Art 434 Godioe penale Anwendung (Haft bis m einem Monat 
und Geldstrafe von 20—300 Lire), ohne dass dadoroh die dvile , 
Haftung berflhrt wird. 

Gegen ünfiUle mltHsen ymniohert werden alle Aiteiter, die 
in den eben erwähnten Betriolien beeohftftigt werden; ferner die 
Arbeiter, die technische Dienste leisten l)ei ausserhalb der FIft- ' 
brikeii aufgestellte n Diiinplk« -j^t-»lu. In "Retriebou, in denen nicht : 
dauernd gearbeitet wird, ist die Verwicheinntxsptticlit auf die Dauer i 
i\ev Arbeitszeit beschränkt. Die Llöhe der Yeröichonmgs[)rHmie für " 
die Arlieiter bei Eintritt eines Unfalles wird je nach dem Einzel- 
fall bestimmt, und zwar nach folgenden Qnindsfttaen: a) im Jfalle 
gftnzlicher dauernder Arbeitsunfilhigkeit ist die EotsobAdigung g^dch 
dem Fünffachen des Jahresarbeitsverdienstes« und niemsls weniger | 
ala 3000 Lire; b) im Falle teUweiser dauernder Arbeitsonfthigkeit . 
l)etragt die Entschädigung das FQn^che desjenigen Betragen», im ' 
den der jiilaliuhi! Arbeitsverdienst durch die Arbeit<unfähiy,k' :l I 
mindert wird; c) im Fall voi i t^eiicnder völliger Arbeit sunf^hi sr- 
keit ist die Entschädigung gleich der Hälfte des Durch scluiitl^- i 
Verdienstes un<l wii-d während der ganzen Dauer der Arbeitsunfäliig- 
keit vom sechsten Tage derselben ab gezahlt; d) im Fall zeitweiliger 
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teilweieer ArbeitsnnAhigkeit ist die EntachAdi^ng gleich der HUfte 
des Blindenrerdieaotfis und wird ebenfalls ▼om sechsten Tage ab, 

so lange die Behinderung dauert, bezahlt; e) im Fall des Todes 
ist die Entatihädigiing glei(;h dem fünffachen jährlichen Arln^itÄ- 
ver'iit'iist iiii<l wiid naoh den Grundsätzen des bürgerlichen Kt'« lit> 
den Tastaments- oder Intestaterben ausgezahlt. Die firsatsklageu 
verj&hren in eiaem Jahre nach Eintritt des Unfalles. 

Das zur Ausfflhrong dieses Gesetzes eigangene Begnlativ rom 
26. September zerfiült in zehn Abschniite und onthBlt imter anderem 
Bestimmungen über die Prlyat-VersichernngBikasBen, die Kattonal- 

VerBicherungskaBRe gegen Unglftcksfftlle der Arbeiter in Ausübung 
ihres Berufs, sowie Vorschriften über die Versicheruag auf Oegen- 

scitigk.'it. 

Das Regulativ vom 30. Oktober trifft ii&here Bestimmungen 
Aber die Arbeiter-YersicherangsprSniien der' erwähnten National- 
Yersicherungslcasse (Gassa Naaionale). Es unterscheidet drei Arten 
der Versicherung: Einzelversidierung, einfache Eollekttyrersichornng 
und kombittierte Eollektivversicherung. 

1. Eiri/'ivei'sicherung. Sie wird errichtet zu dunsten einer 
Einzelperson \uid gewährt eine von vornherein bestimmte Summe 
als fintschMigung. 

2. Die einfsche EoUektiTTerBicherung wird gsnommea: a) von 
einem industriellen oder landwirtschaftliohen Unternehmer oder 
einem Cntemehmer öffentlicher Arbeiten für alle in seinem Betriebe 
besc^iftftigten Personen; b) von dem Vorstande einer Arboiter-Ver* 

eiuigung zu Gunsten ihrer Mitglieder} c) von den Arbeitgebern und 
Arbeiten! zusauiinei). 

3. Die kombinierte Kollektivvei*sichenuig wiitl genonmien von 
dem Arbeitgeber für sich und zu Gunsten der im Betriebe be- 
schäftigten Arbeiter. Die Kasse fOgt nämlich der von ihr direkt 
an die Arbeiter zu zahlenden Entschädigung eventuell noch hinzu 
den Unterschied zwischen dieser Entschädigung und der höheren 
Summe, die der Arbeitgeber auf Grund seiner civilrechtlichen Ver- 
antwortlichkeit seinen Arbeitern zu zahlen haben wünle. 

Das Oesetz vom 17. Juli statuiert die Errichtung einer 
Invaliditäts- und Altersversicherungs-Kjvs.se (Cassa Nazionale di 
Pre?idensa per la invalidit& e la vecchiava degli operai) mit den 
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Rechton einer autonomen Jorifitisehen Person. Sie hnt eigene Va> 
treter und eigene Verwaltung. Daa Stammkapital der Kasae besteht 
aiiB einem Fonds von 10 Millionen Lize, der zum grOssten Tal tob 
Staate auf^^ehracht ist, und für dessen allmfthlk^he Erhöhung hanpt- 

sächlich dadurch Vorsorijo getroffen ist, daes ihm rrir^^mässicfo 
Zuwendungen fiu8 Iji stiiniiit. n ^taatsinBtitnton ereniacht werden. In 
dio Kasse küuneri eiugeaclitiebeu wenleii iuilieiiische Staatsangühörit^:^ 
Iteiderlei Geöchlechts, die sich diu-ch ihrer Hände Arbeit emäliroii 
oder sonstige Dienste leisten, sei es auf AJtkonl oder gegen täglidie 
Bezahlung, f Or jeden Eingeschriebenen mnss ein jahriicher fisitiag 
gezahlt werden, der jedoch die Summe Ton 100 lire nicht über- 
steigon darf und der in Baten von nicht weniger als 60 Centeshui 
zu zahlen ist Für jeden Etngeschriehenen erOflhet die Kasse sis 
besonderes Konto, das nach fröhestens 25 Jahren vom Tage ikt 
ersten Ik^itragsrate ab geschlossen und ulhnäliliiiL au>s.v.,ihlt wini. 
voransg» ^ul/.t, dass der Vorsicherte das 00. b<»zw. 05. Lebeiisjakr 
erreic lit hat, je nachdeui es das Statut l>estimtnt 

Die Aus/.ahlung geschieht iu dor fiegel in der WeisOi dsäs 
das Kapital, das sich durch die gezahlten Beiti-ägc angesammelt 
hat, in eine lebenslAngliche Rente fOr den Veroioherten Juor 
gewandelt wird. 

Im Falle der Invaliditftt besteht die Rente aus den gezahlten 
BeitrSgen plus den Znschflssen aus einem besonderen Fond, dsr 
gebildet wird zum grössten Teil aus Beitrügen derjenig<?n, die 
gesetzlich zum Unterhalt der Arbeitsuiifäiiigen verpflichtet sind nnd 
aus den durch den Tod von Versicherten frei geworileü»>n Kapitalien. 
Tritt der Tod cinc*s Versicherten ein wäiirend der Dauer der Ver- 
sicliei-unsr. so werden die gezahlten Heitrfige ohne die aufgolaulonen 
Zinsen der nborleb' n icn Ehefrau iii^d den minorennen unTörheiiatetea 
Kindern oder den Mtem ausgezahlt. Der Anaprudi auf Auszahlung 
mnss zur Vermeidung des Verlustes desselben innerhalb dreier 
Monate vom Tode des Vensichorten an gestellt werden. 
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b) Literatur. 

Referent: Dr. Umberto Pnimlaro, Professor der Rechte und 
Advokat am Appellationaiiof in Neapel 
Übersetsong von Dr. jar. et pbiL Sigismund Keiler, Berlin. 



InteruuiuHialeH Recht. 

Hierher gehören, neben den Werken uJlgeineiucn Inhalts von 
B'iore, Baviera und einigen anderen Berichten und Studien über 
die Konferenz von Paria 1885 (Oamerano) und Ober den Berliner 
Tractat von 1885, verscbiedend Arbeiten Ober Fragen des öffentlichen 
und Privatrecbtes; z. B. über den Entwurf einer internationalen Gesell- 
Bcshaft, oder über den Konflikt zwischen versolikdeneii Hechtsnormen 
verschiedener LSnder (Gatellani), Über Heziprocitftt (Luv), über 
den Schlitz de8 Privateigentums im Seekrieg (Oarnazza-Amari), 
über Kriegskontrebande (Conlu/,/.i), lilior Zuinckverwrisiui^ (Jiiiz- 
/.iti, Anzilotti, Lu<'), über das NuüonaliUtthpiiüziii ((iasparotto), 
fil.'-r l\i'|iiit^itiorj fr'ontnzzi), über das Gesetz lu-trellfDil die 
Kegeiung der BesitzruM^iiiolge in auslllndisclie Erbgüter (Fusinato), 
Ober das Wesen juristischer l'ei-sonen (Hatto), über den Konkurs 
von llandelsgesellsehaften (Fonnetti), üb< r Stantsbankerntt (Diena); 
SQhliesalich über die Vollstreckung ausländischer Erkenntnisse in 
ItaHen (Gabba). 

FMilan wir sie einzeln: Fiore, üniversit&tsprQfossor in Neapel, 
"will in seinem Werke: „Das kodifizierte internationale 
Recht und seine juristische Sanktion*' (563 u. CLXVII S., 
Unione tipogr. Turin, 2. Aufl.) die wichtigsten internationalen Reohts- 
i-egeln, die er aus den bestellenden YertiiUren der verschiedenen 
Staaten und aus den leiinnmiiei t. st.n in- und anüliindiBcheii Schrift- 
stellern gewonnen hat, zu^a^aul-'!lfasscu. 

Er behandelt die Grundsätze über die Geltung der ausiändisciien 
Civil- und Strafurteile, über die Jurisdiktion der Souverfme gegen- 
Obei' Ausländern, über die Konsulargerichtsbarkeit, über di" Konsular- 
vertrSge, über Auslieferung, über Anwendung und Auslegung von 
Vertrügen, über die Autoritfit der Gesetze gegenüber Kriegs- und 
Uanddflschifien, über Transport, über literarisches Eigentum, über 
die Beziehungen zwischen Staat und Kirche eta 
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Der Abhandlung folgt ein langer Anhang, enthaltend die 
wichtigsten Staatsvertiflge (von der Kefbrmseit bis 1896). 

Baviera behandelt das historische internationale Recht „Das 
internationale Recht der ROmer** (Arch. giur 1898 1 
p. und 463—506; vol. U 243-279 und 433-459). 

Kapitel I prOft die Frage, ob die BOmer Oberhaupt ein eoldies 
liccht besessen haV>eny Kesiiltat: ja! 

KM|)itol TI: Öffentliche Bc/i<'luiii!;t ii l\"iiis in seinen vei*sfhie»ieiien 
Perio>l''ii ( nii!i«liiisverträge; Münzpiii^MuiL;'; jii.s «^xilii: ["istlnhiiiiimi'i. 

Kapitel III: Jurißtischf^r Gehalt dieses Kechts (Pazifizierungs- 
recht, Coexistenz souvonlner Staaten n. a.). 

Kapitel IV: Internationales Piivatreoht Kritik an Lauieiit, 
Savigny, Voigt 

Kapitel Y: Die Fremden in Rom (PeraOnliohkeit? RechtB- 
fthigkeit?). 

Kapitel VI: Eänscfaiflnkung des Personalitfttsprinaps durdi 
Gesetze. 

Kapitel VU: Jus gentium, Verhältnis des antiken zum modernen. 

Resultate; ;i) bezügl. dos öffentlichen Rechts: im römischen 
Altei*tum gab es verschiedene Honvci.ino Staaten nebeneiiiasider, 
K(un besasK iiiternatiimalos l^echt; b) bezfis^l. des Privatre<*htes: In 
Rom konnten (Helten) Jurisdictionskonflikte eintreten, gebist wunleii 
sie nach dem PersouaUtfttspnnnp. Locus regit actum kannten die 
Körner nicht. 

Camerano, »Pariser Konlerens behufs Revision des 
Borner Vertrages von 1886 (Qiur. it 1898 IV p. 289 sqq.), 
giebt eine Übersicht über diese Konferans (16, IV.— 4. V. 1896} 
Paris) mit besonderer Rücksicht anf die Vorachlflge von Roux (Autor- 
rechte an nachgelassenen Werken, litenurisohes und kfinstiensches 
Eigentum, Autoneohte an Feuilletons, Zeitungsartikeln, an der Um- 
arbeitung eines Romans in ein Drama und umgekehrt, an Architektur- 
sKirken, Photogiaphion u. II). Der Autor konstatiert die Notwendig- 
keit einer Umarbeitung des g^nwärtigen (icsetz^ vom 19. Se|h 
tember 1882. 

Pierantoni veröffentlicht eine Studie über den Traktat von 
Berlin 1885 und die Unabhängigkeit des Kongostaates. 
Abschnitt 1 : Anfange des Kongostaates (weitscbwei^). 
Abscimitt 2; Interpretation der einzelnen Artikel. 
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Resultat: ^Vil■ilf ii^kHt «li's Kuii<;i)ti;iktjit<is vom UcsiüliUpuukt des 
iuteiiiulioiial« II \'i i k<'lii> und iler lluiuiuiitiit. 

Catellani ,.Künflikt der Bestimminungon des inter- 
nationalen Itechts" (Venedig, Ferrari p. 57. SA. ReaL ist. Ven. 
t. YIII n. Vll), ferner ,^ie platoniiiche Lehre der Ideen und der 
Dntwuif einer intermitionaleii Geeellschaft.'' (SA. der Ebreogabe fOr 
Sckopfor, m.) 

O* Butt. Lu6 „System der Reclprocitftt im inter- 
nationalen Reoht^^ (Eacidop. giur. ital. b. t. redprocitik). Der 
bekannte Ver&Mser Tersteht danintor ,,das System, demzufolge ein 

Staat innerhalb seines Territoriums dem Fremden die Ausübung und 
den Genuas des Ikelilos gest-ittet, weil seine ünt^'rthanen auf 
fremdem Territurium ihreiotüls *li'>ellM n Ucclite ansülM ii niul £>;e- 
niessen dürfen" (c. 1). c. 2: Die lteciprr>eilät auf deu ver>cluedoncn 
Gebieten des ötfentliciien Rechts (Steuern, Octroy, Kontrebande, 
Sklavenhandel, geistiges Eigentum). & B: ReciproeitAt im inter- 
nationalen E'rivatrocbt (cautio pro exp^oais, Yoruntersuchung). 

Lud Bchrieb ferner „Die Anwendbarkeit des rinvio im 
internationalen Privatrecht^' (Fllaugieri 1898) und begründet 
08 äkiilich wie Ansilotti in seinen kiitiaohen Studien zum inter- 
nationalen Privatrecht (Itocca S. Gaaciano), die in drei Teile zerfallen : 

1. Gescfaichtlidies. 2. Die dieebe^ügliehen Gesetze. 8. Die Frage 
<le8 rinvicf und die Konflikte zwischeu gcsetdicheu Verfügungen 
und internationalem Privatrecht. 

Denseibcu Stuil' behandelt Huzzati ..Das internationale 
Privatrocht" (Mailand lS98j. Ei kuuunt aui (iniiid von Fiore, 
V, Bar. Ivaiiowsky etc. zum Resultate; 1. Es ist notwendig, einer 
Verscldedeuheit von Urteilen über denselben fall zu begegnen. 

2. Dies geschieht am l>esten durch Zurückverweisung. 

Von der Kriegskontrebande, mit wdcher sich auch Levi in 
der Enddop. giur* it läse. 239 p. 812 u. ff. bescbAftigt hat, 
bauddt dne andere Sohrift Gontuzzis (in Dig. it. v. Oontrabbando 
di guerra p. 86 — 114). Vorausgeschickt wird ein historischer Teil 
(Kap. 1) ; Kap. 2: Einiges Ober die vergleichende Gesetzgebung; 
Kap. .3: Traktate und wechselseitige Konventionen ; Kap. 4 t Kriegs- 
kontrebande in ihren Bezielumgen zum iiu> riiationalon Recht; 
Kap. 5: Kkus.sitikation der Artikel der Kc; Kap, C: Rcprcswv- 
matt^u-egelu^ Kap. 7: dei'Oii praktisclie Duichlüiiruug. 
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Hier sei es gestattet, eine andeie Arbeit diesoB Verfimers su 

orwähnen, nämlich den Artikel „Wechsel*' in der Encidop. gi«r. 
fast;. 262 p. 958—978. Er l)eginul mit einer Übersieht nlter die 
vpisi lii.'tloneii ircsctzliehen Systnnie des Wechbcl\x;itniir<*s, spricht 
dann iWan die ües' tzojibtnflikic bezüglich der Wechsel v» rträ}:;^e, von 
der Notwendigkeit partikulärer Regeln für die Erfordeniisfäe des 
inteniatioiialrii I'rivatrcchtes, in^l» sondere hinsichtlich der Ytdute, 
der Decknng, des Giro, des Avals, des Protestes, der Hegressnalime 
per RückwecbBelf der swingenden Kraft des Wechseld, der Be- 
ziehungen swiachen Artikel 58 und 323 dee C. di comn.; von den 
YoiaussetsningeQ, unter denen ein im Aualand gezogener Wechoel 
in Italien schlechtweg sahlhar iati Ton den Bedingungen, unter 
denen er in Italien einldsbar tat. Gontunn prüft veiter, ob fflr 
die Exekution in Italien des im Auslände ausgestellten Wechsels 
duÄelbst ein auf summarischer Untersuchung bemhendes Urteil 
(gindizio di deiibazione) nötig, ob ein solcher Wf - h.-t l niit . iii^r 
E\< kutionsklauscl zu vurbchon sei; er kommt »i.iiin /m spre h- n 
auf die Voniusselzungen, luiter denen ein in Italien ansgestellter 
Wechsel im Au:>landc zahlbar ist; auf den Fall, dass von zwei im 
Auslände liefindlichen Italienern ein AVechsel ausgestellt win.1, nach 
italieoiachem Hodus und in Italien zahlbar; auf die Vorschriften 
bezQglich der R^greBsnalune bd Wechseln, in Italien ausgestellt, 
im Auslände zahlbar; schliesaUoh noch auf die Fmge, ob die im 
Artikel 820 Torgeschriebenen ^usdrQcke oder die des Artikel 331 
c. comm. angewendet werden mfiasen, wenn ein Wechsel im Aus- 
Imd gezogen und zahlbar, aber in Italien giriert ist; und endlich 
von den Wechseln, gt/.« gen luid negoziert im Ausland, accepüert 
in Italien. Wir kehren jetzt zum Ollejalichen Recht zurück. 

Carnazza- A mari s^-lnvibt ..über den Schutz dcb l'rivat- 
eigentums im Seekriege ■ ^Arch. giur. I p. 282 — 304, 507 — 524) 
und Gasparotto Ober „das Prinzip der Nationalität in der 
Soziologie und im internationalen Recht'' (S.-A. der Riviata 
ii per le soiagc giur. dir. da Sohupfer e luainato), Torino» Bocca. 

Carnazza zeigt, wie die Notwendigkeit änea solohen Schutzes 
prinzipiell allgemein anerkannt ist, sowohl in der Doctrin ala in 
der Gesetzgebung Terschiedener Staaten (Fiankreicli, Preuasen, 
BusaUnd, ünited States, Italien). Nur England bekfimpft dieeen 
Satz. Es widersetzt sich der Abschaffung der Kaperei, dem Schulze 
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neiiü'aler Waren auf feindlichen Schiffen, sogar auch dem Prinzip, 
«1^188 die Jflagge tlas Sohiff deckt und dass die Blokade effektiv 
seio II1IIB8. Doch giebt Cftmasia der Überaeugung Ausdruck, dass 
nian doh über kurz oder laug audi im freien England und den 
übrigen Kultiirstaaten zur Anerkennung dieser Fundamentalsfttxe des 
Völkerrechts entsdhliessen werde. 

Gasparotto giebt in der Einleitung seiner Schrift eine syn- 
thetische Ausvciuaüdersetzunp der Lehre von der Nationuliläl. 
K.il'itel 1: Fortschritt der Mcubcldieit vom .SUinime bis zur Nation, 
l^apitel 2: Hcgriti der Nationalität in Theorie und Praxis, vom Ge- 
sichtspunkte der Kasse, der Sprache, des Nationalbewusstseins. 
Kapitel 3: Begriff des Vaterlandes und der NationaUtät g^nflber 
den neuen sozialen Bestiebungen: Sozialismus, Kosmopolismua, Welt- 
frieden. Qasparotto achliesst mit dem Oedaokeu, dass man im 
internationalen Recht den Begriff der Nationalität vorerst noch nicht 
tungeheii kann. 

Was das Frivatcecht betrifft, so existieren gegenwärtig schwere 
Oegensfttze unter den Theoretikern. Ungeachtet dessen, dass der 

Artilvel 8 der Dispos. prelimin. d. cod. civ. it. ausdrücklich verfüt^t, 
dass die Succession in den Naclilass nach ilem Personalitätsprinzip 
zu liainliiaiM ii i^t. veiteidigt nämlich ein T«>il von ihni-n den Satz, 
dass i>ei Jnimobilieii der Satz locufi regit actum Geltung haiien müsse. 

Iliehrr gehört Fusinato mit seinen Bemerkungen zu dem 
„Gesetz betreffend die Teilung im Auslände gel< uener Erbgüter** 
(S-Ä. aus p. Hi der Ehrengabe für Schupfer) Turin, Bocca. 

Er schlägt folgende geistreiche Interpretation vor: Das Personal- 
geeetz soll jede Succession als ,,onte giuridico unioo*' regulieren, 
wfihrend das Territorialgesetz nur bei Immobilien in Geltung tritt, 
und zwar derar%, dass, im Falle die verschiedenen Gesetzgebungen 
widersprechende VerfOgungen erlassen haben, der Erbe die Mög- 
lichkeit haben soll, einen äquivalenten Botrag verlangen zu kAnnen, 
für den Ausfall, welchen er dadun Ii erleidet, dass die fremden 
T'Mi itnnalge8<4ze ihm wenitTPf /ui;rsteheu, als ihm auf üruud Uei' 
I*er»onalitatsgesetzc zugelallcii wäiv. 

Ratto schreibt über „die A in' rk onnuug ausländischer 
juristischer Personen*^ in Italien. 

Er schlägt vor zu iintors(;heiden zwischen „nationalen^' juri- 
Btischen Personen, d. h. solchen, dersn Entstehung und Organismus 
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\<»ii natii'iialt'ii Faktorei» vorwie£?en«1 l'rfiiiflii,s.-,t wird, un'l ..iruer- 
iialioiialeii", wie z. B. wissenschaiüichen und ix»ligiösen Verein igiinj^cfL 
ireimaui-crn n. s. w. Hatto meint, bezüglich der zweiten (ioter- 
nationalon) Gruppe gendge nofh nicht die Allerkennung seitens 
doB fremden Staates, da der italieniBche Staat daran interefloeit 
sein kann, der Ausbreitung solcher juristiacher Personen entgogga* 
zutreten. 

Biena's ,,Staat8bankerott und internationales Recht** 
(Turin, Un. tip. ed.), pi-eisgekrOnt auf dem vierten Kongrets der 
Bluntschlistiftnng, besteht ans vier Eapiteln: 1. Unttchen, aus denen 

<^in Staut Vei-pflichtungen eingeht und jene, die einen Staatsbanken »tt 
herbeiführen. 2. Schwierigkeiten aus den Verpfliriituntron einer 
staatliclien Änloiiie, der Staat zahhin;_'^>iiiilahig wird. o. MiUeL 

um die Rechte der ülaui>iger eines fremden Staates zu waln>Mi; 
Unzulässigkoit einer Einmischung fremder Staaten in die Finanz- 
Verwaltung (abgesehen von Ansn-ihtnen. wo eine solche thatsic^ihoh 
von Nutzen ist, wie in Tunis, Tilrkei, Ülgypten); Privilegierung ein- 
zelner GlAttUger. 4. Kritik der veiscfaiedenen wissenschaftlichen 
Systeme; Diena schlSgt die Errichtung dnes internationalen Tribii- 
nales vor, das sich in jedem einzelnen Palle über den Bankerott 
des insolventen Staates zu entscheiden hat, und erwägt im An- 
Schlüsse danin die Frage eines Zollbflndnisses zwischen den ein- 
zelnen Staaten, lun durch einen eventuellen Tarifkrieg den insolventen 
Staat zu y.wiiigen, seine Gläubiger iu der vereinbarieu Form zvl 
befriedigen. 

Pennetti publizierte: .,Die Wirkungen des BankeruU-s 
von Handelsgesellschaften in ihren internationalen Be- 
ziehungen** und die bereits erwähnte Schrift: „L'ocdinamento 
Orientale'*. 

In der orstigenannten Schrift bekämpft er die schutzsAllaerisohe 
Tendenz und rekonstruiert das Prinzip der Univeraalitftt der Bankerott* 
erklftning. Er prQft die Wirkungen des deklarativen Oerichls- 
Spruches, die Zuständigkeit des Gerichtes, die VoUstreokung dn 
Urteils, die Verwaltung bis zur Liquidation, stnihfechtliche Yeiant- 
wortung und Rehabilitierung. Diesen üntei-suchungen gehen 3 Kapitel 
vorher: historische F^inleitiuig und moderne Ge^-rtzgebung, ins- 
besondere die Auffassung des Gedankens dei* Uiüverbaiität deö L'rlcÜsi 
auiäBeriialb Italiens. 
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Diese Arbeit wurde beifiUlig au%;enommeD, gleichwie sach 
jene über die Regelnng der orientalischen Frup^e, die von den 
früheren politischen, historischen und ciiplojnatisehen Ereignissen 
dieses \ iel< i < 1 1. 1 1* !i 0(^ea6taiideä handelt und von den Folgen dos 
Berliner Trakiatej*. 

Seihst die jüngsten Kreigiiisfie auf Kreta sind noch IjcriUirt. 
Pennetti bemerkt, daas die Politik der GroBsmächte auch gar 
Dichte dazu beigetragen hat, am eine Sanierung dieser leidigen 
YerhAltoisBe horbeizufflhren, vielmehr sich offenkundige Verletzungen 
de« VGllierrechts so Schulden kommen Hess. Man wird ihm auch 
beistimmen mflsson, wenn er des Übels Wuncl darin gefunden 
tu haben glaubt, dass ring« um die Tflrkei fudbsouTerftne Staaten 
vDrgelagert wonlen sind, die fort \\ älii . ihl auf die eigene Unab- 
hängigkeit losiubfiten. HÜlndiL'" imi tkr Ii 'li-'ii Tforh^ im Kampfe 
liegen und damit ihre Ternlorien zu einem orientalibcheu Kri' L;s- 
theater machen, wie dies vom armenischen Aufstände her in Er- 
mnenmg ist. AndererHeits haben die Qrossmiluhtef aus Hochachtung 
vor der Integritftt der hohen Pforte, nicht immer die legitimen 
Bestiebangen der Balkanstaaten nnterstfitzt, wie es ihre Pflicht 
gewesen wflre. 

Pennetti, im Vereine mit Senigallia, danken wir die 
cum eretenmale erRchienene Rivista di diritto internazionale 

e di legislazione com ]ta i ata; Mitailfeiter sind hervorraijcnde 
in- Uiid ausiändi^chc Juiistfii wie Lamiiiascii, lb«llainl. v. Bar, i''»uil!i-t, 
ktzzi, Galiläa, Bnisa, Aniar, Ascoli u. a. Die Rivista eiitliält 
Kritiken und Anzeigen der wichtigsten in- und aiisländisr hm .Turis^ 
prudenz, soweit sie ins internationale Privatrecht einsebläui, forner 
einen bibliographischen Teil und diplomatische und konsularische 
Mitteilunge&. 

Vemnlasst durch ein Erkenntnis des Appellationsgerichtes in 
Xodena vom 13. 4. 98 hat Gabba (Oiurispr. it. 08, 1. 2 p. 408 s^iq.) 

«ne Untersuchung vei^fTentlicht Aber eine Frage, mit der sich schon 
viele beschäftigt haben (ich nenne Mattirolo, Fadda, Bensa, Ricci, 
Wzi, Bianohi, Fiore), ob liärnli'-ii einp im Auslande aurfgeöprocheue 
Ehesrb^^idung auch für Italien Oiliigkeit hat. 

Die Untersuchung knüpft an di-ei Thesen an: 1. dass ein auf 
snmmarischer Untersuchung beruhendes Urteil (giudizio di deliba- 
zione) n(nig ist, um einer in m;*teria personal! erlassenen £at- 
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soheiduog die Durchführung in Italien zu ermoglielien; 2. dass im 
aUc'^tnuinen eine im AuHlauUe aiisgesprocheae Scheidung auch ia 
Italien .voliziehbar ist; 3. daas im speadeilen in Italiea ein «ib- 
UtodisdiGS SoheidungBuirteil zwischen awei Ehegatten, yoa deneo 
beide von Tomheiein oder auf Grund der Ehe Italiener vaten, 
nachher aber das italieniBcfae BQigeirecht fssgen. ein anders xeiv 
tauscht haben, fQr vollziehbar eitiArt -werden kann. 

Qabba konstatiert S4ch]iesslieh die Verpfliehtui»g seitens der 
itfil ionischeil Behörde zu - inom giudizio di delibazione uiii liie 
Diirchfühiiiarkrii ilea uut Srli.^iduntr lautoiidt-n .•iuslHiidj«eh»*n l'rteils 
— vorausgesetzt, dass aus dem giuduio di duliUtzione uiclii iienor- 
geht, dass die Eliegcitten h^diglicli deswegen sicli ins Auiiland 
gewendet und (his fremde Büigerrecht erworben haben, um in 
fi-audem legis eine äclieiduog ku bewirken — dem italienisGii»! 
Gesetze sam Trotz, daa eine solche Scheidung nicht kennt 

Uaadelavecbt 

Hier begegnen uns Arbeiten über irreguUhe und anonyme 
Geiselischalten, Bankerott, BörsengeschAfte, Inhaberpapiere, ErMfouug 
hypothekarischen Kredits, kaufmännische Ilinterlegimg, Depositen- 
kassen, Depositen kassen für Seeleute, Seewechsel, Schiffszusanimen- 
fetüss, unlautfMen Wf'lt! . \\ . i !.. EinsciiätzuiiL; ijidustrieller Kitikrmfte. 

Eine si luiUehswt^rlc bludic ist Ulisse Mfin.'iru's ..iri ' ^uiäre 
Handelsgenossenschaft und ihr Xoukuis'' (in üiurispr. it. 
yb, IV, p: 1 - G!)). 

Sie zei-fällt in zwei Teile. Der erste behandelt die juristische 
PersIVnlichkeit der U. G. in der französischen, belgischen und deutschen 
Geaetasgebung, bringt sodann eine Kritik am H. G.-vertrag nach gegen- 
wärtigem italienischem Rechte und zeigt wie dieser Vertrag (analog 
dem Oivilrecht) unter den Gesellscbaftem dne Gemeinschaft hervor- 
bringt 

Einer solchen Konstniktion ^^ndersprechen nicht die Artikel 82 
uml S5 des C. comm. noch auch Artikel 418 cod. civ. Nichfc?- 
d«"*««1> weniger wiixl d». t < 'liaral\t»^r als juiistis«*he Person ni- hl an- 
oikannt, auch nicht dritten gcgenülH^r, ungeaciitet dei beiiauerÜclieü 
Wideisprüche, in die unsere Gesetzgebung verfallen ist. 

Im zweiten Teile konstruiert der Vertaner die irreguläre H. 0. 
als kollektives Wesen, verschieden in Bezt^ auf Dritte von den Per* 
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0cmen der IGtglieder, niid macht die FMibe an Artikel 77 rnid 98 
ood. comm.; dee weHaren hebt er die schworea Differonsen zviechen 
den Beätimmnngen des fmosSBischen und italiemsohen Rechtes henror 

hinsichtlich der juristischen Bedingung der irregulären H. G„ wie 
7.. V>. oiii Reelit der < »j^tion, dik* das liaii/.rpsifiche Recht den Gosel 1- 
ßchaftsgiäubigt'in ^vwältit, bei unn nl-ei- nirlit anerkannt int n. n. 

Advokat Guido Bon oli: ,,Die Keclitp der Aktionäre einer 
anonymen ausländischen irregulären H. G. mit Vertretung 
in Italien" Tersuoht udb zweierlei zu beweisen: 1. dasseine solche 
IL 0. alle fflr sie im ood. comm. ▼oirgeschriebenen Formalitäten erffiUt 
haben miiss — widrigenldlB sie als nicht existent angesehen wOrde; 
2. dass der italienische Aktionär das Becht hat, der italiomsohen 
Behörde diese Nicht-Existenz nachzaweiaeii and aof Orond dessen 
die AuflOsnng der Gesellschaft zu Teranlassen. Dabei erhebt sich 
die Frage: ist für diesen Fall das Gericht des Sitzes der Gesell- 
schaft (itu Auslande!) kompetent oder das (italienische) Gericht des 
Sitzes der Vertretung"? 

Fieiioli tritt für die Kompelenz des italienischen Geriehte!< oin. 
einmal laut § 106 cod. di proc, sodann aus der Natur der Saclie 
selbst, insofern die Erklärung der Nicht - Existenz einer Gesell- 
schaft nicht direkt aus dem Gesellschaftsvertrage, sondern ans dem 
Nichterf allen der betreffenden Formalitäten hervorgeht; Boliliesslich 
ana Gründen der Reziprozität Eine vertiagamAssige Bestimmung 
der Kompetenz Terwirft der Autor besonders im Hinblick auf den 
Satz: publicum ins privatorum pactis mutaii non potost; und darauf, 
daas diese Theorie auch in Fkwtkreich verworfen ist 

Der Verfasser gelit dann dazu Uber, die Verpflichtim gen aus- 
einanderzusetzen, die in Aiiikel 230 ff. cod. comm. den anonymen 
ausländischen Gesellschaften auferlegt sind, behandelt die Nicht- 
Existenz der iri-egulären aunux in» u Gesellschaft eu und die Ke<'hto 
der Aktionäre. Resultat: eine ausländische anonyme ii. G., die als 
existent angesehen werden will, miiss .sich den Vorschriften der 
- Artikel !??)0 ff, fQgen. In Ermangelung dessen kann der Aktionär 
die Auflosung beantragen — trotz der Anerkennung der Oesellschaft 
im Auslände, trotz ihrer thataächlichon Existenz. 

Luciani „Abhandlung über den Eonkurs" (2. Aufl., 
Born, kOnigl. Dnickerei) prOft dieses Thema in historischer Hinsicht 
und in ssiner gegenwärtigen Gestaltung. Er stellt drei Gruppen 
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auf und kommt zum Ergebnis, «lass momentan dor Zeitpunkt für 
oine Revision der goHctzlichen Beetimmnngen noch nicht gekammen 
iBt, da die nötigen Erfalirungen noch nicht gesammelt sind. 

Nararrini „Die Bröffnung hypothekarischen Kredits 
nnd seine Wechselwirkungen^ (Aich, ginrid. p. 207—239.) 

Der Autor beschäftigt sich hier mit den nachtriglioh eut- 
stehenden Schwieiigkeiten, mit der eigentliohen ErOffnoDg des 
Kredits, mit der Abzahlung und der Befrehing von den Wifkaogen. 
mit den Theorien beÄtIglich der Übertragung der hypothekansolien ' 
Oarantieen, mit der Kritik der Frage der Girierimg dor Weeh*-/ 
und der Th(><)rie von 1,.' FniiK.oi^ i Au- or abweist!) mit den Anüichteii 
von Falluiri»', Lyon-Caen, Kenaull, I)uj>niit. 

Er prüft ferner das Gesetz vom 2U. Mai 1872 und jenes vom 

15, April 1889, verktindet in Belgien, in ihrem Verhältnisse zu deü 
Rtjferaten von Dupont mid Pirmez, Besüglich der italienischen 
Lehre gibt er eine kritische Obersicht der TerschiedeneD Ansichten 
Ton fiorsari, Ottolenghi, Supino, Bolafflo imd widerlegt noch xnm 
Schlosse die Ansicht von Le F^pois bezüglich des beigisctoi 
Gesetzes. 

Eine Beseitigung der Kontroversen Aber die Natur der Termin» 
• geschflfte versucht Bassano in seiner Sduift ,,Über Börsen- 

ge schufte" (2. Aufl., Livorno 1898). Vorausgeschickt ist ein 
kurzer Ah.ichnitt üher d- ii J^ i:ii!T der „Börse", über H<ii.-f»nst.atut43n. 
ül)er die beteiligten Poisonfii. üImt das. wa» Ubj<^kt fines lvir-<Mi- 
go.schäft.s sein kann; er [»rüft sodaiui die verschieil- neu Modi, 
unter denen die bewussten Operationen sich vollziehen, ihi« ver- 
schiedenartigen KombinntioTi(»n nach in- nn l ausländischer Boktria 
und Gesetzgebung (Deutsciiland Gesetz vom Januar 1897). Sb folgt 
eine Kritik des italienischen Gesetzes von 1876, wobei insbesondeie 
auf dio ünzutrftglichkdten aufmerksam gemacht wird, die nch 
im abrogierten Gesetze von 1874 vorfanden, durch das neue Gesetz 
aber noch nicht völlig beseitigt sind. Bsssano formuliert einen noo» 
ICntvurf in drei Artikeln: Anerkennung der Börsen vertrag© als 
regelrechter Vcjträge (also Beseitigung jener §§, die sie als j,Spiel^ 
iKjhandeln). 

DasB sein.^ Vor-chlai;«.' uiisert' jurißtischen Krpi«n trotzdem 
noch nicht entbert haben, beweist der der Doputiritonkammcr äu« 

16. März 1898 vorgelegte ülntwurf des Ministers Luzzatti, der auch 
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die Billignng seiner Kollegen vom Departoiaont der Finansen, d(*8 
IckeriiftiieB und Handels (Bninca nnd Cocco-Ortti) erlangt hat 

Brnschcttini's ,,I ii haborpapicre'' zerfallen in drei Bücher, 
(leuen eine Einleitung: Die Wichtigkeit der Wertpapiere für den 
modernen Reclits- und Handelf^verlx-nljr, vorangeht. 

1. Buch: Nachweis, dass der Ursprung der Inhaberpapiero im 
dentachen Recht zu aiichen iat. Weder in Elgypten, GarthagO) 
Oriechenland oder Rom lassen sich aichcre Spuren aufdecken. 
Entwickehing dieses Instituts in Deutschland, Frankreich, Holland, 
Italien. 

2. Buch: THe juristisclie Natur der Inhaberpapiere. Mriniont 
der Entstellung einer Schuhl, das Prinzip der ri»oii:r;igung, das 
"Wesen der acoessorisclien Wirkungen (Tal«)n, Koupon u. s. w.), 
den In haberpapieren analoge Institute, wie z. B. hinkende Inliaber- 
papiere. 

3. Buch: Kreation, Umlauf, Einlösung der Inhaberpapicre. 
Kritik der Theorien von Unger, Ooldschmidt, Wahl, Siegel, Manara, 
Kuntze. 

Eusebio behandelt in 5 Kapiteln die „Döpositeukasseu^' 
(in Dig. it. disp. 350 u. 35G p. 11—80). 

1. Kapitel: Historischer Teil, in- und ausländische Gesetz- 
gebung (Deutschland, Österreich, England, Belgien, Spanien, Portugal, 
RumSnien). 

2. Kapitel: Zweck, Wesen, Einrichtung und rechtliche Ver- 
tretung der Kassen. 

B. Kay>itcl : Die Hiaitt ikgüiigstlidi ion im allgcnieinen, lielraciitet 
vom Üesichtfipunkte der freiwilligen und obligatorischen Hinter- 
legung nach dem Cod. civ., Uod. comm., nach Civilju-ozess, Stmf- 
prozess nnd Bpezialgeseta^jebung; von Frfichte tragenden und nicht 
fmchttragenden Depositen, von den Zinsen, Schadensersatz bei 
Ei^propriationen im Öffentlichen Interesse, von Bodenkredifc- 
verfainden il s. v., von der Effektuierung, Umtausch, Konversion, 
Übertragung, Seipiestration, Verpfftndung, Rückgabe der Dei)Ositen, 
von der Haftung des Staates für diese, VorjrUniiiier. 

4. Kapitel: lly|x>the£>en ül»- i die \\r\sci)uung der i'ouds u. a. 

ö. Kapitel: Gemeinde- und Landeakredit; Schaden nnd Miss- 
biftnohe. 
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Ein &hnlioheB Thema behandelt: 

Carlo Bruno „BepositenkasBen für Seeleute^ (etMBnd. 
diap. 850). Diese Einrichtung ist snin ersteninale im KOnigreidi 
Sizilien amtlich ins Leben gemfen worden, nach franzflsiBchra 
Systeme, znm Schutsee der Seefidirer. 

1. Ka]>itel: Historischer Teil. 

2. Kapitel: Motlerne Gesetzgebung (Codex für die Hun*^!^'!^ 
marine); Zweck und fänrichtung dieser Kassen^ ihre Statuten, 
Hassiegeln einer wirksamen Funktionierung und sonstige Sichemngs- 
Torkehmngen. 

3. Kapitel: tWcht über die fremden Oesetzgebungea 
(Österreich-Üngam, Deutsolüand, Frankreich, Belgien, England). 

Tommaso Bruno „Kauf uiänaischo Hinterlegung** 
(ebeud. fasc. 359). 

1. Kapitel: Inhalt und Form deefielben. 

Stellung dieser Materie in der vergleichenden Gesetzgebung; 
Verträge, mit denen sie sich berührt; Unterschied von der bürger- 
lichen Hinterlegung; Art des Beweises und BewelsmitteL 

2. Kapitel: Ursachen der kaufmftnnistdien Hinteiiegung; Pflichten 
des Verwahrers: Empfang und Aufbewahrung, custodia der Wertr 
papiere, Rückgabe, Pflichten des Hinterlegers. Depositum irre- 
guläre in gonere und in specie. Dep. necessarium. Allgemeins 
Aufbewahningsorto. Zollhäuser u. a. 

Ei ennio Ciocaglioue ,,See w ec h sei" (i. d. £ucyclop. 
giur. it. fasc. 252 p. 083 ff.) zci-fallt in 3 Abschnitte: 

1. Kapitel: ßegrilT und Inlialt des äeewechsela. 

2. Kapitel: Vergleichende Gesetzgebung darüber. 

3. Kapitel: Der Seewechsel in der 'modernen italientsohea 
Gesetzgebung (was damit verbunden sein kann, Risiko, Wirknoeen. 
notwendiger Seewechsel). 

Giannini handelt über „Unlauteren Wettbewerb* 
(Neapel, Maruhit-ri ). 

Pipia üljer ..Schif tszusammenstoss und (\\'' Ver- 
antwortlichkeit dos Schiff seigentüniers" (Mailand. Si>?. 
ed. libraria); — letasteres im wesentlichen das Referat enthalteii'l, 
welches der Verfassor auf dem internationalen Seekongress in Aot^ 
wcrpen erstattete. 
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Roilino bietet eine kritische Piüfiing der Reform des 
Genossenschaf tsreehtc^R in Italien und Frankreich''. 

Nach einigen allgemeinen Bemerkungen über die Gnmdsiltze, 
auf welchen eine Bolche Rf»form aufgebaut ^verdon soll, behandelt 
er den Entwurf Aber diese Materie, welcher in Italien von der 
MmiBtarial-SabkoniiiuaBion iflrBeformea in der Bandelvgeeetzgelmns 
aD^anommen iroiden ist (Sitenng vom 25. lÜBrz 1896), die bezOg* 
liehen Indeningea des ood. di oomm., den Charakter der Genossen- 
sohsft, die Bedeutung dee Art 2 des Entwurfes (Voarschrüten Qber 
das Teribiderliche GbseiUsehaftskapital), die Formen der Yerantwort' 
lichkeit der Gesellschaft, die Formalitäten bei Eingehung des 
Verhältnisses, die notwendigen Anzeigen der Geschäfte, die Aufsicht 
lind Inspektion der 'Genossenschaften, Ursprung dieses Reohts- 
iüstitutes auf deutschem Bmlen, Vorzüge der Bestiramnngoii des 
deutschen Rechtes betreffs des Vorstandes und Aufsichtsrates gegen- 
über dem italienischen Entwurf. Rodino bekämpft die zwangsweise 
Inspektion ..ope legis" und bespricht sodann die Bestimmungen des 
Entwurfes hinsiehtUoh der OesohAfte der Qenosaenschaft mit 
Dritten, der Hindeetzahl der Genossen, die bei der Konstituierung 
erfordert wiid, des Kapitals, der beschiflnkten Verantwortlichkeit, 
der Bdßhte der Qesellsohaft gegenüber den Gesellschafteni, der 
Rechte der ausgetretenen und ausgesdhlossenen Mitglieder gegenüber 
der Gesellschaft, der QualitSt der Gesellschafter für Qeeellschafts- 
ämter und iluc Vertretung in der Versammlung, ihrer juristischen 
Persönlichkeit ii. a. 

Im 2. Teile behandelt der Autor die für Frankreich bev(.r- 
stehentlen Acndening-en des Gesetzes vom 21. Ttdi 1867 betretlend 
Gesellschaften mit verän<lerlicheni Kapital flnrcli die Verfügungen 
des neuesten Entwurfes (dem Senate vorgelegt am 2. Dessember 1896) 
and gtebt eine ausführliche Kritik. 

Giriodi „Die Frage der Einschfttsbarkeit industrieller 
Binkflnfie ausländischer Oeselisohaften'^ („La Logget, 1898, 
Vd. I, p. 496 — 504) prüft die rschüiche Stellung der auslSndiscihen 
GsseUsohaften gegenüber unserem a comm., die Besteuemngsfthig- 
keit der gesamten, von der auslündischen Gesellsohaft in Itslien 
gezogenen Einkünfte ohne Abzug der Schulden, die Unmöglichkeit 
eines Kegi-esses an ausländisdien Aktionären und die Notwendigkeit, 
eine doppelte Besteuemng zu vermeiden. 

52 
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CtWIneht lud Ctwüpromtaa, 

A. Ci vilrec Ii t. 

. Die Natur und den Gluu»kter dee Hmterlegtuigsvertages behandeU 
Carafia (in Dig. it t. deposito p. 99—142). 

Titel 1: Bflgnff, OeBohidite, neuere Geeete^elraa^. 

Titel 2: Die eigentlicht' Hinterlcf^iuig; Cbergabe, custodia, 
Uüeutgeltlii'hkeit. Freiwillige lliulerieguüg. Pflicht des Bewabrers, 
custodia, Riickgabc. rtUditeu des Hiuterleg^ora 

Titel 3: depoeitum neoeBsarinm. 

Den Arbeitsvertrag behandelt Jannacone iln Encycl. giur. 
it T. otmtratto di Ultoio, fasc 242 p. 1Q28 ff.) Sdse AAot 

basiert auf Betocchia und Modieas Untersuchungen und besondere 
auf den Debatten ilea Juristtsukungieääes in Neapel (Oktober 1898). 

Einleitung: wirtseliaftlich-juristisehe Hatur des Arbeitsvertrag 
Kapitel 1 : die verschiedenen Beaeichuungen* Kapitel 2 : die coa- 
tiahierenden Partien tmd die Schwierigkeiten in der ü^grennrng 
dee Begriffes »^Arbeiter", Yergiicben mit der deatschen, ^totenadii- 
sehen und englischen Gesetigebung. Kapitel 8: die oontrahierendeo 
Parteien bezüglich ihrer Yertragsfittiigkeit (italienisches, deotsobee, 
französisches, österreichisches, englisches Recht). Kapitel 4: (fit 
industrieUen Gesellschaften. Ka]>itol 5: Consens der Paiteien. 
Kapitol G: Olijokt und Ursachen des Arbeitsvertrages. Kapitel 7: 
Beziehungen zwischen Vermieter und Mieter. Kapitel 8: Ver- 
tra^form und Beweis. Kapitel 9: Eudigung und VertngsbxodL 
Kapitel 10: Eänsalne Abarten des ArbeitsYertnge& 

Eb folgen: Formisano, YertrAge unter Abvesendeik 
Oranata: Richterlicher Vertrag und Quasivertrag. ürangia- 

Tazzoli: Vertrage (Enc. giur. it. fasc. 241). L. Coviello: 
VorvertrUgt'. Roiigier: Einspruch und Bevere: Viehpaciit 
I^itztercs handelt, imter Voraussclückuiig (Kapitel 1) einiger allgemeiner 
Bemerkungen über Geschichte und vergl. Gesetzgebung (Fi-ankreich, 
Deutschland, Schweiz, Spanien, Poi*tii^) im Kapitel 2 üb« die 
Yiebpaoht im gegenwärtigen italienischen Beoht 

Vittore Vitali behandelt die T^etierfroiheit im itriientsohsa 
Oivilreoht in drei Talen: historischer Teil — italienisohea Ciril* 

recht — vcrgl. Gesetzgebung. 
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Costa, Ootinella, Seobi und Contuisi lieferten dne ano- 
fBbrlkdie Abhandlnngr liberMas Staatsbür^errecht (in Dig. it 
V. cittadinanza p. 208 — 328). Sie zerfällt in folgende Teile: 

Ä. Historisches: niTniBch^ Recht. Mittelalter (Goten, Lani,'o- 
barden, Fendalzeit), Zeit der Stfidteireiiieiten, MonarohieD, frau- 
iteische Revolution. 

B. Italienieobee Becht und vergl. Gesetzgebmig: 1. Begriff. 
Yoi auwatami gqn, firwerb durch die Gebort, juse auiguüiia, jure 
gQili. 2. Erwerb durch der Geburt niohfolgetide Erelgmaae: WaU, 
NatonüiBatbn, Heint, Staatenannenon. 3. Yerliut des StB&: 
«QfldrQcIdicfaer, stillsohweigender Verzieht (letzteres rem Gedohta- 
ponkte der Erlangung eines fremden BR), Annahnoe eines aus- 
ländischen St;utyainte8. Ehe mit einem AuslÄnder, 4. Wirkungeu 
des Verlustes inUezug auf Gatten iiiul iniiioroiine Kinder. Die 
Bande, welche den Exbürger mit dem früheren Vaterlande rer- 
knfipf. n. — Wiedererlangung des 8t BB. 5. Die staatliche Be- 
gisierführung. 

G. StBB. in internationaler Benehnng. Direigenz der ter* 
schiedenen Gesetze — reeoltleiende GonlUote. 2. Weobsel des 
StB& 3. Das jniistisdhe Yerhiltnis von Personen mit doppeltsr 
NationaHtit 4. Personen ohne gesetsliches BR 6. Fllle der 

doppelten Staatsbflrgerschaft und der mangelnden Staatsbfirgerschaft. 

6. Die gesetzlichen Natiiialisatiuusbe<lji. jungen. 7. Gesetzliche Ver- 
weigerung der Aufnahme. üniforine Reehtsi'egeln, um den Ver- 
!n??t fies originären St 1? I{. und die Erlangimg der Natunilisjition 
zu regein. 9. Conventionen. 10. Tractate und CJonventinnon zwischen 
r]en verschiedenen Staaten Europas und Amerikss. 11. Müitärrecht- 
üohe Beatimmnngen. 12, Tertiigs mit Italien. 

Bw GiTilprosess. 

Nur Iran erwihnen irir hier Marconi „UrteilsTollstrecku ng, 

Akten \md Dokumente, mit besonderer Rfloksioht anf die neneren 

i58iBrreichi sehen Civilpro/essgesetze", da diese Arbeit einem zu 

speziellen Gebiete angehört. EltensDweiii^^ wnllen wir uns hei 

Chiapparo aufhalten „Über die Pfändbarkeit dor kominunalon 

Abgaben", da der Autor diese wichtig© Frage nur in ungenügender 

Weise behandelt hat. Besser unterrichtet zeigen sich: Piola „Civile 

Kompetens*" (in Dig. it disp. 333, 337 nnd 349 p. 217—419), 

ö2* 
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Cavagaara und Caidara über „Advokaton und Prokurat- ren* 
(ib. p. 621 — 705) und Tambroni ubei „äi ;.i i.sche Adv. katur- 
(ib. p. 719 — 732). Von diesen l<ietet Pioia ein© reiche und 
detailliert ausgeführte Studie, die Sick folg. gliedert: 

Ä. Einleitemlei Teil: Allgemelnee, OeBCtuohte^ vgl QMi- 
gelning. Gerichtahoheit des Staate!. 

B. EompeteiuE der Qetioiite in atnitigon Sachen: i. Gcnavlier 
Teil. 2. Kompetenz im allgemeinen besOgiidi der F^noneD, Im- 
mobilien, Mobilien, Alimente^ in Beohteatreitigkeiten Uber AitidtB- 
leistang fOr Anlage nnd Qyatemiaienmg der kommnmden ^nsMo, 
bezaglich der tfingel und SohSd^ «n UndlioheR tind »(MtiKäiett 
Grundstücken, an Zäunen, Pflanzen, Fl üchten. l»e/,üg:lie!i He:5it2klagen, 
opcris novi nnntiatio. Al>gaben u. s. w. 3. Koniitctenz nlckRichtlich 
der Höhü des Wertes des Stieit<>l»jckts. 4. Terntoriaie Kompeteoi. 
5. Kompetenz des Zu^animen banges und der B'ortdauer. 

C. Erkenntnis über die Kompetenz: 1. im allgemeioeu, 2. Ter> 
achiedene Arten der Nicht-Kompetenz, 3. Ausnahme Ton der 
UnsnetftDdigiLeit, i. Formen dea BrkenntniaBea. Kinaelne IlUe 
deeaelben, 5. lOnteoheidong Ober Kompetent nnd Folgen deiaelbeB. 

D. Übeigangffecht mid intemationeleB Becdit. , 

Die Studie Ton Oavagnari nnd Caldara lerfiUt in iirai Teile: 

1. Genereller Teil. Geeohicfate nnd vgL Gea^gebung dv 
AdTokatnr: Älteste orientaHaolie Volker, Grieohenland, Rom u. a w. 
bis heute (DeutschlajiU, Frankreich, England, Schweiz, Österreich, 
l^ussland, Belgien, Ü.-St.) (»cschiclite der Prokuratur. Suzialer 
Charakter in Italien, Funktionen der Advokaten und Frokuratoreo. , 
Neueeta Gestaltung. ! 

2. Spezieller Teil. Allgemeine Betrachtungen. Bedingniii:- n . 
der Ausübung der Advokatur und Prokuratur (Eintragung ine Albm 
Imkompatibilität beider Bernte). Pflichten und Bechte. Befofniese 
der A.- nnd P.-Kollegien (OenenilyerBammluig, Diasiplinierang und 
Anfaioht). 

Tambroni handelt in 6 |$ von der aiariaohen Advokatar. 
§ 1. Beohtavergl. (vom alten Born bia heute). Sehnte des Sitflea 
in (Witoreidi und Spanien. § 3. ftrariadie Advokatur in Ihdisa. 

§ 3. Inhalt der ärarischen Advokatur. § 4. Personal — (Die VWB 
Staate Beauftragteu). $ 0. statistische Bemerkungen und Schlo»' 
betrachtungeu. 
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Strafrecfat und Strafprozess. 
A. Strafreoht 

AUgooManer TeS; Besla und Berardi handolii Uber Zuiech.* 
nviig, Mosoliini Aber Teilnabme) De Benedetto Uber Notwehr. 

Speaeller Teil: Hieriier gehören Axheiteii Uber CoatnnreiifcioneD 
(Longhi), Kontrebande (HarzoUo v. Josto-Satta), Über Yer^ 

g^ftting (Marzollo), über Verhinderung von Arbeitsunfällen (Cam- 
poloügü), über Missbrauch mit Besscrungsmittoln (Mortara), Aber 
ärztliche Anzeigen und Königsmord (Lion) und über Begünstigung 
(Sayiotti). 

Allgemeiner Teil. 

Besia „Zurechnung tind die Gründe, welche sie aus- 
aohlieaaen oder herabaetsen** (Oaseita, Fabrano), enth&lt die 
Bede, welche Besia im Ciicolo gioridioo in Neapel hieU. Trotidem 
seine Sohlnasfolgerangen ebendort keinm Anklang gehmden hatten, 
ist es eine gate Monographie. Bs änd 2 Teile: 1. Allgemeine 
Theorieen Über die Znieohnnng. Willenafreiheii Begründung der 
Znrechnung im italienischen Str ö B. Artikel 45. Dolus, Moralische 
iiii«! ]uaterielle Elcmoiite des Verbrechens. Schuld und ihre Elemente. 
2. Gründe, aus welchen die Zurechnuug ausgeschlossen oder ver- 
mindert werden kann (Ki'itik der geistigen Schwache, Trunkenheit), 
iiüt besonderer Rücksicht auf Ua^f Quetelet, Tardieu, Legrand du 
Saolle, Holet, Damerow u. a. 

„Die Verantwortung in der Neurasthenie^' (Baii, 
Qiovinaszo) von Berardi, Proknrator dea XOnigs, hätte eine ein- 
gehendere Behandlung Tardient, als sie ihr vom Antor zn teil wurde. 
BSb sind nnr 15 fg. 

$ 1. Yetinderangen im Mensohen infolge des flebeiliaften 
modenen Leibens. § 2. Blnflnss auf die Gehimfonktionen. § 3. 
Unterschied zwischen dem normalen und nervösen Menschen. § 4. 
Neurasthenie und ihre Ei-scheinuugeu. § 5. Kthiologie und Phäno- 
menologie dieser Materie nach Beard, L;ivenin, Rosüutlial, Arndt, 
Anfunow n. a. § 6. Nervöser Mechanisnni.^. i? 7. Seelische Störungen 
in !* f Xenrasthenie. § 8. Ix?hre Krafft-Ebings. § 9. Neurasthenie 
und Vagabondage — welches das Antecedens? §§ 10 — 12. Das 
seeltBohe Leben der Neoiastheoiker. Efthigkeiten und Anomalien 
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rücksichüioh einer Schuldzurechnuug. § 13. Zona media von Maudsley. 
§14. Lelire von «Ir-r Seuiiresponsabilität. § 15. Welchen ümsttodeo 
der Stmü'icliter ßecliiiiin^' tragen nmss. 

„Corrospecti ve Teilnahme ' (iü Dig. iL &fic. 361 p. 504 flf.) 
behandelt Mosohini vom Gesichtspunkte der gieschicktlichen Ent- 
wioklang und vergL Qeaetsgebung des frühoren und hsotigeB 
itdieniscfaen Beohts (Artikol 878 G. Peu. ity 

De Benedetto, ^Notwehr'' (Napcdi, Priori)) laigt uns die 
historischeD Wandlungen, welche dieses Listitnt durohgemMlit bat 
(im alten Orient, in Oriet^enland — Homer, Hesiod, Plato, Aiiito* 
teles etc.) und hält diesen da> iiK^eme Recht gegenüber (Frank- 
reich. R.'lgien, Österreich, Zürich, Genf, Ungarn, Holland, Preussen, 
Grieelienhmd, Baieni etc.). 

T.nng-hi, „Contraventionen'' (Encyci. giur. it fasc. 250 p. 
Hf)— 21U) handelt Kap. 1 von den geschichtlichen Grundlagen. 
BecbtsTergleidiuDg* Eap. 2« Allgemeines. Kap. 3 IT.: Oiif^ve 
und subjektiTe Elemente. StrahasmasB etc. 

Spesieller TeiL 

Hortara, „Missbranch mit Besserung-smitteln und 
Missliaiidl Uligen in der iamilie" (Giur. it IV p. 69 — 103). 
Wielitigkeit flieser Lelire. 

Ktyniclogie des Wortes „Correction''. Verhältnis »um Horai- 
gesetz und Strafrecht. 

Aufzählung der Gesetzbücher die sich 

a) überhaupt nicht damit befassen (Fxanknich, Belgien, Deolacii- 
land, Bnssland, Portugal, San ICsrino); 

b) die es unter die SpeoalTerbieofaen dnieihen (SardinieD, 
Tessin, Bern, Genf, Zürich, IMburg, östeneich, Spanien, Cnbt, 
Portorioo, Salvador); 

c) die es liii nicht strafbar erklären (Ungarn, Mexico, Bern); 

d) die Länder, welche Spezialgesetze hiefür erlassen haben: 
England, ColumbieiJ, ElHabs-Lothringen, Feunbylvanien. 

e) Die italienische Gesetzgebung im SpezieUcn (vorbereitende 
Arbeiten, Kritik der Entwürfe, Formfehler, snbstsnsielle Fehler). 
Confusion swisehen Missbiauoh der Beeserungsgeivalt und f amilies^ 
misshandlung. Unbestimmtheit des materieOen Hementes. üoaa- 
wendberkelt des t t. „gesundheitssehüdlidi'' hn § 390 0. Pen. 
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Q SddieBBficli VoiBohUge eines Systema fOr eine noihtige 
Kodiflkatioii dieees Verbrechens (Einreihung als Speaialdelitt unter 

den Titel der Verletzungen von Personen). 

Über Kontrehande liegen 2 Arbeiten vor: 

von Josto-Satta (Encicl. giur.it s.v. „central bände doganale" 
fasc. 239) und von Mar zoll o (Dig. ii s. v. „Contrabbando", disp. 
332 and 344). Marzollo prOft vom historisGhdn Qeachtspunkte 
— Ton der modenien Gesetzgebung in Itelien nnd raigL Oesete- 
gebting. Überwaohnng nnd Yerwaltung. Die hnftbeieo Feraonen. 
Si ConoroB oder geringeres 8t «ftiiiBmnffi Hitthltefsobaft Znssmmen« 
treffen von Yerbreohen nnd Stnie^ Strafen. Konflskatioo. Beobts- 
weg. GkUoBsbelraohtung. Yorscidfige. 

Lion, „Königsmord" und ,,ärztliche Anzeige" (Eucicl. 
giur. ii p. 486— .^07 und 468— 47r>). 

Königsmord: a) historischer Teil (r5m. Kaisorzeit. Barbai"oii- 
zeit, Deutsclüand, Frankreich, Spanien, England, Österreich, Russ- 
land, Bflgicn, Sardinien, Sizilien); b) aUgemdner Teil; c) spezieller 
Teü (§ 117 C. Pen. it); d) YenehwOraiig gegen den K5n|g; e) be- 
vafbiete Banden ad hoa — öffantUbhes Interesse ihrer Unter- 
drftdrang. 

Irztliohe Anzeige (cod. pcn. aii 489). Pflicht der Aerzte^ 
Chirurgen, Hebanunen it a. Saaitfttabeamfen , in Ftilen, denen 

eventuell ein Verbrechen zu Grunde liegen kann, die Anzeige zn or- 
ßtatt. n. Analoge Vorscluiften in den Gesetzbüchern von Frankreich, 
Östr'iT.'ich, Belgien, Tilrkei, Ungarn, Schweiz, Spanien und Deutsch- 
land (Str Pr 0.). Gründe einer solchen Verpflichtung. Früheres und 
p^lfpndes Beoht in Italien. Wie weit gelit diese Verpflichtung? 
YersDchter nnd Tollendeter Selbstmofd. Verbrechen gegen die 
BtttUcUkeit etc. Kritik der yeraohiedanen Anaichtan. Ist eane 
Anzeige nOtig» wenn die IfOgliehkeit einer atnfrechtliohen Yer^ 
folgiing unabhängig van der Yerlstaong ist? Wer ist snr Anzeige 
Terpfliohtet? 

Ca m p ol u ii / o's Monographie „Gesetzliclie Mass regeln 
zur Verhütung von Arbeitsunfällen" (Turin 1898) gitiit eine 
I bersioht über die Voischiiften des neuen italienischen Gesetzes nnd 
behandelt die Verbrechen imd Übertretungen T-;oiben. Unaoweud- 
barkeit dee Artikels 78 Cod. pen. gegenüber Artikel 3 dee genannten 
QeeotgQO und Artikel 371 und 376 des Cod. pen. — Staatlicfae 
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Inspektoren für die SichertieilBTOikehniogeii in Fabnken. — Bät^ 
\mtkmt för CnglOoksfäUe. — 

Saviotti «Das Verbrechen der BegOnatigung ia aeiaer 
historUohea Eatwickelnag'* (Oigliari). BflniscfaeB Becbt 
(beieits die jnristiflclien ELemente enthaltRiid — leoeptatoieB!), biilie> 
riache Oesetsgebong« deatsolie Kaiseneit (Heinrioh lY^ BArtl•R«i^ 
Fnedrioh H, COC.). Staintenrecht des medicliechen Zeitalten, ia 
Sizilien, im Königreich Neapel, Lehre der Glossatoren, Scfaola^fcer 
und Piakuker — Curml^]i:lIlj m^bührt da.-. Verdiuüöt, zueiat die 
Natur dieses Verbrechens ergründet zu lüiljen. Neueste 7ifit. Im 
Aiihttuge die auslüudiselie Gosetzfrobunt;: 1. Staaten, weiclie di-? 
Begünslig\Uig als ein Verbreclien gegen die Justiz — öffentliche 
Sicherheit — Staats-Einriclitungen — öffentliche Autorität ansehea. 
2. Staaten, die die Begiinstigung als oin Verbrechen sta geiföris 
behandelo. 3. dto. als TeilDahme behandeln, i. als eine AH 
FlurtieEerei ansebeiu 

B. 8trafproze6fl. 
Die idelbehandeUe bedingte Vernrteilnng hat Filippo 
Man dura eich zum Gegenstand ansersehen in seiner Stndie t)Be- 

dingte Verurteilung in Italien " (riuto, Giachettii Voraus 
geht ein kurzer überblick über die Literatur und fremdes Reclit. 
Mandura ist ein (Je^ner der bedingten Verurteilung aus veröciiiedenen 
Gründen: der Chaimkter des Delinquenten ist unuiodifizierbar, die 
bedingte Verurteilung widerspricht dem Wesen der Strafe und ihrer 
gewollten sozialen Wirkung, der psychische Coefßcient der bedingten 
Yemrteümig (Sriaas, Yerzeibung) widei8pn<dit der nenaohliohfiii 
Natur, das Urteil "wird dqroh die bedingte Yerorteilong venüchtet 

Flagella bat Uber die stEafaecbÜiohe Eompetena geaduiebeB 
(Dig. it fuo. 349 p. 419 IT.) und swar in vier Titeln: 1. Geachidiia 
und BeohiBvergleichung. 2. Allgemeines. Inhalt der Eompetoai. 
Charakter, Unterschied zwischen Inkompetenz und Kompetens-Üb»- 
schreitung. Inkompetenz in abgeurteilten Sueben. 3. Mat»'nefls 
Konij)etenz vom Geeiclitspunkt der Verbrechen S'jua Ii tat und der 
Strafe. Knm|.etonznormen ratione poenae — ratioue materuie. • 
4. Örtliche Kompetenz. 

Bega-Nicola „Civile Verantwortlichkeit im Strai- 
prozess'' (Foro nap. p. 111—127, 163— 165> 1. GiTÜiec^tliBiie 
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Yeraatwortliobkdt 'flberiianpt 2. SpesieU im Stnfprosefls. Trots 
dieeer Terföhlten EinteiliiDg hat Bogaplßcola daa Ycordidiiat» hlar Maro 
und priteise Itechtaregeln anfetistenen, besonders Inndditlidi der in- 

diii'kti'ii Vomntwortliclikcit. lu ga Nicola bringt verschiedene theore- 
tiöche Voi-scliliige des In- und Auslandes bezüglich der Begrfindung 
der Verantwortlichkeit der Eltern, Vormünder, Lehrer ii. s. w. füi die 
Vergehen ihrer Dienstboten, Verwalter, SOhne, GefichÄftaführer etc., 
des Staates für seine Beamten u. a., die teilweise von dem 
khwwifwhep Frinaip (ohne Schuld keine Haftung) abgehen. Br 
mitandeht diese einer acharien Kritik und bedauert, daas rlele von 
ihnen (mangels geoflgenden Stadiums der Aibdtsn ▼an Yenesian, 
Orlando, Coviello, BQmelio, Isay u. a. Italienern and Deatsoben) 
grosse Mängel aufweisen. 

Yu u: ,,uitii larfiökalischor Anwalt'' (Dig. it. p. Tmö -710). 
Bemerkungen über militär. Gesetzgebung des In- und Auslandes, 
Ciiarakter und Pflichtenkreis des Amtes, a) bei den Tribunalen zur 
Aburteilung eines Beamten des Heeres, b) bei den Tribunalen des 
stehenden Heeres, o) dto. zu Kriegszeiten, d) in Entrfta, e) dto. der 
Kriegsmaiine. — Die militariaohen GeneialadTokaten. Penonal des 
EriQgsmini8t0rium& 

C. Fumarola: „Bin Fall der ünsniftssigkeit einer 
CiTilklage nach ergangenem Strafnrteil^ (Leue). 

Zum ALselihiRse der italienischen Iiiteratur zählen wir nooh 
einige Spezialarbeiten des öflentlichen Heihts auf: 

Ein posthumes Werk von Rosmini: „die Staatsbeamten" 
(£ncicl. giur. it. fasc. 260), Miceli: „Parlamentarische Immunität'^ 
(ebendort), Angelini: „Yerhindenmg an der AasQbang politischer 
Bedite, der Sonveiinetftt, der Fankti<men im Senat und m der 
Deputierten kammer** (ibid.), Castellari: „der heilige Stuhl** (ibid. 
IbsG. 240), Brnnialti; „Deputiertenkammer und das Referendum** 
(ibid hm. 258 rnid 259 — 263), Romano: „Provinzialdeputattonen** 
(Dig. it. disp. 359 p. IGl — 184), I«i'atale: „Reform des rre6t>- 
gesetzes". 

Alle iliese Arbeiten gf>hören zumeist dem Gebiete des inneren 
italienischen Staatereohtes an. 
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Luxemburg. 

Boferent: Dr. iur. Beniard CSbsea, Giereninaolior, Lnxembing. 



a) Gesetzgebung. 

1898. 

Du vom Ifiginlativ^n SUndpunkte fflr das GroaBhenogtun 
Lazembuig wichtige Jahr 1898 bringt zuerst das Geoets ▼on 
10. Hai, das Urheberrecht betreffend. Na6h den AUgeneia- 
bestimmtuigen geht das Geaets des Niheren ein auf das üiheber- 
recht in literatnr, Musik und Plastik; es regelt alsdann das Ver- 
gehen der Nacluilimung und dio Bestraf mif;* desselben, sowie die 
ßicli daraus ergehenden Civilklai^iMi. Das Urheberrecht Weiht fuiifzi? 
Jahre nauii dein Tode dt>s UrlieberR zn G-nnsten der p]rlieii oder 
BechtBDEchfolger bestehen. Die Eigentümer eines nach dem Tode 
des Urhebers erschienenen Werkes geniesf?cn das T^rheberrecht 
irAhrsnd fün^ Jahren ▼om Tage der Yeröffantlichnng, Vor* 
BteUnng, Anfßlhmng oder Anastellang ab, jedoch nnter der Be- 
dingung, bei Strafe des YerfaUe, dieess Datnm festeteUen ni 
lassen. Letiteres geschieht durch Eintragung inneriudb seohe 
Monaten vom Tage der Veröffentlichung in besondere dazn besämmte 
Registei-, die in den Bureaux der Regienmg auflie-^^en. Die Aus- 
länder geaiesaen im Grossherzogtum alle durc^h das Gesetz gewähr- 
leisteten Rechte, ohno dass die Dauer der letzteren ihnen gegen- 
über die durch das Inxembnigische Gesetz bestimmte Dauer Qbei^ 
schreiten darf. 

Das Gesets vom 20. April 1881 hatte die Oiganisation d» 
PrimArnnterrichts festgestellt Dnroh Gesetz vom 6. Juni 1898 
wurde dasselbe abgeändert in dem Sinne, dass dem BeUgicneiuiler* 
riöht ein grosserer Raum im Lshiplsne eingerftnmt wurdet inf 

Verlangen des Kultus -Chefs muss jetzt der Lehrer am Religio!«- 
uutürriclite neben dt^ni ilamit beauftragten Geistlichen niitwirkeiu 
Ausserdem ist tler Pfarrer von ßeebtswegen Mitglied der L^'ka!- 
schulkommission seiner Pfarrei Dieses Gesetz verilieut her^üf- 
gehoben zu werden, nicht so sehr wogen seiner legiBlativ. n Be- 
deutung, als wegen der heiseen Redegefechte und heftigen DebattaD, 
die es in der Abgeordnetenkammer veranhisst liat 
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Dm Gesetz vom 10. Juni 1898 aolifltst die Arbeitsfreiheit, 
Indem es mit Qefingnisstrafe von ^em Monat bis sa swei Jahren 
raad mit Geldstrafe von 50 — 1000 Franken denjenigen bestraft, der 
in der Absicht, das Fallen oder Steigen der Löliiie zu erzwingen, 
o(l«^r der freien Ausübung der Gewerbe oder Arbeiten Hindernisse zn 
bereiten, Gewaltthätigkeiten begeht, Beleidigungen oder Drohungen 
ausstösst und sich eines Em^ffes in die Freiheit der Arbeiter oder 
Arbeitsgeber schuldig macht, m. es doroh Zusammenrottung in der 
Nihe dflf Orte, in -welchen die Arbeit stattfindet, oder durch Ein- 
Mfatichtamng der Aibeiter, die sieh snr Arbdt begeben. 

Doroh das Gesets vom 18. Juni 1808 wird eine Berichtigung 
der Elasseneinteilting und der Katasterabsohfttzungen 
des nicht bebauten Eigentums angeordnet, um durch eine neue 
Yeranschlagung des Reinertmsis eine Ausgleidiung der Gnmdsteuer 
zwischen den verschiedenen Gemeinden und Gegenden herbeizu- 
führen. Dieses Gesetz war diiroli tlie ünigestaltung der Verhältnisse 
dringend erfordert. W&hrend nämlich der nördliche Teil des Ijandes 
last ausschliesslich aus EiobenwaldsohAlungen besteht, treibt der 
sAdüohe Teil neben der dortigen gmssardgen Eisenindustrie haupt- 
sloUich blflhenden Wem- und Ackerbau. FrOher war die Aua- 
beotung der EioheoaohUwftlder dne sehr rentsble, jetzt jedoch 
ist dieedbe seit EanfOhrung des Qnebreohobolxes Ue/i ganz un- 
lohnend geworden, weshalb die betreffenden Grundstücke be- 
deutend im Werte gefallen sind. Es ist daher liillig, dieselben 
den jetzigen Verhältnisfien gemäss abzuschätzen und demgemäss 
zu besteuern. 

Das Gesetz vom 12. Juni 1898 ändert mehrere BestinmiMn f-pn 
des CivA-Gesetabuches über die Ehesohliessung ab. Dieselbe 
wttd bedeutend erleichtert und von yersohiedenen insrmlichkeiten 
ent^ramden. Nach dem Code civil konnte der Sohn bis zu 26 Jahren 
keine Bhe ohne den Xonsens der Eltern abeohliessen, wShrend fOr 
die Tochter nur 21 Jahrs erforderlich waren; jetzt kennen jedoch 
sowofil Sohn wie Tochter nach erlangtem 21. Jahre heimtvMi aucli 
ohne Konsens der Eltern. Früher verlangte man auc:h nach 25 Jahren 
bei Tcrweigertcm Konsens die Elirerl^ietigk^'itsaktf in Zwischenräumen 
von je einem Monat, jetzt jedoch genügt ein einziger. Auch die 
der Ehesohliessung vorangehenden erforderlichen Publikationen sind 
TereiniMdit und definitiy festgestallt worden. 
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1889. 

Das bedsateiiasie Geaeti d€S Jahres 1899 ist Tom 28. Un, 
die PeDsioDfiii der Staatsbeomteii betrefTeDd. 

Die Pension ist auf den vierten Teil des vom FoBsiona» 
berBcfatigten vShrend der letzten fflof Jahre seiner AmteChitigkeit 

bezogenen Durchschnittsgehaltes festgesetzt. Beträgt die in An- 
rechnung kommende Dienstzeit wenigstens zehn Jahre, so »leigt die 
Pension um ein Sechbzigstel desselben Gehaltes fili jedes Dienetjahr 
über zohn Jahtr» hinaus, ohne da?« jodoeli die Pension fünf Seoh?tel 
des oben erwähnten Alitteigeliaites übersteigen darf. Wird ein 
Beamter pensioniert, bevor er fünf Dienstjahre zählt, so wird seine 
Pension nach d<»u Durchschmttsgehalte seinor Dienstzeit b«Bchiiet 
Die in Disponibilitat oder mit Waitegehalt vecbnohte Zeit wird in 
die fOnf Jabie, ivelohe snr Feststellung des mittoen Gehaltes dieMo» 
nicht mitgerechnet in keinem Aüla darf die PensioD 6000 fhuikeD 
flbersteigen oder nnter 250 Ihmken bleiben. 

1900. 

Im Jahre 1900"wiirdt>n eine Reilio von gesetzlichen Institutionen 
geschaffen, die füi- doä Land von eiuscluieideudster Bedeutung sind. 

Zunächst da? (rpsetz vom 14. Februar über die landwirt- 
schaftlichen Warrants. Nach diesem Gesetz kann jeder Landwirt 
eine Anleihe machen auf die landwirtschaftlichen Erzeugnisse seines 
Betriebes und dabei dieselben in den Ctob&iüichkeiten oder auf den 
QnmdstQcken dieses Betriebes in Verwahrung halten. Das wansatierta 
Produkt biklbt bis snr Büokxahlttng der voigesohosBenen Summe 
Unterpfrnd des Inhabers der Waiiaats. Der Sdhnldner ist für die 
in seinem Qewahcsam befindlichen Waien veiantwortUdi ohne Bifc* 
Schädigung. Der FdedensgeriohtSBohreiber vermerkt anf beiden 
Halbseiten eines eigens dazu bestimmten und mit Abschnitten ver- 
sehenen Registers, den Aügabcn des Anleihers gemäss, die Art, 
Mengf' und den Weil der Erzeuernisse , ^\ eiche als Unterpfand der 
Eiilh'hnun^^ dienen sollen, sowie auch den Betrag der zu entrichten- 
den Summe. Hat der Arüeiher seine Wamint« eingelöst, so lässt 
er dies auf der Kanzlei des Friedensgerichtes feststellen, dio Rfick- 
zahlnng -wird in dem Begister yermerkt and dem Anleiher eine 
Beschönigong Aber die Löschung der Eintngung ausgestellt 
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Durch das Oesetz vom 27. März 1900 wurde eine Grund- 
K r V (1 i t - A n s t a 1 1 ins r.eli.Mi <;onifen. ^)ie^sell'(■' gewährt sowohl 
langfristige mittels Annuitäten rückzaiilbaro, als auch kurzfristige 
liypothekarische Darlehne mit oder ohne AmortisatioQ. Handelt es 
?ir>h um llndiichee Eigentum, so dai-f das Darlehn zwei Drittel des 
VeikaufBwerteB der sur Hypothek geeteUteo ImmobiUea nicht fiber- 
Btdgen; für behautes Land, Weinbeiige, IVUder und Lohhecken 
darf dasselbe hOohstenB die HiftUie dieses Wertes betragen. Die 
Grund-Kredit-Anstalt ist befugt, auofa ohne hypothekarische Siofaeiv 
heit den Oemeinden, öffentlichen Anstalten and Syndikatsgenossen- 
schaften Darlehne zu bewilligen. Der Zinsfuss der Darlehne wird 
durch den Verwaltungsrat bestimmt und darf mit Einschluss der 
Kommipsion 5% nicht nher8t4)igen. Der \Viikunsj:skieis der Qrund- 
Kredit- Anstalt ist auf da.s (irossherzogtUTii lM\s(.-hränkr. 

iJiircU dasselbe Gesetz wurde die Errichtung von öffent- 
lichen Kassen für landwirtschaftlichen und gewerb- 
lichen Kredit beschlossen. Dieselben kennen von den Oemein- 
den enichtet werden, die yon dem anständigen Oeneialdirektor die 
Snnichtignng dazu eriialten haben. Diese Ereditkassen gewihren 
g^gen Bflrgsohaft Darlehne an Landwirte und Handwerker. Der 
Darlehnsnehmer muss in dem Besirke der Kasse wohnen; dasselbe 
soll in der Begd auch fQr die Bttrgen der Fall sein. Die Darlehne 
werden bis zu einem Betrag von 1000 Franken auf eine dreijährige 
Frist t::ewälirt. Der ZinsfusK darf pro uiiiiü nicht überateigen. 

Dem Darlehnsiiehmor steht es frei, den AnleilH']<etrag jedei*zeit 
g^anz ()d«M- teilweise mit Abaohlagszahluogen von weiugslens 5 Franken 
heimzuzaiiien. 

Yon grosser Bedcutimg für die Mehrzalil der Bevölkerung des 
Landes ist ferner das Gesetz betreffend die Organisation der land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften. Dieselben geniessen, 
wenn sie dk Yermittelung des gemeinschaftlicbsn Ankaufes Ton 
Dflngemitteln, Sämereien, Vieh, Fattennltteln, Maschinen, Geräten 
und der anderen zum landwirtschaftlichen Betriebe ihrer Mitglieder 
nötigen Gegenstände oder die Einriditung und den Betrieb Ton 
Molkereien, sowie die Erleichterung des gemeinschaftlichen Verkaufes 
der Produkte bezweukeu, welche aus den Genossen gehörigen oder 
von ihnen bewirtschafteten Orundiiütrm herrühren, die Vorteile 
einer junstisohen Fersou und köimeu demnach alle Verträge uud 
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Geflohfifte eingehflD, soweit ab dnich das Geaets und die Stetaten 

bestimmt sind. 

Dus öfTpiitliche W^^hl wurde gefördert durch zwei Gtesetze, 
welche die Rcf^iening ennaclitigen, eine Unterrichts- und Erziehungs- 
anstalt fflr Blinde, sowie ein praktisches baktehoiogisdies Institut 
zu ei richten. 

Ausserdem wurde doroh Gesetz vom 20. Desember 1900 die 
KupfermOnze durch eine aus einem MischnslaUe Ton KiqKfer ud 
Niokei beBtehcndfl, aahr handlSche SofandemtliuBe oiboUL 

b) Uteratnr. 

Nadidem Bcfaon Mher: „Lea Una et r^ements politiquei^ 
judioiairea et admiiuatntiliB du Gnnd-Dvohö de Lnxmnbourg'^ von 

P. Huppert, conseiller secrötaire g6n6ral du gouvemement, erschienen 
waren, publizierte derselbe im Jahre 1900 folgende zwei Rocueils: 
„Code du Commerce, de 17ndustrie et du Travail" e.juiU<»nn«'> et 
mis h jonr de la Irtrislation la plus leeunte, sowie „Code i)»''nal ei 
d'instruction criminelle'', suivi des iois speciales et r^giements par- 
ticuliers en mati^re repressive. Diese Werke helfen dem lüfls- 
atande ab, sich hierzulande der iraazOsiaohen Gesetzbficber so be- 
dienen, welohe eineraeita die neueren fraBaflaaohen Geaetee ent- 
halten) die fflr uns keinen Belang haben, andereneits aber dar 
Neuerangen und Abttnderangen entbehren, die das feansBaBoiie 
Geeeta nach 1815 durdh unaera Geeetagebung erlialten hat (Zur 
ErUSrung mOge dienen, daaa Luxemburg, ala ea unter Napoleon ein 
firanzösisches Departement bildete, die französischen Gesetze erhielt, 
welche es, als es nach dem Wiener Kongress zum selbötändigen 
Grossherzogtum verwandelt wurde, beibehielt) 



San Marina 

Referent: T. C. CMaimlBi, Juatizkonuniaaar der Bepoblik San Mamio. 



Die Republik von San Marino ist bekanntlich der kleinste Staat 
Europas M, die älteste aller bestehenden Kepubliken. Sie ist fwi 

') San Mavinn hat eitu> Oberfläüho von tMj l^uadratkilometeru and beätebt 
seit dem VI. JaurhuiidurL 
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eDtstanden, hat sich, mit einigen unbtMloutenden Venlndernngen in 
ihrer Einrichtung, im Laufe der Jahrhimderte stets frei erhalten, 
wie ein gegen die Qesetze der geschichtlichen Qrantät rebellisches 
Molekül. So ist sie, um es mit den Worten eines der wenigen 
Schriftsteller, deien Werke über San Marino wesentlichen Werk 
haben, «oszudrüokeD, die leiste BepitentBotm der grossen, nunmehr 
xerstfoten Flont Italiens. 

Zahlreiche Bücher und Artikel über die efgenartlge Konstruktion 
dieses Staates wurden TcrOffentlicht, dodi die meisten dieser Schriften 
enthalten, neben allerlei Phantastermen, ünriöhtigfceiten nnd Fehler, 
die bis zum Uberdruss wiederholt und verbreitet wurden. Es ist 
ührigons ans (L-r Ferne fast unmöglich, sich eine klare und getreue 
V'orstellung der Fuuktiou uud Grganisatiou dieses kleinen Staates 
zu machen. 

Vor allem ist es von Wichtigkeit, daran zu erinnern, dass die 
kleine Republik einen Staat im wahren Sinne des Wortes mit voller 
SouTeränetftt darstellt Mit Unrecht reden einige Schriftsteller von 
halber oder unvollkommener Souverftnetftt, mdem sie San Miarino 
mit der Bepublik von Andorra, mit dem Fürstentum von MonaoOj mit 
Bulgarien u. s. w. u. s. w. yeigldohen. Denn unsere Bepublik geniesst, 
iHisssr der gesetzgebenden und gerichtlichen Autonomie, eme abso- 
lute ünabhängigkdt Einen Beweis hierfür liefert, mehr noch als 
die Krone über ihrem Wappon, das Kecht, Münzen zu prägen, und 
die Vertretung durch Konsuln und Geschäftsträger in den Haupt- 
städten Europas, sowie in vielen Städten Italiens*) (mit welriu-ni 
letzteren LÄnde sie nicht durch ein Protektorat, sondern dui-ch 
Beidehungen der Freundschaft und guter Nachbarschaft verbündet 
ist), und schliesslich die Ihataache, dass unsere BOpubUk lu jeder 
Zeit auf gleichem Fusse mit den PApsten und FOraten grosser und 
kleiner Staaten verkehrt und VnßäeoB^ Bundes- und AusUeferungs- 
vertrilge mit ihnen abgeschlossen hat 

1. YwUmmmg, 

Die gegenwärtige politische Konstitution der Bepublik von 
Sau Maiiuo unterscheidet bich nur seiir wenig von der ursprüng- 

*) San Marino besitzt 13 Konsulate in Italien, 6 in Fraokreidi, 2 in 
Österreiob, 2 in dar Schweiz, 1 in Spomen und bald wird es deren voßh. 
in Kogland, Ungsni und DeutwliiaDd besitzen. 
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lidieD. In dieser rigorosen Krlmltung des Bestehendea ii^gt grOasteih 
teils das Oeheimiiia ihier kngen Datier. INe geeetagebettde, 
fahrendd und riolitsrUolie Gewalt ruht weeeDÜiofa in den Hiaika 
eines Bbtes, der, frenn er auch nicht thatsIchUeh diese ZaU tob 
lliti^edern anhrieSf doch stete der Bai der ,,8ecfaziger^ geouai 
wurde. In den frühesten Zeiten der Republik wurde jede Macht 
von den Bürgern ausgeübt, und zwar xon <len „patres faniiliaa', 
die in einer Znsarainenlcunft oder Volk^vris^inHiilinitr, ,,AreTieo'* 
genannt, unter dem Vorsitze des Rektors der Jürche (pr6sid6 par 
le Recteur de l'^glise) vereinigt waren. 

Damals stellte sieh also die Begierongsfoim als eine reis 
TolksmSssige oder demohraiisohe im wigsonsohaftliohen und Eo^kkk 
leligiOeen Sinne des Wortes dar. Als aber im Laufs der Zeit die 
Zahl der Einwohner und daher auch die Ansahl der Fhmulieavltflr 
snnahm und die Versammlungen eher zu Wortwechsel als la 
ernsten Bemtungen Aiilass galifii, ülM.'itnifx der j.Arongo" in eiiior 
Epooho, die wir niclit genau narlnveisen können, aiie Autorität auf 
einen iiat von sechzig Familienvätern. 

Warden diese Batsmitglieder Tom An&mg an auf Lebenszeit 
ernannt? Behielt der „Arengo** sieh das Recht vor, neoe Rite* 
herren bei eventuellem Absterben der froheren zn erwShlen? Wir 
wissen es nicht Wahrscheinlich gab der „AvGDge^' ihre Namen an 
(und dies war Yielleifdtt in den bewegten Yeieammlungen schon ein 
schwieriges ünterfaiiL^tMi) und, da man dem Rate jede Sorge llh 
vertraute, überliebü iiuiii C6 ihm auch, sich zu oii^ani>ioren. 

Wie dem auch sei, im 12. Jahrhundert ersdieiut uns ein Bat, 
der ans sechzig Mitgliedern besteht 

Diese Zahl darf nominell li^ne YeriUiderung erleiden und die- 
selbe wurde auch beibehalten, alS) ireitiGh nur auf korae Zeit, die 
statutarische Ziffer nicht erreicht oder flbersohritten wurde. 

Die ernten Statut* n sind nicht auf uns gekommen, doch soweit 
wir aus (It'ii su( - rssivAn Revisionen^) ersehen können, erlitt die 
politisciie (Jrganisiition keine Veränderung. 

Die Ratsherrf^n werden auf Lebenszeit erwälilt, dr>( h sie gelien 
der WOrde verlustig, wenn sie sich dem geistlichen Stande widmen 

') Die Revisionen fMdea in den Jabrea 1363, 1481, 1600 ^ 
im statt 
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oder durch Unwürdigkeit, wenn ete ein Yeibieehen begehen oder 
die Wahlstimmen dee Batee verhandeln oder Tersprecben. 

Die Würde wird unentgeltlich geführt. 

Die Ratsmitglieder geniesjfspn peisünliche Tmninnität für dio 
Scliiilden unter 25 Lire und dürfen ohne Erlaubnis „lange^'^) 
Waüen tragen. 

Jeder Bfiiger kann znm Ratsherrn erwählt werdeo, wenn er 
FarailienTater nnd 26 Jahre alt ist, also nioht nntar ▼itorlioher 
Gewalt nteiht, aus der man nur duroh den Tod des Vaters oder 
dnrch die Bmansiprtion gelangt 

Jünger, aber auch schon viele Jahrhnndai alt, ist die Yerord- 
ming, daas von den 60 Mitgliedern dee Rates 40 zn der Parochie 
von „Pieca" (Stadt und Vorstadt) und die übrigi^n 20 zu den andern 
Dörfern und Weilern des kleinen Stii;ite.s gehüreii iiiüf^seu. Der 
Bat übernimmt es, die erledigten Sitze wieder zu besetzen. 

An die Stelle eines Adligen oder eines Bauern mttosen Vor- 
treter deseelben Standes ernannt werden. Die Zusammenkünfte 
werden, so oft dies nötig eraoheint nnd heimlich abgehalten. Die 
Fehlenden mnasten sich Mher einer Ueinen GeldstrafiB unterziehen, 
die jetzt ausser Qebnuch geraten ist 

BesoUnssllfaig ist die Yersammlung, wenn 30 ICtgUeder an- 
wesend sind. In den Beratungen entKcheidet relative Stimmen- 
mehrheit; doph be<larf es der Zustiumnuig von 2 Dritteln, wenn 
ee eich um Stcucm odn- öffentliche Werke handelt. 

Zu zahlreich, um seine Macht aü.s>iuüben, mum der Hat seiner- 
seits diese Funktion auf Andere ü]>ertragen, und somit erheben sich 
ans seiner ICtte 2 Regenten oder Kapitäne (früher hatten diese 
andere Namen), die nach 6 Monaten ihr Amt niederlegen mflsaen 
nnd erst nseh 3 Jahren wieder wählbar sind. 

Derjenige, den die Wahl tiittt, mum sich dieser unterwerfen, 
eine etwaige Weigerung wird mit Oddstraie nnd Intsmie bestraft 

Während der Zeit ihrer Regicining sind die Kapitäne anderer 
Lasten entholM ii; sie geniessen volle personliche Immunität und 
iiaben stet?i und überall den Vortritt. Sie sind verautworUidt und 
sind daher bei der Niederlogung ihres Amtes einer Hevision untor- 

') Im Oeganaats la „kuien^S wie Stoaadcgen, FiBtolen tl s. w., die 
man als „hintailistige" (anni inndioee) beieiclinete und die den Batsherren 
sn tragsa verboten waien. * 

53 
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woffen. B«i ihrem Dienstuitritt aohwQcen iie, adi der Bßnmm 

m. nntendehen und mflssen dieoe selbst erbilteii. 

Die hierzu gewälilteu Kcvisi.nen woik-ii <lrei T'd^v im I'alaste, 
um etwaige B^»chiildigtinifen und Bwüchw-nleii der Bürger 
die abtretendeu Kapitäue entgegen zu nehmen. 

Nach den alten Statute besteht dae Amt der Kapitäne darin, 
Aber die Sichurheif des Staates za irachen, die Qeeetxe zu beob- 
aohteb, die Streitigkeiteo derBfltgor aiurahOraii und za schiidileB; 
die Civil- und KriminalpioKeflae sa fOhien, den Bat der Zw(ffi (eia 
anderer ans der Mitte dee Rates der Seoluig erwihlter bentender 
und richtender KOrpor) mnattberofen tind ihm in pritaidiereB, Geld- 
busscn und zuerkannte Strafen aufzuerlepren ; einige der öffi^fSehn 
lieaiuteu zu ernennen ; die Staatsi'cchnungoii zu revidieren iind 
sciiiiosslirli aiidorü göHitgfügigere Angeleerenheiten /.u (tnliii'ii. 

Zum Glück sind sie heutzutage vieler diöaer Funktionen ent- 
hoben. Die Sicherheit des Staates wiixi nicht mehr durch Feinde 
bedruht; die hohterliohe Funktion überlieaeen sie den fiechtsgelehrtai; 
Tfiieohiedene Kongresse und Kommissionen, die man etil moderae 
Weise teohnische oder beratende KOrper nennen wOide^ ffihran die 
Obenuifsicht Aber den Unterricht, Uber die Verwaltung der Iflnaasen 
u. s. w.; tum Schluss wird das TereOhnongswerik noch dach Te^ 
mittler und den versöhnenden Richter vollzogen. 

Man glauln; al-er doshall» iiiclit. dass die Arlieit der ßegimttü 
hierdurch auch ntir um ein (teringes von ikier \S lehtig^kAit uod 
Wünle verliert. Sie führen den Vorsitz bei allen Zusaiiimeuküiiften 
des Hates der Seolisig, bei denen des Rates der ZwOlf, b^ (iea 
Staatakongreesen; sie treten als Vermittler zwischen Volk und Bat 
auf und sind wie die rOmisohen Bfiagistiatspersonen bestlndig in 
regsamer Funktion. 

Betrachtet man aber vom jnridisohen Standpunkte sns ihre 
Position, dann bemerkt man, was Viele nicht yerstsaden baiteo, 
dass ihnen die ausübende Gewalt fehlt, besonder:» auf dem wichtigsteo 
Gebiet, d. i. bei der Verkündung der G^setze.^) 

Das ]{(-cht des Yetus, selbst dee relativen,^) ist ümen versagt, 

') In der That werden alle Gesotre in der folgenden Formel tertitot- 
Üdht: „Wir, Kapiiäne Regenten, kraft nnaerer rem fllnflioheiL mid erave» 
rflnen Rate erteilten Befugnis, dekretieren n. s. w.^ 

■) We ee der Piieident der Vereinigten Staaten Ameite hd. 
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ebenfiülB der OberbefBhl über die Stieitkzifte} weiter das Beoht, 
Vertrflge abzuschliessen, diplomatiaohe StellTerbeter zu ernennen, 
XShrenbeafli^fl^ il 8. w. za veileiheii und aohliefiflliöh das der 
Begnadigung and Amneetie. 

Alle diese F^tnktionen sind dem Rate der Sechzig vorbehalten, 
der dem Namen naoh und in der That der Souverän, das Hatipt 
des Staates, der Gesetzgeber und der autlicuü»clie Interpret der 
Gesetze ist. 

Die Regonteu Bin»! niclit direkt mit dem .Jmperinm" hr-kleidot ; 
sie sind, wie die Statuten sagen : „Caput Keipublicae representantes*', 
ich mOchte fast sagen, die physische Personifikation des Fürsten, 
für den sie arbeiten und unterzeichnen. 

Daher kann die korae Bauer ihres Amtes ▼on keinem Naohr 
teil für die Administration sein« 

In Anbetracht dieser Thatsachen erscheint es Uar, dass die 
Yer&sBnng unserer BepnUik nichts mit den gegenwartigen oder 
frfiheieR SoDstitutionen anderer BepahUken gemein hat. 

Als der „Arengo^' den Fürsten erwShlt», geschah dies, um 
der Itegiening Einheit zu verleihen — imperium iiisi unum sit 
nulluni esst' potost — und se entstund der Rat; doch, sei es ans 
Furcht vor einer Oligarchie, öei es aus Furcht vor Tynumei <m1ci" 
aus anderen Gründen. Ivurz. der Rat, <ler als Souverän auftrat, 
z&hlte sechzig Mitglieder, ein neues Beispiel in der Gesohichte, in- 
sofern, als diese Ratamitglieder niemals als EäuseLne regieren können, 
sondern, alle Teiehit, ein mondisohes Gsnze ansmaohen. 

Denn wir kennen Staaten mit einem, swei, drei oder, aus- 
nahmsweise, auch mit mehreran Hftuptem (Deoemvim, den Bat 
der Zehn n. s. w^ auf Zeit oder Lebenszeit Ton den Hänptem 
oder Ton einzelnen Wfthlem, rcn den Würdentrftgern, oder, dirdit 
oder indirekt, von einer bevorzugten Elasse oder Tom Yolke er- 
"Wählt; doch in allen diesen FäUen ruht bei den Eh-wählten, welches 
auch ilu'e Zahl sei, die Macht. Die sie umgehenden Körjioi- (S^nat, 
Rat u. s. w.) liaben gesetzgebende und beratende Finiktion, welche 
letztere oftmals mit einem beschrftnktereu Körper (Yeiirauensrat) 
geteilt wird. 

Von einem Fürsten, der auf immer die Hen-schaft führt, da 
sie als ein moralisohes Ganze ohne Ende ist und, wie das Schiff 
des Theeens, sich ewig emsnemd, den Jahrhondartesi trotzen kann, 

ö3* 
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besitzen irir» so weit unsere Eriiweniiig leitiht, weder in frähapeii 
xuKk ia unserea Zeiten oiii Beispiel. 

Derselbe Bat der Zwtif , weLohen man unrichtiger Weise mü 
einem Staats- oder Yertnmetisrat Toii^ohen hat, besitsty ol^gltiich er 
ans dem Eaaptrate hervorgeht nnd sidi om ein Drittel jlliriich 
emenert, nnr die beeohiinkte Maoht der Batserteilnng nnd der 
streitigen Jurisdiktion. 

Der Rat hat sich selbst gegen die Oligarchie gys< hützt. 

Nur die veneliiinische Konvention nähert sich der ungngea 
iA gewissen Beziehnngon. 

Da erscheint uns zuerst der Doge mit der Macht auf Lebens- 
zeit bekleidet ; an seiner Seite, ihm unterworfen, die Yolksversamm;- 
long. Spftter haben wir den „Qrosaen Bat^, der ans 480 erwlOilteii 
BQtgem besteht Naoh und naoh, sowie der „Qroese Bal^' Yor- 
reohte nnd Yorteile erhilt, veriiert der Doge^ der aehliosBh'nh nnr 
als der Schatten eines HerrBoheis eischeint, dieselben. Bsianf 
bflsst das Amt des Bsigebeis, das inswisohen eiblich geworden 
war, nach der Entstehung des Sohredteneivtee der Zehn, der als 
wirklicher Tyrann der Regierung auftrat, jede Wichtigkeit ma. 
Hier ist die Verfassung offenbar eine aristokratisehe und oügar- 
chische, da die zehn MitgUeder dieser ücluecklichen Versammlung 
Patrizier in dem Kate uiul von dempelben erwählt wareu, und, bar 
der Hauptvorrechte der Souveräiietät und der legislativen Funktion, 
vielmehr kraft ihrer Straflosigkeit, kiaft BOUTafiner Macht, die 
Herren spielten. 

Der Begent der Bepnblilc roa San Hanno erlitt niemals eio 
so wechselndes Geschick; die Stellnng des Batsbeiren wnide niemals 
eiblioh, die Hemchaft des Rates duldete keine ÜSDfpatton. Dms 
die Fnblisistsa bei der Charakterisierung der Vei&ssang m San 
Ifarino sich in alleriei Kamen earediOpfen, dieselbe Demokratie, 
Oligarchie, Aristokratip, Regierung der Vortrefflichen, der Optimaten, 
gemischte oder arislukiatiseh-demokratischc Regierung nennen und 
die verschiedensten Meinungen äussern, ohne jemals einig wenlen 
zu können, ist natürlich, da es verp:ebli(jhe Mühe ist, an ein-n 
Gegenstand einen Massstab anzulegen, der für einen anderen ge- 
Bchaffeu wurde. Doch es kommt daianf an, den Gnmd der Sac^ 
' XU verstehen. Wemi eine Regierang, die aus dem Volke hervor- 
geht, welches auch ihr Name sdn mOge, demokratiBch ist, so ist 
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es sicherlich diejenige von San .Marino, da ilir Souverän (Hat) aus 
dem Volke (Arengo) herrührt, das ihn nirlit mehr 7M envählen 
braucht, da seine Dauer fortwährend ist. Doch, br^acliton wir es 
wohl, der Rat wurde nicht durch Konstitutionsveränderung an Stelle 
der VolksversaiDiiilaiig eingOBetzt, er hat sich weder angedrängt 
noch Usutpatioa begangen, sondern wurde ganz spontan mit der 
BegfenrngawUrde beUeidet Wenn die YolkBTerBanmlung söUfift^ 
weofia sie sidi doch snr rechten Zeit anfonrsflbn und mehr als ein- 
mal hat sie dies vor Jahrhnnderten bewiesen, indem sie sich voh 
sammenfand, nm die Zügel der Regienmg zu ergreifen. Überdies 
pflegen sich die Famili.'nväter in der ersten Woche der neueu 
Reerienms: zu vereinigen, um mÜDdlich oder schriftlich ihre Ein- 
wendungen vorzubringen. 

Dieser Souverän, eine Emanation des Volkes, entspricht auch 
in der That dem Prinzip der Beprflsentation. Man macht den 
Einwurf dass der Bat sidi selbst erneuert Bb trifft theoretisoh 
so, dass das Yolk, indem es den Bat erwShlt, diesem die Br- 
nennnsg der Baishenren flberlSset, wobei es ihm jene Klassen- 
Terteilung, die bestehen blieb und sogar noch verschftrft woide, 
auferlegt. Daher übernimmt der Rat, berechtigt durch den Willen 
des Volkes hierzu, die neuen ^rittrlieil^M-, indem er sich an die iliiu 
erteilte Anonlnuntj: hSU. Soweit et» <len llanj^lstaatskrirper licti-ifft, 
gilt das mit Stimmrecht und Auslosung gemischte Wahlsystem, das 
maa, nach der bereits von vielen italienischen Republiken ange- 
nommenen nnd selbst missbrauohten Sitte, auch bei allen anderen 
Ernennungen, Yon der Bestellung der Kapitäne bis lu derjenigen 
der Bedmungsrefisoren, beobachtet 

Was die praktische Seite anlangt, so ist, da der Bat aus 
60 Mitgliedern besteht und die Familien des Staates nngef&hr 1200 
zählen, infolge der erwähnten Klassenteilung und durch die That- 
&ache. dass die nächfiten Verwandtt'ii t'ineB Mitgliedes niciit gewälüt 
werden kiinnen, jed»^ KiaKse im liate vertreten und die Besten der 
einzelnen Klassen finden dort ihren Platz. Auch liegt keine Gefahr 
für die Ausartung des Wesens der Konstitution darin, dass von 
zwei Kapitänen oder Konsuln meistens ein Patrizier gewählt wird 
und dieser fut immer thatsichlich das Amt allem ausübt, da, wir 
wiederholen es, die Kaptlne oder Konsuln unter dem Bat stehen 
und, wenn sie diesen Tertreten, ihn nicht absorbieren. Ihre Zahl, 
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ihr Name und ütre Daaec konnte iioh aHrnifallB Indem, ja, m 
konnten selbst anf Lebensaeit angestellt weiden, das StaatsiegiBM 

-wflrde hierduToh keine VeiSndenmg erleideD. 

Aus dem Statute weht uns die Furcht entgegen, dass die 
H^penteu ihre Macht missverptoheu könnten. Die sehr kurze Dauer 
derselben hält sie davon ziirik^k, ihre Gewalt zu missbrau- Iumi mA 
alle Katsniitglieder können der Würde teilhaftig werden. Das St^itut 
hält fest an dieser kumeii Amtsdauer, indem es die Kapitäne „pro 
tempore" ecoennt und ihnen ▼erbietet, ihre Wappen auf öffentlicfaea 
Gebäuden ansubriogen oder eine Yerlingernng der Dauer üuea | 
Amtes nachsuanchen. I 

Aristokiatiach kann man keine B^giemn; nennen, in der das 
Patriziat in einer Minorität yan eine zu zwei stellt; dabei ist noch 
herrorsuheben, dass dieses Drittel niohi nur aus Bepcisenianten | 
des Gefaurtsadels, sondern teilweise aus den angesehensten Borgern j 
besteht, die der Bat^ indem er sie an die Stelle eines Adligen er- 
wählt, adelt. j 

Die Jle^riening unserer Republik iuu also, nicht dem Namen, 
sondern der Form und, was von grösserem Belang ist, auch dem I 
Wesen nach, ein ganz besonderes demokratisches (lepKlge. 

Man hat die Beobachtung gemacht, dass die Regierimg, welche die 
vollkommenste Demokratie /ei^^t, diejenige ist, in der alle Bfl^r die 
Möglichkeit besitzen, zu Mitgliedern der Begierung erwählt zu werden. 

Dies scheint sich, dank der geringen Einwohnefiahl in San 
Marino, au verwirkliohen, um so mehr, wenn wir an die vielen 
anderen Imter neben dem Amte des Batahenn denken. 

Das Volk nimmt an der Regierung teil, weil die Begierong 
Bich in seiner Nähe und in seiner Mitte befindet. Notwendiger- 
weise müssen die üürger sich daran beteiligen uud, da iiu^ Zahl 
eine geringe ist. stellt jeder Herd seinen Vertreter. 

Infolge •'inor sehr zähen Tradition haben sieh die Gebräuche 
von 14 Jahrhiuiderten fortgepflanzt, imd ich glaube, dass man 
schwerlich ein andere Volk findet, welches einen 80 grossen An- » 
teil an den öffentlidien Angelegenheiten nimmt. 

8. Geaet^gebnag ud Qeriditaaignniaalion. 

Wie die Verfusung, hat man die Gesetzgebung der BepaUik 
missveratanden. Die Konatilutions- Charte bildet daa erste Baob 
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der Statuten; von den übrigen 5 Büchern sind heutzutage nodi 
einige Bubriken in Kraft; andere erhielten Bisse nnd sind der 
V ergoooo nheit anheimge&ülen, andere wurden abgeeohaCtL 

Letzteres 'war der Fall mit der Stra;%eeetegebung; die tm 

den grausamsten Nprmen zusammengestellt war.^) 

Eine Beleidigung gegen die Kapitftne wurde mit dorn Tode 
und mit der KonfiR?:ierung der Güter bestraft; demjenigen, der eine 
Fälschung beging, wuide die Hand abgehackt; die Inäunie wurde 
mit Folter bestraft, die vorsätzliche Brandstiftung mit Ent^ 
hauptong und dem Scheiterhauien, die anderen Verbrechen mit 
nicht geringerer Strenge. Die Todesstrafe wnide im Jahre 1847 
proYisoriscfa, nnd deßnitiT- abgesohaflt, als im Jahre 1865 ein nach 
klassischem Muster gebildetes Stra^gesetabncih (Entwurf von Zupetta, 
AttBfdhmng von Gins. Ginliani) in zwei Teilen — 1. über das 
Strafgesetz, das Verbrechen und die Strafen im Alif^eiiieineu, 
2. über die Verbrechen nnd Strafen im Besonderen — veröffent- 
licht vnrde. 

Die Strafe steigert sich bei Zwangsarbeit von drei Jahren, bei 
freiheitsstiafsn von einem Tage bis auf Lebensaeit; Oeldstnilen 
.giebt es Ton 6 bis an 500 Lire. 

Die Delilrte werden eingeteilt in: a) kriminelle Yerbredhen 

gegen den Staat, gegen die Öffentliche Verwaltung, gegen die 
Gerichtöverwaltung, gegen die Familie, ^egen die persiMiliohe Inte- 
grität, gegen die Ehre und g» ^^en .leii Besit?:: h) Delikte oder straf- 
bare Vergelieu; c) Übertietungen ersten und zweiten Gra<leR. 

Der Unterschied basiert nicht auf der Art der Strafe, sondern 
auf der ddosen, oiilposen oder politischen Art des Deliktes. 

Fast alle Yerbrsc^n der modernen Zeit sind hier yoigeeehen; 
irenn einige, wie a. B. der Arbeiterausstand und das Duell, fehlen, 
so ist dies ein Beweis, dass an Streike und Duelle hierselbst der 
Gedanke fehlt. 

Naeh der Prozessordnung, die 13 Jahre später ^1878) vei> 
öffeiitlirht wurde, ist das Gericht aus einem Richter gebilikt. 

Bei den geringeren Vergehen verfiLhrt man summarisch; bei 

0 Das Strafgesetzbuch hätte alle Strafen und nicht nur die unver- 
eitd arcD abschaffen mässen in der Praxis sind sie alle ausser Qebraaoh 
gekommen. 
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anderen findet eine frirniliche InsliuKlion statt, liie auf VaiangeA 
der Verteidigung kontradiktorisch wiederholt wird. 

Jede mündliche Verhimdluog fehlt; AnkJage und Yorteid^giiiig 
irerden schriftlioh auegefQhrt 

Mb Oeaets Aber die PieaedaUkto {23. Mai 1881) und amgi 
sonstige Bestiaunuiigen TerToUsOndigeii die Stra^gocotigebang, dia 
nach 20jflhriger Üipiobung deOuitiT aanktioiiiert wurde. 

Die Givilgeeatzgebung ist noch immer in den Istfliniiwh ab* 
geCassten Statuten enthalten oder besser, dien lefzteren mden 
noch angewendet; doch die in ihnen vorkommenden Bestimmung^ 
sind fragmentarisch und in einzelnen Teilen ausser (rel-rduch geraten. 

Wir irel»eu hier eine kurze Übersicht der /.er>treutt ii Vet »nl- 
nungen. die vielleicht allnuililich, wie es notwendig erseiiien, hinzu- 
gefügt und in den Kovisirmen nicht wieder zusammengefasst wurden: 

Dass man tlas Bürgerrecht nicht mit Zeitablauf erhalten; dass 
der Fremde ohne Erlaubnis und ohne der Staatskasse 5 % das 
Preises zu zahlen, keine Immobilien kaufen kann; dasa denen, 
die jOnger als 25 Jahre sind, ein Vormund, den Yersdhirendeni 
ein Kurator enuamt werden; dass die Kmdschait durch swei 
Zeugen bewiesen werden muss; daas die Witwe Anrecht auf 
einmi su ihrem Unterhalt nötigen Teil der Brbscliaft ihres fer^' 
storbmien Hannes hat; daas der Beraubte bald wieder in seinen 
Besitz eingesetzt werden rauss; dass man die gemeinschaftliche, in 
Verfall geratene Mauer wiederherstellen kann; dass man die Dincli- 
gangsgerechtig-keit bestehen lässt; dass die Frauen von der Krl.sclmft 
fiupgeschioshea sind, doch entsprechend dotiert werden müssen: dass 
die (irossjährigen von 20 Jahren berechtigt sind, Prozesse zu führen; 
dass man den, der zweimal eine Bezahlung verlangt, „in dnplom^ 
zu verurteileo hat; dass es der Ehefrau erlaubt ist, im Notfelle rait 
Bewilligung des Gerichtes ihre aum Heiratagut gehörigen Sachen 
SU YerftusBem; dass zwieehen Eheleuten Gegenstftnde Ton geringem 
Werte als unwideiruflich ,|inter Tiyos'* geschenkt su betrachten 
sind, wAhrend jeder andere Gegenstand, nach Auflösung der Ehe, 
dem Hanne sufSllt; dass beim Verlauf von Immobilien die Guts- 
nachbam den Yonnig haben; dass dem Verkaufe mit dem Mrte 
des Wiederkaufes eine vor dem Ki' hter beschworene Schätzung 
vorhergehen muss; dass derjenige, Mcli her das Versprechen gegeben, 
eine Arbeit zu leisten oder in Anspruch, zu nehmen, dieses zu halten 
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oder ^GthideDflnati zu lalden bat; daas weder der Kneöht noch 
der Ebu wiUkttilioh Dienstverlilltiiis lOsen fcOtmen; daas man 
ohne Edaulmis der Begieinmg kein Abkommen Aber em Srbsinagat 
treifen kann; daaa der GUnbiger die Yeiliaftimg dea Sohiddnen 

verlangen kann. 

Ein sonderbares Dokumeut ist das in zwei Teile eingeteilto 
agrarische Statut. 

Der ei'stere behandelt in P^tosie und Prosa aus den Yir^lisclioii 
uud Alemannischen^) „Georgica^ die Kunst, den Boden zu kulti- 
vieien; im zweiten Teile werden die Pflichten der Bauern und 
der MeierkontEBkt im Allgemeinen behandelt, der ebenfalia in 
zwei Bobiiken geordnet ist, die zu den JAagaten dea Statotea 
gehören. 

Ikinnam wir, nm die An&Uilung zn eigSnzen» noch an einige 
apeiieUe Terofdnangen, welöhe die „extravagante^ Civilgeeel^ebung 
nuzmechen, nämlich ein Qeaetz (16. Mlrz 1854) Aber die Hypo- 

Üieken und Privilegien nach dem französischen Gesetzbuch; ein 
Wechselgesetz, das mit Titel IX des ersten Buches des italienischen 
Handelsgesetzbucheis Äiinlichkoit hat; ein Gesotz (5, August 1894) über 
die Einwandeninp: der Fremden, nänilieh. dass man keine Individuen 
und Familien, die nicht mindestens eine jährliche Beute von luO Lire 
per Kopf besitzen, beherbergen oder unterbringen darf; dass ein 
Fremder, der sieh Iftnger als 4 Monate in der Bepablik mederlaseen 
will, TOD dem Bäte (Prindpe e SoTtano) hieiza die SrJnubnia 
haben mnaa» 

Wie bereits In Piemont, giebt ea aeit 1622 einen Advokaten 
für die Annen. 

Sehlieaalich giebt ea noch Teraoldedene flakaliadie ESntragungen 

und Stempelgesetze, die im Wesentlichen nur sehr wenig von den 
entsprechenden Bestimmungen des Auslandes abweichen. 

Wo daü Statut oder die speziellen Gesetze keine Vorkehrung 
treffen, ist das rf'xnische oder ijesser gesagt das gt;meine Recht 
noch in ErafL Man muss seine Zuflucht zu den I^andekten nehmeui 
nicht nur, wo ea die Obligationen und dinglichen fiechte, aondem 
anoh da, wo ea die pera to liohen Beohte betrifft 

^) Luigi Alautaiuu, ein italienischer Dichter 1495 — 1556. Besonders 
berfibmt ist ann didaktisobee Oedioht OoltiTaiioDe**, worin er denselhan 
Oflgeoaland wie Tiigü in aeben „Oeoigica*^ behandelt 
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Der Zustand der Peroonen ist noch der dee alten Bona Di» 
Fran ist unter des Gatten ^nos», der Solm, wenn sein Tilar 
lelyt, TUter dessen Qevalt, aaflgenoinmen im Falle der EmauipalioB, 
bei der man nach jnstinianisohem Rechte verfiUirt 

Nebeh der fideikommissarischon Substitution ist das mündliche 
Testament noch in Kraft. Die „CotilaiieatifV^ die „Coemptio" und 
die anflfreu feierlichen löniisclifn Ifniratsfüiuien^) sind, dank dem 
kauoiügchen Rechte, dessen Vorschriften auf diesem Gebiete TQ^ 
herrech tf^n, verschwunden. 

Und jetst, wo alle Lftnder der Eide, von den BepobUhea 
Amerikas bis nach Japan, vom Norden bis an den nenen Stutan 
des ftnssersten Afrikas, mit einer Kodifikation oder weniisstens mit 
Gesetaen in der Art der Digesten yersehen sind, jetat beBondan^ 
wo, naöh hartem Kampfe, die antihistorische Schale im Namea des 
NationaKtfitsprinzips das rOmische und gemeine Becfat in dem 
biete zwischen Weser und Klbe, von der IS^ordsee bis luicii BGlimeiL 
hei Seite schafft«, die Koni})i]ation eines einzigen Gesetzbuches füi 
dajs deutsdie Keich vollendet liat, jetzt nistet sirli hier an den 
Ufern des Titanus, als an seinem letzten Zufluchtsorte, das Recht 
der Pandekten ein, indem os in den wenigen Hufen Landes seine 
Autorität thatsfichlich aosabt Welch ein Fhbiomen jnridischar 
Lebensfjauerl 

Die bedeutende Arbeit eines eoaineoten Juristen^ mit dem 
Titel „BntwuilB-Schema eines bfirgediofaen Gesetsbnohes^, das das 
ganae Privatieoht regeln soll, scheint das Vorsisel einer vollsfltodigen 

Bmeuerung der sanmarinesischen Gesetzgebung zu sein. Als vissen- 
schaftliclie Arbeit niuss dieser Eutwiirf denieutsprechend i:epruft 
werden, docli soweit dieses Werk als Enuwuf einer Gesetzgebung 
fflr unsere Republik in Frage kommt, für ein Land, wo die Einheit 
der Oese tzgebu Uli; erreieht ist, wo die intimen Verhältnisse und der 
juiidische Verkehr in einem Kreis patriarchalischer Einfachheit ver- 
schlossen sind, bezweifeln wir sehr, ob ein Cirilgesetsbuch, sei es 
auch das TOdxefQichste aller Kodifikationen, der geeohaNidigen und 
geprOften lOmiscfaen Gesetagebung, die wie der Fieiheitssinn ia 
das innerste Mark des Volkes gedrungen ist, vorzoaiehen ist 



*) Die eb»ge Heixatafoim in der RepubUk ist die leUgiSBe. 
■) Prot Ginaeppe Biini inm der UniTeielttt Bologna 1808. 
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Der Civil})rozesis ist voUstäiKlig durch die Statuten geregelt. 

Das Verfahren ist nicht von dem der anderen mittelalterlichen 
Italien isclien Statuten verschieden. 

Das Grundprinzip ist, dass man schneU einschreitet und dass 
man nach Kräften „sine strepita et ügtira judicü** entscheidet. 
SpOttiaohe Suwtrfe und Terleumderische SohlOBse weiden sorflck- 
gewieaen; Berafimg gegen ein intailabitorisdhee ürkanntnis iat moht 
sollBBig; die Tennme sind knn, das Ürteil mnas 90 Tage nach 
SrilCfauaig des geiidiüiöhen Yeifiliiens gesproolien werden. 

Akten und ein&ohe Kontrakte sind, wenn anerkannt, ezeknüve 
Titel. Dem Glaultitrer werden sofort Vollütreckunj^befehle über- 
reichtf indem man dem Seimldner einen kurzen Termin lässt, um 
etwaige Beschwenlen einzulegen. 

Dieses Vollstrec kungsverfahren ist nach römischem Beispiel 
gebildet; man verfiUirt hier heutzutage wie imter den römischen 
Kaisern (pignus ex esioaa jndioati captiim), d. h. der OUtatbiger wird 
pvorisonBoli in den Beaits der Kolnlien und Lnmobüien des Sohtildners 
eingesetst; wenn Letsteter dieaelbeD nicht binnen gewisser FHst, die 
gewOhnüdi eine kane Ist, loalDiaft, werden sie an den Meistbietenden 
veiftnsBert; hat die Anktion keinen Erfolg, so werden die YermOgens- 
Objekte dem Gläubiger gerichtlich zuerkannt. 

Waä die Privatexekution anbetrifft, so zeigen viele moderne 
Gesetzgebungen einen Rückschritt. 

Hoffen wir, dass die unnützen, kostspieligen und langsamen 
Förmlichkeiten, durch die sich die exekutiven CJrteile w den 
Qeriohtahafsn endlos hinziehen nnd die in der italieniaohen Frozen- 
cidnnng.noch kompliaierter geworden sind, niemals in das rituelle 
Gesetsbuch» das die Republik seinerMit veröffenilidien solitOi anf-^ 
genommen werden. 

Die Justizverwaltung ist einem Richter anvertraut, der KoniinisBär 
oder Auditor der Hegierung genannt wird und mit dem flio Kapitäne, 
laut Statuten, die Gerichtsbarkeit teilen. Derselbe muss Ausländer'), 

') In vielen Städten Italiens wai" dies Brandl. inslH-sondere galt es 
voD dem Bürgermeister, damit dieser frei und ohne Beziehungen in dem 
Lande sei, wo er sein Amt vorwaltete. Auch der Kanzler (Notariiis) musste 
Aosländer sein, doch dieser Stand i«t jetzt abgusciiafft vvorddu. Die Foli- 
tiBten hingegen sind Fremde. Der erste Kommissar war Benedetti Yenta- 
de Onbbio (14d7). 
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Doktor der Hechte und von fleckenloecm Lebenswan li l sein; er 
umm den Eid ablegen und 3 Jahre in Funktion bleiben, nach deren 
Verlauf er wieder ernannt werden kann. 

Wie die Kapitftne, int er zur Rechnongslegiing verpflichtet. 
Von der Hogirninp orh&lt er Besoldung und "Wohnung. Er hat 
gl^oh nach den Kapitftaen den Vortritt Er richtet alle Cini- 
Ittozease, welche ein Objekt ron iHbee 50 Lire betreffen, und gnbt, 
als Begieningsrat, aeia ürteil* auf Begnadjgnngigewidie ab. 

Unter aeinen geringfügigen Pflichten nennen irir die aondertM» 
de« ,,Advociatas diaboU**. Wenn eine Noyiw den Schleier nehmee 
will, iims8 er ilu in mehr (xler weniger lebhaften Farhen die Ver- 
1* *rkiiii^cü de.< Lfli.'iib Hclalilerii. Uicsos Verluinun;;s\verk i&l üem 
Xoinuiissär anvertraut; dies bildet die einzige Beziehung, wenn man 
ee so nennen kann, swiaoheu der nchterüohen AutoiitAt «ad <i«r 
geistlichen. 

Das Amt dea KcmmiasBi« hat aber auch eine bedeotenden 
nnd wichtigere 8oite. Es mnaa nimlioh die antfaentiBclien IlltB^ 
pretationcn des Fartfen piovosieran, dte Anttnomien, behnfe Zu- 
aammensteUnng, angeben nnd die Verihiderungen, welche der Fort- 

achritt der Zeit notwendig macht, bezeichnen, weiter feststellea, 
wo «ler Mangel des positiven Oesetzes eine bedeutende Lücke zagt 
und dasselbe nach den Umstäudon ausfüllen. 

Wie der römische Prätor — Ri licet jjarva — arbeitet ei, 
wenn o8 nßtig ist, daa legiaiatire Material aus, bleibt jedoch l«- . 
echeiden in den Hintergrund, unteneichnet kein Edikt, aonden 
t&bergiebt seine Arbeit dem Füraten. 

Zwei Torallglichen {remden Beoht^gelehrten sind die FtmktioneB 
des Strafrichteia erster und aweiter Inatanz fibertngen. Sie bitiulMi 
weder am Platze an wohnen noch ist ihro Gegenwart notwendig» 
da das Verfahren schriftlich vor sich geht 

3. Intcruationulo Beziehungen. 

Der internationale Traktat vom 28. Juni 1897 bestumut in 
wonig'^n .Artikeln die vei'sehiedenartigen Besiehungen zwischen der 
Bepublik und dem Königreich Italien. 

Die Giltigiceit der im anderen Staate stipulierten Akte ist u- 
erkannt Die in dem einen Lande ansgesprochenen Urteile köonea 
in dem rjideren nach den Grundsfttxen des internationalen Frifii- 
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rechtes voXh.ojov. werden. Die Bürger des dnen Staates kCknnen 
die unentgeltlioke Fürsprache des snderen geDiessen. 

Die Akte des Strsf-Veifahiens und des CivilpfOzesBss im 
Interesse der Jnstis emer der beiden Staeteii werden in dem anderen 
▼ennitlelst Bogatorien ansgeftthzt Zu diesem Zwecke stehen die 
nohterlkdien Antoritftten des EOnigieiolis und die der Kepublik 
(der KommissSr) in diiektei* Verbindung mit eina&def. Die Straf- 
Justroktiüueii werden uacli den Gesetzen des sie fordernden Staates 
geregelt. 

Die Auslieferung der Ausländer wird bewüligt, wenn die auf- 
eriegte Strafe wonigsteus 2 Mouate betHlgt, wenn es sich um Ver- 
Tirteilte handelt, hingegen rauss sich die Strafe auf wenigstens 
1 Jalir belaufen, falls es sich um Besokoldigtc handelt, und müssen 
die Verbreeben anoh nach der GessCzgebong des Staates, der die 
Ausliefenmg ▼erlangt, strafbar ssin. 

Die Andiefiening gilt für die im italiemschen Qesets als DeHkte 
mid in der Republik als kriminelle Verbrechen beseiohnete VeEgehen, 
«He politjscben und hiermit luaammenbftngenden ausgenommen. 

Attentate gegen das Staatsoberhaupt und Desertion werden 
jedot-h üicht als politische Verbrechen in Bezug auf die Auslieferung 
Vn-ti-achtet. Desertenro müssen ohne Auffordenmg arretiert und mit 
Waffen und Gepäck zuiftckgescliickt werden; derjenißpe, der sie 
beschützt oder heherhcr<^t, wird bestraft. In keinem Falle ') kann 
man die Auslieferung der Büiger des Staates, in den sie sieh geflüchtet 
oder in dem sie seit 10 Jahren ihren Wohnsitz haben, verlangen. 
Dieser Qnmdsats wird oft in der internationalen Praxis an* 
getroffen, ist aber nicht allgemein >) angenommen. Hierbei muss 
nedi bemeikt werden, dsss der Staat, dessen BOiger der Delinquent 
ist, die Verpflichtung hat, gerichtlich gegen ihn su verfahren, ent- 
weder auf Oesnch der beleidigten Partn oder auf Antrag der 
Begierang, in deren Gebiet das Vergehen begangen ist 

Die Auslieferung hat keinen anderen Zweck, als die Straf- 
losigkeit der Schuldigten zu vcrhinderii und dieser Zwt'ck ist V(.)ll- 
kuiüinen erreicht, wenn der Delinquent mit voller Kompetenz durch 
die Gerichtshöfe seines Vaterkades bestraft wiixL 

'} Also selbst nicht, wo es Desertion betrifft 
*) Englaod und Amerika folgen diesem Qnuidssls nicht, da sie keine 
fixtialeiritorialitit des Strsl^sssetses annehmen. 
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Italien ist diese Verpfliobtung uiit Saa Marino, Urugua? md 
Bussland vertragsnAsäg eiog^gangen, in Benig auf andere Sttttaa 
ist sie aUgemein. 

Wenn wir die SteUung der Framden in der BepoUik aa- 
sammenlaasen, so eiipebt sidi folgeDdee Beeultat: Km einages 
poUtiBches Recht wahrend des Aufenthaltee; das Bfligemcht taun 
man weder doroh Gebort, noch dnrdh langen Anfmlhalt, soadsn 
einzig und allein durch ein souveränes Dekret erhalten. 

Die Naturalisierten küuuüo Mitglied des Rates werden, doch 
niemals zur hr»c]isten Ma^stratur gelans^^en. Was die bürgprlirh-;^ 
Keclilo lietrifTt, so sind die FrenKieu den Inländern gleieh£,'e»teilt 
nur ist ihnen der Erwerb von Immobilien ohne Erlaubnis des 
souveränen Rates (die jedoch gewöhnli' h orteilt wird) und ohne die 
Zahlung einer Summe (Cinquina) von 57« des Pi^oses, die heut- 
zutage eine Eintragegebfihr geworden ist» Tsisagt 

In dieser Benehting ist die sanmarinesisohe Gesetigebitiig 
libwaler als viele andere sehr moderne, die den Fiemden ohu 
Limitation den Besiti von Grund und Boden Terfaieten.^) 

ünd so beendigen wir unsere Mitteilungen in der fioffioiuo^ 
eine kurze Übersicht über die gegenwärtige Gesetzgebung dieses 
kleinen Staates gegeben zu haben, die, wie viele andere Dinge in 
unserer Nähe, noch so wenig bekannt ist und dennoch nicht i'une 
Interesae und Belehrung für den fleissigen Beobachter sein düiite. 



Monaoo. 

Beferent: Baron von Rolland, Vioe- Präsident des Staaisrrtes nod 

Fräisideut tlos hfichsten (ierichtshofes von Monaco, Monaco. 
Überaetsoog von Dr. jor. et phii. Eruät Kosenfeld, Uehchtsassessor, Beriia. 

a) Qesetagebiuig 1898. 

Sieben Erlasse von allgemanem InleroBse sind im Laufe des 
Jahxes 1898 veikOndet worden. 

1. Der Eriass vom 9. Februar 1898 ermiBBigt die dmch dea 

Erlass vom 12. Mai 1883 festgesetzte Taxe für deaatoiiflilBD, 

1) 80 ist es I. & m Bomiain (siehe Oianniai m ^^latto touam- 
ciale'') ond in d«r Bepnblik HaüL 
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Ifidiglioh la induBtrieUen Zweckai, sieht aber bosl menschlioben 
Oenufise, geeigneten Spiritot» 

2. Ein jiweiter Erlaas, vom 2. Juni, bezieht sich auf die 
Gerichtsvpr f as s ii n tr. 

Bis zur Verkündiiii^ des neuen Gesetzes liatte Uer ,,Conseil 
de Rt!visiuD'^ (Kassationshof) Iteiaerlei rechtspi'ecliende Macht; die- 
wlbe beschränkte sich vielinelir darauf, nach Kenntnisnahme von 
dem Inhalte der Akten, &Ufl eiforderttoh aueh nach Anhficung der 
Terteidiger hesv. Anwälte, ein Outaohten in. einem Berichte dem 
fIMen einniraicheii; dieser allein entaohiad durch flouTeiSnen Brlaaa. 

Von nim an entscheidet der BevisionsFat mimittelbar Uber 
alntiiehe Beoihtsmittel in denjenigen Angelegenhdten , in welchen 
der Staat , das Staatsgebiet, Finanzsaohcn oder das rrivatvermögen 
des BHlreten in Frage kommt. Diese Abänderung erheischte einicre 
besKJüUeie Vorschriften bezüglich der Form der Revisionsgesurhe 
und der Verteidigtmg , ferner bezüglich des Beschlusses und der 
für den Erlass desselben festzusetzenden Frist Disse wenigen 
NeueruQgen sind in den Artikeln 2 IL des neuen QMetzes enthaltan, 
wihiend im Übrigen das Yer&hren wie boaher unter den Vcr- 
Bohriftan des Yeifusung^-Erksses vom 10. Juni 1896 und der 
Civüproeees-Ordnungi) steht 

3. Die 5 übrigen Erlasse datieren sftmtlioh vom 4. Juni 1898. 
Einer bezielit sich auf die Stempel-Gebühren für Miets- 

iiiid Pacli t Verträge. Diese Gebültr betiägt bei bestimmter Daner, 
bei Aftermiete, Cessioneu etc. 25 Centimes von 100 Francs, liei 
Verträgen auf 3, 6. oder 9 Jahre muss der Stempel bei Beginn 
einer jeden dieser 3 Perioden erlegt werden. Bei den auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossenen Yertiigen muss der Stempel gans bei Auf- 
nahme der Urkunde entrichtet werden, es sei denn, dass die Zah» 
hmg« auf Ansuchen der Parteien, m drcij&hrlicheQ Baten erfolgen darL 
Itlr eine Umsohreibung \riid die feste Taxe von 1 Franken gezahlt 

Werden die erwähnten Akte nicht innerhalb 3 Monate seit 
AbscldusH des Vertrages zur Anmeldung gebrutlit , so haftet der 
\ einiieter bi zw. Verpächter [)er35n!ieh für einen erhöhten Stempel- 
b^iag, der mindestens 50 Frauken beti%t 

Die letzten Artikel enthalten Übergangsbestimmungen. 



') Sebe Gonnentar dieser Oeeetse im Jahrbnoh Ton 1896. 
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4. Em anderer Brlase vom 4. Juni beatunrnt, dast die GoMhr 
fOr die ünuohreibiing» welche der Hypothekenbewaliiw von Asits- 
wegen vornimmt, beim Verkanfe eingetragener Grandstücke, deren 
Kaufpreis nicht oder zum Teil nicht bezahlt ist, von iiiiii au nur 
die f'Btp Summe von 1 Franken pais Stempel un<l der im 
Aitikel 22 § 2 dee £kiasses vom 2b. i!'ebruar 1862 iestgosetiten 
Kosten beträgt. 

5. Ein dritter Erlaai vom selben Datum erweitert auf die Dauer 
von 4 Tagen die Ftiat, ioneriialb weldier die QeiioliiavoUiielMr die 
Urnen voigeeohriebenen Handlungen vorzon^men haben and adulikt 
ebenfidis auf 4 Tage die bisherige den Notaren geeetito lehnügisft 
Frist ein, binnen vrekher sie ihre Noteriaismtoidfln cur BSnsohreh 
bnng 7Ai bringen haben. Zugleich werden Gerichtsvollzieher uid 
Notare ermächtigt, Akte auf (miuhI jjrivater <Mler im AnsUmde er- 
richtot(>r Urkunden, welche wedoi- eingetragen sind noch für welche 
ein Stempel entrichtet worden ist, aufzunehmen und ^war unter 
der Bedingung, daes die erwähnten bisherigen Urkondea wof^akk 
mit den neuen sur Amnddung und Stempelung gelangen. 

6. Ein vierter Erlass setst eine Art Sanittts-Kbmnnssioa em; 
dieselbe hat die Aufgabe, Quellen mflglidher Qefidur für die Ge- 
sundheit (SpQlwasser, Ausgösse eta) su beaufsichtigen und ist n 
diesem Behufe ermichtigt, die Wohnung von Privatpersonen n 
betreten. Sie hat auch Vorschläge zur Abhülfe zu macheu. 

b) Gesetzgebung 1899/1900. 
T) :ülerhi>chste Verordnungi n von aUgemeineui Interesse sind 
im Laufe des Jahres 1900 verkündet. 

1. Die erste vom 16. Juni 1800 betrifft den Qebrauch von Daoipf- 
oder Ghisdru<^ppaiaten; sie macht die Verwendung aoldhsr Appsiato 
von der Genehmigung des Oenerslgouvemeuia, welche auf Gnni 
eines Berichtes des Diiectore der Öffentlichen Aibaiten eriheOt 
wird, abhftngig imd sdireibt yerschledene Stralsn fOr die Zuwidw* 
haiidhnigen getreu ihre Bestimmungen vor. 

2. Die zweite Vorordnun;^' von denisellion Tag^e bezieht sich 
aul die Nationalität. Sie gestaltet die duroii das bfirtre! liehe 
Gesetzbuch von 1880 in dieser Hinsicht gegebenen Vorschritten 
völlig um. Wir geben sie ihrer Wichtigkeit wegen unten im Wortr 
laut wieder: 
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Article Premier 

Im »rtiölee 8, 9, 10, 17, 18, 19, 20 et 21 du Oode Ciiril aontabroges 
et vemplaoes par les dispoeitions rnivanteB; 
Artide 8l — 8ont sojets monegaBqoes: 

1* ÜVmt individa ne, dans k Frindpiate <m k retrtager, d'nn snjet 

monegasque; 

2'* Tout individa ne duB la Prinoipaiite de parants inoonnus <m dont 

la nationalitö est ioconnne. 

L'enfant nnhirul doiit la fiüation ost f'tablie peDdant minorite, par 
reooDDaissajKX' ou par jugi'incnt. suit I.i nalioiialitf' de cchii <k' ^^<'s parents 
n Togard duquci clli' a »'tf d'abonl constat»'*'. Si *>!le lusultö ä I i'gard du 
pere et du k liiere d'actes ou jugemeots concoinitants, l'eafaut suit la uatio- 
nalite du pere. 

Azficle 9. — La qaailt^ de sujet monegaBque s'acqoieii par la 

j a» . 

OVwttXSliBBUlJlla 

La natoialisation eat oonoedee par Oidoonanoe SouTeiaiiie apite eoqudt» 
aar la moralite et la aitoatton de retianger. 

Sont admis k demander la naturaliaatioa: 

1° L'etraDger qui justifie d'one reeidenoe oonünae de dix asDees daoa 
la Principauto apres l'uge de 21 ans accomplis; 

2" L'etranger qni a epouse une Monegaaqae, apies troia anneea de 
rösidence daas \cn cotKlitions susdites; 

3° Lx'trangtT (jut a obtenu du Prinrp 1 autorisation d't talilir Hon 
düuiicile dans la riin(;i|>aut-\ coDformömeut u l aiticle 13, apres uue auaee 
de domicile k dater du la Promulgation de rordonnance d'autorisation. 

Peavent en oatre etre oahindisea, sans oooditioB de bta^: 

i* Lea etnngera qoe le Prinoe juge dignea de oetia tereor k loiaon 
dea aervioea par eox rendoa k la Prinoipaniö; 

2" Uetraogor o& daas la Pnudpaate de parenta ötraogen ^nea l'ftge 
de 21 ans aooomplia; 

S*' La fensme marite k aa etranger qoi BoUioita la iiataraliaadoo oa 
l'a de]ä obtenue; 

4" Les enfaata nugetm de oat etraofer, pourru qa'ila rteideot dans 

la Prinoipaut«-'. 

I^es enfaiiü» uiineurs d'un pTe ou d mit; mt-re hui viviuile qui oLtii iim iiit 
la naturalisation, deviennent sujets nion/'gasques , a nioins quo daus l iuint^e 
qni suivra leui luajorite, teile qu'elle est reglöe par lo pn-sent Code, Us ue 
deolineiit oette qaaütö per one deolaratton faite devant Toffioier de Felat 
oiril qoi devxa l'eBTQgiatrBr aoi-le-champ. ') 

Axtiele 10. — Tont individa ne dana la Prindpaate oa k r^tranger, 
de parente dont Vm a peida la qoalite de Monegaaqaef poarca redamer 

*) Les dedarations prcvues aux aitiole 0. 10. Iß IR peuvent etre 
re^ues par les aj^outs diploniatiques et consulaires de la i'iiucipauto exeryant 
les fonctions d'officiers de lEtat-Civil en vertu do l Ordonnanoe da 7 man 
1878 aor les Oonaolats. 

54 
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Getto qualite Ii toot cpoque apr»s Tagt} da i^Qgt et im aas aooompli^ par 
ime dteburatioii tute en la fonna praaorite par l'aitiole prioMent, ponni 
qall iMde dana la fxindpaatft. 

Artiole 17. — Fezdent la qaalite de nqet mopegaBque; 

1* Gelni qai se fiit natural iser ä l'etranger ou qai aoqaieit, tat n 
demande, la nationalitö otrangore par Teffet de la loi; 

2** Gelui qul decline la natioDalitd mon6gaB<|Pa daos iea oas pr^m aa 
dernier alinoa dos artif Ins 0 et 18 ; 

3** Celui qui, ayaiit acceptn des fonctioris iiuliliiiues foiifrri'>'8 par un 
Gouvernement Atmngtji, I«« cousei \ e nonob^^taut 1 lujoocüon du UouveiDdffld&t 
mouögasque dw ks rof4i^er daus ua dtslai dötermin^: 

4** Celui qui, sms autorisatioxi du Guuvtiiucuieut , yi^usi du senm 
mUitaire k fitnuiger. 

Artiole 18. — Le sojet monögaKquu qui aura peida oette qaalii», 
poom la reooamr, pouTTii qa*il rdnde daiia la Prindpanti, en oliteBiBt« 
reintegntion par Ordenoanoe SooTeiaine* 

La qaalite de Monegaaque poom dtra aooordfe, par la meme onhNi- 
Dance, k la femnie et aux enfauts mnjeurs n ih en fönt la demande. 

Lee enfauts miDeora da pere ou de la möre reintegr^ deviendront 
MonögasqucH, » moins que dans Tanoee qui suivra leur inajoiite, Iis ne 
dcclinent cottp qualitc par uue declaratioD devant Tofficaer de l'etat dTfl* 
oomme iJ ami Uit ä rarticle 9. 

Articio 10. — La fornme nioniWnsque qui ( {»onppra iin ctranger 
prendra la uutionalitö de sou uiüii, ä luuius que sou iuiuiagc u ait pas pour 
effei de la lui ounfürer, auquel cas ollo re»tcra Mou^iasque. 

Artiole 20. — Si la fenune mouögasqae marile i an eIrtDgar deneot 
▼envef eile pomra recouner la quaUte de Monegasque aax oonditioiiB iaili» 
quees par la pangraphe prämier de l'artide IB, 

Lob antrea diapontiona da mime artiole Beront applioaUea anx eafvitf 
majeors et miueurs ues du mariagu disaoas* 

Artiole 21. Les individos qai aoqaefioiif ou recouvreront la qualito 
de Sujets monpgasques dans ies oas pr^\ais par les articles 9, 10, 18, 19 
et t?o. nn poitrrAnt s' eo prevaloir qae poor les droits eaveita i leur praüt 
depuis cette cpoque. 

DISPOSmON TRANSITOIBE 

Lee individos Tiste par le premier paragra{^e de Tartiole 8 d-domu 
abroge, qnl n'anront pas eaoord «oquia la qualitö de anjet monegnqfas, 
oenfonn^meDt k oet artide, Ion de la pnmmlgatioa de la prfeenteOrdoPDaMw, 
ne poiUTont obtenir oette qaalite qae par la nataralisatUMH vpd» l'lga de 21 

ans accomplis, commc il est dit k Tartide 9. 

3. Sine dritte Verordnung vom 26. Juli 1900 giebt einen 
Zusatz zu der Convention vom 9. November 1866 betreffend die 
Zollunion und die naobbadichen Besiehungen zwisofaen Monaoo und 
Frankreich. Unterzeichnet wurde die Yerdnbaning in Paria an 
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10. März 1899 nml ratificirt am 25. Juli 1000. Inhaltli. h des 
Artikel 1 jener ViMuninüncr zio)it ilor im Fiirsti'iitliiim zu tli*'sem 
Zweck bestellte Beamte, rler die fraiizöBisehen Zöllo einnimmt, auch 
die Gebühren der (h'e See betreffenden Gesnnclheitspoiiicei ein; der 
voUe Betrag dieser Gebühren verbleibt nach wie vor dem fQistliohen 
StaatBScIifttx. Der ZolleiDnehmer, der Beamte und Chef der Oits- 
tmppe Btelien vorbehaltlich der fintBoh^duDgen des QerichtB von 
Monaco die Übertretangen der Y orBchriften der Gesnodheitapolizei fest 

Art 2 ordnet an, dass die im Fttrslenthum errichteten staat- 
lichen „entrepAts fictifs" nur monegaskischen oder französischen oder 
solchen ausländischen Alkoliol aufnelimen dürfen, weicher durch 
Zahlunu; (\f*H Zolles nationali^irt ist. 

Dmae Eutrepots sollen durch die französischen Zollboamten 
revidirt werden. 

Es wird der Erlass einer fflrstlicben Verordnung vorbehalten, 
welche diese Bestimmungen sanktionieren soll. (Diese Verordnung 
ist am 27. Juli 1900 unterzeichnet; sie verlangt die Genehmigung 
des Generalgonvemeuis zur Errichtung eines „EntrepOt fiotif* und 
droht Geldstrafen für die Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften 
der Verordnung an.) 

Artikel A modificirt die durch die Convention vuu lÖOf) be- 
stimmte Vertheilimg der Zolleinnahmea zwischen Monaco und 
ITrankreich. 

Gemäss Artikel 4 soll das Übfneinknmmoiu wie es auch 
thatsächlich geschehen ist, alsbald nach dem Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft treten und dieselbe GOltigkeitsdauer 
haben, wie die Konvention von 1865^), welche aber insoweit 
in Geltung geblieben ist, als sie durch das gedachte Abkommen 
keine Abinderungen erfahren hat 

5. Endlich verleiht eine Verordnung vom 16. Dezember 1900 
den privilepirteii *k1<m' 1i\ pothekansehen (.iläul.ii;ci u gemäss ilirem 
Range gegen ihre Sehuldncr Aii.s|/ruch auf die Versielit-nrnq-s- 
Bummen, weiche den letzteren aus Yeraioherungeu gegen Feuer, 

V) Diö Couvention von lsr»5 jst am 1. Januar 1860 in Kraft getreten, 
sie war auf die Bauer von .") .laiiren mit der Mass^^abo geschlossen, da.ss, falk 
sie nicht ein Jahr vor Ablauf dieser ö Jalne gekündigt worden würde, so lauge 
weiter dauern solle« bis einer der kootrahireoden Teile roindestens eio Jahr 
zuvor dem anderen Teile seine Absicht erklärt, sorückziitreten (Artikel 23). 

64* 




HagaL oder sonstige Gelahien geschuldet werden (Artikel 1) oder 
auf den Exsats, wetehen ihnen ün Falle der Beschädigung Mieter 
oder Nachbarn sn entrichten hahen (Artikel 2), soweit nicht die in 
Artikel 1 erwfthnten BeMge bereits in gutem C^laaben bexahlt siad 

oder soweit uicht etwa im Fall dub Artikel 2 AbtretuDgen an 
Dritte von einem bestimmien Tage bei-eits bei VerküiKluiii: 
Yeiwlnung vi:)rliegen und spätoslens uäliieiui (l<j& Aionats nach der 
Yerkündung der Verordnung gehörig mitgeteilt sind. 

c) Literatur. 

Es ist nur der Vortrag zu erwähn^ weldien der Substitut des 
Qeneralstaatsanwalts Panl de Yilleneure am 16. October 1900 bä 
der feierlichen WiedererSlbimg des hBchsien Gerichts gehalten hat 
(Druckerai 7on Monaco.) 



Niederlande. 

Referent: Dr. D. Josephns Jitta, ordentlicher Professor der Becht^ 

Amsterdam. 



Den 31. August 1898 enetchte Ihre Majestftt Königin Wilhehnina 
die staatsrechtliche YoUjfthiigkeit, nachdem sie das acfataefante Ijebeos^ 
jähr vollendet hatte, und den 6. September deaselbeii Jahres wurde 
sie von den Qeneral^taaten, der Ter&ssungsmAasigen Vertretung des 
niederländischen Volkes, feierlich beeidet und ihr gdiiüdigt BSne 
eigentliche Krönung kennt unser Staatsrecht nicht; ohne Verzug 
tritt das volljährige Sfaalshaupt die Regierung an; nur mgt dis 
Verfassuug, daeö die EidesL istiiiis; und Huldigung des Künitrs >>- 
bald als luögltch nach der Anlretuiig der RegitTiin^^ in di-r Suvli 
Amstei-dam etattlindeu müsse. Mit der Volljährigkeit der Königin 
liat die Regentschaft, welche seit 1890 die Königin-Mutter geführt 
hatte, ein Ende genommen. Die höchst verdienstvolle Weise, 
welcher die Aegentin die Erziehung ihrer königlichen Tochter gs* 
leitet und das Reich, zugleich mit mftnnlichar £naft und weiblichst 
Anmut, regiert bat, wird von dem niedefrUndisohen Volke dankbir 
anerkannt 
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a) Gesetzgebung. 

Zu erwähnen sind: 

1. Gesetz vom 2. April 1898 (Staatsbktt No. 79) betreffeud 
dif fHi (Ion Ackerbau, Gartenbau u. s. w. BohAdlichen Tiere 
niid die Pllansenkraiikheiten. Diesee Qeeets gettettet ein Ver- 
bot der Eiofohr und Doiohfahr tob Pflansen, Frflohten %u dergL, 
und eTentuell die Konflskation und Veimolituiig dieser O^iengfibide. 

2. Gesets vom 3. Juli 1898 (StMtsUatt No. 170) Aber die 
Sinführung der persOnliolien Dienatpflicht bei dem Heere. 
Von eiiter allgemeinen Wehrpflicht ist noch nicht die Rede; die 
Anweisung der wirklich dienenden Ah\nnschuflen durch Losung ist 
beibehalten, nur die Stellvertretung ist ausgeschlossen. 

3. (jesetz vom 14. Juli 1898 (Staatshlatt No. 180) «her die 
Si ehcrh oitsleistung der Reichbbeamten. Neben der sachlichen 
Sicherheitsleistrinc: kann jetzt eine pei8ÖnUoli6| durch Vermittlung 
▼OD Aktieogeeellscbaften und Beamtenvereini jungen, gestellt werden. 

4. Oesets vom 14. Juli 1898 (SteateUatt No. 181) tlber die 
von deu EingeaeefBeDen des Landes tn erheboide Staat 88 teuer 
▼on Jahrrädern. 

Wichtig sind noch: 

5. ESnigL yerordnuog vom 3. Januar 1898 (Staatsblatt No. 1) 
Uber die Lösch- nnd I^ezeit und die Liegegelder bei der Binnen- 
Bchifffahrt. Diese Verordnung ergänzt die revidierten Artikel 748 
und 755 des Handelsgesetzbuches. Die Lösch- und Ladezeit ist, 
sofern nicht durch Vertrag etwas Anderes bestimmt ist, auf 3 bis 
15 Tage normiert, je nach dem Inhalt des Scliiffes in aus- 
gedrückt. Auch die Liegegelder sind von der Verordnung genau 
beflümmt. 

6. KSnigL Verordnung vom 24. Juni 1898 (Staateblatt No. 148) 
über Betriebe, welche weissen Phosphor bd der Zuberätang von 
Z1taidh0l2em und von Zündmasse benutsen. Die Arbeit der Fhuiea 
und jugendlichen Personen (unter 16 Jahren) ist hier ganz verboten 
oder nur unter gewissen Bedingungen gestattet 

liier mag ein Urteil des Kassationshofes vom 3. Juni 1898 
(Weekblrtd van hot Uecht Nü. 7135) Erwähnung finden. In diesem 
Erkenntniii wird ausgesprochen, dass Unternehmungen, welche in 
den niederländischen Kolonien ihren Sitz haben, aber auch im 
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Mutteriainl eine Niederlassung besitzen o<ler daselbst Geschäfte 
treiben, im Mutterland gerade wie ausländische Unternehiniiogen 
und unter denselben Bedingungen steuerpflioktig sind. Das Gesetz 
von 1893 Ober die GeschäftseinkommeDSteuer spricht von .,iin Aus> 
laod ihren Sita habenden Üntemehmiingen^; das Gericht nimmt 
aber an, dasa, im Sinne dieses Oesetses, die Xdonien nnter den 
Begriff Ansland lallen. 

' Sehr bemerkenswert sind veiter die vieleD EntwUiie, velcfas 
im Jahie 1898 erschienen smd, insbesondere auf dem Gebiete der 
sog. sozialen Gesetzgebung". Ich erwähne: 

A. Entwurf eines l jihülversielienmgsgesetzes. Beabsichtigt 
wild eine Zwanpsversicheruni,'^ liei einer StaatsversicherunersansLalt 
für gewisse gefährliche Betri t Iho Mittel zur Deokuni^ <'m(\, 
nach Gefahrenklassen, von den Aii<oitgebern zu beschaffen. Der 
Staat garantiert bei Unfällen Entschädigungen von bestimmtem 
Umlang. Bei dem Widerstand, dem der £ntwiui bei der Gross- 
indnstrie begegnete, ist es unsicher, ob das Prinzip der Stsats- 
versiofaerung aar DorchfOhrang gelangen wird. 

B. Entwurf eines Gesetsea über die Arbeits- und Boheseit Be- 
zweckt wild ein gewisser Schutz der erwachsenen männüchen Arbeiter, 
auf welche die frühere Arbeitergesetzgebung nicht anwendbar ist 

C. Entwürfe über die sozisle Stellnug der Kinder. Diese Rubrik 
umfuöSt viele eehr ausgedehnte Entwürfe: 

a) Eiijffihruni;- des Lohrzwauges. Die SehulvensäumiiiB betragt 
in den Niederlanden etwa 10<^A; für dab Jahr 1894 wrist die 
Statistik eine Zahl von ülMD'J Kindej-n auf, welche am Eni*' des 
Jalires ohne Selml- oder Hausunterricht waren, bei einer Bevölke- 
rung von 633 693 Kindern zwischen 6 — 11 Jaiuren. Nimmt man 
in ErwSgung, dass, beim Mangel eines Lehrzwanges, viele Kinder 
von 6 Jahren noch nicht und uemÜch viele von 10 oder 11 Jahren 
nicht mehr die Schule besuchen, und dass es weiter auch eine 
gewisse Anzahl von Kindern giebt, welche zufolge körperlicher 
oder geistiger SchwScbe nicht unteirichtsfiUiig sind, so ist der 
Zustand nicht als sehr schUmm zu betrachten. Dennoch wiid 
Lehrzwaug von vielen als eine soziale Wohithat begrüsst Di* 
Massregel findet jedoch auch leideuscluiftliche politische Geguer, 
welche darin eine Bevor/.uijruni; iK i Stjiatsschulen oder eine Miu^le- 
ruug der Fi-eiheit des fauüüeuvaters iOix^iteu. 
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b) Revision des bfligerlioheD Ctoaetsbiioihes« Einerseits vriSl 
BuuL eine fireiwiUige oder swangsveise Aufhebung der elterlichen 
Gewalt duroh Entsoheidungeu des büigerliohen Richters mSglich 
madien, andererseits bezweckt man die Stellung der unehelichen 

Kinder zu verbessern, insbesondere durch Zulassung des Beweisk^s 
(l»'r unehelichen väteilichen Abstammung. Die Durchfülinin^^ dieser 
Prinzipien im Geiste deR alt -niederländischen ReHits und des 
deutscheu Heichsi*echts fordert eiae eingehende Abänderung des 
Familien- und Erbrechts. 

c) Revision des Strafrechts. FOr Angeschuldigte, welche das 
18. Jahr noch nicht ToUeiidet haben, will man andere Strafen eui< 
fflhien als die bisher anwendbaren gewöhnlidien Strafen. Vor- 
geschlagen wird nftffiKch, neben Geldstrafen, der einfache Verweis 
und die ^nchtschnle". In einem besonderen Entwarf werden als 
eolohe Znchtscholen nicht nnr Staatsanstaltep, sondern auch staat- 
lich unterstützte Privatanstalten in Aussicht genommen. 

Endlich ist noch der Entwurf iMiieri Gesetzes üImt die Berg- 
werke und Erzgruben in Nied<'iläiidi»ch-Ost-Iudieu zu erwähnen. 
I)*>i- Entwarf enthält eine strenge DurchfObrung des Konzessious- 
priuzips. - 

b) Staatsverträ^e. 
Folgende Vertrflge sind abgeschlossen und ntiflaert: 1. mit 
Belgien, Deutschland mid IVankreich, d. d. 4. Febroar 1898, Über 
die gegenseitige Anerkennung der Messbriefe fOr Binnenfahrzeuge; 

2. mit Deutschland, d. d. 23. Februar 1898, Aber die Zu- 
lassung von Tieifirzton in den (henzortsoluiften. 

3. mit der Schweiz, d. d. 31. März 1898 (Auslieferungs- 
vertrag) ; 

4. mit Grossliiitannien, d. d. 5. April 1898, Aber das Bügen- 
tnm und die Tlnterhaltung der uuterseeifichen Kabel zwischen den 
beiden Staaten; 

5. mit Belgien, Frankreich imd Luxemburg, d. d. 24. Oktober 
1898, Ober den internationalen Eiaenbahnfrachtverkehr. Besondere 
Vereinbarungen werden fflr Qegenstftnde getrofTen, welche in der 
allgemeinen Bemer Übereinkunft vom internationalen Transporte 
ausgeschlossen oder nur bedingungsweise zugelassen sind; 

6. mit Belgien, d. d. 4. Februar 1898 (Postanweisungen). 



I 
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0) Literatur. 

O. Q. \ran Swinderen. Kr^itiisse du droit peual actiiel du» 
les Fays-BMB et k l'^tranger. IV. Band. (Stnirecht in ^et^^ekk»- 
der Dsistellnng.) 

Dr. A. Aletrino. Twee opstallea over orimineelo aoihnh 
pül >gie (Psycho-pathologie und Stnfreoht). 

H. L. Asser. Wenige Kantteekeningeu «>p hct Ontwerp tan 
>vet tot wijziging en ;ian\ nlliug van <lc lto]^ingen van het B. W. 
omtront de Vaderlijke macht ^^n de V(»ogdij. (Der durch seine 
frühere Arbeit über donsolben Stoß' bekannt«» Svliiiftäteller kritisi?rt 
eingehend den Eutwuil eineB Geaetzeö über elterliche Gewalt uud 
Vormundjtrhaft.) 

EL P. J. Tutein Nolthenins. De I>ait8che oogerallenns^ 
Eekering in de pnktijk. (Die deutsohe UnfiÜTeiaioliening in der 
FMxis.) 

H. W. F. Trenb. Sta»tsexploitatie onier spoorwegea. (ESne 

Verteidigung des Prinzips der Staatsverwaltung unserer Etsenbabnen; 
bis jetzt hat der niederländische Staat wohl Eisenbahnen gebaoti 
aber iinrntT norli die Yerwaltunp: koii/essioniert.) 

C. J. H. Schepel. Aanleg van t mm wegen op optiibato wegen. 
(Eine eingehende Studie über den I^au von Trambahnen auf Offent- 
liohen Strassen nnd über das Verh&ltnis zwischen der Tnunbahn- 
Unternehmung und der Offentliohen Gewalt) 

Dr. Catherine van Tussohenbroek. Over aequivalentie 
van man en vrouw. — Prot Dr. H. Treub en Pro! Dr. C 
Winkler. De vrouw en de stndie. (Alle diese Schriften beliehen 
sich auf die Gleichberechtigung von Mann nnd Fnra, und insbe- 
sonderc auf weibliche Studenten. Frau Dr. Catherine \an Tussohen- 
broek nimmt eine hervorragende Stellun«^ unter unseren \\ l iblichon 
Ärzten ein, es war sclmn davon die liede, ihr die Steile eines 
Professors der Obstetrik zu übertragen.) 

Sehr viele der in der letzten Zeit ersohienoien inaugmal- 
Dissertationen sind der vergleichenden Beohtswissenscbalt tud 
VolkswirtschaftBlefare gewidmet ich erwfthne kurs: 

P. L du Pui. Het pachtoontract volgens Ned. Bnig. Beeht, 
vorgeleken met het Duitsche B. W. en andere buitenlandsohe wet* 
gevingen, (Veigleichende Darstellung des Mietvertrags.) 
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B. Hea. Poging tot misdrijf volgiens Itaüaanadh recht (Der 
etnflNurB YeisiidL naoh dem itaßeniflchen Beoht) 

H. X Baparo Tan Lier. Het OostenrijkBcli en Duitooh 
Wamntreclit in verband niet de belangen yan den Nederlandschen 

goederenhandel. (österreichisdieB und dentsches Warrantrecht.) 

C. D. Salomonsuü. Nederland's hoinliiiir ton opzichte van 
het internationale recht op dn octrouicii van iiitvindincren. (Die 
l^iederlaude und das internationale Kecht der Eriiiidungbpatente.) 

C. van Vollenhoven. Omtrek en Iiihoud van hot inter- 
nationale recht (Ein verdienstvoller Versuch, das Völkerrecht, 
dia intelnationale YerwaltDogsreoht FHvatrecfat nnd Stiafiecht unter 
doem allgemeinen Begriff dea intematianalen Bechta anfsonehmen.) 

J. Wijtema. OoedeieDprijsen en Mnntprijzen (WaranpruB 
nnd MQnzfrage). 

J. H. H. H ü 1 B m a n n. Eenige opmerkingen over staatsbemoeing 
met den EITectenhandel. (Der Staat und der Handel in Wertpapieren.) 

.T. M. Nap. Oon(<'<si.'s vour pnhlieke ündernoniiugeo. (Kon- 
zeaeionen lür Unternehmungen von offenbarem Nutzen. 

B. Gewi n. Arbeidsbeurzen. (Arbeiterbörsen.) 

J. £. Miliar d. Het vraagatuk der verpüchte peosioenveneke- 
ring van onbemiddelden in geval van invaliditeit en ouderdom. 
(Die nage der Invaliditftta- and Altefavendcberang.) 



Miederländiscb-Oat-lAClieii. 

Beferent: Dr. F. D. B. Ttm OaseBbrnggen, Mitglied der Waisen' 

und Erbgatskamoier, Padaug. 



a) Gesetzgebaug 1888. 

Das StaatoUätt von Miederltodiach »Indien ist wfthrend des 
Jahres 1898 mn nicht weniger als 351 Nummern reicher geworden» 
von denen nur die wichtigsten hier Erwähnung finden. 

Wie im Beferate des vorigen Jahres schon gesagt war (Note 
auf S. 682). ist die Einführung der Opiiimregie an Stelle des 
Pachtsyr^tein.s als Regel angenommen woifloii für Java, ^laduia 
und Lombok. Dies geschah durch Veronlnung vom 16. Fela uar 
1898) Staatsblatt No. 77, nachdem der oiederUndische Qesetz- 
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gpher am '.V). \)Q7xm\>rv 1 897 das Budget für Nieileriändisch-Ost- 
Indien um Free. 1395 000 zu diefiem Zweck erhöht hatte (Ost- 
indisches Staatsblatt No. 5). 

Staatsblatt No. 77 bestimmt nämlich, dass die B^e ifi 
den HeeideutBohafteii Madur», Besuki, Probolinggo nnd Pasn- 
rnan, und auf der Insel Lombok, wo de schon zeitlich snr 
Probe in "Wiikang getreten war, Jetxt definitiv eingeführt wird« 
wfthrend die EinfQhning in den übrigen BeeidentBchaften von Java 
snocesidye nach Hasagabe der ümatttnde stattfinden aoIL 

Staatsblatt No. 255, enthaltend den Beschluss des General- 
gouverneurs vom 11. Scpt Olli her 1898, kiuli dessen die Keine 
vom 1. Januar 1899 an in dor l^esidentfeciiaft Surabaja einire- 
führt wird, ist der erste £rfolg eben zitierter Staatablattnummer, 
während 

Staats blatt No. 277 die Bestimmungen über die Regie, wie 
sie vorher bei der Piob6-£tnführung festgestellt waren, jetzt definitiv 
ordnet (Vgl. voriges Jahrbuch & 671.) 

Staatsblatt No. A2 (18. Januar 1898) enthalt die VeriSflbnt- 
lichung der mit dem deutBohen Beidie geschlossenen Yertrlge vom 
31. Dezember 1896 und 21. September 1897 au gegenseitiger 
Ansliefernng von Verbrechem ; diese Vertifige smd am 23. Oktober 
1897 ratifiziert und drei Monate später in Kraft getreten. 

Staatsblatt No. 49. Veröffentlielinng; dos Handeln- uod 
Schiflffahrts -Vertrages zwischen den Niederlanden und Japan, 
^eRr-hloRscii dt ii S. September 1890 (vgl. Staatsblatt No. 185 des 
vüiigeu Jalires) mit den dazu gehörigen liaüükationsurkunden, deren 
Austausch den 20. August 1897 zu Tokio stattgefunden hat 

Da dieser Vertrag den Unterthanen beider Parteien gleiohe 
Rechte, u. A. bezUglich der Gerichtsbarkeit, gewihrt, war es not- 
wendig geworden, die rechtliche Gleichstellung der Japaner mit 
den inUndisohen Eingeborenen aufzuheben; demnach sind sie jetart, 
durch Geseta vom 19. Ifisi 1899 (publiziert Im Staatsblatt No. 282 
des Jahres 1899) gftnalidi den Buropftem gloic hgesfesllt worden. 

Staatsblatt No. 62 und 142. Ausbreitung unserer tluu- 
ßficblichcn Machtsjihän' in Niederländisch-Neu -(i uiuea durch Er- 
iieniiuiig /.Weier „Kontrnllouio", deren einer seineu Sitz zu Manok- 
wara (Distrikt Nord-Neu-öuinoa), der andere zu Fak-Fak (Distrikt 
Süd- und West-Neu-Q^uinea) hat Die Gründung dieser b^den 
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KontroUechaften besweokt die «Ibnfthlige Aufsdüieasung des Eüstm* 
und mfl^ohst «ndi des HintoriAndeB des OstliohsfceiQ Teiks unserer 
fiedtzuDgen fflr Handel und Gewerbe auf m(ig]ioluit freundschaft- 
liohe Weise. 

Staatsblatt No. 65: Verordiiung zur Aufhebung der Auefuhr- 

züllo auf Zucker, wodurch der Zuekeriudustrie auf Java die Kon- 
kurrenz mit Europa erleichtert wird. 

Staatsl)latt No. R6 enthält in der Haujitsatlie eine Ein- 
schränkung der fälle, in deaen die Piäveiitiv-Haft von Inländern 
gestattet ist 

Staatsblatt No. 98. Yertiag mit Frankreich zur Fest- 
stellung der Beohte niederlAndischer Unterthanen in Tunis. 

Staatsblatt No. 102 enthält eine Regelung des Postspar- 
kassendienstes, insbesondere Yoisohiiften und Bedingungen Uber 

Einlegung und Auszahlung der ersparten Gelder (vgl. vorigen Jahr- 
gang S. 688 sii)> 9). 

Staat sblatt No. 120. Einfülirung von Ein- und Ausfuhr- 
Abgaben auf der Nordkuöte von Oeiebes. 

Staatsblatt No. 15S regelt die sogenannten gemischten 
Ehen, d. h. Ehen zwischen Personen, welche Teischiedenen Rechten 
unterworfen sind, z. B. zwischen Europäern und Inländern, In- 
ländern und CluneBen, Europäern und Axabem u. s. w. 

Diese Angelegenlieit war bisher nicht geregelt und fast gänz- 
lich der Wissenschaft fiberlasaen worden. Nur einige wenige Beohts- 
sStze waren bezüglich der Ehen zwischen Europäern und Inländern 
lind zwischen inländischen Christen festj^avstellt worden, teilweise 
nicht einmal bindeml fi'ir den ganzen Archipel und betrafen gr5««st»^n- 
teils das formale Kecht. Übrigens richtete man sich zur Bt;«nt- 
wortung der vielen aus obenerwähnten gemischten Ehen entspringen- 
den Beohtslragen nach den allgemeinen Kegeln der europäischen 
Qeselzgebung oder, wo m^lich, nach den Begeln des internationalen 
Privatrechtes, so dass allmählig ein quasi-intemationales Qewohnheits- 
lecht entstand, welches, wie leicht begieifüch, nicht immer kon- 
stant war. 

Jetzt ist diese Angelegenheit endlich geregelt woitlen, obschon 
nicht alle Kontroversr-n liienlnrch beseitigt woirlen sind. 

Die Ke^eluni: entli.'llt lmupt*}ächlieh die folgeiKlen U«'stiniinnrtc^cn: 
Das Weib folgt privat- und öffentlich-rechtlich dem Status ihres 
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Mannes, auch, nach Lösung der Ehe, es sei denn, dass sie iuuer- 
halb eines Jahres nach der Beendigung der £äie bei den betreffen- 
den Behörden die ErkUruDg abgiebt, da» sie su ibiem vorigen 
Status zorficksukehren wünscht 

Wenn also ein enropSiaehfls Weib einen InlAnder heiiilett so 
wud sie den Inliadem gleichgestellt 

Die Btheschliessnng geschieht dem Bedite des Hannes gemin. 
Wenn dieses Recht keinu Eheschliessnugsakte kennt, so soll doch 
dt rjt iiisro, wolfrher dio Ehe 8<'hlie8st, darül^er eine Urkunde auf- 
iti'hnu'ii, wolchi' von der Süiifli samtsbehörde lu ein dafür bestimffltes 
Kegister eingetragen werden muss. 

Kpimp proinischte Ehe darf ^gchloesen werden, wenn nicht 
der Beweis geliefert wird, dass die Bedingungen erfOllt sind, weldie 
das Recht, dem die Fhin unterworfen ist, für eine gültige Hie 
stellt, und den FormalitAten genfigt ist, welche nach dem Bedite 
der Flau in Obacht genommen werden mflssen. Dieser Beweis 
soll geliefert werden mittels dner formlosen ErU&ning der Be- 
hörde, welche zum Schliessen von Eh n ))ofii£^t 

Gemische Ehen, wrldio nnPKei hall» Niederlänilibch-lnilioiis ihi-t 
in eint'iii Ti'ile Nio<lerl;iiiilisch-lii(licii.s (•ing'epancrr'n werden. Avelrher 
noch unter iulÄudischer Seibetregien mtr siteht, sind gültig, wenn 
sie nach der im fremden Lande gebräuchlioh«! Form t^schlnssen 
sind, wofern nur keine der beiden Parteien gegen die Ehebedis- 
gongen ihres eigenen Rechtes handelt 

Die Kinder aus gemischten yor dieser Verordnung ein^ 
gangenen Ehen folgen prirat- und OffentÜch-rscihtlicb dem Stüde 
des Vaters. Dieser Stand kann ihnen auf Grand eines Fehlen in 
der Ehüiukunde o<ler des gänzlichen Mangels einer solchen nicht 
streitig gemacht werden, falls sie im äusseren Besitz die^seß 
Standes sind und ihre Eitern öffeatlidi wie Mann und Weib ge- 
lebt haben. 

Staatsblatt No. 164 enthält eine neue Ihstroktion für die 
Allgemeine Beohnungskammer, ein hohes RegierungskoUegiiun, 
welches die den Staat betreffenden Rechnungen aller Art sn unter- 
suchen und SU beurteilen hat. 

Staatsblatt No. 175 puhlisiert das neue Strafgesetsbnch 
Ton Niederländisch -Indien fflr Europäer, Avelches fast gänalidi 
dorn nie<ierläiidischen Strafgesetzbuchs (von 1881) gleich ist Das 
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Inkiafttreten deeaolbeii bledtt jedoch vecBohobeD, bis das neue Stmf- 
gesetzboch fOr InUnder fertig ist 

StaatsbUtt No. 197 publiaert den swiscben Holland und 
Frankreich geechloeeenen Vertmg zur gegenseitigen Aus- 
lieferung von Verbrecheru, auch für die Kolonieen beider Staaten. 

Staatbblatt No. 230 enthält die Aufhebung der Verpflichtung 
für die Irdänder in der Minahassa der Hesidentschaft Menado 
(Nord-Celrbes). den von ihnen anirt'baiiteii Kaffee dem Gouvernement 
unter festgestellten Bedingungen zu liefern. Jetzt ifit die Kaöee- 
kultur aJso in den MinahasÄidistrikten freif^ogoben worden, und 
können die Kaffeebauem die gOnstigsten Preise für ihre Produkte 
fordern. Die Aufhebung dieser Art Steuer ist als eine Eompen- 
satton KU betrachten für die durch Staatsblatt No. 120 einge- 
fflhrte ISn- und Ausfuhrsteuer. 

Staatsblatt No. 267 entfafilt die Publikation des am 15. Juni 
1897 zu Washington swisdhen bst allen Eulturstaaten der Welt 
(den Ländern der allgemeinen Postvereinigung) geschlosseneu allgo- 
meinen Postvertrages, dosten Inhalt allgemein bekannt ist. 

Staatsblatt No. 268 Iiis 270 enthalten die an demsellien 
Tagf zwischen verschiedenen «Itenerwähnten Ländern gescliiosaenen 
Yertiäge betreffend die Postanweisungen, Postaufträge und Post- 
packete. 

Staatsblatt No. 287 ratifiziert und publiziert die am 3. April 
1894 zwischen den meisten euiopftischen Staaten geechlosaene und 
am 30. Oktober 1897 nSher bestimmte Sanitäta-Eonrention Ton Faxia, 

Staatsblatt No. 294 regelt die Beförderung von mobam* 
medanischen WalUahrsra (Hadji) von und nach dem Hedjaz mittelst 
Dampfern. Die fieetinmiungen dieser Yerordnung betrdfRsn die 
Einrichtung der Schifte, die Mu.sti rung derselben, tlic Behandlimg 
der Pilger-Pas.sagiere an Boixi, Vorsorge go^jen Übertragung von 
Seucheu u. s. w. 

Schliesfjlicli sei eine Reihe fast gleichlautender Verordnungen 
über die fünfjährige Bevision des Ilerrondienstes in vei^KÜiiedenen 
Residentselniften Javas erwäimt. Diese fünfjährige Bevision ist in 
Artikel 57 dee Begieroogsii^lements (vgl. voriges Jahrbuch S. 675) 
ToijgeschriBben, welcher zudem bestimmt, dass womflglidi die Ver^ 
pflichtungen, die mit dem Henendienste verknüpft sind, jedesmal 
erleichtert werden sollen. Die Henendienste sind bekanntlicfa ge- 
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wisse Ton den inlAndiacbeii ESngebocenen, mit dem Besitz von Granl 
nnd Boden, Fischteichen oder Hftasern verbundene, nnenl^gdtiich 
dem Staate zu leistende Dienste, irelohe glachmSsaig über die 

verschiedenen Dessa (javanische Gemeinde) verteilt werden. Sechs 
Kategorien von Personen bIikI von Leistung der Herrentiieuöte (z. B, 
Beamte, f^hrer, Kränkliolio u. s. w.j l.efreit. 

Die Henvinlienstpflichtigen haben jetzt in der Hauptsache ihre 
Dienste zu leisten für: 

a) die Anlegung, Wiederfaerstellong und Unterhaltung von grossen 
Post- und Ijudwegen, Bimmen, Wasaerwerksn, Deichen und 
Wasserleitungen; 

b) die Besetnmg von Wachtposten; 

o) den lYansport von reisenden Beamten und Truppen uad j 
deien Güter. 

Von jedem Herr^dienstpflichtigen darf nicht mehr als 36 Tige 

Arbeit in einem Jahre gefonlert werden; ein Arbeitstag wird auf 
12 Stunden mit Inbegriff der Zeit berechnet, welche erfoixiei Ii' h 
int, um Bich zur Arbeitsstätte und von dieser wieder nach Haube 
zu begeben. < 

b) Literatur. 

Die juristische und volkswirtacliaftliche Literatur ist dieses 
Jahr nur durch wenige Aufsfttae beieiidkert worden. 

I>6r „Indische Gids'^ (der indische Führer)« eine ssit 1879 

in Holland erscheinende, den Interessenten für Niedeittndisob- 

' I 

Indien gewidmete, gut redigierte Zeitschrift, enibttt unter Andenm: 

1. „De nienwe Regeling van het Privnatrec^t der ChineeMA 

in onze Kolonien'' (die neue Regelung des Privatrechtes für Chinesen 
in unseren Kolüuien) von Dr. J. J. M. de Git>ot, ordentlidiei Pi^ 
lesfior zu Leiden. 

2. „Advies Over de ontworpen Nieuwe Regeling van ^eo 
privaatrechteiyken toestand der Chineezen" (Gnüicliten über die 
neue Regehing der privatreohtliclien Verhältnisse der Chirioseri) mn 
W. P. Groenetregen, fr&herem Begieningsrat von NiederiAndiacltr 
Indien. 

8. „Opmerkingen over de ontworpen Nienwe Begeüqg van 
privaatrechtelyken toestand der Chineexen** (Bemerkungen mm Ent- 
wurf der neuen Regelung der privatrechtlicfaen Yethlltnisse dtf 
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Chineflen ete.) von H. Boiel, Beamten fOr ohineeiachd Angd^^gen- 
hmten. 

Diese di« Aufsfttze behandeln den Entwurf eines neuen chine- 
sischen Privatrechts in Indien, von dem im vorigen Jahrbuche die 
Rede war. Viel neues goben sie uns auf dem Gebiete des chine- 
sischen Rechtis leider nicht. Nur ist zu Iiohk rlu^n, dass Professor 
de Groot in seiin-ni Aufsätze df»r chinesischen Fi-au eine hervor- 
rageadei^ Stellung im Familienreckte einräumt wie die meisten 
anderen Sinologen. 

4. ImAmaat^^ (das Imftmat) von Dr. Th. W. JuynboU. 

6. ,^n nienw Strafwetboek voor Indie*' (ein neues Strs^esetz- 
buch fftr Indien) von Or. 3. C. Th. Heyligers; und besonders zu 
erwfthnen: 

6. nBouwatoffen voor eene regeling van het huwelyksreciht 
en yoor de invoering van den biirgerlyken stand onder de In- 

landsche Christenen op Java'* iMaterialien für eine Regelung des 
Eherechtes und für die EinfQhruug eines Civilstandsreg-istors imter 
den Christen-Inländern auf Java) von Dr. F. C. Ilekuieyer, u. A. 
eine eingehende Untersuchung der privatrechtÜchen Verhältnisse 
der inländischen Chi'isten auf Java, wie diese sich im Konflikte 
mit Adat und mohammedanisehom Recht allmählig geformt haben. 

Untar den Anfafttsen in »|Wet en Adat'^ (Qeseta und Adat) 
sind zu vegneiohnen: 

1. Eine eingehende Behandlung der Rechtspflege der moham- 
medanifich-inUbidisohen Priester in Niederlftodisoh-Indien; 

2. „Das Frivatreoht der inlandischen Christen*'; 

3. „Das indisch -chinesische Recht der Zukunft" (betreffend 
den mehrerw&hnten Entwurf eines Privatrechtes füi- Chines«'u ; 

4. „Die gemischten Eiieu'' : dit,' Arbeit enthält eine Kriliiv <ler 
üben behandelten Verordnung des Staatsblattos Xu. 158. Alle lüeso 
vier Aufsätze stammen aus der Feder don Kedakteurs Dr. J. A. 
Nedenbur^h. 

5. .,Rechtshandlungen europäischer Geisteskranker. Beitrag SU 
der Lehre der HandluDgsffthigkeit'S vom Referenten. 

Ldder muss erwfihnt -werden, dass die letstgenaunte vielver- 
spiedhende Zeiteohrift leider nicht fortgesetzt werden konnte, weil 
sie zu wenig Interesse und Mitwirkung fand, sie hat daher seit 
An&ng 1899 zu erscheinen aufgehört 
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c) Gesetzgebung und Literatur 1899. 

Vtjii den im Jahre 1899 abgeiassteu Terorduungeii sind foi- 
gende die wichtigsten: 

1. StaatsbUtt No. 30: EinfOhrung einee liootsendienstes aii 
der Osiküste Borneos (den Kutei-f luas and die Balik-Papan- 
Bai nmfuBeDd) nnd deeeen BeglementieraDg, ungefthr in deiaelben 
Weise geregelt wie das LootBeoweaen auf Padang {t^ Jahiboidi rr 
a 676>. 

3. Staatsblatt No. 48 — 50 betrefien das Aichwesen Nieder- 
läudisch-Iudiens. 

3. Staatsblatt No. 58 regelt das Lootsenwesen in der Aru- 
Bai (Ostküste Sumati-as). 

4. Staatsblatt No. 66 enthAlt die Bekräftigung durch den 
niederländischen Gesetzgeber des too dem Kolonialnunister der 
Niederlande, unter Vorbehalt der geeetigebenaehen Genehnigong, 
mit der IMiektion der niederlindiaehen HandelsgeeeUsohaft (de 
Nederlandache Handelsmaataohappy) Anfangs 1898 ge- 
schlossenen KontFEd[t8, wodurch die erwShnte QeseUsofaaft für Auf 
Jahre beauftragt wii"d, als Kommissionär und unter der aus ffem 
del Cicdere fliessenden Veraiitwurtlichkrit säintlinhe dt-m nit^der- 
ländisch -indischen G<uiv<'rnement ziifallondo Produkte, \vel<lie in 
Holland auf den Markt gebracht werden sollen, zu vei-schiffen, zu 
b^ansportieren, in lagern, zu vorwalten und an verkauf gsgea 
eine Provision von lYiVo Brutto-Brtnges. 

Die „Nederlandsche Handelsmaatschappy** ist 1824 
auf Initiative KAoig Wilhelms I begrOndet worden aur Pfirdemag 
des nationalen Handels und der nationalen Soldlf&ihrt, sunidiBt fllr 
die Zeit von 25 Jahren, welche Frist jedoch jedesmal um 35 Jahre 
verlängert worden ist. Sie operiert mit einem Kapitale von un- 
gefähr 30 Miliiuüeu «iidd^Mi (OüUUOUOn Mark), bcödiäftigte sich 
Anfangs nur mit Importhandel, doch seit 1874 fast ausschliesslich 
mit Banksachen. 

Mit dieser Gesellschaft schloss die niederländische Regierung 
stets die EonsignationsverttSge, jedesmal auf 6 Jahre. Seit 
nftmlich die dem Qouyemcment kraft des bekannten 1830 ein- 
geffihrten Kultursyatems anfallenden Produkte nicht mehr ans- 
schlioaalich in Niederlftndisoh-Ihdien auf den Markt gebnubt wuidsn, 
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brauchte man einen Konimis.si<in;ir, dor im Stunde war, äf*m Gou- 
vernement die Vorsclinssr zu leist<Mi, welche jetzt durch dir* späten» 
Realisation der Produkte erfonierlich geworden waren und nele 
Millionen betrugen. Die „Nederlandsche Handel Bmaatschappy" er- 
warb sich dadurch seit jener Zeit das Monopol iür die VerBendong 
und den Yerkeaä der QouTeroementBptodnkte. 

Die anaBerordentlioliBii Oewinne, welche dnioh diese Konsig- 
oationskoiitEslcte enielt worden, heben sich jedoch aUmaUig 
gemindert Erstene ist eeit 1893 die KomnussioQflmte von 2 anf 
^V»Vo herabgesetzt worden, aber ausserdem sind die in HoUand 
XU veräussemden rK)Uvoineineulb]>r«»dukte wes:en der Aufliel.uug der 
Liefenmirspfliclit (dos Kultursystems) hezüt^dicli der meisten Kultur- 
produkte (1870 z. B. bezüglich des Zuckers, des Kaffees in 
der Minahawe ?od Menado, vgl. Staatsblatt 1898 No. 230) immer 
weniger geworden, so daaa jetst hauptsichlich nnr der Java- 
kaflbe in Betiacht kemmen kann, welcher aber anoh im AU 
nehmen begriffan ist 

6. Staatablatt Ko. 81 enthllt den Yertnig swiachen den 
Kiederlanden und Oroeabritennien Uber die gegenseitige AitsHefernng 
von Verbrechern, welcher den 26. September 1898 zu Fiondon 
geschlops^eii ist, wich aneh auf die Kolonien beider Parteien bezieht 
und deshalb im niedorländist^-iudischen Staatsblatte veröffentlicht 
werden musste. 

6. Staatsblatt No. 94 veröffentlicht einen dem eben er^ 
wfthnten Ahnlichen Vertrag xwischen den Ifiederianden nnd der 
Schweiz, der am 31. Min 1898 an Bern geaohloesen ist. 

7. Staatablatt No. 141. Eigtaznng des Strafgesetabnches 
für LiIAader und mit diesen CHeichgestellta SpexieU auf Java 
nAndich kam ea hftnfig Tor, dass man sich anbot, eine gestohlene 
Sache (meistens einen Böffel oder „Karbau") dem Eigentümer gegen 
Ij'^Sepreis zurück7,usiclmffen. Obgchon der Wiedeibiiiip'r in solchen 
Piülen meist \venn nicht der Di'-h, dann doch der Hehler "vsar. bo 
wurde es doch vielfach schwer, das erforderliche Beweismaterial 
7.nr Vemrteiiang einer solchen Person wegen Diebstahl oder Bei« 
hftUe an demselben m eriangen. Oasn kam, daaa der £igen- 
tttmer es meistanhUs voraog, den LOeepreis sn sahlen, als den 
Wiedfiibringer wegen Diebstahls mit dem gewöhnlichen Erfolge 
so belangen, dass er die gestohlene Sache nicht wieder eihielt, 

! 
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irfthrand der AngeU^gte yon Diebstahl freigeBproohen warien mmmt. 
Aal diese Weise winden dnrgleiahea FkaktOcen nicht wtaäg ge* 
ftrdert nnd beinahe stete stmflos betrieben. Diesesi Mjasrtude 
mm vonobeogen ist der Zweck unserer Yerordnong, wekahe dm 
Anertueten zor ZmUckbesorgung nnd die Znra(dlMaQiguqg adbet 
g^n LOsepreis bestraft 

8. Staatshlatt No. 191. Bestmtimg «ler Verfertigung rci. 
Deuten ^duitcii). — Diese kii|»reni<*n Mün/.stück«' iin Wertv ron 
unc:ef.1hr 1 1/3 Pfenuig (1 Mark ~ 72 Deuten) hätten svIiud im 
Jaliic 1Ö6U ans der Zii'kuiation gezogau werUen mus;^ kraft 
des Gesetzes vom 20. Apiil 1855 (Staatablatt No. 42 1. belebe» 
den BiBteusch und die Einziehung derselben inneihalb fünf iahns 
Terordnele. Niohtedeetoweniger sind die Dente auf dem gfOssles 
Teile Javas nnd anf den andem Insdn des Archipels noch bia jelst 
in üffllanf, spesieU unter den Ldiadem, Chinesen nnd Aratai^ 
und ist ihre Zahl, was am meisten an bedauern, in der ZwiacdKB- 
seit noch eiheblicfa nm fdsche Stocke vermehrt worden. Gegen 
letzteres Übel war nicht viel zu helfen, da von MünzM^chimsr nickt 
die Kode sein konnte, weil die Deute nickt zu. den t^aiigbaren 
Münzen gereehnet werden durften. Dief*em Obelstande ist jetzt 
dureh die beilegte Verordnung abgeholfen, welche den Verfertig«r 
von Deuten oder kupferne Fl&ttoheii, die deuten jUinlich ausaebeoi 
strafbar gemacht hat. 

Nachdem sobon im Torigen Jahre der niederitodisnhe GesBl»' 
geber daa Maadmom der fimasloa von kaptam ScheidemttaSBa 
lllr IHedeiliodisoh-Indien von Irce. 10000000, wie 1857 fart- 
gestellt worden war, bis sn Fros. 15000000 erhaht hattoi htf er 
jetst im Qesetae Tom 38. Joii 1898 die 1855 schon vercMdofite 
Bnitehung der Deotni befohlen, sonlohat für Java nnd Madm 

Diescä Gesetz ist veröfTentlicht im: 

9. Staatsblatt Na 229 und enthält hauptä&chlich die fol^ 
den Bestimm uugen : 

a) Es ist auf Java und Madura verboten, Deute von irge.'ii 
weldier Art oder deutenähnliche kupferne Plättehen, seien sie ge- 
prägt oder nicht, und allgemein nicht zu den niederländb^cb- 
indisohen gesetaUoh festgestellten Seheidemfinaen gehfirende kup^^ 
Münae an ZaUnngastatt an geben oder sn nehmen, sn venendee 
oder KU besitaen. 
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Der General-Gonvemenr bestimmt den Zeitpunkt, wann dieses 
Verbot für dio verschiodeiion J^esifleiitschiiftHU in Ki^ft treten soll. 

b) Während einer vom General -Oouverneur zu bestimmenden 
Frist, nnniittelbar vor dem Inkrafttreten des Verbots, wird auf 
DAber von ihm festzusteUende Weise den Inhabern von doppeltsn, 
guien nnd halben Deuten von njederlindischer oder niaderUndisolL* 
Bidisoher HflnspdIgaDg Gelegenheit gegeben lam ISntanaoh gegen 
l^ale Zahlungsmittel im TerUUtnisee von sechs Deuten gegen 
ftlnf Cents. 

c) Es ist dein (Toneral-Gonverneur erlaubt, auch zum Ejutausch 
fremder, den 1. Jnni 1899 noch zirkulierender Deute die sub b 
erwähnte Erlaubnib zu geben. 

d) Das sub a erwähnte Verbot gilt nicht für Münzen, welche 
SU einer Münzensammlung gehören oder dafür bestimmt sind. 

e) Es ist ferner Terboten, legale niederiSadisohnuidischd kupfame 
Münse auf Java nnd Madura einzufOhien, ee sei denn fOr das 
Gonvenement, ausgenommen diejenige, welche Fsssagiere auf 
Sohilfön, welche Java und Maduia anlaufen, ans Land bringen, zum 
Belanfs von höchstens 1 Pres, pro Kopf. Die Einfflhrung fremder 
kupferner Münze, von Deuten oder deutenähnliehen kujifernen 
Plättchen u. s. \\ . ist gänzlich tmtersagt Diese Verbote können 
vom General- Gouverneur bis auf die Inseln ausserhalb Javas und 
Maduras ausgedehnt werden. 

f) Der General -Gouverneur ist sum Erlauf? von Strafbestim- 
muQgen wegen der Übertretung obengenannter Verbote ermächtigt 

Nachdem Staatsblatt Ho. 264 des Jahres das Inkrafttreten 
diesee Geeeties ffir den 1. Oktober 1899 bestimmt hatte, und 
vom Geneial- Gouverneur, kraft der ihm verliehenen Yollmaoht, in 
Staatsblatt No. 255 und 267 Stralbeetünmungen auf die Über- 
tretung der oben sub a und e erwähnten Verbote erlassen worden 
waren, bestimmte Staatsblatt No. 256 fln.s Inkrafttr- ten des oben 
sub a erwähnten Verbots, kraft daselbst dem General -Gouverneur 
gegebener Autorisation, für die Residentschafton Madura, Pasm uan, 
Probolioggo und Besuki auf den 5. November 1899, während 
Staatsblatt Ho. 268 für die ebengenannten Besidentschaften die 
snm Eintausch von niederländischen und niederlBndisdi- indischen 
Deuten auf die oben sub b heseichnete Weise bis sum 4* November 
ofüsn stellte. 

öö» 
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Staatablatt No. 280 und 200 dee Jahres eodliok «ntfaaUw 
uogeOhr diaadban Baatinumuigaa wie die StaatabÜtter Na 2S6 
Ina 258 für die Rewidentach äfften Sarabaya, Kadiri, Rambang, 
Japara, Semarang und (teilweiae) Fekaloogan. 

10. Staatsblatt Ko. 302 entiillt die VerGffentiichnng d«e 
Gesetzes vom 10. Mm 1S09, durcli welciies die Jai^uiier, die bii 
zn diesem Zeitpunkte mit den inläJidisclien Eiiigebort-neu gleidi- 
gestcllt waren, zu den mit Europiuiin gloichgeetellten Personen 
gerecUnet wurden (vgl. oben sub Staatbblatt No. 49 1898). 

11. Staatsblatt No. 214 publiziert das Bergwerkeg<''setz fOt 
Niaderltodiach'Indien vom 23. Mai 1899. das auf seine Einführung 
noch warten muae, bis die venohiedeiien Yerordnimgen, waldie die 
BüueUieiten su legeln haben, featgeatellt aind. p» ^anneintiidi 
groeaen Entdeokoagen von Geldminen und Petadeamaduohtan m 
einigen T^en dea Afohipela, irelohe nah jedoofa Üb jetst tadä 
bewahrt haben, gaben m dieeem Ocoet ie Anlaea. Wir veniditea 
auf die ansfdhrliohe Behandlung dieses Gesetzes an diesem Orte, 
weil, wie interessant es in vieler Hinsicht auch seui hmj. es doch 
auaserluilb Niederländisch-Indien wenig Interesse erregen un-l. zumal 
die grossen UofTnuiigen auf luierm^sLiche Uuldlunde Bchon jetzt iast 
ganz in Trümniei- gegangen sind. 

Daa Geseti iftogt an mit der Auix&hlung der Minerale, über 
weldie zti verfügen es den EigentOinem des Bodens nicht frei- 
eteht; sowohl für daa Au&ochen von Mineralen ala ffir daa £t- 
ploitieKen der entdeckten Fundorte ist eine KoMonaion der Bpgienog 
erforderiioh. Die Feteoneo, welefae einer Aufeuohunga-Gewihr oder 
Konieaaioin snm Exj^itieren teilhaft werden kOnnen, die Be- 
dingungen, unter denen solche Konieaaioci gegeben werden kum, 
sind in dem Oeeetse genau beetiinmi 

Die dem üouverneur zu leistenden Zinsen inid Abgaben sind 
ebenfalls in diesem Gesetze geregelt: ebenso auch sind die Ver- 
hältnisse zwischen den Keiizessionären und den Onindbesitzem, 
dritten Inteiesdeiiteii und benachbarten Konzessionären geoitineu 

Inzwischen sind in Staatsblatt No. 297 des Jahres 1899 
einige Ändenmgen in die alte, jetst noob gültige fieigweika-Ver- 
Ordnung von 187S gebraobt worden, um dieee einigermeooen mit 
dem neuen eben behandelten Beigwerkegeaetae in Übereinatimmmkg 
su eetsen, bis dieeea definitiv eingelOiirt werden Innn. 



üiyiiizeQ by GoOglc 



12. Staatsblatt No. 263; hier werden einige nähere Mass- 
iialiuien zmn Schutz der Ökonomisehen Interessen der inlrmd lachen 
Bevölkerung in den Kulturzentren Javas und Maduras getroffen. 
Demzufolge ist zur Exploitiening von Zucker- und Indigo-Unter- 
nehmungen, die gftnzlioh oder teilweise auf den mit der in- 
Iftndieohen BevQlkenm^ geeofaloBBeiun Vertrfigen der Bodenmiete 
oder des Euifes der Srate bemben, die Oenehmigon^ des QeneraU 
QoovemeiUB erfofderlioh. Ton diesem wird ferner, nach bestimmtem 
Prinzipe, das lludmttm der jahrKehen Bnitto-A.ii|>fl8nzung von 
Zuckerrohr imd Indigo angegeben; Ausdehnung eintu A:i])flanzang 
über dieses Maxinium hinaus erheischt elienfalls die Oeiiehraigung 
des General-ljouverneurs ; diese darf aber nicht venvei.q-ert werden, 
es sei denn, dass die Erhöhung des festgesteUtea MAximums mit 
den Inigations-Interessen der BeTÖlkerong unvereinbar sein wOrde, 
oder für eine solche Ausdehnung von Anpflansungen kein Grund 
imd Boden in Vtügd der an Ort und Stelle zu beobaohtenden f orde- 
rangen des 'Weebaelbaues zur YerfOgung steht Auch anf andere 
Kultunmtemehmungen kann der Geoeral-GouTemeur diese Veroid- 
nmig fOr anwendbar eikttien. Femer enthält diese Verordnung einige 
Termin-, Straf- und andere Bestimmungen von gerini^erem Interesse. 

13. Staatsblatt No. 266a unterwirft das Ausschreiben von 
Prämicn-Anleilien der Genehmipnng' des Oeneml-Gouverneurs; die 
Anfrage wegen der Genehmigung soll, ausser dem Betif>v!- d»T Anleihe 
imd der Aktien, in welche sie verteilt wird) den voUstAudigen Plan 
der AMflsong enthalten. An die Genehmigung kOnnen besondere 
Bedingungen geknflpft werden. Übertretung der Bestimmungen dieser 
Yerordnung wird mit Strafe bedroht 

14. Staatsblatt No. 270 und 278: Fanfj&hrliehe Beviaion 
der Herrendienstregelnngen für die Minahassa von Menado und 
für Bin i ton, d»Mn im Beiicht über 1898 erörterten Trinzipe gemäss. 

15. Staatsblatt No. 301 endlich enthalt eine Reglemen- 
tierung des Gebrauchs von Automobilen, welche in der Haupt^K^he 
mit dMgleichen europäischen Verordnungen übereinstimmt 

Was die juristische und ökonomisohe Literatur des Jahres 
anlangt, so hat aicdi diese wiederum nur auf einzelne Au&fttze in 
Zeitadhriflen besohiftnkt; da diese Arbeiten ausserhalb der Grenzen 
Kiederllndisch-Indiens gv nicht von Interesse sind, kann die Aof- 
zfthliing ihrer Titel hier ohne Schaden untedassen werden. 
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Norwegen. 

BefiaieDt: Bradrik Staigs Profeesor dor Bedbite, CSirifltiHua. 
Übenetmng tqo FImI Berg^ BeehtBannil^ Chziatiaiiii. 



a) Gesetzgebaug 1898/1899. 
Qeaetz Tom 30. April 1898 bekeflEend das Erimioala^i des 
Steatea: 

Bm Asyl soll aofiieliineii : 

1. mtimliohe ZnchtliansgeiMigeiie, die fOc geistesknuk siUlit 
siod; 

2. aodete mlonHoIie CtolstaBkranke, die Terbreoherisohe BmbA- 
Inngen rexfSa^ haben, und die so mofalisdi entartet oder so 

gefähiiirh für die Gesellschaft sind, dass sie zur Aufnahme 
in einem gewr.hnlichen Irrenhaxis als nicht geeignet erscheinen. 

Gesetz vom 4. Juni 1898, gewisse Restiinrnfiniren ilber die 
Behandltmg von Leichen enthaltend, hat eine Reihe viii Vor- 
schriften, die toils jede Gefahr des Begrabens von Scheintoten, 
teils die Yerheiilunp: eines Verbrechens durch die Ausffihmng einer 
liSiohe aus dem Beiche zu ▼erhUten beabsiditieen. 

Das Gesets vom 11. Juni 1898 betreffend LeiehenTeriaeonmig 
gestattet, Leichen au ▼erbiennen, was als dnroh das Kirohenzitnal 
verboten angenommen wnrde. 

Die HauptbestimmiiugeD des Qesetses sind folgende: Jeder, 
der Uber fOnfaehn Jahre alt und im vollen Oebnraoh miim Yer» 
Standes ist, kann durch eine Erklärung in Gegenwart zweier voll- 
jähriger zeugen fiihiger Personen bestimmen, dass seine Leiche ver- 
brannt werden soll. 

Ff^r Per?^oncn unter 15 Tahren kann die Bestimmung JtT 
Leichen verbreunuug von den £item abgegebw werden. Sind die 
Überlebenden nioht gewillt, den Bestimmungen der Leichenverbren- 
nnng naohsukommen^ mOssen sie dies der Obrigkeit melden» die die 
AnsfOhrang der Verbrennung besorgt, insofern der Verstoibene die 
sur Deokong der Kosten nfltigen MltCeil hintsrlssseiL hat oder die 
Islateren auf andere Weise an^brsoht irarden. 

Leichenverbrennung darf nioht ausgeflUnrt weiden, bevor die 
Polizei des Ortes, wo der Betraffamde gestorben ist, die sduiUfiohe 
Erlaubnis dazu g^beu hat. 
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BeTor die Erianbnis erleali iriid, hat die PoHsd featsoBleDeii, 
ob eine gflltige Bertiininnng der LeiobeiiYertmimiiiig getroffen 
worden isi; ireiter bat die PoKsei die EMdiron^ eines beamteten 
Antes Uber die Todegiirwiche u. s. w. zu fordern. 

LeichenvorbieniiuiiL; darf hier im Reiche uu: lu dazu einge> 
riclitoten Ans^talten (KrematonVn), vom Köiiii; aiierkaant sind, 
ausgeführt werden. Weun Leicheu Verbrennung stattgefunden hat, 
soll die Asche iu einer Urne gesammelt werden, welche auf dem 
Friedhofe begraben oder in einem besonders dafür eingeriobtefcen 
Tom K(5mg anerkannten Banm (Kapelle, Cdnmbariom) beigeeetit 
werden adSL 

Geeets vom 28. November 1898 Über Entmflndignng. So- 
wohl Volljährige als Minderjthrige kOnnen unter Yormnndsohaft 

gestellt werden: 1, wenn sie unfähig sind, fQr sich oder ihr 
Venii«"i;eii Sorge zu tragen, wejären Geisteskranklioit oder Oeistes- 
öchwäehe oder weil sie dem Trunk oder vcrderblicheni (lebmuch 
Ton Morphium oder anderen Berauschungs- oder Betäubungsmitteln 
ergeben sind, oder 2. wenn ihnen wegen Blindheit, mangelnden 
SpreohfmiDgene oder iigend eines andeien körperlichen Gebreohens 
die nUgkeit abgeht» fOr sieh oder ihr TennOgen sn sorgen, oder 
8. wenn sie mit Trunk, Spiel oder AnssöhweifQngen oder mit offen* 
bar miTersttndigem Benehmen ihr Vermögen verschwenden, so dsss 
Not für sie oder ihre Familie entstsht oder der Eratritt solcher 
Xot vorausgesehen werden kann, falls sie nicht unter Vormund- 
schaft gestellt werden, oder 4. wenn sie fflr sich, ihren Ehogatton 
oder ihre Kinder unter 15 Jahre die Unterstützung der ArnieupÜege 
genieesen und die gew^Umliche AuMsht derselben nicht als gonflgend 
angepchon werden kann, nm weitere Venimong %n verhindern oder 
die Beohte der Aimenpfloge sa sichern. 

Durch daa Gesetz sind Yonnnndsöhaftsgeriohte eingeaefat (Var- 
genaaalevetter), die entscheiden, ob jemand unter Vormundschaft ge- 
«feelH oder die Bntmflndigmig wieder ausgehoben werden solL 

Des Gesetz giebt erschöpfende Vorschriften dsrflber, wer die 
Entmündigung m beaiitxagen herechtigt ist. 

Das Gesetz vom 10. Dezember 1808 über die Flagge Nor- 
'.vcgens ist nach vieljShrigen Partei kiiiupten vom Stoi-thing zum 
dzittw Mal angenommen und ist dadurch, nncli dem Grundg^tz 
Kofwegena, Geeets selbst ohne die Sanktion des Königs. Dasselbe 
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beBtimmt, dasB das DnionnmoIidD von der Handrinfliigge eotforat 
wflrdfln soll, bo daas dieselbe in Ziikniift boohiet mit emem dnnlcl- 
bknifio, von einem weissen Band omgebenen Kraus ist 

Diese Flafrge soll von ilandelsschififen benutzt werden. Mtnn 
sie in einem ausländiBchen Hafen den Schutz und Bdstand der 
Geeaudttjciiafteu, Konsuln oder IluiidelöageiUen ^vüIlsche^. 

Auf den öffentlichen Oeb&uden des StuteSi auf Post- und 2^11- 
bbrzeugen soll dieselbe Flagge gebisst werden, jedoch so, dass in 
der Poet- und ZoUflagge „Pose besiehnngsweise ^ToJd" sngebadit 
werden muss. 

Durch drei Gesetze vom 6. Mai 1899 (Gesetz über Akkofd' 
Terhandhmg, Geset/. enthaltend Ändoningen der Konkursordnung 
vom 6. Juni 1863 und Gesetz betreffend ein Centraiamt für dü 
Konkurswesen) ist das Konkursrecbt in weeentlidien TeileQ ge- 
ändert worden. 

Von besonderem Interesse ist das Qesets Ober Akkordverbaad- 
luDg. IMe norwegische Konkuisordnung vom Juni 1893 ent^ 
bJUt keine Bestimmungen über AUmrdTerbandlung a usBOt faalb des 
Konkurses. 

Ein Schuldner, der seine Gläubiger nirht befriedigen kann, hat 
nach derselben nichts anderes zu Üiun, als t-ntwaler ohne Konkurs 
einen „rntcrhandsakkord'* mit säratliciien Gläubigem nai-hzu.-uehen 
oder die Masse dem Konkurs zu übergeben und dacauf Zwang»- 
akkord piohaf^^^oben« 

Der ttmdelsBtand hat seit einei Beihe von Jahren über iSob an- 
kontroUierten Unteriiandsakkorde geklagt Dieselben leisten ksise 
Sicherheit dsfOr, daas der Schnldiker richtige Anskünito über seiae 
YemOgensverhaitnisse gegeben hat und legen die YerBnchuiig so 
Missbrftnehen nahe, da ein einzelner 01ftabiger den Akkoid ver- 
hindern kann. 

Der Handelsstand liat dalicr einstimmig" die Einführung einei 
Akkord Verhandlung ausserhalb des Konkurses gefordert. Das ueiie 
Gesetz, das diesem Anspruch entgegen gekommen ist, schliesst sich 
am nflcfasten dem Entwurf einer deutschen Gemeinschuldordaiug 
▼on 1873, dem beigischen Gesetse vom 20. Juni 188a betrafiaed 
Ooncordat prdventif de la faiUite (wiederholt im Oeseis vom 29. im 
1887) und dem schwaaensohen Gesetz vom 1. Apifl 1889 an. 



I 
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Dm Oesete enfhaltend Inteimgea te Konkonordiniiig tob 
1863 Mhrt in einer Reihe tqh EinieUieiieii Vert wonrn g an ein, 

die die Erfahrnng als erforderüdi hat und die innerhalb 

des Rahinens de^i geltenden Gesetzes Platz finden konnten. 

Durch Gesetz hetrefifend ein Centi-alaiiit für das Konkurs- 
wesen ist ein für das ganze Land gemeinschaftliches Centialaint 
eingerichtet worden, von welchem Entscheidimgeii der Xoiikurs^ 
gierichte in g^e^snsf^en Fällen geprüft werden können. 

läDe weitieiehende Befonn umeier Jagdgeaetigebaiig ist durch 
dae Oeeete tom 20. Hai 1899 betreffend Jagd und Fang aufge- 
führt iroarden. Naoh nnaerem biBheiigen Beoht hat der Onmd- 
heaiAier nicht das AUeinrecht der Jagd. 

Ohne Hnnd ist es jedem gestattet, in dem „Udmark** eines 
anderen zu jagen. (,,üdmark" ist ein Begriff, der sich nur seliwer 
deriniereu lässt, und «icb wohl als der nicht kultivierte Teil ein^ 
(zruxidstflcks bezeichnen iässt.) 

Das neue Gesetz bestimmt dagegen, dass der Grundbesitzer 
niit gewieaea EUiaohiftokuDgen alleinberechtigt zur Jagd und zum 
Fang alkr Art anf seinem Qmnd mid fioden ist Das Gesets hat 
stsrken Streit enregt und viid Tetsohieden beurteilt 

b) JnristiBOhe Idteratnr* 

Innerhalb der Rechtsgeschichte kann erwähnt werden: Ebbe 
Herzberg: Über das Eigentumsreclit des norwegischen Kirchen- 
gute, ein rechtsgeschichtliches (jiitachten. 

Absalon Taranger: Ü bersicht über die Geschichte des nor- 
wegischen Rechts. I. Einleitung, die Geschichte des BechtsbegrifliB, 
die OesohiohtB der BeohtaqoeUen. 

ISnige BeitElge rar BeohisgeschioSite liefert Alexander 
Bfi gge: Stadien über die Kommunalverfessung und den Handel 
der norwegischen Stidte vor der hanoostieohon Zeit 

Das obenerwähnte Gesetz Ober die Jagd rief eine Bisknssion 
hervor, ob die Jagd nach unseren ältesten Gesetzen frei wai-. Einen 
Beitrag zum Streite Hefert Aiuund Heiland „Das Jagdgesetz und 
unser altes liecht; ein Vortrag. 

Innerhalb des StaatsTerfaasungarechts ist ein Hauptwerk au er- 
wfllmen; Brede Morgenstjerne: Lehrbuch des norwegischen 
StaatsTeEfeasangsreohts. 1. bis 8. Heft (wird mit 5 fieften komplet). 
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Von Hagem p: Vorlesungen über den norwegiflGhen (ävil- 
prozess, ist jetzt der 2. Band erschienen. 

Bfiokstflndig ist die Behandlang des Kenkuraefl und der Teäiiiif 
Ton ErbeobaftoD. 

Tniiftriialb des FrivatredhlB kSimen erwSlmt weiden: 4 AiMeD 
Too Oscftr Platoa: y,Über die Haftimg der Rhederd für die 
Haadlnogen des SofaiffarB'' (in „Norsk BetetideDde<< 1898); „Über die 
Brriclilung von Testamenten nach norwegischem Recht" (ibidem); 
„VorlesiiTigeiü über das norwecisrho Eibrec)it'', Kristiania 1899, und 
„Über ßlie<lerci" (in .,Ti(lsskiiii iov JKetsvidenskah"). 

In neuer Ausjji^abo ist Haj^erup: „Das Pfaixl recht** und der- 
selbe: „über YermCgeuseingnflre und Urkundeuverbrecbeii** er- 
sohienen. 

Ein umfassender Entwurf eines Oeeeteee betreff« nd die Organi- 
Bation dee BeehtMawaltBatandee, von einem vom BechtBaawaltaBtHid 
eingeseteten Kommitee ansgeaiiwiteti wurde von eineni in ChitBüniB 
im September 1898 abgehaltenen Advokaten- und Anwaltalage be- 
handelt, gewann aber nicht den Beifall der Mehnahl. 

Der Entwurf mit BtenographlBofaem Refea»t der Yerhandlnngen 
ist in „Norsk Retstidende" 1898 mitgeteilt 

Tm August 1899 wurde in Christiania der 9. nordische Juristen- 
ta^;^ abgehalten. Von norwegischer Seite waren folc^ende Themata 
ziu" Behandlung vorgelegt worden: „t^lier Abzahluitfrsgöschafte'' (vom 
Assessor Hambro eingeleitet), „Über Ersatz nicht ökonomischen 
Schadens" (vom Assessor Selene eingeleitet) und „Über das Ver- 
hOr der Parteien** (vom Staatsanwalt Smedal eingeleitet) und 
„Ober ein gemeinsohaftliches nordiaohee Strafregister^ (ein Tfaeoiai 
daa Tom AfiaesBor Farden eingeleitet weiden sollte, aber som 
nadisten JTnristentag an^esdhoben wurde. 

0) Volkswirtschaftliche Literatur. 

Referent : Dr. Oscar Jäger, 
Dozent der Nationalökonomie au der Umvenitit Quisttaiua. 

Beinahe alles, was im Jalire 1898 in Norwegen über (»knoi*- 
mische Fragen geschrieben wurde, findet man in der von der 
national ^ökonomischen Vweinigung in Christiania herausgeppehenen 
Zeitsohiüt Die ohne Yeflgleioh bedeutendsto rem den in deneibea 
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TsOOBiitBcliten Artteiton ist eine groMe Abhtndhing: „Ertrag und 
Binkommen" von Professor Dr. T. H. Aschehoug, worin diese 
beiden wichtiiaren und schwierigtMi HogrifTo zum Opgt>nstand einer 
eingehenden Aj)alys>*} gemacht wenleii. sowtjhl vun iuiLioiial?^kf>no- 
mischem wie von finanziellem und juristischeni Gesichtspunkt, und 
l^chzeitig dargestellt wird, wie man nicht nur bei uns, Jiondem 
auch in den meiBten andern Knltariiadem die hierheigehtaigen 
flniniellen Probleme duroh die Steuergesetze praktisoh zn USeen 
CfBsaeht hat Die mit nngewAuilicher Klarheit geeohriebene Ab- 
handluDg legt ein neoea Zeognia ab lOr die gtoMß Gelehiaam.* 
kdt und den Scbailrinn des VerfMeers. Von den andern im 
Jahrgange für 1898 enthaltenen Arbeiten erw.llineii wir die fol- 
genden Titel: „Die ^konomischon Krisen und Depressiouen 
im 19. Jahrhundert'' von deruseiben Verfasser, „Die Prin- 
zipien der Volksversicheruug"* von J. A. Bonnevie, Direktor 
der norwegisohen Zettelbank, „Die Lage Christianias ala 
Handelaeentrnma** Yim A. N. £ior, Direktor dee atatiatiachen 
Gentnlbnieana, „Der Eiaenerzrerbraacb Baropaa und die 
Bedentang der Ofotbabn** yon Profeaeor Jobann H. L. 
Togt und j^inige Hauptreanltate der neueren arbeiter- 
statistischen ünterenohtinpren in rerschiedenen Lftndern, 
1. G ro s Ii r i t a n n i e n und Irland-' von A. Tli. Ivior, 

Als selbständiges Buch ist erschienen IL Aruulf: „Eine 
gf rechtere !• ü rg-e rl i c h e Gesel 1 seliaf t", dessen pseudo- 
nymer Verfasser mit grosser Wärme eine Verbesserung der ökono- 
minfthAn Lage der am uTicrflnsti^ten sitoierten GeeeUsohaftsklasseD 
befürwortet Die praktiachen Maaanahmen, die er aar Erreichung 
dieeea lobenaverben Zielee in YoraoUag bringt, nnd aber ledht 
abenteoerlich. Br aohUgt nimlich im vollen Emat vor: 1. daaa 
der Staat dufob Expropriation gegen Ersata aioih sam Beaitaer dea 
ganzen Omnd nnd Bodens machen und denselben gegen «nen 
Pachtzins vermieten soll, und 2. dass die auf diese Weise einge- 
nommene Mietsunime unter alle Einwohner derait verteilt worden 
soll, dass jede einzelne Person ihren Anteil in dem Alter erhält, 
in welchem man gewöhnlioh eine ökonomische Th&tigkeit beginnt. 
Um diesen Plan leaUaieren an können, mnaa indessen — so räumt 
der Yerfaflaer aelbet ein — der Staat snnächat mehr als hundert 

« 

Jahre darauf Tenrenden, aioh eine fOr die Expropriatioa hi n lä ng li c h 
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gnese Oddaumnifl la Tcnohaiftm) eis Umatend, der namrikh «dm 
aa und fOr doh dm gtnaen Befornplan als ▼oUfttndig vnpnktiBQli 
enchemen Uasi 

Aua der statistischen Literatur enrlhnen wir nrnt 

einige rublikationeu des statistisclien Centi'albure*ius. Im Jahre 1898 
sind erschienen: „Die n o i w e g i sehen Lebens- und Sterhe- 
tafein, gegröndet auf die SterbUehkeit in den zehn Jahren Ib81/ö2 
bis 1890/91" (3. Reihe No. 304) und „Die Fabriken Nor- 
wegens" (8. Reihe No. 305). Insbesondere möcliten wir aber die 
AnfiDMrkMmkeit auf die somatotatiirtMehfln PahUkatioiH» der ptda* 
raentarifloheii liMlerkomintnioii leiiksn. Zur Yoitereitiuig 4am 
GeeetMS Aber eine aUgemeiiie la^aliditlto* mid Altefsrenioheniif 
hat diese Kovmisaioii dne eingeheiide üntersuohiing aber 
die Lebensverhiltititee slmtlicher Berufeklassen nod 
besonders der Arbeite iklaRse verat .-.al tet Die bis jetzt er- 
schienenen Bände dieser Bozialstatistik sind: 

1. Band: Einleitung mit DarsteUung der von der Kommis^'inn 
bewericstelligten sozialpolitischen Untersuchungen and einem Resumö 
der wichtigsten Hesoltate. Diese Blnleitiing, die vom Mi^üed 
KomniiasioD, dem Direktor des etatistlsohea Oentralbmeans A N. 
Kior TOrfuet ist, inid spitor in iransOnsoher AsQgabe eiadMinaL 
Der 2. Band enthllt die TMOm einer Statistik Uber die Altm* 
und BinkonunenTorbflltnisse beim Beginn der Aibdt und Uber die 
Einkommonverhältnisse im Jahre 1894 für die Städte. Im 3. Band 
findet man ähnliche statistische Taliellen für die Ijandgemeinden. 

Bezü^lieii dav angewandten repräsentativen Metliode kßnnen 
wir auf die Abliandlunjj^ des Direktors A. N. Kior in von Mayrs 
„Allgemeinem statistisoben Arohiv" 5. Band (1H98) pag. 1 ver- 
weisen. Die Qeeamtzahl der leprBsentativen Angaben betrug 81 942, 
wovon 60498 auf die Landgeoneinden nnd 21444 auf die SOdtB 
fielen. M YerMtniase sn der erwadisensn' BeivtilkBrang betrag dien 
Auswahl in den lAndgemeinden 6,2 7o und in den Sadtn *!% 

Die hier besprochene eingehende statisttsohe Dantoilimg der 
EinkMiiinicnverliältnisse in Norwegen enthält auch wertvolles Material 
zur Erläutrrnni; midiren'r Fi'i^^on, die bi«her nur dürftig lK?lmndclt 
sind. Dieö gilt /.. B. von dem Alter, in weU-hem die jirodnktive 
Th^tigkeit der Jugend beginnt, und dem Verhältnisse zwischen den 
Berufen der Yäter und denjenigen ihrer Kinder u. s. w. Endüoh 
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faum anoli anf die AnsfCUiningeii Aber die Fianenarbeit und die 
EmkommenverbSltniaee der Franeo verwiesen weiden. 

Die sjAter folgenden Binde wefden eine Statistik der Hdr- 

biditäts-, Inraliditäts- und Arbeitslosigkeitsverhältnisse, sowie auch 
eiae Statistik über das Eiiikoiumen der arbeitenden Klasse geben. 



ÖsterreiolL 

Referent: Dr. Anton Riehl, Advokat, Wiener Neuntadt 



a) (iesetBgebiiiig. 

Das *;anze Berichtsjahr 1898 fällt in die verhängnisvolle Krise, 
unter welclv-r österrpich aiirli y^t/A no. li leidet, da diese Zeile-n 
niederireschriebeii wenieii. Schon niaclit sich in uti ^'CSiUiiten Ver- 
waltung der Stillstand fühlbar, noch melir aber die Folgen der fast 
gänzlich mangelnden oder doch völlig ohnmäch tilgen parlanien* 
tarischeo Kontrolle, welolw vennQge des kOnstlich herl)eigefahrten 
KiedeigaiigB dee freien Anwaltstandes aoch durch diesen selbst in 
abeolnten Homuraihien förderlichsten EontroUapparat dee staatUohen 
OfHaniamns nnr sehr onTollhommen ersetzt wird* — Zwar bewihrt 
sich die nrwfichsige Kraft der Osterreichischen VolksstSnine und 
der natürliche Reichtum seiner LÄnder erfreulich gum^ in der 
günstigeren Handelsbilanz, in der noch immer ungel»rochenen 
Steuerkraft, trotzdem bei uns für den auswärtigen Handel wenig, 
für die Erschliessung überseeischer Märkte so ^*^cl wie gar nichts 
geschieht Der gesamte Unterbau der autonomen Gemeinden wider- 
fiteht dem in den oberen Begionen wuohemden KrankheitepiOBesse 
noch; aber die Verloste, die wir erleiden, und deshalb nioht ge- 
ringer, wenn sie zunAohst mehr in der Gestalt des Inomm oesssns 
als dee dammim emergens sich herausstellen. 

Angesichts des nur sporadisch unterbrochenen Stillstandes 
uiisen-s G^^iet/.gel»ungsa]>|iarates ein zweites .J;i)u' liiiidnrch konnten 
aussen- wenigen neuen Gesetzen natürlich auch ndativ wenie^ Durch- 
fühningji Vorschriften erscheinen, und unser Bericht über <li'' Gt setz- 
gebnng Österreichs im Jalire 1898 fällt daher so ni:i;.>'r aus, dass 
eine systematisohe C^ppierung wie in Vorjahren sioh kaum loimt 
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M dem getfemten Oetnel» des PriviliiBGiitBa und Stiafreditas 
ist anno 1898 kein dniigee nm» Oesets eraduea«! und hüM 
wir nnr swei Verordnungen m regiBtrieren, deren eine (ron 

IG. November 1898 K.O.Ii. 2<»3) Ändeninj^n im Currentientaiif 
der Advukaten, die andere (vom 17. Dezeinlier 1S98 R. 0. B. 225) 
Andernngen in der Gescliäftfiordniiiii^ in Urundbuchsaachen bethfit, 
beide ohne Belang für uuseie Leser. 

Da hinwider der Qegensalx von Gesetz und Verordnung und 
BpeiieU die aog. § 14-V6ioidniingeo, dag sind die in Sachen der 
Eompelens dee Be i eha ra teB an OeeeCaesaftatt eriaaaenen taiBeriichBa 
Anerdnnngen im Sinne dea | 14 dee Staategrondgeaetses vom 
21. Bexember 1867 RG.B. 141 1), ala solche eine den jeweifigea 
mohliohen Inhalt fest tiberragende formale Bedeutung haben, so 
mögen diesmal zunächst die (joset/.e (A), dAnii tlio § Ü-Verord- 
nuiigtin (B), endlicli die soiistigon den f^anzen Staait heti-efTeiwlen 
Verordnungen (C) aufgezählt werden, und daiaii uine Übersiobt der 
Tlifttigkeit der Landeagesetagebnngen (D) aioii aohUeesen. 

A. StaatagaaetiWb 

Von den im Jahie 1888 rite la Stande getnacfaten 11 Staate- 
gaeetaen betraflbn 8 am 19. September pubUaierte anBaoMiewilidi 

^) Diosor l.nitct : 

Woiiu sich die dringende Notweridigkeit .solcher Anordnunpen, zu 
welchen vyrfiifciäungsmHssi^ die ZubUiiuimug düö Kolülibrates erfonicriich i^ 
zu cirKir Zeit herauÄstellt . wo dieser nicht %^prsamnielt ist. so könneu «iie- 
selbeu unter Verantwortung des OesaaiUuiuiäteriuiuä durch kaiäeriiciiC Vez- 
ordnnng eriaBsen werden, insofern aolohe keine Abftndenuig des Staatagraod- 
geaetaee beaweoken, keine daaende Belaetnng des Staatasohaties und hm 
VertuaseioDg vom Slutogot belretfeo. Solche Verordaangen haben pien- 
aorisohe Oeeetxkiaift, wenn sie nm aimtHohea üintiAiw» antenaiohnel aiad 
and mit anadrOoUioher Beziehnng atif dieae RMtinimwng dea Staalapaad- 
ge^tzes liundgeniacht worden. 

Die Gesetzeskraft dieser Verordnungen erlischt, wenn die R^ienmg 
uiitt'i lassen bat, dieselhiMi dem nächston nacli deren Kundmachung zusammen- 
treteoden Reichsrato, und zwar /.uvördersit dem Hause der AhgeonJueteu 
binnen vier Wochen nach dessen Zusammentritt zur Oenehmtgiin^ \onn- 
legen, oder w**nn dieselben die Genehmigung eines der beiden Häosei dea 
lieicbsruttiä uioUt cihalten. 

Das Geeanitministeriuni ist dafür verantwortlich, dass solche Yet' 
oidnongen, sobald aie ihre proviaorieohe Geaetskiaft veiloiea haben, aoCDit 
aosaer Wiikaamkeit geeetit weiden. 



1 
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Oehaitsregiilierungen. Das Gosetx vom 19. September 1898 R.Ü.B. 
X67 regelt die Bezüge der Hoclischulprofessoren im Süme der schon 
im vorjährigen Berichte beBpcoohenon BegierangSTorUige. Das unter 
Ko. 170 im Beifdiflemetshlatte TeECflbntliöhfe GoeeU normiert, be- 
sondere QebaltBsnhgen fOr die Rita dee k. k. Obersten QerichtB- 
hoieB (nneete bOobete lioibterliobe lostanz in Oitü- tmd StnfBaohen, 
welchem das „Reichsgerioblf* wesentlich fOr YerbssiuigBreciitliahe 
Streitii^ceiteD nnd der „Terwaltongegenohlshof ' koordiniert sind). 
Dieselben erhalten nach 10 jahriger Verwendung in dieser höchsten 
Instanz um 1000 fl. jilhrlich mehr und eine denigenu'isa höhere 
Pension. Das Gesetz vom 19. September 1898 R.G. B. 172 be- 
stimmt in Abändeniug des (losctzes vom 25. April 1873 B^G.B. 47 
die Bezüge der aküvea Staatsbeamten wie folgt: 

a) Gehalte: 

L Bangskiaase (Ministerpräsident) 12000 iL 

IL • „ (Minister nnd FtiBidentendss Obersten 

Geriohts-fBeiohs-nnd Terwaltongs- 

gerlöhtabolBs) 10000 fl. 

HL „ (Statthalter nnd Obergeriobts^FrSn* 

'denten) 8D00 fl. 

IV. „ (Landeöpräsidenten , Sektions -Chefs 

der Ministerien, Senatspriusidenten 
der obersten lostanzen etc.) . . 7000 fl. 

1i;(i(Mi fL 
5.Ü0 n. 
4000 n. 

TL „ (Obergeriobtsrftte eto.) 3600 fl. 

(3200 fl. 

m „ (Bite TL s. w.) 3000 fl., 2700 fl. n. 2400 fl. 
VUL „ (Sekretäre eto.) 2200 fl., 2000 fl. n. 1800 fl. 
^IX. » (Adjunkten u.a.m.) 1600 fl., 1500 fl.lL 1400 fl. 
X. ^ (Offioiale) 1300 fl., 1200 fL n. 1100 fl. 

XI. „ (Kandiston) 1000 fl., 900 fl. u. 800 fl. 

b) Funktionszulagen : I. Rangsklasse 14 000 fl., IL 10 000, 
III 7wisf-heii 2OU0 (Oboi-gerichtspräsident in Zam) und 13 000 fl. 
(Stattiiaiter in ßölmien), IV. zwischen 2000 fl. und 5000 fl. Die 
durck das Gesetz vom Jahre 1873 für die V. — XI. BangsklaBse 
noBnierten Akti?it&t8Kulag«n bleiben nnreEftodert Die Vorrüokung 
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in die höhere Gehaltskategoric erfolgt ia dar XI. bis IX. Rang»- 
klasse nach je vier, in den höheren Klassen nach je fünf Jafaicn. 
Die Beamten in den nutenlen Klassen erhaUen nach 16 nsp» 
20 Jahren DienstilterBpenonalialagen per 100 fl. 

Die (iesetie rem 19. September 1808 R.6.B. 173—175 mgeb 
die Besflge des Lehrpenonals an den ICttelschnlen (So. 178: 07m- 
nasiqm, Bealsdhnle, 174: LehraraemiBari 175: O e we rt eedmkn). 
Das Gehalt elnee HauptlehrerB betrigt hiemach 1400 fl. und ep* 
höht sicli alle fünf Jaluv nach den erstoii beiden Quiui^uemiien um 
je 200 fl., nach den drei weiter vercresehenen Quinquennien um je 
300 f!. Die ordentlichen Lehrer tiiauptlehrer mit dem Titel ..Pro- 
fessor) stehen in der IX. und VIU., die Direktoren in der TEL 
Rangekkssef sie bessieheii ausser Quinquennien auch noch die ihrer 
Rangsklasse gebührende Aktivitätsatilage Qod Naiural-Quartier oder 
Quarkiecgelder. Die in den veiieien Detuls sehr differierandoB 
Bestiimnangen der drei litierten Gesetze kfinnen hier wehl tber- 
gangen wraden* 

Die Gesetse Tom 19. September 1898 B.G.R 176 und 177 
beBtiramen die Dotation der katholiedien Seelsorger (No. 176) tmd 
der griecliiscli-orientulischen Seelsorger in Diilmatien, Die Gesamt- 
bezüge sind je für selbständige Seelsorger und Hilfspriester und 
nach einzelnen Kionländern, innerhalb dieser al»er wieder nach der 
Bevölkerungszahl der Mnwohner de» Amtssitzes unter ßerück- 
sichtigttng der Jjebensbedinguogen in den nanptsf.ldten und Kur- 
orten, sehr verschieden fixiert, von 300 fl. für Hilfeprießter in 
kleinen Orten Dalmatiens, GaliiienB, des KQstenlandea und der 
AlpenlSnder (ausser Nieder» und OberOBtenraiöh)| bis 1800 iL Ar 
einen selbstlndigien Seelsorger in Wien. Die Ruhegehälter besifta 
sieh nach flhnliohen ünterMhieden und je nach der Dienstaeit (10, 
10—20, 20—30, 30—40 und 6ber 40 Jahre) aal 400-800 & 
für einen selbständigen und 225 — 350 fl. für einen Hilfepriestet 
Die bislier ausgeworfenen Teuerungsbeitrftge etc. hören auf. 

Von den restlichen drei Gesetzen betriflPt dasjenige vuui 
IG. Dezember 1808 R.G.B. 227 die Stempel- und OebflhreTi- 
befreiung für Urkunden etc. der anlässlich des lünf/igjalirigen 
Regienings -Jubiläums entstellenden Stiftungen, das Gesetz vom 
21. Dezember 1898 RG.a 226 die Yeriussenmg einea Staats- 
bahnstflokes für 13 Millionen an die Aussig-Tepütier Bahn. 
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das (dritte) Oesets vom 21. Desember R.Q.6. 233, das sogeosimto 
Lokslbshngssets ist finaiuiell bsiansreioh und suglsieh d*- 
duroh merkwürdig, dsas dsmit dar Staat Ostendch für den fiaa 
TOD Eiseabilmeii sveiter odsr dritter Ordnimg ndi einsetst, ms 
biaher nur seitens eiiiseliier Sronlinder geschah. 

BuQ kommt, daes keine der sneamaMB 25 in Aussicht ge- 
nommenen Straeten vom Standpunkte der gesamtstaatlioben Ihtsr- 
esaen von grfisserer Wichtigkeit ist, auch nicht die Strecke Triest — 
Parenzo, da diese auch nur schmalspiiiig werden soll (Aitikel II), 
altoo von vornherein für den einzisren ^^terreichiBclien Hafcnplatz 
alB solchen nicht emstlich in Hetiacht komiut Wiid nicht blos 
auf die geographische Verteilung allein gesehen, sondern auch die 
Verteilung fler 1 Yg Millionen Oulden in Stammaktieil (Artikel Viil 
für 9 ken), über 19 Millionen Gnlden Eigenregie- Baukosten 
(Artikel XIV fOr 6 Linien) und endlich der bezftglicheQ Staats- 
ganntieo Iftr 11 Stracken 740000 a Brtnig, das sind 1% von 
187, MUUoaen Qnlden, sosBramen Qber 38 ICülionen Qnlden ss 
63 Hillionen Mark, anl bestimmte Wahlbeairke in Betiaoht ge- 
sogen, 80 UsBt aich dem Vorwurf, dass das Feudal-Minieterinm 
Thon-Kaisl mit diesem Oesetae adner Pariamentsmajorittt wertToUe 
materielle Vorteile gesichert habe, vom staatsfinandeUen nnd Tolks- 
wirtschaftlichen Standpunkte wohl nur das eine Argument entgegen- 
stellen, dii&s diesmal die südslawisclieu Länder, insliesondere Istrien 
und Dalmatietu den Löwenanteil erhielten, welche ven Eisenbahnen 
bischer 5w>hr spärlich durfli/,"2'en wurden. Al]erding:s sind elx'u 
diese Ijänder passiv, industriearm und vermöge ihrer reielien Küsten- 
.entfaitong nicht allein anl künstUohe Verkehrswege angewiesen. 

B. Verordnungen mit Uesetaesiunft 

Unter den gesamten 16 im Jahre 1898 unter Bemfnng auf 
§ 14 StaatBgmndgesets Tom 2h Mai 1867 B.G^.a 141 erlaeseDon 
kaiaerUchen Verordnungen ist keine, welche in BQcksioht auf die 
noMterieUen Voranasetmngen ihrer ^ulflaeigkeit bogrOndetea Zweifel 
erweckt, d. h. eine Indemng der Staatigrandgeeetie bezweckt oder 
eine danemde Beli»tun^ des BtaatssohalaeB oder endlidi eine Vei^ 
äuik>erung von Stiiatsvcimögen verfügt. 

1. a) Lediglich den Weiterbetrieb des Slaatsiiaushaltos vom 
I. Juü bis Ende 1828 bezw. vom 1. Januar bi» Ende März 1899 

56 
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l)etieffen die beiden Veronlimngen vom 25. Juni ISOS R.G.B. 1**4 
und vom 28. Dezember 1898 ii.G.B. 238. JBeide enthalten im 
Detail nur ooch die VerJingenuig der badgetmiBsigea Yenmäofß- | 
daner mabm^ Kredite. 

Di666D YenNtdnmigeii Mfaliant ddi dkjemge fwn 21. Feb« 
1698 RG.B. 89 Ober die den BtttimmaDgeii des gQUendea Wdir» 
goBetMB entspredwodon WnwiihwngBn Tim Webipflicbtigiai la Heer 
und Marine (Bekrotwitnntingient) an. GtoidifeHs in dieee r Qi'oppe 
. nngiert die kaiaerilölie TerardnuDg vom 28. Mu 1898 B.0.B. 237, 
womit als Grundlage für die Verfassung des Central-Rechriuiigs- 
aböchlusses pi\) 18Ü8 an Stelle d&ä Finanzgesetzes eine l^esondere 
Aufstellung tritt. Diese Änfstellung übersehrcitet nieht den Kuiu- 
petenzkreiä der Notveroi*dnung im Sinne des schon ihehrzitierten 
§ 14, weil die einzelnen Poeten durchwegs im R^hma« verlMBBage' 
mAesig erteilter Bewilligungen gehalten aiiuL 

b) Sbenao wird notgedrungen IQr die fortdaner dea Handele* 
nnd aol^politiaoben YerfiMtninpea in üqgam Toegeaeegt dnrck die 
Icaiaediolie Yerordnung Tom 30. Deiember 1898 23t, 
wdohe die dnioh den 1887 er Aneglflidi getralhne Begeliteg Im 
Bede 1899 in Wirkaunieit eriillt, mit YofbeliaH anderer geeele* 
licher Regelung, oder des Falles, dass seiten.s Ungarns der f^egm- 
wärtige Zust uiü oder die Reziprozität nicht uiifiedit erhalten würden. 

liier sei auch gleich df»s allf»rhöciisteii Handschrei l»ens vom 
30. Dezember 1898 R.G. B. gedacht, obwohl dieses nicht auf 
§ 14 Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867 R. G. R. 141, ' 
Bondem auf § 3 dea Qeeeiiea vom 21. Dezember 1867 H.O.B. 
146 aioh atlltrt, ironacli mangele einen Obereinkammena liiaeiflkt> 
lieh dea YertdÜtaieaeB« in welchem beide Teile der MoDandue n 
den Koaten der gemeinaamen Angelegenheiten beiateneni) dieeei 
VerhJUtnia ▼om Honaxdien an beetimmen ist Die QqoIb dee 
1887 er Aing1«iohee (annihemd 68 : 89) wurde durah dieaee Baad- 
schreiben auch nocli pro 1899 aufrecht erhalten. 

2. Eine eigentliche Notstandsverordnung im ursprünglichen 
Sinne des viclzitieiten § 14 StaatsgrundgeBotz ist die kaiserliche 
Verordnung vom 60. Dezember 1898 K. G. B. 242. Die Regicning 
wird damit ermächtigt, zusammen 1,6 Millionen Gulden zur Uül«i^ 
Stützung der hiUebedOHtigen BevAlkenmg in den durch Hagelschl^g 
heimgeaoohten nnd yon aonatigen ElementusohAden betroffmeB 
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Gegenden innerhalb Oosamtgebietes der im Reichsrate ver- 
troti nen Königreiche und L&nder als Unterstfitaningen oder Tor- 
schüsse zu gewünen. Die verauBgabten Summen sind InslMeoiMieie 
xor Beschalfong toq LBbeoanittehi, Saatgut, Viehfattor imd mr 
IHedflriMratolliiiiff nntOrter Obfekte m TorwendeD, sowie rar Ana- 
Alfaniiig gemoDBiltitger Arbeifeeo und Sicbedieitsvovkeliniiigeiu 

3. Die übrigen ll^'-TennhiuiigeD Bind Ifuangflln der 
Benort-Yerwaltttng, weldien an rieh eine politiBehe Bedentong 
Itaum zuerkannt werden kann. Sie seien liier in der Beibeiifolge 
der Publikation uu[gez&hlt: 

a) Kaiserl. Verordnung vom 23, Jauuai- 1898 R.G. B. 19 vor- 
ifigend, dass diesmal die auf Grund der Ergebnisse der Revision 
des Grundsteuerkatasters vorzunehmende definitiTe Cfrundsteucr- 
vorschrcibnng für 1897 ohne (durch § 21 Gesetz vom 12. Juli 1896 
ILG.B. 21 Yotgesehene) Nenberechnung reep. RiohtigstoUang der 
schon Tarher berechneten odor bewiUigtan Grandsteaenbedhreibiaigs- 
beWIge eilalge, Ms nicht die Partei selbst eine definitive Tor- 
sohreibinig bedangt 

h) Kaseil. Yerordnimg vom 9. Jnli 1898 R.G.B. 119 be* 
treffend die Fortdauer der Yerteilmig der tum niedrigeren Steuer- 
satz zu erzeugenden Alkoholmengen und der bezüglichen iudividuelleu 
Verteilung auch im Betriebsjahr 1898/99. 

c) Kaiserl. Verordnung vom 1. Jnli 1898 K. G. B. 120, wo- 
durch eine teilweise Äbänderuug der 234 und 235 Personal- 
Steuergesetz in Rficksieht auf die Besteuerung der Nebeneinktlnfte, 
die Steuerabzogspflioht bei Auszahlung solcher variabler Dienst- 
einkflnfte (Tantiemen, PritosMgelder, KoUegiengelder, Ptüfnngstaxisn, 
Fkovisionen etc.) anlgehoben wiid, unbeschadet der Steusipflicfat 

d) SaiserL Verordnung vom 1. JuU 1898 RO.B. 121 be- 
treffsnd die ErhOhuug der staatlichen Dotation des UeUoiationsfonds 
tun 100000 fl. 

ej Kaiserl. Verordnung vom 7. Juli 1898 R.G. B. 122 wegon 
Baues einer in Bosnien gel^euen Telbtrecke der Lokalbalui in die 
Boche di Cattaro. 

i) Kaiserl. Veroi-dnung vom 11. Juli 1898 R.G.B. 124 ändort 
die §§ 7 -—9 Ein f . -Oes. zum Handelsgesetz vom 17. Dezember 1862 
Ko. 1 R.G. B. ex 1863 dahin, dass die Bestimmungen des Handels- 
geeetabttohee Aber Finnen, Handelsbfloher und Prokuren ab 1. August 

6«» 
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1898 nur auf soiche Kaufleute, mit AuBSchluss tl^t Hausierer, 
Aoweadimg finden, welche in Orten mit mehr als 100 000 Ein- 
wohiMni weiugBleiM 120 Kronen, in Orten von 10 000 bis 100 000 
Einwolineni mehr als 80 KroneD, ia andereii Ortan mehr ab 
60 KioneD jihzÜGh ISrw«lMteiier {6hm ZnaohUlge geraohnet) m 
entrißhtea babm (| 7) und dam anf 6iii»«l pvotohoKUeilo Xanfleote 
oaohtrflg^iobe IndanuigQii in vontabeodm OfeBsvarten keinen Bn- ' 
floas flben (| 9). j 

g) Kaueri. TerofduiiDg ?om 11. Juli 1896 B.0.BL 125: 
Ifliohtenuigen in der Ztilaasong Ton Rechtspniktikanten, Ansknllintaii, 1 
Adrokaturs- und Notariats-Eandidaten zur Ki< literamtsprüfung, teils 

iü Küekiicht auf di»- Dauer des VorU-reitung-sdienstes (nur 1^, Jahre), 
teils in RücLiiclit auf die Dauer der /nrückgelegteu richterlichen 
Praxis eic. — infiolange der abnorme Bedarf au nchterlidieii 
Beamten andauert 

h) Dio kai^erl. Verordnungen vom 1 5. und 22. Juli imd vom 

9. August isljs i{.<r.B. 127, 128 und 147. Diese erklÄren Pfaoil- j 
bhefe der schleBisoIieu Kommniüal-Kraditanatalti der oiedar-fiBter' 
xeichiBcheii und der galixiscfaen I^mdee^Hypothekeimnatalt eb geeignet > 
cur Anlage von Pu^engeldem. 

C. Booftlge t^wiftalutHriiB V«M»rdmgeB. 

Aua der grossen Maaae der hieher geliOrigea PtttKtiüiinflB 
kann wohl nur Wenig«R im Sinne der Tendensen nnaerer inter- 
nationalen Vereinigun;:: aln er\viihtu'iis\s ort odor gar iiiittüiienewert 
*jrik.^heiiieu; immeikiu diirftü aber dem Leser, der vielleiclit in eiuer 
bestimmten Spezialsacliu Bich unterrioliten mftehte, die wenn auch 
nif'ht streng systematische Anordnunir, wie ich sie im vorjährigea 
Berichte oingehaiton habc^}, erwünscht sein. 

1. In Gnippc I finden sich: 

a) Das internationale Übereinkommen vom 3. April 1899 be- 
treffend aanittre Maaeregeln Iflr die MekkapFügei&hrtea B.a.B. 188 
ex 1898. 

b) Handels- und Schiffsyertrag mit Japan vom 5. Deaeaaber 
1897 &G.B. 218 ex 1898. Derselbe ist wesentlioh da Mdafe- 

b0gün8tigung8vertrag, sichert anoh den gegenseitig gleiehea Sohnli 

M AnordDung des Stoffos, wie in der vom Bef* heraosgegebeoea Revue 
„Die ti^riLuhpraxis^. Wien, M. Periea. j 

I 
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der Ihfitidiingeii, Mnater und Harken (Artikel XVm), Ist aber inft- 
tjesondere denkwllrdig, weil damit (Artikel XX) die bisher bestandenen 

fronulon Nioderlassungeu iu Japan als solcho auff^olasson und der 
Gemein de -Yorfassnng: Japans inkorijoriert wctUen. Auch an Stelle 
tlor in einzr^lripn Gnmdüherlassungöverträgen vort^esolienen Komjietenz 
der Konsularbehörden tiitt jene der ordentlichen japanischen Be- 
hörden. Die Veräusserun^ solcher Liegenbchaften bedarf in 
Zukunft kemer behördlichen Genehmigung. Dieser Vertrag ist auf 
12 Jahre geeehloBseiL; jedoch Osteneioh-Ungem das Beoht froherer 
Kfiadigimg der in Artikel V bednngeaen HexstbegHiiBtiguiig ia der 
Zottbehandlmig ▼ottehalien (Artikel XXm). 

o) Das Übereinkommen vom 81. Desember 1897 RG.R 1 
etx 1898 betrifft die Yerlftngenmg des Privilegirnns der Ssterreichisdh' 
ungarischen Bank (ein Teil der AusgleichsstipuJatinnen mit Ungarn). 
Gleichsfalls das Verhältnis zu Untrarn berührt die (wohl nur im 
ungarischen Interesse gelegene) Verordnung vom 30. Angnst 1898 
R. Q. B. 150 über die gegenseitige Zulassung der in einem der 
beiden Staate herangebildeten Ärzte. 

d) Das kaiserL Patent vom 4. März 1898 R. G. B. 40 beruft 
den Betohsrat fOr den Sl. Mftrz ein. In Folge der bekannten 
ZuBtlnde mnssle die Sessfon bald inedec geschlossen ireiden. 3iit 
FSatent vom 1. September 1898 148 wurde neneiliob der 
Beichsrat f&r den 36. September ^berufen. 

e) Mit den kaiseii. Patenten vom 4. September 1898 R.O.B. 
151 imd vom 17. Dezember 1898 R.G. B. 223 worden der Landtag 
von Göi z (zu einer aussergewöhnÜchen Session) und die sämtlichen 
Landtage einhenifen. 

f) Zu den Staatsakten zählen eudiich die Verordnung vom 
28. Juni 1898 RG.B. 106, womit in 33 politischen Bezirken 
Galiziens der Ausnahmezrjstand proklamiert wird, vom 19. August 1898 
B.0.B. 145, wodoroh diese Masaragel auf weitere 3 galisisohe 
Besirke ausgedehnt worden ist; dann vom 11. Oktober 1898 
B.0.B. 187, vom 11. KoTember 1898 R6.B. 198 und vom 
13. Desember 1898 B.G1.B. 233, womit in 10, in weiteren 15 
und weiteren 3 politisohen Besiiken Ckdiiiens dieser Ausnahms- 
zustand wieder aufgelaamn worden ist Die traiungen sozialen 
Verhalt iiisse «liesevS Eronlandes, in welchem wolil nur der polnische 
Hochadel und die Judeusohaft sich der erweiterten Autonomie 
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f^Mfreoen^S aind ein lehmkdies Beisi»^ dafOr, wie anoli heote 
Dooh der poiiiiidie Adel swir fflr aoh Vottafle la dr u irim n, «ber 
keineewega «ooh nur im «igeoea Linde ntiooeU la t^giem ver- 
sMi^ nogeeohtat der MUliwian, die fort and fort in dieeee peasfe 
Liad geetookt irenten und Inibeeondoro dnrob die atute Oenueooen 
ihm soflieeeen. 

Nicht nur die Rothenen, nwh die po^sSadben Benern (eofan 

ein Zwerggnindbe^itz mit duiehschnittiich wenig Ober 1 Hektar 
die«B Bezeichnung vcrdioati) und Proletarier seufzen unter dem 
Drucke der w iitöcliaftlichen Missstilndo in den gaiizischen Ver- 
waltungsgebieten. — Es ist selbst für Österreicher nicht leicht, 
Bich dermalen Klarheit m verschaffen, welcher nächsten Ver- 
miaiBnng jeweils ein Ausbruch des allgemeinen Unwillens m- 
soflohmben sei. Die letsten Unmhen SQUen hiimteftchlieh Jnd»- 
lietai geweaen sein (?), 

2. {Qtrapp6 U Yerwiltongsreoht) Ünter den Yerordnaogen 
der eineeinen BeeeoitB kDnnen wir 

a) das IGnieterium dee Innern betreffiBnd die Indenmg 
einiger politieoher und geriohtliolier BeürkvpvengeL benehongsweiae 
Vennehrang deznlben in Galbien, der Bukowina, Bflhmen, mhien 
nnd Schlesien wohl ganz übergehen imd uns mit der blosse Er- 
wähnung begnügen, dass mit Verordnung vom 2. April 189S 
R. 0. R. 03 die Vorschrift über die Konzessioüierung der Baugewerbe 
ergänzt, mit VerordminjE^ vom 18. Alai 1898 R. G. B. 8n neue 
Vnr??iehtsmnssregeln zur Verhütung der VerwechBlnng von Medi- 
kamenten in den Apc»theken für Dispensation (Verbot des blossen 
Vermerks „laut Becioht" statt positive Oebrauchsanweisung) und 
Expedition erlassen worden sind. Auch ledigUch registriert sei die 
Arzneituce pro 1899 (Verocdnoag vom S. Deiember 1898 BO.B. 219) 
und rfloksiohtUoh der adtweiligen Briinalitennig der Bedlileanwilt- 
prOfnng dxsxdk die kiiaerl Veiofdnwig vom 11. Jnni 1898 R0. BL 195 
auf das oben nnter B 3 g Gesagte Beaog genomnen. 

b) In Bereich den Hiniateriuma fOr Enltns nnd Uotenidift 
begegnen wir zonlohat der Verordnong yom 30. Jiuraar 1898 
R. G. B. 16 Ober den Austausch von MatrikenauRzügen zwischen 
Österreicli und Ungarn, rein maiiipulativen Ciiaraklers. Die Ver- 
ordnung vom 27. Januar 1898 R G. B. 35 enthält ein Regulativ fflr 
HebammeniortbildungsaDstalten, Mit Verordnung vom 8. Jool 1898 
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R. C^.B. 110 wnrdfi ein neam Deouat „Umgebung BrOnn*^ (dnioli 
Anssohflidiuig ans dem Deoenat Brünn) geeehalllBn, duroii Yer- 
oidnnng vom 22. Oktober 1898 &0.B. 199 ein neues Deeanat ' 
in Zank — Der Zuheauiig ungariKdier Inte wurde schon unter 
Bio gedacht, der Oesetie Aber die Regelung der BesQge der 
HochschnlprofesBoren und der Seelsorger aller Konfessionen unter A. 
Durchführußgs- Verordnungen zu letzteren Gesetzen erfolgten am 
1. Oktober 1898 R.G.B. 106 und IG. November 1898 R. G.B. 205. 
Durch Verordnung vom 7. November 1898 R.G.B. 202 wurden 
tlieoreÜBche Staatsprüfungen für £ultart8ohniker au der Pnger 
teohnischen Hochschule eingeführt. 

o) Im Yerwaltungabereioh des Handels-Ministedunui darf daa 
Beriohtqahr ala ein bedentnngavdOea gelten, ungeachtet des Fehleoa 
eigentiüoher OeeetiesnofeUen. 

IHr flbeigehbn auch hier adminietralive Details, wie z. B. die 
Änderang der Blbe-FlosspoliseiQrdnnng mittelst Verordnung vom 
31. Januar 1898 R. G. B. 31, die Verordnung vom 29. MÄrz 1898 
K. G. B. 62 über Bezug einiger Arzneiwaren vom Auslande, sänitiits- 
polizeiliche Einfuhrverbote, Aichvorschriften u. n, m., und wenden 
un.s sofort zur Besprechung^ der zwei prosscn Gebiete, auf welehen 
1898 wesentliche Fortschritte erzielt wurden, das sind a) im 
engeren Sinne gewerbepolitische Massregeln und ß) die Organisation 
des PsteotweaeiiB im Sinne des im Torigen Berichte aastOhilioli 
besprocheDeD neuen Fbtentgesetzes. 

a) Dufdi die Veiordnungen des Justisministeiiams im BSnveiv 
nelunen mit den IGnisterien des Innern, des Handels und der 
ftoansen vom 26. April 1898 B.0.B. 58 — 61 wurden k. k. 
Oewerbege richte in Wien, Brünn, Reichenberg und Bielitz im 
Sinne der §§ 2 und 3 Gesetze."^ vom 21. November ls:96 K.G.B. 
218 eingefülirt bezw. an Stelle der auf Grund des Gesetzes vom 
14. Mai 1867 R.G.B. 63 bestandenen Gewerbegerichte neu ein- 
gerichtet. Die örtliche Zuständigkeit flieser Gerichte erati-eckt sich 
je auf das Gebiet der genannten St^te nebst einigen nftchstliegenden 
Ortschaften von industrieller Bedeutung (§ 2). Die sachliche Zu- 
sttndigkeit dieser adbstindig in erster Instana und im Anscfaluss 
an das Laudeegerioht des Sprengeis als Berainngsgericfat ericennen- 
den gemisoliten SoUegialgericfate umfust alle in § 1 Abs. 2 des 
Oewertwgerichisgesetaes vom 27. NoTem.ber 1896 B. Q. R 218 ge- 
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nannten innerhalb des hprengels gelogeneu nnterneluiiungen. vor- 
läufig mit Ausnahuio doi Eisenbahnen (§ 3) und in Wien auch mit 
Auanahme der Dampf sch iffuntcnieh mnngca irnd L^geriiiaser. Die 
Zahl der Beiatser ist in Wien in allen Qnippen zusammen auf 
380, lOr BrOnn auf 172, fflr JReiclienbeiiB anf 169, fOc fiieUlx auf 
62 Mjgeaetit (§ 4) und TFiriiftHniffimiiirfg die te Ektatanioaer 
nnd Baritaanden dar Beratagaiiialans. In Wieo warta 6, m 
BrOnn und Betohantiaöh je 7, in BieliU 3 Grappen Ton OeneitoB 
«etnldflt (I 5). 

Mit den Yerocdnungen Tom 23. April 1898 R. 6. B. 56 uid 

67 ergingen die Vorechriften Aber die Durchführung der Wahtea 
und die ModiüiUU der ilciviiizieluing der Beisitzer der Gewerbe- 
gerichto und ihrer Ersatzmänner zu den Sitzungen der (Jewerbege- 
riohte und der Beruf ung6gerichtc in gewerbegcrichtliciien Sti^tsachen. 

Damit ist jedenfalls ein entscheidender Schritt wie wir hoflfen 
wollen nach . vorwärts — gethan, um das Gesetz vom 27. November 
1896 R Q. B. 218 zu vervirklicheiL Seither sind auch an anderen 
wichtigen Indnatriezentren Qewerbegerichte errichtet worden und 
Boheinen — irie wir dem atoheten Berichte voigietfend wohl hi« 
aoboo nagen dürfen — dieee Qeriofate gut tu funktioiiieien. 

Die Xin^-Yerordn. vom i. Mfln 1898 B.Q.R 44 gewihrt 
eine den hontinniriidien Betrieb erieiohtetade Yertailnng der Jßttaga- 
und sonstigen Arbeitapansen iOr die eineneiia bei den Bnanflfcn, 
andereneitB b^ den Mahlgängen der in Pnnkt 5 der llin.-Vmdng: 
vom 27. Mai 1885 RG.B. 82 angeführten Kalk-, Cement-, Magnesit-, 
Gips- und Zi^elwerke, Strontionaiilageu, Thon waren- und PoraeUau- 
erzeugung bei>cliäfUgten Arbeiter. 

Die Min.-Verordng. vom 4. Mai R.G.B. 76 etmikhtigt 

die Landesbehörden, iür gewerbliche Musterwerkstfttten Auanatuaeu 
von der Sonntagsnihe au gewähren. 

Die Min.-Verordng. rom 17. Juni 1898 R.a.B. 103 endlioh 
gestattet in soksben Weissbäckereien, welche nnr eimnal tigüoli 
Weisahrot eiaeiigen, die Verwendung jngendlioher Httfraibeitsr nr 
Nachtaeit in der ICasinialdaaer von 4 Stunden* 

OiganisBtton der neuen Patent-Behörden eta^) 

') Der nachfolgende Hen< hr libor die ISÜSor Pateütrecht^^-Tero^T!- 
Dimgüu int von Uorru Dr. Theodor ächuloff, Hof- und Gerichts- Advokaten 
in Wieu, veiiasst 
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Der Bogiim der Wirinunkeit des neuen tletemidhisolien 
Firfentgesaties vom 11. Januar 1897 hatte eine Beihe too YoUangs- 
voiaehriften aar TonnBaefsaDg, mit -welcbeo in der HsoptBaohe 

die Organieation dee Patentamtea, des Pateiit^iMichtshofes und der 
Paten tan waltficluft, sowie die Geäohäft&orUuung des Paten taiutes zu 
r^eln waren. 

Die wichti^'Steii Bostinimungen ditsrr Voronlimiigen, Avelche, 
neun an der Zald, sämtlich i]a^ Datum vom 15. September 1898 
(ß.G. B. 156—164) tragen, sind die folgenden: 

ßl. Verordnung der Ministerien des Handels und 
der Justiz. No. 156. Dieae Verordnung setate den Beginn der 
Wlrkaamkeit des B aton lg O B O taee anf den 1. Jannar 1899 fest, vaa 
mat xmao grOaaer» Oenttgthnmig begrOaat "wurde, als das Qeseta 
aelbst die VenOgening aeinea Inatefaentretena faia 1900 gestattet 
littte und vor seiner Ün tiaf ts e t a ong bedeutende flnansielle nnd 
tsohnischd Schwierigkeiten an überwinden waren. 

ßlL Yerordnnng des Handelsminieteriama betreffend 
die Organisation des Patentamtes. No. 157. 

Di*'selbe regelt die Eiiuichtuiig uütl die Besetzung (Personale) 
des Patentamtes. l)em ües. tze gemäss wer<lt ii Anmeldeahteilungen 
(5 y^iv.t 6), Beöchwüi'deabteilungen (2) und die I^iehtigkeitsabteilung 
erriciitet. Jeder Anmeldeabteilung ist ein bestimmtes Gebiet der 
Technik, deren Zweige — der deatechen Klassi&uertmg aioh 
anschliessend — in 89 Patentklasaen eingeteilt sind, zugewiesen. 
Dem Präsidium imrden die Leitung nnd Überwachung des ge- 
aaorteii Qeschiftsginges im Fatentamte, die £rlas«nng der er- 
lotdediohen Instruktionen, die Personal- und DisaipUnaiingelegen- 
hfllten des Ftorsonsles und der Fatentanwahe, die Anordnung und 
Leitung von Plenarvenammlangeii der Hitglieder des Betentamtes 
▼oibehalten. 

Als ffilfestellen des Amtes fungieren die ESnlaoliteiie, das 

Patontarchiv, die Auslegehulie. die Bibliothek, das E.\j»edit, die 
Kasse und die Registratur. Das Personal des Patentamte.s gliedert 
t>icU in ein ständiges und nicht stiliidi^.'s, rechtskundiges und 
technisches, welchem Kanzlei- und I »ieuerpvisonal zur Seite »tehen. 
Die ständigen rechtskundigen Beamten füll reu Rang und Titel wie 
die Konzeptbeamten der entsprechenden Rangkiaesen des Haadela- 
ministeriuBiB. * Dss rechtskundige Fexsonai muss die Befähigung 
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sam Billtritte in den Staatsdienet durch Ablegong der tbemtiacheB 
SteatoprOfungeii bentien; die abgelegte FHIfcing für dae Bichtenat 
oder den poUtisdieii INeost ist nicht erfudetliolL Das teduiieehe 
staadige Peisonal noss seine Befihigung doidi die StaatsprOfung^ 
and Diplomprüfungen der inUndisohen faoliliooliBohnloii nadtweisen: 
die Entscheidung darüber, ob Studien und Prüfungen an au»- 
ländisclion nochschulen als gleichwertig anzusehen sind, ist d.-m 
Unterriuhtsministeniiin, gegebenenfalls aber dem Aukerbauministoriiun 
vorbehalten. Die liöheren Beamten des Patentamtes werden vr.m 
J^aiaer, »hV nbrigen vom HandelBminister ernannt; die Ernennung 
der nichts indigen Mitglieder des Patentamtes erfolgt auf Vor^^chl^f 
des Handetoroinisters diuoh den Kaiser. Der Frfeident des Fjatenfr* 
amtes uatentolit der DisiiplinsrkoinmisBion des Banddaministarimii^ 
die fibrigen Beamten und Diener, sowie die mchtstlndigen Ißt» 
glieder, soweit sie niobt dnroh Uire Diensteeeigensohaft einer anderes 
DifluplinarbehOrde unterliegen, der DisziplinailRnBiidsBion des Patent^ 
amtes, welche vom Handelsminister ernannt wird und ausser dem 
Präsidenten oder dessen Stellvertreter als ständigem Vorsitxeuden 
aus vier .ständigen Mitgliedern des Patentamtes besteht. ' 

ßlU. Verordnung der Ministerien des Handels und 
der Justiz No. 158 über die Orgaaisation des Patent- 
geriohtshufes, dessen Verfahren und die Vollaiehnng 
seiner Sntsoheidnngen. 

Der Fatentgerichtsho^ die Bemfnngsinstans gegen die Bot- 
Bofaeiduagen der ^ofatie^tBsbteOnng, hat seinen Sts in Wien and 
wild ans einem Pflsidenten oder Senatsprftsidenten des oibente 
Qerioihtshofes als Yorsitsenden, einem Rate des HandeÜsnunisteriaini» 
zwei Hofräten des obersten Gerichtshofes und aus drei fiA- 
technischen Mitgliedern gebildet. Als fachtechnische Mitglieder 
sind liervornigende Techniker zu berufen. Sämtliche Mitglieder 
und deren Stellvertreter werden auf ministeriellen Voreehlag vom 
Kaiser für die Dauer von fünf Jahren emamit Sie geuiesaen 
Funktionsgobnhren, deren fiÖhe für jedes Mitglied am Schlüsse 
des Kalenderjahree bemessen wird. Der dem Flitenigerichtahofe 
beigegebene Bat des Handelsministerinms fangiert — ton 
nahmafiUen abgesehen — als standiger Beferant Die Sitsoni^ 
des OeriohtBhofBS finden alle drei Monate statt; in dringeadm j 
nUlen kttnnen ansserordentliohe ffitzungea stattfindeiL Seine Wr 
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adiflidungeii sind von dem Flilantuiite m amtewogm la TQUiiehMii 
soweit Bie dMBen ZnaMiidigkeitagelnet betreffeD. Die Toilrtradkong 
tüQkskiliflioh ihres fibiigeii Tnhsltes erfolgt auf Puteieiieiiiacliieiten 
durch die Irompetenten Gerichte oder BehttideD. 

^lY. Terordnung betreffend die 0esoh&ftsordnnng 
des Patentamtes. No. 159. 

Die Verorilnung regelt im Wesoutlicheu die Geschiiftsbehand- 
limp bei der Einlaufj^telle. die Geschäftszeit, die Fristeiil>ereclinniig, 
den Uescliäfts^ng in den Abteilungen und die Dieiistspniche. Bei 
der Voqjrüfiing ist darauf hinzuwirken, dass das der Er- 

findung möglieliBt genau und klar zum Ausdrucke gelange und 
.«dass die BitentansprQche und der Pateottitel durch die Beechrcibimg 
vollkommen gedeoirt werden. Es ist gestattet, si^ ras den An* 
meldangen Notisen sa innohen und Zeiohnmigsskissen ansofertigen; 
YdQsttndige Kopien der Besofareilmngen nnd Zsidhnnngen dürfen 
nnr nach besonderer Bewilligung angefertigt werden. Znr Um- 
sahlnng rflokstft&diger JahresgebtÜunn wird der Paientinhaher ge- 
mahnt Im Terfohrsn ¥or der Niohtiig^[^tBaMeilmig ist «n joristischer, 
naoh Lage der Ssdie auch ein teohniseher Befieient sn bestellen, 
welchem die Dnrchfflhmng des vorbereitenden Verfahrens für die 
mQndliche Verhandiuiig obliegt. Die Dienst-, Gescliilfts- und Ver- 
handlungssprache des Patentamtes ist die deutsche. Inländer können 
jedoch auch Eingaben in der Spruche liires Wohnsitzes überreiclieü' 
die Erledigung erfolgt in deutscher Sprache mit Beigabe einer Ober* 
Setzung in der Sprache der Eingabe. 

ßY. Yerordnnng des Haudelsministeriams betreffend 
die Erfordernisse 7on Patentanmeldungen nnd von Voll- 
machten in Patentnngelegenheiten. No. 160. 

Die Yerordnnng giebt in Beibige I ein Formular fOr Pstent* 
nnmeldangen in die Hand nnd regelt im AnsoblnsBe an das Qesets 
die HbrigsB Eifordeniisse der Anmeldnug; anch fflr Yertretnngs- 
voUmachtan ist in Beibige n ein Forrnnbur beigegeben. Die An- 
meldnngen und deren Beilagen mftesen in dentsöher Sprache abgefaast 
sein; eine Ausnalime ist nur für Inländer gemacht, die sich hiebei 
auch einer anderen ijandessjjrache ihres Wohnsitzes bedic'iien dürfen. 
Für alle Schriftstücke und Zeicliaungen ist nach deutiichem Musler 
Form und Mass genau vorgeschrieben, eltenso der Massstab für 
llaasredoktioaeu. Modelle und Knstei: sind der Anmeldung nur 
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dann, nnd iwar in der Bogel in einem Exemplare anstncfaUeMo, 
"wenn dies rar YeisttadlioiikeH der BeaohieilMing sweokdiealicli ist 
Bei der Anmeldvng yon FvoEeaaen imr HsnteUnng Ten AnÜiii- 
fvbatofien sind ntebnngsproben beisobringen. 

ßTL Terordnnng der Jfinisterien dee Handel» und 
dee Innern. No. 161, betreffend die beoraüBmSseig« Tertreftuig 
in Patentangelegeoheiten duioh Patentanwftlte nnd autorisierte Privit- 
techniker. 

Die Verordnung regelt die Zulassung zur herufsmässigen Parteien- 
vertretung in nir^ht stivitigen Patentaugelogeniieiten , insofern sie 
niclil von Advfjkaten, wolclio dif» nnbfschilliikto Vortrotuiigshefugnis 
bositzeii, geführt wiitl. Wer als Patentanwalt zugelassen werden' 
will, hat die im Qeaetie Tocgeaehenen allgeroeinen Befähigungs- 
nachweise zu erbringen nnd a oa a ord em eine schriftliche und mflnd- 
liohe PrOfong vor einer von dem FiisidenteD dea Ffttootamtfle 
beatallten Kommiaaion abmlegen, deren Stoff daa inlindiaoiift ond 
ana l ln d iecfae industrielle ürheberreoht nmteat Die Beatellaag d« 
FMentanvflte erfolgt nach KaHsgabe dea Bedar&a doick das Bitant- 
amt Jeder autorisierte Privatteohniker, der die berataisqge PtsxiB 
in Fatentaaohen ansfiben vill^ mnsa die ffintragung in des bei dem 
Patentamte zu führende Privattechniker-Register erwirken, wdcbe 
ihm jedoch nicht vorsagt wenlon kann. Den Patentanwälten und 
Technikern ist die ParttdenvertrefnnL'^ in allen niehttechni^chen An- 
gelegonheiten untersagt Das Pateniaml kann für einfache Leistungen 
einen Tarif fff^fs^tellen. Angestellte der Patentanwälte, welche zur 
Anwaltschaft befälügt sind, werflon in eine Fateatanwalts-Kandidateu- 
liste eingetragen. Patentanwälte und eingetragene Privattechniker 
können sich unter ihrer Verantwortlioikkeit bei dem PMentamte durch 
HUfskiflfte ständig vertietan lassen. FstentanvÜte nnteriiegen der 
DisripHaaigewalt des Palentamte& Sie wird dnioih eine Sosemiam 
ausgeübt, vreldie aus dem FMsSdeaten des Pitentamtes oder deases 
Stellvertieter nnd acht vom Haadeilsmimster za eraenneoden Mit- 
gliedern besteht, von weloben seohs ans den Hü^^iedem des Brteot- 
amtee, zwei ans den FstentanwAlten m nehmen (rind. Der etnaeloe 
vom Präsidenten des Patentamtes zu berufende Disziplinarsenat 
besteht aus fünf Mitgliedern, unter denen ein Patentanwalt seiu 
muss. Wegen Ordnungswidrigkeiten eines Patentnnwalt' ^ stt^lit dem 
Präsidenten des Patentamtes das Verwamungsrecht zu. Die Ver- 
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haüdlnn«: vor dem Diszii>liiiarsonate wegen schwererer Pflicht- 
verletÄUügeo ist mündlich, aber nicht öffentlich; der Beschuldigte 
kann sich eines Verteidigers bedienen. Diniplinarstrafen sind Ver> 
weis, Qoldgtrafe bis 2000 Ki-ooen, SuspenaioD, Streichung. Die 
Berufung gegen Temrteilende Elrkenntnieae geht an das Handele- 
minlsteriom. Die behördlich aatoriaiezten Techniker nnteriiegen nicht 
der Disziplinaxgewalt des Fatentamtee; deren Pfliohtwidifgkeiten 
nnteriiegen der Ahndung durch die politjache Behörde, welche Tor 
nUlung einer Entecfaeidmig sich mit dem Pntentamte ins Ein- 
vernehmen tn aetsen hat Im Falle etraigeRchtlicher üntersuchungen 
gegen I^tentanwälte oder Privattechniker ist der Präsident des 
Patentamtes zu Vorsiehtsniassr^eln, insbesondere aucli zur vor- 
läuüg€;n Enthelning befugt. 

•/?Vn, Vm u. rX. Di.. Verordnungen No. 162 (Mini- 
sterium des Handels uii'l des Innern), 163 (Ministerium 
des Handels und des Innern, der Finanzen und der 
Justiz) und 104 (Ministerium des Handels) betreffen die ge- 
werberaässige Ausübung von Erfindungen, die Bogflnstigung mittel- 
loeer f eraonen in F^tentaachen und den Erfindungaachots auf in* 
Ifindiadien AuaBteUungen. 

Dem Urheber einer mm Patente angemeldeten Er6ndiuig oder 
Minem Bechtanaohfolger aleht unabhftngig Ton den bezQglaofa dea 
Antrictea von Gewerben geltenden VorBchriften vom Tage dea Bp- 
flndungsaufgebotea an das Recht anr gowerbemlaaigen Auaftbaog 
der Ei-findung zu. Diese Ausübung ist mit dem Beginne der Ge- 
werbebehörde aii/uzeigen. lh\^ Keeht ist strengstens auf den Um- 
fane: der Eifiiulung l«esrhninkt uiul t'iliM ht, wenn die Versaguiig 
oder Nichti,L;vrkläniiig «ies Patentes t'rfoli;t. 

Mittellosen Penäoaen und Lohnarbeitern können Patentanwälte 
oder Advokaten aar vorlAofig unentgeltlichen Vertretung in Patent- 
sachen beigegeben werden, Advokaten jedoch nur nach Massgabe 
der sioh hiean freiwillig meldenden Mitglieder der venchiedeneo 

Der SEandelsminlater bestimmt von Fall su IUI die inllodiscfae 
Avastellang, auf welcher fOr aoageatellte Erfindungen ein aeitweiliger 
SrfindungBSchüts beansprucht werden kann. Das der Ausstellnog 
snerkannte Beofat ist au verlautbaren. EMndungen, welche auf 
solchen Ausstellungen zur Schau gestellt werden, genieseen vom 

t 
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Zeitpunkte ihrer Einbringung; in den AusÄtelliin^ramii daa iVioritlts- 
recbt. falls sie spfitost. n>: drei Monate nach Schluss der Aus^ellttog 
orünußgäiuäääig zum Patentschutjs« augemeldet werden. 

d) Ditö noch junge Bimilwihii»MiniiitBriiim betfalügte sich durch 
14 neue BStailfiilinhgini P iniftnfB wiifc^iiTt für Bffhnwn md finp***" 
and dnidi die Verotdimiig vom 15. Apcfl 1898 B. 48, woaä 
einige n et limmm igw ant Yetocdnimg rem l<k Deie mb e r 1898 
Re.R 207 eingeführten BwnhihnhetPBbe^Hi^taiMf abgtfiriai 
werden. So «echeineB die AneMee in Oetar. Wttrang auf KraMh 
wtimiDg: omgereelinet , die Stationsglocken werden abgescimllt und 
liaiiptsä<-hlich in i{Q< ksicht aiif da-» Fnjchtg^ciiäft eiuige Detail- 
bestimmuQgüii pricisiert oder ergänzt 

Gleichlille an dieaer Steile nag erwthnt aein, daea ant 
Yerordnnng der IGniaterien dea Innern, dea Handela and dar 
Saenbahnen vom 31. Deaembar 1898 R. 0. & 241, die Anaaohlieeoag 
aoloher Dniolnohriften, weloben der Fwtdebit eateogen wofdm ist, 
anoh von der fiefihderoqg daieli Btoeobahnen und DemplBQfaifc 
dekretiert wnde. 

e) Da.s Finanz- Mi nij^terinm ninunt im ütdchsgeeetzbiatt 1696 
Wieder duD weit4^teu Kaum ein. 

a) Wir gedenken aoerat der nenen KaoliMige in einMiMn 
Hanpftatflcfcw dea Fereonalateoergeeetaea besw. an den YoliiQgB^ 
▼ondniften an d ie ne rn Oe a elae . Natoigemlea handelt ea eioh hierin 
Uberwiegend am DetBÜheattannangen, deren Beapraefanqg, aneeer 
Zoeammenhaag mit den Geaetaea-Nonnen aelber, man van gegea" 
wirtigem Beridita niofat wohl erwarten wird. Weder die fiMsh* 
presse noch die Praxis fand sich vemnlasst, diese Verürdnung 
eingehend zu besprechen. Das darf einer Anerkennung um so ge- 
wisser gleichgehalten werden, als der Finanzdienst noch immer 
nicht die Schwierigkeiten der Einfülirung und Handhabung «hr 
neuen Steuergesetze bei dem Mangel erforderlich geschulten Per- 
aonals fiberwunden hat, Verhältnisse, die umso ongttoat^ger sich 
gestalteten, ala die Steuerreform mit der Civilprozeaareibnn gleichr 
zeitig gewagt worden iat ZweiteUoa kann die Finanaverwaltong 
mit Befriedigong aaf ihre gleichwohl endeltan Sifolge binweiaen 
and diea natOxlich nioht mm geringaton Teile Dank den awedc- 
mleaigen AaafQhnmgaTetoidnnngen. 
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Einiee Eozelnbeiteii : Darch 3. Na jhtnu' inm 4. Hanj.t- 
btücko im K. G. B. 3b wurd«! Ii» Einbhnguug lier Pei>' :>!.;iIeiukoiiiiiieii- 
nnd Beeolduiigftsieuer von im Auslände lebeodec AngeeteUten den 
VennlagungsQiigpneQ am Sit» des Dienstgebere Oberwieeeiu Mit 
den 1 litra? mr Yollzogsrorschrift tum HL Brngmack F. Str. & 
— &a.fiL 80, woMle der OrandnlB, da« nr jen» BearflBB 

dii^kte SiBiMr getoulfcu radn, adi fllr BnOga «n d« Ainbnd 
pt ^y^ verwiiUicht od vctden ipeadOB Wem^m dieahUs 
VMlMlidtaB. Der l.Kadili«giar Y.Y. snmlL JBiHvCMik 
^ R6.B. 125, «tet eine geredde SteoeriieliaiidlQBg den Yer- 

einen bezw. deren gSudiche li^lassung vtm der GrwerbeBteuer, 
S'tfern oineii eis.'>?ntlichen Erwerb nicht l-ezielien. Der 4. Xaoli- 
tmg zur V. V. zum TT. Haiij tstf^k — R. G. B. 140, spricht aus. 
r!a«9 bei Borechnunc «Ivs für die Anwen-iK-irkeit des ^ 179 F. Str. G. 
(be&:'nt.iero Erleichtening bei i.To>sex Kiüderzahl u. a. m.) ein iiicht- 
steuerpfiichügeä Eiiiicommen übmiiaupt auss^'r B<n rächt zu bleiben 
habe. Die Nachtiftge R. G. B. 159, 190 und 191 befassen sich mit 
der fifaoe r pfl ioht von dienetUcb in einem anderen Staategebiete (östep* 
reiolier in üngMn nd nmg^kehit) oder in Boenien beAndUcben 
StantabSigem und der SGlitta 

Die fauseii Yeradmmg dae Budget betretend habea wir unter 
B initgetHilt Bi erfibrigen: 

/D diverae Yerardnnngen, von iraldiea die vichtigecen in 
chronologischer Folge hervorgehoben aeien: Mit Yerordnong vem 
IS. Januar 1S9S R.G.B. 28 werden die SteuerÄmter an Orten, 
welche nicht zugleich Siti einer Finanzprokuratur sind, ermächtigt 
und angewiesen, alle narii der Exec. 0. zulässigen Amtshandlnneen 
rur Sicherung und Einbringung der üffpntlicheu Abgal-en einzuleitou 
und durchzuführen, sowie bei fremden Exekutionen im Interesse 
daa Ärars oder beteiligter Fonde zu intenrenieren. 

Durch Vemdnnng dea Geauntministeriums vom 9. 1898 
iLQ.B. il winda einn mit 1. April 1898 in Wirksamkeit g»- 
Meoe neoB Dienati natruktion Iflr die kk. finana- 
proknratnren iiiliwwn Die Ilnanzprokimtmcn «ind Bechta- 
nBwnttaohaftMi dea Kakua und der ihm ^ebgeatellten Funde ($ 1) 
für ibien «rtSohen Beibk (§ 4). Bb beeteben deren 13 nebat 
einer Siqpoeitar (§ 2), da nntenlehen dem Unaniminiatarinm (§ 5) 
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unmittelbar. Die IJcaiiitoii der Finanzprokuratur sin<l ausschliess- 
licii nur für die Aufwallen der Frokuratnr zu veiwond'Mi (S 161 
sio haben weder Incasso {§ 18) noch sonst welclie Agenden anderer 
Behörden und Ämter zu üliernehmen, soweit ihre reclitsanwalt- 
schaft liehe TliMigkeit dies nicht unvermeidlich maoht (§ 19). Duitii 
VeFordDUiig vom 7. Juni 1898 R.Q.B. 99 wurde der Wiena 
Finanzprokuiatur auoh die Yertretaug der Ortaaohiilfil» und dir 
Yerkelirsanlagen in Wien sugewieaen. 

Auch die praktische Prüfung für den Conceptsdiciist bei der 
B"inaii/,[inikuratni wuido durch Verordnung vom 10. Juli 1898 
B. a B. 220 neu geregelt 

aßt den Verordnungen vom 24. August 1898 R 0. E 73—75 
wurden neue Blanquetto fOr Wedusel etc. eingefOlirL — Die nU» 
reichen Ortliche oder manipulative Details betreffenden Änderungen 
im Zollweeen, die mit Verordnung vom 8. Juni 1898 R.0.E 100 

eingeffllirten neuen Aichgebühren und sonstige Detail -Normen im 
Aichdienst übergehen wir. Praktisch nicht uuerlu lüch sind die 
Verordnungen vinn S. August 1808 R.G.B. 193 und v-mi 22.1)'- 
zemher 1898 K. (i. B. 231, wodurch neue Stempelmarken ^sehr 
leicht zerreissbar und nicht unverletzt wieder vom beklebten Papier 
zu entfernen) und Stempelauförflcke eingeführt worden sind. 

f) Im Verwaltungsbereich des Aokerbsu-lfiiilsteriQmB ist ledigUch 
SU erw&hnen, dass zufolge Verordnung vom 19. November 1898 
R0.B. 208 es von den mit Verordnung vom 14. Ifiln 1893 

RG. B. 35 statuierten Beiräten (Reblaus- Kommissionen) fürderhia 
8ein Abkommen üudct. 

g) Im Bereich des Landesverteidiguogs- Ministeriums enthält 
das Beichsgesetzblatt von 189S keine Neuenu^. von Belang. 

3. FOr die Justiz im engeren Simie bmohte das Jahr 1898 nv 
eine Verordnung von erhebliofaer Wichtigkeit, das ist die VemdnnBif 
vom 17. Dezember 1898 RQ.B. 225» wonach die Qesohifts> 

Ordnung für Grundbuchsaohen abgeändert wird. Für aUe 

Gründl nichssacheu ist lediglich ein Tagelnich zu fulireu (§ 1). Die 
2 und 3 beschäftigen sich mit den Aktenzeichen der Grundbnch- 
sachen; die ^§4 und 5 verfüjDTPn die abgesonderte Vcrw'ahruni; der 
Absein if teil für die Urkundonsaiumliuig sowie dei" Zuätellungb- uad 
Bückscheine; § 10 regelt die Behandlung mündlich angebranhlif 
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Chrondbuohflaatiige; § 11 die Ordnung der alten Akten nach Ornnd* 
Iwcliaeinlagen. 

Noch immer eleht die Sinbfligenmg der neuen Givilproiefle- 
gesetie nicht nur im Yoidergrand des Inter o Ba oa ; sie nbBorbierC 
nahesii «Ue Tbfitigkeit der aniMrebenden Elemente unter den Fmk* 

tikem. Schneller und gründlicher, als man zu hoffen wagte, haben 
Bich die seit Jahren im Strafprozess bewähitt^n Gnindöätze auch im 
börgerlichen Streitverfahi*en eingelebt. Es liis.sl si( h kaum leugueu, 
(lass «las Fiistitut der Gerichtsinöpektoren «iazii \vosentlich mit bei- 
getragen iiat, und gewiss wäre die Untersuchung heute eine ver- 
gebliche, weil verFfultete, ob dieser Erfolg mit der Eiobosse, welche 
nnaer Btohterstand an DnabhAngigkeit und innerer Autorität erlitten 
hat, nicht lu teuer erkauft wurde. Dagegen aber muae mit aller 

• 

Bestimmtheit auagesprcchen werden, daaa dermalen der Fortbestand 
des Qeriohtsiuspektorates nur mehr schftdlich wirkt Er wirkt 
nicht nur achidlich in ähnlichem Sinne, wie dem Emde, das endlich 
das Gehen erlernt hat, die fortdauernde (Jewßhnung an den Qehstuhl 

einzig^ eine Hemmung^ natüiiicher Weiterentwicklung bedeutet; er 
fünlert auch ganz nf uf uml recht arge ÜbelBtände zu Tage. Vor- 
Bchriftsgemäöä fassen du- Hovisioiir-n iler Oerichtsinspöktoi'eu zunäclmt 
auf die Einsichtnahmt' in die VerhandlungsprotokoUe ; ebenso natur- 
gemäas alier sehen sieh die Kichter genötigt, auf die ProtokoUe 
unverhältuissmAsaige Soxg&lt au verwenden. Statt dass die als 
SchiiftfOhrer Terwendeten heronwaohaenden Bichter in der Ab&ssung 
der PkotokoUe Thatbestftnde und EntschridungsgrOnde au selbet- 
ständigen richterlichen Arbeiten sich heranbildeten, werden ihnen 
alle diese Arbeiten vom Verhandlungsrichter diktiert In vielen 
Gerichten ausserhalb der Ghmsstfidte (Wien, wo die EUte des Nadi* 
Wuchses beisammen ist, z;ihlt liier überhaupt nicht mit) ist es schon 
so weit geknniinen. dass die nulndliehe Verhandlung selber verhält- 
nissmässig wenig Zeit in Ansfauch ninunt gegenüber dje««er in 
Gegenwart der beteiligten als auch der auf die nächste Verhandlung 
oft stundenlang wartenden Parteion und Rechtsfreunde erfolgenden 
Dictandoübnngen. Ängstlich wird dafür gesoigt, dass die K'X'hts- 
freunde auch nicht das e&nfiichste YersanmniaprotokoU, nicht den 
simpelsten Vergleich mit eigener Schrift in die Qerichtsakten bringen. 
Mit erstaunlicher Geduld wird die Zeit der richterlichen Beamten, 
lohin aber auch die Zeit der Parteien und Becfatsfreunde auf Neben- 

57 
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dinge vergeudet; die Schriftlichkeit wird damit vneder zur 
fiaupt^acbe, der Oci^t der Mflndlichkeit und üuinittolbarkflit viid 
erstickt, nnd das I'tiblikum hat gar oft den Andruck, dus es gut 
unndtig für doppelte und dreifache Zeitvefaftomois auftommflii mtoe 
wie frOher. Am gleichem Onmde Boheaea nob die Richter imner 
mehr, einea Fall wirUioh m entsofaeideii; es inrd nicht selten der 
Yergleioh bat enwmigeiii mag auoh der Kliger sich dadoreh in 
seinem ReohtobewuaBteein gekrinkt, der Beklagte widerrecfatlieh 
begünstigt BehsD! — Glanbt man sohoD absolut nicht ohne aolchd 
Extraanfpasser auskommen %n kOnnen, warum Utest man sie nickt 
inoogiiitn im Ztihörerrainn ihre Ki fahrungen sammebij dann könnten 
Bie Ui>ch ab uaU zu u irkhehe Abhiüü veranlassen ! 

GHückHcherweise handolt es sich mit dieser CberpiX)duktiia 
des ininistetielieo Eifers für die rasche Einlebung des neuen Fio* 
aesses nicht am onwiederbringliche Dinge. Im Gänsen genommen 
ist ja die wirküch nicht leichte AiiMit Uber alles JSrwarteo gelmtgea 
und mit BQcksieht auf das TonUgUche Petsonal, dessen sich der 
QsterzeiehiBche Juristenstand rOhmen darf» mag die Hofinimg fae> 
grOndet erscheinen, dass duvoih lechtieitigsB Bintenhen die schon 
geseitigtsD Sofaiden bsld wieder wett gaflaaoht werden kOnosii. 

D. ObersicUt der LAndesgesetii^bang. 

WShrend im Jahre 1898 die Staatagssetsgebung stookta^ ut 
die Thfttigkeit der Landeegesetsgebnng in den einaelnen Linden 
mit Ausnahme der Kflstengebiete Dalmatien, latrien, Trisst, QOn 
und Oradiska, eine ziemlich normale. 

Die Eltahl IUI«; hat gezeigt, dass dio vermeintlich si' bedeutenden 
,,histori8chen" uml knltiirellf»n VpischiedenheiU'u der einzelnen Ki<>i;- 
länder doch nur in \v. iiiurn l)''tailfrnf;oii wirkliche rnterschiMduns;» Q 
bedingen, auch wenn die aliei-dings häufigen fomiaien Varianten, 
z, B. der Feldschutz-, Vogelschutz-, Schonzeit-Qeeetze u. a. m., 
nicht als blosse Unterschiede in der Ausdmckswdsc der bezl. Re- 
farenten und die wenigen saßhiiohen Divei^genzen nicht hAoflg aal 
andere Ifojoritäts-Zuaammeiiaetsungen surlicksufahren wSren. 

So bedoaerlioh daher auch die jedes tiefers flindringen dsr 
neuen Qesetsesmatarie hemmende oder doch eESohw^ende Sielneh»- 

faltigkeit so vieler Oesetzestexte bleibt; wfihrBod des Stagnieiens 
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dei' siaaükht n Logislaiion Llsst sich auch dieser Eiorichtuiig nwh 
eine Lichts¥*!tp ah5r#»winr^^n. 

T. Ali! dem Ii- Met»- loi I^n'l es Verfassung haben die luwo 
Laodtagswahlordnuug in Krain: G««et2 vom 5. November 1898 
I.. G. B. 40 zu verzeic hnen. Die frühere duich mefaraFe Novellen 
abgeäoderte und ei^;äüzte Landtagswahlordnung ^irie durch lUflaee 
neue Geseti ToUsOiidig aboli^ und hierbei net^t VerfaeBMcungea 
techiiiacher Natur fftr die WaUordnQBg in Ksnn dae Fkiniip der 
diiekten Wafakn auch in den Landgemeinden, aofvie der Cenaoe 
fon 4 OiildeB dirakter Staataaleiieni für das afeliTe WaUiedit 
aoo^tiect Inderangen in den Geriöhtssprengeln viiken nanmehr 
ihieiaeits andi auf die Vahlberiricaeintrilnng. Gemeinden über 
500 Seelen aind eigene WaUorte, Ueineie Orte werdaa in Gruppen- 
wahlorte zusammengelegt, deren Wahlorte die LÄndesre^enmg fest- 
stellt Nur l»eh<^rdliche Stimmzettelfonnulan» sind triltitr. 

Einige Abä in l-'TUügen in ihren I^■lli^Ual:^^\ alLlonhuuiLrv'ii ^in"l durch 
NoveUen für Ni- i Li''sterreich, Oalizieti uud Voiuiiberg tim.'- tivteu. 

Im engereu Siiuie politischer Natur sind die in Böhmen^) und 
MAhran an Stelle der Badeni schen getretenffli Qautsch'schen sogen. 
Spiachenverordnnngen. Wir Iiaben im voiifthngen Berichte die ver- 
IiingniavoUe Bedeutung der sog. Spradienverordnongen gewMigt 
und auch eehcm diese Yeiordnungoa an sich gekennieiohnet Da 
selbe seitdem irieder aol||elioben worden sind, knfipft sich daran 
kein wirmeres fadijnristiscbes InteresK. 

IL Da stob die Kbmpetens der Laadesgesetigebong sofoige 
Artikel Xü Staatsgnmd-Oeeetises vom 21. December 186? B. 0. R Ui 
auf ,^e übrigen Gegenstände der Gesetzgebung, welche in diesem 
Gesetze dem Reichsrat nicht aucdiiicklich vorl)ehaIten sind'', zu er- 
strecken liat. die AbcrrenzunfiT van Gesetz und Veroiduuui: oin^^ oft 
sehr fechwieiii;»' wiid und ins>be»oiideiv d. i B^m ifl" „Gegeii»Uiad der 
Gesetzgebung" nicht staatÄgnmdgesctzlich ft^tsteht — so verbreitet 
und erweitert sich das Gebiet der Landesgesetzgebung fortwährend 
und eist) eckt sich auf nahezu alle Ressorts und Beasortsabteiiungen. 

1. Im Bessert des Ministerium des Innern begsgnen wir 
a) einer Novelle zur Dtenstbotenordnung in Kirnten vom 
29. April LwO.B. 13, wodurch die Zshlung des Lohnes an die 

') Für Böhmen wurde das Material von llerrn Dr. liebUoh ia Prag 
2 uaaiiuutuigtifitellL 

I 
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(l&ndlicben) I)ienstl»oton (laliiii geregelt wird, dass anf den Jaiire«- 
lohn je nacii der Jalireszeit gewisse Mindest^ rozentsätze (am meisten 
im Herbst) gezahlt werden sollon, dem Dieustgeber aber das Recht 
eiiigeiftiUDt wild, den Lohn für 2 Monate (Herbst- oder Wmtef- 
momlbd^ oder nur die jeweOig letsten?) imllBkiabdudtaD rar Deekong 
«Uimiger SohadenerBatxansprflche. 

b) Im SanititsweBen: MShiisGlies Geaeti vom 30. August 1S96 
L.G.B. 66 Über die yeraorgiingswelee der Gemeinde- und IMikl»- 
liste. ISnige analoge Verfügungen enüudten die Ijudesgeaetdililkr 
für Böhmen, für Niedeiosterrcicli und für Steiermark. 

c) Eine neue Feuerl/^schordn unj? (21. April 1898 L.r?.B. 
29) eriüelt Stoiermark, eine Jbkgänzimg seiner FeuerpoÜzeioniuimg 
SoUeeien. 

d) Im Banrecht finden sich keine Änderungen von BeUng. 

e) Wegereoht: Eigene Badfahrocdnungen gaben sich Böhmea 
und Elxntsn. StraesengesetsnoTeUen wurden in MUuen und Srideeiea 
publiziert Mit Verordnung vom 6. Mai 1898 UQ.B. 10 wurde in 
NiederOeterreich (Wien) die fireiwiUige Terwendnng dee Taxamaleis 
auf Lobttfuhrwerken votgeedhen und geregelt Dtveiee Yeruidoong« 
betreffen Pflastemmutoi und Äbnlicboa In Kirnten wurde «ine 
neue Schiffahrts- und Seepolizeiordnung für die dortigen Seeen tob 
29. Oktober im L. G.B. sub No. 39 verkündet. 

2. Vi'r\v;iltnnpsl.ereich des Ministeriunis für Kultus n n d 
Unter rieht. Dem Vorbilde NiederÖsterreichö folgten in der Er- 
höhung: der Bezüge der Lehrer h&Lw. Cbemahme der Kost*'U auf 
den Landesfond Mähren, Oalizion. Bukowina, Kärnten, KraiD. 
Änderungen im Xjebrplan der Bealaohulen verfOgten Schjee i en, 
Bukowina und NiedeiOBterreich. In letzterem Kroolaiide wmde 
auob in den Oberidaaaen allwöobentlicfaer BeligioDsnntflRioht de* 
kreÜert Mit niederOeteneichiBchem Qeaets vom 8. Juni 18R9 wurde 
das SchukufBichtsgeeets dahin geftndertf daaa im Ortasdiuliate dem 
Ortspfarrer eine Virilstimme gebühre und, wenn es sich um den 
Religionsunterricht handelt, jedesmal der betreffende Religioaslehrer 
zuzuziehen i»t, falls er dem < )rtssckulrate nicht ohnehin schon angehört. 

3. und 4. Verwaltungsliei'eich des Handel«?-, de«? Eisen- 
bahn- und des Finanzministeriums. Eine in mehrfacher 
Beziehung markante Massregel ist die Verordnung des scfaleeisclion 
Landespcftsidenten vom 29. Mftn 1893 L.O.B. 20, womit, gestallt 
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auf § 3 des soUeritohen Landeegefletoes Tom 20. Mid 1894L.G'.B. 

öl. die Abhaltung von Tanzunterhaltungen an den Tagen der Lohn- 
aiiszahlung im Ostrau-Kanviner Rergrevifr untersagt wird. Neben- 
^äcldichoß übergehend, sei hier nur noch einei' Novelle zuui tirol- 
isciien Eisenbahnzufahrtsstrassen-Gesetxes und einer Änderung der 
Eibeohiffahrtsordnung gedacht (31. Juni 1898, böhm. U G. E 17). 
In allen KronlAndem wurde im Sinne des Personalsteuergepetzes 
die f leilassuDg der FerflODalateuer von allen Umlagen fflr Land, 
Besirk und Gemeinde Totiert 

Die Begelang der liakleigebüliren an der Wiener Börse, die 
Erriditnng der neuen IdnienvensehrungsstenerSmter in Wien u. a. m. 
sind ledigliob administrative Yerfagungen. 

5. Am lebhaftesten entwickelt sich die Thätigkeit der Landes- 
Gesetzgebungen im Ressort des Ackerbau-Ministoriiiras. "Wir er- 
wäiuieu (ohne irgend erschupfend erscheinen zu "wollen): 

a) T Landeskultur, Feldschutz luid Wasserreoht — fünf böhmische 
Gesetze über Fluseregulierungen und Wildbachverbauung, das böh- 
mische Gesetz vom 16. Mai 1898 L. G. B. zum Schutz der Weingärten 
Yor Mehlthau, das niederOsteneiolusohe Gesetz vom 30. Juni 1898 
LkG.B, 94 beMfend die Vertilgung der Feldmflnse. Gesetse sum 
Schntae von Edelweiss und anderen Alpenpflanien in Steiermark 
und Kiain. Das steiiisdie Geaets betrelliand die Oiganisation ete. 
der ]andwirt8Gliaft]i<äiea VemnioiiMtationen in Gm und Maiburg 
vom 24. Marz 1898 L.G.B. 23. 

h) Forst- und Jagdwesen — : Die Durchführungsverordnung 
jmm neuen galizischen Jagdgesetze (vom 5. März 1897 L.G.B. 71), 
dap wir im vorjülu'igen Berichte eingehendf»r gewürdigt haben, vom 
1. April 18flS L.G.B. 21, eine Verordnung über Geltung der staat- 
Ueben Fachprüfuog fflr Forstwirte in Kärnten. 

c) Montaowesen: Instruktion der Bergbauptmannschaft Krakau 
vom 12. März 1898 gaiis. L. G.B. 19 betreffend die Erbringung 
des Nacbwdses der mindestens pmktiscben BeÜhigung der beim 
Erdwachsbergban mit der Leitung und Beaufmöhtigung des Betriebes 
betrauten Personen. — Bei^gpolizei-Yorsdhiiften fflr die SrdOl» 
bohrnngen in Galizien (Berghauptmannsöhaft Krakau vom 9. Juli 
1898 gahz. L. G.B. 87). Beide auf Grund des galiz. Landesgesetzes 
vom 17. Dezember 18^4 („Nai^htha-Oesetz") erlassenen Verordnungen 
soheiaen zweckmässig und geeignet, den auch an dieser Steile m 
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froheren Beriditen gesohHderten argen ÜbelstSnden des galiz. Berg- 
baues entf^egenzuwirken ; wenn (was auf den Gebieten polnischer 
Verwaltiini,' loider nicht selbstv^rstitiidlicli ist) die Normen am 
Papier andi [irakti> Inrchgt'fülirt nnd stienge geliaudliabt werden. 

d) Veteriuärpol I zoi und Gestü ts wcpf n: Verordnungen 
über den Yichverkehr init Deutschland für Schlesien und fQr Galizieo, 
eine Novelle über Zulassung von Zuchtstieren in Nieder-Österreich, 
YerordniiDgeiL über Yiehbeechau auf Fiiaenbahnirtatioaep in Otäm» 
und in Eftniteo. 

6. Autonome YervaltiKiig. a) Der neuen Landtigswahl- 
Ordnung in Stain und der Novelle von Yorarlbeig liaben wir flohoa 
eingangs dieses Absi^mittea gedaohl Die eigentliche Ludesver» 
waltung anlangend, bleibt nur eine Reorganisation der böhmischen 
Hypothekenbank zu registrieren, h) In der Verfassung und Ver- 
waltung der Bezirke ist eine Änderung im Jahre 1898 nicht lu 
verzeifimen. c) Die (renioin<len hetreffend stossen wir auf zahlreiche 
Änderungen einzelner Slädte-Orduungeu und finden sieh VerSade* 
rangen (Altlieben-Stadt, Bergstadt Kladno, .Toaeliimsthal) in Böhmen, 
eine Änderung der Gemeinde-Ordnung in Sohlesien, Kurordnung ffir 
Bozen -Ories in Tirol vom 19. September 1898 I1.6. B. 39, dis 
galii. Geseta vom 13. Juli 1898 L. G. B. 69 betreffend die Ab- 
ftnderung dee § 102 der galiz. Sttdte-Ordnung u. s. w. d) Sehr 
rdcihhaltig ist die Ausbeute aus den Landesgesetzbltttsni an Oeaelttm 
und Verordnungen über die autonome Finanzgesetzgebung. Die alljähr- 
lich wiederkehrenden Landesbudgets und Festütel hingen der Ijandes- 
unilagen (Bedeckung des Abganges zumeist dureh Auflagen auf 'l- 0 
Konsum von geistigen Getränken) t^eben zu Bemerkungen keinen 
AnlasS) soweit damit nicht neue Gegenstände einbezogen, neue 
Steuern eingeführt oder sonst Ungewöhnliches dekretiert worden ist 
In diesem Sinne erwähnen wir: Das sohlesiaohe Landesgeeels von 
29. Juni 1898 L. G. B. 89, womit den Gemeinden gestattet wH 
dne seibetindige Kommunalabgabe von Besoldungen der BiTit' 
beamten elnzuheben in der TW#TFW!ftlh^>^i^ der Hllfte der stastliotai 
Besoldungssteuer. BezügL Beschlüsse unterliegen der Zustimmiing 
des LandesausschuBses nnd der Landesregierung. Mit den nieder- 
österreichischen Gesetzen vom 29. Mäiv. 1898 L. G. B. 15 und 16 
wunle eine Umlage auf Totalisateur-Wetten eingeführt. Steicrni irk 
verwendet namhafte Betrüge zur Unterstützung der Baiffeiseukasseo. 
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Eischreckend zahlreich sind die in den diversen Landesgesetz- 
blättern kundgemachten Bewilliguiigea zur Einhebung abnormal hoher 
Umlagen in einzelnen Goraeinden. Die poUtiBeben Qeoieindeii sind 
in iftBt alleo KronUndam sehr angleiob grofls, mit wenig Aus- 
nahmen dedcen eksli ihre Oebiete mit jenen von Qrtegemelnden. 
Von den msammen 23 766 Ortsgemeinden des Staates (ohne Guts* 
gebiete geiefduiet) haben 20 228 weniger als 2000 Einwohner. Die 
bisherigen Volkszflhlungswerke bietsn keine < weitere 6^ppierung. 
Es ist aber kein Zweifel, dass die Gemeinden unter 1000 Einwohnern 
in den Alpeuiäijüem die Mohrr.alil bilden.*) Die Hälfte der poli- 
tischen Gemeinden Steiennarks zalUt wenig-er als 500 Einwoln erl ^) 
D3BS nnter solchen Verliilltnigseu uiibei'e Gemeindeautouomio vielen 
Gemeinden zum ßnanzieJlen Ruin gereicht oder aber den gestellten 
Anforderungen nicht entsprechen kann, ist klar. Schule und SanitAt 
weiden bei uns gewies mit Beoht hoohgebaiten. Solange aber nicht 
die Zusammenlegung Ueinerer Oemduden auf Verwaltungsgebieto 
von mindestens 1200 Einwohnern durohgeffihrt ist, muss aucll hier 
eine TsmOnftige üntersoheidung Fbts greilsn. Wir haben s. B. 
im Herzen der Monarchie Gemdaden 1000 Meter Aber der Meeres- 
fläche gelegen, die ihre teuren grossfenstrigen Schulpaläste in langen 
"Winleni kaum warm zu erhalten verm<>gtMi, iingeaditet sie Hundert 
oder melir als Hundert % der Staatssteuern an GemeiiuleuiiLlagen 
erheben. Die Bauern in einer öoleiien Gemcmde zahlen 2 mal so viel 
Steuern als die im Tieflande. Die Obsoige für die ihnen auf- 
gezwungenen, allen Anforderungen der Hygiene entsprechenden 
Schulzimmer und Ahnliches wechlingt su viel, ats dass sie ihre 
Kinder ausreichend ernfthrea hOnntenl 

Wir Utenen uns nicht yersagen, auch auf die wachsende Ter- 
scfauldung des Bauemstandes hinzuweisen, welcher man durch 
forcierte Begünstigung der Iiandeshypothekenanstalten und Baiflr- 
eisenkassen, insbesondere aber neuestens auch durch Äufopfeiung 
der altbewährten kumulativen Waisenkassen zu begegnen hofft, statt 
an die Reforai der Gemeindeverfassung zu denken. Es ist ganz 
natürlieh, dass die schwer belast<'tv liandbevülkening, namenllich 
in den Gebii^sgegenden, den Predigern dee fortsohiittee misstraut, 

Dr. Rod. Springer m „DeatBoha Worta^, Deiambexfaeft 1600 (Wien 
Tm, Langegaaee 15). 

■) Mkohler, Osteir. Staatawarteiboeh Bd. X & 579. 
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unter dessen Ägide ihr aicht selten unwiedfirbringUeher wirtachift- 
Hoher Nird^^rgang bereitet worden ist! 

JUlL Im eigmtlicheil fiereich der Justiz ist — glüddicherweiBe 
— die LmdeMntopomie noch wenig bameikfaar und selbst Pm* 
tflien und Linder, welche sioli an Aatonomie nicht genng hatm 
hOonen, eaheinen gewissermaeaen instinktiT sa fllhlan, daas eise 
weitete laoliemng duioh gewohnte ZentOrong der Beohtaeinhert 
aie allm aehr wutacfaafttioh geflttnden wftrde. 

So bleibt es denn hier bei den hergebrachten Verschiedaii- 
huiteu, welche insbesondere die Kilndig^mgb- u\v\ Auszieli-' 'idiiungeD 
der einzelnen linier. Slätlte und grösseren Märkte etc. sieigeiL 

In Schlesien iiii'i Nh dorftslerreich sind lb98 OeRet^f» erla^u 
worden, wodurcii je ohne Unterschied der betreffenden Kündit^niip^- 
und Auszioh-Oi-dnungen für alle Mietobjekte Zeiten bestimmt werden, 
in welchen der gektiodigte Aüetei: die Beaichtigang der Lokaütiten 
den Mietlustigen gestatten muss. 

Auch noch in gewiaaem Sinne hierher gehören die sahlrdchea 
neueren Beatimmungen Ober Abgaben Ton freiwilligen Feilbiatangen 
nnd aogen. Schul- oder landeafondabeitiige von liegenechata, 
wenn die YeilaaBabhandlangen auaeer Iwidea edolgen. 

mt Rficksioht auf die ateta kaig bemeaaene Dauer der Laiid- 
taga-Seaaidnen darf wohl unaeren Landtagen die Anerkennang 
nicht versagt werden, daas sie zumeist eine sehr ersprieesUehe 
Tliätigkeit entfalten und auch aus eigener Initiative Vieles ge- 
schaffen haben. Es gilt dies insliesondere von der volk^^^virt^^f•haft- 
lictirri Thätigkeit vieler Landtage, die in dem vorstt^hendeii Berieht 
ja eigentlich blos beispiols weise veranschaulicht wird. Das Kredit- 
wesen, die Laudes-Eisenbuiinen sind in vielen LAndem neben dem 
Schidweaen an bedeutenden Zweigen der antonomeii Landaarer- 
waltong empocgewaohaen. 

b) JnrifltiBOlie Literatur. 

Aua der groaaen Maaee yon Arbeiten, welche inabeiondero 
auf dem Gebiete dea Oivüprozeaawieaena noch immer au Ttffi ga* 
ftrdert wird, aber auch Jahr ana Jahr eb auf faat alten anderen 

Reohtagebieten erscheint, kann hier nur das aneiicannt Ghnt» Aber» 
hanpt Erwähnung finden. Auch hiervon scheiden wir Vorträge und 
sonstige Aibeiteu ganz geringen ümfanges aus. ünsei^ iaciiieil- 
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Bchrift» („ÖBtnr. Chndite-ZoHiiDg^, ^OericbldiaUe^, y^nrietiaclie 
BUttn», die „Qifinhat'aoiie ZeHsdirift^, die ,,VieTtel|diraidinft dee 
dentBcheii JuiisteiiTeietiiB in Pmg" n. b. w.) bringen en Heineren 

Abhandlungen so vid wertvoUee, dass die Hervorhebung dieser oder 
jener zufällig uns im Sepaiatabdruck vorliegeiuh^r denirtiger Arbeiten 
sieli von sclbist verbietet. Dagegen wolJen wir neben den wisson- 
scliaftlich hervomiq^ndeu Werken jene nicht übers>ehen. welclie für 
die Pnixis von Wichtigkeit pind und durt-li Vollständigkeit, zweck- 
mässige Anordnung, allgemeine Belielitheit gerade dem Nicht-Öster- 
reicher, der sich in einer Rage österreichischen Beohte Belehrung 
wUnacht, oft dankenewerter erscheinen kOnnen als profundeste 
UnteisaobiingeiL Der gystemntieehen Anordnnns in des Belarenten 
ZeitBoibrift „Die SpiuohprAzis^*) folgend, gianben inr hier nach- 
stellende Neuheiten des jnriatiedien Yeriigee im Jnhie 1898 
hervorheben ra dfbrCen. 

1 und 11. Internationales Recht. Verfassungs- und 
Verwaltungsrecht, Sozialpolitisches. 

Grunzel, Ph. et Jur., Dr., Josef: üandbuch der intematioDalen 
HandelepoUtik. (TIE und 215 8. p. 87. Wien, Mau.) 

Meyerhofer, Ernst: 'Handbudi fflr den politiaohen Ver- 
-wnltnngedienBt in den im Beicfasrftto Tertretonen EOnigieiehen und 
Ltodeni, mit besonderer BerQckBichtigung der diesen IjBndem ge- 
mejnsunen Qeeetie und Verordnungen. V. Auflage. 30. Heft n. ff. 

Wien, Manz. Hg. Anton Qraf Pace, Sektionschef im Minieteriom 

des Innern. 

Dieses Handbuch gilt unseren politischen Beamten Tnebr als 
die authentischen Gefietzausgaben und alle Lehrbücher ztieammen. 
"Sk ist der Koran unserer Administration und — die vorliegende 
Auflage betreffend — auch mit Becht 

Spiegel, Dr., Ludwig: Die hdmatreehtliöhe Srsitnmg. (Vm 
und 216 8.) Wien, Manz. 

Peyrer, Karl, k. k. Ministerialmt : Das .•sterr. Wassorrecht 
HL Auflage. (XX und 876 S. Gr. ö.j Wien, Manz. 

*) „Die Bpmchpraxis'S fie?iie über die Baobtspreobaiig in den obenton 
loatMiMn der im Beichmte ^erbetenen Küdgreiobe und linder. JUiriioh 
d HeAe k 4 Bogen. Wien, M. PeiieB (jBeileigame 4), ganqShrig 9 Kronen 
=z 6 Mali. 



Digitized by Google 



— 906 — 



Sin anegmudinelM Werk, für die Fncde In Wawnecbte' 
wshem wirUioh vuentbeliilkli. 

PoBsaner, Benno, Freik Ton: Die Fteaionen mid Pkenaiooen 
der k. k. CiTÜbedknatoteit (XLIY und 966 S. Gr. 8.) Wien, Mnu, 

Biseert, Josef: Handbuch fOr den Steneramtsdieusi IL Anf- 
läge. (X und 83G S. Gr. 8.) Wien, Maiiz. 

Für den Manipulationsdienst voi-zflcrlich. 

Wich, Dr., Arthur v.: Gntsadministration und Güterfchlrzuüg 
in Osterreich-Ungaiü, Boeuien u. d. Herzogowiiuu Wien, Qecold. 
(357 S. Gr. 8.) 

Dieses Werk reiht sioh als Band XXI w^rdi^ dem Arddr 
lOr lAndwirtBchaft an, weLdifle ▼on der „Wiener LudirirtBclitft- 
liohen Zeitung'* (Hg. Hngo H. HKoohmann), unserem weüiiie be- 
deatendstem agierisdiea Organ, angelegt worden ist 

Mans*8che Gesetsausgabe. In dieser wie in aUan 
übrigen Gruppen ▼erdienen dieee Antgaben als TorsUgHeh mA neiit- 
verbreitet hervurgchoben zu werden. Leider üh>er\vuchert das Bt?iwert 
in den jüngeren Auflagen zu sehr. Eine gründliche Lichtung 
aller Bände wäre erwünscht. 

III, lY und Y. Privatrecht, üandelsreoht eta Aaftser- 
streitiges Yerfahren. 

Piafi, Dr. Leopold, k. k. Hefrat: Die Klausel „rebus sio 
stantibus^ In der Doktrin und der Osterfetcbisehen Oeset^gebong 
(ans der Festscfarift sum 70. Geburtstage üngeis). Stuttgart. Cotta 
ESb hAlt wirklich sohwer, diese herrcnxagende Arbeit in dem engm 
Bahmen au würdigen, wdoher hier Toigeaeidinet erscheini Ebe 
Fülle fruditbarer Ideen und Erieuchtungen unserss positiTen Bdcbtos 
werden in die intensive Erörterung jenes Gebietes eingeflochten, 
wo der citierte, nach Pfaff keineswegs ausseh] iess] ich der L. 38 
pr. D. de sei. 46. 3 entspringende Kochtsgedanke subint«^lli;nert 
werden kann. Ffu* unser geltendes österreicliiöches Recht weist der 
Autor nach, dass die bezügliche grundlegende Stelle nicht aovohl 
im § OHO als im § 901 B. G. zu erblicken ist indem er, auf 
ZeiUeis Kommentar und den Spiaohgebranoh dea gestftbl) 
das Wort ,v>>)fld>AoUioh'* <dB ^ynonim für „deutlich'* odsr 
Sicheriieit erkennbar** erkUrt, weshalb § 901 dt auolh snf & 
tauta dansnla sich besiehe. 

Pbdf kommt su dem Schlüsse, dass das OsteneiohiBQbe Bsctt 
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eine wdtece Vuisang der Elaiisel beiiilultei indem ee dieselbe bei 
allen Yorvertilfgen (aoöh bei KonBensualkontrakten) und auch dann 
snlaaee, wenn der ^er^onraleuchteode*' Zweck nur fOr den Ver- 
pflichtenden erweislich ist Dem^mles gelingen wir anch za einer 

freieren Interpretation des § 46 B. G. betreffend das Schadenersatz- 
recht im Falle des nicht zugeluilt<'ru'n EheverJüluiisj^s. In uiustor- 
giltiger Heiuuziehung des Quellenniaterials zu unserem bürprcrlichen 
Ges*^t5?buche kommt Yerfasscr zu dem Schluf?sc, dass de.sben "Re- 
daktoren insgesamt unter den Einflüssen der Klausellehre gestanden 
seien. — Auch wenn onsere Fiaxie diesen Ergebnissen nicht voll- 
iuhaltlioh sioii ansohliessen sollte, wird diese Monographie, dank 
der klaren Gonoeption, der maiBterbaften Bebandlong des Stoffes 
VBd dea eleganten Styles ein unveigflnglic^ies YorbOd jnristiflcher 
Arbeit nnd ein wertvoller Beitnig zur Fortbildang der PrivatteohtB^ 
wiesensdiaft iTninerdar bleiben. 

Demelins, Dr. Bmerich: Dae Pfandrecht an beweglichen Sachen 
nach Seterreichisehem bUrgerliohen Bechte. Wien, Holder. — Ein 
Bahr verdienstreiches Werk. 

Dniestr/.anski, Dr.: Das Wesen des Werkliefenmgsvertragea 
im österreichisL-lien Rechte. Wien, Mauz. 

S t e i n ! f* e Ii n e r , Dr. Paul . Prof. : Da;-? schwebende Erbrecht 
tmd die Liiniutelbarkeit der Erbfolge na(di römischem und Öster- 
reichischem Rechte. Ein Beitrag zur Lehre von der Tendenz der 
Rechte. Innsbruck, Wagner. 

Dieses Werk wurde von keinem Qeringeien als Professor Pfalf 
einer ausfflhriichen, durch drei Nununem der „Oaterreichischen 
GenditB-Zeitung^' laufenden Besprechung gewflrdigt nnd ist damit 
bestens empfohlen, auch wenn uns Tecssgt bleibt, auf den Inhalt 
naher einzugeben. 

Pavlidek, Dr. Julius: Der Cfaeok. Eine rergleidiende Studie 
mit besonderer Berfickdciitigung des Oeterr^cUschen Bntwurfes. 
Wien, Manz. — Durch eine Besprechung von Professor Dr. Bauda 
in Österreichischer Gerichts-Zeitung 1899 No. lö ausgrzeiclmet. 

Offenhuber, Franz: llandlnich über das Grundimcliwesen 
(XVI und 1112 S.). Wi.-n, Manz. -- Kinc zum täglichen Hand- 
werkszeug des PraktikeiTj gehörige erschöpfende Sammlung alles 
dessen, was in Tabniarsaohen an Lehre, Unterweiaung uod Unter- 
statsnng in frage kommen mag. 
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VL GoDteatiöses Verfahren. 

Wbbl Ton dem «n sMi lOUioben SMmo gdeitet, Benea 
FroMM mOglioliat bdd und i^rflndlioh Btcb emleben fu ]aawn, hat 
daa JustumiDutoriiam durah ▼erOAmCliohte wie durah cebeuiie Vep- 
ofdnmigeü, dnroh vom 1l k. ebemten Geriohtehol» noch tot Wirk- 

samkeit der neuen (besetze abverlangte Massen -Präjudikate und 
noch viel zahlmichor© eigene Entscheidunjren der natürlichen 
Eütwiuküluiig voigf^riften. Die OerichtsiuHjw'ktonMi sorgen iladir, 
dass all dicso Kaltiiu'ts-Justiz womöglich noch peinlicher die 
PnchstalA'ii <les Gesetzes beobachtet werde. So kommt es, dass 
die Praxis nur sehr langsam den neuoi BeobtsstofT in Fleisch und 
Blut unseres Beohtslebens umzusetzen vermag und die Theone in 
der Zwangslage entweder all den Ballast iU^gitimer quasi — anthea- 
tisoher Interpretationen mit m respektieran oder alwr auf den 
Absats ihrar IjehibHoher la Teniohteo — tiberhaiipt so keiner 
irgend her?onagenden Leiatnng aioh anfnisohwiBgen vennag. 
Gerade oneeren beeten Kopien sind damit die aenen Broioangoeotio 
so gründlich verleidet, wie kaam je ein nefiea legialativee WeHc 
Bb ist notweoctig, steh dieee Situation gegeawirtig sn halten, 
wenn man angesichts der nachfolgend (in alphabetischer Reihen- 
folge) hervorgehobeneu relativ bedeiitsainen Arbeiten nicht unge- 
recht Aber iinsf»re Facliliteiiitur abzuurteilen versucht werden wil!, 

Beck. Dr. lierthoid: 10 Abhandlungen sum neuen öster^ 
reichischen Civilprozess. 

Engel, Dr. Karol: Ober Sohiedsgeriohte nach dem neuen 
C. P. (i. (slawisch). 

Frahwald, Dr. Karl: Handbuch ftkr die d^ügenohtHohe 
Thfttigkeit der k. k. Beairimgerichte nach dem neuen Pro ao oq gp setift. 

Horten, Dr. Heinrich: Die Juriadiktionsnoim und ihr Em- 
fOhrungqgeaeti. Bm Kommentar. (8S9 8.) Wien, Hans. 

Neumann, Dr. Georg: Kommentar lu den GivüpcoaeaageBetMn 
Tom 1. Augnst 1895. (KVn und 1328 S.) 

Schauer, Dr. Hugo: Die Gerfchtsorganisationsgesetie vnd 
die neue Geschiift.sordnunL;. 

Neumann und Schauer siinl die amilich empfohlenen Evaii- 
gt'listoii des Justi/.rninisteriums-Prozesses: ihre Kommentai'O findet 
man fast aus.>^('hli<>ssli( h in den Bnreaux der richterlichen Beamten. 

Schrutka-Kecktenstamm, Frofessor Dr. Emil; Über das 
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jue novornm in der Beiiifnngsinstanz, ein Teil <1er FestHclirift 
zum 70. Geburtstage Jos. Uuger's — wohl die hervorragendste 
Arbeit auf dem Gebiete des Oivilprozefises im Jahre 1898. 

Strohbach, Dr. Rudolf P/1l^r v.: Beitrfige snr Anwendung der 
ExekutionB-O., Wr. Kenstadt, Fost'l Erben. — Eäner der glQcklioher- 
veise sahlieiöhen Osteneiöhisohen Riofater mit gesmiclem Bfensoben- 
-verBtande und sugleieh der wenigen einer, die aob noch nicht 
soheaen, ihn za xeigen. 

Trntter, Dr. Josef: Das Ostarreiduache GivflproieeneGht in 
qrateniBitueher Darstellaag. Wien, IL Perles. — Dieaee Werk 
BoOte hier eigentlich nicht mit aufgeführt werden, weil es nicht 
voa einem Österreich angehörigen Juristen stammt, weiter auch, 
weil schon 1890 vollendet und nur verspätet auf den Markt 
gelaugt ist — endlich aber, und das ist \v<jhl daa Wichtigste, weil 
von ihm aus den angedeuteten äusserlicheu Gründen schon nicht 
gelten kann, was wii- in der Einleitung zur Literatur des Civil- 
prozeeses anno 1898 bemerkt haben. — Sogewiasdie Detailkennt- 
nisse allein nicht den JoriatOA machen, !=;n gewiss darf namentlich 
cor Binführnng in unseren Proseea Irattera Werk empfohlen 
-werden! YermlSge der steten Anknflpfang an den dentsohen Pro- 
sees wird dieses Booh insheaondere den reiehsdeatsdien Kollegen 
dnen biaaohbaien ffihier in unseren Piüxess abgeben können. 

YD. TL YHL Strafreohi nnd Strafprosess. 

StooBS, Dr., Karl: Ohfro r gisdte Opemtionen und IntUohe 
Behandltmg. Eine strafrechtliche Studie (130 S.). Berlin, Liebmann. 
Wenn auch zunächst im Anschluss an das österr. StrafgeseU aiisgo- 
fOhi-t, öind die Erörterungen, die durch den Titel angedeutet werden, 
doch von allgomeinem, sogar üi.»er die juristischen Kactikj'eiso hinaus- 
geiit'Jidem Interesse. Audi wer den Kesultaten des Verfassers nicht 
Überall zustimmt, wird ihm docii manche Anregung zu danken haben. 

Süss, Dr., Emil: Die Stellung der Parteien im modernen 
Stnfproiess. (VI nnd 465 S.) Wien, Hans. 



Beifditi|;iiDg einiger im TOijahrigen Berichte enthaltener sinn- 
stOiender Dmckfebler. Es soll heissen: 

8. 702 Z. 13 n. statt „Reichsamtes" richtig: „RichteramteB*^ 
a 729 Z. 16 n. „ „Kleinen" „ ,^eime». 

a735Z.6 T.n. „ „11,0 7^« „ „1,1 Vo"- 
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o) VolkswirtsohafHiohe Literatur. 

Referent: Dr. Heruiann Ritter von Schnlleni zu Sehrattenhofen, 
ordentlicher J:^ole68or der Volkswirtschaftslehre und der Statistik, Wien, 

(Selbstftndig erBchienene Werke.) 

Unter den UteFBiiBchen Br8cheinnng;en der Jabie 1898 mid 
1899| soweit mir dieselben zugänglidi sind, mgen eini^B so 
bedeotend her?or, dase es wohl bereehtigt sein dflrfte, rie in erster 

Reihe und abgesondert von den andern, aus irgend einem Grunde 
minder bedeutenden, Hiimhaft zu machen. Wir nifisson wieder ein 
Werk von Prof. v. Philippe vi eh an erster Stelle nennen. Der 
erste Teil dr»s zweiten Bandos .seines .^Grundrisses der politisehea 
Ökonomie'* behandelt in einer diux^haus klaren, alles Wesentliche 
erschöpfenden und von jeder Voreingenommenheit freien Weise 
die VoUnwirtsohaitspolitik, insoweit sie die Oigaoisstion der Ofiter- 
erzengnng (I^ndwirtscbaft, Gewerbe) ond die Prodnktionspolilik 
mit BSnschUiaa der ftnsaem BandetepoUtik betiifft Die IVagen der 
' Ifsrktorganisation, der Yerkehispolitik, des VersicherangsweaenB nsd 
der Eonsomtionspolitik sind ttnem zweiten Teile fiberwiesen. Üss 
kann inbetreff der Systematik wolil in manchen Richtungen anderer 
Meinung sein als der Verfasser, — (lai.ml einzugehen, ist aber 
hier uiclit der Ort. — in allen Beziehungen aber wird man dem 
Werke die uneiuge(>ehränkt«? Anerkennung zugestehen müs&en, dase 
es seiner Aufgabe vollkommen gerecht winl. 

In zweiter Reihe nenne ich das wichtige und speziell für 
den Praktiker unentbehrliche Handbuoh: „Das landwirtschaftliche 
GenosaensoihaftsweBen in Deotsohland'' rm Dr. Hoiis Ertl and 
Dr. Stephan Licht, Wien, ICanz 1899, das eine angeiheoie FBlle 
von Stoff in anagezeichnetar Weise der Sozial- und WlitadisftB- 
politik dienstbar macht 

Äof dem Gebiete der AgFarpoKtik liegt der erste Bsad tqo 
Dr. Walter Schiffs scharfsinnigem und fleissigem Werke: „Öster- 
reichs Agrarpolitik seit der Cinindentlastung-*'. Tübingen, Laupp 1897, 
vor, in weleheni ein irrosscs, bisher fast unzujLrängliehes und un- 
gesichtetes Material verarbeitet ist. Die Kritik an der einselilägigen 
Österreichischen Gesetzgebung wird freilich ab und zu eine nicht 
ganz nnberechtigte Gegenkritik proTozieien; das Vadieost des 
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Werken liegt abei- vor allem darin, dass es Dinge der Kritik 
lind ihrer heilsamen Thätigkeit überantwortet und für eine solche 
fast erschöpfendes Material historischer, legislatorischer und 
Statistiaoher Natur in trefflichster Systematik geliefert hat, die 
bisher trots ihrer gxoesen Wichtigkeit kaum die Beaohtang der 
Wisaenaohaft gefonden haben. 

Das RegieniiigB*Jabilftum Sr. Mqeatit des Kaisers hat eine 
Bsahe von FabHkationeii wesentUoh historischeil und deekriptiTen 
Charakters anoh auf d^ Gebiete der Yolks^rtsohaft geseitigi, die 
liier nicht unerwähnt bleiben dürfen. Ich nenne hiervon: .,Die 
Geschieht« der r.sten-eichischen Land- und Forstwirtsehaft und ihrer 
Industrieen 1 848 — 1898", Wien, Terh^s, wovon der erste di»^ ftesotz- 
gebung behandelnde Teil fertig vorliegt. Die Namen der 31itarbeiter 
sind: Dr. Karl Grfinherg, Dr. W. Schiff, Dr. H. von SchuUem, Dr. 
M. Ertl, Dr. A. Bräf, F. v. N6methy, Dr. v. Herz, Dr. Carl Adler, 
Birk, A. ölwein, Dr. A. Gdrski, J. Liohtenstadt, Dr. 0. HorUEek, 
Dr. J. Fort, Dr. 9erd. Sohmid. 

„östeReicfaB WohlfiRhrtseinrichtungen« 1848—1898 I. Teil, 
redigiert toh Dr. Emst Misohler : „Armenpflege und WohlthAtigkeit 
ui Österreich^ Wi&ii, Perles 1899. 

„Die GrossindaBtrie Österreichs^', Wien, Leo^). Weiss 1898, 
5 Bände. 

„Gescluchte der Eisenbahnen der (")sterreiohisch-ungarischeQ 
Monaicliie", Wien, Prochaska 1899, 4 Bände. 

Hierher kann auch eine kleine Sohhit von Dr. Jos. ClemeDB 
Kr eibig: „ünser Währungs- und Mfinswesen wähi-end der letzten 
50 Jahre^, Sepaxatabdraok aus der Osteneichiaeh-angarisohen Revue, 
gerechnet werden, die ein ehrendes Denkmal fttr die Hebung der 
wirtBohafftlicben Yeihfiltnisse österreiciis bedeutet nnd fOr die 
breitesten Kreise sehr lehrreich ist 

Die Sdirift : f^Erater allgemeiner 6eamten?erein der Osterretohisch- 
ungarischen Monarchie, kurze Darstellung seiner Organisation. Wirk- 
samkeit und Erfolge", Wien 1898, sei erwfihnt. weil sie demselben 
lustoriBchen xVnlasse ihre Ent-stehung veidankt mid immerhin 
interessante Mitteilungen übor eine nicht zu unterschätzende Or- 
ganisation bietet 

Ich nenne weiter: „Dr. Victor Mataja's: Omndrias des 
Gewetbereohts nnd der Arbeiterversicfaenuig^, ans dem Sammel- 
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werke: „Orundriäs des österreiLhischeii Hechts'', Leipzig, Duncker 
un-1 llumlilot 1899, einen übeiauö Obersiohtliclu'u imd genauen 
Führer durch diesen gerade in Österreich vielfach sehr komplixiertea 
Teil der (Gesetzgebung. 

Eine wertvolle und sorgfältige Studie bietet Dr. Rud. Sieghart 
in seinem Bache: ^Die OifenÜichen Olackspiele"*, Wien« Hans 1899, 
in dem nicht nar DantaUungen der YeiMLtnisse mid der Oesete- 
gebung der eatscfaesdenden Staaten geboten, aondem aneh be- 
henigenBwerto ReformTorsoUfige gemacht veiden. 

Auf bibliographisahem Gebiete hat Sektionaohef ArUmr ftei- 
herr Hohenbrnck in seiner „Österreichischen land- und foret- 
'Ä-LitscliafLliehen Bibliographie*', Wien, Hitschmanu 1SII9, ein wert- 
volles und erstaunlich reich lialtiges Werk geschafFen. 

Wir heben aus der Ffdle »h-r sonst noch ers-cliieneneii Schnftiän 
aus Rücksiclit auf den Raum uui- noch eine besonders hervor; es 
ist dies Dr. Michael Hainisch's Broschüre: „Der Kampf um's 
Daaein und die Sozialpolitik^, Leipsig und Wien, Deutike 1899; 
ea geschieht dies deswegen, -weil vdr ihr eine erhehüohe Bedontnqg 
inschzeiben; es wird darin ,4n ElSne daigethan, daas man mdit ana 
der Lehre Darwin'a Waffen gegen die Socialpolitik schmieden lnn#. 

Aä Tocem Soaalpölitik an noch one Brosohllre yon Dr. Kul 
Hoffmelster: f,Philippovioh contra Hdlinger, der VensweÜhoga- 
kauipl" des KathedersozialiBiuuö'', Wien, Austiia 1899, genannt, 
die immerliin lesenswert ist. 

Von I>ehibückern ist mir zu erwähnen: 

Dr. Alois Körner: Grundnss der Volkßwirtschaftatehre, 
n. Auflage, Wien, Manz 1898. 

Von a^rarpoli tischen Arbeiten hebe Ich lien-or: 

Dr. &. Marchet: 1888—1898, ein BOckbliok aof die Sit- 
Wickelung der QeteneiohiBChen Agrarverhaitniaae, Wien, Fricfc 189& 

Stephan Richter: Die Landarbeiteifirage ndt besonderer Be- 
rfickdchtigung der Qiganieation des landwirtschaftlichen Arboiti' 
marktes in Böhmen (Deutscher landwirtacfaaitliohQr Oentzalveibaod 
för Böhmen), Prag, Calve 1898. 

Vüii demselben: Böhmens Kreditorganisationen. 

Fried r. Frh. von Weichs-Glon: Die Brotfrage und ihre Lösung. 
Leipzig, Duncker und Hiimblot 1898. 

Die üandeiapolitik beiceffen infibesondere folgende Arbeilea: 
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ÖBterroiehB kfinftige Bandeispolitik vom Standpnakte der In- 
dustrie (CentnlTeitand der ÜDdostriellen österreiolis), Wieo 1899. 
Dr. J. 0riiiise1: Handbooh der internationalen Handelspolitik. 

Wien, Maiiz 180S. 

G. V. Fächer: Werte der Ein- und Ausfuhr dor beiden 
Staatsgebiete der uBten eichisoh-ungarischen Monarchie im Jahre 1896 
(samt erläuterndem Text» ). 

Ich nenne weiteres: 

K. Peez und Jos. Raudaitz: Geschichte des Maiia'Theresia^ 
Thalers. Wien, Größer 1898. 

B. Bei sc h und C. K reibig: Bikoz und Steuer, Ginndriss 
der brafmAnnisdien BuchfQfaiuDg unter besonderer BerQcksiditigang 
' ihrer wirtschaftliohen und juristisohen Bedeutimg. Wien, Msnz 1900. 

A. Körner: Qrundriss des Osterreiobiscfaen Stastasobuldenwesens. 
Wien, Hans 1899. 

J, 0. Freiherr Busohmsnn: Das Salz, dessen ProduktioD, 
Vertrieb und Verwendung in Österreich. Wien, Urania 1898. 

Dr. E. Schwiedland: Ziele und Wege einer Heimarbeits- 
gesetzgebung. Wien, Manz 1899. 

Dr. H. Mavrhnfür v. rTiüiiliüiir'l : Dio Yolkszälilnng in (»stor- 
reich ¥om Staudpunkte des geltenden Gesetzes, ihre Durchführung 
und ovont. Roform, U. Auflage. Graz, Stvria 1899. 

Dr. Richard Schflller: Die WirtsohaftspoUtik der historischen 
Schule. Berlin, HeyuMnn 1899. 

J. Stammhammer: Bibliographie des Soiialisnius und 
Kommunismus, H Binde. Jena, Äscher 1899. 

Dr. F. Kleinwichter: Zur Frage der Beform des Oster- 
reiohisöhen AktienreohteB. Csemowitz, Psidini 1899. 

Zum Schlosse erwfihne ich noch folgende amtliohe Publikationen: 

Die Ergebnisse der Aber die Standesverhallnisse der Privat- 
angestellten im Jahro 1 896 cingeL aratlicheu Erliebungen, 3Iinistcrium 
des iiiiit'rri. Wii'ii i >S»8. 

Die Ai !"jitüfinBtellungeu und Aussperrungen im Uow- rUelteiriebe 
in Östciroirh während des Jahres 1Ö97, Arbeitsstatistisches Amt 
Wien Ibüö. 

Ergebnisse der in Österreich vorgenommenen GewerbezählunE? 

nach dem Staude vom 1. Juni 1897 samt den bis zum 31. Mai 1898 

▼otgetsUenen Yeifinderungen, Arbeitastatistisches Amt. Wien 1899. 

58 
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0ie ArbeitsveimittLiiDg io ÖBterrelch, ArbeitsstetistiscbeB Amt 
Wian, Beider 1896. 

Statistiflcho Naohiiohten aus dem GeBami^iete der Lud- 
wirtsohaft, k. k. Ackerbau-MiiiiBteriiim und statistische Centnl- 
konunisBloii, 1899. 



Galizien. 

Bibliographie der polniadieii rechts- und steato» 
wiMienachaftliohen Literatur des Jahres 1898. 

Zuäaiuuieugestellt vou 

Dr. fflgunud Giigas, Lsrnherg, 

BresiewioB, Tadensx: Jagdgeeetzgebang in Barops. Leot- 
bog. 80 S. 

Bochenski, J. M.: Das Beigrecht der freien Stadt Ktakan. 
Krakau. GU S. 

Balzer, Oswald; Oeüterreichische Verfassungsgeschichte im 
Öruüdriiss. T.oniberg. 352 8. j 

barauowski, Mieozjsiaw: Yorsohriften der ächulpiaktik. 
Lemberp: XL u. 245 S. 

Bloch, Jan: Allgemeine Besoltate des Werkes ^Der Ejndg 
der Zukunft" in teohnisoher, politieoher und ▼olkswirtsohafdicker 
Beaehnng. WarBcfaan. 365 8. 

Dr. Celichowskl, Witold: Jdoef Snpinski nnd die Bof- 
iricUung der ToIkswirtechaftlioheB Theofie. Lemberg. 71 & 

Dr. Cichocki, Wladysltw: Der Bezirksrichter und die 
neue Civilpiozcssonlnung. Oiodek. 30 S. 

Chmiel. Adam: Der Siegel' des Kommissargerichtes von 
sechs Städten. Krakau. 16 S. 

Dr. Czerkawski, Wlodzimierz; Qruudphnnpien der VoUui' 
Wirtschaft Krakau. 28 S. 

Dr. Ozuczynski, Alexander: Verzeichnies der Juden der 
Krakauer Wojwodachaft im J. 1765. Krakau. 22 S. 

Dr. Dambski Stanislaw: Ftoduktion und Handel im Acbr* 
baa. Krakau. 16 S. 

I 

Dassynski, Ignaz: Galiiisofaea Bleod. Krakau. 

I 

I 
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Dabkovski, Prsernyslaw: Rncfae, Kauf and Sflhne im 
galiaisoben Butbenieii im XV. und der enton HUfte des XYL Jh. 
Xjomberg. 55 S. 

Dr. Dtisenberg, Wlad.: Der Osteneiohische CWilprozess. 
T. 1. Lemberg. 160 S. 

Dr. Daszynska, Zofja: Gnmdriss der Sozialökonoiuie. Lern- 
herg. S. XV. ii. 368. 
• P. Debicki, Wladyslaw: Cliiiias Zukunft Warschau. 192 S. 

Dr. Dniestrzanski, St: Das Weeen des WerUieCenmg»* 
▼ertEigee im Osterr. Rechte. 197 S. 

Dzerowioz, Wiktor: Juriatuohes Handbaoh in Jagd* imd 
Kaciherei-AngelegeDheiten. Lemberg. 243 u. 159 8. 

Prof. Dr. Fierioh, X Fr.: Die Lehre yod den Ciyilgeriohten 
und die OiTilproKeBBordnong (zusammen mit Prof. Dr. A. Balasita) 
Bd. I. Einleitung, die Civilgorichte nad die Proieeaparteien. 
Krakau. 136 S. 

Dr Godlewski, Wlodzimierz: Die österreichische Civil- 
prozetereiunu im Gniiidriss. Warschau. 16*^ S. 

Orabciwski, Tadeusz: Studien zur Geschieh te des XViil. 
Jh. L Stanislaw Staszyc, seine politiaohen und phüoBophiachen 
Anachauungen. Krakau. 63 S. 

Dr. Ooraki, Antoni: Der OetreideterminbandeL Kxakan. 
22 S. 

0argaa, Zygmnnt: Die ▼olkawirtsobaftlioben Ansöhauungen 
in Polen im XYIL Jh. Lemberg. 78 8. 

Derselbe: Die Bentensteuer. Lemberg. 84 S. 

Derselbe: Die Wegereforra in Gali/.iou. Krakau. 13 S. 

Derselbe: Das Noth wegerecht. Leniliwrg. 20 S. 

Di. llofinoki, Zygmuat: Die Lokatiouspapiere und die 
Börse. Lemberg. 52 S. 

Dr. Horowitz, Jakob: FopulAre Dorste] Inn er der neuen 
Civüprozeaaordnung in Form von Fragen und Antworten. Zjemberg. 
268 8. 

Dr. Hibel, Josef: Das neueste galiziache Wege- und Bau- 
leoht Zlooiow. 174 8. 

Jasiaaki, Eonstanty: Der Boden nach seinen veraohie- 
denen Enseognissen im Tabnlar-Omndbesitse im Jahre 1896/1897. 

Lemberg. 31 und 2S S. 

Ö8* 
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KleczytiRki, Josef: Forschungen Ober VoLksaählupgen des 
Königreichs Polen in den Sammlungen von Moskau, Petsiabuiig, 
Wüna. Knkau. 12 8. 

Elecsynski und Kulozycki: Die Zahl der Juden in Polen 
im Jahre 1765. Krakau. 22 S. 

Dr. EraBinaki, Adam, Graf: deachichtliche Darstellnng 
der BanemTerhflltnisse in Polen und der wirtscfaaftlidh rechtlidien 
Beformen im ereten Dezennium der Regierung des StanislauB Augoat 
1764—1774. Teil I. Krakau. 183 S. Teil II. Krakau. IG.-) S. 

KudoJka, Tadeusz: Die lauU wiitschaftlidien Genossen- 
schaften in Fi-ankivii Ii. Krak;!!!. Sl S. 

KiiL;hi. l'elix: l'oliti- lic Arithmetik. Warscliau. 125 S. 

Krzyzano W8ki, Adam: Die Bedeutung und die £e<^tate 
der' Agnirkonferenz im Jahre 1897. Krakau. 11) S. 

Kuroyusz, Alexy: Die Frauenfrage. Le mberg. 43 S. 

Dr. Koozynski, Stefan: Die Bechtamittel des dstanei- 
chischen OebOhrenreohtes. Wien. 380 S. 

Kornclla, Andrze j : Der Torf und seine Tolkawirtocluiltliehe 
Bedeutung. Lemberg. 60 8. 

Korzon, Tadeusz: Innere Oeeohichte Polens zur Zeit des 
Stanislaus August 1764 — 1794. Historische Forsohungen Tom 
yolksvirtBchaftlichen und administrativeQ Standpunkte. 2. Aufl. 
Bd. V. Wai-schiiu. 298 S. 

Koskowski, B l o n i r 1 a \\ : Di*' Wnhimngen und die Er- 
nährung der Juden im Köni^n idi roicn. Lemberg, 

Dr. K r 0 s i n 8 k i , \\ i o d z i ni i e r z : Die gegenseitige Ver- 
sicherungsgesellschaft in Kmkau. Lemberg. BO S. 

Dr. Kasparek, Franciszek: Verwaltungslehrc und öster- 
reichisches Verwaltungsrecht. Bd. I. Kmkau. 512 S. 

Krauz, Kaaimierz: Das Sodologische Gesetz der Ketro- 
spektion. Warschau. 82 8. 

Eaplanski, Fr. X.: Qegen die Fzauenemanziptttion oder 
die Supremation der f^uen über die ICfianer. Lemberg. 19 S. 

Prol Lubomeaki, Wlad.: Die Erzeugung der Bodenjno- 
dukte in Oalizien auf Grund statistischer Daten. Krakau. 64 S, 

Dr. Landau, 8. R. : Der Zionismns. Krakau. 16 S, 

L e ji s z y . Leonard: Die Inruuig der Goldschmiede, ihre 
Organisalion und ilue Ge^hichte. Krakau. 134 S. 
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LatOBKynski, Mikolaj: GaliziBohe Wegegesetze. Lemberg. 
326 8. 

Br. Maro hie wski, J. B.: Der PhysioknÜBiiiuB im alten 
Polen, Warecfaau. 70 S. 

Dr. Molicki, Antoni: Die Gesellschaft f üi' billige Wohnungen. 

Kiakaii. IG S. 

Dr. ^ r a Iv a 1 * w i ( • z , Julius: Die Anstiftung zu dem Yei brechen 
nach § 148 (leg Stratgesetzes. 

Derselbe: EJasaizismoB und Fositivismus in der Strafreohts* 
wiaeenachaft 47 S« 

Derselbe: Die soziologischen Anschauungen Anatol Fcance's. 
Krakau. 37 S. 

Prof. Dr. Milewski, Jozef: Das Budget und der Öffent- 
liche Kredit. Politische und önauzwissenschaftliche Untersuchungen. 
Kiukau. 22.') S. 

Offmanski, M. : Die Popuiai'isierung der Wissenschaft in 
Galizien. Krakau. 24 S. 

Ostoja, B.: Kritisclie Bemerkungen über den gegenwärtigen . 
Sozialismus. Lemberg. 32 S. 

Piwocki, Jerzy: Sammlung von administrativen Gesetzen 
und Verordnungen. Lemberg. 

Plage, Karol: Manzen unter Stanislaus August Warachau. 
32 S. und XYm Tabellen. 

Prof. Dr. P a w 1 i k . S t . " f a n : Statistik des Waarenhandelß 
auf der galizischen Post im Jahre 1805. Lemberg. 

Piekosinski, Francisz^k: AVnr K?inig Wladyslaw Jagieio 
zu Lebzeiten der Königin polnischer König oder blos Mann der 
Königin? Krakau. 10 S. 

Derselbe: Laudum von Wojnioz im Krakauer Territorium 
im Jahre 1508 betreffend die aUgemeine Rüstung. Krakau. 10 8. 

Derselbe: Das Privilegium des Königs Kadmir des Qrossen 
in Bezug auf die Grflndung eines deutschrechtUcben Obergeiichtes 
in der Krakauer Burg. Krakau. 17 8. 

Derselbe: Der Wai-schauer Reichstag im Jahre 1572. 
Krakau. 14 S. 

Der^eUie: Die tierichtsbarkeit in Polen im Mittelaller. 
Kjrakau. 34 S. 
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DersoHie: P.ilnisclie M.üu»en unter den Piastoii L Der 
Ursprung der i[üiiu werke in Polen im MitteLaltar. KraLiu. 

Prof. D r .1 . P o 1 f 7. a r . .T : Das katholische Eherecht luit Be- 
rücksichtigung des bürgerlichen Ri chtes in Österreich, Prenasen und 
im KOoignioh PotoiL Bd. I, II, lU (4. Auagabe). Kxskau. 414, 
376, 278 S. 

Pawlioki, Fiotr Pawel: Die Wareohau-Wieiier ElBenbiihp 
ivihrend der 60 Jahre ihzea BeatoheiiB (1846—1895). WaiBoban. 
III S. 

Prochaska, Antoni: IBntaleliiuig und Entwicklung des 

Parlamentarismus unter den ersten Jagellonen. Krakau. 184 S. 

Prüf. Dr. l'üat, T, : Statistische Mittheiiungen über die 
Laii'lt^pvorhältuibtjc. Bd. XV 1. Lemberg. 

Reich, Maurjcy: Handbuch für Steuerämter. Przen^'sL 
S, XIX. und 526. 

Prof. Dr. Rn«onblatt, Josef und Dr. Wroblewaki 
Stanislaw: Das all^meine Handelsgesetzbuch, erläutert von . . . 
Krakau. 902 S. 

Dr. Rosyoki, RudoU: Die Steuern in ÖBteneich L Die 
direkten Peraonalateoern. Lemberg. 144 S. 

Dr. Snesaer, Ignaoy: Der AdYooatentazif J. 1807. 
Krakau. 40 S, 

Dr. Skarsynski, Witold: mkoians Maoohiavel und Andreaa 
Frycz Modnewski. Poeen. 40 S. 

Suligowski, Adolf: Die ländücbe Selbstverwaltung. 
Warschau. 31 S. 

Dr. Trzcieni ecki, Tadeusz: Civilprozei>öordnung vom 
1. Au^iHt 1Rfl5 No. 113 K.Ü. B., übersetzt und eigftoat von . . . 
TaiiJopoL 333 S. 

Prof. Dr. Till, Ernest: Das ßsterreichisehe Privatrecht, 
Bd. IV. Das Obligationenrecht II. Lemberg. 465 S. 

P. Irznadel, Antoni: Arbeit und Lohn. Ein Beitrag aur 
LOsong der socialen Frage im lichte der katholiacheD Bthik. 
Krakau. 103 S. 

Wzdulaki, Konatanty: Brod den Seinen. Benaeikiuigeii 
Uber den Chiiaten-HandeL Waraohan. 47 3. 

Wröblewska, E.: Neuere Strömungen in der franaflaiaohen 
Nationalökonomie. 99 S. 
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Dr. Walicki, Edmund: Oher-Schesien in den lol/Jeii 25 J. 
(1870—1895). Eine politiöch-soziale Skizze. Krakau. 19 S. 

Walter, Adolf: B'w n^uen Gcrichtsgesetze. Lemberg. 87 8. 

Weiss, Hieronim.: Unfiere 1 Landwirtschaft. Krakau. 118. 

Wroblewski, St dr.: Der Besitz im xOmlBdieD Hechte. 
EnÜBBii. 

Winlarf, Alojsy; Das polnisohe Ehegfiterrecht im lüttel- 
alter. Knfata. 138 S. 

Witort, Jan.: GrundriBe des Beehtes dse Naturrtflker. 

Warschau. 177 S. 

Derselbe: Grundriss des lithauischeu Gewoimheitsrechtes. 
Lemberg. 105 S. 

Zteinianski, Stanislaw: Die neue Steuer und die Dekla- 
rationen zur Personaleinkommensteuer. Krakau. 27 S. 

Prof. Dr. Zoll Frydervk: Pandekten oder ilas römische 
J^rivatreoht mit kurmr fierUcköohtigiiag der hiatoriBohea JBatwickimig 
der einxelnen IhstitatioDea Bd. IL Dm Saohenreolit Krakaii. 284 8. 



Ungarn. 

Referent: Dr. h\ Alfred von Doleschall, 
k. ong. Oeriobtirat, Privat -Dozent für Strafrecht and Strafprozofiaoiduuiig 

aa der k. Universität in Badapast 



Die Gesetzgebung des Jahres 1898 stand unverkennbar im 
Zeioben der ToikswirtBobaftUohen Konsolidierang des Staates. Die 
Beihenfolge der Gesetze eröffnet — abgesehen von dem Uos mit 
vQfrübeigeliender Wiriraamkeit gesohaltenen Qesetsartikel I — jenes 
Über die Begelnng des BeohtsrerhSltniBses zwischen den Arbeit- 
gebern nnd den laadwirtsehaiftliehen Arbeitern nnd sie ecblieest 
mit der Inartikulierung der zwisdien der österr.-ungar. Monarchie 
nnd dem Kiiiserturn Japan am 5. Dezember 1897 abgesclüoöööüen 
Handels- und Sclütrahrtökonvention. 

Bis zum 1. Mflrz 1898 liildeten die Normüii des Keehts- 
verhäitnisses, in welchem die landwirtschaftlichen Arbeiter dem 
Landwirte gegenüber standen, die sehr prekären Bestimmungen der 
y._YJL Abschnitte des Gesetnrtikels XIXI ex 1876, respektive 
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^aren bishin die materiellrechtlichen Grundlagen dieses Verhältniasee 
in den 23 iji? des V. Abschnittes niedererelegt. Wie wenig diese 
g' Set /liehe Reg*ilimp: den praktischen Anfonleruu,t:en modemer Zeit 
entäpnich, (las lnjwieaeji, luflir ;ils es erwfmscht ^^cweseii, die iauaer 
drohenderen btrikes, welche in ihren Ergebnissen die pe^nrnfe 
Landwirtschaft des Staate in ihren Grundpfeilern eraokäUerteo 
und in einem überwiegend landwirtschaitlidieu Lende, wie es 
Ungiaro bis heute noch ist, die ernstesten Besorgnisse erregen mnaBlen. 
ÜB genüge auf die eine TJmteohe lunsaiveiBeii> daae es unter dem 
alten Kegime allgemeiner Usus war, die kndwirtBchafUioheii Arbeiter 
dazu SU yeipflicbten, ihre Lebensbedflifnisse aussohliesslioh 
vom Ärbeilgeber zu entnehmen, der alsdann die FMise der Lebeas- 
artikel in soiiTeiainer Art dermassen lestateUte^ dass der Arbeits- 
lohn grOssten Tm\es in seine Taschen surttokfloss. 

Die wesentlit listt n Hestiinnmngen des Gesetzartikels II können 
fuigcndonuaöötiii zus;innn<-iigi>{aj*bt werden. Das Rechtsverhflhni>s 
zwischen dem Landwüte und dem landwirtschaftlichen Arbeiter 
beruht auf oinom nnrh freiem Übereinkommen - welches jedoeii 
dem Gesetase und den statutarischen Bestimmungen der aut iuomeu 
Verwaltung nicht derogieren kann — getroffenen, s< hi-iftiichen 
Kontrakte. Ein solcher Kontrakt kann — bei Verlust des admini- 
sttativen Sohutses — nur mit solohen Aibetteni geschlossen werden, 
die ein Tom Ortsrorstande kosten- und gebübrenlos aussusteUendes 
Certificat aufweisen. Der Kontrakt ist in der BiogeL vor dem Orts- 
▼orstande in zwei IBxemplaren auszustellen, deren emes dem Arbeit 
geber, das andere dem Bevollmlohtigten der Arbeiter Übergeben 
wird; die Kosten des Kontraktabsohlnsses trägt der Arbeitgeber. 
Wß ist dem Ortsvorstande versagt, bei dem Abschlüsse eines Kon- 
traktes mit zu wirken, dessen Bestiniinuniien dem Gesetze wider- 
sproehen. wenn ilif Aiheiter kein Certificat besitzen üd«i* nach 
Wisüün des Ortsv< irstandes sich schon anderweitig kontraktlich ver- 
pflichteten. Ein tlem Gesetze entsprechend geschlossener Kontrakt 
kann einseitig nur in dem im Gesetze taxative aufgezählten FftUen 
gelöst werden. Es ist ausdrücklich — bei Haftetrale bis eu 
30 Tagen und Geldstrale bis «u 600 Kronen — untersagt, den 
Aibeitelohn der Arbeiter und deren Naturalversorgnng ndt Spiri* 
tuoeen oder Waren abeuldeen, die Arbeiter mit Anweisuni^ tu 
bezshlen oder sie dazu anzuhalten, dass sie ihre LebeDS- oder 
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Bekleidungsmittel vom Arbeitgeber oder demjenigen besorgen, an 
den sie vom .Vi'beitgeber gewiesen werden. Gleichwie der Arbeit- 
geber verpflichtet ist, die ilim kuutmküich verbnndciieii AilK'iter 
anzunehmen und ihren Lohn pünktlich auszuzahlen, so ist es aiu h 
die Pflicht der Aibeitei-, zur Verrichtung ihrer Arbeit sich pünktlich 
eimsiiBtellen und den Arbeitsplatz nicht zu verlassen, widhgenfalls 
iie ungeachtet der strafreditlichen Folgen ihres YerbaLtens — Haft- 
stnfe bis SU 60 Tagen — mit BnchiaJgewalt sar Aufnahme der 
Arbeit geaswoiigen werden kOnnen. Zur Yerhütong mes IGb»- 
hranchea der amtobehördliolien Intervention dient die Beetimmang, • 
der 2a Folge der Arbeitgeber, ireksher ohne gesetzUohen Qrond 
die YoiflÜining des Arbeitare eixiringt, mit Haft bia zu 30 Thgen 
und Oeldatrala Üb 600 Kronen beetxaft wird. Auch ist der Arbeit- 
geber berechtigt, an Stelle der renitenten, die ErfQllung ihrer 
Pflichten verweigernden Arbeiter andere aufzuin lnnen und zur 
Sicherstellune: seines S( hudoiis den I johii und diu bicherheits- 
leistungeu, sowie das mobile Vormr.^ren der Arbeiter denselben 
vorzuenthalten, doch muss er zur ij'eststellung seines Sdiaden- 
anspruches das behördliche Verfahren binnen 3 Tagen einleiten. 
Die dem Arbeitsverhältnisse entspringenden Forderungen der Ar- 
beiter — inlclusive ihrer Kautiou — können weder zur Deckung 
fiskalischer^ noch privater Ansprache beechli^ahmt werden. Der 
Yerhfttung der Strikea sollen folgende Bestimmungen dienen: Die 
YenhBSduqgen zur Erzwingung der ArbdtslShne durch allgemeine 
Ehistelhuig der Arbeiten oder durch welche den stiikenden Arbeitern 
üntSEStHtzung, den anderen SchAdigung ihrer materiellen Ihterassen 
in Ausaioht gesfeUt werden, haben keine Wiitoamkeii Wer im 
Interesse des Strikes die Arbeiter in ihrem freien Entschlnsse 
hindert oder zu hindora sucht, imter denselben falsche Nachrichten 
verbreitet, Geldsammlnngen. Zusuninieiikünfte veranstaltet, an solchen 
teilnimmt oder zu scth-ht-n »eine Lokaiitüleu ül>crlässt. ferner, wer 
die Arht itei- dazu ermunfei-t, dass sie keine (Jertitikate lösen, die 
Formalitäten des Jtontraktsehlusses verabsäumen odor den Kontrakt 
nicht einhalten, wer dif Arbeiter, die sieh bereits vei-pflichteten 
oder doch dazu bereit aind, doshalb bedroht oder verletzti den 
koQtEaktbraohigen Arbdter Öffentlich lobt oder für ihn Sammlungen 
veranstaltet: wiid wegen Übertretung mit Haftsteafe bis zu 60 IVigen 
und Qeldstisfe bis zu 400 Kronen bestiaft. Aus den Geldstrafen 



Digitized by Google 



— 922 — 

i&i io jeder Oemeimlo ein rar Uütetstölziiiif der Aitoter beelinuiiter 
HttUafoDd za faüden. 

Wenn ee aiicn mchl geknguei werden kann, da» dies Oc a eU 
noch immer im Baime jener Staetedoktrin eleliti wtkhb jedes 
Zqgeettodiut an die arbeiteDde Klane neimehr als ein gniemnttjgee 
Oeachenk, denn ala ein anf dem Muipe der O eg ma eitigfceit 
bemhendea Beeilt der Arbeiter im Veililltniaaa sa den Arbeitigebetn 
betiai^tety waa auch in dem Umalande som Anadnick gelangt, daaa, 
wihrend die Übertretnngen des Oe e ctica dmcb den Arbeitgeber 
der Kegel nach nur mit Geldstrafe, blos in zwei FEllen auch mit 
Haft bis zu 30 Tagen bedroht werden, jede Cbertretnnff seitens des 
Aibi itrr-- ;tU;r ohne Aufnahrae mit Geld^trrife und Haft iho^tnift worden 
8f>ll, deren Dau**! l'i- zu 60 TaeY»n ^xMinj«>s>eii werden kaiiii, — so 
darf es d<x;h nicht verkannt werden. 1 das Gesetz einen nicht 
SU unterachfltxenden Bozialistiaohen Oitropien enthält, indem es die 
Arbeiter gegen die Ausbeotung seitenß der Arbeitgeber in einem 
bisher aobekannlen Masse schätzt und sie mit den Rechten einea 
wenn auch noch immer nicht i^eichgealellten, so doch mit yonoU 
liehen Eautelen geechlttsteD Kontrahenten beUaidet Hs ist an 
erwarten, daas die nngarisohe Geeet^gebong «of dieaen Pfaden 
weiterschreitend eich anf allen Gebieten dea Arb^terwesena atetig 
SU jener H51ie dea modernen Zeitgeistea emponcbwingen wird, in 
welcher die physische Arbeit im staatlichen öemeinlebcn den ihr 
gebQhrenden, geachteten \inui: einnimmt. Manche erfreuliclic An- 
zeichen deuten bereit« Mnvr rkrniiliar darmuf hin, dass wir auch hier 
zu I^nde nach Über\vi)iduiig des „priiicipiiö obsia auf doin l)*-*5!tjen 
We^e licuMitlen sind, an Strllt- der Fnrrhl vor «]en sozialistii^chen 
Ansprüchen die Achtung vor denselbeo, ihre gesetaikhe Kespektieruag 
treten zu lassen. 

Und nun einige "Worte über jenes Gesetz, welches, angefacht 
doroh gehtesige Verlenmdangen Ton Seiten der ungarisohen fremd- 
sprachigen Nationalitftten, vor allan der siebenbUrgiadhen Snohsen, 
im deutschen Reiche so viel Staub aufwirbeln maoliie^ den Qeseti- 
artikel IV er 1898 über die Ortsnamen. '§ 1 dieaea Geaetass 
enthalt das ganz natürliche und selbatTeratandliobe Frinzip) dem^ 
sufolgo jede Ortschaft nur einen offinellen Namen führen kann. 
Wer da weiss, dass nicht nur in den von mehreren Nationalitäten 
bewolmtcD Teilen des L^des beinahe jede Ortächait aut^r Uttiii 
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^iT*tpfny^*»" auch einen deutschen, Blavischen, i-umänisoben, Berbiscbea 
Namen fBhrt, ja selbst die Haupt- und Residenzstadt von den 
DeatBohen^ bald einCach Pest, bald Ofen-Paet, Ton den Serben 
Bndlmpest genannt wird, den wird es niolit Wunder nehmen, daaa 
man ea an der Zeat fimd, diesem Unloge wenigstens im amtUolien 
Yeikehre, im Amtsstyl ein Ibide m setsen. Ist es dooli für einen 
eoaveninen Staat geradeEn beBÖhftmend, wenn seine Ortschaften im 
allgemeinen, auch im internationalen Verkehr die mannigfaltigsten 
Namen führen, nicht 1-losse l'bei-sotzuiigen ihrer Benennungen in 
der Staatüspraclie. tioiideru selbständige, mit den letzteren in gar 
keinem Zusamnienliange stehende Namen. Wenn aber im Auslande 
die alten unganscheu Kriinungsatädte Sz4kefi£ej^r?är und FoBzony 
stets Stuhlweissenbiiig und Pressbnrg genannt werden, wenn die 
diplomatiBohen Koten statt Biftseö: Kronstadt, statt "Kagysseben: 
Hecmannstadt, an Stelle Szabadka: Sabotioa eto. snfOhren, dann 
wfirde ein IVemder kaum m dem Einfidl gelangen, daas es sieh 
hier am Stidte des imgaiischen Staates handelt ünd wenn ein 
jeder konsoüdierCe Staat darauf bedacht ist, das nationale Gepräge 
auch in seinen äusseren Erscheinungen zum Ausdruck zu bringen, 
«laiui ist dies in Ungarn geradezu ein Postulat der Selbsterhaltung, 
der Geltend niacliung des selbständigen, besonderen Staatenwesens. 
Die staatsrechtlichen Bande, welche die beiden Staaten Ungarn 
und Österreich au einander knüpfen und dieselben äusserlich zu 
einer einheitlichen Monarchie gestalten, sind erlahrungsgemäss all* 
susehr geeignet, das Verh&ltnis dieser Staaten zu einander au 
^veidankelii und Oogam fiUscUiöherweise in die Bolle eines 
intsgfieienden Teiles des Kaisertumes Österreich zu versetzen. 
Ist ea doch z. B. im Detitschen Beiche sozusagen allgemeiner usus, 
unter dem Sammelnamen Osterreich auch Ungarn zu Terstehen und 
die deutsche Tagespr» sse spricht — mit wenigen hier dankbarst 
gewürdigten Auöualinien — nur dann von speziellen ungarisehen 
VeihiUtnissen und Angelegenheiten, wenn es über dieselben wenig 
Schmeichelhaftes zu bericliteu giebt. Bei soleher Saehhige kann 
nur Voreingenommenheit und Gehäaöigkeit daran Anstoss nehmen, 
dass es die ungarische Qesetzgebung an der Zeit erachtete, Mass- 
nahmen zu treffen, damit der nationale Charakter des Staates auch 
Susserlich, in der offiziellen fienennung der Ortschaften zum Ausdruck 
gelangte. Dass dieser Toigang separatistisohen Tendenzen wenig 
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nach GcsfhtDaoke war, kann alleitlings nicht Wunder erregen. Die 
an Zahl ebenso getringen, wie jkultui*8tarken Sachsen des äasögoa 
Tnmasylvaniens, die daich staatlicti garantierte Privilegien gn»- 
gesQgen in vieler Hinsicht aach heute noch die RoUe der Tenrinuitai 
Kinder spielen und, in dem Wahne, in Ungarn ein IfiniataMHw- 
Deutschland su bilden, in ihren Ansprüchen eines Staates im Stute 
sich gekränkt fohlen, wenn ihie Residenzen auch in ihren effineUen 
Benennungen als Städte jenes Staates ersdieinen, unter dessen Fittigen 
sie zur Bliitp, zu StÄtten eines reichen Gemeinwesens f^eworfleu sind; 
die RuiiiäiitMi dos l,aiidoR. die hyj)m)ti>it''rt durch dfm Srhlair^'ort d»^ 
I)alvoromatii>mus von d. r \Viedei'eMiehtung eines rüiiiiöclien Keirüea 
auf d«Mi Trdmoiem des ungarischen Staates träumen: sie sahen leicht 
begreiflicherweise in der Magyarisierung der Ortschaftsnamen eine 
Yet^ewaltigung ihrer eingebildeten Sonderrechte und Sonderstellung 
und posaunten, rerbfindet mit den fftr die Idee einer OsterreichifidieH 
GoBamtmonarchie schwärmenden Elementen, durch die auaULadisohe 
Fiesse HOlferufe in die ganze Welt gegen den magyarischen Ghan- 
vinismus. Und es ist tief 2u bedauern, dass diese ebenso grond* 
losen, wie anmassenden Notsignale gerade in der Pnbüisistik jener 
grossen Nationen einen lebhaften Widerhall faiKlcu, welche an der 
Spitze dpr iiutionalen Einheitsbestn^^bungen schmitend separatistische 
Aspirationen in das Gebiet des T^andrsverrates weisen und im 
Interesse der Einheitlichkeit und der ausschliesslichen Herrschaft 
der Staatssprache jedes Opfer zu bringen bereit und entschlossen sind. 

Wie unbegrOndet aber die gegen den IV. Oeeetxartikel ei 
1898 gerichteten Angriffe, wie haltlos die gegen denselben rei^ 
lautbarten Argumente gewesen sind, ist aus dem Texte des Oesetsefi 
selbst ersichtlich. Indem nämlich das Mmisterium des Innern disii 
berufen wurde, den amtlichen Kamen der mehrfach benannten Ort- 
schaften festzustellen, ist es zugleich zur Pflicht desselben gemacht 
■worden, in Ausübung dieses Rechtes die betreffenden Ortschaften 
zu befragen unil tlei-en Wunsch in den Sclimnken der Landes- 
interesvsen nach Möglichke it /m berücksichtigen. Audi bleibt es 
freigestollt. selbst in den für den öffentlichen Schuluntenicht be- 
stimmten Lehrbflclipru und sonstigen Dnicksachen neben dem Anjts- 
namen der Ortschaften auch deren historische oder in den allge- 
meinen usus fibergegangene Benennung als Kommentar anzofOhreo, 
sowie in den 5ffentlichen Urkunden, in denen der Qebcanoh dei 
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offiziellen Namens der Ortschaft' n oltligatoriach ist, daneben in 
Klammern auch andere gebiftuchliche Benennungen derselben zn 
gebnucheit 

Eb mag dahingestellt bleiben, ob die SohafFong des Qesetoes 
zeitgem&ss und opportun gewesen) ob ein augenblickliches Be- 
dflrfoiss vorUig, die Empfindlichkeit der ungarischen Nationalitftten 
EU provosieren und ob es nicht klüg^cr und staatsmännischer 
gewesen wäre, diese Reform auf spÄtero Zeiten zu verRchieben, 
wenn der innere essentielle Verkittungsprozess zwischen den viel- 
spiticliigeu Nali"iia!itätf!i nnd dt'iu herrsr Iu'IkIv'Ii Vdlksstammf» weiter 
fort?reschritten sein wird, al» e« h^'ut.' der Fall ist: ktino;* 
Jj'alles aber kann das Gesetz als ein Oewaltakt, eine Ontertirüekung 
der mf'ht ungariseli sprechenden Nationalitäten «seitens des Staates 
au:^fa.s>t w rden und gerade die Oeh&asigkeit, milder die letzteren 
dieses Gesotz empfingen und im stammverwandten Auslande zu 
iniaskreditieren bemüssigt waren, sie liefert den kräftigsten Beweis 
dalfir, dass den politischen separatistisohen Gelflsten, die nnbe^ 
friedigt durch die ungehemmte, freie Eiiltiirentwiokelung der 
Nattonalitfiten selbst das gute Recht des Staates in Zweifel ziehen, . 
in sdner äusseren Gestalt als einheitlicher ungarischer Staat su 
erscheinen, dass den nach staatsrechtlicher Sonderstellung gravi- 
tierenden Aspirationen auf das entschiedenste, auch mit kräftigeren 
Mitteln entgegengetieten werden müsse, als mit der Majjj arisiei'uug 
der UiLöiiJimeu. 

Der IX. Gf'f=?etzartikel inartikuiierte den y.\visrhpii dor uncmri- 
sclien Regierung und der \mgarisch-orientalisclien Seeschitlkhrts- 
Ai^tiengesellschaft auf zehn Jahre geschlossenen Vertrag. Zweck 
desselben ist die Si> borung eines regelmässifren, jährlich 36 F iln ten 
umfassenden DampfachifffiahrtaTerkehrs zwischen der Bonauhafen- 
Btadt Oalatz und Eonstantinopel mit BerOhrung der Hafenstädte 
Sulma, an der DonaumAndung ins Schwarze Meer, Gonstanza oder 
IVikolajew, Warna und Burgas am Schwarzen Heeie. Auassfdem 
verpflichtete sich die Gesellschaft, auf Aufforderung seitens der 
Begierung, den Bereich des regelmässigen SchifTverkehres mit Be- 
rflhrung der kleina8iatisc;hen imd der syrischen Hafenplätze dner- 
seita bis nach Alexandrien, andoi-orseits mit Berührung türkischer 
und griechisch» 1 li;if«'üj>l;it7e bis nacii dem peleponnesischen Hafen 
Patius auszudehnen. Die üciiellßchaft ist fen^r verpilichtet, auf 
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Wimfich der kOnig^I. ung. Staatsbahnen im Interesse des ungarisckeQ 
Esportes ^em unmittelbaren Frackttaiif suzustimmen, damit dk 
Watm 7<m den ungarischen Stationen aus direkt in jene HHübd 
befördert weiden, welohe die Schiffe der Qeeellachaft ankufot; 
^eiohxeitig wurden die von der GeeellBchaft zu beanepnidundea 
Mazimaltarife feslneBtellt Sitz der GeeeUechaft ist Budapest; iB 
Galacs ist sur' Ldtung des UnteraehmenB eine Agentur su er> 
riciiten. 

Es bedarf wohl kiviiui einer weitläufigen Erört^ning. dass der 
Zweck dieses Gesetzeü die Sicherstellung des immitteilai':'n uiaii- 
tinien Handelsverkolires zwischen Dugara und dem Orient, die 
FGrdei'ung des ungarischen Exportes dahin bildet Inmitten des 
rieeenhaften Yolkswirtschaftlichen Auisohwunges der Kachbailftoder 
ist es gecadesu m Lebensbedingung Ungarns gewordeBf sich AfasMi- 
gebiete seiner liberwic^nd landwirtoohafdicfaen Produkte und sa 
geringem Tale auch Industrieartikeln su sichern. Der geogrmphiadMB 
Lage nach ist Ungarn zum Vermittler zwischen Oodident und Orieat 
geschaffen, und der letztere das natfirlichste Absatzgebiet Unguns: 
dasselbe zu erobern soll die Aufgabe jenes vom friedlichsten 
Geiste geleiteten Feldzuges sein, den der Staat mit dorn IV. Oes- tz- 
artikel 1898 eröffnet hat. Reiche, milchtige Nationen er>trrrkefl 
ihre kräftif^'en Arme gleich niässic: tun junc^raTilich nnherühne und 
inmitten chinesischer Mauern erschlaflfte, entnervte AVeltteile; arme, 
kleine Volker, nur in der Entschlossenheit stark, leben imd mit 
dem Zeitgeiste fortschreiteil zu wollen, sie mfissen sich nul den 
zunSohst liegenden Schätzen begnügen, wenn dieselben auch aodi 
80 bescheiden sind. Doch stille stehen, mflssig zusehen dem Welt* 
yerkefare in smnen bisher ungeahnten, ungeheuren Dimensionen, vi» 
gleichbedeutend mit dem wirtschaftlichen Yeifedl, dem materieUm 
Konkurse, welchem der moralische, der Zerfall auf der ganzen Linie 
auf dem Fusse folgt. Die Zukunft wird es zeigen, ob der neueste 
Versuch zur Heining der heimischen Limdwirtücliaft, deren Produkte 
mangeis entbprtchender Ahsat/ireltiete in Erwartimg der letzteren 
die Speicher überfüllen und zur Förderung einer bescheidenen 
Industrie, der im verbündeten ÖsteiTcich ein. umso gr-fahrücherer 
Rivale gegenübersteht, als Ungarn selbst von teterreiohiachea In- 
dustrieartikeln überfluthet wird, zu jenem wirtschaftlichem Aa^ 
Schwünge führen wird, ohne welchen die Perpetoieruag da 



Digiiized by Google 



— 927 — 

tinlengbaren volkswirtschaftlichen Niederganges, der allgemeine 
Pauperismus im Ijunde uk befürchteu, luau küiiiito sa^eu, mit 
Sicheriieit zu erwarten ist. 

Zur Vereinfachnncr und Bpsehleunigung der Reohtsspi-echung 
ist der Gesetzartikel X bestimmt, weiciier eiueü bedeutenden Teil 
jener Rechtssachen, die bisher bei deu k. Gt riclitßhöfen — deutschen 
Landg^chten — im Senate von drei Riohtem erledigt wurden, 
der euueLriohtarliohen Erledigung BufQhrte. 

Hit dem GeieCzartikel XIV wurde — jülerdings nur teilweise 
und in eehr besdirSnlrteni Masse — eine Schuld der 1848er Gesetx- 
gebung eingeUJet. Wenngleich nflmfich der XZ. Gesetsarttkel 
ex 1848 die impemtive Bestimmung enthält, der zufolge die 
kirchlichen und Schulbedttrfnisse der rezipierten Konfessionen — zu 
den.'n aupser d^r hishin hei rsclienduu löin. katlioliKchen Kirche, 
die griechisch katholische und t^i-ic<-hiRch niclit unicrte, die 
testantiöi ho Religion beider KonfesÄiuuen, jene der Unitarier und 
seit dem Gtesetzartikel XLII ex 1895 die jOdische Religion gehören — 
ans Stutonitteln zu beetreiten sind, blieb dieser legislatorische 
Gedanke bis in die allemeueste Zeit auf dem Papier und neben den 
ungeheuren 0fltem und Beiohtflmem der rOoL kath. Kirohe, welche 
den katholischen Kirofaeniflrsten wahrhaftig fürstliche jährliche Bin* 
kommen bis su einer Ifülion Kronen Bichem, war den aussoblieaalioh 
aus den mehr al« beschränkten Mitteln der Eirohengemeinde b©- 
HoMcten protestantischen Geistlichen nicht einmal das Kxistonz- 
oiiüimum gesichert. Wenn «ialiei Ijerücksiclitigt wird, dass die 
protestantischen Seelsorger diesell»eu kultnrcHcn und ethischen Auf- 
gaben ürfülleu, wie die katholischen Priester, dass selbst die kleinste 
protestantische Gemeinde eigene Volksschulen, in den Sf.llten zu- 
meist auch Mittelschuleo erhält, wodurch eine nach j&lirlichen 
Millionen su sohAtaende Last vom Staate auf die piotestantiachen 
Konfessionen flberwfllst wird: dann bedarf es zur Ghaiakterisierung 
der stiefmatterlicfaen Behandlung der protestantischen Kirche seitens 
des Staates gegenüber der glSnzenden Maohtstellung der rOm. kath. 
Kirche keines weiteren Kommentarea. Auch das vorliegende Gesetz, 
zu dessen Schaffung die kirchenpolitischen Reformen aus dem Jahre 
1894. — Einführung <ier allgumeinen obligatorischen Civilelie und 
der Btaatlichen Standehregister — durch weh lie das Einkommen 
der Seelsoiger in nicht unerheblichem Masse geschmälert wurde, 
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mit zwingender Notwendigkeit iObiton, «uoli dioNB Oesete ist mdit 
mehr ala ein Yerl^genheit^gesetS) dne weoigw als maaaige IM- 
Zahlung auf das in der 1848 er Qeaetsgebung promnlgiarte Pmnip. 
Im Sinne dee Oefletases BoUen binnen 9 Jabien die Gehiltar der 
nicht katholiBOhen Priester, wenn dieodben uMgarisohe Sturfs- 
angeliürige sind, aus Staatsmitteln bis zu 1600 Kronen, mangeis 
der vorgeschriebenen Quuiiiikation — deren Fälle bei «Ion irri«3chisch- 
kaüiolischen und den jüdische« Gcistliclion vorzukoiuuieu pflegen 
— bis zu "^OO Kronen ergänzt wenlen. Fürwahr von west- 
europäischem Staudpunkte aus betrachtet, ein Mitleid err^oder 
Fortaohiitt, dessen Bedeutung nur bei Eenntniss des hisberigaa 
EUendes der protestantiaohen Gfeistliohkeit gewQrdigt werden Jam^ 
demgegenüber das MinimslmnkDmmen Ton 1600 Kronen als eins 
glSnaeode jBhDStens ecsofaeint. 

Daes dieser Kraftentfaltung der ataatUohen Protektion in den 
Ctoaetzartikeln XVI tmd XVIL eine Erhöhung der Spiritus-^ Zncker- 
und Biersteuern auf dem Fusse folgen musste. kann nur denjenigen 
in Erstaunen setzen, der es nicht weiss, dass l n^arn heute bereits 
ein armes Land ist, dessen beste Kräfte der Moloch des Militaris- 
mus verRchlinp:t. Zniii Höweise des Rehnuiiteten diene der ©iii- 
zis;i\ jf denfails charakteristische Umstand, das», trotzdem es kom- 
petentesten Ortes nicht in Zweifel gezogen wird, dass die Gehälter 
der Staatsbeamten indosive der Richter bo besdiämend gering nnd, 
wie in keinem Enlturstaate des Erdbodens und die Begienmg in 
Parlnmente die ErklAmng abgabt der su Folge die materielle Qkk^ 
steUnng der ungarisohen Stuitsbeamten mit den QaterreichiaGta 
eine jfthrliofae Mehrausgabe von 35 Killionen Kronen yemnadisn 
würde, trotzdem die materielle Lage der Offiriere des Heeres eia- 
gestanderuMiiiassien bisher schon eine t^iinütigcrc war. als jene der 
civiltMi Staatsl>eanitiMi : dass desseiiUDL^eac-litot der Gehalt der Offiziere 
Sowohl im ^;elneiIu'^alnen Heere al» auch iu der Landwehr v>>ra 
I.Januar 1900 an ganz bedeutend, stellenweise enorm erhöJit. hin- 
gegen die Verbesserung der Beamtengeb&lter auf unabsehbai ferne 
Zeiten verschoben wurde. Ist ea bei so einem herrschenden Zfit- 
geiste nicht geiadesa rOhr^d, wenn der Stent noch mnige fieUer 
für die hungernden protestantiacben GeiatUolien erCUhiigle, die dooh 
schliesslich nur ein ParasitendaBein fOhien und niohtB uMhr, ab 
Kulturfahrer, ethische StIltieD des YoJkeB liiid?! 
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Einer ünmer mehr tlberfaaiidiMhiDeiidan Devaebiiion der 

"Waldangen in steuern und eine rationelJe Verwaltung der WlÜder 
zu sichern, ist als Ergänzung: des Waldgeset/CvS .XXXI ex 1879 der 
Gesotzartikel XIX ex 1808 berufen, durch welchen der Staat er- 
Biäciitigt wurde, zur Sieljerung des an der Erhaltung der Wälder 
gelegenen allgemeiuen Interesses die Verwaltnug der nicht im 
Staatlichen Besitze befindlichen Wälder zu übernehmen, selbst^ 
▼entftadigerweise, ohne dass hjerduroh das lägentnms- oder Nttts- 
nieMimgarecht der Besitzer berfthrt wnide. Das 1879er Wald- 
geeeCz aetste fOr die Verwaltung der Wftlder, welche aioh niöht im 
Privatbedtse befinden, einen allgemein bindenden Wirlaohaftaplan 
feet und veipfliohteie die ESgentOmer anr Haltung einea gesohulten 
Fachpersonals. Da diese Verpfllohtang nnr mangelhaft erfQllt 
wurde, erforderte es das allgemeine Interesse, die unmittelbare 
Aufsiclit des Staates zu begründen, welcher dieselbe» dureli eigene 
Orj^ane und Behörden anpübt. zn deren rnterhaltuugökosten die 
Eigentümer mit einer von fünf bis zu fünf Jahren feetsuBtellenden 
Pauschalsumme beizusteuern verpflichtet sind« 

Der Oesetzartikel XXI 7erdieDt wegen seines teilweise sozial- 
politisohen Inhaltes ganz bssondere Besohtung. Indem nimlieh 
mr ^chmSssigsn Verteilung der Kosten einer OlfeniUchen Eranken- 
pflsge die Bildung eines Landesfonds aus Steuerbeitifigen be^ 
echlosaen wurde, ist derselbe zugleich sur Deckung der durch die 
fSrhaltnng und Bnstehung gefundener und verlassener Kinder unter 
7 Jiüiren erwachsenen Kosten berufen worden. Wenn man in 
Betracht nimmt, dass die Frage <les Kinderschntzes trotz der er- 
schrockendeu Mortalität dor Kindr-r, der immer nifhr nnwachseiiden 
Kj-miiualität des jugendli< lien Alters bisher ausschliesslich ein 
dankbares Gebiet der geeellBihaftliehen Fürsorge gewesen, da die 
Bestimmung des Gesetzartikeis XIV ex 1876 (§ 140 Punkt a), 
demzufolge jede Gemeinde für die Srhaltung der Slndlinge zu 
«eigen hattei niemals eingehalten wurde: dann ist es nicht schwer, 
die Tragweite jener gesetzlichen Bestimmung entsprechend zu 
'wllidigen, laut welcher wenigstens der im engsten Sinne genommene 
Kinderschuts unter staatliohe Autoritit, in staatliche Verwaltung 
übernommen wurde. Als erster Schritt zur allgemeinen, auf das 
ganze Gebiet der bisher gänzlich vernaclilässigten protection ilo 
leofance sich erstreckenden Keform auf einheitücher, ubiatlicher 
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OroiidlAffe unter staatlicher Kontrolle, laum der Wert, die Trag- 
weite dieaee Qeeetna moht booh genug geechilzt weideo. 

Einem durchat» praktiaohen, aktneUen Bedürfoiaae volkawirt- 

schaftlichen Charakters wird der XXTH. Geeetzartikel „Ober die laod- 
wirtschaftlichen und iiulustriellcii Kroditgenossenscluiftcir^ gerecht 
Wie es der Titel des Oe«tetzes sag^t, ist der Zweck desselben die 
Frirdonm^j \ind Eilcickteruug di36 laiuhvirtS(;hjiftIi(:lion und üidustri- 
eJleii Kredits auf gonossenschaftlichiMii Wt L'^e. Kroditjrenossenschaften 
zu dies» m Zwecke, welche im Wege freiwilligen Beitrittes der im 
Bezirke derselben wohnenden majorennen physiBolien oder aber doct- 
Belbst existierenden juristischen Pcrstmen onter behördlicher Kcn- 
trolle gebildet aind und stellen, genieaaen atantUohe Begfinatigangen 
(teilweiae Steuer- und Qebflhrenlieilieit). Der Beitritt eifolgt dnich 
TOiiMliliing eines oder mehrerer OeaoiritftaantBüe, wdolie auf den 
Namen der Mitglieder an^gealellt werden und hOohatena 100 Snwen 
betragen dOrfen. ITQr die Geaobftftaanteüe werden keine Zinsen 
gezahlt nnd ee gelangt bloa der reine Gewinn des Qeaohiftqahres, 
nach Abzug der für den Reservefonds bestimmten Summe, znr Ver» 
teilung an die Mitgliedei'; Iiis der Reservefonds die Hrdfte iles Noiuiual- 
wertes der gesamten Geschäftsanteile erreicht, müssen 10% des 
Reingewinnes dem Reservefonds zupefüiut worden, nacli diesem 
Zeitpunkte dient der ö^*/^, übersteigende Heingewinu zur Erlinlmug 
deaeeUien Fonds. Jedes Mitglied ist für die Verpflichtuugeii der 
Genossenschaft bis zur fünffachen Summe seines Geschäftsanteiles 
haftbüTi doch kann in den Statuten diese Zahlungspfltcht bis zur 
sehn&ohen Summe des Qeaohftftaanteilea erhöht werden. Die 
Statuten Jeder im Sinne dea Geaetsea konstituierten KreditgenoaBeo!- 
aofaaft mflaaen die Bestimmung enthalten, dass nur Mitglieder die 
Wiriuamkmt der Oenosaenschalt in Anapmoh nehmen kOnnen, doch 
ist es nicht auageadhloBsen, daaa Spareinlagen anoh ?on Nioht- 
mitgliedem angenommen werden, deren Kredit gleiohIhDa in An- 
spruch genommen werden kann. Die Maximdtramme des eineeinen 
Mitgliedern gewälubaren Kredits und dessen nähere Bedingungen 
sind in den Statuten festzustellen. 

Zur Fürdemn.?, «sowif» 7nr Bf^frifdijruiJL'- ')<t Kreditan^prüehe 
der auf Grund dieses Gesetzes gebildeteji K reoitgenosseuschaflen 
wird in Budapest eine Landes- Central -Kreditgenossenschaft errichtet, 
deren Mitglieder teils gründende Mitglieder aind, die cur Bildung 
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des Stammkapitals der Centralgenosaeuschaft mit einem oder mehreren 
Stiftungs-Geschaftsanteilen beitragen, teils ordentliche Mitglieder, das 
igt ßolclie landwirtschaftliühe und iudustiielle KreditgenossenBohaften, 
welche siob im Sinne dieses (j^esetzes konatitnierten und auf Qnmd 
eines Besohlnssee ihrer Oenendvefsanunlnng mit Zeichnung snmindest 
eines Oesohfiftaanteiles in der Hftbe von 200 Eionen der Centnd* 
Kredilgenossensduift beitreten. Die grflndenden MMgUeder haften 
nur bis zur HQhe ihres Stiftungs-OeschSftanteiles und haben ausser 
der statutarischen Rflckzahlung desselben — "welcher wenigstens 
1000 Kronen betiagen muss — blos auf A% des Reingewinnes 
Aiisjiiucii ; die onleiitlieheu ^iitglieder sind für die Verpflichtungen 
der Centrrilgeiiosseii.seliaft hi? zur fHiifftichen Summe ihres (lesehäfts- 
anteileö haltbar und partizipieren mit 4% an dem ßeingewinne. 
Die Geotralgenoesenschaft übt über die Geschäftsgebaluiing der ihr 
beigetretenen Genossenschaften ein weitgehendes Aufsichts- und 
Conliollreoht aus und entsendet in die Direktion und den Aufsichts^ 
rat derselben je ein Mitglied. Die Qeschflftsgebsbrang der Centn!« 
genossenschaft, an deren Spitze ein Tom E5nig ernannter Piftsident 
und swei ^on der Regierung ernannte Vioe-Prtsidenten stehen, ist 
der Aufsicht und Kontrolle der Regierung unterworfen, welche zur 
Centraigenossenschaft einen Regierungskoiuinisijär delegiert, dem das 
Recht zusteht, gegen die gesetz- oder statutwidrigreii Besi ldüsse der 
Generah ersammiune: und df»r Direktionfesitzuiigfii Protzt zu erheben, 
wodurch der Vollzug des beti-effenden Beschluasea bis zur Eiit- 
soheidung der Regierung suspendiert wird. 

Die Central - Kreditgenossenschaft ist zur Emission zins- 
tragender und der Amortisation unterliegender Obligationen bis 
zm flöhe jener Schnldforderongen berechtigt, welche auf sohrtft* 
lieben Schuldscheinen der lütglieder gegenüber den dem Yeibande 
der Centzalgenossenschaft angehörenden Genossenschaften fundiert 
nnd, wenn diese Forderungen auf die Central-Kreditgenossenschaft 
unter Zalilungsbürgschaft der betreffenden Genossenschaft über- 
tragen werden. Zur Sicherstellung der von der Ceutial-Ki'edifc- 
geuosüeubchaft euiittieitoii Schuldoblic:ationen mnm ein bejioiiderer 
Fonds gebildet werden, dessen Miniinaihohe 3 Millionen Kronen 
beträgt und zu dessen Verstärkung ein bestimmter Prozentsatz des 
Beingewinnee verwendet werden muss; der ^Tennwert der emit- 
tierten Obligationen darf das Zehnfache des besonderen Siciierheita- 
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londs nklit IlbenteigeD. Zur GiUndung dieses Fonds steiQi die 
Begierang der Central-ErsditgenosBeiisohaft 3 HiUioneii Kroaeii tat 
Yerfngiing, welche Summe im Falle der Uquidttioii dieser Genoesen- 

sohaft nach Befriedigung der GUlnbiger an den Staat sorficklült; 
die Interessen dieser Summe können so lange, als die Uuterhalts- 
kosten der Central-Kreditp iiossrnsohaft aus deren Einnahmen nicht 
bestreit l'Jir sinii, zur Deckuug jenei- Kosten vorweüdet wvnl'"'n. 
Gleich ztMtiir orliielt die Regierung die Ermäditipuntr. 7.um Giiind- 
kapital der Coiitral-KVflitpenossenschaft dim^li Einzaiilung von 
Stütunps-Gr sf liüftsaateilen bis zw 1 Million Kronen beiztiti-agen and 
an den Oründungs- und Organisationskosten mit 100000 Kronen 
teil zu nehmen. Dss Qedeiheo der ine Leben geniioDen Institution 
mUglichst SU fOrdeni dient sohliesdich die Bestimmung, daes die 
Regierung den Gemeinden gestatten darf, aus ihrem Vermllgen 
Oesohflltaanteile bei den in ihrem Besdrhe wirksamen Kredit- 
genossenschaften, so auch bei der Oentml-EredHgenossensohaft 
Stiftimgs-Gesohftftsanteile su zeichnen, femer, ihr Vermögen in 
den Ton der Central -Kreditgenossenschaft emittierten ObUgatioiien 
zu iijveätieren. 

Bau Gesotz hat für ganz Ungarn inklusive Ki"oatieu und 
Slavonien Wirksamkeit 

Im Gesetzartikel XXXI wurden die Bostiniinungcn rlor am 
3. April 1894 in Paris geschlossenen intcuiationalen Konvention 
über die Vorsichtsmassr^cln gegenüber den naeli Mekka veran- 
stalteten Pilgerfahrten und die im persischen Meerbusen zu orgnni- 
sierenden sanitlren Massregeln, sowie die auf Wunsch Englands 
als Adnex der Konvention vom 30. Oktober 1897 datierte 
firklAning inkorporiert Die erstgenannte Konvention inirde aar 
verfassungsmSssigen Inkoipozierung In die Beihe der Geeetn dem 
Reichstage bereits am 28. Mftrs 1895 vorgelegt, daselbst auch 
mr Kenntnis genommen, do<di musste die Sanktion des Gesetnes 
infolge Weigerung Englands, der Konvention beizutreten, was eine 
Vorzogerunf»- im diplomatischen Austausche der Bekräftigungsdokii- 
mente zur Folge hatte, so lan^f» ver54f'hol)eii werden, bis die 
Zustinuiumg Grossbritanniens durch die iirklärung im Jahre IS97 
erkauft werden konnte. 

Die Reihe der ungarisehnn Gosetze des Jahres 1898 sehlicsst 
nüt dem XXXIL Oesetsartikel über Inkorporiemng des am 5. Deiember 
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1897 mit dem Koisarthume Japan abgeaolüoMeQen Handels- und 
Sohiffahrtsvertragee. 

Die Handelsverh&ltnuse mit Japan waren bisher in der am 
la Oktober 1869 abgeeohUxMenen, im XXTX. Oeeetzartikel ex 1871 
au^enommenen EooTention geragelt Diese auf onbeetimmte Zeit 
geechloseene Eonreiition beruhte, gleichwie die swiaohen Japan imd 
den anderen Staaten abgeeohloeeenen Handelarertrlge, auf Tom 
heutigen Standpunkt antiquierten Prinzipien, sicherte Österreich und 
Ungarn einseitige Vorteile, oluie Hcziprozität zu Gunsten Japans, denen 
die Konsularjurisdiktiou ülxjr ihre Angeliurigen zustand, wogegen 
wieder Japan zum grßsstou Teil dein ausländischen Handel ver- 
schlossen wai*. Es ist natürlich, dass mit dem gewaltigen kulturellen 
und wii-tscbaftlicben Fortschritte, den dieses Reich in neuerer Zeit 
gethan, die Privilegien der Ausländer daselbst auf die Daner nioht 
anfreobt zn erhalten waren und dasB Japan den Abeohluas neuerer 
HandeleTertrilge yon der Oewihrong der Beeiproantät und vor allem 
▼on der Abeehaffinng der Konenlarjuriediktion abhftngig, zugleich aber 
sioli erbotig machte, das Beioh dem Fkemdhandel zu eieohlieseen. 
Nachdem nach langem Strftubeii seitens der MÜkshte zuerst der Ver- 
trag zwisehen Kriglaud und Japim vum 16. Juli 18Ü4. zu Stunde 
prcliomnien war, in welchem das erstere seine Zustimmung erteilt«, 
dci>s die eii^disehen Niedt'rlassnngcn der japanischen Verwaltung 
einverleibt werden und die Konsularjurisdiktion von 1899 au aufhöre, 
bis zu welchem Zeitpunkte sich Japan zur Beendigung der justiziaU^ 
Beformen und zum Beithtte zu den internationalen Übereinkommen 
Aber den Sohuti des industriellen und geistigen Bigentumes ver- 
pfliehtete, welchem Beispiele Englands bald damadi die Nordamerika- 
Disohen Staaten, Italien, Bossland, das Deutsche Reich und yrankreioh 
dureb den AbechlueB neuerer Handelskonventionen mit Japan gefolgt 
waren: konnte auf der Anfreoihterfaaltung der Konsularjurisdiktion 
seitens Österreichs und ITugarns umso weniger beharrt werden, als diese 
Frapre mit Rfleksioht auf die geringe Zahl der in Japan ansässigen 
Österreicher und Ungarn bei weitem nicht jene praktische Bedeutung 
hatte, wie im Verhältnisse Jajmns zu den anderen Vertragsmächten. 
Den Abschluss einer neuen üandelskonvention erschwerte der 
Umstand, dass Japan lange Zeit hindurch nicht 7.um Verlassen des 
Standpunktes zu bewegen war, laut welchem das Boich besondere 
TarübegOnstigungen fOr einzelne auslAndiBche BsportartikeL nur 
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dann zu gewähren geneigt war, wenn es den Handelsverkehr da» 
kontrahierenden ausländitchen Staates mit Japan fflr genügend mge 
und wichtig fud und irauiclsich soloho TufiflwnTBwtiMign w Mor 
Eo^ud, Mioli mit dem Deutnliflii Bukh» und Fnnkimdi ab- 
geschloasen -wurden, konnten Oatemch and üngnrn, gleichwie 
«einer Zeit Nordemerika, Itdien nnd Boeeland eine f^eidie Behend- 
long ihier Exportartfteln nioht erveiolMD. Hit Bfloksioht mI die 
immer mehr zunehmende Wiohtiglraat der japenieohe« F1ttae*fllr 
den allgemeinen und ioBbeeondere, seitdem zwischen Japan und 
Fiumo ein uniinttelbarer Schiflfsverkchi systemiMort wurde, ai;:li 
für den ufettiin'iehis'^li-tinganschf^n ExporthamU^l. kr.nnto ili..» ab- 
lehnende lialttiiii; Japans in Fraiz-tni d-M- Taiifk^nx rntimi nidit einfach 
zur Kenntnis genonuiK'n wcnit ii und emx naclideiu es geiuHLTt-n 
war, dieses Beich zu einigen Konzessionen in Irr schwebenden 
Fhige zu bewegen, kam es am 30. Kov'ember 1698 cur Ratifikation 
des für die Dauer Ton 12 Jahren abgeechlossenen neuen Bändels- 
nnd SohiflUuieTertngea awiechen Osterreich-Ungam und Japan. 

Der Yertiag, im Gvoesen und Qanien mit jenen andeier Staaten 
Ubeieinstimmend, zerftllt in drei Teile. Der erste enthllt daa 
eigenüiche Obereinkommen, durch welohee das ganie japa n isch e 
Reich dem Handel Österreichs und üngams er5flhet wird, letstere 
fon der Konsulaijiuisdiktion abstehen und im Allgemeinen den 
kontrahierenden Teilen gej^enseitig die Meistbegftnstigungsrechte zu- 
gesichert i'l. u. Den zweiten Teil bildet (ia> SchlnssprotokoU. 
durch wclcli' S lii*' Be«tiiumun^r«n des Übon'inkomuienö eipinzt und 
erläutert, zufri' i' li die Inter« --^.'ri ( »st* noif !is und üngarus auch 
so lange, bis die Konvention ins Leben tritt, gewahrt werden. Im 
dritt^^n Teile, einer Nacshtragskonvention von proTisonsoher Wirk- 
samkeit bis JBnde des Jahres l!«03j ^d besondere, gegenseitige 
Kansessienen in Sachen der £infuluai011e niedeigelegt Scfaliesslicli 
wurden im Wege eines diplomatischen Kotenanstanschee noch be- 
sondere Oarantieen geschalfeo, damit die CsterTeichSsdien und die 
ungarischen Angehörigen in Japan au Handel»- und Ihdustrieswecken 
Immobiliarrechte unter den gleichen Bedingungen erwarben kOnnen, 
wie die Eingeborenen, und die japanisohe Regienutg gab aar Kr- 
gänziuig des X'Xlh. Artikels der Konvention, laut welcher der 
Beginn der Wirksamkeit dos Vertiages vuu der darauf bezüglichen 
Ei'kl&ruug der japauischeu Ke^aerung abh&ngig gemacht wurde, die 
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bindende Versirliorun^ ab. dass diese Erklärung idoht friiher er- 
folgen wini, alö nach Beeudiguiig der in Angriff genoninienen 
Revision der japaniRchen Gesetzbücher. Hierdurch wurde die 
Sistierung der Konsularjurisdiklion in Japan von der Beendigimg 
der justisiellea Befonnieroog des Beiohes abbAagig gemacht 



Kroatien. 

fieferent: Dr. J. ^ovi^ ordentlicher Froleesor der Rechte, Agiam. 

a) GMetigebnng. 

1. Das Gesetz vom 14. Mrz 1898 über den Voranschlag 
für die Erfordernisse der iiineren Sei l)st Verwaltung der 
Königreiche Ki oatien und Slavonioü für das Jahr 1898. 

Die Kost«^ü der autonomen Verwaltung Kroatieos sind für das 
Jahr 1898 mit 9 105 384 fl. festgelegt. 

Zur Deckung dieser Kosten sind die eigenen Einkünfte der 
drei Abteilungen der Landesregierung pro 1898 ausgesetzt, und 
%yrui bei der Abteilung für innere Angelegenheiten in der Höhe 
TOQ 373 861 fl., bei der Abteilung für Kultos und Dntenidit im 
Betrage Ton 338 627 fl. imd bei der Abteilnng fOat JiiBtis eine 
Summe toii 86015 fl., dann die IVmgente ven 44% ^ direkten 
und indirekten Steuern und eonetigen Oflbntliohen Einkflnfle KieatieDs 
im Betrage von 8 307881 fl. 

Üie eigeneo flinkflnfto der drei Abteilungen der Landes- 
regierung betragen zngammen die Snmme von 797 503 fl. Es ist 
iuteresäoiit, die ijutwxckiuug dieser Eiiüküiifte vom Jahi-e 1871 zu 
betrachten. 

Im Jahre 1871 betrugen die Uebamteiiikünft*^ aller drei Ab- 
teilungen 167 408 Ü, 
im Jahre 1872 betrugen sie 150 200 ^ 
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TQzn Jahre 1871 bis zum Jahre 1898 Ternerfftcht haben. Dieses | 
konsequente Wachsen der eigenen £in]dUifte der autonomen Ter* 
iraltnng bildet ein sicheres Zeichen fOr die geminda Sntwioklnsg i 
der Yenvaltoog sdbst 

Yen dem Geeamteifordemisse der 9105 384 fl. entUkn i 
294 807 fl. auf Sanitfttswesen, 832 266 fl. anf Landstrassen* und 
Wasserbanten, 634 935 fl. för volkawirtschaftliche Zwecke, 222 735 ft. 
für die Universität, 474 749 fl. für Mittelschulen, 179 029 ü. für 
Fachschulen, 401 244 fl. für Leluer- und Volksschulen. ' 

Diese Daten bowoisen die Fürsorge der kroatischen Lindes- 
re^erung für die produktiven Zwecke des Landes im enj^steu Sinne 
des Wortes, namentlich für die TOÜnnnirtschaitliche and die kultareik | 
üntwioklang des Volkes. 

2. Das Gosels vom 7. Hai 1898 Uber die Begelnng der 
ftusseren Bechtsverhaitnisse der eTaagelisohen Kirchen 
der augebnrgischen und hei veti sehen Konfession in den | 
Königreichen Kroatien und Slavonien. 

Da in Kroatien in 20 Gemeinden blos 36 000 evangeUsdia 

Christen loben, welche im gan/i i L uide v(3rstreut sind, und die 

Tnt'isten von ihnen auch vor diesem Gesetze zu den ungarisehen 

Kircheugemeiudeu gehöi-t haben, bestimmt das Qeeeta, dass die { 

i 
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evangelischen Kircheagemeinden der augsbu^schcn imd helvetischen 
KonfeeBion in den Königreichen Kroatien und Slavonion einen 
integrierenden Teil der Kirchen derselben Konfeesionffl in den 
Lftodem der ooganBohen Krone bildeo. (§ 2.) 

Um dk Autonomie KroitieiiB In dieser Benelnmg in dchem« 
norniiert das Geeets den Terfasenngamtasigen Emflnsa dea kroaüaohen 
Banna (§ 2) bei der SdialAtng der kIrobliolLen Geeetae der eran- 
gelisohen Chiiaten innerhalb der Grenie der Landesgesetie nnd 
namentiieh bei TolURmuneaer Wflrdigung der Btaatareohtliolien BfceUnng 
Kroatiens unter den Ländern der ungarischen Krone. 

Endlich nunniert das Gesetz, dass das jus supremae inspectioiüs 
im Nanion des Königs vom lianus nach den Besüamiungen der 
Landesgeeetze ausgeübt wird (§ 3). 

b) Literatur. 

1. A. &adDOT, ZakoQ o pobijanju pravnih djela glede 
imovine inaol^entna duinika od 24. oiujka 1897 i 
ate^ajni sakon od 28. oinjka 1897. (Kommentar zum An- 
fechtangegeeetze vom 24. Ittra 1897 nnd anm KonknrBgeaetxe 
vom 2a Mftra 1897.) Agiam, 8^. 382. 

Der nnermüdllelie YerÜBeser des Kommentars hat sich gleich 
nadi 'der Fh>mulgierung obiger Gesetze an die Kommentiemng 
derselben gemacht, ran dem praktischen Richter einen guten Weg- 
weiser an die IlaJid zu geben und ihm dadurch einerseits die 
leichtere Aneignung und andererseits die richtige Anwendung der- 
selben zu ermöglichen. 

Durf'h seinen Kommentar liat der Verfasser einom grossen lie- 
dürfniHse entsprochen und seine Aufgabe, die er sich gestellt hat, 
erfOllt, wie es die grosse Yerbieitong des Werkes am besten beweist. 

2. Dr. Fr. J. Spevec, Tnmad sakon a od 24. oinjka 1897 
o pobijanjn praTnih djela glede imovine insolventna 
doinika. (Systematische Darlegung dea Anfeehtongsgeeeteea vom 
24. Hirz 1897.) Agiam, 8<>. 124. 

Dr. Mndrov^i^, der Yeiftuser des Anlecditnogsgeeetzes, 
Msaerte sich fiber dieses Bnch in der Monatsschrift des kroatisofaen 
JnristenvereineB (XXIV. Jahrgang, Seite 181 folg.) folgendennaasen: 
Dieses Werk von Prof. Spevec ist uns zur rechten Zeit gekommen, 
da ^ uns geradezu notwendig war. Dieser Gegem^Und ist' bei 
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Uli? neu^ weshalb wir das Bucli von Spevec mit i'itjuden begrüssen, 
weil er durch sein theoretisches Wiasen wie auch dadurch, dam 
er bei der Schaffung dee Gesetzes vesentlich mitgewirkt hat^ ai 
dec ersten Reihe bemfen war, uns dnrok dieses nooh unbekaiiBts 
Feld des CiTilreöbteB su fOhreiL ünser Anleobtaiigagesets lebat 
sich Evar, wss flpeaell seine Prinsipien anbeUmi^ an das itsgiriacliet 
teteneichiscfae imd das dentscfae Geaeti an, aber eineraeits ipeioht 
es in manchen wesentliöhen Punkten ▼on ihnen ab) andeienoits ist 
das Civilreoht in Kroatien, mit weldiem das Anfechtungsrecht ia 
engster Verbindung steht, verschieden von jenem in Deiit.«>< bland, 
wo die Literatur des Anfechtungsrechtes am stärksten vertivten ist. 

Das Buch von Spevec hat hau]»tsächlich zwei Vorzüge : Erstens 
ist es systematisch und nicht zu weitläufig, so dass juau schnell 
das Gesamtbild unsei-es Anfechtungsrechtes fassen kann, zweitens 
ist es erschöpfend. Kaam wird es Ijd diesem Zweige des Hechtes 
eine wichtigere Frage geben, die nicht erwfthnt wurde. Bei den 
wichtigsten Punkten sind ausser der Ueinung des Yer£usen aneh 
die diTeigierenden Meinungen der anetkannten Autoren erwlhnt 
Ausserdem ist die einschlägige deutsche und Osterreicfaisalie Ütentnr 
in sdchem Masse berücksichtigt, dass jeder, der in irgend einer 
Beziehung ans li lesen Lituraturcn schöpfen will, in diesem ßuchfl 
einen vertrauenswünligen Wegweiser finden wird. 

Der Verfasstn- hnt auch die Entscheid untren des «lentr^eheiv 
lieiclisgerichtes im Auszuge angeführt, wobei er wegen Versciiieden- 
heit des Reclites sehr vorsichtig vorgegangen ist Obwohl das 
Buch (Systematisch geschrieben ist, wird auf die praktischen JuristeOf 
welche an die exegetischen Kommentare gewohnt sind, daduidi 
HfiduBcht genommen, dass sich das System des Yerfaasen den 
GfesetseS'Systeme sehr nfthert, dass zuent der Geseties-Text ib> 
gedruckt ist und dass unter jedem Psiagn^hen diejenigen Soten 
angeführt sind, wo im Syatsme flbw die betreffende Beetimmnag 
gesprochen wird. 

P>. Dr. Silovie, Kazneni postupnik od 1 7. suibiija 1875. 
(Die btrafprozessordnung vom 17. Mai l«?.').) Agrara, 8®. XIV, 386. 

Der Textausgabe des Gesetzes habe ich alle auf die Stnif- 
prozessordnung bezughabendea Verordnungen der Justiaabteihmg 
der kroatischen Landesregierung sowie die Zirkularwordnuniren 
der Banaitafel (des Oberlandesgeriohtes) beigelOgt und die be- 
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treffenden Entscheidungen der Septomviraltiifel (des Juroatischen 
Kassationshofee) tmd des österreiohiachen KassationshofeB unter der 
Liiiie im Auszuge angefülirt. 

4. F. Haladi, Zakon od 26. travnja 1894 o uredjeoja 
zemljittnih zajedmica i zakon od 1. sie^nja 1896 o nredjenjn 
pleminite ob(fine taropoljske. (Eommentar zu dem Gesetze 
vom 26. April 1894 Ober die Oi^ganisation der GnmdgememflohafteQ 
und zu dem Cbsetze vom 1. Mai 1895 über die Oi^gamsation der 
adeligen Gemeinde von Ttiiopolje.) 

Der Verfasser ist Referent nhov die Organisation der Gnmd- 
gemeinschaften bei cku Wirtschaftssektiou der inneren Al»teilu)ig 
der liandesregierung. Da es sich hier um die Einführung der 
neuen Gesetze, über die ioh im Jahrboche (Jahrgang II, S. 411 tf.) 
beric htet habe, handelt, war es ebenso für die Organe der Ver- 
waltung als auch fflr die Parteien die erste Toiaussetzung der 
richtigea DnrchfQhrung dieser Gesetse^ dass ihnen die Gesetze samt 
den Yollzugsverordnungen und der Eommentai zu denselben in die 
Band gegeben wurde, üm diesem BedUrfnisze zu entsprechen, Yer^ 
Lieste Haladi seinen Kommentar, dessen Hauptvorzflge die Yoll- 
Btändigkeit und die leicht fasslic he Darstellung sind, wodurch er 
aucii dem Nicht] uristcu von Nutzen sein wird. 

5. Dr. Masov^i^, II diritto ta volare niutcriale. Mit 
dieser Monographie verfolgte der Verfasser den Zweck, das italienisch 
lesende juristische Publikum mit den verschiedenen Ansichten der 
wi^tigsten österreichischen Juristen über diese Materie liokannt zu 
machen, selbst etwas zur Losung der Frage Aber die KoUision des 
fiziertSD und des Tabular« Besitzes beizubringen und die jüngeren 
Juriston zum Studium dieser Finge zu veranlassen. 

6. Dr. Y. BogiSi^, OpSti imovinski zakonik za knjaie« 
▼inn Ornu Goru. Novo zTsnid^nT» izdanje. (Das allgemeine 
Gesetzbuch über Vermögen. Neue amtliche Ausgabe.) Cetinje 1898. 

Dr. K. conto Vojnovi^f bespricht in der Monatßchiift des 
kroatischen Juiistenvereiiies (Jalirgang XXIV, S. 374 tl.) die neue 
amtliche Ausgabe dieses Gesetzes, Zuerst konstatiert er. dass 
dieses Gesetz bei seinem Erscheinen nicht nur von den siavischen, 
sondern auch von anderen Hezensenten lobend hervorgehoben wurde. 
Die wissenscbaftüche Kritik hat die Originalitftt der Grundgedanken, 
sowie des Suterns des Gesetzes» die ICinfflhmng des GewohnheitB- 
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rechtes io daaeelbe, die SpezialitiU der Terechiedeneii kodifisiertea 
Nationalbestimmiuigen, die Art nnd Weise der AusfOhning sowie 
Yersclimeliiing nationaler nnd fremder Elemente aUg!Qi&ein herror- 
gehoben. Die sbrnaohe Kritik hat aber noch inabeeondare .aofaiecfc- 
aam gemaoht auf die tedmiaohen AnadrHoka, auf die Slegaiit, 
Popiilarit&t und Daichslch%keit der Sprache, so daas in dieser 
BeaehuDg dieses Geeetabnoh in der siavisohfla JEodifiJntioii einzig 
dasteht Das Qesetibnch wvide in die dentBche, fnmaOeische nnd 
spanisofae Sprache (Ibersetzt nnd bald -wfrd anch eine itaUsnisdie 
Übersetzung folgen, weiiu sie nicht schon erscliionen ist. 

Der Verfasser selbst hat auf die Initiative <its Fürsten die 
zweite amtliche Ausgabe i «'sorgt. Diese Aus£?;i1h' bo weist, dass lUv 
zehiijährigo Praxis die liezonsiunoii dor Thooivtiker in den Haupt- 
punkten bestätigt und dass diejeuigeu geirrt haben, die glaubten, 
daas die montenegrinischen Richter nicht im Stande sein würden, 
ein systematisohes Geeets anso'veeuden. 

In der* neuen Ausgabe sind dnige VecBndeniDgen in den 
Einzelheiten veigenomnien worden, welche, wie das EinfOhrangs- 
Bstent des Ffiraten zu der neuen TervoUatSndlglen Ausgabe rioht^ 
bemerkt, den Wert und die Bedeutung des Gesetzes eriiShen. In 
dem SinfUhrungs-PsteDte wird ausdrQofciiofa hervoigefaoben, dass 
durch die voigenommenen VerSodeningen in einzehieB Artikeln das 
Wesen des Gesetzes gar nicht alteriert wurde und dass sogar die 
äussere Anlage desselben (die Ehntoilung des Inhaltes, die Reihen- 
folge der Haiiptstücke und die Zahlen der Artikel) unberührt 
gelassen wurde. 

Die Veränderungen küiuien in zwei Gruppen geteilt werden, 
die einen sind materiell, d, h. sie betreffen den Inhalt der Norm, 
und die anderen formell, d. h. sie betreffen die Spraohe, den Styl, 
die technischen Ausdrücke n. s. w. 

Die meisten materiellen VeFftnderaagen kommen im swettea 
Bache, welches Ober das Sachenrecht bandelt, vor. Das etkjlrt 
sich dadurch, dass hier das Vorverkaufsrecht, weldies ausschliess- 
lich auf dem Qewohnheitsrechte basiert ist, normiert war, und In 
der ersten Ausgabe blos in den Hauptzflgen kodifldert wurde^ da 
man die nähere AusfOhmng der lebendigen Praxis überiassen hat. 

Wo es möglich und notwendig w ur, beruhen die voigenommenen 
Veränderungen auf der Basis dos Gewoluibcitsrechte& Die Haupt- 
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▼exftnderang auf dieser Basis ist diejenige des Artikels 690. IMe 
erste Ausgabe machte entgegen der alten Oewehnhelt naoli Muster 
der europäischen Qesetzgebungen das Recht der Frau über ihr 
YermOgen zn verfOgen vm der ESn-willigung des Mannes abhftngig. 
Die netie Ausgabe hat die alte gewohnheitsrechtliche Norm wieder 
anfgestollt und der Frau das freie Yei fügungsrecht ühov ilir Vor- 
m?>g«^n croc^cben. Dieses freie Verfügung^srecht ist nur im Falle der 
S< hoiikung intf^r vivos beschränkt. Nvelolie Br^Bchrfinkunc rino logische 
Folffe des Artikels 483 ist, nach weichem die Frau zu Lebzeiten 
des Hannes auch in der Annahme der Geschenke beschränkt ist 
Aber auch dieses Recht kann dem Manne im Falle der unberech- 
tigten Ausübung desselben genommen weiden. Es ist kaum su 
erwähnen notwendig, dass der Yer&sser auch bei der sweiten 
Ausgabe, was die Klarheit und Eleganz der Spraohe, die NatQrlich- 
keit und die KonsisiGn des Styls anbelangt, der ersten Ausgabe 
treu geblieben ist Bs wflrde mich zn weit führen, Venn ich alle 
Yerändonmi^^n der neuen Ausgabe beriihren wollte. Auch das, 
was ich K;ig^t»\ genfl^t, um auf diofsf» neue vervollständigte An.s- 
galnä des niontenearinisohon ( leset zes und auf seinen Verfasser, den 
besten Kenner unseres (iewoluheitfirechtes und unserer Reohtsge- 
schiohte, aufmerksam zn machen. 



Persien. 

Referent: Dr. James Grerafield, Xebns. 
a) Regierung nnd LandesTerwaltimg. 

Die allgesondert»' und herausgerissen o Dai-stellung der Gesetze 
und Kechtspi-echuDg l\'rsiens aus einem Jahre würde, ganz ab- 
gesehen von allen damit verknüpften Schwierigkeiten, die Gefahr 
der Unklarheit und ünverständlichkeit in sich bergen. — In 
diesem noch auf den untersten Stufen der Entwickelung stehen- 
den Staat Ist von einer Teilung der Gewalten, von einer Aus- 
einanderhaltung der richterliohen, administrati'ven und legis- 
lattiven Funktionen des Staates nock kdne Räde. Alle Teile 
der Yerwaltimg i. w. S. sind ineinander verwachsen und wirr 
durcheinander geworfen. Da jedoch Verfasser dieser Abhandlung 
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in nicht ferner ZuJranft eine ausfahriiche Oaniteliuog der per- 
Bischen Staatsverfassung (}or Öffentlichkeit zu fibergeben hofft 
und mit Rflckmoht auf die BeomTOrhiitniHiio dee ^abrtniches^) 
wird et Biöh mit «ner kunen Sidsie der flbrigen Stiatwinrich- 
timgen begnügen, um dann spesieller auf das peieisohe GeriditB- 
wesen einsugehen. 

Peisien winl heutsutage im weeentliohea noch ebenso fer- 
waltet, wie vor Tierondzwanag Jahrhunderten unter Dariua.^) Die 
Erobenuigen fremder Racen, die inneren ümwfiJzunjEren und der mit 
Waffengewalt errungene Sieg des exotischen Islam i'ihov dea ein- 
heimischen Zoi"oaettMxl.uibon v« rgingen, nur verseliwindend geringe 
Spuren dor VerAiiderung in der Regieiiing«'weise ziuückiassend. 
Auch die Keformvereuche des grossen Herrschei-s — Naser eddia 
8chah — vermochten nichts an dem herkömmlichen Bau des Staals- 
kfirperB su ändern. Seine l>esten Absichten, die Verfassung itnd 
Verwaltung aeinee curfickgebliebenen Reiehee aus ihrem primitiven 
Zualande su erheben und dem Vorbilde europlieoher Staateeinriob- 
tungen D&her su rfioken, eoheitetten an der U&wiBBenbeit des YolkeB 
und an der ünsuTertoigkeit dee Beamtenatandea. Iran nazm berdar 
nist (d. h. Penien wird nie Ordnung annehmen) ist die im Lande 
herrsohende Ansicht, welche unter dem Drude des konservativen j 
I und fatalistischen Geistes des Orfents ganz konsequent zu dem 
Schlusssatz fülirt: „wie es uns überkommeu ist, so wird es auch 
■weitergehen". j 

Infolge des muhararaedanipchen Gesetzes (ier Abgeschlossenheit 
der Frauen, welcher Gebrauch einem Jeden verbietet, in die Harem- j 
Verhältnisse einzudringen, des Vorurteils, dass das Abzählen eines \ 
Stammes oder einer Familie ein Unglück hervorruft, und infolge j 
der mangelhaften Zähleiniichtungen ist die Zahl der Bevölkerung 
Porsiens nur schfttsungaweise und ungefiUir ansi^geben. Nach 
Schindler beULuft sie sich auf neun Hillionen. Eäne wahrhaft ge- 
ringe Ansahl fOr ein Land von 1 647 070 Qkm Ausdehnung. Ba 
haben nicht Zeiten gefehlt» su welchen dasselbe Land das Me hri aöh e 
dieser Menge auf sich trug und sie in viel reicUidierer und er- ! 
giebigei*er Weise unterhielt Doch die den Dynastiewechseln dea 
vergangenen Jahrhunderts Yoraugeheuden und folgenden blutigen 



V Vgl Üobiueau: Histoire de Voise 1869 Bd. II S. 37. 
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Kämpfe, sowie die darauffolgende Misswirtsohaft forderten viel Opfer. 
Die Bevölkerang besteht aus allen den Baoen, welche nacheioander 
in das Land eindiangen oder in dasselbe als Qe&ngene gebmdit 
wurden. Araber, Torirotataren, Turkmenen, Knrden, Amenier, 
Nestorianer, Juden etc. etc. Ferser ungemischten Blutes finden sich 
nur sehr wenige im Sflden des Beichee. 

Die Bevölkerung zerfiült in drei — in ihrer BesGhftfti^ing, 
ihrer Jjebensart, in ihren Rechten und Pflichten gänzlich von ein- 
ander ve!>ichi*Mlon(? Stände: StätltelH-woliner (sch.ilieiniscliia) ca. 

den BaueruBtaüd (Uehnischiii) ca. 35 und die j^omaden 
(tschadernischin) ca. 35 •'/^ der Ot'.saintbt'viilkej-ung. 

Die StSdtebcwohner sind bis auf einige Handwerker und Klein- 
händler steuerfrei. Ihrer Anzahl, höherer Bildung, ihren gemein- 
schaftlichen Organisationen und der Nähe einflussreicher Geistlich- 
keit verdanken sie einen viel grösseren Orad von Freiheit und 
Sicherheit, als er den Bewohnern des pbtten Landes su teil wird. 
Troti nnbeschrbikter Qewerbefreiheit smd die Kaufleute wie die 
verschiedenen Eandwerker organisidrt, deren gewfihlte Yorstftnde die 
Interessen des Iksfaes vertreten und gewisse schiedsrichterliche und 
poliseiliche Befugnisse haben. 

Die Baoem, zum grOssten Teil ohne dgenen Grund und 
Boden in den Dörfern des Grundadels (arbabi), der Moscheen (vachf) 
oder der Regien mg (clialeikia), sind der Gerichtübuikeit und der 
polizriliclu n Obrigkeit ihrer Grundherren unterworfen. Wenn auch 
dieses Jahrhundert erhebliclie Milderungen ihrer liage heil'ei^n:'tiihrt 
hat, sind sie doch noch bei weitem nicht sichergestellt vor der Willkür 
ihrer Herren.^) Ihre allgemein anerkannten Rechte, wie z. B. das 
der freizügigkeit. werden in der Regel missachtet Selbst die 
Bauern, welche den eigenen Boden, den sie von dem Chrundherm 
ang^uft haben, bebauen, sind nicht den Ungerechtigkeiten der 
nahen einfluasrelchen Gutsherren entzogen. Wie es in einem feudal- 
agrarischen Staate unvermeidlich ist, wird fast die ganse Steuerlast 
auf die Schultern des Bauemstandes herabgewfllzt 

Dank dem Znsammenhalten der St&mme, ihrer Tapferkeit 
und Beweglichkeit können die Nomaden als der ffmeste Stand be- 

') Besonders da in dsr leisten Zeit viele Dörfer in die Hände eiufiuss- 
reicher Geistlicher übergegangen sind, weiche sich wenig um Jic Einwendung 
des Bauern ,»ra^ahi Soh«h-em'^ (ich bin nur Unterthan des Köoiga) kümmern. 
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adcbnet weiden. Jeder Stamm aerfiUlt in Abteilongen und Unter- 
abteUongen und hat ein Stammeshaapt In ihren inneren AxigAeem- 
heiten haben sie weitgehende Autonomie. Die ▼ereinfaarten Stenetii 
werden — wenn friedlich — durch den Hftuptting (Elchani) der 
Regierung entriofatet, audi wird die Teranbsrte Anaahl Bdter und 
Soldaten gestellt. Unter den Nomaden findet man noch Tielfach 
S^iiieu pLitnaichaliscli-deraokratischer Selbstregien ing. 

Einen eigentlichen Adelstand besitzt das gegenwärtige I'ersien 
nicht Die Adelatitel Chan \\w\ Hey, snwip andere in Persien 
übliche Titel, wie 5,Äuge des Kcielies '. Vertrauter des Königs- etc. etc. 
wei-den gegen Zahlung, fast ohne fiOckaicht auf den Empfänger, 
fiberraiohlioh vergeben. Auch von eineffl Qnmdadel iafc nicht m 
reden, da die meisten GHltar in die Hftnde der Eanfleuto und 
Priester Qbergehen. Wenn auch die WQrde der Stammesfalnptliiige 
erblich ist, so fOhten doch nur wenige von ihnen ihren Stammbaim 
bis au den mongolischen und sassanidisohen Zeiten surttck.^) 

Seit der Regierung des Nader-Schah und des Begründers der 
gegenwärtigen Dynastie Aglia-MulKUiuncd-Schah (Eude des vorigeu 
Jahrhunderts) zielt die Politiii der Herrscher Persiens auf eine 
Schwächung des geistlichen vStandes. wolcher unter den Sefavideu 
(1502—1736 u. Ch.) eine bedrohliche Stärke erreicht hatte. Viele 
Kirchengüter wurden ihrer Verfügung genommen und ihrer Qeriohto- 
hoheit engere Grenzen gezogen (s. unten). Die Biohter-PrieBter werden 
nunmehr von der Regierung ernannt und besoldet Die höchsten 
Geistlichen (mudjtehid) erhalten ihr Diplom und ihre Enemung 
von den grossen Gelehrten in Eerbela und Hedjef (heilige Orte der 
Schiiten in der Türkei). In den grosseren Stidten befindet sich Je 
einer oder mehrere derselben. Der Stand der mollahs (der niedrigen 
Geistliclikeit) ist ein freier. Eine eigentliche Orguiiisatiüü luit der 
Priesterst/ind nicht, und uur einige der höheren Geistlichen geniessen 
bei dem Volke Sympathie. 

Das Verhältnis des Schahenscliah (J^önig der Könige) zu seinem 
Lande ist patrimonial, und diejenigen, die in demselben wohnen, siiid 
seine Unterthanen und seinem unbeschränkten Willen unterwotfen. 
„Diese Einzelpei8on*S sagt der bekannte persische Staatsmann Heloott- 
Ghan*), „in dem Besitse dieser schrankenloeen Maoht denkt odi voD- 

') Vgl. Folak: Persiün LSOf) Bd. I S. 85. 
') Briefe S. 66. ^Mauuskript) 
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kommen berechti^^ xa schalten über JLiebeo und VermOgen von zwanzig 
Eenir (Kenir = 500000) Menscheo and Uber die MokOnfte des 
ganxen Emif wie es ibm gemde gnt dfinkt** ÄndiereeitB sind nnver- 
kennbor die Sohnmfcen, -wekdie aeinen AbeolntiBmos eindSmmen. Er 
bat naob den islamisdien Ansichten kein Becht der Qeaetsgebung — 
die Gesetze sind in den bdiigen Bflchem für etrig festgesetzt (s. 
unt^n). Seine heilige Natur und sein göttliches Wesen, das von den 
Altpersern verehi't wurde, fielen dr ii entgegengesetzten Anschauungen 
(loi> lölaiu /.um < >i>fer. Kr ist weder < »berliaujtt der Kireiie nueli ol)erste 
Instanz in kirchlichen und priester-riehteriichen Sachen (s. unten). 
Nickt minder beengt flie von der OeistÜclikeit geleitete öffentliche 
Meinen seine Willkür. ,^ie hat man geglaubt, dass der Mouardi 
anders als unter nach Qesets und Oebrsneh TOigesobnebenen Fonnen 
handeln mOsse, wenn er das ESgentnm oder Leben einem seiner 
ünterthanen nimmt) der nicht in seinem unmittelbaren Dienste steht.** 
Mit Bezug auf diejenigen, welche sich in seinem unmittelbaren 
Dienst befinden, sind ihm keine Schranken gezogen, 

Die Thronfolge in Persien gründet sich herkonirnlidi auf den 
freien Willen di^s Herrschere und zwar wird regelmässig zum 
Thronf(»lgei- ein Deszendent ernnnnt. Die Wahl fällt gewöhnlich 
auf den ältesten Sohn von einer fürstlichen Gemahlin. Nach den 
Orunda&tien des Islam iF>t eine Frauenerbfoüge fins^esc lilossen. In 
neuerer Zeit wird auch das Bepcfisentationsrecht beobachtet 

Alle Ämter werden jährlich am novruz-Fest (FrQhjahrs T^- 
und Nachtgleiche) neu besetzt Sie werden g^u grosse Geschenke 
vergeben und sind mlasig besoldet, welche Umstände zum Teil die 
Bestechlichkeit und Unzuverlässigkeit des Beamtenstandes erklaren. 

Die „erste Pers« n im Staate ist der Gi-ossvezier'*. Er ist Er- 
mittler und Vermittl.'r des krmii^dielien Willens und die meisten 
Staatsgeschäfte werden direkt von ihm erledigt Dafür mt er seiner 
Majestät gegenüber für alles vemntwortlich. 

Nasereddin-Schafa rief die Faohministerien ins Leben und dachte 
durch Abschaffung des Grossvexierpostens die Oe&hr, welche mit 
der Anhäufung aller Macht in der Hand einer Person verbunden 
war, für immer xu beseitigen; nach Absetxung des Oross- 

') llfliootm: Histoiy of Penia. (Dentsofae Übenetnuig 1830.) Bd. 
IL 8 341. 

60 
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▼esieis Ifim-Ägha-Chan bildete er ein SteatBrninistorium too $ 
Mitgliedern, dereo Überwachung er deh selbet Yorbeliielt. 1866 
begrenzte er genauer die Angaben der einmlnen BeeeortB. Sech 
BAolrkebr Ten Beioer zveitein Europareise yereuohte er unter drei 

Personen alle Staatsgeschäfte zu verteilen. Aber dieee und Ähnüdie 
Bildunjß^n vermocbtrii niclit auf die Dauer das Grossvezieral 7.11 er- 
setzen, welclieo iinttTilessen auf kui'ze Zeit einij^e mul wi.Hlei l es^-tzt 
wiinle, um sclilicsslirli seit den achtzii^r Jaliron wieder die iv-gei 
lu bilden. Auch jetzt werden fast alle a\ ich tigeren Staatsgesciiäfte 
▼on dem Grossvezier versehen. Die iiessortrainister sind blosse 
Hguren — im gflnstigsten Fall Abteüungscheis dee OroesTezienta. 

Biederer bemerkt Ober die MioiBterien : Der ist ein JoBtiznuDtsleri 
der den Mndjtehids obersten geietlichen Richtern, nicfate wa mgn 
hat, ein HandeteminiBter fOr ein Land ohne Qsndel nnd Indneliie^ 
mindeBfena ohne den geringsten Einfluas daranl, ein Minieterinn 
des Innern für dn Reich ohne Yerwaltangsorganismiis nnd Vor* 
Schriften, ein Finanzniiuister ohne auch nur eine einzi^'e Staatscassa. 
Der Minister der D'iuane und jener des Tele^rai>lienw(>sen8 sind 
Genoral piic'hter dieser Institutionen, die dem Schah die Pacht,<umrae 
zalilen und ihre Resborts als Privatgeschäfte betreil)en. Es be- 
stehen weiter noch Mirusterien der Post, für die Moscheegüter, für 
die Pensionen etc. 1871 errichtet Nasereddin-Schah einen Stsats- 
rat (dar-el-Bchn'ni) — wohl in der Absicht der Trennung der 
Gewalten. IHeaem legislativen KOrper gegenfiber sollten der 
UiniBterrat (madjlisi-TnzeFa) nnd das Kabinet (derbari-a'sam) die 
administrativen Funktionen des Staates leiten. Aber ünwissadMit 
führte — sagt Melcom-Chan — zn einer nnentwhrbafen KoofdsiQiL 
Juder dieser Körper suchte zugleich Geset/e zu ' ila-ssen und auch 
ihre Verwirklichung durchzu.sctzeii, bis sie sehlie.s.slich in einander 
a\»fgingtiii. Die I5efui;iÜ8 des Staatsrat« beschränkt sich aui uic 
Beratung der Vollstreckungsweise der bereits beschlossenen Befehle 
des Schah, ^aoh der Rückkehr von seiner ersten Europareifie re- 
organisierte zwar Nasereddin-Schah wahrscheinlich nach rossiscbeD 
Yorbild diesen Körper. Aber keiner von den schfin klingendes 
Paragraphen des zv diesem Zwecke erlassenen BescriptB wurde je 
verwirklicht 

INe Provinzen werden durch von dem Schah ernannte Genenl- 
gonvemenre verwaltet, denen Eonuniesare der Faohmlnisteiieii tat 
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3GtwirkiiDg bdgegebea werden. Den Prinzen aus dem königlichen 
Hanse, -welche Statthalterschaften inne haben, wird ein verantwort- 
licher Vezier beigesellt. Unter Fath-Ali (Schah 1797 —1834), ^^wen 

fast alle Provinzen in Händen von Prinzen. JeUt weniger. — Die 
Generalgouverneiire besetzen ihrerseits die Oouverneurposten ihrer 
Bezirke. 

Chef der Verwaltung der grösseren Städte ist der von dem 
Schah eingesetzte Beglerbep. Diesem sind untei^eordnet die erb- 
lichen Ked-chudayi-mahalle's (Chefs der Stadtviertel), welchen die 
Polizei ihiee Quartiers obliegt und der Daragha, der für Buhe and 
Ordnung und die Nachtwachen in den Beadrken sn sorgen hat 

b) Oesetsgebaiig. 

Yen einer gesetzgebenden ThStigkeit eines mnhammedamsdhen 

Staiites zn spiochcn, wäre verfehlt. Der Koran ist das Gesetzbuch 
füowolil für die reli^ösen als auch fnr die bürgerlichen Angelegen- 
heiten^) nnd seine Glaubenssätze imd Rechtssätze sind als Ausfluss 
des göttlichen "Willens absolut und unabänderlich. — Für die 
schiitischeD Perser kommen in Betracht nach den Geboten des 
Koran die Bntsoheidungen der Imame (chadis), der Nachfolger AUa. 
Sie yerwerfen mit der BeohtmAssigiLeit der ersten Chalifen anoh 
ihre Tradition (Snnna), auf welcher zum Teil die vier moham- 
medanischen Bechtssohulen angebaut waren. Der Schiismos Ton 
Schah Ismael (16. See) dem ersten Sefaviden zur persischen Stutt»» 
reHgion erhoben, halt die ersten drei Nachfolger des Ifuhammod 
für Usurpatoren, die Ali (Schwiegersohn des Propheten) seines Vor- 
rechts anf das Chalifat 1h raubt hätten. Diese Chadis (Entscheidungen 
der Nachfolger Alis) wurden, naciidem eine Reihe von Rechts- 
gelehrten vom 3ten bis 7ten Jalirhnndert der Hedjira an iln-er 
Bedaktion gearbeitet hatten, von El Mohakkik (geb. G03 der Hedjira) 
unter dem Titel „Scheraiet-el-lslam fi messail el-hellal v'el haram" 
(islamische Beohte fiber erlaubte und verbotene Punkte) oodificiert 
und werden in Persien der Bechtsprechung der Soherah-höfe (e. 
unten) zu Oronde gelegt*) 

*) Vergl. Kremer: Geschichte der herrschenden Ideen dea Islaoi (1868) 
8. 176 uud Tomamo: Das mosh-inisohe Recht (1855) S. 15. 

») Vergl. Querry: Dr. it tmiselman (1871) S. V. Dieses Werk bietet 
eine Übersetzung des El-Mohal^kik. 

60* 
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ICueieddin-Schah veraachte diese Schnmke sii brechen, inüem 
er fflr die aUDufthKoli an Stfirke zunehmenden welüidien Oericfata- 
hfife (tk unten) ein mehr den Znatinden entsprechendes Geeet»- 
hnch tn schaffian suchte. Die bereits in AngrifT genanunene tW- 

Setzung des code Napoleon wurde jedoch bald wieder im Stiche 
gelassen un<l die Absicht, durch den Staatsrat die Resjierung auf 
ein £re«.< t/li' liF>s Fundi'ii-'nt 7M stellen, blieb un»\!aii.>ir!rt. Der 
I'U-'rlrilt t'iiitN Gläubigen wird mit dem Tode bestraft. lien 
Andeixgläubigen und inslKisondere denjenigen gegenüi>or, welche 
aioh zu einer Offenbarung l>ekennen, ist der Islam ziemüch tolerant, 
wenn es auch in der Wirklichkeit an Verfolgungen niofat gefelilt 
hat und auch gegenwärtig an Bedrfiolrangen ihnen gegenfiber nicht 
fehlt Es idrd ihnen in ihren inneren religi^n nnd Oemeiode- 
Angelegenheiten nicht geringe Selbstfindigkeit gevfihrt. 

Znr Regelung des Erwerbes nnd Verlustes der persischen 
Staatsangehörigkeit wurde in neuester Zeit folgende Verordnmig 
erlassen: 

L Alle^ die in Persien geboren sind, gelten als persische 

ünterthanen, es s<m denn, dass ihre Eltern oder auch nur ihr Vater 
zur Zeit ihrer Gebni t Ausländer wai*eu. Im letzten Falle werden 
auci) .sie fflr AnsLiml- i' an^egehen. 

II. In Pei>i ' II gi!lH>ixine Kimier vun Au^huubrii kOiiaen nach 
erlangter Volljährigkeit — auf Ansuchen bei der Hegierung — 
persische ünterthanen werden. 

in. WOnscht ein Aualänder die persische Staatsangehfirigkeit 
SU erwerben, so muss er 

1. Yolljihrig sein, 

2. fOnf Jahre ununterbrochen sich in Penien au^ehalten 
haben. Er darf 

3. nicht wegen Verbrechen in seinem Heimatlande ver- 
urteilt worden und 

4. kein Deserteur vom Militfirdienst sein. 

Ein so Befähigter kann auf Ansuchen bei der ziistä^digea 
Obrigkeit pei'sischer üt>terthan worden. 

IV. \Vüns. iit (»in Au.släii*it;i, o\iu<' sich in Peri=i»^n aufgehalten 
zu hal>en, in I m persischen Stiuitsvei Uuid zu tuten, so kann mit 
Gcnehniigiuig der persisoheu Begierung eine Auauahme von der 
Begel gemacht werden. 



Digitized by Google 

i 



— 949 — 

V. Ein iM'i'si.Ncher Tlnterthan, Hessen Vater in eiiu'm {ronitleii 
Staate naturalisiert wuitlen ist oder der selber in einen fremden 
Staatsverbaad getreten ist, kann aeine persisohe Staatsangehörigkeit 
wiedereriangen, ohne den Bediogongen der roiangehenden Artikel 
BQ unterlieigeD. 

TL ISne Auelftoderin geht in die Staatsangehörigkeit ihres 
Gatten Über, wenn de einen Perser heiratet Aber nach der 
Schoidang von ihrem Gatten oder nach seinem Tode kann sie 
wieder ihre frflhere Nationalität aufnehmen. 

VIT. Eine Ausländerin, die mit einf*m AtiBlfinder verheiratet 
ist, kann nur dann persische ünterthaniii werden, wenn ilir Mann 
zugleich mit ihr — entspr« < liond den Bedingungen dieser Verord- 
nung — seine Staataangehdrigkeit wechselt 

Vin. ESn im Ausland sich aufhaltender persischer ünteithan 
kann seine Staatsangehörigkeit wechseln, Totausgesetat, 

1* dass er nicht unter einem Urteilssprucih der persischen 
Gerichte wegen Verforediens steht, 

2. dass er nicht entwichen ist, um einem gegen ihn ein- 
gesetzten gerichtli(^hen Prozesse aus dem Wege zu gehen, 

3. dass er kein Desprtenr vom Militänlienst ist, 

4. dass auf ilim keiiv V^ 'l.inillichkr'iten ruhen, doneii er 
durch Wechsel seiner ötäatsangehörigkeit zu eutgcheu 
sucht 

Im Falle der Nichtbeachtung dieser Voraussetsungen wird der 
Wechsel der Staatsangehörigkeit für null und nichtig erachtet und 
nach ihrer ROckkehr nach Persien wird die betreffende Person wie 
ein persischer ünterthan behandelt 

JX. Kill persischer üritci thiui bedarf, um als Fremder naturalisiert 
zu werden - — aussei der Krfidlung der obigen Bedingungen — , 
noch der besonderen Einwilligung seiner Majestät deö Scbah. Einem 
persischen ünterthan, der im Ausland sich hat naturalisieren la?*sen, 
ohne zuvor die Einwilligung seiner Majestät des Schah eiogeliolt 
ZU haben, soU nicht erlaubt werden, nach Pcrsien zurückzukehren, 
nnd er muss alles Grundeigentum, welches er in Persien besitzt, 
Tertussent 

Wenn ein persischer Vater seme Staatsangehörigkeit wechselt, 
so ftndert das oiohts an der Staatsangehörigkeit seiner Kinder, 
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welchen Alters sie auch sein mögen. Kinder, welche geboren 
weidcti, naehdotu liir Vater in einem fremden Staate naturalisiert 
wurdCi erlang(Mi dii» nout^ StiuitsangehArigkeit ihrp> Vaters. 

XI. Eiue mit einem Aualänder veiheinitete Peiserin ^ht in 
die Staatsangehörigkeit ihres Gatten Über. Sie kann aber nach 
einer Scheidung von ihrem. Gatten oder nach seinem Tode — auf 
Aoeuohen bei der persischen Regierung — in ihren uuBprOagUcfaeQ 
Staatsverband zurQoktieteD. Sollte de dann aber von neuem 
wünadhen, ihre StaatBUigebOngkeit m ireobaelii, ao liat sie aich an 
die Bedingungen zu haltaui die dieae Yerordnimg Toraohiäbt 

XIL PeraiBohe Ihrauen, irelche einen AnaUnder heinten, baben 
kein Recht, in Peraien Orundeigentum (irgend welcher Art) an be- 
eitzen, noch genieaaen aie diejenigen PrivU^en, welche nor per- 
aiflchen (Jnterthanen gewfthrt werden. Sie genieaqen jedoch alle die 
Vorrechte, welche traktatmässig den fremden Unterthanen bewilligt 
woitien sind. 

XTTT. Solehe, die dem Ansehein nach pei-sische Unterthanen 
sind, aber als F'renide behandelt zu werden beanspruchen, sind ge- 
halten, ilu-e Staatsangehörigkeit nachzuweisen — ob ihr Verlangen 
als Fremde behandelt su werden, begründet ist oder nicht Bia 
in diesem Nachweis werden aie ^ gemAsa dieeer Verordnung — 
fSr persische Unterthanen angesehen. 

XIV. AuslAnder, welche in Peraien ihre StaataangehOrigkeit 
verheimlicht haben und ala perBiaohe ünterüianen behandelt worden 
aind, oder Grundeifentum erworben haben — daa auaBchUeaaUehea 
Recht der peraiaohen Unterthanen ist — werden ala peraiache 
Unterthanen angeaehen, und ea wird ihnen nicht geatattet, fremden 
Schutz für sich in Anspruch zu nehmen. 

XV. Den Vcrtragsstipidatioueu zwischen Persien und den 
fremden Staaten in Bezug auf die Ausländer (die sich in Persien 
aufhalten) mW volle Beachtung gesehenkt werden. 

Die Stellung der Auslflnder in Persien ist dureh eine Reihe 
von Traküiten mit den fremden Mächten geregelt Die aus- 
wärtigen Mächte haben in Persien die Konsulargerichtsbarkeit £b 
wird genügen, im folgenden eine mQgliohat treue Übersetzung 
dea ruaaiach-peraiaohen HandelavertnigB vom 22. Februar 1828 
aua dem Persischen au geben, welcher Vertrag die Grundlage 
f&r alle mit Pelden geachloeaaenen Handelarertrilge apftterer Zeit 
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bildet.*) Im übrigen gelten die in ihm onthaltenen Bestiiniiiungen 
auch liir die anderen Kationen, nach dem Prinzip der meistbegünstigten 
Nation — welches gemäss den Vpi-trag^^klmiseln für alle hez. Nationen 
aufgemacht ist. — In der persischen Literatur findet man den er- 
'W&hüten russisch-persischen üandelsvertrag abgedruckt bei: Mnhamed- 
BasBan-Chan Sani-el-Dovlah: MinfpeL-Bttklaii Bd. I (1877) S. 413 ff. 
Haxa-T^lii'Ohaa Lnaem-d-Holk: Tarichi-Kadjar (Bd. I des Kaaegh- 
el-Teyarich) 1887 S. 311 ff. Mnhamed-Haaflaa-Ghan Satii-el Dovlah: 
Himbasimi-naari Bd. UI (1883) S, Ul ff. 
Er laotet: 

I. Weil die hohen Tertragschliessenden Staaten den Wimsdh 
hegen, dass ihre Untorthaneü alles Vorteils und Nutzens, welcher 
aus einem freigegebenen Handel hervurgelit, teilhaftig werden, so 
halben sie wie folgt l>e«!chlossen, dass nissisehe Staatsangehörige, 
welche beiderseitig anerkannte Pässe in den Händen liaben, in 
alido Gegenden Persiens Handel treiben und die Nachbarländer 
des erwähnten Beiches betreten dürfen. — In demselben Ver- 
bftltDiB können Perser ihre Waren Ober das Kaapiache Meer oder 
auf trockenem Wege über die ruaaiach-pemscfae Orenze in das 
ruaaiache Boich einfahren, um aie dort su verkaufen oder ein- 
xutauBchen und andere Waren au erwerben und ousiufOhren. Aller 
der besonderen Rechte, welche in dem Reiche 8r. MiBjeetSt des 
Kaisers (von Hiissland) den Unteithaiien <ier meistbegünstigten 
iSt.iaten Europas gewährt sind, wenlen auch sie teilhaftig. — Stirbt 
ein rn«;si.scher Staatsnngeiiöriger in Persien, po miit,> seine bewegliche 
und unbewegliche Habe — als russisches Gut — unvermindert seinen 
Verwandten oder Genossen übergeben werden, über weiche die 
letzteren nach ihrem völlig freien Ermessen zu verfügen berechtigt 
sind. Sind jedoch weder Verwandte noch OenosBen des Verstorbenen 
dort vorhanden, dann steht das Becht der Aufnahme der Hinter- 
lassenschaft und die SichersteLlnng derselben dem russischen 
Agenten, QesohSf taftthrer oder Konsul zu. Keinerlei Bindemisse 
dürfen die Qouvemeare der Provinzen bereiten. 

M Veigl. Stolie und Andreas. Die HaodelaveifaXlt&iaBe FezsieDS (Peter- 
manDB MittdluDgen. EiglasQtigBband XVII. 1884-^1885 No. 77) 8. 64. 
Ifan findet ebeodaselbat Erlftnterongen an dieaem Vertrag.. Verglei<;be den 
Frenodscbafta-, Handels- und SchiffahrtBvertrn^' zwiscbeo DeutBohland ond 
Fenien vom 11. Juni 1873. Geae fa gs minlnn g & 351. 
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II. Schuldscheine, Wechsel, BQrgechaften und andere am 
kanfmAnnischen Geschäften zwischen den Cnterthanen beider 
Staaten scjhriftJich Kv»schloig!Rene Vtsrücii:*' w. iÜcü iin njssischen 
Konsulat uij'I hvi d«m Guiivi riiAnr i Fruvinz registj k*rt, damit 
im Streitfall zur gcre<'hten Eiits< h<üidunp Prozesses wie er- 
forderlich verfahren werden kaaa. — £rhebt eine der Parteien 
einen Anspnich gegen die andere, ohne im Befiitze von Papieren 
zn sein, welcbe in der ol»en erwähnten Art bescheinig sind und 
daher too einem jeden Gericht anerkannt werden, and ist aie nicht 
im Stande anaser Zengro andere BeweismitteL anbubringen, so 
wird ein solcher Änaprtioii mrflckgewieaen, wenn nicht andeis der 
Verklagte die Rechtmlarigkeit deaaeLben angeateht 

Alle TertngsmäBsigen Geacliifte, welche in der erwflUinteii 
Weiae zwiachen den Angehörigen beider Stuten ▼ereinbart worden 
sind, mfiRüen mit der girissten Sorgfalt beolxichtet wenien; denn 
fnr Schallen, welche sich aus ^ibweioiiuugcn in dei- Kitülluug; 
solcher Gescliäfle ergeben, ist die sie venu-Jsacbende Partei der 
G^enpartoj er8atzpflichtig. 

Im Falle des Konkurses eines russischen Kaufmanns in P» i>it n 
werden seine GlAubiger auB «einem Vermögen und seinen Waren 
bezahlt. Erkundigt man sich jedoch bei dem rnsfdsdien Agenten, 
OeschAftsführer oder Konaol, ob der Cridar in Kussland ein 
▼erfflgbarea YermOgen nntefgebncht hat, welchea sur Befriedigang 
der Gläubiger dienen könnte, so werden dieselben inr Featstellong 
der Frage ihre eifrige Verwendung nicht onterlaaBen. 

Die in diesem Artikel featgeaetiten Bestimmungen werden 
anch beobachtet den perBiaohen Unterthaoen gegeofibeiy wekdie in 
Rosaland gemäss den Landesgeeetzen Handel treiben. 

III. Um dem Handel der beiderseitigen Unterthanen die Vor- 
teile, welche das Motiv zur SchafFuii^^ 'Kr obigen B(Mlinj:imgen 
wareij, zu sichern ninl zu Ix^stätit,'«-!!, wird vereinbart, dass von 
Gfltem aller Art, welch.' durch ruööische Staatpangeliörige iu Persien 
eingeführt oder aus diesem Lande ausgeführt werden, sowie von den 
Gütern — persischer Produktion — , welche durch die Unterthanea 
dieses Staates über das kaspische Meer oder auf trockenem Wege 
Ober die russiBch-peisisohe Grenze, in RuaaUuid eingeführt werden, 
wie auch von russischen QQtem, welche durch persiacbe Unterthanen 
(auf denselben Wegen) auagefOhrt werden, wie bisher bei Ein- und 
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Ansfulir je 5% Zoll su nehmen ist. Ausserdem ist von ihnen 
keinerlei Zoll zu Teriangen. Sollte die russische Regierung eine 
neue ZoUoidnunt^ und variUiderte Taxen eiDsafOhron für nOtig halten, 
so verpflioihtet me sich hiermit, auch dann den festgiesetztan, fthif- 
proxentigeD Zdteata nicht za erhOheo. 

IV. Steht Buflsland oder Peraien mit einem dritten Staate im 
Krieg, 80 dflrfen beiderseitige Unterthanen nicht veriundert irerden, 
mit ihren Waren über das Gebiet der hohen TertragsohiiesBenden 
Staaten das betr. (frenndliche) Land zu passieren. 

V. Da cto nach dem in Poi .sion hen schendeu Gebrauche für Fremde 
schwer ist, eine Wolinuuj^, odw eiikoii Speicher oder einen beson- 
deren Ort zur Auf! »0 Währung ihrer Waiden mietsweise aufzuttoilien, 
-wird den rnssischon Staatsangehörij2:en p^cstattLt. Häuser zum Wnhnen, 
Speicher umi f{äume zur Aufbewahrung der HandelswanMi «owohl 
an mieten als auch als Grundeigentum zu erwerben. Augehörige 
(Beamte) des persischen Staates dürfen nicht mit Gewalt in aolche 
ffiUiser, Rftnme oder Speicher eindringen. NötigenEalla JcGnnen sie 
den rassiBohen Agenten, Qesdiaftsführer oder Eonsol um Erlaubnis 
angehen, welche letzteren ihrerseits einen Beamten oder Diagoman 
beauftragen, wfihrend der Durchsuchung des Hauses oder der Waren 
zugegen zu sein. 

VL Weil die Agenten und GeschAftsführer der haiseriichen 
Regienmg, die ihnen beigegebenen Beamten und die Konsuln und 
Dragomane, Waren, welche zu ihrer Kleidung dienen und viele 
zum Leben notweitdi^n^ (ari<lorp^ Dinge in Persicn nicht fiiulfii 
und kaufen können, \\ii<l ilinen gestattot, Waren und Gegenstände 
aller Art, bestimmt für ihren heseiHlereii < lebrauch, ohn'' irt^end 
welche Abgaben sich kuuunen zu lassen. Dieselbe Begünstigung 
wird gewfthrt den Agenten und Geschäftaführern der peroisohen 
üegiening an dem russischen Hofe. 

Persische Unterthanen, welche der russische Gesandte, Agent, 
oder die russischen Konsuln oder Handelsprotektoven zu ihrem 
Dienste nOtig haben, geniessen wShrend ihrer Dienstdauer, gleich 
den rusatscben Unterthanen, russischen Schutz. Verübt jedoch ein 
solcher eine Obelthat, die nach den Lande^aetzen strafbar ist, so 
kann in einem solchen Falle der persische Minister oder Gouvemenr 
oder in Ortschaften, wo solche nicht vorhanden sind, der oberste 
Beamte der Gegend die Auslieferung des Übelthätei-s direkt von 
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dem (nissischon) Gesandten, (lescliäftsfiilirer oder Kuusul, bei weit^em 
er sich befindet, fordern, damit Öereciitigkeit geschehe. Und wenn 
dieses "Verlangen auf Gründen beruht, die das Verg^ehen des Ver^ 
dfiohtigten bet^eiseD, darf der Qooandte, £oosai oder Agent oiolit 
sOgeni, ihn bareuuiigebeD. 

VII. AnsprOohe und Streitigkeitea siriadhen mBaiflofaen Unter- 
tlumen werden von den Agenten oder Eonsnln seiner Mnjesttt des 
KaiBera (von Bnaalind) nach niaaischen Qeaetaen und Gewohnheitei 

— nntorandit tuid entschieden. Das gleidie geschieht In Streitig- 
keiten von Hussen mit Augeliöngen anderer (dritter^ Staatea, wenn 
beide Parteien damit einverstanden sind. 

Streitigkeiten und Ansprüche, weiche zwischen nis.>ischeu und 
persischen üutertiianen eutfitehen, müssen vor die geisüiclien oder 
weltUoben Geiiditshöfe (Persiens) gebracht oder ihnen zugewieeen 
werden. Die Yerhandlnng und EntBcbeidnng eines solchen Phwoobm 
darf nur in Oegenwart des DrsgomanSy des (rusnsühen) Ageoten 
oder der Konsuln geschehen. Streitigkeiten, welche nach den 
Oesetzen entschieden worden sind, dürfen nicht Ton neuem anf- 
genommen werden. Erfordern indessen die Umstände eine Bevi- 
sion^ so kann sie ntir erfolgen mit vorheriger Benachrichtigung des 
russischen Agenten, Geschäftsführers oder Konsuls. Appelliert darf 
nur werden an die hohen Gei ichtshöfe in Tebris oder Telieran. dm ri 
Entscheidung -wiederum ein Dragomaa des ruböisciien Ag^ten oder 
Konsuls beizuwohnen hat. 

YIII. Mord und ähnliche schwere Verbrechen, die unter ru«i- 
sohen Unterthanen begangen sind (d. h. von einem Russen gegen einen 
Bussen), gehören — ihre Untersuchung und VerurteUung anhuigeod 

— au der ausschliesslichen Kompetenz des russischen Oessodtes, 
Agenten oder Konsuls und werden nach russischen Ooaotaon enfr 
schieden. Steht ein masischer Unterthan mit anderen in dem Verdacht 
einer stiafbaren Handlung, so darf er nicht eher verfolgt oder bettstlgt 
werden, bis seine Mitthftterschaft an dem Verbrechen bewiesen ist 
In diesem Falle wie in dem Falle, wo ein nissischer rntertban 
allein einer Übeltliat verdflchtifif ist, dürfen die OrtsU-hünlen nur 

• in Gegenwart eine*» Vertreters des russischen Agenten oder K'Hisu«< 
das Verfahren gegen den Verbrecher einleiten. Ist an dem üe- 
gehungsorie des Verbrechens kein (russischer) Ag^ent oder Konsul 
vorbanden, so haben die Ortsbehörden den Übeltbftter nach eioea 
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aolohen Orte zu schicken, in welchem die Buaeen einen Konsul 
oder MDstigen Beamten haben. Mitznsenden eind den Verdächtigen 
belastende und QberfQhrende ZeugenBchrifteD, welche Ten dem Gou- 
▼erneur oder Richter dee Ortee wahrheit^Bemte» TOifaeroitet und von 
ihnen eelbet beatltigt weiden sind, wie anoih Angaben Ober den 
Thatbeatand des Yerbracfaens. Sddie Zeugniaae gelten ala glaub- 
würdige Ddkomente cor BegrOndnng der Anklage, ee sei denn, der 
VerdiehtigB weist ihre Unnohtigkeit oflbnbar nach. Nachdem der 
Vefdiobtig« wie erforderttdi fiberffihrt und das Urteil Uar ans- 
gesprochen ißt, wird der Verbreclier dem russischen Agenten oder 
Konsul übergeben, damit er nach Hussland geschickt weixle, um 
nach den dortigen Oosetzen bestmft zu werden. 

IX. Die hohen voi'tragschliessenik'n Staaten werden der Beob- 
achtung und Ausfaiuuiig der Bedingungen dieses Vertrages ihre 
grösste Sorgfalt zuwenden. Die Gouvemeiure der Provinzen, die 
Qerichtsversitxenden und die übrigen Würdenträger bei^ler Staaten 
mflgen strenge Strafen gewSrtigen imd unter keiner Bedingung den 
Vertragsbestimmungen entgegenhandeln oder aie übertreten. Bine 
wiederholte Obertretnng wird die ürsaohe ihrer Absetsung adn. 

Wir unteneiehneten Berolbnichtigte Seiner Majestit des KaiaetB 
▼en Raaslaad und Beiner H^estftt des Fadischah von Fersien haben 
die Bedingimgen, welche in dieeem Vertrag angeführt sind, geregelt 
nnd festgesetzt Dieser Vertrag ist vorgesehen in dem Artikel 10 
des Turkmentüchiiier Fiiedeusveitrags gleichen Datums und wird 
ebenso viel Ansehen und Kraft besitzen, als wenn er Wort für Wort 
iii dem Turknientsehaior Frioilonsvertrag belbbt aufgezeichnet und 
verificiert worden wäre. So haben wir diesen besonderen Vertrag 
— in zweierlei Exemplaren verihciert — unterEeichiiet und ausge- 
tauscht. Turkmentschai (22. Febr. 1828) 5. Scbeban 1243 der Hedjira. 

Zu vergleichen ist diese Übarsetsung- atis dem persischen mit 
dem franiOaisohen Text des Vertrages in iwanowsky: Becueü des 
tiaitds — par la Bussie l l p, 471. 

o> Da« persiBohe GeriohtBwesen. 

Bei den alten Persem lag die höchste riohterliche Gewalt in 
dem KOiiig, welcher, ,,mit grossem Bedaoht** Öffentlich seine Urteile 

abgab. Ihm zur Seite stand „ein königliches Gericht von sieben 
Mitghederu, welche ihn auf seinen Reisen und Feldzügen begleiiel 
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zu halHin scheinen'*. *) Diese richterliehe Gewalt wunle vod dem 
Souverän auf Heine Gouverneure uud andere Beamte übertragnen. 

Eigentliclie tiichter konnten nH*^r nur die Schriftkuudigen m. 
A. W. die Piiester seiii, welche mit den heiligen B4kcbeni (QeeelB- 
bOcbern) vertraut mueo und ihre Gebote «nsmleigeo venteMkn. 
Aach «e hatten aber amtlichen Charakter und waren in aller Be- 
ziehung dem heiligen Uenacber (& oben) untergeoidneL 

Der Lslam biacfate mit der Abindflnuig dee kOoiglidieii Chaiakters 
(8. oben) einen Zwiespalt in die peiaiadie Gericfatsbatkeit In dem 
islainiflchen Khidifengtaate waten die Richter (Kadia) an^iglich 
keine Geistlichen, »oforn in einem theokratischen Staate von nicht- 
^'«nfltlichen Beamten überhaupt gespixjchen werden kann. — weil 
der Islam keinen sreistlichon Stand kauiit'-. Sio \vai>-M 'i- l- hite. 
Aber aus <len Oeieluien bildete* t>ich im l.n\iU: <ln Zeil ein i>laLaiaciier 
r*riebterstand. Bei Völkern, wo aus dem religiösen üeeht kein 
bürgerliches sich entwickelt hat, finden wir immer, daaa Prieater 
uud Kichter dieselben Personen sind. 

Nachdem das ialamische (religiOst^) Be<!ht in PersieQ Eingang 
gefunden hatte, nahm die Prieaterechaft in dem nunmehr muham- 
medanischen Staate die Q^cfatabarkeit fOr aiob in Ansprach. 
Andereiaeita war sie aber nicht ataric genug, die herkflmmlichea 
Rechte der peraiaohen KOnigo gftnalich su vernichten. Bb herrachte 
und herraoht noch heute neben den piieaterUchen Qeriohten (scharf 
wo die Priester nach religiteen Rechtsbfidiem ihr Urteil flUlen, 
eine Rechtsprechung von Staatsbeamten (urf) nach freiem Ermessen 
und gemäss (b in ( i> \vuliiili' if:srecht. Tln>- ^ec^enseitige Kompetenz 
ist sr hw- i ffst/.iisi. ll- M. w.'il das jeweilige l. iHjiwiegen der Macht 
di:h luljon oder aiuieieii F.iktoi- (Sinnt und Kirche) ihm auch um- 
fassendere Befugnisse gewälirt Unter dem schwachen 8efaviden 
Sultan -üusselin sollen alle Prozesse vor die Schar'-höie gewiesen 
worden sein, wfihrend der mfichtige Nader-Schah letalero sur Cn- 
tthigkeit verdammte. 

1. Prieaterliohe Gerichtshöfe (mahkameX-schar'). 

Unter den Sehviden (1502 — 1736 n. Chr.) ernannte der Sader- 
el'Sudur (Hohepriester) die vorzOglichaten Prieater^Riohter. Mit der 

*) Justi: (tcsfhi htp d»^s nlt'^n pf^rsiptj (lh79) S. 61. 
') Vgl. (irobiat^au: üi^tuire de taraa B. II Ö. 20. 
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Al>echüffung dios- 1 Wtlide durch Nader-Schah (1736 -1747) giog 
"Hand in Hand die Ernennnng der prinsterliehen Richter von der 
Kogierung. Sie werden mit Berflcksichtigung der Öffentlichen 
Meinung ans dem geistlichen Stande ernannt und gnt besoldet 
Das oberste Haupt der Schar -hOfe ist der Scheich-el-Ialam (Ältester 
im Olanben). Ein solcher wird für eine jede grossere Stadt von 
dem Schah ernannt Der Scheich-el- Islam wird von einem Kadi 
und einem Bat ron Hollahs oder gelehrten Doktoren untei-stntzt, 
während der Mufti eine Auseinandersetzung de« Falles vor den 
Oeriohtsliof vorl^ereitet. ') Die Mohkamuscliagir^lp fSr^hüler des Ge- 
richtshofes), welche sich auf dem (n rir-lite foi tdild» !!, ühernehinon 
eine Art vou Advokaten rolle. Sie bieten ihren Beistand den Parteien 
an und jilaidiercn für sie. - Die Verfafisung dieser Höfe ist jedo(^ 
niclit kollegial und aach nicht immer so geregelt. In den kleineren 
Stftdten wild oft nnr dn Kadi aur Verwaltung der Schar' bestellt 
In den Dörfern begnügt man stob mit den Hollahs, welche insofern 
weltlioherseits eingesetzt sind, als ihre Beibehaltung oder Entfernung 
TOD dem Willen des Gmndherni abhSngt. Unter den Se&riden 
ernannte der Sader-el-Sndnr fQr die Stämme Kadis als Richter, 
deren Gewalt der Willkürherrsohaft der Häuptlinge Einhalt thun 
sollte. Nader schaffte diesen Gebraucii wieder ab. Nun bestehen 
auch da nur Mollabs. 

Trotz alier Bemühungen der Kegicnmg in diesem Jahrhundort, 
die Kompetenz der Schar'-höfe einzuschränken, steht ihnen noch 
immer zu: das Notariatsrecht Alle von ihnen ansgestellten Kontrakte, 
Schuldscheine, BQigsdhaften etc. etc. gelten für die Lsienreoht- 
spfschong als fieweisgrOnde und die meisten Urkunde werden 
auch thatsSchlich von ihnen ausgestellt Auf den wichtigeteii der- 
selben sieht man die Siegel der herronnigendsten Geistliohen der 
Stadt mit einer handschnftlich arabischen Bestätigung daneben. — 
Dann gehören vor sie alle direkten Vergehen gegen Religion und 
Sittlichkeit, z. B. Ketzerei, Ootteslästeruiig, Tnuikenlieit, Ehebnich, 
T'nzucht etc. etc. Für Rechtsstreiticrkeiten aller Art, civile als auch 
kriminelle'), sind sie femer zuständig, sobald die Pai'tcien ihre 

*) Markham: History of Perria 1874 B. 278 ft 

*) In den meisten Fällen betraohtet mau gornäss der nnentwiokeltan Rechts- 
anfiasBong und den OrandBätaen des isiamisohen EwUxia Verbrechen als Prirat^ 
aogelegeiiheitder Beteiligten, die durch Eompeiuation veii^dieD werden kann. 
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Sache vor ihr Tribunal biingen. Je nach der Wichtigkeit der 
Sache vereinbaren die Parteien, vor einen bedeutenderen oder minder 
bedentODden Geistlichen des Ortes oder auch ferner Orte xa Qencbt 
SU geheo. Erst die Zustimmung beider Partien macht den belr. 
GeistliGhen kompetent, ihren Streit wa ecbliohten. Die ZvctunmuBg 
wird duroh EiDwillid^gsarkmiden der Puteien an dea Biditar 
bekundet Ist keine Übereinetimmung der F^fftoien an enialen, dna 
beetimmt der Verwaltungrslieamte den Meeter-Richter, vor w^chcB ' 
sie ihiTii Stieit bringen müssen. Weiter weist die Regierung FlUIe, j 
in denen sie tlureh ein ungünstiges Urteil die eine oder andere mächtige 
Partei zu verletzen fürchtet, vor das Schar'-tribunal; denn die Ent- 
scheiiiungen (der weltlichen Gerichte) werden — weil mehr oder 
weniger auf dem freien Ermessen des Richters gegründet — immer | 
auf den guten oder schlechten Willen desselben zurückgefOhrt. la 
derselben Weise erledigen sich die (weltliehen) Begieiuqgsbeamtea ' 
auoh aller sofoher ProieBse, welohe ihnen wenig Notien und ruk 
Hlihe sohalfen klhmten.^) 

Die unbeschritaikten Richter im Ebalifenstaat (ea bestandea | 
dort auch fficfater mit beschrftnkteren Befugnissen) hatten aosRr 
einigen administrativen Funktionen der Oberaufsicht über Strassen- j 
und Gebäudeordnung etc. etc. auch exekutive Gewalt inne. Nach 
der Begründung des Anspruches konnten sie ihn für den Kläger | 
eintreilK^n, sie vollstreokten die testamentarischen Verfügungen und 
ordneten die vou dem Beligionsgesetz lestgesetsten Stnfian aa i 
eto. etc.*) I 

Dieses fbiekutionsiecht massen sich auoh die persisch-ialamiscIiflB 
Priester-Bichter an. Seit Bader-Sohah und dem Begründer der | 
gegenwartig herrschenden Kadjarendynastie Agha>Huhamed-Sdiak 
(Ende des Torigen Jabrh.) geht das Bestreben der Begierunff dahin, 
ihnen das Recht der Sbmisohung in die Verwaltung in nehmee. 
Jetost werden ihre Erkenntnisse nur noch von den weltliehen Be- | 
hörden vollzogen. Eiii-- Ausnahme bilden sehr vereinzelte von dem 
Volke l»eliol)te einflussreiche Geistliche, welche hin und wieder aiu ii 
eigenmäciitig ihre Urteile vollätrecken lassen. — Bei der £xekutioa 

Vgl. Ahmed-Bey: Le Ctetgi. (^n Nouvelle Bevoe*' T. 70^ 4 p. 
792—808.) I 

*) Kremer: Knltotgnchiqhte des Orionte unter den KbaUfte (1676^ 
Bd. I & 415— 4ia 

i 
I 

I 
I 
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öer Ent*5ehoi(luiig'en der geistlichen Gerichte durch die Vcrwaltuiigs- 
b^aiiiteii ereignet es sieh nicht selten, dass die gesetzlich fest- 
gesetzten Strafen von den letzteren durch andere ersetzt werden, 
oder das Urteil ganz unberacksichtigt bleibt und nach dem Uif 
(weltliche Oerichtabarkeit s. nuten) von neuem erkannt iHid, oder 
eine Erweiterung oder Einengung dea Soharerkenntniaaea voige- 
nonmen vinl. 

Die Pkieaterriohter kOnnen jebtt ala Staatabeatnte bezeichnet 
werden, weil sie rm der treltltehen Obrigkeit ernannt nnd besoldet 
^•erdeii. Aber die Regierung hat in keiner IJiiisiclit ihnen Vor- 
schriften zn maeiien. denn sie verstehen ihre Pflicliten und Sciiriften 
bes^r als die Liiien. Dann geiit aber auch in dem Instanzenzug der 
geistlichen Gerichte der Rechtöstreit schliesslich als oberste Instanz 
vor den Mudjtehid, welcher keinesfalls beamtlichen Charakter trägt 
(a. oben), wie ja auch alle anderen (nichtbearateteo) Geistlichen 
kompetent sind, aobald die Parteien mit ihrer Eiiitaidieidung ein- 
veratanden aiod. Schwere FUle, beaondeia die den Tod zor Strafe 
haben, kommen lediglich tot den Mudjtehid, deeaen Urteile selten 
angefochten werden. Auch wichtigere privatreohtliche Prozeaae 
werden vor sein Forum gebracht und eine Urkunde wird erat un- 
anfechtbar, wenn sie sein Siegel trägt. Bedeutendere Prozesse 
werden selbst von der ßi'^ijieruiig ihm zugewiesen. Ausserdem sind 
die geistliehen Gerichtshöfe dem Justiznumstei him nicht unter- 
geonlnet und genieesen in ihrer Thätigkeit eine voilkommeue Un- 
abhängigkeit. 

£ine Unterdrückung der priesterlichen Rechtapreohung ist durch 
Ernennung einiger Qeiatlicher zu Biohtem nioht zu erzielen. Ganz 
abgeeehen von den oben angefahrten Unvollkonmieaheiten der Yer> 
Buöhe, die geiatlichen Gerichte unter ataatliche Kontiole zu ateDen, 
wild eine Person aus dem Piieatevatamde, aua dem ja die be^. 
Biditer «mannt werden, wenn er auch von dem Staate ernannt und 
besoldet ist, nicht die Interessen seines geistlichen Standes zu opfern 
geneigt sein. Und nur duicli Aufopfenmg der herkrunmlichea richter- 
lichen Reclite des geistliche« Standes ist der Dualismus in dem 
Gerichtswesen aufzuheben. Auch Versuche, wie derjenige vun 1887 
des Nasereddin-Schah, dass wöchentlich zweimal die bedeuteuderen 
Geistlichen der Hauptstadt zusammenzutreten hatten, um unter der 
Beaafsichtigung der Staatabeamten über wichtige gerichtliche An- 
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gelegenheiten zu verhandeiu, köiuien auf uioht mehr Erfolg 
rechnen. 

Solange die Religionsscliriften die einzigen Geaetzbiicher dm 
Landes stadf wenlen auch die Diener der Religion — , allein komlig 
der Oefaeimniaae dieser Schriften, — die Handhal>nng ihrer Ge- 
bote inne haben. Wie in Europa im Hittelalter iat nach Aar 
schannng der miihamedaniacihen Peraer &8t dne jede Wioponachaft 
religiös gefärbt Gelehrte sind sugldoh GeisÜiohe. Mit dm 
arabischen Worte uiema (Gelehrter) bezeichnet man einen Geist- 
lichen. Oeli^hrt und geistlich ist filr den modernen Perser identieclL 
Demnach wird aucli iniiner ein TheologieErclolirtor oder ein Kennei 
der mit dor Theologie eng verflochteneu KechtswifiS' ns' h.ifr (fi?) 
sich zu den Geistlichen 2^hlen und als solcher betraciitet werdeD. 
— Eine Abhülfe kann nnr geschehen durch von der Regienmg 
erlassene 'weltliche Gesetze. Ohne Sdiwierigkeit ist eine sdcbe 
Umwälsung in den Recbtsanschanungen eines konaerraiti ven, aaiatieoJwin 
Yolkea nicht, aber andi nicht unmflglidi, besonders in der aller- 
letzten Zeit, wo das Ansehen der Geistlicfakeit, die durch ihre Anf- 
-wiegelungen das Volk su der Ausserslen Auflehnung gegen oinea 
solchen Schritt bewegen könnte, infolge der Aufdeckung ibrar Ver- 
dorbenheit ^) in der öffentliclien Meinung sehr tief gosunkrn ist. 

Im übrigeu werden die Scliar'-liöfö von den Pro7.cs>fühi. n. 
nach M^o^lichkeit gemieden. Ihre Umständlichkeit eiieichtoit 
Priester-Kichtern, beide Partfif^n allmählig auszusaugen. Iii eiueiu 
liaude mit bestecliüchen Richtern ist immer ein summarisohee Ver- 
fahren vorzuziehen, sonst ist selbst der unreohtmüamg gewonneae 
Frozess zu teuer bezahlt 

2. Weltliche Gerichtahöfe {diTani-urf). 

fis wurde bereits erwtümt, dass in den früheren Zeitta 
Persiens die Verwaltimgsbeamten zugleich riditeriiohe FonktiooeA 

Die Teuerung der letzten Jahre und insbesondere 1898, 99 wird auf 
eine Korns|)ekulatioQ der höhoron Onistlichkeit zurückgeführt. Pen Ertrag 
ihrff unpeheuoren privaten riütt'iin.i.>seu, wel<he sie durch eiiaubtr «"d 
unerlaubte Mittel zu erwerbeu wu.sbten, speichern .sie auf, anstatt ihn ^ 
den Verkehr bringen. Diese Habgier führte in Tebris 1898 zu dem un- 
erhörten Schritt von Seiten des enträsteten Volkes, dasB man die WobiiBUg 
dee Nizam-el-Uloma, eines sehr angesehenen Oeistliehen angriff, sie plnndntB 
und er selber duroh die Flucht sieh rettete. 
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auBÜbteu* Eine Scheidung und Auseinanderhaltong der richter^ 
liehen und admiDifitrativen Thätigkeit war unter den damaUgen 
Verhältniaeeii unmöglich. Der Islam renuchte diese Trennung du- 
snfflhrBn (a oben), stiess aber anf die herkl^nunliofaea Becbte der 
Herrschenden, nnd seine ]!V>rt8ohritte in dieser Biöhtang mudeo seit 
der leixtai HiUte des ▼organgenen Jahrhunderts gehemmt und nach 
Möglichkeit znrüek gedrftngfc (s. oben). 

Als ein Kampfmittel zu iliesem Z^ve(:•ke wurde in clor ei"sten 
Hälft« dieses Jahrhunderts v(»ii dr-m Orossvozier des Muhammed- 
S<*hah das divani-adalet (Tribunal der Oorecliligkeil) ins Leben ge- 
rufen.^) Vor diej>em Gerichte in Tehran sollte ein Jeder für er- 
littenes Unrecht Genogthaiing und Gerechtigkeit erhalten. 

Um die Erhabenheit des divani-adalet dem Tolke zum Bewnsst- 
aein ra bringen, erwirkte der Minister, dsss der Schah den BepiSsen- 
taaten desselben mit königlichen Ehren ansseichnete.*) 

In den ersten 5 — 6 Jahren seines Bestehens wirkte das Tri- 
bunal der Grerechtigkeit viel Gutes und zeigte viel Eifer in der 
Erfüllung seiner richterlichen Aufgaben. 

Es war zusammengesetzt aus acht Mitgliedern: Einem Frfisi- 
denten, einem Vertreter fOr die Geistlichkeit, einem Euuwhen für die 
Frsueiiangelegenheiten, einem Vertreter des Adels, einem Vertreter 
des Militftrs, einem SekretSr fQr die Finanzen, einem Sachwalter des 
Tribnnsls und einem obersten Sekretftr. 

Für die Yollstrecknng seincor Urteile In der Stadt nnd in den 

Provinzen hatte es FeiTasohen und Ghularas (Gerichtsdiener). 

(irgen Ende der Hegicmnir des Muhammed-Schah war diese 
Einrichtung in Verfall gemten. In den ersten Jahren der Thron- 
besteigimg des Nasereddin-Schah (1848) bewerkstelligte sein grosser 
Minister Mirza-Taghi-Chan die Reorganisation derselben. Indess 
sein nnglttckUohes Ende benahm dem von neuem aufgeblähten 
Xostttat sehr bald wieder seine Hauptstatze. 

<) & Joainal aaialiqns Serie V voL IX p. 460—458 (1857). 

») Bereits unter den Sefavideu (1502— 1730) bestaod ein Rat, der die 
weltliche Oerichtsbarkeit beaufsichtigte. Sein Präsident (Divan befrii war 
auch von gro<;sem Einfluss und könifrlichem Ansehen. Grosse VerbrcchoQ 
und Prozesse \'>>tuebu)er wurden von Uicseni Kate eniscbiedea. iSiebe Mai- 
oohn: History of Persia Bd. U S. 447 Note f. 

61 
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In seinem Ifl. R»^gioning8jahr*) erliesi Nssereddin-Schah einen 
Destriiat (HandschriiUDduet) tat Ordnung tud Belebung des Tri- 
buoals. Mit Bestrafoog wurden alle diejenigen bedroht, wdche den 
Beiehlen deiselben In ihrer YoUitreokiing Hindnis oder Naoh* 
Unigkeit e n tgagenhdtohten. *) 

Bm Jihr dainnf folgt ein EJtebtBobeh (Ordamig)f webhee Yer- 
haltungamaMregeln fQr den dhnni-adnlet enthllt und seinen Zireok 
wie seine Eompetoni sq bestimmen Tennoht 

Es heiast da*): Der Di?an hal mm Zweck, Ungerechtigkeit 
und Bedrückung zu beseitigen. Die Verfügungen des divani-athilet 
werden doni königlichen Auge iintei'breitet un<l auf Hofehl des Königs 
pubU7.iert und mübäeu infolgedessen von allen Verwaltungsbehörden 
voUstit ekl werden. 

Urkunden und Schuldscheine, welche das Siegel des Tribunais 
tragen, sind von allen Ministenen und anderen Behfirden als notaiiell 
aniueilEennen. 

Streitigkeiten swisohen Persern und Anslindem hat das ans^ 
wirtige Hinisteriiun su schlichten (s. oben rassisch -perBisolier 
Handelsvertrag). Dem Dinm ist nicht gestattet, sich einaimisnhwi, 
es sei denn, dass auch der AnsUnder ndt Kenntnis seiner Gesandt» 
Schaft und des auswärtigen Amtes die Streitfrage vor 
licht weist 

Tri^ der Kläger in einem gemischten Prozesse — gleichviel 
ob Aus- oder Inländer — nach eigenem Belieben seine Sache vor 
das Tribunal (und trifft obiges zu), so hat das Ministerium des Aus- 
wärtigen einen Veiln-ter deithin zu entsenden, um den Veiliand- 
lungen beizuwohnen und Ober die Ergebnisse derselben seinem 
Ministerium Bericht zu erstatten. Wird jetbK h der gemisdiLte Pro- 
zess im auswirdgen Amt entschieden, so iiat der Divan seinerseitB 
sich vertreten zu lassen. Von solchen Prozessen müssen sich diese 
b^den Stellen immer gegenseitig in Kenntnis setsen. 

Die flbrigen Ministerien sind nicht berechtigt, einen von ihrem 
Faohkraise zu hindern, seine Elsge vor dieses Tribunsl su bnngeo. 

^) NHsereddin-Sohih bestieg den persischen Hunmi 1848. 

*) Siehe: Muhammed- Hassan- Ghao dani-fll^Dovlah (1878). Mini^ 

Boldan Bd. II S. 284 (persi.sdu. 

Sinhe: Mubammed* Hassan- Chan Saoi>el-DoTleh: Minü-ei-Boldan 
bii. Iii löTU S. 5 iL (|>eniisch). 
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Im Falle «lass beide Parteien demselben Ministerium angehören 
(s. B. Kaufieute dem Haiulelsniiiusterium) und der Verklagte nicht 
zugegen ist, soll der Divan den Kifiger mit einem Delegierten su 
dem betr. Beasortminister senden, weloher den Prozees in Gogen- 
-wBTt des Dei^erten entBoheidet 

Geboren jedoch die Parteien yeiaehiedeiien Hinisterien an (z. B. 
Kanflente und Offiziere) und die Klage wird vor das Tribunal gebiacht, 
so hat der Divan den Verklagten durch sein Ministeriom vorzidaden, 
um über den Fall zn entscheiden. Das Ministerium des Verklagten 
hat ohne Aufschub letzteren zu stellen und durch eine Vertretung 
dem Pnizesse beizuwohnen. — Für Untersuchung und Entscheiduug 
aller Fälle in den Fachkreisen der Re.ssortministerien, welche schliess- 
lich dem Schar' (s. oben) zu überweisen wären, soU ohne Ausnahme 
das Tribunal zuständig sein. 

Nachdem dem QouvenieQr der Hauptstadt die Zuständigkeit 
Ifir Prozesse^ die ?or sein Forum gebracht ^werden, zugesprochen 
-wird, bestimmt das Eitabtscheh Icnrtfahrend nunmehr das Verhältnis 
des Tribunals zu den Provmzen. Zur Anfrechterhaltnng des fiechis 
und Verhinderung aller BedrQckung und Ungersolitigkeit ist es unent- 
behriidi, dase von dem hohen Tribunal anoh in den Provinzen 
älmliciic Gerichtshöfe einoresetzt werden, utu daselbst die (?ferechtig- 
keit zu üben und eingehende Berichte aji den Divan zu erstatten. 
Letztere werden im Divan eing^tmgeii. damit durch Wietierauf nähme 
endgültig erledigter Prozesse Obrigkeit und Gegenpartei nicht be- 
lästigt werden. 

Da jedoch die Gouverneure der Provinzen einwenden, dass 
die sofortige Einrichtung von piovinzialen Gerichtshöfen Anlass zur 
Unordnung in der Begierung geben wDide, so soll vorläufig von 
der Verwirklichung dieser grossen und gesegneten Absicht abgesehen 
werden. — Hit Bestätigung Seiner Majestät soll der divani-adalet 
in jede Provinz einen gesetzten, bescheidenen und ehriichen Beamten 
entsenden, um die Ausschickung eines Vollstrockungsbeamten für • 
jeden Fall zu erübrigen. Er hat die Vollstreckung der von dem 
hohen Tribunal an den Gouverneur überwicheuen Urtheile zu beauf- 
sichtigen und über das Verhalten desselben in der Sache Bericht 
zu erstatteo. 

Ist der Gouverneur nnrhlftssig oder tritt er aus Geldgier die 
Bechte der Unterthanen mit Füssen, so sind in solchem Falle von 

61» 
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dem Tribunal angesehene Unterstichiingsbeamte sa bestimmen, '^H'^he 
an Ort und Stelle die Klage der Unterthanen zn nnto^ncheD habeo. 

Die in den Piovinaen aageeteUten Kommisaaie dea Tribanab 
haben ferner eveht Beschwerden gegen den Ooovemenr entgegen- 
Bonehnien und sie heimlich dem dlvani-adalet soansteUeo, damit äe 
auf diesem Wege zur Ennde Seiner MajeetMfc gelangen. 

Solche Kommissare Teiüeren SteUnng nnd Gehalt» werden streng 
bestraft und nie wieder in den Staatsdienst zuj^elassen, falls sie 
Lüi^rnhaftes oder V'erläuuiderische» über den Gouverneur oder Andere 
berichten. 

Nach vier Jahren (Ibübj wurden bei Gelegenheit der Teilung 
der Staatsgeaohäfte unter die Ministerien (der Divnn hat zugleiob 
die Funktionen und auch die Benennung eines Justizmioieteriums 
8. oben) die Aufgaben des Divan dahin beetimmti dass er in dea 
feetgesetsten Formen Klagen ansnhitien und die Bittsehriften der 
Sendugi-adalet (PetitionskaBten s. unten) su untersuchen habe. Gleidi 
den anderen Ministerien wird ein Tag in der Woche von dem Scbih 
den Anliegen dieses Tribunals (VeEiemts) gewidmet 

Die oben erwÄlmte Absicht des Nasereddin-Schah, den Qhmtth 
vezierposteu nicht wieder zu besetzen, vielmehr die Staatsgeschäfte 
unter die Ministerien zu verteilen, mag wolil mit die Ursache ^'er 
gründlichoii HeorRnnisation des Divan und spiner Maflitaiis-lelinu: lt 
gewesen sein. Als 1871 nach einer Uiiterlirochung von neuem ein 
GroBSvesier bestellt wurde, wurde die Selbständigkeit des Tribunals 
nur noch für geringe Sachen anerkannt Doch dieses G rossv eai ewt 
war Ton kurzer Daner. 1880 ergeht ?on neuem ein Destohat') 
(Dekret) an den Justisminister: „Wir bemerken in dem geg^- 
wftrtigen Zustand des diyani<«dalet eine BrachUflimg ... Sie dfitfea 
keonerld Rechtsprechung als ausserhalb der Kompetens und fceia 
gerechtes ürteil als über die Kräfte des Divan ansehen. Arbdtea 
Sie thatkräftig und entschlossen fflr die Sache derer, denen Unrecht 
geschehen ist. Halten Sic die Befehle des hohen Triliunak f»ir 
Tinliedingt vollstreckbar. Wonn Sie in dieser Bezieliwng auf Mängel 
atoseen, so melden Sie es uns sofort und bitten um die Beseitigung 
derseilvcn/' H5chsteigenliändig ffigt Seine Hajestät noch hinzu: 
,J)er Zweok der Errichtung dee Tribunals .... ist die Aufreckt- 

*) Siehe Muhammed • Hassan - Chan Semi-el-Dovleh; AIimtazüni-Naseri 
Bd. I (1881) a 243 (peiraioh). 
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erlialtun^; der Geivclitit^kcit, Bcseitipriing der Be^h iickiiii^ und die 
Vollstreckung der Urteile. Sorgen Sie mit Ausaerster Strenge für 
<iie Erzielung dieser drei Zwecke . . . 

Dem folgt nach zwei Jahren eine noch strengere Verardnang^) 
an den Mioiaier Djeoabi-agha rar fiekanntmaohung in dam Staate* 
Organ. SS» besweckt, dem Dlvan mud Maohtvollkommenheit sa 
«rwdtein nnd so aioheni. der Ifaohtvollkoinmenhdt dea 

Tribunals gehört, daaa ein Jeder, welcher ▼orgeladen wird, ohne 
Ananahme ond ohne Binireiidnngen eraoh^nt, aelhat wenn Sie der 
Citierte sind . . . Es ist ganz gleich, weicheiii Kcsöort oder 
welchem SUuid der Vorgeladene angehört. 

Seitdem (18^s8) jedoch das ürossveziei-at wieder die Kegel 
bildet, ist die Bedeutuug des Di van und damit seine Thätigkeit 
gesunken. Von nicht nachhaltigerer Wirkung waren die übrigen 
Versuche dea SchAhensebah , seinen bedrückten Untorthanen die 
JÜSgUohkdt zu geben, gegen ihre Bedrücker zn klagen und Gerechtig- 
keit zu erlangen. 80 wurden 1864 auf aeinen Befehl an den 
Öffentlichen Plätzen der Hauptstadt und später auch anderer 8tldte 
Briefkasten für Bittschriflen auiigestellt (Petittonsikaaten), deren Siegel 
nur in seiner Gegenwart abgenommen werden durften. Dieee Ein- 
richtung ging jecloch als unpraktisch bald wieder ein, da die Orts- 
behörden woi.lwL'islieli dafür Sorge tnigen, das« kein Vermessener 
gögQn sie Hescliwenle in den Kasten werfen konnte. 2) 

Zu demselben Zwecke beschloss er lis»;0, jeden Sonntag von 
früh Morgens bis Sonnenimtergang persönlich zu Qerioht zu sitzen. 
Ein jeder, welcher Religion und welchen Standes er auch sein 
mochte, war befugt, seine Klage tot das königliche forum zu bringen. 
Auch dieses segeosreiofae Unteniehmen war nicht von Dauer. 

Schon das Eitabtscheh (a. oben) wies hin auf die Kotwendig- 
keit von Zweiggerichten des Divan in den Provinzen. Nach der 
Rückkehr yon seiner ersten Earopaieiae (1873) verordnete Naser- 
eddin-Sohah, diese Absicht zu verwirklichen. Die Präsidenten der 
Frovinzialgerichte sollten von dem hohen Divau eruannt werden.^) 

■) Stehe Mohamjned'Haasati-Ghan Bwi-el-DoTleh: Miuitaiina*NaBari 
Bd. n (1888) 8. 324 (peniaoh). 

*) Canon: Pexaia and the Peiaiaa Qaestion (1898) Bd. I 8. 466. 

^ Siebe Mohammed •Haaaan-Ghaa Bani-el-DoTleh: Minft-«l-B«Idan 
Bd. m (1873) & 188 (peisisoh). 
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Dem folgte 1874 ein neuer Firman gleichen Inhalts.^'» Doch von 
einer OrgaDisation oder Th&tigkeit solcher Gerichte ist nidit viei 
SU benchteo. In den wenigen grGssteo Sttdtea bestehen sie bot 
denn Namen naoh. Blugtrierend ist der fogenw&rtige Zuslud (lee 
be^ Qeridite ia Tebtu, der sweilgitetsii SCmU Mtetm, wdobe 
seit den Anflbigen dieees UiriMuidearts inuner die Beaideni des 
penifloheii ThronerbcD gewesen iiL In Tebiis ist die Vettratang 
des diTBni^sdslet dem Ali'Mi*Chsn fibertisgen. Dieser ist der 
FtsdikBr (vermittelnder Besmte) des Amii^llusm — Genenlgoofer- 
nenrs rem Adertieidjan — , ▼on dem Iststcien ernennt und m ledsf 
Beziehung ihm untereeben. Wie ist von einem Richter in dieser 
Stellung in erwiiiton, dass er selbständig handelt oder ge«:hweige 
denn, dass er den (ifiiPralgnnvenitMir seilest odr-r die vcn ilmi cin- 
p<^«etztpn B«^aniti'n ühorwarht und ihnen im Falle der B<-tlH^rkTing 
oder Ungrivt litigkeit .'iilgt gentntt? In Wirklichkeit fällt hier die 
Gerichtsbarkeit des Divan mit der des OenenUgouvemeurs zusammeci, 
oder vielmehr wird eritere doroh leUtore gintliuh in den Hinteln 
gnmd gerückt 

ThatBaohliöh wird die Uitreebtssprochiing tob den Yerwaltungs- 
benmten geflbt: In dem Gentrun von dem Soluli, dem Orossveiim 
nnd den BesBortminisfeem, in den Frovinsen von den Oenenl- 
gonTemeoren, in den Beulten von den Gouvtemeoren. 

Diu .lu'isdiktion in den Dörfern steht den Gnmd herreu zu und 
unter ^^en Stämmen den Häuptlingen, mit Ausnalinie einiger weniger 
Btärnnie, welch*- noch Oborreste von Volksgeriehten l«eiWhalten 
haben. In der» Städten sind kompetent Heeht zu sprechen: für 
geringere Sachen die Kadchudas (Chef der Htadtviertel, s. oben), 
für bedeatendere der Beglerbegi (s. oben) und der Qenentgonvenieiir 
oder Gonvemenr, welche dort ihren Site heben. 

Kompetent ist tnnSoiist der nioihste Vorsteher des Ortes. 
Wenn die Kkge direkt sn eine höhere InsCsns getareoht ist, so 
wird gewOlmlioh doroh einen Befehl sn die nlohste BehOrde des 
Yerklegtsn voRndnet» die Angelegenheot sn untersoGhen und reoht- 
mässig VQ entsoheideiL Auch in Appellationen an die höhere 
liibtanz wird gewöhnlich iu gleicher Weise eine Bevision angeordnet. 



') Sit hf- Muhammed- Hassau -Cbao tiani-el-Dovleh: Mirat-el-Boldan 

Bd. m (.167i)> S. 194 (persisch). 
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Schickt jedöcl) die liOiiere lnä.taiiz iieaiutp /nr Untr*i*snchung oder 
'Vollstreckung in irgend welcher Sache (mamnr oder inahassul), so 
bedfirfen diese der Mitwirkung aller uoterst eilten Instanzen, z. B. 
von Tehran wiid ein Beamter ausgesandt, in einem Bezirk eine 
Unteisiioifaimg Tommebmen; er bringt einen Befehl an den Qeneral- 
gomwmBor der betr. Fkovina und erUttt Y<ak dieaem aeineiaeita 
einen aolcben an den Besirksgouvemeur. 

Die oberste Instanz ist der Divani-Schali (königliches Forum). 
Gegen die Urteile des Seiialiensohah besteht kein Appell, es sei 
denn, er selbst giebt seine Zustniiniimg zu einer Revision eines 
von ihm entschiedenen Prozebses (Jurch den divani-adalet oder 
durch einen Aussohuw, deren £ndurteil dann der königlich» 
Qmhmigung bedarf. — Die Bt'aniten fungieren als Einzelrichter 
unter OffentUcbkeit und eft auch Bemtnng Ton SaohTeistibidigeii 
oder anderon eifidirenea Personen. Zu beatimmten Zeiten am Tige 
eitaen sie in dem Divandiane (GeacbflftBbureau) biuflg umgeben von 
Yonebmen, weiche sie zu beauohen oder geeöhiftahalber gekommen 
sind. Die Ünterhalhmg hindert sie nicht, die vorgebraofaten Klagen 
anzuhören mid solche zu erledigen, wobei sie auch die Meinuug 
derer, welche gerade zugegen sind, erfragen. 

Den Generaigonverueuren und auch nicht selten den Bezirks- 
gouvemeuren wird gestattet, allerlei Strafen zu verhängen — frei 
nach ihrem Ermessen und ihrer Erfindungsgabe könig- 
lichen Yeroidnung von 1871 an alle OouTemeure dea Beiofaea, 
wonach letzteren streng ▼erboten wird, die Angeschuldigten eher su 
beetralen, als Ins der Vatt durch das Tribunal der Oerechtigiieit von 
Seiner MajestSt entschieden ist Sie haben nur das Verhaftungs- 
recht und raOssen mit der Anzeige alle Beweisdokmnente einsenden. 
Todesurteile auszusprechen ist zu.u v'm aussehliessliehes Recht des 
Schahensehah, aber er überträgt es auch gewoimiich den General - 
Gouverneuren. -) 

In der Oegenwart werden von den Ud^erichten behandelt: 
Streitigkeiten zwiaohen Unterthanen und Beamten, poUieiliche Übei^ 
tretungen, Diebstahle, Banb^ Mord^ politische Verbrechen, Bevolte^ 



0 & Mahammed-HaaBtti-ChaD Saoi-el-Dovleh: 1lixat*«l-BDldeBi Bd. m. 
B. 141 (1879) peiBisob. 

TgL Bba: Kommersiella Znstbide PsxsieQB il858) 8. 2. 
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Auflehnung u. dergl. m. i), also mehr gtrafrechtliche Ptoiooeo, wAhraad 
&ie auch oft \n piiratrechüicheD Stratti^etton ihres romnuinBoben 
und iornMtfreien VerfiüireiiB halb^ voiigexogen werden. 

Hltiflg werden aber auoh StraitigkeitsD (fraUioh mehr prifat- 
rechtiioher Katar) lanlohat einer prival«a Entaobttdiing nnterwoffBo. 
Ea lat eine Art von 6chied0|;erioht, trelöhea wahiaoheSnlkh die 
Überreste einstmaliger Yolkagerioiite aufweist, wie sie sicfa hei 
einigen Stitanmen noch erbalten haben. In dem Hause einee lloUaha 
oder eines an^sehenen Bürgers ▼ereammelt sich oüt Elnverstiadma 
der Piirtcieu ein Medjlis (Rat) geaclitcter Ort.sbe wohner, in den 
Städten Kaufleute, Handwerker etc. und in dun Dörfern Bauern 
(rischsifids = Weissbärte). In Cio-ronwart der Vortroter der Par- 
teien odei- ihrer seihst versucht mau einen Koni]n-«>miss zwischen 
ihnen zustande zu bringen. Das Urteil wird dann mit Zustimmung 
der Parteien von einem kompetenten Geistlichen unterzeichnet luid 
erhält dadurch Rechtskraft. — Aus GrOnden der Beetechlichkeit 
der ofCisieUen Gerichte wendet man sich gern su dieser Art Becht- 
sprsohung. 



Portugal. 

Referent: Dr. Mendefi Martins. Advokat^ Ltssabon. 
Übersetzt von lioiM;rto Ivück, Legations -Sekretär, BorUn. 



OeBotsgebnng und Utentor 1808/1889. 

„En matiere sociale et politiqiie, l'obsenration est 

„demeuröe jusqu a nos jours et est eneore peu en faveur. 
„Un ccrtain nomhre de principos oonsider% des axiomes, 
,,avec tme sei-ie de dt'ductiods logiqueb ftccommodees a.ux. 
„goüts et aux besoins du nioment, tel est le MibPtmtum 
,,Bar lequel s'^chakudent les lois." L. Donna t. 

Eb ist Klr uns unbestritten, dass sich das von Donnat faerror- 
gehobene Qebreofaen bei keiner Nation so stsrk seigt, wie bei der 
portugiesisofaen. 



') Vgl Poiak: Fersien Bd. I S. 329 (1865). 
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In syntbfltiSQlier und zugleich erlAiiternder Darstellung 
legislativen Bewegung wShrend dieser beiden Jahre übergehen wir 
absiobtlich einige gewisse HUemeiite, die deshalb kein Interesse fQr 
die vergieioheode Beohtswissenschtft Insten, weil sie an subjektiT 
und empinsoh. sind, und denen es demoadi an wissenschaftiliehier 
Bedentang, besonders der allgemeinen nnd inteniationslen, mangelt. 

SpexieU die Gesetzgebung betieCPend die Abgaben nnd Steuern, 
sowie besonders die über die politische Verwaltung kranken an 
diesem Gebrechen; denn es ist ihr kaum ein Weg gewiesen. Die 
erst6ie leidet durch die Bestrebun^n und den Eigensinn einer 
politischen Partei, die thöricht und rücksclirittlich ist, und uns zu 
einem wunderbaren imd entarteten Parlanientahsraus hingerissen 
hat Die letztere leidet unter der grossen Bedürftigkeit leH Staats- 
flobstoea. Diese wird haniMchUoh dmoh die progieesiTe Zunahme 
der Verwaltongskoeten und dureh eine ünzahl von Yergendnngen 
herroigenifen, die weit davon entfernt sind, eine Zunahme des 
Wohlstandes herbeisuffthren nnd zu sioheni und der Ökonomischen 
Lsge zu entsprechen. Hau kann eine Art von in den Tag Hinein- 
leben beobachten, deren Symptome sich f^egenwÄrtig auf dem 
Kontinent in iU:r Weinbau- und Baumwolikiisis und über See, in 
Angola, in der schweren kommerziellen Kiisis zei^^eu; natürlich 
ohne von der delikaten Frage der answrirtigen Gläubiger zu re<1en. 
Diese grosseu Anforderungen an den »:>taatsschatz sind chamkterisieit 
durah die allzu schnelle Verändenmg und den beständigen Anta- 
gonismus, die grosse Schwankungen und den Wechsel der Kabinete 
and den Maogel an wohldnrchdaehten und zielbewussten Plinen 
der Begienmg enseogen. 

80 tritt ein Obermass Ton Erlassen nnd halben Hassregeln 
an die Stelle nfltiger EHrse der geeigneten und passenden Mittel 
A. Spencer schrieb einst, es sei ein Fehler, der mit einer 
gewissen Schale von politischen Empirikern verbunden sei, nur die 
juiehstliegenden Dinge und deren sofortige Wiikung zu enthüllen. 
Ahnlich wie es die unwissende Menge niaelil . bemerken diese 
Politiker in jeder Ersclieiuung nicht mehr als eine Ursache und 
Wirkung. Ihr Verstantl begreift nicht, dass jede Erscheinung das 
Glied einer endlosen Baihe und ans tansenden früheren jBIrschei- 
nmigen hervoigcgangen ist und zur Genesis von tausenden spftteren 
Begebenheiten beitrigi Diese Erzeugung von Ersohänungen in 
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g'f»nf»a]ngifiphor Folge uii'l die Wirktini; dif*ser Reilien auf'-inatj^ler 
veruimcheu eine solche Ver«'ickluDg, dais fiie ni«nr.hmai anaer 
fi^rifTsvert)i<V'^*''i hiTiausgeben. 

Nach dieaer £uileitiing wollen wir eine chronoIogiBche Du> 
■tattang der Omeixgekmag Poctngdi in den lahmi 1898 und 1899 
in kügmätn Eaiatelii geben. 

n) Des poUtuoii-ndniiniitfstive Bisdbk einsoiiieMlkli den 
kolonSalon; 

b) das Bjiminaliechtj 

c) das bflijgerlidie Reolit; 

d) das Handelsrecht; 

e) die Gerichtsverfassung. 

Zu j-'dem Kapitr-l <;el/en wir eine hibliofrraphische Anmerkung 
riber vt'iuiTeiitlichtti Arbeitt^u, <inkthn&ren und wisseoschaftiichen 
oder betont exegetischen Charakters. 

In) Üns p«liti8ch'admini.strative Keekt einschUesaiidi 

des koloninlen. 

Was diesen Kapitel betrifft, worden folgende Qeeetee nnd 
Defaete erlnsseo: 

Dekret Tom 20. Januar 1898, das die nene Organisation der 
Folisei In Liasabon enthält Diese wird in Civil* nnd üntaraoohnngs* 
poUaei eingeteilt, die von strafrecktliöh gebUdeten Biohtam ansn- 
ftben sind. 

Gesetz vom 5. Mai 1898 genehmigt die Konvention und Zusatz- 
erklärunt; Lf^trefTeiid Gesundheitpwe.sen, die in Paris am 3. April 
18i» l nnd .50. Oktober 1897 zwischen Portugal und andereo Staaten 
geschlüfeäsen wordon sind. 

Dekret vom 22. Juni IBdS über die neue Oiganisatioo des 
Polizeidienstea von Porto. 

Dekret vom 30. Joni 1898 betreffend die Beotganisation des 
TelegnphendienstSB. 

Qesets Tom 7. Jidi 1898, das die BescUllsse des Intematinnslsn 
Postkongiesaes von Washington vom 15. Juni 1897 genehmigt 

Dekret vom 7. Juli 1898 aetst die Befugnisse der Kdmgüoheii 
Kommissare in den Uberseelsdien Provinsen fest 

TerfOgung vom 23. Juli 1898 bestimmt, dass die Gouvemenre 
der Qberseeischeu Provinzen jährlich nn die Regierung der Hetropole 
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nok beetünmten Yonoknitm Beöckte über die besItgUclieii Fro- 
vinzen dozusenden haben. 

Deiknl Tom 4. Angost 1898 Aber Yenehiedeae BeglemeiitB 
des Poliseikorpe you Liasaboo. 

SOmglicher Srlaw vom 30. September ISdS Aber die Bati- 
flketion der Akten des Eongresees 7on Washington vom 15. Juni 1897. 

Dekret vom 4. MBn 1899 über die Batiflkation der Überein- 
kunft zwischen den Regieningen von Idssabon, Paris und Madrid 
wegen Reduktion der End- und Durchgangsgebühreu für tele* 
graphische Correspciuleiizen, genaiint „iinprensa**. 

Dekret vom 4. Oktober 1899 über die Reform des höheren 
Uetjuiulheit.sdieuöteö, der Hygiene nmi (ifTentlicheii Wohlfahrt 

Dekret vom 9. November 1899 betreifend das Rej^lement über 
die Arbeiten der Eingeborenen in den überseeischen Provinzen. 

DeJcret vom 16. November 1899 betreffend das fieglement 
über £ok)ni8ation der übecseeisohen Frovinaen. 

Über die portogieeisofae Politik ersofaien kOnlidi ein Werk 
von Antonio Vianna unter dem Titel: Notiaen über die Geschiehte 
der aettgen^tosisehen Diplomatie, 1 Band: Die Bevolatioii von 1820 
tmd der Kongress von Verona. liaeabon 1901. In dieser Arbeit 

wird mit gesundem Meiisdienverstande und ausgebreitetem Wisaen 
einer der interessiinte&teu Vorgänge unserer liberalen Regierung des 
ersten Viertels des 19. Jahrhunderts, der viel zum FrH der Kon- 
stitution von 1822 beitrug, geistreich gepHift und gewürdigt Die 
höchst antipatisobe und reaktionäre Rolle, welche die Signatar- 
JlÄchte des Traktats von Verona 1822 im Gefolge der Metternich- 
schen Politik bei der Unterdrückung der Volksbewegung auf der 
iberischen HalbinBeL gespielt haben, wird darin hervorgehoben. 
Fkankreieh ging sogar so weit» in der inneren Angelegenkeit Spaniens 
mit bewafltaeter Band unter dem Kommando des HiaExogs von 
Angouldnie zu intervenieren« Hierdurck und durch den natüifidien 
BttckBchlag und dank der geswungenen Neutralitit Englands wurde 
TOÜbergehend die absolute Monarchie in Portogal indirekt wieder 
eongefflhrt. 

Bezüglich unserer kolonialen Literatur, die gerade nicht an 
dem Fehler der Knappheit leidet, genügt im- vollständigen Auf- 
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kläruDg Lese» dieses Jahresberichtes das Wichtigsid zu er- 
wähnen : 

Berirlit des Ministers und Staatssekretärs der Marine und der 
aberaeeiBchen AjigelegODbeiteo, Bat Dioa Costa, votgelegt dar De- 
putierteDkamiDer in der Seedon 1898, lud 

Beridit dee MüuBteis und StaatssekretSn der Marine und 
fiberaeeischen Angelegenheiten, Bat Eduardo Tilla^, 2 BBnde, 
Toi-gelegt der Depntiertenkammer in der Sitsung Yom 20. Min 
1899. 

Es sind dies die l>eidcu crstoü Berichte, in denen dio U-ri- 
gierung der Metropole eine gewissenhafte und melhodiäclu' Dar- 
stellung über den Stand und die Lage imseres Koloniall'^si!/' s 
giebt Bezüglich der fast lebensunfähigen ökonomischen und kom- 
merziellen Verwaltung giebt der Bat Ed. Villa^a, wenn aach nur 
Iflr den Anfang, einen Generalplan nur YerbeBeemng und Umg^ 
etaltung der überseeisclien Verwaltung. 

Diese beiden bemerkenswerten Arbdten haben dank der Aalo- 
ritfit nnd der unzweifelhaften Bechtsehaffenheit der Yerteer das 
Yerdieost, hauptAcshlioh reiehUch statiBlifldiee Material sn bringen 
nnd fAck anl amfliolie Dokumente su stOteen, die bis dahin «r- 
streut, niclit in den Druck gegeben und dem l'ubHkura fast gäni- 
lieh unl>ek;i)int geblieben waivii, auch schweilich mit Nutzen von 
irgend jomand privatim liättcii ausgclieutot werden können. 

Ferner besitzen wir eine portugiesisclie Kolonial- und Maritime 
Bevue; sie erscheint in Lissabon bei der Buchhandlung von Feria 
& Co., die am 1. Oktober 1897 gegründet worden ist Dieselbe 
hat anqgezeichnete fiedakteare und Mitarbeiter T<m anssemdeiit- 
lioiher Eompetens, die dorob ihren langen Aufenthalt in unsHOi 
Kolonien Kenner deiselben sind. Deshalb kOnnen wir dien 
Zeitaohrift unTerhohlen fOr eine der bedeutendsten in Boropi 
halten. Qlelohfialls ersohemt in lissabon seit Januar 1894 eins 
Revue, Portugal in Afrika, deren Herausgeber Quirine Atsüho de 
Jesus ist. 

Erwähnenswert sind unter anderen in jeder Beziehung: 
Brasilien und die porlu-^iesischeu iiolomen IbbÖ und PcKrtugil 

nnd Afrika, 1891, von Oiiveira Martins. 

Der Bericht über die Froms Moyambiqne, 1893, von Bai 

Antonio finnes. 
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Der Benchi über di« ProTioi portugiesiech Goinea, 1890, von 
Correia LaiH^ 

Die TerwaltnngBroehfUclieii Stodien über Angok» 1898, ?on 
Fiüva CouceiftK 

Die portngieeiBcheii Kolonien, 1896, von Eneato de C. Yas^ 
oonoelloe. 

Die Eingeborenen der portogieBiBchea EolonieD in Afirikn, 1900, 

von J. d'Alraeida e Ciinha. 

L& maiu tl oeuvre en Afrique, 1900, voo Almada Negreiro«. 

2 a) Dan Kriniinalrecht 

An Strafc:osetzou sin«! die folgenden erlassen worden: 

Gesetz vom 7. Juti 1898 über die iPreesfreiheit auf dem 
Kontinent iind den anliegenden Inseln. 

Dekret vom 11. Angnst 1898 über die Preasfraiheit über See. 

Geaeta vom 21. JoU 1898, das den Erlaaa vom 18. Februar 
1896 bezügliok der Anarchiaten Jüidert nnd veiachüHt 

Dekret vom 23. Hin 1899 über daa Yerfduren g^n Land- 
atreioiher nnd Bettler. 

Qeeeta vom 21. Jnli 1899 verindert nnd erweitert den Ertaaa 
vom 7. Jnli 1898 bezflglich der Yerieger von Zeitschriften. 

Gesetz vom 17. August 1899 betreffend die Einteilung dos 
europäischen Portugal iu drei ^rerichts- oder polizeiärztliche Distrikte 
(circnmscrip^oes medio-legaes), und Errichtiiiiic oiius Loichenhauses 
für die medizinische FnknItÄt im Coimbra iin'l die l)ri(l<'ii übrigen 
medizinisch-chirurgischen Schulen von Lissabon und Porto, sowie 
dnes Geriohts- oder polizeiArztUoben Bates an dem Sitze eines 
jeden dieaer drei Bistrikte. 

Geaela vom 1. September 1899 bestimmt, dass auf dem Feat» 
lande dea Beidhea, auf den anliei^den Inseln nnd in den übei^ 
aeeiscben Provinsen der Godigo de jnati^a da annada in Xiaft tritt. 

Dekret vom 20. September 1899 über PresaMheit in den 
übeneeiachen Provinzen. 

Dekret vom 20. Oktober 1890, welchea daa Dekret vom 15. 
Dezember 1894 bezüglich rÜcklRlKger Verbreolier anf alle Besirke 
des Gerichts-Distrikts von Loanda ausdehnt, und 

Deki-et vom 16. November lb99 betreffend den gerichts- oder 
poüzeiärztiichen Dienst 
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iäteratnr. 

Ib der Sitzung der portugiesischen Gnipj)*^ ^ler latemationalen 
Vareioig^Qitg fOr Stnfrecht vom 28. Min 1808 Im TavireB de Medaros 
doen gut aua g e i te it e t en Bericht tot Aber den Sobnti entiMBeoer 
Stiiflioge in Portugal ans YomalaaMiDg dee Dlohsten Ftfvon«ge- 
KoDgroeaoo in Antwerpen 1898. In di o e er Arbeit, die spiler im 
Balietin der Porliigieeiaofaen Gruppe, Band I Heft 1 pag. 33 et- 
eehienen ist, eelit Medeiroe mit grt h et e m SduurCsinn die Ziele, die 
die Protektione- Gesellschaften der Sträflinge verfolgen müssen und 
wie sie sie am vortcilhaftostPii orreiehen, auseinander. Ferner weist 
er nach, tLiss uacli deiu Dekret vom 20. November 1881 HK^-t das 
Strafsystom mid nach dem Gttisetze vnm 6. Jidi 1893 über die 
l^edingte Freilassung ' nicht? praktisches hol uns treschehen ist. Es 
eind dies die eraten Qeeet&a, die den enüflssenea StzAflingea Schuta 
gewähren. 

Auch in den Sitzungen derselben Omppe vom 28. Mftn jsnd 
16. Jnni 1898 reichte der Yeifraser dieser Zeilen das kOrslich er- 
schienene Bach des A. Lais Lopes ein, titnliert: Stattstisohe StodisB 
Uber die Verbrechen in Portugal in den Jahren 1891 bis 1896« 
und trug darans vor. Es ist dies eine biminal-sbAistisohe Denksohrift; 
sie deckt die nhlreichen Fehler aller statistischen, amtlidien ond 
privaten Arbeiten anf, die seit dem dordi Dekret vom 7. Vbvembop 
1872 geschaffenen Kriminal -Register publiziert worden sind. Sie 
erläutert die Vorteile der gerichtlichen Statistik, die nur positive 
uinl si( lit if Daton sammelt und gleichfArmig- jsuRammenstellt, soweit 
es niöt^lioli ist, in riHMviiistimmung mit den Ainveisiingen kompe- 
tenter Autoritäten und den Ansprüchen der Wissenschaft, um neben 
einer lokalen, auch eine allgemeine und internationale Bedeutung 
tu erlangen. r>or Verfasser bezieht sich bei der Vergleichung der 
Kriminal - Statistiken besondere auf die gründlichen Arbeiten des 
Loigi Bodio und nimmt swedcs Sammlung von Informationen ans 
den Qerichtsarchi ven das ungarische System an oder das derststistisolMn 
Begister, mit Ausnahme des russisch -deutschen ^taros, oder des 
der individuellen Bulletins, des italienischen oder dee geoDtiscliteii 
und des hoUindisoben. Er Äussert sich g^tig su den von IL Yvemte 
in der xweiten Sitzung des Internationalen statistischen Instituts 
in Pari», 1898, gezogenen Scliliussfolgeruugen üU^r die Elemente, 
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die in der Erinünal-Statistik flgnneren mtaeii. Zn ihrar Ziuaiiimeii- 
stellmig, meiDt er, mflflse man eich auch der prosessnalen Elemente 
als irichtiger Hfltaittel bedienen. 

Diese Deokaohrift, die im BtiUetin der portugiesischen Giiippe 
Band I, Heft 1 pag. 13 und folg. erschien, hatte die Verfügung 
vom 9. September 1898 zur Folge über die Ernennung einer 
Kommissiün zur Ausarbeitung des neuen Kegiements über das 
Kriminalregiäter. 

Femer wird ein Werk desselben Verfassers unter dem Titel; 
Studien Über Erirainal- Soziologie in dem Verlage von Tavares 
GardoBO & Irroao in liiaaabon eiacheinea. Eb wird JKapitel ent- 
lialten Uber die Entwiokelung dea enropliaeben BepreaaivByBteDai 
Aber den Ursprung und die £ntw](^ang der modernen Strafaeofata- 
tfaeorien, die Kriminalstatiatik, die ZnrecbnungBfttiigIceit der Delin* 
qnenten, die Terbinderung von Yerbreeben und über das Zellen- 
system. 

Schliesslich hat der Justizminister 1899 in der lobenswerten 
Absicht den dringenden Anträgen /.n entspreciien, ItetrefTend Ködi- 
fikation der verstreuten Gesetze über den Strafprozess nach Ab- 
änderung einiger derselben im Sinne der heutigen wissenschaftlichen 
Prinsipien, einen Entwurf der Strafprozess -Ordnung der Depu- 
tiertenkammer voigelegt. Derselbe ist infolge Besohlusasa derselben 
im Diario do Govemo vom 8. MSrz desselben Jahres publiaiert 
weiden, lüt der Ausarbeitung wurden zwei Richter beteaut, die ' 
In Tdlliger Unkenntnia der gegenwärtigen wissenschaftlichen Be- 
wegung auf dem Gebiete der Kriminal-Soziologie ea nidit ▼erstanden, 
die guten Einrichtungen anderer Länder als Vorbilder zu nehmen. 
Sie folgteil in ihrer rnwissunheit dem willkürlichen und unbe- 
gründeten Plane d(^s Civilprozesses; hieraus gingen >cti\vere und 
bedeutende Fehler hei'vor. So regelten sie in unklarer und un- 
genügender Weise die Bestimmungen über die Untersuchung von 
Geisteskrunken, obgleich diese doch an der Person des Beschuldigten 
▼oigenommen werden mflsaen; äe beschränkten die Anwendong 
der bedingten FreOassung, die nur fOr Sttflflinge unter 18 Jahren 
bestehen blieb. Sie achaflten die Aufhebung der Strafrollstreokung 
glaalich ab; übergingen, waa die Eriminalwissenachaft im Verfahren 
gegen minderjährige Beschuldigte neu und Temänfttg eingeführt 
hat; auf uiivollotändige Art setzten sie die Bevision der Urteile fest; 
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ebenso in lächerlicher \\'< iso da» Bekenntnis des Angeklagten als 
Beweismittel; sie behandelten in keinem beBon<1prf»n Kapitel dia 
Verteidigung des Ange klagten, während es eins über die Anklige 
giebt; sie legten dem Prozess einen vahrfaaft inquiatariacben und 
teaktionflien Charakter bei u. a. v. 

Angesichte dieser Betrachtong hat der Entwurf, weit davw 

entfernt, einige kleine Fortschritte zu verwirWichen, oder wenigstens 
den ^^' ucnwärtigen Stand zu erhalten, die Leinen der Ei 
und \Visöeas<-liaft filiergaiigea. Er iöt den Anfonleninsren der Neu- 
zeit so wenig gei-echt geworden, da.-s es scheint, als ob er sok 
dm Prozessdoktrineo, die in Europa seit dem 13. bis zum 18. Jahr> 
hunderte in Geltung waren, nShem wolle. 

Deshalb haben der Verein der Advokaten Liasaboos and dk 
inristiBche Fresse des Landes einen Erenazug gegen den Entwarf 
unternommen, nm die Ehre der valerlflndischen Gesetzgebung a 
schfltzen. Das Parlament hat gleichfalls bei dieser Oppoeiti«»- 

bewegung, w. nn auch indiivkt, mitgewirkt, indem es weder über 
den Entwurf diskutiert, noch ilm angenommen hat 

3 a) Dan bürgerliche Recht 
Das büigerliohe fiedit erfuhr folgende Yerbessemngen: 
Dekret Tom 20. Januar 1898; es bestimmt das neue Beglemait 
des Gebftodersgisters, das weiter nichts ist, als eme anbefohkiie 
und regelmAssige Zusammenstellung dee geltenden Dekrets nm 
20. April 1 870 nnd der durch spätere VerfQgungen erfolgten Kodi- 
fikationcu, jedoch mit dem Vorteil einer Vereinfachung der Ein- 
tragungen in dab Kegister und einer geeigneten und verantwort- 
lichen Haiuihabung. 

Gesetz vom 7. Juli 1898; es genehmigt die Konvention Aber 
internationales Privatreoht und das ZusatzprotokoU> die im Haag am 
15. November 1897 zwischen Portugal und den anderen Staate 
unterzeichnet worden sind* 

Königlicher Erlass vom 20. Juli 181*8 i>estätigt und ratifioert 
die erwähnte im Haag unterzeichnete Konvention nebst ProtokoU. 

Dekret vom 20. Oktober 1898 über verschiedene Abänderungen 
dee Dekrets vom 6. Juli 1895 Aber den Dienst der ÜberwacbOB^ 
und Sicherheit' der Arbeiter an stidtiBohai Bauten. 
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OeeetK vom 24. Juli 1899 gestattet anbemittelten Prosees- 
f nhrenden das Armenreoht und 

Dekret toi 1. August 1899 Über das BogLement des Aimeorechis. 

8b) Uteratiir. 

In diesen zwei JalHc;ii sind publiziert wordeu: 

Manual do prooesso do invoiitario, 2. verb^ifierte und vermehrt© 
Auflage von E. da Silva Carvalho und 

Die Li(^oes do direito dvü portugues, 1. Band von Teixeira d'Äbreu. 

Sie bilden eine mit gesnnder £ritilL und ausgedehntem Wissen 
dargestellte Bzegesa 

4a) Das Handelareeht 

Auch bestigUoh des HandelareohtB ist die Gesetvgebimg in den 
Jahren 1898 und 1899 voa bedeutendem Interesse. Bs sind ?er- 
abacbiedet -worden: 

Befehl vom IL Oktober 1898 bestimmt, dass die Staatsl»eamten 
•weder Burgen noch Avalisteu für Bezahlungen der Importzölle in 
den Zoliämtorn sein können. 

Dekret vom 7. Dezember 1898; es regulieil die Auferlegung 
und Erhebung der Tonnengebühren in den Oberseeischen Provinzen 
und bildet ein Ganzes mit dem Gesetz vom 23. Juni 1888 über 
die Erhebung der Abgaben und TonnengebOhien aul dem Festlaode 
und den anliegenden Inseln des KOnlgieiches. 

Dekret vom 26. Juni 1899 genehmigt die Eonkureordnung. 

Gesetz vom 29. Jnli 1899 entfa&lt verschiedene Vorsofaiillen 
über die Zahlung der ESnnahmeeteuer durch Bankobiigationen oder 
die anderer Gesellscliafteu und 

Dekret vom 2;i. Dezember 1899 erkk'iit. dass sich lui Ausland 
gebildete Gesellscliaften, die ihren Sitz im K<'inigreiche oder in 
irgend eiuei «lor ülioi-soeisclion portugietiischen Besitz,ungen haben, 
zwecks Betreibung irgend eines Handels- oder Industriezweiges 
oder Ackerbaues in besagten Besitzungen ganz den Voracbriften 
des portugiesischen Handelsgesetzbuches gemAss otganisiecen mUssen. 

4b) litaratar. 

Durch YerfOgung vom 7. Uftn 1898 wurde vom Minister der 
answSrtigen Angelegenheiten angeordnet, dass von der General" 
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Direktion f(\r Handels- und Koomilats-Sacheii monatlich ein Handels- 
BultoCin in xwei Teilen hentuigegiebeii werde; der eine eoll die 
GeMtigebnngi der ander« kommersieUe AuiUlnfte enthaHen. 

firwfthneoswert let nooh in jeder Binucbt o Banoo emisBor, 
Lissabon 1900, vom Rat Hatheus doe Santoa. Dieee Arbeit ist 
fn^os die einnge ihrer Art, die bd xm «dstiert Sie empfleblt 
sieb dnreh die besondere Fachkenntnis des VerlMsers, der alle 
Funktionen eines Mitgliedes der Verwaltung der Bank von Portugal 
ausgeübt hat und noch ausüKr, ol>en80 durch die Kenntnisse des 
Verfassers über «lio vorwickrlst-'H Pmlileiiu' BaTikfiu h-^s. .seien 
aie ökonoraiöchcr <)<1(M- koinuieiziellei Xatiir. In '1» r^aiben wi-nlen 
ex professo die Fragen bezüglich Ursprung, Entwicklung und 
Organisation der Bank von Portugal behandelt, ihre ökonomische 
und pekuniäre Lage, ihre Beziehungen tum Staat und ihre dem- 
selben geleisteten wirtsohaftlichen Dienste. 

Ferner ersohien die Marinha do oommeioio* 2 BSnde, 1000 
bis 190t, Porto, von Pereiia de Hattos. In diesem Werke bespricht 
der angesehene Offiiier der portqgiesisohan Blarine nadi Wtttdigiing 
und Beschreibnng der technischen Teile des Handelssohillbs^ s. B. 
seiner Ausrüstung and seiner kommersiellen Bedeutung, die Ea(- 
wicklnng der Handelsmarine in Torschiedenen LBndem, besonders 
in dem unsrigen, und zeigt eingehend und fortschrittlich, dass sie 
einer der Hanpttiiktoren des ökonomischen Lebens eines Volkes ist, 
\u\d vi. lloiclit der wirhtii^te fHr eiiu' koloniale Nation; sie komme 
so^^^l dazu. (Iptti Staate die BediDguDgen der Existenz uud des 
Fortsclu-itts zu bestimmen. 

Biudlich hat Barbosa de Magalhnos <\\o Xonkiirsordnoog mit An- 
merkungen und ausfOhriicher Exegese, Lisaabon 1901, hernnsgegeben. 

6 a) Die GerichtsverfaMwig. 

Die Oerichtsverbssung hat in der von uns behandelten Periode 
nur unbedeutende Abfindeningen erbhrsn. 

Es sind nur nachstehende Dekrete erlassen worden: 

Verfügtmg vom 26. April 1898 betreffend AusfQhrungsTOfw 
Schriften des Artikels 19 des Dekrets vom 23. Desember 1897 
über die Funktionen der Anwälte. 

Dekret vom 29. Dezemln^r 1898 genoliniigt mit mehreren 
Zusätzen die Reform der Justizverwaitung in der Pro?ins Angola, 
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die dui-ch den königlichen Kommissar dieser Ftovinz am 12. De- 
zember ISDü bestiimnt worden %var, und das 

Deiiret vom 23. Dezember 1899 reorganibiert das Notariats weaeo. 

5b) Literatur. 
Kürzlich sind veröflfeutUcht worden: 

Die Justiz •Yerwaltungsordnung in den fiberaeeiachen Provinxen, 
Lissabon 1900, von Caotano Gon^alvcs, 

Das Gutachten der von der juristischen Fakoltitt der Universttftt 
Ooimbm emannten KomniiaBion Qher die Einrichtung eines Kotariats- 
EaiBUB, Goimbva 1900, und 

Der Notoriats-Kurtos, Coimbra 1901, yon Hainooo e Soosa. 



Bomäaieü. 

Beferent: Dr. N. MudrM, FkSsident des Kaasationshofea, Bukarest. 



a) Gesetzgebung 1898/1901. 
Seit April 1897, bis zu weichem Zeitpunkt mein letzter Bericht 
reicht, im Laufe von 4 Jahren, hat ein viermaliger Ret^ienings- 
wdcbsel stattgeftmden. Von April 1897 bis April 1898 fr, kt^o- 
nierte ein liberales Ministerium, in welchem D. Stürza das Prftsi- 
dium hattcw Es folgte dann ein kouBermtives Ministerium bis sum- 
Juli 1900, in wichen 0. Qt. Cantacusino Mioisterpiisident war. 
Alsdann fand ein Ministerweohsel statt aus konservativen und jung* 
konservativen Elementen unter dem Pdteidium von P. P. Carp. 
Und seit Februar 1901 ist -wiederum em liberales Ministerium 
am Kuder, in welchem H. D. Stunss aufs Neue die PriMdent- 
schaft führt. — Es ist überflOssiß. in Anbetracht des Zweckes, 
den ich bei dieser Arbeit uiniiittclltMr vor Augen habe, eingehend 
die Ürsa( h*^n für die Zw* < ktiiäürtigkeit und die NMtwoudi<::keit des 
■wiedr'iholtpii H*'L;irrunus\vt(lisr'ls im Laufe jener vier .lahie zu 
berühren, und darzustellen, welche Rücksichten im Grossen und 
Ganzen dabei massgebend waren. — Selbstverständlich setzt jeder 
Begieningsweohsel in politisclier Beadehung auch einen Partei'- 
Wechsel voraus. Und jeder Begieningsweclisel auf Grund eines 

Fkiteiwecheeb hat jedesmal die Neuwahl der Yertretungskdrper 

62» 
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im Staate, im Beürke, in der Oemeinde, Indeniog der Venrattnnga- 
beamton, atioh selbst der richterlicfaen Beamten, insofam sie itoetz- 
bar sind) sur Folge. 

Bi ist nicht in Abrede zu »teilen, dass auch wthrend der 

4 Jahre die regierenden Parteien l>emnlit waren, nl^ziiändern oder 
abzuschaffen, was die vorangeg^igene fi^ierung geschaffen oder 
eingeführt luitte. 

Die in den vier Jahren entfaltete legislative Tliätigkeit betrifft 
das Unterriehtswesen, den Gewerbeunterricht, den Bau y<m Lokal- 
bahnen durch PrivatgeseUaciiafteni die Abftnderung des BSntatgiuuig^ 
gesetzes durch die BinfObrang ^es neaen VeriiAhrens, das Haodela- 
geaetsbnch, die Ctvilpfosessordnung nnd tot Allem die flnanDeOen 
und Steaeigesetee zur Abhülfe der schlechten finanäeUen Jj^e 
des Staates. 

Was das UnterrichtRweBen anl>etrifft, so habe ich frflher 
(Gelegenheit gelial>t, zu erwähnen, dass das ünterrichtswesen auf 
Grundlage des Unterrichtsgesetzes von 1864 sehr mangelhaft war, 
dass eine Neuordnung dringend geboten erschien und dass sich die 
Verwirklichung dieser Reorganisation wegen der politischen Partoi- 
kflmpfe immer in die LSage zog, zum Schaden der Jugend «ad 
der Zukunft des Staate. — Büdlich gelang es der kimsemtiTea 
B^giemng im Jahre 1894 and der liberalen Begianmg im Jahre 
1896, das Volkssohnlwesen durch dn Spezialgesete zu <»dBeo. 
Die 03nmnamal8ohQlen, die Universitäten, die Berufs-Schulen, wie 
Handels- und Ackerbuuschiilen, der üewcrbeuntenidit wurden durch 
Gesetze vom 23. Mftrz 1898, vom 31. März 1899, und dun h (i;i5 
umfangreiche Gesetz vom 5. April 1900 neu geonlnet. — I^t2ten3S 
Oesets umfasBt eigentlich durch seine Bestimmungen sowohl das 
ganze Unterrichtewesen, als auch die Central Verwaltung seibat und 
Ändert die früheren Gesetze in nmtengreiohar Weise ab. 

Der Unterricht in den Doff-YolksBohnlen soll 5 Jahre danen, 
dagegen in den stKdtisohen Volkssöhuleii nur 4 Jahre. Attseenlom 
sollen höhere Volksschulen eingefOhrt werden, deren LehrkurBM 
drei- oder Tieijährig sein soll nnd bei welchen eine Abteilung 
für gewisse Gewerbe, wie Zeichneu, Ackerbauwesen einzuivihtMi 
ist, je nachilem die höhere Volksschule im Dorfe oder in der 
Stadt ist. 
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Dem Gewerbeunterrioht dienen die besonderen Gewerbeschulen 
für Knaben und Mädchen mit einem sechsjährigen Enrsus, die 
niederen und höheren Haodetesohulen mit je einem draqibrigen 
KutsnB, die unteren Ackerbauaohulen, deren Eiiivas swei Jahre 
wlhrt and deren Besnch' den SohOlem nach Beendigung dea Lehr- 
gangs die Verpfliohtang anferlegti ly, Jahre in gewisaen landwirt- 
flcbaftÜGhen Stationen auf den StaatsgUtem snaubringen. 

Die etnnge mittlere Aokerbauaohnle hat einen LehrJnuraua 7on 
vier Jahren; anch hier sind die Schüler zu l^sjährigen landwirt- 
schaftlif hen ÜlMuigen auf den Staatsgfltem verpflichtet. 

Der Lc'lii kiirBus der einzigen Forstst hule soll drei und ein halb 
Jahi'*^ (lau»Mii. Die Ackerbau- und dio Foi-stschule liaben Ititernate. 

Es gicbt Gymnasien mit vierjjUirig^em KursiiFs, Lyceen mit gieben- 
jährigem Kursus. — in den hölieren drei Klassen des Lyceums 
b<\sfeiit eine reale und eine klassische Abteilung, in weicher letsteren 
allein Latein und Qrieohisch gelehrt wird. 

Auch für Mldohen aoUen SekundftrBchulen enten und zweiten 
Gfadea mit 12jfihrigem Kuraoa euigsriohtet werden, deren Beif^ 
Zeugnis f flr die raedisinieohe Fakultftt und die ApothekerRchule befiUugt 

FQr die beiden Univeisitftten in Bnkareet und Jaasy liaben die 
deutaohen UniTenititen ala Muster gedient Der Lehrkörper auf 
den Universitftten besteht «ans Profeesoren nnd agregati, entsprechend 
den ordentlichen und den ausserordentlichen Professoren. — Der 
Unterschied zwischen diesen ist wesentlich; nicht nur das Gehalt 
ist verschirden, sondern es besteht auch insofern ein Unter- 
seliied, als die iiaeli dreijillirigeni Wirken vom Minister uiciit be- 
stätigten agregati ausgeschlossen werden. Wrihrend früher sämtliche 
Professoren nur auf Gnind eines Wettbewerbes ernannt werden 
konnten, sollen sie jetzt vom Unterrichtsminister auf Antrag des 
UniTersitfttsseoats ernannt werden. Nur die agregati der juristischen 
and der medisinischen ÜViknlt&ten sollen eine Kontarenzprfifung 
hestahen, wohl w^gen der grossen Anaahl der Bewerber auf diesen 
Gebieten. Hervonuheben ist, dasa, wie fttr andere FMfaschuIen, 
aveb für die UnimsitAten Aualfinder zu ordentlichen Professoren 
ernannt werden kOnnen, was in jedweder Beziehung sweckmAasig 
ist Denn auf allen Faohaohulen nnd Dhiveraitaten ernannte man 
bisher nur Rumänen als Lehrer, ohne Rücksicht ob man dfe nötigen 
Ki'äfte hatte. 
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Fflr die Ausbfldniig von Iieihreriimea sn SeknndSniiftdcfaen- 

schulen wird eine höhere Normalschnle mit dreijährigem Kursus 
in Jiussy eingefühlt. Das Institut zerliüil m eiue literarische uiiJ 
eine unturwissenschafüiche Abteilung. 

Auch sind umfangreiche Bestimmungen nicht nur Aber 
Pflichten und die Reclile der Schüler, Studenten und des iieJir- 
körpeis im Allgemeinen, sowie Uber die Disziplin, sondern vor 
AUem aach Aber die Bediagungea, denen die Kandidmen entr 
spiedien müssen, erhsssa, damit sie Lehrer an den Sekondfir^ 
sohnlen im Allgemeineii und an den üniTeraiCftten werden kOanen. — 
In letsterer Beuehong dürfte wohl bei stftodiger energiecher luid 
parteiloser Durchfflhrung des Gesetzes die Zulassung durchaus un- 
fähiger lieliikräfte zu den vielen Schulen vermieden wei^len. — 
Freilich, die "NVohlthaten iles Gesetzes werden niiiit söglcirh er- 
wartet werden können. Alles hängt von seiner Handhabuncc ab. 
Aber iu dieser Beziehung will man schon unter dieser libemlon 
Re^'ening das Gesetz vom April 1900 im wesentUoben abflohaffeiu 
£b bat dies auob im HCSiz 1901 stattgefunden. 

Wir eninnem uns, dass vorzüglidi zwei von der konaerrativen 

Regierung vorgeIe^4c Entwürfe, besondere leidensefaafüich von der 
liberalen Opposition in beiden gesetzgebenden KOrpem angegriffen 

wunlt n. Ks warfMi die Gesetze über die Konzession zum Bau von 
Loktübaiint.'ii und über das Bergwesen. 

"Was daß erstore Gesetz anbetrifft, so heeiltf sieh di«' üIhmtiJ'- 
K^ierung, dasselbe abzuändern, und zwar in folgender fiiubtung; 

Die durch Privatinitiative gelx\uten Lokiilbahnen sollen nai^ 
90 Jahren ohne irgend welche fintsohAdignng Staatseigantfamn 
werden. Sodann wird diesen Bahnen der Obarakter des Privat* 
eigenthnms versagt; deshalb kOnnen de weder veipfibidet nodi mit 
irgend einer Beallast belastet werden. Der Staat kann aie nach 
Ablauf von 20 Jahren, nicht wie frfliier von 30 Jahren, siifüe)[- 
kaufen. Die von Anlaut, .ih i'eslgesetzten Tatifc k(>nnen nur nut 
Erlaubnis des Miuiöteriums in allc:cmeiner Weise abgeändert werden. 
Das Gesetz erwähnt ilie Tiinien, (ieren Bau der Privatinitiative ent- 
zogen ist. Jvach 30 Jaiirou vom Beginn*' der Ausbeutung ei|»er 
solchen Phyateisenbahnlinic hat der Staat nicht 30 % vom rdnea 
Einkommen, sondern 2% Bruttoeinkommens xu bean8|iraGhsa. 
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Die zum Brq von PrivateiBenbahnen begründeten Gesellschaften 
Ilaben die Bestimmangen dee HandelsgeBetzbnohea zu beobachten. 

Anf den Staatogfltem wie auf den KrandomAnen dtlrfen Privat» 
bahnen ebne iigend welche Entsohidigttng gebaot werden. 

BieBee 80 sa Stande gekommene Geeeta eolltd nnter dem 
Icoiuervativen Ministeritiin wiedenutt ahgeftndert werden, doch gelang 
es nicht aus Zeituiaugel. 

Das Berggesetz wollte dio lilmrale Regiening in dem Sinne 
abändern, daae die fitt^er ke dem EigentOmer des (jnindstncks ge- 
liöien, die Bergwerke auf den Staatsdomänen entweder durch den 
Staat oder durah den Konzeadonir, — auf den Fdvatgfltam von dem 
EigentQmer oder von demjenigen, dem der EigentOmer amne Bechle 
freiwillig abgetreten bAtte, — anagenütst werden aoUten. Die Beig- 
Iwikenzeeaion sollte ewig dauern, wenn der KonaeBdonAr Bnmine 
-wftre, und nur 75 Jahre fflr die nichtmmaniaohen Staatsbürger. 
Der Auteil des Entdeckers, wduliem die Ansbentung nicht zustellt, 
soll nicht mehr 50<>/q vom Reineinkommen, suiulcm nur ' ■^»Vo "^'^^ 
Briittoeilmg Ijetragen. Doch "wnrrlon die Abändeningeii nicht ver» 
wirkliohty ee verblieb beim Bei:gge6et2, wie früher dargeetelit worden. ^) 

Das Sittteignnngageaeta von 1864 naoh dem Muafer des 
franzSaiflohen Qeeetzee von 1841 hfttte längst abgeändert werden 
soUen, weil genütea jenem Geaetae die Geediworenen, die vor Allen 
die BntsflkhSdigiingssnmme zu bestimmen hatten« dieses Amt miaa- 

bFAUohten duroh Anerkennung von ungereohtferdgten nngehenren 
Entschädigungen zum Nachteile düb Sü\ates oder der Gesellschaft, 
welche die Eütscliä<lig»iiig98urame auszuzahlen hatten. Erst im Jalire 
1900 wurde das Vcrfahivn des Eiitpip^nnngfjgeset/.es abgeändert. An 
Stelle der Öa'^cliwojoncn haben die Parteien je einen Schiedsrichter 
zu wählra, welche unter dem Vorsitz eines Richters von einem 
Geriohte enter Instani ein Sehiedsgericht bilden, die Parteien anhOren 
und die Entaobädignngasamme festaetzen. Gegen das gefttUte Urteil 
flodet Berofung statt und gegen das Urteil des BerufungsgeriolitB 
ist der Rekurs an das oberste Geridit sulAssig. Die ITriaten fOr 
Berufung und BdLurs sind sehr knn. 
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Die Bestimmungen des HandeUg^e setz buch es wiiprien im 
Laufe von vier -Tahreu zweimal abgeäjidert, und es beteiligteu sich 
daran der liberale wie der konservative Justizmiuister. — Die im 
Jahre 1899 getroffeoen Änderungen beziehen sich auf Be^mmoogen 
fiber den Kookois. ZunSchat wird als PrftventimuMregel, um dk 
OlAuknger gegeo den Sclialdoer sohfitieii, der 8än VennDgea 
bei Seite schiffen mflchte, den GlAubigem das Beoht eingertnnt, 
dem Oeriebtshofe eine Denunsiation einznieichen, wonmf der acfanldige 
Kaufmann sdiriftKoh anigefordert wiid, sieb vor dem Geridite m 
rechtfertigen. Auf Gmnd der gewonnenen Übereeugung können einer 
oder nielirere Gläubiger beauftragt werden, das Gebal\i-en des SchuMüci» 
zu beaufsichtisron. Erweist sich die Dennn/.iati(jn als verleumdensch, 
kann der denunzierendA Gläubiger als Verleumder verfolgt wei*den. 

Zur Wahnmg der Interessen der Olnnbiger sollen nach Zu- 
aati an Art 724 des rumänischen Handelsgesetzbuches alle Ver- 
iQ68eningen von beweglichen Qatem Seitens des Oemeinaohuldnenk 
die inneiiialb aeoha Monaien Ton Einstellung der Zahlungen an den 
Ehemann, oder die Bhefran, an die Verwandten in gender imd m 
der Sdtenlinie oder an die VenchwSgerten bis snm vierten Qnde 
fftr nichtig erkUhrt werden. — Schon früher hatten wir enHÜuit, 
dass nach Einfüluimg des Syndikusrichters die Beibehaltung des 
Kommiösarriehters ü bei flüssig; war; die Abscliaffung des Letzteren 
ist denn auch erfolgt Me Juristen innerhalb dee Konkuisveriahraoi 
sind verkürzt. 

Die Konkordatarqoote wurde von 10% auf 60 7« orfaOht 
Das Konkordat kann nioht mehr von Andern garantiert werden. 
FOr die Bestfttigung des riohterUolien Konb>idats seitettB des Geriohta- 
hofea ist erfordeiliöh, daaa die Konkordatarquote entweder baar oder 
dnicb Hypothek gewSbHeistet wird. Wird die Konkordatarquote 
nicht bezahlt, so kann jeder Gläubiger die Eröffnung des Konkurses 
verlangen und wird in diesem Falle die Strafe des einfacli*Ji 
Bankerotis ausgesprochen (Art. 85 3 Cod. d. com,). Eudlieli sMl 
die iSteueniUOte nicht 3 7a, sondern 4^0 BiTittovermögeu des 
Qemeinschuldners betragen. 

Die im Jahre 1900 eingeführten Verändern njircn und Zusätie 
aum Handelsgesetsbuche betreffen vor allem die HandologqeoHDoliafte* 
und iwar die Artikel 114, 122, 133, 143, 146, 147, 173, 174» 
176, 185, 238, 243, 246, 246, 248, 266 dea Handalageselsbuoh«. 
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Im Jahre 18B7 erlitt das italienische Handeifigeset/.bucli bei seiner 
Aufnahme daixsb den rumänischen GeseUgeber besonders in den 
fiestimmnngen Ober die HandelsgeseUacluilten bedeutende Yer- 
indenuigeii, damit vor Allen der ramftnisebe Chaimktar der Cleeett- 
ediaft bewahrt werde. So sollten gemlss Art 114 und 122 bei den 
KopunanditgcseliBchaften auf Aktien und bei den Aktiengesellsohaften 
die Mehrahl der Kommanditisten beziehnngsweise Yomtandsniitglieder 
Bumlnen sein; nun wird bestimmt, dass Ys Romftnen sein sollen, 
und es verbleibt bei der alten Vorschrift nur, wenn die Äktien- 
geselir^cliatt geiuäüs den Statuten Grundstücke kauft. 

Der Vorteil der Gründer nach Veränderung des Art. 128 zum 
Handolsgeiietzbuche soll in dem Konstitnieruiigsakte bekannt f^e- 
rnar-ht wenlen, in einer Tantieme des Nettoeinkommens bestehen und 
von der üeneralTersammlung gebilligt werden. Die Mehrzahl der 
CSensoren soll immerwährend an dem Orte, wo die Gesellschaft den 
Hanptsitz hat, sioh aufhalten. Nach Art 238 sollen die fremden 
OeeellsobafteD, die im Auslände konstituiert sind, bei Gelegenheit 
der Veröffentlichung der OrQndunganrknnde das Espitid angeben, 
welches für die Operationen in Rumflnien bestimmt ist Naoh 
Art 243 haben fremde Gesellsohaften der Begienmg oder einer 
andern ramAniscben BehOrde die Sohriftstdcke in authentischer oder 
in legalisierter Form ▼orsulegen. 

Die Kaution zur Sicherstellung der von einer fremden Gesell- 
schaft in Rumänien einzugehenden Verbindlichkeiten aoli nur 
100 000 Francs gegen früher 300 000 Francs l^otra^Mi'n. 

Dagegen für freinde Vorsirherungsgewllschaften soll die bisheiige 
Sicherheit verbleiben, was gewiss auch hätte geordnet werden können. 

Ferner braucht nach Art. 246 rum. Handelsgesetzes der Ver- 
tr^er der fremden Aktiengesellschaft nicht mehr von der Regierung 
beatttigt sn werden. Für eine fremde in Rumftnien fanktionierende 
OeseUaobaft branoht nicht mehr ein Yerwaltungsnt aus mindestens 
swni im Lande wohnhaften Mi1;g]iedem eingesetst m werden. 
Ferner kann die einer fremden Gesellsohaft gewihrte ErmAohtigung 
auf Antrag der Begieruag vom Gerichtshöfe noch in drei anderen 
F&lleo surfickgezogen werden, unter Anderen, wenn die Oesellachaft 
die ▼orgewjhriebenen Bestimmungen nicht beobachtet. 

ich übergehe einzelne Veränderungen des Handelsgesetzbuchs 
über die Beschletmigung des Wechseipruzesses, die Beseitigung 
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einer wecliselrechtlichen Streitfrage und einzelno Punkte des 
Koükumeobtes, die ebenfalls im Jahre X90U durchgefüiirt wurdoGu 

Als eine nützliche legislmtiTe Arbeit Icaim die Bevisioo der 
CiTilprozessordnung yon 1865 betrachtet werden. IGt An»- 
sohlnfls dee geHcbtlichen Yer&Juens vor den Fnedenariolitera und 
vor dem obersten Eassttionshofei in welcher Besiethung es hä, doi 
spesdellen diesbesflglichen Qeeetaen verbleibt, ist das gericbdidie 
Verfahren in bürgerliehen Rechtsstreitigkeiten vor den Gaidits* 
hüfen erster lui zweiter Instanz, sowie das Verfahien betreffend 
das Zwangs veifahrt'ii revidiert. — Bei Au<?ail)eitTing- jener Cinl- 
pimessordnuHf,' hatten im .laliie l6{j^> «iie fiuazösib' ln- l'iviiprozess- 
onlnung und diejenige des Koutons Genf als Muster gedient; idsd 
hatte aber vor Allem sich an die Beetimnmngen der Qenier PmeBs- 
Ordnung angelehnt 

Bei dieser Bevision behielt man die yr*"^*""g nnd die 
Artikelzshl bei; die besiehenden Streitfragen wniden gemias doi 
Entschddungen des obersten Kassationsbofes geregelt Vor Allen 
Bellten die versohiedenartigen Mittel enr Ansflbung d^ Ghikine 
verhindert worden. Anerkannte Lücken wei-den beseitigt und neue 
pinzessuale Institutionea eingeführt. Bei Ausführung jenrr f{en«ion 
ist auch die Civilprozessordnung für das deutsiche Reich in Be- 
tracht gezogen, niuht aber die Civilprosesaordnang Österreichs fom 
1. August 1895, was sehr niit/lich gewesen wäre. 

FrozesBQalisQfa neu äüd die Vorschrüten aber Sicherung des Be- 
weises, Uber PrSsidialvetordnungen bekannt in der franifisisehai CStÜ- 
proiesBordnnng unter dem Namen B6£§r§ (eiehe Artikel 806--811 
franaOsische Civilprosessordnnng), über die vorfaezeitendett Scfarii^ 
Sätze mit der Angabe der Bew^smittel des KlSgers und des Be- 
klagten, iilier Re(jhtsh<4H];^igkeit, über Haupt- und Nebeniüterveijtion; 
freilich aiad die betreü'ender» Bestiinmuiigen nicht augmichend. 

Das Institut der Pereni{>tiou do« Prozesses wird verbessert. - 
Was die Kompetenz anbetrilVt, so wird erkiäit, dass der Gericiits- 
hof erster Instanz berechtigt ist, alle Rechtsstreitigkeiften der In- 
l&nder als auch der Auslftnder abauurteilen ; es wird henroigehobea, 
dass der Bichter die Ajofmerkasmkeit dar Parteien auf gewisse Be- 
weismittal su lenken hat Es wird bestimmt, dass der SohiedB- 
riobter ex aequo et houo urleflen kann. — 
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Im Übrigen flbergeho icli die Veränderungen, die getroffen 
wurden, um strittige Fragen zu beseitigen oder den Gang des Ver- 
&hrenä oder der geiiohüiclieii Zwangsversteigerung zu sichern. — 

Manche Bestimmungen hätten anders revidiert oder formuliert 
werden können; manohe Verbeeeenmgen bAtten wohl noch dnroti- 
gefOhrt werden kOnnen. Doch dann hStto ee einer ümaibeitQng 
dea ganzen Prozeeaee bedurft , waa mehr Zeit und Hfihe erfordert 
haben würde, — 

Aber das Verfahren gestaltet sieh nnter Umattnden auch anders, 
je nach dem Qewisaen, der fftbigkeit, der ThAtigkeit des Richters. 
In dieser Beziehung muss man anerkennen, dass die jeweiliecen 
Justizniinister nicht hestreht gewesen sind, tüchtige Kräfte zum 
Richterstande heiunzuziolien oder in demselben zu erhalten. Auch 
müsstt» eb endlich aufhören, üa>:^ .^iuntliche Hiehter erstei- lubtaDZ 
nach OatdOnken des jeweiligen Ministers entsetzt wei'den kOimeu. — 

Die finanzielle Lage des Staates erwies sich in Folge einer 
aohleohten Ernte im Jahre 1898 als sehr traurig, und leider trotz 
des gnten Willens und der ' getroffBnen Bnanaiellen Masacegehi ist 
die Sachlage noch immer nicht ahsolat befnedigend. fis ist nach 
der Art und Wase, in welcher geschaltet und Yerwaltet wurde, 
auch gar nicht wunderbar, dass man in eine sdcfae Lage geriet 
Die politischsn Parteien waren bestrebt, Ton Jahr an Jahr die Staats- 
auagaben EU ▼ergrOssem. Nicht nur ausserordentlidie Stuttsausgaben, 
auch gewisse regelmässige Ausgaben wunlen durch immerwährende 
Staatsanleihen geduckt, und da die Anleihen nur im Aii.-laude 
kontrahiert werden, Ist hierdurch oino iHMienlende Schuldenlast 
des Staates deiu Auslände Ljep^enülier anstanden und winl durch 
die Zinsen fast die Hälfte der Staatseinkünfte aufgezehrt. Man 
hätbd bemüht sein müssen, den Volkswohlstand zu heben und hätte 
daran denken müssen, dass nicht nur die prilitisehe, sondern auch 
die Okonomiacbe Zukunft des Landes von der Vermehrung der 
BevOlkening abbXngt, — da nimlich Rumänien au aeinnr Emfthrung 
eine um 7^ grossere BcTOlkernng haben mOsate. Wie dem auch 
aei, in Anbetracht des grossen Defizits der Jahre 1899 und 1900 
haben die Begienuigen durch Yetgritaserong gewisser Steuern, durch 
Einführung neuer Steuern, durch BinlQhrung des Zigarettenpapier- 
monopols, durch Yenninderung der Staatsausgaben, durch Verzicht 
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auf Durchführung vieler Öffentlicher Arbeiten und durch eine im 
Auslande luiter eehr schwelen Bedingungen kontrahierte Änleibe 
▼<m 175 Millionen sa helfen geeuchti um sohwebende Fordenmgen 
za begleichen, Wohl wftre es an der Zeit gewesen, des SCsosr» 
weeen xn reoiganisieren. Dies zu erfOllen setst aber nicht nnr ü^ases 
nnd EGnnen TonuiB, sondern auch den Unt, sich nicht von Fvlo- 
rflcksichten Idten sn lassen. Man hätte in dieser Besiehnng' dann 
denken sollen, dass nur durch die Einkommensteuer Viele zur 
Zahlung von Steuern heniiitrezogen worden wären, welche, wenn 
auch sehr liemittelt, heute i^ar keine Steuern be^^hlen. 

Die üauptmittel, der iinanziellen Notlage abzuhelfen, bestaodoi 
in der Eiiiführunt^ zunächst einer ö^/qI^bü Steuer vo^^ ^lleo 
Oeb&ltem der öffentlichen and der Privatbeamten, feiner in der 
Yermindemng der gewies su grossen Anzahl der Yerwaltangs- 
und der Finana-Beamten, deten flbetgrosses Waehstnm nicht dnidi 
ihre Leistungen fOr die Staatszwecke und fttr die Staatsbedfirf- 
niese zn erklären war, sondern durch die ParteirOoksichten^ um 
die Klienten befriedigen zu können. Aber uieht n»u- Verwahungs- 
heamte, auch absetzhni-e Richter wurden beseitigt. Sndann wnH^^n 
die Gehc'llter der Beamten vermindert in einem Masse, das»« die 
}i(»her. n Gehälter um 20 % reduziert worden sind. Man denke, 
daas den Beamten 1 0 % Pensionszweoke abgezogen werdea, 
dass ihr Gehalt mit besteuert wurde, nnd nun noch nm 
20^0 verminderi worden ist Dies findet Anwendung auf alle 
Beamte ohne Unterschied — selbst anf Richter des ebecsteB 
Gerichtshofes, die am obersten Gerichtsh^ seit 30 Jahren tm 
Amte sind. Aber in der lotsten Stande hat nun doch die Gehilter 
der Offiziere um 5 ^/q erhöht, — mit dersell>eu Seluielligkeit, mit 
der die Reduktion 3 Monate vorher bewerkstelligt wurde. — Es ist 
dieses Herumhaschen docli ni(;ht von guter Vorbedeutung für die 
Art und Weise, wie verwaltet wird. 

b) Literatur. 

Bs bleibt übrig über die Hterarieche Thitigkeit in der Zwischsa- 
zeit das Nötige mitiateilen. 

' Über die neue Civilprozessordnong sind zwei Werke sa «r* 

wähnen; 
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1. Non e cod de prooedara civila adnotat J. Ceaarescn, 
Alexandrewo und 0. Q. Mironescu bei Alcalay in Bukarest, 1900, 
p. 890. Id diesor Arbeit sind alle Artikel ans dee Motiven des 
Juatizininieten, aus den Verhandlungen der geeetsgebenden KOrper 
und ans der Jndikatiur erlfinteit Bs iät eine praktiBohe und eeltr 
nfitadiche Arbeit 

2. Revißuirea Codului de procedure civila de George Mironescu, 
Bukarest, l>oi Joseph GöbK 1!»01, p. 192. Es enthält eine kritische 
Daifti^llting der Grun<lj)riiizi])ien der Revision vorziip:lieh auf S. 1 
bis 84, und dann eine Erläuterung im Einzelnen der verschiedenen 
Bestimmungen, soweit sie vorher nioht berülirt worden sind. Die 
Arbeit ist gut) und vir meinen, dasa naoh den ersten 84 Seiten 
zu aohljeeeen, der junge Yerfaaser im Stande san kl^nnte, eine gute 
aystematiaclie Darstellung dee CivUproMaeredits anaauarbeiten. 

3. istoria tnobisorilor diu Bomflnia. Stndiü oomparatiT. si 
obioejuri de Gr. J. Dianu. Buonreets tipog. fr. GObl fii 1900. 
Das Werk bietet eine Darstelhiug des Gefängniswesens in Riunänien 
nach altem Gewohnheitsrechte und auf Giund der ältesten Gesetze 
bis zur neuesten Zeit. Zugleich fflr die älteste Zeit von 1640 sind 
darin auch wichtige Rückblicke über das älteste Straf recht, das 
Strafverfahren in Rnmcinien enthtUten — was aber keinen Anspruch 
auf wiflsenaohaftlioben Wert hat — Der Sohriftsteller kennt genau 
die modernen ToraOglich französischen Sohriften Uber Oefilngnis* 
-weaen, die Beschlüsse der versehiedsoen Kongresse, und seme auf- 
richtigen Ansiöhten kfinnen umsomehr In Betracht gesogen -werden, 
als er auch an der Spitse des GeflUigniswesens tbatig Ist 

4. Stndiul impositelor romäne de Constantin G. Petrani, Bo- 
en resei . tipomaHa Ind^pendance roumaine 1000. Das Werk ent- 
hält eine Darstellun«^ und Kritik der Steuern in i^nmilnien , des 
Sta;itp-. der Bezirke und G;emeinden, sowohl der direkten als der 
indirekten Steuern, sowie solche seit 1860 eingeführt worden sind 
und bestehen. Der Verfasser kritisiert vorzüglich die direkten 
Stenern, stellt ihren geringen Ertrag und die Ungerechtigkeit dar, 
wonach ein grosser Teil des TermQgens steuerfrei ist und seigt, 
wie die Armen und die Beichen von den jetzigen Steuern betroflen 
werden. Auf 0nuid s^er vorherigen kritischen Ausfühnmgen und 
der statistischen Angaben für die Reform des Stetierwesens verlangt 
der Verfasser, dass jedwede Vermügensersclieinung besteuerungs- 
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fthig sein eoU, und deshalb sollen das Einkommen and die Ktp- 
taüen beeteueit werden. Die indirekten Stenern selleD niclit in 
sehr, irie es heute der BaD ist, die armen Klassan treffen, juA 
er meint als Konsequenz, dass der Zoll und Stempel so Qviuten | 
der Annen und in Anbetracht der Armen andere gestaltet weorden 
mfisse. I 

I 

Diese Schrift ist in ihrer Art in Rumänien einzig, und es ist ' 
nützlich, dasö die Aufmerksamkeit dnn li eine gediegene Schrift au/ 
eine so wichtige Materie wie die de^ Steuerwesens gelenkt wnrde, 
damit die öffentliche Meinung für die Beformbedürftagkeit dea Steaer- 
wesens aufgekl&rt wird. — 

5. Saünele noostre. Studin istoric, juridic si eoonomie asupn 
esploatorii salinelor d monopolului sarii la Bomani si Bomani de 
Constantin Broeteoun. Bocnreeti Tipogr. Lasaresoa, 1901, ppi 
890* 8**. Der Yerfiisser behandelt alles, was die Salineo in 
Rumänien betrifft, von den ältesten Zeiten bis zur Neuzeit i« 
historischer, juridisclier und in ökimomis^cher Bozieliung. E? i^t 
viel FleiBs, viel Stoif und viel Interessantes zusammen gebracbi, 
doch das Ganze ist viel zu weitschweifig. I 

Der BcliriftF^teller sucht nachzuweisen, dass, wenn auch nach 
altem Rechte das Salzmonopol eingef&hrt wurde, und der Staat 
ausBohiiesslich das Salz ausbeuten konnte, dem ISgentQm» des 
Gutes doch entrichtet werden müsste. FQr die Zukunft mant 
der Schriftsteller, dass der Staat nicht ausbeuten, eondem das ans- 
schliessliche Recht des Yerfcanfes haben soUe. — 

6. Competent a corBuHlos tn Roma nia de N. Mandrea, Boen* 
resti 1901. j)p. 30. Darin wird untersucht, oVi die Konsuln der 
fremden Mächte die Kompetenz haben, in Kiunänien die Kih^ciiäit 
eint'S fremden und die Vormundschaft eines minderjährigen Aus- 
länders zu regeln, und es wird nachgewiesen, dass ein solches 
Recht nur die Konsuln Italiens besitzen , weil in der zwischai 
Italien und Rumftnien abgeschlossenen Eonsuhu^KonTentiQn jenes 
Recht ausdraofclidi stipuliert ist 
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Rnssland.') 

Civilreclit und Civilprozess, 

Beferent: J. PttgsnieBt» Reobtsanwait in Odessa, 
a) G^etzgebnng. 

üaf? Jahr 1898 ist auf dein uns hier interessieren Jen Gebiete 
ebenso ann an neuen Oesetzen und GesetzesnoveUen gewesen, wie 
aein Vorgänger (1897). Der Grund ist wohl ebeoiaUs . derselbe: 
es siebt n&mlicb Rossland einer Y(]iUig neuen bttiserlicben Qeeetz- 
gebting entgegen. In dem Augenblicke, in dem diese Zeilen 
gesduieben weiden, ist aoeh scbon ein erstes Sladinm der betrefliBnden' 
Arbeiten versohiedener einberufenen Kommissionen zu Ende, denn 
ee sind, bemerke ich beilioflg, in den Jahren 1899 und 1900 
folgende Entwilrfe veröffentlicht worden: 

1. Ein Entwurf des Obligationen reclits (als V Biich des künftigeil 
Civilgeset/.l^uehes) mit Motiven in U Bilen: 

2. ein Entwuif des Uerichtsverf&fisuugsgesetzes mit Motiven in 
6 Bden; 

3. ein Entwurf der CiTilprosessordnnng mit Motiven in 7 Bden; 

4. ein Entwurf der Strafprozessordnung mit Motiven in 6 Bden. 
Was nun speziell das Jahr 1898 anbetrifft, so dürfte zu 

erwflhnen sein, dass die Handelsgeriohte in den Stftdten Eertsoh, 
Taganrog nnd Eisofainew au^hOrt haben zu existieren. Die 
prinzipielle Frage, ob auch die übrigen Handelsgericlite (in Petersburg, 
MoRkaii, Odessa nnd War>< hau) (hissdbe Schicksal erfahren solleu, 
ist bis auf Weitei-es unerörtert gelili«'l)i^n. 

Ferner ist zu verzeichnen eine Uingeätaltung der alten Gerichts- 
departements unseres dirigierenden Senats. Dieselbe war eine 
notwendige Folge der endlich doch imiisierten Reform des Gerichts- 
wesens in Sibirien. Es dflrff» vielleicht ausserhalb Riisslands nicht 
ganz bekannt sein, dass die alten Gerichtsdepartements des Senats 
sls eine der höchsten Instanzen fusgierten fOr die russischen sog. 

M Die fehlenden Materien der Gesetsgebimg tind Literatur Rusalaads 
werden in dem nächsten Jahrbuch beziehungsweise in dem Nachtrag zu diesem 
Jahr'"!' !) erörtert werden, da leider die einschlägigen Berichte der msRifichea 
Herrn Üelereateo nicht reohtxeitig zu erlaugeo waren. Die Redaktion. 
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alten Qeridite. Mit der mm glücklii h erfolgten Eiiifuhninjr der 
Oerichtsstataten des Kaisen Alennder IL in Sibineo aiad auch für 
diesen (letzten) Teil Ruaslands die EjmationedeparfenientaHlea Senats 
an die Stelle der frOheran Oeriditadepaitementa getreten.^) 

b) Literatiir. 

In Kürze sei ans der litenrfnr des Frivatiediti und Chril- 

Prozesses Folgendes hervoi gohoben. 

In ei*öter lioilie eine neue Angabe der Vorträge über las 
('ivilnr>ht von Prof. Dü vprn ua. *) V^on dem Werke sind im 
Jahre lö98 zwei Lieferungen ersehieoeii (ein Teil der allgemeinen 
Lehren). Qrflndlicho Behandlung des Stoffes und insbesondace 
meieterhaftc l^ trstallang und Spiaohe «ohem dem Werke einen 
danemden Erfolg. 

Des Weiteren hat der rflhmlidi bekannte Kommentator imserer 
ClTÜproiessorcInung, Annen kow, den dritten Bsnd seines Systems*) 
des rassisohen Civilrecfate TerOfflnitlieht Der Band umfust das 
OUigationenreoht nnd weist dieselben VonOge auf, ine die Abrigen 
Werke des Verfassers. 

Als erfiviilirhe Er«cheinuii<; ist auch das neue Werk des 
Prof. Sclit'r.schL'iiif witsrli*) üli^r das Konkurs, recht zu begrü&>en. 
Es ibt dies t i^'cijtlich die zweite Ausgabe einer früheren Arbeit 
Ober die l^ehre von der Insolvenz, stellt sieh aber ihrem steck 
hereioherlen und ver&oderten Inhalte nach als ein beinahe neuen 
Werk über den genannten Zweig des Beohtesystems dar. 

Nicht unerwfthnt mOchte ich noch Isssen eine zweite Auüage 
yon dem Buche des Petersbniger Rechtsanwälte J. Babinowitsch 
Aber die Theorie und Prsxis des Eisenbahnreohts.*) Es enthftlt 
eine ausführliche und systematische Darstellung des nnsisdhen 
Eisenbahnrechte auf einer griladlichen theoretischen Basis. 



') et meinen Bericht in dii^em Jahrbuch 1898 S. 909. 
*) Bavemaa N.« ord. Prof. aa der ünivenitit Peteisbiiigi Yortiige 
über das CiTÜiecht. 3. Aufl. 8i PetoiBbiiig 1898. 

*) AnnoDkow, N. System des masisohen Cirilreehls. Bd. IIL Oblli^ 

öonenrecht St. Petersburg 1898. 

*) Scherauheuiewitsch, G. Konkurgrecht. Kazan 1898. 

^) i{abiuowit<^ch. J. Theorie and PraKia des EiaeDbahiueofata. Zweite 
Auagabo. 6t Petei^burg 1888. 
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Nicht minder sind auch fnnzclne Institute dos Civilrcohtfl 
sowie allgemeine Fragen z. T. sogar auHführliüh behandelt woitien. 

So hat Pi-of. L. Kasso eins sehr gründliche Arbeit über das 
Pfandreoht geschrieben.^) 

Mit den abstnkten und materiellen Yertrlgen im iQmisohen 
und modernen GiTilrecht beediftfügt ach eine sosfUhrikhe Kono- 
graphie Ton A. Eriwzofl*) 

Das Buch des Odessaer Professors A. P^dorow — Einleitiinp- 
in das Civilrecht der Ostseeprovinzen ^) — entliillt die Entwickeluug»*- 
geschichte und die Quellen dos baltischen Rochts. 

£äne Schrift über die Geschichte der Kodifikation gehfirt dem 
schon «rwShnten ProL ScheieoheniewitBch. ^) 

Von demsdben YerEiBser «nd auch noch awei kleinere Werke 
aber den Begriff des Beohta*) und über den Zweck und die 
Ifetfaode der Oiviljurfspnidenz. ') Beide Schriften bieten viel 
Interessantes für die Theorie des Piivuii »cfits. 

T)em Aktion - Rechte ist eine gross^ue Monographie L. v. 
Fetrazycki's^) gewidmet. Verfasser beschränkt sich nicht auf 
das Gebiet des Civilrecbts: in sehr glücklicher Weise wird ein 
reiches national- OkomomischeB Material für die Lehre von den 
Aktiengesellachalteii verwertet 

Bevor kh au Arbeiten übergebe, weldhe speziell ruisiflobe 
YerhSltnjfiBe ins Auge fsssen, wUl ich noch ▼Ott einer klefnerMt 
Arbeit S. Halperin's über die Kechte und Verpflichtungen des 

') L. Kasso. Der B^ifT des l'fauUrechtä im nioderueu Civilrecht. 
Jurjew (Dorpat) 1896. • 

*) A. KhwBoiw, Die abstrakten und materieUen Verträge im iSmisohen 
und modemea CSrilreobt Jurjew (Dorpat) 1868. 

A. ledoiow. EhileitiiDg in das CSriliedit der OilaeepiOTinaen. 
Odessa 1898. 

*) Scherscheoiewitaoh. Gesehiohte der Kodifikation des dTiheohis in 
Bossland. Kazan 1898. « 

Scherscheniewitsch. Dor Begriff des TJochts. Ibid. 1898. 

") .Scherstifaeiiiewitoch. Zweck und Methode .der CivüjorispnuleDz. 
Ibid. 1898. 

') L. V. Petrazycki. Die Aktien^psollacbaft. Die Mis8bräucbe in den 
Aktiengesellschafttiu und die Bedeutung der Aktiengesellschaften m der Volks- 
wiilsehaft Zat beToistshenden Beform des AktieDreobts. 8t F^tetsboig 1886. 
et Jahrtwoh 1807 8. 908. 

63 
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Konkursverwalters i), alsdann von einer Sainmlunp- von Kochtsfällen 
von N. Dorobt'tz') und endlich wa vwe'i Aiifsäi/.. n filier das 
Ehe- und familienrecbt von S. Origorowsky^^ ^otü nahmen. 

Zwei Arbeiton Hu Chinas, voa denen die eine das OewohobeitB- 
recht inh Erbrecht der mefliechen Banem und die andere einen 
Abrise den Erbreohta der Muaelminner behandelt, mOaeen an dieaer 
Stolle genannt werden.*) 

Letalere Frage berOhrt auch ein grOndüoher Aateta einen 
anderen Jtiristen, nämlich Puschkin's.'^) Zu bemerken ist, daas 
die MuKelniänner in Kussland ihre Erbaugelegenlieil iiacli eigenem 
(Jewoliiiheitiirechle entscheiden dflrfen. 

Kino wichtißfo Fiage d«'s nis^isciien Gnindeii^^'ntuuisivchiö 
erörtert aui das (iowissenliaf teste eine Arbeit Rj a a i t z i n 's. '^j 
Vorläufig: i^t der erste Band erschienen, alJgemeine fjiageu der 
lAiulmessnng enthaltend. 

Die oigontrimlichen KechtsverhÄltniase der sog. Reeeachen^) 
in Bessarabien behandelt in einem aelbatfindigen Werkcfaen^ der 
AppeUationagertehtanat (und AppeUationarichter in beaaanbiacheii 
Sachen) in Odeasa, Sohimanowaky. 

Eine grosse Arbeit mit aiiaachlieBalich faktiadiem Inhalt ist 
von A NdTsoroff^) über die rassischen BOrsen verfusst worden. 

') Halperin. Über die lleohta und Verpflichtniigea des Kookurs- 

Vürwaitüi^. Kkaterino«law IS", IS. 

*) X. Boiobetz. Akadenilsoho Praxis iui Civilrecht Bd, 1. St. 
Fütei-sburg 1S98. 

^ a) 8. Origorowsky. Die Gr&nde und Folgen der Eheadwiduug 
tit. Petetsbarg 1698. 

b) a Origorovaky. Verwandtschaft nnd AIBnititt. Ibid. 189a 
a) W. Ifuchin. Pas OewobnbeitBreoht im Erbrecht der Banero. 

St. I»etersburg 1808. 

b) W. Miicliin. Übor das Erbrecbt der Musühnänuer. St. Potorsburg 18*.»8. 
E. Pu^'hkin. ('her das Vpi-fahroii in Erl«chaftssaabea der Masel- 
iiiäuuei'. .1 (urij;il des Ju^t!7;tninisteiiuin^, IV u. V Bde. 

*) lijaiiitzin. Die Kleiiicnte der Luü«tmes.sungsgtjsetze. 1. Teil AU- 
gomeine Fragea dur LauduieüüUDg. Moskau IS9S. 

*) „Reseschen*^ werdm 3Iiix»igeatQmer (verscbiedeoen Standes) eioea 
und dessotbon Grundstückes pro iadiviso genannt 

*) M. Scbimanowsity. Über die Reseschen nnd ihren Omndbesita« 
Odcs.sa 1W)S. 

') A. Nevsoroil. Die mssiscbeD Bdrtien. Jaijew (Dorpat) 1898^181)9. 
Bde. l—m. 
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Bis lieute liegen iJrei Hände vor, von denen die ersten zwei dem 
Jahre 189R ansi^ehoren. Die Arbeit enthält Gesehichtliehes, Statuten 
uiul ^statistische Zifllani aus der TMtigkeit der masjachea Barsen 
und ist als duruhaiis zeilgeiDlsa nnd Dfltxlioh w^n der beror» 
steheodeB Reform der BOtaengeaelze in Rusalaad su benaohnen. 

Von AuMtien namentlich in juristischen Faohzeitschrilten 
muas auf folgende hingewiesen werden. 

Ober die Stellung der naiflrlichen Kinder hat Professor 
Zagorowsky wieder ein Mal das Wort ergriffen.^} 

Die Frage von den Erbgatern ist von Zmirlow*) von Neuem 
behandelt wonlen. 

W a s s k 0 \v s k y vt'i < laiiken wir eine Ei-örtening des i'iauUiwhts 
an iMiwe^liclirn Suchen.^) 

Eine ebenfalls kleine AHhjiL Katkow's*) l)esehäfti«,'t sich mit 
der Frage von dem Vertrage des Verfassers mit dem Verleger. 

Die Frage von den Autorrecjhten wird sodann in einem Auf- 
satze Filenk^'s aufgeworfen, der ida entschiedener Anhflnpror einer 
LitBrBriN>nTeniton iwischen Basaland und dem Auslände auftritt^ 

Auf dem Gebiete des Handelsrechts bewegt sich ein Aufeatx 
▼on Studentsky^, der jnristidchen Natnr des Checks gewidmet 

Hierher gehOrt nach eine Arbeit des Referenten Uber die 
ciTilrechtlißhen Folgen des Zusammenstosses von Schilfen.^ 

Das Prozessrecht hat ausser einer gitisaeren Arbeit Wer- 
blowsky s**), welche die Prozessordnnng in den neuen gerichtlich- 

A. ZsKorowaky. Über die aneheliohen Kinder naoh andlndisohan 
Civilgesetzbfiohen und naoh rauiaolien Civiheohte. Jooin. des Josttsnin. 

m, IV, V. 

*) K. Zmirlow. t!ber diti Erbgüter. Joum. dp«? Instizmin. Bd. IV. 

') E. Wa'i^ikowsky. VerpfanduDg von bewaglicben Sachen. Journ. 
des jQstaniiu. Bd. V. 

*) W. Katkow. Die Vortlage der Verfasser mit den Verlegci'u und 
anderen Uoteraehmeni. Joorn. der St Petenb. jarist Oesellschaft. Bd. I. 

A, Pfleoko. Zar Fkago ?on der liteiarkoavoatioo. Joun. des 
JnatiKDtin. Bd. I. 

*) M. Studentdiy. Die Lehre vom Check. .loum. des Ju.stizu)io.'VIIX, IX. 

•) J. (ü) Pergament Veraiitwortüclikeit für iI- n i^chaden, welcher 
diu« Ii den ZiisammeMtoea von Bobiffen veramobt ist. Joimi. de» Justiz- 
inin. Bd. II. 

*•) 0. WeiWowsky. Civil- und Strafprozessordüuug in den neuen 
gerichtlich - administrativen Inätauzuo. St Petersburg 

03* 
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adminifitratiTen Instanzen auseinandersetzt, einige kleinere Arbeitai 
aufzuweisen. 

Handebgoriclito bilden da< Thom.a von T u t k i xv i [ s c h enie 
Kritik der Civilprozess-ordnuiig ist in der Arbeit Schamonin's-i 
SU finden, das vorbereitende Verfahren wird von Ziichanow'; 
behandelt, die FeststeOungaklagen erörtert von Poletajev*)^ die 
YerhandliuigBiiiaxime von QredesknL') 

Eine Ueine Schrift Crajewsky^*) besweckt eine nsciim 
Erledigung der CiTilprodMe. 

Im Jahre 1898 sind sowohl das neue deutsche H. 0. R foa 
dem Senator v. Thür, als auch das 11. G. B. ffir das Deutsche 
Reich in's Kussiseh«^ filierset/.t worden.^) 

Zum SchluBS Heien noch die privaten Gesetzessammlungen &• 
wähnt, die sich auf das bürgerliclie Recht bezielien. 

In erster Reihe ist die nennte Ausgabe der CivUgesefaEe mit 
der Jndikator des KaaeationBhofe» Tom Senator Borowikowskj 
henronmhebeiL') Eb ist dies Jahrzehnte lang daa lieMing^ 
nachflAlagabnch. einea Jeden praktiaohen Joriaten m Rnaaland ge- 
wesen, nnd es bewihrt sieh nodh bis auf den heotigen Tag: 

Eine zweite Sammhing giebt Bcrthold.^) Sie umfasst aber 
blus die Eutscheidungeu über den Bückkauf vou Erbgütern. 

D. TutkiewitBoh. I ber unsere üandeisgoricbte. Joum. des JusU£- 
min. VII, VI 11. 

*) W. Schamonio. IHe Hauptmäogel der C. P. 0. Joum. der 8t 
Peteisb. jorist Geeeliaobaft, Bd. 2* 

*) N. Znohanow. Über das Verfahron in Ginlaaoheo Tor der Vier* 
h andlmi g in der Oeridhisnisiuig. Jonro. der St Fsteish. juisL OeseO- 
adiafl» Bd. 6. 

*) N. Poletajew. Dio Fe?;t>teIluog8kIago und ihre OreBzen. Ibid. Bd. 8^ 
N. Oredeskol. (>ber dea Wert der VerhandlimgnBaziine im Givil- 
lirocesse. Jouro. de« •Iii'^tizmin. Bde. IT, III. 

") A. Krajewsky. I'rnktisohe licnierkiinfrr'n iH'"r dio Gnöehlll^ 
Beschlenni^mt; des Civilprüze-ssverfabreiis. Mo«kau 

l^oilag» zuni Jouro. des Jostizmiu. St. Fetersb. Bd. IV', 

VI, Vlll, IX. 

■) A. Borowikowski. Die Civilgesetze (X Band. I. Abt) 9. ÄnflagA 
8t Petersburg 1898. 

^ Berthold. Sammlung von finteoheidongen fiber dan Hdckkaof von 
Erbgatem. St Petersboig 1898. 
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Sine dritte ausseroideoDilich nlltiliohe Zasammoiistelliiiig n»- 
aiflcher Gesetze und Entflclieidiingeii des dirigierenden Senate Uber 
das Beoht an OewiBeem verdanld; Ihre Entetohimg einem jflngeren 
Juristen Flecksor^), and endlich eine vierte und letzte über die 
X^andmessuHjcrsgesetze ~ Filipow. -) 

Damit dürfte wohl alles Wi'-htigero ans «l^r russischen rivil- 
gebetzgebuit^ und Civiliitomtur des Jidireii lbü8 augezeigt oder 
wenigstens angedeutet worden sein. 



Kircheiirecht 

Referent: Wladimir Beneschewitsoh, St Fetersbuig. 



a) Gtoaetsgobimg 189Bß900. 

Die Kirehengesetzgebung hat folgenden Zuwachs zu verzeichnen: 
Di«' AUcrliru )i8t<j approbierte Meinung dm Reiehbrats vom 11. No- 
veml>er 181is hat 500 UOO Kübel jährliche Zulage aus der Staats- 
kasse vom ]. Januar 1899 an zu den Gehaltsgeldern für Stadt- 
und Landgeistlichkeit bewilligt; der Allerhöchste Befehl hat die 
Qehaltsgelder der MiUtiU^istliohkeit Yom 1. Juli 1899 an bedeutend 
erhAbt; die AllerhOobste approbierte Heinnng des Beicbsrste vom 
18. November 1898 bat für die geisüicben Bildnngsanstdton Tom 
1. Januar 1899 an eine jlbriiehe Zulage von 100 000 Bubel aus 
der Staatskasse uberwiesen ; endlich hat die Allerhöchste approbierte 
Moiuuüg des Reichsrats vnui 21. .Mai 1S09 für die Bedürfnisse 
der elementan-^n Volksbildung auf den kircldich-parochialen Schulen 
1 659 60 j Kabel und 200 OOu Kübel für die Lehrerkui-se bei den 
zweiklassigen Schulen als jähriiche Zulage zu den von der heiligen 
Synode für diesen Zweck auszugebenden Summen aus dar Staat»* 
kasse be^i^illigt 

b) Literatur. 

Die rusBisohe EircbeoieGhtswiseensobaft ist sehr jung, davon 
aber, dass sie existiert, nahmen in dem nichtgriecbisch-katholischen 
Auslande Notis nur die Theologen, und zwar die rOmisch-katho* 

*) FleokBor. Das Rocht an Gewissem. St. Potorsbnrg 1898. 
^ r. Fdipow. Die Laedmessnogsgesetze. (X. Bd., 2. Abi) 8t Peters- 
bälg 1898. 
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liflohen, da et fCbr die FrotMteDtan tievatts «Is &n aiutsenaohteB 
Axiom gut, dMS die orieotellaclid und speiiell auch die rasBisolie 

Kirche in dem Entwickelungsstadium erstarrt sei, in welchem sie 
sich im VI. — VII. .laiai.uadert befand, und das durch den Bei- 
namen des Hy/antiiiismus gebrandmarkt wird: die H\ zantinigten 
bezeug»-!! ilir Iiiffifss»' nur für <li«' <lio Quellen des LM'ieiiiitseh- 
rOmim^hen Rechte erforschenden Werke. Man ist zuweilen ja selbst 
in Humland der Meinung, das6 eine KirchenrccJitswiaBeoeokaft im 
KuBslaud eigentlich nicht f\I stiere — Prof. P. Lasch kar^w, indem 
er da« Vorhandene mit dem Maasstab des XIL-^XXV. Jahrhunderts 
miast, — Prof. N. Suworow, weil er ihr die AnfarderuogeD stellt, 
denen die moderne Kirchenreohtswissenschaft in DeutsohJand allein 
entBpiechen dürfte. Ein flüchtiger Einhliok in die Geschichte mflge 
hier zeigen, wie sich die Sache in Wirldichkeit verfaSlt, nnd an- 
gleich einige eriintemde nnd einleitende De m erinmgen aar Schil- 
dening der heutigen iMga der ru&sischea KircheorechtswisseQsduift 
abgeben. 

Als im Anfang des XIX. .Ialiiliundert.< das Hcdüifnis üarh 
gebildeten Juristen in ariheti'arht »lei' luiifiUiüeadeu Ko'lifikaliuüö- 
arbt'itt.ii sich endlieh dringend fühlbar gemacht hatto, pt.Hlc es sich 
heraus, dass die Lohrstühle des röniisc-hen Rechts auf den Univer- 
sitäten St Petersburg, Moskau und ClutfkoWi den Worten M. Speraoski'B 
nach, eine „leere Zeremoiue'^ waren; denn wie konnte man das 
römische Recht ohne Kenntnis der lateinischen Sprache studieren? 
Die Ursachen der ErscheinnDg, dass »der Unterricht in der niarischein 
Oesetaeskunde auf unseren ünirersitftten bis jetst (d. h. bis anm 
Anfange des XIX. Jahrhunderts) Iceinsa Erfolg enielen kannte*', sah 
Speranski darin, dass uns LehrbOcher und Lehrer fehlten. Wenn 
wir noch den Hangel, ja manchmal das gänzficfae Fehlen an Stu- 
dierenden bei den juristischen Fakultäten und das ephemere Dasein 
der russisdu^n Uni vei-si täten im XVIIJ. .lalirluiüderl in Betracht zit h» n, 
so werden wir so üi' iiilii h alle Syüij'tuine vor uns haben, dei> a 
Ur?:arlieii in d-'ii sn^ialeii, jKilitifsehen und kirchliduMi Zii- 

sllinden der damaligen Zeit zu suchen sind. Unsere Wissenschaft 
musste also auf die geistlichen Lehranstalten beschiftokt werden, 
wo sie al« ein Tliüil der Theologie (theoiogia rectrix, oder practica 
ed^i' auch externa genannt) auftrat Wenngleich den russischen 
Theologen die Existena dee jus canonicum keineswegs unbekannt 
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sein koDutei bo soll ckich Studium des ksnomaohen Rechts als 
einer selbsOndlgeii WiBsensehaft erst im Jahre 1776 anf der 
UosiMier Qrieohiseh-^kwisch-Tatfliniaflhfln Qeistlichsn Alndemie von 
ihiem damaUgen Bridor, dem spller lo bertthmt gewordenen Archi- 
mandriten Platon (Lewschin), eingeffthrt worden sein. Das waren 
allerdings nur sehr dürftige Anfänge, wie es aus dem ITkas der 
Hl. Synofle vou 1708 erhellt, dein eine vom MetTOpoliteu l'ialnii 
verfasste Instruktion hcigt'gt lien wuixle: Danach srill in der theolo- 
gischen Klasse das Kdi inczajabuch und „das Hudi vm den Pflichten 
der PfamiT- p'h sen werden; die Studierenden sollon ilic SyiKxlai- 
akten und die Kanones der heiligen Väter können lernen ; zu diesem 
Zweck wird Bevcregii Synodikon einiifoltlt n, wobei man unsere 
Kormczaja vergleichen muSB, mit der Angabe, wo der Text vom 
giieohischeo abwei^^t oder unTerstftndlich ist, denn unsere Korm- 
csaja ist sehr dunkel übersetzt; dabei ist dem Lehrer erbmbt, eine 
vemllnftige und wohlbegründote Kritik su üben, da viele Regeln 
sich auf die damaligen Verhältnisse Itexogen und mit der Zeit einige 
abgeschafft werden muasten.^) 

Im Qrunde genommen hat dieser Ukas gar keine Änderungen 
unserer Wissenschaft gebracht. So finden wir nirgends auch mir 
den lei.sosten Vei*such, ilun ntu-hzukommcn. .lodoch orlaimrn uuhuiuhr 
die kirchcnrechtlii ht'ii Fraj^oii ilire Beliandlung im Zusciiiimcnliango 
mit der n- iien irlit««h n l)i.s/>i|)lin : Kirchongoschichtc, wie schon die 
l'bei'ii.chriften der Kajutel in Motliodii An hi« ]iisco|)i Twereusis Lilter 
histohcus do rebus in pninitiva, äive trium prinuuum et ^uarti 
ineuntis saeculorum eoclesia ohristiana . . . gostis (Mosquae. 17 Od) 
zeigen.*) 

Diesen Verhältnissen entsprach die Instruktion von 1809—10, 
ein Werk der ,,KommissioD für geistliche Lehraostalten^S vom Kcz- 

') Smirnow, Ges<-h (U^r (iripch -slaw.-lat. Aka i. S. '2\U, 2\m. "^'»^ 
') VT. Do certis homiiiuin in inimitiva eccU'.siü Christiana iiilaiiUu.s, 
et »juidein hjcUu 1: de tribus OixliiiibuH. «jui rjyorun'oc, .ti^uu, xair//or7<f»'oi 

(S. 107—171); Sectio II: de origine episcoporura, qui ordo in ecclesia prUni- 
tiva saperior ordine presbyteromm fuit (8» 172'^176). 

YU. De disdpima eodesiastica saeculi priml sea apostolici deque rcgi- 
mine eccleslae (S. 176—178). 

YIIl. De offidis et potestate üpi.<' 'jk tum fanrjuain distinctis a prcsby- 
terorutn officiis, proat id 1^ oommuni et jaro primitivae £ocle8iae saDcitam 
erat (8. 17ö— lÜÜ). 
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bipchof Ambrosius, in welcher zuerst der neuen Wissenschaft auch 
der Käme „kanonisohea ond Kiicheoieoht** beigelegt wiid; hier lamm 
es: 1^ ganse KonncsKaja mnes gdeeen werden, aber man kam da» 
niolit fhnn ebne strenge Kritik; fut ftbeall ond beeondere an den 
widhtigsten SteUen mofls man mit dem grieehtenhen Text Teij^eidieB; 
zoffl besseren Verstlndnis des orientaiisohen Eirdienrecfats kSDnen 
Pandectae Beveregii, Antiquitates Biiighami, rassabutil, Notitia eccle- 
siastica, Cavei Historiu, liislüria Alexandii N.italis. Archaeolc^a 
Fosseri graeea, Buddoi Keclesia Romana cum Kiithoiiica inv(.n.ncni- 
abilis, das „Geistliche Hegleoient nebst den kirchenpolitiscben (iesetzen 
dei späteren Zeit^^ dienen. Das Alles gehörte in die „theologische 
Kkuae*^; in der eisten Abteilung aber der „Klasse fOr histocisohe 
WieseoBobaften'*, maobte äcb der mit der Kir c hen geecbi c fate ver- 
bondene Unterricht in larGbiUchen AltertAmem snr Au%abe, die alt» 
cbristliohe GeseUscJiaft in ihrem Garnen und in ihren Teilen in 
adiildem.^) 

Wie fast a«f allen Gebieten des kirchlicluMi Kel-ens iu RuäE- 
laud, so ist auch in Bezug auf das Studium des Kirdienrechts der 
BinflnBR des hcrfthmten Moskauer Metropoliten Philaret massgebend 
gewesen. ^) Der erste Plan an einem System des kanonischen Hechts 
wurde Ton Philaret selbst entworfen und noch in demselben Jahre 
1814 hat die „KonmiiBsion fflr Oeisdiohe Lehnuutalten^ der 
St Feteesbuiger MsOichen Akademie Toigeachlagen, ^dn kunes 
System des kanonischen Bechts" ▼erlassen zu lassen, in dem die 
Grundsätze für das Kirchenregiment gesammelt und nm der 
Heiligen Schrift den Synodeu und Kirchenvätern mit Uin/.ufiigung dus 
,,GeiHiiii heil Hegleiiients" bewiesen werden .sollten." Ks steht aber 
ausser Zweifel, dass die neue Disziplin sich nur mit grosser MüTie 
auf den Geistlichen Akademien heimisch machen und Beaelitung 
erlangen konnte: der Lehrstuhl |ür Eanouik wurde oft Jahre lang 
unbesetzt gelassen, oder dem ersten besten, nieht beschAftigten und 
der besaeren Zukunft harrenden Professor übertragen; der Unte^ 
rieht selbst bestand aber sehr oft nur im Lesen vom Konnenjii 
Gastlichem Beglement und manchmal auch Statuten der geistiichea 
Akademien (!). Die ersten Anfänge der kanonistischen Laterator 



0 CzistowicTi, Oesuh. der 8t. Petersburger Akad., a 17Ü, 191, 212. 

') Sammlung von Meinungen . . Bd. 1, 146—149. 
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gehfiien kHuhh In die 40er Jaine des XTX. Jahriranderto. Wenn wir 
mm diese litenitur nlher betraditea, so ist leioht zu bemerkeD, 

dass zweierlei Richtung in ihr zur Geltung gekommen ist, für 
welche als Scheide] unikt die (jOcr Jahre cum graoo üslüh genommen 
\\ eiden dürften. Kurz kann die erüte Peritxle als unter der aus- 
«chü^älichen Herrschaft der Kanonisten-Theologen stehend charak- 
terisiert werden. Keine Spur von Vorgbichung, dürftige und 
teadeaziöse Anläule zur histonechen Methode der DarsteUoDg, dogauk 
ÜBobe DeflnitioneD statt jitriBtiBoher Konetroktioiieii sind die Kemi- 
seactieii dieeer Biehtungj die eigentlioh nur in der Analegong der 
Kanonee Beachtenewertee geleistet fiai Aach die TBiitmiiimig der 
kirdüicheo Geeetzeskiinde in das üniversüfttastiidiiiBi dnroh das Btatot 
Ton 1735 hat an ihrem Charakter als rein theologischer Wissen- 
Bchait gai- nichts geändert, denn tlio Vorlesung «liirüber wurde dem 
Profe8f»or der Theologie, weklier auch lieutzutagc immer eine geist- 
liche Perboü ist, anvertraut und nur den Juristen orthodoxen Üekennt- 
nisses ^vurdc zur Pflicht gemacht, aie zu büreo. Sin Ton dem Kurator 
des Moskauer Xjehrbezirks im Jahre 1841 gemachter Versuoh, den 
Lehrstuhl filr den weltlichen Frofessor der junstiBohen lakultftt 
SU gewinnen, nüsslaog voüstlndig, denn die Heilige Synode war der 
M dnnng, daae, „da die Darstellung des kanonisoben Bsohts auf der 
Heiligen Schrift, den Kanonee der Apostel, Synoden und Kirchen- 
vätern und den Kirchenordnungen benihen müsse, auch der Unter- 
richt in dio*iem Recht nur dem Professor der Theologie anvt rtrant 
werden kr.nne". l)em Mclruiiuliteii Philaret erschien der Schritt 
auch deshalb unbequem, weil der von dein Professor des römischen 
Ket'htR, Nikita Krylow, verfasste und dem Gesuch des Kurators 
beigefügte GruiidriBs der Vorlesungen das kanonische fiecht ,^en 
Idealen historisch -plüloeophischen Anschauungen unteroidnete und 
80 das positive Recht von den willküriichen AnlAuCen der juristisoih- 
philosophiflchen Denkweise nicht frei machte^^ FQr die Kanonisten 
selbst hat aber daa Universitfttflstudium den Anlass gegeben, an die 
Abfassung eines geeigneten Lehrbuchs zu denken. Den Anfang 
machte der im .Tahrc 1748 erschienene (und später mehrmals auf- 
gelegte) ..Grun(iri>s »ier Vurlcsungi-n über die kir<-iiliche Gesetzpskunde" 
(unvoUendet), von J. Skworzow-Kiew; dieses Buch blieb bis in die 
70er Jahre einzig in seiner Art, denn der im Jahre 1751 erschienene 
(auch unvollendete) „Versuch zu einem Kursus der kirchlichea 



— 1002 — 



Ocfletzeskunde^* mnss als eine eiogehende nnd zusaiimieiifuaeiide 
steUung der Omndprinzipien dieser Dissiplin aogeselien veite- 
Die Heilige Synode war mit dner solchen Lage der Dinge ncht 
stiCrieden, konnte aber nlditB erretchen: noch in den 50 er JdneB 

wurde der Auftrag gegeben, einen Grundriss der kirchlichen Gesetzes- 
ktindc zu verfassen, aber der Metrojjolit Thilarut eikläile zw.-i ihm 
vorgelegte Kiitwüife von Johannes (Sokolow) in Si. roi^roburg 
und M. Äritfichkow in Moakau als den Anforderungen nidit entr 
Bpreclieiid. 

fis iat beraits öftere darauf hingewieaeii worden, dasa der 
mansohe Klerus von danuda sich in einer gar zn tiaiiiig^ lagt 
befand, deren Utsaohen ron einem feinen Beobachter im Anfange 
der 60er Jahre folgendermassen geschildert wurden: llicht die 

ungenügenden materiellen Mittel allein, nicht der Mangel an radit- 
licher Stellung, sondern du- Entfremdung vom Volke tnige die Haupt- 
schuld daran: »ier Klcnis stehe ernnz abgesondert ijiinitt«Mi «lei russi- 
schen Welt da, oiine den Eintluss, das Mitgefühl, ja die Achtung 
zu genieasen; er tauge weder für den Volksunterricht, norh für die 
Aufklärung von Schismatikem, noch für die Bekehrung der Nichts 
Christen, gesdiweige denn fOr den Kampf gegen den lOmiadMa 
Katholizismus; andererseits bestehe die wickliche Urawhe, wann 
unsere Kirche so untfafttig, so sprachlos, unser Kterua so sddail^ 
gleichgültig und unwissend sei, darin, dass unsere Kinshengeseta> 
gebung noch die Spuren einer Zeit aufweise, in welcher der Statt 
den Sieg über die Kirche ilavongetragen und sie seitien < igenen, 
ihr ganz fn mdeii iiri'! gleichgiltigen Z\vrrk«*n zu dl' n» n gt /wiincen 
habe. (Kawelin, Sämil. Werke. III, 82 y2: vgl. l\ SnämcojJiy, 
Die PfarrgeistUchkeit in üussland. S. 120.) 

Hierbei, um weitere Beispiele zu vermeiden, mQgen nw l" 
von dem berOhmten Moskauer Metropoliten Philaiet und gkichaeitie 
auch Ton dem damaligen Ober-Frokuntor der hl. Synode Oiafea 
ProUssow über die vollständige Sammlung der russischen KirdieB- 
gesetae ausgesprochenen Ansichten angeführt werden: die Be 
Rchlüsse der heiligen Synode seien blos Anwendungen der jütea 
apostolimjhoM l\anuii<\> und ainl*M»'i' rr<|ni llcii des Kin hi'nnH'hts anf 
die eiri/elnort Fälle des russischen Kirchenlebens ; jedtA-.h niriii tüi 
alle diese Hesclüüsse lasse sieh die l'l>ercinstinuuuug mit d^n 
Kanones foBtatellen, einige widersprächen auch einander; „wie äe 
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selbst, 80 auch das gesetzgebende Organ, das s&e eriassen liat, tw- 
lieren die ilinen gebührende Aditung im Volke, wenn durch die 
VeröfTentlichung in ihrer GeRamtheit die Enlforniing, die das kanonische 
Gesetz von seiner zufäiligeii Ainvcndung scheidet, für Joderraann 
klar sein wird; eine Sf'lclie UnvoUkomuienhr-it dürfte in den Irechen 
Gemütern den Geist der Kritik in Bezug auf die Gruudpfiaüpien 
der Religion erwecken." 

Durch die Ereignisse der GOer und 70 er Jahre waide auch in 
der kanoniBtiaeheB Literatur ein Umsobwiiiig ToUxogeo, ans welchem 
wir hier nar einige ioasere Momente henroniiheben im Stande sind. 
Die ,,kiTohliche OeeetzeBkonde'' ist ein Teil des jonstiflolien Stadiums 
iflr aUe HOier oline Unterschied der Konfeasion geworden. Der 
Entwurf der allgemeinen UniTerntfttaordnong ym 1863 hat aller- 
dinga das „Eiroheniecht^ definiert, als „sytematiBcfae Lehre Ton den- 
jenigen positiven Gesetzen, die von der obersten Staats?;cwalt aus- 
gehen und dureli welelie die Rechte und Pflichten der Bürger als 
Glieder einer Kirche n(]er eines anderen Bekenntnisses, das im 
Staate geduldet wird, houiniui werden" 2); aber in die l iiiversitats- 
ordnung selbst wurde diese Detinition nicht aufgenommen, und die 
Stellung der neuaa Disziplin blieb gegenüber allen anderen welt- 
lichen Disziplinen unbestimmt: was als Gleichberechtigung der kirch- 
lichen Geeetzeakunde in allen Beziehungen mit den übrigen Hechts- 
diazipUnen au^gefOhrt wurde. Die neu geflchaflleuen Lehrstühle 
blieben lange Zeit unbesetzt, denn ea wurde die Notwendigkmt an- 
erkannt, daaa die Kandidaten für diese Lehrstühle die Kenntnisse 
in den weltlichen Rechtswiasenscfaaften besitzen müsaten; aber auch 
der Metropolit Fhilaiei enuihtete es schon nicht mehr für „mibedingt 
notwendig, dass die Universitätsprofessoren der kirohlichen Bechta- 
kunde dem geistlichen Staude angehörten''; nur mussten sie ans 
den besten Lehrkräften der geistlichen Aka(h3mien entnommen 
werden. Erst gegen Ende der bOer Jalirc begannen die Univer- 
sitätskanonisten ihre Thilti^^keit (Pawlow, Sokolow. Gortscliakuw): 
obgleich alle aus den geistlichen Akademien eutstammen, siud unsere 

') Sammiuug der MeinuDgen . . . III, W : IV, 27. 

') T)or Metropolit Philarot hat Ua^u benieikt: „also, dor neuen weit» 
Hohen Wissenschaft des Kircheoreebts aaob, . . . mOasen dfe XindM0ge6«lsa 
der orfbodozea Kirohe in KoDstantioopel von der mahamedaoisdieii Staats- 
gewalt des Soltans heifUessea'* (j^ammlung . . « T/2, ?gl; V/1, 481). 
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ersten Kanonisten doch Juristen, die immer und immer bestrebt 
waren, die iiissische Kirchenrecht.swissenscluift auf der Höhe der 
weeteurop&ischen Mugt^^r zu erhalten und ilue wlhsätrni«lig*'n Elemente 
7.U olforschen. Die Aukläiip' der alten 8cluile lassen siiJt uoch 
hie und da bemerken: so, wenn diu Forderung aufge>tellt wird, 
dass ni( ht nur die Lehi'bOcher, wie es da* Metropolit Philaiet im 
Jahre 1814 verlangte, sondern auch alle wissenschaftlichen Werke 
der Obrigkeit um Begutachtung Toi^gelegt werden, oder anofa 
wesn ein jeder GeistUdie fOr den LehtsttiU dea Kirohenreoiits 
ohne apedeiUe Facfabildang, für tauglich befunden und aagesteUt 
wild. Als man tioh Ende der 70et Jahre an die Beldrm dea 
UniTenitttalebeoB machte,' wurde voigeBchlageD, die Verleanngen 
über den jnristiaohen Inhalt der KiroheoreehtawiasenBohaft dem 
juristifiohen Lehrntnhl unter dem Namen „Oeecfaiehte der rusBiaehea 
kirchcnpolitLscken Gesetzgebung"" v.w übertragen: das übrige sollte 
den Inhalt einer theologiseheu Wiöüeuachaft des Kiichenicclits bilden, 
welche tler Theologie t iiigefOgt und fflr alle Zuhörer tler llniversitHt, 
nicht blos für die Juristen, zmn Ptliditstudium f^^Muarht \v.>nl.ü 
sollte. Seitdem aber auch in dem Universitätsstatut von 18i>4 das 
Kirohenrecht unbehelligt geblieben ist, kann man behaupten, daaa 
es als weltliche Wissenschaft in dem Kreis der jorietifichen Fächer 
festen Fuss gefasst hat Diese Position wiid durch die AnateUung 
Ton Mftnnem geistlicher Bildung nicht mehr erschüttert werden 
können, einerseits weil die ijunatische'' Sichtung sich Eingang audi 
in die geistlichen Akademien Terschaflt hat (1869 ist das „Kixchen- 
rscht*' unter die Speiialllcher der theologisch-praktiaohen Abtsilung 
gekommen und wurde meistenteils Ton demselben 'Kanonisten wie 
auf der Universität gelesen); andererseits aber anob, weil diese 
Ki« htung sowohl in den Ereignissen der „tollen" 60cr Jahre und 
il» n I^cdürfiiissen deg Kir< henlf^hens der Gegenwart wurzelt und 
durch das Aufblühen di>v sl.iwisciicn und liyzantinistisehen Studien 
getragen und dadurch mit dem Auslände in enge Wechselbeüeimn^zi 
getreten ist. 

Es würde die Aufgabe dieser SJrizze ubei-steigen, wenn wir 
hier alle henrormgenden Werke der neuen Richtung aufzälilen und 
ckarakteriaieren wollten; die folgende Übersicht soll die obigen 
Ausführungen nur illustrieren. 
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I. Ijelirbücher. 

1. Suworciw. N.: Ijehrbuch dos Kirchenrechts. Jaroslawl. 1898. 
(;= „Chronik des Deraidow'aohen Bechtalyoeums" Buch 71 — 77.) 

Das Buch stellt den verbesserten, verkürzten und vervoU- 
Bttodigtea .^ursus des Kirchenrechts 18vS9 — 15^90'' von demselben 
Verfitteer, doeh nicht die swdte Ausgabe des „Kursus^ dar. Ans 
Bficksichteii teils priniipieUer, teils praktischer Art wird es in 
folgende Ahsohnitte geteilt: 1. historische SIdsze der Entwickelong 
der KirolieDTerfsssung:, 2. Qeschichte der Quellen des Eiichenrechta, 
3. dogmatische Darstelltmg der EircfaenTerbssnng, 4. die Eirohen^ 
verwaltong tmd 5. inssere VerhSltnisse der Kirche. Die DarsteUong 
des Eirchenrechts in allen Einzelheiten fängt mit den ausserhalb 
Kusslands existierenden Kirchen an, wobei die nicht« iithod()x«Mi den 
orthod«txen vorausgeschickt worden, und fMidet mit den iunerluili» 
Russlnnds fxistioronden Kirchen: der orthodoxen, der röinisch-katlio- 
lischen, der evangelischen und der armenisch-gregorianischen ; dadnroh 
wird Alles der Darstellung d< i=; geltenden russischen Hechts Torau^ge- 
scJucktiVas mit Hilfe der bi -i ' isch-vergioiehenden Methode gewonnen 
-werden tmd zum Verstftndiiis des gelteoden Rechts dienen kann. 

Ton den kuneOf nicht wissenschaftUciie Zwecke ^verfolgenden 
Lehibllclieni abgesehen, ist das Werk von Professor Suworow das 
erste Yollstftadige System des Eirchenrechts yon efaiem rassischen 
(Mehrten. Bereits im Jahre 1851 enchien der oben erwihnte 
epochemachende „ Tecsnch des Kuntns der kirchUchen Oesetzesknnde*^ 
von Johannes, dem Bischof von Smolensk, der ^ch die Aalgabe 
stelltt'. 1. eine Übersicht der kanonischen, historischen und praktischen 
Kirchenroehtsqnellen zu G:el)en, 2. die allgemeinen (ii nnul.iij'en dm 
Kirfhenrecht.< ohne rnter>ehied der Konfessionen und lokaler Ge- 
st.iltungien aufzudecken und 3. die in den einzelnen Lokalkirclien 
geltenden Gesetze in einem festen, lückenlosen System daivji^;tellen. 
Der „Yersnch'' ist über die Einleitung und eine gediegene Übersicht 
der kanonischen Quellen nicht hinaasgegangen; seitdem ist dasselbe 
Schicksal auch allen mehr oder weniger anqprnchsvollen Vennchen 
widerfifdiien: 

"nJintäeg iv l^dtoiotVf dviJtmaroi Sh ^apiv%egl 
Pflr die rassische Kirchenrechtswiasenschaft hat es aber noch 
eine bleibend^ Bedeatung anch Ton anderer Seite her: In ihm hat 
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(lip von Piiilt'.^sor Siiworow mit aller Ents^-hiedenheit eingeführte 
und vertretene neue Richtung iiiren reifen Ausdruck gefunden. 
Dieee iiichtung wird von den £ineii als die „juristisch« -' im Gegen- 
aats Sur theologiscrh-orthodoxeu, von den Anderen zugleicli als die 
„protestantiBobe^S die den „Stachen Oeist^ io die ofthodoxe 
Wiseensohafl des Kirchenroohts einfOhrt, beseichnet Es mXigd nur 
noch bemerkt werden, dies Snwoiow die von den dentsoben KanooiBten 
gewonnenen Beeoltate nnd an^eeteUten Printipien ai>f rnsBieoheD 
Boden mit groeeem Geacbick nnd groseer Snoihkenntnis zu Uber- 
Ingen verenoht hnt, fOr eeioe schwierige Aniffütte dnich umfeseende 
Vorarbeiten ' vorbereitet. Wenn nnn von ihm einige, insbesondere 
in Bezug auf das orthoduxo iiiul nissische Kirchenieeht zweifelhafte 
Behauptungen aufgestellt siii<!, so liegt das in der Natur des 
Gegenstandes der TTutiMsuchung, übn- wt lcheiu noch in der Mehr- 
zahl der Frap'ii ein diihtor Nebel liegt. Ks doutet auf den 
unvollkommenen Stand der kirchenrechtlichcii Studien hin, wenn 
heute von einer römisch-katholischen, protestantischen oder orthodoxen 
Wisseoscliaft des Kirchenreohts nicht ans Kaohiassigfceit oder der 
Kflrse wegen im Ansdraolc, sondern im Emst gesprochen wird: 
dadurch wird ja im Chninde genommen niohts anderes Teriangt, als 
daSB das Studinm des Eiiohenvechts in erster Liniie eine That des 
Glanbens, die Wissenschaft des Kircihenreohts ein dem Qott dar- 
gebmohtes Opfer der kircblioh-reUgiOeen Begeisterang, dem Gott 
geweiht sein mflsse, etwa wie eine Nonne; dann Ifloft aber eine 
solche Wissenschaft auch die Gefahr, das Schicksal einer Nonne 
erleiden zu aiüssen: ihr L' beii laug nm h der inneren Volik'tumieu- 
heit zu streben, möglicherweise auch zu en^ichen, aber zugleich 
ihr Leben lang unfniohthar zu bleiben. 

2. Nadi dem Tixle Pawlow's im August IHitS liaben seine 
Seil üb r dafür S(irge getragen, dass das von ihm selbst fflr den 
Druck vorbereitete S^^stem dm orthodoxen Kircheoreehts endlich dar 
Öffentlichkeit übergeben wird: in der Moskauer goistlichen Monats- 
schrift „Theologischer Bote'* sind gegen Ende des Jahres 1899 nls 
Eiozekbhandlnngen die Teile dieses jJBystemB** eischienen: 

,,Einleitung in das Eirchenrecht^ (im Oktobeiheft). 

„Quellen des Kirchen rechts^ (ihre Arten und ihre 
Geschichte bis snm Verfall des byzantinischen Reiches) (im No- 
Tember^ und Desemberheft). 
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Es steht auss* 1 Zweifel, dass der Hemu^ber (Elias Gromo- 
ghttsov) seine Aufg:il)e mit Erfolg eq JOsen vermag, denn in 
dem NacUasB Pawlow's sind seine atithentisohen Anfzeichnungmi 
aemlieh drackfertig aufgefunden worden. Einige Äusseningen 
des Verfiüssers dürften hier am Platze sein als chaiakteristiach fdr 
die Gestalt seines Werltes. „Die Aufgabe der Eircfaenrschta« 
wissenscluift besteht darin, dass das System des Klftdienrachts auf 
Gnind seiner eigenen Piiiiziitien und mis seinen eigenen Quellen 
In'nius konf^trnicil wird." SrllKstveislüiidlicli hat die Wissoascl'.at't 
mit dem geltenden K.H-lit der Kirclie zu tliua \md hauptsäcIUicti 
mit dem der russischen Kirche. Da aber die russiscbe Kirche ein 
Teil der Einen orientalischen Kirche ist, so muss ilir Recht in 
nnunierbrochesiem Znsammenhange mit dem Recht der letsteren 
dargestellt werden. Damit man die Bedeutung des einen und des 
anderen im Leben richtig verstehe, muss man wissen, wie es ent- 
standen ist Daher muss die historisch-dogmatische Methode der 
Darstellimg als die beste angesehen werden/* („ESnl/' § 8.) Das 
ganze Werk zerfällt in zwei Teile; iu dem ersten, dem einleitenden, 
ist zunächst von Kir-' h.', Kirclienree.ht und KirchenrechtswissenBohaft 
die Heile, dann i>>\'zt » ino Ühi rsirlit di r <\iuellen des Kirchenrechte»: 
1. die Darstellung der allgemeinen Ijehren von diesen Quellen, die 
üntei"such\mir ilher vei'schicdcne Arten derselben und über ihren 
Wert; 2. die Darstellang der Oeschidite der Quellen in der alten 
katholischen und in der russischen Kirche. Der zweite Teil, das 
System selbst, zerftUt wieder in zwei UnterabteUungen: m der 
ersten wird das innere Recht der Kirche — Kitehenrerbssung und 
KiTChenverwaltung, in der zweiten das ftussere — das Yerhiltnis 
der Kiieh«' /um Staat und zu den christlichen und nichtchristlichea 
religir>sen Verluindi'u dargestellt („lyni/- § 10). 

Die Fel.ruar- (S. 207—2801 Mflrz- (S. 48G -520) und April- 
(S. 607 — 730) Hefte des Jahrgangs 1900 enthalten den Schluss 
des einleitenden Teiles, eine ziemlich ausfülirliche und hochinteres.sant6 
Geschichte der Quellen des russischen Kircheniechts. Aus dem 
systematischen (Haupt-) Teile des ganzen Werkes ist noch nicht ein- 
mal das erste von den vier Kapiteln zum Ahscfaluss gelangt — die 
Liehre von der KirchenverSosaung. Es sind bereits dargestellt: l der 
Personenbestand der Kirche (Klerus, MOnchturo und Laien) (Mai, 
S. l — 21; Juni, S. 159 -179); II. das Kirchenrogiment (hirarehia 
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jurisdictionis) (Juli, S. 313 332; August, S. 471—483; September, 
S. 28 — 44). Die iiohi-e vom Kircheiiregiiaeiii zei-fällt in fr-leende 
Äbschiiitte: Allgemeines; sodann 1. die Dir>zesanhischöfo (ihn? Wahl, 
Einsetzung; Inhalt der biachöflichen Gewalt; Hilfspersouen un^ — 
Institute für das Difizesanregiment, darunter aber auch der üof' 
und MiUtirklenu und die bei den auswärtigen Mianonen aogeeteUta 
Geistiiohen, die nach der Meinung vou Bawlow adbet y^uneriialb 
der DiOaeeen stehen**); 2. die Organe des obersten Kiraheniegiineoto 
in den autolEeplialen Fartiindaridrohen (BiscbSfe mit ObeigevBtt vis 
die Hietropoliten und Patriarchen; teroporflb« und stindige Synodea, 
wobei die Synoden in den slavischen Kirchen, in der orthodoxen 
Kirche Griefhcnland!? tiiuI im Patriarchat von Kp* l gt^iueint sind): 

3. das oUerste Keginient in der orthodoxen russischen Kirche 
(historisch — die Metropoliten, die Patriarchen nnd die Iii. S\ riode); 

4. die g^enseitigen Beziehungen der autokephalen Partikularkiixkea 
sueinauder und die Mittel ihres Verkehrs untereioander (die 6kih 
menisohen Konsilien, ihre Zusammensetzung nnd Thftigfceit; bei 
diesem Anlsss giebt Fkvlow die Definition der hL Synode Tom 
Standpunkt des kanonischen Bsohtes: ,40^ ' kanonischen Sinne ist 
die russische Synode ein stSndiges Konsil, das in Bezug auf souie 
rechtliche Gewalt den vier orientalischen Patrian hen gleich ist; 
der Unterschied besteht nur darin, da8s sio keine Zuthat zur Person 
d(is Patriuivlien bildet, souüerii an Steile des Patriarchen :jr»:^treteQ 
ist, und auf diese Weise ist sie gleichsam eine KdlektivperBoa mit 
dem Patriarchen^^). 

U. OmeUenkiuide. 
1. W. Narb6kow: „Nomokanon des Patrisrchen von KoosIsb- 
tinopeL Fhotins nebst dem Kommentar von Balssmon** Teile 1—2. 
Kasan 1899. 

Der Vei-fasser giebt liier im I. Teil eine Untersuchung ülier die 
Kntstehung, Verbreitung, Bedeutung und am lere Fragen, die die 
umiangi eiche Litemtur über diese wichtigste Quelle des orievtali sehen 
Kirchenrechts aufgeworfen liat, und gelangt zur Überzeugung, dei 
griechiBche Nomokanon in XIV Titeln sei 883 von dem Patriarehea 
Fhotins yomehmlich in seinem kanonischen Teil bearbeitet wonleoi 

♦ 

er Iiabe nftmlioh die Beschlüsse des VL und des VII. ökumenisclKa 
Konsils auch der von 877 und 879 (in KonstsnÜnopel) hin»igefllgt; 
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die Entätehungszeit des Nomokanona in der Qestalt eloee „Syntagma 
in XIT Titeln'' falle in das VL Jahrii. (gegen 680); in der ersten 
Haute des VJI. Jahrh. (droa 629 — 640) habe ein Jorist, der unter 
dem Namen Anonymos-Enantiophanes bekannt ist, dieses ^yntagma*' 
tu dem Nomekanon bearbeitet 

Der swetto Teil des Werkes enfhilt eine rassische Überseteuiig 
des Nomokanoits rnid deA Kommentars von Balsamon mit zahlreichen 
erläutenidtju Aimirikiinu;eii (lezejis. von Btürdnikow in „Gel. Mem. 
der Univ. Kazan" XF, S. 1^1^: J. W— sky in „Cerkown. 

Wiedom." 1899, No. 35, Beil., S. 1417—1421; „Byzant. C^hmnica" 
1900, 8. 187—191: Saosersky in „Bogosl. Wiestnik" 1899, TTI, 
S. 342—345; Beepxeoliimg in Ztschr." 1900, & 715 ver- 

qprochen). 

2. Kailixt, Priestermönch : „Nomokanon des hL Phottos, 
Patnarchen von KonstantinopeL*' Moakaii 1899. 

Dkt üntersnchnng hat einen polemiscfaen Charskter und sucht 
ihre Hauptan^abe darin, die Mnngelhaftlgkeit und UnsuUtaig^chkeit 
der Ton den neueren Qelehrfcen gegen die Autorschaft des Patriarchen 
Fhotius angeführten Aij^iunente klarzulegen.^) 

3. N. Suwörow: „ESne neue Wendung in der Frage dber den 
Nomokanon des Johannes Nestentes." Jaroslawl. 1 898. (= „Chioink 
des Demidow 'sehen ßechtslyceums" Bde 77 und 78.) 

*) Die wesentlichon Ergebuisse der Erörterung werdeu daliiu zusammen- 
gefasst: „1. den Ansiebten der gelehrton Kanoniston (Pawlow, Suwarow, 
Narbekow, Pitra, Hergemtttter und Ander.) entgegen rnnas man ngebeo, 
daas die eiste und die zweite Yoirade zum Nomokanon XIV tittilar. von 
einer nnd denelben Person herrtthren, ntmlich vom Patriarohen Photins; 
2. ans der zweiten Vorrede, wenn man sie richtig vei-steht, sei nur das 
ersichtiicb, dass die xdfifoa oder vo/io« in den Nomokauoo grade zur Zeit 
der Abfassung der zweiten Yorrnd»-" eingetrafren und den einz^dnen TitHn 
und Kapiteln iM-i^r'^rlicd worden seien. Vor d>'r Zeit dos Fliotius habe in 
dt'i Kin h(> eiu Öyutit^uia XiV'. titul. nebst den hiuzugefügtf»» Htaatsgesetzeu 
oder der NumokanoD im oigontüchen Sinne de« Wortes wedur existiert noch 
flodstieren können; dsB Vorhandensein eines solohen Syutagma» Nomokanon 
▼or Photins sei Erseognis und Erfiadong der weetenroplischen Gelehrten 
des XIZ. Jahrhunderts auf Omnd der tendensloeen VoransBetinngen nnd 
der irrt&mliohen Anslegong der Vorreden. Der „Enantiopbanes** der Basiliken 
sei niemand Anderes als derselbe Patriareh Fhotius. (Kezens'. von J. W— sky 
in „Cerkown. Wied.'' 18U», No. 35 B«ü., ^ 1417— 1421 i „Bysaut Chronica'' 
1ÖÖ9, a 569— ötiO.)*' 

64 
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Professor A. Pkwiam ia seinem groesvtigeu rk ,^omo- 
ksnon beim Qroasea Hianl«^* 1897 ^ertodigt die Gchtheit des 
Poenitantialiiomokiiioiis Ton Jahannefl Nestentee, dem Pitriiidieii 
von Koiurtmitinopel (im VL JahrhX Demgegenüber vertritt Ptot 
N. Sawerow die AnsiGlit, der Nomokanoii gehfiie nidit in das VL, 
sondern frOhesteDS in dss IX JsIuIl, mflgjioherweiae in dss XL 
JsfaflL; im ZnssomienliaQge damit saeht er aach seine AnsicliteB 
fiber die Bnssdisziplin der alten Kirche mit neuen Bewdsen ans- 
zusfcitt<'ii Uli«! g:e^en die Ant^ritT-; /u vt iteidigen (vgl. auch die 
Rezeiif-itiii von l*i*.f. i5U\V''»i'»\v nhei da« Buch von Karl Holl „Ent- 
hu8ia.«»niu< uiui Huwprfwnlt im crrieohififhen Mönchtum^' Leip?^isr 
1808 in „Wizanüjbkij Wramennik-Byzautma Chronioa'* Bd. VI [1899J 
8. 475—525). 

Andere BMnaioiien Aber dsaseLbe Werk vwi Prot A. PAwlow: 
Bördnikow: |,Au8 Anises der swmten Ausgabe des Nomo- 

kanöDS beim Gr. Misaale Ton Prof. P&vlow^ in ^fiel Memoir. der 

üniT. KaJBui** 1899, IV, 1—72. 

Sokol6w, P.: in „U;w...i.i.u;i Chronica" 1SÜ8, S. 520 — 534. 
Zaozersky: in „BogoBlowöky Wicstn." 1898, März, S. 444 — ^45^5. 
Gromoglassow: in ^Cerkowny Wiestnik^ 1898, No. 16, Bei- 
lage, S. 626^-632. 

HL KirofaenverfasBuig und -Terwaltutg. 

1. A. Preobrasch^neky: „Die Kirche von Jemaskm unter 
der Leitung des bL Jakobns des Qereohten.'* („Christi Lektflrei" 

1898, Februar.) 

2. A. Pii w 1 öw its« h: ..Dia Gütere:emf>insthaft in der urchrist- 
iichen Kinln'.- (..Strannik-WmuhMvr' 1S98, Bd. 1.) 

3. A. Fawiowitsch: „Das < 'liristentura und die Sklaverei in 
rlon ersten Jahrhunderten der Kirohe." („ChristL Lektflie^ 1898, 
NoTember-Dezember.) 

Die beiden Abhandlungen Ton A. Phwlowitach sind auf Qnmd 
der ,31^z>«ii *Q6 dem Leben der alten Eirdlie^ von Th. Zahn (1894) 
Ter&sst. 

•1. A. Winogradow: „Die Gedanken der Kirchen Schriftsteller 
der eraten Jahriumdertc über den Staat** (, Glauben und Kirche" 

1899, Buch V.) 
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A. L6bedew: ,|Die Oeistlichkeit nnd das Volk und ihre 
gegeoadtigeii Beziehnngen im TL und m. Jahrhundert'^ Moskau 1899. 

Die Qesofaichte dea EiroihenorgiuiiBiinia seit dem IV. Jahr- 
hundert behandeln: 

Palladius, Ai-chimaudiii: „Der Ul. Pachomius der Grosse und 
die erste Cdnobio/* Kasan 1899. 

Eine kurze Inhaltsangabe in „Byz. Chr.»* 1900, S. 215—217; 
Bezendon Ton P. in „Glaube und Kirche"' 18d9, IX, S. 658—662. 

Primogönow, N.: „Die Mönchsregel BaailiuB des Oroesen, 
▼ergHchen mit der des hl Ftehomiua.*' („PrawosL Lobes.** 1900, 
Juni, Beilage, 8. 1—42.) 

A. lifobedew): „Die materielle I^age des Klerus im IV bis 
Vn. Jahrh/* („Moskauer KirohciiuHclirichten" 1898 No. 8 — 5.) 

Das ,,greifltare Ergebnis'' dieser Abhandlung, die eine Fort- 
setzung der von demselb<?ii Verfasser erschienenen „Materielle Lage 
der Geistlich koit im II.- III. Jrdirh." Moskau 1897 büdet, «oll der 
Ansicht des Verfassers nach darin bestehen, dass man nunmehr mit 
Sicherheit behaupten könne, der russische Klerus, der hohe wie 
der niedere, sei in allen Beziehungen um Vieles dem alten über- 
legen; namentlich sei unser Klerus Niemandem su Last; er lebe von 
dem, was man ihm aus freien Stocken gebe. 

Prokoschew. V.: .,I)er kirchliche Pix)zess zur Zeit der ßkumen. 
Synodou (uciiisatiu) und der Einfluss d*^s römiRcli-l'yiiiuilin. Prozess- 
rechts auf flfn-.'llK'ii.'' Kftzan 1900. (Beilage zu den „Gel. Memoir, 
der üüiv. Küzan" 19Ü0, November.) 

Im Prozessverfahren der ei-sten drei Jahrhunderte beobachtet 
der Verf. „die wichtigsten, das Wesen eines jeden Prozesses be- 
dingenden Momente^S findet aber „keine streng bestimmte, wenigstens 
in analogen Fällen gleichartige Qerichtsprozedui'^ „Die formellen 
Bestimmungen Aber die Frozessordnung und das allmAhliche Fort- 
schreiten der Bechtaangelegenheit durch yerschiedene Instanzen seien 
schon in der Periode der Skumen. Synoden als Ergebnis entweder 
der originären rechtserzeugenden Thitigkeit der Kirche erschienen 
oder aus dem röm.-byz. Kocht entlehnt''; die.se Entlehnung müsse 
aber für viel bedoiiUnih r «•ehalten weiden, als . v fu Prof. Zaozorsky 
in sein, m Buch („Das Kirchengericht iu den drei ersten Jahi'h.") 
bereits aoerkaant sei. 

64* 
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P. Naumow: „Die mittelalterlichen An schall angen 
über die rechtliche Zurechenbarkeit der Immgen der 
Häretiker.*' („Vjem i Basmn — GHanbe und YemuDfl^ 1900, 
No. 3, & 144—172; No. 4, 8. 213—242.) 

Der Artikd enüiftlt viel mehr, als was Bein Titel besagt; ja 
sogar das, was sein Haujitiiihalt sein sollte, spielt im Ganzen nur 
eine winzige Rolle. Hier wird die i'echtliche Stellung der Häretiker 
nicht nur in ihrer geschichtlichen Entwickelnng- von den älte-;tefi 
Zeiten verfolgt^ sondern auch in ihrer gegenwärtigen Gestalt nach 
den west- europäischen Stralgeaetzhüchorn (Frankreiclis, Belgi«iia, 
Italiens, Deutschlands» Ungarns und Hollands) and nach der modenen 
mssiscdien Gesetagebung daigelegt 

Derselbe: nB^tonaohe Skisse der Anschanungen Ober die 
sitÜi^-rechtiiciie Znreohenbaikdt besUglioh der Irrldirea der 
Häretiker in den christlicheu Kirchen.'' („Wjera i RabUin" 1899, 
No. 6, 7, 14, 15.) 

Uspensky, TIl: „Die Ansichten und Verordnungen der n- 
atantinopler Lokalsynoden des XL und XIL Jahrh. über die Ver- 
teilung Ton Elrchengatem (Ohatistikaritti),^ („Memoir. dea maaisoh. 
Arohftolog. Institute von Kpel'' Bd. Y, a 1—48.) 

Eine kone Notiz über diesen Anfaate findet sich in jßjz- 
Chr." 1900, S. 494—498. 

„Der Papst Leo XilL'' (Christidiiskoje Töcht^nije — Christr 
liehe Lekttlre 1898, August-September.) 

A. Pawl6 witsch: „Das Papsttum am Vorabend dea XDL Jahr- 
hunderts.^' (ibid. 1899, November.) 

Prof. U. Erasnoeohön: „Die Entstehung dea Ahfcaiholisisnios 
und der IV. internationale altkathoUsohe Eongreas in Wien.*^ Juijev. 
1898. 

W. K^rcnsky: „Drei Mojiato im ('cntrum des Aitkathoii« 
aismus (in Bonn und Bern)." Kasan. 1^\)9. 

W. E^rensky: „Der IV. internationale altkatholiaohe KongrsBS.* 
Kasan. 1899. 

Prot A. Lopnchin: „Antipäpstiiohe Bewegtmgen im Inneres 
des rSmisohen Eatho]izismus.*< („Ohristiiohe hedtOanf^ 1899, Hai-JanL) 

A. S — Wflkij: .,Dic päpstlichen Conclaveu. Zur Geschichte 
der Papstwahl auf den njmischeu Stuhl. (Aus den Qeheimnis^n 
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der vor konem geöffiieten Vatltamiflchep Azcbive.)*' („Clirisli 
liOktQie^ 1898, NoTembe>OeBeinber.) 

Wjasigin, A.: „Skizzen aus der Geschichte des Papsttnms 
ini XI. JiUirh lindert: Hildebrand und das Papsttum bis zum Tode 
Heinrichs III." (Journ. des Ministeriums für Volksaufklär. 1898, 
ebruar, Juli — November). 

Wir können den Inhalt dieses interessanten Werkes mit den 
eigenen Worten des VerluBseis in folgenden Sätzen wiedergeben: 
„1. die kiidieiipolitiaofaeii Befoimen dee XL Jahrlumderto haben 
den Zweck, die Eirohe Yon dem Droek des Feiida%8temB an be- 
frelen und auf Erden daa ,3eioh Oottoa" au errichten; 3. ala not- 
wendige Bedingung fflr die Beeeatigung der an ertragenden Übel 
erachtet das Mittelalter die Erfüllung kanonischer Vorschriften, 
weklio trotz ihrer Widerspruclie eine leitende Stellung einnehmen 
und die Orunilprinzi])ien doi" Reformen bezeiclmeu ; 3. alb Haupt- 
punkte <1p< ]?eforniprogramms cnscheinen: Obergewalt des Papstes 
über Kleriker und Laien, Unantastbarkeit des Kirchenvermögenfl, 
UnabbAngigkeit ?oq den weltüohen Gewalthabern bei der Besetzung 
der geieÜiohen Ämter, Auarottong der Simonie und Rinfflhning dea 
GCAibafta; 4. der Zusammenhang der ana den inneraten Tiefen der 
mittelalterlichen Anaehanungen heiflieasenden ^dEormbeatrebungen 
mit dem rtm dem MOnchatum Tertsidigten aaketiadhen Ideal er^ 
scheint zweifellos; 5. der Feudalismus weckte das Streben nach 
irdischen Gütern und Macht, als Mitteln zum Kampf gegen üjus la 
der Welt herrschende Cbei; b. die Hefoinialuren zerfielen in Idealisten, 
die von der Hebung des moralischen Niveaus der Kleriker imd 
Laien träumten, und in Kämpfer für „Rückgabe" der Obergewalt 
in der mitlelalterliohen Theokmtie m den Papst; 7. der Sieg des 
Papaltama Uber daa Imperium ersoheint nioht ala eine That der 
einaehien PensÖnlicUeiten, sondern ala Reaoltat der Weltanaohanung, 
die dem j^poatoliachen Vikar** die erste Stelle anwies und in seine 
Binde die materielle ond geistliohe Maoht legte; 8. der „Kampf 
der Gewalten" im XI. Jahrhundert wurde durch den Gang der 
früheren EntAviekelunu: vorliereitet, denn die geschiel itlichen Ereig- 
nisse hahen die V(Mieidi,i;er der Kirelie in Herren" lungewandelt, 
was den AnschanuiiRen des Mittelaltei-s über da.s Verhältnis der 
Organe der Theokratie widersprach; 9. die Kaiser verteidigten die 
erlangte Stellung, brachen die Sanonee, die sie an sich für ver- 
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bindlich hielten; ana diesem Onmde war die kaiflerilciie Palitil 
nioht konsequent, ine es das Bdspiel HetnridiB HL leigle; 10. die 
gleichzeitigen Beformbestrebimgai in Tersohiedenen Lindern West- 
europas waren durch das Papsttum einheitlich zusammengefaaet, 

welches sich Vms di-m zeitweilieren Verfall dnirli die universelle 
Thätig]<eit Loos IX. unter Mitwirkuncr Heinrii ]»> lü. erhoben hatte: 
11. Hüdebrand, puer obiatus, tief durchdnoigen von den „pseudo- 
isidoris* hon " Anschauungen, trat als enei^scher Kärapfer unter 
Qregor VI, Leo IX. und Viktor IL auf, ist aber nicht ihr ,.l)evoll- 
m&ohtigter Leiter''; 12. es ist ganz unmöglich, Qregor Vfl. die 
„Scfaaflnng** der refoimatoEischen Bewegung sozuschieibeD, denn er 
folgt seinen Vorgfiogem, indem er sehr geschickt die ümalSnda 
ausnutste, er schafft aber ,,Nichts Neues". 

M. Tßcheltz6w: „Die Kirche des Königreiches Serbien seit 
der Fiianuunir der Antokephalie (1870 - 1S96)." St. Petersburg 
1 H99 (lezoiiB. vun E. Megör^ky in „Cerkown. Wiedom." 1 9<m), No. 32, 
Roilai:.'. 8. 1294 — 1290; Böninikow in „Prawosl. Sobesedn." 1900, 
März, Beilage 7, und in ..Gelehrte Memoiren der ünivers. Kazan" 
189Ö, XI, S. 19—21; Eörensky in „Prawosl. Sobesednik" 1900. 
Mira, Beilage 8; E. Gh. in „Istor. Wieetnik"' 1899, Oktober, a 329 
bis 332). 

J. P&lmow: „Die Qrundzügc der Eirchenvei^ttsting bei des 
orthodox- katholischen RumBnen in 08t6rreicfa*Ungam.** („ChiiML 

Lektüre 1898", Juni.) 

Th. Kurganow: ..Skizzen und Abrisse aus der neuesten 
Geschichte d e r r u m ä n i s c h e n Kirch e.*' („Gelehrte MemoireQ 
der Universität Kazan" 1900, Januar-März; unvollendet.) 

Prieetermönch Michael: „Kirchenverwaltung im Patriar- 
chat von Konstantinopel." („FrawosL Sobesednik — Bedils- 
glftubiger Qesellschaflei'S Jnli-Augnst 137—158.) 

EL Qolubinsky: „Geschichte der russischen EirOhe^ 
Band II, AbfeeÜnng I (auch als L Buch der „Yortrilge in der 
Moskauer Qeeellsöhaft für russische Geschichte und Altertflmer" 
1900; besprochen von S. im „Theolog. Boten" 1900, Jnnihrft, 
S. 288—304). 

Ganze 19 lang-«^ Jahre musste das mit üngetliüd von der 
russifciien gelehrten Welt erwartete Buch druckfeilig im Schreil- 
tisohe des ausgezeichneten Jürchenhistonkers auf die Opterwilügkeit 
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oines Herausgobers harreul Wcun es auch in der llauptsache dia 
Tiioürrapliischen Skizzen üVier die Meüopoliten von Kyril! ITF (die 
erste Hälfte des XHI. Jahrhunderts) bis Makarius einschliesslich 
(1563) enthält, so gehören doch sehr viele Ausfübrangen direkt 
in das Gebiet des Eirchenrechts, ganz abgesehen davon, dass es 
TUI8 emeo tiefen Einblick in das Leben und Tfeiben der alten 
maaflohen Ktrofae gevAhit Viel mehr aber fOr den KirolieDteolitler 
'Wird noeb der zweite Teil des IL Bandes bieten. Wann wird er 
erscheinen? 

E. S.: „Die kin Ii lieh -kici archischen I^eziehungen Podoliens 
gegeiiül.or den Metiopulieii von Kiew und öalicz." („Podolskija 
Eparchialü. Wiedomoeti'' 1899.) 

Winogradsky, N.: ,^e Moskauer Synode von 1682.^' 
Smoiensk. 1899. 

BÜne koi3ce Notiz tiber die Abhandlung im »JoiinL des Min. 
der Volksanfkl'« Tb. 83«, S. 363. 

J. Pokrowsky: „Die Bcdciitiaig der höheren russischen 
Hierar(^hie und die historischen Bedinerungen ihres Dienstes für 
Staat und Kirche bis zum XVill. Jalirhundert" Kazan 1898. 

Eine Rede, gehalten von J. Pokröwsky auf dem Disput vor der 
Verteodignng seiner Dissertation: russiaohen DiOzesen in den 
XVI— XIX. Jahriranderteo." Bftnd I (XVL— XVIL Jabrlrandert). 
Kazan 1897. 

0. Lewitzky: .,Dle gewohnheitsmässigen Bhe- 

schlicsBungsformen im Südrussland im XVI. — XVH. Jahr- 
hundert." („Kiewskaja Starina — Kiew 'sehe Altertümer** 1900, 
Bd. 68. B. 1—15.) 

W. Chran jewitsch: „Das Wahlprinzip in der Mitte 
des Wolyn'schen Klerus gegen £nde des XVIII. und 
im Anfang des XIX. lakrhunderts."* (^ewsk. Star."" 1900, 
Bd. 69, 8. 270—273.) 

S. Runkjewitscb: „Zur Geschichte der russischen 
Kirche unter Peter dem Grossen^)" im Separatabdnick als 
I. Bund der „Geschichte der ru.^sisnhen Kirche miter 
dem Regiment der Hl. Synode" unter dem Untertitel: „Die 



') touar, 8. 43-^; Febraar, & 232—304; Aprfl a 551—686; Xai, 
a 746—770; Jnm, S. 793—943; Juli, & 64-101, August, & 219—257. 
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El riclituug und uibpi üngliche Verfassung der hL Synode 
(die Jahre 1721 — 

Di*^ Aufgabe, eine rioschirhtf der russischen Kiichc wähieud 
der synodalen Periode zu schreiben, hatten sich unsere ausge- 
seidmeten Eorchenhistoriker Metropolit Makarius und Professar 
E. Golubinskij gestellt. Makarius ist nun gestorben, olme an diese 
Periode geUogt zu sdn; Oolubinakij h»i noch vor ffiDigen Jahren 
einmal gelegentlich erklSrti er habe sich beim Bqgiim seiner iviaBen- 
BcbafUichen ThAtigkeit das Wort gegeben, erat nach 35 Jahren die 
Qeeohiohte der nodalen Periode in schreiben; seit dem Ver- 
sprochen sind viel mehr als 36 Jahre verstrichen imd die Qesofaiehte 
ist noch immer yon Golnbinsldj nicht geschrieben. 

Prof. Runkjewitsch tritt nun ans Werk mit einer Gründlich- 
keit die ffir die Vollendung der Arbeit allerdin^ kiumi weniger 
als Jalii-e beanspruchen iliiifte. Dds Ganze ist vorläufig auf 
'i Häiido Itcn-i hiict: der 11. Baiid soll „die ülaubeiiöäiichen'' be- 
hand- ln, der 111. den „Unterricht", der IV. das „Diözetsaulebüu", 
der V^. das ..Kirchenvermögen", der VI, die ,,geistliche Gerichts- 
barkeit". Die Darstellung im vorliegenden I. Bande beniht auf 
eingehendem Quellenstudium, Mobei aucli viel unediertes archi- 
valisohes Material benutzt wird; der Verfasser beherrscht den Stoff 
▼ollstftodig und weiss ihn aaoh in litteFarischer Hinsicht sehr ge- 
schickt Tonntragen, Man darf übrigens auch nicht ausser Acht 
lassen, dass gerade die Periode des synodalen Regiments unter 
Peter dem Grossen die Aufmerksamkeit ▼erhaltnismSssig Tieler 
namhafter mssischer Gelehrten auf sich gezogen und eine gewissen- 
hafte und eingehende Bearbeitung gefunden hat. Also diesem 
Umstände möchte man von vornherein einigen KiuÜuüis auf die 
gelungene Ausfühnmg des I. Haiidos zusf,;hreiben. 

Die ausführ] it. lit.' llfspifuhung des 1. Rand.-s wird in dem 
Bericht der St. Fetereburger Akademie der Wissens, luiften über 
die Verteilung der üwarow'schen Prämien erscheinen (von Prot 
M. Gortschakow verffisst). Hier m?ijrp nur noch der Inhalt kun 
angegeben werden: Kapitel L Die Keformen Peters des Grossen 
auf dem Gebiete des Staatslebens und das Kirohenleben am Vor- 
abend der Errichtung der Heiligen Synode; Kapitel IL Die Re- 
formen im Kirchenleben unter Peter dem Grossen vor der Erriditung 
der Heiligen Synode; Kapitel HL Die Errichtung der heiligen 8y- 
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node; Ea^tol IV. Ihr penOnUoher Besiuid; Etpitel Y. YoUsog«- 
oigane und der Ober-Ftokorator; Kapitel YL IMe reohtliöhe SteUmig 
der heUigen ^ode; Kapitel YH GeKfalftafOhnuig; Ansfdirteik 
nech Hoefam (St PeterBbiiiger und Moskauer Synodalbiireaas); 
Kapitel YIH. FliiaiisTenraltaiig. 

Rot T. B&rsow: „Die synodalen Einrichtnngen der G^n- 
wart" („Christi. Lektüre" 1899, .]annai--Kehniai\ Apiil-Juui.) 

Die Arbeit bildet dio Foi tsotzung der von demselben Verfasser 
fi-Qher verßffentlieht«>n \\ .'i ke: „Die Heilige Synode in ihrer Ver- 
ganerenlu.Mt. St. Petersburg 189()'' und ,.Die Syiiixlalen Einrichtungen 
der Vei-gangenheit, St. Peter-sburg 1897/- Die Synodalen Einrich- 
tungen der Gegenwart, deren Schilding teilweise auf Grund une- 
dierteu Materials der Verfassor sirh cur Aufgabe gemacht hat, sind : 
Moskauer Synodaloomptoir, Ibehsoh-Imeietiiuachee SynodaloomptDir 
und die geistUohen Zensiirkoniitea. Der ganze Qyklui der drei 
Werke Ton Bftiaow kat den ersten Yersodh einer kistorisoiien Über- 
sicht dar HeOigen Synode imd ihrer Einriohtangen getiefort, irdbei 
der Yerfssser es, nach der Bemerbmg eines Beaenaenteo (Prof. 
M. Gortschaköw), an Knt, als erster mit ^nem solchen Versuch 
aufzutreten, und an Vorsicht gegenüber den Zensurbedingungen 
nicht fehlen liens. 

N. Zaozersky: ,,ner geistliche Untersuchungsrichter 
(Dnchowuyi Sledo watcl)." (April. S. 605 — 674; Mai, S. 53—65.) 

l>er V^erfasser stellt zunächst fest, dass die offizielle Stellung 
des geistlichen Unter8uchungprichtoi*s dtirch das „Statut der geist- 
lichen Konsistorien" und durch die im II. Teile des XVI. Bandes 
von ,^od Sakonow^ enthaltenen prozessualischen Gesetze, nicht 
durdi diejenigen von 1864 geregelt wird. Es wird nun auf Grund 
diessr Oesetse die Darstellung von Bechten und Pflichten des geist^ 
Höhen UnterauchungsrichterB versucht und eine Schilderung der 
den geaefadichen Y<Hr8chiiften und den Anforderungen des Lebens 
wenig entsprechenden Lage, in welcher er sich in Wirklichkeit 
befindet, gegeben. 

N. Za'W.ersky: „Der Geistliche als Schiedsrichter." („Tli^ 
logischer Hnte- 1 S09. 1, L\H<)— 252; 541—576: II, 99—109). 

Im Hiniilick auf <lit> zur Zeit vorzubereitende Reform der 
bäurTÜchen St lhstvpnvalluiig und Gerichlsverfassunü will einer der 
geistreichätcn und rührigsten Vertreter der russischeu iurohenrechts- 
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wiflflenschaft die Thatsache in Erinnenmg bringen, dass ^ da i 
Übergaiigsperioden der fidcbtsbildnng der OeistUofae der ohrietticiw 
Kirche, BiBchof oder Preabytar, einst gresae Dienate geleiafcet habe.'' 
Tfyush einem kurzen Überblick Uber die Stelinng dee Qeiatiidiai aii 
Scfaiedaridttera in der alten Kirche and im bynantiniachen Beicha 
(Kapitel I), dann aber auch in Alt-Rnssland (Kapitel II), entscheidet 
der Verfasser die Fr:ig*\ nl, eine solche Thätigkeit des Geistlichen 1 
auch in der Gegenwaii möglich tind erwünscht wärf, in dem Sinne, : 
der Geistliche könne als Schiedsrichter m\r in einem (i-ei willig ein- i 
gesetzten Schiedsgeriobt nach Oewisaeo, nicht nach GeastieB fön- | 
gieren (Kapital m). ' 

M. Gortschako-w: »Die prinsipiellen Q-randlagea j 
der Teilnahme der Eltern an der Eheaohliesanng der ! 
Kinder." („8i Petaiabniger QeiatUche Nachrichten*' No. 11.) ' 

Der Terfuaer hat anf Onnd der hier entwickelten priniipieUea ! 
Ansichten auch einen „Entwurf zur Regelung der Handlang»- j 
weise der Geistlichen in Füllen, wo die Eltern ihren 
K i 11 <1»M- II tl ie Eingehung einer gepet Zill Ii s>i 2ren Ell.' \ .rsagen'- 
ausgearbeitet, mit Kücksicht auf den „Entwurf des Büii: er liehen 
Gesetzbuches" Ai-tikel 6 — 10. Die Ansicht des Verfassers gipfelt 
in den Sätzen: „ArtlkeL 6 der geltenden Gesetzgebung kann bleibeo, 
aber in folgender Faaanng: »ee iat den Kindern verboten, die Kho 
einzugehen, ohne die Erlanhnia der Eltern nacfageancht an hibeo«; 
Artikel 6 — 10 dca Entwm^b sind ginzlich absnlehnen.** 

J. Gromogiaaaow: „Znr Frage bezüglich der LOanag 1 
der Ehe durch den freiwilligen Eonsens derEheleate 
zum Zwecke daa g Icich zei t i u:e ii Ei ii t ritts in d «mi Münch- I 
stand/* (..Fk)gosl. Wiestn." 1900, Juni. S. 272— 277.j i 

Einige Ki-örterungcn im Zusammen iiaiig mit der von A. Fawiow 
vertrotonen Ansicht über denselben Gegenstand. 

D. DobroBmyslow: „Über das kirchenkancnische 
Qeaets gegen die Ehen awiachen Verwandten.^ {n^V"* ' 
i Raa.*« 1900, No. 14, S. 71—88) — vom iwn theologiaohflii Stud- 
punkt geschrieben. 

KraanoSea, IL: „Alte und neoe Oesetae übw die Sa^ 
Jurjew 1898. 

Die Artib ! oö'J. 440, 441 und 350 des Entwurfes des bflrgerl 
Gefietzbuuhes, durch welche einige Eheiiinderai&tie aitö der Blutd- 
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'verwaadfaöhaft besdtigt werden und die Stnfa des ESiebrachs ge- 
mildert wird, finden niöht die Zuetininiuog des Yerfusers. 

Derselbe: „Über die EJiescheiduug in ßubblaud." Moskau 
1899. 

Markow. N.: „über dio Folgen der Dogriidatio nnd der frei- 
"willi^iion Niederiegung der geistlichen und Müiichswürde. dyStrauoik^^ 
X8d8, Bd. II, 456 £L; III, 56 iL-, 239 ff.) 

IV. Staat lud Kircbe. InterkoaleeaioaeUe Verfadttaiase. 

M. Bensaner: „Der ohiisiliche Staat Die Idee des öhiist- 
lidien Staates in der prenaeiaohen Eirohenpolitik und in den Lehren 
Fulger dentBohen Kanonisten.*^ Tomak 1899. Memoiran der 

Univ. Tomsk, Buch X\^) 

Der Verfasser — eio ProfeBSor der jungen Juristenfakultät 
in Tomsk - ««childert zuiiiichst (Kapit.d I) die Entstehung der 
Theorie des ehi-istiiehen Staates in der Periode der Reaktion von 
If^l 4. die christliche Politik Preussens unter Friedrich Wilhelm IIL 
und IV. und den Anadruok, den diese Theoiie im prenssischen 
Landtag in den Beden von Bismarck, Bodelschwing n. A. gefunden 
hat; dann folgt (Kapitel TS) eine Darstellung der Wirksamkdt des 
Grafen Brandis, von Klee, Dieokhof, Schenrl, von Mtthler, StaU und 
Thiersdi und (Kapitel III) die Kritik der Theorie des (östlichen 
Staates, soweit diese Theorie in den Werken der oben genannten 
Scliriftsteller ihren Auadruck gefunden hat, ihre philosopliisclx'n 
itrundlagen und praktisehen Fol^'-eningen. Di»' Sehlussergebnifise 
seiner Arbeit fasst der Verfasser dahin zusammen: 

„1, Die Tlieorie des christlichen Staates will weder die voll- 
kommene christliohe Qemeinachaft in Liebe^ Wahrlieit, Gnade und 
Freiheit, noch die moderne Bechtsordnung; sie will durch die 
chnsiliche Idee die nichtchiistliche Gesellschaftsverfassung sank- 
tionieren und verurteilt sieh somit sur tTnfruöhtbai^eit und su einem 
ewigen inneren Widersprach. 

2. Iii Bezug auf die Kirche sucht das Staatschristentum austecr 
Christus der Kirche noch einen woltlicheu Christus und vermag 
das weltliehe und das kirchliclie Element nur dadurch zu versöhnen, 
dass es die Staatsreligion, die Staatskirchen errichten will und 
dem Staat eine feste wenn auoh indirekte Macht Ober die Kirche 
verldht 
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3. Aul dem Gebiet der christlichen Politik zeichnen tkk die 
Anhftoger des dhristlichen BtuAm durch ein vOUigee MaBtnaiai 
gegeoflber den Siftffcen des mnitelnen Individnums, der Geedhehift 
und der Kirdie aue; sie wollen mit Gewalt die HenedMi snr 

inneren Vollkommenheit führen, schaffen in der Person der Staate 
gewalt einen uU mächtigen Pädatjoi^en nn<l Vormund des Volks- 
gcwissens unu predigen die religiöse Ausr^chliessliciikeit, den religiOden 
Zwang und die religiöse Verfolgung im Wege des Situi- iind 
polizeilichen Verfahrens." (Vgl. bibliogr. Notiz von M. Loeioa-LonMi^ 
in „Wiestnik Prawa"" 1899, Apiü 318^322.) 

Derselbe: „Das Recht der Bekenutnisfireiheit Die GewiaBeiia- 
freiheit im kaiserlichen Born.'* Tomsk 1899. (Auch „IHtelk 
Piawa-Bdohtsbote^^ 1899, Noyember.) 

Derselbe: ),Moral, Recht und Religion nach den 
geltenden russischen Gesetz (Hechtsdogmatische Skizze).'* 
(„Wiestnik l'iawa'- lOÜÜ.) 

In einer Reihe von Am kein („Gute und korrupte SitTen 
und die GruadJagen der sittlich -i»olizeilichen Aufsicht'* Bnrh 111, 
ß. 1— 18; „Toleranz und National prinzip'*, IV— V, S. 1 — 49: 
gionspolizei und k(»i{e88lon6lle Bindung der Persönlichkeit^ Buch Vin, 
S. 1 — 34 ; i^assnahmea der prophylaktischen Religionspoliaei*^ BochX, 
S. 1—46) sucht der Yer&aser nachzuweisen) daas das gehende 
mssisohe Recht mit den schulmfissigen Satzungen Uber die tauBia^ 
von Recht und Moral, Reoiht und Religion su wenig bekannt ist, mn 
sich Aber den gesetzlichen Umfang der polizeilichen Einmischung 
in Sacheti des Gewissens, über dieses veraltete, aber iiuch üiciil 
aufgehobene Institut Klarheit zu verschaffen, 

W. Sokolöw: „Die staatliche Stellung der Heligioson ia 
Deutschland nach dem geltenden Recht" Kasan 1899. 

£. Temnik6wsky: ,^ie staatliche Stellung der ReligiflQ in 
FEanloeiGh seit dem Ende dee vorigen Jahrhunderts im ZosMamen- 
hange mit der allgemeinen Theorie Aber das Yeriitttoig des neuea 
Staates snr Religion/« Kasan 1898. 

Beide Autoren haben die Tendens, nicht nur den rusaachA 
orthodoxen Theologen über die T^ge der Dinge ausserhalb Rnsslands 
zu urieiitieren, souileni ihui /.ngleich auch das Mittel zur Abwehr 
gegen die Angriffe auf die Kanones der Kirche seitens der Nivht- 
mihtgl&ubigen zu geben. Beide sind sich der ihren Werken an- 



Digitizca by Google 



— 1021 — 



hafteudöu Mäügel wohl bewnsst: der I^etztere gesteht HOgur « nVn 
die Möglichkeit zu, das? seine Arl»t'it du- Mt iist hen mit enisten 
wissenschaftlichen Anfoitleninpen nicht liofriedij^en wordo (rezens, 
von M. Reussner in „Wiestnik Prawa" 181^9, Mär/, 1M3 ff.; über 
Temnik^wgkv allein — B^ixtaikow in „QeL Mem. der Univ. £aasan'^ 
189S>, VH— Vm, 8. 1—6). 

PonomareVf F.: „Der chriatliohe Asketiamus und das welt- 
liche Bechf« (,^w. Sobes.'* 1900, OlEtober, 8. 330—347; kurze 
Inhnltflangabe in ,fiyz. Gbion.*' 1900, 8. 771—772.) 

Eine ZoBammenetellinig der Ansichten von Harkns dem Asketen, 
Makarins von Bg^pten nnd Basilius dem Grossen (Iber das Verhalten 
von Mönchen (Asketen) gegenüber dem weltlichen Gericht. 

A. Winogradow: ..Die Gedanken der Kirchenschriftsteller 
der ersten Jahrhunderte über den btaaf' („Glauben und Kirche" 
1899, Buch V.) 

A. Wolnin: „I>ic Fürhiftc di-r a 1 1 - ru s s i scli e n Geist- 
lichkeit für die von fürstlicher Ungunst Botrof fenen." 
(„Wjeia i Ras." 1900, No. 17, S. 261—270; No. 18, .171—394.) 

Dasselbe Thema hat ein Artikel von P. Jankowsky, fost unter 
demselben Titel in den „YortrilgeD der Moskauer Oeaellschaft fdr 
russische Gesobiohte und AltertOmer^' von 1874, behandelt Nun 
hat aber A. Wolnin nicht nur den 8toff susammengetcagen, sondem 
anchfieiT Uber ihn zu werden veraucht, liess sich aber weder auf 
eingehendere Untersuchung des ^schichtUchen Zusammenhanges mit 
den byzantinischen Beohtasnstftnden, noch auf Ver^loichnng mit den 
entsprechenden Institutionen West-Euroi^as, noch auf juristische 
Konstniierung des Ikgrifl'es selbst ein. 

Th. Bl.ih*/ wido w: „Die Oher-Pr()kunit<trcn der H< ilig'M\ Synode 
im XVm. und in d(;r orstcn IliUfte des XLX. Jahrhunderts. Kasan 
1899. (2. Aufl. lynO: /uoist als Artikelserie in „Prawosi. Sobesedn." 
1897, Dezember, 1898 und ISMO erschienen.) 

Der Verfasser stellt sich die interessante Aufgabe, das Wachs- 
tnm der Macht des Ober-Prokuratoi-s iu der Heiligen Synode und 
über dieeelbe au stodieien. Das Ergebnis seiner Untersuchung ist, 
»dieaes Wscdistnm aei eine Folge nicht irgend welcher gesetslichen 
Regelung, sondern einer stnfenweisen Änderung in der gegenaeiligen 
Stellung dieser bdden Vertreter Yon zwei Prinzipien — des peraOn- 
lichen und des kollegialen — , bis die Beform vom 1. Mai 1839 
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die gftme Latcmg der Synodalaagolegenheiteii in vier dem Ober- 
Prokamtor «ntentellten OigvieD konieiitriert hat (in der Kandei 
der HeQigen Synode, der Verwaltung der geistUcbien Sduilea» der 
FinanzTorwaltung und der Eanzki des Ober-Fh>kunitors)^^ (rexenB. 
von Bördnikow in „QeL Hern, der Unir. Kasan** 1900, III, S. 1—14; 
„Bogosl. Wiestnik'- 1900, III, 146—165; „Wiestnik Ewropy" 1899, 
September). 

A. Zawjnlow: „Zur Geschichte der Wegnahme von Kirchen-« 
gütem \inter der Kaiserin Katharina IL** („Ciiristliche Lektfire** 
1899, Febniar-März, Juli-Kovember; auch separat unter dem Titel 
„Die Frage des KirßhenyennQgens onter Katliarina IL") 

Auf Grund der authentiBoben Akten der 1762 eingesetitan 
„Eonmiiaeion Ober die EirchengQter** und mit RQökaioht auf die 
Grundprinzipien der EiicihenreohtaviaaenBdialt wird ein VeiBuch 
gemacht, die noch an wenig erörterte Frage zn beleuchten. 

N, Runöwslvj: kirchlich -Ptaatlichen (n^üelze ütter die 

orthodoxe üeistliciikeit unter dem Kaiser Alexander il." Kazan 1898. 

Das Werk behandelt znm ersten Mal aystomatisch eine der 
wichtigsten und interessantesten Epochen des nuaiechen L^ns, die 
auch Ittr das Leben der niBsischen Kirohe in mehr als einer Be- 
ziehung Ton einschneidendem Emfiuss ist; mit besonderer Aufinerk- 
samkeit werden hier die Änderungen in der Lage des rnasisdien 
Klerus veifolgt (rezens. yon Berdnikow in „Gel ICem« der UoIt. 
Kazan*' 1899, Vn— VIU, S. 7—9). 

Eine Vorstudie zu seinem W'eik luit der Verfasser geliefert im 
Aiükel „Die Literatur der 60 or Jahre in ihren Urteilcji über die 
Lage der üeistlichkeit" (.,PmwoHl. iSobeaedu." 1899, April). 

N. Klimow: „Eine Seite ana der Kirchengeseta- 
gebung der Kaiserin Katharina IL** (,}Chr. Lekt", Jannair- 
heft, Seite 100—128.) 

Hier sind einige Indmngen und BeetimmungeQ der Kaiserin, 
das Üherecht betreffsnd, verzeiöhnet 

N. Stellotzkv: ..Fürst A. 2s. F. llolitzyn und seine kirch- 
lich-staatliohe T h ä t i k t^i t." („Tnidy Kiewskoj Duchowuoj 
Akadeinii — Ai!n;iteii der Gvi<tl. Akad. von Kiew", Oktoher des 
Jahms 1899: f( rtfxosotzt im lahre 1900: M&rz, 488 — 532; Juli, 
353—414; Oktober, 250—304; noch nicht voUendet.) 
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J. XretBchetow itsch: „Massnahmen der Regiernng 
zur Besaerting der Lage des Klerus anter Nikolaus L" 
(n^jeia i. Bas.« 1900, Ko. 7, S. 421^438.) 

IVot ansschüessliök auf Grund des 74. Bandes der Ton der 
kataerl. russischen historischen Qesellsohaft herausgegebenen Samm- 
lung Terfust 

A. Milowidow: ^tDie Verdienste des Grafen H. N. 

Murawjew um die orthodoxe Kirche in den nordwest- 
lichen Pro V i n zeu." („Wjem i. lias." 190U, Nu. 13, 15 und folgende.) 

N. Markow: „Die Kinder des Klerus (Djeti ducho- 
weastwa). Eine goschichtlii h<' Skizzr ihrer rechtlichen 
Stellung.'* (,,8trannik — Pilger-, März, 386 — 411; April, r)92 
bis 620; Mai, 60—76; August, 570—594; September, 44—63; 
Deaember, 590—607.) 

Die Untersnchong enthält eigentlich die Geschichte des „geist- 
lichen Standes*^ von der Begienmgsaeit des Zaren Alexej lüdiajlo- 
ivitsch bis 2u den Befomen der 60er Jahre des XDC. Jahriinnderts. 
Vergl. hiesu die Kotiz in der histonsohen Zeitschrift „Kiew'sohe 
AltertAmer (Sijewskaja Starina)** im Nomnberheft (Doknmente, 
Usehrichten und Notiaen, 8. 69 — 71) Ober den VerfMser des dem 
Kaiser Kikokus I. vorgelegten Entwnrfes betr. die Anfhebung des 
geistlichen Standes in den südwestlicheu Provinz« ti: sein Name ist 
N. Markow uubokaunt f^t'Mieben und doch wai- duü eiiiu im Süd- 
ru^laiid sehr bekannte uu'l bedeutende Persönlichkeit — Erzpriester 
der Öophieiikirclie in Kiew L- l>edinzew. 

Kuznezow, N.: „Das Hegiment über die ausländischen Reli- 
gionsbekenntnisse in Russland in seiner geschichtlichen Entwicke- 
lung." („Chronik (ies Demid. Rechtslyc*', Buch 74, 76, 77, 78.) 

Die Entwickelung ist von den ftltesten Zeiten bis auf dss 
Jahr 1857, in welchem das „Statut fOr die geistlichen Angelogen- 
heiten der auslSndisohen BeUgionsbekenntnisse" in seiner jetzigen 
Gestalt erschienen ist, queUenmSssig und sehr oft auf Grund 
«mediertan Mateiials aus dem Moskauer Arofaiv des IGnisters deip 
Äusseren dargestellt; zum Schluss werden auch die Grundsttae 
dieses „Statuts" erörtert. 

Bogos!('>\vsk,v . K. : „Ai- uTungen in der l^go der röra.-kuk. 
Kirche in Rusüland unter Nikolaus I." („Wjera i Kas.^^ 1898, 
Ka 2, 4 und 7.) 
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Die Darsteilmiff gebt über die Zeit Nikolaas L hiiuras wad 
reicht bia sur Gegenwart. 

EfABnoSen, IL: Yerlulten der orthodox, orientd. Kinhe 
gogenfiber den niöbt orthodoxen Personen.'^ (i>A£te et comm. ürnr. 
Juriewiens*« 1900, HI, 8. 1—48.) 

Derselbe: „Die AndefsgUubigen in BnsBland. Bd. I Die 
Lage der mohtorthodoxeo Ohristen in Rnasknd.** Jniiew 1900. 

Korkunow, N.: „Die russische Gesetzgebung fiber die nicht- 
orthodoxen u\\<] andersgläubigen ileligionsgesellschafteu." (,^owoje 
Wremja- 

Sapo/.ii ikow, A.: „Die Aiidersgläubigea und die Autdäuder 
iu ßussland.'' 8t. Petersburg 189S. 

„BeiigioD und Potitüt.'' (,^owoje Wiemja'' 1899.) 



Strafrecht 

Beferent: FOrat WlaifcgdMflIaiis lenSa^ktUf St F^terabiiig. 



«) QeeetBgebmig 1886A00O. 

Während der letzten drei Jahre ist nur ein hervorragendes 
Strafgesetz verkündet worden — das Gesetz vom 12./:.'."». Juni 1900 
betreffend Aufhebung der nicht mit Zwang:sarbeiten verl uiul» lu n 
Verbannung nach Sibirien. Ausserdem sind nur zwei o-ler li 'i 
Gesetze von geringer Bedeutung erschienen, insbesondere ein golciies, 
welches allen nach Sibirien Verbannten, die freiwillig an den Eisen- 
babnarbeiten der Sibirischen Bahn sich beteiligen, Vorteile gewährt 
Die Beweggrfinde, welche das oben erwAhnta Qeaets vom 12./25. 
Juni 1900 herroniefen, waren aohon ein Jahr snvor in einer 
kaiserHchen Yerordnnng an den Juatisminiater anageeproohen wordeo. 
Die Verbannimg nach Sibirien einer groeaen Zahl ron Yeibieciieni, 
zumeiat solcher gegen das Eigentum, deren Wohnort niemala tiiat- 
s&chlich featgeatellt werden konnte, bot eine gxoeae Qe&hr für die 
allgemeine Sicherheit nnd Sittlichkeit in Sibirien. Ausserdem war 
auf zeitliche Verbannung nach Sibirien nur bei Verbreeliern der 
privilegierten Klassen /u oik<!nnen: die Vorbrecher aus dem Bauern- 
6taude erhielten für die gleichen Delikte bchwere zeitliche Oefäugnis- 
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strafe. Dio IcK^^fislängliciie Verbaauuni; oimo Z^vaugsn^heit, die 
aber mit dein Verlust aller bürii^rliciien liechte verbunden war, 
bestand für alle Stäude gleiclmiässig. Demnach enthielt die erstem 
Art der Verbannung eine Dngleiclihi i1 der Strafe — Verbannung 
fflr die privilegierten — Geföngnis für die uuprivilegierten Stände. 
£in derartiges System beirtedigte natürlich die .praktischen und 
-wifiseaschaltlicben Bedaifuisse unserer Zeit nicht Damm hat der 
Entwurf des neuen Stra^setsbnohs nur die Verbannung mit Zwangs- 
arbeiten, diejenige ohne Zwangsarbeiten nur fflr einige rdigiOae und 
politische Verbrechen beibehalten. Darin liegt auch der Haupt- 
punkt des Gesetzes vom 12. Jtmi 1900, das nur bis zum Inkraft' 
treten des neuen Sti-afgesetzbuchs gelten soll. Au Stelle der lebens- 
länglichen Verbauuung ohne Zwangsarbeiten ist schwere Gefängnis- 
strafe von 4 — G Iaht '11 geti-eten, und zeitliche Verbannung von 
1 — 4 Jahren tiiiii;*'tniii t woi-L n, die nielit mit dem Verlust aller 
biirgorüchen. sondern nur der politischen Keclite und Eiu"enrechte 
verknüpft imd aui weiche für alle Stände gleichmässig zu erkennen 
ißt. Femer hat das neue Gesetz noch die V'^erlmnnung im Admini- 
strativ-Verfahren aufgehoben, die als eine Folge des Rechtes der 
stftdtischon stftndisch-korporativen OeseUachaften auf Ausschluss ihrer 
Mitglieder uod der Banemverbttnde auf Yerweigerung der Wieder- 
au&ahme ihrer mit schwerem Oefibignis bestraften Angehörigen 
aneriumnt war. Das Recht der stSndischen fiauemverbftnde, ihre 
Mitglieder aussuachliessenf ist jedoch beibehalten und damit auch 
als Folge die Verbannung nach Sibirien. Ebenso besteht die Ver- 
bannung noch für politisch gefährliche Bürger. Endlich wird nach 
dem neuen Gesetz *|Ualiüzitjiter Diebstahl im viei*tcu Hückhüle mit 
Verbannung und Zwangsarbeit bestraft. 

Zu erwähnen ist noch, dass dio r».>lormici1:e Gericht >\f ifassung 
und Prozessordnung von ISü l in weiteren Gebieten cingetiUirt ist 
So erhielten die Ostseeprovinzen noch im Jaliro 189S das Schwur- 
gericht, und die refonnierte Gerichtsverfassung ohne Schwurgericht 
erluelt in Central -Asien, Transkaspien und in den Nordprovinzen 
Archangelsk und Wdogda Geltung. 

Die Erklftnmg des merkwürdigen Ereignisses, dass unsere 
Stiafgeisetzgebung seit 1898 so wenig Ausbeute geliefert hat, liegt 
darin, dass sich die ganze gesetzgeberische Arbeit auf die Entwürfe 
des neuen Strafgesetzbuchs und der Prozessordnungen gewandt hat 

m 
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Die Entwiirfe der neuen FrozesaordniiDgen sind im Sommer l&OO 
erschteneD. 

b) taterator* 

Bei der DuBtelliiDg der liteiariacheD Arbeiten beadhrinke ich 
mich auf die ErwAhnung der obtnikteriBtiflchen Monographien. 

Bb sind im Jahre 1900 neue Ausgaben von dem Enimia des 
Allgemeinen Teils des Strafreohts von Prof. Sergej evsky und des 
besonderen Teils von Prof. FoinitzH erschienen. Das letztere WeA ist 
neu umgearbeitet und giebt eine doguiatiscbc Darstellung der Tbat- 
l)e8tände aller r- i sönlithkeit.s- und Vernii^tMisv« rlnv, hen, meistens 
im Vergleich mit dem Sti-aftwlite der ilbrigi^i Staiitt ii Europas. 

Sodann ist die iiorvorragende iSammlung der Schriften des 
Justizmintsters v. Muiawieff im Jahre 1900 neu erschienen; diese 
Sammlung umfasst swei Bände. Der Inhalt des ersten Bandes 
bietet eine Anzahl von interessanten kleinen Sohrilteni die be- 
merkenswerten strafrechtlichen und proeessualen IFngBO. gewidmet 
sind: ZunAchst swei Abhandlmigen über Schwuigeiioht, deren eine 
mit grossem Talent das Beoht der Geschworenen erOrtert, frma- 
sprechen, wenn gleich der Angeklagte seine Schuld selbst dngeetebt 
Die andere Schrift giebt eine Kritik des Gerichtes mit sttodiachen 
Vertretern (in Bussland besteht eb solches Gericht ans vier Amts- 
richtern und drei ständischen Vertr-etern) bei Aburteilung der schwersten 
politischen Verbrechen und der Verbrechen geg«n die Staatsver- 
waltung. Endlich ist ntxih ein Anhang ülttn die Reform der Ge- 
fängnisstrafe überhaupt, der Staatsanwaltschnft, und d»!r Truzo-s- 
Ordnung für die Verbrechen gegen die Dienstpfliciit zu erwähnen. 
— Der zweite Band euth&lt eine Anzahl interessanter Reden des 
Verfassers, die er als Staatsanwalt und Justizminister gehalten hat^ 
Ton denen am bemerkenswertesten und von historischem Interesse 
die Bede im Prozesse der Mörder des Kaisers Alexander IL im 
Jahre 1681 ist 

Von den einzelnen spezieli stiafreehüichen Monqgiaphiea sind 
zwei neue Dissertationen zu erwAhnen; die eine von Boain über 
die allgemeine Theorie des Notstandes, die andere von H. v. Sdiischi- 
lenko über ürkundenfftlschung. In d^ ersteren giebt der Verhseer 
eine eigene Konstinktion dos Notstandes von dem Standpunkte der 
W'iderrechtlichkcit ohne Sti-afUukeit, In Uei* aiidei-en Schrift sind 
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die QesetEgebimg und Literator Europas aber die UrfamdenflÜeeh.iing 
beleuditet und ist eine dgeoe Theorie dieses Deliktes aufgestellt, die 
als Objekt der Strafthat das Dokument im ideellen Sinne, nfimlioh 
die darin enthaltene Sicheriieit der formellen Feststellnng juiiatiflcher 
Thatsachen erachtet Nach der Meinung von Foinitzki ist die Sohrift 
von SchiBchilenko andi fOr die euiopSiache Visaensohaft Überiiaupt 
lesenswert 

Feiner ist noch einer 1899 erschienenen Monographie von Tai- 
nowöky über die Statistik der reh'gi»\sen Verbrechen in Russlaii i 
zu gedenken. Obwohl doi" Vorfas.sei- inolir eine statlölische, al» eine 
erklärende Darstellung giebt, ist das Work doch sehr interessant, 
weil das russische Gesetz den Abfall von der orthodoxen Kirche 
bestraft lind weil man aus dem Buche oino ^ute Yorsteliang von 
der Verbreitung der Sekten in Russland erhält. Die Frage von der 
Glaubensbieiheit in Russland wird seit einigen Monaten sehr lebhaft 
besprochen, and wir haben in dieser Hinsicht viel dem tsIentvciUen 
and mutigen Adelshauptmami von Oral, v. Stahovitsch, zu danken, 
der diese Frage in einer hervomgenden Rede am 7. Oktober des 
Jahres 1901 eriSrtert hat Man muss sich nur erinnern, dass in 
Rttssknd das (besetz derartige Delikte gegen die orthodoxe Kirche 
mit Verbannung bedixjht und freispi-echende Urteile gerade bei 
Glaubens vcilii-echen sehr seltoii sind. 

Als Ivloinore Schrift über stiafic htliche Fragen ist noch 1899 
zur Zeit d''.s Eriaboes der kaiseHi<'ht-n YtTorilnun^' an .lusti/.- 
minister über die Notwendigkeit vun Ketonnen über die Verbannung 
eine sehr iuteressanfr wissenschaftliche Kritik des auch in Deutsch- 
land rflliiiüichst bekannten Profes■Ko^^^ Dr. v. Petrazyzki — flljer 
die Verbannung vom Standpunkte der Wohlfahrt, der Kolonisation 
und der Sittlichkeit überhaupt — erschienen. 

Nach der Ansicht des geschfttztea VerfasBers ist die Ver- 
bannung von aUen drei Oesichtspunkten aus fOr einen civilisierten 
Staat unertriglich. 
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Volkswirtoehaft') 

ßefei-ent: Henry von U'iiiklen Direktor dos UuterbudiuuiS- 



Bine neue Enoheinmig im Leben des nuauchen 

Volkes. 

Aus den verseliiedenBten Tt il- n des groissen riiJ-sischen Reiches 
moliron sich die Xaclirichten, dje den Zusammen schliiss einzelner 
Gemeinden oder Ik^rufsk lassen in kleineren Bexuken zu ^nem 
ständigen .,Artel '3') melden. 

Die ErBclieinnuL' wiivlp nn ni.d tüi sicli nichts Auffallendes 
bieten, wenn nicht im Laufe der allerletzten Jahre so riel neue 
Momente hiningetreten wflien, die den Qeschiefatalorscher wie den 
Sozialpolitiker glddiermaesen intefefldefen durften. 

Fassen wir ▼orerst den Begriff des Artel „als freier Yemnigong 
gleichwertiger Intereasenfen" zusammen — eine engere Zusammen- - 
fassung ist bei der Yerscbiedenheit vorhandener Formen nidit an- 
gilugig — 80 fallen unter diesen Begriff Ehiriehtungen, welche in 
Zahl und Bedeutung wechselnd, Jahrhunderte vor Aufliebung der 
Leibeigens< fi ilf üMi. h waren. Die Anfänge des Artel lassen sich 
leicht bis uiiU r die Regierung Johnnn des Cuaii-aini ii /nukk vti- 
folgen.*) Rildete?! zu damaligen Zeiten vo!-7im>\v( is. Ai 'zehürigo 
d(!H Kaufmannsstandes Genossenschaften im engeren Sinne, so 
überwiegen heutzutage weitaus die Artele der Arbeiteo-klasBe. Dabei 
ist zu untersclieiMf^n zwischen einem «tainligen Artel tmd einem 
zeitweiligen. In die erstere £ategorie gehörten z. B. die Silber- 
arbeiter in Tula, die Messerschmiede in Worsm Qetzt lange dmdi 
moderne Fabriken abgelQst) und gehOien noch die Yeifertiger 
verschiedener Uaushaltungsgegenstftnde, wie sie sich für die 
Industrie aus lackiertem Holz im Gonvemement Jarodaw nnd 



') Da der Beriebt über die volbBvirfschaftliohe Gesetzgebang mid 
literator Bosslands ans dem Jahre 1898 nioht emgegangen ist, sdiien es 
zweckentspreoheod, die naohstehende Abbandlnng an dieser Stelle einza- 
schalten. Die Bedaktion. 

•) Sprich: Artchl. 

•) Georg ätaehr Bd. 11. Dorpat 18Ui. 
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anderwftrtR zimammcngefunden liabeii. Diese Betriebsarton ent- 
spi-echeu am ehesten der Ölashütter Uhren f.il rikuLitJii utkr der 
deutschen Sjii . Iw ,ii-enin(Iustrie in Thüriügeu und sind in ihrem 
Ci' -aiiitlnMo /.II liekaüiit, um nähere Aufschlüsse zu verlan^^en. 
Kleinere Liitoi-sciiiede, wie der teihveiä liäufige Ersatz dei Baar- 
bezahhmg durch Naturalien fallen nicht ins Gewicht Schwieriger 
wii*d schon der Vergleich, sobald es sich um den zeitweiligen 
Artel handelt Analoga giobt meines Wissens in keinem der 
bekannten EultarBtsaten. Derselbe ist dem russischen Arbeiter 
ebenso eigentOmlich, wie etwa seine bedingungsloee Hingebung an 
religiflee Vorstellungen. Der aioh wiederholende Yoigang iat etwa 
folgender. Eine Gruppo von Oeweibetreibenden wShIt aus ihrer 
Mitte heraus einen Obmann, Artelschik, dem sie raeist ohne 
direkte Vergütung, die] lii^'-en Aibdien auftragen, welche für jeden 
einzelnen mit Zeitverlust und pekuniären Opfern verknüpft wären. 
Durcii eine, je nach Umständen verscliieden durchgefülirte, gemein- 
schaftliche Kasse mit einander vorbunden, » i iiiö!4li( hen sie z. B., 
iluiäm Uittnann besser und billiger die zum Ervveri» uder zum Leben 
nötigen Rohprodukte einzukaufen. Ijetzterer kommt auf seine 
Kechnung eiuerseits durch das bessere Oedeihen seines eigenen 
Geschäftes, andererseits durcii das Skonto bei T/m f< ruugsabschlQssen. 
Die auf den Schultern des Artelschik ruhende Verantwortung ist 
vielfach gross, wird aber mitgetragen von den Hitgliedem, da 
eine beratende Stimme Jedem zusteht und Bedienschaft jederadt 
gefordert werden kann. Sobald der Erwerb durch WittenmgSr- 
einflüase, Arbeitsmangel oder sonstige UmstSnde zum StillBtaad 
kommt, VSet sich die Vereinigung ebenso leicht auf wie de ent- 
standen war, um &ich bei nSchster Gelegenheit in neuer Fbrm 
Avie«ler zusammen zu finden. Ohne auf die durch Berufsarten, 
Entfernung vom eigentliclien W uiuisitz <ler Ausführenden, durch 
Lokaleinflusse bcdingt^^ M^'difikatiouen näher einzugehen, sei hervor- 
gehoben, dass sich der Grundcharakter dos Artels auf der fast 
imglnnhlichen üenögbamkelt des gemeinen Arbeiterstandes anfl aut 
Herausgegriffen sei das typische iieispiel für eines der Bau- 
handwerke. 

Mit Vorliebe werden zu Hol^ und Steinbauten WrM^>nis8en 
und Grossnissen herangezogen, welche auf diesen Gebieten Hervor- 
ragendes leisten. In der B^gel treten diese zu einem Artel zu- 
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nmmea. IKe Yeigiebniig der Aibdt geaohieht selten BohriftUob. Als 
bindende Abmaohong gQt die EiDhladlgmig des Hiuidgeides in der 
Hohe von 2 — 10 Mark pro Arbeiter in den Arteleohik. Soll ein 
Hans gebaut werden, so bat der Bauherr fOr sämtliche FUne^ für 
danemde fieanfenchtigung der Haterialanfohr, kurs fOr alles tu 
soi^n und verrechnet fertig gestelltes Mauerwerk nach Tereinbarten 
Sat/.oii. Iii den Städten ist es zumeist SarUe des Artelschik, seine 
lieute untprznltriii'j:«^!!, \vr. nnil wie er \\\]\\ auf dem flachen 
Lande hat der .\rlK'itu:"lior füi- oine gcnücccTKlü Wohnung anf/.u- 
kommen. Da mit hwhst srlt'-iini Ausnahmen nur während 'ler 
wärmeren Jahreszeit gebaut wird, so sind Wohnimu^Äiiisirüche 
leicht zu hef riedigen, Bäne fenstorlose niedrige Riegenstube, eine 
leerstehende Scheune oder, auf CHliem mit diskontinuierliohem 
Brennereibetnebe, ein Halzkeller genügen den Arbeitern voUkonunen 
und sind allerorts ebenso billig als leidit zu beschaffen. Bier 
richtet sich die Arbeitersohaar mit Hilfe ihrer mitgebmohten 
Sachen und auf Stroblagem ein. Das Wertvollste unter den mit- 
gefflhrten GegenstSnden bilden unstreitig die Schafepelze. Diese 
nebet ein oder zwei HalstQohern, wozu selten genug Beeerveetiefel 
und eine Arbeiterbluse liinzukoramen, machen ausser ein oder zwei 
Instrumenten des Bauhandwerkes, wie alles im Brotbeutel unter- 
geliia<-lit. die ganze llali>''Iii:k''i( der oft aus woiter Ferne zu- 
£)^»''/.ot:,Mh'ii Lt'ute aus. liire Überkleid udl;' ist vorliält iiismäsoig Siiid^er, 
/.uiiieiBt ans hausgewebten StofTen angefertigt. Sobald die Anzahl 
der Männer eine gesonderte Führung einer gemeinschaftlichen Küche 
nötig nacht, winl schon beim Beginn der Arboit ein«' Arbeiterfrau 
fQr die Zubereitung des Essens verpflichtet Die Ern&hningsver- 
hAltnisse in fischreichen Jahren sind nicht schlecht zu nennen. In 
Salzlaugen konservierte Fische (Silki), Kartoffeln, gesiuertes Boggen^ 
brot, IGlch bilden neben Sauerkmut, LeinOl, Qurken und Zwiebefai 
die Hauptnahrung. Die Fastenzeit wird genau innegehalten, um 
Ostern herum oft so streng, dass die tflglidie Arbeitsleistung auf 
ein Minimum abföUt. Als bevorzugtes Qetrftnk bat Bidi bis beute 
der Kwjis erhalten, trotz vielfacher Konkurrt ii/. mit billigem Lager- 
bier. Erzieherisch nachteilig auf das Volk wirken die reichlich in 
das Kirchenjaht' eingestreuten Feiertage, welche zu Trunk und Müiisig- 
gang veHiihren. Im Umgang mit Höherstehenden entwickelt der 
russische Bauer gefällige Ausseaseiten, so dass sein niedriger Bildunge- 
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gnA selten anffillt Im Allgemeinen ist der Busse oder Tielmehr 
der Teil des grossen Yolkes, der aUjSlirlich in den Bsltieohen 
Provinzen ErwerbBveiliilt&issen nachgeht, wie denn such die garase 

voraufgegangene Schildening mehr diese Zu/.<"gliiige berücksichtiert, 
Gin fleissicrer und e:e8ohiokter Handwerker, der weit^oh' ii'if T» - 
dürfnisse nicht koimt und schon do^^voeen nn^leren Voiksstämmen 
vorgezogen zu werden verdient. Das8 dieses thatsächlich geseliielit, 
da|ür sprechen die statistisehf^n Erhebungen, nicht nur für die 
OstseeproTinsen allein. Mit beigetrsgen so seiner Beliebtheit hat 
sioherlich die so ToUkommene AusbiMnog der Artelgemeinscfaaften, 
welche jeder Bauleitung den Verkehr mit nur einem dnsigen er- 
möglicht, ffir das Qros der Arbeitenden keine Sorgen bereitet 

Yor nicht lauerer Zeit berichteten verschiedene Tai,'oslJälter 
über die l'uuviindlung einzelner bäu^^rlifher ficiiieiiuir]! aus sich 
selbst heraus in eine neue Gesellschaftsordnung. Und zwar handelte 
ee sich diesmal um die Prinzipion: gegenseitige Hilfsleistung, ge- 
meinsame Arbeit und £m&hrang. ^) Sicherlidi w&re die Yereioigung 
aus dem Bahmen engerer Lokalinteressen nicht herausgetreten, wenn 
nicht als neues Moment die gegenseitige Hillsleistung hinzugekommen 
wflie. 

In der Folge zeigte es sich, dass dergleichen Bestrebungen 
aufh städtischen Arbeitnehmern ni«ht fremd •,'ebliel)en sind. — - 
Anfang diesf^s Jahres £and die Begründung einer Arbeit<3rgemeinde 
mit festem Wohn.-itz in Kiew ihren endgiltigen Abschluss« Die 
Geschichte dieser Niederkssung hat vor etwa 4 Jahren begonnen. 
Eine Anzahl (93) von Handwerkern und Arbeitern übergab der 
leitenden QrtsbehSrde das Gesuch um Überlassung stftdtiscfaen Qrund 
und Bodens , zum Bau von Arbeiterwohnungen. Das Gesuch wurde 
dem Stadtrat unterbreitet, durcheilte verschiedene SpezialausschOsse 
und zum Schluss erfolgte die Antwort in Form einer detaillierten 
„Au.-ailtnitung für die B^^srründuüg genossenpfhafilielier 11 ilf-^\ ereine". 
— In urfreuliuher Weise haben hier in Bildung und Macht liölier 
stehende Pensonen uneigennützig segensreiciie Einriciitungeii ])iit- 
begründen helfen. — Die Genossenschaft begann sich offiziös zu ge- 
stalten imd zwar als: Freie Genoasenschaft (= Artel) von Arbeitern» 

/) BeiBpieteweise sei Swätlitsi ans dem Nowgorodsoben Qonvemement 
genannt 
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Handwerkern und Dienetttinenden zum Zweck vou Wohuungserwerb 
iiiid zwecks gegenseitiger Hilteleistiiiigen ; ein langer Titel, der auch 
im RuBsisohen 11 Worte umlMet Kaoh Beeeitignng einiger innerer 
Sohvierigkeiten gelang ee der OenosBenschaft 10 900 Ar Land toq 
der Stadt au erwerbeni auf irelcbem das GePotMenaohaftaheim ent- 
fiteben aollte. YertragamSsaig beaitit der Artel die Oenehmigong 
far den Bau von Qemeinde-EanfliAuBem, Speiaeballen, Öffentlichen 
Werltetfttten innerhalb aeinee Gebietes. OleicHermasaen dürfen Ver» 
Sammlungen und Ziisammenkflnfte im Interesse der B^hninf^ 
und (If^r (T«'stllu:k it eiiibonifen werden, el>enso \v\e ihnen das 
Ke(;l»t für die EWHlnung von Schulen für Minderjährige und Er- 
wachsene zukommt. 

Als Besonderheit der Kiower Genossenschaft erselieint di-- \)— 
Stimmung, das« der Beitritt nur Arbeitern. ATitr*^h<~rii^n des iüeiu- 
gewerbea und des Kaufraannsstandes gestattet wird, deren Jahres- 
einkommen IHOO Mark ^) niclit aberstoigt Diese Massnahme, eine 
gewisse Gleichwertigkeit der Mitglieder in Besug auf ökonomische 
Verhältnisse anzustreben, hat sich auch in der Folgeieit als weise 
Voraussicht bewAhrt 

Ein weiteres Eonnzoichen des Vereins ist die fiolidarisöhe 
Kaution in allen gemeinaamen Geldangelegenheiten. Die natOrlichc 
Folge ist die Unverftusserlichkeit der GenossenschaftBlftndereien ; sie 
gelten als Eigentum dei- Arbeitergenieinde und gydien niemals in 
PersonalV>esity. über, auch wenn jedoö Mitglied die Kosten zu der 
Erwerbung reieliJich geilc<-kt luitte. 

Die Verwaltung ei-folgt nach di niuki-atischem Prinzip in erster 
Instanz durch die Gemeindeversammlung, in zweiter Linie durch 
die auf Lidsenszeit gewählton Verwalter uad deren Beiräte. Die 
Beiräte, weiche speziell für die Bcwachnn^^ des Vei-cinslebens, 
seinem änasoren und inneren Wenen nach, bestimmt sind, können 
auf Grund persönlicher Anschauungen särotlicbe Bestimmungen nm- 
stossen, welche sie als gemeingetthrlioh hennisgefonden haben! 
Dergleichen Machtbefugnisse scheinen zu weit bemessen zu eein 
und, was auch von verschiedenen Provinzialblättem*) betont worden 

M (y*)0 Rubel. Der Jahresverdienst eines städtischen Bamcfositeia Ist 
mit 4()0 Kübel hu Durchschnitt m Ii i h gesohützt, dürfte aber immerhin 
mehr als dio Ilalft*» <lor gesamten Summe betragen. 

') „Kurjor'' vom 4. 11. iUOO. 
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ist^ schliessen sie die Befüi-chtung nicht aus, dass leicht Miss- 
vi TNtändnisse zwisohen der Generalversammluiig einerseits und der 
Verwaltung andererseits entstehen dftrften. Angenscbeinlieh hat in 
der teils erstrebten, teils unTermeidharen Anlehnang an den seit- 
weiligen Artet (vergl pag. 837} das Bedfir&is nach ungehindertem 
EinUiok in die eigenen Angel^ienheiten dasn geführt, den Beiriten 
die unabhängige SonderAtellnng xu geben. — Ob das gewählte 
Mittel das riclitige sein wird, muss die Zeit lehren. 

"Wie dem auch sei und so nnvoUkonimeu manche der ge- 
trufieuea Kiiirichtungen dastehen mag, die Bcgnindiing einer Nieder- 
lassung durch die Arbeiter selbst kanu oicht anders als freudig 
begrüsst wonlen, 

Ülxjr Ausstattung und Gn'tesen Verhältnisse der Vereinshäuser 
läset sieh all u o mein wenig sagen. In jedem Falle wird das 
örtlich billigste Material verbaut. Relativ häufig macht sieh die 
fierorzugong von Ziegelsteinmauem bemerkbar. Ein eiosiges go- 
rftnmlgerea Zimmer verbunden mit dem Benutzungsrecht der ge- 
meinschaftlichen Küche oder der Speisehalle, der ihrer Oiiginalitftt 
halber in der ganzen Welt bekannten und dort aber von jedem 
tfig^ich benutzten Bade Vorrichtungen, neben dem Recht einen 
meist unverschliessbaren winzigen Lagerraum f Dr das grObere Werk^ 
zeug zu benutzen, befriedigt den russischen Arbeiter vorliufig 
gerade genug. Hat er doch jetzt die Möglichkeit aus nädister 
Näho der i3ta<lt, vuii l in und derselben Wnlimiug aus seine Aibeits- 
plätik) anfzn«in hfii. braucht nifht mehr auf ein Zuaaiiinuiiilt;Wn 
mit seiner Faiiiiiie zu verzichten und in rngliicksfällen steht ihm 
sogar eine Unterstützung in Aussicht. ~ Es lässt sich aus allem 
ein Austeigen der persönlichen Bedürfnisse feststellen, welches 
gegenüber den sonstigen überaus einfachen Lebensgewohnheiten des 
gewöhnlichen Arbeiterstandes geradezu als ein Streben nadi Luxus 
bezeichnet werden muss, und dies ist eine neue Erscheinung im 
Leben des russischen Volkes. 
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Finland. 

Refei-out: August >i'ybergh, bt^iuitor, Helsiu^ors. 



a) 0680tsgetnuig. 

Oeflets vom 21. Jannar betr. Patentrecht und Gerichta- 
vorfahrcn in i'a le n ihuelien; sowie K uudmacliung von 
ilemselben Tacr betr. Patente. 

Die beiden (j*\sotxe zu^ianien legolu die ga?i/" l ateati-echt- 
licho Materie, Die Toilunsr in zwei Gesetze konunt daher, dass 
nur 1 'len im ei-sterwähnten Gesetze festgestellten Normen die 
Mitwirkung der Reprilsontation für nötig erachtet ist. 

Das Patentwesen ist durch diese Oeeetze im AUgemeinen 
gestaltet wie in anderen neueren Fätentgesetsen. Bei EEflndungen 
von Nahrungs-y Oennss- und Arsneimitteln, sowie von Stoffen^ 
. die auf chemiscbem Wege heigestellt werden, wird ein Patent 
nur auf das Verfehlen erteilt — Die Ffttentzeit betrftgt 15 Jahre. 
Die Abgaben stdgon progressiv (20 Mark fflr das zwate, 70 Ifaric 
fflr das fOnfzehnte Jahr). Die Erfindung ist hinnen dreier Jahre hier 
im Tiande im wesentliclien Uinfang^ in Ansilbung zu bringen; falli; 
dies niclit treschieht, kann rvic<^nz/\v;iti2r eintreten. Findet Ansühnns: 
in dit'>eia iiiiado wcdci uninitt<'lli:if von dem Patenlinhalw:'! ii>>, ]i 
durcli Licenzerteihing sti»tt, atu r wird die Erfindnn<r im A^^^ianlle 
aus^fetibt, so ist der Patentiniiater bei Verwirkung des Patente 
verpflichtet, die durch das Patent geschützte Ware in Finland nach 
Möglichkeit und zu befriedigendem Pi*cise käuflich zu halt^. Ausser 
dem schon erwfthnteu FaUe fehlender Ausübung kann LIcenKzwang 
auch eintreten, wenn der finlflndische Senat anf Antrag des lioeia- 
fiuchenden erklArt, dass das Offentliohe Wohl dies fordert, oder wmai 
Licens begehrt wird von Jemand, der sonst nicht im Stande ist, 
eine in seinem Namen spftter patentierte Erfindung su benutsen. 
Die Yorpflichtung sur Lioenzerteilung tritt ein nach goiichtlicher 
Prüfung der zu leistenden EntschSdigung und der su stellenden 
Siclierlieit. — Patentbeliöide ist das Industrieanit in Helsingfors. — 
Das Verfahren ist nach dem Aufgcbot^system iioimiert: doch wird, 
fall.-» üie Erfindung ollcnbar nicht neu ist, der Aiisj ruch ohne Auf- 
gebot abgewiesen. Dm Au%ebot kann auf Autiag bis auf vier 
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Monate anogesetzt werden, damit der Erfinder AMndemngen in 
der Beflchieibong der BSrflndung machen kann. — Jn Bechtsstreitig- 
kcifen l&ber Patente ist das Stadtgeiiolit zu Helsingfors ausschliess- 
lich kompetent. 

2. Gesetz vom 19. Februar betr. die Haftung für 
Schäden des Eisenbalm l»etriehs. 

Gog^nstand des (t"sctzos sind sowolil Kr^-perverletzungen (bezw. 
Tod) der Passagiere als auch BeschrKliguni^on der nachbarlichen Grund- 
stücke oder des Handgepäcks der JPassagiere. Köi'pen'^erletzungea 
sind von der Eisenbaiim r lAvaltung zu entschädigen, falls nicht der 
Schaden TorsStzIich oder ^htttssig von dem Qeschftdigten oder von 
Fersonen, die nicht im Betrieb der Eisenbahn angestellt waren, 
oder durch foroe majeure verursaeht wurde. Dieselben Ghrundsfttze 
kommen zur entsprechenden Anwendung betreffo der oben erwShntea 
VermögenaschRden. Der Sohadeneersatz wird Ton dem Oeriöhte 
nach freiem Ennessen bestimmt und kann iiacli veränderten Um- 
stäJiden von neuem gopiüft ^ve^den. 

3. Verordnung vom 19. Fobruar betr. Vollstreckung 
von Entscheidungen in Finlaiid, die von den Gerichten 
des Kaiserreichs in bürgerlichen Streitigkeiten er- 
gangen sind. 

Die Entscheidungen weiden in Unland nach Toigfingigem 
6eh0r des Verurteilten vollstreckt, falls sie nicht VerfOgungen 
enthalten, die gegen die OfiTentlicfae Ordnung oder die Oesotze 
Finlands streiten, oder falls nicht der in Finland wohnende Be- 
klagte durch Edictalt itatioii gidadeii war und er weder persr)nlich 
noch durch Stollvoitrcter in der Sache erseliienen ist. Die Prüfung 
dieser Redingunudi lii-gt dr»r obei-on Exekutiv 'usinstanz ob. 

4. Gesetz vom 22. jULärz betr. freiwillige Ver- 
steigern n gen; sowie Kundmachung von demselben Tag 
betr. Bestimmungen flher die Ausübung des Auktionator- 
gewerbes In den Stftdten. 

Laut fllterer Vorschriften waren die Öffentlichen Versteigerungen 
in den Städten ein Monopol der Stadt. Niemand durfte sein 
Eigentum andere versteigern lassen als durch das Auktionsamt der 
Stallt. Das oben erwähnte Gesetz hobt jene älteren Voi-schriften 
auf und die KundmachnnEr strllt wiod. nim die l^ diuguiigcn tür 
die Ausübung des Auküousgewerbes in den Städten feet Jeder- 
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mann, der solch Gewerbe in einer Stadt ausüben will, inns^ dazi 
Erkubuis des Magistrats nachsuchea. Diese Konzessioaqrfliclil be> 
zweckt hauptaacblich PrOfung der pereunlichen Qualifikationeo Ue» 
Bogehrendon. Die Ausübung des Gewerbes steht unter periodisdKr 
Au&icht des Bfagistiats* 

5. Gesetz vom 19. April betr. die PfandleihgewerW. 
Die Pfandleihgowerbe waren vorher weder ausgenommen 

der allgemeinen, durch das Gesetz vom 31. Marz 1879 statuierten 
Gewf*H»ofr<^!heit, noch sonst iri^end *'ii,. r gesetz-lii^lien Xomiierur^ 
untt'iwurfeii. Durch das ol>eneiwähiue Gesetz liat eine solche 
Normierung stattgefunden. Laut dem zitierten Oeßetze darf dm 
Pfiuidleihgewerbe nur in den Städten, nur zum phikntropieciiet 
Zwecke und von der Stadtgemeinde oder von einer aiiein zur Be* 
treibung dieses Gewerbes gegründeten OeseUsciiaft anegeflbt werde«. 
Das Pfandleihgewerbe umfasst nicht LeihgeechAfte mit WertpapieiDn. 
auch nicht sonstige, s|)ezielle Konzesaon erfordernde Bankgeschtike 
Die Konzession des Pfand leihgeschäfti» ist bei der Provinzitl- 
verwaltungsbehortle nachzusuchen. Weder Zinsen noch andere 
gaben dürfen im Voraus erliolon wrn-dpn. Die FlUligkeit <it^ 
Darlehns tritt nicht vor vier Monat ii luicli der iiingabe ein, doch 
kann der Sc-huldner früher zahlen und gcniesst dann Erleichtonuif 
der Zinsenpflicht Der Yorlukui des Pfandes daif nicht früher 
geschehen als einen Monat, auch nicht iftnger au^eeohoben wodca 
als drei Monate nach der VerfaUzeit Yen dem Gewinn Binl 
6 7o Zinsen auf das in das Geschäft engelegte Kapital absuiechnei. 
das Übrige ist zur Herabsetzung der Leihrente oder zur sonstigen 
Erleichtoning der Leihbedingungen m verwenden. 

Die PfandleihaiiMialten sind unter die Aufsicht eines von 
der Regierung für das gjuize T^and ernannten Tns}>ektors «restollt. 
Seine Wirksamkeit ist duixih Kimdmachuiig uud instruktiou von 
19. xVpnl normiert 

6. Gesetz vom 24. Mai betr. die Beförderung der £^ 
richtung höherer Volksschulen in Finland. 

Das Yolksschulwesen in FLnland wurde ofgausiert durch d» 
Gesetz vom 10. Mai 1866. Schon nach diesem Gesetze wurde (kn 
Stadtgemeinden auferlegt, so viele VollEssohulen einzurichten, da« 
alle Kinder, die nicht anderswo entsprochende Bildung erhielt« 
uuttjrj ichtot weixlen köuuteu. \Va*j dio Lajul^emeinden betriflt 
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sollten die kirchlichen Gtoeindoi dafflr sorgen, dass alle Kinder 
Gelegenheit hatten,* ünterrieht in der Mutterspiaohe nnd GlaubeuB- 
lehre zn empfangen, aber es wurde den bürgerlichen Landgemeinden 

freigestellt, ob und wann sie höhere Volksschulen einrichten wollten. 
Schnl/.waiig wuidi; also weder in den Städten iiueli auf dein Lande 
einß'ffrdii*t. hätte nuHi nicht i\i Anfang ping'ofniirt werden können: 
auch liie Filieiit, iir.lu r ■ Volksschulen zu eiTichteu, wurdej wie er- 
wähnt, nur den Städten auferlegt. 

Seitdem ist die Zahl der höheren Volksschulen allerdings sehr 
gewachsen, aber noch im Jahre 1896 liatten von der .ganzen Zahl 
der im Schukilter befindlichen Kinder nur 29% Unterricht in 
höheren Tolksscfaulen oder entsprechenden Bildungsanstalten ge- 
nossen. Die ürsache dazu ist haupfsftchlioh darin zu suchen, daae 
das Interesse der Landgemeinden für die Volksschulsaclie von den 
damit verbundenen be<leuteuden Kosten teilweise j)aralysiert wurde. 
Das j' t/t zu ^>'^[. rechende Oesetz suclit, oluie noch Schuizwaug 
einzufühj-eu, die Entstehung neuer Sciuden folgenderweise zu er- 
wirken: Jede Xiandgemeinde ist ver[)flichtet, höhere Volksschulen 
einzurichten und zu unterhalten in der Zahl, dass jedes in das Schul- 
alter gekommene Kind ohne gi^Jssere Schwierigkeiten Yolksschul- 
Unterricht in seiner Muttersprache erlangen kann. Zu diesem 
Zwecke muss jede Landgemeinde gleich nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes ihr €bbiet in Schulbezirke einteilen. In jedem 
Bezirk muss eine höhere Volksschule eingerichtet werden, sobald 
wenigstens 30 Kinder zum Kiiiiiitt in die Schule angemeldet werden. 
Alle S'hulrii stehen aber \V"\y. «l- i' I »istrikteinteilung unter dei' 
geuieinsiinien V erwaltung der Oeuieimle. 

Soweit ersichtlich, wird das besi)i-ocheno Gesetz eine kräftige 
Entwicklung des Volksschulwosens herbeiführen. 

Die Gemeinde ist schuldig, die Schulbauten herzustellen und 
den Lehrern bezw* Lehrerinnen fertiges Acker- und Weideland zu 
geben. Unbemittelte Gemeinden werden jedoch rom Staate unter- 
stützt Die Besoldung des Lehrerpersonals liegt hauptsftofalich dem 
Staate ob. Die Staatsansgaben fflr das Volkaschulwesen betragen 
zur Zeit etwa 2 üOO 000 F. ^fark jährlicli. 

7. Lan d ge nH> i n d oo rd mn^c: \ "tu 15. Juni. 

Während die Städte von Alters iier sich einer üenieindcver- 
äissung erfreuten — die Wurzeln dieser Ver&isaung gehen bis zu 
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den Sehwedischeu ßechtsbiiclieru des Mittelalters hinauf — blieb 
das l&iul]i(;he Gemeindclebeii in seioer Entv^ncklung zurück. Vom 
16teii Jahrhundert an halten nur die Kirohspiele eine einiger- 
maasen oiganlnerte Beprflaentatioa und swar eine OemeiDdeFar- 
sammlnng (eookenataenuna) unter der Leitang des Ffai r e iB; diese 
OeoteindeveiBanunliing fungierte anoh als Qigaa fOr weltUcfae An- 
gelegenheiten dee EircbapielB. Erst die Landgemeindeonhiinig 
vom 6. Februar 1865 Bchnf eine oiganisohe Verfmon^ fOr die 
weltlichen T^ndgemeinden. Das Gemeiudelebeo hat sich seit leiu 
in deu meislou Landgemeinden befriedigend, in manchen «sogur 
vorzfiß-lich entwickelt, hinsreeffn ciilbclirt Kiiilaud noch Koramnnal- 
vorbändo höherer ^Mdnuiig. Die Fragt,- nach solchen V^erbänden 
ist allerdings oft in <lor Volksvertretung behandelt worden, hat 
aber noch nicht zu ferneren Massi-egeln Veranlassung gegeben, u. 
A. weil man sich nicht ül)er den ümCuig der Gebiete der höheren 
Verbünde liat einigen können. 

Die jetzt zu besprechende Genieindeordnung ist ak eine Uni- 
arbeitung und Beeaerung der Gemeindeordnung von 1885 an betnofateo. 
Von ihren Bestimmungen mögen folgende hier kurs erwflhnt weiden: 

Jedes Kirchspiel mit eigenem Gebiet bildet eine Landgemeisde; 
mit staatlicher Genehmigung kOnnen mehrere Landgemeinden sioli 
snr gemeinsamen Gemeindevorwaltimg vereinigen. IGtgiied der Ge- 
meinde ist Jedermann, der in der Gemeinde entweder wohnt oder 
Grundeigentum hat o<^ler besitzt oder GewerKe treilit. Stinimb*^- 
rechtiirt ist judeü iiitglicd, Manu oder Frau, das ges(•lläf^'^fällii; ist, 
Knniiuunalabgaben na* Ii Taxierung zu zahlen liat, niclit (iesinde 
ist und nicht der bürgerlichen Eiirenrechte verlustig erklärt ist — 
GegeDataud der Gemeindeverwaltung sind „die gemeinsamen Ord- 
nungs- und ökonomischen Angelegenheiten", insoweit sie nicht nach 
den Gesetzen den Staatsbehörden unterstehen* Als Gemeindeange- 
legenheiten werden speziell erwähnt u. A. Hassrogeln raöksiöhtlkih 
der Sittlichkeit, Ordnung und Sicherheit, femer das Volksohul-. 
Gesundheits^ und Armenwesen, die Ausrottung wilder Tiare, die 
y«rhfltiuig von Feuerbrflnslen u. s. w. Wegen Übertretung der von 
der Gemeinde festgestellten Bestimmungen betr. Ordnung und Sidier- 
heit oder Gesundheitswesen darf die Gemeinde Ordnungsstrafen fest- 
setzen, die jedoch zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Pro- 
viuzialverwaitungsbchürde bedürfen. 
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Ort^ajio der Ijandgemeiii'l'- >iiul dio Gerncindevei-snininlung und 
der Oemeindevorstnnd. Du- ( !»■ m . i ii de ve r sa m m 1 u n |? ist die 
bcschliossende Versainmiung allci- Siiuimberechtigten; sie kann jedoch 
ihre Gewalt periodisch gewählten Komnuinalbevolhnächtigteu über- 
tragen; nur einige beeonders wichtige Angelegenheiten müssen bei 
der C^meiiideverBaiiiiiiluDg verbleiben. (Von der Institution der 
Eommnnalbevollinfichtigten haben indessen nur wenige Laadgemeinden 
Gebrauch gemadity wBhrend sie dagegen in den meisten Stftdten 
eingeführt ist) — Der Oemeindevor^tand besorgt die Ver- 
waltung, insofern nicht gewisse Zweige besonderen Kommissionen 
übertiagiMi sind; er ist kollegial eingi liolitet; seine Mitglieder 
werden von der Goraeindeversammlung poriodiscli gcwälilt. Der 
Gemeindevorstand hat aiu h die öffentliche Ordnung in der Gemeinde 
zu nii> r\va< In n ; .Iri Vf.i>i;iiid und die St^iatspolizei haben in diesipr 
Rf'/ifluiii^ r'inainl'U' zu tuitristüf /.••ii. Auch in einigen anderen 
Staatsangologeaheiten hat der (jromüindeTorstaud mitzuwirkeu. 

Cber die Ausgaben und Einnahmen der Gemeinde hat die 
GemeindeveESammlung nach Antrag des Vocstandes jährlich ^ein 
Budget fOr das kommende Jahr festaustellen. Der mdä dem Budget 
fehlende Betrag wird durcih Einkommensteuer von den Oemebde- 

mitgliederu eingezogen. 

I^dgemetndereprftsentatiouen können, obgleicii die Gemeinden 
nicht zur gemeinsamen Verwaltung vereinigt sind, nach gegenwärtiger 
Vereinbarung, sowie auch sonst in gewissen F&llen zur gemeinsamen 
Beratung und Beschlnssfassnng xusammentreten. Zu diesem Zweck 
-werden Kommmudbevollmftohtigte speaiell gewählt. Es ist dies als 
ein kleines Surrogat fflr die fehlenden Kommunalverbände höherer 
Ordnung zu betrachten. 

Gegen die Besclüüsso der Genieinderoprilsentation und des 
Oemeindevoi-standes findet ßeschweixle an die Pi-ovinzialver^ alfniigs- 
beh^ii'h- statt. In einigen besonders wichtigen Fällen ist der ße- 
schlu88 der Oemeinderepräsentation dem fiuländischen Senat oder 
der ProvinzialverwaltungsbehOrde behufs Genehmigung zu unter- 
breiten, wobei der Beschluss entweder unverBndert aufrecht er- 
halten oder fOr ungflltig erklärt werden muss. Aber sonst kOnnen 
die Staatsorgane sich nicht in der Verwaltung der Gemeinden ein- 
mischen. 
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8. Gesotz vom 15. Juiii hetr. Gemeindegebiete (Vor- 
städte n. a. w.) mit dichter Bevöli^eruiig. 

InnerhAlb des LandgemeindegebietB sind an Teracbiedenen 
Orten wegen der Dichtigkeit der Bevölkerung stadtähnlicfae Ver- 
hAltnisse entstanden. Dies ist bisweilen der Fall in der Umgebung 
grosserer StSdte oder Fabriken oder sonst in grosseren Yeikehrs- 
centren. Wegen der Feuersgefabr und Oesimdheit, sowie der öffent^ 
liehen Siolierlieit können hier stronprere XDissregeln nötijr wenlen 
jils auf dem Lüiule üUrluiUj't. iMe in den Lan'li^viiit iii'l'Mi im Ali- 
g-emeinon \valt<^n<le Freiheit, Anoi.laungTen in dit s.-n H' ziühungen 
nach eigener i'iiilung d*^!^ Bedürfnisses zu tixjüeu, muss hier 
cinigerniassen eingeschränkt wei-den. Ferner kommt es vor. dass 
die nur aus Tagelöhnern ]>estehenden Einwohner einer auf dorn 
Landgenieindcgobi(?t hefindliciieu Vorstadt von stftdtiaohen Arbeiten 
ihren Lebensunterhalt finden, aber, weil sie su arm sind, um be* 
steuert werden zte kOnnen, keine Vorteile der Landgemdnde bringen, 
während doch die Landgemeinde gezwungen gewesen ist, Yolks» 
schulen und Annenunterhalt dieser Bevölkerung zu bestreitien. Das 
oben erwähnte Gesetz giebt der Kegierung die Möglichkeit, nach 
Anhörung der betreffenden Gemeinde (besw. in letzterem Falle der 
beiden Gemeinden), Polizei-, BcUi-, Brand-, Gesundheits- und ilafen- 
ordnungcn zu erhisscn, sowie in dem genannten letzteren Falle 
die Hechte und Pflicliteu der beiden Gemeiudeu nach bil%eui 
Ermessen zu bestimmen. 

9. Gesetz vom 22. Juni betr. Offenbarung Ton 
Staatsgeheimnissen. 

Dieses Gesetz bezweckt Verschärfung der bezflglichen Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches von 1889 und ist im wesent- 
lichen von demselben Inhalt, wie die neuerdings in dieser Miiterie 
iti aadtjiun iünderu erlasseueu Gesetze. 

10. Expropriationsgesetz vom 14. Juli. 

Aus GrOnden des Öffentlichen BedOrfhisses kann nach diesem 
Gesetze Grundeigentum gegen vollständige Entschädigung entzogen 
oder befichränkt werden. Das Unternehmen, welches die AusQbung 
des FLviiiopriationsrechts erfordert, kann vom Staate oder von Oe- 

mcindon, Gesellschaften oder Einzelpersonen ausgeführt werden. 
Ob Expropriiiliui» sUüfinden soll, bestimmt der Kaiser luiii (ji"uss- 
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fürst, der jedoch sein Bestinimiingsrecht mit Ausnahme einzelner 
besonders bedeutender ünterDehmtingeii dem finlftadiBcheii Senate 
delegiert hat Ffir Wegebanten wird die ZnUtaigkeit der Bs- 
propriation ▼on der PtovinsialverwaltttDgabehOrde anageBproefaen. — 
Die Vollxiehiuig der EnteignnDg geachieht im Yerwaltongsvege 
dnroh die Provinzialverwaltaiigabelidrde. Das Oesets fsgelt ein 
ordentliches, ein Tereinlnchtes und ein dringliches YerCBhren. In 
Bezug auf das ordentliche Vorfahren mag bemerkt werden, dass 
sowohl «lio Beßtimüj\ing der (lit)sse und Grenzen des abzutretenden 
Gruüdötücks als auch die Feststellung der Elntschiulii^img in dem- 
selben Stadium dos Verfahrens ^tsibieht. sofern nicht aus- 
nahmsweise nach der Beschaffenheit <los Kalls zweckmässiger 
erscheint, das zu » ntt i'jnende Qebiet eret zu bostimmen. J^e Ver- 
handlung mit dem B<3teiligten geschieht durch eine Kommission, 
zn der auch der Grundeigentümer und der Unternehmer je ein 
Hi^plied ernennen kennen. Gegen die Entscheidung der ProTinaial- 
verwaltnngsbebOrde findet, was die Gitaae und den Umbog des 
abzutretenden Grundstocks betrifft, Beschwerde an den Senat statt, 
über die Feststellung der BntschSdigung steht (binnen kurzer IVist) 
der Becfatsweg offen. Nach der Untscheidung der Provinzial- 
TerwaltnngsbehOrde folgt aber j< lenlAlls Besitzemweisung gegen 
Zahlung bezw. Hinterlegung der Entschädigungssumme. — Das 
vurein fachte VerfaLreii setzt voraus, dass der Gnmdeigentümer 
und der Unternehmer i\hev don GegensUnd dtn- Enteignung sowie 
über die Entse]iadiL;iini:- sirh t invprstanden i'rklärt liali-Mi und dass 
auch die UypothektHigläubiger gegen den Entschädiguiigabctrag 
nichts zu erinnern haben und bezwecitt also nur die Anhörung der 
unbekannten Beteiligten nacli Edi(;talladung; es braucht deshalb 
nicht zur kommissarischen Verhandlung zu kommen. — Das 
dringliche Ver&hren bezweckt wiederum, Besitzeinweisung nach 
einer nur provisorischeD Teststellung der Entscfaftdigungssumme zu 
eimfiglichen, z. B. weil die Jahreszeit eine genaue WertBchfttomg 
bindert; es muss dann das ordentliche Verfidiron so bsld als 
mfigUch folgen. 

Die Ntitzungs- und Servitutfoerechtigten erhalten ihre Ent- 
schädigung unmittelbar von dem Unternehmer. Für die Feststellung 
der diesen sowie anderen Beteiligten zukouimendon Entschädigung 
werden ÜrQnde von den Gesetzen ang^eben. 

66 



Digitized by Google 



— 1042 — 



11. VonaundBoliaf tsgesetz Tom 19. August 

Dtts die Yoimundsohafteii von den Gerichten überwacht 
wetden sollten, war schon im Oeeetshuoh Ton 1734 statoiert. 
Die beiflglidien Rechtsnonnen waren aber au unbeetunrnt, um 

grössere praktische Bedeutung zu haben. Nachdem ein Gesetz 
von 1864 sogar ciutju Hückschritt dioöem l'imü,i]i gemacht 

hatte, indp^m es die üherwachuug der vorniundschaftlidieii Ver- 
waltung dm Vorwandteii und dem Geuieindevorstand oder einem 
von dor Ocmoiiuio ernannten Waisenrat überliess {solche Waisen- 
räte wurden aber regelmässig nur in den Städten konstituiert), hat 
das jetzt zu besprechende Gesetz mit der gerichtlichen Obervorraund- 
schaft wieder Ernst gemacht Aber weil die erstiuBtanaUchen 
Oeriohte auf dem Lande nioht oft genng Silsungen haben, musste 
die nSchste Aufsicht über die Tonnundsohaftliohen Yerwaltungen 
einem speziellen Organ unter getichtUoher Kontrolle überlassen 
werden. In dieser Beaiehung bestimmt das Gesetz, daas in jeder 
Gemmnde ein VonnundachaftaFat lu eniahten ist, desssn Ver- 
sitzender von dem Gericht, dessen übrige Mitglieder aber von der 
Gemeinde auf je 4 -lahrc ernaimt werdiMi. Dieser iiat liat aucli 
die periodisch abzugubeudeii Keohuuugun der Voriiuinder zu prüfen 
und dem (bricht Aber das Resultat der Prüfung zu berichten, 
auf Gmnd deren das Gericht entweder unmittolbai gogen den Vor^ 
mund einschreiten oder einen Ftleger bestellen kann, dar die Frage 
im BeohtBwege zum Austiag bringt 

Zu einigen wichtigen Geschfiflsn, s. B. Kauf, Yerüuasening 
oder Belastung der Grundstücke, Verpachtung von Land, Au&ahme 
von Darleben muss der Vormund Erlanbnis des Vormundschaftuatos 
beaw. des Gerichts nachsuchen. 

Die Vermögensverwaltung der EUtem für ihre Kinder ist eben- 
falls vonuundschaftlicher Art; die Eltern gemessen jedoch gewisse 
£rieiohtenmgen in der Verwaltung und Beohnungslegnng. 

Das Gesetz enihilt auch Regeln über die Geschftftsl&hig^it 
Blann und Vom. -werden beide grossjährig mit 21 Jahren; von 15 Jahren 
an kOnnsn sie jedoch über den Gewinn ihrer eigenen Arbeit vor« 

fügen. Die Minderjähiigkeit kann auf Antrag der Eltern oder des 
Vormundes von dem Gericht bis m dem 25. .hihre verlängert werden, 
falls gewichtige Gründe vorhegen. — „Heirat macht mündig." — 
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Wetin auch das Gesetz somit keinen Unterschied zwischen der 

Geschäfts fäll ig keit des Mannes und der Ehefrau ma» lit, bleiben docli 
die iü anderen Oesetzen behtimmten Beschränkungen des Vörwal- 
timgsrochts der Ehefrau unberOhrt. 

12. Jagdgesetz vom 20. Oktober. 

Das Jaj^drecht ist iiacli ileni tinisi-lieii Kechte \on Alters lier 
als ein Auatluss des üruiideigentums betrachtet worden, mir die 
schädh»ien wilden Tiere hat man fiberall jagen dürfen. Im 17. .lahr- 
himdert wurde allerdin^rs, oll on bar als Nachalimung au.släudischer 
Gesetzgebung! das Jagdrecht in Schweden, womit Finland damals 
▼eieiiiigt war, als ein Privileg des Monarchen und des Adels erkiftrt) 
jedoch so, dass das Jagdreoht auf fremdem GrondstOök nicht ohne 
Eilaubnis des Onmdeigentamero stattfinden konnte. Im Jahre 1789 
-wuide aber diesee FriTileg aufgehoben und das alte JEtooht wiedec- 
hergestellt, und dabei ist es seitdem geblieben. Das neue Jagd- 
gesetz, obgleich hervorgeyaiif^en aus dem Streben, dun nützlichen 
Wild.s'tand, der albnälüich al»geiiommen hat, zu vermehren, hat jedoch 
nicht für nötig erachtet, die Ausübung der Jagd auf ci^^enoni tiebicto 
von dem Besitze einer grik^eren zusammenliängenden Bodeniläclie 
abhAngng zu machen, wie dies a. B. in Deutschland der Fall ist; 
auch sind die OrundstQcke hier nooh nicht so zerstückelt, wie 
manchmal andetswo. Ton dem Inhalt des Gesetzes mag erwfihnt 
werden: Jagd VMk Btaea, Wölfen, Ludisen und Vielfiassen darf 
überall ohne Erlaubnis des OrundeigentQmers geübt weiden, auch 
andere schädliche Wildtiere darf, man beim zufiüligen Antreffon 
toten und sicli aneignen. Jagd nach Füchsen und Hasen darf, 
wenn sie während des Treibens durch Hunde auf fremden Boden 
übergtdieu, dort fortgesetzl werden. Jagd nach Eleutieren ist in 
der K^ol verboten, übrigens sind für den nützlichen Wildstand 
Schonzeiten bestimmt; die kleinen Vögel mit Ausnahme des Sper- 
lings und einiger anderer sollen das ganze Jahr geschont werden. 
Jagd mit Stricken und Fallen ist mit Ausnahme einiger nördlicher 
und östlicher Gegenden ▼erboten. — Die längste Zeit eines Jagd- 
Pachtvertrages ist 25 Jahie. Bei Verpachtung eines GrondstOdm 
darf nicht Termutet werden, es sei aach das Jagdrecht mit ein- 

begiillen. 

ee* 
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b) Uteratar.i) 

Zflge auB dem altfinisclieD Rechtaleben pobliaert 
R. A. Wrede in Tidskrift !or Betevidenskab. *) 9. Jahrgang, S. 
354 ff. Es wird dabei ein ÜberUick Ober das Personenrecht, das 

Kaiiiilh'iirecht, die Vermögensverhiilt nis.se innerhall» der Familie und 
das Erbreclit sowie dai> allgeuieine Veiiiiögeiisre<:ht gegeben. Die 
Ergebnisse einer Untersnchung flber das alttinische Kt'vht sind 
natürlich, wie auch der Verfasser zugiebt, sehr unbestimmt. 5>ie 
sind hauptsächlich auf die Ethnographie, auf die Kulturworter der 
fioischen Sprache, sowie auf die Sitten der mrückgebliebeneii 
flnisdhen StiUnme in Bossland zu gründen. 

Von Sobenknng nach ftlterem schwedischen Becht 
schreibt Axel Oharpentier in der Zeitschrift des Joristiec^MD 
Vereins (Tidskrift för Joridiska Föreningen in Tinland 32. Jahr* 
gang, S. 205 (T. Der Verfasser suclit (gegen Amiruj zu lieweisen, 
dass die Sclionknii;; nach cältcnMn lieclit nur Güter von Vermögens- 
wert betraf, und daüs dio (iabe nicht zur Gegengabe rerpflichtetOT 
demzufolge der Geber hätte die Gabe zurückfoixlern können, wenn 
sie nicht duix;h Gegengabe erwidert wurde. £s besteht nach 
Charpentier in diesen Beziehungen kein Unterschied swisoboi 
Schenkung nach Älterem und nach modernem Rechte. 

Ernst Estlander veröffentlicht in Zeitsehrift, 33. Jahigang, 
SS. 353—456 ausfahrliche Stadien über das ältere schwedisclie 
Vormnndschaftsreoht Der Verfissser kommt n. A. fol- 
gendeu ErgebniKsen. Die Macht des Hausvaters war hauptsäch- 
lich desselben Inhalts wie nai'h dem ältcru deutschen Re-'hie, 
d. h. eine Macht in eig- neni Interesse (Muntprinzip). Dei Uauo- 
sohn wurde nicht in irgend einem gewinn Alter vollständig 
mündig in privatrechtlicher Hinsicht: er konnte sein Mutterteii 
nur nach stattgefundener Anseinandersetsong mit dem Vater heans- 
fordern, auf diese Auseinandersetzung hatte er aber Ansprach 
nur, wenn der Vater sich aufs Neue verehelichte. Ebenso konnte 
das Hauskind nicht von der Auseinandersetzung etwas für seine 

*) Dieser Bericht unifasst auch früher nioibt referierte Abhiadlneye 

von den Jahren 1B96 und 1897. 
') Erscheiot in Christiania. 
') Unten ^itaohiit^' beseiohaet 
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eigene Rechnung erwerben. Die AlterBgreDse von 15 Jahren «Is 
ToUjtiingkeitfitennm auch gegenüber dem Vater vurde erst Bp&ter 
und zneiat in den Svearediten eingefOhrt Beim Tode des Yatets 
kam das Becht, die Vonnundsofaafl anzutreten, nrsprOngliöh nur den 
A^aten sn; dieeea Prinzip bat aber alimSblicAi Emwkungen dnroh 
die stattf^ehabten Ändeningen der Erboi-dnung erlitten, und so 
haben denn auch die Cognaten das Recht auf die Voriuundechaft 
erhalten. Hie Votnv"gensvomaltnng war in der liegel eine tutela 
usufnichmria nach dem Prinzip: „Das Mtlndelgiit soll weder 
wacheen noch echwinden.^ Daneben bestmd aber auch eine 
andere Art Yon YermOgenaverwaltang: das MobiUarrermOgen des 
Hfindels lEonnte nflmlich zusammen mit dem des Yonnmids ver- 
-valtet -werden; in diesem Falle waren Gewinn und Verlust 
gemeinsanL In den obersobwedis(^en Beehten finden sieh aber 
schon die Anfänge einer periodisohen Hedmnngslegung an die Ver> 
wandten, womit die tutela usufnictuaria untergeht. — Auch die 
Geschlechtsvonuundöehaft war iu den ältesten Zeiten von dem Munt^ 
prinzip l>elieir>eht, und Bcheinf ursjnrmglich auch das VermA^eu der 
Witwe unter der Verwaltung ihres Vormundes gestanden zu haben. 

Über Dep <itum nnd Mandatum schreibt W. Chydenius 
in der Zeitsohriffc, Jahrgang 32, SS. 18—109. Im Zusammenhang 
mit der Darstellung von dem Aufbewahrungsvdrtiag werden einige 
Teile des Lagerhaus- oder Wanrantgeschifts entwickelt; im Zu- 
sammenhang mit dem Mandatsrertng wird aueh Aber das Eommissians- 
geechftft gehandelt — Naeh der Ansicht des VerCusers kann der 
MandatSYcrtniij: laut dem Gesetzbuch von 1734 sich nicht nur auf 
Rechti^gftBchäft*'. sondern auch auf tliatsäddiche Geschäfte beziehen; 
die Gi-eiizeii gegen verwandte V<'rtr;»<jfe \vr'rdö]i allerdinsfs dadurch 
in den konkreten Fällen schwierig zu bestimmen, da das Mandat 
nicht unentgeltlich zu sein braucht; das Gericht hat den ganzen 
Charakter des Vertrags ins Auge zu iusen. 

Das geltmde finlfindische Aktienrecht wird von demselben 
Verfasser in „Zeitschrifl^, 33. Jahrgang, 8. 167—203 erörtert 
Über die Fn^pe, ob die Aktiengesellachaft eine juristische Person 
sei oder nicht, äussert sich der VerfiMser nidit 

Dagegen wird die ebenerwähnte Frage untersucht von Julian 
SerlachiuR in Zeitschrift, 34. JahiL'-anq, S. 421 ff. Der Verfasser 
kommt dabei zu dem Ergebuisäe, dass die Akiieugeselischaitea wie 
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auch die offenen Handelsgesellschaften nicht juristische Personen 
sind. Dieses Ergebnis steht im diiimctralen Gegensätze zu dar 
Ansicht Montgorjiorvs (Handbuch de« finländiRchen Privatrechts), 
uach welciiem beide Tiosiellschaftsformi'!! juri-ti--« h- Porsonen sind. 

Der Begriff dos Besitzes im Gesetzbuch von 1734 wird 
von Jalian Serlachius in Zeitschrift, 33. Jahrgang, S. 457 iL 
untersucht. Der Bedtz wird dabei als ein Benutzen oder Pflegen 
kanstniiert. Aoimiui sei besfigUoh des fahrnisbeatsee nicht unbe- 
dingt notwendig: der Besits einer Saohe kann sich anf eine andoe 
Sache, die in einem gewiaaen YeiliiUnia an jener steht, aoadehaen, 
ohne daaa ein BeBitzwille besflgUch der anderen Sache nOtig ist 

Über den AHmentationSTertrag (Om sytning) hat Axel 
Charpentier eine akademische Abhandlung pabliaiert BeaOgüdi 
des Siteren sehwedischen Bechts behauptet der VerfissseTf dassder 
Aiiiuentationsvertrag ein selbststAndigcs RechtsgcRchäft und nicht 
wie im heutigen m ht nur eine Nebenbestimmung zu V. iäiis^nmgs- 
geschJlftan über Landgüter war. Der InliuU de> Vel■l^ag^ uaoh 
Jilt* rom Kocht wird daliiii angegeben, üa>.s ']or LeiV./.üchter ^ein 
ganzes Vermögen dem Mitkontrahenten ril>e!triig, dass dieser aber 
EigentHm^r erst nach dem To<]e des LeibsQchtarSi nicht wie Amira 
behauptet sogleich, würfle, und zwar KlgentAmer von einem Teil 
des Vermögens, der den gegebenen Unteriudt nach der Jahres- 
laxe des Oesetxes entsprach. — Nach dem geltenden Recht ist 
das AlimentationBraoht ein dingliches Becht auf das veiiassarte 
GnmdstQok; allerdings ist die Dingfichkeit unwiiksam g^gen einen 
neuen Erwetber des Grundstocks, wenn das Becht niciit hypo- 
thekatisch ebgotragen ist, aber sie tossert ihre Wirkungen in 
anderen Beziehungen z. B. betreffend die Verjährbarkeit des Rechts. 

Der Rechtsirrtuiji und dessen Einwirkung auf die 
St i-af harkoit (Bristande lagkun^^kap uch «loss invärkan {>ä straff- 
barheten) ist der Gegeiiütand einer akademibciien Abhandlung von 
Allan Serlnehins. Nach dem Verfa?sor ist (]n^ Recht im sub- 
jektiven Sinn nicht Willensmacht, sondern der Schuta, den die 
Becht»sätze dem Individuum gegenüber der Umgebung yerleihcfl. 
Jenem Schuts entspricht auf der Seite der Umgebung eine Ge- 
bundenheit, welche sich snr Pflicht gestaltet fflr denjenigen, der 
die Rechtsnormen in sein Bewnsstsein aulgenommen hat. Das 
Verbrechen ist eine pflichtwidrige Handlung; aber die Pffichtwidrig- 
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keit besteht nicht darin, dass der Verbrechor wusste, daBs die 
Handlung gogen dne Mondnoim stritt, denn die Monünormen kOnnen 
von den Bechtsnonnen diveigieren, sondem darin, dass er wnsste, 
dass die Handlnng gegen eine jener bindenden Beohtsnonnen ver- 
stiess» Iblgltöh ist Kenntnis tod der Bechtswidrigkeit der be- 
gangenen Handlung eine Bedingung der Stralbarkeit dieser Handlung. 

Die Pachtverhältnisse in Finland (Torpparioloista Suo- 
mesRi), ist der Titel eines von Axel War^Ssn vei-fasston, ftnisch 
gesscluiebeiioii Buchp. Toi'itai'o lieissl dor Pächter eines bostininiteu 
Gebiets von einem selbständigen, d. h. dem Staate unmittelbar 
steuerpflichtigen Grundstück. Weil die Landwirtschaft in finland 
noch xttm grOesteo Teil eine extensive und der Eigentümer ausser 
Stande ist, entfernter gelegene Teile seines Landguts selbst zu 
bewirlsohaften, mflssen diese Teile anderen Personen veipaohtet 
werden, die sohuldig sind, entweder IMindienst dem ESgentflmer 
zu leisten, oder auch Pachtsins in Geld oder Katuralprodukten 
zu entrichten. Die Zahl solcher Pächter ist sehr gross und die 
BesFoniii^^ ihrer Lae^e iRt eine wichtige soziale Frage doi- Gegen- 
wait. Der Verfasser des e^'en zitierten Werken sucht die ver- 
schiedenartigen Pachtvertiäge (Zeitpacht, Vitalpacht, Erbpacht) nach 
ihren üblichen Bedingungen zu demonstrieren und die Einwirkung 
dieser Bedingungen auf die wirtsobaftUohe Lage des P&chters su 
beleuchten; das Werk ist also mehr sosialwissensohaftliohen als 
juristiacshen Inhalte. 



Schweden. 

Beferent: Dr. W. UppsMnif Hfiradahfilding, Stockholm. 



a) Gesetzgebung. 

Die im Herbste 1897 stattgefnndenen EcgSoaungswahlen zum 
Beicfastag 1898 hatten die pcotektionistisdi-agnudsohe Ibjoritit der 
Kammern! nur gesttrkt. Der eifrigste pariamentarisohe Gegner des 
Systems, der Tomalige Ftnanzminister Forssell, hatte nirgends 

ein Mandat erobern können. Der Chef des Kabinetts, der Staats- 
mioister Boström, welcher aus der Mitte der Majorität hervor- 
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£,'ega Ilgen war, hatte sich anläuglick auf sie gestüut. Eine homogene 
Regierung hätte also ihre Partei gehabt, die nach pariameDtarieohpn 
Usanoen zur f örderaog des Gemeinvobis zu verwenden w. Der 
fohlende Miniflter, der sein Kabinett sehr got zn lenicen verzlnd, 
hatte indenen das Uinisterium ans heterogenen Elementen leknitieflk 
mit deren ünterstfitznng er eine ebenso litseUiaite wie veriilQginft* 
voUe Sohwenkiing gegen die Freisinnigen ▼erschiedener NtamoeB 
versuchte, welche für Jahre die politische Lage in ein seltsames 
Gewirre bi-.u lito, his ei endlich nach vielen Kämpfen uiiil Cnnihen 
am 12. Septeinlicr 1900 ausschied. 

Die parlamentiiriöchen Ergebnisse des Reichstags trugen — 
der günstigen budgetarisohen Verhältnisse ungeachtet — die 00" 
veri^ennbar8tea Spuren dieser Schwankung, welohe nicht nur eine 
eniste Seite hatte, sondern auch eine andere, die tqd gewiaBea 
BUUtem sUwOchentlioh zum Überdmss ausgenutzt wurde. 

Auf dem konstitationeilen Gebiete ist nur sme prorisorisfi 
angenommene Vorlage betrsfliend die Verlegung der allgsmeiaefl, 
alle drei Jahre sich erneuernden Abgeordneten wählen zum Monat 
September hervorzuheben. Die Str;ifiögisterfrage scheiterte wie m 
Jahi-c 18Ü7. (Siehe JaliilMich 1897 S. 948.) 

Kelativ besseres Glück hatte der Justizminister im Berejciie 
der bürgerlichen Gesetzgebung. Die Oheckg-esetz -Vorlage, von der 
Justizdeputation des Reichstags als fiberflüsäg erachtet, aber trotz- 
dem wegen der Oberemetimmung mit Norwegen und Diaemiit 
empfohlen, wurde diesmal angenommen. Obwohl gemäss dem ta 
24. Hftn (1898) promulgierten Gesetee der Check auf jede belielS0B 
Person gezogen werden kann, füngiert er bis jetzt unseres WizBens 
nur als Bankanweisung und gleichlaufend damit. Unter den eigen- 
tümlichen B<'stinimuiigeii des Gesetzes ist hervorzuheben, das«, nach 
Artikel 8, die .\tmalime (Accept) des Checkh ,,\viikuiigöioi5' ist 
Freilich soll nach dem Muster des schweizeriscben Ubiigationenrechts 
keine Annahme, sowie keine Präsentation zur Annahme stattfinden. 
Damit ist jedenfzUs der Annahme nicht oivilrechtiich joghcbe 
Bedeutung abgesproohen. 

Weiter hat man, für einige Jahre jedenfdls, auch den attff 
Strsitapüel betreffend das Eigentumsrecht der Vim durch die QmS» 
vom 1. Juli (1898) Ober eheliches QOterredit und dessen AufhetNO; 
nebst Nebengesetzen zur Ruhe gebracht 
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Rüdmchtlicli des Güterrechts gilt wie früher der Grundsatz 
der GflteigemeiiiBohaft so gleioheo Tdten des wfthrsDd der Ehe 
erwerbeDen ESgeotuma — mit Ausrndime jedooh fflr wülkdrliche 
Scfaenkimgen und Legate. AusgeediloBseii woide die Oemeinsohaft 
nicht nur, wie seit Alters her, bei ererbten und vor der Ehe» 
Schliessung auf andere Weise von einem Gatten erworbenen Und- 
Uchen GmndBtfldieD, sondern anoh bei entspreohenden stBdtisohen 
Immobilien. — Zur Aufhebung der Gütergemeinschaft genügt nun- 
mehr auch die blosse Zustimmung beider Gatten. Die Bestim- 
mungen über das Verwaltungsiwht des Maiiii'^s. di«- Wirkung^ 
der Insolvenz, die Rej^lnnt; '1er Vf>nnAgr>nsvprliältnisse <ltr 
Auflösung der Gütergemeinseimft oder der Eiie, sowie über den 
Naohlasskonkurs sind in erforderlichen Teilen modifiziert und olUier 
ausgeführt, die Bestimmungen über Eheverträge (Ehepakt) in Geltung 
geblieben. (Siehe meineo Aufisatz in ^ecfatSTerfoIgang im inter- 
nationalen Verkehr** von Laake and Loewenfeld S. 499 ff.) Das ganze 
System wird wohl ala ein etwas Yerwiekeltes betniehtet Mit den 
materieOen Bestimmungen kommt indessen, wenn nioht jede Frau, 
80 doch der jnristisoh Geschulte zu Recht Die neuen Vorschriften 
über das gericfatUehe Vnfahren in diesen Angelegenheiten verraten 
aber nicht die erfahrene Heisterhand. 

Für die übrigen Gesetzes vorlagen, die hauptsächlich mehr wler 
weniger geliiii^iene Modifikationtui von Einzelbestimmmigen l)estehen- 
der Uosetze — iiailiuiioulaiifiche — be^ibsichtigten, ist die inter- 
iiatioDale Aufmerksamkeit nicht in Anspruch zu nehmen. 

b> Literatnr. 

Wenn man den schwedisclien Bfirherkatalog des Jahres 1898 
aufschifigt, finden sich unter der Hubrik „Juiidik (incl. Staats- und 
Finanarecht, Volkswirtschaft)^* — Übersetzungen, Gesetzesausgaben, 
juristische Volkssohriften und Formularbttcher u. dei^l. zu ver- 
achweigen — nur folgende wissenechaftliche Werke: Olivecrona, 
Teatamentsrecht IL Auflage ^ Winroth, Schwedisches Givilreoht I, 
und Trygger, Kommentar zum Excentionsgesetz, Heft I und II; 
wozu die im vorigen Jahrgang erwähnte staatAwimenschaftUdie 
Zeitbchnl't und zwei Broschüren von Fahl ran tz über „die Hof- 
gerichte" und ül>er ,,die Ernannten" (Geschworenen) „nehst dem 
Bechtswesen früher und jetzt''. 



I 
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Leider ist der in der cn»'fthnten Zeitschrift, die jetzt einen 
gflnstigfti Redaktionswechs^^l . iHtlcn hat, enthaltene, sonst verdienst- 
Tolle Aulsstz von frofeesor £}ell6ii (die dritte Dnionftkommiaigon) 
mit der inrt1bQliclie& Behauptung behaftet, dass Artikel 4 des ee- 
genannten Beiohaakts (aar Regelung der durch die ünion awischen 
Schweden imd Norwegen entandenen konatitatioineUeiL YerhÜtaiiase 
TOD 1815) eine sachliche Änderung des Artikel 26 des norwegisofaeu 
OrnndgesetsEes enthalt, insofern, als in der norwegischen Ahfusniig 
dee Rdohsakts (stehe meine Anagabe der schwedischen und nor- 
wcgisc^hon Grundgesetze, IV. und V. Auflage, wo die Texte i>arallel 
abgedruckt sind), wie in der Schwcilischen die Rede vuü Urinid- 
gcsetzen (MHuzalil) nnd liitlil vom Grn?ids-f»Ret7. fRinzahU pfi. ob- 
wohl das let2.leie — was aueli Hagerup in einem Briei au mich 
vom 21. Jnni 1898 l>ezeugt, — authentisch ist. Da ich sr.nst 
don kiitischen Bemerkun^n des Verfassers mir beistimmeu. kann, 
beUaurc ich um so melir, dass er dies übersehen hat 

Das Werk von Professor Winroth, von welchem das vor- 
liegende Heft (290 Seiten gr. die ESngehung und die Auf- 
lösung der Ehe behandelt, enthält den Au&ng einer systematiadieB 
Darstellung des schwedischen CivilreohtB in seiner jetngen durch 
Gesetxe und Oerichtsprsxis bestimmten Gestaltung. Die Abteilungen 
Aber Eheschlieesiuig und Ehehindemisse hat Verfesser schon in 
zwei verscliietlenen IJÄnden ,,Aus meinen Vorlesungen" behandelt 
und teilweise auf den reichen dort enthaltenen rechtsgoschichtlichen 
Stoff hingewiesen. Der ausländische Spezialist, sowie dir schwe- 
dis(!h«' luiist'mwelt, hat von (lic^t in rein wiesen Bchaftlichen Werke 
viel zu lernen. Die Fortsetzung wird erwünscht. 

Auch das Werk von Olivecrona enthAit ein umfessendes 
litersrisches un l L' ^schichtliches />ffft^"^V 

Die beiden Hefte des Tiyggerscben Eommentsis eotbalteu 
breit angelegte Vorlesungen Aber das Exekutivrei&liren nach dem 
Gesetze Tom 10. August 1877 (Siehe das obengenannte Werk fiber 
RochtSTerfidgung S. 479). Weil die Arbeit noch nicht voUendet 
int, sei hier nur erwähnt, dsss Verbsser gegen die Beohlsprechniig 
des obersten Gerichtshofes eisen selbstlndigen kritischen Standpunkt 
einnimmt 

Die beiden Schriften vom Reclitsaiiwall Fahlrrantj^ eiithalton 
eine auf Auszüge aus alten Rechtsbüciiern gestützte bittere An- 
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klage gegen den Fonnalismus der heutigen Bedit^reohiing und 
die gfinzlicfa verfehlte Methodik des Befermgutaehtens von 18S4. 
Auf die Unteraöhiede des alten and des jetzigen Verfahrens habe 
ich in meiner Oberaieht der Qeeohidite des schirediechen Fkosesaes 
auch nach alten Beohtsurkunden, aber ohne an eine iReveraible 
Rekonstruktion des Yerfahrens zu denken, hingeviesen, finde da- 
gegen den Richtersland ohne Schnld an dem gerügten Mangel, 
welcher auf eine doktrinäre Gesetzgebung, namentlich vom Ende 
der vierziger .lahic, und das sinnlose zur Wortklauberei zwingende 
Profosseiituni der parlameiitaj'isehen Aufsicht zurückziüülu'eü iöt. 

Zuletzt soi uocli zu erwähnen die üntiOrsiiohunE^ von Dr. Eliö 
Wadstein über die, unsere älteste Gesetzvorschrift enthaltende 
Roueninschrift des in der Kirchenthür bei Forsa gefundenen 
sog. Foraa- Ringes. Zu den schon 1877 von Bugge und 
Hjärne vorgeaohlagenen Interpretationen fügt Verfasser, dessen 
Sohrilt in den Akten der humanistischen Gesellsohalt zu Upsala 
gedruckt ist, eine neue Konjektur. In Übereinstimmung mit Hjärne 
findet Yeifaaser in der Runenschrift Strafbestimmnngen gegen den 
Kirohenfriedensbruch, wflfarend nach Bugge die yersäumnis der 
Zehnte-Zahlung behandelt sei. Vom juristischen Standpunkte ist gegen 
die Interpretation des VerfasBers, die von gründlichen philologischen 
Einsichten zeugend auf reiches Belagsmateriul aus den mitteUlter- 
licben Ge^etzesurkundeu gestützt ist, nichts zu bemerken. 



Schweiz. 

Oenenlieferent: Dr. Hqgo Oser, Professor der RechtOi Freiburg i Ü. 



I. Oer Bund. 

Referent; Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Freiburg i. Ü. 



4) Gesetzgebung 1898. 

Im Berichtsjahre sind zwei Fi-agen, welche Gesetzgeber und 
weitere Kreise lange beschäftigten, zum Abschluss prekommen. näm- 
lich die Civil- und Sti'afrechtßvereinheitlichuug und die Eiseubahii- 
verstaatlichung. 
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Was (Ue EechtBeinheit beti-ifTt^ so iiind bei der VoilDEk 
alwümmmig vom 13. November folgende Voriagen aognoiiuiien 
worden : 

1. In den Artikel 64 der Bundeererbming wird als Absati S 
folgende BeetimmuDg angenommen: Der Band igt cor Geeet^gelxiQg 
ancb in den flbrigen Gebieten des Civilrechta befngt 

Der letste Abeate des ArtikelB 64 der BandeBrerCMBWig wird 
folgcudennaaaen abgeändert: Die Organisation der Gerichte, das 
gerichtliche Verfidireo und die Bechtsprechnng ▼erUeiben wie \m 
aiihin den Kantonen. 

2. In die Huiidc-v. rfa>;!*un^ werden als Artikel folgendo 
liestiiiimtiiii:- !i a1lf^< iiHiiiiiK n : Der bund ist zur Ge&^zgebuug im 
Gebiete des btrahcelits befugt. 

Die Organisation der Gerichte, das gerichtliche Verfahreo mi 
die Reelitsprechung verbleiben wie bis anhia den Kantonen. 

Der Bund ist befugt, den Kantonen zur Errichtung tou Straf-, 
Arbeits- und BeBsenrngsanstalten und fOr Verbeeserongen im Stnl' 
Vollzüge Boitr&ge zu gew&bren. ist auch befogt, sich an Efo- 
richtnngen zum Schutze verwahrloster Kinder zu beteiligen. 

Hit dem Zeitpunkt, in welchem das Strafgesetz in Kraft tntt, 
fallen die Absätze 2 und 3 des ArtikelB 55 (Yorbehalt kantonaler 
und eidgenAssiecher BeetimmuDgen gegen den Misebiandi der Fre»- 
freiheit) der Bunde#?verfa88\ing dahin. 

Über die Vorgeschichte der Kechtseinheit vergleiche man nebst 
den Notizen in den [iiilieieii .Jahresberichten die Darstellung Seite 
105 -172 d''«5 Inhrbuchs 1897 von Martin. 

Neben dem Vorentwurf zum Strafgesetzbuch, der schon 1894 
mit Motiven von Professor Dr. Caii Stooss publizieit und der 
Prüfung einer Sachvorstfindigenkommißsion unterworfen ward. Hegen 
folgende Teilentwürfe zum Civilrecht vor: 

Die Wirkungen der Ehe 1893, 

Das £rbreoht 1895, 

Das Grundpfond 1898. 

Diese mit Motiven versehenen Projekte sind das Werk m 
Frofessor Dr. Eugen Huber. Dieselben sind blos fOr die Hilglieder 

einer Expertenkommission als Manuskript gedruckt 

Als Vorentwurf <ler Kommission, deren Bemtung obige Arbeiten 
zur Grundlage dienten, liegt vor: 



Digitized by Google 



— 1053 — 



PeraoBen- und Famiiidorecbt (1. und 2. Teil des schweizeriachen 
Omlgeeetzbuohefi) 1896. Seither kommen dazu: 

Das Sachenieoht (4. Teil dee schweizerischen CivilgeBetsbiiofaes) 
1899, eben&Us Yorantwurf eines Komraiasion. 

SchireizeriacheB Civilgesetzbiich, Yorentwurf des BidgenOsaiflchen 
Justiz- und Polizei-Departements 1900. 

Dieser Entwiu-f ward einer 30gliedrigen Ekpertenkomnüflsion 
unterbreitet, die das Personen- und Familieni-echt in einer Tagung 
im <)kf()li('r T.Mll grösstenteils fertig beraten hat und sieh im 
Frülijalir und Herbst 1902 noch mit <lciu Erbrecht und Siioh<=»nrecht 
zu befassen hat, wälirurid die Kevision drH heBtehondon Obligalioneu- 
rechts, das auch Beatandteil des Gesot/lMidies werUeu soll, an eine 
besondere Kommission gewiesen worden ist. 

Die Eisenbahn Verstaatlichung liat ebenfalls eine lauge 
und bewe^ Yoigeschichte. Schon beim Beginne des Eisenbahn- 
baues in der Schweiz, Ende der 40 er Jahre, stritt man sich 
lebhaft um die Frage des Staats- oder Privatbetriebes. Und auch 
nachdem die Anhänger des letzteren obgesiegt, lieas man doch die 
Frage des Erwerbes der Eisenbahnen fflr den Staat nie tm dem 
Auge. Drei Vege waren dabei denkbar: der Ankauf der Aktien, 
die Enteignung der jetzigtii l-'.iirentümer und der konzessionsmässige 
Erwerl) nach den in den Kuii- und Betriebäkuiizessionen für diese 
Eventualität eigens stipuliorton Besliiiiiiniiisen. Dmeli den frei- 
händigen Kaul war ilor Hund I89(i in itt.n I^.'sitz dor Mohrzafil 
der PrioritÄtsaktien der Jura-8implon-Bahn gelangt, dagegen kam 
der 1887 fast vollendete Ankauf der Nordostbiüm auf diesem Wege 
infolge geringer Differenzen im Kaufpreis, dorjenige der Centialbahn 
im Jahre 1B91 infolge Verwerfung des bezüglichen Vertrages durch 
das Yolk nicht zu Stande. Die Enteignung, fflr welche die 
sozialistiBohe Partei ein mangels nötiger Unterschriften den Zweck 
nicht erreichendes InitiatiTbegehren insseniert hattet für die 
aioh selbst ein Direktor einer beteiligten Bahngesellachaft in Ofliant- 
lichem Yortrag ausgesprochen, wollte man nicht, weil man sie 
angesichts der Konzessionen als einen Eingriff in die wohlerworbenen 
Rechte der Eiseiibuliügesellschaften betrachtete. So blieb also nichts 
übrig ali? der konzessionsmässige „Rückkauf*'. Nach den 
Konze«eioiii'ii kann der Bund auf einen gewiss, ii Zritiuinkt jede 
einzelne Bahn erwerben zum 25 fachen Durch&cliuitt&reinertrag der 
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der Rückkauf saiiktliidigung vorangehenden zehn Jahre, wekber Bb* 
fiag aber mindeatens die Höhe dea Anlagekapitala errdclieD mm. 

Das vorliegende Geaets, betiität BondesgesetK b etref feid 
die Erwerbung und den Betrieb von Eiaanbahnan fflr 
Bechnung dea Bitndea und die Organiaaiion der Vet- 
waltnng der schweizerischen Bandesbahnen, -weldies t» 
der Bundesversamnihuig dt'u lü. Oktober 1897 erlassen wurde, aber 
erst den 20. F.'l,i \i;ir 1898 vom Volk, an wolcheti es g^mUss der be- 
stehenden Einrichtuug der fakultativen üeöetzesrefereniiiiius gezogen 
worden, angenommen ^r, giebt nun dem Bund in A''*'*^ 1 
Möglichkeit, dio schweizerischen Eisenbahnen, die „w^;en ihnr 
TolkswirtachaftUohen oder milit&riachen Bedeutung den Inlonnci 
der Büdgenosaenachaft oder eines grosseren Teiles derselben dieaea 
und deren Erwerbung ohne unverhSltnismfiasige Opfer enekUnr 
iat^', fOr sich au erwerben und unter dem Namen „Sdiweiaaritcb 
Bundesbahnen*' für eigene Rechnung zu betreiben. SpesieB «D 
der Bundorat den Rttckkani ankündige« gegenüber -ier Jura- 
Simplon-Bdiiü, der Schwei /.•■)•! sehen Centralbaim, der Ndnlustbahn. 
den Vereinigten Schweizerbahnen und der Öottliardbahn. Mit 
Genehmigung der Bundesversammlung kann an die Stelle des 
konzessionsmässigen Hdckkaufes dieser Bahnen der freihändige Er- 
werb treten. Ebenso bedarf der — konaesaionamaBaige oder doicii 
Vertrag acustande kommende — Erwerb anderer als dergensaatea 
ffinf Bahnen der Zustimmung der BundesTersammlung. Dif^ 
ist der Erwerb von zur Zeit dea Inkrafttretena dieaes Gfeseteas nook 
nicht bestehenden Bahnen oder von solchen, die den Anfordenmgeo 
des Artikels 1 nicht entspreehen, an den Krlass eines besondweö 
Bundesgesetzes (also au ein eventuelles Refercuduni) gebund'H. 

Die Mittel zum Erwerb der Bahnen sollen durch eine Anleihe 
beschaft't werden. Die Betriebsüberschüsse sind zunächst zur Amorti- 
sation dieser Anleihe innerhalb längstens 60 Jahren zu vervrendai 
Von den weiteren Oberaohtlasen fallen 20 % vi den Reaerrefoflda, 
80 Vo sind zur Hebung und Erleiohteitmg des Verkehrs, insbeson^ 
aur Herabsetzung der Personen- und CKltertarife und zur Erweitsnof 
dea schweizerischen Eisenbahnnetaea, vorzugsw^se desjenigca dar 
Nebenbahnen zu verwenden. Reichen die ordentlichen ESnittto* 
mit Inbegriff der nicht verwendeten Gewinnsaldovortrage. ^ 
Deckung der Betriebsausgaben, zui- Verzinsung des Anlagekapitals 
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und zur Amortisation nicht «ub, eo iflt ein entspceobender Betrag 
dem Reservefonds su entnehmen. 

Wie es sich TeriiBlte, wenn auch der Beservefonds nicht aus- 
reicht, sagt das Gesetz nicht, und doch ist diese Eventualität nicht 
aiisgesohlossen, nachdem sich hemnsgestellt, dass die bundesrat- 
lichen KaufpieUbereohnongen in der Botschaft viel su niedrig und 
der vorauasiohtilicbe Zinsf^ für die BSsenbahnanleihe als zu gOnstig 
für den Bund hingestellt wurdeu. Es wird dann eben die Bundes- 
kasse einsprin^tMi müssen. 

Die Verwaltung der Bundesbahnen bosoiirt eine besondere Ab- 
teiluns: der Btmdpsverwaltnng. An der Spitze steht, ab^ej^ehon von 
einzelnen dem Biuidesrat und der Bundesversaunnlung zugewiesenen 
Kompetenzen der Verwaltungsrat, bestehend aus 55 Mitgliedern, 
wovon 2ö der Bundesrat, 25 die Kantone und 5 die Kieiseisen-* 
bahniftfca aus ihrer Mitte wählen. Zur Yorberatong der dieser 
* grosseren 'Versammlung zugewiesenen Traktanden wählt der Ver- 
waltungsiat eine ständige Kommission von 6 — 10 Mitgliedern. Die 
eigentliche Qesebäftsffihrung besorgt die Oeneraldirelction, bestehend 
aus 6 — 7 Mitgliedern, die der Bundesrat ernennt 

Neben dem centralen Yerwaltungsrat giebt es Kreiseisenbahn- 
räte för die einzelnen Kreise (Lausanne, Basel, Luzern, Zürich und 
St. Gallen), von denen je 4 Mitglieder der Binulcsrat, 11 bis 16 
die Kantoiic \wihleu. Diefie Behörde hat wesentlich liegutachtenden 
Charakt( i- in Fahrplnu- uiid Tarifi'raurii un<l yviiehmigt Bericht, 
Rechnung und Budget der Kreisdirektionen, welche lotztei*en, aus je 
8 Mitgliedern bestehend, vom Bundesmt nach dem unverbindlichen 
Vorschlag des Verwaltunorsrates gewählt werden. 

Die Amtsdauer für Verwaltungsrat und JKreiBräte betrflgt B, 
fOr Qeneral- und Kreiadirektionen 6 Jahre. 

Vorstehendes Gesetz hat schon als Entwurf lehhaft die öifent- 
liehe Meinung in BOrsenkreisen diesseits und jenseits des Bheins 
beschäftigt Man sprach von Verletzung wohlerworbener. Bechtei 
indem der Bund an Stelle der in den Konzessionen garantierten 
Privatrechte Bestimmungen eines speziell für den RQckkanf er- 
lassenen Gesetzes setze. Nicht wenig hatte zur Aufrc^uug d.is 
iu der bundesrällichen Botschaft zum Ge«etzescnt würfe unnötiger- 
weise enthaltene, unvL'rblnilliclie Li^uitlationsergebuis fiir die Ak- 
tionäre, wonach der Weit der Aktien erheblich uuter dem damaligen 
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Börsenkurse stand, beigetragen. Duss man nber seitens des Buodes 
eine Vergewaltigung der Aktioo&re nicht beabsichtigt, dürfte herror- 
gehen aus dem Umstände, dasa die Bundeeveraammlnng den 
30, Jtmi 1898 beachktiiaen hat, den Simplontonnel ab auf BecfanuDg 
der Jnia-Simplon-Bahn erbaut hinaunehmen, wenn er ancfa tnr Zeit 
des Übergangs der Jttift-Simplon>Bahn an den Bund noch nicht 
fertiggeBtellt sein sollte; diese Eventoalitlt wird jedoBbUs ein- 
treffen. Dieser Besohliiss involyiert eine Mwillige Leistung von 
ca. 20 Millionen Franken an die Jura-SiMi[ilDiibahii. indem ihr 
aicht nur ihn,» Anölagen, sondern sämtlicho Snitvciitioiien. w( runter 
die des Bundn^ sf^lhnt vergütet werden. Sodann liat »las Btnides- 
gericht in seinen Entscheidnng-pn vom 21. Januar nnd vom 19. Juli 
1899 in den Pi*ozc8.sen zwischen Bund und Centraiiiahn und Bund 
und Nordoetbaha ausdrücklich erklärt, dass die Kcnzosf^innen dem 
Bechnungsgesetz vorgeben. Wenn nun die lüageu über daa Ooaeti 
noch nicht verstummt sind, so edllte man meinen, sie etammen 
weniger von Äktionftren, als aus solchen EieiBen, wo man bedauert, 
dass mit der Eisonbahnverstuitliohung in der Schweis einzelne 
der beliebtesten Fiapiere des ArbitrogegescbSfte vom Emsiettel ver- 
schwinden. Seither ist nun der freihändige Kauf mit der Centrai- 
bahn, der Nordostbahn und den Vereinigten Schweizerbahnen zu 
Sttuide gekommen. Auch die Jura-8frap]on-6ahn wird voraussidit- 
lieh demnächst auf diese Weise erworben werden, während der 
(jtoltluinitahu der Kiickkuuf erst auf lUOl angekündigt worden kaim. 

Das Bundesgesetz beti-effend die Fain ikation und den Ver- 
trieb von Zündh^>l /( h'Mi vttm 2. November will die ÜbelstlJnde 
Itnsf^itisren, die sich mit der Fabrikation dieses Artikels bisher ver- 
banden und die sich namentlich in der Phosphornekrose äusserten. 
Im Jahre 1895 hatte das Volk eine Vorlag;.'' drr Bnndesversammluiig, 
worin die ZündhGizohenfobrikation als Monopol erlüirt war, ver^ 
werfen, und es mussten andere Wege eingeschlagen weiden, um 
inm Ziele zu gelangen. Das vorliegende Gesetz verbietet nur 
Fabrikation, Ein- und Ausfuhr und Verkauf von Zündhölzchen mit 
gelbem Fhub^hor. Zugleich werden andere, die Arbeiter sohfitaende 
Vorschriften aufgestellt. Die Fabrikation bedarf der Bevnlligiing 
der Kantonsregiorung und sie fiUlt ohne Rücksicht auf die Arbeiter- 
zahl und die Ausdehnung des Betriebes unter die Bestimmuniren 
des Bundcsgcäetzes betieffeud die Aibeit in den Fabriken, wodurch 
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namenüich eine wirksame Kontroüe ermfiglieht wird. Der BimdeBiet 
wird ennflcbtigt, Bezepte Uber HenteUnngBverbhreD, welcbe für 
Oeeondheit und Sioherheit der Arbeiter in ZflndhOlscheniibriken 
und des Pobb'lnims besondere QewShr bieten, sa erwerben und den 

Fabrikanten zur Verfügung zu stellen. 

Als Auhfühnuig der im letzten Jahrbuch S. 959 erwähnten 
Verfassungsr^vision charakterisiert sich <}qt Hm I i*eschluss he- 
tiefleiid die Oberau faicht des Buiidos liber di»' Korstpolizei 
vom 15. April. l)arin wird tiansitorisch , bis zum Erlasä eines 
neuen Forstgesetzes, das Bundesgesetz vom 24. MArz 1876 auf 
das gesamte Gebiet der schweizerischen Eidgenossenschaft au^;e* 
dehnt, während es bisher blos ffir das Hochgebirge galt Dieeer 
Bnadesbeschl n ss veianlasste deshalb^ weil die VoUnehnng dee Qe- 
setses Ton 1876 teilweise Sache der Kantone ist) mehrsre Kantone, 
Ansftthrungabestinmrangen zo- erlassen. Die betrelfenden Briaase 
datieren in Bern vom 17. August, in Zug vcm 28. September, in 
Solothum vom 5. August, in Baad toto 10. November, in Teeain 
Tom 11. Januar. BaseUand und Wsadt haben den Anlaas vor Ter- 
volJstÄndiguug resp. Revision iiucr Gesetzgebung bcnützt (siehe unten). 

Internationaler Xatur sind: 

1. Eiklärimg zwischen der Schweiz und dem Urossht'izug- 
tuni Bad- n hetreffend die Militärt ran h]<'» rte anf der Kisea- 
bahuiiuie Eglisau-Schaff hausen vom 1B./24. Januar. 

Danach ist die BenQtzung dieser badisches und schweizerisohes 
Gebiet durchschneidenden Eisenbahn gestitttet für einselo reisende 
Milit&rs uud kleinere Abteilungen anter 30 Manu mit ungeladenem 
Gewehr, ohne Munition und ohne aofgepflanstes Bajonett, sowie fOr 
bewaffiiete Beamte und Bedienstete der Offentlidien Verwaltung. 

Der Durdipaas kann bsidseitig untersagt werden für den IUI 
und auf die Sieit, wo dsa Interesse der Sioherheit oder der Neu- 
tralitftt die Einstellung erheischen konnte. 

2. ErkUnuig zwischen der schweizerischen Eidgenoesensohaft 
und dem Königreich Portugal beti-effend gegenseitige unent- 
geltliche Verpf lejuruntf armer Erkrankter vom 16. Mai. 

3. Vortrai,^ mit S|iaiii<Mi üli. r die gegenseitige Vollstreck ung 
von Urtoiltjn uder Erkenntnissen in Civil- und Handels- 
sachen, abgeschlossen den 19. November 1896, in Kisdi seit 6. Juli 
1898. 

Ö7 
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Die Tolifitrockmig von UrteüeD der ordeatlichea Geridite oder 
geBetnnlBttg eiriohteter Sohieds- oder Üeveibegeiichte ist von der 
beteiligten Plartei bei der snattndigen Behörde des Ortes, «o die 
YoUstreckung stattfinden 0OU, direkt nadbzuanohen unter BeBegnng 
mner beglanbigten UrteilMibBehTift, dee AusweiBee Über gehörig 
Vorladung der Qegeupaitei und geschehene Eröffnung: des Erkenut- 
uisses, sdwie eine Bescheini^nini; Gericlitssclm'iKTTS des ur- 

toileiuleii ( n-rirlitti über Rechtekraft und Volistreckbai-keit des rrteüs 
sadi der öesetssgebuug seines Liandos. Vhor das VoUstreckuDgs- 
begehren wird entschieden nach Voiladun^- der Parteien. Einet 
nmterieUen Überprflfang onterüegt daa Urteil deeaadem Vertn^ 
BtAEtoB nicht, 08 kann die Tolletreckang viehnehr bloe verweigert 
werden 1. wenn die Bntacheidung von emer nicht znstiadigen Beliftde 
ausgegangen ist, 2. wenn ne erlassen wurde, ohne dass die Flliteiea 
gehörig voigeladen'oder geliurig vertreten waren, 3. wenn die Omod» 
sät/.e <1l's nfl'entli" lion Rechtes des l^iiide.>, in welchem die VoU- 
streckuiig btattfinilon \s üitle, dieser entgegenstehen. Die personhehe 
Haft ist nnr vi»llstreckbar, wenn sie fflr denöellien Fall im Voti- 
streckungslande zugelassen "w-ird. Dio Rog-atiH-ien uii I die Zn- 
stelluDg der prozessualischen AMenatücke erfolgen durch Ver- 
mittlung der diplomatiaohen oder koasolanschen Vertreter auf 
Kosten des eisaohten Staates. 

4. Übereinkunft mit Österreich betreffiwid die Begelaag 
des Verfahrens bei der Über|abe und Übernahme voa 
Verbrochern an der Grenze vom 4. November. 

Es wf'nlpii die Orte und Beliörden zur ll>eiiiahme von Ver- 
brechern Ijezeichnct. Es ist mindestens einen Tag vorher Anzeige 
ZU Blechen. Soll der Verbrecher blos durchgelicfert werd^ so 
muBS vorher die Übernahme desselben durch den Staat, an des er 
auegeliefert wird, gesichert und es mflssen die nötigen Masanahmw 
dazu getroffen sein. 

5. Auslieferungsvertrag mit den Niederlanden vom 

31. M&rz 1898, laüfiziert den jf^^^^|^ ^3^8, jm Kraft seit 

22. H«n 1899. 

Der letzte Vertrug datiert vom 21. Dezember 1^53. Sat- 
her sind in beiden Staaten Aiiülieftirungsge^etze (in den Nieder- 
landen den 6. April 1875 und in der Schweiz den 22. Juni lSd2) 
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und in den Niederlanden tqgleich ein neues Stm^eeetas erksaen 
woiden. 

Die Belikte, welche eiiio Auslieferung begründen, sind ^egen- 
ül»er fi üh'.T lif lenteni] vennelirt; esj betnllt dies naiiienüich Delikte 
^fc^^eii die persünlielie Freiiieit, das Vermögen und die geschleclit- 
liclie Sittliohkat. Neu ist die Bestimmung, dass provisorisch, in 
OeivAttiguDg eines auf diplomatischem Wege zu stellenden Aus- 
lieferangsbegehrens, von jeder kantonalen Poiizeidiiektion reep. jedem 
KoUftndifldifin Justizbeamten, sowie von jedem üntersuehungsnohter 
dixekt durch die Post oder den Telegraphen im andern Staat die 
Verhaftung einer Person bewirkt werden kann. Privatverbindlieh* 
keiten des Vorfolgten Sollen die Auslieferimg niclit hindeni. Beide 
Staaten erktninen die Verptlicktunu an. alle Straf urteile wegen Ver- 
brechen uii'l V.'ipjhen, welche von den iiern'hten den einen Staates 
jj^egen Angehörige des anderen ausgesprochen w^orden sind, einander 
mitsuteilen. Auch für im Vertrag nicht genannte Delikte sichern 
sich die Yertiagsstaaten Aoslieferung an, wenn eine solche Aus- 
lieferaog in Znkunft einem andern Staate gewfthrt werden sollte. 
Der Vertr^f besieht sich auch auf die hoUfindischen Kolonien. Das 
sind die Hauptneuerungen gegenüber dem bisherigen Zustand. Die 
Ansliefemng wegen poUtisoher Delikte findet mit denselben Be- ' 
sohränkungen, wie sie im Vertrag mit Österreich, dem ersten 
seit dem Auslief er uugsgesetz von 1892 (vgL Jaiirbuuh 1898 S. 77 7), 
genannt ^<in<^ statt. 

6. Zusatzflbereinkunf t zur Übereinkunft mit Italien vom 
8. November 1882 betr. gleicliartige Bestimmungen Über die 
Fischerei in den beiden Staaten gemeinsam angehörenden 

G-ewässern vom 8. Juli 1898, ratifiziert den ^ 1898. 

Damit soll ein einlieitlicheB Verfahren für Bestrafung von Über- 
tretungen besweokt werden. Die Bestrafung für Übertretungen im 
Nachbarland erfolgt unter Anwendung der in der Geeetzgebung des 
eigenen Landes vorgesehenen Strafen. Keine Bestrafimg erfolgt, 
wenn der Üeliii juent narhweist, dass im Begehung.^lauJ die Strafe 
an ihm bei*oits vollzogen. erlHssen oder vcrjUiu-t sei. Der Staut, der 
die Strafverfolgung dprchführt, bezieht allein Bussen mid Kosten 
vorbehaltlich dos Bussanteiles des Verzeigei*s. Die beschJaj^n.ihmteu 
Geräte und Fische verbleiben im lAnde des anzeigeiiden Beamten. 

d7* 
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7. Vertrag mit Frankreich betreffend die Aus w»-.:hslurje 
von PoBtstücken bis zam Gewichte von 10 kg fo& 
15. November. 

Wfthrend bisher daa Maximalgewicht der von der fnmzfiaiachea 
Fo6t ansgewediBelten Stücke 6 kg betrog und dartber hiaaiiflgelieBde 
Sendungen von den ESaenbahnen besorgt wurden, baErast aioli jelit 
die Poet mit dem Aueteuaoh von Sendungen bis su 10 kg und 

Ewar beträgt der Preis für Sendungen nach Frankreich und mek 

äer Schweiz 1,50 Frcs. 

Lediglich der Vollständigkeit halber erwähne ich: 

1. Obereinkommen mit verschiedenen dem Weltposivereii 
angehörenden Staaten 

a) betreffend den Welt|>06tvertcBg| 

b) betreffend den Auatausoh von Briefen und Schaohteta mit 
Wertangabe^ 

o) betreifend den Geldanweianngadienst, 

d) betreifend Auswechselung von PoetstOoken, 

e) betreffend den Dienst der Einzugsmandate, 

f) betreffend die Einfühlung von Identitätsbücheni im inter- 
national» ;n Postveikehr, 

g) betreffend die jK.stalische Besorgung von Abonnementen aaf 
Zeitungen und andere periodische Veröffentlichungen, vom 15. Juiu 
1897, von der Schweia ratifiaiert den 22. April 1898, in Kaü 
seit 1. Januar 1899. 

2. Zusataprotokoll au dam am 15. NovBmber 1893 mit Belgien, 
Frankreich, Griechenhmd und Italien abgeaofaloasenen SCÜnaflberein* 
kommen, yom 15. MArz 1898, in Kraft seit 31. Januar 1899. 

3. Beitrittseikilftningen verschiedener Staaten au besteheoden 
inteiüatioiKÜßn VerMiuleii. 

kni (It-n Iiiliait gehe ich im binne des letztes Jahr S. 961/2 
gesagten nicht ein. 

b) Literatur. 

Beatiglich der literatnr seien folgende Werke erwShnt^): 

^) lleusler in tjeiuer Ijbersi' lit in Hoft .{ der .,Zeit.sobrift für Schwei- 
zerisches liechf' S. 469 — 82 führt ItiO Nuumieiu auf, wobei auch (ifscliichte 
und Quf^Mon. sowie Doktordissertationen und Aufsätze iji Zeit»chnftea m- 
begrüleu üiiid. 
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Schweizerisches Rechtsbuch. Sanunlung der gebrätiuh- 
lichsten Gesetze, Beschlüsse und Verordnungen der schweizerischen 
Eidgenossenschaft Im Auftrage des Bundesrates hersa4gegeben von 
F. Wolf. 2 Knde, Basel, Kreis. 

Dies fOr die Pnuds sehr verwendbare Werk enebien auch in 
fEansQeisoher Sprache. 

Hftckenroth, A., Nebengesetse zum sohweizeriachen Ob- 
ligationenreoiht ZQrich, F. Schulihess. 

Es werden hier die Haftpflichtgesetze, sowie die Gesetze über 
gewerbliches Eigentum in der Art von Schucidcra Ausgabe des 
Ob1i^:ationenreoht8 unter spesdelier Berücksichtigung der Praxis 
kommt ntiert. 

Schollenberger, J., Gnuidri-s den Staats- und Verwaitungs- 
rechtcs drr ^schweizerischen Kantone. HL Band. Zürich, Müller. 

Enthält die äussere Verwaltung (Binansen, Polizei und Miütftr) 
und den Verwaltungaprozess. 

Brodbeck, K. A. Unser Bnndesrecht in Doppelbeateuerongs- 
8a<dien. Beitrag zur LQsung einer Tageafrage. Bern, Wysa. 

Behandelt die sehr reiche Praxis der BundesbefaOrden. 

Hoher, B., Betrachtongen ttber die Yereinheitlichung und 
Reform dee achweizerischen Gnmdpfandrechtes. Basel, Beioh. 

Der Yerfaaaer entwickelt die Hauptgninddttze, die ihm bd 
der Redaktion des blos für die Mitglieder der Beratungskommission 
gedruckten Entwurfes leiteten. 

Köthliöberger, E. GeiRtiges Eigenttiiu und geistipf» Produktion 
in der Schwei?. 1. Das Urhelienvcht an PiesserzeugiiLsHcii. Tl. Die 
geistige Produktion in der Schweiz. Bern, Schmid und Francke. 

Dunant, Th., Trait6 des marques de fabrique et de commerce, 
des indications de provenance et des mentions de reoompense in- 
dnstriellee en Suisae. Gendve, Ejggimaim und Oie. 
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IL Die Kantone. 

1. Züricli. 

fiefereut: Dr. W. Barcklmrüt, Proleasor der Beohte, iMmaam, 

«) 6«teligebiiii9. 

Gesetz betr. die Ausübung des Rechtsauwaltsberufe« 
Vom 15. Miirz. 

DaP (iesetz n\>fv die Reciits^jifloge von IS 74 liatte <he Aus- 
übung des Auwaltsbenifes jedem Aktivbürger gestattet; »Li.« neiK« 
Qeeetz kommt auf •las frühere fieoht zurück, indem es <ks fiecfat 
zur berufsmäßigen fährung von Ciril- und Sti-afprozesBen tot dm 
Züriober Genohten Ton einem auf GruDd einer Prfilung vom Ober- 
gerioht erteilteD BäfiUiigungsauBwdfi abhängig macht ZmrFriliia^ 
wird zugelassen, wer den Ruf eines ehrenhaften und zutraueoa* 
würdigen Blannes geniesst und «n Jahr lang bei einem Zflricber 
Bezirksgerichte oder beim Obergericht als Ricliter, Gerichtsschreiber, 
Substitut oder Auditor, oder bei einem Züricher UcchLsasiwah 
tliätiic gewesen ist. Die Anwälte btelion unter 'l.r D{«7iplinar- 
auf sieht des Obergerichts, das auch t inoti Gebühren tarit aufetelJen 
soll. Die Anwälte sind verpfliciitel, die Vertretimg von Parteien 
zu übernehmen, denen das Armearecht bewilligt worden ist mid 
erhalten dafür eine billige EntsohSdigung aus der Gerichtskasse. — 
Schweizer Bfligerinnen sind für die Ausübung des BeohtsanvaMa- 
berufee den Schweizer Bfiigecn glädhgesteUt Ehefraiiea bedbfcn 
dazu der Einwilligung des Ehemannes. 

Diese Bestimmiuig (§ 5) wurde der Volksabstimmung gesondert 
unterstellt und mit schwacher Mclulicit angenommen. 

Verordnung des Obori^crichts betr. don Befähigungti- 
nachweis für deu Kechtsauwaitsberuf vom 17. Oktober. 

b) Literatur. 

Stüssi, Das Baugesetz für Ortschaften mit sOdtischen Ver- 
hUtnissen. I. Teil. 3. Auflage. 

Bent, Das Strafgesetzbuch des Kantons Zürich. 3. Aufläse. 
Bearbeitet von £. Zürcher. 
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2. Bern. 

Refarent: Dr. W. BnrcUiMMlt, ProfioBsor der Hechte^ lATuaaniid. 



a) Gesetzgebung. 

GeBetz fiber die Öffentlich-rechtlichen Folgen (Ehren- 
folgen) des KonkurseB und der froohtioeen Pf&ndung 
Tom 22. FebruBr. Angenommen in der Yolksabstinunnng vom 1. Mu. 

Bift jetit wurde der QememschTildner in seinen bDiigerliohea 
fieohten beeohitokt, irthrend der iniohtloB Anagepfibidete frei aae- 
ging. Das neue Oeselz nnterwirft anoh die letelereD dem Verlnsi 
der bfligerlichen Rechte auf drei Jahre, die Eonkursiten auf seo^ 
Jahre. Eine willkürliche Abkürzung dieser Zeit dnrch den Richter 
■wegen teüweisei- Niclitverachuldiing. wie sie drei frühere vom Volke 
verworfene Vorla^^'ii vdisalien, findet nicht stiü. Dagegen kann 'ler 
Schuldner dnn h Zahlung eiues Drittels oder von zwei Drittehi der 
Vprln«tRnmTiio dio Flinstellnni^ im Aktivbilrgf^rrecht um ein bezw. 
zwei Drittel der Dauer abkürzen. Kann der Schuldner beweisen, 
dass ihn kein Verschulden an »einer Zahlungsunfflhigkeit tnflt, ist 
die ipso jure eingetretene Einstellung wieder aufzuheben. 

Dekret des Grossen Rates betr. Naturalverpflegung 
dürftiger Durchreisender vom 27. Dezember. 

Die AmtsTersammlungsn jedes Bezirkes, erent. der Regierungs- 
rat, können gamfiss |§ 66 und 67 des Armsngesetses die Natonl- 
verpflegung beschliessen, und dann sind alle Gemeinden des BenEks 
zu aktiver Teihiahme am Natonherpflegungsverbande verpfliditei 
Das ganze Institut steht unter der Direktion des Armenwesens, die 
zu diesem Beiiuf eine Kommission von 9 11 MUgliedr-rn beige- 
ordnet erhält. Diese Kommission stellt ein mtioiit llos Stationen- 
ii.tz fest. Mit den Stationen wer*lf?i. wo das Bedürfnis besteht, 
Arbeitsnaciiweisbureaus für die Durchreisenden verbunden. An 
Kosten awüilt <l* r ^taat 50 der Koinausgabon nach Abzug der 
freiwilligen Beiträge, und zwar aus dem Alkoholzehntel (Bundee- 
verbssung Artikel 32^). 

Gesetz betr. die Einfflhrung der örtlichen Vormund«* 
Schaftspflege vom 24. Febroar. 

Bisher stand in Bern die YormnndschaftBpfl^ über ihre An* 
gehörigen der „bürgerlichen** Heimatgemeinde zu, auch wenn die 
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Bevomiundeteu iiieht an iliiöin Ilcimatorte woliüten. Das Hundes- 
gemtt Ober die ciriirechtlichen Verhältnisse der Nie'lf'^g^^l.^^s■»nen 
vom 25. Tiini 1891 hatte schon «lie Kantnnsfreraden der Vürmiicd- 
schaftspüege ihrer Wolm^itzgemeindön in ihrem Niederlassangs- 
kantone unterstellt Dieses Prinzip wird inin auch als Regel im»« 
halb dee Kantons an^^tollt Die ESinwohneigemeinde dea WohnaitaeB 
fOlirt die Yormandaofaaft; aoanalinisweiBe jedoch die BrnfgergBomai» 
und bürgerlichen Koipomtionen (Iber ihre AjigehSrigen. Nach den 
§§ 7 und 9 kann eine Fmm nur berogtet werden, nachdem m 
vom Regieninsastatthalter myemommen worden ist; erheben äe 
"Widerspruch, nur auf Grund eiueb gerichtlicheu Eütscheides. 

b) Literatur. 

Schaffroth^ .T. Cr., Geschichte des beniiBchen G^ängniswefleiis. 
Nach den Quellen bearbeitet Bern, K, J. Wyas. 



3. Losem. 

Referent: Dr. Hvfo Obw, Frofeeaor der fiedite, Freibnrg i C. 



(res Otze sind im BerichtBjahre keine erlassen wonlou. 

Dagegen ift anzuführen eine Kogieruiigsverordnui.i: 
mativer Natur, nämlich betr. den Arbeitsnacli weis vom 25. Apni. 

Sie reguliert die Thätigkeit der ArlHntsvermittlnngsbureaaB. 
£b werden die Gebühren bestimait; die geführten BCksher eoUen 
Polizei' und GedchtabehÖrden jedenseit offen stehen. Das Boreni' 
lokal darf nicht in einem WiHahanse sich befinden. 



4. Uri. 

iiefei-ent: Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Freiburg i. C. 



1. Gesetz der Laudagemeinde betr. das überieigeade 
Kapital vom 1. MaL 

Die Rechtsverhflltnisse bti der ZerstBckelung einen mit einer 
Hypothek belaateten Grundstttckes oder bei YerpOndong mehxeiw 
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Grundstncke durch einen Pfandakt können verschiedene sein. Die 
Beeitzw der T^e kdunen solidarisch oder subsidiär für das Ganze 
oder blos pro rata persönlich und mit ihren Grundstücken haften. Die 
Regelung im Kanton Uri war bisfaer, wie in anderen Kantonen der 
Uisohweis (vcpL das Qesets No. 3 unter Soliwya nnd dag Zogeriscbe 
Geaeta im Jattreabenoht ffir 1896 Seite 794/5) so^ dua bei der 
Teilung «ioea bdasteten Onrndatfiokea die peraOnliche Sehold einem 
ESnxelnen Qbertragen wurde, die Grandstttcke der flbrigen Teil- 
eigeiitflmer dagegen anbaidiSr mitverhaftet btieberi („überzeigendea^ 
oder „überlangendea" Kapital). Daniiia entstanden nun im Laufe 
der Jahrzehnte — oder Jalii hunderte, soweit es sich um unablösbare 
Gülten liandelt — ünzuträglichkeiten, die das vuiutehende Gesetz 
teilweise beseitigen will. 

Danach dürfen für die Zukunft neue hypothekarische 
Schuldverschreibungen nur mehr auf einem liogciiden Gute errichtet 
werden. Wird ein Landstttck infolge Verkaufs oder £rbteilung oder 
Austausch zerstückelt, so werden die Stücke einer neuen amtlichen 
Sohfttzaag unterstellt und die Schuldverschreibungen pro lata verteilt 
"Wird von einem Qnmdatflck ein Teil au selbständiger Verwendung 
«hgetrennt (a. B. als Hausplats u. s. w.), so kann der Ejgentflmer* 
dieaea Tetles durch Entrichtung des wirklichen Wertes desselben, 
der eventuell durch das Gericht festgesetzt wird, seine Liegenschaft 
von der Haft befreien (,,daB fiberzeigende Kapital erlischt*'). 

Jeder Eigentümer eines GnindßtOckes, auf dem seit der Zeit 
vor Inkrafttreten des Gesetzes eine hypothekarische Schiüd- 
verpchnMtiuug, Mr die er per»ünlich niclit haftot, lastot, kann diese 
nach Massgabü dm iui Suhuldtitol genannton Tilgungsuiodus ablösen 
und Kegressklage gegen den pers^önliciien Scliuldner erliei»en. Der 
Gläubiger kann die Ablösung dadurch verliinderu, dass er den be- 
treffenden Teil des Unterpfandes hypothekarisch entlastet. Der 
Eigentamer einer Liegenschaft mit auf ein fremdes Grundstück 
Überzeigender Sohnldvetschreibung kann nicht letztere auf seinem 
Qnmdatflck abschreiben und auf dem „Übeizeigenden" (d. h. dem 
GnmdstflGk des NichtschuldnerB) haften lassen. Dem Kapital- 
gläubiger gegenfiber haftet der Eigentflmer des Teilatfickes, auf das 
die Schuldversobimbung flberzeigt, blos fOr zwei Terfetllene und 
den laufenden Zins; der Geltendmachung hat eine Betreibiuig des 
Schuldners vorauszugeliea. 
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2. Vorordnung des Landrate» betr. die Ablö^nng 
(ind V !u A ikuü iung der Zehatea and Grundxiose v^md 

2H, Novein>K?r. 

Naturalleistungen and ewige Orumixiitge. die auf einer Liegeo- 
H^^haft haften, wul Zehnten sind abiri^bar. Fflr Naturalxebjit^ und 
NatiinüleiBtungen vird der DuiciischiiittBir^ der letzten sechs 
iahnt lierechnet nnd der ffinfnndswiosigfMsfae Betng bOdet die 
AblOmingSRumine. Bwlaht die Laiitimg eohon in Geld, ae wird 
«e einlMfa m 4% kipitalieiert Die für die AbUtoanir benUten 
8iiiiiiiieii dürfen Uuera nnprfingiidieii Zireck nidit eatfremdet 
werden. Der Schnldner kuia auch die blone Cmwandliiiig^ einer 
NatttnUeistung in einen Oeldsdns veriangen. 



5. Sohwyi. ' 

Kefcront: llartiu Odisner, Kanzleidii'ektür, Schwyz. 

1. Düfl am 7. September vom Regieningsrate criMOone Aue- 
fflhruogBreglement zur kantonalen Vollxiehnngererord* 
' nung zum eidgenOseiechen WasBerbanpoliieigesets Tom 
28. November 1B79 eetet fest, daee die Anordnung der teohnisohen 
Voruntereuchung eines Baoh-, Fluae- oder ButBoligebieilBB dmeh 
beaondere Schluflsnehme des BßgierangsTates eifolge, welche deiv 
selbe entweder au! Antrag des BesiiksrateB oder auf Begehien ▼on 
Gemeinden, Korporationen oder Privaten, oder direkt rm dch 
aus Tomimmt. OestfUzt auf diese Voruntersnchnng soll der 
Regiorungfirat verfügen, n\i lunl in welchem rinfange Aber die 
oriorderliclien SohiitzlKuU« n dip teohnifohen Vorarlioiton ansrefertigt 
wenlon sollen und gleichzt;itjg let»t6et/on, <<\< hoi Ausail'Cituiii,^ des 
Piano» un<l des Kostenvoransclilages auch Eriiebuugon üljer die 
annftliomdc GrftsHc des Pflichtenkreises und den Wert des inner- 
h<Ub dosKell>eu liegenden Gnmdeigentums zu machen seien. Nach 
Vollendung der technischen Vorarbeiten tcicht der Regieningarat 
dem Bundesrate ein UnteistQtsangagesuoh ein. Wird die Ansffitturmie^ 
der Bauten beBchloseen, so ordnet der Begienrngsrat die Aua^ 
mittelnng des ümfanges des beitragpflicbtigen Orundeigeniiuna an. 
AU solches sind m bezeichnen: in erster Linie diejenigen Bealittten, 
welchen bis dahin die rntorhaltspflicht oblag, in aweiter linie. 
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d.h. in denjenig:eii Ffillpn. wn die betrefTendeii Banko«iteii die Kräfte 
der bisher Pflichtigen übersteigen, alles Grundeigentum, welches 
durch die auszuführenden Arbeiten vor wahrscheinlicher oder vor 
nio<^dicherweisc eintretender Geiiibr iigendwie gescliGtzt wird. I^acb 
VoUeDdiing der Festsetsung dee beitngspfliohtigeii OnmdeigeDtiims 
erfolgfc die VorteUang der Beitnigsquoten. Die Beitrags- und Unter» 
haltODgspflififat haftet als dinj^iche Last auf der betreflfimden Liegen- 
Bcfaaft und darf von derselben nieht abgetrennt werden. Bei 
sp&terer Fanellierung solcher belasteter Liegensdiafhen bleibt die 
Behstung fortwfthrend eine solidarische. Die Beiträge zu den Kosten 
der BSnstellung und der Unterhaltung solcher Arbeiten verjähren nicht 
und sind bei eiüor sohuldentriebsrechtlichen Verwertung des Qrund- 
stüclies in allen Fällen vom Übernehmer zu bezahlen. 

2. Mit dem Tage der Annahme (\uroh das Volk, 23. Oktober, 
ist das Gesetz über den Wucher in Het^htskraft einwachsen. 
Darnach macht sieh d'^-s WiK^hr-r^ schuldig: a) wer sich eine grf^ssere 
Summe Terscthreiben Ifiaat, abs dargeliehen wird; es darf daher weder 
namentlich ein giteseres Kapital verschrieben werden, als abgegeben, 
noch dflrfen Zinsen im voraus vom Kapital weggenommen werden; 
b) wer sieh von jemandem höhere Zinsen, als die Qeeetse gestattsn, 
besaihlen oder verschreiben Usst; c) wer bei einem Darlebn Waren 
oder andere WertgegenstBnde, sei es infolge vorangegangenen Kanfas 
oder anderswie, statt baren Geldes an Zahlung giebt und eine 
grOesere Summe dafflr ansetzt, als deren landläTiflger Wert zur Zeit 
des Vertragsabschlusses betragen hat; Fordonmgen aii Falliten und 
Köiikur.siteti sind id> durchaus wertlos zu betrachten; d) wer zur 
Sicherheit eines DailehiK PfSndor in HRnden hat, welche ein 
Mehrere? wert «5ii«l. uiul sic-h Holciie nach verflossener Einlösungs- 
frist, ohne den vorgeschriebenen Betreibungsweg einznsf ida^en, als 
Egentum au8l:>e<lingt oder aneignet. Der Wucher ist (Jfhzial- wie 
Antragsdelikt und wird mit 20 — 1000 Fros. gebCisst. In schwereren 
f äUen, namentUoh bei betrflcbtUchem und gewerbsmSssigem Wucher, 
kamt die Geldstrafe durch GefiUignisstrsfe bis auf 3 Monate ver- 
schArft werden. Wer su wucherischen Handlangen wissentlich mit- 
wirkt oder solche begßnstigt, ist mit 10 — 500 Fros. zu bestrafen. 
Der Yerletste ist för den erlittenen Schaden zu entsofaildigen. 

3. Am 11. August hatte der Kantonsrat das Gesetz Uber 
Errichtung, Verzinsung und Ablösung von Kapitalien 



Digitized by Google 



— 1068 — 



und S' h Ii I i \ •; - ' Ii ri'ibiingen ini' Iii - mton. Pasu^lK» ist nach 
orfolg^ter Aiiiiithm-- 'lurch das Volk, »1- n ?H. ^ ►ki"^-! . mit dem 
1. Novembor in Heclitakraft getreten. Für alie Urundpfand- 
Tersieheningen, welche nach der Promulgation dieses Gesetzes 
errichtet werden, l>eti-ägt der btehsterlaubte ZinafusB 4 ^Jq. Di6 
nach InknÜtreten des OeaetieB verftUieoden Zinaen aller daamnal 
bestehenden KapHoUen dOrfsn in keinem Falle hfllier als ta 5% 
eingezogen werden. Titel, irelche dem 2. Juni ld54 (Datmn 
der Promulg»tion des alten Wnchet^gesetaee) errichtet imcden und 
bei welchen der netie Zina hSher als 5 % TeiBchrieben ist, kOnoen 
▼cm GUnbiger nach Inkrafttreten des Oeeetaee innerhalb Jahnafrist 
mit sechsmonadicher Voranzeige mr Rflckzahlung gekündet werden. 
Filr Anleihen mit Faustpfand (xler Brtrsrschaft und für Korren t- 
Anleihen ohne Sicherheit darf kein In'li. iMr Zins als 5 ,, berechnet 
■wenJen, soweit da« eid(r«Mv"iKsische ÜMiirat >n''iit <>< lit kL-iii' - at woi^'henden 
liostimiiiiniL^en enthält. W < r in irgend weich« i Kt»riti einen höütji'ea 
Zins, als wie ol[>en angeffitut wurde, besieht, winl wt gen Wuchers 
bestraft. .Te<ler Liegenscliaftsl>esitxer ist berechtigt, die auf seiner 
liiegenBcliaft laittenden Kapitalien sum Nminwertc des nach Inhalt 
des Titels zn venseichnenden Betrages, ohne Zoschlag nnd gegen 
Bcsahlnng der ausstehenden grundTeraicherten nnd abflillig anderer 
von ihm geschuldeten laufenden Zinse, abxulOeen. Jedermann kam 
seine IJegenachaft, anf welcher Überhangendea Kaintal haftet, von 
diesem Übersatca befreien. 

4. Das Gesetz Uber den Salspreis und die Ver- 
wendung des aus dem Salzverkaufe erzielten Rein- 
gewinnes wurde in der Volksabstimmunt; vom 23. Oktober 
angenommen nnd tmt mit 1. .Januar 1 in Kraft, InfulgiNlrs-t n 
wurde dt i V.m k,iuf«p?'«MH des Kotrhsal'Äe« auf 14 Cts. das Kilo ft sr- 
gesetzt. Der aus dein Salzmonopol erzielte Reingewinn anhin 
jährlich zwischen (»0 000 Fiv^s. bis 70 000 Frcs.) soll zu folgenden 
Zwecken verwendet werden: a) 45 — 50®/o zur Unterstutzimg der 
Landwirtschaft^ b) 10— 15 7o au Gtmatan von Gewerbe, Handwerk 
und Induslrie; c) 18—20% zur UnterstOtzung des StraaeenweseDB 
der Beiirke und Gemeinden; d) 10—15% ^ ünterstatsung des 
Annen- und Schulwesens deijenigen Gemeinden, daran Steoar- 
Venningen infolge des in Artikel 10 des Stenergeaetsas enthaltenen 
GnmdBatxes über Besteuerung <lea Grundeigentums der weUfichen 
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Korporationen (deren sSmÜiche Healit&ten in der Gemeinde rer- 

steuert werden, wo die Yerwaltuiifr ihren Sitz hat) eine erliebliche' 

EinbuRse erleidet. Die Verteihiiig- des iMv.üf^diclu ii Briü-age.s unter 

die IxMiofTeuden (i«'meinden erfolgt im Verhältiiiö der erlittenen 

Steuerein biisse und unter Berücksichtigung der sonst ungünstigen 

Steuerverliältnisse; e) der Rest zu Gunsten der Kantonakasse. Die 

Festsetzung der einselnen Beitrüge innei-lialb der aoBgeführten 

Sohranken geeobieht jeweilen auf Antrag dee BegierongsniteB dnroh * 

den Kantonsrat 

6* Die Abftnderung der Oivilproses&ordnung TOm 
7. Februar 1890 betreffend die 21, 270—279 über Kekura und 
Kassation hatte die Referendumsfrist unbenutzt passiert und wurde 
mit 8. Januar 1899 vollziehbar erklärt. Der H*'kHis wird hier 
definiert als daüjuiii^^e Kechtsiiiittel, dureli wolehüri Beseiioifle *ler 
Einzelrichter, der Gerichtskonunissionen, der Bezirks- und 8chietls- 
^oriohte von den Parteien weiter gezogen worden können. Der 
Beikuis ist entweder ein selbet&n^ger und geht an die JuBtix- 
kommiBBioa oder ein unselbBtihidiger, d. h. ein mit der Berufung 
verbundener, und geht mit dieser an das Kantonegeiiofat Kassation 
wird dasjenige Beofatamittel genannt, welohes eine Partei eigreift, 
um dn von den Gerichten erlassenes Urteil oder das Erkenntnis 
(Urteil) einer ricliterliclien Beiiörde durch die Justizkoiunüssion als 
nichtig crkläi-en zu lassen. Die Kassjition ist statthaft gegen alle 
gt'iichllichen Urteile oder Erkenntnisse riuhlerücher Behoi\ien, mit 
Ausnahme des Kassationsgericlites und der Justizkoramission, weun 
a) einer Partei das re* In liehe Gehör verweigert wuixle; b) die unter- 
legene Partei rechtsuniftbig oder nioht gehörig vertreten war; c) eine 
nioht gehörig besetzte richterlich Behörde geurteilt oder erkannt 
hat; d) Uber Sachen, welche die Parteien nioht zar Beurteilung 
vorgelegt, gearteilt oder erkannt worden ist; e) einer Partei mehr 
gesprochen wurde, als sie berechtigterweise verlangt, oder weniger, 
.ils die Gegenpartei berechtigterweise anerkannt hat; f) die Rechts- 
frage im Urteil oder Erkenntnis nioht vollständig beurteilt ist; 
g) gegen ein schon in der gU-ichtiu baeiie ergang» lu s. iingerufunes, 
rechtskräftiges Urteil oder Erkenntnis oder gegen einen aiig«5rufenea 
Vergleich oder Abstniid genrteilt oder erkannt wurde; h) durch ein 
gerichtUohes Urteil oder Erkenntnis die StaatsverCoBeung, ein Staat»- 
veartrag oder ein Konkordat offenbar verletzt wurde; i) in einem 
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Uiieil oflor Eakeuutuis eiii offenbarer iiTtnni hinsichtlich entecheiden- 
«ler Thatsttchen erscheint; k) gegen den kbren. unzweideutigea 
BuclißtalMjn eines Gesetzes gcurteilt oder erkannt wurde. Die 
Kaasatioo hemmt in der Regel die Beehtekrrft des erieweneo 
Urteik oder EriienntnisKee nicht; Angpahmen lieetimmt in diiogea- 
den nUen der Pritoident der JostiikediniiBSion. 

6. Vollsiehnngsvorscliriften tu der bandeBritlichon 
Verordnung betr. Aufstellung und Betrieb von Dampf- 
kesseln und Dampfgefftssen Tom 2. Deiember und in Recht»- 
kraft seit 8. Januar 1899, Als zuständige Behörden zur Vollziehunfir 
der eideenOssiwlien Ven^nlnung wcnlen bezeichnet: a) für litr 
lTnt<»rsiiclmiiL;' von rnfall'-ii 'la.- l^i-zirk-aiiu ; h) in iiiieii iii>hgeu 
Käll' ii 'ki Kegieiaiigörat. Die vom 8eh%(.;izeri.-' li' ii Verein von 
L>HHi[)fkes8olbesitzcrn lx;i seinen Mitgliedern ausgefühileu Unter- 
suchungen werden als g^^aügeud anerkannt, und sind die Organe 
dieses Yerdn^ aM< h mit don Torgeschriebenen und in gleicher Weise 
Tonunehmenden Untersuchungen der flbiigen Anlagen betnuit Über> 
tretnngen der Vorschriften der eidgenteiBohen Veroidnuiig miter- 
liegen, abgesehen von den dvUiechtliohen Folgen, einer Brase tob 
5 — 600 Fhs. und haben eTcntueO Betriefaseinatellnng bis nach Er- 
fOlhing dieser Voisehriften sur Folge. IHe Bossen weideai vom 
Regiemngsrate ausgeflUlt 



6. UnterwaldeiL 

Referent: Dr> Hugo Oser, Professor der Rechte, Fraibnig L C. 



a) Oberwälden. 
Nichts Erw&hnenswertes tu berichten. 

b) NiMtorwalden. 

Verordnung des Landrates betr. das Hausier- 
wesen vom 30. Norember. 

Unter Hausieren wird Torstanden der Gewerbebetrieb im Ümher- 
uehen und xwar Feilbieten Ton Waren durch Ümheitragen oder 

Cmherfiihreii, Fühning eines sog. Wanderlagers oder Eröffnung eines 
Ausverkaufs, Aufäucheu von Beäteüuugen bei andci'u ak soldien 
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Penonen, welche mit dem betreffenden Artikel Handel treiben oder 
denselben in ihrem Gewerbe anwenden, Ausübung opeiatiTer Ge- 
werbe (als Zahnftnste etc.), Betrieb eines Handwerkes im Hemm- 
ziehen (als Kesselflicker etc.), gewerbsmSssiger Verkauf Ton Knochen, 
Hadern imd Waren irgend welcher Art, im ümtaoschen mit andern 
Waren, das Wandenntisikanten-, Seiltänzer- etc. Gewerbe und 
Schaiistcllungen von Ott zu Ort. 

Ausgeschloss-^n vuin Hausierhandel sind Salz. Sohiesspulver, 
Sprongstott'o. Ai znt»iniittel. Gifte und geistif^e Getiäiih»'. unsittliche 
Hücher und Bilder, üoM- und Siiberwaren, .Imvolen und Taschen- 
uhren. Der Warenverkauf auf Ab^rhlays/ahlmig ist untersagt. 

Iliefür ist ein Patent ei*forderlicli, das bis zu 300 Frcs. per 
Monat oder 24 Frcs. per Woc;he oder 3 Fros. für 3 Tage kost -t. 
Dasselbe wird nur erteilt an Personen, die a) das 17. Alteiqahr 
erfüllt haben, b) sich Über Herkunft und guten Leumund ausweisen 
kOanen, c) mit keiner ansteckenden oder ekelhaften Krankheit be- 
haftet sind und d) eigenen Rechtes sind oder die ESinwilligung ihres 
gesetzlichen Vertreters haben. 

Die HSlfte der Patentgebtthren fftllt an die Staatskasse, ein 
Viertel an die Polizeidircktion, ein Vieitel an die Kasse der kanto- 
nalen Handwerker- und Gcwerbskomniission y.nr Unterstützung des 
Handwerks, der Lehrlingsprüfungeu und gewerblichen Fortbildungs- 
schulen. 



7. Qlarus. 

Referent; Dr. W. Borokhardt, Professor der fiechte, LAUsaune. 



Reyision des § 22 des bürgerlichen Gesetzbuches 
betr. Expropriation, yon der Landegemeinde beschlossen am 
1. Mai. 

Der bisherige § 22 enthielt den Satz, dass wenn nicht das 

Land (d, h. der Kanton), sondern eine Gemeinde die Abtretung von 
Grund und Boden verlaugt und Grundeigentümer dit-^t AImi. iui,|^ 
bestreiten, die Gemeinde vor dem Rcgierungsrate den Nachweis zu 
leisten liabo, daRs das \(m ihi* beabsichtigte Uaturneliiuen au.s 
Gründen des öfl'eiitüchen Wolds geboten sei. Dieser Satz wird, 
weil schon in der Verfassung entbaltea (Artikel 8) aushoben. 
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Revision des Gesetzes über die Sonn- nnd Fest- 
tage, von der Landsgemeinde besdiloBBen am 1. Mai. 

Das nach dem BundeageaetE über die Arbeit in deo FaMka 
suUaeige Maximum der Feiertage ausser den Sonntagen betrat 
8 Tag! Der Kanton Glarus hatte bisher fOr die EathoUkea II 
gehabt. Auf Verlangen des Bundesrates wird diese ZaM aof 8 
herabgesetzt 



8. Zng. 

Referent: Dr. Hugo Oser, Professor der Rechte, Freiburg L C. 



Gesetz betr. die Entwässerung bei Rotbkreax von 

26. September. 

Das Gesetz beansprucht zwar keine allgemeine Bedentong, nag 
aber angeführt werden, weil es typisch ist für die Art, wie in 
hunderten von Fällen in der Schweiz gegen die sich nicht in Auen 
Bahnen haltende Natnrgewalt angekftmpft wird. Bund, Kanton und 
Einwohnergemeinde wirken mit den zunAohst Beteiligten zmanunna. 
Im vorliegenden Falle trägt der Bnnd 40. der Kanton 30^ die Ge- 
meinde 10 und die Liegensehaftsbesit/-- i -0% Kosten. Die 
Besitzer Itildcii eine iluroh das Gesetz gebildete Zwangskoi j. iration. 
Die Verteihuig der Aullageu unter die Mitglieder erfolgt j i" rata 
der gewonnenen Vorteile endgültig durch eine vom Hegierungsrat 
ernannte Dreierkommisaion. Die Betreffnisse werden im üypo- 
thekenbuoh vorgemerkt und gehen allen andern Bekstongen der 
Grundstücke vor. 



9. Preiburg. 
Referent: Dr. Hugo Oser, Pioiessor der Rechte, Freiboig i Ü. 



Das einsige im Berichtajahie erlassene Gesetz beschBgt die 
Anfsioht über die patentierten Rechtsanwftlte und die 

Rechtsiizentiation nnd datiert vom 17. November. 

Die genannten Personen unterliegen bezüglich ihrer fMi-rti 
Ueschilftäfu]u*uug, sei es als Anwälte, als Geschäftsagenten oder als 
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BoToUmflchtigta ad hoo der Bttziplinarbefugnis des Eantonagerichta, 
das Bloh oiit iboen beach&ftigt auf Klage oder tob Amtswegen. 
Wegen ihfee YerhalteDS wAhiend dner Sitzung dee Geridits kann 
auch letsteree einechreiten. Als Disziplinarstrafen sind vorgesehen 

Ordnungsruf, Busse von 20 — 200 Franken, Rüge nut Veröffent- 
lichung im Amtsblatt und Einstrlluug auf die Zeit eines Monat« 
Ms 7M eineni .lalir. Der BeächuMigt^, der auf Klaire hin aber vor 
der Vonirteiiurig dem Begehren des Klägers nauhkomiut) kann nur 
mit Ordaungsmi oder GeidbosBe belegt werden. 



10. Solothnm« 

Keine geeetzgeberisclieu Erlasse. 



U. BaaeL 

a) Baselstadt. 

Hefercnt: i>r. VV . üurckliardt, Professor der Hechte, Lausanne. 

QroBsratsbesolilass betr« die staatlieh anerkannten 
Feiertage (Ostermontag, Fflngstmontsg und Stepbanstag) vom 
8. September. 

Ostermontag und Pfliigt^tmontag werden als staatlich anerkannte 

Feiertage erklärt, ebenso der Tag nach Weihnachten (Stephanstag) 
fflr die Jahre, in weklien Weihuaciiten nicht auf einen Moutag odei' 
Freitag fällt. 

Gesetz Ober Revision des Gresetzes betr. Eiuzel- 
richter, Vermittlungsverfahren und gewerbliche Sohieds- 
gerichtc vom 29. Apiü 1889, vom 26. Mai. 

Das Gesets von 1889 hatte in Basel das VermitÜungsTer- 
fahren in streitigen Sachen eingeführt, aber fdr die Prosesse, die 
▼OH Civilgericht anhingig gemacht worden, in den unriehtigen 
Moment, nnmittelbar nach Einreichiing der Klagsohnft , verlegt ; der 
Richter kannte die Ablehnungsgrilnde des Beklagten noch nicht 
und hatte in der Retrel mit Beiiim \ r rniittlungsvorschlägen nicht 
viel Erfolg. Dagegen kaiti e»s t'.ft. r^ voi, dass in einem späteren 
Stadium des Prozesses der Uehciitspräsideat oder daf^ ein Vor- 

m 
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verfahren leitende Uenciitsmitglied eiueü Vei*gieich uuter deu Parteioi 
bewirkte. 

Das neue Gesetz beseitigt daher dag obligatorische Ver- 
mittlungsTerfahren sowohl aas dem Froxesse Tor dem Cinigencte 
als aus dem Prozesse vor dem ISnzelnehter, uod liest nur die 
fakultstiTe Anwendnog des YiQnmtÜimgSTersiiclies in einem be- 
liebigen Stadimn des Proieeses offen. 

Gesets Uber Zonenexpi opriation ?om 28. April: ein 
Ratschlag des Regierungsrates zum Gesetze sagt, die Krfakruug 
liabe gezeiirt. dass das hrstt lb riile Expropriationbiecht für die 
Durchführung urafangi eicher Kon •kti' aen im Innern der Stadt 
uiigenügead sei, weil es blos die in die Strassen fallenden Teile 
der Liegenscliaften zu ox]>ropriini'en Gro^ftatte, r.k-ht aber auch die 
neben der Strasse liegendeu Fi&oben; davon sei die Folge, dass die 
von der Korrektion gehoflten Yeibeeserungen oft nicht emeh 
werden, indem die BigentQmer ansintt eines den heutigen An- 
forderongen entsprochenden Neubaues blos ihre Fassade znrOdtsetM 
und die mangelhaften inneren Einrichtungen ihres GebSudes bestellen 
lassen. Dem .soll die Zonenexpropriati-'H entgegentreten. Sio 
besteht darin, dass bei einer Koirekii-'H so\v(,lil tlas I'rivateiL'^^ütum. 
d.as in die Stmsse fallt, als das inneihaltt viaet b«'>tinmiteü Zon<? 
hinter der Baulinie liegende expropriiert ^^'i^d, doch soii die Tiefe 
der Zone nicht Ober 25 Meter betragen. Immerhin iaUen in die 
Eixpropriation auch die hinter der festgesetsten Zone liegenden 
Abschnitte der betroifenen Uegenschaiten, solecn dieadben nicht 
als selbetSndige Banplfttze betroohtet werden kSnnen oder nicht an 
eine Strasse Stessen. 

Eine Zonenexpi ' 1 1 iation kann nur durdi Beschluss des Groesen 
Kaltes zur Anwendung k<inijuen; es kann damit auch die Im- 
jin i iiatioii von Stücken bisheriger Allmend cregen Vergntnnc: des 
dem Bodoinverl ent»pi'ech^"nil.-n lietrugcs dein IjetietTeitdt;!! ikiViUocke 
zugeteilt werden. Kommt über die Entschädigungssumme keine 
Verständigimg zu Stande, so ordnet der Bogieningsrat das £i- 
propriationsverfahren an. 

Die Liegenschaftseigentfimer, die Grund und Boden abgetreten 
haben, sind berechtigt, von dem neuen Baublook eine FluneUe in 
beanspruchen, deren QriSsse zw dem Gesamtareal des verbleibendeD 
Baublocks in gleichem Yerhiltnis steht wie die frOhero FuieUe 
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zum Ors,iintar.'al des h'flheren Blockr-s. nw} die in l^n^c und Fjont- 
ausdehnung möglichst der abgetretenen Parzelle entspricht. Aus- 
geschioBsen sind solche, die bei diefler Verteilung einen Baaplatz 
von -weniger als 6 Meter FrontUnge miv] 120 Bieter Flnolioninhalt 
erhalten wQrden. Der Übenufchmspueis der neuen FtoneUan bestimmt 
sich musb dem Werte, den der Boden nacAi DuiohfOhrung der 
Banlinien und Nenordnnng der LiegenBofaaftqgrenzen haben irird. — 
Die von der Zonenexpropriation nicht betEOflenen Stnssenan'wftnder 
haben (nach bisherigen Gesetsen schon) Beitrige an die Strsseen- 
kortektion zu leisten. — Die Strdtigkdten, die aus einer solchen 
Zwienexpropriation entstehen, gelangen vor eine vom Civilgericht 
ernannte E\]nopriationskommission, dio für all»' aus der vorliegenden 
Zonen, xjnojaktiou ci forderlichen Entscheidungen im Amte bleibt 
und YUM "1er die Appellation an das Appellationsgericht ^;elit. — 
Servituten, die zwischen Liegenschaften eine*; Baublockes bestehen, 
gehen bei der Zonenexpropriation unter; ausnahmsweise können 
neue begründet werden. Servituten, die zu Gunsten von Parzellen 
ausserhalb des Baublockes auf solchen innerhalb des Baublookes 
lasten, bleiben in der Bogel bestehen. — Die Hypotheke-^foixlerongen, 
die anf den der Zonenexpropriation unterliegenden Parzellen lasten,- 
sollen ans dem Expiopriationspteiaei soweit dieser reicht, vor der 
Fertigong abgelöst werden. 



h) Basellaiifl. 

Referent: Dr. Hugo Oser, Ftofeasor der Rechte^ IVeiburg i. Ü. 



Verordnung des Landrates betr. die Aufsicht über 
die Forstwirtschaft vom 17. Oktober. 

Tn diesem Kanton, dessen Bürerercrenit iHdeii teilweise jrrosso 
Waldbestände aufweison, wurden schon wi- tiorholt Versucbo p-eniai ht, 
auf dem Oesetzgebungswego Ordnung in di*^ Bowlrtschaftung dieses 
wichtigen Faktors der Volkswohlfahrt zu bringen. All»' Versuche 
sdieiterten abc>- nn der Opi >sition des stimmbereclitigten Volkes, 
deesen Mehrheit zähe am Althergebrachten festhält, namentlioh 
wenn die Neuerungen von finanzieller Tragweite aind.^) Da nun der 

*) Aus dem genannten Grunde ist auch das soni Laudial Ueii 27. Juni 
eilasseue Steuergesetz deu 13. November vom Volk verworfen worden. 

68* 
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Landral selbständige Kompetenz besitzt zum Erlass drr Einfflhnings- 
ge-setze zu Bundosg^^^ot/pii, so hat er den Anlass de& Erlasses des 
oben S. 1057 bcH|)rocheiiea Bundesgeaetzes vom 15. April benutzt, 
um durah die EinfflhrangSTeroidnnDg dasu das Mher ireigeblich 
YenEuchte lu ermoben. ZunScfaBt handelt es sich um Sohaifting 
der Stelle eines EantonfOrsters, dseseu Obli^geiilieiteii eingehend 
umschrieben werden. Sodann ist jede Gemeinde, die über 20 ha 
Wald, beaitstt gehalten, einen GemeindefOrster, der die erforder- 
lichen Kenntnisse in einem Fontkorse erwortien hat, anzostellen. 
Daneben ist die Vermehning des Wildbestandes und die Erstellung' 
eines Wirtschaftsplanes vorgeschrieben. Aii< Ii I'rivatwaM darf ohne 
regieruiigsräliiclie Bewiüigimg nicht außgei-eutet werden. 



12. SohaffhaiueiL 

Referent: Dr. Rng» Oser, Professor der Rechte» Freiburg i T. 



1. Nachtragsgesetz zum Gesetz über die Gewässer, 
vom üiM>s* ii Rnt deu 30. Dezember 1897, vom Volk den 10. Juli 
1898 aii,L:cii< iiiiiin'ii. 

£b wii-d (iie Hil/t r in die erste Klasse der öileiitiichen Ge- 
wfisser eingereiht, woduix.>h die Beitragspflicht des Staates an die 
notwendige Korrektion erhOht wird. 

2. Dekret des Grossen Rates betr. die Besoldung 
des Landj&gerkorps vom 28. Desember. 



13. Appenzell. 
Kcterent; Dr. Hugo üt»er, Proiessor der Hechte, Freibarg i. Ü. 

a) Appenzell a./Rh. 

Keine Eriasse. 

b) Appenzell L/Rh. 

Fischerei-Verordnung des Grossen Rates rom 2. JunL 

Diese Verordnune: ist in Ausfflhnmg des eidgenössischen 

Fischereigesetzes vom _i. Dezember 1888 erlassen worden. Das 
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J^ccht zur Fischt ivi sttht <l<'m Staate zu, vorbehflltlich nachgewiesener 
Pi ivatrechte. Zur Ausübung bedarf es eines Patentes, das für den 
Fisciifang mit Setz- und Schopfgarn 25,50 Frcs., für den Fisohbog 
mit der Angel oder in Verbindung mit Setz- und SdiOpfgani 
35,50 Free, pro Jahr kostet Kein Patent bekommen Personen 
unter 18 Jahren, kriminell bestrafte and nioht rehabilitierte Peiv 
Bonen und solche, die wegen Obectretong der FiBchereigesetzgebung * 
im sweiten Bflokfall bestraft worden sind. 



14. 8t OaJlen. 

Referent: Dr. Bageler, EantongeridifsBohreiber, St Gallen. 

1. ficgiilativ betr. die mit den Vt'rjifl.<^iitiü:sRtntion«'u 
für bell Ulf tii:e Durchreisende verbundenen Arboitsnach- 
weisbureauH vom 11. Januar. 

An sämtlichen Orteu, wo Naturalverpfl^[UDg8Station>'M bestehen, 
sind Arbeitsnachweisburcaus su errichten, unter der Aufeioht der 
fietriebskonunissionen. Wer angewiesene Arbeit ohne genügenden 
Qrund nioht annimmt, verliert die ünterstOtsungsbereohtigang. 

2. Die Nachtragflverordnang betr. die Fischerei im 
Bodensee vom 22. Februar (vom schweizerischen Bundesrate 
genehmigt am 4. KUiz) beschloss die GrOssenverhAltnisfie (120 m 
lang, 1,50 m hoch) und Zahl der sog. Schwebnetze (in einem 
Fischereibetriebe nicht mehr als 30), die Fangart bei solchen 
(Netze von mindestens 4 cm Maschenweito) etc. 

3. 31 it H< .schlusa des Reirieningsrates vom 25. Febiiiai ist 
als (i e r i h t - i n s f a n z zur Heu rt ei hing von Übertretnn eron 
des Ivonkordatcö betr. die Stellenvermittlung fiir 
Dienstboten im Inlande (siehe Jahrbuch 1897 Seite 996 
Ziffer 10) der Gomeindorat (fiir den ersten C'bertretungsfaU) und 
die Bezirksgerichtskommisaion (fQr den Rückfall) bezeiduiet 

4. VoUzugs-Verordnung betr. Aulstellnng und 
Betrieb Ton Dampfkesseln und Dampfgefftssen vom 
4. Man zur bezügL bundesrfttlichen Yerordnnng vom 16. Oktober 1897 
(Nomenklatur der hierunter fallenden Dampfgefftsae, Bewilligung 
zur Aufstellung derselben, Bim, AusrOstimg, mehrmalige Prilfung 
nach Aufstellung, periodische üntersuchungen, im Jahre mindestens 
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2 Mal, technische Aulordenrngen an Bedienungspersonal FQhnng 
eines fievteioiiBbixdies nach Fonnukr» Veifahren bei UBfiÜleQ). 

IMeae VoUzagaTeroidnung beseiofanet als sust&ndige BeltMe 
Sur ErteUuDg der fiewiüi^puig eines Dunpfkeeaels oder Duifi- 
gefilsses das kantonale Finanzdepartement und aneilceiuit die 
den Organen der vom schweizerischen Verein von Danipfkessd- 
- besitzern bei dessen Mitgliedern geführten Untersuch uii gm aJs 
aintlirli jrilti^?. Das Hetricbsamt hat di<^ riiorwacliuiig tl. i Be- 
stiniraiingen der bnndesiätlichen Verordnung zu besorgen, mit Zu- 
hilfenahme der Kantons- und Gemeindepolizei. Ni* htlM folgungeo der 
Vonchiiften zieht geriohtUohe BusQgelder von 6—500 Frcs^ eventiien 
Eänstelluag des Betriebes bis sor IfrfQUting der Vorsobriften aadi siek. 

Durch diese Verordnung wird diejenige Tom 17. Oktober 1888 
betr. Anlage und Untenudhung von Dampfkesseln aufgehoben. 

5. Am 10. Mai ist ein Nachtrag zur Sohniordnung 
vom 29. Dezember 1865 für die Primär- und Realschulen 
des Kautoiis St. Gallon erlassen worden, mittels d^'^'sen die 
Artikel 150 und 151 der Schulordnung im Sinne l)esti mm lerer Vor- 
schriften für die Behandlung der uneutschuldigteu Schulvenium- 
nisse revidiert wurden. 

6. Am 24. Msi eiging ein Bescblnss betr. Erweiterung 
des kantonalen Greisenasyls in Wil (Kredit von 1769500 
Franken bewilligt, neuer Schttldentilgungsplan). 

7. Am 25. Mai ward ein Beschhiss betr. die Errichtung 
einer Verkehrsschule und liüht ren Schule (Akademie) für 
Handel. Verkehr und Verwaltune" gffassr. 

Zweck der Verkehrsschule: Heranbildung von Beauiien und 
Angestellten für den Eiseubahn-, Post-, Telegrsphen-(Telephon-) und 
Zolldienst; sie besteht aus 2 Klassen, deren 1. an die 2. Sekonda^ 
Bchulklaase anscblieest Schaffung einer 3. Khsse voigeeeben. 

Die Akademie bat den Zweck, SöbtUem, welche die Ifc^ 
kantilabtnlung der KantonsBohule oder die Terkebisschnle beeodit 
haben, sowie anderen Personen, welche hierfür die nötige Vor- 
bildung besitzen, eine höhere Bildung in den Zweigen des Haudels, 
Verkehrs und der Verwaltun^^ /.u geben. 

Die Anstalt untersteht der Oberaufsicht des Kegienmgsrates 
und der Aufsicht einer von ictzteran gewAhlten Kommisnoa und 
wird Ton einem Direktor geleitet 
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Die Anstalt, aiu 1. Mai 1S99 eröffnet, zahlte Ende 1899 
251 Schul« 1 bezw. Hörer, wovon ein Teil dein weiblioheu Ge- 
ßchlechte angehörte. 

Seither (November 1809] ist eiue Erweiterung der Anstalt bo- 
achlcwBsen worden. 

8. Eine Verordnung betr. die Droguerien vom 4. Juni 
bestimmt, was die Droguen ausser technischen Artikeln für Oe- 
werbe, Landwirteohaft etc. unsohftdlichen diAtetiachen tind hygie~ 
uischen Haosmittolii an das PubUkiim und an Apofbeker abgeben 
dfirfen. 

9. Üuie Yerordnnng Aber den Verkauf von Giften vom 
4. Juni besohrftnkt letzteren auf die OffiBntUdien Apotheken und 
enthalt eine Bäihe von Ordnungsvorechriften. 

10. Das am 24. Mai erliussene, seit 1. Januar 1899 in An- 
wendung stehende Gesetz über die Expropriation, durch welelies 
die frühcion bezflgl. Si^ezialgesetze vom 23. April 18Hr>. .^0. Mai 
18C1, 8. Fpbnmr 1866, 30. Januar 187?. auf-.'lir.l-t>n wiii'lrii, lu;- 
willigt ilas Recht auf Abtretung oder Helassung jeder Art unbe- 
weglichen Gutes, wo es das öffentliche Wohl erheischt, gegen volle 
Eutschndisrung. Gegenstand dos Expropriations Verfahrens kann auch 
die bleibende oder vorübergehende Abtretung oder Einräumung von 
dinglichen Rechten sein. Das Expropriationarecht besteht ffir öfCent" 
liehe Werke des Staates, der poUtischen, Ort»-, Schul- und Kirch- 
gemeinden, event. auf Begehren der Bfiigerveraammlung oder der 
kompetenten VerwaltungsbehSrde, auf Beschluss des Begierungs- 
lates hin auch den Gemeinden zu Hftnden von Korporationen, Ge- 
sellschalten oder Privaten. 

Wenn durch eine Toilexpi-opriation der Rest der Liegenschaft 
wesentlich verunsttUtet würde (wler die bisherige Betreibung eines 
Gewerbes ontwcdor ear nicht, odei mit verliilltnismilssig gros.sen 
Schwierigkeiten möglich wäre und zudiMn » in Ersatz durch ange- 
messene Vorkehrungen nicht geboten weiden kuiin, so ist der Ab- 
tretungspflichtige zum Begelirea bereclitigt, dass ihm das Ganze 
abgenommen werde. Wird einer Liegenschaft durch Abtretung 
oder Hänriumung eines Hechtes der Hauptwort entzogen, so kann 
der Eigenthnmer deren Üt>emalime durch den Exproprianten verlangen. 

Der Expropriant kann die Abtretung des Ganzen verlangen, 
wenn er bei einer Teilexpropriation fOr daherige Wertvenninderung 
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müsste. 

Bei Festsetzung der Eiit8chä<lip:nng sind insbesondere zu benlci- 
sichtigeii: der Verkehisirert, die Wertvenninderung der dem Ab- 
tretongapfliolittgeiL verbleibenden Teile, der TorAbergelieiide oder 
bleibende Elrweibaaohaden, Entachädlgungapfficht des ExpropriiteD 
an Dritte, 2. B. an NntsnieeBer, Fichter, Ifieter. 

Werterliühungen des nicht expropiierten Eisciitunis werden in 
Abzug gebracht, soweit das letztere von besonderen Lasten, a. B. 
StrassenunterhaLtspflichten, befreit wird. 

Wenn die Beteiligten eich über die Pflicht sui Abtretong nicht 
einigen, so hat der Expropriant dem Exproprlaten dnrcb daa Benika- 
amt Tom Gegenstande der Expropriation Anzeige zu madien; Ein* 

sprachefrist : 14 Tage. Von da an darf an der Beschaffenheit 
des abzutreteadüii Objekte keine Änderung mehr vorgeiiumiiien 
werden. 

Über die Pflicht zur Abtretung entscheidet der Begiemngsrit 

Können damaoh die Parteien dch über die EntBch&dignng oder 
die Aufidehnung der Abtretung im Sinne der 6big;en Absitie 2 
und 3 nicht einigen, so ist auf Yerlangen eines Beteiligten durch 

Vemiittlung des Bezirksamtes diiifh das Kajitonsgericht eine 
Schätzungskommissiüu von 3 Mitgliedern und 3 Ersatzmärii^Mn zu 
ernonnon. Hinsiohtlich des Anfstfindes derselben gelten die bezügl. 
civilprozossiialen Vorschriften. Dio Schätzunerskoramission lässt sich 
Ober alle Verhältnisse durch die Beteiligten Aufschluss geben, hilt 
Augenschein ab, nimmt Eineicht von den Öffiantlichen Büchern «od 
macht die ihr zwecdonSssig erscheinenden Eriiebungen, zieht nötiges- 
blls SaohTerstandige bei. 

Deren motivierter Entscheid ist, von allen Mittrlicderii unter- 
/oiclmet, innerhalb 14 Tagen dem Bezirksamte /.u/.u«tellen. Die 
Beteiligten erhalten davon Abschrift Die EntschädiguugssuiufiMii 
snd zu spezifizieren. 

Der Entsoheid kann innerhalb 14 Tagen an den Riditer weiter- 
gezogen werden, ansonst er in Rechtskraft erwfiGhsi 

Der Expropriant kann innerhalb gleicher Frist auf die Expro- 
priation verzichten unter Gutmach iintr ier den anderen Beteiligten 
erwachsenen Schädigungen und Umtriebe. 
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Die Entschädigungssumme ist an den Oomemderat imd von 
diesf^m, nar^hdem der Eigentümer sich mit den Pfaudgläubigern ver- 
ständigt, diesen oder dem Eigentümer zu vembfolgen. 

Das abgetreteae Objekt kann gegen Rüokeistattimg der er- 
haltenen Entsohadigimg wieder Eorfickgefoidert weiden, wenn binnen 
2 Jahien ohne zuieichende Orftnde das Objekt niöht zu dem Zweoke, 
für den die Expropriation bewilligt ward, benutzt worden oder aber 

zu einem anderen Zwecke verwendet werden soll. Verwendungen, 
welche einen MehiNveit zur Folge hatten, sind zu ei-setzen, um- 
gekehrt ist Miadeiweit ahaui^echuen. Streitigkeiten hierüber sind 
Tom Eiehter zu entscheiden. 

11. Am 15. Juli ward eine Yerordnung aber die Bin- 
richtung und die Inspektion der Apotheken (durch den 
Besdrksarzt und einen Apotheker) erlassen. 

12. Mittelst Nachtragövorürdüuug vom 20. So]»t(Muber 
zum kantonalen Vormundschaftsgesotze (vom 1. Juli) 
und in teilweiser Abänderung der bisherigen Vollzugsveioidnung 
▼om 20. Juni 1892 ward bestimmt, dass durch die Ausscheidung 
und Sicherstellung des FiraueuTeimOgens (Artikel 100 und 101 des 
ottierten Gesetzes) dem Eihemann nur das Verwaltungs« und Yer* 
fOguQgsrecht, nicht aber das Nutzniessungsreeht und die daherigen 
Pfliohten hinsichflich des Frauengutes entzogen werden. 

Bei Ausscheidung und Sichersten nni,^ deti Frauengutes hat das 
Bezirksamt geei.Lrnet.' Pulilikation zn »'rlasöen. 

Vormimdsobaitsstreitigkeiten über die Fragen, ob die Wohnsitz- 
behdrde dem Antrage der Heimatbelri^rde auf Bevormundung Folge 
zu geben ▼erpfUohtet sei (Artikel 14 des Bundesgesetzes über die 
dTÜreohtlichen Yerhaltoisse der Niedergelassenen und Aufeathalter) 
oder ob das Begehren der H^atbehOrde um Übergabe der Vor- 
mundschaft an sie ttegrOndet sei (Ailikel 1.5 des citierten Bundes-^ 
gesetzes), werden vom Regierungsiate entschieden. 

13. Am 11. November ward eine Yerordnung über das 
Mädchen-Arbeitsschulwesen der Primarschulen erlassen 
unter Aulhebung der bisherigen bezflgl. Bestimmungen der Schul- 
ordnung vom 19. Dezember 1865. 

14. Am 21. November fasstc der Grosse Rat Bcschl.uss betr. 
den Bau und Betrieb eines Sehülerhauses (Kouviktes) 
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für die Kantons- und Verkehrsaehale. (EredifbewilligoBs: 
169500 IVcs. ffUr Ban; 20000 Free. fOr Mobilianmaohaffiing:) 

15. Dnroh Nachtrag zur Organisation dea St Galliaelieo 

ICantonsspitalfi (vom 25. Oktober 1887) ward am 3. Desember 
die bisherige Zahl der Assistenzärzte (4) freigegeben, je nach dm 
Bedürfnissen und jeweiligen VerhaltniPfsen. 

16. Am 31. Dezember wunle zu dem oben sub Ziffer 10 er- 
wähnten Expropriatiousgesetze der Gebührentarif für die Y«^ 
richtungen des Bezirksamtes, des Eantonsgsriobtes, die Schtonngs- 
kommission und deren event SachTerBOndige festgesetzt 

Als unerledigt auf der Traktandenliste des Grossen Bstes {vo 
31. Dezember figurieren: 

Gesetz betr. die Amtskantionen (Gründung einer kantonaleB 
Amtsbürgschafts -Genossenschaft), Gesetz betr. das FachjErericht für 
die Stickerei-Indiiptrie, Gesetz Ifotr. die Kindviehzucht. Ge-etz betr. 
Fremden2)oiizei und Niederlassung, (neues) Juuitonalcs Öteuergesets, 
(neues) Civilrechtspflegegesctz u. a. m. 

Schliesslich sei noch darauf aufmericsam gemacht, dass aohogs 
des Jahres 1899 ein Werk mit sehr einlflsslichem Saduegisler 
publiziert ward, betitelt: 

St Gallisches Privatreoht, herausgegeben im Auftnge 
des (St (}a]I.) Justizdepartementes von Dr. Carl Jüger, Kan/taur 
richter. (Fehr'sche Bik lihnndlunt; St. Gallen,) 

Für die Praxis is,t bedeutend : 

St. Gallisches Verwaltuugsrecht, Sammlung mniilsätz- 
licher Entscheidungen aus dem Gebiete des öffentlichen und des 
Verwaltungsrechtes aus den Jahren 1850—1897. Herausgeg^ 
im Auftrage des Rogierungsrates von 0. Mflller, Staatsschreiber, 
1898. (Buchdruckeiei der „Ostsohwdz** St Gallen.) 

Anzuführen ist endlich 

Widrig, J. Th. Das St Gallische Brbgesetz mit von kantona- 

gerichtlicheu Urteilen unierstiitzten Erläutenuigeu. (Trogen, ü. Kühler.) 
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15. Oraubtoden. 

Referent: Dr. Aloys Stoialiaiieer, Advokat» Chur. 



a) GeMtzgebuiHi. 

Gesetze worden im Jnhie 1898 fOr den Kanton Oranbfinden 
keine erlaseen. 

Anf dem Wege der Verordnnug hat der Oioese Rat folgende 
Beechinsse ^fasst: 

1. Q ross rat she8ohlu88 vom 20. Mai Ketr. ErricUt u ii «^^ 
einer wecliseUei ti "^eii Alters- und Versieheru n t;s- 
kasse für die Lehrer der büudnerischen Kantünsöchule« 

Die Lehrer unserer Kantonsscluile (der uliersten Lehr- und 
£rziehiuigBanstalt dea Kantons Gtaubflnden, ein Gymnasium, eine 
Realsobnle, eine teohnische Abteilung und ein Lebreraeminar um- 
fuseud) waren bisher in ölconomischer Beiiehung einsig auf ihren 
Jabresgebslt angewiesen und erhielten nach ihrer Entlassung keine 
Altersrente oder Pension. Der Maugel dieses Systems hat sich 
Rc^hon längst zum Sohaden des Unterrichtes und mr Härte der 
Lehrer gezeiert. Zweck ilieses Grossratpbofschlvibsei» ist, di(*8on 
Übelst&nden abzuhelfen. Dies soll dadurch geschehen, dass eine 
Stiftung gegnlntlet wird, die mittels Todes-Versioheruog und Leib- 
renten die Lehrer und üire Familien zu unterstOtsen hat Alle 
Lehrer der Kantonsschule sind zur Beteiligung an der neuen Stiftung 
verpflichtet Der Kanton beteiligt sich in der Weise, dass er fOr 
jeden Lehrer, der dieser Stiftung mit einer jährlichen Einlage 
von 3 7o seines Gehaltes beitritt, ebenMk einen ebenso hohen 
Beitrag leistet. 

Die Folge diosor Alter«- un1 Versit horungskasse ist. dass die 
Lehrer in ihien alten Tagen ii;u h {UxTstandenem Diennle vei-soi-gt 
sind, von den Schulbehördeu ohne Be<loaken entlassen und durch 
tische, neue Krftfte ersetst werden können. 

2. Grossratsbeschluss vom 24. Mai betr. die Um- 
brailstrasse. 

Das Hlinstsrthal gehört zu den entlegensten Thalsohaften des 

Kantons Granbünden. Es bildet die Ch«nze unseres Kantons gegen 
T^rol. Bis heutzutage gab es keine fahrharü Strasse, welche 
Münsterthai mit Tyrol verbunden hätte. Der Umbrailpass gehört 
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nun 7M den goeignetsten Beiigübei^äugen zwischen Münsterthal 
und TyraL Schon im Jaiue 1890 «teilte das Kreinmt MOnsterthal 
an den Klanen Bat des Eantons Giaobflndea daa Qesoch, für den 
Bau der Umbrailatrasae Yoistiidten machen mid wenigatena einen 
aproximativen KoetonToranaohlag anisteUai an laaaeii. Man wollte 
da«imial sich damit begnügen, die alte Strasse so vcibco e o r u und 
wurden diese Kosten auf 40 — r)0 000 Frcs. geschätzt. Allein 1894 
potitionioite das Kivi>amt des Münsterthaies zum zweitenuKiI umi 
ProjektauLsteiiiiiig, di - ^mal aher für eiii'- Kun>tstr»>.-e. Der Kltjiiiö 
Rat entsprach diesem Gtsuch. Das Proj.'kt kam im April 1896 
zum Abschluss. Gleich darauf gelaugte uiau an die eidgenössischen 
R&te um Subvention dieses Strassenbaoea. Die Bundes- Versammlimg 
beschäftigte sich mit dieser Inge am 8. Oktober 1897 oad 
besehloss, dem Kanton Qianbflnden für eine Sttaase (Iber den 
Dmbrailpass von 8t Ilaria im Mflnsterthal bis sur IV. Gantoniaia 
einen Bandesbeitrag von swei Dritteln der wirklichen Kosten und 
von höchstens 103 383 Frcs. zu leisten. Der Grosse Bat Gian- 
bündens faissto am 24. Mai 1898 den Beeehlnss, den Bau der 
Unihrailstrasso mit 75 % der Kosten nach Abzug der Bundes- 
subvention, der Rohmaten,il-Liokruiig uud d. i Expicpiiationskosten 
im Maximum mit 61 2r»0 Fre«. m unterstüt/en. Die Umbi-ailsti-asse 
wird als Bergüberg-.ing unt*H die Verbindungsstrassen klns^ifiziert. 
Die OfTenhaltung dieser Bergstrasse be»chi&akt sich auf die Zeit 
vom ir>. Juni bis IT), September jeweilen. 

Die Qemeindeo des Mflnstertbales haben diejenigen Leistungen 
zu übernehmen, welche § 3 des StnsBengesefaes von 1882 niher 
umschreibt Demnach sind die Gemeinden veiikfliohtet zur Über> 
nähme der Expro[)riation, zur unentgeltlichen Abgabe der erforder- 
lichen Rohmaterialien, zur Beeoi-gung sftmtUcher Kiesfnhren an die 
vom Ingenieur l>estimmten Plätze, zum Bnttnerdienst nnd zur 
Stolliiiii: von liilL^-mannsciiaftrii in Fällen von auaseronlenilich-Mi 
VtrkelifRstnningen. Die ganze libi ii:'-, Midentliche und aussei-ordeut- 
üche Unteikaltung übernimmt der Kanton. 

Gegenwärtig befindet sieh die Umbi-ailstrasse im Bau und wird 
voraussichtUch im Latife des Jahres 1900 vollendet sein. Der 
ümbnulpass mit der ÖrÜergruppe flbt auf die Fremden eine grosse 
Anziehungskraft aus. So hofft man dann mit Becht, dass die 
ümbrailstrasse fQr den bfindneriscfaen Fremdenveikehr von gKoassr 
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Beilentung sein werde und dass dieselbe mächtig' dazu beitriige, den 
Fremden liesucb im ^fünstertlial, Engadin uad Davos zu heben. 

3. Grossratsbeschlnss vom 21. Mfti betr. Zusatz» 
artikel zn Artikel 20 der Flössordnnng vom 27. Sep- 
tember 1863. 

Zar Zelt, in welcher unsere Fltesordnung anfgeetellt wurde, 
hatte das FUtaeen eine viel grOasere Bedeutnng als gegenwärtig. 
Seither sind aber die Terkehrsroittel bedeutend verbessert worden, 

80 dass dieselben auch zum Zwecke deR Holztransportee unter 
möcrlichster Vorm^iduntr des Flossens bonuty.t werden. Anderer- 
seita lial'*>n die Waö&erwt rk«v eine viel jjifjssere Bedeutung erlangt, 
namentlich seitdem f*s irrlungen ist, die Wasserkräfte elektrisch zu 
verwenden. So besitzen schon verschiedene Gemeinden bedeutende 
Wasserwerke und dieselben sind stets im Wachsen begriffen. Zweck 
des genannten Groesratsbeschlasses ist nun, unsere bestehende 
FlOssordnung in dem Sinne abzoSndem, dass das nassen da nicht 
gestattet wird, wo dadurch bereits hergestellte oder noch heran« 
steUende Wasserwerke in ihrem Betriehe gehemmt oder in ihrer 
Anbge bedroht werden. 

Dabei Hess sioh der Grosse Rat von der EWägtmg leiten, 
dass die Rechte an öffentlichen Gewässern, namentlich der allge- 
meine Gebrauch, ölfentlich-r-clitlit her Natur seien, und dass die 
Flnssordnung keine Privat) -rlite iK rülm', «ondern nur die Ausübung 
eines öUentlichen Kechles regth", iiii'] dfuss es somit Saciie der 
Administnitivbehörde sei, die Linie zu ziehen, wo das öffentliche 
Kedit m Gunsten der privaten Reclite eine Einschränkung erleide. 

Zwei weitere GroseratsbeschlOsse sind nur von gans lokaler' 
Bedeutung, nSmüch: 

4. GroBsratsbesohluas Tom 27. Hai 1898 betr. Or- 
ganisation der MilitArkanslel, und 

5. GrossratsbesohlusB vom 27. Mai 1898 betr. Neu- 
einteilung der Landwehr. 

b) Literatur. 

D. B*»'/zola: T'ber 1^ . lit>vt rh.iltiiisst! ait üUeiiUichen Wasspr- 
l&ufeu mit spezieller iiezuguaUiue auf schweizerische Rechtszustäiide. 
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16. Aargau. 
Referent: F. X. ISggspiUüer, Crenchtsprüsideiit, Zurzach. 

Im Jahre 1898 bat das aarganiache Volk zwei Qeaeti«- 
Torlagen, die ihm zur AbatiiiixDiing imteibreitet -wurdet), angeDommeB 
und zwar 

1. Das Viehversicherungsgesetz V(»iü 14. Juli. 

Der Zweck des Gesetzes beBteht (iiriii, die Interespen der 
Landwirtschaft und tliejeiiigen der öffentlichen Gesundheitüpflege 
zu wahren und zu fordern. An und für sich war die Vieh- 
yereichening für unsere Landwirte nichts absolut Neues. Beieit» 
bestand seit Menschengedenken in vielen Endlichen Oemeindfla 
der alte, aoböne Brandl» dass die YiefazOohter im Falle der No(^ 
Schlachtung einander das Fleisch zum landesflblicben Preise ab- 
nahmen. In Yerschiedenen Gemeinden rind in neneier Zeit andk 
örtliche Versichenin^ys vereine gegründet worflen. Endli. ii besteht 
Heit einer Reiht* von Jahit^ii eine kantonale VioUentschädignnsr«kafs?;e. 
aus welcher bei Verdorbenheit des gesundheitsgefährlichen Fieieauiie» 
von umgestandenen oder notgeechiachteten Tieren zwei Dritteiie des 
Wertes vergütet weiden. 

Diese Einrichtungen Termocfaien jedoch dem allgemeinen Be* 
dfiifnis nach vollkommener Sioberstellung des Landwirtes gsgv 
UnglQok im Stall nicht zu genflgen. Vor allem konnten Örtliche» 
freiwillige Yereine, wegen der Kleinheit des Versidieningsgebietes, 
auf die Dauer nicht bestehen. Jeder t^rössere Verlust rausste sie 
ins Schwanken bringen, sei es infolge Fahnenniicht der Mitglie<ler, 
sei es wegen Unzulänglichkeit der Reserven. Daraus schöpften Ii* 
Behörden und massgebenden landwirtschaftlichen Kreise die Über- 
zeugung, dass die einzig zweckmässige Lösung die Gröndung voa 
Viehversioherungskassen bilde, welchen alle Yiehzftohter sonor Ge- 
meinde betreten müssen und aus welchen alle lUle fflr Yiehveriust 
in möglichst weitgehendem Masse entschidigt werden. Nach der 
YiehssflUnng vom Jahre 1898 weist der Kanton Aargau an Rind- 
vieh einen Bestand von 81 277 Stück auf jnit einem Oesamtwert 
von nmd 25 Millionen Frauken. Dazu kommen 25 320 Solnvoioe 
und 14 505 Ziegen, deren Wert auf ca. 3 Millionen Franken an- 
geschlagen wild. Angesichts solcher Zahlen hatte der Staat alle 
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Unncbe, auf Mittel uad Wege Bedacht zu nehmen, um dieses 
SroBse Kapital unserer UmdwirtsdialtUchen BerOlkenmg und unBerer 
VolkBwirbßbaft im allgemeine sicher zu stellen. 

Die allgemeine Ihirohfflhrung der Viehvendchemni; bat sodann' 

eine hohe Bedeutung fflr die öffentliche Gesundheitspflege. 

Erfalinmt^sgoinäss hat die Tnltf rk ulosiö (Perlsuoht, Lungen- 
seiiwiii'lsucht) nntor dein Rindvi.'h iia<-hgomde eine unheimliche 
Verbroitiing genunuiieii. IIjS ist nun durch Erfahrung und Wissen- 
schaft längst festgestellt, dass durch den Genuss von Heisch und 
Milch tuberkelkianker Tiere der Erankheitskeim auf den 
Menschen übertragen werden kann. Dieser Wttiigengel 
der Menschheit, welcher nach der Statistik den siebenten Teil der 
Menschen wegrafft, findet Ton daher immer nene Nahrung. Diese 
Thatsache ist ja neuerdings bestritten worden, aber nicht solcher 
Begi'ündui-.LT. dnss dadurc?h vorbeugende Massregelii üWiilüsöig \vrinU^n. 

Zur Verslojifniit; dif-oi' Quölle menschlichtjn Siechtums und 
Elends gibt es kein wirksameres Mittel als die Sanierung imseres 
Yiehstandes durcli allmälige Auamerzung der tuberkulösen Tiere. 
Zu diesem Behufe schreibt das nene Gesetz vor, dass versicherte 
Tiere, welche der Tuberkulose yerdSohtig sind, untersucht und, 
wenn Gefahr der Ansteckung ffir Menschen oder Tiere TOrliegt, 
abgethan werden müssen; in solchen PUIen soll jedoch ein er- 
höhter Staatsbeitrag ausgerichtet weixlen. 

Im I In igen verpflichtet das Gesetz den Staat, entsprechend 
dem Tntcrcsse der < 'ffrntlichkrit an der Vielivcrsicherung, zu einom 
jahrlichen Ileitragc von uiindestens 40 000 Frauken. Eine gleich 
grosse Subvention leistet ! Ki d [Genossenschaft, so dass der Ge- 
aamtstaatsbeitiag nach allgemeiner Durohführung der Viehver^ 
Sicherung mindestens 80,000 Asnken ausmacht 

Was die Oiganisation der durch das Gesetx normierten Vieh- 
Tcrsicherung anl>elangt, so soll es vor Allem nur den 'Viehbesitzern 
jeder Gemeinde freistellen, mit Mehrheit zu beschliessen, ob sie 
eine Viehversicheruncrskasse gründen wollen oder nicht. Es besteht 
aho in dieber Ri htuiig kein Zwang. Allerdings war mit Bezusr auf 
diesen Punkt eine gi-osse Minderheit in der gesetzgebenden Behörde 
seiner Zeit anderer Ansicht; sie wollte eine obligatorische 
Versicherung und nicht ohne allen Grund. Die Hauptgründe, um 
deretwillen das Gesetz eilassen wurde, bestehen in dem Schutz des 
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Klein baviern gegen das „Unglück im Stall ' und in der Bekfinipfung 
der Tuberkulose. Daraus ergieUt sieh aber der iogieche Schloas, 
dass die Versichening obligatorisch gestaltet werden muss, wenn 
die YeraioheroDg iitre Wirkung nicht wfehleo soU. AUein ans 
gesetises-politisohen QrOnden unterlag die Andcfat des Vernähe» 
rangsamigeB, weil man lunSdiat die beteiligten Ereiae naeh 
und nach fOr das Obligatoiinm vorbereiten und gQnstig stimmen 
BoUe. Nach dem Qesetie bildet jede YeraiofaerangakaaBe eine Ge- 
nossenschaft für «ich, mit einer Organisation und trägt in erster 
Linie, abspesehen vom Staatsbeitrag, ihre Verluste selber. Diese 
lokale Uigiiuiftation ennöglicht eine strensr«*, gegenseitig' Kontmlle 
dor Mitglieder, zur Verhütung von missKiäuchlicher Itüiiisi nich- 
nahme der Voraioberung. Die Versicherung umfasst alles Kindvieh, 
mit Ausnahme gan?. junger und bereit« erkranl^ter Tiere, des 
Handelsviehs, der Pferde und Scliafe; Schveine und Ziegen kennen 
ebenfdls Termohert werden. Der BigentOmer aohftlit sein Ikr 
selber ein. Der jAhrUohe Beitzag soll mindestens ^ 
Sohitaung betragen. Ln Schadensfall vergOtet die Easae 80% 
des wirUiohen Schadens, 20 % ^ Yersioherla in Sdbat- 

vcrsiclienmg tragen, damit derselbe sich stets seiner Pflicht als 
guter Hauswiit Ijowusst sei und demgeiuüBS trotz Versicherung 
hvin Vieh sori^fiiltig l'fliaiidle un«] j)!!^^^. Die Schla^htuner nnd 
Verwertung der Ti<-iV' i;. schii'ht diin ji die VersiduTutiLTskasse. Der 
Anspruch auf Entsciiäiügung fällt ganz oder teilweise weg, wenu 
den Viehbesitzer ein offenbares Verschulden am Schadensfälle ttifft. 
Die Versicherongakassen und ihre Verwaltung stehen unter staat- 
licher Oberaufsioht 

Gemiss bundesreohtlieher Vorschrift darf die Yiehveimchenng 
nicht fttr Vi eh verlast durch Seuchen in Anspruch genomioso 
werden. Demgemlss soll lOr Seuchenfidle ein besonderer kanto- 
naler Seuohenfond gegrOndet werden. Die bestehende Viehent- 
schädigimgskasvse wird nach Massgabe der Ausbreitung der Vidi- 
Vorsicherung in einen kantonalen ßeservefond füi* die Vieh- 
verwchcrujiij: uinizvwaiKleU. 

Das sind die Hauptgnmdzüge des neuen Gesetzes. Baiieku 
ist den einzelnen Versichemngskassen ein sehr grosser Spielraum 
offen geUttsen, in ihren Statuten die Oiganisation und das Ve^ 
sicherungeigeechfift nach Belieben au ordnen. 
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2. Das Gesetz betr. Stellung und Erledigung ver- 
fassungsmftssiger Volks begehren vom 27. September. 

Der Grosse Bat dea Kantons Äargau hat am 23. Febmar 1897, 

gestützt lumientlieli auf eine Eingabe der aargauischen Oiüüiveieiiie, 
folgenden BeBchhis« gefa.sst: 

„Der Regieruiig^mt ist beauftragt, in Vollziehung des Art. 16 
dor StaatBverfafiSung beförderlich eine Revision des Gesetzen lictr. 
Stellung verfassungsmiBsiger Volksbegehren vom 26. November 1869 
vorzunehmen und dabei insbesondere die Brleidhtemng der ünter- 
Bchriftensammlung und die Beduction der in den Artikeln 26, 2% 
98 und 101 der Verfassung vorgesohziebenen Zahl von 5000 
Bürgern im Äuge m behalten." 

Die Regieiuug und der Gmsse Rat waren nach unüiKUicher 
Prüfung der Frage darin f^inig, dass die Hembsetzniig der er- 
forderlichen Zahl der öesuchsteller von 5000 auf 4000 oder darunter 
ohne Verfassuügsrcvision undiiK lifülirbar und überhaupt nicht 
wünschenswert sei, sofern das bisherige Verfahren erieichtert wflrde. 
Die verlangten Erleidhterongen smd nun im neuen Oesetse naoh 
asvei Richtungen vorhanden: 

Erstens enthalt das neue Qesets in Bezug auf die Be- 
etimmungen betreuend Sammlung von Einzelnnterschriften eine 
•wesentliclie Neuerung und Erleichtern i g. Das Gesetz lehnt sich 
in dieser Beziehun»- an das bostcUoiKl«' eidgenö.^sisclh'^ Recht an, 
wonach derjenige, weicher das Üotxi liren unterstützen will, nicht 
mehr gehalten ist, seine Untei-schrilt in Gegenwart des Gemeinde- 
ammanns oder Qemeindeschreibers beizusetsen; es kann das suhause 
oder an einem beliebigen Ort gesohefaen, nur hat der Gemeinde- 
ammann derfenigen Gemeinde, m welcher ein TJnteizeichner seine 
kantonalen |*olitisohen Rechte ausftbt, dessen Stimmbereohtigung zu 
bescheinigen. 

Zum andern wurde die bestehende Bestimmung in das neue 
Gesetz aufg-enommcn, dasB die Beitrittserklfirungon zu Volksbce'-Iiieii 
in Gemeindeversammluni^t ii stattfinden können. Dagegen wurile 
auch in dieser Bcziehuni; ^u Gunst*^n der Gesuchsteller eine Er- 
leichterung in der Weise geschaffea, dass der Gemeinderat das 
Volksbegehren an die Gemeindeversammlung bringen moss, wenn 
es von Y( der Stimmtttugen der Gemeinde unter Angabe des 
Zweckes schriftlich verlangt wird. 

60 



Die InitiatiTe ist unsweifoUiaft eine wertvolie politiache fib- 
riohtang, die gegebenen Falls allen Pwteien ihre Dienste Utet 
AJkin aie üVt ihte wohlthfttige Wurkung nur ans» wenn ae ml 
den nötigen Oaiantiea nmgeben wird. Dafür ist in dem (kmitm 
alle Vorsorge getroffen, nm dnetn allftlligen Missbmnch za begegnen, 
ohne doch der Bewegungsfreiheit der Bürger irgend welche Schraakea 
aufzuerlegen. 

Vom (jrroäsen Rate deä Kantons Aai-gau wurden sodann ki- 
gende Dekrete, die von Wichtigkeit sind, blassen: 

1. Dekret betr. die ZengenentschädigiiDgen in 
Untersiichnngs- und Strafsachen vom 14. M&rs. 

Dieses Dekret wurde Tenmlaast durch einen Beachloas d» 
GroBBen Rates vom Jahre 1895, dahingehend, es seien die Zeuges- 
gehUhren in Strafsachen den g^nwfirtigen ZeitansprOofaeo 
entsprechend /.u t>r höhen. 

2. Abgeänderter Tarif zur Hypothekarordnuag 
vom 26. September. 

Di^r Tarif win-de erlassen gestützt auf einen BesdüasB »le» 
Grossen Rates vom Jahre 1894, weloher eine £rmftssigung der 
Gebühren verlangte. 

3. Gebühren »Tarif sam Gern ein deorganisstionsgessti 
vom 96. September. 

Dieser Tarif siöhert den Gemeindebeamten fßr ihre vieka, 
immer umfangreicher wenlenden und verantwortungsvollen Arbeiten 
eine gewisse Besserstellung, ol Avohl die ueuen Ansätie 
sioli immer noch in bescheidenen Grenzen halten. 



17. Thnrgan. 
Referent: Dr. J. EBgeler, Kantonogsrichtssohreiber, St Oalka 



1. Weisung des Regierungsrates vom 10. Jannar m 

die Geineinderäte, von solchen Personen, welche w älu end des Jahr» 
1898 aus dem Kanton wegzielien. vor dem Weg^/iigf» die Staats- 
steuer mit IV2V0Ü Masseal i»' <it:'i- Zeitdauer zu erheben, welciie 
der Fflit litig^o während des Steuerjalires im Kanton zubrachte. 
Dasselbe Ver&üiren ist bei Erbteiiungen hinsichtlich derjsni^ 
ErbbetrSge einzuschlagen, vrelche vrShrend des StsueijahieB «ob 
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dem Kanton weggesogen weiden, bis zur Teiliing dort aber noch 
steuerbar sind. 

2. ReTision des EantonalbankgeBetKes. Erhöhung 
des GrOndoBgakapitals tob 3 auf 5 IDUioiieii. Recht des Groesen 
Rates, dasselbe auf 8 Millionen festauaetzen. 

Bildting des Reservefonds aus % des Jahresreiogewinnee, bis 

er 4% der gnindvei-sicherten Darlehen erreicht hat. Überschüsse 
siii'l zu lanfhvirrhLji.iUlichen Z^vecken, Kataatervermessungeu, Hilfe 
bei Eiciuentarkata>tnn)hen zu fundieren. 

Diese Revision ist in der Volksabstinmuing vom 20. Februar 1898 
mit überwiegender Mehrheit angeuommeu worden. 

3. Gesetz betr. die Organisation der Kantonal- 
krankenanstalten vom 23. März. In der Yolkaabstimnmnf vom 
3. Juli mit 2500 Stimmen Mehrheit angenommen. 

Kantonspital und Irrenanstalt in Mflnsterlingen und Asyl in 
St Katharinentbal haben die Aufgabe, hianken und gebredUichen 
Kantonsangehörigen, welche zu Hause die entspreohende Nachpflege 
nicht finden können, die nötige Obsorge und trztüohe Hilfe zu 
verbchaffeii. 

Jede dei- drei Anstalten hat einen praktischen Arzt als Direktor 
an der Spitze und steht unter einer fünfgliedrigeii Auftäichtskoni- 
mission, deren Frä&ident der Chef des Sauitätfidepartemeuta (Re- 
gieningsrat) ist. 

ÖfTentUohe Gemeinde- oder BezirkekranJcenanstalten liabea An- 
spruch auf BtaatUche Dnteistfltzung, eofem die Anstalt einem aich 
auf eine gidasere Gegend erstreckenden Bedfirfniase entepricht, 
rationeU eingerichtet und betrieben wird, mit AbaonderungslokalitSiten 
IQr ansteokende Krankheiten versehen ist und deren Betrieb in 
allen Teilea der Anlsicht des Regierungsrates unterstellt wird. 

4. Oesetz betr. das Steiierwesen Yom 15. Februar. 
In der Volksabstimiaung vom 3. Juli mit 1400 Süiumen Moiiiheit 
angenommen. 

A. Staatästeuem. 
Direkte Staatssteuer in Form der Yermfigen-, Einkommeu- 
und Peisonalsteuer. 

Der Yermfigen Steuer iat unterworfen der gesamte im£anton 

befindliche Li^nachaftsbesitz und der auswärtige Grundbesita der 

69» 
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KantonBoinwohner, sofern derselbe nicht anderwflrfB rerstseoert wsd. 
das bewegliche YermOgen der natürliohen und jnristiadieii Penom. 
welohe im Kanton ihren ordentlichen Wohnsitx oder ihre VervaltBif 
haben, das bewegliche Yermögen answirta wohnender inliaber oder 

Anteilhaber von Geschäften, welche im Kanton etabliert mnä mA 
Massgabe der in ilas Geschäft eingeworfenen Fonds und der Haft- 
biuli»'it dor Firma für die zu leisteudü Stmier. Bohliesslicli da-« I'^jit^- 
liche Vermögen auswärts wohnender Personen, das fiSr diesaibeo im 
Kanton von Behörden verwaltet und auswärts nicht versteuert wini. 

Von der Yermögenaateaer aind beireit daa Steate-, 
Gemeinde-, YeieinsvermOgen, daa woblthätigen Zweoken dient, der 
. auBwSrtIge dort versteuerte Uegenachaltsbeeita, das in anawIrtigH 
Geschllten angelegte dort versteuerte Yenn^Igen von Kantoac- 
einwohnem, die nötigen Hans-, Feld-, Handwerksgerftte, Benrfe- 
bibliotheken, der Gutsertnig des laufenden Jahres, der zmii F'i ter- 
hnlt oder Betrieb der Landwirtschaft n5tige Viehstand. da> Ver- 
mögen VOM Witwen, Waisen und Arbeitsunfähigen bis auf 3Ü00 Jfrca 
und znv Hälfio h\s auf 6000 Frcs, 

für die Entrichtung der Vermögenssteuer güt 
als Steuerkapital: 

Bei SchuldTersohreibQngen deren Nennwert, 
„ übrigen Wertpapieren „ Kurswert, 
„ Gebäuden die Brandversfdiertuig, 

„ Grundeigentum der mittlere Ertragawert, 



Bei Berechnung des Vermögens der Kantons! nBajjpten kommen 
deren PassiTen in Absug; die im Kanton befindlieben Gebäude und 
liegensohaften Auswärtiger sind jedoch ohne Absug an fersteoeni. 

Yen Erbsmassen wird Stauer so lange erhoben, bis das 
Vermögen den auswärtigen Erben ausgeliefert ist 

Der Einkommensteuer ist unterworfen: Einkommen Uber 
600 Frcs., auch der auswärtigen Inhaber oder Anteiliiaber an im 
Kanton Mögenden Geschäften. 

Von Einkommeusteuer sind befreit: 

Einkomm^ bis auf 600 Frcs. für jede Einkommenklfi.'^^e, der 
jährliche Ertrag an Zinsen bis auf soweit er aioh auf im 

Kanton versteuertes Vermögeu gründet, Einkommen von Kantnaa- 



V 



BaugTünden 
Waldungen 



der Verkehiswert, 

der Ertragsweit, die Lage. 
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einwofaneni aus aiuwflitigen GeBchftften, BOfdrn es anderwärts 
veistenert viid. 

Bei Bereolmung des ISiiikommeiis gelten folgende 
Grundsätze: 

Feste Eiiiküuuuen (Jahiesgehalto, Pensionen): voll, die übrigen 
Einkommen: rlurrhschnittlicher Ertrag der 3 vorangegaiigenen Jahre. 

NB. Leibrenten und Fideikommisfe. lienen ein beötiiuüites 
Kapital als fiasis zur Natenieesiuig dient, sind mit diesem als 
Vermögen su veraieaem. 

Bei Beieoihnnng des jflbrHcheD Bsnifseinkommenfl sind 10 ^/^ 
des bew«g]iolieii und unbeweglichen Betriebskapitals, ebenso die 
auf dem Einkommen haftenden Barauslagen in Abang zu bringen. 

Die Personalstener ist von jedem volljährigen mäuulicheu 
erwerbsfähigen Kantonsei nweiiner zu entrichten. 

Nor mal an Satz für die Besteuerung: 

Bei Kapitalien und gewerblichen Betriebsfonds bis auf SOOOOFrcs. 

1 Free., von 80—120 000 fit». 1,10 Fros. eta, Uber 500 000 Jfros. 

2 Iros. pro Tausend. 

Bei Grundbesita 1 Ita. vom Tausend. 

Bei ISnkonunflii von 601—1200 In», je Vio ^^»^ ^^^i 





1201- 


-1800 „ „ 


V.. 




100, 




5001 


—6000 „ „ 


»A« 


j? 


100, 




10 001 


-11 000 „ „ 


Ii ' 
/lO 


n 


100, 




11 001 


Frcb. und darüber 


15/ 
/lO 


n 


luo. 



Bei Persoiialsteuer aUgemeiü 1 Frcs. vom 1 Voo 
mOgensstener. 

Steuerbehörden: 

Jede Gemeinde hat eine Steuerkommiasion ans 4 lütgUedern, 
welche der Gemeindemt wfihlt Dazu kommt ein von der Begierung 
gewählter Kommissar, welcher den Vorsitz fOhrt. 

Diesem stobt das Recht zu, den Pflichtigen znr Vorlage von 
Urkunden. Bnchein als Ausweis über Aktiven und Passiven zu verhalten. 

Gegen deien Eutscheid bteht dem BetrutTenen iiuierhalb 14 
Tagen Kekuis au den Kegieruogsrat zu, der das Kecht auf Expertise, 
amtiiohe Inventur etc. hat. 

Stenerbezag erfolgt durch Gemeinderftte. 

Folgen unrichtiger Versteuerung. Ersatz des dem Fiskus 
in den lotsten 10 Jahren vorentiialtenen Betrages, bei Steuer' 
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Verheimlichung Ober V« gleinhzoitig eine finsae im öiadi&i 

Betrage der entzogenen Steaer TeriiAngt 

Bei YerfaeimliohuDg unter Anwendung betrOgeriflolier Mittel 
wird eine Bosse des 5 — lOftMshen der rnngangenen Steaer verwiiil 

B» GloM6iBAMilraHnk 

Ausserordentliche Eimiehmen (Vennlchtnißsc, SchenknngeDf 

Einkanfstaxen etc.) dürfen niclit zur Deckiinp laufender Ausgaben 
verwendet, sondern rafis8f>n mm ¥md> gosi Ii lagen werden. 

AiiRBcrojtlentlifli'' Aiisoraln-n für Strjissrn. Baiit<^n, Fpii.-rspiitxeii. 
Beiüuclitving, Wasserversorgung ete. kennen auf mehrere Jahi« ver- 
legt und tenninweise durch Steuern ged^« kt werden gegen vor- 
herige Tui hige und Genehmigung eines ScbtüdentUgungBplanes. 

Beichen die ordentUcdien Sinnahmen sur BestreitiiDg der Be- 
düiihisse der Gemeinden nicht ans, so sind GemehideBteaem ni 
erheben and swar auf (htind der Bestimmungen fiber die Staats- 
steuern und des besQgl. Steuerkatasters. 

Hohe des Steueransatzes bestimmt die Gemeinde. 

6. Dem vom Grossen Rate am 21. März 1898 gefassten Be- 
schlüsse betr. "Krriohtii II vdii Pen si o nürabtei 1 ungen in 
der Irrenanstalt M iin st .il i n i:.mi (10 Betten: OMit: 2*20 000 
Francs) ward vom Volke mit 300 Stimmen Mehrheit die Sanktioa 
verweigert. 

6. Am 30. April erUess der Regierungsrat eine Verordnung 
betr. die Herstellung und den Verkauf kOnstlioher kohlen- 
saurer Wasser und Limonaden. 

7. Besohluss des Regierungsratea vom 5. August: Ehefrauen, 
welche mit dem Hanne in Gütertrennung leben, sind wShrend der 
Dauer der Bhe nicht berechtigt, anf ihren Namen ein WirtscbJIs- 
patent f\\ lOsen. 

Als Aktivbürger sind nämlich nur diejenigen Personen beider 
Ooschlorhter an/.u>''lhMi . welche einerseits in liürgeriieheo Ehren 
.stt;lieu und andcM-seits volL-tüiilig eigenen Re<^htcp d. Ii. selbst- 
ständig handlungsfähig sind. Dies ist .iber bei der Eiiefrau nach 
§ 67 des thurgaui^chen priTatrechtlichen Gesetzbuches nicht der fall 

8. Gesetz betr. das Markt- und Hausierwesen, den 
3. Oktober vom Grossen Bat, den 18. Dezember In der Yolks- 
abstimmimg angenommen. 



— 1096 - 



Die Hauptveroiil Hungen beRteh«n in der Einschränkung des 
ilauöierwesens. Patente werden mir erteilt an Personen, die in 
<ler Schv^ eiz Niederlassung und thataftchiiohen Wohnsitz liabeo und 
Aber 20 Jahre alt sind. Die Fatenttaxen werden gegenflber den 
bisherigen eihOht und die Gemeinden werden fflr beteohtigt erklärt, 
SU Händen der Gemeindekasae in welteram ümfuige als bisher eine 
Zuschlagstener m erheben. Verboten ist das Hausieren mit FIdsch 
und Fleischwaren, sowie mit Anlehens- und Lottenelosen, Piiimien- 
lieferungswerten und Waren auf ÄhsehlagsÄilihing. Der Regiorunpi- 
rat kann ferner auch andere Aitikel dem ilau.^ierverbot unterwerteii, 
wenn deren reeller Wert vom Puhlikum nicht leioht beurteilt werden 
kann. Die Äusgabo von Patenten kann sistiert werden, wenn für* 
die Verabfolgong eoloher kein Bedürfnis mehr besteht^ Dem Hausier- 
geeets werden anch freiwillige Ansverkänfei Reklame- und andere 
varflbergehende Massenverkäufe, sowie die ausseigerichtMchen Ver- 
steigerungen Ton Handelswaren allar Art unterstollt. 

9. Übereinkunft mit dem Grossherz ogtura Baden 
betr. ErlasB einei- Vogeljagdurd iniog fflr den Unternee 
1111(1 den Rhein, abgeschlossen den iö. Dezbr. 1897, genehmigt den 

—^tI^ Betrifft Festsetzung von Art und Zeit der Jagd 

25. Marz iMy©. ^ 

auf Suiupi- und Wassergeflügel im gemeinsamen Jagdterritorium. 



18. TeBsin« 

Referent: W. BunUuvdt, Professor der Rechte, Lausanne. 



1. Decreto costitnzionale circa Tibtitiizione dei 
consigli communali vom 19. November 1897. vom Volke an- 
genommen den 2. Januar 1898. Die Bundesvcrsnnimlung hat diesem 
Verfassungsgeseta am 20. April 1898 die Bundeegaiantie erteilt 
Die Gemeinden von Uber 3000 Seelen kdnnen ausser dem bestehen- 
den Gememderat (Municipalitd) einen weiteren Gemeinderat (consii^o 
commnnale) bestellen. Beide sind von der Gemdndeversammlung 
nach dem proportionalen Wahlverfahren zu wählen. Für Gemeinden 
mit weiterem üemeinderat winl «las Recht der Initiative und des 
Keferendums in Gemeindpangelegefdieiteii eingelührt. llit rül»cr, so- 
wie über Befugnisse und Zahl der Mitglieder des engei'en und des 
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weiteren Gemeiuderateä «lilhält uäUerti VurbohnfUäu das folgende 
Qesetz. 

2. Legge ^^ui consigli communali vom 21. NovemlAi. 
Der weitere Gemoinderat tsuJi h^k-hstoni? 50, mindestens 25 Mit- 
glieder haben; das Amt ist obligatoii>i h nnd unentgeltlich. Auf 
dem des Referendums kAnneii Besohlüase des OemeindenteB 
Uber auaserordentliche Auflgaben uiid VeiiiuseniDgen Ton Geneinde- 
güteni an die GemeiDdevenammliuig jpebfaoht werdeo. Auch ZnititÜT- 
begehnn kOonen bezflgliöh der erwähnten Gegeostflnde geateUt werden« 

3. Decreto legialatiTO circa i prcYTedimenti per com- 
battere la filloBsera Tom 21. Hai. 

Der Staatsrat wird eiinftehtigt, ein Amt zu errichten (servizio 
aiititillutiserio), xlas unter der Dii-ektion des Landwirtssohaftsdeparte- 
liu'iits alle Massresreln 7Mt Bekäm])fung der Pli> llr'>Leia anut'ln» !. 
Wir<l Zerst^^rung der Heben notwendig, so erlialten die Eigentüaiei 
eine Entscliädigung, die nach Massgabe des Jahi-esertrages unter 
Berücksichtigung des üi-ades der Infektion und der Gefahr der 
VVeiterverbreitung bestimmt wird. Mangels gfltlicher Veieinbaniiig 
wird die fintscbAdigung duioh einen Inspektor« den der Distrikts- 
prftsident ernennt, feefgefietst, endgOltig bis auf 300 l^cs. Für 
höheren Betrag mit fiekuraiecht an den vom AppellationsgerichtB^ 
prflsidenten ernannten Kantonsexperten. Die Entschädigung zalilt der 
Staat in jShrKchen Raten nach Verhältnis der jährlichen Produktion. 

4. Legge concernente l'esercizio del diritto di 
grazia o di amnistia vom 27. Mai. 

Begnadigungs- und Aimustifreoht Hbt der Grosse Rat aus. 
Die Entziehung der bürp-Pi liehen Rechte bleibt von der Bqgnadigimg 
ausgeschlossen. Die Begnadigung wird in geheimer Abstimmon^ 
ohne Diskussion durch Yi ^^i* stimmenden Mitglieder beschlossen. 

Die Amnestie besweckt die Unterdrtloktmg von Strafprosesaan 
und Aufhebung von Stmforteilen für die Vergehen, fOr die sie be> 
eichloBsen wird. Sie kann voUstSndig oder partiell sein, bedingt 
oder unbedingt und kann auf Begehren des Verurteilten oder ssiner 
Angehörigen und Freunde oder vom Staatsrate beantragt werden. 
Nach erfolgter Dtskussion wird die Amnestie durch den Grossen 
Rat in geheimer Abstimmung mit stinimendeu Mitglieder 

beschlossen. 
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. 19. Waadt. 

Kcfereut: Dr. W. Bnrokhardt, i'rofessor der Beohte, Lausanne. 

1. Loi aar la polioe des ooDStructions et des habitations 
▼om 12. MaL 

Das GeBeta hat die FestBetauiig der Baulinien und die aani* 
täre UDd FeuefBkdierheit sum Gegenstand. Neue Saulimen werden 
Öffentlich aufgelegt und jeder Interessent kann Einspruch erheben, 

worüber der Staatsrat eiitsclieidet, wenn der Streit nicht gericht- 
licher Natur ist. Wenn während 20 Jahren seit der Ziehung der 
Bauliiiio «lie Goinoindo behufs tloreii Ausführung nicht expropriiert 
hat, 80 haben die Eigentümer wieder die freie Verfögimg Ober ihre 
Liegenschaften. Will eine Gemeinde einen Bau auf einer Liegen- 
schaft, auf der noch keine Baulinie lastet, verbieteni ao muss sie 
binnen 30 Tagen einen Baulinienplan auflegen. Bis sum Entscheid 
darftber darf nicht gebaut werden, ohne dass der BSgentQmer hiefOr 
eine Entaohidigung su beanapniohen hfttle. Die Genehmigung der 
FlBne durch den Staatsrat begründet von selbat das Expropiiationa- 
recht der Gemeinde. äSe muss unter ümstftnden die ganze Liegen- 
schaft expropriieren und darf es auch, wenn der übrigbleibende 
Best kein anständiges Gebäude mehr gestattet. Servituten, die dur 
Ausfuhrung des Tlans hiniloriicii sind, können ioögekauft werdon. 

Titel III (Police des constructions) des Gesetzes stellt strenge 
und eingehende Anforderungen an die bauenden Liegenschaftseigen- 
tünier betr. Feuersiclierheit, Sanität, Bausolidität; ebenso Titel IV 
(Police des habitations) betr. Gestattung des Beauges neu errichteter 
WohngebAnde nnd Verhalten des EigentOmers eines Hianaes, worin 
eine ansteckende Krankheit ausgebrochen ist Titel V (Mesures 
g^6raleB de salnbrit6): Wasserversoigung und Kanalisation. Titel VI 
(Des oontiaventionB) regelt die Stiafkompetensen des Gemeindexats 
mit Bekum an den Staatsrat 

2. Reglement (du Conseil d'lltat) pour riuscriptiun des 
droits r^els vom 18. März. 

Ausfülnunn des (l'Mt/,t;ö iiiifr die Eintragur»g der dingiicheii 
Lumoliiliarrerlite vom 11. Mai 18*J7 (s. Jahrbuch 1897 S. 1011). 

3. Beglement (du Conseil d'l^tat) pour ia taxe des 
bfttfments vom 9. September. 
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Sclireiljt vor. wi> <ier Schätzungswert der (iebäiide, 
Eintragung Im Katadtii das oben erwfthnte Gesetz vom 11. Um 
1897 verlangt, zu berechnen flei. Die Gebäude sollen nach Alter, 
Zuatand den Unterhalts und Ertrag, ä leur josta ▼aleor geaddUxt 
werden; den Wllnachen der EigentOmer nach Erfafihung der SohltiuDg 
behufs beseelen VerkAufe oder Hypotfaeciening ist nicht stetixngeben. 

4. Loi abrogeant les artioles 6, 9 et 10 de la loi du 
26 novembre 1888 siir la vente et le oommerce des Tins 
Tom 25. NoTember. 

Diese Artikel verlangten Konötatiening jedes Weinverkaufs über 
100 Liter durcli ein vom Verkäufor zti unterzeichnendes Binvlri-eau 
üImt Ibirkuüft, B»\<rhafTonlioii u. 8. f. dur Ware nnfl Erstellung eiii' T 
Statistik aller in den Kanton eingefühlten geistigen Getränke durch 
den Staatsrat Sie wonlen, weil nnausfflhrbar, aufgehoben. 

5. Loi modifiant oelle du 26 d<'( ombre 1832 sar la 
presse en ce qui concerne le droit de r^poBse vom 
12. Februar. 

Wer in einer periodischen Publikation genannt oder beaeiGfaDet 
worden ist, bat das Recht, vom verantwortlichen Verieger zu ver- 
langen, dass er eine Antwort zweimal imverkflrzt inseriere; die 
Antwort ist vom Verfasser zu unterzeichnen, der allein dafür ver- 
antwortlich ist. AlUäiligen Streit eiiiächeidet der Richter. 



20. Wallis. 

Kefereut: Dr. Hugo Otier, i'roiessor der Hcobte, Freibuig i C. 

1. Gesetz betr. Konzessionierung von Wasserkrifjten 
vom 27. ]£ai. 

Voibehaltlioh bestehender Rechts Dritter werden die Oewleser 
der Rhone und des im Gebiete des Kantons liegenden Teils des 
Qenfersees vom Staat, die Obrigen Qewteser von den Gemeinden 

unter Gonohuiigung des Staatsrati* konzessioniert. Konzessionen 
werden nui erteilt, wenn huh denselben für dun Kanton oder die 
Gemeinden unbeistritt^üie Vorteile wa<^hsen. Die Konzessionen werden 
auf die Dauer von höchstens 99 Jahren erteilt, können aber dann 
erneuert werden. Bei ^icbteruoucning tcehen die fiir Waßserieiiung 
und Kraftgewinnung ausgeführten Arbeiten ohne Entgelt, die HatteiH 
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werke viiul alle andeien ziim Zwecke der Nutzbarmachung der 
Waflaerkrftfte hergesteUtea Baoteu auf Verlangen der Konzedenten sa 
dem Ton FaehmAnnem MgeBteUten Preis an den Staat oder an 
die betreifende Gemeinde Aber. FQr jede Konzeasion muss dne ein- 
malige Gebfilir von 100 bis 1000 Btea. bezahlt werden ; dazu kämmt 
dn jAhriidier Waaaenins im Betrage von 1 bia 5 Fros. für jede 
im Kanton wirUioh benutzte^ von 2 bia 8 Free, ffir jede über die 
Kantonagrenze hlnansg^fdhrte Pferdekraft Die Hälfte des Ertrages 
der vom Staate erteilten Konzessionen von Wasserkräften dei- Rhone 
soll zum Unterhalt dor Dilmnie dieses Flusses und zur Bildung eines 
Hilfsfonds zu Gunsten der Tfergemeinden verwendet werden. Niclit- 
benützung der Wasserkräfte während fünf auf einander folgender 
Jahre verwirkt die Konzession, wenn der Korr/essionär nicht vor- 
zieht, für die niolit verwendeten Waaaerkräfte den Waaaerzins zu 
bezahlen. 

2. Armengeaetz vom 3. Dezember. 

Der Wnnaoh einer -wirikaamen Fürsorge für die Armen hat in 
den letzten Jahren die gesetzgebende BehMe verschiedener Kantone 
zu bezOglichen Arbdten veranlasst. Die Fracht soloher Bestiebnngen 

ist auch obiges Oesetz. 

Die öffentliche Kiunkenpflego bezieht sich: 

1. Auf Hilfeleistung an solche, die wegen holu ii Alters, Kraiik- 
heit, Gebrechen oder anderer Umstände für ihren Lebeusunterhait 
nicht aufkommen können. 

2. Auf vorübergehende Unterstützung von an sieh arbeits- und 
erwerbefähigen Personen, die aber momentan der notwendigsten 
Lebensmittel ermangeln. ' 

3. Auf angemessene Pflege unbemittelter Kranker, Gdstes- 
gestörter und die Teraoignng der Greise und GebradiUchen. 

4. Auf Verptlc^^ung und Erziehung hOlfloser und verwahrloster 
Kinder. 

Anspmch auf Unterstützuni^'^ lialnm in obiger Weise nur An- 
geh(5rigp des Kantons Wallis, inid aueh filr s^io ist die ,L;t'iichtliehc 
Klage aus^;eseill(ls^en ; AiiLrehririgen andn-r Kantone i>dei' des Aus- 
landes wird nur nach Massgalje der Buiidosgcsetzgebung und der 
Staatsverträge die nötige Hilfe geleistet. Den OfTentlich unterstützten 
Personen, sowie denjenigen, deren Kinder öffentliche Pflege gemessen, 
ist dei Wirtshausbesuch verboten. 
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« 

Die AnneoiinientQtzuDg ist in enter Unie Saohe der Ter> 

"Wandten und Verschwägerten de» Unterstfltzungsbedürftigen nach 
Ma^s^Mbe der Nähe des GradeB, der Vertn^^genskraft uiui anderer 
Quellen des Wohliatandes. Weiiu die Veimö'^ensverliältnisse der 
mntmassliciien Krlien es gestatten, so liabeu diene mit Ausschluss 
der Übrigen für den Ontexiiait ihrer Aszendenten und Deszendenten 
aufzukommen. In sweiter Linie hat H^^imatsgemeinde einzu- 
treten. FQr die Verpflegung armer Durohreiaender haben diefän- 
wohnergememden 2U aoxgen. Der Stait beteiligt aioh an der 
Armenpflege durch Beltilge an WohlthitigkeitaanBtalten und 1^ 
zidrangnnstitute für arme Kinder. 

Organe der Offontlicfaen Armenpflege sind 7on unten naoh oben 
angeführt die Wolüthätigkeitsausschüsse, die Qemeinderüte, dk 
KegiciungÄsLatthaltei . das Departement des Innern und der Staatsrat 

Änt,'"esfhloss.'n woidr!) riostitiimungr'n gosTpn Bettel und Iiand- 
strei'-ln Tri, sowie ,t;t'geii Abhaltung von BegrHbmüüiähK'ni und gegeü 
die Venmstaltuü^? von Sammlungen oder Lotterien für Privatzwecke 
und ohne Elrniäehtigtmg durch den Btaatwat für wohlthiUige und 
gemeinnOtzige Zweoke. 



Neuenborg» 

jRelerent: Dr. W. Bnrdduurdt, P^feaeor der Bedite, Laueanne. 



1. Loi sur la Feuille officielle vom 26. April. 

Das Amtsblatt giebt den darin pubUiüerteu oftiziollea Aktea- 
stück« n ditj gesotzliehe Publizität. 

2. iioi forcstiere vom 14. November 1897. Dazu: 
Reglement d'ex^cution (du Conseü d'Jitat) de la loi 

forest! öre vom 30. August 

Schutzvalduogen sind die Staats-, Gemeinde- und KorporatioBa- 
wllder und die Privatwftlder gemflaa Bundeageeeta und Titel V de» 
Geeetaee, femer die bewaldeten Weiden. Nach Titel IV sind die 
StaatB-f Gemeinde- und Eorporationsforsten mnem regelnütasigen 
rationellen Abtriebe unterworfen. Völlige Rodung ist von der 
Ei-mUchtigiuig des Staatsrates fi\r Gemeinde- und Korporationswtider 
und des Grossen Kates für Staatswäldi r al*hänL;ig. Vom l. Juni 
bis zum 1. September ist jeder Uolzschlag untersagt Hokschleifea 
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wjrd nur gestattet, wo Wege niobt hergestellt werden können. 

Der Verkauf dos geschlagenen Holzes soll in der Regel durch 
öttentliche Vereteigenii!^' statt Der Gantiudcl l>iMet eine 
exekutorische ürkinide gegi'n 'leii Käufei-, — Titel V behaiKlelt die 
I*ri\at Waldungen, — Der Hoizseblag ist verboten vom 1. Juni bis 
31. Juii; er muss vom Forstinspektor bewilligt werden. Ausnahms- 
-weise und unter gflnstigeii VerhAttniasen kann Rodung geslattet 
"werden* Doch muss der abgeholste Boden wieder neu bepfliuiKt 
-werden und der EigentOmer hat dafür Bcal-Kaution an die Staats- 
kasse zu leisten. Zum Zwecke der Anforstung kann Privat- 
eigentum expropriiert werden, wenn es zur Veihinderung von 
Erdrntsclioii. AVasserverheeningen, Jjliiltnng von Qiiclleji und 
Wasserläuteii und Erhaltung und Verbübi^ernng kliiiiati.scher Ver- 
hältnisso dienlich ist. — Titel VI erörtert die iudiviflioüB forestieres, 
d. Ii. Fälle, wo der Waldboden nnd die Waldunir verschiedenen 
BigentOmen gehören. Das Oesets sucht dieae VerhAltnisse aus der 
Welt zu schaffen, neue indivisions dtttfen nicht kielert werden, 
jeder Beteiligte kann Aufhehung verlangen. ESnigen sich die 
Fartden nicht, so werden Grund und Boden und Wald gesondert 
durch eine Gerichtsbehörde geschätzt und der Eigentümer iles Bodens 
hat zuerst das Recht, den Wald um den Schätzungspreis zu kaufen; 
will er nicht, so darf df»r Waldeigentüiner den Boden nm den 
Schätzungspreis kaufen. \\"\\\ keine dor Parteien die andere aus- 
kaufen, so ordnet der Gerichtspräsident eine nfTentliche Versteigerung 
des Ganzen an. Der Kaufpreis wird unter die Beteiligten nach 
Verhältnis der Ikpertenschätzung geteilt besw. den Hypotiieken- 
gläubigem zugewiesen. — Titel Vn enthält die Strafbestimmungeo« 
3. Loi Sur la garantie dans le commerce du bdtail 

vom -(). Ajiril. 

^iuthd(Mn «las BundesgeRetz f^her diesen Gegenstand der Volks- 
abstimmung unterlegen ist, verordnet NeTienbiu-g in folgender Weise: 
Im Handel mit Pferden, Eseln, Maultieren, Rindvieh, Schafen, 
Ziegen und Schweinen gilt k^ne Währschaftapflicht des Verkäufers 
fOr die llängel des verkauften Tieres oder fflr die versprochenen 
ESgenschalten, ausser wenn der Verkäufer diese Garantie dem 
Eftufor schriftlich gegeben hat Ist in dieser schriftlichen Zusage 
keine Zdtdaner för die Währschaft angegeben, so gilt sie für neun 
Tage; nachher cebbieit die Wähi-scliaftspflicht, selbst wenn der 
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Mangel erst spätei- iiat entdeckt werden können, Betrug vor- 
behalten. 

4. D6oret (du Qraad Conseil) modifUnt qaelqaeB 
dispositions du Code p4nftl vom 26. ApriL 

Nauh dem revidierten Artikel 32 Abeaiz 4 kun Entadiinig 
der btkigeriiclien Bbrennolito bis su aehn Jahren adioo bei und 
neben Yerurtoilimg zu Gefibignis Aber dnen Monat ansgesprodien 
werden. Die Strafbestimmungen über falsche Einträge in Handela* 
biicher iu betrflgerisdier Absiolit, Fwnwie Ober betriigerisohen oder 
einfachen Bankerott mit giüioJi/.»'i»iL'^''iii Scluiden über 10 000 Frcs. 
wenien ver^fhnrft (Artikel 238, o^l, 391 und 412). In Artikel 
399 wii"d das Strafminimum für Vm?1<> -trafte von 3 auf 1 Jahr er- 
mÄssigt. Der revidierte Artikel 411 betritt^ aiulcre zum Schaden 
der Gl&ubiger fahrende Handlungen des Schuldners. Artikel 13 
beseichnet unter der neuen Na 7 als banqneioatia frauduleoee: 
wer seine Rechnungsbüoher gans oder teilweise Temiohtst, vsT' 
heimlicht, verlodert oder gefiüsoht oder soiohe gar aioht gefühlt 
hat, alles in der betrflgeriscben Absioht der Vefdeckung einer Yer- 
schuldung oder der Verheimlichung von Entwendungen, Unier- 
Hchlagungen oder anderer uuoilauLter Vtifügungcn. Di''> t.ivJet 
Anwendung sellj-t dann, wenn die Falliterkläning- Avitiemiftu oder 
dür vom Schuldner voiiroHfhlaponc Nachlaf^svertrag bestätigt wird. 
^ Ein neuer Artiki l 413''^ ]&&Et die vorstehenden fiestimmnngen 
atich gegen die Direktoren oder die Geranten von in Koukun 
erklftrten HandelsgeaeUsohaftan oder Vereinen Anwendung finden, 
wie auch gegen Personen, die unter framdem oder angepominenam 
Namen Handel treiben, fidla sie in ihrer GeechftflsfQhnuig die unter 
genannten Artikeln erwfthnten Handlungen begangen haben. 



22. Genf. 

Beferent: Dr. W. Bvidclianlt» Pküfesflor der Rechte, I^maanne. 



a) Gesetzgebung. 

1. Loi oonstitutionelle modiiiant rorganisation de 
l'assiBtanco publique vom 29. Oktober, Vom Volke angenommen 
den 27. November. 
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Dieses neue YerhsBUDg^geeete stellt gnmdsfttzlioh die bestehen- 
den und in Zulronft entstehenden Anstalten OffenHieber Armen- 
und Ennkenpflcge und ähnlicher Zwecke unter die Obenrafaicht 

des Staatsrats bezw. des hienm bezeichneten Departements. Jede 

dieser Aüstaltm wird duirh eine besondere Kommission verwaltet 
und Moilit Eigentilmerin i1iri>s Vermögens; diescö Vermögen niu>N 
dein Stiftungszwecke erhalten bleiben und ist vom SlaatsTenuögen 
getrennt. 

2. Lei Sur l'enfance abandonnÖe yom 28. Juni. 
Eraetst das Gesetz Tom 30. Mftn 1892 mit gleichem Titel. 

Die staatliche FQrsorge besieht sich jetst auf Bersonen unter 20, 
statt irie bisher tmter 18 Jahren. Die Entoehung der elterlichen 
Gewalt erfolgt jetzt auch gegenüber Eltern, die wegen gewisser 
Delikte verurteilt oder der Trunksticht ergeben sind oder die mit 
dem Ki Ildes vermögen, das iluvr Verwaltung unterliegt, verschwende- 
risch umgehen. Das Verfahren der Entziehung der elterlichen Gewalt 
und der Versorgung der vf'rwahiioateu Kinder ist in QemAssbeit 
der seither erlassenen CiYÜprosesscwdnung neu geordnet. 

3. Lei compl^tant la loi du 20 d^cembre 1893 sur 
le cadastre de la Tille de Oenöve vom 24. September. 

Dieses Oesetz regelt das Yerfinhren, das behufs der Bereinigung 
der Orenzen stattfindet; entst^t Streit, so entscheidet ein prud- 
homme. 

4. Tioi favorisant la Substitution de maisons neuvcs 
a de vieux immeubles vom 28. »September. 

Erlass der Hälfte der Onuidänderuncrsgobühren, wenn im Kauf* 
▼ertrag stipuliert ist, dass das auf der Liegenschaft stehende Ge- 
bende binnen 5 Jahren niedeigelegt werden boH; gftndidie Be- 
ireiiuig von der Gebühr, wenn die Niederlegung zum Durcfat»mch 
dnor Sttaase oder Eretehnng «nee Flataee beitragt 

5. hoi sur IMnternement dans une maison de travail 
vom 28. September. 

Den Strafaiteu do> Gesetzbuches wird die Einweisung in ein 
Arbeitshaus beigefügt. Sie kann bis auf 3 Jahre verhängt werden 
und zwar fflr Verbrechen gegen die Sittlichkeit, Verletzung der 
Familienpflichten, Bettel und Landstreicherei, Trunkenheit mit öffent- 
lichem ligemis; femer für alle korrektionellen Vergehen, welche 
die Gerichte als unter der Herrschaft dngewurKlter Gewohnheit 
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von Ti uiikt'nlieiu Faulheil (nler Liederlichkoit l>egnnjren • nullten, 
entliifli Verbrechern \u\\<n 20 .Inhrf ii ffir all»' Verbrechen. 
Diese Strafe ist ausgeschlo^en, wenn der zu Bestrafende für ein 
frOhere« Verbrechen schon miadeetens ein Jahr dem Arbeitshaus &faa> 
wiesen worden war. Die arof^ssorischeu Strafen (LandeSTerweisiing. 
Entziehmig der bfiigerlichen Ehre etxs.) kfinnen anch ni der Btitk 
dee Arbeitshaoflos hinsntreten. Beiflglioh Rflckfdltt imd Rehaliili- 
tation Rtehen Arbeitahana- aad Ziicbtliaaaatfifa gleicb. 

b> Utiratiir. 

Privat, E., Röpeiloire des lois f6d6rales et cantondes m 
vigueur dans lo canton de Genove 3. 6ditiou. 

Lo K ri. H.. Tie Tribunal de Police du canton de öw^ve, 
organisatioD, compCteuoe, proct'dui'e. 



Serbien. 

Referent: Z. IL MUoM^eylteli, 
H itgtied dm KasBitioiishefM nnd Hoaonrprofeasor der jnristiaoheQ flisUM 

wa Belgiad.') 

ÜbeiMtsoflg foa Dr. Milan BogiBeliaTttMl^ fidgral 



a) Gesetzgebung. 

Dit' t^fs-'t/geUenöche Tliätigkoif il. r Naüunalvertretting (Skupsch- 
tina) war im Jahre 1898 eine selir umfangreiche. Sie hatte zwei 
Sessionen, rino im Juli, die andere im Noverab«r. In diesen beiden 
Seesionen hat nun die Skupachtina eine Reihe von Gesetzen Iierfor- 
gebracht^ welche fOr die gpesamte inneiOi kulturelle Bntwickiang 
des EtoigreicheB von groaser Bedeutung sind. 

Auch einige völkerrechtliche Yertrige, die Serbien geedhlosseo, 
erhielten ihre gesetKÜche Sanktion. 

Einige Gesetze schufen eine gSnsliohe Neuordnung der Dinge, 
andere änderten alte B^timmuugen oder ergänzten sie. 

*) Der Herr BenohterstatkeTf welcher der Tmuugnog ttsti «b leb- 
haftes, werkthätiges Intereeso entgoKenbraohte, ist Inder in der Vollkraft 
seiDur Jahre verstorben. Die Voivluigung wird demselben danemd «a 
daakbaren, ehrenvolles Andenken bewahren. 
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GiMsere Beachtung finden in unserem Befemt die neuen Ge- 
setze, AbOnderungS' und Ergftnzungsgcsetze werden dagegen nur 
der Vollständigkeit lialber angeftihrt. 

Werfen wir einen Blick auf jene Gesetze, die gänzlicli neue 
Einrichtungen öchalTea oiler ^ewifsse Verliältiii.sse vun Neuem regeln 
wollten, so zeigt sich, (la>^ das Schwergewiclit der nationalen, 
gesetzgeberischen Thätigkeit in diesofn Jrihre auf das volkswirtschaft- 
liche Gebiet ifttit und auf das (Tebii t des Unteirichtes. 

Ausserdem wurden noch mehrere Gesetze votiert, diupoh die 
Militftr-, Finanz- und Yerwaltungsfragen geregelt werden. 

A. Gesetie yolkswIrtMiiaftlicheii Charakters» 

1. Gesetz Ober die Organisation der „uprawa fondowa" 
vom 8. Jnli 1898. 

Die „uprawa fondowa" ist eine staatliche, hypothekainsche 
Kreditanstalt. Sie basohäftisi sich mit allen >tiuitlichen uuil <-ffent- 
licheii Foiiils. s^wie mit Kreis-, liozirks- und Genioinde-Kaiiitalien. 
Sie nimmt grössere und kleinere Kapitalien auf Einlagebücher an; 
gewährt Darlehen auf Hypotheken in Serbien, nicht nur Einzelnen, 
sondern auch Kreisen, Bezirken und (lenieinden. Sie glrbt Pfand- 
scheine auf hypotbecierte Darlehne. Sie kann auch Sohuidscheine 
auf der Basis hypothecierter Darlehne -ausstellen, die sie Kreisen, 
Bezirken und Gemeinden gewährt hat. Sie giebt femer Darlehen 
für Grundstöcke zur Errichtung von Gebäuden nur in grösseren 
und kleineren Stfldten, femer auf Grundstflcke mit baufesten Ge- 
bäuden, sowie «uf Grundstücke, die für die I^andwiiischaft l)estimmt 
sind. Zur Eiuti-eibnng ilirer Foitleruhgen sind ihr gewisse Privi- 
legien oinK'eräumt. 

2. fi>>s>'tz über landwirtschaftliche Stationen vom 
3. Juli 1H98. 

Die Zweckbestimmung dieses Gesetzes ist: Den Agrariern Ge- 
legenheit zu geben, genfigende Kenntnisse ftlr eine lukrative tmd 
gesunde Wirtschaft zu gewinnen und in praxi die Fortschritte auf 
landwirtschaftlichem Gebiete zu verfolgen. Solche Stationen sind 
im Laufe von 5 — 10 Jahren Überall einzuführen. Zimi Besitzstände 
einer jeden Station müssen geh<(ren: 50 Hektar Ackerboden für 
alle Arten der Feldwirtschaft; ein ansehnlicher Obstgarten in GrOsse 
von 2 llektar; ein Jlußterweiuberg in dersselben Grösse; ein ansehn- 

70 
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Ucher Oeflügelstell snr Zucht aller Arten von HausgeAflgal; od 
Muster- Bienenhaus, Seidenhaus und eine geiiQgeude Anzahl too ^ 
ArbeitskTSlten und Vieh zur Bewirtschaftung. 

Für jeden Kreis bestimmt die Orösse des Gnmdstückeb der 
Ackerbaumin ister. 

3. Gesetz übor die Staatsfikon"»)uen vom 3. Juli 1898. 
Diese Kategorie vou Beamten wiitl eingeführt zur Hebung der 

LÄüdwirtschaft. Es gicbt Kreis- und Bezirksökonomen. Die Erstewa 
sind Referenten aber Landwirtschaft bei Kreisvorstehom, Letztere 
bei Bearksvorstehem. 

4. Gesetz sur Förderung des Obstbaues Yom 3. Juli 1898. 
Darnach sind alle Bezirke verpflichtet, binnen 3 Jahren Pflans- 

sohulen zu errichten in GrOsse von mindestens 5 Hektar, in welchen 
verschiedene Obstarten, sowie andere nOtzliche Baumpflanzungeo 
£um Zweck*^ der Verpflanzung angebaut und gepflegt werden sollen. 

Ausnahmswoise kann der Ackerbaunünistor gestatten, das^ zwei 
Niirhlmrbo?arke ireni' iii<rhaftlirii » in.' ( »UstsrUuie errichten. Um diese 
Obstsehuieii hal/«'ii >\r\i die Bezirksrkunomen su bekümmern. 

6. Jagdgesetz vom 16. Juli 1898. 

Das Grundprinzip dieses Gesetzes ist: Das Jagdreoht gehört 
dem Staate. Darnach darf nur derjenige jagen, der eine aoedrOck^ 
liehe Erlaubnis von der zuständigen Behörde auf Grand dieses 
Gesetzes erhalten hat Das Jagdrecht auf eingezAuntem Privat^ 
eigentitm und in W&Idem gebohrt dem Elgentflmer. Jedoch galtan 
auch in dieeem Falle die Gesetze über Pf^ge und Yenndmng der 
nfltzlichen, sowie die Yemichtung sohBdlicher Tier©, sowie endlich 
das Gesetz über die Schonzeit. Die Beaufisichtiiruiig der Jagd er- 
lülgt diii*ch KreisfOrster. Ünterföi-Rter. Staatsförster und besondere 
Jagdförster, die der Ackcibauminibter einen nt. 

6. Gesetz über die Tn terstützung der einheimischen 
Industrie vom 16. Juli 1S98. 

Dieses Gesetz ermäch tiirt die BegiOTung, den einzelnen indu- 
striellen Unternehmungen firleichterangen zu gewfthren, und zwar 
sollen nur diejouigen Unternehmungen solche ElrleichtBrungen er- 
halten, welche in grosserem Masse einheimische oder ausländische 
Boh- oder Halbrohstoffe verarbeiten und die fOr die einheimische 
Wirtschaft von Bedeutung sind. Auch Aktiengsaellsohaftan können 
auf Eileichteraugen Anspruch erheben. 
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7. Gesetz betreffend die Vernich taug schädlicher 
Tiere und Pflanzen und Uiiterstütauug nützlicher 
Tiere vom 16. Juli ib08. 

Diese Pflicht wii-d jedem Inhaber eines Grundstückes auferlegt, 
mag es nan ein bebautes oder unbebautes Grundstock sein und 
mag der Bewohner bloss Pftchter oder aber Natzniesaer oder ESgen- 
tOmer sein. 

8. Fischereigesetz vom 27. Juli 1898. 

Dieses Gesetz ftndet blos Anwendung auf Ffsohe in fliessenden 
GewässcTLi und jeiioii Zuflüssen, Al'flü<-t'ii, Tünipflii uii'l SLiiü[jfoü, 
welche mit dem Fhj>.s\vasser in ein' j- solchen VerbiiKlung stehen, 
dass Usclie ein- und ausschwinnnen können. Die Fischerei in 
künstlichen Jjischbehältern dagegen und jenen stehenden Gewässern, 
welche in gar keiner Verbindung mit fliesaendem Wasser stehen, 
ist Tollkommen frei und unbegrenzt Die Frage nun, ob ein Wasser 
ein HiessendeB ist oder nicht, entsöheidet im ZweifelBfAlle die zu- 
Btftndige PolizeibebOrde. 

9. Gesetz betreffend die Überlassung der „Banja 
Koviljat&cha • un den Kreis von Podrinje zur Exploitation 
vom 1. August 1898. 

10. Gesetz betroifead Errichtung einer Eisenbahn- 
linie zwischen Belgrad, Belgrader Bahnhof, und dem 
Belgrader Viehmarkt, verbunden mit der Bestimmung 
über die 6% Anleihe fflr den Bau dieser Linie, vom 
4. August 1896. 

Die Notwendigkeit, einen grossen stSndigen Viehmarkt mit 
einem Sdilachthof in der NXhe von Belgrad zn haben und namentliöh 
um den Züchttru die Aufuhr von lebt ndoui und gesclüachtulein Vieh 
zu erloiohtern, hat dieses Gesetz veranlasst. Das ünternehmon ist 
bereite zur Ausführung gelangt und zwar mit zufriedeusteiieudem 
Erfolge. 

11. Gesetz über die Annahme einer Konvention 
zwischen Rum&nien und Serbien betreffend eine 
direkte Eisenbahnverbindung vom 3. Juli 1898. 

12. Gesetz über Forderung der Viehzucht vom 24. 
November 1898. 

Nach diesem Gesetze muss jede Gemeinde eine so grosse 
Anzahl von Decktiei^n halten, als zui- Deckung erforderlich ist 

7Ü* 
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Die Frist mr ErfüUttog; der Beetimmungen dieeee Oc e ctioo ist 
eine swdjihrige. 

13. Telegraphen- und Telephongeseti Tom 3. Dezember 
1898. 

14. Gf^setz betreffend tlio Ei ri( htuiie: und den Betrieb 
von zw ölf iiou^a Eisen V>a h II 1 i M ioii vom »>. Uezember 1898. 

15. (leeetz fiber die Konvention des Weitpost?ereiües 
TOiu 3Ü. November 1898. 

Es erhält dadurch die Konvention von Washington von 3. Juli 
1897 ilire gesetzlidie Sanktion. 

16. Gesets Uber UndwirtschaftHohe and Handverker- 
genosBenschaften vom 3. Deaember 1898. 

B. GeMtee ftber das UntevffoktswMMk 

1. Mittelflchnlgeaets vom 14. Juli 1898. 

Dieses Oesetz stellt den Mittelschulen die Aufgabe: Den 
Sehfllcm eine allgonieine Bildiiiig und Erziehung /.u L:<al)en und sie 
zum höheren ünterrinhiswesen riu aii'it'n'ii höh' reu Schulen und 
liiiiv^ reitätou vorzubereiten. Die Mitteibcliuien zorfalieu in G\ inna.sien, 
Realgymnasien und Real8ch\ilen. Sie bestehen entweder aus 8 Klassen, 
6 Klassen oder nur 4 £Ja48en. Die KlM<M'ndauer ist eine einj&hiige. 
Die Mittelsohulen kOnnen staatliche oder Privatachulen sein. 

2. Gesetz Ober Volksschulen vom 26. Juli 1898. 

Ihre Aulgabe besteht dann, Knaben und Midchen eine allge- 
meine Bildung und Erziehung zu geben. Sie zerbllen in niedePB 
und h&here Yolksschulen. Die niedeien bestehen aus SindeigftrteD 
und Yolkssohulen im engeren Sinne. Die höheren Schulen sind 
BQrgerechulen fflr die männliche Jugend \md höhere Mädchenschulen. 
Auch diese Sclmlen können öffentliche und private sein. Zu den 
ötltijiüichen Schulon /Jhlt man diejenigen, welche Oeiueimlen. Be- 
zirke, Kreise und der Staat selbst erötthcn und erhalten. Privat- 
Bchuleu Bind dagegen von Privatpei-sonen , juristischen Personen 
(Korporationen) und Stiftungen crnchtetc Schule«. Gemeiude-, Be- 
zirks-, Bereis- und alle Privatschulen dOrfen erst nach erfolgter 
Genehmigung seitens des Unteirichtsministers arOfltaet vrerden. Eb 
stehen unter seiner Aufaioht flbeihanpt alle Volksschulen (Öffent- 
liche und private) und er schreibt ihnen Unterriohtsplftne und 
Programme vor. 
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3. Gesetz Über die Gründung eines Lehrerseminars 
zu Jagodina vom 24. Juli 1898. 

4. AbSndernngs- und Ergänzungsgesets cum Ge- 
setze vom 19. Jauuar 1879 über die Einrichtung der 
höheren Mädchenschule zu Belgrud vom 24. Juli 1898. 

5. Geaetz Uber das Staatsarchiv vom 2. Dezember 
1898. 

Das Staatsarchiv soll DolLumente von allgemeiner Bedeutung 
und historischem W. ilo snrameln, ordn<^n und aufbewahren. E2b ist 
unter die Aufsioht des Mintsters für Kultus und Untenioht gestellt 

CL MilitSr-, Flasu- uid VerwaltnngagMietie* 

1. Abtodemngs- und EigiDsungsgesets Über die Heeraeoigani' 
sation ▼om 14. Juli 1898. 

2. Abändenings- und Ei^nznngsgesetz über die Invaliden- 
Unterstützung, sowie die Unterstützung ihrer Familien vom 29. Juli 
1898 zum Oüik-Ue von 1878. 

3. (lesetz über dif» Heirat von Offizieren, Uuteroffiaeren imd 
Soldaten vom 3. Aupist 1898. 

4. Gesetz über die Heeresverwaltung vom 28. November 1898. 

5. Anlcihegesetz über die Anleihe von 10 000 000 Dinais ans 
der Nationalbank au Belgrad vom 22. Mfln 1898. 

8. AbAndemngs- und Ergftnsungqgesetz vom 28. Juli 1898 
zam Gesetze betrefKand die Erriobtung neuer Staatsmonopole. 

7. Abftnderung»- und liigttntungsgesetz über die Versehrungs- 
stener vom 28. Juli 1898. 

8. Abändening«- und Ergänzungsgesetz vom 31. JuU 1898 
über das Gesetz der StempelgebOhren. 

n Abäiideiiuigs- und Ji^rgün/.iiiigsgesetz über das Gesetz des 
allgemeinen ZoUtarifes vom 23. Juli 1898. 

10. Budgetgesetz vom 31. Juli 1898. Die Aufgaben für das 
Jahr 1898 waren festgesetzt auf 68 822 568 Dinais und die Ein- 
nahmen auf G8 824 500 Dinais. 

11. Budgetzusammenstellungsgesetz vom 20. Dezember 1898. 

12. Gesetz über die Staatskassen und über die Beohnungs- 
fQhmng Tom 20. Desember 1898. 

13. AbSnderunga- und ürginzungsgesetze su dem Pressgesetz, 
zur GiTUprozessordnung, zum Gemdndegesctz, zum Gesetz über die 



Aodse, snm Q«8eti ttber den Biöhtentuid) Bim Fcvs^peeotZf mn 
OoflO fte über das Yereiii»- und Venammlnngsreoht 

14. Gesetz Ober die Kreis- und Bezirkäversammluogen (Skupsch- 
tißa) vom 9. Doxeniber 1898. 

iü. Gesotz n\>i'v die Oi^ganisation des iiautenminiisteriums vom 
30, November 18i>ö. 

16. Aus Anlass der 40 jährigen Gedenkfeier der groeeon St 
Andreas-Skupsclitiua (185S) und in Anerkenniuig der Verdienste für 
die Dynastie ObrönoTiteok wurde doich Geseti Tom 17. Deiember 
1898 der Orden „Mfloeoh der Orosse" eingefOhrt 

b) JnriBtbKihe Idtexmtnr. 

1. J. Rifltitsch, DiplomatiBche Gesofaichte Serbiens rar Zeit 

der Bofreiuugs- und Unabhängigkeitskriege. Band IL (Zweiter Kri^.) 

2. St. Novaku vitsch, Oesotzbuch Kaiser Steplian Duschaiis 
1349 uiul 1354. CLIII, 312. 

3. A. J ovauovitsch, Beweismittel in unserer alten Stiaf- 
gesetzgebimg. 

4. St MaximoTitBüli^ Die Urteil^fnihing im Fürstentum 
Serbien vor dem geschriebenen Recht XX^VI, 179. 

5. Gerschitsch, HentigGs diplomatiaoihes nnd konsnlaiea 
Recht Baad L XVI, 650. 

6. Dr. M. W. VnitBoh, Prin&iden der NatioDalIHnKnoime. 
Baad III. 

7. S. Jovanovitsoh, Über Sonveränität. 

8. Z. l'eritsch, Gesetzeskollision im internationalen Privat- 
rechte. 

9. l)j. B. Nestoro witsch, Die Abfasbung eines Testamentes 
nach unserem hürgerlichon Rechte. 

10. \. Rivier, principoa du drr^it dos gens. 2. volunes. 
1896. Serbische Übersetzung von Dr. Weenitch. 

11. Willems, le droit public romain. Serbische Übeisetsoog 
von Z. 11 MüoflaTljevitdi. (Der Verteidiger.) 

12. „Branitsch", Zeitschrift fOr Bechts- nnd Staatswissenscfaaft, 
Herausgegeben von M. St Markovitch. V. Jalirgang. 1 — 24. 

IB. „Polizij.'^ki glasnik** (Polizei -Anzeiger). Spozialbhttt für 
PoUzeiwesen. Herausgeber N. DimitrijcvitcL II. Jahrgang. 
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Siam. 

Referent: Dr. Oscai- Frankfurter, Legationöseki-etär, BangkoL 

Die Ausbeute an neuer OeBetsgebimg von aUgemcinem Intereaae 
ist moht gerade räck zu nennen. Die metsten MRterien, soweit 
,Bie flieh anf eine Kodiflziening und Neugestaltung des bürgerlichen 
und Strafgesetzes beziehen, werden noch in EomitBes vorberaten; 
als Beitrag zum Stnifgesetzbnche w8re erwähnenswert ein Cleeets 
Über strafbare Beleidigungen, durcli die Presse verübte Ver- 
gehen, und weiter über Vergehen luid Verbrechen gegen die Sitt- 
lidikeit. — Sonst handelte es sich meist um Ausführungöbestim- 
mungen zu schon bestehenden Gesetzen, oder um Erweiterung und 
BSmendiemnc^ derselben. 

Zu einer solchen Erweiterung des „SklavengeeetKes*^ nag fOg- 
liob gerechnet werden ein Gesetz, das im Januar dieses Jahres er- 
schien, und das die ArbdterrerhAltnisse regelt — Es ist sdion 
früher darauf aufmerksam gemacht worden, dass in dnselnen lUIen 
eine Umgehung des Sklaven gesetzes versucht wurde, dem zufolge 
alle seit dem Jahre 1862 geboienen Kinder, soweit sie von Sklaveu- 
eltfrn abstainmeii , mit volloiidotein 21. Jahre frei wurden, und 
dem zufolge feniei- jedes seit dem Jahre 1862 geborene Kind nur 
bis zu seiner Milodigkeit ein SklarenverhAltnis eingehen konnte. — 
Das Gesetz wurde so umgangen, dass an Stelle der Kinder die 
Eltern ihren Namen in das betreffende Dokument setzten, die Kinder 
aber die Dienstleistung vollftthrten. — Ferner wurde bea einem 
voraus bedingten und bezahlten Lohn der monatliche Lohn so niedrig 
angenommen, dass in Wirklichkeit das Verhältnis ein Sklaven- 
verhültnis war. Es kam andrerseits vor, dass der in ein i^nlches 
Wenstverhältnis Eintretende auf Orund der Bentimmung dieses 
Sklavengesetzes das Dienstverh.'iltnis zu l<^sen suchte und löste, ohne 
dass der im voraus bezahlte Lohn zurückerstattet wurde. 

Durch die mannigfinohen in Siam ausgeffihrten öifentliohen 
Arbeiten war es fiamer nötig, sich eingewanderter Arbeiter zu be- 
dienen und auch diese Verhältnisse mussten geregelt werden, und 
der Arbeiter sowohl wie der Arbdtgeber geschützt werden. 

So bestimmte das Gesetz, dass der eingegangene Kontrakt, so 
weit er gesetzlich uuantastbai- war, und soweit sich physische Un- 
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mSglichkdten sdner Auaftthrong moht entg^geiisleUteii, «nogeflUnt 
werden mnsste; alles diee unter Androhung von Qeftogniertwfc 

von nicht über drei Monaten oder von Geldstrafe nicht fll» 
20 Tit als. — Es wimlo fonu r bestimmt, dass die mus einem häus- 
lichen Dienst v.'rliältnis tM'warhseiien rtliclitrn, }>ei ilt-i iler I>>^i'mgen» 
Lohn im vuiaii» bezahlt worden war, ausgeführt werdeu musste. 
und dass die Nichtausführung dea eingegangenen Vertrages den 
Vertraghrflohigen mit einer Qe&ngnisetnile von nicht Aber aecki 
Monaten oder einer Geldstrafe von nicht über Tic 200 bedrabla 

Unter allen Umstftnden aber kann ein solcher Kontrakt ait 
vorher bezahltem Lohn, oder Aber ein Dienstverhlltnia nur f dr einen 
Zeitranm von drei Jahren abgeschlossen werden, und der geringste 
monatliche Ijohn wurde festgesetzt, falls der Betreffende im Hüuse 
des linrn wohiiiti und lebte auf Tic. 4, und klU er ausser dem 
Hause wohnte, auf Tic. 8. Alle Kontrakte müssen vor dem Amphö 
gemacht werden, und so weit es sich um zugewanderte Arbeiter 
handelt, mllsaen diese Kontrakte innerhalb eines Monats nach ihi«r 
Ankunft in Slam gemacht werden. — Das Oesetz schützt fener 
den ArbeitDehmer gegen den Arbeitgeber, was Mtsshandlmg» Ter- 
tragbruch u. s. w. angeht 

Vom politischen Standpunkt erw&hnenswert dürfte «n raft 
Grossbritannien am 29. Novemljor 1898 geschlrmsener Vertrag sein, 
der in Ausfülirung der Bestimmung: des Artikel 5 de» Verü«ige> 
vom 12. April 1855 zum ersten Male bestimmt, welche Personen 
kraft eben dieser Verträge Recht auf Exterritorialität in Slam geniessen. 

Es wird ein Unterschied gemacht zwischen in Ocossbätanniea 
selbst geborenen oder natnialisierten ünterthaaen and Fersonea 
aaiatisoher Abstammong, die innerhalb des biitiflchen Territorioms 
geboren oder naturalisiert sind, oder innerhalb der Territc»ien eineB 
Pürsten oder Staates, der unter der Souveränetät oder in Alüaax 
mit Griissl)ritannien steht. 

Von der erslen Kütegorie geniessen auch Kiader und Enkel 
die nach englischem Oosetz den status von britischen Onterthanen 
haben, exterritoriale Hechte, während von Personen ^ifttiH**"^ 
Abkunft nur die Kinder solche extenitoriale Kechte beanspciichaB 
künnen, die Enkel sie also nicht mehr gemessen. — 0ie Fitanett 
und ^twen der zur Protektion Berechtigten gemessen gleichlilb 
Ftotektion. 
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Die Usten Boloher UntefthaiMn sollen logelmiflaig gefOhrt 
werden; sie kOnaen von einem fOr cUeson Zweok ernannten Beamten 
«(er aiameeiflohen Regierung inspiziert werden, nnd im IUI ein Streit 
Über das Recht einer Person aof Sohntz entstehen sollte, soll 

darüber eine gemeinsame Kommission (joint enquiry) entscheiden, 
bei der der betreffende die nötigen Zeugnisse für sein Becht vor- 
bringen niuss. 

lü dem Vertilge ist ferner erwähnenswert, dass die Ein- 
geborenen von Oberbirma und den britischen Staaten, die bereite 
vor dem 1. Januar 1886 in Siam ansissig -waren, also vor der 
Annexion von Birma, keiften Anqfinioh auf Ftotektion haben. 

ESn weiterer Yertiag awischen QroBsbritannien und Siam, der 
am selben Tage gezeichnet wurde, regelt die Grenze zwischen 
den siamesischen Provinzen imd Dependenzen von Haman, Kedah, 
K( I <i tan und Trenganu und den unter Iti itisr her Protektion stehenden 
(xebieten der Sultane von Perali und Paliang. 



. Spameu. 

Referent: Dr. Mannel Torres Campo«, 
Professor des Yöllcerrechts an der Universität Granada und 
Mitglied des Institirts fftr intsmatioiiales Bedht 

Übersetzung aus dein Spanischen 
von Dr. jur. et phil. Brest Rosenfsidf Amnrninr, BeriiD. 



a) Gesetzgebung. 
Das Jahr 1898 ist sicherlich eines der unheilvollsten Jahre in 
der Geeohichte Spamens gewesen. Den Kolonialkriegen .auf Gnba 
und den Philippinen folgte der Krieg mit den Vereinigten Staaten 
Nordamerikas, welcher die völlige Niederlage Spaniens nnd den 
Vcrlubt des letzten Kestea seiner grossen Kolonialmacht in Amerika 
und Australien zur Folge gehal l hat. Die endgültige Katastrophe 
ist heiljeigelührt worden durch die Unwü^senh' it der Spanier im 
Allgemeinen, insbesondere der Regierungsleiter, welche unfähig 
waren, das Unheil, welches eine kleine Anzahl Gebildeter und 
Kluger Toianssah, zu verhüten, durch das Vorherrschen der aus* 
gearteten Interessen der politisierenden und militlrischen Elemente, 



hio -i^h ni' ht in <ji*^ S h ranken ztir>-lr«"'-i«en l>=;?aen- iet im 
h^-rTw-h*fD'ien militArivhen Geiist. der da-i V' Lk h: den Kt>?§ 
tri^'h. *fri'!lj^h 'iurh die, trr;t7 der dicsU-z'izlkh s^iter^ berr.>r- 
ratfeftdw Fuhlizi.''t«.'n vertfr^-nt lichten Enndniachiin^n nrd Aa>- 
füljrrjntfiMi, hem'-hc ' - Unkenntni» der bereditigtRi Anssfr'icbt suf 
Zurfl' k<^Uttung «ler Kolonien. 

Sifj'l aiidi die Koknie«!! redoem, so iit Spsoieo jeot doch 
w^ffAPM frei voo KnegsreninlMBiiiigeo, ee hat eine I^hi« so» 
jeiMT tfmurigen Erfibrong gesogen nnd wiid nim den Eins inden. 
io'lem m danaoli ttrebeo wiid, eehi BMsfat wieder feennai la leoeB 
und die Nttion ziim Wohlstand erbiGhen zu laasm. 

Das vorherrschende Inten^so l>efa8ste sieh -.in Jaiire 1898 mit 
florn KrtofA und der Notweudigkeit, Heere zu iiaben, um ihn «u&- 
haiteii zu könneil. 

In Verfolg des Eml • r 'ifiingsschreibens, w^lnho«? rJadnrch veran- 
lagt war, dass die liberale Partei unter Fr&xedes Maleo Sagasta zur 
Kacht gelangte, rerMmmelten dcb die neuen Kamnern am 20. Apcü,* 
am 24. Juni wnrden die Sitzungen suspendiert, am 6. Sefrtemba 
wioflor aufg«)nommen und am 14. September wiederum Tertqgt; die 
Kammern waren also nngeflttir nur zwei Monate lang Tersammelt 

Besondera Terdient ErwShntmg das KOniglidie Dekret vom 
2». April 1898. Bs erkUrt, als Folge des Krieges, die Vertrilge 
zwischen Spanien und den Vereinigten Staaten für hinfällig \md 
l>t den nonlameiikanischen Scliiffrii oine Frist, liiiiiu'ii welcher 
HU- Hpanischen Hftfen zu verlassen iiai^'n: t-s i:'w\>t (]ie S- imoi -lits- 
Rogeln, welche die spanist^he Kegierung im Kriege beubaciit^u wiil, 
im Einzelnen an and pi&zisiert, was unter Kontreiiande au ver- 
stehen sei. 

Obwohl Spanien duroh die Fteiser Seereobts-Deklaiation v^m 
16. April 1856 nicht gehnnden ist und ancih stets seinen WÜlen, 
sich derselben nioht anzusohlieBsen, bekundet hat, hal die qianifidie 
Regierung doch aus Achtung vor den Qmndsitwn des VQU»rreohls 
dich vorgenommen, folgende Regeln des Seereohts selbst sn beob- 
aclitA^n und den Untorthanen befohlen, desgleichen m than: 

Ii) Neutrale Flagge schützt Foindesgut, ausgenommen Kri^s- 
konlieUuide. 

h) Tutor Fcindostlaggc k;nm neutral*^ Gut, Xri^kontrebaade 
aufigi'nommon, nicht beschlagnahmt werden. 
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o) Um obligatorisch zu seiü, luiiss die Blokade effektiv sein, 
d. h. von einer hinreichend grofisen Macht aufrecht erhalten werden, 
nm thatsftchüch den Zugang zum feindlichen Qestade ztt hindern. 

Die spaniBohe Regierung, weLcfae, als sie von Frankreich auf- 
gefordert wurde, der Seerechts-Deklaration bdsatreten, dch in der 
Note rem 16. Hai 1857 ausdrQcUioh das Recht vorhehfelt, Eaper- 
briefe auszustellen, wird mit Hilfe von Schiffen der liaudelsflotte 
einen „Hilfskreuzerdienst der Krie'^^'Jiiiaiiiie" ert^aniöieren, der den 
Voröchrifteu und der Jurisdiktion der Kriegsmarine unterworfen 
werden wiixi. 

Zum Zwecke der Wegnahme feindlicher Schilfe, wie der Ein* 
Ziehung feindJicben Qiites unter Feindesflagge und von Kziegs- 
kontrefaande unter jeder Flagge werden die Ericgsmarine, die Hilfs- 
kieazer, sowie die oben erwShnten Kaperschiffe das Recht der 
Dorohsnohung auf dem hohen Meere und in den Jurisdiktions- 
gewässem des Feindes in Gemässheit des Yölkerrechtä imd der 
zu diesem Zwecke erlass«'nen A''ors(-hriften auRfilien. 

Als Kriegskontrebande sind auzuselieii: Kanonen, Kartätschen, 
Haubitzen, Gewehre und jede Art von blanken Waffen und Ge- 
BchoBsen; Kanonenkugeln, Bomben, Granaten, Zünder, Kapseln, 
Lunten, PuItot, Schwefel, Salpeter, Dynamit und Jede Art von 
Sprengmitteln; AusrOstungag^genstande^ wie Uniformen, Ledeneug, 
Beitsftttel und Artillerie- wie KaTallerie-Geechine; Sohifhmaschinen, 
Rchrsnben, Kessel und jegliche Art von Gegenstftnden, welche zum 
Bau, zur Ausnlstung und zur "Wiederherstellung von Kiiefrsschitfen 
dienen; endlich alle Instrumente, Werkzeuge und Geräte, welche 
der Kriegführung dienen. 

Als Seeräuber angesehen und als solche nach der ganzen 
Strenge des Gesetzes abgeurteilt werden die Kapitäne, Führer 
und Offiziere Ton Schiffen, welche nicht nordamerikanisch sind, 
ebenso wie die zur Schiffsmannschaft gehörigen Angehörigen einer 
dritten Kation, wenn sie auf Kriegshandlungen betroffen werden, 
mögen ide auch mit Patenten der Vereinigten Staaten veisehen sein. 

Der Königliche Kihiss vom 2. April 1898 hilüfxte die über 
die AuBühim;: des Durchsueliiiiigsrechts erlassenen Anweisungen. 

Das Gesetz vom 16. September 1898 ermächtigte die Re- 
gierung in Gemäasheit der Abmachungen in den Friedeii>prälimi- 
narien zwischen Spanien und Amerika, auf die Souver&net&tBrechte 
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über die überseeibi-lieii Besitzimgen zu verzichteu und sie an ük 
Vereinigten Staaten abzutreten. 

Die aeiteng Si),mien8 mit anderen Mächten im Jahre 1698 ge- 
schlossenen und publizierten Verträge sind die folgenden: Die Zo- 
saisakte vom 16. Juli 1897, publiziert am 12. Augüist 1898« n 
dem Friedens- und Freundschafts- Vertrag mit Peru vom 14. Aitgut 
1879; der Notenaustausoh mit Japan vom 31. und 25. Juni 1S9S 
betreffend den gegenseitigen Schutz des geweibtichen Eigentuns n 
beiden Lündern : die Deklaration vom 23. Juli 1898, welche die 
Mitteilung der StüiRlesanitsief^8ter-Eintnignng(Mi zwischen Spani«! 
und Peru einführte; der mit der Schweiz zu dem Zwecke ge- 
Bchlossene Vertrag vom 6. Juli 1898. die schnelle Ausführung dte 
auf dem Gebiete des Civil- und Handelsrechts in beiden Slaales 
erlassenen Urteile und Beschlüsse lieiteiaulflhien; die Bekamt- 
machung vom 4. Oktober 1894 awisohen Spanien und fVankreiGk. 
die in Abftnderung des Artikels 4 der Übereinkunft nm 18. Febrar 
1886, die AtistemflficheTei in dem BidasscMiflnsse neu regelte (pu\)&- 
ziert am 4. A|)nl isri."» und ratifiziert am 17. Dezember 189S): 
endlich die Übereinkunft mit Fraiikreich vom 6. Okt- lKi 1898 
betr. don Austansoh von für die Öffentlichkeit beBtimmten Tele- 
grammen. 

Unter diesen VertrSgen verdient besondere Erwähnung der 
Friedens- und Ftoondsohaftsvertrsg mit Peru, der ein attndigw 
Sdiiedagericht einaetate, wie 66 sum erston Male von Spanien is 
dem Zusatzprotokoll zu dem Friedens- und Freundachaftsvertcige 
mit Ecuador vom 23. Hai 1888 eongefOhrt worden ist 

üemä&b dem niit IVm geschlossenen Vertrage werden alle 
Kontroversen oder Stroitic^keitcn, die zwi.sclien den beiden Staaten 
Aber die Auslegung der geltenden und zukünftigen Verti-äge ent- 
stehen, von einem beiderseitig vorgeschlagenen und angenommenes 
Scbiedageriohte in eiater und letzter Instanz entschieden. Zwi^ 
kdteU) die Über Punkte, welche in jenen Vertragen nicht vmge- 
sehen sind, entstehen kfinnen, werden ebenfalls dem SchiedsgofMbte 
unterbreitet; bei Uneinigkeiten, welche sich auf diese Weise mdit 
besiegen lassen, weil sie anf die StaatssouverSnetilt Besiehimg hsbes 
oder die aouM ihrer Natur nach sich nicht eignen, in jener Weife 
entbchieden /.u werden, verpüichteu sirh heide Staaten, die Ver- 
mittlung oder die guten Dienste einer befreundeten B^mng zwecls 




Beilegung des StrrMios anzunehmen. In allen eohiedayrichterlichen 
Fällen woHon die hohen Vertnic^mAchte gemeiosiuii das Yoifahreti 
mul die Formalitttan festsetaen. 

b) Literatur. 

Die spanisohe juristiaohe Litemtnr steht aar Zeit in engen 
Zaeammenhang mit dem Zostande des VerfoUee im Lande. Sobald 

der persönlichen Anstrengung und Forschung regelmässig die verdiente" 
Beloliniing Yoieiitlialten wird, mt es nicht erstaunlich, dass .sie uacli- 
lasseii. Diejenigen, welcliti bestrebt sind, raöcli i";u rierc zu machen, 
widmen sicli der Politik ; die Profesauren haben weder die Be- 
soldang noch die Memente, wo! che zu wissenschaftlichen Unter- 
suchimgen notwendig sind. Und während man im Auslände über- 
all der Andennetit nach im Oehaltsraoge steigt, weiden die iBjitfaeder 
der üniversitilt ICadrid, die fOr viele die entrebenswertesten sind, 
nicht nach Veidienst, sondern nach der QrOsee des politischen 
Einflusses rergeben. Der Mangel an wissenschaftlichen Original- 
Aifoeitan wird ersetzt durch Obersetsungen, welche viel bessere 
Aufnahme finden, als der Regel nmh gute spanische BQcher. 

Der Schreibor dieser Zeilen fasste vor mehreren Jahren den 
Plan, eine „Spaui&cho /eitg(:'nns>i<( lM^ juristisehi- iiililiographie des 
Rechts und der Politik" lierauszugeben ; er v. rtulgl hierbei den 
Zweck, eine grosse Lflcke auszufidlen, indem er die Arbeit der- 
jenigen, welche sich juristisohen, wissenschaftlichen oder praktisclien 
Studien widmen wollen, so am ein Bedeatendes erleichtert Der 
erste Teil jenes Werkes (1800--1880) erBchien im Jahre 1883; 
der zweite Teil {1881—1896) erschien 1898 und enthielt ein 
alphabetisches Autoren- und Sachregister von 1800 bis 1896. 

Wenn wir ausfOhrlich die spanischen Neuerscheinungen, soweit 
sie unseren Gegenstand berühren, untersuchen wollen, eo haben wir 
sie unter fo]i;t'ndt'n i{uhiikcn aufzuführen : 1. Ausgaben der Gesetz- 
bflcli^/r und üc.-H.'tze mit Anmeikuuguii und grössere und kleinere 
Kommentare. 2. T^^hrlnicliei. 3. Monographien. 4. Übersetzungen. 
5, Wirtschaftliche uuil statistische Studien. G. Zeitschriften. 

1. Von den Ausgaben und Kommentaren verdient Erwäbuuug: 

a) Medina und Marafton: Die Givilgesetze Spaniens gemlss 
dem offiaiellen Text Nene von Qrund aus umgearbeitete Auflage. 
Madrid 1898. fiän Band. 
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b) Q. Ifttoitts SüAaYola (Paeudonjm): SpuuBcbe Gesett- 
gebiiDg (Logiflladte eqitflola. €6digo dvil oomentMloX Btiid XIV. 
EnthlltiL A.: Erbracht lad Fasnilienrecht Madrid 1808. EmBud. 

c) Ramos, de las raoesioneB (Erbfolge). 2. Baad. Madrid 1898. 

d) Oracia und Hernaadez: Jaatitia nuHtar. (MifiliP' 
geriehtsbarkeit.) 12. Auflage. Saragossa 1898. Zwei Bäude. 

2. Vuii Text- Ausgaben Terdienen genannt zu werden: 

a) Santamaria de Tat «des, rrofessor iu Madiid: I. Curso de 
derecho ixditifo beg-un la filosofia politiea. (Staitsrecht.) 6. Auflage. 
Madrid 1898. IL Curso de derecho administrativo (Vcrwaitunga- 
recht) de Espafia. 5. Auflage. .Madrid 189"^. Ein Band. 

b) Marques de VadiUo, Piofeesor in Madrid: Leodonea de 
deredio natural (Natoneclit). Madrid 189& Eia Band. 

o) Poaada, Profeesor in Oriedo: Tratado de deredio ad* 
miiitBtntim 2. Band. Madrid 1898. ESn Baad. 

d) de loa Rica und Calderen: Beeumen de flkaofla dd 
derecho (Rechtsphilosophie). Ein Band. Madrid 1898. 

e) Roman: Estudios de derecho civil, ö. Band: Familien- 
recht, dcre<.ho f.imilia. Madrid 1898. Zwei Häiifle. 

f) Mozo, Kunieradmiral : Tratado dornt iitar de dereciLO de 
geates. (Völkerrecht) Madrid 1898. Eia Band. 

g) Smenjand, Somario de las lecciones de histona critica de 
la literatora juridica espaftola. Band I. Madrid 1897<— 1898. 

3. Auf dem Gebiete des StnixeohtB: 

a) Dorado Mo utero: El deUocoente espafloL Der apaniacha 
Verbreoher und Lindstreioher. Uanner-Anthnpologie. Madrid 1898. 
Ein Band. 

b) Salillaa: El reformatorio de Elraira. Madrid 1898. Ein Heft. 

c) Bernaldo de Quirös: La nuevas teuriats de la crimiualidad. 
Madrid 1898. Kin Hand. 

4. Übei jset zung-en: 

a) Serafini, lustituciones de derecho romauo^ übordetxt wa 
Juan de Dios Trias. Barcelona 1898. 

b) öo Miinow, Dereoho administrativo compai*ado. (Verwaltungs- 
recht von Eoglandi Amerika, Deutachland und Frankreich.) Band 0. 
ICadrid 1898. 

c) de Amiois, Socialismo y eduoadÖD. Oberaetst von de los 
RiOB. Madrid 1898. 
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d) Deville, Prindpios BOcwiWrtM. Gesamraelte Werke. 
Madrid 1898. Ein Band. 

e) Bichter. ÜberaeteOBiiP der in 254 Auflagen emduenenen 
deatschen . Schrift: Tagebach eines Bozialiatiacfaen Ariieiters. Bar- 
oelona 1898. 

f) Bismarck: PensamientOB y lecueuloö. Geilaiikeu und Ei- 
iuneningien. Barcelona 1 898. 

g) Hamilton: L<)f,n( a iiarlamentaria. Madrid 1R98. 

h) Stead: Die Regierung von New- York. Madrid 1898. 

i) Cogliolo: Estudio acerca de la evoliici6n del deracho 
privado. Mit Anmerkungen von Smenjand. Madrid ISO"^. 

Chironi: La culpa en el derecho driL (Das Versohulden 
im Ovilreoht) Übersetzt von Poaada. Madrid 1898. 

1) Menger: El derecho dvfl y los pobres. Übersetat und 
mit einem Vorwort über die aosiale Enge Tereehen von Posada. 
Madrid 1898. 

m) Fiore: Ejecuciön de las sentencias extranjeras. Die Voll- 
streckung aufelämliöCher Urteile. Madrid 180s. 

n) Giurati: Lps errores juili<ial«.<, diaguosis j remedios. 
(Justizirrtümer und Mittel mr Abhilfe.) Madrid 1898. 

o) Lessona: Teoria gencml de la prueba en derecho civiL 
Der Beweis im Civilrccht, mit Anmerkungen bezügl. der spanischen 
Oeaetzgebimg. Madrid 1897 — 1898. (Obersetzt von Aquilesa y Paz.) 

p) Oodigo de commerdo aiemia. Bas neue deutsche Handela- 
gesetzbudi, mit Anmerkungen von S. Mon y Calderon. Madrid 1898. 
Ein Band. 

5. Nationalökonomie und Statistik: 

a) Costa. GoleotiviBmo agrario en Espafia. I. u. II. Madrid 1898. 

Eiu Band. 

h) Sanchez Tosca: Del poder naval en Espaua y su politica 
ecOüomica para la nat ionalidad iboro-amorioana. Madrid 1S9S. 

c) Saiiz y Eäcartin: fedorico Nietzsche y el anart^uismo 
intelectual. Madrid 1898. 

d) Garcia: Estudios estadisticos. Statistische Stadien. Zu- 
sammenfiMSung der Einrichtung und der Arbeiten der offiziellen 
Statistik in Spanien. Ibdrid 1898. 1. Heft. 

6. Endlich will ich von periodischen Erscheinungen und 
Zeitschrillen die Allgemeine Zeitschrift fOr (Jeeetsgebuiig und 
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BeGhtBpraGfaung, die ftlteete der jebst exietieieodeD, nennen, velche 
neben dem theoretisdiea Teile die in jedem Jahie erianeoen 
Geaeiie, wichtige Entsoheidmigen und bedeotende gpaniedie und 
fremde joristiaohe AiMten bringt 

Die „Reviflto de Iob Tribunalee**, welche wie oWge Zeitschiift 
in Madrid erscheint^ ähnelt jener, allerdings in kleinerem Xassstabe, 
insofern, als sie ebenfalls besonderes Interesse der fremden Gesetz- 
gebung ent^etrenbrinert. Ihr Jaltrbucli der universellen Oef^t?,- 
gebung, welchea alu Ergänzung zu der Sammlung fremder GeiieiÄe 
jjnstituciones juridicas y politicas" ecscheint, umfasst jährlieh 
2 Bände, die sich mit den Staaten Europas und Amerikas h^fnssen. 

Das Lexikon der spanisohen Verwaltung von Alcubilia, äk 
am meisten in Gebnuch befindliche Znnfimmflnfttfllliing des gelteadeo 
Bechts, hat andi im Jahre 1898, wie alljährlich, einen Anhiqg 
erhalten. 



Die Sfid -Afrikanische Republik. 

Referent; Dr. U, J. D. van lier, Advokat im Haag, ^^iedariaude. 



Gesetzgebung. 

Qesets No. L 1898. 
Dieses Gesetz regelt die GrOndung und Eihaltnng Ton Oewert«- 
schulen. Hb bezweckt, tflohtige Gewerbeleute zu bilden ans des 
Söhnen der alten und natunliaierten Borger des Landes. 

In jedem Bezirk, wo wenigstens 15 Bewerber sich dazo la- 
melden, wird eine Gewerbeschule durch Vermittluag von Schul- 
behörde?^ errichtet, 

Di.' vnn den Schülern angefertigton Qegenstflii'lo weitien znni 
Nutzen dei Staatskasse verkauft, indem die Verfortiger ö% ^ 
Ertrages eriialten. 

Die Kegionmg giebt für Kost und Logis eine Unterstützung 
von 40 Mark per Schfllor monatlich, indem die Eltern oder V(v 
mflnder sich verpflichten, die Kinder nicht weniger als drei labR 
in der Schule zu lassen. 
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Gesetz No. 2. 1898. 

Dieeee Geaetz entUUt Befitimmungen ffir den Beeock von 
Festungen, Lagern und anderen militftrischen Zwecken gewidmeten 
Orten. 

Es verbietet, sich in irgend eine Featung, io irgend ein Lager 
oder eine andere Stelle im Dienste der Militärmacht m hegebmi 

ohne nachdrücklicliL' Eiiüächtiuuiit^ der 3Iilitärbehßrde, und droht 
Strafe auf die Übertretung dieses Verbotes an. 

Gesetz No. 3. 1898. 

In (Ho^em Gesetze wird die Kompetenz der ^aturellenkapitäno'^ 
(Anführer der Eingeboreuen), Verpflichtungen Anzugehen, anerkannt. 

Jedoch für persönliche Veipflichtungen der Anführer darf 
niemals dessen Volk oder Stamm yerantwortlich gemacht werden. 

Gesetz No. 4. 1898. 

Die Notwendigkeit hat sich herausgestellt, ehie n&here Üm* 

Schreibung dos BegrifTes „Amtsverbrcclien", in Artikel 86 der Ver- 
tansung, festzustellen und das Gesetz erfüllt dies folgenderweise: 
Dieses Vergehens ij*t srlnililig derjenige, der durch das Be- 
gehen einer geseti^lich \urbutenen liandlung oder durch das Unter- 
lassen einer gesetzlich befohlenen Handlung seine Amtspflicht 
verletzt oder zum Begehen eines V»'il lochens Macht oder Mittel 
missbraacht, welche sein Amt ihm verleiht. 

Gesetz No. 5. 1898. 

Dieses Gesetz ersetzt das Ctesetz No. 25, 1896. Es bezweckt 
den Erlass besserer Bestimmungen in Bezug auf die Hacht der 
Beh((rde gegen Äufhetzer und Anfruhrstifter. 

Es erteilt dem Staatspräsidenten die Maclit mit Zustimmung 
des „Tlitvoerenden Jiaad • und naclidom er das Urteil des Staats- 
prokureiiff! vcnioMiint'u hat: 

1. Fremde, welche zur Ungehorsamkeit, Gesetz verletzuiig u. s. w. 
aufhetzen oder in irgend einer anderen Weise die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung in Gefahr bringen, aus dem I>ande zu verwoi^en; 

2. Fremde nnd Bürger, welche sich dieses Vergehen haben 
sn Schulden kommen lassen, den Aufenthalt in bestimmten Gegenden 

71 
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zu veraagen «xler eine bestimmte SteUe mnwriyüb des Staates als 
Wohnsitz unzuweisen. 

JedenMs boU der beiQglidieii Peraon die Odflgenhat erOffinet 
wtfddn, ach m Torteidigen: 

Borger Umiflo niemals mit Yerweamutg am dem Staate 
Iwatitaft weideiL 

Wer Bich den anfarlegten Stnfaa entsieht, aieht aicli nit 
GeOngDMotrafe bedroht 

Der aiis dem Lande verwies» ii«- Fremde ist v erptlichtet, sich 
der Aufnahmo eines Signalements, anthropametriäch und deigleiclien, 
zu unterwedeo. 

Geöutz No. 6. 1898. 

Dieses Gesets ist eine Abändening des Gesetzes N<k 29, 1896. 

Eesw ar en mm Verimufe soUen in einem bestimmten Hnue 
oder Gelasse aufbewahrt werden. Dieses Gelsss sdl in keiner 
direkten Yerbindnng stehen mit irgend einem 8cfalal|gemacfa oder 
mi t einem Stall 

Übertrehmgen dieser Vorsehrüten weidm mit gnwsn Geld- 
strafen belegt 

Gesetz No. 7. 1898. 

Dieses Gesetz enthält eine AbÄnderuuc^ 'l- s Artikels 29 vom 
Gesetz No. ^. 1802 und b^timmt, dass Ijehrer au Schulen auf 
proklamierten Goldfeldern im Besitze ^nes Lehieidifloms sein eoUeo. 

Gesetz No. 8. 1898. 

Dieses Gesetz regelt die Wirksamkeit der AsBekiuana-GeeeU- 
schaften in der Süd-Afrikanischen Republik. Es bestimmt, aof weloiie 
Weise und unter welchen Bedingungen Assekuranz -GosoUsefaaften 

in der Republik zugelassen werden. 

Innerhalb dreier Monate nach dem Anfanu ilirei Wirksamkeit 
soll jede Gr'Fäellsehaft. es sei denn, d iiss sie (hiaeiböt oder ausserhalb 
t\or Rf^j ul lik uf-nui'lct ist, Bürgschaft It isten. Diese Sicherheit be- 
tiügt fiü- Brund- und Unfall- Versichenuigs-Gesellschaften lOOOO^^Mark 
und für Lobens -Versicherungs- Gesellschaften 200 000 3Lai k. Die 
Begierung zahlt alljährlich eine Rente von 3 Prozent an die Bürg- 
schaft leistende Geeellschaft Jede Gesellschaft ist veipfliohtet, ein 
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Domizil in der Republik /.u tiehmea und jedes Jahr eine Übersicht»- 
tafel mit Angabeu zu depoiiiereii. 

Beim AußiOien ihrer Wiikeamkeit im Staate empfifangt die 
OeeetUflobaft ihre Kaution lurflck. 

aesets Ko. 9. 1808. 

Der offenbaren Notwendigkeit entsprechend, giebt dieses G^eoetz 
eine Definition eine.H „euteki-eudeu ürteik". Hienmter wiid „j<MU;s 
zur Stmfo des Todes, der Verbannung, Goisseluiig udei- zur Gefängnis- 
Strafe als Hauptstrafe verurteilende £rlLeuntni8" verstanden. 

Gesetz No. 10. 1898. 

Dieeee Odioi- oder SrÜndangspateiDMIeBets TOileiht dem Er- 
finder wahrend einer bestimmten Zeit das aussohliessliohe B^t^ 
seine Erfindung zum eigenen Nutzen aussufiben. Das Gesetz be- 
fiehlt die Emshtung von Fatentkomptoiis, deren Haupt der Octroi- 
Kommis^ ist Dieser ist Terpfliöhtet, beim Antritt seines Amtes 
eine Sicherheit von 100 000 Mark zu leisten.. 

Jedermann ist berechtigt, um ein Patent für eine Erfindung 
nachzusuchen, ob er Bürger ist oder nicht Audi mehrere Pei^neu, 
sowie Korporationen sind hierzu berechtigt, unter der Bedingung 
jedoch, dass der erste und wahre Erfinder erwähnt wird. Nioht" 
Einwohner der Republik haben zur Bestreitung der Gesuchakosten 
Sicherheit zu leisten. 

Ein Patent-Gesuch soll von einer nftheren Beeohreibung der 
EIrfindung begleitet sein. Diese Beschreibung kann entweder eine 
vorläufige oder eine definitive sein. Im letzteren Falle s(*ll sie alle 
Einzelheiten enthalten, im •'isteifn Falle ist eine B»'>ehreibung 
des Wesens der Erfindung, wenn nötig mit Zeichnungen versehen, 
genfigead. 

Sobald ein Empiangschein hieilfir ausgegeben ist, genleast delr 
Erfinder wihrend neun Monaten voittufigen Sdiutz, unter der Be- 
dingrmg, dass innerhalb vier Monaten eine definitive Beschreibung 
eingeliefert wird. 

Der Patten t-Kommissär ist bcreclitigl. N\ enn er die Umschreibung 
für ungenügend hält, ihre Ergänzung zu fordern. Der Erfinder kaim 
jetloch an oin höheres Gericht appellieren, 

71* 
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Nach der EiitM-lioiiiunc: «iiehes Streitpujiktt s soll der Erfioder 
bekannt machen, dass er mit seinem Gesuch forUulahi^n beabsichtige, 
und dies im StaatsbJatte und in anderen Zeitungen publixienn. 

Jeder Beteiligte kann gegen die Verleiliaiig des Bitentes bet 
dem Patent-Koaunifieftr seine Einwendungen machen. 

Ijetzterer prüft nacli Ahlauf einer bestimmteu Fritl »Iah *.i.'suck 
un<l (lif BosiIiwimnI. ii. Wii<l <l. iii (iesuch stattgegeben. ^ ist der 
Ei timl' 1 V* r]it1ir)it<-t, uiiie Summe z\i zalüen, deren GrCsse von der 
Dauer des i^ateutea abliAugt. 

Eine Verlftngening der Octroiieit kann man erhalten, wenn 
nur die Bitte darum hmeriialb der noch laufenden Patentfrist ein- 
gereicht worden ist Auch nach dem Ablaufe der Frist iat noch 
eine VerUngening derselben mRglich, unter der Bedingung jedoch, 
dass die VerspStung des Oeenches die Folge eines Irrtums ist 
Eine selir gute Bestimmunf^ entliält das Gesetz in der Vorschrift, 
dass im letzteren Falle der Erfinder nicht zu einer Scliaden- 
er-sat/f r leruncr liom litiet ist wehren Verletzungen seines Patentes 
zwischen deni Ende der ursprünglichen und dem Anfang der 
Verlange rungsfri st. 

Die Octroidauer ist höchstens elf Jahre. 

Wenn schon vor der Verleihung des Patentes in der BepuUik 
ein Patent für dieselbe Erfindung im Auslände erteilt ist, hOrt das 
Patent in der Sfld -Afrikanischen Bepublik, gleichviel für weldie 
Frist es verliehen ist, von Rechtswegen auf, sobald das Patent im 
Auslande endet. 

HpÄtero Ändern II L;*.?n, wenn nur das Wesen der Erfindung nicht 
beti'offen wird, könn* n gestattet werden. 

Eine lobenswoi-tc Vorschrift ist die Bestimmung, dass, "«'cnn die 
Begierung den Beweis erhält, dass der Pi^tentberechtigte seine &- 
findung nic^t im Staate anwendet oder die mAssige Nachfoge des 
Publikums nicht befriedigen kann, sie den Erfmder swiugen darf» 
unter von ihr sn stellenden Bedingungen die Ausflbung auch anderen 
SU erlauben. 

Die Pat«'tit^?cheine sind veräubücriich. 

Zum iScliluHs enthält dieses in vielen Hinsichten vorzügliclie 
Gesetz verschiedene verwaltungsreohtliohe Bestimmungen (Octroi* 
register, Amortisationsverfahren, Strafen u. s. w.). 




— 1125 — 



Gesatz No. 11. 1898. 

Bas Dampfweeen und der MBschineogebrattch werden in diesem 
Gesetze reguliert. 

Alk' feäteu und t!';ins|Mirtal)l('n iiitd anderen Maschinen sind 
der Aufsicht der Begierung unterworfen. 

Biese Aufsicht «iid von Bampfkessel -Inspektoren ansgefibt, 
unter der OberaufBicht des Staatsingeniears im Bergwesen. 

Bevor ein Bampfkessel benutzt werden darf, ist die spezielle 
Erlaubnis des Inspektors ei-forderlich. Dieser soll, ehe er die Er- 
laubnis hiei-zti erteilt, untersuchen, ob alle vom Oesetz gofunl.^rte 
technische FflrRorge gotroffen ist und ob der Kessel den Aufurde- 
ningen (reöetzes entspricht. Wenn er die Erlaubnis venÄ'eigcrt, 
so kann der Gesuchstollor seine Einwendungen gegen diese Ent- 
scheidung bei dem Staatsingenicur im Bergwesen geltend machen, 
welcher in höchster Instame die Sache entscheidet 

Der Yerfertiger ist frei in der Wahl der Materialien und in 
der Konstruktion, aber wenn darin ein strafbarer Fehler vorkommt, 

ist der inländische Verfertiger wahrend eines Jahres nach der ersten 
Untersuchung verantwortlich; dem an-ländischen Verfertiger k;inii 
voui Staatsinsrpiiii'iii- im H» ! t>?i<pn eine Idstrafo auferU irt w orden. 
Bevor dieso Bm^r iMv^ahlt worden ist, wird weitere Einfuhr aus 
seiner Fabrik nicht erlaubt. 

Das Gesotz enthält noch viele technische Vorschriften in Besug 
aaf die Errichtung von Dampfkesseln. 

Die Inspektoren haben immer freien Eintritt an den Orten, 
wo sich die Kessel und Maschinen befinden und die Nutzniesser 
mOssen ihn zu jeder Zeit zulassen, und bei einer üntersuohnng ihre 
Arbeiter unentgeltlich zur Verfügung stellen. 

Der TnsjM ktni hat <1ie Befugnis, wenn der Nutziii' sser sich 
weigert, die erfurderiielieii Verbesserungen anbringen zu lassen, 
die Maximalspannung zu Ijestimmen, unter welchr- der Kessel arbeiten 
darf, und er kann bei droli^fiflrr Gefahr den Gebrauch verVücten. 
Der Nutzniesser kann beim Staatsingenieur im Bergwesen seine Be- 
rufung einlegen. 

Für den Gebrauch jedes Kessels whrd eine Steuer von 100 Marie 
erhoben, als Yergatung für die StaateanMcht 
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Der Nntsnlesser ist stFtfwtlrdig wegen Yerletzang des Oesetses, 

uusgenommen, weim er beweist, aUes Mögliche für die Befolgung 
gethaii zu iuben. 

Nutzüiesser ist im (i.'solzessiiiüe tlerjenige, zu dessen Nutzen 
der Kessel oder die Mabciiijje arbeitet und bei Geseilscliaft« n dä* 
Obenuteher, bei AbweBeiibeit des NutmieflBeis deenn SieUvertzeler. 

Gesets No. 12. 1898. 

DieeeB Oeseti enthalt allgemeine Bestünmongm in Besag auf 
die Beaibeitnng der BergweriEe (Minen). 

Alle Bergwerke sind der Anfaicht der Kogiening unterworfen: 
ebenso alle MülUen uii l andere Einrichtungen, deren Zweck LsL, 
Erz aus der Orube zu fördern und die Wai^rleitungen für Beig- 
wearksawetke. 

Dem 8taatfiingeuieur im Bergwesen, unter Beietnod doe Minfln- 
inspektoie, ist die AuM)ht anmtniit. 

Db8 Oeeets enthflt Tenohiedene den Sohnti der Obeifliclie 
und der unteriidiacihen Werke verbilligende Voraduiften. 

Viele Bestininrangen dnd dem Aufziehen nnd Niederlassen 

von Miiirrulieii, Felsenmassen oder Wasser, und ebenso von Personen 
gewidmet. 

Der Transport ist gesetzlich gorogolt Auch die allgemeine 
Sicherheit wird mittelst stranger Yorsohhften für die VerkehiBwi^ 
und Leitonrege verbfirgt. 

Jedes Betgwerk soll dauernde Lnftsnfuhr haben nnd an be- 
stimmten Orten sollen immer Laternen angebracht smn. 

FOr die Bewahrung nnd Verteiluiig exploeiver Stoflie sind 
Vorsorgebestimmunjfen gegeben. 

Dit' Maschinen siuil d» r fortwährenden Aufsicht eines ingeoieurs 
im Macicliinenweson unterworfen. j 

Das Gesetz ordnet die Verfertigong von PUnen fftr alle Beug* , 
werke von als Landmesser bestitiglen Personen an. j 

Auch ist der Hanptaufaeher jedes B er gwerkes TerpfliohABti j 
monatlich fflr statistische Zwecke Angaben betrsfliand die Arbeit su 
maohen. HierfOr stehen bestimmte Fonniüafe tm Verfügung. 

Am Sonntag darf nur «luBserst mtw » lulige Arbeit, die kernen 
Aufschub erleiden kann, veiiichtet wei-den. 
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Ein diplomierter Aufaeher floU als vezantwortliobes Haupt in 
jedem Beigwerk fongieteii« Zum Schlosse enthSlt das Gesete yst- 
schiedene Sttafbestimmongiaii. 

Oesets No. 13. 1898. 

Die Notwendigkeit der Verbessening des bisherigen Briefmarken- 
Gesetzes war Ursache dieses Gesetzes. 

Es Itffielilt die Einsetzung einer Komini.-sioii von drei l'orsunen, 
deren Aufgalte es ist, die AiifRicht filier die Verfertignny einos 
neuen Vorrat» Briefmartcen zu führeu. Die Mitglieder dieser Kom- 
mission sind zur Sicherheitsleistung verpflichtet. 

Gesetz No. 3, 1875, wird hierdurch auigehoben. 

Oesets No. 14. 1898. 

Abftndenmgen weiden hierdurch dem Gesetz No. 26, 1896 
geschaffisn. 

Es wird bestimmt, dass alle periodisch erscheinenden Zeit> 

Schriften und Zeitungen den Namen d^ verantwortlichen Heraus- 
gebers erwäliiieu öolleu. Diesei' soll einen festen "W'ohjiöitz in der 
Bepublik hüben. 

A^ifs.'itze persönlicher oder politisctiej Art sollen ohne Aubnahnie 
vom Verfasser imterzeichnet werden. Die ü beiti'etung dieses Gebots 
wird bestraft 

Der Heiausgeber soll sogleich nach jeder Publikation dem 
Stastasekretilr eine Kopie susenden. 

Wenn eine Yerainigung Herausgeber ist, soll der Name des 
Voisitsenden oder Stellvertreters erwShnt weiden. Dieser ist dann 
die verantwordidie Person. 

Wenn mittels einer Zeitscdirift eine strafbare Handlung be- 
gangen wird, ist — gleichviel ob ein Aufsatz unterzeichnet ist oder 
nicht — i' dciifalls der Herausgeber (bezw. der Vorsteher oder 
Stellvertreter) strafbar. 

Gesetz No. 15. 1898. 

Dieses Gesetz bestimmt, dass das Beoht, nach edlen Metallen 
au graben und darüber zu TSifBgen, dem Staat gehört und betrifft 
Gold und alle solchen edlen Metalle, welche der Staateprirident 
mit Zustimmung des ^Uitvoerenden Raad^* bezeichnet 
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Das Gesetz sobceibt die Eraohtniig eines Departemeats ä» 
Beigwesens vor, dessen Chef ein Stsatsingenieui im Duigwesou 
und ein Staatsgeologe sur Seite steht Fttr jedes proUaneitB 
Feld ist ein BergwerkskommissSr angestellt Die Regiening kann 

auch für jedes Feld spezieUe Ricliter, „speciale I^nddix)St"' genannt, 
aiistellon. In Emangehing dessen hat der Beigwerkskommissär 
eißigü richterliche Oewalt. 

Ein Grundbesitzer kann auf seinem Grund und Boden sekfirfea. 
Bei Entdeckung edler ICelalle ist er Terpfliditst, dies zn bericktea. 
In diesem Eall kann ihm die Ausbeutung von Minen gestattet 
werden, wenn er zu^or um einen Bergwerkspachtbrief nadiBDclit 

Er ist dann den Bestimmungen des Gesetzes unterworfen. Dieses 
verpflichtet ihn, einen Teil des Ertrages dem Staate zu gebea 
(höchstens sind dies 2^/^ Prozent). 

Der Staatspiiteident kann, mit Zustimmung des „Uitvoerandes 
Baad'*, Staatsland zu öffonüidbem Beigban proklamiereiL Anck 
PiivatUndereien können hieizu proklamiert werden. Der Grund- 
besitzer bebmt dann das Becht auf Besitzer-„cIaimB". Auch hat 
jeder Untdeciker edler BCetalle Hecht auf Einfdecker^„claims*'. 

Die ErlaTibnis, auf proklamiert« -n Strecken zu graben, ist unter 
gewissen J^edingungen und gegen /«ahhing zu erhalten. 

Jeder zugelassene Graber hat das Recht, auf seinen „daims^ 
unenl^ltlich zu wohnen. 

Das Gesetz hebt alle früheren widerstreitenden Bestimmungen aui. 

Gesetz No. 16. 1898. 

Jetzt, nun die ganze Welt dem Streit, der in Süd-Afrika 
zwischen den beiden verbündeten Bepubliken und England aoa- 
gefoohten wird, in grOsster Spannung folgt, ist es von Bedeutong, 
zu sehen, auf welchen Gesetzbestimmungen die Pflicht zom Beistand 
gegründet ist, den die eine Heptiblik der anderen leiht 

Gesetz No. 16 reguliert die Verbindlichkeiten zwix heii der 
Süd-Afrikanisciien Kepubiik und dem Orauje-Fi-eistaat in Bezug auf 
gegenseitige Hülfe. Es bestimmt, dass falls der eine Staat dem 
anderen Hülfe leistet durch die Sendung eines fieeres, die Soldaten 
des hfllfeleistenden Heeres unter ihren eigenen Offizioen und nnter i 
eigenen Fahnen stehen. 
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Der < Hiorli^fehl ist jedoch immer dorn Kommaadanteu des 
unterstütstdu Ileeres anvertraut 

Dtts Gesetz ist gegrflndet auf dsm beide 8taatea betreflenden 
politisefaeii Bfindnis und enthAlt BestimmuDgen für die 8üd- 
Afrikaiiisohe Republik. Wenn ein Heer des Oiauje-fteistaates 
dem Heere der Sfid-AirikaDischen Bepublik sur HQlfe gesandt 
worden ist, besteht der Ericgsrat der Sfid-Afrikanischen Republik 
auch aus Offizieren des Nachbarstaates und übt seine Gewalt auch 
ausser den Qreuzen der Repnlflik aus. 

Ein vom gesamten Ki i«■f^^^rät au^tre^proclioiit s Todesurteil kann 
jiur vollzogen werden mit Zustimmung des Staates, dem der ver- 
urteilte Bürger angehört. 

Der hfllfsleistende Staat ist» wenn ml^eh, auoh verpflichtet, 
eein Heer mit allem Erforderliohen zu versehan. 

Der eine Stsat kann keinen Friedensvertrag sofalieseen ohne . 
Zustimmung des anderen. 

Das Gesetz besliiaiiit sein Iiikrafttirtcn von döiii Aiici'iililirk 
ar. . in dem der Oranje-Freistaat ein gleiches derartiges Gesetz 
proklamiert haben wird. 

Gesetz No. 17. 1898. 

Dieses Gesetz bestimmt, dass jedes Dorf, dessen Bevölkerung 
mehr als 500 stimmberechtigte Einwohner riUüt, von der Regierung 
mit Zustimmung des „üitvoerenden Baad*^ zu einer Stadt erhoben 
werden kann. 

Eine auf diese Weise proklamierte Stadt ist berechtigt, mit 
ihrer Verwaltung einen Stadtrat zu iH aufli-agen. Dieser Stadtrat 
besteht aus soclis bis acht >litt;li< Iimh, deren Haupt eiu von der 
B^iernng zu ernennender Bürgermeister ist. 

Stimmberechtigte Einwohner sind nach diesem Gesetze: 

1. die einwohnenden stimmberechtigten BUrger, 

2. die mündigen weissen Einwohner, die innerhalb der Stadt 

ein festes Eigentum von 2000 Mark haben, 

3. die müntligt ii weissen Kiuwohner, die alljährlich wenigstens 
500 Mark Miete zahlen. 

Es ist oifenbai', <1ass die Ausl&nder also einen grossen Binfluss 
auszuüben im Stande sind. 
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Die städtische Verwaltung triltt die nötigen Anordnimgeii. Mit- 
glieder dfifi Stadtrates können nur sein: mündige männÜ- nach 
diesem Gesetze stimmberechtigte Einwolmer, die ein ieeteB Eigentum 
innerhalb der Stadt htben oder nlljihilidi wemgBtens 1600 Mmtk 
Kiete saUen. Auch Andinder sind alao wiUber. 

Der Stedtnt kann in eiater Instanz OeldrtrafBD anfadagien 
wegen Yerletzung seiner Anocdnongeo. 

FQr Johannesburg gilt Geeetx 9, 1897 (veiigl. voijühnges Jahr- 
buch der luteruatiüualen Vereinigung). 

Gesetz No. 18. 1898. 

Dieses (j^esetz entb&lt eine allgemeine B^gulierung des Post* 
Wesens. 

Die Mehrzahl der vielen Bestimmungen ist in Übeninstimmimg 
mit den Vorachriften der meisten eutopliscLen Poslgeeetie eriasasD. 

Bas Qeseta hebt Oesets 1, 1886 anf und dessen AhSndsrangen 
m 19, 1687 und 1, 1890. 

Gesetz Ko. 19. 1898. 

Dieses alle frilheren diesbezüglichen Gesetze aufliebende Gesetz 
iht dem Gesetze No. 13, 1807 ungefähr gleichlautend. Ich ver- 
weise hiemi auf pae. 103G dos vorjaiirigen -Tahrlnulis. 

Das Gesetz enthält Vorschrifton üht i (loii Verkauf von WeineUi 
geistigen oder Malzgeträolcen und Kaöerbier. 

Es sind einige neue Vorschriften den alten Bestimmungen hin- 
sugefOgt Ss ist untersagt, Weine oder geistige Getränke ans 
Artikeln Innerlialb der Sfld-Alrikamschen Eepiblik au deatUliersa, 
vorbehaltlich jedoch der unter der Eoniession Tom 22. Juni 1885 
verliehenen Bechte und unbeschadet des Bechtss des Giundbesttaen) 
ohne Erlaubnis die Trauben und Baxmifrflchte sones Gmnd nnd 
Bodens zu destillieren. Lioenzen för am Verkehrswege liegende 
Gasthofe werden nicht mehr gegeben, noch erneut, es sei denn, 
dass viele Bedingimgen erfüllt sind, imter andern, dass zwei Drittel 
der £iuwohner ilu'e Genehmigung dasu geben. 

Gesetz No. 20. 1898. 

Das jüngste Kriegsgesetz wird in diesdr Zeit die aUgemetne 
Aufmerksamkeit auf sich ziehen. 
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Der Staatspräsident erkläil mit Zuetinimuag des „Uitvoereaden 
Baad** den Krieg und schliesst den Friedensvertrag. 

Wenn mO^ch, wird der Enste YoUsiat zuvor siiBammen- 
bemfen. 

Der FriedeoBvertiag bedarf der Genehmigung des Srsten 
Velkamts. 

Der Staatspräsident befiehlt den Ausmarsch eines Kommandos, 
wenn möglieli mit Zustimmunja: des „üitvoerondcn Raad", sonst in 
c1rin(]nendr>u Fällen nach gutachtlicher Äusserung des kommandiereuden 
Geoecals. 

OeseU No. 21. 1898. 

Die AmflbiiDg von vecaebiedenen im Gesetze genannten Ämtern 
und Gewerben ist an den Besitz einer Uoenz geknüpft, deren 
Erwerb dnrch Zablung bestimmter Beträge geschieht Die lioenzen 

iiabeu nur fiir das laufende Jalir Gültigkeit. 

Alle Lie^n/.en, anfSfpnommen die, welche einen persönlichen 
Charakter haben, mler wofür Sicherlieit geleistet ist, sind mit au&- 
drfickücher Zusümmimn^ des licenz-Kontroleurs Übertragbar. 

Die speziell aufgeführten Gewerbetreibenden zahlen eine feste 
Summe, welche fflr jedes Gewerbe in dem Gesetze festgesetzt ist 

Für die anderen Gewerbe gilt eine Tabelle. Die GzOsse der 
Betrige hingt ab vom Um&ng des Gesehäftsverkehrs. 

Die Kontrolenre haben die Befugnis, in gewissen Fällen, 
namentlich bei begründetem Verdacht oder bei Klage die Bücher 
des Licenzträgers zu untersuchen. 

Das Gesetz widerruft alle beetehenden widerstreitondeD Be- 
stimmungen. 

Gesetz No. 22. 1898. 

Dieses Gesetz reguliert das. Graben nach Edelsteinen in der 
Süd-Afrikanischen Bepublik und betrifft Diamanten und alle vom 

Staatspräsidenten mit Zustimmung des „Üitvoerenden Baad*^ be- 
stimmten Edelsteine. 

Dan Recht zum Omben nach und zur Verfügung über alle 
Edelsteine gehört dem Staat. 

Viele der wichtigsten Bestimmungen dieses Gesetzes sind den 
Vorachriften des Gesetzes No. 15, 1898 ähnlich. Wenn der Grund 
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und Boden p\ih'> F*i ivat-ei^ntttmen» Keiiii/ek?hen der Ainve» nheit 
von Edelriteinfeü bietet, kann das Orundstück - - awch gegeu lien 
Willen des Besitzers — als öfTentliehes Feld proklamiert vrenlen, 

Wenn keine Kennzeichen vorhanden sind, die Ausbeutni^ dee 
Nachbargnindstückes j^Hlooh die Eröffnung erheischt, kann diese nur 
mit Znstimmmig des fiesitzeis stattfinden. 

Der flandel in IKamanten ist nur gestattet bei speneiler 
AntorisatioD infolge dieses Gesetzes. 

Hierzu sind befogt alle daimhalter, aber nur hinsichtlich dar 
auf ihren Claims gefundenen DiamanteD auch Inhaber einer Bank- 
licenz, weiter Inhaber einer Diamantenhandlerlicenz und Dianaanteo- 
mäklerlicenz, je^leufails unter deu Bedingungen des Gesetzes. 

Oesetz No. 23. 1898. 

Das Gesetz No. 2, 1897 wird abgeändert Das Maximum der 
Geldstrafen wegen Öffentlicher Verstösse gegen die Ehrbarkeit ist 
von 200 £ auf 300 £ erhöht (ron 4000 auf 6000 Mh.). Jedss 
SU unsüchtigem Zwecke geschehende Anroien, Anlachen od«r An- 
reden 7on Passanten ist Öffentliche Schinduog der Ehrbarkeit Der 
AngeUagte muss beweisen, dass Unzucht nicht sein Zweck war. 

Das Gesetz sagt weiter, wer als Bordellhalter zu betrachten ist 

Es ist verboten, eine Frau wider ihren Willen in einer Wohnung 
oder in einem Lokal zu lialteii, d«*mit sie gesc^hlechtlichon Umgang 
mit einem Manne haben kann, sowie in » iiuMii Honloll. Wenn eine 
Frau iii^-'ndwo sich zu «iii seiM Zwpoko l»eiiudet. winl es an- 
gesehen, als ob diest; Fmu wider ihren Willen dort gelialten wii-d, 
wenn man mit der Absicht sie zu zwingen da zu bleiben, Kleider 
oder andere ihr gcliörcnde Sachen zurückbehält, oder wenn man, 
falls mall der Frau Kleider geliehen hat» sie mit geriditlicher Vei^ 
folgung bedroht, oder wenn man ihr die Kleider wegnimmt 

Keine gerichtlichen Schritte, weder dvile noch hriminale, dllrEes 
wegen der Mifaiahme von Kieideni gethan werden, wenn diese 
Kleider zum Verlassen der Wohnung oder des Bordells benOtigt 
waren. 
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Referent: ein HitgUed in Gonstantinepel. 

a> Gesetzgebung 1898/d9. 

Note vom 1. £iauun-Sani 1313 (Januar 1897) an die 
Oeneral-Prokuratoren, bezw. Q6n6ral''Frok.-Adjttnkt6n. 

EntBcheidung dee Staatsrates, daas Indosaamente anf ordnungs- 
mAflsig gestempelten Innfinftnnischen Inhaber- und Ordre- Papieren 
gemfiss dem Gesetase stempelfrei sind. 

Note vom 15. Kianun-San! 1313 (Janoar 1897) an die 
GeiitTal-Piukuiatoi'en, bezw. Gonfnil-Prok.- Adjunkten. 

Znr AbRtellnng von Unzukruiimlichkeiteii. wt-lclio sicli daraub 
ergeben, (iass der Verkauf von Orundstücken durch einfache Er- 
klärungen beider Teilf auf dorn Notariat vollzogen wurde, verordnet 
der Oberste Bat des Justisministenams, daas znr Qiltigkeit des 
Verkanfes von Immobilien der Yerk&nfer 'stets seinen anthentisohen 
Ejgentnmstitel vorzuweisen bat') 

Entsobeidung des Obersten Bates im Justlzministeritun, 
No. 213 (publiziert in No. 978 Tom 9. Abi 1314 [1898] der 
obigen Wocliensclirift). 

Die GeriebtsprSsidenten sind ges>et/Jii'h iiiclit befugt, in die 
vom Untersuchungsrichter geführte Untersuchung einzugreifen. Die 
geschlossenen Untersuchungsakten sind, nach Auftrag des Kassations- 
hofes ^ dem PiSsidenten des Qeiiohts (1. Instanz) zu übergeben, 
weldier daran nichts ftndem darf. 

Note Tom 14. Kianun-Ewel 1314 (14. Dezember 1898) 
an die Oeneral-Pmlniratoren, bezw. Qenenil-Prok.-Adj unkten. 

Entscheidung des Obersten Rates im Justizminißterium , daas 
die angesteUten Diaf^oniaiu?. Kavaüseu etc. der hellenischen Konsulate 
bezüglich ihrer Ex» laptioueu gleich denen der serbischen Konsulate 
zu behandeln seien. 

Kaiserliches Tesker6 vom 10. Mai 1315 (1899) be- 
treffend den Zwangs-Yerkauf der bei der Sparkasse verpfihideten 
Mobilien und Immobilien, welche von den Yerpffindem nicht recht- 



^) Vergl. den naabfolgeadsa Anhang über tfirUsohss OmndbudiwsBeo. 
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zeitig din'fli Zaliluu^ Irx i'iiialteneu Vorprhnsses eiogelikit wurdeuL 
(Der Verpf&uder »oii keiiiuriei Anfechtuugisieoht haben.) 

Note vom 2. Haziran 1315 (Juni 1899) an die Qenenl- 
Piokontoren, bezw. Qenend'-PMk.-AdjiiiikfceD bei den AppeUhAfen 
der Yilayets, mit dem Aaftrag, in Anbetnoht der ans Anlan des 
Geburtstages des Saltans sn gewihrenden Amneatie, eine liste 
berfloksichtigungswardigor StrBflingo gewisser Kategorien, welche 
swei Drittel ihrer Strafe bereits abgebüast liaben, einzusend^. 

Note vom 7. August 1315 (1899) an die (ieneral- 
ProkuratoiOD, bezw. Ueneral-Prok.-Adjimkten, bet den Appeilgerichten 
der Provinzen, womit dioson auf Orund eines, Ober die Beschwerde 
des ökumenischen Patriarchates erlassenen) kaiserUcben Irade's sin* 
geschftrft wird, die Priiilegien der Kirofaen und KUMbt so 
respektieren. 

Beglement vom 19. September 1898 (1314) Uber sanitUs- 

polieeiliohe Beaufeichtiguiig des Viehstandes. 

Regk'iueiii vinii 19. September 1898 fflr Si>ezial-Kraiikcnliäiiser. 

Reglement Über die sanitätspolizeiliche Untersuchung gewisser 
chemischer wv\ pharmaceuUsoher Präparate und anderer Waren. — 
U. Februar 1315 (1899). 

Yerordonng für Gemeindebeamte. — 20. Mai 1315 (1899). 

Abftndemng des Art 23 des Boglements betr. der Staatsgftler 
(Immobilien). — 25. Juni 1815 (1899). 

Neues Kögltiraent betr. die Quais von ConstantiuopeL — 
U. Oktober 1315 (1899). 

Vorordnung über dio sogenannten Jluhadja-Stempel (d. i. die 
sur Unterstützung und Ansiedlnog der aus andern LAndem ein- 
gewanderten Muhamedaner Angefahrten Stempel). — 15. November 
1315 (1899). 

b) Literatur. 

1. Droit successoral en Turquie ab intestat et 
par tobtiiiiio iit ccxliti^ d'aprös le Cheri et le droii hyzantin 
mit einem Anhang, enthaltend df>n Text der Investitiu-J^t rats für 
okumeiiitiche Patriaix;li(;n und Metropoliten, der kaiserlichen Firman, 
über die Erbfolge der Kleriker etc. etc. von Miltiades G. M. 
Caravokyros, Doktor der Beobte und Advokat in ConatantinopeL^ 
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veroHeiiilicht mit OeDchmigung des Ministenums für öffentlichen 
Unterricht. Constantinopel 1898. 

2. Des temples et dee Avkafs deB Zimmi (clir^^tiens et juifs) 
(Marseille 1898) toh Simon Dadah, Advokat in Konstantinopel. 
Eine kurze Ablrnndlong, worin ausgef Qhrt ivird, dass die innerhalb 
der geaetsüchen Gtensen gemachten frommen Stiftungen der Christen 
in allem» und namentlich in Bezug auf die Behreiung Ton Taxen 
den Yakufe^) dee Muselmannes g^eichgesteUt sind. 



Anhang. -) 

Beiträge rar Henntnis des tärldsolien 

Grandbuchwesens. 

Von 

Dr. Ofif wi HflÜMi. 



L 

Übendclit 

Uber die Bntwlekeliiiif des tfiiiMliMi OnwdlniehwMeBS. 

Untier der dnrcli W'crk*^ de« Frie'lt-ns elioiix. he] \ oi ragonden 
wie durch krirgerische Thateii bekannten Kegieiiiiig den von den 
Orientalen mit Recht „Kanuni" (der Oosetzgeber) genannten Sultans 
SoUman L wurde das türkische Läadeigebiet einer eingehenden 
Yermessung und Beschreibung untentogen. Das Ergebnis derselljen, 
eine weitlftufige Sammlung von Begistem und Plfinen, wird in der 
Defterhane, dem ottomanischen Obergrundbuchamte zu Stambul, 
aufbewahrt) wo es wie ein Heiligtum behütet und sogar ängstlich 
den Augen Unberufener entzogen wird ; mit allen in den folgenden 
Jahrhunderten hinzugefügten Xacliträgen bildet es noch heute die 
topographische üruudlage des türkischen Qrundbuchwescns. 

Yfligl. oadhloIgMideo Anbaog. 
*) Da die Kenntnis des tfirkisoheii Orandraohis für das Vorsttndnis 
der das ImmobilisiTexniiigsn betretenden türkisohen Oesetse nnetttssliob ist, 
so ersohien es sweoJEentiiireQhend, an dieser Stelle den nachfolgeaden Auf- 
sats ta veiWfentliohen. Die Bedaktion. 
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Auch dem materiellen imH formellen Immobiliarrechte wandte 
Soliman s<'ino Sorgfalt zu. Die wfthrend sein«i Sultanats von dem 
gelehrten Mufti Ebo suud erlMBeaen ReohlaeotBcbeiduDgen und 
die darauf basierenden st&aüiohen Verordnitngen trug der Deflaidar 
(Staatseekretftr dee Innern) Mehmed Tschelebi sa einem Buche 
summmen, welohea er, weil dantate der grOsste Teil des otto- 
manischen QebieteB ate Lehen vergabt war, und sich demgcniiaa 
die meisten Entscheidungen auf die Lehongiiicr bezogen, das Lehens- 
btich ii;innte, und welclies auch unter dem Titel jj^ehensgesetz** 
vun Solimaot» Nat.'hiolgor Selim TT. sanktioniert wuitle. Una Lehens- 
wesen blieb j'^doch nicht lange in Blüte. Kinet die Stütze <ler 
kriegoris(;iien Stdtane, überlebte es sich im l^ufe der Zeiten und 
war »chliestvlich derartig in Verfall geraten, dass schon die erste 
reformatoriacho TbAtiglceit AbdiilmedscbidB sich mit deasen Ab^ 
achaihmg befaiBBte. 

An Stelle der biaberigen Zuatftnde trat» snm TeSl in Anlehnung 
an den Code Napoleon, eine neue Orgamaatirai, die mit dem Gnmd- 

, . 7. Ramazan 1274 , 

ötücksgeeetät (JiÄüuu.uamö-i-eraai)^) vom — 21 Aprit 1858 — ^ 

p. 57 ff.) ihren Anftutg nahm. Dies Qesetx giebt in seinen ersten 
Artikeln einen Oberblick Über die rechtlichen Kategorien, in die 
nach tflrkischer Aiiffossung die Grundstöcke lerfadlen, und deren 
es fünf kennt: 

1. Mülk, volles Eigentum, Gnuidstflcko, die genau wie die 
l^weglicheu Sachen sich im Eigentum von Pnvatperaoneü be- 
finden. 

2. Mine, (von Emir, (ier Fürst) Grundstücke, von denen die 
ra(|abe, die uuda propriotas, dem Landeshorro susteht, w&hraad 
Besitz und ausgedehnte Nutzungsrechte den Privaten übertiagen sind. 

3. Vakufland, OQter lErommer Stiftungen, bei denen besüglicfa 
Besitz und Nutzung fthnliche Regeln gelten wie bei dem BGtieland. 

4. Metroke, (zum Öffentlichen Qebrauoh) ^überlasscnes*^ liOid, 
Strassen, Plätze etc. analog den res pnblicae des rOmischen Beohts. 



*) Die technischen Ausdrücke der muhammedanischcn Jurispmüeiji 
^nd naoh der tnrklsoheD Amspraohe wiedergegeben. Wenn OberaetzaageD 
der orientaliflGheii Beohtsquellen TodiogeOf wie die Legislatimi OtfaNDtne wa 
Arisiarobi Bay (im Falgonden mit L 0. beseiohnet) oder der OHoman Ltnd 
Code, wird stets auf diese Beiug ganommen. 



Googl 
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5. Mevat „totes*' Laad, res nulliu8; das iu keiücjiu Eigentums- 
▼erhältnis steht und nicht bebaut ist. 

Dft in letzter das tOrkiaGhe Gnmdeigentumsrecht hftafiger 
zum Gegenstände wiasenachaltlieher Betnichtung gewählt wuide) 
BoU snf Bekanntes nicht weiter eingegangen werden. Die Wieder- 
gabe der Torstahenden Übersicht schien jedoch erforderüch als 
Ghnindlage der folgenden DarsteUuiig und wegen der Wichtigkeit 
der Abgrenzung dei- Rechte, die dem Eigentümer einuü Mülk- 
^1 uii'lstüt.kes und derjenijEfen. die den Hpsitzern von Mine- und 
Vakufländerc-ien zustehen. Denn der Besitzer eines Mirie- oder 
Yakuf-Grundstückes übt Befugnisse aus, die dem Eigentumsrechte 
sich nähern und mindestens mit denjenigen des Emphytenten ver- 
glichen werden können. Behufs besserer Yeransohaulichung finde 
deshalb hier eine nach den tflrldsch-rechüiöhen QueUen aosammen- 
getragene Tabelle Platz, in der in summarischer Weise die wichtigsten 
Unterschiede der drei Kategorien nebeneinandergesteUt sind. 



Mülk 



Mii'ie 



Yakul 



1. Allgemeine Bezeicb- ' 
Dungen 

das ansBanbende Beoht mfilk 
in seiner Oesamtheit 



tesarraf (allge- tssatmf 
memerAusdnmk (id.) 
8. T. a. Yexfii- 
guigsreoht) 



die AnsübuDg des Kech- temeilük 
tes selbst 



tesarrui 



das BeohtBsul^ekt 



malik odersahib mnieBarrif 



das Dokamout, welches a) früher mülk tapu seoedi 

als Bfwpi«? fiir din Aus- hodwfipH 
Übung des Kechtes gilt h) si-it d'-r lunuMi 

Urgauisatioa Ut>s 
Grundbucham- 
tes: mülk seoedi 

IL Die einsslBen ÄuBse- 
rtugsformen des Beoh- 
tes des Eigeutümeis, 
besw. des Matesarrif» 



temessük (all^v- 
meinerAusdruck 
„Aneignung'') 

motesarrif 

aj fiiilier istih- 
kiaiii li'xlschoti 
h) seit di'J" iicii- 
011 Uigaiiisati"» : 
vakuf senedi 
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MüJk 



1. Verkauf 



bei 



Vtiik^ul unter Vorbtibalt bei bil vefa 
des Rückkaufs 



Mino Vakuf 

ÜTdgh (allg«>mm- firagh 
ner Au:»tliuck id. 

„Voräussse- liängt vod der 

nii)g'')hiio^Tfm Brfamluiis 

der lundeeherr- Bykaftnipateri» 

lidieB EtUnbnis fUtt mb 
«b 

fimgh bil vefa firagh bil veia 



Verkauf unter Vorbehalt istigfaU (Vorbe- iatjglUal 
der Nntiung halt der Eneag- 

niaee) 



2. SahenkiiDg 



bibe 



3. StiftnnciatotorHaDd vakf 



4. Verpttadmig 



teho 



Vermietang oder Ver- idsohar 
paohtung 



0. LeihTertrag. 



lace 



7. Errichtnn^ von Ge- eboie inachaai 
bäuden uul dem botref- 
feuden Qrundätüuk 



8. BepflanauBg 



bagh ibdaai 



modsohanen fi- uedaduMifln fi> 

nghf onentgolt- 

liehe Tetintte- id. 

niug, hängt von hüngt von der 

der landesberr- Erlaubnis dei 

lioben Erlanboia Evkafmioiateri* 

ab iinia ab 



vaoftt 

(iini sultani Ue 
bir dflobibele 

taohmss) (Stif- 

tung mit landes- 
herrlicher Er« 
laubuig) 



▼amt 



vaoat 



((•l)i)ie iuschiisi, 
liaiii^t vuu der 
lauduäherrlicheQ 
Erlaubnis ab) 

(bagh ihdasi, 

hängt von der 

lTt!<1"slu'rrlichen 
Eilaubuis ab) 



vaoit 



Taoat 



vmoet 

löljtiio iiisoliasi, 
iiHugl vou der 
Erlaubnis des 
Mioisteriumaab) 

(bagh ihdan, 
hängt von der 

Erlaubnis des 
Ministeriomsab; 



i^iyui<^L.ü Ly Google 
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9. Bcfugüi:», dixü GiüüU- 
stüok zu teilen (d. h. teil- 
sa TexiuBBexD) 



10. Recht zu letztwilliger vasiet 

11. Xntastaterbfolge tpvnrüs 



1 2. Näherrecivi (Vorkaufs- 
recht) 



Mülk Mine 

(taqsiin, haugt 
von der landes- 
benlichea Er- 
brabniB ftb) 

vacat 

(Ver- iDtiqal (allge- 
meiner A?if?(l ruck 

dio Ei'bfulgo iät 

besckriuikter 
und folgt be- 
stimmten Regeln 

halit u. scherik 
talebi. Anspruch 
des Mitbesitzers 
oder Nftohbttn, 
folgt anderen 
Begeln als die 
Bohüfaa 



sciiiifiiu flnter- 
vüutiuujsteht ge- 
wissen Miteigeu- 
tümem und 
Nachbarn sn 



Vaknf 

(tu^biiu Imugt 
von derErlaab- 
nie dee Miiiigte- 
rioDis 'ab) 

vacat 



intiqa! id. dio 
ErlifcliTi' i.-'t ver- 
schit.'d'.'ii sowohl 
vom tt.-viirüs als 
vom iutii^al bei 
mirie 

vaoat 



13. iitiiinfaU au deu ^^Uat 



14. Xtatgereijähniiig 



15. Ki-sitzutig 



mahluliet tritt 
nur bei ganz- 
lichem Mangel 
an oatuiUcben 
odeiTeetaments- 
erben wn 



morun aeman 
1. (nach altem 

Recht) nach 30 
Jahren, 2. nach 
modernem 

Recht: nach 15 
Jahirii iiiiT Aus- 
nahme WLMiiu;or 
bfsoiidererl?aUe, 
iui die da.s alte 
Recht mass- 
gebend blieb 

vacat 



mahluliet 1. bei 

Hangel der 
njjiph ^^t OT natür- 
liehen Erben 
2. im lUle das 
Orondstook drei 
Jahre lang nicht 
kultiviert vrird 

momri aemaa 

1. Zehn Jahre 
zwischen Pri- 
vaten, 

2. m Jahre in 
einigen Fällen, 
wo das alte 
Recht mass- 
gebeud blieb 



mahluliet bei 

Mangel der 
nfohaten nattüv 
liehen Erben 



morun 

1. 15 Jahre 
swischen Pri- 
vaten, 

2. H(i Jahre m 

die Klagen des 
Evkaf- 
niinisteriums 
gtjgeu Private 



hakki karar 
10 Jahre 



vacat 
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Es sei hier noch bemerkt, da&> lui« h !iH)hanmiö'lani«cher Rw htJJ- 
anst;liaimiig die Mnlk-EißrenR(;haft ciiws (trun<lstfM kos als Uitt iKmuai«' 
(kias) und die Eigenschaft als Mirie oder Vakuf als Ausnahme 
(sohaz) gilt, weshalb die Regeln über Mirie und Yakof oicht 
extenaiv interpretiert werden soUen. 

Das genannte Grosdstuoksigeeets stellt in sdnem ferneren 
Verfolgei w&brend es fOr die Mfllk- und Valraflladereien die alten 
Regeln des Soheriatsreclits bestfttigt) die neuen msteriell-reeht- 
liehen Normen für die Miri^gnuidstttöke auf, die duioh vw- 
Bchiedene Norellen weiter ausgebildet wurden. Einen bedeotenden 
Fortschritt brachte das Gesetz ▼om 17. Moharrero 1284 (L. 0. L 
p. 254), das die bisher sehr beschiäukle inttsliiterbfolge in Mirie- 
lüiidereien erweiterte ^'tevzü intiqal); ein gleichzeitig- dieselbe Materie 
iu Vakufsachen i- ^vlndcs Gesetz (L. 0. 1. p. 260j wurde spät^ 
(4. Eedscheb 1292; noch modifiziert (L. 0. V, p. 251). 

Die Prozesse in Grundstocksangelegenheiten wurden xur 
Entscheidnog den ordentlichen (Hukuk-) Qeriohteu übertragen, nnd 
davon nor die reinen Yakufaacben ausgenommen, welche den von 
Alters her bestehenden geistliohen (Soheriat-) Gerichten ▼eridieben. 
(Gesets yom 20. Bamaian 1396, Bastnr IV, p. S44 ff.) 

Auch die freiwillige Gerichtsbarkeit gehCrte früher 
in ihrem ganzen Umfange siir Cognition der geistlichen Gerichte. 
Bezüglich der M i r i e grnndstflcke wurde sie jedoch durch das Tapu- 
Regloment vom 8. Dschemazi ul aliii- 1275 (L. 0. I, p. 171) durch 
die „Instniktiution^' vom 7. Schaliaii 1276 (L. 0. I, p. 188) und 
die „ÜispOf^itioiMMi-' \'<m 15. Scliabaa 1270 (L. 0. J. p. 197) den 
Commissaren des Finanzministeriums unter Mitwirkung der Ver- 
waltungsbehörden, (Irr Kaimmakame imd ihrer Verwaltungsräthe 
(conseii administratif, idare medschlisi), ül)eitragen. Scmieaelich 
wurden durch die „neuen Instructionen^* (ohne Datum L. 0. 1, p. 
207) besondere Beamte hiena eingesetst, die lum Kataster- 
Departement, der Defterbane^ ressortieren. Diese „neuen Instruk- 
tionen", die nur einen proWsoiiscben Ghazakter hatten, „bis cur 
Beendigung des Katasteis^S Bind noch heute in Kraft Der Kataster 
selbst (yo(jlama) wurde durch das Gesetz vom 14. Dschemaxi til evrel 
1277 (Ottoman Uuid Code p. III ff.) eingeführt Für Vak uf guter 
wurde durch die „Dispositionen" vom 25. Ramazan 12S1 (L. 0. 
I, p. 223) tmd die „Instruktionen'' vom gleichen Datum (L. O. I, 



— IUI — 



p. 2:V2) h.'^^tiiniiit. dass das Evkafministenuin die Besitzdokumente 
anzufertigen habe. Auch ia dieBem Falle ist zuletzt, dmcli die 
Gesetze vom 6. Redscheb 1292 (Ottoman LAnd Code p. 249) und 
yom 9. Bebiul evvel 1293 1) (UO. V, p. 255) das Obergnindbuck- 
unt (Defterhane) damit betcMit worden. Eime Zeit vorher, am 
28. Bedselieb 1291, batte ein anderes Geeets (Otloman Land Code 
pu 229) mit den darauf besügliohen Instraktionen (ohne Datum, 
Ottoman Land Code p. 269) die Handflnderangen in ICülkan- 
gelegenheiten reguliert, indem es dem Obergrundbnohamt, wo zu 
diesem Zwecke ciue neue Sektion errichtet wurde, die Ansstelinng 
der Grundstficksdokimiente übertrug. Auch liier wirken die Ver- 
waltuugbbclK'.rdeii in der Provinz bei den erfnrderlichon Ver- 
handlungen niit Heute sind es alBO die verscliiedeneii Sektionen 
des Obergnindbuchamtes und die dazu resaortierenden Kommissare 
unter BeteUigung der Verwaltungsbehörden, welche die gesamte 
früher von den geistlichen Qedchten in GhrundstOoksangelegenheiten 
susgeAhte frdirillige Gerichtsbarkeit llbemommen haben. Die hier^ 
für SU entriohtenden Gebdhren sind jedoch nicht einhestlioh gerogelt, 
sondern variieren nach den verBchiedenen Kategorien ebenso irie 
die G^rund- und Zehntensteuer. HinzngefOgt mOge nodh werden, 
dass ein Vexirialerlass vom 10. Rebiulahir 1293 (L. 0. V, p. 265) 
den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden ausdrücklich vorschreibt, 
Anträgen der Interessenten nicht stattzugehcn, so lange der Beweis 
der Entrichtung der auf dem betreffenden Grundstück lastenden 
Grundsteuer nicht erbracht ist. Diese Vorordnung, die ursiirüngiich 
nur für Konstantinopel erlassen wurde, ist später auch auf die 
Provinzen ausgedehnt worden. Femer sei noch bemerkt, dass nach 
gesetzlicher Bestimmung die Eäntnigungen in die Register des 
Obefgnmdbnchamtes das Privileg gemessen, als unwiderlegbare 
Beweise sn gelten. (Medschelle, Art 1737 L. 0. VH, p. 299.) 

Unterdessen hatten die seit dem Krimkrioge sich mehrenden 
Boriehungen zum eurojAisohen Auelande noch in einem anderen 
■wichtigen Punkte Wandel geschaffen. Nach muhammodanischem 
Rechte war es nändioh dem Nichtiuuhamnit daiief. der nicht Ziiiuui 
(i^yah. ünteilhaii) geworden, niclit gestattet gewesen, in den „wohl- 

0 Hier, wie an einigen anderen Stellen sind irrtümitobe Daten, die 
in der Legislation Ottomane oder im Ottoman Land Code sioh vorfinden, 
luwb den türkischen Texten beriohtigt worden. 
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hoAvahrleii Staaten" Gnindeigeiitum zu erwerben. Diese harte ^eselz- 
linlio R» >tiiiiiniiii^' wurde zwai' in vielen Fällen dadurvh uniganffen 
iims der fremde < "In ist seine Frau in die lvegis>ter der klciiuiscüc. 
Kanzlei eintragen und daraufliiii die Oruudfitücke, die er kaufte, ani 
den Namen der Frau überoohreiben liess; es vtüt jedoch n^.^ un- 
würdiger, fOr die Froftestanten niebt einmal eneiehbaier Zealaad* 
dessen Dauer nach dem Panser Frieden, durah welchen die TtAa 
in das euroiAiflche Konzert aufgenommen worden war, oneitiigficfa 
schien. Nach langem Zaudern entsohloes sdi die tfirkiacfae Bs- 
gierung, durch das Gesetz vom 7. Sefer li'Sl (9. Juni 1867, 
L. 0. L p, 10) <l( njoni|2^en Fremden das K^t lit zum Erwerb von 
Griuidstficken einzuräumen, deren Regierung« n < inem dc-m Gesetiid 
angehängten Protokolle (L. 0. I, p. 22) beitraten. Kach deo Ux- 
mellen Beetimmungen dee Gesetzes werden diese Fremden in der 
gleichen Art und ohne andere Bedingung als die ottomamsdwa 
Unterthanen lum Genuss des Rochtes, Grundstöcke su bctttaat 
zugelassen, sind jedoch als Grundbesitzer, in allen die Gmndstlkte 
betreffenden Fhigen, den ottomanist^en ünterthanen gleiohgesteUt 

Es ergiebt sich hieraus, dass die Mitwirkung fremder diplo- 
matischer und koubularischer Hrhördeii in allen Fällen streitiger 
oder freiwilliger GerichtslMikeit, zu denen die Gnmdeigentunis- 
verhältnisße Aniass gf*Vit>n, uiisgesclilossen ist, und die türkischen 
B«in)ten wachen eifersüchtig darüber, dass die fi-emden Behördöi 
ihre Befugnisse nicht überschraiten. Faktisch beschrftnkt sich äent 
Thütigkeit auf die Ausstelluag des Dmuhabeis, eines IdentitUa- 
zeugnisses, das diejenigen Tonuweisen haben, welche mit den 
tfirkischen BehMen in Grundstflcksachen in Besiehnng treten wollen, 
und von dem später noch die Rede sein wird. Auf diese Weise 
vor fremder Einmischung und Aufsicht sreschützt, kinnen die 
Beamten dieser Zweige der türkischen Veiwallung: Bach l>eli«;l^n 
schalten und walten, indem sie geschickt ihre Xhäügkeii vor den 
Augen des Europäers verbergen und ihm sogar die Regleuaente. 
deren Befolgung ihnen rorgeschrieben ist, vorenthalten. Dongnmiwr 
ist diese ganze Materie wie mit einem Sohleier bedeckt, den kam 
einige jüdische oder armenische Agenten durohdringen, welche aas 
den GmndstOcksgeschftften eine einträgliche SiyeziaUtftt machen. 

Die Schwierigkeiten, die das Studium dieser Fragen biet«! 
werden noch erhölit durch «las materielle Recht, welches für das 
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Ijesfigliohe Gebiet gilt Denn, wie oben schon angedeutet, bestehen 
in Mfllk- und VaknfinusheD, aleo fOr einen grossen Teil dee Immo- 
bilianeohtee, noch die Satsungen der Sdheciat, der alten heitigen 
Jnristpnidenz, „jeaes unendliofaen Meeres, auf dessen Gnind man 

mit den grössten Mfihen die Perlen suchen mnss, welche es birgt**. 

Es schien daher nützlich, zur Errt'ichuiii; grösserer Klarheit, 
den Versuch m wagen, an uiiiein praktischen IkMSjiiole die Forma- 
JitSteii zu ln'spi-eciien, welche behufs Erwerb uml Kintra^^im^' eines 
Grundbtiickos zu beobachten sind. Als Beispiel wurde ein fingierter 
Fall aus dem Leben unserer württembergisohen Kolonisten in 
PalAstina gewählt, und die Besprechung, der Natur des Falles 
gem&BS, auf MQIk begrenzt, womit die anderen Kategorien (Mine 
nnd Takuf) nur gelegentliob veigüchen werden. 

U. 

Zehn deutsche Landwirte in Jallis haben dort, mm Zweoke 

der Erzeugung und Ausfulir von Wein, unter der Firma „Dentaohe 
WeinjjnMluktions- uikI Kxport-Cienossenschaft", eine Genossenschaft 
mit beschränkter Haft|ttlicht, begründet. Nach erfolgter Eintragung 
in das bei dem dortigen Richter- Konstil geführte Genossenschaf ts- 
legifiter treteu sie mit dem türkischen ünterthan Ali wegen Ankaufes 
eines in dessen Eigentum stehenden Qrundstüekes für ihre Zwecke 
in Verhandlungen. Während diese noch sohweben, stirbt Ali und 
hinterllast als alleinige Erben einen grossjlhrigen Sohn und eine 
mindeijBhrige miTerehelichte Tochter. Die Gepoesenschaft schliesst 
nnteim 1. Apnl 1899 mit den beiden Erben den Kaufrertnig ab, 
sahit tron dem200Ltques betragenden Kanfprdse fOr das Grand- 
stQok beim Abschlnss des Vertrages die Hälfte haar und verpfibidet 
wegen de« binnen Jahresfrist nach dem Vertmgsschlusse zahlbaren 
Kanfgelderriickstandcs von 100 Ltques den beiden Verkäufern das 
Grundstii' k. gleu iizeitig befitellt sie ilmen daran eine persönliche 
"Wegegerechtigkeit. — 

Die Hitglieder der Genossensdiaft mussten beim Eintiitt in 
die Verhandlungen die Erfahrung machen, dass nach türkischem 
Gesetze eine Gesellschaft als solche Immobiliarbesitz nicht erwerben 
hann. In der That kennt die mnhammedaniaohe Jurisprudenz weder 
den Begriff der juristischen Person noch denjenigen eines von den 
einzelnen Gesellschaftem unabhängigen GeseUschaftsyennOgens, und 
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denigeraäBS haben die tflrkischen Behörden dch immer geweigBrt, 
andere als natdrlidie Peieonen in das Gnmdlmch einznttagea. 

Diese Regel gilt als so fest begründet, das.s man nur mit grösster 
Mühe eine Ausnahme für die fi-emden diplomatischen Missionen 
und Konäiiiate erreiclite, und weiin dies gelang, hatte man es allein 
dem Gedanken zuzuBchi'eiben, dass, wie bei dem ottAmnriifr^e" 
Hflcuä der Sultan, so bei den fremden Vertretungen deren Souveräne, 
also phydsche Personen^ als Bechtstrflger aaifanfaman seien. Der 
Grundbeaits der Kircshen und Elteter 'wurde wie derjenige der 
muhammedanisohen frommen Stiftungen als Vaknf in alter Zeit 
zu Steuern nicht herangezogen nnd weil infolge dessen die tieler 
liegende Veranlassung zui Eiiiregistriei'uug fehlte, Avurde dieselbe 
auch nicht vor^enommeii. 

Aber iii-' wurde von dieser Regel für irgend eine Gesellschaft 
abgewichen, und trotz ilirer Anstrengungen hat die Xai^t'r^c^l- 
Ottomanische Bank, welche im türkischeu Reiche grosse I^dereien 
ihr eigen nennt, es nie durchsetsen kOnnen, dass dieselben ad 
ihre Firma eingetragen wurden. 

Zur Vermeidung der Kosten und der Formalitlten, welelK. 
M\s aUe Mitglieder sich eintragen lassen wflrden, die dorch den 
Tod und sonstigen Wechsel der Mitglieder veranlassten häufipen 
Veränderungen zur Folge haijen nu'tssten, haben alle Gesell schal Uii 
stets das gleiche Mittel angewandt, nur ihr«- Dii-ekloren i - rsonlich 
einzutragen. Die Emgetragenen werden nun von den türkiadiea 
Behörden als die wahren Rechtstcftger betrachtet; gegenfiber den 
Gesellschaften, welche sie yertraten, mflesen sie sich natfiriidi 
doroh beBondere Vertrftge unter Stipnliemng von Garantien ver- 
pfliohten, das auf ihren Namen eingetragene ChnndstOck nicht nm 
eigenen Nutzen zu verwenden. 

Die erste für die Gesellschaft in Betracht kommende FormalitSt 
ist demnaeh die Aufsetzung einer vom Kaiserlichen Vi7^ko«sulat 
zu Ifgalisiurenden Urkunde, in ^vflcher die Direkt' »ivn erklären, 
dass das mit- dem Vermögen der üesellsobaft anzukaufende Grund- 
stück nur mit Rücksicht auf die Lage der türkischen Gesetzgebung 
auf die Namen der Direktoren in die Grundbnchregister eingetnigiBo 
werde, dass das YeifQgungsrecht Aber das GrundatUck der Gesellr 
Schaft anstehen solle, und dass sie, die Dir^toien, deren daianf 
beztlglichen Anordnungen Folge zu leasten haben; ausserdem weiden 
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in dieser Urkunde die Gonntien aufgefOhit werden, welche die 
Direktoren der Gegellaohaft g^nüber snr YerhtLtimg jeden lOas- 
branchea flbemelunen. 

IMe bereits mit dem EigentHmer AK begonnenen Verhandlwigen 

wegen Ankaufs eines Termins treten durch Ali's Tod in ein neues 
Stadinni. er ein TeRtnment nicht hinterliess und seine Frau 
vorher gestnrheii war, sind die ein/dgeu Erben sein grossjährii^^ei' 
Sohn Ahmed und seine minderjäiirige Tochter Aischa, wobei 
Ahmed zwei Drittel und Aisclia ein Drittel dee vnterliclieQ Ver- 
mögens erben fKai*avokyi-o, le droit snccessoral en Turquie p. 23 
Artikel 17). fiel dem Mangel eines vasi (durch Testament ein- 
gesetzten Tormunds) übernimmt der vSterliobe GrossTOter die Yor- 
mcmdsohaft der Aiaofaa als veli (natürlicher oder gesetzlieher Vop- 
mnnd) (Kara?okyro, Lnghati kavanin snb voce „veli^^ p. 574 of. 
Toniaiiw p. 153). 

Zur Vermeidung grösserer Kosten wird das Grundstflck des 
Erblasserij auf die Ei l*''n nicht übereresciiriel)en, da diese Oj-eration 
mit der Übcrschreibutig des zu v-m kauf»'nden Gruudfetü< k« s auf die 
Namen der Käufer später verbunden wcidt n kann (Ottoraan Land 
Code p. 269, Instructions regarding llie pie parat Ion in a regiüar 
manner of certificates jreceived by the Emlak office. 2. Specimen 
Seite 271/72). 

Allerdinga wird der Verkauf von GrondstOcken MindeijShiiger 
duroh das heilige Recht, welches den Interessen der Waisen eine 
besondere, minotiOBe Soig&dt anwendet, sehr erschwert; und diese 
Schwierigkeit wird noch erh5ht durch den Umstand, dasa der Naib, 
der PrSsIdent des die Oberyomrandsdiaft ausübenden Sdieriat- 
gerichtes, in den Provinzen auch im VerwaltungsconseiJ Sitz und 
Stimme hat, dem jeder Verkauf zur üenehmignn^ untr^rhreitet wird 
(s. unten). Die muhammedanischen .Turihten sind üKei die Zahl der 
Fälle, in denen ein solcher Verkauf eines Grundstückes von Minder- 
jährigen zugelassen ist, verschiedener Ansicht; nach den strengsten 
An^^fhauungen darf er nur gestattet werden, wenn der Beweis ge- 
liefert wird, dasa die Einkünfte des Minderj&hrigen au seinem 
Unterhalte nicht genügen, oder wenn die Gefahr des Verlustes oder 
der Verschlechterung des Grundstückes vorliegt. (Commentar t. 
Ali Haidar p. 17). In der Praads ist man jedoch nicht so scropulQa, 
meist genügt, um den Verkauf durchzusetzen, die Beibringung von 
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„Btaricen Beweiaen^ daas das vohlTerstandeDe loteveaae dea Minder* 
jährigen den Verkauf edieiacht Der Yeti der Aiacba wird ea daher 

übernehmen, vor dem Naib an Gerieb tsstelle die Notwendigkeit 
dieses Verkaufes zu vertreten. 

Freilicli bebteht noch ( ine audere Klippe, iiu der die ganze 
Operation scheitern könnte, darin, dass der Eigentümer des Naclibar- 
gnindatOckes sein Reclit zur SchOfaa (Nä*i"rrecht) gellend m.i^hi 
indem er onter Besahlung dea verabredeten Kaufprnaee in den Maai 
eintritt. Die Medachelle beatfttigt in den Artikeln 950 ff. anadrtck- 
lieh die Satzungen der Multeqa (II, p. 179) Aber dieae Materie. 

Nach Hedechelle 1008 ff. ateht daa SohflfMieoht au: 

1. dem Miteigentümer; 

2. demjenigen, weicht i\ nach röraisch-rechtlichera ÄustirucL 
pinf» Servitut auf dorn zu vorkaufenden Grundstia-k l-cs-itzt. Als 
flerartige Befugnisse nennt das Gesetz das Recht, an der gemein- 
aamen Quelle Waaser zu schöpfen (schirbi chass) ferner das andere, 
einen Uber das Grundstock laufenden Frivatweg zu benfttno. 
(tariqi ebaas); 

3. dem Naohbar-Grondeigentttmer, falla ein Twl seiner Ge- 
bSude» aei ea auoh nur ein einxelner Balken, aidi auf daa su Ter- 

kaufende Grundstflck stützt 

Notwendigen Falles wird man daher den Nachkirn von der 
Aubiibung Bi'iu.'s Sch(ifa;ue< litc,s abbringL'n müssen. — — 

Die Parteien haben eicli endlich über den Preis von 20U Ltques. 
geeinigt, der nach dem in Palästina geltenden Daus nach Napol6oaB 
d*or berechnet wird. 

Die Yerkhiler verlangen Banahlung dea ganzen Betiagea ua 
Moment der YertragaabacUieBaung vor den Behfirden, die Kinier 
sind jedocli entaohloasen, nur die Hälfte bar au leisten und -wOnadMa 
einen Aufschub von einem Jahre für die Entrichtuner der Beat* 
summe; für die Zwisrhonzfil bieten sie den VornauKMii eine 
hjy pulliekarische Garantie. Zwar dürfte fs nach deii bisherigen 
Geschäftsgepflogenheiten kaum vorgekommen sein, dass Einheimische 
von ihrem Verlangen der Bai-zahlung gegenüber Fremden abgehen» 
es soll jedoch hier svecks Heianziehuqg und lUustrierung dar 
Hypothekarverhflltnisse nach tflrkiachsm Rechte angenommen wefdaa, 
dass die Yerkftufsr auf den Yorsohlag der Eioler aohlieaatidi eia- 
gegangeu sind. 
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DiB türkische Qesetz kennt lunsiohtllch des Mfllk als Sichenings- 
initlel das P£ftDd, rehn, womit nicht stets die Übertragung des 
Pfkndbesitzes verbiuden zn sein brauchi Die das Fehn betreffenden 

BeHtiinitmngen (Medscheile Artikel 701—761, L. 0. VI, p. 206 ff.) 
erstiT-ckoii si' h auch auf lunnubilien, bezüglich deren Yk'rj)f;iii(liiüg 
(teriiin) neue Regeln zuerst durcii das Gesetz vonn 21. K«biul ahir 
1287 fFi. 0. 1, p. 274) festgestellt, s|)äter aber durch diejenigen 
des Gesetzes vom 2B. Bedscheb 12dl (Ottoman Land Code p. 229) 
motzt worden. 

Nach der tarkischen Jurisprudenz bestehen auss^em nocb 
zwei Spezialitäten des Kaufvertrages, welche die Stelle der dem 
Begriffe nach unbekannten Hypothek einnehmen, der Bei bil vefa 

lind der Istighlal. Der Bei bil vefa (Medscheile Artikel llH. Artikel 
396 ff., L. 0. VT. p. 88. p. 112 ff.) ist der unter der Bedingung 
abgeschlossene Kaufvertrag, dass der Käufer im Falle der Rück- 
zahlung des Kaufj)i*eises durch den Verkäufer zur Rückgabe der 
verkauften Sache gehalten ist Der Istlüglal ist der Verkauf unter 
Bfiokkaufsbedingung mit der ferneren Stipulation» dass die Nutzung 
dem Verkäufer verbleiben soll. Beide Rechtsanstltute nfihem sieh 
dem P&uide insofern , als bei beiden der Weiterverkauf an einen 
Dritten ausgeschlossen ist. 

So wie die sozialen Zu-stiiiul. Diit Notwendigkeit auf *^ine Aus- 
(ii hnunir der Normen des für luiUk geltenden VnkantV.s (IJei) auf 
Mirie- und Vakufgrundstücke hindrängte und demgemäss der firagh 
dem Bei entsprechend ausgebildet wurde, so wurden auch die 
Gnindsfttze des bei bil vefa und instighlal für diese Läudereien 
als firagh bil vefa resp. istighhü sanktioniert (GrundstQcksgesetz 
Artikel 116, jUO. I, p. 158.) Das Kehn hingegen behauptete die 
alte Jurisprudenz siegreich als ausschliessliches Attribut der Mfllk- 
gflter. 

Alle drei Rechtsinstitute, rehn, bei bil vefa und istiirhlal. >iiid 
übrigens im vorliegenden Falle uiii'rakti>( h \v(ijren <\oi g^r^'ssen 
Kosten und wegen der umständlichen Formalitäten. Dvim es müsste, 
wenn sie angewendet werden sollten, zuerst eine riterti-aguDg des 
Gnmdstückes um den ganzen Kaufpreis vom Verkäufer an den 
Kftufer stattfinden, an den sich eine Rflckflbertragung vom Eftufer ' 
an den Yerkftufer für die gestundete Kaufsumme zu scUieesen 
hatte. Hinzugefügt mOge noch werden, dass bei diesen drei Arten 
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dtt P&uidet nadi der Pkaxn dm verpfSadete GmnditllGk « Bettli 
dei SGbtddiiera bleibt nnd der OlMigcr tkh nur die BiiigulyiM 

dokumentc (seneti) samt dem PfMcltitel aushändigen iSsst 

Es existiert je<loch ein anderes Sichenincrsmittel, cLa,> ;i';f I-ü 
voriioe'**n»lf>?) Fall ^ut ja--! utiil vom Gf.S'-tz s> lli>t ;in?*w?V!- wird. 
Das obtri» j^ititrite Gebeti voui db. Hedmhvh 1291 (Utlotiiaü Land 
Code p. 229 ff.) sieht nämlich in Artikel 11 den einer ganzen 
rxler teilweisen Kredttierang des Kaufpreises vor und bestimmt für 
dieee Eventualität, daee der Yerwaltuogekonsml (idare medsdiiin), 
m welchem die ErUAnmgen dee Xlofen imd des V erUufa« ab- 
tngeben aind, und welcher über dieeelben eme maibBta (ftotokoU) 
«nfoimehDieii hat, dieeem Protokolle ein die Kreditiening des FniBea 
beatittigeiidee Dokument als Annex beifOge. 

Nachdem sich die VerUtaler mit diesem Sidienmgemtttel ein- 
vorstanden erklärt, wird der Ternüu für die Bezahlung der kredi- 
tierten Siiriiiii- ;(iif den 1 April 1900 üxitit uud die Vr-rkruifer 
crkläitüi luwrUii noch aubdi Ck klii h , das« sie sich aiii Ii füi die 
Zukunft d{p Benutzung des über das zu verkaufende (irundsUtok 
laufenden Private * jos ^ ^)rhohalten wollen« 

Was wir nacli Kimischem Recht unter der Bezeichnung Servitut 
▼eretehen, wird nach mnhammedanischem Becbt nicht als besonderes 
Reohtainstitnt aufgefasst nnd hat demgemlas keinen allgemeinen 
Namen. Da jedoch anch im Oriente das Nachbanecht nicht ohne 
diese Einrichtung auskommen konnte, traten gewisse Enoheinungen 
auf, die gebieterisch ihre rechtliche Normierung verlangten. Die 
Medschelle kennt daher mindestens drei Realrechte an fremden 
Sac)ion, das hakki murur, die Befugnis, über fremden Boden zu 
gehen, (h^ hakki schirb, die Befugnis, an der ireint'ins;iinoii Quelle 
oder am f^nnoinfäfimon Bnrhr» Wasser zu schöpften, und das hakki 
mesil, das Hecht, Wasser aus dem Hanslialt uud von den Dächern 
auf fi-emden Boden fliessen zu lassen (Aitikel 142, 143 und 144 
der Medschelle, L. 0. VI, p. 41, Artikel 1224 fi, L. 0. VH, p. 99 ff., 
Artikel 1262 ff., L.O. VII, 110 ft; vgl fOr die Mirie-Qrund- 
stücke Artikel 18 des OrnndetOcksgeseties, Lu 0. L 67 f.). Aller- 
dings spricht die Medschelle, welche diese Uaterie im Buche der 
Gesellschaften oder OemeinschaEten behandelt, nur von dem Be- 
stehen und nicht von d^ Errichtung solcher Rechte; ja sie eridirt, 
gewisscrmasson entschuldigend, iu Artikel 1224 die Sanktionierung 



1^ ujui^L-u Ly Google 



— IU9 — 



der Servituten dnrch den Respekt, den man Einrichtungen aus alter 
Zeit schuldet. Nichtsdestoweniger ist es ebenso unzweifelhaft, dass 
aucli neue Servituten errichtet werden k()nnen, wie dies in der 
Pmxis häutig vorkommt. I hris^ns hmucht uns 'lie Frai;e der 
Errichtung neuer Servituten nicht länger aufzuhalten, da nach 
gesetzlicher Vorschrift der Verkauf eines Grundstücks unter Vor- 
behalt einer Servitut zulAssig ist (Medschelle Artikel 1145, L.O. 
Vn, p. 73). 

Da durch Zuatinimtuig der Kftafer zu dieser Servitut die 
Parteien sich Aber alle Ponkte des Inhalts des Kanfvertrages ge- 
einigt haben, kann zur Erfüllung der für den Abschluss erforder- 
derlichen gesetzlichen Formalitäten geschritten wenlen. Von diesen 
Formalitäten liegt ein Teil den KSnfern. ein anderer den Verkäufern 
ob, und eine ist von beiden Parteiou i:"ineinsam zu r>rtül!en. 

A. E'ormalit&ten der K&ufer. B. Fornialitäten fOr die Ver- 

1. Brwitkung des Ilmuhahefs fOr käafer. 

den Kauf seitens des EonsuktB. 1. BeschafRing des nmuhabers 

2. Ausstellung einer notariellen fftr den Erbgang imd den Verkauf. 
Urkunde, wonach die Käufer sich 2. iJeschuluiug der Zeugnisse 
verpllichten , auf dem Terrain über Eiitriohtnn£^ der auf dem 
keine Juden wohnen zu lassen Grundstücke lastenden Steuern, 
und (laranf keine Kirche und 

keine Sohule zu erbauen. 

3. C. fflr beide Parteien gemeinsam: 
das Erscheinen vor dem Verwaltnngsconseil 
zur Erwirkung der Y erkaufs-Mazbata (im An- 
BchluBB liieran die Tradition des Grundstücks). 

4. (für die Käufer) nach Eintragung der Mazbata auf dem Gniud- 

buchamte die Beschaffung der pruvisorischcu Eigentumsurkundon 

s^Kotöchan). 

6. (für <1i • Käufer) Erwirkung der definitiven Eigentumsurkunde 
(senedi liakkani) vom Obeigmndbucbamte. 

Da die meisten dieser Formalitftten vor den tflrkischen Be- 
hSrden mit vielen Umstindüohkeiten und Wieiterungen verknüpft 
sind, die für einen mit Sprache, Sitte und ftechtspreohung des 

Landes nicht vollständig vertrauten Fremden sich zu kaum über- 
windbaren Schwierigkeiten gestalten, erscheint es für beide Parteien 
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iliinjreud geraten, mit d^r Wahrnehmung derselben einen in Grand- 
slücköttiigelegenheiten -wanderten Bi v. lilmä- liti^en zu betrauen. 

Uer VoUmachtüvertrag wurde in alter Zeit vor den Scheriat- 
gerichten abgeschloKson. Seit dem Noteuiatsgef^tz vom 15. Schaban 
129(j (uiiüuiTelat muharrirl^'n nizamnamesi Dustnr IV. p. 338 ff.) 
wurde dieser Teil der freiwilligen Oeriolitsbackeit den Noteren in 
Eookarrent d^r befitefaenden SchemtBgeriohte QbertngeiL Diese 
liemindero deu Fremdea willkommene Erleichtoning vmde jedoch 
-wieiler beseitigt dtirch einen Erlass Tom 20. Deehemnii ul alur 
1299 (Zia Eddin Commentar, p. I72X nach weküiem die Beiglaa- 
bigung von Vollmachten In GrundatOdkakaufvertragen wie ehedem 
zur aus.sehliesßliciien Cognition der Scheriatgerichte gehört. Die 
Partoieu h iIm-m dulitr vor dem Naib, dem Prüsid- ti dos 8*:*heriat- 
goriciites zu Jaffa, zu erscheinen und vor ihm iht>' Vekik ^iivvoll- 
mäclitigte) zu benennen und, nach erfolgter Annahme des Vekialet 
(Vollinacht.saufti-ag) durch dieeelbeo, sich eioe AusierfijTing ül>er 
diese Verhandlung aushändigen zu lassen. Immerhin bedürfen die 
Käufer zur Erfüllung der beiden ersten ihnen obliegienden forma- 
litftten der Mitwirkung ihres Yekil«' nicht unbedingt 

L Das Ilmnhaber (wMioh Benaofariöhtigung) ist ein Iden» 
titftts* und Lebensattestt welches fOr die ottomanischen Stsatsan- 
gcdiörigen TOn den Muehtaren (Quarti6r?or8tehem)| ffir die Fhemden 
von den Konsulaten, denen sie unterstehen, ausgefei-tigt wircl. 

Die Käufer begeben ßicii daht^r atif die Kanzlei des Kaiser- 
lichen Vizekn]i>ijl;it8 und erl<I;ir. ii, unter Vorlage des ihnen v^n don 
Vcrkäiilein /.n dctu Zwecke anvertrauten tituhis, den Verkauf • iue* 
bestimmten ünmdstückcs, mit Benennung des Verkäufers und des 
Katifpreises, xu benf -i litigen, worauf sie, gegen EntriohtHng der 
Oebnhren, ihr Tlmulud>er in Empfang nehmen. In Constantinopel 
am k. Oeneralkonsulat wird nach dem dort bestehenden Usus das 
Ilmuhaber in türkischer Sprache in Form eines Zeugnisses radigieit 
Die Interessenten haben die betrefflBnde Pieoe durch das tebüet 
kalemi (Nationalitatsbureau) im Auswärtigen Ministerium auf der 
hohen Pforte legalisieren und es durch Yermittelung der beledie 
(MumdpalitUt) der Defterhane zugehen zu lassen. In Jaflii bedient 
sich die deutsche Behörde der Form eines arabischen Schreibens 
des k. Vi/. Kr.jiüuls an den Kaimmakam (s. v. ab» LÄiidrat;, tür weldi^ 
dio folgende Fae^ttuag gewählt woixien ist: 
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(Übereetzuiig.) 

An die hohe Kaimmakamie zu Jaflk, No. .... 

Hall' Kaiiuiuakau.. 

Euer Hoch\v(^lilgeboren beelire ich mich omolioiij;! miUateilen, 
dass (folgen die Namen der £äufer) erkJArt haben, das ausaerhalb 
JaCbs belegene, bo und so begienzte und durch eenedl hakkani 
No. . . . Tom (Datum des senedi hakkani) bezeichnete Hülkgrund- 

stock von (Namen der Verktafer) zum Preise 7on kftuf« 

lieh erwerben zu wollen. Da die Käufer deutsche Bdchsangchörige 
(Schutzgenossen) und als solche und noch am Leben befindlich in 
der Matrikel des k. Vizckoiisulats eingetragen sind, bestelir-n keine 
geaetzJit iieii Hinderungsgrunde für den beabsichtiglt ii Kauf. 

Euer Horhwohljrpboir'u ersuche ich dnlier (.'r^nOienst, /u- 
ständigeu Behörden die für denselben erfoixlerlichen Befelile erteilen 
zu wollen. 

Ich benutze diese Gelegenheit etc. 

Datum. Siegel. ^ ^ 

Kaiserlich Deutscher Vizekonsul. 

Der Kaimmakam setzt, sobald das Ersuchen des Yizekonsulats 
dnroh die Ftefcei mit einem nach dem angegebenen Verkaufspreis 

variierenden 'Stempel (gemäss dem Stempelgesetz, Zusatz vom 
2b. Kedsühüb 13U2) versehen ist, seine Verfügung darauf und iibwr- 
weist die Sache den zuständigen Behörden, zuerst dem jLommissai- 
der Defterhane. 

Nicht zu vergessen ist hierbei, dass die türkischen Behörden 
nur von denjenigen Konsulaten solche Ersuchen annehmen, deren 
Regiernngen zu dem bereits oben citierten Protokolle zum Gesetz 
Uber GrundstOckserwerb seitens Fremder (L. 0. 1, p. 32. Note) ihren * 
Beitritt erkliM haben. 

HinzuzulQgen ist noch, dass, wahrend in Eonstantinopel das 
Dmuhaber des Generalkonsulats, wie oben bemerkt, die Stelle des 
Ilmuhabers der Muchtare vertritt, die tOrkischen Behörden in 
Palästina ausser dem ersteren noch ein solches der Muchtare ver- 
langen. Die UuinliMliers der Muchiare, deren I?edaktion durch die 
Instruktionen bezüf;lieii der llmuhabeis yAiuv Datum. < ntomau Land 
Code p. 269) vorgeschrieben ist, haben folgende Fassung: 
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Formular 

von Ilmuhabers für MOik- uud Mirieuniiiidstücke 
in Constantinoi)el und der Provinz. 

LWa: Jerusalem. Kaza: Jaffa. Gemeinde: — Dorfb€2irk: — | 5 g 
Gegend: — Quartier: SaroDa. Str. : zur MiUlie. Mnoiitpalititsiirkd : — J | § 
Kategorie: ein Grundstock Mulk 

Otensen: (Angabe deneLben nach den vier Himmalmiohtiingsn). 
üntenohrift dee Verlrftofers nnd des Käufers. 

loh bestätige durch mein Siegel, Zum Beweis dafür, dass ich vor 
dass loh dem Käufer gemäss dem znatändigen fieamfen meine 
meines Seneds und ohne iigend- Absicht su kaufen (verkaafen) 
welche Dokumente zu Terheim- bestätigt habe, ist an dieaem 
liehen, das bezeichnete Grund- Ort das erforderliche Siegel bei> 
stock su verkaufen beabsiclitige. gesetst worden, 
(für den Käufer:) (für Analphabeten.) 

ick bestätige hiermit duivh mciu 
Siegel (meine Unterschrift) dass 
ich das bezeichnete Qrundstück 

von tu kaufen 

beabsichtige. 

Das oben angegebene, in N. N.'s Eigentum (MOik) stehende, 
durch Seoed vom .... No bezeichnete und so und so 

begrenzte Grundstück soll im Wege regelrechten Kaufes um de» 

Preis von durch .... (Kamen), Deutsche Reichs« 

nnjT'^linri^'*^. chnstlicluT l^- Iiorion, die uns peisrmlich liekannt Rind, 
angekauft werden. Wir l ezeugen durch unsei-e beigesetzten Siegel, 
dass diesem Ankaufe keine gesetzlichen Hindernisse im Wege stehen, 
doch die VcrfOgung steht dem 25U, dw zu befehlen hat. (Gewöhn- 
liehe Schlussformel bei Anträgen untergeordneter BebiOfden bd 
Yorgeaetzten). 

Datum. 

(Stempel) 

Der erste Muchtar. Der zweite Muohtar. 

(Siegel) (Siegel) 

2. Die zw ite Bedinerung. welche die Käufer zu erfüllen haben, 
ist eine vom .Notar zu beglaubigende Erklärung folgenden Inhalts: 
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Wir ..... (Numeu) deutsche Reiehsaijgehörige christlicher 
Religion, w ohiiliaft in Jaffa, verpflichten aus, behufs Ankaufs des 
Grundfetücks (H. -Zeichnung) des (Namen des VevkUnfer?) hiemit aus- 
drücklich, auf dem von uns zu erwerbenden GniiKlstücko keine 
Juden, denen der Aufenthalt in Palästina verboten ist, wohnen zu 
lasseo, und keine Kirche, Sohule, kein Spital und keine Apotheke 
ohne beeoodere Brianbnis der zuatftndigen Behlirde tn emohten* 
Im Falle wir dieser Yerpfliohfnng zuwiderhandeln, gestehen wir 
der Behdide das Recht so, den frdheren Znstand wieder heran- 
stellen ('I. h. die Gebäude niederzureissen), und wir versprechen, 
dass wir ein derartiges Beginnen nicht wiedorhi^len werden. Es 
Poll uns gegen eine solche Verfügung der Behörde kein Kekiamations- 
und kein Beschwerderecht zustehen. 

Znm Zeichen dieser unserer Verpflichtung wird diese Urkunde 
von uns durch unsere üntersohrift bestittigt (Datum.) 

(Stempel) Üntersohrift SolemnitSla- und Identitttszeugen. 

Namen. Namen. 

Diese Urkunde wird Tom Notar mit folgender Bemerkung 
yersehen: üntsr dem angegebenen Datum erschienen in Peison vor 
mir (Hamen, Staatsangehörigkeit, Domizil), welche in meiner Gegen- 
wart vorstehende Urkunde durch ihre Unterschrift bestätigten und 
deren Beglanbigung in Gegenwart der mitunterzeichnenden Solemni- 
täts- und IdentitÄtözeugen (Namen) beantragten. 

Dem Antrage gemäss ißt von mir die Beglaubigung der 
ümerschrift der ..... vollzogen worden. (Datum.» 

Der Notar von Jaffia. 

(Stempel) 

(Siegel.) 

Die Voroidnnn^, nach welcher — ausschliesslich in Palästina — 
diese Bedingung an alle Käufer Ton Grundstücken gestellt wird, 
ist nirgends publiziert worden. 

B. In der Zwischenzeit haben die Verkäufer die ihnen ob- 
liegenden Formatitlten erfflUl 

1. In GemiBsheit des Artikels 11 des Gesetzes vom 28. Redscheb 
1291 (Gttoman Land Code p. 229 ff.) und der Instruktion beiüglioh 
der Dmnhabers (Ottoman Land Code p. 269 ff.) haben sie sich von 
ihren Muchtaren und dem luian iiu Verkauf er-I Im uliaber beschafft, 

7S 
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das ausdrücklich die Bemerkang eDthfilt, daas das m verbLiiferide 

Ornndstfick ihnen eigentümlich als Erbe ihres Vaters zusteht^ dam 

die rbei'sclireibunp: (intiqal) von ihrem Vater auf sie selbst in ile« 
üruiulbuL;liici;i->l*'iii noch niclit stattgefuiideii hat. 'l;i>- sa- Gnmd- 
stück nicht schon (im Geheimen) verkauft, nicht verpfändet und 
Dicht sequestriert ist. Beantragt wird, die Üborschrei burig d»:^ 
ganzen ererbten Grundstückes von dem Erblasser auf die Erfaen 
(intiqal) die Abtrennung des zu verkaufenden Teüea von dem ihnen 
verbleibenden Teil (ifraz) und der Verkauf des ersteren (bei). Ib» 
Bmuhaberformular bedarf zur GHltigkeit auf der Rückseite des 
Stempels des Obeigmndbuchamtes zu Gonstantinopel. (Oedrockter 
Vermerk auf der Rückseite der Formulare). 

2. Nii lMlrni dei Saiidik cuäui (Kassierer der Munizipalität) 
die Koötcii auf diesem limuhaber vermerkt hat, wird dasseil*e den: 
Kninunakam vorgelegt^ der es den „zustandigen Behönlen" überMeii.t. 
Hierunter sind in diesem Falle die verscliiedenen Steuer&mteTf die 
Verwaltung der Omndsteuer (vergi), der Zehnten (ascfaar), die 
üntcrrichtsbehörden (Mearif) für die von diesen zu erbebende Zu- 
schlagsstouer, die Administration der Vakulangelegenheiten und der 
Munizipalitiit (ßeledie) verstanden, die s&mtlich bezeugen müssen, 
dass auf dem Grundstock keine rückständigen Steuern mehr last»^u. 
(Vezii-ialerkiss vom 10. Rebiul ahir 1293 L. O.V, p. 260.) 

Dann \vii*d die Sache von Kaiminakani dem Kunauissar de» 
Defterhane zug^Uiieben. In den Sandschaks untersteht dem üeftov 
hane memiiru ein besonderer St-lireiber für Mülkangelegonheiten ; in 
den Eazas ist der emlak kiatibi sein Vertreter, der dem speiielleD 
Kommissar für Mirie-Sachen, dem tapu kiatibi, zur Seite steht 
(Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Bedscheb 1291.) Ezktisch sind 
in kleineren I^andratskreisen die beiden letzteren SteUen Öfter 
cumnliert In diesem Bureau worden sic^li die BevolIroÄchtiirten 
beider Parteien ti-efTen, um daytlUst die Vorbereitimgen für die 
eigentliche Verkauisverhaudlmig vor dem Verwaltuug^coui^l lu 
verabreden. 

C. H. Zum anberaumten Tei-min erscheinen die Parteien in 
Person oder deren Bevollmächtigte vor dem Verwaltuugseonaeil. 

In den Eazas setzt sich dieser Verw^tungsconssll nai-h 
Artikel 47 des Vilayetsgesetzes vom 7. Dscheoiaz! ul ahu* 1281 
(L.O. II, p. 273 ff.), unter dem Vorsitz des Eaimmakams zusammen 
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aus dem Naib (oder Kadi, dein Presidenten des Scheriat^'erielites), 
dem Mufti (dor Ober Fragen des Scheriatarachts 0utachten abzugeben 
hat), den geistlichen Oberen der nicht muhammedaniBchen Qlaubens* 
genosBensohaften, in Jaflk der orthodoxen Griechen, der Armenier 
und der Lateiner, eowie aus dem Kasa Idatibi (SekretBr des Eaza) 
und drei sonstigen Mitgliedern. Befugnisse nnd Geschäftsgang 
dieses Verwaltungsconseils sind geregelt fluicli Artikdl ^2 uixl 9.'{ 
des (itJöfeUes ilVier die allgemeine Verwaltung der Vilayete vom 
'^\). Schovval 1287 (L. 0. III, p. 7 ff.). Für einen Fall wie den 
v. vt I;. Brenden, wo es sich um den Verkauf eines MOlkgrundstnckes 
handelt, bedarf es nach Artil^el 11 des Gesetses Tom 28. Bedscheb 
1291 (Ottoman Land Code, p. 229 ft) der Anwesenheit des Naib 
sowie eines Kommissars des Defterhane, oder des tapn kaatibl 

Die Prüfung der Sache richtet sich zuerst auf die Identitilt 
der Erschienenen. Die BevoUmSchtigten haben ihre Vollmachten, 
die Paitoion ihre I Auitimationspapiere vor/.mv.Mstn. Von den 
üttoiiianiscli.'n Untoithanen wird die Vorwei.siiiig des heutzutage 
unter ilein Isamen „Hamidie" bekannten tezkere (eines Zeugnisses 
des Tahrir memuru, der die Bevölkerungs- und Steuerlisten führt, 
gemäss einer Bestimmung des oben zitierten Artikel 11), von den 
Fremden Pass oder Schntzschein der KonsuIarbehOrde verlangt 

Unter Vorlage der frflher erwähnten Ilmuhabers *imd anderen 
Urkunden geben die Parteien ihre Erklftrungen Aber den Kaufvertrag 
betreifend das QmndstOck ab, indem sie beifügen, dsfiS ein Teil 
des Kaufpreises kreditiert wiu-de. 

Auf diese Erklärungen liiii wird im Conseil eine Ma/lmta 
(Protokoll) bezüglich dcä Kaufes autgunomnien, die nach Verlesung 
von jedem Mitglied uutereiegelt uad untei-sch rieben wird. Ausser- 
dem wird ein besonderer Dein eenedi (Schuldurkunde), der die 
Kreditierung des halben Kaufpreises bestfttigt, aufgesetzt und eben- 
M]b von jedem Mitgliede untersiegelt und unterschriebe» (vgl. den 
oben zitierten Artikel 11). 

Für die Form einer solchen Mazbata mag folgende Übersetzung 
als Beispiel gelten: 

Es erschienen vor uns: 

(Namen der Wrkäiüer: z. B. Ahmed, Sohn des Ali, und sein 
väterlicher Grossvater Mohammed, Sohn dos Omar, Veli seiuor 
üskelin Aischa, Tochter Alis und Schwester Ahmeds, an deren 

73* 
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Stolli) «r ▼erhtndf^'it: oder: Namen der Befolliiilcfatiglen mit Be- 
aeichniiiig der Vollmachten nnd BeDennim^ der ToikBac h t g ebers 
t»ado ottoinanußhc Staateangeliflrige ialamiadier RaligiQa. wolinliift 

in Jaffa, bekannt und v^Tfilgiingsfähig 

und verkauften durch roL'-elrfH-hton Verkaufsvertrag, iia^'h den 
Safzmi^.'^en der Scheriat lia» l- i "^ ii "na, ausserhalb Jaffas Vielegene, 
(iiin-fi Sen(^l No vom (I>atuin; bezeichnete, so nnd so bo- 
gt enzte OnindHtuck, da» sie vou Ali geerbt, das ihr E^gientom 
(Mülk) ist and wornh-^r vr^rftigen können, 

an (Namen der £Auler) in der Feraon ihrea Yekila (Namen 
deiwelhen) kiaft einer nach dem Rechte der Scheriat anageatellten 
Voltmacht nm den Preis <200 Lttiuee), dessen Bemhlnng nach dea 
Befitimmuagen des liesonderen, dieser Ifasbala beigefOgten Dein 
senedi zu erfolgen hat, und mit der Bedingung, dass ihnen, dea 
VorkAiifem, die Benutzung des Aber das va verkauf eode GnmdatAck 
laufenden Privatweijes wie bisher zustehen solle. 

Die Veikäuki < i k' iuien an, dass die Gesrenleistung des Kauf- 
preisen nach den Bectiminiü^örcn des Dein -^^n- <li u- ivir*^lt ist, und 
befreien das Gewissen der Käufer von jeder Heklaujaüon wegen 
Arglist, Betrug oder Übervorteilung, sodass, sogar weun dies der 
Fall wäre, dieser V- i km vertrag zu Hecht l)estehen soll, gemSm 
seiner regelrechten Errichtung durch Angebot und Annahme, doruh 
Trsdition und ßesitaeigreifung, und durch Bäumung den Grund- 
stAckes nach den Satzungen der Scheriat, 

imd der Vekil der Eftufer hat an deren Stolle diesen Sauf 
genehmigt 7ai Urkund dessen ist diese Best&tigungs-Mazbata anf- 
gost>t55t -worden. 

Datum 20. Zilkade i:nG/2U. Mart 1315, eid^^pr. 1. Apiii lö^y. 

Dci Vorsitzendo Der Naib. Der Mufti. Der Finanz- Mitglied, 
dor Kommission. direktor des 

(Siegel.) (Siegel.) (Siegel.) Kaaa. (Siegel.) (Siegel.) 
(Stempel.) 

Der Tapu ki&tibi. Der üriuid&teuerbeaiute. Der Vekil der 

ViUiufsiiciieiu 

(öicgel.) (Siegol,) (Siegel) 

Die Kosten der ITrkimde tragt, irie überhaupt diejenigen aller 
VerkautEiförmalitaten, der K&ufer (Artikel 292 der Uedachelle. L.O. 
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VI, p. 82). Die Urkunde wird dem Kaimniakam liocli lu sonders 
vorgelegt (Artikel 92 des üeöet/e> nhw die allgemeino Verwaltung 
dt'r Yilarotp, L. O. TII, [). 31) und dann von di insolben behufs 
Eintragung in das Grundbuch dem Grundbuchbeamten zugeschrieben. 

Der Abschluss dieses Vertrages vnr dem Vorwaltungskonseil 
ist das wesentliclisto Erfonlernis des Kaufes; immerluD bedarf die 
Ange nach dem Zeitpunkt, in welchem das Bägentam vom Ver- 
kiular auf den Kftofer übergeht, noch nAherer Beleuchtung. 

Betreib der Ume-LOndeteien bestimmt das Grundstficksgesets 
in aeinen Artikeln 36 und 37 (L. 0. I, j^. 81 f.; vgl auch die 
Kommentare von Ali Haider p. 1701, Zia eddin p. 162 f. und 
Halis Eschief p. 96) ausdrücklich, dass der Übergang des Tesarruf 
durch die landeshoi i Iii Ite Erlaubnis erfolgt, welche die erete Be- 
dingung jedes Firuglih i<t. 

Für dio MüMcQ^rundstücke jedoch, die in dieser Beziehung 
keinen anderen Satzungen unterliegen alB dio Mobilien, sind alle 
Formalitäten vor d^T! Katasterbehörden n\ir von sekund&rem Werte, 
und ihr Wegfall kann keinen Verkauf anfechtbar machen. Streitig 
ist die Frage, ob das Eigentum an duem Grondstfick vom Ver- . 
kSnier auf den Käufer schon durch den Vertiagsabachluss oder erst 
durch die darauf folgende Tradition ttbergeht Da die in der 
Lfigieiation Ottomane (roL VI und VII) enthaltene Übersetzung der 
Medschelle nicht durchweg einwandfrei ist, folge hier eine wörtliche 
Wiedergabc der betreffenden Texte: 

Artikel 101. Das An£cHMit (i(I^rll;^!^) ist, behufs H^-rKeiiiiiirung 
des tesarnif (dt;t> V'eifügüüg.sieciitc- - iii' i Sa' heJ, das erste auszu- 
sprechende Wort; auf ihm bendit der testirruf, 

Artikel 102. Die Annahme (Kabul) ist, behufs Hcrbeifilhnmg 
des Tesarruf, das zweite auszusprechende Wort. Durch sie wird 
der Vertrag (Aqd) perfekt. 

Artikel 103. Der Vertrag (Aqd, wörtlich Verknüpfung) ist die 
Verpflichtnng beider Parteien hinsichtlich irgend eines bestimmten 
Punktes; er besteht in der Herstellung der Übereinstimmimg 
zwischen Augcbot und Annahme. 

Artikel 104. Ini<|ad (et} mologisch herzuleiten von Anii, das 
Verknüpftworden) if^t die m)creins;tiuimung zwischen Idschab und 
Kabul, die bt w ii kt, ihusH die Folgen des Vertrages nach aussen in 
Eischeiiimig tieten. 
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Artikel 105. ,,Bei" (Yeriiaui) ist der Tauscli einer Sadie gegm 
eine andere. Der Bei kann munaqid (Partidp von iniqad, ver- 
kttflpft, d. 1l abgesohloeaen, perfekt) oder gbairi nmnaqid (nicht «b- 
geBclilofisen) sein. 

Artikel 106. „Bei miinaqid" (abgeschlossener, perfekter Ver- 

kaufsvcitiag) ist derjenige, bei welchem der iniqad eingetreten ist. 
Man unterecheidet dabei ..b' ii sahih", den giltig»Mi Ynkd wl, ,,l>eü 
fasid", den anfechtbaren, „beii nafiz", der zur OiitigJseit keiner 
weiteren Bedingung bedarf, und „beii mevkuf', der zur Qütigkeit 
von der Zustimmuiig einer dritten Person abhängt 

Artikel 107. „Beii ghaiii mtutaqid" (der nioht abgefichloaeeoe 

Kaufvertrag) ist nichtig. 

Artikel 107. Durch Idschab und Kabul wird „bei" (der Ver- 
kauf) munaqid (abgeschlosaen, perfekt). 

Artikel 369. Die geaefadiche Folge des »bei munaqid" ist der 
Übergang des ESgentoms; d. h. durch ihn "wird der Verkäufer Eigen- 
tümer dee Preisee. der Käufer ESgeotQmer der verkauften Sachen. 

Hiernach scheint die Fiiii:'' des Eierentiunsüln i LMneres zti Gunsten 
de8 Vertragsabschlnssee gelöst zu <*-h^. Andorei-seits ist nicht zn 
leugnen, dass der Tradition des Verkäufe!«, oder nach der Spracbe 
der mohammedanischen Juristen, vielmehr der entapreobenden Xbfttig- 
keit dee KäuferS} der Besitzergreifung (Kahs), Fingen von der grGssteo 
Wichtigkeit beigelegt werden. Die Medachelle bespridit sogar eine 
Reihe von Fällen (Artikel 293, 294, 295, 296, 281) in der Weise: 
dass man annehmen kSnnte^ der EigentumsObergang finde gesefzlicii 
nicht schon beim Vertragsabschluss, sondern erst l>ei der Üljei^bo 
statt. Daliiiigegen kennt dieselbe Medschelle wieder auilt r' Fälle, 
nus drneti das entgegengefsrt/te zu erhellen s'^h'^int (Artikel 2fl7). 
Eine singuläre Unterscheidung wird gemacht in Artikel 253, wonach 
der E<aufer, wenn es tath um Immobilien handelt, dieselben vor 
der Besitzergreifung weiter verkanten kann, aber Mobilien vor der 
Tradition nicht giltig verkaufen kann. 

Die Erklärung für diese widerstreitenden Bestimmungen hegt 
darin, dass schon voti alters her in der luolianuno'lanischen Juris- 
piuden? zwt i enlgo-.'nic ^^^'t/to Strrimiiimvn existierten, wovon die 
eine in dem oben zitierten Artikel 809 ^^vgl. femer Artikel 262) 
zwar im Prinzip durchdrang, jedoch in den einzelnen Fällen des 



Digitized by Google 



- 1159 — 



Rechtslebeos die andere nicht gSnxlioh Terdrflngen konnte. Unter 
diesen ümBtftnden sdieint es geraten, sioh eher an den formellen 

Text dieses Artikels zu halten, wonach der Eigentumsübergang 
(lurcli den Vertragsabsohluss erfolgt. Hieran rnuli i t auch eine 
Kmlitienuig des Kanf]nv'ises bis zu eiiunu iM stiiiiMiieii Ddliuii, wie 
sie in dem uns vorliegoudcn Beispiele eiutiut, nichts (Medscheile 
Artikel 245, 247). 

Die Obergabe, welche auf den Vertragsabechlues zu folgen hat 
(Medschelle Artikel 262) inid bewirkt durch die Brlaubnis zur 
Beeitzeiigreifiuig, welche der YerkAtifer dem Kftufer auf diese Weise 
erteilt, dase letzterer sie ohne Hindernis ▼oUziehen kann. (Artikel 
263). Für Immobilien ist aiisdrilcklicli bestimmt, (Medsclielle 
Artikel 206) das.s, wenn der KTt if* i- sieh auf dem verkauften ürund- 
stücke befindet, odoi- wenn er eh au< 'i nur irgend wie erblicken 
kann, die ihm vom Verkäufer erteilte Eilaubuis zur Besitzergreifung; 
der letzteren selbst gleichkommt. 

Nach der erfolgten Bezablong des Kaufpreises (Artikel 262) 
werden sich daher die Käufer diese Erlaubnis erteilen lassen. 

4. Ihr Yekil übernimmt die Verfolgung der Sache auf dem 
Grundbuchamte. Nach der Elinti-agung der Mazbata im Grundbuche 
erhält er einen Ojnpon (Kotschan) ausgehändigt, welcher sUs j}ro7i- 
sonscher Besitztitel gilt und vom Kuiiumakam, .lern Naib, dem Tapu 
kiatibi und dem Ku.-jSiei der Munieipalität zu unicr.siegeln ist, 
(Artikel 7 des Gesetzes vom 28. Hedscheb 12 Ul, Ottomau Land 
Code p. 229 ff.). 

6. Am Schlüsse des Monats hat der Vertreter des Defterhane 
einen zweiten, mit obigem Kotscban tlberoinstimmenden Coupon, In 
Verbindung mit allen übrigen Coupons der im Laufe des Monats 
eingetretenen Verhandlungen, dem Obergnmdbuchamte in Constanti- 
nopel einzureichen. Nachdem der Inhalt dieses Coupons in die 
dortigen Kegist»'r «eingetragen ist, wird aus ('oustantinopol dem 
Kotamissar in «irr Provinz ein senedi hakani, ein definitiver Titel, 
der die grosshcrrliclie Tughra (den Namenäzug des biütant«) als 
Ikopfdruck aufweist, behufs Aushändigung an den neuen Eigentümer 
fibermittelt. Die JBeliftndigung deäselben ist die letzte erforderliche 
FoimalitAt. (Artikel 8, 9 des letztgenannten Gesetzes). 

Zum Schlüsse sei hier noch die Übersetzung eines demrtigi'n 
do&nitiyon Titels beigefügt: 
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OroBaheirlicbe Tugfara el Ghaa 

(NameoBziig des Snlteiu): (d. h. der OkabenaklmpfiBi) 

Abdul Hamid Chan 
Sohn des Abdul tfedechid Chan 
der stets Siegreiche 

Jahresahl des Begieningqahi» 

Heft des Monats: Marz 1315. Niiuiiuer der Keihe. öy. 

Slatllkrois: — 

S5ene<l! hakani f Grossherriiche ürkundej. 
Liva: Jerusalem. K^m: Jatfa. Geraeiude: — Dorf: — 
Qegend: — Quartier: — Strasse: — Ort: Weg zur Mflhk. 



Q^geoBtand: AokeM>nmdBtflck. 
Kategorie: xemes H<llk, (voUes Sigentum.) 
Qrenaen: naoh Osten: die E^ben AliSi nach Norden: Aoksr 
Benunke*B, nach Westen: Acker Aberle, naoh Sttden: W^. 
lUohenaosdehnong: . . . 

Muchassis: (dieso Formtdare sind für alle Kategorien oingericlitet. 

Muchassis ist, iai Falle der V^akuf-Eategorie, der 

Süfter). 
Früherer Eigentümer: Ali. 

Titel für die Erteiluog des Sened: Verkaoi duioh die ikbea 
des Ali. 

Eigentflnier: die deutschen BeichsangehOrigen, (folgen die 
Namen.) 

Wert des Orondstfickes: (der frOher in den Bogistem ein- 
getragene Betrag, s. B.) 15 000 Fiaeter. 
Kaufpreis: 20 000 Piaster. 

Durch die Kaiserliche Tughra am Kopfe des Seneds wird be» 
»tätigt: Das oben bezeichnete Gmndstück ist im J\;yserlichen Ober- 

criuiidlmchamte auf die Namen der eingetragen worden; 

mm Zeichen des Verfiii^ungsix-chtes dciselhen über dies*'s Cinni'l- 
stück als reines MOlk ist ilmeu dies Mälk-Seuedi au^;obäiidigt worden. 

(Datum.) 

Siegel des 
Detter hanei 
hakanL 
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Quellen. 

1. Düstur. Offizielle Oesetzsammlang des türkischen Eeichee, 4 B&nde 
mit 4 Zeils (Anhäncpn). 

2. Medschmai lahikai kavanio (t'olgo der seitdem letzten Zeil des lulstur 
pubHzit.it 'ii (ii SHt/.ei. Sammlung von Arisdakes Kasparian 3 Bände. 

3. Multe4a. Kodifikation des Scheriatrecbtes, von Ibrahim Halebi mit 
dem Kommentar deH Mevkufati. Neue Ausgabe. ConHUutiiiupel 1302. 

4. Medschellc. Das ottomauiscbo Givilrocht Kleine Ausgabe mit An- 
merkoDgen Toa Vahmed AH Bey. Di» Hedsohefle ist andi in tot- 
Mibiedeneo Binden dee Üüatnr sentreot ni finden,' nod eine Über* 
seUoDg enthalten die Bftnde 6 und 7 der Ligislation ottomane. 

5. Ldgialalion Ottomane. Franafieicbe Oebeiselsiuig der torkisoheii Geeetso 
▼CO Ariatarohi Bey nnd DemetrioB Kioolaid^ 7 Mnde. 

6. Miltiade Xaravokyro, Lnghati Kavanin (Wörterlnioli der jnrietisobeo 
Ausdrücke, türkisch). 

7. Miltiade Karavokyro. Droit succes.«3oral en Turquie. 

8. Oogley The Ottoman Land Code, revieed by Horaoe £. Miller, London 

0. Aiikauiul erasi (KeeliUjeJitBclieiUuogt ii. in Form von Fetvas, bezügiicb 
den linmobiliarre<-hts) von Omar Hilmi (luikischV 

10. IHuif ul Akblaf ü aiikaia il evkaf (Geschenk au die Nachfolger: Die 
Regeln der Yakufgüter.) von Omar Hflmi (türkisch). 

11. Jmb r^giseant les Froprietee dedi^ (AwkafB), Obenetmng des Tor- 
atehenden Wetkea toh Omar Hümi, tndnii da Tbro par Stavridds et 
OahdalL 

12. Kommentar des Kanon name-i-eraai von Ali Haidar (tfirkiseli). 

13. Kommentar des Kanon name-i-erasi von Zia eddin (türkisch). 

14. Kommentar des Kanun namr> i-prnzi von Halis EBChref (türldsoh)* 

15. Mouradgea d'Ohsson, Tabloau de l'Empire Ottoman. 

16. .lov.movic dio ottomanis« lie A^iar^rf'Hftzgebung. (Zeitschrift für Inter- 
nat ional'-s I'iivut- nxui Stiafi i- 'ht, Dan'! 4 Ufff f>, Leipzig 

17. Arsiaiiian. Das gesamte Hecht 'Ifs (irur.ilriu'''iituiii'^ in der Tiirkri. 

18. Rezension der vorstehendpn llios^ liino dmch Adalbert Shek (Jaljrbuch 
der internationalen Vereinigung fui vergleichende Rechtswissenschaft 
und Volkswirtschaftslehre I. Jahrgang 1. Teil 1895 p. 281 ff.) 

19. Ober die Säcterritoiudität der Analftnder in der Torkei, von Antono- 
pooloa nnd Dr. F. Meyer, ibid. p. 95 iL 

20. Ton Hammer-Pnigstall. Geeohiohte des ottomaniscben Beiohes. 

21. Ton Toraanw. Das moslemische Beoht. 

22. von Tisohendorf. Bas Lehenswesen in den moslemiscben Staaten, ins- 
besondere im oamanisohen Beiohe. Leipsig 1872. 
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Vereinigte Staaten von Amerika. 

Ki foront: Dr. Fre<lf»rir Je«np. Stimson, Coiinftf llor at Law, Bo»tx)iL 
i'ber&etzuDg von Dr. jur. iL S^amter« Berlio. 

a) Gesetsgelnmg 18d8/d9. 

I. Bmdeeeeflet^ieiniBg. 

I)<'r s]»aiiiH<'h-ainenkani.sclie Krieg nahm die Au^Ine^k^^^lmkei^ 
Koiign's.S('s in AnHpriU'lu dass in deu Jahren 1898 und 1899 
hf<it;ui<'iidf (u l/c iiiii in gt:iiji|4i r Zahl erlascpTi wm ien. Wohl 
das intcn'.ssiintcHt»' unter ihnen ist das Gesetz über Schiedsgerielite 
in ?iif;enlialinr?tieitigkeiten, da^ vü;)! als ein neuer und l>edeut<au»er 
Versuch UarBtelit, das Problem der Arbeiteraiissru. ' und der da- 
durch verursachten staatlicbea Einwirkung auf den Eisenbahnbetiieb 
sn Ißeen. (Gesetze der Vereinigten Staaten 1898 Kapitel 37O0 VTie 
liokannt, ftllt diese Materie, dank der Interstate Commerce-Klauiiel 
der Verfassung der Vereinigten Staaten, vollständig der Oeeetx* 
grbung des Kongresses anholm. Das in R^e stehende Geaeti 
wurrlo durch Carroll D. Wright, Oommissionor of I^bor, unter Mit- 
wiikuug von Jolin D. Kernan, seinem früheren Mitarbeiter in einer 
von Präsident CIcveland zur Untei-suehung des Chi<'agoer Ausstandes 
von 18(14 «'ingesci/ten Sit>.'/jalkon)niission , entworfen, von Sta;its- 
M«-kn!tiir Oliioy auiendieit und von Beamten der verschiedenen 
Eis^MibahnVrf'ifl r f liaften , der Jiederation of Labor u. s. w. begut- 
achtet. Eh iümeit den Gesetzen, die jetzt in fast allen Sti»aten 
ülior Hi'hieflsgerichtc in Arheitcrangelegenheiten existieren, ist aber 
von weiter reichender Bcdeiitnng. 

Da bis jetzt in keinem amerikanischen Staate obligatoriscbo 
St'hieilsj^tMTichte beKtohen, so fordert auch dieses Oesetz die vor- 
gAngtg«' Einwilligung beider Parteien. Es bestimmt allgemein, dafts 
wenn ein Streit über Lohn. Arbeitszeit o<ler Vertragsbedingungen 
/wiselien d<'n Kisenbaluien odiT anden ri Trägern des wische nstaat- 
liihen Vrrkelus luul ihren lie li. lusieten ansbrielit. der Voi-sitzende 
d«M- l!iter.>>tafe Co'nmeree Commission und der Commissi« »ner of I.«ibor 
auf Anrufen einer Paitei ^ich mit beiden Gegnern in Yerbindni.g 
setzen, zunächst naeli Kiäften eine friodliche S< lilichtung erstreben 
und oiiit, wenn diese mi^sglQckt, nach den Bestimmungen dieses 



Googlel 



— 1163 — 

Gesetzes da» Schiedsgencht einsetzen soUea. Es besteht aus drei 
fiiohtem: einen ernennt der Unternehmer, einen zweiten die Arbeiter- 
organiflation, su der die unmittelbar beteiligten Angestellten ge- 
hlSien, oder, wenn sie zu mehr als einer gehOfen, diejenige, welche 
die Arbeiter gerade dieser Klasse und Beschäftigung vertritt; gehOrt 
die Mehrheit der Angestellten überhaupt keiner Arbeiterorganisation 
an. 8o wählen sie durch Mehrhoitsboschluss aus ilii-er Mitte einen 
Ausscliusa, der den zweiten Richter bestimmt. Die beiden Richter 
wählen ilirerseits 'len dritten, \xidriirenf;ills derselho naoh AlOaiit' 
von 5 Tagen dun h <\on Vorsitzenden der Inteihlato ' 'oinnierce 
Commission und den (joramissioner of Labor ernannt wird. Die 
Unterwerfung unter das Bchiedsgericlit erfolgt durch schriftliche, 
vom Arbeitgeber und der die AngeBtellten vertretenden Arbeiter- 
oiganisation oder, wenn die Angestellten keiner Organisation an- 
gehören, von jedem einzelnen unterzeichnete ErklSmng. Sie setzt 
fest, dass das Gericht innerhalb 10 Tagen nach Ernennung des 
dritten Richters die Verhandlungen beginne und innerlialb 30 Tagen 
das Urteil ^le und dass in der Zwischenzeit der unmittelbar vor 
Ausbruch des Streites bestehende Status (juo unverändert bleil)e, 
„mit der Masserabe jr'l«.* h. dass kein Angestellter zur Arbeitäleislung 
soll gezwungen weiden k-uinen". 

Der Sehiedsspnich erfolgt im Geschäftszimmer <les Wander- 
gerichts (Circuit Court) der Vereioigteu Staaten und ißt, ausser 
bei Bechtsirrtum, für beide Parteien unanfechtbar. Das muss im 
Schiedsverträge selbst sasgeeprocheu sein; ebenso, „dass der Schieds- 
spruch von den Parteien getreulich ausgeführt, nötigenfalls im 
fiitligkeitsverfahren (equity) erzwungen werden wird, soweit die 
Machtbefugnisse eines BUligkeitsgerichtshofes es gestatten, mit der 
Beschrankung, dass kein richterlicher Befehl (injunction) oder 
anderer Rechtsbehelf angewandt werde, durch den ein Angestellter 
zur Ausffliüung des Arbeitsvertraires gezwuniren werden soll''. 
Letztere Klausel ist der lien'or>N' h. iiil>t*> Zwj; im l: iii/ni Gesotz. 
T>jf" Gerichlshöte hai)en r»ftt is, in ICiigiahd wenigstens, bei Arbeits- 
streitigkeiten die gemeinrechtliche Leiii-e von micrlaubter Verbindung 
XU gemeinsamer Beeinträchtigung der Freiheit, des Vermögens oder 
der Rechte eines anderen (cons])ira(y) angewandt, wog^n hier- 
xiüande die sicheren Vorteile dos Billigkcitsverfalirens, mit deren 
Machtbefugnissen in vielen Staaten fest alle Gerichte, selbst die 
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niederen, bekleidet sind, das wiritsamere unmittelbare Vorgehen 
durch hchteiiichen Befelü oder im Wege des Cngebührverfahrejis 
(contempt piooees) erm^Igliclit haben. AnbetiachtsdesBen richtet ekk 
diese Bestimmiuig in erster Linie gegen „die, Verwaltnngsskie 
dsjnsteUenden, richterlichen Befehle**, d. h. sie eridArt es für gcoo li Hc h 
xnlftssig, in Genütesheit des Schiedsspruchs richterliche Befehle nar 
insoweit zu erlassen, als nicht der Ani^estellte thatsitehlidi for 
Ausfulming des Ärbcitsvertragus i^' /.wuimeu wcidcii ;>uil. In zweiter 
Linie hat flie Restimmunsr den Zwerk. Gerichte illwprhaupt vom 
EriaBS richterlicher Befeiüe vor dem Zeitpunkt der Eingehung ein« 
Sohiedsvertiagcs abzuhalten, während mit diesem Zeitpnnkt der 
Status quo des ArbeitsverhftltnisBes fixiert wird und gegen eine 
spatere Störung desselben die Möglichkeit richterlicher BeleUe 
gegeben ist 

Von Seiten der Arbeitnehmer muss der Schiedsrertrsg die 

Erklftmng enthalten: 1. dass die vom Sdiiedssprucih unbefriedigten 
Arbeitnehmer daiaufhiii drii Dienst olme SOtäfiT'gf' Kriiu];;:ung vor 
Ablauf von 3 Monaten ti;uh Erlas? dpf? Schiedö»pruclis ui- ht auf- 
geben werden; 2. dass der Schiedsspruch zwischen den i'arteiea 
ein Jahr lang dergestalt in Kraft bleiben soll, dass währeml dieser 
Zeit über denselben Streitgegenstand zwischen demselben Arbeit- 
geber und derselben Klasse von Arbeitnehmem kein neuer ScfaiedB- 
vertng zustande kommen soll, es sei denn, dass der Sohiedaapnich 
auf ergangene Berufung vom Gericht für ungiltig erkUbrt wird. 

Abschnitt 7 bestimmt: ,,WllhTend des Sehwebens der sdueds- 
gerichtlichen Verliaiuliimg sowie wälirenJ dreier Monate nach Fällung 
des Schiedsspruchs ist den Arbeitgebern verboten, AH»*.'itt!i zu ent- 
lassen, ausser wegen Unfähigkeit, Üesetzesverletzung oder Saum- 
aeligio it. Erfolgt die Entlassung während des genannten Z-^itraou» 
yon 3 Monaten, so muss ihr eine 30 tägige schriftliclie KQndigtm; 
vorangehen. Desgleichen ist der Arbeiteroiganisation, besw, den 
Arbeitern untersagt, in Strikes gegen ihren Arbeitgeber einintretea 
oder solche ansustiften oder zu unterstQtzen; ausserdem ist <leo 
Arbeitern verboten, wflhrend dreier Monate nadi FftUung dee Schieds- 
spruchs den Dienst ohne triftigen Grund und vorhergehende sclirift- 
ii( Ii..' :50täi,Hge Kündigung; zu verlaKsen. Die Arbeiten>rirani<^tioneo 
haben «icli jeder diesen Bestimmungen zuwiderlaufendeü Einwirkung 
2u enthalten. Dieses Gesetz findet auf ArbeiterentlassuQgeO) die 
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wegen EinsoliiftnkuDg des QeBchiltebetrielMB Torgenonmen werden, 
keine Anwendung.** 

Die Schwierigkeit bei (lieHcm Gesetz liegt darin, dass os zwar 
den Arb*^itorn f^esron die Balnivoiwiiitmig gute, dieser aher {regen 
jiöiie nur unvuükomraene lliKismittel gewährt: dcnu das bchiods- 
richterliche Urteil kaiiu von d ' i Balm Verwaltung gegen ihre Ange- 
stellten zwangsweise nicht dui*cUgefiÜirt werden. Elten deswegen 
ist das Oesetz Überhaupt etwas Halbes; noch keine Bahnverwaltang 
ist, soweit ich sehe, anf dem Boden dieses G^etze8«in einen 
Schiedsvertrag mit ihren ünlergebenen eingetreten, und es ist auch 
nicht wahrscheinlich, dass dies in Zuhnnft geschehe. 

Dio wichtigste Materie in der Reichs- wie in der TiandL'c;- 
gesetzgebung bilden die Trusts. Bekanntlich hat sich das liundes- 
gesetz, die sog. Shernian Act, unwirksam erwiesen wegen der 
Schwierigkeit des Beweises, dass die der Teilnehmerschaft an einem 
Terbotenen Tmst bezichtigten Personen oder Körperschaften im 
zwischenstaatlichen Verkehr, der allein unter die Jurisdiktion des 
Kongresses fällt, beteiligt sind. Indessen erOrtem wir diese Materie 
am besten im Zusammenhang der 

II. Laiide«geset9gehii]ig. 

Die Trusts werden meist definirt als Vei*einigungen einzelner 
oltT jinisti<ifher Personen des industriellen oder kommerziellen 
LeUins zur Preis-t- iii-.'ning der Waaren. in denen sie Hfindel treiben, 
oder zur Beschränk um; ihrer Herstellung bezw. Feilhaltung. Im 
strengen ^'mn der früheren Terminologie (vor 10 Jahren) nannte 
man ne Trusts nur dann, wenn die Vereinigung dieser einzelnen 
oder joiisfiBchen Personen auf obligationenxechtlicher Grundlage 
ruhte. Diesen Vertrag nun erklärten verschiedene Gerichte teils 
nach den Trostgesetzen, teils (was viel für sich hat) nach dem 
gemeinen Recht für gesetzwidrig. Die Folge davon war, dass die 
l}estehenden Trusts ihre obliyjitionciir.-chtliclio Vorfassung antraben 
und die Kiianguug der Kecht-tTiliigkeil nacli don Partikular^vstitzen 
betrieben, deren einige, äusserst lax, die Bildung von Korporationen 
mit unbeschränkter Höhe des Nominalbetrags und ohne jede Bar- 
einzahlung zulassen. Nach der Lehre des sog. Comitj (V<Uker- 
recht) darf eine in einem Bundesstaat zugelassene Korporation in 
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jedem andeion Staat Geschäfte betreiben yorbehaltlich auadracklkiier 
AuBSchliessung, die aber noch nie erfolgt ist, wogegen einige 
Staaten eine kleine Steuer oder Lizenzgeblihr eriieben und die Kb> 
reichung der Statuten bei ihrem Staatssekretftr eowie die Abgabe 
der Erklärung fordern, dass die Gesellschaft sich Tor dem ön- 
heimischen Gericht belangen lassen werde. So kain es, das^. 

in pinigen Staaten, z. B, Massa<;husetts, die Gesetze über 
Eriangiinu der Rechtßfäliigkoit sehr streng sind und die volle Pari- 
einzaldung des Grundkapitals verlangen, gewissenlose GesolIs<^-haftei:. 
die in Staaten wie Delaware und West- Virginia Beohtaflkhigtepit 
erlangt hatten, in Massachusetts Gesoh&ft» betreiben konnten joBl 
wie die dort hegrfindeten nnd Korporationsrechte besitzenden 6e> 
Seilschaften, wenn sie nur einwilligten, sich in Miassachnsetts be- 
langen SU lassen. 

Der grosse industrielle Aufschwung: der Vereinigten StaateD 
zeitigte eine gi wiiltig'e Ffille snlrh-M- Vi-ibiii lungen, die aus Ver- 
schmelzung kleinerer Siedelungen, Gesciiähe oder Geseilsciiafteo in 
einen einzigen grossen Verband mit Grundkapital und Anteilscheinen 
in Höhe oder unter Übersteigung des Oesamtkapitals der Einzel- 
geschftfte und Sinzelgesellschaften sustande kamen und swar ia 
erster Linie zum Torteil der „Gründer^S durch den Verkauf 
der Anteilscheine an das Publikum grosse Gewinne ersielten, sodann 
aber auch zum Besten der einzelnen Geschftfte, die an Kosten der 
Herstellung und des Vertriebes Binnen und bis zu einem gewissen 
Grade die Koiikui iviiz beseitigen sowie einen voi t'-illusfieii PreiÄSUiid 
behauptüii konnten. Die Partikulargesotzgebung fast aller unseivr | 
Staaten steht nun diesen Vei-bänden, dio jetzt allgemein Tröste 
heissen, obwohl sie, wie gesagt, tbatsächlich juristisohe Personen j 
sind, feindselig gegonüber. Fortgeaetst werden neue „Antitnot- 
gesetse'^ erlassen oder die vor 2 Jahren erlassenen unwirksamen 
Gesetze verbessert. Doch muss man bekennm, dass ein siditbarer 
Erfolg bis jetzt nicht zu verzeichnen ist und zwar, teilweise, leider 
wegen Mangels der gehörigen Erkenntnis der eigentlichen Schwierig- 
keit: dass nämlich auf der einen Seite die Lanik .ssresetzgebung filr 
den zwischenstait liehen Verkehr unzuständig ist (>öbald ein S4^1clier 
Verband oder Trust iliren Gescliäftskreis fiber das Gebiet eines 
St^uits hinaus erstreckt, hört er auf, unter der Herrschaft der 
tikuiaren Antitrust-Gesetze zu stehen), wfthzend andererseits, vie 

I 
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beniei'kt. der oboi-ste Gerichtshof der Vereinigten Staaten entseliieden 
hat, dass diiB Reich strustgeßetz nicht anwendbar ist. ^vpil der Bcwois 
nicht 2Q erbringen ist^ dass der Verband zn dem bestimmten Zweck 
gegründet woide, zwiaohenstBatlichen Verkehr zu treiben. 

Inzwischen dauert, wie in allen Lftndern, der grundsfttzliche 
Meinungsstreit darflber an, ob solche Verbftnde wünschenswert seien, 
d. h. ob der blosse Dm&ng, die blosse AnhSufang von Eapital den 
Einsprach fordern. 

Ke Stiuiteii, die im Jahre 1 809 neue Aulitinst-Gesetze erlassen 
haben, sind MiTiiir-Mf.i (Gesetze von 189!» Kapitel :>.")!»*. Kansas 
(ib. K.i|ütel '293), lüdiaiia (ii>. Kapitel 14ö;, Arkansas ^il.. Kapitel 19), 
Nord-Kaidina (ib. Kapitel G6G) und Missouri (ib. Kapitel 314). 

Dfis Hauptgewicht in allen diesen Gesetzen niht auf der 
ßegriffisbeetimniung der verj^nten Trusts oder Syndikate. So 
bestimmt das Gesetz Ton Minnesota: „Ungesetzlich ist jede Ver^ 
einbarung oder gemeinsame Verbindung, insbesondere in der Form 
eines Trusts, die den Handelsverkehr innerhalb dieses Staats oder 
zwischen Angehörigen dieses und denjenigen eines anderen Staates 
hemibt oder die Herstellung einer Warengattung oder der ent- 
Bprechenden Rohstoffe beschränkt oder zu beschrftnken geeignet ist 
oder ihren Maiktpreis herabsetzt, uberwacht oder stoigoil oder den 
freien Wi^ttbewerb in iiu'er Hei-stellung odei F- illioliüig bescliränkt 
oder bcf iiillusst. Suwuhi Küiperschaften wie einzelnen IVis iii 'u 
■w ird der Beitritt zu einem solchen Trust, auswärtigen Körperschaften 
der Handelsbetrieb im Staatsgebiet verboten. Vorträge von £linzei- 
Personen wie KOr)>er.schafteii, die in der Absicht eingegangen weiden, 
Qesch&fte gegen die Bestimnmngen dieses Gesetzes zu betreiben, 
sind unklagbar und Personen, die darüber im Staatsgebiet in Untere 
liandlungen oder Vereinbarungen eintreten, machen sich des Ver- 
bi'echens der Felonie schuldig, desgleichen wenn sie sich zu diesem 
Zweck, obwohl hier ansSssig, in einen anderen Staat begeben.'* 

Das Gesetz von Kansas erklärt für ungiltig den von einem 
Angestellten oder Heauftragten eines anderen oder einer Gesellschaft 
ausdria klich oder stillschweigend abe-eschJossenon Vertrag, wonach 
Korn u. n. vom Käufer nur nach .\u,svv«i.>> dfs Enipfangsbekenntni.><ses 
eines Magaz,ins verfrachtet werden darf, oder unter Aufsicht eines 
Beauftragten 'lr>s Magazins verbleil»en soll, widrigenfalls es nicht 
in den Handel gebracht werden darf. Der Angestellte bezw. ße- 
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auftra^Mc macht eich duieii neine Uandliing oinca mit Oefftiigois 
bis zu 1 Jahr bestraften Yeigehens schiiklig. 

Das Öesetz von Missouri ist noch strenger. Eb verschärft die 
BestimmuDgen des QesetaBes gegen die Truste von 1891 durch 
ZufQgnng eines neuen Abschnitts, wonach es verboten ist, ,)Wsren 
▼on einer Qeaellscfasit wa Terkanfen oder ansnbieten, die ihre Bedite 
nach dem Tmstgesets yerwiikt hat** Ein anderes, wie es scfaeiDt, 
selbettadig bestehendes Qesets wurde 2 Wochen später erlassoL 
Bs bestininit: ,^eder von einem Einselnen oder einer Oesellaehiit 
eingegangene oder organisierte Verband oder Trust zur Festsetzung 
oder Reguiitiiung der Preise oder Versicherungssuiuuiou von Waren 
sowie jede Veroinbaninir übei Fixierung oder Beschränkung der 
Quantität herzustellender oder feilzubietender Waren ist widen-echt- 
lich. Eb gilt ferner als Verletzung dieses Gesetzes, wenn mehrerB 
i^ 1 >onen oder G^llscliaften bei An- oder Verkaaf vou Waren eine 
Vereinbarung treffen zur Überwachung oder Beeohiftnkung des Verkehrs 
in diesen Waren oder snr Beseitigiuig des Wettbewerbs durch gemein- 
flame Weigerung, mit Personen oder Gesellschaften, die nicht Mit- 
glieder eines solchen Trusts sind, in GeschAftsrerkehr au treten oder 
durch erfolgte oder angedrohte Boykottierung derjenigen, die mit 
dem Tmat niclit angehörigen Finnen in Geschitftebeziehnng stehen* 

Das Gesetz von Indiaiui ist betitelt: „Gesetz zur Vereitelung 
von Vortrni?»^n odor Vrrbäii'len einzeltier 'ider jurifitisoher Pf^rsonen 
zur Ht'soiti^Minti; (1<'S freifii geschäftliclicii Wrttl-eNverlis/- Al'Schnitt 1 
bestimmt: „Schuldig verbotener Machenschaft g<^gen den llmidels- 
verkehr ist, wer ausdrücklich oder stillschweigend einen Vertrag 
sohli^»««t ndor einer Vereinigung beitritt, die den Zweck haben, 
Händler oder Hersteller ron Waren za verhindern, diese einem 
Bflndler oder Handwerker zu verkaulen; ferner jeder Hersteller 
oder Händler von Waren, der auf Verlangen verwdgert, an Nidit- 
mitglleder wegen dieser ihrer Eigenschaft zu verkaufen. Alle 
solche Vertj-age sind nichtig." 

Das Gesetz von Nonl-Carolina bestimmt, dass alle GeseO- 
sciiaftou eines fi^mden Staats sowie deren Teilneluner des Vergehens 
betrügerisrhf r Machenschaft schuldig »^ehalten werden si U- n, die 
einem Tin8t, Syndikat u. dergl. iioitn tt^ii zur Regulierung od'^r 
Fixierung der Preise oder Quantität der innerhalb des Staatsgebiets 
herzusteliendeo oder feiisubietenden Waren. 
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Die xitierten Gesetse seigen zur OenDge die aUgemeine 
Tendenz. Sie luben, inzbeeondere in Minouri, geriohUiohie Ver- 
folgungen henroigerafen, die, wenigstene in Bezug auf fremde* 
d. h. in einem anderen Staat domizilierte, in Missouri handeltreibende 

Gesellschaf ton, zu eiiiom gevvis:ien Erfolge gefülirt luil^en. Doch 
ist zu eiuem endgiltigen Urteil ihre Wirlrftaiiikeit noch zu neu. 

In diesem ZuFaTumcnlian^ ist e.s vielleiL'lit angebracht, das 
neue äusserst weitherzige Gesetz von DelawaiB übei* rechtsfähige 
Vereise (1899 Kapitel 273) anzuführen, wonach rechtsfähige Ver- 
eine zu beliebi^om Zweck von mindestens drei Personen, die nicht 
dem Staate Delaware anzugehören brauchen, in unbeeohrftnkter 
Kapitalah(}h6 seHbet ebne jede ^*y^«*T***'«^iTg gegründet weiden 
kann. Hz ist klar, dasg durch diesee Gesetz die Bildung grozeer, 
andere Vereine oder Geeohftfte anlBaugender Tmztz und ihre Ver- 
breitung durch das Gebiet der VeteinigteD Staaten auf Grund des 
Delaware Charter begünstigt wird. Hiergegen iBsst sich so lange 
nichts ausrichten, als die anderen Staaten nicht gegen solche in 
ilin m Gebiet Handel treil)ende Gesell Hchaften gesetzgeberisch ein- 
snireiten. Ein anderes Beispiel ist das Ofesetz von Penrisyivanien 
(1899 Kapitel III), wonach unbeschränkte Kapitalperhöhung gegen 
Zahlung einer kleinen Lizenzgebütir an den Staat zugelassen ist 

Eänen neuen Grundsatz stellt das in besonderer Session er- 
lassene Gesetz von Kansas (1899 Kapitel 10) auf. ßs fuhrt ein 
sog. Charter Board an, bestehend aus dem Geneialstaatsanwalt, 
dem Staatssekretiir und dem staatliohen Bankkommissftr, mit der 
Aulgabe, das gesamte EoipoiationsweBeii des Staatse Kansas stteng 
zn überwadien. Dieses Charter Board hat Einsicht in die Bacher 
zu nehmen, darauf zn achten, dass genaue Jahresberichte unter 
Mitwirkung des Staatssekretärs erstattet werden, und zu verldlndigen, 
dass erst nach deren Veröffentlichuiiic 1 'l)er1rai;uiit;eu von Kajiitals- 
anteilen giltiu; un*! verliinrllich Hind. Ka[iitel 23 vom seilten .Jahr 
SchafTt ein aus dum oKetstcn liieliter und 2 Sheriffs liestehendes 
„Visitationsgericht*' mit der Aufgabe, die VerliÄltnisse iler Eisenbahu- 
und Telfigraphengesellschaften zu priVten, ihre Ansprüche zu regeln 
und auszugleichen, die Verkehrsanteüe der an einander grenzenden 
Bahneo zu ermitteln, einen angemessenen und nnparteüichen Zug- 
dienst zu ▼ersnlassen, VetgOnstigungen zu verhindern u. s. w. Ferner 

erbttt das Visitationsgericht ausseigewQhnliche Maohtbefugnitte zur 

74 



üntorBOchang der BtrikoB, IlnnitQoiig dee schuldig« Teils usd 
Emringung seines ürleils g^gen die Bslin oder die Strikendeo. 

Die fibrigien Gesetze Ober gewerbliche und Arfae Hw »eiliU taiMe 
führen keinen neuen Grundsatz ein. In verschiedenen Staaten wird 
dtj- AchtÄtiinden-Arbeitstacr fflr staatliche oder rminizipale i3etriebe 
(Idaho 1890 p. 98V in ' olonKi'. f!899 Xapiwi lu3) für den Berg- 
werkB^xftrieb eingefijnrt; doch wurtie das Gesetz von Colorado vom 
obersten StaatHgericht«hof für verfassungswidrig erklärt Ein noch 
nngewöhnlicheres GegeU ist das von Indiana (1899 Kapitel 2261 
das einen Mindestlohn von 15 Cent pro Stunda für sUe in stsa- 
tiehen, provinsiellen oder stsdtisolien Betrii^iett «ngesteUleii gewQhn- 
Uofaen Arbeiter festsetzt Dies ist das erste Mal, dass in der 
unerilouiisolien Gesetsgebung der Yetsnch genuKsiit wird, die Arbols- 
löhne za regela Bezöge sich das Qesets auf private Betiiebe, so 
wäre es zweifellos verbseiingswidrig. 

Vei-Hchi*'dene Staaten haben Gesetze über das sog. Sohwitz- 
systom teil« erlaH.'ien. t^ils verbessert: Gesetze, die die HerBtellnng 
von Tiichsat'laui. Tali/itv ti. a. in Pi i\ at w uhimogen verlii- t ii. 
diese Privatwohnungen (tcr staailiciien Gewerbeinspektion unt r- 
irerien and KonfiakatioQ der unter Verlettoug sanitirer Vorsekrütea 
hergestellten Waaren zulassen. 

Wieder andere Staaten haben nene Gesetze gegen die Be- 
sdhAftigiing von AusUndeni erlassen; s. B. bestimmt New-Ten^ 
(1899 Eapitel 202), dass in staatlichen, provinsielleii oder sttdtiflohen 
Betrieben Anslinder nicht beschäftigt werden dflrfen* In ähnlicher 
Weise richten sich verschiedene Gesetze gegen die Beschiltigiuig 
von Strafgefangenen in Industrien, die von freien Arbeitern be* 
triel>en werden: bo verbietet Nord-Dakota (1899 Kapitel 75) die 
Boseliillt iLiuiii^ von Gefangenen iu Industriezweigen, wo ihre Arbeits- 
b i-tuiig oder deren Erzeugnis gegen Entgelt geliefert wird, sei 
denn für staatbVho Zwecke. 

Wenden wir uns dem Verkehrsrecht zu, so bemerken wir zu- 
näclist dsfi Gesetz von Idaho (1899 p. 98) Ober Versagnng des 
Eigentumsrechts an Grundstücken gegenüber Anslundem, d. h. den 
Vereinigten Staaten nicht als BOrger angehörenden Personen, und 
solchen rechtsflUiigen Vereinen, deren Mitglieder nicht slmtlich 
Borger der Vereinigten Staaten sind; aufgenommen sind in Bsftrieb 
befindliche Bergwerke. Desgleichen wird öffientUchen ja selbst 
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privaten Körperscliaften verboten, Ausländer zu beF( 1j titi^en. Soweit 
f^icli «lies Gesetz auf jirivate Körpei'schaften bezieht, ist es waiu'- 
ecbei 1 1 1 ie h v < > i f a > s u ugs w i 1 1 1 i g-. 

¥m\ die Hälfte der Staatea hat das neue Gesetz über be- 
gebung^fähige Urkunden aDgenommen, das vom „Redohskonunissär 
für einheitliche QesetKgeban^' empfohlen wurde und dessen Zweck 
ist, ein identisches Gesetz Aber EaafmamiBracht in allen Staaten su 
eohaifen, (Tgl. John J. Cnwford: Die begebnngsfthigen Urkunden, 
NeW'Tork, Baker, Voörhis A Co. 1897.) 

Minnesota hat ein besonderes Gesetz über betrügerische Ver- 
käufe aiigtiüoiiiineu (18!K) Kajiitel ÜUl), deösen wesentliche Be- 
eliiuuiungen lauten: ...Jodrr vmhi gewöhnlichon Ge?f^h?lftsbetneb ab- 
weichende Vorkauf eines ganzeo Warenvormts oder eines Teils 
soll als tMtril^erische Sohfldiguug der Gläubiger des Verkäufore 
nnd äoniit als nichtig angesehen werden, ee sei denn, dass späteetens 
5 Tage Tor dem Verkauf Yerkftufer und Käufer ein ▼oUstftndiges 
Yeraeichnis der verkauften Gegenstände (thnnlichst unter Angabe 
der Selbstkosten des VerkAufers bei jedem Gegenstände) anlegen 
und der Käufer, nachdem er Namen, Adresse und Guthaben der 
Gläubiger des Verkäufers von diesem tre wissenhaft erforsclit hat, 
ihnen mündlich oder durch eiageschiiebeuen Biief die Absicht des 
Kaufs anzeigt." 

Die westlichen Staaten haben allgemein das Zinsmaximum 
herabgesetzt Idaho (1899, 425) Betzt den geeetzüchen Zinsfuss 
«uf 7 7o f^ und lässt TertFBgsmässige Zinsen bis h(k3hBtens 12% ^ 

Verschiedene Staaten haben neue G^tze gegen Nahnmgs- 
und Ansneimittelf&lschnng erlassen. (Siehe Ind. Gesetze von 1899 
Kapitel 121.) Auf dem Gebiet dee FamitienrechtB finden wir 
Gesetze verschiedener Staaten, die die Bestimmuugen über Ehe- 
8cluMiinneren versrli,iif. !i uim] das Schutzaltei bei EiiU'ühruag auf 
17 oder Is Jühivn liiiiaufstf/.^'n. Pennsylvanien (1899, 40) ge- 
stattet der Frau in gewissen Fällen, Zeugnis gegen ihrer» Mann 
abzidegen. Minnesota bestimmt (1R09, H25), den Bestrebungeu 
der Neuzeit Rechnung tragend: „Eheleute haften gegenseitig fQr 
die vor oder nach der Eheschliessung eingegangenen Schulden nur, 
wenn sie notwendige sind. In diesem Fall können sie sowohl 
einssln wie sur gesamten Hand belangt werden.** Bis dahin war 
Minnesota der einzige amerikanische Staat, der an der veralteten 

74» 
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Iiehre dee eogUfloheii BeoätB Tom EifoidenuB emee beeomima 
OeoatigebnDgnatts festhielt Hüne (1899, 98) IM Fnuen ptt 
BechtsanwaltschAft zu. 

Mehrere Staaten haben ihre Seheidungsgesetze reformiert, 
namentlich Nord-Dakota, (ISÜ'J, 25), dessen laxe Praxis Ärjperniss 
erregt liatte, weil Ehel^nte, eigens um sich i»cii»'i*i<'n /.ii lasoca^ 
dortbin pincr'n. Nuniiiclir wird oin oinjähncrer Aufenthalt des 
Klagen» verlangt und die Zahl der Scheidungsgründe verriegelt 

Idahu (IS 09, 328) Ifisst Scheidung ^vegen Geistosiiranlüieit la, 
wenn diese (> Jaln-e andauert und Provokat ia einer Irrenanstalt 
unteigebnohtist Michigan (1899, 183) ▼erbessert seine SoiieidtiDgS' 
gesetae in aoiigsamer Obereinstiinmiuig mit dem Votum des er- 
wSlmten Reiobskommissais ffir einbeitlidie Oesetzgebimg. In 
Kapitel 247 wird ein nsuer Grondaats aofgastollt: Ißohtigkait der 
Bhe wegen besfioimter (leseblechtskianUieiten eines Teilst Kapitel 
249 erklärt die Anstiftung zur Bigamie nnd diese selbst sowie das 
Mormonentum für duü Verbrechen der Felonie. 

Wir ki.ininmi jetzt zum Staats- niid Verwaltungsr?cht. Bei 
weitem das beUeuleudste aller im verflossenen Jahr in den Staat, n 
erlassenen Gesetze ist das von Süd-Dakota (1899, 9Hj Ober die in 
der Yerti^ung vorgesehene InitiAtiv> und Befera&dumsgeeetigebQi^. 
Seine wesentlichen Bestimmungen lauten: 

1. AntElge BOT InitiatiTgeBetsgebang erfoidem die mit Angabe 
des Wohnorts, Qeecbtftssitaes mid Postbediks veiseheBea üntsr- 
sohriften von mindestens 6% der Wahlberechtigten, bereofanet nach 
der (Sesamtsahl der bei der leisten allgemeinen Wahl fOr den 
Ckmvemeunposten abgegebenen Stimmen. Die Petition ist dem 
Staatsaekretilr einziireiohen und von diesem bei der nSdisten, besw. 
während der huifendeu Tagung den gesetzgebenden Kßrperschkften 
zu übermitteln, die die Anträgt^ (h «ni Votum der W aal berech ligtea 
bei der ?:unär'hst folgenden allgoujfcjiuen Wahl ÜUirweisen s<»Ilen. 

2. Solfaid tMinittelt ist, dass die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen für den Antrag ist, wird er Gesetz. 

3. Der Befiarendumsgesetsgebung unterliegen auf eine — * von 
der angegebenen Anzahl Personen — in der angegebenen Weise 
eingereichte Petition alle Qesetse, die nicht bestunmt sind sur Auf- 
rechthaltung der allgemeinen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit 
oder aur Bereitstellung der Mittel fOr die Verwaltung dea Staats 
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lind seiner Einrichtungen. Die Petition muss binnen 90 Tagen 
nach Beendigung der Session, in welcher das Gesetz erlassen wurde, 
dem Staatssekzetfir eingereiokt sein. Ist die Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen lOr das Geseta, so tritt es in Wirksamk^t üie 
Abslinmrang eiiolgt doioh Ja oder Hein. 

6. Jeder Antrag aar Initiativ- oder oder Befeiendiunqgeeeta^ 
gebnng mnss von den Antragsteilem peteOnlioh unteraohrieben 
werden und den Inhalt des beantragten Biitiativgesetses besw. 
Titel nnd Datum des dem Referendum zu unterwerfenden G^tzes 
ar^eben. 

7. Wer einen fremden Namen oiler, ohne wahlhei-echti^ zu 
sein, wissentlich srin^^n tarnen untersohreibt, wird mit (jefängnis 
voö 5 Jahren bestraft. 

Kapitel 94. Städtisches Referendum. 

Gesetze Ober Angelegenheiten der städtischen Verwaltung 
können doroh Antrag auf Beferendom innerhalb 20 Tagen ange^ 
fochten werden. Der Antrag erfordert die Unterschrift von 5^0 
der Wahlberechtigten, berechnet nach der Gesamtsumme der bei 
der letzten allgemeinen Wahl ffir den Posten des obersten stftdtisdien 
Verwaltungsbeamten abgegebenen Stimmen. Das Beforendum wird 
in besonderer Wahlversammlung binnen 30 Tagen nach geliöriger 
Bekanntmachung in «ien Zeitungen abgehalten. Initiutivgesetze 
können von 5% der W;ihlV)crechtigten der davon I «et i offenen Be- 
zirke, Gemein^lrn ii. s. \v. bear)fnigt werden. Die obigen Vor- 
achriften finden entsinecliende Anwendung. 

Nevada (6 1899, 71) gewährt den Wählern das Recht, sich 
für die Auswahl der Senatoren der Vereinigten Staaten anszii- 
sprechen. Bisher wurden diese bekanntlich von den gesetsgebenden 
Körperschaften der einseinen Staaten gewfthlt 

In verschiedenen Staaten gelten neue Bestimmungen über den 
Verkauf bemusohender GetrSnhe, zumeist in der Richtung ^Örtlicher 
VolksentBcheidung (iocal Option). New-Hampshire (1899, 71) be- 
stimmt in Anlehnung an das norwegische System, dass staaüiohe 
und städtische Verkauf stellen mit Verkaufsmonopol nach Zustimmung 
der OrtsbevöIV'Muiif:^ geschaffen \v(iidt!ii sollen. Ed soll kein Ge- 
winn beim Verkauf der üotiäiiko erzielt nnd der Geschäftsraum 
nur während weniger Tagesstunden g«'<"llnot sein. Michif^an (1899, 
183) fahrt tfÖrtUche Voliraentsoheiduog'' in jedem Bezirk ein; d. h. 



— 1174 — 



die Getrftoke dOrfea nur verkauft und die KonzefiBtonep aur erteilt 
werden in Benrkeo, wo die Mehriieit der Wähler in einer allge- 
meinen Versammlung sich dafür amsphoht Die Verwmmlnng 
darf nicht After ala alle 2 Jahre einberufen werden. ÄhnKriw 
Voiechriften enthtit das Qeeete roa Nord Gwolina (1899^ 551). 

Erteohaftsatenem werden SeiteoTorwandten in neuen Gesellen 
verschiedener Staaten anferiegti s. K in Miohigao (1899, 188) 5% 
vom Werte der Brbeohaft, wenn sie mehr als 600 S belilgt, 
wahrend Ascendeiiten, Ehegatten und Kinder 1 % ^'^»^ allen Erb- 
schaften über oOOO S whleu. 

Nf'w Jf rsey regelt»^ in » inero neuen Oewt?;«» die Stadtv^'-fasRnner^^n. 

interessant ist die B' ^liachtnn!::, wi^- t:« ring in Amtiiika iie Foit- 
ßchritte des Staats-Soziaiisraus nach den Verwendungszweckea 

öffentlicli-'i dui. h Steuern angebrachter Gelder zu schliessen. wie 
dieselben in diesem immerhin wdtherzigen QeeeU aufgeführt wenlen. 
fis sind folgender a) bei einer ,^17*': Sbaseenbelenohtang^ Poliaei, 
Feuerwehr, Wegennterhaltimg, (Mfenfliche Banwerhe, Amen- nnd 
Krankenpflege, WaaaerveFSOtgung fttr aligemeine Zwecke (Bribida 
n. s. w.), Sohnldzinaen, Amortiaation, Verwaltung»- inabeeondere Druok- 
legungskosten, OffentUöhe Sohulent Sanittttaweaen, Erankenhftnaer, Ent- 
wässerung und Kanalisation, Bereitstellung der Mittel tnr Einlösung 
von Bonrl«, Noten oder Obligationen, öffentliche Pai ks. Für andere 
Zworko (lüif.Mi .Milte! nur mit Zustiiiiimiiitr dov WüIiKm- 'lor eity 
alljährlicii eingestellt Aronlon. b) b'-i einer „towiishij'"": Anii'-ii- 
pflege, Bau und Unterlialtiuig von Pfandställen, Wegeuiiterimitiuig, 
Vertilgung vi>ii R lubzeug, Baumpflege zur Beschattung, Unterhaltung 
1111(1 Ausbau der Anlagen und Gebäude der Verwaltung, der Schleusen, 
Feuerwehr, Polizei und ähnlioher Öffentlicher Einrichtungen, Eataater- 
wesen, Aufreohterhaltung der fiffentiiohen Ordnung, Vorkehrongen 
des Polizei* und Feuerlöachweeena, insbesondere Verhütung von 
Waldbr&oden, Landesanfoahme, fieleuchtungsweeen, Stcsssemegulie- 
nuig, Wasserversorgung, Kanalisation und Berieselung, Parkweeen, 
Entwürfe und Voranschläge, öffentliche Feiern, Verwaltungd^oeten. 
Prozesse, Schuldentilgung, Amortisation und ,^ndere vom Gf^tz 
aiistli iifklich zugelassene Zwecke". Stininieiiinehrlieit aller Waiü- 
bereclitigten ist für aii<l. rwpito Vei-WL'ii'luni; erfonlerlich. 

Zum Schluss möchten wir das Kuriosum erwähnen, dass sieb 
letzthin die bitte eingebürgert hat, dass jeder Staat gesetziidi «ne 



— 1176 — 



sog. Staatsblume sich erwählt. So bestimmt Colondo (1899, 139) 

die weisse lavendelartiju^e Akelei als offizielle Staalsblume für 
Colorado und setzt aiisdrfiekiich fest, ddus die Bestimmung als 
erzwingbaro „reclitüche Notwendigkeit^^ gelten aolle. 

b) Eechtspreciiung. 

0er im ürieil der Sache: Yereiiugto Staaten c/a Trans Missouri 
Trade Association enthaltene Onmdsati, den w in nnserm letzten 
Bericht erwähnten, erscheint mehr als bestätigt in einem neueren, 

gleichfaUs vom obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten gegen 
eine Minderheit von 3 Stimmen gefällten Urteil, 31 den Verkehr 
zwischen Chicago und der Atlaiitisi:hen Küste vermittelnde Eisenbahn- 
gesellschaften hatten den unter dem Namen Joint Trafiic Association 
bekannten fiing gebildet n^.< .>!vt'^ Instanz zur B^elung der Be- 
fOrdenrngspreise Ifir gewisse kookuirierende Yerkehrsanstalten. Das 
Gericht erkannte auf Anwendbarkeit des Antitrust^esetzes und spmoh 
der Kongressgssetsgebimg das Beoht so, alle auf Besohrttnkung des 
zwisohenstaatliohen Verkehrs gerichteten Yereinbanuigen zwischen 
Bisenbahngesellschaften auch dann, wenn sie wirtsch^tlich an- 
gemessen sind, für nichtig zu erklären. Auf der anderen Seite 
vei waii das üerielit auf das Bestimmteste die AuwenUluukeit dieses 
Grundsatzes, sobald es sich um anderen als zwischenstaatlichen 
Verkehr handelt. So erkannte das Gericht in der Sache Hopkins 
c/a Vereinigte Staaten für Hecht, dass eine von Privaten in Kansas 
City, Misaonri, hegrAndete und dort Schlachthofe besitzende Vieh- 
bOrse, deren Mitglieder das Vieh in allen westlichen Städten anf- 
kaufen, es nadi Kansas ▼erfrachten nnd dort schlachten .und ver- 
kaufen, dennoch nicht zwischenstaatlichen Verkehr im Sinne des 
Antitrust- Gesetzes triebe und dass die Regulative dieser Börse, 
ti'otzdeiii sie Preise und Cn bflhr'en iionniereu, Nichtmitglieder der 
Börse vom Geschäftsveikelir ausscliiiessen und somit tiiatsächlicii 
den gesamten westlichen Vielüiaodel der Vereinigteji Staaten, soweit 
dieser nach Kansas kam, monopolisieren, dennoch nicht gegen die 
Bestimmungen des erwähnten Antitrust-Oesetzes Verstössen. Ein 
Biohter (Harlan) dissentierte, aber 3 andere verwarfen die Analogie 
des Joint Trafflo-BechtB&lle& Mit dieeer endgiltigen Entscheidung 
muss man sich abfinden. Schwerlich wird kflinftighin der BundM» 
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geset^^ohfr gegen Vereinigungen vorgehen, die niclit aus.-« >viicii 
auB Trügei-n zwischoiistaatlichen Verkehrs liestohen. Diesse Fälle 
werden violnielir, nach wie vor, von den . tandesgesetzgebungen, 
d. h. vielfach überhaupt nicht geregelt werden. Selbst Bryan, der 
demokratiflohe PrBodentBchaftakaiididat, erkennt diese Secilüage inao- 
'weit als gegeben an, als er eine alleidings fast auaaiohtBloee Ablnlfe 
in Gestalt einer Änderung der Bundesverfassang TorseliUlgt 

0) Jnrittisolie Idtofatur. 

\V{)hr<'']if'iulicli infolge des sj)anisclien KrioLTcs hai das ver- 
flossene Jalir 1898/99 beileuteudere Erscheinungen auf dem Gebiete 
der juristisohen Literatur ebensowenig aufgewio^^pn wie auf dem der 
GesetsEgebong. Vielleicht die bedeatendste ist die „Einleitang In 
die Lehre von der evidenoe nach gemeinem Becht^^ von Fkefessor 
James B. Thayer von der Beöhtssohnle an Harvard. Das Werk — 
eine Fmoht langjährigen Studiums — giebt einen genauen Ober- 
blick Uber die Beweislehre des englisohen gemeinen Bsdits in 
seiner heutigen Anwendung in Amei ika. ^) 

Von S. V. Olevenger erschien eine ^Forensische Psyohiatne'%^ 

Die neue Beichskonkutsordnung brachte ims versohiedene exe- 
getische WerkCf von denen wohl das von Lowdl das beste ist*) 

Ül)er Truste und Monopole liaudelt die Schrift von Beach, 
St. Louib. ') 

dem verwandten Gebiete der Arbeiteixereinigungen finden 
wir ein textezegetisohea Werk von F. E. Oooke,^ auf dem des 
Verfassungsreehts eine sohfttzenswerte Abhandlung von William 
Outhlie, New York.^ 

Feruer ist zu nennen ein gelehrtes Werk des früheren Od- 

^) J. B. Thayer, Preluninaiy Ttaatise on Evidenoe sc Common Lav, 
*) little, Brown & Co., Boston 1889. lladical Jarispradenoe on In- 
eanily, Lawyer Pub. Co., ßoofaester, ü. a 180a 

J. & J. A. Ix>well, Law of Rankruptcy Boston, Little., Brown 4 Co. 
*) C. F. Beach, Mouopolies and liidustrial Trusts, Boston, Book Co. 1898. 
F. H. Cooke, Law of Trade and Labor Combinationa, Ghioi^ 1896. 

Callaghan and Co. 

*) W. D. Guthlif. Tht; fuurt<'<^iiTh AnvMidment to the Constitutiofl 
the Unite^ States, Boston, Utile, Brown ä Co., itm. 
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aandten der VaraiDlgteii Staaten in Spanien^ Haoms Taylor, Aber 
XJrBpnmg tmd fintwicUnng der engliaohea TerfNSimg, in 3 B&nden, ^) 
sowie ein WerlE von J. R. Tiioker Aber die Yerfessiing der Ver^ 

einigten Staaten.*) Von Dormau B. Eaton, dem bekannten frülieren 
Civil Servive Commissioner, lipgt eine Monogra[>hio vor iWtev 
,,8tädtisclio Verfassung und Verwaltiinfir**. Zum Scliluss erwähueu 
Avir ein gleichfalls öllentlich-recihtliche Gegenstande behandelndes 
Buch des geechAUten ProfeaBors Simon E. Baldwin von der Yaie- 
UniTeiaitat*) 



d) Volkswirtsohaftliolie Literatur 1898. 

Referent: Dr. Grosliy Emety, 
Prafeaior dar StiatBwiaaenaafaritam an der Tale Universitl^ 
New HaTen (Conneotioat). 

ObaiBeteniig Ton Dr. V. Sdhneider, Joatitnit, Berlin. 



Die volkswiitsciiiiftliclic Literatur dos Jalire.<> ISUB in den 
Vereinigten Staatf^n ist nicht reich an AVeikou erstklassiger Be- 
deutung, und eelbtit eine vollständiG:^ Anfzählunsx aller Werke, welche 
■während dieses Jahres über volkswirtschaftlich*' Get;eiisi;iiide ver- 
öffentlicht aind, würde j^eine grosse literarische Thätigkeit ergeben. 
Im grosaen Ganzen treten drei Werke ala die wiohtigaten hervor, 
von denen das eine der Bericht eine« Regierangabnreana iat, das 
aweite der Bericht einer Konvention von QeachSftaleuten, das dritte 
eine Abhandlung Aber Finanzen eeitena eines hervorragenden Pio- 
fessoi-s der Nationalökonomie. 

Der erwähnte Bericiit des Regieniiigslturoaus ist der dreizehnte 
Jahresbericht des Vorsitzenden für die Abteilung für Ai'beitsweeen, ^) 

'i Ilaiiiiis Taylor, Origin aud Urowtk of tho Kogliäb Constitution, 
Boston Ih^U, Uunf;!jton, MiffHu Co. 

*) J. R. Tiicker, Un the Coüstitulioii of ihe Cnited btates, Chicago 1899, 
Callagbau Co. 

*) D. B. EatoD, Governmeut of Muuicipalities, New- York 1809, Mao 
MUUm. 

*) 8. B. Baldwin, Modem Politiotl Inetitntions, Booten 1898. 
*) Tbirteenth Annnal Report of the Comminioner of Labor. Weahing- 
too 1898. 



Digitized by Google 



— 1178 — 



welcher als der Bericht für das Jahr 1S98 in diesem ZusammcB- 
hang beiiaiulolt werden kann, obwohl er thatsäcldich erst Anfang 
1899 em;liienen ist. Der Bericht, welcher <l.wi Tliema „Haud- und 
Maschinenarbeit" behandelt, besteht aus zwoi Händen. Der <rT^>88e» 
Band, welcher ungefähr 1 000 Seiten enthält, wird voUstiadig ans 
stetistütcban TabeUen gefaiidet and dem ist ein kleiner Bud 
kritiacher Zer^lederung und EiilAutenuig beigefügt Der Weit 
^esee Berichts ist ein sehr grosser. Er zielt dsntnf hin. eins 
▼ollstftndige Statistik fOr 672 verschiedene Fkiodnktionsaiten n 
geben, um die Wandlungen der LeistungsßÜiigkeit beim Übergang 
von (It i alt^n Produktionsurt mit iliindai'beit zu den neuen Bfaschinen- 
betriel-en zu illustrieren. Zu diesem Zwecke ist eine gi-üjsjse Men^ 
Materials zusanimengeti-agen, aus dem sich die thatsfichlichen Pn> 
duküoDsbedin^nnc^n nach dem alten System, dio veraduedeoeci 
Arten des Verfahrens, die Anzahl der verwendeten Personen, die 
Arbeitszeit und die Arbeitskosten fflr die einzelne Prodnktionseinbeit 
ergiebt Diese Statistik ist in der Hauptsache aus eigenhSndlgsi 
Berichten geschöpft und zwar aus den Angaben von Leuten, welche 
frflher oder auch jetzt bd der Produktion durch Haudaibeit thttif 
waren oder noch sind. Die Sehwierigkeiten des Vergleichs 
zwischen dem alten und neuen Verfahren ist in vielen lallen sehr 
CTTOSS gewesen, und man kann kaum erwarten, da»» der Bericht 
sich bei einzelnen Industneu von Fehlem frei hältj wenn man 
denselben aber als Ganzes nimmt,, dann bietet er zweifellos die 
yollstftndigste Information, welche man bezüglich der thalsichlichep 
Herabseteung der Arbettskosten auf die einzekien Prodnktions- 
dnheiten auf Grund des neuen Maschinenverfohrens enielm kano. 
Es ist unmöglich, in einer kunen Übersicht im Einzdnen die 
Resultate dieser Untersuchung für spezielle Industrien zu bebanddn. 
Der nicht am wenigsten interessante Teil des Berichts ist der 
Vergleich über die Verbesserungen, welche in vers<',hiedenen Id- 
dustriezweigen gemacht sind und über den Cliarakter der Ver- 
be^isenmgen in den einzelnen Fällen. Bei der landwirtschaftlichen 
Produktion b^qnelsweise kann man ein sehr intersseantse Studium 
Ober die Resultate des Gebimuofas von Maschinen machen, wekshei 
für amerikanische Ackerwirtschaften so charakteristisch ist UTesa 
ein einfacher Prozess, wie z. B. das Pflügen, durch die neaeRs 
Methoden erfolgt, so sind die Verbesserungen in keiner Weise mit 
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denjenigen bei der ifabrUcation vergleichbar, aber eine grosse Er- 
eparniB tritt ein, wenn yerBchiedene Bandprosesse in einem lia- 
achinenproseBS Teretnigt iverden, wenn beiapielBW^se durch dne 
eiiujge Operedon der Qrund und Boden gepflflgt, der oberste Boden 
zenieben und die Saat gesät nnd eingeackert wird, oder wenn das 
Iffthen und Binden oder das Mfthen, Dresohen und ESnsacfcen in 
einer einzigen Operation mit Dampflcraft erfolgen. Der Bericht 
schlttzt, daiis in einzelnen dieser FftUo die thatsächlichn Arbeitszeit 
auf */2o ja sogar auf Y^o '^^'^ i'edu/.itnt wiiü, weiche nach 
den fiilheren Arbeitsmethoden erforderlich war. 

Der zweite Bericht i), auf welchen Bezug genommen wurde^ 
ist ein Bericht über die Geldfrage, welcher der sogenannten Kon- 
vention von Indianapolis Ton einer dazu ernannten Eommiasion 
unteibreitet wurde. Die Konvention bestand aus Delegierfen der 
hauptsSehlichen Qewearbe- und Handelskammern des Landes, welche 
«ich in Indianapolis 1897 znsamm^tfenden, um Massnahmen filr 
die Rt'tniüi des Cielii Systems der Vereinigten SUiateu zu beraten. 
Eine Kommission wurde tnnaunt, nin eiiion Ikricht übfr die f^age 
zu ei-statteu und um Vorschläge zu entwerfen, welche dem Kougress 
unterbreitet wenlen sollten. Ein grosser Teil der neueren Er- 
örterungen fiber Geldreform liat einen Niedei-schlag in diesem Be- 
richt gefunden. Der Bericht ist in erater Linie die Arbeit des 
ProfessoES J. Laureuce Laughlin von der üniveisitftt Chicago, der 
ein Mitglied der Kommission war. Er ist abgefasst in der Absicht, 
einen bestimmten Reforraplan vorzulegen, aber er ist mehr als eine 
Zusammenstellung von Vorsciilägen, da er Kapitel über die Theorie 
des Geldes enthält, wrlcho als (innidltiLrt! für die l^ foi ravoi-schläge 
dienen und weil ausserdem wertvt.lle Abschnitto über die üe^cliichte 
der Währung in den Vereinigten Staaten entlialten sind. Dem sind 
ferner wertvolle statistische Tabellen und ein Auszug der wichtigsten 
Qesetae seit 1792 Aber die W&brungsfrage beigefOgt Als Gans»s 
ist der Bericht unentbehrlich für jeden, welcher amerikanische Oeld- 
verhiltnlsse studieren will. Der Hauptwert des Werkes liegt weder 
in seinem theoretischen, noch in sdnem historischen Teil, sondern 
in der Vollständigkeit und der gescliickten Beweisführung für die 
fiefonn. Die Vorschläge der Kouuaisjsiua sind in einem von der- 

*) Beport of the Honetary Oommission of tbe ladianspoUs OanventioiL 
Ghioago 1806. pp. 606. 
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selben formulierten (Gesetzentwurf, welcher dem Kougress vorgelegt 
und der ziisnmnu'T^ m'ii dein Beru ht verOfifentiicht ist, giwamacm- 
ge£u8t Dieee VocsuhUlge siiid in kuneti Worten folgende: 

Die pomtiTe BeatUigping der einfachen Qoldwihning nnd der 
Politik der Regierung, alle Geldformen aal gldcfaeai Wert mit Geld 
za erhalten; die Annahme einer Politik der SSnlOsnng, nach vdeher 
eine hinreichende Goldreserve zurückbehalten werden soll, um alle 
Noten, welche als ein tresetzliclios Zaiiliingsmittel dienen, einzulösen 
und nach welcher diese Noten, wenn sie einmal einL:;elöi4t sind, irir 
im Austausch gegen Gold wieder ausgezahlt werden solkoj die 
BeBchränkung der Noten, welche als gesetzliches Zahlnngsmitlel 
dienen, auf Betr8ge von. zelm Dollar und mehr und der voriiandma 
Silbercertiflkate (welche gegen Silberdollars anegeetellt aind, die im 
Schataamt hinterlegt dnd) auf Betrage von einem Dollar, ivei 
DoUara und fOnf Dollan. Die Noten, weldie als geeetElidiBa 
Zahlungsmittel dienen, sollen jedoch schliesslich zurückgezogen 
w«M<]en, 50 000UÜU S sofort und der Rest im Verhältnis /.u der 
Erhöliung- der Ausgabe von Banknoten. FVr Refonn]>ia!i der 
Koramiööion für das Banksystem ist sehr umfangreich, aber sein 
•wichtigster Abschnitt ist der Vorsohlag, die jetzige Banknoten- 
airkulation, welche durch ein Depot von Obligationen der Vereinigtea 
Staaten gesichert ist, ganz aufzugeben und dafOr Koten an aetaen, 
welche mehr auf allgemeine als auf spezielle AktivbestSnde gestfitrt 
werden. Der wirksamste Teil des Berichts der EoramisBion ist die 
Beweisführung für diese Umwandlung. Mutraasslich wird die Gesetz- 
gebung fc>ich auf die von der Kommission befürwort'Men D«^Uiis 
nicht einlassen und sprechen alle Anzeichen dafür, dass sowohl die 
Noten, welche als gesetzlichea Zahlungsmittel dienen, wie ilie Iv^nk- 
noten, welche dur( )i Obligationen gesichert sind, weiter den Haupt- 
bestand unseree Papiergeldes bilden werden, die erneute Yeisichenmg 
der Einzelwahrung und die Annahme der Politik-Noten, welche ab 
gesetzliches Zahlungsmittel dienen tmd die emmal eingeUSet aind 
nur im Austausch gegen Odd wieder auszugebsn sind, sind jedodi 
unzweifelhafte Thatsachen. 

Die wichtigste AbliantUung des Jahres 1898 ist die Arl»eit 
des Professors Henry G. Adams über Finanzen.^) Dies ist das 

') The Sdenoe of Ffnanoe. By Heniy (X Adams. New-Toik 1886. 
pp. 573. 
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eiste voUatäiKlige Werk Ober die Finanz wissenscliaft, welches in 
Amerika TeröffentUokt ist. Und eB ist eine der origmellBten und 
sobarfBimiigsten Abhandlnngea über diesen Gegenstand, weiohe in 
iigend einem Lande pubüiisrt wniden. Der eiste Punkt, der über- 
rasaiht, ist, dasa das Back niigends einen Bericht über das fbftt- 
sftchlich vorhandene Steuersystem irgend eines Landes, selbst nicht 
AnioiiktiK g-iebt luul dies wird mutmasslich speziell den ausläadisclicu 
Lestjr enttäubchen, da es kein Buch in eng-lischer Sprache gieht, 
in dem ein vollständiger Bericht über das amerikanische Finanz- 
System enthalten ist Ebensowenig behandelt der Autor an irg:ond 
einer Stelle eine spezielie Steuer ¥om geschichtlichen und praktischen 
Standpunkt ans eingehender. Wenn man aber das Buch aus diesen 
Qrdnden kritisieren wollte, wflrde man dasselbe dafür verantwort- 
lich machen, dass es etwas nicht ist, was es Überhaupt nicht sein 
sollte. Professor Adams setzt bei seinem Leser Kenntnis der 
Steuersysteme sämtlicher Länder nnd der alli^emeinen Ei'fahrun^en 
bei Bpeziellen Steuern voraus und widmet sich 1«m dieser Annahme 
ausschliesslich einer tiefen und philosophisciieii Behandlung der 
theoretischen Prinzipien der Finanzwirtschaft. Der eingehend kri- 
tische Charakter des Werkes und die originelle Behandlung der 
Beadehungen awischen der Entwicklung des Steuersystems und den 
Wandlungen in den allgemeinen sozialen YerhUtnisseii sind die 
beidoi am meisten charaikteriBtisohen Kennzeichen dieses so wich- 
tigen Werkes. 

Auf dem Gebiete der Finanz Wirtschaft mOgen noch einige 
Werke anderen Charakters herrorgehoben werden, welche in erster 
Dnie einer Auseinandersetzung der bestehenden TerhSltnisse ge- 
widmet sind. Von spezieUem Interesse ist das Werk des Dr. 
Durand über die Finanzen der Stadt New-Tork, ^) welches die all- 
gemeine unbefriedigende Lage der amerikanischen stidtischen 
Finanzen in helles Licht setzt. 

Ein Werk über das Sportelsystem der Vereinigten Staaten von 
Uidahl*) giebt die erste allgemeine Übersicht Aber die amerikanische 



>) iSie fmanofls of the City of New-York. By E. B. Dnzaod. New- 
York 1808. pp. 397. 

*) The Fee System of the United States. By Thomas ürdahl (Traos- 
aolioDS of WisoMisin Aoademy of SoteDces). 1898. pik 194. 
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PfBxis auf diesem Oebieto and die Mooognphie von J. W. GfaApman^) 
Aber die Arbeiten der SiMtesteuer-KommisBioDen behindelt die 
HauptTorschUlge fOr eine pnkdBohe Reform, welche in den letstea 
Jahren in den Tereehiedenen Statten debattiert worden nnd. 

Auf einem anderen Gebiete der ▼olkswirtschaftlichen Uteiatur 
mnas auf das Werk Willouf^liby's nber Arbeiterversichening Bezug 
genommen werden. In diesem werden die Resultate der euro- 
j'äisrh.'ii niid jinif likanisclien Kl f;ihnniuv'U in bewumlfniügijwüixiiger 
Weihe au8i'iiuiM'l('i iresetzt. Ferner i»t zu erwähnen LI- »yd'«« ArhAit') 
über genossenschaftliche Veroinitningen iu Eogl&ad, weiche iuter^ 
essanto Thatsachea enthalt, aber durch einen wenig echarfsinnigen 
Enthusiasmus beeintrftchtigt ist, ferner Hail's Monographie^) fibor 
auf WechBeiwirknng beruhende Strikee, in welchen eine kritieohe 
Behandlung der verschiedenen Arten derStiikee mit einem knrmi 
historiachen EapitBl und Fkophezeihtmgen Uber mkflnftige Tendenaen 
gegeben wird; sowie schliesab'ch Aldriöh'e Oeaohiohte*) des amerika- 
nischen Arbeitabnndes, der wichtigsten der Vereinigungen der 
Arbeitsgenossenschuft in den Vereinigten Staaten. 

Bezüglicli des Eisenbahnprobloms war das wichtigste Buch des 
Jahres das von Newconib, ^) in dem die T;)! iftr;i^o rjiit grossem 
(ieschicic und grosserrrr Unfiartoiliclikeit behandelt wird, als dies in 
den TT1' i-ten neueren lltcnu i^rhrn Ei-scheinungen über den Gegen- 
stfind der Fall ist. And- ie Bflcher auf demselben Gebiet sind 
Haines ^Amerikanische fäsenbalmverwaltung^, ^ ein von einem 
Eisenbahnbeamten herrOhrender Band enthaltend Adressen nnd 
kurze Abhandinngen, feiner Swains, Eisenbahnadministiation^ nnd 



*) State Tax Gommisaions ia the United State«. By J. W. Chaimm. 
Baltimore 1808. 

*) Workingmen'B Inamanoe. By W. F. Willcnighby. New-York 1896. 

pp. m. 

•) Labor Coparttiersliip. By H. D. Lloyd. New-Tork 1898. 

*) Syiupathetic Strikes aod Sympathetio Lockonta. By F. & BaU. 
New-York (Coliunhia University) 1898. pp. 118. 

'') Atnerican Ff ^if»rnt:nn of Labor, By M. A. Aidrioh. j^ew-Yozk 
(American F/M»noniic AfssociaUun) 1898. 

^) Kutlwtiy Ec'ODon)i(.'S. By H. J. Newcomb. rUikUelpliia 1898. 

'j Amcricau liaihvay Management, By II. S. Haioes. Now-York 18Ä 

*) EooDomio Aapects of Bsilroad Beoeivenbipe. By H. £. Swiia. 
New-Tork (Amerioan Eoonomic AnBociation) 1896^ pp. 161. 
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MeyerB geBchichÜicher Bericht über Eisenbahngesetzgebung im 
Staate Wisoonsin.^) 

Auf dem Gebiete der Tolkswirtaohaftlicfaen Qeaohiofate wurden 
im Jahre 1898 nur wenig Werke veröffentlioht EUne Monographie 

von Fräulein Ijord^) über die industriellen Versuche in den 
britischen Kolonien von Nord-Amerika beliandolt in voranglicher 
"Weise die l'olitik Englands gpfrenilber den Kolonien, die in Au.s- 
fühning der allgemeinen Handelspolitik der Jetztzeit dahin geht, 
die koloniale Produktion von Schiffszufuhren anzuspomen. 

Drei Arbeiten Ober volkevirtschaftUehe Theorie mOgem erwShnt 
werden. Mac Forlane^s Arbeit*) Aber Wert nnd Yerteilnng, welche, 
obwohl es sehr kurz gehalten ist, eine bewunderungswflcdige 
kritische ErSrterang der jüngsten Erscheinungen auf dem Gebiete 
der Verteilungstheorie eutkült und einige neue und anregende . 
Zusätze zu jener Theorie enthält. Devine's kurze theoretische 
Abhandlung/) welche sich eng an die Arbeit von Professor Patten s 
Werk anschliesst und als die beste Einfühnmg zu den Schriften 
des letzteren dienen wird; sowie Crook's Buch^) über deutsche 
Lolmtbeimen, welches indessen fOr den deutschen National-Ökonomen 
Yon wenig Wert ist 

Hiaiory of Eariy Baflroad Legislation m Wisoonain. Bj B. H. Meyer. 
Kadison (Wisconsin Histotrioal Bodety) 1896. 

*) Indnstrial Ebcperimenta m Äe British Cdonies of North Amerioa. 

By Eleanor L. Lord, Baltimore (Johns Hopkins Press) 1898. pp. 154. 

^) Value, Price and Distribution. By C. W. Mao Fariane. Phikip 
delphia 1898. 

*} Eronomios. Yiy E. T. Dövino. Xew-York 1898. pp. 404. 
Gei-mao Wage Iheories. By J. W. Crook. New-York 1898. 
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Nachtrag zu Argealmien. 



Geeetigebimg 18M. 

Der Vollständigkoit wegen tragen wir hier noch einige Mit- 
toiluiitren unseres Berichterstatters Herrn Lisandi-o Si't^o v ia, Bueuüä 
Airt's, üliersetzt vuii Ilerni I>eg::i(ionsüekretär Ii()f>r>rt<» Ktlek. Berlin, 
über die Gosetzgebung Agentuüeus aus deiu Jahre 189 U nach (dbr. 
a 454 Anra. 2). — 

Im Jahre 1899 sind 143 Oeaetse verabschiedot worden, von 
diesen besieben noh 56 auf Fandonen und Penaioiilce. Dem fremd- 
ItadiBGlien Leaer bieten dieeelben nur wenig oder gar kein IntereeMi 

Zu den beetehenden neben Territorios NadooaleBi die eplteriiin 
neue Estadoe oder Provinsen des Staates bilden werden, ist in 
Jahre 1899 ein neuer hinzugekommen mit dem Namen Tenitorio 
de los Andes. Die vorlftufige Verwaltung derselben ist durch das 
Gesetz .'{906 vom 31. Januar geregell worden.^) 

Akluere G'^sotze sind uriaHSen worden, welche die Konzeööioueu 
7.nm Bfiii Voll Eiseiibalinen nnr{ Zwpisi^eisenhahnen belrelfeu: so von 
Puerto Pirämides nach Salinas Grandes; von Rosario nach Salta; 
TOn Rio Paranä nach Trenque Lanqu^n; von La Corlota (Cördoba) 
nach Yilia Mercedes (San Loia); ran Villa Mari4 nach San Niootts 

') Änm. des Übersetzers: In der Verfassung des I?iindo>;<t;iate8 
Argentinien vom 12 Sciitcml « r 186<> lautet ioi Artikel 67, der die IMugnisse 
des Kongresses aufziililt. der Absatz 14: „fDein Koiii^rosse steht es zn\ 
die Grenzen des (Hundts istaat es, ebenso die di'v Vrvvluzen fcstznsetzen, 
uyue rrovijiz*'ii zu kieit rcii und durch eiu Spöxialge&eU die Organisation, 
die Verwaltung und die iiegierung der Territorios Nacionales, welche sich 
ausserhalb der Grenzen der Provinz befinden, zu bestimmen^*. Bekanntlich 
hat jede der vimahn PioYinxen heiifihiuigsweise jeder Bandouirtast um 
eigene Yeifnasiuig, vie die Bnndeeetutten der Ytteiaiglea Stuleo tm 
AmexibL Über die etaatsreohtUdhe SteUang der Tsnitorien m dar bnadfle- 
staatlichen Gewalt et^ras zu erfahren, wire intereesint Die Bundeavwfwwnng 
giebt Aber dieeee fieobtiTwtiiAltnu keinen AafBohlQflB, 
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loa Aitojob: eine TerlAngerong der BlsenUhn von Chubnt um 
60 km; fecner die folgenden Zweigelaenbahnfln: von Chajar§ (Gntie 
Sios) naob Sanoe (Gomentee) nnd von Kaipü nach Lajän; eine 
unterirdische elektrieclie Bahn in der Hauptstadt Die argentimsGlie 

Central-EisenbahQ ist autorisiert worden, Enteignungen vorzunehmen, 
um ein zweites Geleise legca zu können. Di^r zweite Schienen» 
Strang ist von giösster Notwendigkeit. 

Durch das Gesetz 3828 ist die Summe von 10 000 Pesos für 
Vorarbeiten an einem Schifiahrtakanal awisohen den Flflaaen Doloe 
nnd Salado in der Provinz Santiago dd Ertero anageworfen worden. 

Das Oeaets 3908 antoriaiert die Exeontive Aber die Emchtnng 
nnd Exploitation von Getreideelevatoren in den Hafen der Republik 
und an den Eisenbahnstationen mit Piivatimternoliniaiigeu zu 
kontrahieren. Diese Kfjnzessionen düi-fen nur auf vie»zig Jahre 
vergeben werden, und die Unternehmer verpflichten sich für jedes 
Quadratmeter, daa ihre Anlagen bedecken, mindestens ein Peso und 
hOehatena drei Peaoa jfthrliche Pacht an den Staat an sahlen. 

Das Oeaets 386S gewfthrt den landwirtschaftlidien Yer- 
dcherangsgeseUsohaften für die rOokständigen Ftümien dieselben 
Vorrechte, welche die Ärtlkel 3911 und 3912 des argentinischen 
bürgerlichen Gesetzbuches^) den Gläubigern für Eriiteunkosten ein- 
räumen, und befreit für ein Jahrzehnt diese VereicherungsgeseU- 
schuften von jeglicher Abgabe; doch nur solche Gesellschaften, 
welche ein gezeichnetes Kapital von weniger als eine Million 
Pesos besitzen. 



0 Anm. des ÜberBetzen: Die Artikel 3911 und 3912 lauten: ,J)le 
FordemDgen ffir Anssaalen oder fttr IkntekoBtn gehen der Forderang des 

TerpSohters eines Outes vor bis znr Höhe des Emteertrages^S 

„Die OUhibtger für Aussaaten nnd für Emteunkosten konkarrieien 
mitdnander'^ 

Dr. Velez Sarsfield Icoinmentiert dieso Artikel mit etwa folgendeo 
"Worten: Diejenigen, welche die Kosten für die Aussaat bestritten oder die 
Emtparhoifeii t);eieistet haben, hätten das Vermögen dea Pächters lun die 
Früchte vunuehii, durch welche der Ausspruch des Verpächters giiostiger 
gestellt würde. Debwegen aei es berechtigt, dass dieser sein Recht nicht 
in Anspruch nehme, bevor die Forderung derjenigen getilgt sei, welche die 
Garantie hervorgebiaoht habe. 

Fme der aiKeatiaisohen Bestinunuog eDtgegengesetate enthiUt das 
bexgeifiobe Gesetabnoh lOr das dentsofae Beioh im § 585. 

7Ö 
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Um mit grösserem Erfolge die kmlwirtschaftlichen liileueöeeü, 
welche die Quellen des Beichtums Argentiniens sind, zu schützen. 
ist das Qeieu 3900 zar scfaftrferoa Bedrohmig des Yi^idiebsfBUi 
gegeben worden. Dasselbe sohreibt derartige Dfihteinfiriei^giiagcB 
vor, die eine Obersteignag der HUrden ▼erfamdem und den Dieb- 
Btabl ersohirereo, und gestattet nicht die EntlasBang des Aqge- 
Bobuldigten ans der Haft 

Zu erwähnen ist noch das Gesetz 3885, das sich auf iie 
Erbauung und Ex[>loitatioa eines Handelshafens in Rosiino V-rzi^ht 
einer Stadt, die ihrer Bevölkeningszahl und Bedeutung als Handels- 
platz nach die zweite der Bepublik ist Die Anlagen .sollen inn«*- 
halb von fünf Jahren fertig gestellt sein nnd diefientelfaiag 
eines Quais ron 3000 oder mehr Metern, der das Anlegen m 
Schiffen mit 6,50 m Tiefgang gestattet, und die BrbObang der an- 
liegenden Terrains, wie das Gesetz es vorsohreibt; den fiao ven 
Getreideelevatoren, Krähnen, Geschäftshäusern und Speichern, Pflaster- 
ungcu, Schieneoisträugen, elektrischen Beleuch tu ngs- Anlagen und 
anderem Zubeliör, um doi t ein*' jährliche Umladung von 2^» MiiüoneQ 
Tonnen Waren zu ermöglichen. 

Ebenso ist durch das Gesetz 3899 den Herren Agostinl und 
8narflella das Backt koncediert worden, einen Uandelshafen für 
Schiffe bis 30 ¥vm Tie^ang in Babia de San Boiombon (36 Qtad 
sfidlicher Breite) anznlegen nnd za ezploitieren. Die Haaptaahgan 
werden in einer Reihe von Qoais beeteben mit SofaienenstiiDgeB, 

■ 

Gittern, Schuppen nnd anderen für den Ebmdel und die Schiflkbit 
notwendicen Räuralichkeitcü. Die Vorarbeiten und Entwürfe werden 
der Exekutive zur Genehmigung vorgelegt Die Konzession liuft 
neunundnennzig Jahre. 

In gleicher Weise ist den genannten Herren die RnnieBBion 
gegeben worden, eine Eisenbahn anzulegen und zu ezploitieien, von 
der erwähnten Bahia bis nach Trenque Lanquön, mit den in der 
Konzession Torgeeobriebenen Stationen und Zweigbahnen, nnd eme 
zweite linie bis zur Stadt Obaaoomito. 

Den Herren Varela und del Valle ist die Grflndung emer 
H ypotliokeii-Kiodit-Kasse mit einem Hödiütkapitah^ von ö >[ii]ii;uen 
Pesos G<»M unter den gleichen Pedingunspen, denen die Hyputkeken- 
Bank der Hauptstadt seit dem Jahre 1889 unterwoiien ist, kon- 
oediert worden. Diese Privilegien, erteilt in einer I^poofae, die 
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man beraLts Zeit des GrOeaenwahos genannt hat, geben zu Be- 
denken Anlan. Sie sollten rielmehr Gegenstand dnes allgemeinen 
O o flot ses sein, dessen Torteile alle gonieesen konnten, anstatt Eon- 

Zessionen, die als Ansfiflsse persönlicher Gunst und persönlichen 
Einflusses erscheinen. Das Emissionsrecht und andere dnrch diese 
Gesetze bewilligten Privilegien machen aus dieser Bank und aus 
dieser Kasse der National-Hypothekeu-Bank gleiche Jtistiiut' 

Darob das Gesetz 3871 ist die Bildung eines Fonds zur Kin- 
ziehnng von Papieigeid besohlossen und ein Kurs von 44 oentavos 
0old für einen Paso Papier festgesetzt worden; also in der Weise, 
dasa die Ca]a de €!onverBi6tt zwei Pesoe 27 oentavos Papier fOr 
einen Goldpeso zahlt Die sofortigen Besnltate dieses Gesetiea 
sind: den Agio zn limitieren und das gefährliche Börsenspiel zn 
verhindern, indem für das Gold eine grössere Stabilität geschaffen 
wird, um zu gi-osse Kurssclnvaiikungen zn vermeiden, die niiseie 
Herdenbesitzer und nocli mehr unsere Landwirte so sclnver schädigen. 
Ich halte dieses Gesetz, das von der Ptesse heftig bekämpft worden 
ist, für sehr segensreich. 

Unser Budget für 1900 weist ein grosses Defizit auf; die 
Beamten sind zahlreich und werden sohlecht bezahlt. Unsere 
Schulden sind bereits sehr betrSohtlioh. Unsere Regierung wird 
deshalb ernsten Sorgen entgegengehen und neue Anleihen kontra- 
hieren müssen, \venn sie nicht grOsste Sparsamkeit einführt. Sie 
bedarf emei* eisernen Haud. 



7Ö* 
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Nachtrag Chile. 

Referent: Or. Valeatia Letelier, Profeesor der Rechte, 

Sutiago (Ohi]e). 
ÜbeneCmog 

▼on Giiilletiiio Soberoesewn, Ffeofeeeor der Rechte, fientuigo (Ohfle). 

GeBetBgebtmg 1688/18M. 



Zur besseren Übersicht wordi' ich eleu Inhalt des ßeri' htes 
nach dem OeRetze vom 21. Juni 18b7 ordn<>ii. Nach diesem (i'> 
Betze zerfällt die I^e^iormi;:; in 7 Abteilungen: 1. Das Ministerinm 
dee Inneren, 2. dai MiniBterium des Auswärtigen, dur Kolonisatioa 
nnd des Knltns, 3. das Justiz-ÄIinisterium nnd das Miiiisteriuia 
des Öffentlichen UntemohtS} 4. das Ministerioiii der fumnaeii, ö. das 
Kriegeminieterimn, 6. das MBrine-MinisteriQm, 7. das Iduateriiiiii 
fflr Industrie und Mfeatliche Arbeiten. 

L Ministertuui des inneren. 

Obgleich das Klima von Ghiie eines der besten der Welt iet» 
das Thermometer selbst in den klltesten NAohten selten unter Noll 
sinkt» nnd anch in den heissesten Tagen des Sommera seltn 
Uber 33 Grad steigt, so hst Chile doch eine ersohreckende Hoi^ 
tüitftt von Uber 50 pro Tausend jährlich. 

Nach der Meiniuijr unserer Ärzte ist die Ursache dieser enormen 
Stcrblirhkfit ^vrIligol• in Uoa ungebunden Gewohnheiten der iiie(lt.^ren 
Kiaöisen zu suchen, alg in unserem schlechten System de& Was--ei- 
abflusses, in der mangelhaften BeschalTenheit des zur Nahniog 
dienenden Fleisches und im schlechten Trinkwasser. Glücklicher- 
weise Yerbes^ei t mih dieser Zustand von Tag zu Tag durch die 
Bemtlhnngen dee Kongresses nnd des hygienischen Institutes, welches 
durch das Qesets vom 1. September 1893 gegrOndet wurde. Dieseo 
Einriditungen ist es sn danken, dass unsere Qesstigeber angefimgea 
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haben, sich mit dieser Angelegenheit zu befichäftigeii, wie T<Br- 
flcldedene QoeeUe der letEten Jahre beweisen, 

Dbb Qeeets yom 12. Jaauar 1898 beiechtigt den Prisideiitan 
der Republik, Ingenieoie anzitstelleii, um die PÜne der Kamdiaation 
und einen KoetenanechUig fflr die Yennel^rung des Trinkwassen' 
in Santiago zu entwerfen. 

Eiin Qoootz, wolohes am 22. Januar desselben Jahres verkündet 
wurde, stellt dem Präisideuten 500 000 Pesos zur Verfügung, um 
verscliiedene Rtfldte der Republik mit Trinkwasser zu versorgen. 

Kin Gesetz vom 28. Seiitember i>chuf 2 Ämter, welohe dem 
hygienibchen Institut als Hülfe dienen sollen. 

Ein Qeaeta Tom 9. Januar 1899 gestattet der Munizipalität 
▼on Concepcion, die ganze Stadt zu pflastern; die JBAIfte der 
Eoaten sollen Yon der Stadt, die andere Hfllfts von den Bans- 
besitseni getragen werden. 

SSn Oesets TOm 30. desselben Monats eriaubt dem Pritoideoten 
der Bepnbltk, mit dem Bau tat Entwflssening imd sor Yerschaffluig 
von Trinkwasser in der oben genannten Stsdt Conoepcion za be- 
ginnen. Zu diesem Zweck kann die Stadt eine Anleihe bis zu 
85 000 £ aufnehmen. 

ESn Gesetz vom 1. Februar befugt denselben Majßistrat, 1 000 000 
Pesos fflr die Fertig^iteüung der Penn uelas-Werke auszugeben. 
£s sind dies Werke, durch die mittels StauwafiserB ein grosser 
See gebildet -vvinl, der dazu dient, das Regenwasser zu sammeln und 
den Hafen Valparaiso mit gutem und hilligem Trinkwasser zu 
▼ersoigen. 

BSn Gesetz vom 7. Fehmar bestimmt, dass jeder Ant, der 
einen Patienten an einer ansteckenden Eiankheit behandelt, die 
Pflicht hat, dies sofort dem hygienischen Institut des Bezirkes zu 

melden, oder der betreffendeo Monizipalitfti 

Ein Gesetz vum 28. Juni bestinunt. dass diejenigen Munizi- 
palitäten, welche Zuschüsse vom Fiskus erhalten haben, um die 
BeReh»nfTung un<l Erhaltung iles Trinkwassers zu ennöglichen. dieses 
Wasser den öffentlichen Anstalten (Schulen, Eisenbahnen und pri- 
vaten ünterrichtsinstituten) oneutgelUioh zu Gute kommen lassen 
kSnnen. 

fiSn Gesetz Tom 11. Januar 1898 bestinunt die Trennung des 
IMenstes der Post und der Telegraphenverwaltung; diese beiden 
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Dienstzwoige liatten in Folge einer Verfügung des Jahres Iciyi 
begonnen, sich zu veiscb melden. 

Die Verffignng vom 9. Juli BtoUt änen aeiMii Tuü für De- 
peBohen «iif . 

Bin Geeets vom 6. Februar 1899 gab der RegMmng dia 
Mittel, um Tenohiadene Telegraphen-Linien hemutoUeii; ibmI gfi- 
wihrte DampfMhiffiüirts-ünteniehmeni einen Znaohtns ha n 

25 000 i?, um eine regelmäßsige Verbindung zwiscliea Clüie und 
Brasilien herzustellen. 



Zur Verhintleruiig der Ausbeutung der Armen dmvh Wucherer 
und private Leihämter stellt das Gesetz vom 3. Juli 1899 <k'r 
Begierung 300000 Peeos behufs Orandang eines flskaUechen Lak- 
amtes in der Hauptstadt der Bepublik ntr YerfOgung. 

Das Gesets Yom 24. Juni 1898 bestimmt, dass der Uiksk 
der Beamten j&hrlioh nicht mehr als 8 Monate dauern duf, 
wenn es sich um die Herstellutig der Gesundheit handelt, und nur 
einen Monat, wenn andere private Angelegenheiten in Frage kommeiL 
Im erstei-en Fall erhält der Beamte sein ganzes Geiialt wäiu^i'Dd 
des eisten Monates, 75 % im zweiten, und 50 % im dritten Monat 
Im zweiten Fall erhält er Überhaupt kein Gehalt Endlich dürfen 
diejenigen Besmten, welche keinen gesetslichen Uiianb m he- 
anspruchen haben, jedes Jahr 14 Tsge mit voUem Gehalt beuilMitt 
werden. 

lün Gesetz vom 27. Juli erklärt, dass die Anleihen der 

Munizipalitäten niclit mit Beschlag belegt werden können, soveit 
diese Anleihen für ölTentliche Arbeiten l>cr^limmt sind. Eine Auf- 
nahme bilden die Schuldeu, welche durch die Arbeiten selbst ver- 
ursacht weitieu. 

Ein Gesetz vom 2. September schreibt vor, dass auf ksinea 
IsU die Unternehmungen für Entwässerung und Bosobaffhng des 
Trinkwassers mit Beschlsg bel^ Terkauft oder Terpnndet weroBs 
därfsn. 

Diesen Gesetzen mflssen wir noch eine Verfügung ton 

31. März 1898 hinzufügen, durch welche die Gründung einer 
nationalen und fremden Fiseherkoloine auf der berühmten Insel 
Juan Fernauüez, wo Kobinson Cruzol mehrere Jahre g^i)^ 
haben soll, angeordnet wird. 
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2. Ministennm des Auswärtigen und der Kolonisation. 

Die KdoniBations-Qefletse, welche Ins 1898 ▼erOffentlioht wurden, 
hatten nur in benonderen flUlen die ^dung vea nationalen Kolonien 
gestattet. Es war eine eigentOmliohd ThatHushe, dass die Regierung 
Landpanellen Terkaolm oder gzatis an fremde Einwanderer, aber * 
nicht an Chilenen abtreten duiftie. üm dieser Anomalie Einhalt an 
thun, beetimmt das Oeeeti Tom 19. Januar 1898, dass die Re- 
^i. ning den Chilenen L^iulparzellen in den südlichen Piovinzen 
abtreten darf, und zwar bis zu 50 Hektar für jede Familie, und 
ausserdem 20 Hektar für jfti«'n über 12 Jahre altou f^ohn. Diese 
Konzessionen (sagt der Artikel 2 des Gesetzes) „werden in der- 
selben Form auegeführt und mit «lenselben Rechten und Pflichten 
ansgestattet, wie solche, die Oeeetze für die fremde Kolonisation 
enthalten.^ 

W^psn der Strenge der letzten drei aufeinander folgenden 
Winter hatten sich die E&nfer der flslndisohen LSndereien mit den 

Zalüungen der jälirliclieu Aniurtisationsquoteu des Kaufpreises ver- 
spätet. Da CS weg. II ihrer Schuldlosigkeit nicht gerecht erschien, 
die ZwangbV(tlistr*'ckung gegen sie /.u bewirken, so erliess ihnen 
das Gesetz vom 9. Februar 1899 die Strafzinsen und beraumte 
einen neuen Tennin ftlr die Zahlung an. 

ISn anderes Oesetz yom 4. Februar genehmigte eine Kon- 
vention zwischen den Regierungen von Chile und den Vereinigten 
Staaten betieffond den Austausch von Postpacketen; ein Gesetz 
▼om 91. Januar veröffentlicht einen Handelsvertrag mit der Schweiz. 

Ein Gesetz vom 7. Septem! )er vi imehrt das Personal dtjr 
Polizei df»r Kolonien, um der ei'schi'eckenden Zunahme von Ver- 
brechern Einhalt zu thun. 

Ein Oesetz vom 27. desselben Monats handelt von der Aus- 
lieferung der Yerbrecfaer zwischen den Regienugen Chiles und 
Ecuadors. Ein anderes bestimmt, dass „die Advokaten, lizte, 
Chirurgen, Apotlieker, Ingenieure und Landmesser, welche in Chile 
oder Ecuador von den üniversitftten und anderen wissenschaftliclien 
Körperschaften ihre Titel erlangt hnlH-n. iiueu Beruf in der Re- 
publik Ecuador und Chile frei aussübea dürfen.*' 

Ein Gasetz vom 31. Dezember enth&lt dieselbe Konvention 
anit Brasilien* 
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Das üesetz vorn 23. NovernlnM- 1S9S geuchrm^L eine Kon- 
vention mit Argentinien zur Berufunu: eines Schielsgeii' htes in 
Buenos Aires, welches entscheiden sollte, welcher Nation das als 
„Puna de Ataoama^' bekannte Tenitorium gehöre. 

8. Joalis-Jaijiisteniim und öffeatUcher UAterrioliL 

Ein Edass ▼om 20. Oktober 1898 glebt YeriialtinigHiiiasBragBlB 
fOr den Dienst dieees IGnisteriimiB; unter demselben Datum er* 
schien anöh eine Instruktion fflr das Schulwesen. 

Dis Geseti vom 3. Februar 1899 bestimmt, dus die für 

Schulen besonders errichteten oder gemieteten Oebäude zu keinem 
anderen Zweck verwendet werden sollen. 

En Dekret vom 19. April desselben Jahres beschäftigt sich 
mit dem Bau eines dritten Mädchen-Gymnasiums in Santiap:». 

Das Gesetz vom 15. Dezember scheidet das Ministeriimi m 
zwei Abteilungen: eine für die Justiz, die andere für den Offent' 
liehen Unterrioht, beide unter einem Minister. 

Von allen Gesetzen, welche in diesem Zeitraum von St JshM 
erlsasen wurden, ist am wichtigslisn dsegenige vom 24. November 
1898, welches sich auf die LeihJhnter besieht Nadi diesem Ge- 
setz muss derjenige, welcher sich als Ffimdleiher niederlsssen wiU, 
eine Konsession von der Begicning erhalten; er mnm gewisse 
Bücher führen, als B^-weis für die Lauterkeit seiner Handlungen. 
Die Zinsen und (leliiilnvii der Plaudleiher düden nicht mo- 
ii.itlieh ülMThteigeii. Die niilit ein.eelfiston Tfänder müssen in einer 
ütleiitlichen Auction versteigert werden. Sollten sich keine Käufer 
fnr den niedrigsten lE^reia finden, so müssen die Gegenstände dem 
F£andleiher für den gesamten geliehenen Betrag nebst Zinsen Über> 
lassen werden. Dm die gesetsmässige Handhabung su überwachen, 
hat das Geaets EontroUeiiie für die Leihftmter gescbslfen, welche 
wenigstens einmsl monatlich diese Institute besuchen müssen, um 
die Bücher su prüfen, Missbräudie abcusteillen und die üffentUchen 
Vetsteigerungen ansuordnen. 

4. FiBau-MlBistoriiim. 

Im Tntei-esse de,-; Bi i^haues befreit ein Gesotz vom 21. Januar 
1898 die Einfuhr von Säcken, welche dazu bestimmt sind, di»^^ 
Metalle aufzunehmen, von jedem ZolL Ein auderee Qeeetz von 
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demselbeii Datum giebt anoh gewissen Rohmatmliea fttr die 
StreiohholB- Fabrikation Zdlfreihdt. Zum Yorteü der Landwirt- 
schaft mt/M ein Gesets von demaelben Datum die Einfahr des 
Ghianoe» den die Landwirtschaft Terbrancht, zollfrei. 

In Übereinstimmung mit der Verfassuug Cliiles geuohrnigt 
ein viertes Gesetz von demselben Datum die Elrhebung der fiskali- 
eclien uikI städtischen Steuern, sowie aller anderen Steuera, die 
durch besondere Gesetze gercg^elt sind, auf 1.^ Monate. 

Noch em Gesets yom 25. Januar bestimmt, das» die Kosten 
der AnsiadnngeD, Veraendtingen, ZoUerkiämngen nnd Verschickungen 
der Waarstt, welche durch das ZoUamt gehen, von dem Empftnger 
getragen werden sollen. BSn anderes Gesets von demselben Tage 
ordnet an, dass die Frachtbriefe der Schiffe, welche nach der Re- 
publik kommen, von den Konsuln Gliiles in den Abgangshäfen 
visiert werden. 

Ein Gesetz vom 31. Janiiai- verbessert die auf die Organisation 
der anonymen Handelsgesellschaften bezQgUchen Artikel 355, 449 
des Haudels-Gesetzbutthes. 

Ein Gesetz vom 11. Juli dient zum Soihuts der Banken gegen 
pUtzliche. Abhebung der Depositen. Eb bestimm^ dass wfihrend ' 
30 ISigen weder geklagt noch andere Schritte Sigend welcher Art 
gegen die rUckstftndigen Schuldner unternommen werden kennen, 
jedoch können der Staat und die Munizipalität die Zaliiuujj der 
Steuern ohne Aufschuh verlangen. 

Em Oesetz vom 31. Juli berechtigt den Präsidenten der Re- 
publik, 50 000000 Pesos in Papiergeld zu emittieren. Dieses Geld 
soll dazu dienen, um alle Schulden zu bezahlen, ausgenommen die- 
jenigen, welche in Gold getilgt werden mflssen, sowie die der 
Ein' nnd Ausfuhrzölle. 

Ein Gesetz vom 31. August schreibt vor, dass das Geld, 
welches der Fiskus aus der Einlösung der Renten (Censns) erhält, 
zur ausserordentlichen Amortisation der ülIentHchen Schuld ver- 
wertet wei'deii soll. Um diesPvS Gesetz zu verstehen, ist es nötig 
zu wissen, dass kraft eines üesetzof^ von 1866 jeder Besitzer, um 
sein Out von dem Census zu befreien, eine gewisse Summe bei 
dem Fiskus niederlegen muss, die soviel Zinsen bringt wie nötig 
sind, um seine Rente zu bezahlen. Nachdem er dss Depot nieder- 
gelegt hat, ist das Gnt frei und der Fiskus Obemimmt seinen Censns. 
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Deoaelbcn Zwe(>k hat oooh ein Qesetz von dem ^laiohea 
Datum, welches die Einfuhr von Wolle über die CoidilieraD ra 
aUem ZoAi btfbmL 0w QottA» Tom 89. Min bestunint» diBS die 
EiflenbthQen Sftlpeter, Qvano wid kflnstUolien DOngier, die voa der 
einheimiadLea LendwirlBchaft verwendet werden eoUen, ftr die 
HUfte dee bestehenden Taiilee zu belOrdem beben, und dae Ge- 
eeti vom 99. November ertiOht den Zoll, der auf der Emfnhr von 
Webeetoffon lastet 

5. Kriegs- und Marine-Ministerium. 

Wegen der Spannung swisehen den Bepubliken Chile nod 
Aigentinien richtete der Minister des Eriegea und der Marine im 
Jahre 1898 sdne Aufmerksamkeit darauf, das Heer und die Flotte 
für einen zukflnftigeu, wenn auch unwahrscheinlichen, Krieg vor* 
zubereiten. Das Gesetz vom 22. Januar jenes Jahres vermehrie 
die An/^hl der Offiziere des Heeres, und am 28. Juni wurde be- 
stiiniiit, (I;iss die t'iit<|iiaitierte National-Garde in Friedenszeiten 
4U'*/„ VDin üehttll <lor Aktiven erhalten soll. 

Ein Erlass vom 2H. Februar desselben Jahres organisiert eio 
allgemeines Kommissariat der Armee, ein Ajnt, welches fflr die 
Bezahlung und Yerpflegtmg des Heeres zu sorgen hat 

Das Oesetz vom 28. Januar erklArt die Pensionen und Onti- 
ilkationen der Mannschaften der Armee, ihrer Familien, oder der 
Familien der Offiziere als unantastbar und unpBndbar. Ausserdem 
folgte eine Reihe von Verordnungen ffir die Marine^). 



■) Der Erlass vom 25. Janl rief einen Eusos aar ünterweisang ffir 
Sergeanten-Krtnkanwirter ins Leben, und ehi Briass vom 27. Äugest ge- 
nehmigte eine aUgemeiBe Voieehrift für die ünifonnienmg der Aimea 

Das Gesetz vom 2. Februar 1899 enteignete zwangsweise einige GroiMl- 
stüoke, um das Qoartier dee Mational-Clube für Soheibeneohieeeett in 8antii«o 

zu erweitern. 

Ein KHhss vom 11. Atigiist de^^selhpn Jahres jrab oin.^ Anordnung für 
die UandhabiiDg uud den Uebranch von Dcf^cn luui Säbel bei d^u i>'itpridf*n 
TruppHnt>»ilen, und noch ein Erfass von dumsülbüu Datum genehmigte . ku'ü 
Lehrplau über den Reitunierncbt für die berittenen Truppenteile; 2 Eiksise 
vom 30. April genehmigten Bestinunungen für die Prüfung der Schiff»* 
bMletten 1. und 2, Klasse. 

Ffir die Flotte gab ein Eilass vom 21. Januar 1899 eine Anoidoug 
über die Emahrong der Mannsehaftom anf den RriegBSchtflen. 
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Alle diese Verordnungen wurden der Begiemng von der 
Hftnpldiiektioii der Maiiiid diktiert; jeae BivBktkm vmde duroh 
ein Geeeli Tom 10. August 1898 eingeeetet Bis su dieeem TRge 
war die ohileaiaohe Hotte durch Geeetze geleitet, welche Ton der 
Bpeniaohen Krone im 18. Jahrhundert erlinen worden waren. 

Nach dieser Neugeataltun^ soll die Flotte unter der Admini- 
stration eines Marineoffizieiö stehen, der den Titel Oberbefehls- 
haber^) tragen soll. Die Verwaltung u*ilt sich in 4 Abtei- 
lungen: die des Persüiials, des Materials, des maritimen üebietes 
und des Kr>nnnissanats. An der Spitze jeder AbteUimg steht ein 
besonderer Beamter. 

£tin Bat wird ans dem OberbefehlBliabet , den besonderen Be- 
amten und dem Obetkommandieienden der Flotte gebildet 

Endlich, noch soU die gaue Verwaltung «ua 5 Ämtern be- 
Btehen: das des Oberbefehlshabern» des Sekretflrs, daajenige der 
technisohen Angelegenheiten, das des Marine-Geriobtes, und das sur 
Verteidigung der Kflsten nnd Wasserwerke. 

<L matotefinm d«r Industrie imd der Sffentliciien Ariieiten. 

Bis in die letzten Jahre neigten alle chilenischen Statthalter^ 

welche ans der Sehlde des berflhinten französischen Oconomiisteu 
Courcelle Leneuil, früheren Pjofessors an unserer Natioual- 
Univeisität. hervoT^^n^en waren, zum freien Gfiter-Austausch. Aus 
diesem Grande entwickelte sich die nationale Industrie nicht, ob- 
gleich das Land reich an Bohmaterialen ist, denn die fiegierung 
bevorzugte das Aualand. 

Nodi ein Erlass vom 5. Mai genehmigt eine Verordniug für die 
AoriantieraDg der Ibrine. 

Sb BrlttB rtm 16. Jmii genehmigt eine Verordnung fttr die Sobaif- 
aoh&taten der Murine. 

Ein Dekret Tom 20. desselben Monats genehmigt eine Verordnung für 
die Anlage untenedadier Minen mid die Verwendmig von Mektrisitttt für 
die Schiffe. 

Ein Erlass vom Monat Juli genehmigt eine Verordiiang für den 
Dienst der Maschinisten an I'ord. 

Ein Erla-sfe vom .scHten Monat genehmigt eine ^'<'rordn^mg für den 
Gebrauch von Medizin und audt rt r Heilmittel für die Marine. 

Noch ein Erlass vom 0. Augu^^t geuoliuiigt eme VerHdnnng tax fir- 
xiehtnng einer UaterriditB-Anatalt ffir Marine-lDgeniem-ABpiTenten. 

') Diraetor jeneraL 
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Kürzlich ist jedoch eine Reaktion gegen dieses Prinzip eiA> 
getreten f das - uns tu vernichten drohte. Im Jahre 1897 wuxdai 
alle dkjenigeii Waien, wdche in Chile selbst prodmiert wate 
konnten, mit einem Zoll tod 60^0 hdastel 

Ein Qesets vom 17. Januar 1897 yerkiht ezdaave Pirivikgin 
demjenigen Industriellen, der eine Bleidie, nrbeffei und Diueto ei 
für baumwollene Stoffe errichtet. 

Ein Gesetz vom 4. Februar giebt der Regierung Mittel, titb 
Werke in den Kordilleren del Huasco einzurichten, die das Waäöer 
zur Bewässerung der Thäler sammeln; noch eins Yon dem deichea 
Datum ordnet den Beginn von Untersuchnngen an, um die Eisen- 
bahnen Ton Tanpaci mit denen des Südens von Chile, doroli die 
Wüste von Ataoama zn veremigen. 

Ein Erlass vom 22. HSra xegelt den Dienst fOr die flCEenl' 
liehen BautM), nnd der Erlass vom 31. Man genehmigt eine Va<- 
ordiiung fiii' die Veiti*äge über öffentliche Bauten. 

Ein Erlass vom 2. April stellt einem Industriellen, dei eiüc 
Mädchenschule für Seidenweberei einrichtet, eine Subv^ticm ia 
Aussieht. 

Das Gesetz vom 13. Juli verbietet den fischfiang mitl]^ Dy- 
namites, und das vom 24. Oktober beauftragt die Bichter, sticng vor- 
zugehen gegen diejenigen, welche die Handels- oder Industrie- 
Schutzmaricen missbiauchen. 

Das Gesetz vom 1. Febmar 1899 gewahrt der Regierung 
Mittel, (Ho Eisenbahnlinie, die sich durch Chile erstreckt, bis zum 
Süden auszudehnen; imd 2 aiulei«' Gesetze vom 3. genehmigen 
den Bau und die Wiederherstellung von Brücken und Wegenj 
2 anderr- Gesetze vom (5. bewilligen die Verlängerung der £i8an> 
bahn natdi Norden und den Bau einer Bingbahn um Santiago. 

Der Erlass vom 26. Juni 1699 genehmigt eine Verordnung und 
einen Plan zum praktischen Studium des Bergfachee in CapiapÖL 

Das Gesetz vom 12. September ordnet die VerUngenmg der 
Eisenbahn von Ovalle nach dem Norden zu an. 
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Nachtrag zur Dominikanischen Hepublik/) 

Die Dominikanische Verfassung, 
übersetzt und erlAutert vun Roberto Kuck, Legationssekretär, Berlin. 



Der iiationalkongress deklariert im Nameu der Republik unter 
Annifiing des höchsten Schöpfer?; und Oesetzgebero der Welten zu 
Recht und in Kraft die folgende Yer&flSung der dominikaiuBoheii 
Bepoblik nach Re?imoD ia der Sitzungsperiode von 1896; 

Titel I. 
Erster Abschnitt. 
Das Volk und seine Regierung. 
Artikel 1. Das dominikanische Volk ist die Gesamtheit aller 
durob ein und denselben politischen Vertrag 'rareinten Dominikaner. 

Artikel 8. Seine Begiemng ist ibrem Wesen nadi büigerlicb, 
republikanisch, demokiatisch, lepiisentatiT, alternativ und Terant- 
wortfioh; su ihrer AosObung vird sie in die gesetzgebende Qemnlt, 
in die ToUziehende und die richterliche geteilt Diese Gewalten 
sind unabhängig nnd die damit Bekleideten können die Grenzen 
ihrer Amttiüefugnisse, die die Yerfa8Bung teBtseUl, nicht übei^hreiten. 

Zweiter Abschnitt. 
Das Qeblet 

Artikel 3. Das Gebiet der Republik ist und bleibt unverftusser- 
lieh. Seine Grenzen umfiEissen alles, was ehemals Spanischer Teil 

der Insel Santo Domingo hiess. iiti<l die anliegenden Inseln. Die 
Grenzen sind dieRelben, <li>' iiucli tlem Vertnige zu Anmjutv. ain 
3. Juli 1777 (las Uebiet im Westen von dem franzüsiseheii Teile 
der insei im Jalire 1793 trennten; sie können keine anderen Yer> 

Zum besseren Yerständois der Jahresberichte über die Dominika- 
nisohe OosotagobttBg etaobien die Wiedeigsbe der YetfMBoog der Dominika- 
nisohen BepiiUik sweokmMg. Die Badsktion. 
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Ändeninpron erleiden als <li'\ wolohe sich aus dem Urteil des diirc-h 
Plebiszit vom l. und 2. Juni 1895 eingesetzten domiaiimoisch-haiti- 
4UiilQben Schiedsgerichtes vom 3. Juli 1895*) ergeben. 

Artikel 4. Zwecks besserer Venwltniig ist das Gebiet der 
dominikaiuscIieD Bepublik in ProviDseii and Distrikte dogetaüt 
Die entersD aind: Santo Domingo, Aana, Seybo, Santiago» I^Tega 
und EqiaiUat; die Distrikte sind: Pnerto Pinta, Samanü, Honte 
Oliristjr, BanhenSi San Pedro de lIusorfB nnd Fsdfloador. 

§. Es können neue Ptovimen nnd Distrikte errichtet werden.*) 

Artikel 5. Ein Gesetz wird die Grenzen «1er rrovinzeii und 
der Distrikte, ebenso wie ihre Eintmlung in Kommunen und Kan- 
tone festsetzen. 3) 

Aitikel 6. Die Stadt Santo Domingo ist die Hauptstadt der 
Republik und der Sita der Hegierung. 

Titel 2. 
Die D(Hiiinikaner. 

Artikel 7. Doniinikaner sind 

I. Alle Personen, die im Opliieto der Ke})ni»lik treboreii sind 
und werden, weicher Nationalität atich die Eiteni sein mj^en,^) 

n. die in einem biemden Lande geborenen Kinder eines Domini- 
kaners oder einer Dominikanerin, wenn sie in das dominikanisohe 
Gebiet kommen nnd sich dort niederlassen,^ 

HL Nach einjfihrigem Aufenthalte im Gebiete der BepnUik 
alle, die ans den spanisQh^^uneriknnischen Bepubliken oder den be- 
nachbarten spanischen Antillen stammen und die dominikanisohe 
StaataaDgehßrigkeit zn erwerben witnschen, wenn sie diesen WuMch 
stets bewiesen haben und vor dem Gouverneui- der Provinz oder 

') Vgl. Memoria qne la Legacion Estraordinaria de la RepubUca Doinioi- 
4MUia 80 Boma presenta a la Santidad de Leon XIIT, di^^nisimo Pontifioe 
Beinante y Juez Arhitn» en el Dcsacuerdo existrate eiitra Ja Bap^bhoa 
Domioicatia y la de Haiti voin 11. Februar ISOG. 

Dieheü Htelit dem Kuugrü»he 2su, Veif. Artikel -5 No. 20. 

') Ein solches Gesetz ist noch üicbt gegeben worden; auch liicht 
dringend nötig, da in den Dekreten, durch die die einzelnen Provinzen, 
Xonuminsn und Kantone geschalten werdMi, die nenen Gisnaen Mta an- 
geffthrfc weiden. 

*) Ebean lautet Oodigo Giril Artikel 9. 

*) Obwohl naoh Codigo Cirii Artikel 19 eine Pomiiiikanerin, die aiek 
mit einem Aoeländer verheiratet, deaaen 8taalaaageii%t^elt arwiibt 
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des Distriktes, in velofaem sie wohneii und die NatunliBations- 
urkonde erhalten haben, den BSd geleistet haben, die Interassen d«r 
Bepablik Tertaidigen sn wollen, 

IV. alle gesetsmfiesig Natonüisierten,') 

Y. alle Angehörigen eines befrenndeten Staates« die danemd 
ihren Wohnsitz im Gebiete der Republik nehmen und nach mindestens 
zweijährigem Aufenthalte in der Ilepublik und nach ausdrücklichem 
Verzicht auf ihre frühere Nationalität erklären, die dominikanische 
Staatsangehörigkeit erwerben zu wrUlon. -) 

§. Diese Artikel fijuden keine Anwcudimg auf die im (iclüi to 
der Republik f^ehorenen ehelichen Nachkommen der Ausländer, die 
sich in derselben als Yertrster oder im Dienste ihres Heimatstaates 
aufhalten. 

Artikel 8. Es kann keinem Dominikaner vAhrend seines Auf- 
enthaltes in der Bepablik eine andere Nationalität als die domini- 
kanisohe zuerksnnt werden.*) 



Dtiureto Uel F. £. tijaudo regias paia conceder carta de ciudadatiia 
Cöl. I, No. 65 vom 20. September 1845. 

*) Wfthrend die YsrCsBsuog im Artikel 7 dvt tber den Bnraib der 
BtaataangehSrigksit handelt, sind die RestinimaDgea über den Yeriost der- 
seihen den Artikehi 19 nod 21 des Codigo Civil sa entnehmen. Die 
Natoraltaitioiisiirkimdeii erteilt die Exekutive. Artikel 61 Abs. 87. 

') Nur eine liiätorische Untersuchuag kann diese BestinunuDg erklären ond 
rechtfertigen. Die Verf. von 1844 schrieb im Artikel 7 Abs. 4 vor, dass die 
im Ausland fircborenen Kinder der ehemaligon Rewohtior dps früheren 
spanischen Teiles der Inse!, wenn si»' das dotniBikanisehe (iel)iet betreten, 
ipso facto (iouiiuikauiscliö Staatsangehörige seien. Um nich min dem Militär- 
dienst zu eotziebeo, behaupteteo viele dieser Zurückgekehrti^u. Auüluuder 
SU sein, da sie sich noch nidit in den Formen, wie ae der Artikel 18 des 
bOigeil. Oeeetzhoohes (Oode Kapoleon) voTsohiiebe, nm die Wiedererlangung 
der dominikanifldhen Btaat8aBgeb$ngkeit, der de nadi Artikel 17 verlnstlg 
gegangen wsien, beworben bitten. Ein Dekret vom 29. Oktober 1849, Gol. I 
No. 216, hob diesen Widerspruch dabin auf, dass die Berofong aof das 
bürgerl. Gesetzbuch rechtlos sei. Btnee solches Dekretes hätte es m. E. gar 
ntc'tit 1u. dürft, denn schon die Verf. von 1844 enthielt eine den Artikel 17 
des bürgerl. (Jeset/.bnrhr's in diesem Kolüsionsfalh» anfhph*>ndp Restitnmunf^ 
im Artikel 3.5; \;^d. auch Artikel li:> dtT ^'ulleudtsn Verf. Die Voi-si hnft des 
Dekretes von 184!» wnjde ;i!s Artik»d H in die Verf. voni 1 4. N<ivemlier 
Ca>1. i V, No. 892, aufgeooiiiiiienf denn im Aufaug der sechziger Jahre hatteu 
iBe Yeitreter SpsnioDS in der domiaiksniBoheD Republik kdn Bedenken ge- 
tragen, unzählige Domioiksoef su natoialisierent nm eich ao eine grosse 
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Artikel 9. Alle Dominünoer sud sum Dienate fflr das Tite- 
laad, wie die Gesetie es bestimmea, Terpfllditet und halm ib 
YennOgen und im BrastfaEe ihr Leben sxur VerteidigDng^ des Vste^ 
landes einznsetzen.^) 

Artikel 10. Ein Gesetz wird die Rechte der Auslfindei be- 
stimmen. ^) 

Titel 3. 

Die Gnudreolito der Doniniluaer. 

Artikel 11. Das Volk gewährleistet den Dominikanern: 

1. die Unverletziichkeit des Lebens wegen poUtischer Ver- 
gehen ; ») 

2. dlo Fieiheit des Qedankeuausdrucks iu Wort und Schrift 
ohne vorhergehende Zensur, aber mit Dnterweifung unter die die»- 
beaflglichen Gesetze;^) 

3. Das Eigentum mit allen seinen Rechten; es ist nur da 
y<m der Legislative fiesigesetsten Auflagen ^ unterworfen und enwr 
finteignung nur au gemeinnfltzigen Zwecken nach richteriicber SM- 
Scheidung und unter vorhergehender Entschädigung mit dem RaoUs 
der Beschwerde; 

4. die In verletzlichkeit und das Geheimnis der Bheld oad 
anderer Papiere;^) 

J*artei zu si luiffBü und der EiuverleibuDg in die Hpauischt? Muaauciiie vor- 
zuaibeiteu. Heute ist die im Artikel 9 der Verf. beibehaltene Be&timmoDg 
bedeuhmgalos. 

■) Der Artikel 9 BohoDt ans der Zeit bdbehaltaa an seiD, ab die V«i 
awiaolien StaataangehSrigeii und Stsatsbörgeni noch nicht aobaif untnaAiai 
Denn an Milit&idienstsn ist jeder Domiailuuier, der aohtaebn Jahrs aÜ i^ 
alao nach Artikel 14 der YeiL jeder Stutstritager, «ad naoh Aitikal 1 d« 

EonskriptionsgeBetzes Tom 8. Juni 1885, OoL IX, 2842, verpfliditet 

^) Ein solches ist noch nicht gegeben worden; auch nicht notweixf^ 
zumal die Ausländer den Staatsangehörigen fast gleichgestellt sind and sogar 
kommunale Ämter bekleiden können. Vgl. dagegen die bnitianisoheVeitenoig; 

Oftoh der Fremde vom (inuideig:enhini ausgeschlossen sind. 

*) Dieses Giuudreclit datiert vom 19. Februar J858. 

*) Ley sobre la iibertad de imprensa vom 10. Mai 1846 Co 1. 1, Nö. SI, 
mit Modifikationen neu üilaüseu am 2. Oktober 1875 Coi. VI, No. U62; 
femer Codigo penal Artikel 283 — 290. 

) Vgl. Artikel 25 No. ß nad No. 21. 

^ Codigo penal Artikel 378 bedroht die Vetletsaag des Bmiffhii» 
nissee mit Freihettstrafe oder Geldatrale. 
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5. Die Uoverletzliehkeit der Wohnung; nur nach Masegabe des 
Ooflotaofl nnd nm die VoUführnng eines Deliktee m verhindern, 
kann in dieeelbe eingednmgea werden; 

6. die penOniiche Freiheit» nnd deshalb 

1. Ueibi die Sklaverei für immer verboten; 

2. sind die Sklaven frei, die das Gebiet der BepnbÜk betreten; 

3. haben alle BflT|;er das Becht, das zn thun und anssnlühreu, 
was Dicht in die Rechtssphflre eines andern eingreift: 

7. vom acht'/ehnten Lebensjahre au die Freiheit der Stimm- 
abgaben hei den I "i wahit'n : *) 

8. die Gewerbefreiheit;*) 

9. da» Eigentum an den ErAndongen, den wissenacliaitüchan} 
kflnstlerischen und literarischen Erzeugnissen;*) 

10. die Freiheit der (Üfentliehen und privaten Verrinignng nnd 
Verbindung ohne Waffen;^) 

11. die Petitionsfreiheit nnd das Recht Rseolutionen zu fassen. 
Diese kOnnen bei irgend einem Beamteten, bei einer Behörde oder 

') Es ist dies eine Äusseniog des Bürpprrerhtes, das mit 38 Jahron 
erworben wird; vgl. Artikel 14 und 78. Kein akttves Wahirocht haben 
dagegen die OftUiPr»» und Soldaten, Verf. Artikel 88. 

') Vgl. Col. Vill N'ü. 2u:ii> vom lu. Juui J6b2 und LX. No. 2225 vom 
10. Mai 1824, uaoh Letsterem behilt atoh der Staat das PriTilegiemngsreobt 
fSar bestiviiite üntemehDioogMi vor: dasa gehören die Anlagaa von Eisen- 
bahnen, Kabeln, Tdegraphen, Kanilen.and Waaaerwerkeo. 

TgL Artikel 25 No. 30 and Artikel 51 Na 12 der Veif. 

Die Gewerbe-Freiheit ist furner beschränkt durch die gesetzüelie 
Forderang eines Fähigkeits- Nachweises für Arzte duroh die Ley sobre Juro 
Medico vom 23. Mai 1883, Cd. Vlll No. 2118; für RechtsanwäK.' dnrch 
Ley orgäuica para Ior Tnbnnal*^«^ Artikel 6r» 79 vom 21. Juni i895, Oaz. 
Of. No. lOKR; für Oeoiiiett!! durch L. y de agnuieuäura vom 30. Juni iö62 
Col. VIII 20l:1 und Oaz. OL 1015. 

Auf Grund dieser Bostinimiuig und der Resolucion del C. N. 
aotorisondo al P, E. para quo paeda otorgar privilegio sobre propiedad 
literaria vom 4. Juli 1884 werden Erfindangeo Staatsangehöriger ond Ana- 
linder patentreohtlioh gesohfitst Ein Fatent-Oesets, wie es bei Lisrt, die 
Strafgeeetsgabnng der Gegenwart Bd. II S. 435 irrtümlich erwähnt winl, 
giebt es nidit. Das Strafgo.setzbuch bedroht den Misstt.mcli gei-stigen 
Eigentums in den Artikeln 425/429. Über Aatorrecht vgl. QqL IX No. 2465 
and 248G. 

*) Dies^'S Onitidre*-lit wird bowhränkt durch den Co>ii^ « peual Artikel 
291y21M. Dum' l'.r>tiiiiniuiigeii »iii i mil ier als dio deuselbou Gegeustaud 
behaDdeludeu Artikel 2UJ/2Ü4 des frauz. Code peual. 76 
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Körperschaft eingereicht verdeo. Wenn der Antrag von il- :;r»ren 
getleUt ist, haften die enten ffinf Cnterzeklii^ii für die Bdrtfaeit 
der üotenelinfleii und alle für dw Waluiieit des lahdibm; 

12. die Freilieit des üntenidiiMi, der ui saiier guaen An»- 
debnung m tar et H tot werden niid. INe Bcgiomng hleilit f wtpilicfcteL 
mientgidtilch ffir den wiMeaacliafUiclien and tedmiKlieD flementer- 
UntDrri<;ht zu sorgen;*) 

13. liie DiiWuiig lier Kult* . Die r'inisv h-kathoii8ch-a{- .Ui«die 
Heligiou ist die Staat&religion ; die übrigen Kulte könitea in ihren 
AndachtRgebftuden ungeKtßrt gepflegt werden;») 

14. HtA pftraflnlifih« fti/*Wh«if und H^>^h^ kann fcAm Tkmiiiiilrama«' 

1. Schulden halber, die nicht betrOgeriech oder TerbrecheriaDli 
sind, festgenommen werden;*) 

2. verpflichtet werden, in seinem Hause Einquartierung von 
Miiitärpei*8()nen aufzunehmen ; 

3. von Sondciiribunaien «Kier Kommissionen aiigcnrtcilt wenleo, 
sondern nur von Beinern gesBfaüichen Richter und kraft der vor 
dem Delikt oder der Handlung, die abgeurteilt werden soll, gegebenen 
Gesetze;^) 

4. festgenommen oder ▼erhaltei werden ohne Torheigehenden 
Bohciftlichen Befehl des Beamten, der die Yeihaltnng so ve rf ttgen 
hat, mit Erwähnung dee Deliktes, wenn er nicht auf friaoher That 

ertappt ist; 

5. Vf-rliafteten wird dor Gruml soiiier YtThiiff iitig mit- 
;.^rt»ilt iiimI ^>patt;^te^s 48 Stun<i<'ii nach seinor Freiheitsentzielning 
EikläniiiL: darüber gegeben; ietjcteiti kann keinem für längere Zeit 
Torenthaltcn wenlen, als der Untei'suchungsrichter für durchaus 
nOtig erachtet, damit die Untersuchung nicht gehindert wird; ebenso* 

•) Vgl. Artikel 25 No. 18 und Anm. 

') Vgl. Artikel 25 No. ^^2 und Anm. Codigo pönal Artikel 260/2t>4. 

**) Codigo penal Artikel 41)2:4^'^ und Todigo de (.>)niercio Artikel 591, 592. 

*} lYw Stnif L'<^n''ht<-hnrk»'it \i\>ri die Mifp'licder dos Heeres und der 
Maiiiie htelit den K rii L'-ujfiiciitt'u (Goa-scjos tle >;ut'ira) zu uach Ma^sigabe 
dos Codigo TiMial Militär y do Pi-ocfdinuento ililitar v. 26. August 1SS4, 
Col. jLK No. 2270. Dieser ist ciuo Modifikation des Codigo Militär v. 10. Joli 
1867, Col. V No. 1065. 

Vgl. auoh Artikel (»» No. 9, Artikel 90 uod Anm. sn Artikel 2S No. 39 
der Verl 
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wpnig kann er läüfrere Zeit, als das QeseU bestiinmt, in Gefangen- 
ß(ihaft gelialten^) werden; 

6. kein Vemrteilter hat irgend eine Strafe za TezfotteMn, wenn 
er nicht geeetzlioh verhOrt und rerurteilt ist; 

15. die Olelchheit, kiaft weloher 

1. alle nach deneelben Gesetzen abgeurteilt -werden mtaen 
und denselben Pflichten und Steuern unterworfen sind; 

2. AdelspiftdOcate, erbliche ISuen und Auszeichnungen nicht 

▼erliehen -werden;*) 

3. alle lieamtcü amtlich nicht anders als mit „Bürger" und 
^ie" anzureden sind.*) 

Artikel 12. Die, welche Hef''blp, Dekrete oilt-r Resolutionen, 
die irgend eins der den Dominikanern gewäiirleisteten Giiiudrechte 
verletzen, aufsetzen, unterzeichnen, ausfüliren oder auszuführen 
befehlen, sind zu verfolgen und nach Massgabe des Gesetzes zu 
bestrafen. 

§. Jeder BOi^^r kann sie anklagen.^) 

' OStel 4. 

■ 

Das Bilr|;errecht 

Artikel 13. Alle. Bürger, die im Oenueso der büi^orlichen 
Rechte stehen, köiuiiMi zu don ünciitlichcu Ämtern wälilen und 
gewählt werden ; vomuHgesetzt, dass sie die vom üesotz gefordeiten 
£iigenschaiten besitzen. 

Artikel 14. Zum Genüsse der Bürgerrechte ist es erforderlich 

1. Dominikaner,^) 

2. verheiiatet oder achtzehn Jahre alt zu sein. 
Artikel 15. Die Bflrgeixecfate gehen yerloren^ 

') Zuwiderhandelnde ttind strafbar naoh den Artikeln 341/344 des 
Codigo peoal. 

») Vgl. Artikel 105 der Verf. 

») Diese Vorschrift, die am 19. UktoWi lS»i4. Col. IV No. SOI 
dekretiert worden war, walii>>€ht3iüUch um dem Eiulliu»t»ü ISpauieus duiuh 
Verleihen von Orden und Titeln an die Dominikaner Abbmoh zu thun, ist 
1877 in die Verfassnng fla%enomnien worden, 

*) Vgl. anoh Artikel 104 der Yert 

■) Tgl. Artikel 7 der Teil 

•) Bestimmungen über den Verlust des Staatsbürger-Rechtes enthielt 
erst die sweito JK;oo8titation vom 27. Febrtiar 1854 Artikel ü und zwar die 

76» 
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1. durcli oineo Dienst oder die Zusige eine» I^ieiKtes gegen 

die Republik, 

2. duroh Yenirteilang lu kOrperiiolieii oder eotehrendett Strafen, ^) 

3. durah Übenudime einee AmtoB einer fremdea Regienuig auf 
dominikaniflchein Gebiete ohne Genehmigung des National-Konpressesy 

4. durch betrügerischtju Bankerott.') 

Titel 5. 
Die Somverftnetfit. 

Artikel 17. Das Volk allein ist sonverftn.*) 

Titel 6. • 
I. Abschnirt. 
Die Kesetasgebeude Gewalt 

Artikel 18. Die gesetzgebende Gewalt wird durch einen Eon- 
gresB, der aus vierondzwanxig Dekatierten besteht, ansgeflbt^) Die 



Konunem 1 und 2. Die Vonohriffeen hi 3 and 4 wofden eist 1866 saf- 
genommeii. Die Yofsohrilt in 3, beModem am der Anstellang von Donuni» 
kanera iu spanieobe Dienste, wodaroh eine abennaUge Inkorporation in die 

8pani.s<;ho Motiarchio zu befürchten gewesen wäre, vorzabengen. Der Wort- 
laut der At^ikr! 15 und 16 der geltendon Verfassung datiert mi«? dem Jahrr* 
1R77 und iiiK'li di«om Texte sind dauu dif Artikel 17 und 18 dt^ fia.'iz. 
Cod<' Civil \>t'i seiner I^rumuigation in satanischer Sprache am 17. Aprü li>ä4 
abgeändert worden. 

*) Solche sind Todesstrafe, Verurteilung zu öffentlichen Arbeiten, Kerker 
and Oeftngnis. Oodigo Penal Artikel 7. 

«) Codigo Peoal Artikel 402/405. Oodigo de Oomenio Aitikel 584/S92. 
In der enten Konslitation von 1644 lantete der Artikel 99: Im 
soberania reside eo la oniTomlidad de tos Ciudadanoe. Das Wort Volk, 
Paeblo, der geltenden Verfassung bedeutet also di»^ Oesatntlieit der Staats- 
bfirger. Dieses Prinzip, den seltetändigen Willen der iwlirisch voll berech- 
tigten H«»vrtIkornnir znm Aiis iruck zu bringen, wird ani stärksten realisiert 
durcii l'lrlii^ritt'; so z. U. l'lebiscit vom IM. Februar 1873. Co!. V, 123U: 
zi!!et?:t vdin 1. .Iiiiii 1896 zur Regelung der (irenzstreitigkeiteu mit Haiti, 
vgl. liierüu ditf iu Anm. 1 erwähnte Memoria. 

*) Bis zum Jahre 1866 gab es zwei Kammern : el Consejo Conservador 
Artikel 59/tf7 der Konatitation von 1844 and el Tribnnado, Keglamento 
interior de la Camara del Tribaoado Gel. I, 90; BegL dal Oongreso COl II, 
258. Nach der Bestaataüon worde im Jabie 1866 das Zwei-Karamer-j^ystem 
aufgehoben. 
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AbgeordnetoD, swei fflr jede FroTinz und zm für Jeden Distrikt, 
werden indirekt^) gewShli 

Das Mandat eines Depiitiei'ten «lauert vier Jahre.-) 

Nach Ablauf der Legislatuiperiociü eiuouert sich der Kongress 
totfd; die Deputierten können wiedergewählt werden. 

§. Iks Mandat eines Deputierten ist während der Session un- 
vereinbar mit irgend einem anderen beaoldeten oder unbesoldeten 
Amte^ staatlichen Mandate oder Thitigkeit. 

§§. Deputierte kennen nicht sdn: der Präsident und der 
Vize-Präsident der Republik, der Vorsitzende, die Richter und der 
Staatsauwalt des Obersten Gerichtshofes; ebensowenig die Gouver- 
neure der Provinzen und der Distrikte. 

Artikel 19. Ausser den Deputierten wird eine /;leidie Anzahl 
Ersatzmänner auf dieselbe Weise wie jene gewählt, um sie im 
falle des Todes, deb Yersichtes, der MandatBentziehnng oder der 
üngeeignetheit zu ersetzen. 

§. Die Ersatzmanner treten an die Stelle der Deputierten der 
bezflglielien Pruvin/.en oder Distrikte in der Reihenfolge, wie die 
Stiinnieii/.ahl, die sie erhalten halien, anzeig't.*) 

Artikel 20. TTm Deputiertei zu sein, ist es crfonierlich: 

1. Domioikaner im vollen Genüsse der bürgerliohen und poli- 
tischen Bechte, 

2. "wenigstens einundzwanzig Jahre alt, 

3. aus der Provinz oder dem Distrikt, der ihn gewflhlt hat, 
gebürtig au sein oder dort zu wohnen oder ein Jahr dort gewohnt 
za haben. 

Im Falle, dass ein»' Pnivinz oder ein Distrikt ohne Ver- 
tretung bleibt, schreitet der Kongresö dazu, die fehlenden Deputierten 
zu ersetzen, ohne auf das vorstehende letzte Erfordernis Rücksicht 
zu nehmen. * 



>) Ygt. Artikel 84 Vo. 1 der Verl und ley eleotoral vom 11. Jmii 1888; 
Gas. of. 721. 

*) Ebenfalls vierjährig ist das Amt des Präsidenten und Vize-Präsidenten 
der RepubUk, der Richter des Oberston Oprir-htshoffs und df^r Tribunale 
Erster Instanz, der Mitglieder dnr Recbaungskammer und der Watilmänner. 
Artikel 44. 45, m. 71 §§2, 83 und 95. 

^'1 Vgl. Artikel S4 No. 1 der Verf. 

*) Vgl. Artikel 2i> § der Verf. 



Digitized by Google 



— 1206 ~ 



Artikel 21. Der Kongress vereinigt sich BullillUichtlich am 
27. Februori) jedes JaJires lud liitt Sitsong, wemi xwd Drittel 
der Mitglieder enweeend iuid. Seine Seesioii dauert neonag T^ige 
und kann anf Antrag der auMlifenden Gewalt^ oder durch 
achlnse dee Eongreeiee um dreieeig Tngd verilngert werden. 

§. Id aneeerordentlichen Füllen kann die geeeCagebende Oeiwalt 
beschlieHscn , ihre Sitzung an irgend einem anderen Platze der 
Rt'liul.lik abzuhalten oder, wenn sie schon in der HauptijUdi zu- 
eammt nt;otrf»tpn ist, ihre Verlegung nach einem an-l» rea Orla') 

Artikel 22. Ihit Kniifrress kann keine Sitzung abhalten, wenn 
nicht zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind- Zu je«ler 
Verabschiedung von Gesetzen oder anderen wichtigen Vorlagen ist 
die Kajorit&t von zwei Dritteln der anweeenden Mitglieder erforderlicfa. 

Artikel 23. Die Sitsongen sind dffentlich und können nnr 
auf BeBohlofiB dea Kongresflee geheim sein. 

Artikel 24. Die Mitglieder dea Kon groooco sind nnTennt- 
wortlich fOr die Aaaaerangen, die rie in der AusQbung ihres 
Mandates bekunden, und können ihretwegen nienuds verfolgt oder 
zur licchenscluift gezogen werden.*) Sie kr.Mn. ii nur festgenommen 
oder verhaftet werden filr Verbrechen, die mit entehrender Strafe 
bedroht sind, nach erteilter Bevollmächtigung v^n Seiten des 
Kongresses, dem Bericht mit zusammenfassen» 1er Darstellung des 
Tliat bestand es erstattet wird. Tu den flbrigen Fällen, in denen lüe 
Deputierten ein Delikt begehen, dae mit anderen körperlichen Strafen 
bedroht iet, kann der Riohter auf Qrund eines Gesamtberichtes 
nicht eher cur Festnahme des Angeschuldigten achreiten, als bis 
das Urteil der letzten Instanz rechtskräftig gewordffli ist 

Artikel 26. Dem Kongresse liegt oh: 

1. die Wahlurkunden des PrSsidenten und des Vizepräsidenten 
der Republik zu prüfen, die Stimmen zu zälüen, die sich ergebende 

') An\ 27. Febmar 1844 kapitulierte der Haitianieoiie Oeneral Deagrottes 

in Santo Domuigo. Es ist der Tag der Befreiuo? von der ITaiti.ini^ehen 
Herrschaft des Präsidenten Ixiviero TTerard, der Höver pestürzt liatf.-, und 
der Tag der Unabhängigkeit der Doniimkanischeu Kepubük, vgL Artikel 97 
dör Verf. 

•) Vgl. ein ferneres Recht Artikel 51 No. 5 der VerL 
') Vgl. Artikel 6 der Ter! 

*) Sobon vom konatitiiiereiMlea Kongreae dvroh Deolaraloiia von 
14. OÜober 1844 Ool. I, 19 voigeeohriebeii worden. 
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"Wahl zu verificieren, die Gewählten zu proklamieren, sie eidlich 
zu verpflichten und nötigenfallB ihre YerzichÜeistung ^) entgegen- 
zunehmen ; 

2. aus den von den zuständigen Waldkollegien eing-oroichten 
Vorschlagslisten 2) die Biohter des Obersten Gerichtshofes und der 
Tribunale Erster loetanz zu wilüen und ihre Verzichtl^taBg ent- 
gegeonmehmen ; *) 

3. in gleicfaer Weise die Hilglieder der Reehnungakammer zu 
eniennen und ihre VerzichUeiBtung entgegenzunehmen;^) 

4. den AnUagezustuid seiner eigenen lütglieder, dee Prflsi- 
demten und Vize-PrOddenten der Bepublik ^ der StaatBsekretlte^) 
und der Riohter des Obersten Gerichtshofes ®) zu beechlie^n, wenn 
sie gest'lzlirh ani,n>klatz:t sind und die Anklage begründet ist; 

5. die allgemeinen Steuern') und Abgal>en'^) aufzuerlegen; 

6. die staatliohen AnsgalK ii auf Grund der Voranficlüäge der 
aualührenden Gewalt festzusetzen; 

^) Wenn im Folie der Abdankung dfls PHtaidonten der Bepnblik der 
Kongreas oicbt TenMunmelt istt nimmt der Bat der StaabBsekrettre das JSnt- 
lavangsgesnoh entgegen; vgl. Verl Artikel 4? 9> 

') Vgl. Artikel 84 No. 4 

') Vgl. Artikel 66 und Anm. zu Artikel 71 § 2 und Artikel 51 No. 16. 

*) .ledoch werden die Miti^'lioder der IJcehminf^sVammer nicht wie die 
im Ai-tikel 25 No. 2 genauutt'ii h'ichtPi- auf Vors«,lil;i^' dt-r Wahlkollegien 
gewühlt, sondern direkt; Ley ^ue establec© uua camara do Cueutas, 1S96, 
Arüköl 1. 

*) Zostäüdig ist der Oberste Oeriobtshof, Verf. Artikel 69, 2. Ferner 
M der Obente Oeriofatshof zoetlndig für Vergehen der Spenal^Delegterten 
der Exekntive, Verf. Artikel &1 No. 13. 

Weder die Verinsimg nodi ein Oesets sdureibl vor, dan in dieeem 
Felle der Koogreee auch erkennendes Gericht sein soll. Dieses ist über 
anzunehmen auf Grund des Artikels 26 der Yerf. und der Praxis, v;^'l. Col. II 
No. 225. Auch h.xtte die erste Verfassung von 1844 im Artikel 67 No. 6 
die Znst.itidi^keit in Sachen gegen die Richter des überston non< hfsfinfes 
der Ersten Kammer, vgl. die Anm. 7m Artikel 18, ausdrucklich beii^eleLrt. 
"Vgl. aucli das Recht des Kongresses, die Gesetze zu interpretieren, Vurf. 
Artikel 25 No. 1.'). 

^ Loy de patentes für das Jahr 1808 vom 2. Juni 1897, Gaz. Ol 1190 
betrifft Oewerbeetener, vgl. dae Befent im Jahrbuch IV R 490/432. 

*) Ley eobre Admuus j Puertes, 1896, Artikel 50/57 Hafoo-Abgabeo. 
Ley lobre servioic comiilar, 8. Jon! 1887, Artikel 83. Ley sobre las minaa 
tom 26. Juni 1876, Col. VII No. 1640; C!oL Ym No. 1966. Cber ZbUe 
TgL Yerf. Artikel 25 No. 21. 
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7. v<ii- Schills« der Session den StiLiUsiianshalt?-- Et.it fe^tzn- 
ptt'^n«*Ti. \\<rin aus irs^nd «»in-Mii (Inui'l'- Budget lür ü*e 
koiniii*-ii<l«- Pitats- r> n<Kie oicht zustatuie ge^mmmeii i^, iit das 
letstjährige Budget mamgebend; 

8. auf 0nmd der Abreofannng der BechnongntaimmBr ') die 
Bittgioge mid die Verwendang der Steetennkflnfte^ über d» jihr- 
lieh die etufOhrende Gewalt Reehnmig la legen') hat, sa bflUgee 
oder tu Terwerfen; 

9. die bflrg:«^! Iii he imd strafrechtliche Üesatzgebuxig, deren Ver- 

äudeiuii)!^ uiid Keform; 

10. allee sn beacbüesaen, was die Yer«'aliniiig, Yerwaitung, 
Verwertung und Yeribiasening der ataatlichea Ofiter betrifft;') 

11. AnlftliiA« auf den Kredit des Staates zn baacidideBen. Über 
keine ist ebne Tomu^egangeae Darleguug ihres Nntieoa lür den 

Staat abziiHtiminen ; 

12. den Wert, das Gewicht, de« Stempel und das Gepräge, 
dn«; OeaeU und die Zahl der Mfinzen zu l>estij]in]eo und einbeiUich 
festzusetzen; rn < r die ZolaaBimg fremder MQiizen zu beschliessen.*) 
In keinem fklle wird ebe staaüiohe HQnse das Bild irgend einer 
Peieon tragen; 

IS. die Gewichte und die Maasae fBatansetaen und au uni- 
formierten ; 5) 

14. nielit verfas.suiigmässige Ämter zu scliaflen oiler auf/.uiieijen; 
die Gehälter zu bestimmen, sie herabzuBetzen oder zu erhöhen; 

15. die Gtesetae*) und Dekrete au inteipretiereii und im SUIle 

*) Vgl. Verf. Artikel 9.5. Ley, Camara de Cuentns. von 188ft, Artilul 10. 

») Vgl. Vorf. Artikel 63; Artikel 2'), G und 51, 

l.i^y snVir«' el regimou de la Haoienda Puhltpa vom 27. Juui 
Ley quü o^Uiblecü una Camara d« Ouentas vom i'T. Jiuii IblHl 

*) Vgl. hierzu meine Au.sfuhruijg im Jabrbudie IV S. 433 437. 

*) Decruto uuifonnandu el peso y juedida von 1845, CoL I No. 44. 
Dfloreto poniendo en rigor el sistama de pesos y medidas metrioo-deoaiil 
Innoee vom 22. Hai 1867, Col. T No. 1040. Beaoluoioa fijaade la medida 
de galon vom 6. Dezember 1882, CoL VIII No. 2002. Deoieto ftber niohea- 
maase vom 6. Juli 1883, Gol. YIII No. 2168. Vgl dasn 3, R. Abad. Beseni 
Gor> ril. 18.S8, pag. 218 22.5. Ley de Agrimensnia vom aO. Joai 1882. 
CoL VIII, 2021, Artikel 34, 3.5. 

Hier ist anter Gesetzen auch die VerfaBBong zu veistehea. 
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dee Zweifels and Unklariieit sie au&abeben oder ausser Kraft 
stt setieD;^) 

16. den OfTeDsivlnrieg ni beeohUesBen unter Berfldsichtigung der 

Gründe, die die vollziehende Gewalt unterbi-eitet, 2) und wemi es 
ihm nßtig erscheint, sie zu »ersuchen, Friedeu zu schliessen ; 

17. bei Friedensverträgen. Aliian/.eii, Frpundschafts-, Neutrali- 
täts-, Handelsverträgen ^) und allen auderea, welche die voUfQlurende 
Gewalt abschliesst, seine Zustimmung zu geben oder zu verweigern.') 
Kein Vertrag ohne Genehmigung hat Gültigkeit; 

18. fflr den Öffentlichen Unterricht,^ die Pflege der Wissen- 
aofaaffcen und Eflnste, ffir die allgemein nfltzliofaen Anstalten lU 



') Vgl. VerL Artikel 69, 6. loterpretacion vom 2b. Juoi lb83, Ool. YUI 
Ko. 2139. 

') Vgl. Verl Artikel 51 No. 21 und Aiükel 101 and Aom.; vgl da- 
gegen Verl Artikel 51 No* 1 und Anm. 

*) Folgende FreandsohaftB-, Handels- und SehifbhrtB-Vertrlge sind 
zwisoheo der Dominikaaisoheo Bepnblik geschlossen worden nnd Frsnkzwoh, 
Oktober 1849, Gol. 182 nnd Msi 1852, Col H, 273, 301; England, 
September 1850, Col. II, 224, 226; Bänemsrk, April 1852, Col. II, 252, 261, 
200; Niederlandeo, November 1853, Col. II, 333; abgelehnt Col. III, 475; 
neuer Vertrag vom November 1857, Col. III, 510; Vereioigte Staaten von 
Nord-Amerika, Oktober 1854, Col. II, 365, 307; III, 422; Sardinien, März 
1S^4. Co!, in, :^73, 384; S|>aüien, August 1855, <'oI. TU, 377, 383; Frnie 
und Hansestadt Bremen, Mai 1855, Co!. III, 380, 408, 589. Nach der 
Kestauraüou mit den Voreitii]i,'teü Slaatea von Amerika, Mai 1807, Col. V, 
1042, 10G6; Haiti, Jtdi 1507, Col. V. 1f)67. 1077; VI, 1357, 1360; VII, 
1615, 1733, 1899; VHI, 1930; Spanien, iJe^omber 1874, Col. VI, 1302, 1482; 
8ao Salvador, August 1882, Col. VIII, 2071; Frankreich, Konsnlir- Vertrag, 
Juni 1883, Col VIII, 2130; dem HeUigen Stahl, Min 1884, Col. IX, 2229^2232; 
Fnokreich, Hsodeb- and Sohif&dirtB-Veitng, Jnli 1884, Col, IX, 2272; 
FOrtngsl, Hsodel»- nnd Sohlffahrts -Vertrag, Nov«Mnber 1884, GoL IX, 2308, 
2387; Koosalar-Vertn^ November 1884, Col. IX, 2309, 2388; Verainigten 
Staaten von Nord-Amerika, Dezember 1884, GoL IX, 2313; Dentsobland, 
Mai 1885, Col. IX, 2337, 2357, 2403, 2400: Vereioigten Staaten von Amerika, 
Handels-Vertrag, 4. Juni 18U1, Sooderdraok; Mexioo, Msi 1890, Gas. Ot 
No. 825. 

*) I>'»r am 24. .Inli 1850 mit d^n Niedor!and»^n alipfsrhlossene Freund- 
sdiaftB- Vertrag wurde \nn der Ersten KamnuM- aii^'i K'hnt, Col. DI No. 475. 

Ley restableuieiido la aiiti^ua llnivor-^idad de Santo Duiiinigo von 
Ibäy, Col. III, 002: dazu Renolucioii vo» I ssd. Col. VII, 1882; Schulgesetz 
vom 25. Juui Ib'iü, Gaz. Of. No. 1000. Keglainonto ioterior del Colegio 
Central vom 15. Janaar 1898, Gaz. Of. 1224. Vgl. Verf. Artikel 11 No. 12* 
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t;0)|r<Mi uiiil, woiin es ihm nAti^ erecheint, zu besehliesseii, <l;is> 
der Elementaruntei l icht obligatorisch sei ; ^) von der aiisführeodeu 
Gewalt jährlich detaillierte fieehenschaftberichte über den Zustand 
der Anstalten des OCfentUohen und privaten UnterriGhteB einsufordeni; 

19. aUgemeine BegnadigaDgeii und AnmeetieeD in erUuseD;^ 

20. den BeJagerungsiutand zu beeohlkeseii and auf bestimmte 
Zeit die Grundrechte 2, 3 und 9 de» Artikels 11 und die Kommen 
4 und 5 dee Artikels 13 aubuheben. IMese besagen Folgendes: 
No. 2 die Freiheit des Gedankenatisdnieks in Woft und Sdirift 
ohne voihorgehende Zensur, aber mit Untei werfunff unter die dies- 
bezügliciioM (iesetze: No. 4 die ünverletzlichkeit iiml «las Oeheimiiisi 
der Briefe iiiiil audeier Papiere; No. 10 die Freilieit «1er ütleul- 
lichen und privaten Vereinigung und Verbindung ohne Waffen; 
No. 14 Absatz 4 festgenommen oder verhaftet werden ohne Torhei^ 
gehenden sohriftli< hen Befehl des Beamten, der die YerhaftTing ni 
verfOgen hat, mit £rwAhnnng des Deliktes, irenn er nicht auf 
frischer That erti^pt ist; Absatz 6 jedem Verhafteten "wird der 
ürund seiner Verhaftung mitgeteilt und spfttestens 48 Stunden nach 
seiner Freihdtsentziehiuig Erklftrung darOber gegeben; leteteie kann 
keinem für längere Zeit Torenthalton werden, als der Untersuchungs- 
richter för durchaus nötig cractlitet, damit die Untersuchung nicht 
erschwert Nvinl: ebensowenig kann er längere Zeit, als das Oesetz 
bestimmt, in (jeian^fiisehaft geiialten weitlen; 

21. alles anzuordnen, was die Zölle -^l lietrifFt, deren Einnahmen 
den Schatz der Republik bilden, ebenso wie die übrigen Einkfiiifte,*) 
die dekretiert werden; 

22. seine Miiglieder für Vergehen gegen die Staatsieberhett 
in den Anklagezustaad zu ▼ersetzen;') 

') Der Sohnlswaog besteht seit der Lay de polioia von 1856, Aitikfli 

12 und 13. 

') Dekret vom 16. Mdvy. 18(55, Col. IV, ^7 ; vom :]. Mai 187«. Col. VII, 
1522. I)ajU'*-iL;eti st«>heD eiozeioe BegnadiguDgen dem Trjisidenteii der Republik 
lu, Verf. Aitikül 53 No. 23. 

^) Das geltende Oesetz über den £iD- und Auslnhrzoll datiert vom 
13. November 1898, Gas. Of. No. 1264. Ley sobfe Adtianas y I^rtoa tob 
27. Juni 1896. 

*) Diese Einkfinfto dad die im Artikel 25 No. 6 genannten Steoen 
und Abgaben. 

*) Oodigo penal Artikel 75/108. Ciimenes 7 delitos contra k seRUridad 
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23. die Streitigkeit ea4gtUtig zu schliohten, die zwisolien zwei 
odor mehreren Provinzen oder DiBtrikten» zwischen diesen und den 
XommuneD, swischen den Goavernmen und den Qemeindevor- 
Btfliiden und diesen unter aick entstehen können;^) 

24. slles SU besöhlieesen, -was die Grenzangelegenheiten der 
Provinzen, Distrikte, Kommunen und Kantone betrifft;*) 

25. allos 7n hesi liliessen betrf>ffend den Handel aur See und 
zu Lande, auf dm Binnenseen und den Flüssen;') 

26. SU besohtiesseD die Anlage von Lsudstrsssen, Konzessionen 
fOr ISaenbabnen,^) Kanalanlagen, Telographen-Üntemehmungen und 
die FlusSBchiflhhrt betreffenden Angelegenbeiten; 

27. (las Erforderliclie zur rogelinäai>igeu Abfaflsung der General- 
Statistik der liöpublik zu bestimmen;^) 

28. was die Einwanderung angeht, zu beschliessen;*) 

29. die Eniditung neuer Provinzen und neuer Distrikte^ wie 
die neuer Kommunen und Kantone zu dekretieren;^ 

30. die Einsetzung von Tribunalen und Gerichten an Oiten, 

dellirtado. Hoohvenat and Landesverrat sind io den meisten lUlen mit 
der Todesstrafe bedroht YgL anoh Verf. Artikel 25 No. 4 und Artikel 24. 

») Vgl. Verf. Artikel 69 No. 10. 

') Vgl. Verf. Artikel 4 und 5 und Anm. und Artikel 25 No. 29. 

') Ley f?obr8 el cornereio maritimo vom 4. Juli IR J7. Toi. I, 120, mit 
Novelle vom 9. Mai ISiö; modifiziert 1855, Col. III, 40U und 18&), Col. IV, 
Ö58. Ley sobre aduauas y puertos vom 27. .Inoi 1896. Codigo de coniercio, 
in spanischer Sprache promulgiert am 5. Juui 1884. 

*) Ein Gesetz zum Schutze der Eisenbahnen und Tel^raphen datiert 
¥om 9. JnU 1886, OoL IX, 24B4* 

*) La fiep&Uioa Dominiosita. Besella Oenezal geogrsfioo-estadistiea 
von Jo64 Bsmoo Abad, 1888, bei Oaroia, Santo Domingo, 428 Seiten. Oenso 
de Pöblacion y otras datos de Santo Domingo, Ed. Of , Garcia 189S. Im 
Übngen ist man auf die jährlichen Denkschnften der Staatssekretäre an* 
gewiesen. Vgl. Verf. Artikel 55 § und Artikel 63. 

") Decreto sobre inmigracion von 1847, Col. T. 123; modifiziert 1852, 
Col. I, 263. Koglamento zur Eilfi» litt runi; dni Kinwanderuog von 1860, 
Col. IV, 652, mit Novelle, Col. IV, tiOU. Dekret von ISOT. < ol. V, lul7. 
Oesetz betr. Überlassung von staatlichen Grundstücken vom S. Juli 1876, 
OoLVn, 1548, mit Novelle von 1883, CoL VIIE, 2143. Ley de inmigrsoion 
vom 5. Jnoi 1879, OoL VII, 1781; dam Oontiato von 1884, OoLIX, 2294; 
Besolaolon von 1C84, CoL IX, 2244 nnd 2270. 

0 YgL Verf. Artikel 4 
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an dentjii nach dio<*er Vei*faM^ung nocli keine l^esteben, und, weim 
nötig, die Abachaifung solcher zu beschliesseu ; 

31. die MobilmacfatiDg und die Embenifimg der Naäooftlgudeü 
zu dekretieren; 1) 

82. der Exekutive Listen ttber geeignete Geisüiche «ur Be- 
setzung vakMiter Enbischofs- und Bischefnitze ia der Bepoblik, 
soknge kein Conoordat die Art des TorscfakigB rsgelt, einsureielies, 
damit die Exekutivgewalt die Yerschlflge dem HeOigen Stuhle in 
geeigneter Weise unterbreitet In diese listen kSnnen nur 6e»t- 
liche, die Domikanor von Geburt oder Abstämmling sind und in 
der Republik woliuea, uMf^'''ii'iinin.'ri werden;*) 

33. alles, was die Staatss« huM antobt, zu beschliessen : 

34. wenn die Provinzen oder die Distrikte als Vermittler ihrer 
OemeindevorstAnde in ihrem Gebiete lokale Gesetze beantragen, 
dieselben zu passieren und Ümen durch ein Specialgeeets Kraft sa 
verleihen;*) 

35. die Yerkndeiung der Staatweifrssung zu dskretieien, in 
der Form und Weise, wie jene es voisohraibt;^) 

') Dagogen besitzt die Exekutive das Mobilmachungsrecht im £rie^ 
ftille mit einer fremden Macht und bei inneren Unruhen. V rf. Artikel 51 
No. 20. t'ber die htph» n i.- ]^nd- und Seemacht disponiert der Pnl«tdent 
der Republik Htet». ^ • rf Artikrl 51 No. 25. Vgl. anoh die Anm. ?.u Amkel 25 
No. 39. Vgl. Loy, iiacieuda Publica, 1896. Mobilmachung Artikel 84,91. 

*) Dekret botr. Erzbischofswahl vom 11. Mai 1844, Cui. I So. 10. 
Dercchos parroquiales von 1848, Col. II, IGO, Col. IV, 943. Ley que 
establece na Oolegio Seniaario 8. Mai 1848, Col. II, 138; daia Delmt 
Col. II, 172 and ReeolaoiOB von 18ri6, Col. IV, 979. Dekret vom 5. Um 
1851, Cot. n, 232; vnm 2. Juni 1851, Ool. II, 244; von iai7, III, 479 
nnd von 1858, CoL m, 542; von ia'i9, OoL IH, 612; von 1860, GoL IT, 
637. Instalacion del Cafü lo de honor de la Santa Igleeia Catedral vom 
16. Dezember 1874, Col. VI, l:5.>6. Decreto de S. S. restaurando el Cabildo 
EeUÄtico vom 11. Juni 1«^ Cn]. VlII, 2125s Kesuliicion, betr. Cabildo 
Eclesiilstico vom 15 November iHHl, Col. VllI, 1970. Conveoio entre la 
Santa S^xle y .'1 (iolu.'rno vom Mars? 1SS4. CoL IX. 22-i9 '22:12. In d^r 
liaupLstrtUt habeu dui Krisbi^sihuf und lior (jeneral- Vikai ihren Siti, 
diesem General- Vikariate gehöreu 18 Parochien; zum Vikariat iu Santiago 
9 Puoohien, sn dem in La Vega 11, zu dem in Azna 9 und n dem in 
8eybo 7; das Oeliiet der Bepnblik aerfUlt also in 54 Paroohien. TfL 
Verf. Artikel 51 No. 11. Oodigo penal Artikel 207, 208, 260,^ 

«j Vgl. Verf. Artikel 74. 

*i Vgl. Verf. Artikel 10^ai2 und mein fiefemt, Jahrbnoh HI, 416;'41& 
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3G. die Konzessionen und die Verträge zu billigen oder zu 
verwerfen, welche die Exekntivgewalt ') oder die Gemeindevor- 
stftode') eingehen und welche ailgemeine oder Kommunaleinlifinfte 
berOlnen; ebenso die munisipeleQ Anordnungen neoer Anlbigeft; 

37. in besonderen und zwingenden F&llen die Yerlsgong der 
BiZeikutiTe ao einen anderen Ort xn beschliessen;") 

38. die Hafen- und Küsten-Angelegenheiten m regeln;*) 

39. jfthriioh die OrOeee des stehenden Heetee in der Republik 
zu bestimmen und die Ordenaiizeu der bewaffneten Land--') und 
Seemacht) zu erlaBsenj 

•) Vgl. Verf. Artikel 51 Ko. 9 und 12. 

») Vgl. Verf. Artikel 73, 74. 

') Vgl. dagegen Verf. Artikel 54. 

*) Die ^elteodf T.cy sobre Aduunan y Puertos (iatiort vom 9. November 
i s'.ts. (ku nf. 12r>4. L"y para el regime» de las Comandancias de Puerto» 
vom Iii .luni 1807, «iaz. Of. No. lUH. 

*) Vgl. Verf. Artikül ü; Artikel 2;') No. dl uod 4L', Arüköl :,i No. 22, 
25, 26, 28; Axtilel UO; ArUkel 11 No. 14 Absatz 3; Artikel 88. Dekret 
betr. Heeresoqiaiiisation vom 9. November 1844, OoL I, 23; daaa Dekret 
vom 15. Jnli 1845; 11. Oktober 1849, OoL II, 211 imd vom 27. Oktober 
1862, Ool. TL No. 1283. tteglamento vom 6. November 1845, OoL I, 66; 
dasn Modifikationen vom Juli 1846, OoL I, 88. IVittweu und Waieen- 
Pensions-Goßetz gefallener Soldaten vom 10. Mai 1840. Col. 1, 79. CodigO 
l>f»nal militar vom .'>. Juli 1H4.'), Col. I, fiO; modifiziert durch Gesetz vom 
14, Juni 1848, 0)I. II No. 144. KeglameTito für das MiütHr-Hosfiita! vom 
10. September 1H40, Col. I, 9.3; darn Coi. VIII 2173. nrdeüanzah Miiitares 
vom 12. Juli 184'». Col. I, SU, dazu UitleuaiuaH para el 8er\'i<;io en las 
Fla£a.s vom gleicbeu lüge, Col. 1. 90. Beide sind modifiziert am 1. Dezember 
1874, Col. VI, 1346 und 1347 ond daieh die Ordenanza Militär vom 82. Juoi 
1895. Oesetz, betr. Oonsoription vom 6. Mai 1863, OoL n, 307. Dekret 
betr. KeubiUmig stohender Truppen vom 16. April 1857, Ool. IH, 461. 
Dekret bstr. Oiganisatum des stalieadeik Heerss 1857, Col. III, 487. D^orat 
betr. Nafional-Garde 1804, Col. IV, 789, Mai 187G, Col. VII, 1623; Mai 
und Juli 1870, Col. VII. ]rm uod 1537; Januar 1877, Col VII, I^y sobre 
organisacioD del ejercito y conscripcion Tom 8. Juni 1885, Col. IX. 2312. 
Lex sobre ac^ad^^niia militar vom 11. Mai !HS.'>, Co!. IX. 2330. L'-y. 
llaciunda Publica, 2i. Juni IhWO, Artikel 30,43 betr. Besoldiu^, Fourage; 
Artikel 84 '91 betr. Mobilmachung. 

") Uegiameoto paia los buquea de guerra 7. März 1850, Col. II, 219. 
Ley, betr. academia naütica vom 29. Jani 1883, OoL TIH, 2141. Geglamento 
betr. maodo, orden j disciplioa der Marine vom 17. Jaouar 1895, Oaz. Of. 
1067. Ley para el regimeo de las Oomandaaoias de Puerto vom 16. Juni 
1897 Oaz. Ol 1191. 
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40. das Wahlgesetz zu geben ;^) 

41. die Gesetzgebung über die Verantwortlichkeit aller Beudei 
bei mangelhaftar Wahmehmmig ihrer Amtsgeschftft»; *) 

42. die Bettimmangea über die inilitBriflchen Qnde und da 
Avanoement;*) 

43. Reglement über die GeeclifiltBordniiiig in den Sln^geo 

und Verhandlungen zu geben;*) 

44. alle Gesetze zu passieren, die zur Ent^ickelung uihi 
Wohlfalirt der Republik notwendig sind; 

45. bei allen Angelegenheiten aUgemeinen Interesses die Stut»- 
sekretftre zu interpellieren;^) 

46. am Ende jeder Legialaturperiode die Verwaltnngsakte dar 
Exekutive^ bu prüfen und, wenn sie TeifoaBuogsmissig sind, jener 
Deohaige zn erteilen; im anderan Falle die Verwaltnngadte n 
Terwerfen und nötigenfalls die Anklage einzelner oder aUer Mit- 
glieder der aiisfübrenden Gewalt^) zu beschliessen. 

Artikel 2G. Der Kongreßs kann in jeder Angelegenheit er- 
kennen und bescliliesseii , die nicht zur KomiH'teiiz einer aaderen 
Staatsgewalt gehört oder der Ver&issiiug widerspricht^) 

Zweiter Abschnitt 
Der GesetzgebnngsproBesB. 
Artikel 27. £s haben das Beeht» Oesetae an beantragea 
1. der Kongrees, auf Vorschlag eines oder mehrerer eegaor 
Mitglieder, 

') Die geltende T.ey Electoral datiert vom 11. Joni 1888, 0«. Oi 
No. 721, vgl. nit'iii Ivoforat im Jahrbuch V. 

*) Ein Gesell über die Verantwortlichkeit der Beamteo ist nicät 
erlassen worden. Dagegen finden sieh derartige Bestimmunffen in den 
meiütüu üiuztshien Gesetzeu; so iu Ley über die Geschäfte uud Kespisi- 
sabilität der Minister tod 1845, vgl. Anm. zu Verf. Art. 60. Lej dl 
Hadenda PaUioa von 1896 Artikel 74. Ley, OMoaia de OosBiai m 
1896 Artikel 21/22. 

«) Dekret vom 16. Mu 1867, Ool. Y No. 1029. Yeil Art 51 Na SS. 

*) Der geltende Reglameato interior del Oongreeo datiert vom 2(X Hin 
1882, CoL Vlli, 1896. 

Vgl. Verf. Artikel 52, 62 und 64. 

«) Vgl. Vorf. Artikel 55. 

■) Vgl. Verf. Artikel 25 No. 4 und Artikel 60. 

^) Vgl. Verl Artikel 39 und 69 2^o. 11 und Artikel 103. 
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2. die Exekutivgewalt, 

3. der Oberste Qeriohtshof ffir Jofitizaaohen. 

Artikel 28. Jedes beantingte Gesetz oder Dekret, Aber dsw 
der Eongress berftt, unterliegt drei Leeungen; diese siiid dnroh 
Zinschenzeiten von mindestens einem Tsge von einander getrennt 

§. Wenn das beantragte Gesetz oder Dekret als dnngUöh 
erklärt worden ist, kann in drei hinter einander folgenden Sitzungen 
beraten werden, ohne <l.is.s 7.\\ isditüi den einzelnen der sonst ge- 
forderte Zeitratim vrm ein» id Tage verstrichen ist. 

Artikel 29. Die beantragten Oosi'tze und Dekrete, die dem 
Kongress noch nicht zur Beratung vorgelegen haben, können erst 
in der nächsten ordnungsmässigen Session eingelegt werden , wenn 
nioht ein oder mehrere der Artikel einen Teil anderer Entvftife bilden. 

Artikel 30. Sein QesetzesvoiscUag oder -Entwurf, der vom 
Kongress Terabschiedet ist, erhfilt Gesetzeskraft, bevor er von der 
Exekutivgewalt promulgiert ist Diese, wenn sie nichts einzuwenden 
hat, publiziert ihn als Gesetz; aber wenn sie gegen die Erlassung 
Bedenken hat, sendet sie ihn innerhalb von 8 Tagen, vom Empfang^- 
tjige an zu rechnen, mit Angabe ihrer Eiuweudungeu an den 
Kongress zurück. 

Artikol 31. Wenn die vollzieheii'le (n walt gegen dio Gesetze 
und die Dekrete, die vom Kongress für dringlich erklärt wordeu 
sind, Einwendungen macht, hat sie diese Innerhalb von 3 Tagen 
geltend zu machen, anderenfalls die Gesetze uud die Dekrete in 
derselben Zeit zu erlassen, ohne die Dringüchkat zu untersuchen. 

Artikel 32. Erachtet der Kongress die Einwendungen der 
Exekutive fOr begrCtndet, so bat er den Gesetzesvorschlag zu 
Andern oder, wenn sich jene Einwendungen auf den ganzen Gesetzes- 
verschlag erstrecken, ihn in Wegfall kommen zu lassen: wenn nach 
dem Urteil von zwfi iMitteln der anw.'sr'iidrn Alitt^liedi-r die Ein- 
wendungen lUibegrüiidei sind, betulet der Kmiii^mtss das (n'srl/, 
oder das Dekret von Neuem zweck.s Promulgation an die Exekutive, 
die in diesem Falle nus keinem Grunde den Erlass verweigera kann. 

Artikel 33. Kein Gesetz kann zu Beoht bestehen, das dem 
Geiste oder dem Buchstaben der Verfassung widerspricht Im 
Zweifel prftvaüert stets der Wortlaut der letzteren. 



Oder das voigeeoUagene Dekret 



— 1216 — 



Artikel 34. Ein Gesetz, das ein anderes modifiziert, wirJ 
vollständig neu abgefaest und das frühere Gesetz wird iu allen 
seinen Teilen abgeschafft; hiervon sind auEgenommea die Q«aet»» 
die einen Teil einee Qesetsbuöbes^) bikten. 

Ax&obH 35. Die Gesetze treten eist nadi ihrer Yortflenfe- 
lichuDg in der Torgesohriebenen Form*) in £raft 

§. Ebensowenig haben die Konzeenonen Qeitiing, d» von 
der Exekutive gewährt und vom Kongress genehm ij^i worden sind, 
solange sie nicht in dem (Jesetz blatte 3) veroflent licht worden sind, 

Artikel 36. Die (Teseize haben keine nick wirkende Kralt 
ausst'i wenn sie dem Angeklagten, solange dei l'rozess noch eekweU, 
oder das Urteil noch nicht voUstreckt ist, günstig sind. 

Artikel 37. Alle Gesetze beginnen mit der foroiel: Jkr 
National-Kongress dekretiert im Namen der Republik.'* 

Titel 7. 
Erster Abschnitt 
Die auBführende Gewalt 

Artikel 38. Die ansfOhrende Gewalt wird ansgeübt dnich 
den Präsidenten der Bepnblik in Vereinigung mit den St aalsnekie Hifn 
der betreffenden Ressorts als seinen unmittelbaren Oiiganeo. 

Artikel 39. Der Präsident der Republik ist der Chef der 
geRamleti Verwaltung und hat nicht mehr Befug■ni^^o. ais ilim 
die Veifassuii<r und die Gesetze auschficklieli l)cih'iU'''n. ^ ) 

Artikel 40. Um Präsident der KepublÜL zu sein^ ist es er- 
forderlich 

1. Dominikaner von Geburt^) oder Abslammmig^ za sein mid 
in der Republik zu wohnen,') 

*) Als ( ;eM't/J)Ui h in diesem Sinne gelten gewohuheitÄfeciitlicfa mir 
Codigü Civil. C. de procodimiento civil, C. penal, C de prooedimiento peAal 
und C. de Cooiercio. 

») Vgl. Verf. Artikel 51 No. 2 uud Codigo civil Artikel 1 Absati 1 

*) Das OeBetiUatt ist die miadssteas wQdientlicb mokeineBde Oiwti 
Ofioisl. Sie entkilt saaser dsn Gesetzen, Dekreten nad Bsse l a ti o B Ba der 
Legislative and Exekutive soob die Beridits Uber die VeiliandlvageB des 
Kon groBBO B and der Oeiiohte and alle amtUdien Hitteilaogeo. 

*) Vgl. Artikel 26 der Yeif. 

*) Vgl. Verf. Artikel 7, No. I. 

«) Vgl. Verf. Artikel 7, No, 2. 

^ NatoiaUBierte sind also von der PtiaidentBahaft and ViropiiBidcat' 
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2. minrl festen» dreissig Jahre alt, 

3. im Genüsse der bürgerlichen und politischen Rechte zu sein. 
Artikel 41. Die Wahl des Etisidenten gesohieht indirekt und, 

in der Vbnn, die diese Verfossung und das C^esets^) TocsolirBibeo. 

Ajrtikel 42. Der FrSsident der Bepublik wiid auf folgende 
W«se gewAhlt: Jeder Wahlmann stimmt fOr den Bürger seiner 
Wald. Die Wahlakten werden Tenüegelt und beglanbigt dem 
Präsidenten des Kongresses übersandt. Wenn der Präsident die 
Akten alier Wahll^ollpgien erhalten hat, eröffnet er sie in üfTentlieher 
Sitzung und veritiziert die Stiinuien. Wenn einer dfi- Kandidaten 
die absolute Majorität der Stimmen auf sicii vereinigt hat, wird er 
sum Präsidenten der Republik proklamiert. Wenn die absolute 
Majont&t fehlt, sondert der Eongress die drei Kandidaten aus, 
irelohd die meisten Stimmen erhalten haben, und schreitet dazu, 
wuea. von ihnen vü wfthlen. Wenn bei dieser ersten Abstimmung 
keiner die abeolute Majorität erbBlt, nimmt der Kongiess eine 
Wahl swisohen den beiden Kandidaten vor, welche in der letzten 
Abetimmuug die grSsete Stimmenalil erhalten haben; im falle der 
Gleichheit entscheidet das Los. 

Alle diese Vorgänge müssen sich in einer ununterbrochenen 
Sitzung vollziehen, während dieser darf sich kein Deputierter eot- 
leruen oiler sich der Abstimmung enthalten. 

Artikel 43. Wenn zwanzig Tage niich dem testgesetzten Wahl- 
tage nicht alle Akten der AVahlkoUegiea beim Kongresse eingegangen 
sind, kann eine Zfthlung der Stimmen, die an den Kongress gelangt 
sind, stattfinden, Torau^geeetat, dasa ihre Anzald nicht weniger als 
drei Viertel betxSgt 

Artikel 44. Der President der Bepublik bleibt vier Jahre in 
seinem Amte, au rechnen Tom Tage seines Amtsantrittes, und kann 
wieder gewfthlt werden.*) 

Artikel 45. Es wird ein Vizepräsident, der dieselben Eigen- 
Huhafteii Jiaben muss, die erforderlich sind, um Präsident zu sein, 

Schaft, Vt'rf. Artikel -l'i. (Inr Ixfpnhlik ausj^'tsrhlossei). Dieses sind die 
ein^igüu Falle; 2U alltiii übrigüu Ainttiru kuutmu Naturalisiertti zugülasi^uu 
werden. Vgl. Verl Artikel 20, 58 §, Artikel 66 §, Artikel 71 § 1, 
Artikel 76 §. 

') Ley Eledonl t. 11. Joni 1888. Oai. Ol No. 721. 
^ Vgl meine Notiz im Jabrbnob III, S. 4ia 

77 
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auf dieselbe Zeitdauer und in dermlbea Weiae wie jeaer ge- 
wählt 1) 

Artikel 46, Im Falle des Todee, der Abdankung oder der ün- 
fiUugkeit des FEftaidenten, weiter lu regieren^ flttirt der Yne- 
pritoident bis smn Ahknf der Amtaperiode die PrBaidentBdiafl der 

Republik und im Falle des Anklagezustandes oder einer aodaec 
, zeitlichen BelüiKleniiig" mir während dieser Zeit. 

Artikel 47. lin Behinderungsfalle des Präsidenten und Vize- 
präsidenten der Republik nht der Rat der Staatssekretäre die £Be> 
kntive ans mit der Verpflichtung, die WahlkoUegien innerhalb voc 
achtundswanzig Stunden zur Wahl der betreffenden Benoitaii n 
berufen und ebenso den Eongreaa') zur ErfQUung deewn, was der 
erste Absatz des Artikete 25 der Yerfassnng Torsdirnbt 

§. Wenn im Falle der Abdankimg des Präsidenten der BepnbGk 
der Kong-ress nicht vei-sammelt ist, muss die Amtsniederlegimg. 
iiaclideni sie «lern Volke bekannt gemacht worden i8t,^j vor dem 
Kate der Staat ssekretäive statttinden. 

In solchem Falle übt der Rat die Exekutivgewalt aus uod 
beruft Bofort den Vizepräsidenten zur FOhmng der FiäsidentsehafL 

Artikel 48. Bei den gewöhnlichen Wahlen des MsideBten 
der Bepublik tritt dieser an dem Tage, der die abgelaufene Amt»- 
periode besohliesst, die Regierung an und bei den ausaerordent' 
liehen^) spätestens acht Tage nach der amtlichen Bekanntmachung 
seiner Wahl, wonn er sich in der Hauptstadt befindet, und dreissig 
Tage nach derselben, wenn er ausserhalb ist. 

Artikel 49. Der Präsident der Bepublik hat vor seines 



') Nach Gewohuheitsrecbt bat er auch den für den Präsid^itBD der 
Kepublik im Artikel 49 der Verf. vorgeschriebenen Eid zu leisten. 

') Der Rat der Staatssekretäre übt in diesem Falle das na- h Artikel 
51 No. 5 der Verf. der EKekntiv>-> zustehende Bdoht aoB, den liongreas n 
ausseroixlontlKhcn Sitzungt ii zu bt iuf'^n. 

") Tagt der Kaiigress-, .so hat der Präsident die^m seine Abdaiikonf 
mitzuteilen; vgl. Verf. Artikel 2fi, 1. 

*) Diese ausserordeutlicben Wahlen ünden nach Vorschrift des Artii^ 
47 der Verl statt, wenn der ViieprtsideDt bekindert ist, die BiBgmag u 
Ubemehmeo, wie Artikel 46 der Verf. bestimmt — 

*) Unter der amüiohen Bekaantmaahnng ist die Froldaniianuig m 
Seiten des Kongraeses an versteh an, wie die Artikel 25 No. 1 und tö der 
Verf. sie Tonchreiben. — 
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Rejri^'ninL'^antritte vor (lein Kmiiri-esse folgenden Ei<l zu leisten: 

,.lr}i schwöre h^i Golt und (it ii heilig» n Evan^licii, die V'erfussung 
uüd die Gesetze des dominikiinischen Volkch zu. erfüllen und er- 
füllen zn hi>s» ii, st'iii>' Ht < ht»' und Fipil»eiten zu achten und diie 
nationale Unabhängigkeit und Integrität zu erhalten/'^) 

Zweiter Abechnitt. 
BvtagHiMe dee Pr&sldeatoM der RepaMik. 

Aiükel 50. Befugnisse dee PrSsidenten der Republik rind: 

die Staatssekretäre zu cnienncM.-l ihre Demission entgegenzunehmen 
und sie nach seinem besten Dafürhalten zu entlassen. 

Dritter Abschnitt. 
BefOgBisee der volbielieadeB Gewalt 

Artikel 51. Befugniese der Tollaehenden Gewalt aiiid: 

1. den Staat gegen joden Sumeven AngniT zu schützen :>) 

2. die Ausfertigung der Gesetze und Dekrete der g> setz- 
gebenden Gewalt anzuonlnen und sie mit folgender Formel zu er- 
lassen : *) „Ks wird ei la->. n und kundgethan dtiich da» zu>tändii:e 
Sekretannt und im ganzen Gebiete der Republik zwecks Erfüllung 
veröfTent lieht/* 

3. die Eiotreibung der StaatseinkOnfte zu besorgen 



*) Den gleichen Ehl hat aoch der YizeptisideDt der Bepablik gewöhn* 
Misnobdioh nnd anl Orand des weit zu interpretierenden Artfltels 45 der 

Veff. zu leisten. — 

*) Die Befogoi&s (atribuciou) des Präsidenten, Staatsetrr'triTT zu er- 
nennen, ist aber zugleich eine Pflicht; das involviert o). E. der Artikel 57 
der Vi^rf. : nndor'-'nfnlN da-^ R^-'-'^ht das Kongresses, das ihm die Verf. 
Artikel 2it So. 4 beilegt, i'lau greift. 

*> Dem Pnlsidenten steht al.so nicht nur das Recht zu. ilim liegt üuch 
die Pflicht ob» den Defeu&iv -Krieg zu erklären, wahrend ein Offensiv-Krieg 
aar naoh Vorschrift des Artikels 25 No. 16 der Verl von der Lsgislattre 
beschlüssen werden kann nnd denn asob Artikel 51 No. 21 der Verf. Ton 
def Ezekative zn erkliren ist; snoh Verl Artikel 101 nnd Annu 

*) VgL dingen des Kecbt der Einwendnng der Ezekntive Vetf. 
Artikel 31. 

*) I>^y betr. Ilacienda Publica vom 27. Juni 18iW, Artikel 2, .\rtikol 15, 
Artikel 52 oti und 72. Ley betr. Csmaia de Caentss vom 27. Jaoi 189Ü, 
Artikel 10, No. 3 und 4. 
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4. die BtaaÜiohen Ldegenaobafteii zu verwalten naoh V a rec h ri l t 
des Geaetees;!) 

5. die LegisIaiiTe zn aosBerordentHclieii Sitzungen zu iMrafen, 
wenn ee die Wichtigkeit irgend einer Angelegenheit erlotdert; 

6. die Generalkonsuln und Vizekonsuln;') 

7. die aussei ordentlichen Gesandten, bevoll inäclitigteii Minister, 
Ministerreaidenteü , Geschäftßtiäger und Vertrauensagenten zu er- 
nennen ; 

8. ilie Vertreter fremder Staaten zu empfiuigen; 

9. die diplomatiBohen Verhandlungen zu ffihreu und mit an- 
deren Staaten wegen YertrBge aller Art zu vothandeln und m d^ 
gesetzgebenden Gewalt vorzulegen; 

10. den Bullen und Breven, welche (^enenddi^^positionen be- 
• handeln, das erforderliche Placet zu erteilen, wenn sie nicht der 

Verfasung und den G Pretzen, den Trärogativeii de« Staates oder 
der jeweiligen Jurisiliktion widempi-echen ; 

11. den Eeiligea Stuhl um die Abschliessuug eines Konkor- 
dates zur Hegelung der kirchlichen Angelegenheiten anzugehen und 
zugleich die BesfAtigiing des Patronats zu beantragen;') 

12. wegen VertrSge allgemeinen Interesses nach Massgahe 
des Gesetzes zu yerhandebi und aie der geaefa^iebenden Gewalt 
zur Genehmigung vorzulegen; 

13. wenn sie es im Staatsinteresse für nötig erachtet, Dele- 
gierte zu ernennen , die in den Provinzen und den Distrikten, der 
Verfassung und den Gesetzen i;viuiiss, Exekutivfunktionen ül*»-!- 
nnhmen sollen und im Falle einer Überachi-eitung ihrer Amts- 
befugnisee oder anderer Veigehen vor dem Obersten Qeriohtahof 
zur Yerantwortung gezogen werden; 

') Ley sobre el reginiou de la Hacienda Publica von 189(). 

*) Ley orgaoica del Serncio Consular von 1857 ^ Col. III, 48C; dazu 
Dekret von 1865, Col. IV, 876. Tircular a los Consules von 1878, Col. VII, 
1074. Decreto vom 14. März 1870, Col. VII, 17.^8. Resolucion vom 
4. F. l.ruai ibÖU, Col. VIT. und vom 15. Dezember 1882. CoL VlU, 

2090. L.?y Hohre Aduauas y \\MtoH vom 26. Juni 1896, Artikel 19,32. 
Ley de pasa|>üi to.s vom 22. Juni ibÜÜ, Uaz. OL No. 1141. J^y betr. CuerjH) 
diplomatico y consular vom 25. August 1875; auch Col. VI, 1446. Die 
geltende Ley org&aioa del Bervido Oonsolar datiert vom 8^ Juni 1887; von 
J. B. Roquea, 1882, mit Formularen neu aufgelegt 

*) Vgl. Verf. Artikel 25, No. 32 und Anmerkung. 
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14. die Civil- und Militär-Gouvorneure, die Vorstelier der 
Kommunen und Kantorie zu emenuen und ihre Yerziciitleistung 
entgegen zu nehmen : ^) 

15. die 5^taatsanwälte^) zu drneunea und ihre Verzichtleistong 
entgegen su nehmen; 

16. wenn der Kongress nicht tagt^ im Falle von Vakanzen 
die Richter des Obersten Gerichtshofes, der Tribunale und Nieder- 
gerichte conmussarisch su emeDnen;*) 

17. die Friedensrichter in den Kommunen und Kantonen und 
Ihre betreffenden ErsatsmSnner sn ernennen und ihre Verxicht- 
leistung entgegen zn nehmen; 

18. di« Beamten des Finanz wosensi, deren Ernennung keiner 
anderen (lewalt oder Beamteten zusteht, zu ernennen;*) 

19. die von ihr ernannten Beamten zu entfernen und abzu- 
setzen und sie anzuklagen, wenn ein Grund dazu voriiegt; 

20. den Sohiffsn Schiflhpatente aussustellen;') 

21. im Namen der Bepublik den Krieg su erUftren, venu 
ihn die gesetagebende Gewalt beschlossen hat;^ 

22. Beurlaubung«! und Veiabsohiedungen der Militftrpersonen 
zu erteilen;^) 

23. Einzelamnestien und Einzelbegnad iguügeu wegen politischer 
Vergehen zu erlassen ; **) 

24. auf ein Gnadengesuch zu begnadigen oder die Todee« 
strafe abzuändern; 



*) Vgl. Verf. Artikel 75. Ley sobre Aynatamientoa ynm. 23. Joni 
1890, Gaz. Of. No 

*) Gericbts-VerfasBaoga-Geeetz von 1885, Ou. Of. 1068; Jahr^ 
hoch II Seite 255. 

") Die Richter mit AuBDabnie der FiieUenbiichter, Verf. Artikel äl 
No. 17, werden sonst vom Kongi^esse ornaunt. Artikel 25 No, 2. 

*) Ley betr. liauiönda Publica, 189G, Artikel 2 und Ü6/71. Die Er- 
nenauDg und Absetsong der MitgUeder der Beohnangskammer ateht aber 
dem KoDg rooco su. Veil Artäel 25 No. 8 und Ley, betr. CSunaia de 
Onentae, 1896 Artikel 2. 

^ Oeeels vom 27. Mai 1845, Ool. I No. 34, nooh ia Eiaft; dam 
Novelle vom 12. Jnni 1847, Col. I, 103. 

«) Vgl. Terf. Artikel 25 No. 16 uod Artikel 101. 

^) Vgl, dagog^ n Verf. Artikel 25 Xo. 12. 
Vgl. Verf. Artikel 25 No. 19 und Aiunerkaog. 



Digitized by Google 



— 1222 — 



25. im Frieden und bei inneren Wirren oder fiemder InTidoB 
Uber die ttefaende Lud- «od Seemxibt sn dinponiemi; 

26. sor iDOdreD Siofaefbait der Profinieii und der IMrikto 
Aber die NatioDalgatden in ▼erfQgea;^) 

27. gemlfls den Qeeetien Netioluüitilsaricimdeo eiie»a>tellen;*) 

28. Im KriegefaUe mit einer tanden Meoht kann die ExakotiT- 
gewalt: 

1. die Personen, welche der feindlichen Macht aiigehöreo, 
verhaften oder ausweisen: 

2. die nötigen (ieidinittei zur VVeiteiiahrutig dee Krieges beim 
Koogress beantragen; 

8. >vogQn Landesverrates die Dominikaner, die der Wörde und 
Verteidigung des Staates feindlich Bind, anklagen; 

4. Kaperbriefe auBStellen,^ BepromuBen fealaetaen und Kaperei- 
Verordnungen erUesen. 

Artikel 62. Zwecke Wlederherstellnng der verfuBangamiflsigett 
Ordnung, die durch eine Revolution gestört woideo Ist, kann die 
Exekntivgewalt, weiui der Kongress nicht tagt, den Belagerungs- 
zui>Uuul l)eB(thliessen iiii'l wiHnend der Unruhen folgende Garaiitieen 
des Titels ITf Artikel 11 No. 2, 4 und lü und die Nuiiihumii 4 
und 5 'l» r 13. Garantie desselben Artikels aufhebii; sie lauten: 
No. 2 die Freiheit des Gedankenausdrueks in Wort und hrift 
ohne vorhergehende Zensur, aber mit Unterwerfung unter die diee- 
l)ezngliohen Gesetze; No. 4 die Un verletzlich keit und das Geheimnis 
der Briefe und anderer Papiere; No. 10 die Freiheit der OfüBet- 
liohen und privaten Vereinigung und Vorbindung ohne Waffen; 
No. 4 kein Dominikaner kann festgenommen oder verhaftet werden 
ohne vorhergehenden schriftlichen Befehl des Besmten, der die 
Verhaftung zu bestimmen hat» mit Erwähnung des Deliktes, wenn 
er nicht auf frischer That ertappt ist; No. 5 jedem Verhafteten 
wird der Grund seiner Verhaftung aiitgeteilt und Kpatt stens acht- 
uinlvii'iv.iL; Stiiii'lf'n nnoh simipt Freiheit?=ient7.i<^hung Erklfinin:,'- (l;tiül«?r 
gegeben ; letztere kann keinem iür längere Zeit voreuthaiten Averden, 

') Vgl. Verf Artikel 25 No. 31 und Anmerkung zu Artikel 25 No. 'M, 
») Vgl. Verf. Artikel 7 No. 3 5. 

") Die dominikaniBche Bepablik iat ebensowenig wie die nordameri- 
kaniscAe Ünion, Spaolen, HezikOf Venemela, Nso-Ontaada, Bolivien and 
Urugtiay der Pariser Seerechthdeklantion von 1866 beigetreteo. 
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alB der Untenocbungsriohter fOr doiohacis nötig Mit, damit die 
XTntersuchiiiig nicht gehindert wird; ehensowenig kann er längere 

2mt> als das Gesetz bestimmt, in Gefangenschaft gehalten werden. 

Artikel 53. Bei AnfeULoden kann die fkekutiTgewalt anner 
der Anffaebnng der Oazantieeii, zu der sie der ^rige Artikel er- 
mlchtigti andere Mittel tnuBitorisohen Charnkters besohliesBen, die 
ihr anr Herstellung der Öffentlichen Ordnung nOtig erscheinen. 

Artikel 54. In besonderen und dringenden FäUen kann die 
Szekutivgewalt ihren Sitz nach irgend einem anderen Platze der 
Hepnhlik verlegen, obwohl sich der Kongress nicht aar J^esohlusa- 
faaaung ihrer 7erl^gang Teraammelt hat 

Die Exekutivgewalt muss dem Kongress mittels einer Bot- 
schaft über den Gel)rauch der iiaeh den vorigen Artilieiu ihr zu- ' 
ateheuden Befugnisse ßeciienschaft ablegen. 

Artikel 55. Die Exekutivgewalt asaistiedrt am 27. Februar 
jedea Jafaras dar Eröffnung des Kongresses und legt eine detaillierte 
Botschaft vor Ober ihre Verwaltnngsakte im verflossenen Jahre.*) 

§. Der Botschall fsind die Denk^-rliriften der Staatssekretäre 
über die Geeohätte der ihnen unterstehenden Kessorta beigegeben. ^} 

Artikel 50. Der Prttsldent der Republik hat beim Ablauf semer 
PMsidentensohaltsdauer dem Koogress zwecks IhrEfillung der No. 46 

des Aitikels 25 Bericht zu ei"Statteu über seine Verwaltungsakte. 



') Das gleiche Keoht hat der Kongross, Verf. 21 §. Vgl. Artikel 0, 
Artikel 25, No. 87. 

*) Die Botschaften f Meuaajes, des Prftsidenten in den letzten zehn 
Jahren sind in den folgenden Nnrnmem der Oazeta Ofioial abgadraokt 
worden: für das Jahr 1889 No. 759 und vom JnU fai No. 776; 1890 
vom Joli in No. 839; 18G2 No. 915; 1893 No. 967 nnd Sonderdmok; 
1895 No. 1074; 1897 No. 1176; 1896 No. 1228. 

*) Die Denksohriften der Staatssekretäre von den Jahren 1889 bis 1808 
sind in den folgenden Nummern der Gazeta Oficia! al>K*?druckt: Inneres: 
No. 704,812,916,970, 1024, 1075. Auswärtiges: No. 771, 813, 917, 972, 
1032. 101)1, 1246. Justiz und Unterricht: 767, 769, 770, 820 bis 824, 918, 
974, 10;i(i. lO.-?«. 1077, 1078, 1182. 1183, 1247, 1248. Bauten: 774, 81(1, 
817, 919, 1025, iU29, 1087, 1251. Finanzen, ILmdH: 776, 814, 81.5, 616, 
920, 973, 1029, 1080, 1181. Krieg und Marine: 766, 921, 974. 1028, 
1079, 1250. Post und Tele|?raphie: bis 1893 in den Mensajes des Präsi- 
denten behandelt; diiun No. 1031, lu72, 1076, 1145, 1180, 1248. 
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Dritter Abechnitt. ' 
Die Staat .sssekretÄre.'; 

Artikel 57. Die sämtUohen V^^oltong^gMcfailte begen aiebeB 
StMtBSekrelflren ob; dem S tMüMiokro tlr des Lmem nnd der Foliaei; 
dem der Answirtigeii AAgdegenlieiteii; dem der Justiz und dei 
Ofltmtlkdieo ünterriöhtea; dem der Beotefl mid der flflbitliGliea Ar- 
beiteo; dem der Knenten mid des HindelB; dem des Knegs mid 
der Kanne; dem der Poet mid Telegraphen. 

§. Wenn das Staataint-eresse es erheischt, kann der l'räoideiit 
der R'-juiMik ünterstaatÄSekretai«' erneim-Mi. 

Artikel 58. Um Staate- oder Untergtaats8ekret2r zu sein, ist 
erforderlich : 

Dominikaner Ton Oeburt oder Abetammmii^, änfundzwansig 
Jalire «It su aein und im Qennaae der bOrgeilioheii mid politieohen 
Rechte an atehen. 

§. Aufltlnder können acht Jahre nach ihrer Natmsliaation wa 
Staats- und UnterBtaatasekretiren ernannt werden. 

Artikel 50. Alle Akte der Exekutivgewalt sind von den zu- 
ständigen Staatssekn-tän n gegenzuzeiv linon ; ohne solche ftejEren- 
zeichnuiiu: halM-n sie keine G-ültigkeit für 'lie HehrmltMi, H-iUuten 
oder Pnvatpensoutsu ; liiervon ist ausgenoiumeu die Ernennung der 
Hiaifiter als persünliches Hecht des Präsidenten der Republik. 

Artikel 60. Alle Akte der Staatasekretftie müssen mit der 
VerfiSBung mid den Gesetzen flbereinatimmen, mid die Staat»- 



') Nach der ersten Verfassung von 1844 gab ea nur die folgeodm 
Tier MinistcrieD : für Justiz Qod rnterricbt; InoDeree und Polizei; Finanzoil 
und Handel; Krieg und Marine. Im Jahro 1854 wurde in dem Ministerium 
des Innern «ine Abteilung für Landwirtschaft und in d«^m Finanz- und 
Haud«<I.s-Ministerium oinn Alttilung für IJauti'ii und Öfleutliche Arbeiten 
errichtt't. Die aus \\ ,i rüge ii AntzHleganheitfni haltu anfäuelieh der PräsfdeTJt 
selbst geleitet; im Jahre 1874 wurdu eiu bettonderes Miuisteriuui fui die 
answii'tigen Angelegenheiten geschaffen; Artikel 64 der Vaifmmng von 1877. 
Im Jahre 1887 wurde von dem Ministerium f&r Finanzen und Handel die 
Central- Verwaltung für Bauten und öffuidiohe Arbeiten abgezweigt und all 
ein besonderes Ministerium errichtet; Artikel 57 der Verfusung von 1887. 
Schliesslich trat als siebentes Ministerium im Jahre 1803 das für Fmt und 
lelegiaphie hinzu. 

*) Das Amt eines Unter-Staats-Sekretärs für das Iloer und die Mahns 
ist am 13. Februar 18^3» üas. Of. No. m, geschaffea worden. 
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Sekretäre sind dafür verantwortlich, auoh wenn sie einen schrift- 
lioben Befehl vom Piteideiiten erhalten, der aioh dadurch ebeniaUB 
verantwortlich macht 

Artikel 61. IMe Angelegenhmten der Stutsadrotäre, die ihnen 
allein obliegen, werden im Bäte erledigt und die Verantwortlichkeit 
fiOlt anf den Minister oder die Minister, die unterzeichnet haben. 

Artikel Ö2. Die Staiitssekretäre sind vorpfli(;}itet, alle schrift- 
lichen (xlor mflndlichen Intorniatioueu, um die sie vom Kongress 
gebeten werden, zu erstatten.*) 

Artikel 63. Innerhalb der ersten acht Tage nach Eröffnung 
dea KongfeBses haben sie den Staatshaushaltaetat und eine Goienil- 
abieahnnng des Yoigangenen Jahres Torxulegen,*) 

Artikel 64. Die StaatBaekretSce mitasen im Kongress gehört 
werden und sind rar Teilnahme an den Sitzungen verpflichtet, 
wenn sie zu Informationen berufen werden. 

Titel 8. 
Die richterliche Gewalt 
Artikel 65. Die riohtertiche Gewalt ruht beim Obersten Ge- 
richtshöfe, den Tribunalen und den Niedeigeriohten.^) 

Brster Abschnitt 

Der Oberste Gerichtshof. 

Artikel GG. Die höchste richterliche Gewalt des Staaten bildet 
der Oberste (Gerichtshof; er setzt sich zusammen aus einem PrÄ- 
sidenten, vier vom Kongresse gewfthlten^) Bicbtern und aus einem 
▼on der EzBkutiTe ernannten Staatsanwälte. Folgende Sigenschaften 
sind zur Mitgliedschaft eiforderlich: 

*) ^'^y Ti"^ determina los negocios qno corresponden !\ cada uno do 
los Secretarids de listado y ia respoasabilidad vom 7. .lull 1845. Col. I, .']8, 
noch iu (leltung. Vgl. Verl Artikel 25* No. 4 und Aum. und Artikel 25, 
No. 4G, Artikel 51, Nr. 19. 

0 Vgl. Verf. Artikel 25, No. 45. 

«) Vgl. Verf. Artikel 25, No. 6. 

*) Das Geriohtsveifassuugä-Gesetz , Ley organica para los Tribnoales, 
datiert vom 2. Jali 1884^ OoL IX, 2260; modifiaiert doioh die Lbj vom 
21. JoDi 1885, Oaa. Of. No. 1068; vgl anoh meuie Notis im Jahrhadi II, 
a 254/66. 

*) Vgl. Yerf. Artikel 25, No. 2 und Aomerbuig Verf. Artikel 71 § 2. 



Digitized by Google 



— 1226 — 



1. domiiiikanische Staatsangehörigkeit und der Besitz der bürger- 
lichen und politischen Rechte, 

2. ein Alter von dreissig Jahren und die Advakattir^) bei 
den Tribunalen der Republik. 

§. Die naturaiiaierteD AuslAnder kOnaen erst sechs Jahre*) neck 
ihier Natoraliaation Ififgiieder des Obersten Gerichtshofes wetden,*) 

Artikel 67. Die Mitglieder kOnsea wfihrand ihrer Amtstiiflt%- 
iceit kein Amt von Seiten der Exekutivgewalt übem^meiu 

Artikel 68. Die Mitglieder des Obersten Gerichtshofes bieibea 
vier Jahre in ihrer Eigenschaft und kr)iinen unbe^nzt wieder 
gewählt werden. Das Ot^sotz*) hat ihre verschietlenen Amtstilätig- 
keiten luid die des Obei-sten Staatsanwalts zu bestimmen. 

§. Bei der Neuwahl eines Ricliters des Obersten Gerichtshofee 
wegen Todes, Verzichtes oder Unfihigkeit eines Mi^edes Aber- 
nimmt der Nenerwihlte das Amt bis zum Schlnss des Z etUa i i nies» 
fOr den sein Yoi^gftnger eingesetzt worden war. Diese BestimmnQg 
findet anoh Anwendung auf die Bichter der Tribunale und dff 
Niedergerichte. 

Zweiter Alisehnilt. 

Befugnisse des Obersten Gerichtshofes. 
Artikel 69. Dem Obersten Gerichtshofe liegt ob-: 

1. in bürgerlichen und stmfrechtüchen, ▼61keirechtlicfa ge- 
statteten Prozessen gegen diplomatische Agenten zu erkennen; 

2. in Sachen der YenntwortUchkeit des PrSsidenten, des Vize- 
IHTflsidenten der RepnbHk und der Staatssekretire zu erkeuKB, 
wenn sie iu den von der Verfassung vorgesehenun Fällen angeklagt 
bind, 5) Der Präsident der Repubhk hat die Äratsent&^tzunt; eines 
odpr mehrerer Mitglieder, wenn er sie für nötig hält, zu beantnigeo. 

^) Vgl Gerichtsverfassungs - Gesetz von 1895, Artikel 65/79; dam 
Jahrbuch D, & 265. 

•) Durah die Bestimmung des Artikel 66^ Ak6S«z2 § Ist dsr Artikel 8, 
§ 1 des GeriohfsveifMsaDgs-Oesetzes von 1895, nach welohsm vier Jabe 
genügten, geändert werden. 

•) Vgl. Yert. Artikel 20, 40 und Anm. iitikel 46, 68§. 71 § 1, 76 

*) Oeriohtsverfassungs-Oesetz von 1896, Oaz. Of. 1(^8. 

') Vgl. Verf. Artikel 25, No. 4. Forner ist der Oberste Gerichtshof 
zuständig für Vergehen der Spezial-Delegierten der üzekutive Verf. A> 
tikel 51 No. 13, Artikel 60. 
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3. in ProzeJM»en Hher Vnrantwortlichkeit, welche gt^gen «lu l»ei 
freuideu Sta;it*Mi boglaul)ii;teti diplomntif^chfn Ai*t»nton w^eQ schlechter 
Amtßverwaituug angestren^^t werden, zu erkennen; 

4. in Strafsachen oder Sachen der Vereatwortlidikeit, deren 
sich die Delegierten^) oder Kommissare, QottTenieaie und Richter 
der Tribtioale nnd der Gerichte Erster IdbIuis in den Frovinzen 
und den Distrikten schuldig gemacht haben; 

5. Straitigkelteii zwischen den OonTemeuren nnd den Biohtem 
firster Instens in Sachen der Jnrisdikticn und der Eompetens su 
aohlichten; 

6. das bestehende Gesetz im Falle der Collisiou mit einem 
An(ieren zu iritr'riin'tieren;*) 

7. in B.'i iifiiiiirssiicheD der Tribunale und der Gerichte Erster 
Instanz zu erkennen; 

8. in Sachen des Seerai^bs zu erkennen; 

9. als Oberstes Kriegsgericht in Beruf ungsaachen der Müitftr- 
gerichte zn erkennen;^) 

10. in streitigen Verwaltungsangelegenheiten zu e^ennen, 
wenn der Eongress nicht tagt;^) 

11. den Obrigen Obliegenheiten nachzukommen, die das Gesetz 
bestimmt*) 

Titel 9. 
Die Niedergerichte. 
Artikel 70. Zwecke guter Gerichtsbarkeit zeri&llt das Gebiet 
der Kepublik in JudieialdiBtrikte, die sich wiederum in Kommunen 
teilen, deren Zahl und Jurisdiktion das Gesetz bestimmen wird. 
In dem eisteren sind Tribunale oder Gerichte Erster Instanz er- 
richtet und die letzteren sind mit Friedensrichtern^ besetzt 

•) Vgl. V«if. Artikel 51 No. 1.^. 
*) Vgl. Vei-f. Artikel 2.') Nu. 

•) Codigo Peoal Militär y de Procödiiniento Militär vom 2G. August 
1684; OoL IX No. 2270; vgl. Verl Arttksl 11 No. 14 AbaaU 3 und An* 
metkoDg Artikel 25 No. 39 Artikel 00. 

*} Vgl Verf. ArtOrei 25 Ho. 23. 

*) Diese ObUegenheiten sind aufgeslhlt in den Artikeln 12/84 des 
Cterichtsverfa.'ißungs-OeBetzee; vgl. auch Anmerkung zu Verf. Artikel 26. 

*) Gerichtsverfassungs-Oesetz von 1SJ)5. Gaz. Of. 1(.I68. 

^) Die Friedensrichter werdnn von der Exekutive ernannt. Vorf. 
Art. ä1 No. 17, während alit» übrigen LücUter von dorn Kongresse er- 
nannt werden. 
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§ 1. Das Oesetz') li'-.stininit die ZuPTäii'liuk'-it der Tnlui^e 
oder Gerichte und die der FneUcaöiichUT: . KHnri. i L^stimiDt es üie 
Orgaru^iaiiuti «ItM Kri'-'.'snlte »). ihre Jurisdiktion uiid Zü-tandigketL 

§ 2. Die Tribunale Erster Instanz sind zTiständig für- Handels- 
sachen, die zu ihrer Juriadiktioii gebOreo liod dem Hindnlngfirti 
buche ^) unterworfen sind. 

Artikel 71. Zum Biehtenunte in den Tribonalfln oder üGeder* 
getiohten ist qualifiziert: 

1. wer Dominikiaer, ia der Aittabung aeiaer Beoiito» 

2. mindeetm fflnfniidswanzig Jahre alt iat 

f 1. Die natunüiaierten AnalSiider^) könoen erst Tier Jahe 
nach ihrer Naturalisation zu Richtern bei den Tribun^den oder den 
Crerichten orst' i' Inst;niz ^•■ewäiilt werden. 

§ 2. Dif' KiciittM- oi-sttT Instanz werden auf vier Jahre ge- 
wäldf^) uud köDDCQ wiedcrgowähit wordeo. ' 

Titel 10. 

I 

Die tipmeindevorstände. 

Artikel 72. Für die wirtschaftliche Verwaltung der KommuDea ; 
und Kantone bestehen in denselben Gemeiadevorstände, ^ne es das 
Gesetz*) voracbreibt; die Dauer ihrer Thitigkdt ist airaijfihrig. 
Sie werden yon den Urwfthlem gewfthlt; ihre Befugniaae aind ge- ' 
aetzllch*) featfelegt. 

Artikel 73. Die QemeindeTorstftade heatimmen jihrilch den 
Voranachlag der EinkQnfte und Anagaben und haben nach dem 
Geaetz*) das Recht, im Interesse irgend welchen Fortachrittee in 
den ihnen uuttrstehenden Ortschaften Verordnuneren zu erlassen. j 
wenn diofHjlben nicht den von dei* gesetzgebenden Gewalt be- | 

') Vgl. Änin. (5 zu Artikel 70. 

^ Godigo peoal y de prooedimieDto militar vom 26. August 1884, CoL 
IX, 227G. 

*) CodIgD de Oomerdo vom 4. Jnli 1882. Ooi. YIII. 2025 und DL 22Sft. 
Betr. die Artikel 110 nnd 185 deeaelben vgl. H«nona dm Jaatiz-liimalais 
von 1606. Sonderdmok. pag. 136. 

*) VgL Anm. an Art 00. $. 

Und zwar vom Koogrease V^. Verf. Art. 25 Abs. 2 und Art 66, 
Ley .sobre Ayuntaniientos vom 2H. Jnni 1890. Gaz. Of. Xo. S2&. 
Über die EotwiokloDg der Gemeinden vgL meine Ausführung Jahrbooh V. 
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soiüoBBeneo Geseteen widersprechen oder den Anoidnnngen der 
anadrOcUich datu antorieierten Exekutivgewalt. 

Artikel 74. Die GemeindeTorBtande Bind in der Aosflbnng 

ihrer gewöhnlichen Verwaltungsbefugnisse unabhängig und nur ver- 
pflichtet, in Übereinstimmung mit dem (losetz^) Abrechnungen zu 
goben Ober die Eingänge und TerweiKlung der Einkünfte. Die Oe- 
nioiiidevoretände krjiuieii in ki»mmiiiiMien Angelegenheiten Urteile 
jeglicher Art abgeben, demn Inhalt sich aui den wirklichen Gebrauch 
oder Verbrauch im Umkreise ihrer Kommunen bp7.ie!it. Um rechts- 
kräftig SU sein, bedOrfen sie der Genehmigung der Exekutivgewalt 
Zur Einfahrung der munisipalen Auflagen, die den Charakter nicht 
geeetslich bestimmter Stetiem haben, mOssen die GemeindeTor- 
etinde die Genehmigong des Kongresses durch einen Antrag des 
Ministers des Innern einholen. 

$. Die Unabhängigkeit der Gemeindevorstftnde beneht skdi 
nicht auf aussergewöhn liehe Fälle; in solchen müssen sie btetä nach 
den Gesetzen regiert werden.*) 

Titel 11. 

IMe Veorwaltiiiig der Provlmm vid der 0talrikte.») 
Artikel 75. Die Yerwaltnng jeder Proiinz oder jedes Dtstriktee 

wird durch einen Bürger mit dem Titel Civil- und Militär-Gouverneur 
aiisgeülit; er ist von der Exekutivgewalt abhängig, deren unaiittel- 
barcr Heatnter er ist und mit weK^iier er durch die Staatssekretäre 
des Inni iii und der Poliasei, des Kriegs und der Marine in Ver- 
bindung steht. ^) 

Artikel 76. Die Kommunen und Kantone werden von Kommunal- 
und Kantonal-Chefs ver?raitet;^) diese Beamten unterstehen direkt 
dem Gouverneur dar Provinz oder des Distriktes. 

§. Zur Bekleidung des Amts eines Gouverneurs ist erfordere 
lieh: ein Alter von mindestens dreisaig Jahren und die für einen 
Deputierten nötigen Qualifikationen. Das Gesetz wird die Befugnisse 
dieser Beamten festsetzen. 

*) Ley» Camera de Caeatas, vm 1896. Artikel 18. 

Vgl. Verf. Artikel 26. 
') Vgl. meine Ausführung im Jahrbuch V. und Ley aobre regiinen 
y organizaeion <]• Im provinzias y distritos vom 30. Juni 1882. üoL VIII 

No. 2019 und liaz. Öf. No. Öü9. 

*) Vgl. Verf. Artikel 51 No. 14. 
Vgl. Jaiirbuch V. 
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Artikel 77. In allem, ^as die UrdnuDg und did Sicherheit 
d«M* Provinten und der Distrikte und ihre Regienmg und Ver- 
waltotig angeht, «nd alle BeanteD, die in der Profins oder den 
Diekrikte vohneo, welobaB Amt und welohe Belagnine aie anek 
hallen mOgen, dam Qenvanieiir witetsleUt 

Titel 12. 
Brater Abschnitte 
Die UrwahlTenanndnagen. 

ArtilLel 78. Aktiv waUbereditigt ta den Urwahlen ist jeder, 
der tm Oennaae der bürgerlichen und politiaoben Beoikfte ateht*) 

und im Gebiete der Republik wohnt. 

Artikel 79. Die Urwahlversaramlungeu treten selhstrechtlich*) 
am ersten Novrint^T des Jahreß. das dfin Ablmifstage «1er ver- 
fassungsmäspipt'M Hegierungsperiode voraiigeht, zusammen unti be- 
ginnen sofort ihre Thätigkeit, die die Verfassung^) und daa Geseti*) 
vorsclireiben. In aiiRReigewöhnlienen Fällen Teraammeln sie sich 
apftteetens dreiflaig Tage nach dem Datom, an dem daa Dekret 
Aber die Zuaammenberufung*) erlaaaen iat 

Artikel 80. Die QemeindeTonlinde veiQffentliofaeQ am ersten 
Oktober jedes Jahrea, in dem die Urwahlwaammlnngen anaamman- 
treten mttsscn, eine vorlftuHge Anzeige fflr die Wfthler Uber die 
Zeit dea Zusammentritts; dieeelbe Körperschaft nimmt im Wahl- 
bureau die Stimmenabgaben der Art entgegen, wie das Wahlgesetx 

es VorsrliK'ihl. 

§. Iii den Kauluueii ül-t (lir>»'.> Amt dor Fried rn>riehter aus, 
zusammen mit zwei von ihm ernannten Ortseingesessenen. 

Artikel 81. Die Befugriitsse der Urwahlversammlungen sind: 

1. Die Zahl der WahlmAnner festzusetzen, die in jeder Kom- 
mune der BinwohnemhJ entapricht, um daa Wahlitollegium tu btldeo; 

3. Die Vonteher und Syndiot au wfthlen, die die entapreoheaden 
Gemeindevorat&nde bilden. 

') Vgl. Verf. Artikel 7 und 14. 

') Ebcn.so treten der Kongiofes und die Wahlknllcixicn ^»»Ihstrechtlioh 
zusjunineii. Vorf. Artikel 25 No. 1 und Arükel hü. Vgl. dagegen Verf. 
Artiköl 47. 

*) Verf. Artikel 81. 

*) Ley Eleotoral vom 11. Jnni 1888; Gas. Ot No. 721. 
") Vgl. Verf. Artikel 47. 
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Zweiter Vb'äciHiitt, 
Die WahikoU0giei. 
Artikel 82. Die WablkoU^gieo setzen sich zusammen aus den 
in den Ürwablen der Kommunen erwShlten Wahlminoem und unter 
Vorbehalt, sie durch ein Gesetz, unter BerQcksichtignng des Be- 
völkerungszuwachses, progressiv zu vermehren, verteilen sie dch auf 
die Provinzen folgondeimasseu:^) 

Provinz Santo Domingo.*) 
Kommune. 



*r7ftf I M f Fi II 1 ll^li 


oo 


San CriBtobal^) 


10 


San CÄrlos*) 


6 


Boyä 


4 


Banl 


« 


Monte Plata 




Ija Yictoha 




Guerra ^) 




Bayaguaua 




Llamasd 




Villa Dnai-te«) 


2 


Villa Mella?) 


2 


Kanton. 




Paleuque^) 


2 




78 



*) Mit RückKicht auf Verf. Artikel 5 und Änm. und zur Orientierung 
über die politisobe Botwicklung und die geograpbisobe Lage gebe ioh in 
den folgenden Anmerkungen die Dekrete, dnroh die die Dorfsohafteu (seooieoes) 
SU Kantonen und Kommunen oder diese zu Prorinsen und Distrikten er- 
hoben worden smd, soweit dieses auf Onmd der Goleeeion de Leyes und 
der Gasela Oftoial totzustellen mSglich war und soweit sie eine Vervoll- 
ständigung der Tabellen Tippenhauer's in sein* m Werke, die Insel Haiti, 
1893, auf Seite 658—661 bilden. Von der Wiedergabe der Namen von etwa 
80 Dorfschaf teu, die Tippenhauer anführt, sehe ioh ab und gebe nur einige 
der neu hinzugekoiiuncnen an. 

') Ist Proviuz seit (3iiuidung der Repablik; nach der ersten Ver- 
fassung von 1844 gab <'s fünf Provinz*'!!. 

•) Hierzu gehört die Dorf.schaft 1^ Cuohilla; Gaz. Of. 1130. 
Wird Kuiiiinune 15, November 1865; Col. No. 897. 

*) San Antonio de Guerra wird Kommune 15. Oktober 1849; Col. 214. 

*) ^Kird Kommane 28. Mai 1890; Gaz. Gf. 823, 937. 
Zu Ehren des Genend Bamon Maria Melle. 

*) DorfBchaft Sabona Grande de Palenque wird von San Criet6bal 
getrennt und Kanton 30. Juni 1888; Col. VXII, 2144. 

• 
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Provins Ama.^) 

Kommune. 

Axiia 25 

San Juan 10 

Las Matte 8 

^nn Jos6 de Oqm 5 

Ceioado 4 



56 



Diötrikt Ha raliuiia.*) 
Kommune. 

Barahoaa 20 

KeyU 10 

EnriqmUo 6 

Tkmrgjb 6 

42 

Provinz Soybo.') 
Kommune. 

Santa Gros del Seybo 25 

HigOey 16 

Hato Hayor«) 10 

Eautooe. 

HamoQ Santana*) 2 

56 



Provins seit der 1. YerfMBaog von 1844. 

*) Wild Distrikt mit den Xommiiiien Baiahona and Neylia and d« 
Killtonen iia Dam» and Petit Tien 12. September 1881; Cd. YIH, 1958. 
Dato gehört Dorbohaft Bino6n, Gas. Of. 1148. 

*) Seit der 1. Verf. von 1844. 

*) Kommune seit 13. Oktober 48; Col. II, 174« 

^) ^'ird als DorfBohaft von äeybo getrennt nad Kanton 19. Jörn 83; 
Col. Vlil 2127. 

•) Hiess bih 1. JuU W Guaza, Gaz. Of. 779. Gehörte zu Seybo uu4 
vixd Kauton Juni 88. Oaa. Of vom 23. Juai 88. 
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Distrikt San Pedro de Msooris.^) 

Kommune. 
Maooris>) 20 

Lob LIadob^ 12 

32 

Distrikt Samanl^) 
Kommane. 

Santa Barbara de Samanä 25 
Sabana de la Mar^) 8 
Sauchez 6 

39 

Distrikt Puerto Plata.«) 

Kommune. 

Puerto Plata 30 

Altamira 12 
Blanoo 10 

52 

Distrikt Monte Gristy.^ 

KommunOi 
Monte Crisly 26 

SabanelA 10 

GuayuMn *) 10 
Dajabön") 6 
Kantone. 

Guamcpumo^^) 
Bostaunuaon^^) 




>) Distrikt seit Juni 82; Col. TUI 2013. 

^ GahSrIe bis Juni B2 sor FiOTioi Seybo. 

>) Gehörte bis Juni 82 zur Provinz 8t. Domingo; Col. Vm 2013. 

') Seit 1865. 

») Kommune seit 23. Mai 76; CoL VH 1628. 

«) Distrikt seit ISHo. 

^) Distrikt mit den vier Koninnmen seit 25. April 70; Col. VIT 17^5. 
Dazu gehören sott 4. Juni 1090 die Dor&ohaften Las Matas de Santa 
Cruz und La I>jnia, (raz. Üf. 824. 

^) Wird Kommune 29. Oktober IB61, Col. SM."). 

ErliäJl 2G. März 1898 den Namen Monuiou zu Ehren des Generai 
Beoito Moncion, Gaz, Of. 1231. 

") Die Dorbohsft Gnzabo ist 23. Juni 1802 snin Ksnton erhoben mit 
dem Namen Bssteoraoknif dssu gehören nocdi 24 Dorbdhsften; sn^zUilt 
in Osi. Of. 932. 79 
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Provinz Santiago*^) 
Kommune. 

I») 35 

Mao») 12 

San Job6 de las Mataa 12 

J4aico 9 

68 



ProTins Espaillat^ 

K o ui m u II e. 
Moca«) 22 
Saloedo^ 6 

28 

Provinz La Vega.'Q 
Ku m muueb 

Ooncepdön de la Vega 30 

Cotuy 10 

Janbaoca 10 

Bonao") 8 



Kanton. 



Cevicos 



60 



*) Provin?! seit d»^r 1. VfTfai^tsnnf^ von 1844. 

*) -^vlutit Darfschaft I^opez. 

^ Kumnuuit) ^eit 10. Juli 1882, Col. 2038. 

') Ivumnmne seit 29. März 18S1. Col. VIJI, 1Ö27. 
Trovin/, .seit 29. Mai 1885, Col. IX, 2338. 

*) Dorfüchaft Jamao, früher zu Puerto Plata, gehört za Moci «ft 
17. Jimi.1896, Oaz. Of. 1139. 

<) Früher Jnaoa NxOtts genannt , Kanton seit 18 Juni 10)6, 0» 
Of. 1139. 

•) Provins seit 1844. 

*) San Antonio del Bonao» Kommnne seit 22. llSn 1865. CoL 634. 
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DiBtrikt Paoifioador.^) 
Kommttiie. 



San Fkwdaoo de Haooiis 20 

ViÜA BiTw») 8 

Uktaiuas*) 6 

Eantoue.*) 

Gabieia 2 

Gastillo 2 

38 



5. Znm Wahl mann ist wählbar, wer 

1. miudestens eimiinlzwanzig Jahre alt odfr vorheiratet iat; 

2. die bürgerlichen und politischen Hechte geniesst; 

B. in rler betreffeaden Provinz oder io dem Distrikt seinen 
Wohneitz liat; 

4. leeen und sdneiben kann. 

§§. Die WahlmAnner bleiben vier Jahre in ihrem Amte.^) 
Artikel 83. Die Wahlkollegien Tenammehi sich selbstreGht- 
lieh in der Hauptstadt der Provinz oder des Distriktes am 27. No- 
vember des Jahi-es, das deih Endtermine der verfassungsmftssigen 

R^eningsperiode vorangeht, und beginnen sofort ihre Thätigkeit, 
wie die Verfassung; und das Gesetz^) es voi*öchreiben. In ausser- 
gevvühiili<-li''ii Källenv) treten sie «]);ltrstfns droiasig Tage naiCh dem 
£ria8S det» Dekretes über die T't rufung*') ziiHaniiuen. 

Artikel 84. Die Befugnisse der Wahlkoliegien sind : 
1. Die Abgeordneten zum Kongross und ilue ErsatzmAnner^) 
an -wflhlen; 

') Provinz seit 5. Juni IHflfi. (ia/.. of. IIB?, mit <\vn di>:i Kommaoea 
imd zwei Kantonen, die bis daliiu i^ur i'roviuz Espaillat geiiorten. 

*) Hieas bis 12. April 18D0, Oaz. Of. 817, San Antonio de Yuna; neuer 
Name zn Ehren des Patrioten Gregono Rivas. 

*) Wild Eommone 17. Mai 79, Gol. 1770. 

*i Dorfsohaft Barbero wiid 8. August 1898, Gas. Of. 1251, xuter dem 
Namen Pimentel als dritter Kanton hmzngafügt mit den Doifsohaften 

Gahobete, Canipeche und San Fuhpo. 

^) Vgl. Artikel 44, 45, m, 71 § 2, 05 §. 

Wahlffpsotz vom 11. Jnni M8; Oaz. Of. 721. 
') SoIcVu' Falle sind Tod, Abdankung und T^'nfiiiiigkeit dos Fräsidenten 
oder Vizepra-sidenten d^r T^'piiMik. Vnrf, Artikti 10. 

") Dieses Dfkit i hat dtn liat der Sutatssekretai e nach Vorschrift dea 
ArtikelB 47 der Verf. za erlawen. 

Vgl. dagegen Verl Artikel 20. §. 78* 
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2. den Prtoidenten und den Vizepxftsidenten der fiepobÜk sack 
dea Bestimmongeii dos Artikels 42 seu wfthlen; 

3. alle Yakanzea in den Imtem ausznfOUen, denn Pcocüm^ 
ihnen in den betretenden iBlleD und gemSsB der Verfuemqg vnft 
dem Gesetze snsteht; 

4. Listen*) anzufertigen über die Persönlichkeiten, die in ihren 
Provin?:en die erforderlichen Qualifikationen besitzen, \mi iiitdieder 
des Obersten QeriohtBhofes ^) oder Kiohter der Nieder-Uehcbte') 
zu werden. 

Artikel 85. Die Wahlkollegien stehen untereinander io käoBt 
Yerbinduog/) noch üben eie irgend eine BefngniB ans, bevor die 
absolate MajoritSt ihrer Mitglieder aniresend ist; die WaUen findoi 
einzeln statt und in unnnterbroohenen Sitxongen. 

■ 

Dritter Abeohmtt 
Gemeinsane Bestimninngen fSr die UrwaU-VeraamnlnagMi 

Tind dio Wahl-Küllegieii. 

Artikel 86. Alle Wahlen vollziehen sich durch absolute Stimmea- 
mehrheit und geheime Abstimmung. 

Artikel 87. Weder die Urwahl-Versammlnngen noch die Wahl- 
Xellegien dtlifen sich mit einem anderen Gegenstände als mit der 
Ausübung ihrer Befugnisse, die dnroh die YechaBang and dbs 
Gesetz^ bestimmt sind, beschlftigeq. Sie müssen dch auflOeeo, 
sobald sie ilire Funktionen, deren Dauer das Gesetz^) bestimmen 
"wird, erfüllt haben. 

Titel 13. 
Die bewaffnete Slaeht 
Ai-tikel 88. Die bewaffnete Macht*) ist zu strengem Gehorsam 
▼eipflichtet und hat in keinem Falle eine beschlieesende Otina».^ 

*) Auf ünud dieser Yorsohlagslisten wählt der Kongress nach Artikel 25 
Ate. 2. 

») Verf. Artikel 66 No. 1, 2, §. 
») Verf. Artikel 71. 

*) Vgl Verf. Artikel 215 1 und 2; Artikel 42. 
^ Wahlgesets Tom 11. Juni 1888. Ose Ol 721. 
^ Vgl. Anm. 8 and 9 xn Artikel 25 No. 89. 
^) Dmch diese Bestimmoog wird das Graadieoht des Aitikab 11 
No. 7 der Yexl eiogeBohriinkt 
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Ihr Zweck ist die Verteidigung der Uüabhäng:igkeit und der Jj'rei- 
heit der Bepublik, die AufrechterhaLtnng der dffenüiohen Ordnuog, 
der Verfassung und der Gesetze. 

§. Der KoDgiMB bestimmt jfthrliGh auf Vonohkg der Bxe- 
kative die ChrBiBe der Land- imd Seemaoht im Frieden. 

$|. Ih Iteinem Falk k&inen privüegierle Trappen geeohaHbn 
werden. 

Artikel 89. Das Oeeets wird die Bestimmangen Uber die 

Einbeniftmg und das Avancement im Heere treffen.^) — In keinem 
Falle können ciiidLie militärische Posten geßchaffcn werden, als die, 
welelie durchaus nötig sind, und kein Raag, noch Amt v. ird erteilt, 
es sei denu, um einen g:esptzlichen, vakanten Posten zu besetzen. 

§. Aussei-dem giebt es in der Republik eine nationale Miliz, 
deren Organisation und Dienst durch das Gesetz bestimmt werden. 
Die jeder Provinz oder jedes Distriktes steht miter dem unmiitel- 
bsien Befehl des Gottvemeurs; sie kann nur in den FUlen und in 
der Weise, die vom Oeaets bestimmt sind, mobil gemacht werden. 
Die Chaigen in der Hational-UiliE werden dniüh Wahl und and 
Zeit veriiehen. 

Artikei 90. Die MüitSr-F^rBonen wradoi mucih den Beetim- 

n)uiigt?n (los Militär-Straf-Gesotzbuehes*) vor dem Kriegsrato zur 
Venintwortung gezogen, wenn die begangenen Delikte unter die 
Vorschriften des genannten Gesetzbuches ftiUen; in den übrigen 
Fällen aber, oder wenn die Militär-Personen mit einer oder mehreren 
Civil- Personen zusammen angeklagt sind, werden sie von den ge* 
wOhnUchen Tribunalen abgeurteilt 

Titel Ii. 
AIlgeiiMia« Bestimmiingeii. 

Artikel 91. Keine Allgemeine Steuer'*) kann anders als kraft 
eines Gesetzes auferlegt werden; Kommunal- Abgaben können nur 
für die betreffende Gemeinde und in Uebereinstimmung mit dem 
Gesetze erhoben werden. 

*) Vgl Anm. 8 uid 9 sa Ali 25, Ho. 39. 
OodigQ Penal Militär y de Frooedimieoto Militär vom 26. August 
I8S4, Gol. TX, Ko. 2276. Teil Artikel 11, Ko. U Abs. 3, Artikel 25 
No. 39, Artikel 69, Na 9. 

') Vgl. Aziikel 25, No. 5 imd Anm. 



§. Die Einkünfte, die sich ans diesen Steuern ergeben, mi-i 
die da.s Veruiog'en der Kommune bilden, sind unantastbar und süid 
nicht anders zu verwenden, als das Gesetz voreclireibL 

Falls sie aiu irgend einem Anlaaa Torschriftewidiig vertnnc^ 
werden, sind sie von denen «i ersetien, die sie verweodel ImImq, 
UDgeachtet der sonstigeD geeeteHoben Venntwortlichkeit 

AztikeL 92. Die Au^be von Papiergeld bleibt für iauMr 
verboten. 

Artikel 93. Aus dem Staats-Schatze wird keine Summe n 
anderen als den gesetzlich vorf^sohriebenen Zwecken und ^enirjjs 
den gt^nauen, vom Kongresse genehmigten, Voranschlägen, die jäiifUch 
veröffentlicht werden, entnommen. Ebensowenig können die dem 
Staate aukommenden Einkünfte andecs, als in dm öffentiichen SiuBm 
deponiert weiden. 

Artikel 94. Der YoraneeUag jedes Staafs-SekreteriateO 
flOlt in Kiapitel. Von keinem fieeeort kennen anf ein nodenB 
Summen flbertragen weiden, noch die BeetBnde ihrer eigeollittoi 
Bestimmung entzogen werden, es sei denn auf Qnmd eines G^etzea. 

Artikel 95. Es l»esteht eine ständige Rechnnngskiiminer, die 
von fünf von dem Kongresse-) ernarinten Bürgern gebildet wird, um 
die allgemeinen und die einzelnen K»3chnungen der Kepoblik so 
prttfen. Sie hat beim Beginne jeder Seeaion dem £oDgreß«e «len 
entsprechenden Bericht über die üaohnungen des veifloflsenen iakns 
in erstatten.^ 

§. Die Hitgtieder der Bechnnngakammer bleiben vier Jihie 
in ihrem Amte und kßnnen nur auf Grund einer Anklage^) hm 

dem Kongresse und, wenn dieser nicht tagt, bei dem Obersten 
Gerichtshöfe verhaftet werden. 

§§. Das Gesetz wird die Befugnisse dieser Kammer f^Lssetzen. 

Artikel -96. Die Onlndung irgend einer Art von standigea 
Grundzinsen, Abgaben, Pfründen, Familienfideikommissen oder iigend 
welcher FideikommiasvermJtehtnisse ist verboten. 



') Vgl. Artikel 63. 
») Verf. Art 26. 3. 

Ley quo estableoe una Camera de Caantaa vom 27. Juni ItiML 
Artikel 10, No. 5. 

*) Vgl. Ai-tikel 51, No. 10. 

Ley, Game» de Cuentas« vom 27. Juai 1896. Artikel 10-20l 
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Artikel 97. Jährlich werden mit der giössteii Feierlichkeit 
in der f^anzen Rt^publik der siebeniindzwaiizig^sto Febniar^) als Jahres- 
tag der rnabhängigkeit und der sechzehnte Aiigiist^) als Tag der 
fiestanratioQ gefeiert; diese sind die einzigen nationalen Festtage. 

Artikel 68. Die Flagge der Republik ist von blanen imd roteOi 
sioh aohiflg gegenflberlieigendeii, Feldern gemrteüt und trflgt in 
der Mitte ein mBsee Kreox, deesen Anne \Ab an den inaseren 
Band der Fartwnfelder xeiehen, und im ICttdpunktB daa Wappen- 
Bohild der Republik. 

§. Die Handelfiflagge iat dieaeHie ine die dea Staatea oIum 
daa Wappenschild. 

Artikel 99. Da.s Wappenschild der Republik ist ein Kreuz, an 
dessen Fusse das aufg'eschlagene Buch der Evangelien rnht; beide 
ragen hervor ans einem Siegeszeichen (vier Fahnen), als doin 
Zeichen der Freiheit, das von einem Bande mit der Inflohrüt: Oott^ 
Vaterland und Freiheit, umschlangen ist 

Artikel 100. Jeder Schwur mnaa auf die Verfasaong und daa 
Geaets geleiatet werden und kein Angeatellter oder Staatebeemtar 
kann aain Amt antreten, bevor er dieaen Eid vor der snstHndigen 
Bdiflfde abgelegt hat*) 

Artiknl 101. Die Gewalten, denen nach dieaer Yerbaanng 
das Seoht snsteht, den Krieg zu erklärsn, dflrfsn dieees Becht nicht 
ausüben, ohne den Schiedsspruch einer oder mehrerer befreundeter 
Mächte vorzulegen.*) 

§. Um diesen Grundsatz zm hekräftigoii, soll in alle Verträge, 
welche die Republik mit anderen Staaten abschliesst, folgenile 
Jüausel aufgenommen werden: alle Streitigkeiten, die sich zwischen 

») Vrrf. Art. 21. 

*) Vgl. Artikel 21. Am l»t. Aiigußt 1803 beganu der Befreiungskampf 
von der spanischen Zwischeuherrschaft; es ist der Tag der Restauration; 
zum National-F^ittage erklärt durch Dekret vom 11. August 18G4, Col. IV 
No. 791. 

*) Der Eid, den der Frindent nnd Vise-Ftteident der Bepnblik sa 
knien haben, aind verfMBiuiginlwig im Artikel 49 voigeedmeben, 
Anin. sa demselben. 

*) Hier ist nur der Fall der Offensive gemeint, denn hv\ elnom \'i 
griffe von Seiten einer fremden Macht hat d.»r Präsident der Kejtublik auf 
Grund des Artikels .^1, No. 1 das Rcfht und iVw Pflicht, den Krit-g zu er- 
U&ten. y^. Artikel 25, Abs. lü und Artikel 51, Abs. 21 der Verf. 
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den koDtnliieraaden Teilea oM h tm klkuiaa, mtaw vor «öwr 
etwaigen KriegeeiUlraiig dem SoMedftgeticiite einer oder mmka m 

befreundeter Staaten ont w w orfeu werden. 

Artikel 102. Jede usurpierte Macht ist rechtlos und iiire 
Akte sind nichtig. Keine Entscheidung, die in umstürzleriscber 
Absicht von drr bewaffneten Macht oder von einer Yareiiiii^UDg 
TOa Poisonou herbeigeführt ist, hat Rechtskraft 

Artikel 103. Jeder Körperscliaft oder Behörde ist die Adb- 
flbung iigend einer Betngnie, die ihr nioht durch die YerfMwmig 
oder die Qewtie flbertr^ en ist, vetbot«.^) 

Artikel 104. Jeder Bfliger kann einen AngesteUten oder 
Staetabeamten bei deaaen Vorgoaotaton ankkgen, oder bei dan 
BeiiAEden, die daa Qeaete beatinunt, 

Artikel 105. Die Beamten*) der Bepublik dfirfen keine 0e- 
schenke oder Ämter, Ehrenbeweise oder Belohnungen von einer 
fremden Regienmg ohne Erlaubnis des Kongresses auuelimen. 

Artikel 106. Das Yölkciiecht Inldet einen Teil der Ges^Hz- 
gcbung der Kepuldik; folglich kauu ein Büi^erkrieg durch Verträge 
der Kriegführenden, wenn sie als solche anerkannt worden sind, 
beendigt werden; voransgesetzt ist, daas sie die Sitten und Qe- 
brinehe der chriaüiöben und oiTiliaierten Staaten befolgen. 

Artikel 107. Niemand kann Tefpflichtet werden, daa an tbnn, 
iraa daa Geeetz nicht befiehlt, noofa darin gehindert irarden, -waa 
daa Qeaets nioht Terbietet 

Titel 15. 
Die Vertasaungsändening. 

Artikel 108. Diese YerCuanng kann geändert werden, wenn 

die absolute Majorität des Kongp^esses^) es beautiii^t, und Dreiviertel 
seiner Mitglieder^) die Reform genehmigen. 

Vgl. dagegen Yerl Artikel 26. 

") Und ftberhanpt kehi Büzger, Artikel 15, No. S der Yerf. ond 
CM. IX, No. 2422. 

*) Unter der Majorität des Kongresses ist hier nioht, wie im Artikel 22 
der Verfassung, die Majorität des beeohlussfähigen Kongresses, also dn 
Antrag von miudestens neun Mitprlipdern t\\ vei-steheii ; viMlnn'lir mnss eine 
Verfas8an«3«»-Ändi'run;x von dor Maj(jritat dos voll/ilhli^en Kongresses, also 
von dreizehn Mitgliedern beatitrayt werden. Vgl. mein Referat, Jahrbuch HL 

*) Ako mindestens sechzehn Btimmeo. 
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§. Nur ühter die ßestiinmungeiu ^) die vorändert, kinzugefüj^ 
oder aushoben worden sollen, darf verhandelt worden. 

Artikel 109. Um eine Reform in Angriff zu uehmeo, ist es 
Tinerläaslich, dass in drei verschiedeiien Sitztmgen, von denen jede 
dnroh einen SSdIzaiim toh mindeiitetiB drei Tagen von der anderen 
getrennt ist» die Notwendigkeit der Reform von Zireidritteln der 
Wemndswansig Mitglieder dee Eongfeesea aneritannt wird.*) 

Artikel 110. Nachdem der Kongreas die Netwendigkat ^ 
Beform eridftrt hat, wfrtl Uber den vorliegenden Entwurf auf gleiclie 
Weise, ■'^) wio üljcr sonstige Qesets^- Vorlagen in drei Sitzungen 
beraten und verhandelt 

Äi-tikol in. Die Befugnis <les Kongresses, die \^^^fassung 
zu i-eformiereu , ei'streckt sich nicht auf die Begierungsfonn , die 
Btete repubüJniniach, demoki-atisch, unter der reprfteentativen, alter- 
nativen und verantwortlichen Form bleibt,*) 

Artikel 112. Die vorii^genda Yei&nang tritt an dem Tage 
ihier amüiohen FlromnlgaHon in der Bepnblik in Kraft ^ 

Titel IG. 
Übei^angabestimniiiiigen. 
Artikel 113. Alle gegenwärtigen Oes<^tze, die nicht im Widei^ 
spmche mit der VerfBseung atehen, bleiben in Emft, aolange aie 
nicht durch andeie nene derogiect werden.^ 

*) Und zwar nur über solche Bestimmuugeu, die sich nicht auf die 
BegieruDgsform bt^zieheii, wie nie in den Artikeln 2 und Iii uur Verfahsung 
vorgeschriebea sind. • 

*j Bs wird also Aber die N<»tweiHUgkeit der Reform ia denelben 
Weiae, wie über aonatige OeBoties-Voilagen abgoatimmt, mit dem Unter- 
aobiede, dam 3 Tage aoatatt einer, Artikel 28 der Yeiteaang, zwimhea 
den einzelnen Sitzungen liegen müssen, und dass die Majorität von drei 
Vierteln der 24 Kongress-Mitgheder erilkmlerlich ist, also sechasebo Btiinnien. 
an^^tatt, wie beim Gesetzgebungs-Prozesse die Majorität von zwei Dritteln 
der unweäenden Deputierten, deren Zahl wenigstens secbeusehn betragen 
muss, Verfassung Artikel 22. 

») Wie die Artikel 22, 23, 28—33 der Verl vorschreiben. 

*> Vgl. auch VeiL Artikel 2. 

Alle übrigen Oeeetse treten eist unter Berfictanohtigung dea Artikel 1 
Aba. 3 des Oodigo Qinl nadh ihrer Fmmolgation, wie aie die Yexl m den 
Artikeb 3& nnd 61 No. 2 veraehreibt, in Kraft 

*) OeaetR-lndeniogen eraoheiaen in Form von Novellen nur an Oaeets- 
bftohem, Verf. Artikel 34 nnd Anra.; alle übrigen Oeeetse weiden, 
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Artikel 114. Diö TorliegeDde VerfnBoiig iat Toa der voD- 
liehenden Gewrit der Bepnblilc in promttlgieren. ^) 

Artikel 11.".. D.n- I^iHsident der Republik hat auf die vor- 
liegende Verfassung vor dem Kongresäe in der gegeuwärtigen 
Seasirtti zu schwüren.') 

Gegeben io Santo Domingo, der Hauptstadt der Repul lik. am 
zwölften Juni dee Jahres 1896, dem dreiundfüntzigsten Jahre der 
Diwbhtogigkeit und dem dreiuoddieMsigeteti der Pe^^taiuilioiL 
Der ViaepciBideiit Der FrlsideDt 

(dee Nationalkoo groBoe» .) (des Matio o aU rongrea B eft .) 

Hier folgeii die Namen der Obrigien sweiiiiidstnuaig Ab* 
geordnefeaiL 

Promtilgiert. Santo Domingo, den 20* Jimi 1896, im drei* 

imdfünfzigsten Jalirc der Unabhängigkeit und im dreiunddretesigsteB 

der Restauiatiun. 

Der Präsident d^r Republik. 
Hier folgen die Namen der sieben Staate-Sekretäie. 

wenn ib modtflnert werden^ in ihnm ganaoa Toxte ala neue Oenlie im 
Amtabbitte imUirieit 

0 Naoh Beetimmmig dea Artikels No. 61, No. 1 der Vert nnd «sler 
Beobaohtang des Beofates der BxekntiTe, das ihr die Artikel 90/32 <kr 
V rf. h( liegen, ond mit der Wirkung der VoTBohnft im Aitiktl 112 
der Verf. 

*) Wie der Artikel 48 der Verf. bestimmt. 
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Nachtrag Frankreich. 

Gesetzgebung 1899. 
Beferent: Dr. Josef Diique^ne, Professor der Hechte, Grenoble. 
Übenefsiug Ton Oakar HeUnmtUdtaier, SyndikiiSf Berlin. 



Die Gesetzgebung für dais Jahr 1890 weist eine verhältnis- 
mässig geringo An/.iilil von gesetzt:» 'Iberischen Akten auf, al>er 
mehrere daninter sind von gi-osser Bedeiitung. Wir erinnern hier 
nar au das Dekret vom 16. Mai 1899, welches die Konvention 
des ÜDternatioiiiilen Priviitrerhtes (besclüossen im Eaag, am 14. No~ 
▼ember 1896) ▼erkundet fis ist dies ein etiler wichtiger Schritt 
auf dem Wege der ISnignng des Beohtes neter den ciTilisierten 
YOIkem, und es ist dcher so hoflSen, dass die Niederlftodiscfae 
Begierong, weiche die InisüTe tu dieser Bewegung ergriff — er» 
mothigt durch diesen ersten Erfolg — , des b^nnene Werk fort- 
setzen wird. 

Auf dem Gebiete des Civilrechts sind die Artikel 1007 und 
1384 des Code Civil abgeändert. 

p]in Ge^^otz vom 25. Mflrz 1899 fügte dem Artikel 1007 drei 
Psragraj'lion hinzu. Dieser Artikel bestimmt, dnsB die eigenhändigca 
und mystischen Testamente vor ihrer Vollstreckung vorzulegen 
sind dem Präsidenten des Civilgerichts am Orte der ^^i^^ui^fir 
der Erbfolge** (ourerture de la soocession), d. h. an dem Orte, wo 
der Erblasser seinen Wobnaitz hatte. Eb wurde ein ProtokoU Ober 
die Yerlesung aufgenommen und das Testament einem durch den 
Gerichtspräsidenten beauftragten Notai; übergeben. 

Bieee formafititoTi waren lang, schwierig und nrweilen selbst 
pi^ti8cii uuaubfühibar, wenn der Ort des Todesfalls weit entfernt 
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"war von dem Wohnsitz Ueü Erblassere.*) Dieser Übelstand war 
hesonderB fühlbar, wenn ein im Mnttorl;in<l uomizili-'iter Franzose in 
den Knlonif^n starb} oder in Frankreich starb, während er m den 
Kolonien wohnte. 

Fflr diese beideo f&Ue bestimmt das Gesetz vom 25. M&n 
1899| dass es genügen soU, trenn das ajgeahtadige oder mysti<%|ie 
Testament dem PMsideDten des dvilgeriditB am Orte des Todes- 
faUs vorgelegt wird. Der Ftflstdent nimmt ein Fkvtokell Aber die 
ErOflhung und die Sintragung auf und ttbenrelst das Origiiial den 
Fritoidenten des OivUgerichts am Wohnslti des BrUaase»; enteisr 
ordnet eine PtotokoUanfiialinie nnd die Hinteiiegung bd einem be- 
auftiaj;tf»n Notar dem alteu Gebmuuh entsprechend an. 

Artikel 1384 C. Civ. ist pp.lndert durcli ein Oesetz vom 
20. Juli 18!>0. Dirst's (tesot/ oitiuot <lie civilrechtliche Haftung 
der Mitglieder der öffentlichen lluterricliti^nstaiten. Der 
Code Civil in der Redaktion von 1804 legt den Mitgliedern der 
T'ntt-rrichtsanstaUen eine doppelte Verantwortung auf: eine direkte 
Haftung fOr ihr perB6nliches Versoholden: Handlangen, NaohÜasigfceit 
oder einiBohe Unkenntnis, (Aitikel 1882 und 1383); eine indirekte 
Haftung fOr das Terschnlden ihrer Sohtiler oder ihrer Aniselier 
(Artikel 1384). Die indirekte Haftung des Artikel 1384 beniht 
anf demselben Grund, wie die direkte Haftung der Artikel 1382 
bis 1383, d. h. auf dem persönlichen Verschulden äm Lehrera 
Dieser ist im Falle des Artikel 1384 verantwortlich, wenn er seine 
Schüler schlecht liberwacht oder seine Gtehülfüii bolilecht gcwähli 
liat. Indetiö besteht ein Unterschied zwischen dem Fall der Artikel 
1382—1383 und dem Fall des Artikel 1384: im ersten Falle 
muss die Schuld des Lehrers durch den Geschädigten bewiesen 
werden, wAbrend sie im sweiten Falle piftBumiert wird. Wenn die 
Haltung fOr die That eines Sdhfllers beansprucht wird, kann dar 
Lehrer sich befreien durch den Beweis, dass er die fiaglicbe Tbst 
nicht hindern konnte. — Dagegen findet der Gegenbeweis gegen 



Es ist m erwihnen, daat aohon die OeriehtBpraads sn der ^ 
wignng gdsoffte, daas der Artikel 1007 C. Civ. die Toilegnng Iwi den 
PrHfiidenten des Oeriohtes des Wohnaitses nioht bei Strafe der Niehti^nit 

foitlerte, und didier zuli* ss, das.s' man diese Vorlegung bei dem Präsid^atso 
den r;, riohbj am Orte dos Todesfalls vomdinieii durfte. Das Oeaets von 
1899 btwtätigta nur diese Oeriohtspnuda. 
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diese Vermuthung niclit statt, wenn die Haftung des Lehierb auf 
einer That eines serner Angestellten beruht Man beachte, er haftet 
in diesem Falle immer daiür, dass er seine Gehülfen sohlecht ge< 
wfthlt hat 

Diese Haftiuig der Diisktoren für ihre Schüler oder ihre 
AngeBteilten war nelleiGht gerechtfortigt im Jahre 1804, wo 
die Lehrer noofa die MSgliohkeit liatten, nur diejenigen Schüler 
«nsunefamen und su behalten, die ihnen paasteii, und ihre Geholfen 
«nssosoohen, ihnen YerhaltoDganaBBr^geln in geben und sie' zn 
ftberwaoluBn, 

Die Lage der Lehrer ist dieselbe geblieben bei dem freien 

Privatunterricht: sie hat sicli in mancher Hinsicht geändert bei den 
Lehrern der öffentlichen Anstalten. Das Gesetz von 1881 üher den 
obligatorischen Elementarunterricht legt den Leitern der EIenient<ir- 
schulen die Verptlichtung auf, alle Schuler aufzunehmen, die sich 
melden, und Utest ihnen nur die Möglichkeit, die Schüler auf drei 
Tage abzui^'eisen. Andereraeite haben in allen Stufen des Unter- 
'nchts die Direktoren der Elementar- oder MittelsohuleD das Beoht 
▼edoren, ihre AngeeteUten «ustnwahlen mid ihnen Yerhaltnnga- 
maasregdn an geben; aie haben nur noch ein Aofsiobtareoht fiber sie. ' 

Die 0eriohtBpiazi8 hatte dniofa bnehaMbliche Interpretation des 
Artikels 1384 in Wirklichkeit angelasaeD, daaa die Lehrer der 
öffentlichen Anstalten nicht hafteten, wenn sie die That nicht 
halten verhindern können, auf welcher die Haftung beruiite. Be- 
sonders alKjr hatte sie die freiere, aber sehr einsichtsvolle Tnter- 
prcUition eingeführt, dass die Schnldirektoren nicht für iiiie An- 
gestellten verantwortlich waren, ausser wenn mau ihnen persönlicii 
einen Fehler in der Beaufsichtigung nachweisen konnte, weil sie 
ja nur noch ein Aafaichtsrecht über ihre AngeeteUten hatten. Die 
logische KonseqneoB dieser Praxis wftre gewesen, die Haftung, 
von der man die Schnldirektoren befreite, auf den Staat absn- 
wUaen, der nunmehr die Aogestellten auswählte und ihnen In* 
struktionen erteilte.^) Die Praxis zog diese Konsequenz nicht, 
da die Oivilgerichtef die gewöhnlich für diese Sachen zuständig 
waren, gegen den Staat keine VerurteiliiDg aussprechen konnten. 
Es hätte gegen diesen letzteren eines veiwaiiungsrechtlichen 



*) Midiaad, Eevue de Droit PubUo 1896. pag. 401—421. 
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P mo a ooD bedurft Eb gab also hier eine LOcke. AiKleix^rseits va^ 
Aolaflsten eloige Temrteilsndd Erkenntnisse gegm Lehrer der öffent- 
lichen Unteniehtn-AiiBtelten fon 1892 hn 1896 lebhafte Klagen 
aeitena der pidagoguchen Preese. Infolge dieaea Zeitnngatounpfaa 
erachien daa Geaete vem 20. Juli 1899, welches beeHnmt, da» 
die omlrechtUche Haftang dea Staates im Falle des Aitikela 1384 
€. OiT. an Stelle der Haftnng der IßtgUader der (MfentUcben ünter- 
richtsanstalten tieleu soll. Dieses Geset» wendet übrigens auf die 
Ijehror des ßffentlicbefi riit'-n irlits nur don nllgc»nwin6n Griinilsatz 
an. iijicli weiclieul *i>'r St;>;il fiir "1*mi Scliaiicn vol•;l^l^vo^tl^cil ist, 
der durch die Ilandluiigeii seiner Beamten vunii^cht wird. 

Der Artikel 2 dee Gesetzes vom 20, Juli 1899 ffigt noch 
hinzu, dafls der Proaess wegen der Haftung ror den'CivUgerichten 
erhoben werden muas, während er primipieU vor die Verwaltonga- 
gerichte gehörte. Dleee Beetinmiiing iet an Gunsten der Brivat- 
porsonen eingefdhrt, welche hier besondera den Nutaen habeoi 
schneller ein Urteil sa erwirken. 

Die anf dem Gebiete dea CivilpmseBaea durchgefOhrten Befonnen 
bieten weniger lebhaftes Interesse. Ein Dekret vom 12. April 1899 
vcrküinlot die Konvention, geschlossen in Poto^^llu^g um 27./15. Juli 
1S96 /wisclion Frankreich und Huhölatid, welche die Fmn^osen 
in Rttssl in i und die Russen in Frankreich von dor Cautio JuditÄtum 
solvi ausnimmt. Die Konvention vom Haag, vom 10. November 
]S90, welche ebenfalls die Ansrf'liörigen der koutrahierenden 
Staaten von der Verpflichtung befreit in einem anderen kontra- 
hierenden Staate die Cautio Judioatum aolvi au stellen, hatte dieae 
Konvention nicht unnOtig gemacht; denn sie knüpft an die An* 
Wendling der Befreiung von der Cautio Judicatnm sdvi swel Be> 
dingungen: dass der Antragsteller einem der kontrahirenden Stiaten 
angehört, und dam er auch seinen Wohnsitz in einem dieser Staaten 
hat. Die Potei-sbur^tT Konvention knüpft die Befreiunj^ von der 
Kaution an dio Nationalität der Franzosen oder Hussen, ohne die 
Beilingunp; des l>oiiu/.il>. 

Auch ist ein Gest^tz vom 15. Februar 1699 anzuführen, \veiehe.< 
das Aktciif^choimnis bei Zustellungen durch öenchlsvoUzieher 
sichert. Xacli Artikel G8 «los Code de Proo6dnre civile händigt dar 
OenchtsvoUzieher, der die Partei oder einen Angebogen leqn 
Dienstboten nicht antrifft,' daa Schriftatack einem Nachbar eiut oder 
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wenn dieser d«B Original nicht ontoneichnen will oder kann, dem 
B O fgermefeter oder dessen Vertreter. 80 kommt es oft vor, dasB 
ein SoihriftstQck mir Kenntnis dritter Personen gelangt, das dooh 
nur Ittr die interessierte Person bestimmt ist Oder diese Akten 
(man denke nur an Yorladiingen anl dem Gebiete des Znoht- 
Poüzei-Goi-ichts) entlialteii oft Hinweise auf Dinge, welche dem 
Kre<lit8 der ÖeschäftÄl^^iitc o<lor lier Eine 'ior Familie schaden 
k«"nnen. üm diesem l'liolstando ali^uhelfen, fügt dia^ üetsuU vom 
15. l'ebrxiai' lä'J9 dem Artikel 68 einen Paragraphen hinzu, nach 
welchem das Schriftstück, wenn es irgend einer anderen Person 
ab der Partei selbet oder dem Procurenr der Bepublik eingehändigt 
irird, im versoblossenen Oouvert sugesteUt werden mnss. 

Die Oeeetie auf dem Oebiele des StrafprosesBes sind sohon 
sehr bekannt, teils wegen ihrer eigenen Bedentang, teils durch die 
Ereignisse, au welche sie sich anschlössen. 

Das erste der Beihenfolge nach, das Ossels vom 1. Mftrs 1899, 
kiiflpft an die AfEuro Dreyfus an, aber ist bestimmt sie zu über- 
leben. Am 29. Oktober 1899 liatlc die mit dem Revisionsaut rag 
gegen duö Jrteil des Krieer«gerichts befasste St lat Kammer de« Kassa- 
tionshofes, das am '22. l)r'zt iidier 1894 den Hauptmann Dreyfus 
w^en Hochverrats veruiteilt hatte, diesem Antrage stattgegeben und 
eine üntersüchung angeoi'ciiiet, an welcher ade ihre Mitglieder 
teilnehmen sollten. Frfihere Urteile der Strafkammer in Ähnlichen 
Sachen und die Stellungnahme gewisser Mitglieder w&hrend der 
Untersuchung ▼eranlaBSten lebhafte Angriffe gegen diese Kammer. 
Eine erste Untersuchung durch den Präsidenten des KassationB- 
hofes hatte nur . wenig wiclitige Thatsachen su Tage gebracht 
Kene Aeossernngen folgten, in Folge deren der Oeneral-Staatßanwalt 
Quesnav de Beaurepaii*e sein Amt niederlegte. Eine weitei-e Unter- 
suchuug wurde dem i'iiL->id«:uti'!i des Kas^atii.iishofes und zwei äUeien 
Mitgliedeni übertrafen. Di^^se K(iiiinu>>iiiii erklärt«- na< Ii dor Hntor- 
suchung, dass die leidensciiaftliclie Opposition, die im Lande aut- 
getreten war, bis in den GerichtKSjial gedrungen sei, imd un- 
bewusst selbst die Ricliter l)eeinf1usst habe, so dass ^cin 
wflrde, unter diesen Umständen „die Verantwortung der definitiven 
Entscheidung nicht der Strtfkammer zn belassen.** Infolge dieser 
Untersuchung brachte die Begiemng einen Gesetsesvoischlag ein, 
welcher dem Kassationshofe in pleno die Entscheidung der Sachen 
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übertrug, ia deneo die StntfkMPmer die Uatenmcbiiiig gefUirk 
halte. Dieser Antrag wurde lom Qeaete Tom 1. lOrs 1899 imd 
had aofort Anwendung anf den BeYiatonaantrag nm Dreyfaa. 
Dies Geeets ist aleo in IBnainht anf die ümaHade, die ea venn- 
laaateOf ein Megenheitageaefi, wie ftbrigene die meisten Oeaete. 
Aber es war vom politischen und juristischen Standpunkte aus ein 
ausgezeichnetes Gesetz. 

Eh ändert die l>eiilen ersten Piimunaplieii des Artikels 445 
des Cf)de (V Tnstniction Criminelle iu folgendem Siiin»^': Im Ftile 
der ZuUflsigkeit entscheidet die Stmfkanimer über den Revisious- 
•ntmg, wenn der Thatl f ind schon feststeht. Steht der Tha^ 
beatand nicht fest, so befasst sidi die Straftaramer direkt oder 
dnroh erMKdite Somniiaaionen mit der Inatmktion, ind entschieden 
wird über die Saefae durch die versinten Eanunem des K aaaa ti ona - 
hofes. Diese fiefonn Ist in gewiaaem Maase die Anwendung dar 
edboo au den llteren Geaetien gemachten Trennung awiachen 
üntersnchung und ürteil auf den ReriBfonaantrag. So beetiBimle 
der Artikel 257 Cod. d. Instructjon criinin., dass die Alitglieder 
des» Aiipellationsgericht«!, welche die Erhrlmn^ der Anklagte be- 
schloRseii hikben, in d»Ms» !l>. ti Sache weder Voj-^itzeuUe nocii Bei- 
sitzer Bein können bei Strafe der Nichtigkeit. Ebenso verhalt es 
aich mit dem Untersuchungsrichter. Dieeer Gnmdsatz wurde nur 
auf die Crteilsfällung in Strafsachen angewandt Er ist ausgedehnt 
auf die Urteiiaailung in Poliaeigeriohtaaaohen durch Qesels rom 
8. Daaember 1887 (Artikel 1). 

Die Anwendung dieaes Prinsipa auf die ReTiaonaanMge hüte 
dazu gefflhrt, die Strafkammer yon der ürtailsftUang anasn- 
aohUeeaen. Aber die Regiening betonte^ um die Teilnahme dieaer 
Kammer an der Urtcilsfällung zu rechtfertigen, dass zwischen ihrer 
Lage und der Lage der Kammer für Anklageerhebung imd des 
Untereuchungsriehtors ein wii htiger ünt*Mse)u«'d existiert: Die Straf- 
kammer beschiiesst wc<lcr durch eine Vedügung nuvh durch ein 
Toriftofiges Urteil über die Resultate der Untersucltuug, sie fasst 
nur das BeweiamAterial zusammen, ohne sich über die Resultite 
üuer Untersuchungen suszxispreohen. B» lag also keine Veranlaaanng 
für die Regierung vor, die Strafkammer ginzlich von der BdIp 
acheidung auasuechliessen, wie das bei dem Appellationegericfat 
und dem üntersuohungsrichter der Fall war. — Die gesetsgebenden 
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KOcper siod der Begiemng gefol^ and haben die Kompelens des 
KasaatioDsholeB in pleno beet&tigt 

Das Gesetz 70in 15. Juni 1899 hat anf das Veilüiren vor 
den Kriegsgerichten gewisse Garantien ausgedehnt, die zu Gunsten 

der Angeklagten in der bürgerlichen Rechtsprechung durch Ge- 
setz vom 8. Dezember 1897 übei- die Voi tuitersudniiig geschaffea 
waren. Die so übertragenen Garautiea sind folgeiuie: 1. Ver- 
pflichtoug des untersuchonglfilirenden Beamten, den Beschuldigten 
binnen kürzester Frist zu vernehmen; 2. Beschränkung des Verbots 
des Verkehrs; 8. fiecht auf Beistand, d* h. gewöhnlich seitens dnes 
Rechtsanwalts, der dem Besohnldigtsn in allen Stadien der ünteF> 
soohung ZOT Seite steht und Kenntnis vom Veifahren am Tage 
jedes Vwhörs nimmt Diese Beform ist fibrigens beschrtnkt anl 
die Kriegsgerichte in Friedenszeiten und zu Lande. 

Ein Gesetz vom 5. August 1899 bat wichtige Jiefoi men auf 
dem Gebiete des Strafre^sters eingeführt. Die Einrichtung (b^s 
Strafregisters bestellt darin, dass in der Kanzlei des Gerichts eines 
jeden BesdrlES dn Verzeichnis über alle in diesem Bezirk geborenen 
Personen angelegt wird, in welchem man gewisse Eintragungen 
über die gerichtlichen Vorgänge jeder Person sammelt Für die 
ansseriialb Frankreichs geborenen Personen oder diejenigen, deren 
Geburtsort unbekannt ist, werden jene Eintragungen im Justiz- 
ministerium gesaminelt. Dies Verzeichnis enthält hauptsächlicii An- 
gaben über Verurteilungen wr^gen Verbrechen rxler Vergehen, über 
Disziplinarstrafen seitens der Verwaltungsbehruvlen oder Gerielite, 
die gesetzliche Nachteile nach sich ziehen, iiber ricliterliche Konkurs- 
oder LiquidaüonserlüArungen etc. etc. Die Einrichtung der Straf« 
register ist ganz besonders natzUch für Terschiedene Zweige der 
Öffentlichen Verwaltungsbehörden. Sie ermOglidit ihnen, sich^ Über 
das Vorleben der Personen zu unterrichten, die Beschftftigung bei 
ihnen nachsuchen. Sie ist unerlSsdich fttr die Einrichtung der 
Wahl- und Geschworenenliste; gewisse Verurteilungen und gewisse 
Disziplinarstrafen bodincren die Unfähigkeit zur Eintragung in diese 
Listen. Schliesslich veibchatU sie den Beamten die Kenntnis, ob 
sie einen erstmaligen Verbrecher vor sich habeu, einen einfach rück- 
fälligen oder einen Qewohnheitsverbrecher.^)^) Diese Benutzung des 

') Oesetz Tom 14. August 1885 fiber die bedingte Vemrteiliuig und 
Behahilitation und Oesetz vom 20. Härz 1891 Aber dsa StrafanfBohnK 
*) Ossetz vom 27. Mai 1885, Strafe der ^osweisiuig. 7g 
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Strafregisters durch öffentLiohe Beliiördda hat niemals Schwierig- 
keiten gemacht. 

Anders ist es mit seint^iti Gebrauch durch Privatleute. Ein 
Erlaat ▼om 6. November 1859 hatte jedem Privatmann, der esa 
intoran» naohweiBeii konnte, en&Aohtigt, die Erteilung eines Ana- 
sugw «la dem Stn&egister xn ftwdem. In der Ptexk eikuutB 
auui bald, da« dieae MQ^klikeit groaae Miluen batg: Der Ana- 
ang aoa dem Btnfregiater konnte xor Walfe für Etpieaonng nnd 
VeriAamdung werden. Brlaaae r<m 14. Aognat ond 6. Deaember 
1876 beetimmtan, daaa ein Auszug ana dem Strafrap^iater in Zu» 
kunft nur noch der Person ausgestellt werden sollte, die dicvser 
Auszug betraf. LideBöeu blieb iVw »"fleiitliche Benutzung des Strai- 
registeiö docii auch in dios^r Form üIhtjUI gebräuchlich, um sich 
über das Vorleben von Leuton zu erkundigen, die eine Beschäftigung 
aachtrti. wie Arbeiter, Angeatelltey Lehrer etc. Die Erwähnung 
einer Bestrafung in dem Auasiige war sehr häufig ein Hindernis 
fOr die Anatellung. Danms folgte, daaa Leata, die venuteilt wann 
— wenn anch nur ein dnsigea Mal — , auf die gvBaaten Schwierig- 
keiten Btieaaen, Esatenimittel ao finden, imd aehr oft, abgeeohieckt 
dundi einen abadüSglichen Beacheld, aiofa TerfOhiieii lieaaen, neue 
Delikte an begehen. 8o konnte man behaupten, daa Stiafiregiater 
sei euier der Faktoren des Rückfalls. Die BeJorm dee EHasaea voo 
1876 liatte an diesem Siaml der Dinge nichts geändert: Die 
GutsheiTeii lui'l f^ruislip n Ail'oitgcber, die selbst keinen Aiis7.\ii: 
UU8 dem Stnitiogister inelir erhalten konnten, fonh'it' ii iku von 
dem. der ihueu aeioe Dieoate anbot, und der Übelstaiid blieb voU 
beatehen. 

lüne Reform eraohien nOtig und eine aoaeecerdentliohe £om- 
miasion wurde gewihlt, aie yoraubereiten. 

Innerhalb dieaer Kommiaaion traten drei AnaiohtaD an !bge, 
Die einen aprachen aich für die abeolute Geheimhaltung dee Stnf- 
regiatera gegenüber Privatleuten aua. Sie betonten in enter linie 
daa Interoaee dea Bestraften, dessen Lage man betrfichtUdi v«r- 
schlechterte, indem man aus seiner Verurteilung tluitsäelilich ein 
«laueiiides Hindernis für seine Anstellung schiif. Um diesem Übel- 
stand abzuhelfen, niusste man — wi<» die Erfahrung gelehrt 
hatte dem Bestiiüten selbst die Möglichkeit nehmen, seiiieü 
Strafregiater-Auszug zu erhalten. Die einaige Hülfe war also daa 
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Systein der absolntea OehgimhaltiiDg gegenüber Pritatleiiten. — 
Andere erUArten rieh fftr AnhSnger des etatne (|uo. Sie betonten 

besondere das Interesse der Privatleute an der Information über 
die Personen, die sie anstellen wollen. Weun liie Vernrteilten durch 
die üffentliflikeit des Straf rf^istei-s Scliaden hiltlen, so sei das 
nur die ¥o]fx(^ ihres Verg>dieii8. Und wenn diose Öffentlichkeit 
dem Bestraften zuweilen Uindemisse fflr eine neue BeachAftigung 
biete und die so zur Begehung neuer Strafthaten ▼enuüa.sse. f«o würde 
auf der anderen Seite ihn die Furcht vor dieser Öffentlichkeit 
▼or weiteren Yerforechen surOekhalteo. — Eine dritte Anaieht b»> 
mtthte sieh, die Intereeeen der Beetriften und die Intereaaen der 
OeeamÜieit zu Tereinigen. Sie wollte prinzipieD die öffentUobkeit 
beibehalten, aber gewisse BSnechrSnkungen zn Gunsten der Bestraften 
zulassen, die TeDnahme Terdienten. Diese Ansicht siegte und wurde 
bestätigt durch das Geisetz vuni 5. August ls90. 

Der Gesetzgeber wahrte jcdoin Privatuiann die Möglichkeit, 
einen Auszug über sich selbst aus dem blmfrepistoi zu erhalten, 
bestimmte aber, dass einerseits gewisse Bestrafungen auf diese Aus- 
züge überhaupt nicht, andere nach dem Ablauf vei-schiedener 
Fristen nioht übertragen und nur im falle späterer Verurteilung 
zu einer körperlichen Strafe (peine coiporeUe) wieder vermerkt 
werden soUten. . 

Im Artikel 7 des Gesetzes sind diejenigen Strafen an^f flhrt, 
welche niemals auf die fOr Private bestimmten Begiaterauszilge flbei^ 
tragen weiden sollen. . Ee handelt eioli hier um leichtere Strafen 
oder Thaten, welche die Ehre und Rechtschaffen heit einer Person 
nicht mindern, an deren Kennt iiisn.ilini«^ die Privaten also kein 
InterebSe halx-n. Die Unterscheid In ng ü\\i><'h<'ii il*^n verscliicdenou 
Strafen war eine schwierige, die gesetzgeberische Arbeit könnte in 
dieser Hinsicht einige Kritik herausfordern, aber die leitende Idee 
bleibt nichtsdestoweniger eine ausgezeiclineto. 

In Artikel 9 führt das Gesetz die Strafen auf, die eigentlich 
in die Auszüge fOr die Privatleute ttbertrsgen werden mflssten, 
aber nicht eingetragen werden sollen, wenn eine mehr oder weniger 
lange Frist, je nach der Schwere der Strafe, seit dem Vollzug der 
Strafe verflossen ist 'Die meisten dieser Strafen mflssen aber von 
neuem flbertnigen werden nach Artikel 9, wenn der Verurteilte 
eine Verurteilung zu körperlicher Strafe erlitten hat. 

79* 
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Di« B«ttimmiiiigen der Artikel 8 und 9 werden ergänzt durch 
«im MABSrogel, dem Bedeutung Aber das Gebiet dee StcafregietaEt 
hinausreicht (Aitikel 10). Sie vefordnet, dtas, irann der fiestiafle 
Dadi Ablauf der Frist, welche Artikel 8 fOr das Venohvinden der 
Verurteilung am dem RegisteiBussug fOr Prtvale fordert, noch 
eine gowieae Anzahl von Jahren keine neue StiaSe erleideti er ^on 
Kechtswegen rehabilitiert iRt, d. h. daas aohon durch den Ablauf 
dieser Frist, ohne je<le weitere Förmlichkeit dio Veiuileilung imt 
allen ihren Folgen ausgelöscht ift. Diese Massregel beseitigt die 
ÜbeJstän(l<» der richteriicheu Hehabilitation ; tlenn letT-tere erheischt 
ein Verfahren, welches eine gewisse Öffentlichkeit und auch meistens 
eine Untersuchung erfordert. Oder es kommt h.luftg vor, dass der 
Bestrafte, der zur richterlichen Bebabilitatioii schreiten kitonte, noh 
eine neue Lebenastellung gesohalTeD hat, und dass säne frflhece 
Beetralung Teigessen oder ignoriert wurde. Weon er jetrt diese 
BehabUitation beantragte, mfisste eine Prüfung stattfinden und seine 
frflhere Bestrafung wQrde bekannt Die BehaMlitation tou Recht»- 
wegen macht aber die richterliche Behahililation nicht ganz unnütz, 
denn die letztere kaiiii luidi einer küi/ereu Frist erlangt werden. 
Diertt; B<stiniiuiiiiir des Artikels 10 pd» dem Gesetz vom 5. August 
1899 dir He/eielitiuii^. unter der dieses ^ewöhniieli 'j'^'nanal wiixl; 
Oesetz über das Strafregisler und die Keiiabilitation von Kcclitswegen. ^) 
Als Gesetze, die eine spezielle Erwähnung verdienen, sind nur 
noch eine Gruppe von Oeeetzen über Arbeiter^Uafime und ein Gesetz 
über die Binrichtung der BeiiikskasBen fOr gegenaeitigea Bodeor 
kredit zu nennen. 

Das Gesetz vom 9. April 1898 Aber die AibeiterunAUe führte 
in Frankreich das Prinzip des Berub-Bisikos ein, dutuh die Be- 
stimmung, dass bei einem UnfidlCf der einem Arbeiter zustfisBt, 
die Verantwortung der Arbeitgeber trftgt Die Ansführang dieses 
Gesetzes veranlasste im .i.ihre 1899 eine sehr detaillierte gesetz- 
liehp Hf»srelung: Guh Izp. Vf>rnrdnungen, Urteile, miüi»terielie Ver- 
fügungen. Wir wollen hier nur die Gesetze vorführen: 

') Dioso8 Gesotz wurde in einigen Paoktan geändert durch ein Gesetz 
vom IL Juli lUOO. 

*) Man findet alle diese Dokomente yereint und wiedargegebeo in 
Bergasoe, Stadien über die Haftong fftr Arbsiter-Unfiae in der InMrie 
ond Laodwirtoobsft, Marseille, Boslatier, 1900. 
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Das Q^aetz Yom 9. April 1898 sollto am 1. Juni 1900 in 
Kraft treten. Als dieser Tag herankam, erklärten die Arbeilgeber, 
daas sie noch nicht Zeit genng gehabt httten, ihre Massnahmen 
zn treffen, tun den Forderungen dieses Gesetses gerecht an werden. 

Gleichzeitig* beklagten sie sich, dass die Yersichei ungsgesellschafteu 
sich veil uiiii -a hätten, neue dnickeude Tarife festzusetzen. Das 
Gesetz vom 24. Mai 1899 kam lieraiis, um diesen beiden Be- 
schwerden abzuhelfen. Um die Versieb eruugsgeselischaften zu 
zwingen, normale Tarife iestansetzen, stellte man ihnen sdieinbar 
eine Konhunena des Staates gegenüber. Bin Gesetz von .1866 
hatte eine staatliche Yersiohenmgskasse gegen UnfiUe eingerichtet 
Diese Kasse mr dem Pnbliknm fast unbekannt und madite nur 
unbedeutende Geschltfte. Das Gesetz rom 20. Mai 1899 ermAchtigte 
diese Kasse, ihre G-eschäfte auf die im Gesetze vom 9. April 1899 
VürgesehtMien Gefahren auszudehnen. Es bescliranktc jedoch diese 
Ausdehnung auf die Fälle, wo ein ,.Unfall den Tod oder die dauernde 
ErwerbeunfiUiigkeit zur Folge gehabt haUe.^ Die staatliche Ver- 
sicherangskasse kann nicht gegen Unfälle versichern, die nur eine 
Torflbergehende Erwerbsunifthigkeit nach sieh ziehen. Der Chnind 
dieser Mnsohrftnkung liegt darin, dass die Yersiöhemng dieser FUle 
seitens des Staates eine kostspielige und ?erwickelte Überwachung 
nötig machen vtlrde. Gerade bei den leichten ünfSllen findet 
vielfaeli Simuhition und lietrng statt. Die hier notwendige Über- 
wachung geschieht bei Weitem besser durch eine Privatvereicherungs- 
Gesell Schaft. 

Nuu aljer stand die Organisation der National -Versicherungs» 
kasse nicht in Einklang mit den jBestimmungen des Gesetzes von 
1898. Eine Beform der Tarife war nötig. Das Gesetz kflndigle 
an, dass diese Beform durch Terordnung vor dem 1. Juni gegeben 
werden, und die Tarife so eingerichtet sein wUnten, dass das 
Risiko und die allgemeinen Yerwaltungskosten ToQstSndig gedeckt 
wüideu. 

Andererseits öcliob Artikel 2 die Einführung des Gesetzes um 
1 Monat nach der Publikation der angekündigten Tarife hiuaus. 
Diese letzterwähnte Veröffentlichung fand am 26. Mai statt 

Die Einführung des Gesetzes vom 9. April 1898 brachte zu- 
gldch eine andere Schwierigkeit Viele Arbeitgeber hatten vor 
dem Gesetze von 1898 VersicherungsyertF&ge auf eine bestimmte 
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Zeit abgeschlossen. Diese Kontrakte &ilien durchweg gerin^re 
Eiitsehadigimgea vor, als die, welche das neue Oes* tz verlangte. 
Sollte man nun den Arbeitigebem gestatten, den alten Kontrakt a 
brechen, oder miiBste man den alten Kontrakt abeoiat aufrecht- 
erhalten, mit der Befqginis, für die Arbeitgeber ergflnieBde Vep- 
ttcherungen absuPchlieBBen? Bb kamen bei dieaer Debatte w- 
mfaledene Prfnsiinen und Intereeaen ins Spiel Daa Ooeota rvm 

29. Juni 1899 fand eine vermittelnde Losung der Frage und be- 
bestimmte, dass die Versichtirungspolicen auf dem Gei/iete der tlunh 
Oesetz vom 9. April 1898 getroffeneii üeweil.«, die älter waren 
als dieses üesetz, diuüh den Voraicheraden oder den Vcrsioberläa 
innerhalb der Jfriat eines Jahres seit der VerkOndung dea gegen- 
wArtigen Geaetaea gekflndigt -werden könnten. 

Obgleich auB dem Wortiaut dea Artikel 1 dea Geaetna Yom 
8. April 1898 und den Yoiaibeitan dieaea GeaetBea herromgehen 
sdiien, daas diejenigen laadwirtachafüliohen Betriebe, in denen min 
Maschinen gebrauchte, die durch andere Kräfte betrieben wurden 
als durch Menschen oder Tiere, der Flerrechaft die5?e? Gesetzes 
unterstanden, wurde doch diese Frage diskutiert. Das Uesetz v-.ni 

30. Juni 1Ö99 bestimmte daher, dass das Gesetz vom 9. Apiü 
1898 auf die landwirtschaftlichen Gewerbe nur angewandt wevdea 
Boll, sofern dort Maschinen Verwendung finden, die mit lebkeer 
Kraft betrieben würden und der Unfall siöh in dem Betriebe dieser 
Ifaachinen er^gnet hfttte. 

EbenfidlB auf die Landwirtschaft bezieht eich daa Geaeti Tom 

31. Mäi'z 1899. Dasöelbe bezweckt die Eutwiekelung des land- 
wirtschaftlichen Kredits. Der Ursprung dieses Gesetzes liest im 
Gesetze vom 17. November 1897 betreffend die Verlängerung der 
Privilegs der Bank von Frankreich. Für diese Verlängenmg ihres 
Privilegs verpflichtete sich die Bank von Frankreiob, dem Staate 
einen Yorschuaa von 90 llillionen Fnuika unverzinslich und für die 
ganze Dauer ihres Privilegs zur Verfügung au stellen und ausserdam 
dem Staate wfthzend derselben Zeit duffii jfthrlichen ZuachuBS bei- 
zusteuern gleich einem Achtel des Diskontofnsses nach dem Stands ■ 
des Pi'oduktenniariites, ühnc da^j» dieser Zuscliuss niedriger s«;ii 
dürfte als 2 Millionen Franken. Die Absicht des St.i;ites, er 
der Bank iheses Opfer auferlegte, war, diese Summe zur Gi ganis-itiofi 
des landwirtschaftlichen Kredits ui verwenden. £inen Monat naoli 
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dem Oesets vom 17. November 1897 reichte der damalige ConseD- 
Prteideiit und LandwirtsdmftiBmfiiister Mdfne eine GesetaeBTürlage 

ein, welche die Emriehtiine: von Bezirkskassen für ge^ensoitifrea 
landwirtschaftlichen Kredit bezweckte, sowie die !iliissregel, ihnen 
ebenso wie den Gesellschaften und Lokalbanken landwirtschaftlichen 
Kredit auf Gegenseitigkeit lu gew&hren. 

Diese Vorlage, etwas umgearbeitet durch die Kommiaaion, 
wurde xmn Oeaeta vom 81. Mftrs 1899. Der Zweck dieaea Ge* 
Betaea ist, die EntwickeluDg dea landwirtedhaftiicheD Eredita auf 
Gegenseitigkeit zn begünstigen. Diese Form dea landwirtsohafüiohen 
Kredits ist sehr beliebt in Deutschland als RaifVriaen- und Sohulie» 
Delitzsfh'sclie Ka^seu. Die deutschen landwirtschaftliclien Kassen 
haben ^i. h sogar im Jahre 1805 zu einer starken Vereinigung 
zusammengetiian und eine Centraibank geschaffen, welche ihre 
Papiere diakontiert und eine bedeutende j&hrliche Staataaobvention 
erhftlt 

Fnmkreicdi ist seit einigen Jahren den Bahnen Deutadilanda 
und Italiens gefolgt, und aahkei<^e lokale Banken fflr landwirt- 
schaftlichen Kredit auf Gegenseitigkeit in ziemlich veisohiedener 

Form sind gegründet. 

Das Gesetz vom 31. März 1899 will besonders die Griinduirg 
neuer LokalknsBen veranlassen und für diese Lokaikassen eine 
Neuenuig einführen analog der Schöpfung der staatlichen Central- 
bank der 'P utschen Verbände. Ab -? unser Gesetzgeber zog einer 
staatlichen Centralbank, bei der der Einfluaa der Begiemng und 
politischer Burteien hStte vorwiegen kOnnen, die Bezirkskaasen vor, 
die den Lokalkaaaen nSher stehen, sie besser flberwachen und 
ihnen mehr Dienste leisten kßnnen. üm gleichzeitig die rein 
politischen Einflüsse in der Verwaltung der Bezirkskassen auszu- 
uierzen, bestinunt das Gesetz, da«8 ^/^ der Anteile für die Lokal- 
kassen reserviert bleiben und an Andere nur verteilt werden k«»iinen, 
falls die Lokalkassea die Kapitals nicht zeichnen k« innen 

oder wollen. Um aeinen doppelten Zweck zu erveichen: Schöpfung 

') Man findpt hau}ifsächl!<h 3 Typen: Anonyme Oesellschaftt^n mit 
verauderliehem Kapital, Corporative Gesellschaften, die sich mehr oder 
weniger den l\aiff*>isf»n 'sehen Kassen nähern nnd con«ortiale Inndwiitsrhaft- 
liche Banken auf (le^enseitigkeit. Die Zahl dieser verscUiedenen ländlichen 
Kassen ist im Jahre 1897 von 300 auf 7(A) gestiegen. 
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und Eilt Wickelung »lei Lokalkas&eü mid Srlir.pfung von Bezirk»- 
kabi«?n \v;iii<Ue d<^r < i,'s<*t/.gelM*r ein «ehr goschicktf» Mittel an. Er 
bestimmte, da^s <lie Lokalkafeöen nur fliirch die Vemiitteluug der 
Bezirkskassen an den stuateseitig umsonst gewährten Vurschfissen 
teilnehmen kOnnen, und dio einzigen Funklaoaen der letzteren m 
der Diakontiening der Papiero d«r Lakalkaaaen und in der VoP' 
streckuDg der nötigen Sommeo an die Ldottkasaea für die Qiflndimg 
eines Betriebsfonds bestehen sollen. Ds die Ycirsefatlsse der frsD- 
sOsischen Bank als nnversinsliches Darleben an die BexiiftskuBen 
abgegeben werden, soUte diese im Stuide sein, den Lokalfeassen 
einen sehr mAssigen Diskontofass zu gewähren, der ihnen sdir 
gflnstig sein mflsste. Nur die Ivokalkasseu auf Gegenseitigkeit 
kOoueu an <iiosen Vorteilen j>aiti{ ijucrBn. 

Die VmschflRRe der Franzööii»eiien Bank wt i'Uni auf die Bezirks- 
kassen dureh den Liaud wirtschaftsminister unter Ziiziehiinfr oiner 
Speualkommission verteilt, deren Zusammensetzung die b^en 
Oaxantien fOr UnparteiUohkeit bietet (Artikel 4). Keine Bearita- 
hasse hann einen giOsseren Vonwhass erhalten, als der Betrag des 
bar Yon den OrQndem der Kasoo eiogetahlten Kapitals betiügt^) 

■) Dieser Gnindsatz ist durch Gesetz vom 25. DeE'!iiil>oi' l'> >'i inndi- 
firiert. Die Reist' Ut i dm Staates war fhatsächlich zu beschräukt. Die Luk&l- 
kiL-wsuii hatten nun . in i^ftrif-bskapital uutig, welches gewöhnlich von den 
Zeichnern nur die Eiuzabluiig vou '/^ des gezeichneten Kapitals erforderte; 
% feiUsts die Bsaerve. In Folg» der Asgrilfe gegen das Oeeels tob 
81. Min 1890 bestimmte ein Geeets vom 25. Desember 1900. daee der 
Betraf der den Besirkskiasen KewShrten VorBohflaee das Yiaifaohe dee haar 
eingeuhlten Kapitals nicht flbersteigen darf. 
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Nachtrag zu Haiti. 

Ref.: Dr. A. Ponjol, Abgeordneter, Port au Prince. 

Übersetzt vor D. Arthur LetiniaDD, Gerichtsassessor, Berlin, 

a) Gtosetigebnng 1888« 

Die allgemfiinen Nemrahleu für die Kaomier fsaden am 1 0. Januar 
statt Die ministerielle ÜCehrheit der vorigen Kammer iruide ohne 

erwllhnenswerten Zwischenfall wiedei^wfthlt, und die 22. Legislatur- 
periode begann am 31. Mai. 

Das beraeikens\verteste Er^^ip^nis war die Diskussion über das 
Ge.-etz Leeoiite, welclics das (losetz Hb^r die richterliche Liqui- 
dation aufhob, das seit dem Jahre 1H96 in Kraft war. Die Kammer 
nahm den Entwurf Leconte an und stellte damit den früheren 
Kechtszufitand wieder her. Der Senat glaubte jedoch, einen gleichen 
BeeohlufiB nicht ftwnnn zu sollen, und arbeitete einen daa Gtoeeta 
Uber die richterliche Liquidation modifknerenden Untwurf aua, der 
der Kammer voigeleg^ wurde. 

Bemeri^enswert ist, dass in demselben Jahre ein Justizministar, 
nSmIich Antoine^ der Kammer den Entwurf betr^end Aufhebung 
des Gesetzes Ober richterliche Liquidation vorlegte, während ein 
anderer J uslizminister, Cauvain, die Aufrechterhaltuug jenes Gesetzes 
forderte. 

Am 17;^ AuGTUst erlitt ühh Kabiuet eine Äinloning, indem 
H6rard-Roi und Antoine austraten und durch Lafontant uud Cauvin 
ersetzt wurden. 

ÄvBseres. 

Emp&ngen wurden in diesem Jahre in feierlicher Audienz 
1. ICr. Gh. Wiener, bevollmfichtigter Mhuster und ausserordent- 
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lieber Gesandter der französischen Republik. Mr. Wiener ersetzte 
Mr. Th. Meyer, 2* O^eral Tymrcio Maria Qouzales, bevollmächtigter 
Minister und ftmaerordentlicher Gesandter der dominikaiiiaclieii 
Bepnblik. Oenend Gfonudei emetete Mr. Heiiu. Exeqtifttar wurde 
erteilt 1. Otto Bein in eeiner Bigeneohaft ab Eooeol too ÖBteneicb- 
üngam, mit dem Wohndia in Port an Piinoe. 2. Joe6 Maria 
Gousales, ala OenendkoDsid mid M. Jbe6 Maria Qiordain aal Yise 
koDsut, der Dammanieohen Bepublik ebenfalla mit dem Wohaaiti 
in Port au Priuce. 

Öffentlicher l' nterricht. 

Eine neue Studienordnung für die Juristische Fakultät der 
Reimbük in Port au Prince wurde eriaasen gemfias Artikel 8 des 
Oesetaea Tom 27. Juni 1859. 

Miniaierial-Yerordnung vom 4. Kovember 1809: 
ruft den Bichtem die Pflicht zum pflnktliohen Btseheinep in 
den Sitnuifen und mflgliohit acbleuoige Briedigung der Pr eioooo 

in Brinnening und trifft nAbere AnordnuDgen tlber die dieebezQg^ 
liehe Kontrolle. 

Gesetz, über das k ;ni f m ä n ii i s c Ii e Pfaiidi-ccht vom 
20. Septem bt' i : Diesi'.s mild.'it «Ii*- für das Civilrecht vorge- 
schriebene Form der Verpfändung, indem es für Kaufleute und 
kaufmännische Forderungen das Pfandrecht auch ohne Übeiigabe 
der Sache durch schriftliche Vereinbarung sur Entstehung gelangea 
iiaat und erletobtert die Bealisierong der so Gnmde Uegendea 
Fcffderongen* 

Gesetz Tom 27. September setst die Effektivstliie d«a 

Heeres um 7g aller Regimenter, IJataillone und Kuaipagnien jeder 
Waffeugattung herab. 

Finanzen. 

Die Finanzen wurden schlecht verwaltet. Eine klfigiiche An- 
leihe wirti^chaft war auch fernerhin die Ortmdlage für unsere Finanir 
▼enraltnng, und swar liafaen die fortgesetst beeondera in den Jakm 
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1898 und 1899 angenommenen Anleflien die an Bich eohon sohlechte 
Lage nooh Tenoblimmert Anfang Februar war yeigeUich eine An- 
leihe von 2 IfilKonen Gonrdee anfgelegt worden. Am 26. Februar 

entsclilosa sich die Ret,neruiii; üur Eihebung" einer bereits dureh 
Gesetz vom 2. UkloUer 1898 vorgesehenen Naclisleuer von 25 '^/q 
auf die Einfuhr. Diese Steuer war in Papiergeld zahlbar: Die 
einlaufenden Noten zu 1 and 2 Gourdes sollten einbehalten und 
jedeBmal, aobald der Betrag von 25000 Gourdes erreioht inr» veiv 
Dichtet werden. Indeaa hatte diese Steuer kein gfinstiges Ergebnisi 
und man mnsste sn anderen Uassnahmen schreitefa. 

Es wurde mit einer Kapitalistengruppe ein Ül)ereinkomiuen 
getroffen, um die Bezahlung der Gehälter, Pensionen, Entschädi- 
gungen etc. zu sichern, und zwar sollton monatlieh HdOOoO üonides 
aufgenommen werden gegen iVtVo Kommisäionsprüvigiou und 
1^/0 Zinsen monatlich auf den jedesmaligen Debet-Saldo. Ver- 
pfibidet worden dafür die BinfoliraQUe (ausser den Zuschlag von 
25 ^yo). Am Ende des Budgetjahres sollte der gesamte Saldo, der 
auf keinen Fall den Betrag yon 600000 Gourdes Uberschreiten 
durfte, In eine Goldsohuld zum Kurse von 50 % umgewanddt und 
dann verzinst und amortisirt werden. 

Bereits am 27. Mai hatte diese Operation folgendes Resultat 
geseitigt: 

Gezahlt waren ffir Utaz . . . 300 000 G. 

fOr April . . . 300000 G. 

Sa. 600000 G. 

Abgezahlt ans ZolleinkOnften . . 150000 G. 

Rest 450 000 G. 

Hierzu kommen geleistete Vor- 
schUsse für Gehftlter, EntschAdi- 
gungen fOr Senatoren und Depu- 
tierte eto. 183600 G. 

Sa. 633 600 G. 

Die Folge dieses schlechten Resultates war, dass die Geldgel »ei-, 
da eine weitere Abzahlung s. Zt nicht stattOnden konnte, Torl&ufig 
weitere Zahlungen einstellten. 

Gesetz vom 29. September bevoilmfichtigte den .StaatBsekretftr 



Digitized by Google 



I 



— 1260 — 

ffir Quidel luicl ülnamen ttber jene 25% der Nxahetenar sa 
fOgeo, die dofcli Geeets ^oib 20. Oktober 1898 T oig o e oh en und 
tor Bündehnng dee Papiergeldes bestimmt mno, Am 20. Sep- 
tember wurde das Oesets vom 10. Deiember 1897 aofeehoben, 

d«8 die Zahlunjer der Oblipitit'uen der StaatsschuKl in ainti kaiiischer 
Goldmünze vorsclirielt, iiaclidem die Aufnahme oiiier Anleihe von 
5 Müliuneu Dnllar inisslunf^en war. Nach dem neuen Gesetz sollte 
Ver/in<^tin^ und Amortisation der Staatasckuld in nationaier Münze 
gemAas den Vorachnften des Geseties vom Ö. Novemb» 1887 
erfolgen. 

Geeste ?om 30. September regelt die KonsolidiemDg dar 
Stsatssohuld mid Aofsohub ihrer Amortisation. Die finkflnfte 
der Staatsbeamten imd FtasionSre des Ci^ilstandeB -werden doroii 

Qeftetz von demselben Tage um 20% herabgesetzt und die Zahlung 
aller Subventionen eingestellt, st.übBt soweit diese durch von dffl 
Kamuieni genehmigtes Oberei*einkommen gewäJut waren. 

Gesetz vom 16. Oktober, das für das Finanzjahr 1899/1900 
die Qesstze vom 27. und 31. Oktober 1870 in Geltung Hast 

An demselben Tilge wurde der Staatshanshalteetat verOlÜBnllidit 
Die zur Verfügung stehenden Mittel werden aof 4 516 OOO^Vioo 

= 2 »12 984"/ioo S beredmet, die Ausgaben auf 4 499 067"/m ^' 
= 2Üi;ir,93"/ioo 

Im Einieinen mögen von Letztoren folgende harvoigehoben 
werden: 

Nationale Münie AmeriL Gold 

Gourdos. s 



Auswärtige Angelegenheiten 
Finanzen und Handel 

Klirg 

Marine 
Untenicht 
Justiz 

Staatsschuld (Zinsen u. Amortis.) 322500<^/ioo 2684194''icN) 



24124«%oo 
522 51356/ioo 
1128 611*Vm 
208 7»9«yioo 
690 128W/„» 

396646«Vioo 



6ö00000«»/i^ 
9 126~A^ 



b> Uteratar* 

„Expose geaeral de la Repnbltqne** 1899 OffinsUe YeriJiBhat- 
liohnng, der Kammer voigelegt 
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1« oontrunte par oorps bd matidre oommoToiale*' inter- 
cwwmnle Studie roa EUe Cariel, lioenoid en droit de It UßiM de PL an 
P!rixi<oe. 

^BeToe de la Sooiöte de UgiBlation^ Enter Band des 7. Jahr- 
gaaigea. Er behandelt eine Stadie des interaationaleii Staafazedits. Die 
Oel>rQder Theodor ond Chailee Streitbeig, toh dnem deutsdiM Vater nnd 
einer haitanischen Mutter abetemmend, waren gemäss Gesetz von 1860 
l^ü.i'ger der Republik Haiti gewordeu. Nachdem sie ihren Wohnsitz nach 
E*a.i*is verlegt hatten, suchten sie bei der Gesandtschaft von Haiti ihre Ein- 
tragung als Biiigpr der Kepublik nach. Der Minister, vielleicht veranlasst 
durcli die Vorgänge im B'alle Liiders glaubte es ihnen ven^'eigern zu 
müssen. Die Kegienmg von Haiti, die mit der Frage befasst wurde, ent- 
soliied nach Einholung eiueü juristiächen Outachtens der sociede legialation 
in den Gebrüdern Streitberg günstigem Sinne. 



Nachtrag zu Serbien. 

Referent: Geofy Mflo wMiow i tM i, Bdgnd. 



Gesetzgebnng 1809 1901, insbesondere die 
VerfABSung vom 6. April 1901.^) 

Die Geeetxgebmig der letrten Jahre in Secbien tv«r sieiiitich 
fruchtbar. Es entstand eine alatfUohe Zahl Teieehiedenart^er 
Oeaetae, die aber fut aüe von sehr knner Daaer mren. Die 
jetzige Seaaion der Skupschtina, in veloher TorwiegeDd das M- 
ainnige Element der radikalen l^tatea Tertrsten iat, und die des 
Senats arbeitet an der üingestaltnng älterer und neuerer reaktionärer 
und der ScbafFnnir puter. mcKlemer Gesetze auf Grundlage der 
neuesten b^jibiboheu Staatsvrtfnssnn?. 

Hier »oll nur im IcurÄen hingewiesen werden auf: die serbische 
Zollgesetzgebung aus dem Frühjahre 1899, das Gesetx 
Aber direkte Steuer, Einkommen- und VermOgeneatener 
▼om 16. Januar 1901, und die neoe Staats Ter faesnng Tom 
6. AprU 1901. 

Wa» die ZoIIgeeetzgebong im aUgemeinen lüüangt, ao kamt 
man eagen, daaa sie bie jetxt eines der besten Produkte g o e c t * - 
geberiticher Thfttigkeit Serbiens bildet. An Stelle der vielen klei- 
neren Gesetze und Verordnuiigen älteren und jüngeren Datums trat 
d;is Zollgesetz vom 23. Januar 1899. Eh ist eine gelungene Wie^ler- 
gal»e den deutscliHn Vci«jin.>üulige.set7.rs \ >in l. Iuli 1869. die sich 
in manchen Teilen auüh an das Bchweizenscbe Zollgesetz aiüehot 

0 Etile eingebonders Wardigfung der einxelnea Oesetse Serinens lai 
den Jahren 1899, 1900 nnd 1901 bleibt der BeriohtmtattoBg der niohflleB 
Jahrbücher vorbehalten. Mit Rädsicht auf die Bedentong der Steoei^ and 
ZoHic^MtzgeboDg and der Terfossung lor Serbien wird «n koner ffinwais 
aof die^e neuen Geaetze und ein AuMug aas der VerfaBSong den Lesen 
onaerca Jahrbaches voranasiQhtiiob willkommen sein. 
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Dem ZoUgesBtze wurden aiiF^filhrliclie Ministerialverordnungen betr. 
daa Zollverfahren und Zollstrafrerfahren vom 23. Januar 1899 
beow. 13. Oktober 1900 belgefflgt, die sich dufch Pfftzigton und 
Elarheit der einselneii Artikel besondetB niBseichiien. 

Von welcher Wichtigkeit aber die Stouergeeetsgelmiig in 
Serbien ist und wie eingehend das Gebiet dort behandelt wiid, 
zeigt vorzilglich das neneate Geeetz Über dirdrfo Steam. Nicht 
weniger wie neun Mal wurde es seit dem 14. Juni 1881 geändert 
und gebessert.. Seine jetzige Gestalt ist zwar nicht musterliaft 
■wie man na< h hS<> vielen Bearbeitungen hoffen und Nviinselim durfte, 
wohl aber nach der Modifikation vom 29. September 1899 gut 
und b« i der gegenwärtigen ungüuatigen Finanzlage in Serbien, 
klug bemeeaeii. 

Die nene serbische Staataverfoasung ▼om 6. April 1901 ist 
jedoch das wichtigste Ereignis der Kodifikation in Serbien, von der 
wir nachstehend einen Ansang bringen: 

Artikel L Das Kdnlgreioh Serbien ist eine erhliohe konstitattondlB 
Monarchie mit einer Volks -Vertretuiiij:. 

Artikel IIL Die StaatsreUgioo in 8erbieo ist die grieohiwb« 
orientalisch«'. Bie griechisch-orthodoxe Kirche Serbiens hat ihfp f^emeinsamen 
Dot;ni) n mit der oheotaliach-ökuiiieDisGhen Jürohe, sie ist aber unabhängig 
und aut>Aephal. 

Artikel IV. Serlni ns Staatsgebiet darf wt-ÜL-r veraussert noch geteilt 
werden. Ohne Zustiniinuug der Volksvertretung darf es weder venuindert, 
Aooh vertanaoht werden. 

Artikel V. Daa Staaiaoberhaapt ist der König; ibm steht die gesamte 
Eegierangsgewalt an, die er im Sinne dieser Yeiüssong ansäht. Die Persoa 
des Klkaigs ist nnTerletsUcb. 

Artikel VI. In Serbien regiert König Alexander I., aus der Dynastie 
Obrenovitsch V. Alle königlichen Hechte sind auf Orund wiederholter 
Beschlüsse der Nation innerhalb der Dynasti.' erblich. Den Thron Serbiens 
erben in df»r Nachkommousuhaft König Alexanders: die niänuüciien Nach- 
küMiiiu M aus gesetzlicher Ehe auf Grund der Er>tü:. liiirt üinterläswt der 
König keine niüimlichen Nachkommen, so geht die Thronfolge auf die 
SeitoDliale über; ist aber eine solche nicht vorhanden, ao geht die Erbfolge 
aol seine direkten weiblichen Nachkommen aus geaetdicher £be über. 

Artikel VII. Der K5nig tmd seine Kinder müssen sich anm griechisch- 
orüiodozen Olanbea bekennen. 

Artikel VjJl. Der König ist das Haupt dos Königshauses. Die Or- 
ganisation des Letzteten wird er in einem eigenen Statntet welches der Volks- 
vertretung vorgelr'p^ werden soll, bestimmen. 

Artikel IX. Uhno Ztjsfirnmung der V'oiJuivertretaQg kann er iu keinem 
Falle Oberhaupt eines aadcron Staates sein. 
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Ärtikbl X. liör König übt d!«^ vollzielKMidc Gewalt aus; er ernennt 
und ents<»t3st die Minister: er bestHti^zt imd vtjrkuüdet diu G^et^e. 

Artikel XL Der Kuuig iüt unverantwortlich. Jeder königliche Akt, 
der auf Staatsat^elegenheiten Bezug bat, moss vom kompetenten Minister 
gegengeieichnot wmdm, dar damit die Venntratliahkrit für ilu nlitniiiiimt 

Artikel XIL * Der EJMg ist der obento BefebUiater der Amee; 
er verleiht die militärieaheD Onde im Sinne des Oeeetsee. 

Artikel XHL Der KQiiig vertiitt den Stut in allen aeinen Be- 
siekimgen mm Auslände; er erUbt Krieg nad Frieden, addieait Bündmaae 
und andere Yertiftge ab, welche sodann der YolkaveitretanK, inaoten xad 
aobald dies die Interessen des Lan Jes gestatten, vorgelegt werden. Da- 
gegen ist die vorherige Genehmigung der Volkavartretung in allen den 
Fällen uneriässürli, in welfhon ps sich um ITandpls- nnd sonstige Verträ?» 
handelt, mir weicLen der Staat finau^ieil belastet wird, oder weich- i iae 
Andemng der Laudesgesetze oder eine Einseht atikimg der afieutüchen odcf 
der pei-sönlichen Rechte der serbischen Bürger zur Folge haben. 

Artikel XIV. Der König ernennt allü Stuai^ibtiaintüii. Si^mtiichd 
Staatsbehörden üben ihr Amt io Einern Naiueo aus. Der König verleiht 
die geaetslioh elagefiUirteo Orden nad eonsttgen Anaseiofanangen. Br luit 
das Recht der Mflnapiigong im Sinne dea Geaetiea, ferner das Beoht der 
Begnadigodg, welehe jedooh die Vollatreoknog dea UrteiJa in desaon oinl- 
reohtlichem Umfange nioht veihindem kann. 

Artikel XV. Die Volks?eitretang wird vom König zu ordentliohca 
und ausserordentlichen Tagungen einbem^. Sobald sie sich konstituieren, 
stellen sich beide Häuser deiu Köuii^ gomeinRam vor. Der Konig eröffnet 
die Sit^nnppn der Volk^^vortretuii;^' entweder pei-sönlich mit riner TliroTir*»de 
üdor niit löinern Sendschreiben, oder iiiittei.s I km. Alle diese Akte miis-- u 
von allen Ministern gegengezeichnet werden. Die Thronrede wird voii uer 
Volksvertretung mit einer Adresse baantwortet. Der König hat das Becüt, 
die Sitzungen <far VoOttvertretong an vertagen ; oline Zwtimmnng denelben 
kann aiofa jedoch dieee Yertagnng innerhalb einer Session nicht «iedeihalen 
nnd andi nicht anf Ungar ala drei Honate angeordnet weiden. Der Bj5n% 
hat das Becht, die nationale Sknpeohtina aalkulSBen. Der betreffende Dkaa 
mnsa von allen Ministern gegengezeichnet wenieu und gleichzeitig die An» 
Ordnung von Neuwahlen innerhalb zweier Monate enthalten. Die neue 
Volks vertretnn«^ mus;«? in finorn Zeitraiimp von drei Monaten, vom Tiise 
der Aufiosuiit; an, emKetufen werden. Der König Sfhlie^st die Sitzunu^'n 
der nationalen Volksvertretung entweder mit einer Thronrede odi-r mit 
einem beudschreiben, odur mittels Ukas unter Gegenzeichnung aller Mi- 
nister. Die ordentliche Tagung der Volksvertretung kann blos nach erfolgter 
ErSIIhnng gesehioeaen werden. 

Artikel XVL Der E5nig beaiimmt in einer Froklanmtion oder in 
einem ükas, wer die dem König Terhssongsmlssige snatebende Oewalt nnd 
in welchen Grenzen ausüben sdl, w«in er ausser Landes weilt 

Artikel XVD. Die GiyiUiate des Kanigs wird geaetsUdi feslg«sldlt 
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IHe fliiifnal gasetsUeh festgestellte CSvillieto kann ohne ZostimDrang der 
Volksveriretang nicht erhöht und ohne Zostinunnng des K5nigB nioht veiv 
mindert weiden. 

Artikel XYIIL Der KSidg und der Thronerbe erreioheo mit ihrem 
vollendeten eohtsehntea Lebemjehre ihre OrosBjihrlgkeit 

Artikel XIX. Im FUle Ablebens des ESnjgB übeniinunt der Thron- 
erbe, wenn er grossjährig ist, sofort die Regiemog als verfassungsmässiger 
König und veckändet Foinen Regierungsantritt in einer Proklamation. Kr 
hat Hin^Ktens innerhalb 10 Ta^'en iia< ]i der Übernahme der Regiemng die 
Volksverti-f'funL' zu berufen und vor derselben den in diospr Verfassung 
bestimmteu Kid abzulegen. Dies gilt auch fiir den Fall, wotiu der minder- 
jälirige König grossjährig wird und die Regiorung übeniinunt. 

Artikel XX. Der König legt vor der Voiksvertretong folgenden 
Eid ab; 

,.Ich (der Name) schwöre bei Oott dem Allmächtigen, dass ich die 
Unabhängigkeit und Integrität des Königreiches bewahren, dass ich im 
Siniie der Verteong nnd der Landesgesetze regleren, dass ich die Beohte 
des Volkes nnverlefaEt bewahren und in allen meben Handlungen und 
Beetrebnngoi stets das YoUnwohl vor Angen halten werde. So wahr mir 
Oott helfe.*' 

Artikel XXL Ist der Thronerbe snr Zeit des Ablebens des Königs 
nündeijährigf so übt bis sn seiner (^rosajlhrigkeit in seinem Namen die 

Konigin-Witwe als B^pentm die Begents« haft aus. Ist ><ie nicht am Leben, 
so wird dasjenige grossjährige männliche Mitglied des königlichen Hauses 
zum Regenten bestimmt, welches im Sinne der Vorschriften über die Erb- 
fo!f»e als znnfichst berufen »M^'-heint. Tn beiden Fällen teilt doi' Re^-ant dem 
Volke seinen Kegierungsantnir in einer TVoklarnatiun mit und hat irleieh- 
/.eitig die Volksvertretun;^ längstens innerhalb zehn Tagen, vom Todestag 
des Königs an, eiuüuberufcu und vor ihr den köiii-^liohen Kid ab/cule;^^'n. 

Artikel XXIL Falls im Köni^hause Niemand vorhanden ist. dm' 
die Regentschaft im Sinne der Verfassun-^ uberuebnieu konnte, hat dar 
König das Recht, für den minderjährigeu Thronerben eine aus drei Mit- 
gliedern bestehende Regentschaft einznsetien; hat er dies nioht gelb an, so 
übernimmt der Ifinisterrat die Königfigewalt und verffigt innerhalb längstens 
sehn Tagen die Einhenfnng der YolksTertretong sa einer gemeinsamen 
Sitinng, in welcher der Präsident des Senats, der in diesem Falle glei<di- 
seilig erster Begent wird, den TorsitB ffihrt und in welcher swei wettere 
Begenten ans der Reihe der verdienstvollen Staatsmänner gewäiüt werden. 
Die Begenten legen ihren £id sofort vor der VoHravertretnng ab. 

Artikel XXIII. HinterlSsst der König nach seinem Tode keitien 
Naobfolger, befindet sich dagegen die Königin zur Zeit seines Todes in 
gesegneten Umständen, so übt die Königsgewalt bis zu ihrer Entbindung 
eine provisorische Regentschaft aus, deren Mit«^!ieder sind: der Präsident des 
Senats, der Präsident de5? Staatsrates und der Piasident des KaRsationshofes. 

Artikel XXIV. Während der Minderjährigkeit Königs kann die 

80 
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yafttBOiig wadw abgeändert, noob kttooeo die auf ihrs AUndermig ab- 
sielMitea intilge io Bentnng gezogen wette. 

Artikel XXV. Alle earbisoheii fifiiger sind vor dem Oeeatie gleiolu 
Den eerbisohen B&igen kSnnen Adebtitd weder ?eriiehen nodtk ISnneo 
Adebtitel eerbieolier Bfli||«r eaerfceiuit werden. 

Artikel XZVL Die penSnliohe Freiheit jedee aeitiedliMi Staate- 
bürgere wird dietein durch vorliegeode Verfassung gewährleietst Bn 
Rerbischer Bürger darf nur in den vom Gesetze beetimmten Fällen auf die 
▼om fltsetzA bestimmte Art zur Verantwortnnj^ ^zo^cn und vor eine 
Behörde ;;»'ladt'n \vei«it'ii. Ein ?5f»rbi8(Ju'r Burj;er. dor niclit auf fris'.burr 
Tbat betruüeu wird, kann ohur geschimbtiueu uud gt»»atxli<;h btjgriuideieti 
Befehl der zuständigou L utei^uchuogäbehörde weder verhaftet noch sonst 
irgendwie in seiner perHÖnlichen Freiheit beschränkt werden. Dieser BefehJ 
mnai dem Yerhefteten im Augen blioke seiner Verfaiftung oder 
inneilialb 24 Standen nediber eingehftndigC weiden. Ocigen dieeen Befeld 
kenn der Terliafteto beim eiitinetanslioben Qeridit Smtpnioh eifaebea. 
Cnterliest er diee ieoerhalb dreier Tige, bo ist die UntersoolimigBbehonle 
▼erpflichtet, am vierten Tage die Angdegenheit dem Gerichtshofe zu über- 
mitteln. Der Gerichtshof muss einen Beschluss innerhalb 24 Stunden 
erlassen. Di-'^cr Bp=;chlus8 ist soforf vnüstiwkbar trotz der Zulä«5,«is:keit dps 
Rekurses an den Kassationshof. Bt uint*'. weiche diese Vorsehnfien nicht 
beachten, werden wegen rechtswidriger Beschränkung der persönlichen Jt'rei- 
heit gesetzlich bestraft. 

Artikel XXVIL Nietnaud darf vor ein nicht ^usUiudigeb Gt;rieiit 
ge.stellt werden. 

Artikel XXVm. Yerarteilt kAun nur derjenige werden, der vaite 
von einem sostindigen Oeriobte verhört waA en^^fordert wurde, eioh so 
verteidigen. Nur geaetxliohe Strufen, and nur für eokbe Handloogen, Ar 
welche dee Oesets diese Stntfen in vombin«ÜD bestimmt hat, dürfen ver. 
hängt werden. 

Artikel XXIX- Todesstrafe darf nur in FiUea des Morden und des 
Attentates auf den Herrscher oder die Mitglieder seines fTau^sps. sowie in 
j(;uon Fällen ausgesprooheo werden, in weloheu sie im Müitär-iStraigeaetzbaoh 
angeordnet wird. 

Artikel XXX Da« Haus des serbischen Bürgers ist uuveiietziich; 
eine Haussuchutig durl nur von der zuständigen Behörde und blos in den 
goeetsUch vorgesehenen FMlen stattfinden. 8ie kann nnr antsr Torweasoeg 
einer amtlichen Verfügung ei-folgeu. 

Artikel XXXI. Das wie immer geartete Eigentam ist anveilelifiob. 
Nor im Falle einee ernsten Staatsbedäifnisses kann das Bigentnm eines 
serbischen Büigers g^en vorherige Eatsohidigang anl die im Qeeets vor- 
geschriebene Art bescbriLnkt oder enteignet werden. 

Artikel XXXII. Jedwede Oüterkonfiskation fei ausgeschlossen. Nur 
solche Gegenstunde können beschlagnahmt werden, mit welohen eine atnU* 
bare Handlung begangen wurde. 
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Artikel XXXm. Die Gewittemhohmt int iiabeaoJuSiikt. Alle aa- 
ATkaimten zeligiOsen OesaOsohaften Btehen nntsr dem Bohatse dee Gesetsee, 
U30ofem ihr BekeontxiiB die iUfeiitliohe Ordnung nioht beeiatr&ohtigt 

Artikel XXXI7. PtoeelytiBiiiiis ist ?erboten. Kein lerbieoberBlUger 
Imin anter Berafnng auf aelne Olanbenssltse Befrdimg von der Erttllong 
seiner bfirgeriiebea und milittrieohen PfUditen erhalten. 

Artikel TXXY, Die Freiheit der ICitteiinng nod Yeröffentliofanng 
fleiuer Gedanken wird jedem serbischen Bürger gewährleistet Diesbesfig- 
liehe BeschräokuDgen können blos gesetzlich erfolgen, dooh darf die Zensor 
anoh 'iiir''}i ein Gesetz nicht eingeführt werden. 

Artikel XXX VT. Das Brief- \v)<] Depe.schengeheinini.s ist uuv«r- 
letzlich. Eine Austialuno kann nur ini hLriegsfaile, sowie in Fällen straf» 
rechtlicher üntei-suchung gemacht werden. 

Artikel XJ^XVIl. Dem serhi-schen Borger 8teht dm liechfc zu, sieh 
ohne Wftffpn zxi veKianiniehi. \'ersammlungen in geschlossentiu Lokalen 
brauchen blos der Behörde augeiueldet, ihr Bescheid dagegen nicht abge- 
wartet KU weiden. Für Yersammlungeu im Freien worden eigene Bestim- 
mungen getroHen. 

Artikel XXXVHL Allen serbisohen Bürgern steht dsa Yereinsredit 
zu allen Zwecken m, welche nicht etwa mit der Yerfassong oder den Landes- 
geeetzen im Wklinsprach stehen. 

Artikel ^T^xfx Jeder serbische Bürger hat das Rechte anmittelbar 
gi'gen alle Staats- und Gcmeiiidebeamten Beschwerde zu führen, falls die- 
sdlben in ihrer amtlichen Wirksamkeit seine Rechte verletzt haben. Fnr 
Minister, Richter und Soldaten gelten diesbezügliche besondere Bestimmungen. 
Findet die inständige Behörde die Klage ungf^rechtfertigt, m hat sie den Kläger 
in t itiem mit Oiiuiden vi-rsehencn Bosoheido ZU verständigen. Gegen diesen 
Bescheid ist der li'ekur.s zulässig. 

Artikel XU. Die Ausliindur geniessen in Seilüen den Schutz der 
Landesgesetxp. sowohl in Bc/ug auf ihre Person, iiit> auch in Bezug auf ihr 
Vermögen; dagegen hind tiie sowohl zur liagung der niilitärihchen als auch 
übrigen staatlichen und Oemeindekosten gehalten, falls dies mit den be- 
stehenden internationalen Vertilgen nicht in 'Widerspruch steht. 

Artikel XLH. Wegen politischer Delikte darf niemand ausgeliefert 
werden. 

Artikel XLIII. Ein besonderes Gesetz bestimmt, wie das serbiscdio 
8taaisbflrgerreoht erworben wird und verloren geht 

Artikel XUV. Die gesetsgebende Gewalt übt der König in Gemein- 
schaft mit der Volksvertretung aus. Die Volksvertretung besteht ans der 
nationalen Skupschtioa und dem Senat, Die Wahlen für die Skupschtina 
finden jedesmal am 21. Mai, die Wahlen für den Senat am 8. September 
statt. Niemand kann gk'u-hznf\f^ Mitglied beider Häuser sein. Jedes Mit- 
glied der Volksvertretung vcitritt dan t,'esamte Volk. 

Artikel XLV. Die Vulksv- i tii tnng wird alljährlich längstens bis 
zom 1. Oktober in die Hauptstadt des Königreiches zur ordentlichen Tagung 
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einberofen. Nur im KriegsfaDe kann sie naoli aoBBeilialb der Hniiffetidt 
«inbenifen werden. 

Artikel XLYI. Die Skapsobtii» und der Senat beraten and BflMw 
ihre Beeohltiese geeoodert 

Artikel XLVII. Die Mandate der Mitglieder beider HJtaacr prift 
der KassatioDsbof in einer Pipnartdtznag. 

Artikel XLVJII, Das Recht, Gesetzentwürfe einzabringen, steht so- 
wohl dpin König, als auch der Volks vcrtrotiini; zu. Die Rf»gir*mng unter- 
breitet ihre Vorlagen im Namen ih"^ Königs zuerst der nationalen vSknfvs^^ht^n^ 

Artikel XLLX. Keiu Gesetz darf erlassen, aufgehoben anJ ai^«- 
äudert wtrrUeD, bevor die rjationale bkuiJ>.Lhtiua und der Seuat das^'^ifie im 
Allgemeinen uud Einzelnen mit Stimutuumehrheit angenommen habtxii-. 

Artikel L. Die Gesetze and gesetzlichen Yetiugaiigeu . "ttelche aaf 
gesetaliohe Art verlanibart wurden« sind fftr alle B&iger und alle Bakördw 
des Landes bindend. Nor die Volksvertretung hat datflber an euttA/mdem^ 
ob ein geeetsrnflssig verkändetes Oesets TerbasongamisBig eigaiigeii iat. 

Artiltel LL Das Wahlreoht für die nationale Skapeshtina benitik 
jeder geboiene oder naturalisierte serbische B&iiger nacb ToUendetesi 2L 
Lebensiahre, wenn er dem Staate 15 Franken an direkten Steuern ohne 
Einrechnnng der Steucrzuscbläge entrichtet, und durch ein richteriicfaet 
Urteil seines Wahlrechtes nicht für verlustig erklärt ist Senatoren ra 
wählen sind diejenigen befugt, welche das Wahlrecht für die nationale 
Skupschtina besitzen und überdies jährlich an direkten Steuern 45 Krr-üken. 
ohne Einrecbnung der iSteuerzusuhläge eutiiubten. Ob Jemand das Wahl- 
recht im Sinne der Verfassung besitzt, entscheidet der zuständige er^- 
instanzliche Gerichtshof. Er führt auch die Aufsicht iiber die richtige A-i- 
stellung der Wählerlisten and entsoheidet über die di^falligeo Beschwerden. 

Artikel LU. Offiziere und Soldaten unter der Fahne können weder 
wählen nooh gewihit werden. 

Artikel LUL Das Wahlgesetz bestimmt, in welohen flUen das 
Wahlrecht verloren geht 

Artikel LIV. Die Mitglieder der beiden Hftoser leisten den vor- 
gesohriebenen Sid. 

Artikel L7. Die Skafischtba wfthlt ffir jede Tagang ans ifarsr Mitte 
einen Plrik^identen, zwei Yuepräsidenten und die nötige Anzahl von Behiift- 
führem. Ben Prisidenten nnd die Vizepi-äsidenteu des Senats ernennt der 
König für die ganxe Legislaturperiode. Die Sohiiftföbrer wiblt der Senat 
ans seiner Mitte. 

Artikel LVI. Beido Häuser sind nur dann beschln^tsfähiir. wtrua 
mehr als die Hälfte ihrer ilitgheder anwesend sind. Der He-eblii>s M-ird 
mit Stimmenmehrheit gtda&sl. Bei Stimmeogleicliheir wird dor h«'tr>-lVt nde 
Gegenstand ala abgelehnt betrachtet Die Stimme kauu liur persönlich ab* 
gegeben werden. 

Artikel LVQ. Lehnt der Senat oder die Skupschtina eine Vorlage 
ab, so kann dieselbe im Lanfs der betreffenden Tagung nioht mehr rar 
Beratung gelangen. 
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Artikel LYIII— LKV behandeb die flUiolieD Rechte der beideoHiiiser. 

Artikel VIYL Die netioaale Skapeolitine besteht ans Abgeordneten, 
welche das serbische Volk im Sinne dieeer Verfassung frei wählt Die 
Zahl der Skupschtina-Abgeordneteo betiägt 130. Belgrad wählt 2, die Kreis- 
städte und die Gemeinden Takowo und Dobriuja je einen Abgeordneten* 
die übrigen A Hfjpordneteu \sählpn die Kreise im Verhältnis zu ihrnr Ein- 
wohnerzahl Auf der Listo jt-tles Kreises niuss sich i.'in Kandidat befinden, 
wel' her in Serbien oder im Aunlaiide eine Fakultät übtiolviert hat. 

Artikel LX VII. Die Abgeordoeieowalil erfolgt uumitteibar. Die 
Abstimmung ist geheim. 

Artikel LXVni. Za Bknpeohtum* Abgeordneten können gewählt 
werden: Geborene oder natondisMrte aerhisohe Bürger, welobe aioh im 
Vi^beeitse ihrer bfiiigeiliohen und politieohen Rechte belinden, 30 Jahre 
ToUendet haben, in Serbien 8ttnd|g wotuen, lesen und sofareiben kdnnen 
nnd jihrüeh 60 Franken an direkten Stenern entrichten. 

Artikel LXIX. Zu Abgeonlneten können solche Personen nicht ge- 
wfhlt wtrdoii, die kein Wahlrecht beaataen oder dasselbe nicht ausüben 
können; ferner keine aktiven Beamten, mit Ausnahme der Mit^'Iieder des 
Krisj-ations-. Appellations- und obersten Kpchnun£rsliof«»s; ferner die Pro- 
fei^oreo der Hoch- und Mittelschulen; die Ante. h\^Qi\k-nrc und pensionierten 
oder zur Difjposition sft htiiUeu Beamten, die eine Fakultät aUol viert haben; 
die Geineindevorstt'her und weltlichen, sowie Klostergeistliuhen. 

Artikel JiXX. Die Dauer des AbgeoixlneteuukauUatä beträgt vier 
Jahre. Den Mandates geht Terlnstig, wer nShrend deaadben in ein Ab- 
hlngigkeitarerhSttnia anm Staate tritt, wie auch der ansnabmsweiee wIbU 
bare Beamte, wenn er befördert wird. 

Artikel LXXI. Der groeqiihrige Thronfolger, der Metropolit von 
Serbien nnd der Biai^of von Kiaoh Bind von Beohtewegen Mitglieder dee Senats. 
Der Senat besteht aoaeerdem ana 30 vom Eön^ lebenslänglich ernannten 
und 18 gewählten Mitgliedern. Von den Letateren wihlt die Stadt Belgrad 
eineUf die Kreisf 17 Senatornn. 

A 1 1 i k i LXXII. Das Mandat der gewählten Senatoren währt seohs 
Jahre. Die Wahlen sind unmittelbar; die Abstimmung ist geheim. 

Artikel T.XXIT. Zum Senator kann gewählt oder ernannt werden 
jeder geborene oder uatunUisierto serbiKclie Hürf^ei, der sieh ini Vollbesitze 
seiuer bürgerlichen und pülitinchen Rechte ln-fimiet, ijUiudig iu ."Serbien 
wohnt, das vieriigsto Lebensjahr vülluuUet bat und miade^teus jährlich 200 
Franken an direkten Steuern entrichtet. 

Artikel LXXIV. Mit Ausnahme der vier nu)galttji>ieQ Generäle 
können Offiziere nnter der lUine m Senatoren wader gewfthlt noch er- 
nannt werden. Dagegen können Oeietliebe gewlttilt werden. 

Alle übripren 34 Artikel lehnen sich im grossen nnd glänzen 

au die Verfasssmi^ aus dem Jahre 1888 an und haben /.um Gegoii- 

8taud die Hechte nnd Püichteu der Minister, des Staatsrates, die Staats- 
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Snanxen, das Heenr^ion und die Oemeiiide, der dk Autonomie 
gewihrt ist 

Nadi Artikel 104 kann eine Xndening der Yerfaseniig nur 

auf gesetzlichem Wei^e und mit absoluter Stiimiicmachihuit aller 
Ahg-pordneten iiiul Senatoivii crfolt^cu. Auf ihom Weise kann anch 
die VerfaööUJifi; auff^eliobeu oder interpretiert wenlen. Die ß^tim- 
mungen in der Verfassung, welche sich auf die Hechte des Königs 
beiieheD, kennen jedoch nur auf die Initiative des Königs abgeändert 
werden. Die Verfumifig trat nach ihrer Yedautbanmg in Kraft. 
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Internaüoualer Kongress 
für vergleichende Rechtswissenschaft 
in Paris 1900. 

Beferent: Sal«llle0, Ftofessor d. Rechte, Paris. 
Übersetzt tod Dr. E. Friedeboig, Geriohtsassessor, Berlin. 



Der vou der „Society francaise de J^egislation compar^e'' bc- 
rofene Kongress für vergleichende Rechtswissenschaft hat in Paris 
vom 31. Juli bis zum 4 Angnst 1900 getagt. Den Vorsitz führte 
der Piftsident der GeseUaohaft, Georges Pioot, Mitglied des Instituts. 
Dun ZOT Seite standen als Ehren- oder Vizepritoidenteii ausUbidiBehe 
Gelehrte und Praktiker in stattlicher Zahl, die teils dnndi wirkliche 
Mitarbeit, teils wenigstens dnrch Heigabe ihrer Namen das Werk 
SQ fördern suchten. Dazu gehörten der seitdem Terstorbene Lord 
Chief Justice von Eni^land, damals VorsitziMider der Piigli sehen 
Gesellschaft für vergleichende Rr-elitswisBenscliaft, I^ord Rüssel of 
KiUowen, der Vorsitzende der internationalen Vereinigung für ver- 
gleichende l^echts Wissenschaft und Volkswirtschaftslehre in Berlin, 
Eanimeigenchtsrat Meyer, der Dekan der juristischen Fakolt&t der 
Universitftt Paris E. Glasson, die Professoren Sir Frederick PoUock- 
Oxford, Kohler^Berlin, Orlando-Pblenuo, Chironl-Turin, der Vize- 
piisident des Bnndesgerichts zn Lausanne, Winckler, Professor 
Huber-Bem, der Generalsekretär des französischen Instituts für ver- 
gleiclieude Rechtswissenseliaft Lehr, Professor Dupriez-L«)wen. endlieh 
der damalige Senatsprfisident, jfizige Präsident des Kassationshofs 
Ballot-Beaiipr^ und andere namhafte Juristen aller Länder. 

Der Kongress wurde in Sektionen abgehalten, welche den 
einzelBen Zweigen der Bechtswissensohaft entsprachen. Zwar 
standen eine Heihe interessanter Fragen auf der Tagesordnung der 
einzelnen Sektionen; das Hauptaugenmerk der Teilnehmer richtete 



Digitized by Google 



1272 — 



sich aber auf die erBta Sektion« die der BeBpt«ol»uig der aUgemeineii 
Uieoretisoben Fhigen gewidmet irar. 

Hier handelt es sich in enfer Linie darum, die veigleidieode 
Rechtswissenschaft selbst wa de&nism und ihie Metbode festsnlegisn. 
Wertvolles Material boten in dieser Biohtang die Abhandinngen der 
Pn>feftsoren Emein^FuiB, Kohler-Berlin, Pdloek-Oxford, Zitelmaan- 
Bonn und Saleil las- Paris. Es sollte eine strikte Trennnnjj «Iuk h- 
grfnhrt werden /wisrhpn der vergleichen Irn Hochtswise»eusciiaft als 
Hei Inständiger juristiäclier Wissenschaft » iiiersr-its und zwei ihr nah 
ver wandten Disziplinen andererseits: der iüstoriscben Vergieici^ung, 
die einen Zweig der QeschicUte bildet und der junstisohen Sozidogie. 

Als Endr^ultat der Kongressverhandhingen ergaben sich etwa 
folgende Leitsitse: Die vergleichende Reohtswissenachaft soll sicfa 
nicht auf die Erforschung der verschiedenen Qeaetigebungen und 
ihrer praktischen Anwendung in den einzelnen Lftndein b cDo hiinken; 
auch nicht auf die eigentliche Veiglelolimig der ehaselnen Recht»- 
gebiete venohiedener Nationen; sie soll vielmehr die etwa vor- 
handenen Bertthmngspunkte und die einheitlichen Strömungen fest- 
zii>trllt'ii j-nrhcii, Welche bei Naiionen verwandter Kultur in den 
einzelnen Z\vpip:en der R^xjhtswissensfhaft erkeniiliar werden. S5ie 
soll das gewonnene Resultat bei der Anwendung und Interpretation 
der inländischen Gesetze verwerten und auf diese Weise ein ge- 
meines Hecht schaffen^ daa tür die Gesetz '^rbnn gen der europäiscUeD 
Staaten das sein soll, was vor Erlaas des Bürgerlichen Oesetsbuohs 
das Gemeine Recht ffir Deutschland, was vor der InmaOslschea 
Revolution daa gemeine Gewohnheitaracht filr das alte Frankrsioh war. 

Hiemach schienen die Spesialfiragen, die auf der Tagesordnung 
der einzelnen Sektionen Stauden^ weniger um ihrer selbst willen 
behandelt zu werden, sie schienen vielmehr nur bestimmt, als 
Proben auf das flösse priii/i[iieUe Exempel zu dienen. 

Auf ii)t»'rii;iti"!ialo Privatrecht wurde das Interesse der 
Teiint'luner durch eine g<'ist iviclio AlihandluiiL? dos Dr. Kahn-Mann- 
heim gelenkt. Die Sektion für Oivilrecht behandelte mit besondeiw 
Gründlichk« it die Lehre von der juristischen Person und dio Systeme 
des ehelidien Güterrechts. Die Sektion für internationales Privat- 
recht imter dem Vorsitz des Pariser Universitits-PrüllessorB Renault 
hatte die wichtige Frage der Zwangsvollstreckung aua andindisoheB 
Urteilen auf ihre Tagesordnung gesetzt Die Sektion fflr Handelfr 
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reoht unter Leitung dee ProfBesors Lyon Omh (gleiohfallB ans Fteis) 

richtete ihr Augenmerk auf die in den verschiedenen Staaten deo 
au>iciiidischen Handelsgesellschaften eingeräumte Rechtsstollung-, sie 
versuchte ferner, dir irmasen einheitlichen Str?^mtin^n zw koiiiizfich- 
nen. die sich iti Boziig auf die reclitliehe Ik-hatullung dei- llaiidels- 
effekten erkennen lassen. Das Ziel d »3 1 Sektion für Straf recht (Vor- 
sitzender: Prof, de Poittevin-Pariß) bestand in der Feststellung der 
charakterietiMhea Merluuale der neueren kriminoiogischeu Schulen, 
bauptsflchliob deijenigen, die man gewObnliofa als £riininal-Politik 
besteiohnet und deien LeitsAtae in wertvollen Beitrftgen der Profeesoren 
▼on Liait- Berlin, Alimena- Genua und des Staatsanwalts Andreas 
ürbye aua TromsO niedeigelegt waren. Auf Anregung des Londoner 
Anwalte Cnuskenthorpe behandelte die genannte Sektion femer das aehr 
schwierige Thema der SUafziiinessiini;. Die lierrschende Meinung strebt 
beute dahin, eine gesetzliehe Festsetzung des StrafmasFes niöj^lichst 
zu vermeiden und in dieser Beziehung dem riciiteiliclieu Ermessen 
gröüisereri Spielraum zu gewähren. Dies System hat anscheinend 
in England zu Misständen and Unbilligkeiten gefnhrt, die an Willkür 
grenzen. Es handelt sich nun dämm, eine objektive wissensobaft- 
liche Grundlage für die Strafzumessung su schaffen und dem er- 
kennenden Bichter feste Anbaltepunkte dafür m geben, wie er die 
Strafe dem einzelnen Individuum und dem einaelnen falle anzu- 
hat. XatOrlich war es unmöglich, die Erörterung einer so • 
komplizierten Frage in den wenigen Sitzungen anoh nur an* - 
nähernd zu oi-sciiöpfen. 

Auf Anti*ag der Sektion füi- StJ-afreeht beschloss dßr Kongress 
in seiner Hauptvei-sammlung die Einsetzung eines int- i natiunaJeu 
Arbeits-AtisschuffsoR, dessen Aufgabe es sein sollte, die (Iruiidfmc^pn 
zu formulieren und ihre Lösung für einen der näcksten Krimiaalisten- 
Kongresse vorzubereiten. 

Die letzte Sektion endlich, deren Yorsitss nacheinander die 
beiden Abgeordneten und früheren Minister Ribot und Poinoard 
führten war dem Öffentlichen Becht gewidmet. Hier wurde nach 
einem allgemeinen Meinungsaustausch über die gegenw&rtigon Strö- 
mungen im ParlamentarismuB die Spezialfrage der Proportional- 
▼ertretnng einer eingehenden Erörterung unterzogen ; die prinzipielle 
Richtigkeit des Systems selbst wurde einstimmig; anerkannt. 

Neben den verschiedeHeu Sektionen tagte noch ein auf Ver- 
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anlassnng des YerUeteis der Tereiiilgten StaatoD Hr. Kellj ein- 
gesetetor ArbeilsaiiflaechiiBB, der e» dch zur Aufgabe gemadit iMtie, 

in Paris eine internationale Auskunftsstelle fflr fremde« Recht ins 
Leben zu rufen. Diese Äuskuuftüstelle sollte die Angehörigen der 
verscliiedciien Lilnder, insbesondere "Richter, Anwälte und Pnoz«*- 
parteien z. B. im Falle einer örtlichen Statuten-Kollision durch eine 
kurze Darstellung der betreffenden Materie über das in den iner 
liehen Staaten geltende Hecht aafklftreo, de aoilte aich ferner 
init der franaOaiachen Geaellaobaft fOr Tergleicfaeiide BeditawiaBea» 
aebaft und den ftbnlidien in Deutschland und England beatehendn 
Gesellschaften in Verbindung setzen und die üebersetsong, aovie 
das Studium der fremden Gesetze in der Weise fOrdem, daae fVr 
jedes Land in seiner Spratho oino Verötrentlichung der wichtig^äA 
ausländiselion (lesrtzc vei-anlasst Avuixie. 

Die Organ isatiou dieser internationalen Auskunftsstelie, deren 
Notwendigkeit in der Theorie aUaeiiig anerkannt wunle, stiess bei 
der praktischen Ausfühning auf grosae Schwierigkeiten, die nidtf 
sofort gelöst werden konnten. Der CJongresa setzte deahalb ia 
aetner Scfalussdtsnng eine neue internationale Ck>nuni8non ein, dei«a 
Aufgabe darauf beaohrSnkt wurde, die beaheiditigte QrQndung rnr- 
zubereiten. 

Ki'r)fTnet worden war die Schliissi^itzung durch einen Rerioht 
des Fälliger CivilrechtsprofessoiN Saleilleü ül)er die Arheiteu de» 
Congresses; sie endete mit einer Ansprache des Präsidenten Oeocges 
Piootf der den Dank des Vorstandes den auslftodischen Teilndiawra 
übermittelte. 

Eiin von den fnuizQeisohen Congreesmilgliedem zu Ehren der 
fremden Teilnehmer veranstaltetes Bankett vereinte eine gnsn 
Zahl von GHteten in den Sälen des neuen Hotsls am Qoai d'Onar. 

Andere offizielle und private Empfänge, die beim Unten iilits- 
minister, im Hatlmus und lieim Prinzen Roland lionapart*' 
sotzt waren, mussten infolge des Tmucrfailes abgesagt "wenieii, äer 
Italien betroffen hatte und dessen Kimde am Abend vor der &• 
Öffnung des Congresses nach Paris gedrungen war. Der Con gicos 
Prftsident Picot lieas es sich indes nicht nehmen, die TaUnehnier 
in seinem gastlichen Hause au empfingen. Die GeseUsehaft, dis 
jedes offiziellen Charakters entbehrte und die sich in den Qtenaea 
einer feinen Ditimitfit hielt, sowie die liebenswürdige FersSnlidi- 
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keit des Wiits werden den Gästen in angenehmster Eiinneruug 
bleiben. 

üebrigenö werden die so wiclitigon Arbeiten de? Congjnsses 
auch denjenigen zugdnglich gemacht werden, welche dem Congress 
nicht selbst beiwohodu konnten. Die Sitzongs-ProtokoUe und be- 
sonders die dem CongieBs unterbreiteten zfthlreiohen Abhandlongen 
weiden im einem Sammelwerke era e heinen, deaeen YeiOffentUelLung 
diuoh die banzOdeohe OesellBobaft für vergleiehende BechtewiBeen- 
aohaft erfolgen soll. Das Werk, das 2 starke Binde nmfassen 
"wird, soll den Conpressteilnehmern sowie den Yeitreteru der offiziell 
eingeladenen fremden Regierungen und wissen si iiaitiichen Gesell- 
schaften unentgeltlich zugestellt werden. h'üv Nichtteiluehmer 
'wird es gegen Sntriohtung der Congreeagebtthr erhAitlich sein» 
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Die gegenwärtige Kii:?ib, ihre Ursachen und die 
Aufg9.ben der Gesetzgebong. 

Ywtmg gehalten von Dr. Bttdolf Bb«ntadt»am 18. Deiember IdOl.^) 

I 

Eb siiid nur wenige Worte der ffipleitung, die ich dem hier 

nntemoramonen Versuch einer Darstellung der Krisis romnMiidkeB 
mfVüite. N(x.'h ist die Krisis nicht Qberwunden : wir stehen noch 
iintri' ilor WirkiiMi;- der EreiffniaHf», (it'r»*ii U-i/Ae F-'linen wir nicht 
k« riiit>n. EiiiL' Iv-iho verwiikeltcr Vori;."lnp^, soll»Ä>t errit der 

Erklärung bedürfen, soll hier auf ihi-eu ureächlichea Zusammenhang 
untersucht werden; die su behandelnden Fragen erstt^oken sich 
Aber einen groesen Teil unserer Volkswirtschaft — gewiss Schwieng- 
keiton genug, die eich onBenn üntemehmen entgegenstellen. 

Gleiohwohl dürfte aohon im gegenwärtigen Augenblick ane 
solche FQlle tbatsAchlichen Materiale Aber die Kriaifl Yoriiegen, daas 
eine wisaenscfaaftlicfae Behandlung m<SgUch und angezagt erscheint 
Allerdings, gerade manche yielbeachteten Einselvorgängc der jüngsten 
Zeit scheiden aus unserm Dai-stellnngsstoff aus, insofern sie nicht als 
typisch oder als «las Kii^rluiis liestimnilrr Institutionen unserer Vulk>- 
wirtschall aiiztisrlieH bind. Nicht jeue vereinzelten Krseheinungeii 
sind es, die wir zu schildern und zu beurteilen haben. Es ist viel- 
mehr die allgemeine Entwicklung der letzten l>eidea Jahre, die wir 
betrachten und deren treibende Ursachen wir darlegen wollen. FQr 
eine solche Untersuchung das erforderliche sachliche Material bei- 
zubringen, wild, wie ich hoffo, sich schon im jetzigen Zeitpunkt 
als möglich erweisen. 

Hierbei darf ich es wolil nnterlassen, eine aUgemeine Schilderung 
der gegenwärtigen Lage tu geben; die Znstftnde sind bekannt 

') Wegen der aktueiion Bödeutung des behandelten Gegenstandes 
erschien es im Iriteresae der Leser der Jahrbücher, den V'ortnu; ht er-t 
iii der ersten Abteiluog der nächsten Jabrbuchei zubammen mit deu ubiigeu 
Yoitrügttu, soodora aobon tuer m reFÖffeotlicheo. Die Redaktioo. 
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genug. Noch weDiger aber möchte ich damit beginnen, dase idi 
ein bestimmtee ScUagwort, das die Eriaia Iranweg kennselohnen 
aoil, an den An&ng nneerer Erürleningen stelle. Yiehpehr wird 
efi gerade einen Teil unserer Aufgabe bilden, dieser sohablonisterenden 

Auffassuii);^ der krisen massigen Vorgäugo entgp^.nziitreten. 

E«^ si-heint. als oli sich über den Charakter der Krise an 
vielen und hen'orragenden Stellen Bciion ein festes Llileil zu bilden 
beginnt, und zwar ein solches^ das den Stempel der Einseitigkeit 
tifigt Qanz besonders ist es die indnstrielie Produktion, in deren 
YeihXltnissen, oft nahezu mit Ausschlieasliohkeit, die ErkUürong der 
gegenwärtigen Kiise gesucht wird. Wir werden uns dsmgegenflber 
beetreben, andere wesentliche Momente der Beurteilung heranzu- 
ziehen und zu einer Auffsasung auf breitersr Grundlage einiges 
Material zusammenzutragen. 

Unserer Darstellung, die si('h üher ein umfassendes uud 
schwieriges Öebiet bewegt, sind äusserlieli enge Gri-enzen gezogen; 
sie muss, trotz der Weitläufigkeit des Gegenstandes, auf einen 
knappen Baum znsammengedrftngt werden. MOge ea gleioliwohl 
dem ▼erliegenden Versuoh TergGnnt sein, zur Erkenntnis der krisen- 
DDftssigen Ekscheinun^ einen Beitrsg zu liefern und fOr die weitere 
Behandlung des Gegenstandes einige Anregung zu bieten. 

Als Krisle im Tolkswirtsohaftiichen Sinne bezeichnet man 
die heftigen Störungen des normalen oder gewohnten Gangs des 
Wirtschaftslebens — Störungen, die ein starkes Missverhftltnis 
zwischen Angebot und kaufifthiger Nachfrage und tiefgehende 
Schädigungen und Ereohflttemngen in der gesamten Volkswirt- 
schaft mit sieh bringen, Der Veniuch, die Entstehung der Krisen 
ans einem einheitlichen Prinzip zu erklären, ist in der national- 
ökonomischen Wissenschaft hftufig unternonuni ii worden ; das Er- 
gebnis ist indess stets ein negatives geblieben.^) So wertvolles 
Material solche Untersuchungen für die Erkenntnis und fftr die 
Kritik unserer wirtschaftlichen Zustände geliefert haben, so ist doch 

') Vgl. Herkner, Artikel Krisen in Conrads Handwörterbuoh der 
StaatswiBseoadiaften; Lezis, Artikel Krisen im Wörterbuch der Volkswirt- 
sohaft; Ad. Wagner, Krisen in Rentsoh* iKudwörterlmoh; von Berg- 
mann, Oesohiohte der oatiooalökooonusohen Krisentheorien, Stuttgart 1895; 
von Tugan-Baraoowsky, Oesohiofate und Theorie der HandeiakriBen in 
£nghuid, Jena 1901. 

>) Vgl. von Beigmann nnd Herkner a. a. 0. 
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ihr eigentliclies Ziel, viue einfache und feste Formel für die Er- 
klärung der Krisen m ermitteln, nicht erreicht worden. 

Eine anerkannte grundsätzlielie Einteilung besteht 'ia^-egcÄ 
hiusiditlich der fiinzelursachen der krisenm&ssigeo St&n^; 
▼om Standpunkt der Volkswirtschaft zerSalkn sie flineneito is 
ftusserliohe Unaohen, wie kriegeiische EreigiiiBae, IfisBeamten» poüi- 
tiBche Inderaogen und Umwflhnmgen; andemteOs in ümeilickB 
UraachoD, die in der YerfasBoiig unserer YolkBwirtschaft begtflndft 
emd. ISs sind dies Torgänge, die znaamroenhAngen mit der Pro- 
duktionsweise, mit der Verteihing der Güter und u«:i> Linkominens, 
mit den Geld-, Wührungs- und Kreditverhältnisserl, und mit der 
gesainten innern Organisation unserer Wirtschaft 

Äusserliche und von aussen kommende Einwirirangen sind 
auch für die Voigeechichle und die fkitwicUimg der gegenwlrt^en 
Krisis von grossem Eänflnss gewesen. Es seien hier nur erwihot 
die kriegerisohen Vorgänge in Sfldafrika, in Westindien, in Cinrn^ 
die für uns teUa mittelbar, teils immittelbar von grOsater Bedeotimg 
wurden; feiner die durch Massnahmen der Pcditik hervorgemfaoen 
Änderungen in den Beziehung» n luid in den Ahsatzveriiäitni^sen 
gegenü))er dem Auslände. Die Volkswirtschaft hat diese äns^:'rf»n 
Vorgänge nur zu verzeichnen, aber nicht aufzuklären. Den (regen- 
stand unserer Darstellung bildeu vielmehr die ernsten und zum 
Teil achwer erklArbaren £i»obeinnngen in unserem inneren Wict> 
achaftsleben. Wenn in der Wisaenaohaft die groaae Zahl dieser Snael- 
erscheinungen auf wenige Grundformen reduziert wird, ao werden 
regelmfiasig als immanente, innerliche ürsaohen der ErisiB angegeben: 
1. Überproduktion, 2. Überspekulation and die mit ihr ver* 
bundene Überkapitalisierung, und 3. Überspannung deB Kredits. 
Dies sind die drei Haupinioniente, um die es sich handelt und 
die wir hier vor allem festhalten mflssen; denn Uire Unterscheidung 
und Klarstellung bildet eines der Endziele unserer Untersuchung 

Diese üntereuohung k&nnen wir nicht« wie diee mitunter ge- 
schieht, in einem Zuge diucbfilhren; wir würden sonst über ali- 
gemeine Erörterungen nicht hinauskommen. Was wir sudien, ist 
die genaue Stelle, von der das Eintreten krisenmSssiger Zustiode^ 
also das Überschlagen der Produktion, der Spekulation und Kaj»- 
talisi-Tuiii: imd des Kredits, ausgegangen ist. Was wir einiitt lu 
wollen, das sind die besoudereu Eigeuheiteu, durch die sich die 
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^Bgennirüge KrisiB in Deutschland kennzdoluiet und Ton anderen 
Alteren Krisen untexecheidet Wir teilen deshalb nnsem gesamten 
Stoff in die drei Gebiete, die sich ans den Scheidungen innerhalb 

v^nsrer Volkswirtschaft ergeben; 1. die Industrie; 2. das Bankwesen 
in seinem weitesten Umfang; 8. der Grun<l inid Boden. 

Es ist begreiflich, dass man wirtschaftliche Vorf;änge zunächst 
lind mit etwas ausschliesslicher Vorliebe auf dem Gebiete der 
Xiidustrie unterauoht Schon wähi-end der voraufgegangenen Hoüh> 
konjunktor wurde stets auf die Verhftltaisse in der Industne hin- 
gewiesen, und jetxt, nach dem Ausbruch der Krise, spricht man 
erst recht von einer industriellen Überspekulation. FQr 
die Zwecke unserer üntersnchnng mflssen wir nun ziinllohst diesen 
Ausdruck in seine beiden Bestandteil» z;erlegen. Wir müssen ver- 
suchen, eine Grundljige zu linden, um die Tliätigkeit der lüdusti'ie 
abzutrennen von der Thätigkeit der Spekulation. 

Industne und Spekulation siod naturgemSss durch zahllose 
enge Beziehungen verbunden. Der Geschäftsgang der Industrie 
kann von Bingeweihten wie ron Femstehenden Torausberschneti 
abgeschfttzt und somit zum (Gegenstand der Spekulation genmcht 
werden. Da» Hanptgebiet dieser spekulativen ThAtigkeit pflegt 
dasjenige zu sein^ auf dem allein eine allgemeine Beteiligung des 
Publikums möglicli ist; es ist die SpckiJatiou durch Kauf, Verkauf 
und Besitz von Wort papieren industrieller Unternehmungen. Der 
Markt dieser Wertpapiere — Industriepapiere — bildet aus 
verschiedenen Ui-sachen eine der wichtigsten SteUen für die Beob- 
achtung des industriellen Gesoh&ftsgangs. Der Kapitalbedarf der 
Industrie tritt hier in zahlenmflssig feststellbaren Formen hervor; 
die Bewegung des Kurswerts der Industriepapiere bildet ein Mano- 
meter, an dem sich der Hochdruck wie der Niederdruck in der 
Industrie leicht ablesen lässt. 

Für das Verhältnis zwischen Industrio und Spekulation finden 
wir deshalb hier exakte zifferngeinäcr<.se Grundla^'en. Allerdint^s 
dürfen wir das Zahlenmaterial niclit, wie dies seither durchgängig 
geschah, in uudifTerenzierten Gesamtsummen benutzen. Es bedarf 
vielmehr einer Berechnung nach den verschiedenen Modiüitftten, 
auf die wir die notwendigen Unterscheidungen, die wir suchen, 
grOnden kOnnen. 

Zu diesem Zweck wollen wir aus der Zahl der Grossindustrien 
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die MontaiiiiiJustrie heransl^en, deshalb, weil sie recht eigentlich 
(Irr Tiätrer der Huchküiijunktin- gewesen ist. Wir bei"wh!i*»n liiert .r 
zuiiäciist die gesamte Emissionsthätigkeit der Montauiiiüusörie 
während der ganzen Konjunkturpenode vom 1. Januar 1895 \m 
1. April 1900, eoweit die Wertptpiere an der Berliner B6ne sh 
gelasBt»! »ind, ohne die Bergwerlmlnixe. Die Summe der Neu- 
emissionen von Honlanwerten wihrend dieser 5V4 Ja^i^ beliuft mk 
eiDsobliefldich des bereohneten BegebuDg^gewinns mt 419Vt 
Millionen Mark; das macht im Jahreedttrohschnitl 80 IGllioiiea 
Mark. ^) Dass auch diese Summe niofit einmal vollständig in Ii- 
Spruch genommen ^vurde, will ich hier nur neiläufif; bemerken. 

Der Veriiältiiiswert dief>er ZilVer Inast >i» h nurh besser «.l*- 
schätzen, wenn wir berücksichtigen, dass allein dumh die Jahret^- 
dividende auf die Moutanpapiere 1899 dem Markt ca. 130 Millioaeu 
Mark wieder sugefloasen sind, imd das» die eilektive ProdukünM- 
Bteigerong der Beigwerke und Hütten (also abgesehen toa der 
Preissteigerung der Produkte) 1899 weitere 226 Millionen Mark 
betEBgen bat. Dass too dieser Stelle also keine Schwichimg das 
Marktes oder der Volkswirtsohaft ausgegangen ist» dflrfts klar sein. 

Dieser Berechnung des Kapitalanspruchs der Industrie selber 
stellen wir nun eine zweite Berechnung geerenüber; sie betrifft die 
Wei'tbe Werbung, die in den eniittieilen Papieren stalt^efuuden hai. 
Am 1. Jauuar 1Ö95 wai^n an der Berliner BTn-se notiite Montau- 
aktien im Nennwerte von CGI Millionen Mark vorhundei), die 
damals einen Kurswert von 777 Millionen Mark darsteUten. Bis 
anm 1. April 1900 waren diese Aktien auf eine Milliarde 476 
Millionen Mark gestiegen. Die spekulative Steigerung des bereits 
vorhandenen Aktienmaterials hat demnach in Jahren nind 
700 Millionen Hark betragen. Atif die in der Periode 1895 bis 
1900 hinzugetieteiieii Neuemissionen im I3etrage von 419* 4 Millionen 
betiilgt die spekulative Steiererung weitei-e 281 Milli n- n. Im 
ganzen wurden also in fj'^ Jahi-en auf dem Ucst hr.iakten Oebiet 
der MoQtanindubtrie für spekulative Zwecke 980 Miiiioneu, das i$t 
rund eine Milliai-de beanspniclit. Es ergiebt dies auf ein Jaiir 
186 Millionen Mark. Die Industrie hat an diesem KapitalanfwaDd 
keinerid Anteil und kann ihn auch nicht habea; sie wiid tos 

') Diese und die folgeudcü Berech nuDgen »iud inaiüem Buch: der 

_ • 

deutsche Kapitalmarkt, Leipzig 1901 eotoommeo. 
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diesen VorgSngen in keiner Weise unmittelbar berfihri Die ganze 
Sewegung yoUsieht dch hier anaseilialb der Industrie und inner- 
Yuüh der Spekuktion. Auf dem gleichen Gebiet hat der Kapital- 

anspruch der Industrie selber, wie wir zuvor sahen, 80 Millionen 
Mark für das Jahr betm^ren {^egennber \^(\ ^lillionen Mark Jahres- 
Änspnx )! der Spekulation — ein Verhältnis von 4,3 zu 10.*) 

für die Beurteilung der Überüpekulation sind hiermit völlig 
veränderte Qnindln^on gegeben. Die Thfttigkeit der Industrie und 
die Oberspekulation in Industriewerten sind auf das Schftrfete su 
trennen. Bisher hat man beides sosammengeworfen, weil es an 
Jeder lahlenmSasigen Grundlage fehlte. Unsere ünterstäieidung er- 
giebt nun ein bemerkenswertes Verbftltnis. Wir erblioken die 
Industrie jetzt gewissennasBen als ein geschlossenes Gebiet, in dem 
der Kreislauf der Produktion vor sich geht. Die Industrie zieht 
gewisfif Kapital i(,Mi an sioh. gieht dagegen dem Markte jährlich einen 
weit grösseren Betrag dureli Au8schüttungen zurück und führt der 
Volkswirtschaft noch einen starken Überechuss von Oütem zu. 
Cranz unabhängig von der Industrie, aber doch auf Grund üurer 
Thfttigkeit, voUsieht sich nun eine Wertbewegung gewaltigen Um- 
tings, deren jahilicher Anspruch an Kapital und Kredit in die 
Hunderte von BOllionen geht Bis ist die Spekulation in ^dustrie- 
papieren. Woher kommen diese hohen Summen und was wird aus 
ihnen? In welchen Formen werden sie aufgebracht und wie ver- 
teilen sie sich? Wenn wir den Verlauf dieser Wertliewet^uiig 
ei iuittt'lt haben, dann dnrfen ^vir h( »neii, dem Sitz der gegen wärt if,^en 
Kriüis naiie gekommen zu sein. Die Voraussetzung hierfür aber 
war die begriffliche und zahlenniässige Scheidung der Industrie von 
der Spekulation in Industriewerten. Das Weitere werden wir dann 
auf einem anderen Gebiet zu untersuchen haben. 

Wir haben nun die zweite Frage aus dem Gebiet der Industrie 
tu erOrtem. Ist die gegenwärtige Krisis etwa durch eine Über* 
Produktion yeranlasst, so dass wir von einer Überproduktions- 
krise zu sprechen hätten? 

Das scheinbar einfache Verhältnis der Überproduktion, bei dem 
wir glanben, die Zustände mit Händen greifen zu kOnnen, bietet 
in Wirklichkeit der Beurteilung die erheblichsten Schwierigkeiten; 

*) Wegen der Einzelheiten obiger Ziffern vgl. meinen Kapitalmarkt 
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dio Behandlung des Problems ist in vieJen Beariitmgeii Iiäutig^ eine 
mmifeicheiida loli möchte demgqgenflb« hier deo Sali aoirteJlflo: 
die Fra^e nach der Cberproduktion ist nicht die Fra^e 
nach einer einseitigen Thitigkeit, sondern die Vrmge 
nach einem Verhiltnia, alao nadi einer WeoheelbesiehitDg^ 
swiflchen mehreren FUrtoren. Mde Seiten dee VeriiUtnieeeB mflnett 
«tets untersucht werden. Eine Überproduktion kann eintreten, weil 
dab Cl>emia88 der Produktion ßchlochthiii nicht ab^etzl-iir ist; sie 
kann »'iiitivt.-n . \v< il die Marktlnir«' >irh /.•■■itweise in uimüii-tigier 
\\ , vt'iöchob' ri h.it ; öie kann endlich eintreten, weil die Kourtum- 
ki»ft iler Bevölkerung geechwAcbt ist. Wir uatecscheidett alao whb 
absolute Cberproduktion, eine relative Cbeiprodoktion und eine 
StArong oder SchwAchnng div Konsumkraft. 

Eine abeolute Übeiproduktion ist dann ^ortiandeD, wenn die 
Ofitereneugung unter solchen Yeihfiltniasen stettfindet, daen der 
Verkauf der Terfertigton Waren ecUeditefdings unm(ig^ich ist*) 
Gin denuügee Verhftltnis besteht in der gegenwirtigen Krise, wenn 
Aberhaupt, so doch nnr auf vereinzelten Gebieten von nicht ent- 
scheidender Bedeutuner. Giujz andere Zustände zeigen sich uns 
je<loch, wenn ^vif ili*« Kivmp stellen, ob uu'i in welcher ¥nrm eine 
relativo CliejpiXKiuktion, als«» ein Mi>svorhältiiis 2 wischea Augebot 
und kauffähiger Naclifrage vorliegt. Hierzu mflssen wir die ver- 
Si;hiedenen Umstände ins Auge fassen, die fOr die gegenwärtige 
Marktlage in ler Industrie von Einfluss sind. 

Der jetzigen Krisis ist eine Periode des lebhaftesten wirtsdiaft- 
lichen Aufschwungs Torangegangen. fiine jede wirtschaftliche Be- 
wegung, sie gehe nach oben oder nach unten, enthilt nun in sich 
selbst ein beschleunigendes, ein verschArfendes Moment Bei steigen* 
der Eonjanktur erkennen wir dies ohne weiteres. Es steht klar 
7or aller Augen, wie der Andrang der Käufer am Markte wiikt; 
wie die Ancst vor der Knappheit der Vorräte die Knappheit ver- 
stärkt; vvi< 'Ii' \ii--f vor der Preissteigerung »lie ri< i>c t^iuportreibt. 

T^nentüit ii viel grösser als die Angst vor der steigcn'Hi K n- 
junktiM' ist lUHi die Angät vor der fnlleaden Konjunktur. Kin 
Toruloich der Folgen ist hier eigentlich gar nicht ni'irli*^h. Der 
Produzent drftngt jetzt mit seiner Ware auf den Markt; es fehlt 

Lezis, Artikel Überproduktion in Conrsds Handwortetbaoh. 
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an Käufern, nidit allein, weil an Be<.laif fehlt, sondern weil der 
Käufer befürchten muaa, dass mit dem Augenblick, in dem er die 
Ware auf Lager nimmt, me entwertet, mitunter so^ unverkäuflich 
ist Bas belebende Element des Geeohftfts, das Vertranen, ist ver^ 
niohtet. Aogebot und Nachfrage können eich daon in Wirküohkeit 
guiis die Vage halten und trotsdem entsteht am Harkte ein voll- 
stladiges MissverhAltnis. 

Dass der Zusammenbraofa des UnternehmungsgeisteSf die durch 
spftter SU beB{>reohende Vorgftnge beclingte Absehneidnng des Bank- 
kre<iib*, das Schwinden des Vertrauens — da^^s diese Momente von 
d. r hervorragendsten Badeutunc^ fflr die Krisle in der Iiidiistiie 
gewesen sind, ist von rinem der i>eru{eubt€ü Beuiteiier der gegen- 
wärtigen Lage kflrziici» ausgelulirt worden^). Alle diewe Erschei- 
nungen aber, die uns schon eine teilweise Ei'klärung der relativen 
Überproduktion geben, haben ihren Ursprung nicht auf dem Gebiete 
der Industrie. 

Ein sweites Moment, auf das hinzuweisen ist, liegt in der 
FroduktionBtechnik. Der Umschlag in der wirtschaftlichen Kon- 
junktur muaste unsere Industrie um so empfindlicher treffen, als 
sie sich in einer aufsteigenden Entwicklung be&nd. Neue Techniken 

sind entstanden und zwangen, wie dies bei dem rasch veraltenden 

maschinell« n Ajtjiajat selbstverstilndlich ist. zu NeuanschafFuugen 
und zur liiTsti-Uuii^^ niodenier netripl>spim-irhtuiit:rn. In >eharf- 
sinnig^n Hnt« rsuchungeu ist darauf hingewiesen worden, wir unsere 
Produktion immer mehr auf Umwegen vor sich geht. ^) Ein 
grosser Teil unsrer produktiven Tliätigkeit ist nicht unmittelbar auf 



Dariegnogen des Keiebsbsnkptisidenten Dr. B. Eooh: seigt 
Siob da und doit, dass die deutsche Industrie guten Mute»* weiter arbeitet, 
und das ist das best«; Mittel, die Krisis zu übonvindoo. Das Misstrauen 
beginnt zu schwinden. Wir in der Reichsbauk mnrkeu das vor allem daran, 
d:iss f!if> f'hprfüHnng unseres PortofeuMles mir \\'fH«hw"lii lui' hlässt. Ii;is 
Uevvi'i--t, (l;i.v5 Uie anderen Banken uhmIpp Kr-füt zu gtjben anfaugeii. Aus 
diesttin Misstrauen ist fu.>i die ganze Krisis eatstaudou/' Bericht 
der Vossischon Ztg. v. 3. 1. 1902. 

*) Werner Sombart, Der Stil des modernen Wirtaohaftslebena, 
Archiv f. Mflale Gesetzgebung nnd Statistik, XVn, 8«te 1 f.; Lexis, 
Jahrb. f. Geset^bnng, Verwaltung nod YolkswirtBcbaft, XIX, Seite 336; 
T. B5hm-Bawerk, Artikel Kapital in Conrads Handwörterbaeh der Staate* 
wiasensobaften. 
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die Erzeugung von GennssgUtern gerichtet, sondern dient der Tor- 
produktion iiiid der Herstellung des maschinellen Ap|xinites (Arbeitsr- 
und Werkzeugmaschinen, Verkehrsmittel). Je vollkommeaer die 
Produktionstechnik wird, um so grössere Anlagen müssen für diese 
Zwecke gescliaffen werden. Ganz besondets aber ist es der Eintritt 
einer Umw&lzuog in der Technik, der zu den umfassendsten, oit 
jahrelang andauernden, dann aber zum StiUstand geUmgendea 
Arbeiten der Yorprodaktion Anlass giebt Während der jflngite 
Konjanktoiperiode ist dies in hohem Masse der Fall gewesen, fii 
braucht hier nur an die AiMten für die praktische ESuflÜhnm^ 
dci- Elektrizität erinnert zu werden, die der Eisen- und Maschir>e*i- 
iiiduBtrie die lebhafteste Beschäftigung bnielite. iiieht für die Zwecke 
der unmittelbaren rmduktion, sondern ]edii,di( h zur Heistellnng 
neuer Arbeitsmaschinen und Betriebsaniagen, die nun ihrerseits die 
AiisrOstung für die neue JSlektnzitfttsindustrie bildeten. Die Er- 
ledigung dieser Arbeiten mag zu einem Rückgang oder Stäistuid 
einzelner Betriebe fOhien, aber sie erkUbrt keineswegs eine Wiit- 
sofaaftskrisis, wie wir sie jetzt haben. 

Während der letzten Hochkonjunktur tj*at femer die Er- 
sehliesRinig neuer Märkte als l.eleböudes Moment hinzu. Di • Pro- 
duktion wunle in zahlreichen Betrieben erhehlieh gesteigert. Es 
ist indess nicht verständlich, wie diese einst fi^udig t>egnhigte 
Preduktionssteigemug nun gerade als die Ursache der jetsigea 
Krisis gelten soll; das kausale Verhältnis ist weit eher das eet- 
gegengesetzte. Wir bntuchen nur die gesamte Ihdnstrie za betncfaten, 
tun zn sehen, dass wir die gegenwärtigen Zustände dnn^ns lucht 
mit dem 8chlag>^'ort der „Überpri^duktion** abthun ktonen. Ei 
genügt, wenn wir hinweisen auf die Textilmdustrie, anf die 
chemische Industrie, die Papierindustrie, die grosse Industrie der 
Nahrungs- und Genussmittel. ^) Es sind die« alles Industrien, die 
nach Zahl und Uinfansr zu den bedeutendsten unter den Gewerbe- 
gruppen zälüen und in deren Geschäftsgang von einer Oberpr Kln'ktion 
niclit die Rede sein kann. Nicht einmal auf die Zustände in den 
Kohlenbergbau kann dieser Ausdruck in zutreffBiider Wekie an- 
ewandt werden. Die bequeme Formel von der ÜbeiprodaktiaB 



') Vgl. hierzu die Darieguugeo von J. Jastrow io der Arbeitsomkt- 
Korreapondenz. 
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tiehanptot nur, was erst bewiesen werden solL Dtm gegenwärtige 
Hissverhftltnis zwischen Angebot und kaoftthiger ISfaxäatnga ist nicht 
die Ufsache, sondern vielmehr die Folge der Krisis. 

Wenden wir uns jetzt noch kurz zu der Gegenseite des 

HarktyerfaSltnisseB. Bei den Erörterungen Ober die Industrie wird 
vorzugbweise nur die Produktion und deren Lage betrachtet. Es 
ist dies in gewissem Sinne wohl \'ei-stän<ilirh. Die rroduktion 
zeigt uns den benifliclien und geschäftlichen Stand der Bevölkerung: 
die Zustände, die hier bestehen, drängen sicli der Beobachtung von 
selber auf. Gerade die gegen wilitige Krisis lein t iins aber, wie 
mangelbaft und verfehlt eine solche einseitige Aufhusongsweise isL 
Bei der Betnohtnng der Produktion ist das Studium der Grund- 
]agen unsrer Volkswirtschaft und ihrer Zusammenhange zu kurz 
gekommen. 

Die heftigsten Störungen unsrer Wirtschaft finden 
wir nicht in der Prodnktionssphftre; sie zeigen sich vielmehr 

in den Zuständen und in den Veründeningen der wirtschaftlichen 
Lage niKsref R<'\nlkeninu. und hier habon wir die wesentlichen 
Momente der i^egenwäi tiuen Krisis zu suclien. Die Wirkunf^cii der 
unproduktiven Belastungen unsrer Wirtschaft, die Formen der Ent- 
stehung des Einkommens nnd des Kapitals, die Wandlungen in 
der Konsumkraft der Bevölkenmg, alle diese Materien bedürfen 
zunftchst der Untersuchung mit Bezug auf die Krisis. Die Ursachen 
der jOngsten Erechfltterungen unsrer Yolkswirtschaft können mithin 
durchaus nicht einseitig bei der industriellen Produktion ennittelt 
werden. 

Wenn uns nun bis hierher weder das Zahlenmaterial noch 
die inai ktmässigen Verhältnisse eine erschöpfende Auskunlt gaben, 
so müssen wir nns ;in*lt'ren Vorq-fintreu zuwenden, die vielleicht 
die Ursachen der krisenmässigeu Ei ^-hcinnngen mit grösserer 
Prägnanz hervorti-eten lassen. Stellen wir nun die präzise, 
entscheidende Frage nach dem Ausbruch der Krisis, 
und gehen wir zu diesem Zweck um eine Spanne Zeit hinter den 
Beginn der Krisis zurflck. 

Inmitten der gflnstigsten Geschfiftsthfttigkeit unsrer Hochkon- 
junktur fiel im Dezember 1899 der erste Alannschuss; der Beichs- 
bonkdiskont stieg auf die selbst in kritischster Zeit nicht erreichte 
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Hohe von 7Vo< da ab ist die Qeapanntheit unserer wht- 
BohaflUclien lüge offenbar. In den eisten Monaton des Jahres 
1900 harnen vereinselli so ans der Metall-Indnstrie, sdusfchere 
Berichte; vom amerihsaischen Eisenmarkt gingen dann im Mars 
ungfinstige Meldungen ein, die indess znnlohst wenig berOeksichtigt 
wurden;^) in einer Anzahl von Stielten stockte unter den hohen 
Zinsftützen das Ha ul:»^ werbe. Der Hölu^puiikt der Konjunktur war 
fil)er--( hritU'ri. (Tloidiwuld kam der ümsclilat; nai-li Z.'it und Inten- 
sität überniöchend. An der Börse bezeichnet der 2u, April 1900 
den Höchststand d^r Kurse j von da ab giug ea, nach einem ver- 
geblichen VerBUchf die Bewegung aufzuhalten^ nuch abwärts. In 
der sweiten Hftlfte des Jahres 1900 stsnd unsere Volkswirtaciuift 
sohcii nnter dem Einfloss der Krisis, die sich bald in nngeahnier 
Weise ausbreitete. Nicht als ob es selbst in dieser Zeit an g1bist%en 
Momenten, vor allem in unserer Industrie, unssnn Handel und 
Verkehr, gefehlt hätte. Wiederholt inirde von hervorrsgendsler 
Seit« — 80 in dor Thronrede zur Eröffnung des preussischon Land- 
tai^cs im .laimar 1901 — auf die Übertrieben heit der Krisenfurcht 
luugowit'sni. indess die üluimächtipf Sclnvärli»? unseres Kapital- 
raarktes, der Mangel jeder Widerstandsfäliiirkt^it. dann die Er- 
schütterung des Pfandbriefmarktes, den man für den gt^ichertsten 
halten muBSte, und eine lieilH> hiermit zusammenhängender Vor- 
gänge — das vraren doch schliesslich die Erscheinungen, die in 
der Meinung des Inlandes und des Auslsndes unserer Volkswirt- 
sohsfelichen Lsge das Gepräge aufdrOokten. 

Betrachten wir nun genauer die Yoranssetsungen, die für Jene 

erste und duiiul- (ucht erenügend boachteto WaniungsmassregoL 
für die sensationell.' Eihöhung des Kei ■!lsl<aIlk^li'^k(l^ts. bestimmend 
waren. W ir sin-l hiermit schon vollständiL'^ aiif da» zweite Gebiet 
unserer Darstellung, zu dem Hankwesen übergetreten. Es er- 
schien damals, Dezember 1Ö09, eine interessante Darlegiuig der 
ministeriellen Berliner Korrespondenz, in der die Gründe des hohen 
Zinseatses erOrtert werden. Zunächst wird hingewiesen auf das 
Steigen der Eapitalansprflohe isfolge der industriellen Entwicklung; 
alsdann auf die gans ungewöhnliche Zunahme der WechselanUige 



*) Dass doh die Yerhftltoiase hier s. Z. rasch gebeeaort haben, ist be- 
kannt Vgl hierm fiiobard Calwer, Handel nnd Wandel, Beriin 1901. 
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und der ungedeckten Noten. „Um einer solchen Erscheinung ent- 
gegenzuwirken/^ heisst es nun wörtlich in der erwrUmten Dar- 
leigiiDg, t^ebt es kein anderes Mittel als die firhdhnng des Diakonts, 
die einer nngesnnden Oberspanniing des Kredits vor- 
beqgt fremdes Geld heFsnsieht, md die Lösung snswftrtiger 
Gothaben %n versc^eben geeignet ist Besonders dann mius 
leohtseitig zur DiskonterhÖhnng geecbritten werden, wenn, wie 
jetzt, eine starke Nachfrage nach Aualandswechseln herrscht.** 

In plastischer Weise treten hier zwei Momente der krisen- 
mAssigen Störung hervor, von denen wir noch nicht gehört haben: 
die Überspannung des Kredits und die Lösuiig der Guthaben des 
Aualandes. Was sind nun diese Auslandsguthaben? 

Kino besondere Kts<:lu'iininpr in der deutschen VolkswirtM-luift 
der letzten Jahre ist die /iiiifliiiienile iieraii/.ieliung ausländisc^ln-r 
Kapitalien in leiciht kündbarer Form. Es geschieht dies zumeist 
durch die Trassierungen der Bankiers, die unter dem Namen Finanz- 
wechnel bekannt sind, dann auf dem Wege des Kontokorrentkredits, 
ferner duroh Lombardierung deutscher Stsatspapiere, die an den 
flusttndischen Börsen eugefRhrt sind und notiert werden. Eine 
dauernde Anlage der Kapitalien findet in keinem Edle statt; sie 
sind nur zu vorflbeigehendem Gebrauch hergegeben. Die grosse 
Gefahr dieser Finanssgeschfllte liegt nun darin , dass diese verfflg- 
baren schwimmenden Kapitalien gerade dann zurückgefordert werden, 
wenn Kapital allgemein knapp ist, wenn also die dargeliehenen 
Siuniaen von dem Srliuidner iun nötitrsten gebraucht werden. Dieses 
Hilfsmittel versagt also naturgemä.s8 gerade dann, wenn heints 
Kapitalmangel l>rsteht, und die Lage wird hierdurch in bedrolüicher 
Weise yerschärft. 

Seit dem Herbst 1899 stiess die Emeuenmg der deutschen 
Finanzwechsd in London auf ernste Schwierigkeiten. Infolge des 

Transvaalkrieges wurde das Kapital im Lande selbst gebmuchl, der 
Diskontsatz in Li.ndün gin? seharf in die Höh»'. Der Liuidoiier 
Markt brauchte nicht nur scllist da< aiist^elioh.-nt' Kapital; er '/oü; 
auch damals noch den Pariser Platz mit heran. Unter solchen 
Verhältnissen erfolgte die Lösung der Au.^landsgutliaben bei uns, 
das Rückströmen von Finanzwechseln und die Nachfrage nach 
Auslaadswechseln, von der wir geliört haben. 



* 
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Dk deutBohen Banken imcen damals im enteo Quartal 1900, 
als diese neue Yerachftrtung binxatnt, in einer BohwierigeD Lage: 
Die Übenpannnn^ des Kredite war auf den hSohsten Qnd geetiegai. 

In einem vielleicht nie zuvor erreichten Masse hatte sich das 
Privat|'ul)Iikuiu auf Ef fr>kteu«p«'knlat ionoii ;?e\vorfen: und diese 
Spokiilali* «iirn — das ist mm dw wejseulüuhe Punkt — \\ ui'"i'''n 
zum ^^rüsseren Teil auf Kredit betrieben. Die Mittel der Bnoken 
waren trotz starker Kapitaierhßhungen vollstHndiir festgelegt VoD 
erlieblicher Bedeutung waren hierbei die schä llit Immi Wirkungen 
des BOnengesetses, das durch das Verbot des TenninhaDdels in 
Industriepapieren gerade das O^nteil des Erfolges enielte, den es 
tieabsichtigte. Welche Summen an Kapital und Kredit für die Eflekten- 
spekulation erforderliöh fraren, davon hat uns die Beiechnnng der 
Montanpapiere, deren Ergebnis oben (Seite 9) ntifgetetlt wurde, ein, 
allerdings ganz nnznreiohendes, Bild gegeben. Die Spekulation er- 
streckte sicli, aliLTOsehen von den übrigen Gebieten, noch besonders 
auf eine Tuüi«' von Rpielfwpieren, die gai nii lit an deutsdien PiOrsea, 
S'unlt in in L»<)ndoii gehandelt werden. Die Si>ekul»tion stellt an nm\ 
ti\r sich die grösston AiisprAche ao Kapital und Kredit; die Wirkung 
ist indess eine besonders starke, wenn, wie es hier der Fall war, 
in der Hauptsache mit geliehenem Oelde und Bankkredit spekn- 
liert wird. 

Die Banken haben es in dieser Periode an Voraussicht nicht 
fehlen lassen. Im Februar und IfilR erliessen die Berliner Banken 
an ihre Kundschaft Rundschreiben und Mittesinngen, in denen um 
Olattstcllung dor Yerpfliohtungen ermieht wurde. In IMfentliehen 

Blütteru erschienen mehi-fach Warmingen vor der Ol^ertriebenen 
Spekulation. Ich kann dif V. rhaltnisse nicht besä^T kfim/^^ichneii, 
als durch di<^ folgenden Äusserungen au» dem GeediMtsbericht einer 
Berliner Orosf^b^nk: 

Wir haben * fui- nnsiüi l'fli.-ht pehaltfn. nn liuiblick auf die .4.n- 
spanruinjf des OHlümaiitis 'i-iu Lben-if-T des Pulilikum«« in Effekten kaufen 
nuiiiüiitiich solch on uutür Krediiiuausprucliualiiuu, mit den uns 
En Gebote »tcbcndeu jUittelo eut^^egeuzutreteu, was uns freilich nur in 
beschränktem Masse gelungen ist 

Hier, aus dieser schrankenlosen Spekulation, rind die ZoetSade 
erwachsen, die fiir die folgende Entwickelung den Anlass und den 
Grundzug irehildet haben. T)m Pii\Mt|iiiMikum hatte ^'uAi \\<At über 
seine Kräfte engagiert; die isLredite waren über alles Mass gespannt, 
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den Baiiktü selltst wurden in dieseni kritischen Augenblick die künd- 
baren üutlialion entzogen. In der zweiton Hälfte des April 1900 er- 
folgte notgedrungen die Lösung der Verptiichtuiigen, un<l die Krise 
begann. Was aber da zusammeubmoh — das haben wir jetzt ge- 
sehen — das war nicht unsere Industrie^ sondern die auf Kredit 
betriebene, masalose Übenapekulation, die so oder so su Grunde 
gehen musste, und an der anch gans gewiss niohts Gutes zu 
halten war. 

Wir sind bis hierher der Entwiddnng von Itappe zu Etappe 
gefolgt und haben versucht, die einzehsen Faktoren hemtiszuheben, 

die uns auf die Krise zutrieben. Für den Ausl»njch und den Beginn 
der Kribe fanden wir nun eine Hauptstelle <ler l'^berspanming von 
S]>eknlation und Kredit. Im weiteren Verlauf der Krise erfolgte 
dann auf einem ganz andern Gebiet eine der schlimmsten Er- 
scliütterongen unserer Wirtsotiaft; es ist der Zu8ammeni)ruch am 
Pfandbriefoiari^te. Wir kommen damit auf unser drittes Gebiet, 
den Grund und Boden. Hier bietet uns indess die Erörterung 
Schwierigkeiten, die wir auf den voraufgehenden Gebieten nicht 
kannten. Kredit und Spekulation haben hier Etacheinungsformen, 
die einer genauen Untersuchung bedOifen) ehe wir auch nur einen 
einzigen Schiuss aus ihnen ziehen dflrfen; es smd dies die Boden- 
spekulation nnd die Bodenverschuhhing. Beide sind in ihrem 
gegenwärtigen Stande nationale, unserer deutschen Wirt- 
schaft eigentümliche Erscheinungen, deren volle Entwicklung 
sieh überdies erst in der ueueicn Wiitschaftsperiode heraus- 
gebildet hat 

Versuchen wir zunäelist eine zahlenmässige Vorstellung zu 
gewinnen Über den Umfang der Verschuldung. Nach einer von 
mir diirohgefahrten Berechnung betrug die Bodenverechuldung in 
Beufschhmd im Jahre 1900 die erschreckende Summe von zwei- 
nndvierzig Milliarden Mark. Kein anderes Land hat auch nur 
annfthemd solche Zustände. Doch genügt es nicht die absolute 
Hohe der Verschuldung zu betrachten. Die jfthrliche Zuwachs- 
ziffer beträgt ueuenwürtig ca. 1750 Millionen Mark. Von grösserer 
Bedt'Uluag i>t indess noch der Aufwand tüi- die stehende Ver- 
schuldung. Aub üründi ti, \<m dcii- ii w'iv s])äter hören, findet in 
der Hauptsache keine Schuldentilgung statt; die ^hulU bleibt un- 
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▼ermindert haften. FQr die yendnsung der stehenden Bodenechnld 

einschliesslicli der Abschliissprovisionen und Vergfltungen and za 
4*/4% gerechnet 1,9 MUlifirden. also nind zwei MiHiarrlen MaHj 
jährlich t'i-fonlerlicli. Der Druck der F^o<lenvei-schuMniii: «.ttUt 
somit nach jeder Richtung das stärkste Oewicht dar, d«8 9ai 
unserer Volkswirtschaft lastet und sein £mfiu88 bedarf idn ahlen- 
niAssig genommen, laum der £riautonuig. 

Die Zahlen beweisen nnn auf diesem Qebieto viel; aber sie 
beweisen dutchans nicht alles; sie seigen nns immer noch nidit 
die volle Wirkung der hier entwickelten YerhKltnisse. Fflr nnseni 
Gegenstand Insbesondere bedarf es noch der Ermittelung, welche wiit- 
schaftlichen Vorgänge in der Verschuldung zum Ausdruck gelai*gi-L; 
wir iiiüssen die Frage stellen nach den Ursachen der Verschuldimg. 

Nach ihrer Entstehung zerfällt die Boden Verschuldung in eine 
materielle und in eine immateriellp. Unter der materielleQ 
Verschuldung verstehen wir cino solche, die auf Grund nOtzlicher 
Aufwendung erfolgt, also sum Zwecke der Helioration, der Bsdea- 
kultur, des E[ftuserbaues u. s. w.; unter der immaterielleo dagegen 
eine solche, die ohne jede nfitdiche Aufwendung eintritt, also die 
rein spekulative Venchuldung (für die Zwecke der Bodenspekulation, 
Häuserspekulation). Über die matenelle Verschuldung ist niu- wenig 
zu sagen: sie ist die einzige, dio einen volkswirtsckaftlichen Wert 
hat; sie diout in L'uiinenter Woise den Z\vock(^o der Boden- 
kultur, für die sie (zur BeschalT'ung der Meliorationskapitaiien itn 
weitesten Sinne) imentbehrUch ist. Nur in einer bestimmten Richtung 

. sofaeinen sich materielle und immaterielle Venchuldung heute voll- 
stKndig gleich zu stehen: beide bleiben unvermindert haften; eine 

.Tilgung findet bei beiden nicht statt Die üisache liegt darin, 
dass die Chnmdbesitzer, insbesondere bei grossen Objekten, so 
paradox dies zunächst klingt, sine hohe Verschuldung ihres Besttaes 
vielfach für vorteilhaft halten, weil hierdurch Kauf - und Verkauf 
der Gnindstflcke wesentlich erleichteit wird. Der Grundl t'-itTer 
hat im allgemeinen bei un<sern he»itisren Zuständen ein Iiitejx,üK*e, 
mit einer möglichst geringen Anzalilung an seinem Örund&uick be- 
teiligt zu sein. FQr den städtischen Grundbesitz wurden dien 

*) S. meinen Kapitalmarkt S. 220 ff.; vgl. zu den hier behandeitea 
Ütagen Frans Oppenheimer, Oroesgrandeigsotom und soziale fngB, 
Beriin 1808. 
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TerhUtniase zuerst klai^gestellt durch 6«b. Hofmt Felix Hecht; ^) 
dasB auch bei lindliohen Onmclstfloken neUMjh ähnliche Yerhilt* 
nififle und ihnliche Intereesen beatehen, dürfte zur Genüge bekannt 

sein. Durch diesen Mangel der Schulden tilgunj? verliert auch die 
in ihrem Ursprung materielle V^erschuMwiig^ im I^iiifo der Jahre, 
wenn ii;lmlicli (Ut Wert der nützliclieii Aufwendung* gunz oder 
teilweise aufgebraucht ist, ihre erste Bedeutung. Unaere Produktion 
trfig^t die fortdauernde Belastung mit Arbeitsleistungen, deren Aus- 
fObrnng gaas und deren Wert gcOestenteils der Yeigangenheit angefafirt. 

Ein anderes Verhälüiib als die iimterielle, zeijsrt uns die im- 
711 atr ri eile Verechuldung, deren Wesen dor Erklärung bedarf. Bei 
einoiii grossen Tfil nnsrer liciitigon Bo(i<'ui>chul(]f'ti, ich fürchte, 
wir milssen für manche Bezirke sagen, bei dem giöeseren Teil, 
entsteht die Vei-schuldung ohne jede Hingabe von Valuta. 
Es handelt sich hier um die spekulative Wertsteigemng des Boden» 
(Bodenspekulation, Grundstflcksspekulation). Der Ausdruck „Spe- 
knlatioa** deckt hier allerdings in keiner Weise die Sache. Der 
Ausgieich der Zufuhren und der Best&nde, die Thfttigkat, die sonst 
die Aufgabe der Spekulation bildet, ftllt hier weg. Die Spekulation 
nach unten, die Baisse-Spekulation, ist lieim BimIph durch die Xatur 
der Dinge ausgeschlossen. Die spekiiiative Tliiitigkeit besteht hier 
also leiiiglich in der üerbeifülirung einer immaterielleii Wert- 
Steigerung. 

Es ist von grossem Interesse, indess recht schwierig, von 
diesen Vorgängen eine sahlenmfissige Vorstellung zu geben. Nur 

für einzelne Teile Deutschlands sind die ei fonlorlii iion (irundlagen 
vorhanden. In Bayem fallen in den Jahivn lsy5/97 rund 240 
Miliioiii 11 auf (li^^ materielle Verscliiddung, Hör j^rössore Teil dae-f^gen, 
280 Millionen, auf die immaterielle- Für Saclisen liegen mu* die 
Ziffern für die achtziger Jahre vor. Die materielle Verschuldung 
war damals noch etwas stftrker als die immaterielle. Das VerhAltt>is 
dürfte sich inzwischen wesentlich ▼ersohoben haben. In rein 
stftdtischen Bezirken ist die spekulative Wertsteigerung eine recht 
hohe; doch steht ihr, da es sich um die intensivste Form der 
Melioration, den Häneerhau, handelt, eine sehr hohe ntltzliche Auf* 



') Die RheiniaGhe Hypothekenbank Mannheim, Denkmbrift 1896, a la 
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Wendung gegenflber, die aUetdings weit Ober ilueo wiiUicheD Weit 

mit Hy{)othek6n belastet ist. Über die Formen, in denen die 
Sjjekuktion vorgolit, besitzen wir jetzt eine treffliche Darstellung 

Vdii juristischer Seite; es i>*t die Heerrüii-iniic zu einer ntu- n-ii 
EiUhcliciiiiuig den Reichyver6iciiciiiiigsiinit.'>. «lie das Hinaiiftrtjiiien 
des Bodonpreiaen und der Bodeubalaatung am |iraküacheii Beü^öel 
Bohildert ^) 

Der spekulativ gesteigerte Bodenwert besteht non in nichls 
andenn als in einer entsprechend gestiegenen Versehuldong. Die 
HypoUiek, die Auflage einer neuen Verachuldnng, ist das IGttel, 
durch das die Spekulation Oewinne enielt, realisiert und fiasHillt 

Die spekulative Verschuldung giebt dem Grundbesitzer kein einziges 
mnterielles Mittel in die Hand, um den Eitras" !*f*in<*?^ Cmmd- 
stück» zu sieigorn. Nichts, kein w ii t-- liaftli -liei JSeuwert i&i ent- 
standen. Die Hyj>otl)ek repräsentiert den spekulativen Gewinn. 
Wertsteigerung des Bodens und Versohuldung sind hier identisch, 
sind eins und dasselbe. 

VergegenwSrtigen wir uns nun den gewaltigen XJmhBg der 
neueren Veracliuldnngsbewegung, so haben wir hier eine dauernde 
und eine der stärksten Ursachen der krisenmfissigeu StSrung. Hier 

finden wir die höchste Überspannung von Kredit tind 

5 iM> k u 1 a I i o II /Iii:!, ich. Hier hat auch einer der schliUüiii'ten 
Aii>liiii'lM' <ifi Kiisi.s stattgofiithien. Es wllre indes«« verfehlt, 
wenn wir diese unsere gesanne Wirtschaft durchdringenden Ver- 
hältnisse nur nach den Vorfällen bei den Hypothekenbmken be- 
urteilen wollten. Gewiss i^t 1er Zusammenbruch der üyixiUieken- 
banken eine der typischsten Emcheinungen der gegenwftrtigen Kiisis. 
IndesB wv dOrfen unsere Untersuchnng nioht auf die Stelle be- 
schränken, an der der unerträgliche Druck gerade explosiv hervor- 
gebrochen ist. Wir mflssen vielmehr betrachten, wie unsere nationale 
Wirtschaft^ unser ölYentiichee Leben, unsere gesamte Bevfllkening 
unter diesen Zuständen leidet. 

Auf unsenn voniehmsten Produktionsfaktor lai>tet eine mHÄslo.«« 
Verschuldung, für die die Oegenleistimg teils in der Vergangenheit, 
teils überliaupt niemals gemacht worden ist. Für diese Masse von 

*) Amtliche ^taohriohten des Heiehs-VersiohenuigsaajtB, XVll, ^'o. 10 

6 603. 
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Forderungen miips die Valutu gescliaffeii, mnsR die Verzinsung 
jährlich neu aufgebracht weiden. Auf der einen Seite, auf 
der Scitn der Gläubiger, erfolgt hierbei die Schaffung 
rein fiktiver Werte, die Erzeugung von Einkommen 
ohne jede volkswirtsohaftliche Leistung; auf der andern 
Seite die Verpflichtung sum Ausgleich, eine zwangsmftssig 
gesteigerte Produktion, oder eine EinsohrAnkung des 
Lebensmassstabes, und ungleich eine Schwftchnng der 
Konsumkraft Kann man das Bild krisenmSssiger Ursachen 
knapper zeichnen, als es deh in diesen Verhältnissen ausdriickt? 
Die Zustände, die sich hier herausgebildet haben, und die Deutsch- 
land eigentümlich sind, bedeuten die scliliminsto Erprlnittoniiig 
unsrer Wirtschaft; sie müssen uns in immer neue Kriseu hinciu- 
werfen. 

Wir haben die vei-schiedenen Ursachen der Krise auf nnsem 
drei Gebieten eiOrtert. Wir fanden die pn>daktiTen Faktoren unserer 
Yolkswirtsohaffc zumeist auf durchaus gesunden Qnmdlagen stehend 
und KU den grOssten Leistungen beffthigi Dagegen fanden wir 
nach anderen Bichtungen schwere IfisBStftnde, teils vorObergehender, 
teSÜB dauernder Natur. Das Ei^gebnls mOchte ich zunächst dahin 
zusammenfassen: Wir weisen auf Gnmd der Zahlen und der Ar- 
gumente die Annahme zurück, dass eine industncllc Übci|)ruiluktiuti 
an der gegenwärtigen Krisis Schuld sei. Dagegen hat es sich 
gezeigt, dass die Überspannung der Spekulation und des Kreilita 
auf verschiedenen Gebieten diejenigen Störungen unserer Volks- 
wirtschaft hervorgebracht haben, aus denen die gegenwärtige Krise 
sich zusammensetzt. 

IL 

Der zweite Teil unserer ErOrteningen soll sich mit den Hass- 
nahmen der Gesetzgebung beschäftigen, die nach den Erfahrungen 
der Krise erforderlich und möglich sind. 

Hierbei müssen wir uns gegen wüi iig halten, dass als Ziel nicht 
gilt, was gescheiien soll. Roinleni was geschehen kann. Die Be- 
handlung gesetzgelwrischer l^roblemo in der Vnlkswirtsi liaft ist ein 
besonders gefährliches Gebiet Wir haben die schlimmen Missstände 
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unaeres WirtsohiftBlebeM vor Augeo und ob ist measolilich earidlrtMir, 
wenn wir uns zunftchst an Symptome, an äuaeere Eredieiniingen 
halton nnd da^ licilmittrl in dit>tributiv-aiif£rlei>h**nden Reformen 
biUüi'U. Unsere Zeit i>t hierin sclioii ret-hi \ • i: iregangen. Ich 
glaube nun, dass es notwendig ist, <l;i.s Augeuiuerk mehr auf die 
OroncUagen unserer inneren Vorwaltung zu liditen nnd uns von 
'Aufuieren ISngrifren in die fertige Entwickelnng nicht aJlzu\iel oder 
wenigstens nicht alles tu Tersprechen. Wenn die liier su erörteradea 
Vorsohlige deshslb ftusserliefa sich etwas unacheuibsr dsisidlett 
Warden, so darf ich ^elleiöht dsmuf hlnweinn, dass ioh* mdä 
bemflht habe, auf die Onmdlagen der YoUswirtsohaft und VerwaUnng 
surQckzugehen; denn nnr wenn hier eingegriffen wird, kOnnen 
gesetzgeberische Massnahmen einen befriedigenden und aichem 
Eifolg haben. 

Auf dem Oebieto der linlii>1ne hat die peg-pnwärtijEre Krisis 
eüie erijfttt; Vr.[i:>i b^sonders scharf hfrvui tiefen lüiöeu; es isi die 
Frage der Arbeitslosigkeit.') In der Behandlung dieses grössteo 
unter den industriellen Problemen müssen wir vor aUem eine üntK^ 
Scheidung machen, die die ArlK>itslosigkeit in zwei Qrundformss 
trennt Bei einer grossen Anzahl der Oewerbebetriebe tritt regel- 
m fts si g eine Arbeitspause ein, teils durch die zeitliche BeecfarSnkung 
4es Betriebs auf bestinunte Jahreszeiten, so im Winter beim Bau- 
gewerbe und den von ihm abhftngigen Oeweri>en; dann bei der 
Schiffahrt u. s. w^ alsdann bei den Hodewarenindustrien und einer 
grossen Anzahl anderer, die Saisongewerbe sind. Die hier regel- 
niä.s.sig eintretende Arbeitsjiause können wu als die naturgemäese 
odfi- !>' I rit'lissfoniAsse bezeichnen. Die zweite Art der Arlieit**- 
unicrbivchung \\\\>\ durch den Rückgang wirtsoliaftiicher Konjunk- 
tui*en herbeigeführt und ist als konjunkturgem&sse tu bezeichnen. 
Die schlimmsten Folgen treten dann ein, wenn, wie dies geg^- 
wärtig der Fall ist betrieb$gemA8ae und konjnnktuigemAsse ArbeitB- 
losigkeit zueammontreffen. 

*) Vgl Georg Schanz, Zur Fkige der Atbeotalosan-Veisichaning. 
Bambeig 1895; dersolbe, Neue Beiträge zur Frage der Arbeitslosen -T«r« 
sic-hormig und dritter Heitrag. Berlin ISÜT uiui 1001; Georg Adlpf, 
Artikel Arbeitslosigkeit in Conrad's linndwörtei Imoh . E^nf^t Hirsch berg, 
Die MH.>isnah!inen <:r>f:nrni>>i r der Arbaitsiosigkeitf ikurliu 1894; J. JaBtrov, 
Die Arbuitäu)arktkürreb|;oudeu2. 
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Die zu erfrreifondeii Massnahnaon auf dem Gebiete der Arbeits- 
losiprkeit lassen sich in drei Onipjjeii scheiden: 1. die Vorsorge 
für Arbeitslose; 2. die MaBsnalimen bei eingetretener Arbeitälo&ig- 
keit; 3w vorbeugende Maagr^geLn. 

Unter der YoiBOige fClr Arbeitsloae infisBen wir lediglich solche 
Ifassnahmen Teretehen, die dem Arbeitatoeen für die Zeit der 

Arbeitslosigkeit bestimmte Geldmittel zur Verfügung stellen. Es 
huul hier ganz allueint'in zwei Hnnptwege doiikliar; dor eine l>esteht 
in der i n d i v i d ii 1 1 en Füisoi^-«^ durch den <'iiizr'lMon Arbeiter 
selbst; der andere durch korporative Zusaminenfassimg in der 
form der Versicherung. Hierzu treten noch ergänzend die von den 
einzplnea Unterneiunem für die Arbeiter ihres Betriebs getroffenen 
Einrichtungen. 

Der Schaffung einer allgemeinen staatlichen oder gcmoind- 
ii» hon Arbeitslosen -Vei"sicherung stehen sa< liliehe und persönliche 
Seh \vi>-riu:l\eiten f»nt,u:Pü:en , die geradezu iiiiül>fiAviiidlirh sind. Die 
aliu- Tiifiiit' Vf isiclierung mflssto obligaturiseh sein; eine fakidtative 
ist hier undurdifülirbar, da ihr nur die schlechtesten Risiken bei- 
treten würden. Der Plan einer allgemeinen Vei-sicherung erfordert 
also die Zwangsrersicherung. Das erste Hindernis ist hier — bei 
der Versicherung der wesentliche Punkt — - die Yerteilmig des 
Risikos. Die Arbeitslosigkeit trifft innerhalb der einzelnen Berufs 
nicht allgemein, sondern schichtweise; sie triflt Terschieden nach 
Jahreszeit und Konjunktur; verschieden vor allem nach Tflchtigkeit 
nnd Leistnng der Arbeiter. Schon die Risikoverteilung siebt also 
jeder allgcnieiueu und obligatorischen Versicherung entgegen. 

Die stärksten Bedenken ergeben sich indess aus der Oigani- 
Bation und der Durchfflhrung. Der Versicherte hat es hier in der 
Hand, den Fall der Verncherung selber herbeisuffihren, indem er 
die Arbeit niederlegt oder verweigert Es bedarf also in jedem 
einzelnen Fall dner Feststellung, ob verschuldete oder unverschuldete 
Arbeitslosigkeit vorliegt. Wir stehen hier schon einer praktischen 
Unmöglichkeit gegenüber. Der notwendige Apparat von Schieds- 
männern und Schied8geri(;hten wäre üUeih.iupi uit hL aulxulreibun, 
und o ist gnr nicht aii/ubehen, wie er tunklinnii i en sollte. Wie 
man üiier dieäo Urundirageu einfach hiuwoggcheu kann, ist mir 
ouerfindiiüh. 
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Es bedarf ferner der Schaffung weitgehender Kautelen und 
K(jiitrolen sfeerennber deu verbcliiedenen Formeu des Missbrauch-i, 
Eiiio goiiaiip 1 'l>erwaeliung' ist erforderlich nach der Richtung, ol 
der AH»eitslose nicht neue Beschäftigung gefunden [tat und gletcb- 
wohl Unteretutzungs^plder weiter bezieht; anck liier besteht «ine 
praktische Undorchfahrbarkeit, aeibst wenn, man adiaile Beteq^ 
atrafeii zu Hfille nehmen wollte. Auf eine gann Reihe andenr 
Momente, wie die hier ganz unvermeidliche Vorschrift einer tt^genn 
Niederlassung am Orte for dem 0enu8S der Versicheniug, wiU ich 
hier nicht eingehen, da dem ganzen Plan die praktische Brmnehbaikeit 
und wissenschaftliche ße^^iüiKluiit,' fehlt 

Die hier hervorgchoUonon Sc'hwioriirkeiteii goltoti nur fHr die 
aUgPiuoitu' und obligatoi-isciie Vfisicliprung; sie gelten aber niehL 
oder wenigstens nicht in proliüiitiver Weise für die genossen- 
schaftliche Versicherung. Für diese kommen in Betracht Tnr 
aüem die Arbeiterrerbände auf beruflicher und genosBensehaftUcher 
Grundiage, Gewerkschaften, Gewerk^rereine, christliche Ariieitav 
vereine; dann die Handlungsgefailfenvereine, die PrivatbeamtenvereiBe 
und eine Anzahl anderer, die sich auf diesem Gebiet berate viel- 
fach betliätigen. Allerdings ist auch innerhalb eines Verbandes 
noch die Kisikoverteilung eine ungleichmassige und vielleicht mit- 
unter ungerechte: indess finden sich lüer dorli mindestens lieniflicli 
gleichstehende Elemente zusammcu. Die übiigen grossen Hinder- 
nisse bestehen Jedoch hier überhaupt nicht. Die Verbau dsgeno«6en 
k6onen sehr wohl die frage der unverschuldeten Arbeitsiosigkeit 
entscheiden; sie können sehr wohl die Kontrolle fiber die Be* 
schAftigung der Mitglieder ausOben; ne sind besondere geeignet, 
die Zuweisung neuer Arbeit zu Übernehmen. Fdr alle diese Auf- 
gaben haben sie die richtigen Organe und, da es sich um die 
Verwaltung ihrer eigenen Geldmittel handelt, das richtige Interesse. 

D^regen sind die GeiKi.ssenschaflen nicht in der I^ge. unter 
dou gfgenwiutigen Vcihältiiibbeii eine fiusreichende Veifeicheiuiig 
dui-chzuführen. Ich spreche nicht von der augenblicklichen Steliung- 
nahme der Verbände; es ist bekannt, dass flberliaupt nur ein Tai 
der in Betracht kommenden YerbBnde eine Arbeitslosen-yerBicheniiig 
eingefahrt hat; ich nehme vielmehr an, dass sich ihre Thitigksit 
auf diesem Gebiet künftig wesentlich erweitern soll. Unter den 
jetzt bestehenden Voraussetzungen können indess die Verbinde keins 
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erheblich gesteigerte Wirksamkeit ontfalten, weil die alsdatm ent- 
stehenden Ansprüche au ihre Mittel zu gross sind. Bei den Ver- 
binden herrscht schon jetzt eine weitverbreitete Abneigung, die Ver- 
sichenuig gogen die betriebsgemSase, also regelmftssige Arbeits- 
lorigkeit ZQ überoehnien, weil hierdurch schwere, dauernde lösten 
entstehen. Hiersn noch das grossere Gewicht der konjonktur- 
gemfiasen ArbeitBlosigkeit su tragen, das würden die Genossen- 
Schäften jetzt nicht leisten können. 

Die Lösung scheint mir darin zu liegen, dass beide Formen 
der Siclifiung, die indiviiliielle und die korporative, ausgebaut und 
verbunden werden. Zunächst niuss die individuelle Fürsorge des 
einzelnen Arbeiters organisiert werden; hinter dieser hat dann die 
Verbandsvei-sicherung einzutreten. Nach der Richtung der indivi- 
duellen Fürsorge liat Oeorg Schanz einen vielerörterten Vorschlag 
gemacht Zum Zweck der Arbeitslosen -Versicherung soll der Spar- 
zwang eingeführt werden in der Weise, dass von dem Wochenlobne 
des Arbeiters dauernd ein Beitrag abgezogen wird, dem ein Zu- 
schuas des Unternehmers, sowie aus naheliegendem Interesse auch 
eine PMmie der Oemeinden oder des Staates hinzugefügt werden 
soll. Die Beträge werden an die nächste Sparkasse abgeführt imd 
dort auf den Namen des Arlx-iters angelegt und geaamuielt. Ein 
Betrag bis zu 100 Mark lili- be ^t isperrt. Im Fall der Arbeilt>lotig- 
keit kanu der Arbeiter über das gesperrte Guthaben — gleichviel 
ob es 100 31ark erreicht oder nicht — in wöchentlichen Abhobnngt n 
verfügen. Der Kreifi der Sparpflichtigen soll sich etwa mit dem 
Kreis der krankenTersicherungspflichtigen Lohnarbeiter decken. 

Es erscheint mir nun nicht richtig, dass der Gesetzgeber den 
Sparzwang in unbeschrankter Weise vorschreibt Es genügt, wenn 
eine Rücklage angesammelt wird; weiter geht die hier su erfüllende 
Aufgabe nicht Ich würde deshalb vorschlagen, dass nur ein Zwang 
zur Ansammlung einer Rücklage eingeführt wiid. Die BetrSge 
setzen sich zusammen aus dem Wochent)eiti-a£: des Arbeiters und 
den Zu^^cliüssfii des Arbeitgebers und der Gemeinde, bezw. des StiuUes, 
für die ein otreiibart s Intere^^e an der ?]inrichtune: bestf^ht. Der 
anzusammelnde Betrag bleibt auf JUU Mark bejsehränkt, so dass 
darüber hinaus jeder Zwang zur Rücklage aufhört Damit wären 
die ersten Ziele der Arbeitslosenversicherung erreicht, unter Ver- 
meidung der Übelstftnde, die wir zuvor geschildert haben. 

82 
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An erster SteUs ist die Schwidrigkeit der Risikoverteämig 
behobea. Der Arbeiter empftogt gwaa die um des ZoechiieB Ter- 
mehiteD Betrtge surOd^ die eemer eigeoeii, indiTidiieUeii Thaiigheit 
entstammeD. Nor durch dieeen einen UnteiBohied — auf deenn 
Beibehaltung irir gerade ausgeben — nntendieidek sich die Bflok- 
lage von der «SgentUcben Verricheraog. Die SMaohddong Aber 
nn verschuldete Arbeitslosigkeit fällt gSnxlioh fort; denn der Arbeiter 
zehrt sein oicencs Guthaben auf, das er selber zum Teil ancr» siviiiuiolt 
hat uu'\ . vuiituell witnier ergänzen miiss. Der Missbrauch knnn hi^r 
niir bei minderwprtippn El^^monton vorkommen, dit^ iler Oes* r 
so orlcr so nicht im Zaume halten kaau. Dem Missbmuch bei Stnkea 
ist loirht durch die IVstimmung Tonnbeogen, dasB die Sfsm der 
Rücklage erst aufgehoben wird, wenn das EiLoigmigsaint angemlBn 
wurde und seinen Spmoh geflUlt bat Bbensowenig bedarf es irgaad 
einer Überwachung des ArbeltdoBen, da bei der etwaigen Obemahme 
neuer Arbeit die Sperre der ROeUage aoforfc Ton selber wieder beginnt 

Den besonderen Wert der indiyiduelisD Bflcklage etblioke ich 
nun darin, dass hierdurch ein Vorbau geechaffen ist, hinter dem 
die korporative Versicherung ihre Thätigkeit beginnen kann. 
Ein solcher Schutz wall ist die unerläasliche Vi il» dinsnui^. um die 
Verbandsversiclierung überhanjit iM<»^lM h /u machen. \V«;'jii,i:e Züiiien 
niftgen dies veranschauliciien. Hei der letzten ArbeitÄloHenjiählung 
im Dezember l^^^ä wurden im Deutschen Reich bei einer Ben 
völkerung von 51 ^/^ Millionen 558000 Arbeitslose gezälilt. Unter 
dieeen betrug bei 241 000, also nahezu bei der Qftlfte, die Dauer 
der Arbeitslosigkeit 14 Tage. In Berlin wurde dann durch ^adH 
prflfung die Gesamtdauer der Arbeitslosigkeit festgestellt Die 
dtirchsohnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit eines Berliner Arbeits" 
losen wurde auf SS^io '^^^ ermittelt Beriin bildet eines der 
schlechtesten Risiken, es hatte damals 2 ^/^ Vo Arbeitslose gegen 
1,1 in München, l,l>3% in Dü.s.>,ekioiL Da-sö auch gegenwärtig 
die Arl)citsIosiirk» ii im Süden und Westen weit genntrer ist als im 
Nordo^ifen, dürilo iiekannt sein. Wir ^v. r(i< n alsc L:"\vi?4s; nicht zu 
niedrig, sondern sicher nocli zu hoch greiiV n. wenn w ir nach dem 
Iferlincr Ei^bnis von 38 Tagen als Ihnx lisciliniit allc:«nr^-i?! 
HO Tage annehmen. Wenn os nun gelingt, durch die individuelie 
Backlage nur fOr 15 Tage Vorsoige su sohalfen, so snid die Yer> 
bftnde voUstAndig in der Lage, nicht allein die betriebsgemisse» 
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eondeni auch die konjanktorgemABse Yersiohening zu Übemehmen. 
Damit irflie — wenn nuiii nicht eine sehematiBcbe LOenng sucht; 
und dne solche ist hier unbedingt 2q yerweifdii — aitoh das 
«weite Ziel der ArbeitBlosen-Yeisichemn^ erreicht An der EUiigkeit 
der YerbAnde, nnter den hier gegebenen Vonuseeteungen ihre A «f* 
gaben so erfflllen, kann kanm ein Zweifel sein. 

Ich iiKM.-lite hier noch voi- dor Aii>rhuuuug warnen, als oli die 
Einrichtungen für die Arbeitslosen -Versicherung sich mit einmal 
aus der Ei-de stampfen lieasen. Wie es sich aus der Betrachtang 
der Arbeitslosigkeit selber ergiebt, muss in der bescbftCtignngs- 
reichen Zeit für die beschSftignngsarme ▼orgebant weiden. 
Dies gilt fOr die Individuen, wie fOr die Verbände. Auch die Ver- 
bftnde mOssen Rdcklageo ansammeln, vm ihren gesteigerten Auf- 
gaben genfigen zn kOnnen. Über Nacht kOnnen und sollen die 
erforderlichen Einrichtungen nicht gescfaaffan werden; die baldige 
Inangrifl^hme der notwendigen Arbeiten empfiehlt sich demnach 
von selbst. — 

Bei einzeluen Betrieben der GrDssindustiie beatehea im Übrigen 
pf'hon jetzt Arbeitslosenkassen, tuiter denen die einer Mannheimer 
Maschinenfabrik wegen des daselbst angewandten Prinzips der 
freiwilligen Selbstbesteuerang der Überstunden be- 
sonders zu erwfthnen ist. Die Fabrik vergütet laut Kaasenstatuts 
f^Qr jede längere Arbeitszeit als 10 7^ Stunden tSgUch, vom Ab- 
auf der 9. Stunde ab« fQr die ganze Überzeit pro Büann und Stunde, 
10 Pf^nlg an die Kasse für Arbeitslose/^ ^ Irgend eine Kfirzung 
der Arbeitslöhne findet hierbei nicht statt. Der diesem Prinzip zu 
Grunde liet^nflo Gedaiikonpincr ist in mehilachci lliimicht lie- 
nierkeiKswert. Die Solbstbcsteuening ist auf die Üheisturnlijn be- 
schränkt; sie lässt (iemnach den noi*raalen Geschäftsgang vollständig 
frei und unbelastet, sodass die Konkuri*enzfähigkßit der Industrie 
hierdurch nicht beeinträchtigt wird. Bei über normalem Geschäfts- 
gang tritt dagegen die Besteuerung ein, in der richtigen Erkenntnis, 
dass der Industriebetrieb fttr die bei gfinstiger Konjunktur von ihm 
herangezogenen Arbeiter eine Voisoige treffen soll ffir die Zeit, in 
der er die Arbeiter wegen mangelnder Beschäftigung wieder abstOsst. 

*) Mannheimer Masditnenfsbrik Hdi. Lsnz; vgl. Sohans« dritter Bei- 
trag 8. 173. 

82« 
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Die beiden andern Oruppen von Massnahmen ge^on die Arbeits- 
loAigkeit brauchen hier nur gans snmmansch aufgrezählt zn worden. 
Unter den Maasnahmen bei eingetretener ArbeitsloeiglG^ eteheii m 
erster Reihe die ArbeitsnaiohweiBe, deren Bntwiokliuig aich in er- 
fndHehem Aufsohwnng befindet Zn erwfthnen sind noch die Ho*- 
standflarbeiten. Ana der dritten Gnippe, vorbeugende IflaaBnafames, 
hebe ich hervor die Regelung des Lehilingswesens, sowohl hin- 
sichtlich der gewerbliclien Fortbildung, wie liiDsichtlich der so- 
genannten Lehrlin^szüehtving; dann die AusL'-''NtaltMng von KundigUBg^ 
friateo, also die Vermeidung jplützlicher Eutiassungea. 

In der Organisation der Industrie tritt neuerdings immer attrker 
^n Faktor hervor, der die Produktion in weitem Umfang zn beeia- 
flnaaen strebt; es sind die Syndikate und Kartelle. Die AnfiMmgea 
über den Wert der Kartelle gehen weit auseiDander; anf der einea 
Seite wird ▼orzngaweise der Nutzen, auf der Qegenseife werde« 
ebenso iiberwiogend die Kacliteile betont. ') In dem Widerstreit der 
Meinungen scheint sich gleichwohl nuf Grund der Ki-fahnin2ren der 
jüngsten Zeit na«;li einer btJbtunuiten Rirlitnng — liie nn> luer 
besonders interessiert — eine Übereinstimniung herauszu bilden; sie 
geht dahin, dass die Kartelliomng ihr erstes Ziel, He Produktion 
gleichmflssig an regeln, bisher nioht oder nioht in befriedigender 
Weise erreicht habe. Die iniftndische Industrie beschwert eich 
darüber, dass (insbesondere bei Rohstoffen) die Hehreraeugnog eines 
kartellierten Betriebes zu niedrigen oder verlustbringoaden Pio i oc a 
nach dein Auslande abgestossen wird, w&hrend die Inlandepreise über 
Oeliühr hot hgehalten werden. Auch wird vielfach darülwr gt-kkgt. 
dass dif RnhstofT-Kartclle durcii übermäötiigt;- Foidenini^en hinsioht- 
lie.li der Preise und der Iiieferung«ihpf1ingiingen ihre iSteiiiwg xuin 
Scliaden der inländischen Industrie ausnutzen. 

Von den Vertretern verschiedener politischer Parteien, wie 
auch von industriellen Körperschaften, wird deshalb verlangt, dass 
die Kartelle gesetzlich zu einer Offenlegung ihrer GeschaftefOhnog 
und deren Eigebnisse gehaltau sein sollen. Ob dn deiartiger 
scharfer Eingriff gerechtfertigt ist und ob er praktisdi zn dem ge- 

') Vgl. Frankfurter Zeitung vom 4. Dezember 1901, No. i ; 
Berliner Tageblatt vom 'Jl. Desbr. 1901; GeotralbUtt der Wais- 
werk e vom 5. Januar 
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irüniBchten Ziele lühren kann, mag hier uneiOrtert bleiben. Zu 
dem angestrebten Zwecke acshdnt es vlelleiclit eber empfehlenswert^ 
daSB einer staatlichen Behörde — hier also wobl dem Bondeaiat 

— die Befugnis erteilt wird, nach Anhörung einer hierfflr mass- 

gebenden Körperschaft (Handelskanimei-ausschuss oder ähnl.) gegen- 
iWter offenkundigen MipstiliidiMi in einem kartellierten IiHlustrio- 
betriebe zeitweilig den uneingeschränkten Wettbewerb des Auslandes 
herzustellen. 

Gegjpnüber den wichtigen RohstofTsyudikaten erscheint es femer 
notwendig, dass der Staat sich einen grOsReren Anteil an der 
Bohstofferaengnng, inabeeondere bei der Kohlengewinnung sichert 
An eine grondsAtsliobe Yerstaatliohiing dee Eohlenbergbans (etwa 
nach der Analogie des Eisenbahnbetriebs) brancht deshalb noch nicht 
gedacht zu werden.') 

Qesetzgeberisofae fhigen von grosser Tragweite liegen anf dem 
Gebiete der Aktiengesellsohaften, bei denen die gegenwärtige 
Krisis schwere MiasbrÄiiche hat zu Tage treten lassen. Die all- 
gemeine Meimiiig gellt ilahin, dass, soweit die Verfassung der 
AlvtiengeBellscliaften in Betracht kommt, Reformen in der Stellung 
des A u f sich tsrats erforderlich siini. -) Die Reformvonsehläge sind 
zum Teil recht railikaler Art. Nach dem weitgehendsten Vorssclilag 
soll der Aufsichtsrat gänzlich abgeschafft weiden; an seine Stelle 
aollen beamtete und bezahlte Revisoren treten. Die übrigen Vor- 
scfallge verlangen die Beseitigung der Kumulierung von AufsichtB- 

*J Die dem Bundesrat zu übertragende Befuguiä vvine demnach etwa 
dahin zu formuhcren, dass auf Waren, für dereu Bezug den inländischen 
Abnehmern hhaaiobtlioh der Preise oder der lieferong Beitens «nes Kaitdb 
erbebliefa ungünstigere Bedingungen abverlangt werden, als die, sn denen 
die gleiche 'Ware im Anstand erbXttlioh ist, die bestehenden SohatzsöUe 
oder IHnfuhrersohweiungen zeitweilig ausser Kraft gesetzt werden. In der 
Sitzung der Zolltarifk xiiinis^inn vom 13. Januar 1901 ist indessen ein hieranf 
abzielender Antrag als unannehmbar bezeichnet worden. 

'} Ühor dif ontwir^iungsgKSchichtlirhon ['i-sachon . die auf rino Er- 
woitüniti^' der uUentli« In ('chtUohen Unternehmongen hindrängen, vgL Kapital- 
markt S.'ito 17r> mid 178. 

■) Vgl. Liüiüu Vo.sr?wche Zeituug vuni 27. Juni und 7. Nov. 1901; Neue 
Preussische (Kreuz-) Zeitung vom 21. Aug. 1901; Juristisohe Wooheuschrift 
vom 11, Not. 1901; Otto Warsohaner, die Reorganisation des Anlsiohts- 
latsweeens, Beilio 1902. 
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ntoteUen, die VerachArfung der Bogresspflieht, .die Spemnig der 
Tuititaie und eioe Beihe anderer HtaBrnhnifln, von denen irlr noch. 
hOren werden. 

Was allen diesen Fordeningen gemeinaam ist» daa ist ein 
tiefes Misstmnen gegen das Distitot des Anfmchtsmts« ein Stand- 
punkt, der ffir <üe sachliche Behandlung eine schlechte Gnuidlage 
abzieht. Es ist mir häufig auferpfallcM. dass ererade die Vertreter 
der Ehrlichkeit bei ihren Voischlägeu von der Anx hauurii; aus- 
gehen: der normale» Mensch, das ist eigentlich der bpitzbube; auf 
den mQ88en wir uii>«ore Gesetzgebung suschnetden. FQr die 
administrative Gesetzgebung ist mit einer derartigen AaflEusang 
nichts ansofangen. Auf Grund einer Anschanong, die gana allgemein 
von der Vermutung der schleohten, der minderwertagea, der mge- 
nllgenden Amtsführung ausgabt, Vdnnen unmöglich brauchbare Ver- 
waltnngsgesetse geschaifen werden. 

Der erste unter den obengenannten Ref^nnvorschlftgen veriangt 
nun die Besieitigtuig dee Aufsiehtsrats und die Ersetzung durch ReTi- 
soren. Wir wollen hier gar iii* lit liio Fi-age aufiÄ'erfen, ob die 
verlangte Arbeit von ReviBonMi ülM'rli;iupt treleistet wenlen könnte, 
denn der gaxifA' y<n>i(')\\n^ ^(Ait vrm einer intümlir^ben Voran Hj^Hzuag 
aus. Die Beseiti^unt^ des Aufsichtörsts wäre der grö6ste Schaden 
für den Betrieb der Gesellschaften, die — bei guter Leitung — 
die wesentlioIiHten Vorteile von dem Aufsichtsmt haben. Es brandit 
hier nur an die Verbindung von Industrie und Banltwesen erinnert 
SU werden. Wie würde es nm den Kredit unserer Industrie stehen^ 
wenn die Vertretung der Banken im Auisichtsrat der Industriegeaell* 
schalten wegfiele; und wie wflre umgekehrt die Beteiligung der 
Banken an der Industrie möglich, wenn wir uns die Vertreter der 
GroRsindustrie aus dem Aufsichtsrat der Banken hinwegdenken. 
Indess auch bei den kleineren TiKlustrit^a-esellschaften sind es ge- 
rade die Aufsichtsrilto, die ein« n T<m] dfi bebten (jt sehaftsbo/Jehungen 
mitbringen imd durcii ihre Verbiuduugeu der Geäclischaft outzlich, 
mitunter unentbehrlich sind. 

Weiter wird nun beanstandet die Kumuliening der Aufsichtii- 
ratsstellen. Es ist nichts seltenes, dass eine Grossbank in 30 oder 
40 Industriegesellschaften im Auisichtsrat vertreten ist Das hat gewiss 
seine Bedenken. Indess, dass eine Bank, die einem Industrieuntsr- 
nehmen den Kredit giebt, snoh im Anfsichtsrst vertreten, will sein 
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und im eigenen Interesse vci-ti-oton soiu inuss, das ist doch selbst- 
verständlich. Zwischen berechtigter und übermässiger Arihäufiing' 
wird sich kaum eine Grenze findeu Jas^^en. Es lief?pf sich da ininier 
nur bestenfalls mechanisch eine Maximalzahl der in einer Hand 
▼erembareQ Stellen festsetzen, und diese könnte wiedemm leicht 
timpangen werden. 

Elia anderer Yorachlag geht dahin» dasa man den Anfsichts- 
iftten die, Tantieme bia zn einem Jahr nach Ablauf der Amtadauer 
sperren solle. Diese Zumutung, der aioh kein Mensch von an- 
stlndiger Vergangenheit unterwerfen kann, braucht kaum erat surflck- 
gewiesen zu werden. Der Ycrsohlag ist indess kennzeichnend fttr 
die Stimmung, die sich in folge einiger neueren Vorkommnisse 
Bahn gebrochen hat. 

Anders veihält ea »ich mit einer Reihe von Anregungen, die 
eine gesunde Grundlage enthtilten und die bei richtiger Durch- 
KUirong einen Foi-tschritt im Aufsichtsratswesen bewirken würden. 
Es wird zunächst verlangt, das.s die Regresfi]iflieht der Aufsichts- 
räte, ihre Haftpflicht bezflglioh der Angaben in den Bilanzen u. a. w. 
▼erschftrft und genauer prSzisiert werde. Wenn man aber dem 
Aufriditenit grOeaere Pflichten auferlegt,- so muss man ihm auch 
giOaaere Rechte zuteilen; und das acheint mir auch aus andern 
GrOnden wflnschenswert. Der Gesetzgeber betrachtet den Auf- 
sichtsrat als ein Kollegium, dessen einzelne Mitglieder nur in corpore 
oder auf Grund eines erteilten Auftrags zii iuuidchi befugt >iiid. 
Hier erscheint nach dm Erfahruni^^cn dor jünersten Zeit eine apnind- 
sätzliehe Änderung' angezeigt. Das einzdut' Mitglied solltr für sich 
und nach eigenem Ermessen berechtigt sein, von dem Gesciiäftisgang 
der Gesellschaft Kenntnis zu nehmen. Der Vor.schlag wurde 
begründet in einem Aufsatz der Juristischen Wochenschrift.^) Icli 
glaube, dasa eine solche Umbildung in der Stellung des Aufsichta- 
rata empfehlenswert ist und sich nach verschiedenen Richtungen 
als nflt^di erweisen wird; auch der Kumulierung wird auf diese 
Welse mittelbar entgegengewirkt, da die grtesere Selbetändigkeit 
und Yerantwortimg des einzelnen AufBichteratsmitgliedes der An- 
nahme einer übermässigen Zahl von Stellen entgegenwirken kann. 

Weiter wird nun die Schaffung von Minoritätsvertretungen 
innerhalb des Aufsichtsrates verlaugt. Die Foixlerung bat ohne 

') Dr. Wittkowsky, Jurist. Woohenaohr. 11. Not. 1001. 
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frage etwas bestechendes. Es ist kein Zweifol, dum in der Aktien- 
geeeilsohaft erhebliche InteressengegensäUe bestehen zwiscbea äm 
OnesaktioDftreii nnd den klemen Aktionireii. Die QwMwmHwiiIro 
können bei gewissen Trsassktionen ihren Vorteil finden — s. fiL Eon- 
treiberai, EflpittileriiOhnng, KspitalsTerwABsenrng, gewagte Unter- 
nehmnngeo — alles Dinge, von denen der kleine Aktionir nritanter 
keinen Vorteil oder sogar nur Schaden hat Auch kann leicht die 
giiiize Creftohäftsfflhning auf eine falsrho Bahn gedrän/jrt \v*»rden^ 
uliiie (liiss von den anders doiikenden Kleinaktionären rechtzeitig 
Einspruch erhoben werden kann. 

Dem allem soll die Sohalliing einer MinoritfttBTertrctang ab- 
helfen. Doch Iftsst sich auch hier wieder ttnwendeii, dass mit 
diesem Hecht leidit Hissbrauc^ getrieben werden kann. Die Tor- 
fichrift kann von gegnerischer Seite benutzt werden, um einen 

Mann in den Aufsichtsrat zu briiitjen, dessen Aufgabe es ist dem 
Geschäftsbetrieb Iliinleniisso oder Erschweniugeu zu bert-it^ ji. ohne 
daPf* man ihm irgend \s\>- I 'i ikcimm^n kann. Innnerliiii ist idvt 
VurschlaLT einer genaueren Krwäguüg hinsichtlich der praktischefi 
Durohfüiirbarkeit wohl wert 

Von grossem Om&ng sind die gesetzgeberischen Massnahmen, 
die anf dem eigeotliohen Gebiet des Bankwesens verlangt weidea. 

In erster Reihe ist hier die Reform des Bi^rseugesetzes zu nennen. 
Von einer genaueren He.sjnerliiiii;^' kann hier abgesehen wenl*»n: 
die Materie ist in der Wissenscliaft und in dor nffentlichkeii ein- 
gehend behandelt worden. Ich begnüge mich füi- tnoinon Teil 
mit der Bemerkung, dass ich der Ansicht derer beitrete, die in 
einer Reihe Ton vielerörterten Bestimmungen des fiOrsengesetaeB 
eine schwere Schädigung unserer Wirtschaft und des ehrlicfaen 
Verkehrs erblicken. 

Ein näheres Eingehen erfordern dagegen die VerhJÜtnisne ia 
der Em issionspraxis. Während der letzten Hochkonjunktur hat 
eine Furm der Emisbiun niid Kapilalisieiuni; überhand genommen, 
die man als Verwässerung bezeiciuiet. Die Verwässenmg des 



M J. Rie.sser, die Notwendigkeit einer Revision des B&aeflgetetU0| 
Berlin 1901; Otto Warschauer, snr Revision des Böiaeagesetaea, der 
Orossbetheb Jahiig. 1901 No. 7. 
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Aktienkapitals vollzieht sich in der Weise, dass bei Gesellschaften, 
deren Aktien erheblich ülter Pari stehen, neue Aktien geschaffen 
niul zum Parikurs an die Aktionäre üiieriassen wt^rden. Kür die 
Aktionäre ergiebt sich liieraus ein grosöer Gewinn — voraiisgesetzt, 
daae sie ihr Besngsreoht rechtzeitig verkaufen. FQr die Aktien- 
geeellachaft als solche dagegen und fOr die Allgemeinheit sind 
derartige Operationen als dnrobaoB sohidlioh zq beaeicfanen. 

Bei der Äktiengesellechaft entsteht hierbei eine Ansohwelhmg 

des Aktienkapitals, die die Grundlagen der Gesellscliaft verändert; 
iulolge der Verwäsöerung ist auf ein viel grösseres Kujjital Dividende 
7Ai erarbeiten. T)io Oe<;oll8chaft wird infolge dessen dazu gedrängt, 
grössere und gewagtere Geschäfte zu machen; eine augenies.sene 
Verzinsung dee angeschwellten Kapitals ist mitunter in solidem 
Betrieb nicht su enielen. Es treten dann die Schwierigkeiten ein, 
die sich in der Erisis mehrhoh geaelgt haben. 

Atich für die AUgem^nheit entstehen hierdtifch Schädigungen, 

nicht aliein durch Xursvcrliiste, sondern auch dadurch, dass diurch 
die Voi Wässerungen ein viel gi össeres Kapital in Anspruch ge- 
rn •minen wird, als für den geseiiäftliclien Zweck erforderlich sein 
wQrde. ^) Dass hierbei die unsolide Spekulation, die Kurstreiberei 
in hSchstem Masse gefördert wird, braucht nicht erst hervorgehoben 
zu werden. 

Gegenüber den geschilderten Vorgängen empfiehlt sich, wie 

icli glaube, eine Bestimmung, dass die Ausgabe nener Aktien nicht 

niedriger erfolgen darf, als zu dem lüuse, der dem Stand des 
Reservefonds und der Kiiuklageii der li<'sell>cliaft entspriclit. Die 
Betetimmung beiluutet in der Praxis nicht t inmal t;ine vollständige 
Neuerung. Sie findet sieh u. a. statutarisch festgelegt in den 
Statuten einer süddeutsclien Industriegesellschaft, die vorschreibt, 
dass neue Aktien nur zu einem Aufeld, das dem Stande dee 

0 Als ein Beispiel der Yerwäs,surung msg hier der Fall der Groflsen 

Berliner Strassenbahn genannt werden, die bei einem Kursstände von 
472 Prozent ihr Kapital von 23 Milliotinn Mark auf 85 Millionen, also 
om 62 Millioni-n Miuk ilurch I^iriaus^alM- \ i i-wäs!5(>rt hat. Der Vordrang 
ist um so aiistossiger, al.*» der den ^ktiunatvn zu^'cwaiidtü Gewinn üuf Küötun 
der Berliner StadtprpmHinde erzielt wurUü, «iei hierduich — in einer formell 
alleidlngs uuaufechtbcuen Weise — die von dem Betriebsergebuis aus> 
bedangene Beute entspreohend abgesohaitten wurde. 
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Re»f»rvefondß entspricht, bezopen werden dürfen. Einer ganzen 
Kt'ili»» spha^liHirr lind unsolifloj Manipulationen, die ich nicht uäher 
auizuzählen brauche, wäre damit der Boden entzogen.^) 

Seit emer Beitoe von Jahren erstrebt mm im fiankwc&en eine 
Einrichtung, von der eine wenntUohe JKiftItigang iin<^rer Geld- und 
KreditvechiltoisBe sa erwarten eteht; ee ist die EinfOhmo^ dea 
Check Verkehrs und des Depositenbankwesens nach eDgüachem 
Muster. Den Einrichtungen der Beicfaabank verdanken wir die nn- 
gewdhnliöhe Entwicklung des Qiroverirabn, in dem wir anderen 
Lindem vonras sind. Dagegen ist es unseren Kreditbanken noch 
nicht gehingen, den Checkverkehr allgemein einzubürgern. Seit 
läniTf^ror Zeit wiid deshalb von der einen Seite der Eilass eines 
Chevkj^esetzes \ »'ihiiigl, währeiul ;uiiioi»'rs>'it> (In» uiii!iitt''ll*ai<! Elin- 
führung des Cbeckverkehrs von der Kcichspostverwaltung beab- 
sichtigt wird. 

Ich glaube nicht, dasa es auf diesem Wege gelingen wird» 
unserer Volkswirtschaft die hohen Vorteile des engüsohen Bank- 
systems ensuwenden. Nach der •iigfttwfttn in Deutschland anf- 
genommenen Anschauimg wird das Checkwesen ala eine fOr sidi 
bestehende Einrichtung und lediglich als ein Ifittel rar Regelung 
des Oeldverkohrs betmchtet. Die Clieek/.alilnng soll der Geld- 
vere:ir>ijdun^ vorbeugen, dif »ItT Ikirzahluti^ st'.'ts aiiiuiftet. Die 
Au%ubeh den Ci»e<*k\vestiis, wie .M'iiit' Vuitiilf, lioständeii darnach 
in Beinen I^istungeii tiir den Geld- und Zaiüungsverkehr, in Zeit- 
erbparnis und Gelderspamifi. Alle Bestrebungen auf diesem Gebiete 
sind demgemäss bei un» darauf gerichtet, den Check schiechthin 
als Zahlungsmittel in Deutschland ^nznbflrgem. 

Wenn trotzdem kein durchgreifender Erfolg ersielt wurde, 
so kann, wie mir scheint, die Schuld unmöglich an dem Fehlea 



*) Dass sich die Voraohrift leioht und tioher daiühfuhrsn iSsst, xeigt 
Bloh in der Emissioiispruris der Baaken. Ans einer von mir darchgefiihitea 
Bereobnuug der EmiBsionen von Bankaktien f9r 1899 eigiebt sich, daae dar 
Wert dea BeaogareohtB hier ao genau bereohnet wurde, daaa die apekolstiv» 

Steigerung der neu-etnittierten Baokaktien nur 12,7% betragen b^ Jk 
zeigt sich hier, mit welcher Genauigkeit aioh der redle Wert einer EmiaaioD 
abs< !Kit/en lä.sst and in weloham Umfang man hier die Speknlatko ein- 
dänuuoa kann. 
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einiger gesetzlichen Definitionen oder an der Abneigung und Sc hwer- 
fälligkeit des deutschen Hand^^lsstandes liegen. "Die Vorteile des 
Chekverkehrs für die Geschäftswelt liegen so sehr auf der Hand, 
daSB nur der ^fan^nl an zureichenden Einrichtungen es erklärt, wenn 
unsere £otwioklung auf dieeem widitigen Gebiete unendlich weit 
hinter deijenlgen Engiands zurücksteht Die Oheckzahlung ist eben 
k^ne isolierte BinriohtaDg, die sich in veteinselter Weise über- 
tragen Itet; sie hftngt vielmehr untrennbar zusammen mit dem 
engÜBchen Banksystem, und auf dieses, nicht auf eine ihm an- 
hängende äussere Zubehör, müssen wir unser Augenmerk richten. 
Die englische Bankorg::\ni8ation musste in ihrer vollen Entwicklung 
notwendigei'weise zu ilein '.'heckausc^leieli fiilu-en; sie ist oline diesen 
heute nndenlfhir. Das umgekehrte Vorgehen dagegen, dass man 
die Oheckzahlung postuliert ohne die Grundlage der entsprechenden 
Bankeinrichtungen, beruht auf einen Fehlschluiib. 

Wenige Zi^en mOgen zeigen, um welch ein gewaltiges In- 
strument der Volkswirtschaft es sich hier handelt Im Jahre 1699 

bestanden in England 6292 Bankstellen, danmter 1021 nicht 
täglich ge<"tfnete, also zur Versorgung der kleineren Platze. Zwei 
Banken hatten mehr als lUO Filinlen; untei' div'sen stehen ul>eiuiii 
die London City & Midland mit 283, JJoyds Bank mit 278, die 
Capital und Counties Bank mit 269 Filialen. 

Die ViBg& der Binführung des Bankverkehrs nach englischem 
Muster ist zunftchst eine Quantitätsfrage; sie hftngt ab von der 
Zahl der vorhandenen Bankstellen. Für die Zwecke der praktischen 

] )ui'chfiihi .jiiu hedarf oh hierbei der Änlehnuni; an die englische 
Technik und < »iganisation ; diese zeigt ala iliren wes*juLlichen 
Charakterzug die vorhem;eude Beschränkung in den Grundlagen, 
sowohl hinsichtlich der Kundenannahme, wie hinsichtlich der Teil- 
nahme am Clearingverkelu-. Die Einzelheiten können hier nicht 
nfther besprochen werden.^) Unsere Ausfahrungen dfirften indess 
genügen, um dareuthun, dass die Bedeutung des Checke keinesw^s 
nur in seiner Eigenschaft als Zahlungsmittel liegt und dass der 
Check nicht von seiner natürlichen OrundUige, dem Bankwesen, 



•) Vgl. Kapitalmarkt 8. 124 f.: Ernst T.oeh iin Baiikarcliiv I. Jahrg. 
1902 S. 67; Hans Crüger, der Chockverkötii, Klättor für Ueucöseuschafts- 
wesen 1900 No. 50; Kölnische Zeitung vom 23. September 1901. 
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geti«nDt werden darf.') Sache der Buken ist es, flir den er- 

weiterten Bank- und Checkv* rkchr nach dem gegebenen Vorbild 
die erforderlichen Einrichtungen und Or£:ani>atii;iu'ii zn schaffen, 
von denpn *»h*»n{aosehr da« Bankwesen sfllist wie uiimiu Volkö- 
wirtscbalt als üausea dea gr&sateu l^utzeu habea werdeo. 

Als letzter Gegenstand bleibt uns noch die Behandlung dee 
Onmd ond jBodena. Daaa onarer Zeit und nnarem Volk auf 
diesem Gebiet die sdLwierigstaa Av^saben gestellt Bind, gi ftmoro 
als Tielleicht je an vor; dass hier das wirklich natSonsle Problem 
liegt, dfirfen wir wohl als erwiesen annebmeo. Die SohalRmg 
fiklim Werte und die Last der Bodaovefschnldnng zeigt skh nns 
als nationale Vorbelastung. unsrer Produktion und als Schwächung 
der Knnstiinki-aft: als stArkste Aiisjiatinunfir und Erschütterung 
»iiisrci- Kapital- und Krr'litVfM liiilüiitÄ}; ala Ei^sriiwerung unsrer 
Hoden kultur in btadt und Land. Halten wir dieir>e Gesicht^imite 
fest, so ojgeben sieh drei Aufgaben auf unserm Gebiete: 

1. die Herabmiodening der BodeoBchiildt n; die Entschuldung; 

2. Siohenuig und üenmaiehung des Kapitals fOr die Zweohs 
der Bodenkultur; 

3. die Verhinderung der Yersohuldnng zu Zwecken, die der 
Bodenkultur entgegengesetzt sind. 

Eb sind die drei Hauptfragen des GrundbesitBes, deren Be- 
hfuidlung sich seit dem Erscheinen der Arbeiten ron Rodbertus 
fori wahrend erweitert hat In der Gegenwart kuininen unter den 
auf (it. -SIMM (n'i>i-'tr veitrt'tt'iit'u Fdi doningen vor Allem in IMracht: 
die S. iilir>sung des ürunribuchs und die Aufstellung einci n - i- 
ßchuMungKgrenze; ferner dio Erleichterung des Jtealkredits durch 
Bereitstellung öffentlicher Mittel oder durch zweckentsprechende 
Kreditorganisationen. Die Frage der JSntechuldung dagegen ist 
bisher in der Hauptsache nur mit Bezug auf den Iftndlichen Grund- 
besitz behandelt worden.*) 

TSb ist nicht angängig, die einzelnen, auf Yersehuldungagcenie 
und Realkredit bezQglichen Anregungen, die zum Teil eingehend 

Diese Trennung, ^ nu Check und Bankiresen wir» im Filül der £Ül- 
lühruiij; dos Fostcheckv- 1 kein > t iiifretreten. 

') Vgl. Ifelix üeoht, der EaropÜaobe Bodenkredit, Leipsig 1900 
Band i. 
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und in intereBsanter Litentar begrilndet 'worden «nd, «n dieser 

Stelle genauer zu HpRpi*echen. Ich muss mich hier auf die Be- 
merkung' beschriiiikv ji, dass die in l^otmcht kommeiuien Vorschläge 
mir kpint' Althilfe der j^''egen\viii-tii;en Missstände zu hringen seheinfn, 
und dass ie)L einzelne vou ihnen, wie die Yerschuldung^renze, 
direkt für .^chädliob halte, 

Was hier m gesoheben hat, dafOr haben uns nnseie vonnii- 
gehendfin IMiterongen die Grundlage gegeben. Wir haben nnter- 
achieden ewisohen materieller und inunatoneller Yenchnldnng. 
Die eine dient den Zwecken der Bodenkultur; die andere ist ihnen 
entgegengesetzt IMese thatsäohlich bestehende Schödling gilt 
es in den vom Staate für den Realkredit geschaffeaen Institutionen 
auch reehtlieh zur Durchfülirung zu briugen. 

Die iieutige Entwicklung der Bodenverschnldung findet ihre 
Stütze darin, daas Meliorationshypothek und Spekulatinnshypothek 
in einen Betrag zusammenschmelzen. Jede Grundstücksbesserimg 
und jeder kulturelle Aufwand hat heute die Wirkung, geiade die 
Sicherheit der spekulativen Forderung zu erhoben und ihren Betrag 
zu steigenL Die Amalgamierung der materiellen (auf Melioration 
benihenden) Verschuldung mit der spekulativen Verschuldung, die 
nach Ursprung und wirtschaftlicher Bedeutung das gerade Gegen- 
stück der ejsstgenannten dai-stellt, bildet die nste und unerlässliche 
Voraiisäetzung fflr die ^--ep'n wältigen Zustünd'' <l«»s (Irund und 
Bodens.^) Demgegenüber verlangen das Interesse des Staates wie 
das der Bodenkultur gleichmfissig, dass eine Trennung der Boden- 
schulden nach dem ihnen zu Grunde liegenden ReohtsgeschAft 
stattfindet; hierdurch alleui kOnnen auch die oben (Seite 87) auf- 
gestellten drei Forderungen des Bealkredits erfüllt werden. 

Mein Vorschlag geht deshalb dahin, dass in der Pfandrecht- 
liehen Behandlung die materielle Verschuldung getrennt wird von 
der immateriellen und dass die mateiielle, imtei g:ewissen Voraus- 
setzungen, den VorrniiET erhält. Es wttixlen dai jiadi zwei Kategorif»n 
von Hypotheken entstellen, von denen wir die eine mit dem bevor- 

') V^l. Buchen berger, r.ndrn.jiiU^uhuMutiL: und Verschulduuysgrenze, 
Zeitschrift für die gesamte ÖtaaUjwLäsenschHft, Tubingeu 1901 Band 57, 
H» 1 8. 12. 

*) Wegen der EioielheiteD vgl. Kapitabnarkt B. 271 f; s. anoh die 
oben 8. 21 Amnerkong dtterte EntBobeidimg des BeuteveisiiAemngsaniteB* 
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tagten Chaiakler tUi Melkmtioiishypotliek, die «ndere als eufiKhe 
Bodenechnld beteiofafiea kOnnen. Beide YeraofanMiingafonnen vUrdai 
dauenid getiennt bleiben und unter atöh in adtticher Fdfe imngieieo. 
Eb ist bekmiBt, dtee dieeer Onrndeets der pbndreditlidien 

Au88ondening der materiellen Verschuldung in unserer Gesetzgebung 
l)ereits aufgenommen ist. Er ist verwirklicht in dem Vi.rr.iii^ der 
8<)ff. laiulwiitscliaftlirheii Mt'liorationpdarlehen, an die ioii hiermit 
anlcnüjtfe. In der üesetzgebung über das Meliomtdons-Darlehen 
sind ferner bereits die Gnmdsätze entwiokelt, die den Vonaz^ 
dei" Meliorationshypothek rechtfertigen. 

£r0t die Ordnung dee ImmobiUerplendieohtB bietet ans dann 
-weiter die Möglichkeit, sn die onAaCKhiebbsre Au%ftbe benniotrefien 
— an die Hentbniindening der Seholdenlaat) die fikitsdraldang; 
Die Konsolidierung unserer Bodenverhlltnisse bildet andi hieiffir 
die Vofbediugimg, ohne die an dne Eotsehuldung des Bodens gar 
nichf gedacht werden kann. Es ist dies der einzige wie auch der 
imlüiliche Weg, iiiu unsere Vulkswirtsi^haft von den Erschütternne:en 
und Notständen .befreien, die von dieser Stelle ihren Aiiägang 
nehmen. 



Wenn wir am Sohluss unserer Erörterungen einen Blick 
lurackwerfen auf die Torau^henden Darlegungen, eo kdnnen wir 
jetzt Tielieicht die Qrenzlinien acUbfer sieben, duroh die sich die 
gegenwärtige Erisis kennseidinet und von Siteren Krisen, insbesondere 
▼on der der Jabre 1873/1874, untersoheldet Die Krise der 
siebziger Jahre ist ausgebrodien nach einer voUstlndigen Umwtttsung 
in den Zuständen unsoree Rechts und unserer YoIkswirtBchaft 
Inmittou grosser Ereignisse war die politische und administrative 
Einit?uncr Deut> -lilands 7.n Stande gekommen; fflr nnser« innere 
Ent wuldnüg waren gäii/Ji<h neue VerhJÜtnisse i^'^ruel'on. I)ie 
iudustrie schoss rasch empor »ind, wie wir heute ruhig eiiigei>tehen 
<in?'fen, auf toilweise ungenugcndon und scliwiudrlliaften Grundlagen. 
Nicht der Einzelfall, sondern der Typus der daumligen GrQnduogen 
war unsolide; der Ruf der deutschen Arbeit und ihrer Massen» 
Produktion war kein guter. Die Krists der siebziger Jahre durfte 
als Schwindelkrisis, die damaligen Leistungen der deutschen Industrie 
durften mit einem unveigeeseuen Worte als ^billig und schlecht^ 
bezeichnet Verden. 
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In allen Stflcken bildet hier die gfig^nYrixügd Krise den 
Oegenaats sa der der aiebsiger Jahre. Ein anderer Geist ist seitdem 
in onsero Indnatrie eingezogen. Unter den heftigen wirtschaitliohen 
Erschüttertuigen der jOngsten Zeit hat der giite Käme unserer 

Industrie nicht einen Augenblick geschwankt. Die solide, feste 
Grundlage, die Lebeoskraft und <lic liolie Lüibtungsfähigkeil unserer 
Industrie sind vielleiclit nie klarer zu Tage getreten als in den 
Prüfungen der letzten lioidcn Jahre. Tu der industriellen Tli;ltipk(^it 
ist diesmal der Ursprung der Krise nicht zu suchen. Der Aue- 
bruch der gegenwärtigen Eriaia enth&lt vielmehr auch 
ihr Urteil. 

Die Überspannung der Spekulation und des Kredits, die wir 
im einzelnen genau verfolgt haben, musste notwendigerweise zu 
dem Zusammenbruch Uthren» der genau an der Stelle eintrat, wo 
der Sita des ■ Übels war. Die beiden Oebiete, auf denen die Krise 
hervorbrach — Effektenmarkt und Grand und Boden — liegen 
wirtschaftlich weit auseinander. Gemeinsam ist iudess beiden die 
masslose SchafFunp- spekulativer Werte uikI Forcleruncren. die zu 
ein**r Hohe auj^ewaehscn waren, da.^.^ sie uii>eirr Volkswirtsehaft 
venierblich wunlen. Wir können heute wohl die Gesamtheit der 
ErMihänungen und ihre letzte Wirkung noch nicht endgiltig ab> 
grenzen. Doch liegen die urBäclüichen Ziisammenhftnge schon jetzt 
mit solcher Klarheit vor uns, dass sie uns zeigen, wo die gegen- 
wärtige Krise ihren Sitz hatte und wie diese nicht als eine in 
ihx«m Ursprung industrielle angesehen werden darf. 

Doch auch nach einer zweiten Richtung haben wir gegenüber 
der Utereren grossen Krise einen Vergleich zu ziehen. In den 
letzten dreissig Jahren ist unser volkswirtsehaftUcher Api)arat un- 
endlich verfeinert,, das Netz wirtschaftlicher Verknüpfungen ist 
ausserordentlich verdichtet worden. Eino wachsende Eni|itiinllich- 
keit unseror Volkswirtschaft ist die Folge dieser Entwickln hl;. Das 
Feld der krisenmässigen Erschüttenmg muss sich mit der stärkeren 
Ausbildung der wirtschaftlichen Wechselbezirlnini^Qa naturgemftss 
immer mehr vergrOssem. Die Gefahr der Übertragung der Imsen- 
miaaigen StOrung wftchst mit der Vervollkommnung unserer (öko- 
nomischen Einrichtungen.^) 

'} Vgl. hierzu 'We T'nt.-^rsnchuiigou von Gustav Sohmon^»r. Karl 
Büchör, (j. Sühonberg über diid forthcbreiteude Verktiltung der Wirt- 
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Hieran» erklärt sich, dass die gegenwärtige Krise, obwohl me 
liur oine partielle ist, ihro W irkuug dennoch auf uusere tre^ajute 
Vi^lkswiitsohaft ausgedehnt hat Aus diesen Yerhältnis&etk t-i^ebt 
sich aber wiedenim die Notwendigkeit, nicht die einzelnen ve«z2 
auoh auffälligen Eceigniasa, sootdern das Zuständiiche, das Bieibepde 
an den Erscheimmgen der gegenwärtigen Krise ta UBteranckeL 
Die Institutionen unserer Volkswirtsobaft und unserer iDDem 
Verwaltung sind es deshalb, auf die wir tot allem unser A ugen - 
mei^ zu riohten haben. 

Versuchen wir es noch, aus diesem letsten Qeaif^tspankte 
die Ursachen der Krise und die Aufgaben der Gesetzgebung zn 
betiBchten. Viele unter den Erochoimmpi^n der letzten Kriw. und 
violioiclit gerade 'iie, die sich der Waliriiehmuug znmoist ;niMtüügen. 
tragen einen vurü hergehenden Charakter. Handlungen einzelner 
Personen, schlechthin sti-afbare YorfiUle, haben Bich weithin be- 
merkbar gemacht. Fluktuationen von grosser Gewalt Terbreitsteo 
ihre WirkuDgen, oft pl5tzlioh und stosaweise} Uber unsere Wirt» 
eohaft Die Wiederkehr solcher Ereignisse zu veriundern, haben 
wir durohaua keine Haoht; ihre Folgen mllssen und kOnnen er- 
tragen werden. IIb wftre bedanerUcli, wenn unsere Gesetzgebung 
jeoe Vorgänge zum Ausgangspunkt eingreifenden Handelns oehmea 
und neue Gesetze repressiven Charakters schaffen wollt.'. 

Das (Tchiot gesetzgeberischen Handelns iM vielmehr l-^igiioh 
das der dauernden und der national uii ürsociien khsenmäss^er 
StöniDg. leren Ueraushebung unsere Untersuchung im besondercn 
cum 2iei genommen hat Denn die Zustftnde, die ans den dort g»- 
schilderten Verhältnissen berrorwachseutkOnnen nicht ertragen werdai; 
sie bedrohen unsere Shtwicklung im Innere, und sie bilden eine Vor- 
belastung fOr uns in dem schweren Wettkampf der .Völker. Wenn vir 
mit dieser Erkenntnis an die Befonnarbeit herantreten, dann sind die 
liarten Lehren der Kriisis nicht vergebens gewestjn- Dann wurden die 
Erfahrunpcen der letzten Z( it uns vorwärts brint^n in den groseea 
Zielen, die uneorm Reich und unseiui Volke gesetzt sind. 

Schaftsbeziehungen doroh die Teilung and Speaalisienuig der Arbeit — b 
unterliegt keinem Zweifel, dass die VerTOÜkommnnog und 8^esiaiiflienB| 
de« TolkBwirtMshaftliöhen Apparates seme Empfindlichkeit an jeder Stallt 
steigert. 
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ikhclit über die Bibliothek. 

Referent: Dr. Geois Maas, Bibtiothekar beim ReidiBiDilitllrgericfat 

(Berlin). 



Die Bibliothek der YereiDignog bat duroh eine Reibe Ton 
Zuwendungen eine erbeb^bbe Yennebinng eifahfen. Sie irt mit 
lirUmbnie der llteeteo der Kanfmmnacbaft in den RSnnien ibrer 

Bibliothek in Berlin W, St. Wolfgangstra.sso in clor Börse auf- 
f^stflllt lind wini au^eiil.lioklich katalogisiert. Daselbst wird vor- 
anssiclitlich auch ein ii ni f a ii ff r e i c h o r S am m el k a t a 1 og seinen 
Fiatz Üoden und den Mitglieiieru der Vereinigung zugänglich sein, 
von deesen Aufgabe und Herstellung folgendes zu berichten ist 

Der Veieinigang wnid6ii von einem ihrer Mitglieder, Hem 
Dr. jor. HSdnard Simon in Berlin, 20 000 Mk. su dem Ztreoke sor 
Vertagung geetellti die iriaaBOflobaffliche TbStigkeit anf dem Gebiete 
der yeigleiohendeii Beohte- und Staatswiseenacbaft xn fOrdem. Die 
zur Beratung über die Verwendung dieser Summe eingesetzte 
Koamiissioii boschloss, eine jenem Zwecke dienende Bit>liuthek 
einzurichten, nahm abei- auf meinen Antrng davon Abst^iud, das Ge- 

r 

schenk sofort zur Anschaifuiig geeigneter Werke zu verwenden. Ich 
f(Lhrte aus, es sei angezeigt, vorerst festzustellen, was an Werken der 
interessierenden lateratuigebiete am Sitae der Gesellsohaft in den 
wichtigeren Bibliotheken vorhanden sei. Anf diese Weise wfirde es 
durchfOhrbar sein, bei der Auswahl der ansukaulenden Werke jene 
Bestfnde au berttokdobtigen, man kOnne dann die verfQgbaien Mittel 
zum Ankanf von wertvolleren, anf den Bibliotheken nicht vorhan- 
denen oder sehwor entleihbai'en Werken ven^'cnden. Man würde 
damit zugleieli dif iK'ste Grundlage für eine zusaramenfassendo 
Verzeichnung der wielitigeren einsciüägigen Litemtiir orewinnen. 

Auf Grund dieaea Vorschlages wurde ich im November 1 90U beauftragt, 

83 
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zueirit ans Uen gedruckt vorliegenden ivaiaivtgeu der Bibliotheken 
des Reichstages und des Reiehsjusti/amts ein Verzeichnis der 
Titel von Werken ausländisc h oii Hechts und a-j^-iän- 
dlBcherYolks Wirtschaft seit dem Jahre 1867 aufzustellen; 
diesen Auftra£f iiabe ioh soeben zu Ende gefQhrt und der BibUotiiek- 
koonmiBBion daztlber am 13. Oktober einen Beridit abgestaltet 

Dna Yerzeichtiis besteht s. Z. In Form eines (Iber 8300 Werke rer- 
zeiohnenden Zettel kataloges, deren Titel ans den Katalogen der ge- 
nannten Kbliotlieken ausgeschnitten und aufgeklebt sind. Der Htnpt- 
gesichtspunkt ffir die Ordnung der Titel ist durch den Zweck de* 
Verzeichnisses «gegeben. Seine Aufgabe, die Studien auf «It^in Gebiete 
iiei vergleichenden Heelits- und Staats wi.sseuschaft zu fOnlem. ge- 
bietet, das Material so zusammeozufossen, dass die üblichen wisaen- 
aoliafüichen Gruppen, nicht geographisohe B ^jt jfTp. das Häuptern- 
teUungamoment bilden, nod dass erst innerlialb dieser Qmppen ^ 
alphabetische Reihenfolge der Namen der Linder, Ober velciie dk 
Sohriften handeln, fflr die weitere Ordnung bestimmend ist Inner- 
halb jeder Landesgruppe wiederiiolt sich dann gleiohmfiseig die fflr 
das betreffende wissensohafiliche Gebiet gewählte Normaleinteiinni;; 
iiiiiuiiialb dieser sachlichen Gmppioiung^ ist das BlrscHeinungbjaiu 
jedes Werkes, fflr inohnnals aufp'le<;to Werke das Elrseheinnngsjahr 
<1er ersten Autlage für die i?eilu'iifuli;e massgebend. Liegen Titel 

> 

von Werken aus dem gleichen Erscheinungsjahr vor, so entscheidet 
die alphabetisobe fieihenfolge ihrer Verfasser bezw. ihrer sacUidieB 
Stichworte. 

Die nur inoerhalb gfOseerer Gruppen sich wiederfadends ÜTormal- 
einteilung ordnet die reohtswissenachaftllGlien Schriften folgender- 
massen: An der Spitze jeder Gruppe stehen die Schriflea Üb#f 

Bibliographie, daran Rchlieeeen sich die über Geschichte des WlneoS' 
Zweiges, darauf folgen die Quellen, darauf die Schriften über all- 
gemeine Fragen, darauf die lexikalischen Bearboitnnjren. daiaui liie 
systematisclion Daratellungen, die Schriften tiljer Eiuzeif ragen, die 
Zeitschriften; den Schluss bilden die Samraliingen der gerichtlichea 
Entscheidungen. Wo die Literatmr nur splrlich ist, werden mehreie 
von dieeen Abschnitten zusammengelBSst, oder die Titel iolgea ä 
rein chronologischer Ordnung. 

Bei der Scheidung von Schriften auf rechts-, stsals* nnd tolto- 
wirtsohaftlichen Grenzgebieten ist dem wirtschaftlichen Oeekhtb' 
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piitikt der Vorzug gegeben wocden. üb sind deshalb die Titel von 
Schriften über Fragen, welche auf vorwiegend wirtschaftlichem Boden 
entstanden sind und in deren geeetzücher Auegestaltung das lein 
JiiriBtiBcha in seiner Bedeutung zurücktritt, den entsprechenden 
virtschaftlicheu Abteilungen angegliedert worden. So ist dies 
2. B. mit Schriften fiber Eisenbahnrecht, Yersicheruiigarecht, Börsen- 
xeofat, Qewerberecht geschehen. 

Auf jedem Zettel ist durch Aufdnick TermerJct, in welcher 
Bibliothek das Werk vorhanden ist. 

Für <li.' Fniifiihninsr <l*^r Arbeit hat die Bibiiothekkommission 
folgenden Ailtfit^plun genehuügt: 

1. Für <lit' Bestände des vorliegenden systematischen Zettel- 
kataloges ist ein korzgefasstes alphabetisches Begister auf 
Zetteln anzufertigen. 

2. Der systematische Zettelkatalog und das alphabetische Re- 
gister ist fOr die beiden bisher berücksichtigten Bibliotheken bis 
auf die neueste Zeit fortzuführen. 

3. Die Bestände weiterer wichtiger rechts- und 
Htaatswissenschaf tlicher Bibliotheken sind nunmehr 
hinsichtlich der im System fftr den Sanimelkatalog aufgeführten 
Wissensgebiete verj?leichend zu bri lUksichtigen, 

Nach AuHführuHf? dieses Arbeilsjjlaties wird auch die Zeit 
gekommen sein, sich über zwcckniflssigt! Verwendung des 
Stiftungsgeldes zum Ankauf von Werken sclüüssig zu 
machen, mit denen man vorgefundene Lücken in der zu Gebote 
stehenden Literatur ausfüllt, und zur Anschaffung von wichtigeren, 
den Bibliotheken nicht längere Zeit entziehbaien Handbüchern. 

Auf diese Weise wird eine CentraUAuskunftsstelle er^ 
stehen, welche geeignet und imstande sein wird, den wissenschaft- 
lichen und praktischen Bedflr&iissen nach Kenntnis fremden Rechtes 
und bedeutsamer wirtschaftlicher Vorgänge des Auslandes die erste 
krilftigo Hilfe zu leisten. Zu lüunz besonderer Freude gereicht es 
uns, da88 es einer der Unsi i^;' n vv;ir, der penug Vei'f^tiuitiiuo und 
Ojtfi iwilligkeit t»esasH, um die Auöfülaung diebtvs tiii- Wisseußchaft 
tuid Praxis gleich bedeutsamen Werkes zu ermöglichen. 
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Haohtrag. 

Seit Abeohliin diMee Berichtes im Oktober 1900 ist das nioh 

obigem Arbeiteplan in Aussieht genommene alphabetische Re- 
gister ferti^fifestellt, die Zugänge dci I^ibliotiieken des KeichistagL'ä 
und des H^nclisjustizamtes sind nachgetragen und der intereasireDde 
Inhalt <ler I^iUiotheken des .Justiz in i n i s t e r i ii m und d^s 
Kammergerichts ist verzeichnet. Die Arbeiten an dru Auf- 
nahme der Bestände der Königlichen Bibliothek werden 
binnen Kiinem beendet sein, an einer Reihe tod anderen in 
BetrMht konunenden Bibliotheken wizd demoichst mit den Ter- 
gleichnngasrheiton begonnen werden. jGSs ist dafftr Vöiaoige ge- 
troflSsn worden, daas die Zugftnge der Bibliotheken snr Kenniiiis 
der Sammelstelle gelangen. 
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Geschät'to-Bericht 

des Scfaatsmeisteis^) 
der 

Intornationalen Vereinigung für vergleichende 
BediUwifisensciiaft and VolkAwirtsohaftslelire 

m Berlin 

für 

1900/1801. 



Sb Btalieu sich die Einnahmen der Yereinigong nnd wmtst: 

1. aoB ReBerveBtalliing fflr das Jalubnofa 1899/1900 1 IL 2 725,39 

2. « „ „ die pro 1900/1 and fL im 

Vorans gezahlten JahieBbeitrtge 149, — 

3. „ Jahi-esbeitrSgen 

a) der Berlioer Mitj^iieder: 

pro lOnii/inoi . . . M. 2 426,90 

naelitni-i:^'!! i'iMgegangen 

pro 1899/1900 . . . „ 41,90 M. 2408,80 

b) der auswärtigen Mitglie- 
der (incL der dorxeitig in 
Bnlin wohnenden Ans- 
ifinder): pro 1900/1901 M. 2 702,98 
naohtrfiglicfa eingegangen 

pro 1899/1900 . . . „ 392,08 

Übertrag M. ö 095,96 M. 2 468,80 M. 2 874,39 

') Am 23. Oktober 1901 ist uns Dr. Georg von Siemens, der Jahre 
lang des SchatzmMeranles .nmerar Yareinigung mit opferwilliger ffin- 
gübimg, urfolgreidier Tbatkraft nnd ümaioht nun Frommen der Yereinigang 
gewiHet hst, in der YoUknft seiner Jahie dniob te Tod entrissen woiden. 
Sie Yersinignng beklagt in Folge seines Hinsobeideas den Heimgang eines 
ihrer hervorragendsten Mit;|^ieder, dessen Tod eine nneisetzliche Lücke ge* 
lassen bat. Sein Oedftobtnis wird dauernd in unnerer Vereinigung leb«k 
J>ar ihm in der Yennnignng gewidmete Naofarof folgt Seite 1323. 

Die Bedakäon. 
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Übertrag M. 3 095,96 H. 2 468»80 tf. 2Slifi9 
ftbzflglioh aus obiger Re- 
serrestellang von 149 IL 
in 1900/1901 rerreoh- 

ueter „ 112,22 „ 2 983,74 

„ 5 452,54 

4. aiifi Haiikier/.idsi'ii „ 132,75 

5. aus einnin Beitrage der DeutBohen Kolonial -Gesell* 

Schaft, Bedia , ^ 300,— 

Aof züsammeti 3L 8 759,68 

Ferner hetr^ das Giitluil»en aus dem Bibliotliek-Fonds „ 20453,25 

sodass die Vereiiiigiuig am 31. M&rz 1901 an Barmitte ln M« 29 212.93 
zur Verh'lgung hatte. 

Hienu tritt ein pro 1900/1901 nooh nioht disponibler 
fietmg aus dem Etnfange von lahreebeitiSgen TetBcfaiedener Wit* 
e^eder, welche dieselbeii im Vonus ftkr 1901/1902 und ü genUt 
haben, von M. 98^2 

Dieser Betrag wird zuzüglich der ans der vor- 
jährigen Reserve von 149 iL gleicUfalk noch niuht 
disponiblen y, 36,7b 

susamineD V - 

in Reserve gestellt 

"Von dem Vereinsraitgliede Herrn Dr. EXiuard Simon in Berlin 
hat die Vereinignnii: eine Schenkung von 20 000 Mark erhaheiu 
Das Kapital [>\ bei der DeiitsclM-ii Bank voi/.inslich nngt'l> u-t. Zveci 
der Schenkung ist Förderung der Forschung auf dem <iebiete lier 
veigleichenden Rechtswissenschaft und Volkswirts< ]iaftsl. hn\ Der 
Raum iQr die Auiatellung der an begründenden Bibliothek der 
Verdnigong ist der letzteren von den Herren Ältesten der EMtt- 
mannschaft im BOisengeb&ode unentgeltlich txir VerfOgung gestellt 
Femer hat die Deutsche Eolonial-OeseUsohaft in fieilin nnsenr 
Vereinigung zur ünterstotzung ihrer Studien auf dem Qebiela des 
Kolonialrechts einen Beitrag von 300 Mark gespendet. 

Den Spendern wird auch au dieser Stelle der Dauk der Yo^ 
eiuigung auB^^'-osprocheii. 

Die Herstell ^ul^skosten für den 1. Teil des Jalirbuchs 1899/li^w 
sind durch den dafür in der vorjährigen Jahrssabrechnung in fieaerte 
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getteUton Bertnig gedeckt. Die Dnioklegatig dee sweiten Teil dee 
5. Jahrgangea unseres Jahrbuches hat sich wider Erwarten da- 
durch sehr verzögert, dass der Umfang sich sehl* vermehrt hat nnd 
leider einzehie Beiträge seitens dej* auswärtigen MitMi heiter eret spät 

eingiAgen und teilweise einer mehrfachen Überarbeitung bedurften. 

* 

Dill Einnahmen der Vereinigung stehen als Ausgaben gegenüber: 

1. Kosten für das Jahrbuch und zwar: 

a) Barzahl unf]: an K. HofFmann für den 

I. TeU des Jahrbuchs 1899/1900 M. 2 701»28 
fttr nachträglich gelieferte Ibcem- 
plaie d. Jahrbuchs, bexcgene Bücher, 

Auslagen und Porti .... . „ 329,26 ML 3030,53 

b) Kcöorvestelhing für den II. Teil des Jahrbuchs 
1899/1 9nn und den L und. IL Teil des Jalir- 

buchs iyuO/1901 „ 3 776,82 

2. YerwaltuDgskosten ffir: 

a) die Geschftftsleitung ind. Verdns-Sekretaiiat . „ 580,03 

b) das Schatzmeister- Amt: ' 
Drucksaclii'i) , Bureau - Arbeiten , 

rorti etr. . . . . . . . . M. 127,14 

InkasBospesen für das Einziehen 

der B. i liner Mitgi jeder beiti'äge . „ 70,80 

Bankiei'provisioQ ♦ ,t 2, — „ 205,94 

3. Zinsvergütung an den Bibliothek- 

fonds, entstanden dnich Obertnigung 
des letzteren TÖn dem laufenden 
Konto der Vereinigung auf ein 4% 

Spo/ial-Kon(M „ 10, — 

4. Ausgaben für Vorträge M. 145,10 

Drucksachen, Buchbin- 
derarbeiten, Papier ^ 1011,26 „ 1166,36 

Ijeidcr ist eine grössei-e Anzahl von Mitgliedern mit den 
Jahresbeitrngcn im Kückstande geblieben. Da die V^ereinigung ihre 
wiasenschaftliohen Bestrebungen nur mit ausreichenden Mitteln 
yerwirküchen kann und die Beitrige verUUtnisndssig sehr gering- 



Digitized by Google 



Internationale Vereinigiiiig für yergleicheivte 

AbreehBüiig für 4m 



Reöervestellimg aus 1899/1900 für das 

Jahrbuch I 
„ „ 1899/1900 ffir die 

pro 1900/1901 nnd IL im Voraus ge- 
zahlten JahTOBb^irBge 
JahieabeitKS^: 

1. Berliner Mitglieder 

2. AuswSrtige ICitglieder (inol. der der- 
zeitig in Berlin wohnenden AoaUnder) 

8. Jthreebeitrftge, welche von verschie- 
de lu-ii auswärtigen Mitgliedern pro 
1901/2 IL ff. zum Voraus entrichtet 
sind 
Bankiei*zinsen 

Beitrag der Deutschen Kolooial-OeeeUsohaft, 
Berlin 

Qnthaben aas dem Bibliothek-Fonde * 



Berlin, den 31. MAns 19U1. 



2 ieSi 80 
29S3 74 



135 - 



3 



Intematiouale Vereiuiguug iiu* vergleicheiHle 1 

Abreehnmg Uber des BibUothek-loiidM 



Überweisung des Herrn Dr. Eduard Simon 
Zinsen 4 % per I. Semeetor 1900 
Zinsen 4 Vo P^^ ^ Semester 1900 



Berlin, den 31. llln 1901. 
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haft und Volkswirtschaftslehre zu Berlin. 

M M SM 8L Mini IMM. 



3rvestellung für die pro 100 1/2 u. ff. 
lim Voraus entrichteten Jaliresbeiträge 
BtrveBtellung für den Btbliothek-Fonds 
waltaDgakosten für: 
. die Qefloliiflsleitong inoL V€i«iiifi-8e- 

kretaxiat 
L das Sehttameiftanmit 
s^ergütung an den BibUothek-Fond 
»gaben für Vortni^e 
yf „ Druc'ks>achc)i, Buciibinder- 
arbeiten, Papier 
iluiig- an K. Hoffmann, Kechtswissen- 
5e haftlicher Verlag, Berlin, für nachtrfig- 
Ik^ geiiefierto EzempUre des Jahrbuchat 
Hkr beasogeoe Bfldidry Auslagen und Porti 
mr Jahrbuch 1899/1900 Teü I 
■erratoUimg ffir das Jahrbuch 1899/1900 
Teü n und Jahrbuch 1900/1901 Teü I 



580 
805 
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94 



1011 
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Dr. 6, T. SIsiioiis. 
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M^hatt und YolkswirtBohaftslehre zu Berlin. 

llahr vuiu 1. Aprii 1900 bis zum BL Mars 190t 
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iSgabea IQr BOcher-Ansohalhmgen 
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NTtiBg auf neue ReohnuDg 
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Dr. 6. T. Sieneis, 
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ffigig «ad, 80 ergeht an onaeie' verehrten Mitglieder, weldie üae 
Beitrage fflr die letiten Jahre noch nicht entrichtet haben, dmigevd 
die Bitte, die rttokstibidigen BeitrSge sobald als mflf^ch an daa 
Sofaatsmeiateramt^) einziifienden. 

Der von dem Vereinsmitglie<le, Herrn Syndikus Dr. Karf HHse 
für eine Fi«Ms;iufgabe der Vereim^inig /.ur Veiüifiung gestellte 3*^ ',* 
Ostpreii&öieielie Pfandbrief von Nom. Mk. 1 00<k — betiudet aich im 1 ] 
der Deutschen Bank; der Zinsertmg aus demselben ist zu Oonstea 
der Vereinigung verwendet worden. 

Die finanzielle Situation der Veieinigung ist hiernach im All- 
gemeinen Mgende: einer Einnahme aus MitgliederbeitilgeD voa 
rund 5600 Mark steht eine Ausgabe von nmd 1800 Mark Ülr 
Verwaltongskosten, 145 Mark fQr TortrSge, susammen mit imi 
1950 Mark gegenüber; demnach ist fflr die noch herzuBteUendo 
Jahrbücher 1899/1900 Teil II und 1900/1901 1 und H eine 
Summe von rund ö700 Mark zur Verfügung. 

Berlin, den 24. April 190L 

Dr. ii. V. Siemens. 



0 OesehSitsstelle: Deutsche Bank xa Händen des Henrn Staom-Bida, 
Bebreastiasse 8—13. 
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Ueorg von Siemens und das Ausland. 

Vortrag 

gehaltni in der jram CtodSohtnia für die verstorbenen Mitglieder 
Oeh. Oberregieriiugsi'at, Dii-ektor des Kaiserl. Statisüsclieii Amtes 
Dr. Hang tob Scheel ^) uDd Dr. Geofg tob StomeaB 
Teruatatteton ansBerofdeotUoben Sitsiing «m 11. November 1901 

TOD 

Heriihard Bernbur^, 
Direktor der Baak für Handel und ludiistrie (Berlin). 



Die Nachricht von dem Hinscheideii dea Dr. von Siemens hat 

einen Wiederhall gefunden weit über die Grensen des Deutschen 
Reichs hinaus, und hier bei uns ist sein frühzeitiger Abgang 
geradezu aiö ein nationaler Verlust enij>tunden woriien. Seine paiLi- 
mentarischf^n Fl'euncle haben ihn unti seine Verdienste um das 
ö&nUidi-wirtechaft liehe Leben gefeiert; seine Kollegen haben ihm 
in einem mit Herzblut geschriel>^nfn Nachrufe die warmen 
JBmpllnduDgen ausgedrückt, welche aie ihrem Mitarbeit^ wälirend 
30 Jahren entgegengetragen haben. Hier in der Intematioaalen 
Veieinigimg ist es vielleioht nicht ohne Intor onoc, bei der Qe- 
diohtnisfeierf welche wir für ihn veranstaltet haben, diejenige Seite 
seines Wirkens zu betrachten, weldie mit den intemationaleii Be- 
zieliungen, die diese Yereiiugung haupts&ohlich j^egt» in Beziehung 
btehen. 

Der Wf'pl.gaiig «ies Di-, vou iSiemfus ist aligemein bekiinnt. 
£r ist der Sohu eiues jimstischeu Hauses j er ist für die jui'istischc 

0 Die Gedächtnisrede für Haas von Scheel, gebalten vod Begierungi^rat 
Dr. Zahn, Berlin, tat in SohnoUeni .Tahrboeb für Oeselzgebmig o. s. w., 
Januarheft 1902 8. 325 ff. abgedmokt. 
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Praxis voi-gebildet bis zum Assessor, und infolge eiiit r merkwünli.- 
glQcklichea Kombination durch seinen groBsen weltbekannt«! 
Vrtf.r mit einer wichtigen Mission beauftragt, in sehr jnngm 
Jahren in Konnex mit dem AasUmde gebmoht worden, eeltnmer 
Weise xanSohst nod direkt mit dem Orient, den er spttter so eehr 
befontigt bat, tiod der ihm lo naaeerordeottioii Vjelee Teidankt. 

Ick wmm nicht ob ee irohr ist, dsss Dr. von Siemens den 
Ehrgeis gehtbl bst, in den diplomatisohen Dienst einxutreten; 
seine diplomatische Fähigkeit ist nnbexweifelt und bei vielen Ge- 
legenheiten glänzend hervorgetreten. Es ist aber ^:ut. «iass es nicht 
80 gekommen ist; denn gerade *l< r Stand, den er gowäliii hat, be- 
durfte damals ^r;ni/. besonder« kräftiger, selltstbewusstcr tittI icie^^n- 
reicher Männer. Ks iat bekannt, das« er dann in die unter der 
Führung einer Beihe von Berliner Kaufleuten und Industridlen 
gi^ründete Deutsche Bank eingetreten ist, welche ihr Prognous 
betrachtet hatte durch die EindrOoke und die Tendenaen baopt- 
sSchlioh zweier HAnner, Ludwig Bambeiger'e und Fdedrich Kapp's, die, 
in dem Sturmjahre 1848 in das Ausland verachlsgen, die Welt- 
wirtschaft In ihrem grossen üm&nge kennen gelenit hatten. 

In dem Bestreben, Dr. von Siemens selbst spreclien su lassee, 
führe ich aus dem zweiten Jahresberichte der Deutschen Bank an, 
welches Prugiauiiu damals ß^estfllt worden war: 

„Das pesteokto Ziel dor Ei leiclitening direkter llantiela- 
iKJziehungeii zwiöciien l>eut«ehljind und den fremden, nament- 
lich flberseeisohen Märkten, ist ein schwer zu erreichendes. 
Das kommerzielle tmd finanzielle Übergewicht Englands 
Terweiset den Kaufmsnnsstsnd der flberseeischen Plilie 
fest allein auf London. Der dnrchschnittlieli hOhete 
deutsche Diskont und die Zersplitterung der deutsohen 
Valuta in Mark Banoo, Louisd'ortitsler, Thaler und CNilden 
veriiindem unsern Kaufmannsstand, sich fOr Bemboursge- 
schäfte der Kredite in deutscher Währung zu bedien«), 
du er die auf deren Grund gezogenen Wechsel an den 
nborseeisrheii I'lilt/.rii \vf>jren der Beselu'änkiiiig des Marki''> 
nicht umfangreich l»egeben kann. Eine Eiuanzipatiitn dieses 
Oeechäftszweiges kann erst nach Eänfrduuug einer allge- 
meinen deutsr hell Währung und auch dann nur sehr 
allmAhlig vor sich gehen." 
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Wie damals das deutsch-überseeische Geschäft organisiert war, 
ist mit loteiesae ans dem dnttsD Jahresbericht deeselbea Instituts 
sa entnahmen: 

„Es sind ans dabei ^ nimlich, bei dem Vertoohe, 
die Transaktionen der Deutschen Bsnk su erweitem — 
die Bestrebnngen einer Reihe intelligenter und nntecnehmen- 
Mlnner Ton hohem Werte gewesen, welche eine direkte 
ISnfnhr ftberseeischer Produkte, z. B. voti Wolle, nach 
Deutschland mit Erfolg versuchten und rogcliiiässige Auk- 
tionen von Kap- und FiiieiiMJ-Ayres- Wolle in Berlin ver- 
anstalteten, um den (leutschcii Fabrikanten in die Lage zu 
setsen, seinen Bedarf nicht mehr in X^ondon alleii) decken 
zu mQssen. Das im Jnhre 1871 von denselben erzielte 
Resultat fahrte im Fr&hjahr 1872 in Berlin zu^Erhchtnng 
einer WoUimportgeseUBcbaft, welcher wir besten Ekfolg 
wflnsdien, und welcher hoffentlich bald weitere Gesell- 
sohalten ffir andere PradnktioDszweige folgen jrerden.** 
Das ist gesdhrieben im Jahre 1873, vor kaum 28 Jahren I 
In dem Programm, wie es in dem zweiten Oesohftftsbericht 
niedergelegt ist, tiiidct sich ein Fundarneiitalsatz; dio.sGi- Satz sagt, 
da&ä ein deutsches nbernwiHclieH Wiitischaftsleben nur enlslehen 
kann, ein Einfluss auf das Ausland nur genommen werden 
kann auf Oruud einer geöuuden Währung. Dr. von Siemens war 
ein sehr überzeugter Goldwahrungspr)litiker, und ihm stand das 
ganze Küstieug, der ganze dialektische Apparat, mit dem diese 
Wfthmng vertheidigt wird, nach jeder Richtung su Gebote, wie er 
ttberhanpt ?olkswirt8chaftlich ganz ungewöhnlich gebildet und be- 
lesen war. Aber die GoldwShmng empfahl sich ihm eigentlich 
doch noch mehr ans praktischen Rflcksichten, und swar deshalb, 
weil es nicht nur das idnlichste und kompendiOeeste Zahlungsmittel 
war, sondern weil sich um jene Zeit die Nation, welohe die führende 
Rolle in der Wt it einnahm, dieser Währung bediente, und man sie 
auch nur in dies« !- Währnii^j: lK>kriepen und bedrohen konnte. Das 
hat Dr. von Siemcus in einer späteren Hede am 4. Dezember 1899 
höchst charakteristisch zum Ausdruck gebracht; er sagt da in einer 
Autwort an Dr. Arendt: 

„Was ist denn die Qoldwfthnmg? Die Goldwährung beruht 
nicht darauf, dass einige Kronen in irgend einer Bank üegsn; 
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die Gol'lwiihriHiu' ^»<?niht darauf, dasa alle Wurpnprei«*^ fest- 
ge^leUt wt?i\lea auf <\>-v Parität mit (Toiii, dü&o «die Lohn- 
kontrakte und alle UehaltBkonti-akte abgeschlossen werden auf 
der i^tit des Qoldo-: lYim ist 80 iinabweEkdbar, dm dtb 
Land, wenn das letste Oold aus demselben berausgogangeo 
ist, doch Doch immer naeb Qolde rechiMn mim. Die Fnge 
ist nicht die, wie viel Kronen Sie in der Bajohehepk bibea, 
sondern die Fhige ist die: welche Omadlags haben Sie fBr 
das AbBcblieaaen ihrer Kontnkte, und wie arbeitet ihrs lo- 
dostrie nnd naoientlich aneh) wie arbeilet ihre Landwirt- 
schaft, meine Herren? Und wenn Sie fleissig sind, dam 
miiBs die Wähnmg sieh halten, und wenn Sie nicht fleiisig 
>iri.l. kann MC sich überhaupt nicht halten!** 
Goitlt'tu' W I li tt' ! 

Das l'rognamra der Deotsob») Bank war, den Notwendig-k»^!t<^n 
des Falles folp iid. «ehr eng gezogen; aber ch wurde sehr bnM r-nv. itert. 
Denneeseigte sich mit der fortachieitenden industriellen £atwickdan(f 
Doutschlaoda nnd mit dem Studium der ISkonomioGhen Bedingungen 
nnseres Vater landen, daaa wir in Bezug aal die Enlhmng unserer 
Bevölkerung auf das Ausland angewiesen sind, und daaa wir ent- 
weder Produkte exportieran mOaeen oder da» Menaoheo auaiuwanden 
haben, wenn ein Qleiofagewicht in unserer Yolkswlfteofaslt eängeballBn 
werden soll. Ferner brach sich die Erkenntnis B.iim, dass, je ent- 
wi« kt'ltrr .'ih»( \V. It wii t-i li,ift ist. je diclitor die Br/iehnngen. je 
mannigfaltiger die Veikcluhvveg\; werden, destn Bpoziaiis:fHP»r die 
AH)eitsnietho(len der V^'dker werden müssen, und dass es nur auf 
dem Wege einer friedliclien und freundwilligen Verständigung er- 
zielt wenlen kann, dass uUe Krftfte in der ▼orteilhaftesten Weise 
«u Gunsten der Volkswirtschaft als eines Ganzen anagenfltat werden 
können* Es war also aus dem Kampfinstnunent welches die 
Deutsche Bank suerst darstellte^ alsbald ein Instrument gewofden, 
welches Ton ihren intelligenten Leitern benutet wurde, um Deutsch* 
land einen Plati an der Sonne des Welthandelsmarktes zu erringen, 
einen Platz, welchen diesee Institut und andere, welche üun ge- 
folgt sind, bis jetzt mit ?Molg haben verteidi^vM Ivriimen, 

Eine 'I^t 0!im'lin;tximen, die vuii SieniiMis nt der Ver- 
folgung dieses Gedithkens ausgesproclien imt, und die limi eiu 
Lieblingsthema geworden ist^ das er auch in Phvatgeepr&chen oft 
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berührte, war, ^lass es für jeflo Volkswirtschaft, die mit dtMii Aus- 
laiid SU thuu habCf überhaupt für jede Volkswirtschaft, die nicht 
ein einziges geschlossenes Ganze bildet wie z. B. Russland oder die 
Vereinigten Staaten, notwendig und wichtig sei, einen starken Stock 
von auswftrtigen Wer^j^eren zu beaitaen, und awar sah er, wie 
er flberbaupt das Geld im Weeeutliehen als Maohtmittel betrachtete, 
in diesem Beaita fremder Wertpapiere in Deutschland cnnflchst: ein 
Mittel m Unterstützung der Bestrebungen des deutschen Kauf- 
nianns im Ausland, welche daranf gerichtet sind, d«r deutschen 
Industrie mr>glichst zahlreiche Aufträge zuzuführen. Denn es 
ist klar, »lass juiii:: t'titw icki-ltt! Länder nicht in dei Lage sind, 
alles (lasjeiii^'ti .^leicli zu bexaUleii, was sie für ihre Ent- 
wickelung gebrauchen, und das« dcijenige Kauimann am besten 
ausgerfistrt sein wird, und die meisten Aufträge bekommt, der 
gleich das Qeld in der Tasche mitbringt, um sich selbst zu be- 
lahlen) d. h. in der Lage ist, einen Vorschnas auf einen langen 
Termin su machen. 

Wenn man bedenkt, dass der deutsche Export ungsfBhr den 
Wert Yon 4 Milliarden sur Zeit erreicht hat, ist es einzusehen, 
wie wichtig dieser Orundsatz ist, und dabei ist zu erwägen, 
dass von all den ungeheuren Summen, welche im Laufe der 
letzten Jahrzehnte in aus^läm tische Untenithmuntren geflossen sind, 
ein pehr grosser Teil l)»'utschland riber!i;iu[.t uieuials vorhmsen 
hat. Eines sehr cliarakteristischcn Beispieles erinnere ich 
mich aus der Zelt der Unterbringung einer nordamerikanischen 
Eisenbahnanleihe, dio zum Teil an Krupp gezahlt wurde füi* die 
Schienen, die er dorthin geliefert hat. Das sind allerdings tempi 
passafi; aber wenn man eine Aufteilung machen würde, was z. B. 
für den Bau der anatoUschen Bahnen g^n Aktien^und Anleihen 
ausgegeben und in Deutschhind und Frankreich geblieben ist, so 
würde man nach memer Ansicht auf eine ungeheuer hohe Ziller 
kommen. 

Zweitens sah Dr. von Siemens in dem Besitz ausländischer 
Anleihen ein offentJicli-pulitischeH Machtiiiitl.L Er hat das im 
Reichstag öfter betont und t iklai*!. dri>s (h i puiitis<;he EinÜuss, 
den zweifellos Österreich aui Serbien ausübe, darin beruhe, 
dass Österi-eich der Gläubiger Serbiens und zwar in öffentlichen 
Anleihen sei. Man braucht gamioht darauf hinzuweisen, welchen 
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ungeheuren Choc seiaerseit Fürst Bismarck dem nisaaite i 
Stsatskredit zngefOgt hat, als er das deutache Kapital iiiisiilMiifti, 
Bich selBer nisaiacbeii F^pieie su antioaBeni, und irMm groMa 
Nutaen die itsHeniaohe VelkswiilBchaft you dieser Weadimi; dv 
deutschen Vorliebe m itslienisoben Werten gehabt hat 

Damit hingt, (IritteiiS) fosammen, dasa der Besitz anäandiscber 
Wertpapiere — ich folge hierin der Deduktion des Dr. von 
Siemens — ein ungeheures Hiltsraittel in Krise?) und im Kriege 
ist. Wir haben jetzt bedauerlicher Weise noch üinen Kn^ in 
Südafrika, welcher nacli den Aufstellungen der Engländer selb^ 
gegenw&rtig ungefähr 25 Millionen Mark per Woche towtet, and 
awar nnr auf der einen Seite; was die Buren an^geben, und 
sie es hemehmen, wiid iban neUeioht niemals erfohrsD« Diesea 
Summen gegenüber muss man bedenken» dass jener Krieg gefBhtt 
wird mit einer gans kleinen Armee von hOGhstens 200 000 Menadn 
auf der einen Seite und ich weiss nicht wie viel Personen anf 
der anderen Seite. Es ü . 1 sich sehr leicht einsehen, wa.s < «> eret ' 
kostiMi wird, wenn europäische Rieseiiarineen aufgestellt wenj'?n, 
die das Vielfache an Menschen und an Material in sich aufnehmen. j 
Dem gegenüber ist es klar, dass mit den paar Milliouen, deo 
120 Millionen Qold, die wir im Spandaoer T^irme haben, nidit 
über die eisten drei Tsge eines Feldaugea hinwegsukommen sein wiidi 
und diese 120 HUlionen ebenso gut nicht dort au sein bnochlea. 

Wenn nun ein sdcfaer europäischer Krieg ansbiflciie» so wünto | 
Über knra oder )sng, falls die deutsolie Nationalwirieehaft sieht n 
stark geschwächt werden soll, ein Appell an das Ausland notwendig | 
werden. Seihst (his reiche England hat in (iiesem kleinen Krieg 
sich an die Verei muten St.'uiten wenden mfls-^en und tix)t£dem nicht 

I 

verhüten können, dass dm Uauptstaatspapier, der GoahenoonsoL 
einen unerhört tiefen Stand erreicht hat. Wenn es nun so kommt - 



dass gttade die Hauptgeldweltmürfcte dem kriegführenden asd 
geidbedüiftigen Lande feindliofa sind, so ist tum minderten die 
Aufnahme der notwendigen Mittel sehr ecaehwert und wahrschsinliGk 
nur unter sehr drückenden Bedingungen durohauführen und dadai^ 

kommt daK geldsnchende Land leicht in wirteohafUiche Abhängigkeit 

vom Auslande. Anders, weti:i iii.in einen gniss^'u Stock ausländischer 
Wertpajiiere besitzt, welche einen internationalen Markt haben, und 
die mau jederzeit mit grösserem oder geringerem Ycarluat — <i»nd 
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kommt es zu Zeiten Boloher Kriiieii nkht an — venreiten und 
80 das notwendiffe Metall an sich ziehen kann. 

Der mrte G-nind, weshalb Dr. Ton Siemens ganz besonderen 
Wert anf mnen starken Besitz Deutschlands in ansUadischen 

"Wertpapieren legte, war, dass sie notwenclipr Beien zur Aufrecht- 
erhaltuiig der Währung; iirul der Zaal u ugsbilanz. Die 
Eiitwickflung der meisten freniden Länder, an die man Anleihen 
giebt, fülirt gew'ilinlifli dahin, da^?s sie nach und nucli selHstständig 
werden, und es kann passieren und es ist popsiert, dass rlie.so iJinder 
nielit blos die notwendigen Nahrungsmittel nacli Deutscliland oder 
in das Auslsnd exportieren, sondern dass sie eine eigene Industrie 
in einem Umfange entwickeln, so dass die Zahlung für die gelieferten 
Kahrungsmittel nidit mehr durch Industiieerzeugnisae erfolgen 
kann, weil das betreffende Land eben nicht mehr absorbiert, sondern 
selbst produziert 

Diesen Weg sind schon viele Lftader gegangen. Seit einigen 
Jaiir» ii sind day Ilauptlieispiel die Vereinigten Staaten von Nonianierika», 
\v»'U;he dt«' iin^ehf»ure Snnun»' vmi ungefahi- einer Müliarrle DoUare 
ji»'r J.dii' ddor einei Siminie, dif ^leieb ist der ^-an/cii fränkischen 
Kriegsontschätiignng des Jahres 1671 jier saldo von dem Ausland 
zu fordern und diese Summe auch von dem Ausland regelmässig 
bisher bekommen luüben, und zwar so, dass weder die deutsche 
noob irgend eine andere enropAisoha' Qeidwirtsohaft dadurch emst- 
haft derangiert worden w8ie, und zwar nur auf Grund des starken 
enropftischen Besitzes von amerikanisohen F^pieran. Der Circulus, 
den diese Papiere gemacht - haben, ist sehr interessant fQr die 
ScSifttznng, die man überhaupt anlegen muss bei der Fragen ob 
fremdländische Wertpapiere für eine nationale Wirtschaft von Wert 
sind, Dio ainerikanibülien Tajjiere sind allt: erwoihen zu rinor Zeit, 
alb die amerikanische Wirtschaft m teurem Zins und m niedrigen 
Kursen Geld im Ausland aufnalim, und sie sind zurückgeflossen 
und fliessen noch zurück zu einer Zeit, wo infolge des gesunkenen 
ZinsfusRes in den Vereinigten Staaten auseerordentlich hohe Werte 
für diese amerikanisch-nationalen Papiere angelegt werden können. 

Dr. von Siemens hat die eben entwickelte Theorie am 
8. Febniar 1899 im Reichstag in folgende Worte gekleidet: 

„Der Besitz an ausllndiscben Anldhen ist fOr uns von 
allerhöchstem Werte. 

84 
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Br ist TOD groMom Wert war Aulredit^haltmig OBsenr 
WAhnmg. In all dttt groBsea {Skmomisoben Bewtegangeo, die 
vor dch gehfln, brüiolieo Sie gewiaee FteUkSeaeD. Wir babeo 
jedes Jahr für die Bniihning anaeraa Volkes anangebea: 
300 MiUiooea für Getreide, ao und ao viel fOr Tieh. All 
das kflniife unaere Landwirtsohaft Tielleieht letsten; aber ne 
ist meines Dafürhaltens technisch noch so unendlich znnick, 
dass sie voll den B^wlürfniss. n nicht entspricht — Ja, i<^h 
bin aut-li Landwirt, sclion soit 40 .Liliivii. — In 'li'-seui 
Wechsel der Oelilbewegnng, der »ins unter ümstäiiden zwingen 
kann, viel <^d an das Ausland zu remittiereii, brauchen vir 
ein Frellkissen. Wir müssdn nimlich gegenwärtig das» via 
unaere BerOikeruog an Nahraoganoitteln gebranoiit und onaere 
Landwirtacliaft nioht aeibat produaieEt oder ▼erdisnt, fm. 
Ausland kaufen ; unaere Industrie mnss durah dss Odd, m 
sie an ihrem Bbcport verdient, uns die OeUtmittal liefen, 
welche wir aum Ankauf der fehlenden Nahrungamittel ge- 
tbrauchcu. 

Wenn nun unser IvKpoit nus iaaei-en Gründen voniber- 
gcliend zurückgeht oder <lur( h irgendwelche ^läiizendf» Handels- 
vertrilge, wie wir ja der-eu zu erwarten haben mlh-'n naf^h 
den Versicherungeu der recliten Seite des Hauses, Jninsthch 
auf einige Zeit nuüokgeeohraubt wird, nun, dann brauchoi 
wir alle dieee Werte zur Auireohteriiaitaag unserer Wihreag 
und unaerea ZiQSfuases. 

Deshalb muas jedes I^md, wekjhea eine aterke BevOlkenuig 
hat, mit absolutar Notwendigkeit einen groesen SloGk von 
fremden EfBakten beeitien.** 

Dieee Theorie ist 8«ihr viel angegriifm worden; noch in der 

nllorl« tztcii Zeit hat sich ein luatiger Federkrieg- zwischen Dr. 
von SirmenH und einem ihm lange nicht i^owarhsoiicn rublixisten 
oritspuüueii, und Dr. von Siemens hut über dio Frai;e, ob die 
deutsche Nationalwirtschaft unter Umständen auch an soiehen fremden 
Wertpapieren Verluste erlitten habe, und wie sich dieselbe etwa 
som Oeeamtnutaen ausdrückten, am 7. Juni IdOO im Beiofastag 
gesagt: 

„Nun hat man oft die Klage erhoben, daas bei diesen 
fremden Anleihen auch Verluate eingetreten saien. Die Thafr- 
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saolie iit nnbeetreitbar. Aber icli glaube mit einer gewiMen 
Saohkeaatnis behBiipten tu kdimen, daas diflse Veriusto 
draifach und Tierboh durob entaprechende Gewinne Qber- 
^v^ogeii sind. Und wenn Sie die C^eeamtbilans nneef^r Nation 

bezüglich der Geschäfte dieses Clmi-akters zieben, so werden 
Sie finden, »lass diese Rilaii/. eine grosse Stütze zu Gunsten 
unseres Nationalwohlstamlos aiitweiöt." 

Eis ist klar, dass bei di»^ser Gesamtbilanz auch der that- 
aAohlioh nicht zu berechnondo Nutzen in Rechnung gezogen werden 
inuss, den die deutsche Industrie von den ihr dabei vermittelten 
Beetellnngen gehabt hat. 

Die Theorie, welche Sorte oder Art von auatindisohen Wert- 
papieren geeignet sei, ohne erhebliche Geffthrdnng der National- 
wirtaobaft in Deatechland eUigefOhrt au werden, wac bei Dr. 
von SSemens die, dasa ee yeratSndig sei, Geld an daa Auslaad sn 
gel>en für werbende Unternehmungen und in solchen FÜlen, wo 
die Kultur, der Boden, das Klima des betreffenden Landejs «'ine 
gedeihliche Ent\vi< k, Iung voiiuioäk;heii lieisseii. üud das ist auch 
die allgeinoin ^Mltiixe und zu befolgende Theorie, Es ist klar, dass 
man dann sehr viel grössere Chancen hat, sein Kapital und seine 
Zinsen sicher geetalit sn sehen, wenn man es nach diesen Kriterien 
ansleiht, als wenn man es an anegepunpte. Lftnder sur Besahlung 
alter Schulden etwa hingeben vollte. 

Zu diesen werbenden Unternehmungen zählte Dr. von Siemena 
natflrüch ▼omehmlich die Yerkehra-Untemehmungen und unter 
diesen besonders wieder die Eisenbahnen. Es ist bekannt, dass 
Ihm die Bekanntschaft des deutschen Publikums mit verschiedenen 
grossen amerikanischen Bahnsyst' inen zu verdaiikcu ist, und dass 
alle die vei schiedenen Engagementt? mit diesen Systemen inzwischen 
mit grossem Nutzen für den deutschen Nationaiwohlstnnd abge- 
wickelt worden sind. Das Letztere ist nicht etwa ein Zufall, 
sondern ich glaube, dass das eine Folge der richtigen Erkeuntnis 
ist, daas fflr Deutschland auf jener Seite nicht mehr derjenige 
Nutzen gefunden werden kann, der m anderen Lftndem jedenfalls 
erreicht iretden kann» 

Wenn man sich die Lage von Konstantinopel ansieht, so 
wird man finden, dass es in der ganzen Welt keinen Hafen giebt, 
welcher glAnzender aitulert ist, und keinen, der in Bezug auf sein 

84* 
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HinterlaDd fthnlicher dem grooea amerifcuniaBhftn Halen 'Sewyvk 
ist, als gerade EonstantiiiopeL Und zn dosdben Zeit, da aidi da 
deutsche Kapital nnter der Ftlhning des Dr. von ffiemens und 

seiner Kollegeu uielu- von den amerikanischen AnlaL^'^ti a'-j- 
wandte, wurde es den Weg nach dem Orient pefüliit. nr. i die 
deutsche Bank auf die Initiative des Dr. von Siemens eroberte für 
den deutscUen Handel zunächst die erste und die einzige besteiieode 
Zufahrtschienenstrasse, die orientalische Bahn, um nach mancher 
schwierigen Verfaandlimg jene Stichbahn in das Innere Kleinasifas 
▼OTSustossen, -welche jetzt znr Stanunlime eines sehr grossea 
Systems nach and nach ausgebaut werden soll, 

Es ist eigentOmlldi, daas diesea Kleinasien und Mesopotamien, 
welches im Mittelalter beinahe das Hauptgebiet deutschen Handels 
gewesen ist-, nahezu alle diejoiiigeii Staudardprodukte hervorzubringen 
in der Lage ist, hinsichtlich derer die europäische Wirtsciiaft ketite 
noch von den Vereinigten Staaten von Nordamerika abhängig ist 
Es ist bekannt, dass in alten Zeiten dort nicht nur Petroienm 
gefunden worden ist, sondern dass fiberiiaupt alle subtropiflcbeo, 
in den Vereinigten Staaten vorkommenden Produkte dort mit 
Erfolg erzengt werden kOnnen; ganz besonders ist es nicht ob* 
wahrscheinlich, dass sich Baumwolle in grossen Quantitilen nad 
SU billigen Preisen wird anbanen lassen. Es ist deshalb akiit 
ausgesclilossen, dass diese Diversion deutschen Kapitals nach dem 
Osten ein wirksames ( leirengewicht gegen dasjeniire wef lei^ k.*nn. 
\va« man ht^ite die ,,anierikanische Gefahr*' nennt, indem für .lie 
deutsche Industrie neue Gebiete erschlossen und hol den Bewohnen 
Bedürfnisse erregt werden, wel<^e sie für deutsciie Erzeugnisse 
konsumlustig machen. Dann werden es dieee Lftnder ermdglichsD, 
denjenigen Gerealienbedar^ den Deutschland notwendig Tom Auskuid 
beziehen muss, durch Erzeugnisse der deutschen Indostrie la 
bezahlen und dadurch die Gefahr abzuwenden oder auf das geriagats 
Mass znriickznflihren, die dann droht, wenn man einem wirtscfaift' 
licli übennäclitiu L'-ewordenen Lande bedeutende Summen schuldig 
wird, di»' man nur l>e/ahlr'n kann eiitwaler in haarem GeM." M^t 
indem man eigene Anleiiien in jenes liond hiuüberschickt, wie üäs 
ja in den letzten Jahren schon vorgekommen ist 

Dieselbe Soige für einen Auslass unserer nationalen Kiifte 
und die Erweiterung unserer Absatsgebiete hat Dr. von Skneas 
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«noh za einem warmen AnhSnger der Eoloniftipolitlk gemacht im 
Oegmats zn * einer Anahl seiner politieohen Freunde» die sieh 
dnrchaas ablehnend ▼efhalten haben. Er hat unter dem 14. Febmar 

vorigen Jahres gesagt: 

„Das, was wir tliiin küniion, ist daps wir der Nation Wege 
für die Ver\vertnn£f ihrer Obedlüööi^n Kräfte zoi^oii und vor- 
beieiteu. Unsere Hunderte oder wenige Hundeil« von Milli- 
onen — es wird von dem vereinigten deutschen Bankkapital* 
gesprochen — kommen nioht in Betracht gegenüber den 
Hilitarden dee NationalvermOgena, sowie gegenüber der GrOese 
der Aufgaben, um die ee sich bandelt^ wenn neue Richtungen 
eingeschlagen werden aollen. Wenn wir den Gedanken der 
Oentrelbahn jetzt nicht weiter verfolgt liaben, so hat es darsn 
gelegoiu 'liuss das Fortsclireiteii der englischen Bahn die Aus- 
sicht auf aug('nl)Ii('kliche lieutabilität gppohw.lcht hatte, und 
doss dif» Vüiliebe der Nation sich anderen uidu.strielieu Ge- 
bieten zugewendet hatte. Dass aber diese Bahn, welclie zu- 
gleich eine politische und wirtschaftliche Notwendigkeit ist, 
gebaut werden wird, davon bin ich absolut überzeugt, so gut 
wie die Rhodessche Gentralbahn vom Süden Afrikas nach 
dem Norden gebaut wird. Meine Herren, die Bahn wird ge- 
bant werden. Vor 60 Jahren haben alle Leipziger Philister 
erklärt, dass eine Balm von Leipzig nach Dresden nicht 
mßglioh sei, und liento erklären andeio Philister, ditös diese 
S«iche nicht geniaelit wenhMi könnte. Dif^so Dinge %vei(leu 
alle gemacht werden, und ebenso sieher wird die Zuganga- 
verbindung zu dieser Bahn hergestellt werden in der Form 
nnserer Centrslbahn.** 

Der hierin ausgedrückte Gedanke ist auch anderen Untere 
nehmnngen kolonialen Chsiakters beständig zu Gute gekommen und 
hat die Beziehungen, die 0r. von Siemens zu dem Ausland hatte, 
nach mehrfaeber Hiehtung hin erweitert 

Durch die Tliätip^keit des Dr. von Siemens und :>einer F'i-eunde 
sind der deutschen Geldwirtscliafl mannigfache neue Wege gewiesen 
worden, und et« ist zum ersten Mal mit grossem Erfolp^ verBueht 
worden, den deutschen Kapitalisten zu interessieren au sehr grossen, 
weit ausschauenden, vernünftig gestalteten Untomehmunpren im Aus- 
land und unter der Verantwortung der Banken auch das deutsche 
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Sparkapital zu orgaiÜHieren, um diese grossen uud für den kleineo 
JEapitaliaten nicht erreichbaren and nicht zweckmässigeii Dinge durch- 
zoführen. £s ist ein grosser Stock von Kriegsmaterial, wie Dr. 
Ton Siemens die fremden Anleihen beseiohnete, angeschafft woiden, 
ond es wurde nach und naoh eine Organisation des Bankwesens 
in Dentschland geschaffen, die es in die ICDgliefakeit Tersetst habeo 
würde, als volibereohtigter Konknrrent mit Puis und London auf 
dem Weltmarkte m herrschen. Leider hat eine kleinliche und in 
ibron Motiven nicht ^anz verständliche Gesetzgeb untr, die siHi auch, 
vielloiclit umvisscntlich, nicht gesülieut hat, f^ehr nio-lrigr- nif^ii-k;l!- 
üclie Leidenschaften in ihren Dienst zu ziehen, die Aussicht für 
I>eutschland, diesen Platz unbestritten einzunehmen, mindestens 
um sine Beihis von Jahren Tsisohoben. 

Die O^Uir, die in dieser Geeetagebung leg, hat Dr. von Siemsaa 
in seiner massroUen Weise, die hanptslohlich eine Qadle ssines 
Brifolgs auch hei seinen politischen Gegnern war, Öfters gesdcbBeL 
Er hat am 7. Juni 1900 gesagt : 

Meine llorieu, SO kann ich also auch heute wieder sprechen 
und kuüu Ihnen auch heute saj^en, dass die Börse an sich trotz 
aller Abgaben, die Sie ihr auferlegen, nicht Tuitergehen wiiiL 
Die R^rse ist ein unentbehrliches Institut, weil sie die Be- 
friedigung der notwendigsten Lebensbedürfnisse erleichtat. 
Sie werden, meine Herrn, die Börse nicht abschalÜBn, sofauigs 
Sie Getreide Terkaofen wollen ; Sie werden sie nicht abschsfliBa, 
solsnge Sie Ealfee und Thee trinken, sdange Sie aich in bann- 
wollene und wollene Sachen Udden und dafOr das Audsnd 
zu bezahlen haben. Sie können nur eine Konsequenz erzielen, 
und diese Konsequenz ist nieht un\vahr^:cheinlicli : Sie können 
die Börse /u einem provinziellen Institut niiichen, Sie kennen 
ein Machtuiittei schwächen, welches, geschickt gebmueht, in 
wirtschaftlicher und in politischer Besiehong dem L^nde die 
grOesten Dienste leisten kann/' 
Diesen Worten braucht man nichts hinsususetsen. 
Die Seite der ThMdgiceit des Herrn Dr. von Siemens, wekhs 
ich hier gesdiildert habe, ist natfirlich nur ein Ansscfanüt sob 
■einem ungeheuer reichen Leben, welches beinahe alle Gebisis des 
nationalen Wirtsclmftslebens umfasat hiit, unrl es i.st nicht anru- 
nehmen, das» all diese Dinge von ihm hätten durchgefühlt weideD 
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können, wenn nicht Dr. von Sii iiiouö — in seinem Wiikoii von 
einer Zeit nationalen Aufscliwimges getraprn — unter seinen K()llt»£::en 
liervoiragende Mitarbeiter gefunden hÄtte, die Reine EigenscJiaften 
auf das glflcklichste ergänKteUf diej^ge Technik beiien-Bcliten, die 
ilmi nach seioer fkaekung lernUig, und die mit ilun, Treue nut 
Trene vefgeltend, in guten und bOeen Tagen die gemeinaaiiien X&it- 
BohUaae zur trirksamen DurohfOhrung bringen halfen. Jene unbe- 
dingte Harmonie and Solidarität in aeinem Kollegium, die er ateta 
«of daa Inaaerate pflegte, ist einea seiner groeeen Verdienata 

Persönlich war er fflr seinen Bemf auf das glänzendste aus- 
gerüstet. Jurist und Kuiitinann zugleich, mit einem ausserordent- 
lichen Hlick fflr das Ei leichbiAre, ein Verächter augenblicklicher 
Torteile und mensclilieher Eitelkeit, aber von zäher Ki*aft und uner- 
müdlicher Leistung, drang er in das Wesen der Probleme, die ihm 
▼(Mrlagen, ein und wuaate stets mit sicherer Hand das Bei Werk 
und das Ephemere TOn dem Wesentlichen und Bleibenden 
SU aoheiden. Von groaaer Qerechtigkoitaliebe und Milde, verataud 
er aooh ateta die Stellung aeiner geachiftliGhen Gegner. Seine 
groeae Beleeenheit machte ihn flberall au Hanse, und dem Auelftnder 
war er gerade darum qmpatiach und zugänglich, weil jeder in der 
univeraeUen Bildung und koamopolitiaohen Erfahrung des Dr. 
von Siemens einen Hauch seiner eigenen h' iniut liehen Auffassung 
zu finden glaubte. Durch und durcli ein warmer deutscher Patii<'t, 
hat er seine Erfnl^^.' weniger der Be&ieguug tles Auslainh's und 
seiner ausländischen Konkurrenten als weisen vorsichtig von ihm 
angebahnten Allianaen mit den fremden Oeidmfichten zu verdanken. 

Seine AufTaaanng aeines Berufes war eine ungewöhnlich hohe, 
und sein Wesen war der Begeisterung Oberaus sugftngig. Vom 
Beruf dea Bankiera bat er aehr chaiakteriatisch am 14. Februar 
1900 geäfft: 

,^ch stehe auf dem Standpunkt, den Herr Bebel bezeichnet 
hat ala den Standpunkt eines Gymnasiasten und eines Quar» 

taners. Und ich bin stolz darauf, da^s ich mein ganzes Ijeben 
lanjsr auf diesem StandjHn>ki gestiuideii habe, und ich glaube, dass 
ich die Erfolge, die ieli vielleicht in ineiaem Leben errungen 
habe, der Thatsache zu verdanken lial e, dass ich auf die^;t'ju 
quartaner- und gymnasiastenhaiten Standpunkt stand, auf dem 
naiven Standpunkt desjenigen, der aich eben begeistern ISsst 
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für groi^so Dinge, und der nicht immer auf den augenblick- 
lichen Nutzen sieht." 
In derselben Rede heisst es: 

,,Was sind denn die sogenannten Banken ? Wir stebea 
nicht auf dem Standpunkte, den die konaervaliTe Partei um 
zuweist, dasB wir kleine Etfektenhtedler oder BGreenjobber 
vflien; wir haben den Standpunkt ffir uns immer In Ansprach 
genommen und wir nehmen ihn weiter in Ansprudi, daet 
■wir eine Art Ffihrer des Unternehmuug^eistes der Nation 
sein wollen." 

Und in einem Buch, welches im vorigen .lalue erekhii i.»':, i^i 
und die Aussprüche vieler her\'orragender Deutscher entiiält, ist 
ein kühner Ausspruch enthalten, der vieiieicht in gewisser Weiss 
stark YOigreift, aber doch eine Idee TOn den weit anssdiaiiendeft 
QedAnken dieses ausserordentlichen Hisnnee giebt; er sagt da, vom 
swBOzigstea Jabrhimdert sprechend: 

^Aber auch die Auselnaaderselaung swiscfaen den Ter* 
schiedenen Kationen wird sich sukünftig um andere Ziele 
drehen wie bisher. Die Kämpfe des nächsten Jahi hunderte 
werden daher weniger mit S^bel und Gewehr a!« mit 
induBtrieüen und kommer/.ielleii Waffen anscrcfnchten werueo, 
und die Füiiruag wird seltener bei Diplomaten und Gene- 
ralitAt, dafür um so häufiger bei den grossen Capitai- 
Associationen liegen. Dorthin werden die liationen ihre besten 
Mftnner au stellen haben, wenn sie ecftdgraiob fechten wollea.^ 
Einen der bestsn Mftnner, die an dieeem Posten stendea, 
haben ww verloren. Sein Yeriust ist für Deutschland um so 
schmerzlicher, als wir in einer Periode schwerer innerer, wirt- 
ßcOuti licher Kä!u|>io uns befinden, die daraiu liituuiislaiLfcn, dem 
mobilen Kapital, dem Knegsiuatenal der Nation, die Weare zu ver- 
legen und den Auslass für unsere überschüssigen nationaleo Kräiie, 
den Exporthandel, durch Zoll- und Tarükämpfe auf das alier- 
sdhlimmste su sohMigen. In diesem Siampf, in dem Ausgleich 
der FSrteden werden wir Dr. von l^enaens auf das allsr- 
flchmendichste vennissea und ihn nicht ersetm können. Seis 
Y^ust ist deshalb, wie ich im Eingange bereits gsssgt habe, ea 
nationaler. 

Für die Iiiteruaüonale Vereinigung ftti' vergleichende Kechto» 



Digitized by Google 



— 1337 — 

Wissenschaft und Volkswirtschaftslehre bedeutete aber der Name 
von Siemens g^eradezn ein Programm. Denn ohne die weit aus- 
scliaueudüu rnteniehmungen, r.hne die Verraittelung, die er uns 
DeTitBchen in unseren Beziehungen zum Welthandel gegeben hat, 
iräre es niemals möglich gewesen, eine deutsche Gesellschaft für 
Tcrgleiohende BeohtswisaeiiBohaft und VolkwlrtsohaftBlehre auf die 
FÜ886 la Btelleii, weil ee sn der Zeit, als Dr. von SiemoDB in 
das 'Wirtaohaltsleben tiat, solche deatadt-iDtenialaoinlen Fragen 
flberlianpt nicht gab. Deshalb beUagt unsere VereiniguDg in 
Dr. TOn Siemens nicht nur ihr kngjahriges Mitglied und ihren 
Schatzmeister, nicht nur einen der geistreichsten Vortragenden, 
die sie je gehabt hat, sondern für sie bedeutet das Versehenden 
dieses Mannes auch das Aufhören einer stetigen Quelle der An- 
regung und Befruchtung unserer Ziele. 

Wir werden alle, auch dit^ wir Dr. von Siemens nicht freund- 
schaftiich zugethan oder dankbarlich verbunden sind, sein leuchtendes 
Andenken wann in Ehren halten. 



Digrtized by Google 



I 



I 



Ai|)iiabetisobes Mitglieder- Yerzeictmi&^) 

verstand: 

Dr. Felix Mever, KiDimcigwiahlanl;» Sntw VonHMDder, Bariin W., IJt»nr- 

Ufpr 32. 

PMiI vod libeinbabou, Ooheimer Oberregieruo^ratj vortragender Rat beim 
Staatumiiwteriiiiii« Zweiter YorritieiHivr, Bwiin, Sc^doebeiifer-Ufer IS. 

JolUUiDes Pi'trrs. Minist«'r:a!(1iTi'kt<ir im Mini^tnriuta des lonotil, DlittaT 
VorsjtÄeuiier, liüiUn. Kurfumtendainni 212. 

Heinrich Dove, LAudgerichtsrat a. D., Byadikus der Ältesten der Berliner 
Kaufmannschaft, Bibliothekar, Berao, Friedrich- Wilhelmstrasse 10. 

Dr. jur. et pbil Frifclrirh Ziihn, R-^gierung^rat, Mitglied des Kaiserl. Sta- 
tistischen Amtoe, Erster bchriftführer, herlin, KAlokreotästrasse 

Dr. Hugo Nmunann, Reditaanwtlt am EanimexKerioht, Zweiter BohriftfShm^ 
Berlin, Potsdamerstra^äse 118. 

Artbur Owinnor, Direktor der DeatBohea Bank, ScfaalsmeiBter,*) Beiün, 
Bauchälraitfc« 1. 



Walter Abel, Bittergutsbeaitser auf Alt-Sührkow bei TMer&w. 

Dr. Michael von Abnuohkewitadh, OMiehtsaasanor, Privatdoaeat der Beobtaf 

Odessa. 

Aly Abou-£l-Fotuuh, Substitut des Geoeral[)rükurators b. Apellationsgencbt»- 

hofe, Gairo« Rae Obeik Abd-Allah 16. 
Dr. Henry C. Adams, Profeaaor der Staatswiasenacbaften, Ado Aibor, 

( Michisran. K. JS. A ). 
Robert Aüeissou, Königlich Griechischer General-Kuüüul, lieiUu, Kurfüiäteü- 
damm 10. 

Dr. Oeoig Adl' r. nii'^^^prordentUober Profeaaor der StaatswiaeanBohAfteo, Säel, 

Düsternbrook 4ü. 

Dr. Frieditoh Zafar Aflolter, aneserordentiidin' FnleaeoEr der Beobts» 
Heidelberg. 

Dr. Ramon Montesimo» Aguero, Advokat, Baiquisimento (Lara, Veoeanela). 
Leo Ahsbahs, Referendar, Kiel^ UerhardstraHse 87. 
Edgar Albrewt, Genf, BoaleTard James 2. 

Dr. Hugo Alexander-Katz. Justizrat, Rechtaanwalt und Notar, Beginnuigi* 

rat a. 1)., Berlin, Mohronstrasse 7. 
Dr. Paul Alexander-Katz, Rechtsauwalt, Privatdozent der Rechte an der 

Königlich Tochni.sch ri llijchschule, Borliu, Leipzigerstrasse 39. 
VasUij Nikiforovic Ale.xaudrenio, Professor der Rechte, Waracbaa, Manal* 

kowükajahtraääe 7B. 



*) Die mit einem Stern versehenen Mitglieder und korreepoodiereode. 

') GeHs. [iduii;2;t'n ??ind zu rirlitori an tli«' G(>>cli;ift.s>tr-Ile : Deutsche 
Bank, Sekretariat zu Händen des Herrn Strauäs, Berlin, Behreustiisse b— 1^ 
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William Allen, Dozeot der StaatswisfieusoiiAfteD, Chicago, Monroe Avemie 574i. 
JaoMS Barr Arnes, ProfeflBor der Beohte, Gftnibridge (Ifassaohtisetts) Huv 

vard, riii\i?rsity. 

A. Amsohlf Uberlandesgeriulitsrat, k. k. Staatsanwalt, Graz, Xiosterwie^gaase 27. 
Dr. Demotrioe A. Armrfc^tm, Beohlnuiwalt, Atben, NioodemontnuBBe 2. 

Dr. Fritz Andre, ordentIi( Ii»'r Piofesssor der Reohta, HarlMlIg. 

Dr. Giuseppe An'jatdo, <iemi.i. Via Seurreria 5/(). 

Oswiu Alltun, Kaist'ilirli deulsuhtT Küusul, Kairo, Sharia el Alaghrabi 17. 
Dr. Max .A|)t, <i( ri< ht.sassessor, stellvertretender Syndikus der EorpoiatioD 

der Berliner Kaufmannscliaft^ Berlin, Ma^'Jelmrjzorstrasae 33. 
Felix Pto de Aramboru y Zuioaga, Proiefvor der Keclite, Hektor der Uni- 

Tonrit&t Oviedo (Spanien). 
Dragoljub Arandjelowitsch, Belgrad, z. Z. GhfeilottoobQVg, Sohltttetstr. 8 II r. 
Dr. Jobannes Aiavantinos, Advokat, Athen. 
Dr. Carlo Arno, Advokat, Professor der Beohte, Modena. 
liMoidaa Palares Arteta, Ifiiueter dee Äoaeerea der Republik Sooador, 

Exci>!l(Mi/.. Quito (Ecuador). 
Dr. jur. et pbil. Paul Felix Aeofaiott, Laudgeriobtsrat, Berlin, Hohensollern- 

Btrasse 19. 

Philipp A. Ashworth, Barriater at Law, Ixindon, 7. COivdea Plaoe Batoa 

Square. 

Dr. jur. I. M. t. Asser, Staatsrat, Haag. 

Dr. Arnold Awamann, OerwhtBHiiominT, Ladeosdieid (Westfalen) a.Z. Priedenao, 

Begasstrasse 1. 
Dr jur. et phil. Adolf Astr5m, Dozent der Rechte, Lund. 
Adolf von Auer, Beicfasrat, königlicher Justizrat, München, Herrenstrasse 13. 
0. P. Aoalin, Chef dee Statktischeo Boreaus, Washington. 
Frederic Autran, Advokat, Marseille, nie de TOrnieau 2. 
Dr. Gumersindo de Azcnrate y MeoendeZf Mitglied der Königlich Spaoisohea 

Akademie, Madrid, Ajiala 7. 



B. 

Dr. Otto Badstübncr. T.aii«lri-'litr], Mi'.M'rit?: (Posen). 
Dr. Adolf Bäck, Hof- und Uerichtsadvokat, AVieu, l'e»taloÄiigas,se 3. 
Dr. £. de Baeti, ordentbcber Professor der Reohte, Gent (Belgien). 
Btmoo E. Baldwin, Richter am höchsten CJeriohtshof in Connecticut, ProfeflSOr 

d^r Rechte au der Yale Univr rsität, New Raven (ü. 8. A-), 
Dr. Mauuul Ballesterob, Advokat, i>autiago de Chile. 
Albert Ballin« Oeneraldirektor der Hamburg- Amerika-Iioie, Hambtug. 
Dr. Ludwip: von Bar, Oeb. Joatizrat» ordentlicher Pzofeesor der Beohte, 

Göttingen. 

Dr. Konstantin A. Basflin, Advokat, Athen, AzistideeatraBae 8. 

Dr. Lothar Otto Bassengt-. Kaiserlicher Regierongsrat, Kolonie Grunewald 

bei Berlin, Caspar Tlieysstra-sse 6. 
Michael von Batta, AI?incz (Ungai-n). 

He. Dnfoblauoht Dr. Prinz Franz Joeef von Battenbei^f, Dannstadt 

Dr. Ferdinand Baunigarten, Advokat, Budaiicst. \;iL^yknnii)a-ut< /a 18. 

Dr. J. Baunigarteo, Sektionsrat i. Jostizniinisterium, Piivatdozent, Budapest, * 

Elisabetharing 41. 
Eugen Baumgartner, 8tra.«<sburg i. E., Orangeriering 18b 
Dr. Giovanni Baviera, Palermo, Via Lincoln 56. 
Ladovic Heauchet, Profetisor d. Reohte, Nanoy, rue de )a Havmelle 7. 
Dr. August Ritter von Beehmann, BeiohBrati Geheimer Jostisrat, Mitglied 

der Königl. Akademie d. wisseoscbafteo, ordentlieber Profeeor der - 

Beohte, Mhoohen, Barerstrasse 52. 
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Aognst Becker. Vorsitzender <! HmbeDvorstaDdes der OewarkMbsft Oenanl 

BluMienHml. IMiFSflii 1 1. II Jan d Strasse IM. 
Curt Beelitz, Amt»itclitt;r a. !>., Kitte rgutf>kebit£ür a. Garden b. Greifenbageo. 
Dr. Edawd Bignelia, Profeseor d«r Becbte, Neadittel, SqUom Pomm . 
Dr. Budolf Beguin, Advokat, Yoorburg beim Haag. 
*Dt. J. Fr. Behieod, onieoüiober Frofeasor der Rechte, Bakbag&ndiasnX, 

Leipzig. 

*I>r. Imnmuuel Bekkw, 0«heimet Bat, ordenttiober ProlaBtDr d«r Reckte, 

II"iii<-Itit'r;r. 

Dr. Eruiit litjiiijg, urdentiicher Prof«ssisor <it r I'c. htL\ G*efit»eu, Gr. Steioweig 21. 

Wladimir v. Beuoschewitsch. St. Petersburg, Ligowskaja 8. 

Bndolf von Bennigsen, K;u>v'ilirh deataoher GoQvwniaar, Hariie t tolitte, 

Dr. lilDrico Beusa, Advokat, ordeutlieher Froiessor der Hedite, Genna, Via 

Sin Bernardo 19. 
Albert Bereut, Rechtsaimalt, Rt'rllu, Königsti-asse 55. 
Paul Berg, Obergeriohtsanuiilt, Cltristiania, Elisen ber^rviMen 14. 
Dr. Karl Bergbobni, oixiijutliuher Profesbor der Rechte, Buuii a^Bh., Giüukt^tr.S. 
Dr. Frtni Beifhoff^Ising, Protaor der StntawiMenaohafteB, Darmtedt, 

Steinstrasse 15. 

Dr. Freiherr Hans M«^rmann von Botlop^i^h . Staataminister, fixoeUeBi^ 

Kloütergut Seebach bei Grus.seugottern. 
Dr. Knod Beran, Hilfsarbeiter im Finaoamioiaterioin, KopenbageD. 
*Dr. Franz Brrnhöft, ordentUdier Prolaaaor dur Baobtei, Boatock» Fnadndi- 

Franzstrasse 35. 
Ferdinand yod BemoUk, Budapeet XU. VöTfiavari üt 105. 
Dr. Wilhelm Bernstein, Rechtsanwalt, Berlin, Dorotheenatnaae 63. 
Dr. H. Betz, Kai^erl. Dolmetsrhri, Hankau (China). 

Dr. Wilhelm Beumer, Generalsekretär des Vereins zur Wahrung gemem- 
samer wirisehaftlioher Intereaaen in .Bhebland und Weatfidea, 

Dü8.seldorf, Schumanustrasse 4. 
Dr. Clovis- Bovilaqua, Professor der B^»chtp. Rwife. Rna nova 14 (Hnv^iüen). 

Bieruiann, isLaiserliuh deutscher Konsul, Prätona (Südafrikanische Republik). 
Dr. Jobaaiiaa Biermaan, ordenUieher Profeaaor der Beohte, Oieaaen. 

Dr. J. van Biervliet, ordentlicher Professor der Rechte, Löwen (Belgiaa). 

Dr. .Tnfius Binder, aus.seroi-dentlicher Professor der Rechte, Rostock. 

Di. A. Bingner, Senatsprüsidout des Reichsgerichts, Wirklicher Geheiniei 

Rat, Ex(;ellenz, Luipsig, Bethovenstrasse 12. 
Dt. ITriii/. Bingner, Rogiorungsrat, Berlin, Srliaperstrasse 14. 

Dr. Kari Itirkrneyer, ordentlicher Profeasor der Bachte, MöncheD, Qetai' 

wal(it>ir*is.se 9o. 

Dr. Blasiua Biro, KlatweDbiug, MoDoatorKaaaa 18, s. Z. Beriin, H]all«aofaa- 

strasse 20. 

Dr. James von Bleichioder, Rittergutsbesitzer auf Schloss Drehsa bei 

Pommerits, Berlin, Leipziger Hau 16. 
Emil Blenck, Geheimer Oberregierungsrat, Direktor deaKÜtaigliehStatMiaciMo 

Bureaus, Berlin, Lindonstrasse 28. 
Alexander Bloch, Petersburg, Newsky Pros^ect 102. 
• Georges Blondel, Profeaaor der Becbto, Pana, Rae daa Sainta Perea & 
Dr. Wilhelm von Blume, ordentlicher Professor der Rechte, Konjgabaig i F^* 
Emil Jjliimer.feld. I..andgerinbtsrat, Berlin. PasaanerBttasae 26. 
Georg Bluutschli, Zürich, Freiostrasse 104. 

Dr. HiloBoh BoghitoheTitacb, Doaetit der Beohta, Belgrad bei Ganeni latsa 

noghitchovitsih. 

Yaltazar Bogisic, früh. Justizminister von Montenegro, Mitglied der serbischeo 
Akademie der Wisscnschafteu, Excellenz, Paris, Rue desSaints Peres 71. 
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Soioeau, Advokat, NatioDairat, Aasooiedes Jjistitate für internationalee Beoh^ 

Lansaoiie. 

r>r. Markus Bomsev Reohteanwalt, Petersburg, PuRchkinskaijafltnfise 4. 

T>r. Oscar Borchardt, Asse.=?sor a. D., Berlin. Ficitizffeiscbos-tnisse 3?. 
JJr. jur. et phil. Charles Boigeoad, ordeatlidier Professor der Rechte, 
Genf (Universität). 

I>r. Axel Borgen, Assistant im Sfinisteriimi für dffentltche Arbeiten, Kopen- 

happn, Maglekildovcj T2. 

Dr. Conrad Borahak, ausserordentlicher Professor der Eeohte, Amtsgerichts- 

rat a. D., Benlo, Blfioherplatz 1. 
Almcander von Borzenko, Mag. jur., früh. Professor der Rechte. Advokat» 

Bevollmächtigter <lt'r nissisrlitTi Rt^ichsliank, Odessa, Puschkinstrasso 8. 
Tborwald Boye, Erster Sekretär im Justizmiokturiuni, Christiauia, Justiz- 
departemeni 

I>r. Yictor Böhmert, Geheimer Begiernngsrat} ProtoBSor der Staalswisseo-' 

Schäften, Dresden. 

Dr. Roeliff Mortoa Breckearidge, Itbaca (New-York), CdscadiUa Place 60. 
*Vr. hußo Brentano, Oeheimer Hofrat, ordeatlidier Profeeaor der Btaate- 

wis<;pns( haften, München, Maximitianplat/ 1. 
X»uis Bridel, onltMitlii hi>r Professor der Rechte, Abgeordneter im grosseo 

Rat, Genf, z. Z. Tukiu (Universität). 
Pull Brioin. Amtmann, Akurej, ri (Island). 

J. Hri>.sainJ. Professur <it'r Rechte, Toulonsc, rue du FauVourfr Matabiau 40» 
Henri Brocher de ia Flechere, ordentlicher Professor der Rechte, Genf. 
Dr. Max Broeme), Generalsekretär, Mitglied des deutschen Reiohtstags und 

Abgeordnetenhauses. Berlin, Matthnikirchstrasse 6. 
Jiiljus/, von Brudkowßki, Warsriiau. Wad/imierska IC. 
Dr. Attilio Brunialti, Staatsi'at, ordentlicher Professor der Hechte, Abge» 

ordneter, Rom, Vittoria Oolouia BS^. 
Dr. Emilio Brusa, ordentlicher Professor der Rechte, Tarin, Corso Vinzaglio 23. 
Baion A. von Brück. Königlich Bayrischer Kämmerer, Kaiserlich Deutaoher 

Konsul, üabana. 

Oeoi^ Bry, Professor der Rechte and Staalswissensohaften, Dekan, Ajx-eii<- 

Provence, Rue du quatre septenibre 36. 
Hagenip Rvill. Rirhtor am höchsten Oprirlit-s-hnfp, rhristiania. 
Carl Bulling, Cfelieiuier Justizrat, Berlin, Püt,s(iunit}r»iru.v->u 12ib. 
"Walter Frederik Bnllock, Eiston, Old Iwerton Read Exetor. 
Dr. Theodor Bnmill.'r, KaiserlichtM- T.-'/iationsrat, Berlin. Uolu'n/.olltTnstraÄe 2. 
Dr. Johannes Burchard, Privatdozent. Berlin, Kurfürstcndanun 26. 
Dr. Woifgaog von Burchard, Assessor, Berlin, Uhlandstrasso 20/21. 
Dr. Walther Burckhardt, Professor der Rechte. I^ausanne. 
Dr. Antonio Sanchez de Bustaniante, ordentlicher Professor der Beohte, 

Advokat Habaoa, Aguacate 128. 
Pedro J. Bnstillo, Advokat, Mherer Ricbter am hOdisten Oeriohtshof und 

Ka.s8ationshof, Tegadgalpa (Uonduras, Centrai-Amerika). 
Dr. Oiulio Cesare Bazzati, ordentlicher Professor der Rechte, Pavia, Piazza. 

Carmine 2. 

ByndikoB Dr. Riobard Bfirner, Oeneralaekret&r, Berlin, Manerstrssse 8. 

C. 

Dr. Wilbelm Gahn, Geheimer liOgationsrat, Berlin, M i ristrasse 5. 

Guido P'n ihorr von Call zu Kulmbach and Roeenbeig, Minister im Handel 

und industrio, £xoeIlenz, Wien. 
Dr. Carlo Caiisse, odentiidier Professor der Rechte, Pisa. 
Dr. Carlos Calvo, Excellen?, ausserordentlicher Gesandter un-] bovr limächtiigle 

Minister der Bepablik Argentinien, Buenos-Ayros, z. Z. Paris. 
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Hngh J. Ctinpben, Advoktt, I>0MDt, Abeideen, Udk» Stnet 166 (Se^tOnd). 

Dr. Oeorg Caracou&sis, Advokat, Smyrna. 

Ennqui- Ä. Carillo, Attaohe der Pemaoisohen Ueaaoddwhaft, Idma^ Cklie de 

Tiugillo 80. 

Miguel Antonio Caro, Püsideot der Bepablik Oolambieo, Bzoellenif B090II 

'Süd -Amerika). 

Jose de Carvmalf früJierer IdiDttter und Al^eordnetWi Advoktt^ Mediid, 

Hernfto-Cortte 11. Pnl. 
Dr. Jaciuto Castellanos, Minister des Äuu^sem der Bapnllük Sdndo^ 

Exrf^üpnz. {Salvador (Ontra!- Am^nkri"). 
Dr. Deaietnus E. Castoruhi«, Athen, Upbtakutatriu 8. 
Dr. CoDBbuitioo Cwtori. ordentiielier Profettor der Beehte, AdToket, Padna, 

Via S. Oaetano 3391. 
Joseph Cbaillev-Br>rt. Genoralst'krctar der Ujüoh Coloniale Fno^tuHf Pvia, 

rue dü la 

Nicolaus Chalkokondylis, Kophisia bei Atben. 

Bol»ert r. Ci>a|nii. Piof^ssor dor StaatranseneoluifteB am Beioit Ooik^ 

Beiuit (Wiscoa&in, U. S. A.). 
Axel Chirpentien AHMoaorf Hinlio flFInluid). 

C Thurston Cliase, Magister artiuin, B. D. BevaEwd,NeW'-Tork, M& DoDoqgli- 

Stroet 224. 

Ng. Cboy, Direktor U. Kaiserl. Cbioesischea E^seobabukuiiipagnie eto., ü^eotaa. 

Dr. Oiampi<»trD Qüroiii, ordeaÜiofaer PiofeiK»r der fiaohts, Taiin. 

Alired Marie Victor Cbrttien, Ftofeesor der Beeilt«, Kaaoj, Rae d« IMMNUg 

8t. Jean 31. 

Büiou Dr. Franctisoo B. Cicala^ Advukat, Laoue (Apulieu^ 
Dr. phil. P'rederic Clark, Professor der Staatswissenschaften, Ann Aibor, 
Michigan (LF. 8. A.). 

Dr. B<'ni?ird na«ir'ii. Grevenmaf^hor f r.ii\«^rnhnTp). 

Dr. Eugpue Clavei, Advokat am Appellho^ früherer Professor der itechte, 

Alexandria (Egypten). 
Frederio A. Gleveland, Chicago, Ülinois, Box 183 fmxSky Bzobange. 
*Dr. P r * Cogliolo, or irntUofaer PMfeaeor der Beohte imd Adi«l»t, Oeiii^ 

\ la S. Ix)reuzo iü. 

*Dr. Georg Cohn, ordentlicher Professor der Rechte, Zürich V, Hirtianteif 

lieliosstrasse G. . 
Loois Cohn, .litsttzraf. Reelitaanwalt beim Kanuneigehoht, Berlin, Belle 

AUianceplatz t) A. 
Dr. 8. A. Ooltof, Haag, Onuijeplelit 70. 

Dr. Francesco Paolo Contossi, anaaeronieDtiicher ProfeBSor dar Bechla» 

Neapel, Toledo 143. 
Dr. Marubese Ales^andro Corsi, ordentlicher Professor der Beohte, Pisa 
Viele Umberto 6. 

*Dr. Conrad Cosack, ordentlicher PtofesBor der Beeilte, Laadgeriohtgwt, 

Bonn, Baunisclnilenallee 3. 
Dr. Augi'l Flora Costa. Advokat, Senator, Montevideo, CalK' Reconqui^ta 117a. 
(Uniguay). 

Miguel Covan üt'ias, Geschäftstrairrr der Ivoi»ublik MfxitX), Berlin, Drakestr. 2. 
Dr. Benedettu Crn<'c, Neapel, Corso i'rim ipessa Elena 11. 
Dr. Carl Crouie, ordentlicher Profesuor dor Rechte, Bonn am Rhein, Meckeo- 
heiinerebraaBe 80. 

Dr. Oeorg Crn^en, Amtsrichter, Professor der nenini^uiswissensohaft und 
Beirat für das (lefangniswesen im Kaiserhoh Japaniaohen M'""^ 
de.s Innern, Tokio, Ichigaya Kagaoho Nichome 10. 

Dr. B^st von Csatho, beschäftigt im Königlich Ungarischen Haodels- 
minieteriiun, Bodapest VlUf Föhreoweg SaadoigaaBe Nr. 17. lU 4 
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D. 

Dr. Feraaad Daguin, Advokat am Appellhof, 0«Deral8e1a«tlr der SoaMk d» 

l^slation oomparte, Paris, me du l'tt'-au-CIerc 16. 
*Dr. Felix Dahn, Geheimer Justizrat, ordoutlicher FtoSbosoi der Beobte, 

Breslau, Scbweidnitzer Graben 20. 
Dr. Stojao Daneff, MiaisterpitsideDt, Exoellemji, Sofia, Ulitn 6 SeptoniTiii. 
Dr. Theodor Dantsciier. Ritter von Kollesbeig, ordeotUoher PraHenor der 

Rechte, Innsbruck, Museumstrasse 16. 
Johannes Dantschitsoh, Heohtsanwalt am Oberappellation agericht, £iew, 

FundukleewskastraiBe 56. 
"David Th. Davis, Ättorney at Liw, New -York. PIne Stroi-t .")(). 
Dr. Carlo Dagen, Advokat, Brüssel, rue de la Grosse tour 6, i^uartier Louise. 
Dr. Walter Degen, Landriohter, Zwiokan, BahnboltatnaBe 18. 
Dr. Nicolaus Demaras, ordentlicher Professor der Baohte, AfhotL 
Dr. Consfaiitin Demertzis, Rechtsanwalt, Athen. 
F. Densu, Landgerichtsdirektor, Berlin, Keithstrasse 22. 
Beniluttd Denburg, Direktor der Baak für Handel und Industrie, Kolonie 

Grunewald, Erbach stra'^J'e 1. 
Dr. Fernand Deschamps, Sekretär der Belgischen Oeeellschaft für Soziologie, 

Brussol, iSfiiu'ire ambiorix 20. 
Dr. Fkan^oiB Desjacques, Genf, Chene Bourg. 

Clemeus von Detten, lAndgerichtsdirektor, Ferliu, Hohenstaufenstrapw 7. 
*Dr. J. H. Deuntzer, Ministerpräsident, Excelieuz, ordentlicher Professor 

der Beohte, Kopenhagen. 
Dr. Karl Diebl, ordonti. Professor der StaatswissenBOhaftan, Königaberg i I^. 

Di. Alexander Diomedes. .-\theii. 

"Dr. Niculaus Diomedes, i'iuiiilei)t des gemi.^elltrtn Gerichtshofes, Alexaudria. 

Dr. Dragoljub Djeveirowitz, Ad\»kat. IJi l^^rad, Dobratschina. 

Chakes Djenial Bey, Konstantino|>el. Kieiii[uai. z. Z. München« Maadmilianatr.dO. 

Dr. Stanislaus Daiestrzauski, Lemberg, Bäckerstrasse 21a. 

Dr. Friedrioh Alfred tod Doleschalt Richter, PrivatdoEentd.Beolita, Bndapeat 

VI. Sendray gasse 17. 
Pedro Dorado-^Iontero, Professor des Straf recht.s, Salamanca. 
Heinrieb Dove, Landgeriohtsrat a. D., Syndikus der Ältesten der Berliner 

KantmaooBohd^ Berlio, Friedrieh -Wilhelmatraaae 10. 
Dr. Cesar Droin. .Advokat, Genf. 

Dr. U. L. Drucker, Profeesor der Rechte und Mit^ed der Kammer, Leiden, 
Rapeuburg 61. 

Dr. Manuel Diuurte, Advokat, Lissabon, Bua do Craoiflxo 7. 
Jose|>li Duquesne, pKiffssor df»r Rechte, n renoble, rne Villars 5. 
C. Dürkheim, Professor der Staatswisseuschafteu, Bordeaux, Boulevard de 
Talenoe 179. 

Dr. Friedrich DnaoheBoa, Bedakteor des östorreiohiflolieii Beohtalexikona, 

Piag, Bergstein 2. 
1)1. Auge Duu», Auditeur, Viborg (Dänemark). 
Arthur Dyreoforth, Chicago, Hawthorne Place 27. 
J. DsialoBaynaki, Beohtaanwalt, Berlin, Markgnfeiutnase 62. 

E. 

Dr. Rudolph K1»erstadt, Derlin, Cndlerstra^se 9. 
Dr. Albert Eder, Wiüu, ilimmelnfoitgasso 5. 
Dr. Oeorg Eger, Regierungsrat, Berlin, BaoohBtrasae 5. 
Albert Ehmcke, Landgerichtsrat, Berlin, Motzstrasse 76. 

F. Ehmcke, Rfferendar, Fiddichow (Pommern). 
Dr. Arthur Kürbardt, Staatsanwalt, Breslau. 

Dr. Einest Eisenmann, Advok.it, Vortrcttsr des Ministeriama ttr Minen ond 
Ackarban der fiepublik M^eo, Paris, Cite Boogemont 2. 
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Dr. Pelopidiis Elio^iouliiti, Kechtsanwalt, Atheo, z.Zt Berlin, FriedncbstraKie 4ö. 
Dr. jnr. et phiL Oharies B. EUH BiolitBr u BMiiot «out of IfiniMMiB 
und Professor der Beohte an dar UiUT«iiiltt vm Miaaemti» 1 Bbb b> 

polis (U. S. A.). 

Dr. Karl Ellstaetter, Syndikus der Conimers.- und Diskoütübaiik, Berlin, 

Schoo ebergeruf er 28. 
Dr. H^nrv Crosby Emery. Prnfcft<4or der StMtawiaBeaaoiiaften an des Taia 

Uolvenutät^ New Häven ((joDDeodout). 
Dr. A. Endemann, AnnoM or a. D., Sjmdikos der deaMteo Baak, HiaBOfK, 

Hohenzollorostrasse 98. 
Dr. Paul Errera, Advokafe am Appeilhof, Profeaor der Baehta, Brüsalf na 

royalü 14. 

Victor R.schke, Kaieerlioh Deutedber KobboI, B&9 Pmüo, Brasilien. 

Dr. Ma\ Fs.sor, IU>rlin, Potsdumerstrasso 121c. 

Dr. iStani^lau» von £$treiober, Privatdoaeat der Ueohtei Krakau, Annagasse 

F. 

Dr. Antonio 3klaria Fabir. Settator des KönigxaiQliee, fkUherar Etdoaiil- 

ministcr, Präsident des Staatsrats, Madnd. 
Dr. Jofioi Fadeuhocbt, Professor der Kechte, Sofia, TJlisa Beltscbev 17. 
Dr. Puntus Kriand Falilbeok, onieatUoher Professor der BtMtewiaBeii e o hafle B, 

T-ium! fS( hwedeo). 

Hosseiu Fakry-Pascba, Minister der öffentiicbeo Arbeiten vukI des Uotar- 

riditB, Ezoellenz, Kairo. 
Rudolf Falkmauu, Kammergerichtarat, Beriio, Lutliri-stia^-ie 6. 
Edouard Fani h. ux. Paris, St. Quentin, Quai Onu'. iit 17. 
Dr. Georges Favey, i^rofessor der ßechte, Bundesnciiter, Liusanne. 
Dr. Ladislaus Fayer, ordentlieher Professor der Beobte, Budapest 
Dr. Alexius Fei' iifiiif^er, Edler von Baranya-N&dasd, Kdoigiioher Bit aad 

Finanzdin kt r. Fiume (Ungarn). 
Dr. Johannes ¥vi^, ihrektor des Stati.sti«cben Ärats, Düsseldorf, f eldstrasse 18. 
Dr. Carl voa Feistmant< I. Ii uf- aod Oeriolifaadvokit, Plisideiit der Advolataa- 

knmnipr. Wifn, Hab8hiin;erj,'ns?;e n. 
Dr. Gregor FelÜHtein, Piivatdozeot der Kechte, Moskau, Arbat, iüil(töchin- 

gasse, Eigenee Haos. 
Dr. Oskar Fioh, Kolding (Dänemark). 

Dr. Franz Fi*!ler, Aintsgerichtsrat, Mün«?tor i. W.. Oartonstrassp 60. 

Dr. Frauis Xaver ßitter von Fierich, ordentlicher Professor der Bechte, 

Xrakao, Baxorigasse 21. 
Dr. August Finger, ordentlioher Prafeflaor der B^te, Wtnborg, Saadn> 

glaotsstras.se 41. 

Dr. Pasquale Fiore, ordentlicher Professor der Rechte, Neapel, Corso Vittorio, 
Emanuele 171. 

Dr. Otto Fisclii^r, nnhcimrT .Tustizrat, ordentlicher Professor der Beofats, 

Uberlaudesgerichtsrat, Breslau, Sandstriuse 12. 
Paul Fischer^ Beohtsanwalt, Friedenaa h. BeriiiL Laatantrsna 27. 
Dr. Hemmnn Eitting, Geheimer Justizrat, ordentuoher Professor der fieobte, 

Halle a. S., Luisenstrasse 10. 
Dr. Jac<|ues Flach, ordentlicher Professor der Recktu, Paris, nie de Beriiü öl. 
Dr. Ludwig Fiatau, Rechtsanwalt, CharlotfceablUg, Kantstrasse 153. 
Dr. Fri <inch Fleiuer, ordentiiober Professor der Beohte, Bssel, EUsabeÜifln- 

Strasse 30. 

Weither Fleischaaer, Kaiserlicher Geheimer Regiei-ungsrat, Scoatvoraitzeiidflr 
im Reic'lis-Vorsidierangsanit, Berlin, Nürobergerstrasse 24a. 

Th- i/dni FIii.'aiti>, AhirAonlnoti i , .\then, Lvkabettusstrasst' .U. 

*l)r. Ivan Jakovlevic Foiuitsky, Wirklicher Staatsrat, ordentlicher Profuser 
der Bedite, Senator, Ezodlena, Petersbmg, rostemtstiaBBe 11. 
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GoUenio Forteza, Legationssekr« für bei der Oesandtschaft von JJngoaj^ 

Berlio, Fotsdanierstrasse 123 a. 
Qnt Engenio Foesa-Manoini, Advokat, Spoleto (Provinz Peragia). 
Br. Lonia Franck, Adrolit, Qeficralsekretir des Comitr Maritiaie Iotar> 

national, Antwerpen, Rue des Escrimeim 2S (Belgien). 
Dr. £ni8t Frauoke, Professor, Berlin, Martin Lutherstrasse 82. 
Dr. Jaroatav Franok, Png, KOni|^. weinberget DivisgaBse 8. 
Dr. Keinhanl Frank, ordentlicher Profesgor der Rechte, Tüliingeu. 
Dr. Üskar FTankfurter, Mitglied d(»s Körii^'i. Siamesischen Ministeriuras der 

Justiz, Sekretär de^ lieuetalrut», Bangkok So Patliuuiuad. 
Dr. Adolf Franis, otdentlicfaer Protoor der Beohte, Kiel, BeBelor 

Allee 46. 

Dr. Paul Frauenstädt, Amtsgericbtarat, Breelao. Brüderstrasse 3. 

Br. CS. Frederiksen. früherer Professor der Staalswisseneobafteii an der 

Universität Kop- nhagen, Paris, Rue Jacob 52. 
Br, tbeol. et jur. .)u->ef Freisen, Ehrendofetor des Kanonischen Rechts der 

Universität Budapest, Frofesnor de» Kiruhenrecbt«, Paderborn. 
Hennann Freude, Jwlinrat, Reobtftanwalt v. Notar, Stottiii, Viotoriaplats 8^ 

Dr. Paul Freyhai). Amtsrioliter. Cottlnis. 

Dr. Edmund Friedeberg, (ierichtä«s»es»or, Berlin, Unter den Linden 42. 
Dr. Edmund Friedemann, Ju»tizrat, Reohtsauvcalt u. Notar, Berlin, Pots- 

dainerstra«se 11. 

Paul Friedenthal, Koninier/.ienrat. (»erichtsassessor a. D.. Berlin, Lenaestr. Q. 

Bicbacd Friedheim, Ötaatsanwaltsscbaftsrat, Berlin, Calvinstrasse 22. 

Br. Oeoig Friedittnder, Amtsriobter, Baokdirelctor, Weimar. 

Dr. Felix Friedmann, Amtsrichter, Berlin, Nurnbergerstrasse 8. 

Dr. Karl Friedrichs, Rechtsauwalt, Justitiar der Klönneeohen Werke, Dort- 
mund, Hamburgerstra.sse 61. 

Edtiard von Frisch, Wirklicher Geheimrat, Staatssekretär, Senator, Müi^ed 
des lifirli.srat.s, E.xci'IIen/, St. Petersburg, Tsaavievskaja 22. 

Dr. Ueorg Frommhold, ordentlicher Professor der Keohte, Greifswald, 
Domstrasse 30. 

Max Fuchs, Re( htsanwalt h. Kanimergericht, Berlin, Zimmerstrasse 5/6. 
Dr. Max Fuchs. ArofaiYtr der Deatsahen Bsyak, Berlin, Köpenioker- 

strasse liOa. 

*Dr. Guido Fotioato, oideotL Frofeeeor d. Beohte, Abgeordneter, Toiin. 

G. 

Br. Carlo Frau esoo Oabbft, Qidentliolkflr Professor in d. Univeintit Pisa, 

Mailand. 

Dr. Gottfried Oalii, Kaiserlich deutscher Generalkonsul, Smyma iTiirkei). 
Dr. Stefan Ganö, Advokat, Botuschan (Rumänien). 
Dr. Sigmund Gargas, liemberg, Szeptyckigasse 34 b. 

Dr. jur. et pbü. MerriU Jikiwards Gates, Washington, 13X5 Mew Hampshire 
Avenae. 

Dr. Lambert Geher, Grosswardein (Nagyvarad), Ungarn, 

Dr. Ingwald A. von Germeten, Chri'^tiariia. ITnlhergsgade &. 

Dr. F. H. Gerritsen, Advokat^ Haag, Spuistritat (>3. 

Br. Alfred von Oesoher, Regierungspräsident, Münster i/W. 

Carl f fescher, Rat am gemischten A[i[»elI-Gerirlit.'>hof, Alexandria. 

*Dr. £maouele Gianturco, früherer Königlich itaüeuiaoher Mioister der Justiz 
und des Kultus, ordentlicher Profe^r der Beohte, Advokat und 
Abgeordneter, Neapel, Corso Vittorio Emcnaele 491. 

Charles Gide, Froft s.^ jr der Staatswissonschaften an der Universität Mont- 

Seiiier und an der Universität Paris, Paris, Chaussee de la 
[nette 11. 
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Df. FraDoesco Giner de loi Bioe, ordflofücher PlrofooDor der Boohte, Midrid, 

Obelisco 8. 

Isikuiauä Gjelävik, Dozcut Uoi Hoüht(>, Christiaoia. 

lAdwig Mmk OoUlberger, 0«li«imer KomtnenMorat, Beriin, DnüreBtntne 3, 

Hurnan: MarkL:iaf''n8tras8e 5H'.'>4. 
M. Golüeuberg, lie« !itsaii\va!t. Odf>s«a. Richeiieuhtraise 15. 
Dr. James Goldschmidt, i'iivatdozi üt der Rechte, Berlin, Landgrafeustrasse 13. 
Dr. Hiito <ionzal«'b, Advokat, Margarita (Nueva Esperta, Venezuela). 
Dr. Exequiel Maria Oonzales, Advokit, Villa de Oora, flstado Minnde 

(Vtiuezuola). 

Ih*. Karl Goos, Geheimer Staatarat, Kopenhagen, Kungensgade 9. 
Sergius Gorbunow, Kiew, Trechswjafitelskaja G 

Dr. Adolf von Gordon, Justiarat, Heohtaanwalt und Notar« Baün, OuuN 

Ititteustra&se 32. 

D. Br. jor, med. et phU. Gnata^ von Ooealor, Staataminiater, Oberpiiridaot 

von Westpreusson, Excellfti.^ T>anzig. 
Dr. Knlnyn Hoto, Tokio, z. Z. Berlin, Alvenslebeustrasse ?^ TTT. 
Dr. i'uui Govuru, Vursitzundur der Anwaltiikaamier, Dunkirchao, nie de 

BeaomoDt 1. 

Br. H. Goeiing, Ministorresidriif z "D . Xi uhn!i> a. d Vc'^mh.. 

Dr. Leo Grabscheid, vortragender Hat im Juätizmiaiäterium, Wieo, s. Z. 

Czornowitz (Bukowina). 
IfiUiain (iraham, Prof(«s.sor der Rechte and Staatawiaaenadbafteo am Qaan^ 

r-.lf..-,.. r,rlfii.st (Irland). 

J. Gran, Kanimerhorr des Köui^ von IScliwedeu. lJrt^:ä<lcauditeur, Christiania. 
Dr. Kaoul de la Grasüerie, Kiohter am Civili,cn( Ut, Korrespondent des 

MiniKteriunis dM öffentlicfaen TTutcrncht>. Ii' iuies, fine BourboD i. 
Peter (jras«l, Sarajevo, z. Z. Berlin, K:- !u mLn (Tsd !* II. 
Dr. Giacoino Grasso, ordentlicher Profes.sor dur Kechto uud Advokat, Genua. 
John Cbipiiiann Gray, Profeaaor der Rechte, Boston, Massachusets, State* 

8tra.s.se 50. 

Dr. Jatnes (iiv< nfii ld, Tobriz (PercMo), a. Zt Baku, p. Adr.: flambanoDBi 

Toumaniautz^ Kiiukasieü. 
John Bumlem Ore^ry, B. A. L. L. V. Baniatar at Law, Dosent an dar 

Universität Molbourae (Victoria, AustlHlien)* 

Dr. Carlos J. Grisanti, Advokat, Caracas. 

Dr. Julius (i rosse- Leege, Amtsrichter a. D., Diickiui der Grunderwerbs- und 

Baogesclischaft, Berlin, Altooaeretr. 29. 
0. A. Cn t f. nd, Geheimer Regierungsrat, Marbofg a. d, JLahn. 
Dr. Kobert inuebler, Rechtsanwalt, St. Gallon. 
Dr. Ludwig August Omndtvig, Kopenhagen, Frederikagade 4 
Dr. Joeef GruDsel^ Professor au der K. K. Konsular-Akademie, Sekretär d« 

C<uitial Verbandes der Indoatriellen Oeaterreicha, Wien, BMohant- 

strassü 5. 
Moritx Orönborg, Grodno. 

Dr. Karl Gründler. Justizrat, Rechtsanwalt uud Notar, BttÜD, Sriadnollr 

strrr^ '^X AVnhnung \V., Krorr^nstrasse 16. 

Dr. Kail .Samuel ijruubut, k. k. Hofrut, oniontlicher Professor der Rechte, 
Wien IX, Beif;ga8»e 22. 

Emilio Constantino Gucm rn, Advokat, ri.tsident des Ateueo Luisiano, Vize- 
Rektor d(>s Kollegiums: „£1 Corajou de Jeeua>' La Grita, £iUido ke 
Andes (VonezuHla). 

Dr. Manoel Pereira Guimardtoa, Bechtsanwalt, Bäo Paulo (Brasilien). 

Dr. Fritz Günther, G^nchtsa-ssessor, Berlin. fi.Mithinfrstrasst' 30 IlL 

Dr. Ludwig Güutlier. Professor der Rechte, Glessen, Ostaniage 4. 

Artbar Gwinner, Direktor der Deutscheu Bank, Berlin, BanonstrMse L 
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H. 

Dt. Hjuc Hachenburg, Rechtsanwalt, Mannbeiin. 

Bela Haendel, Solmeczbänya (Hout, T^uparo), z. Z. Berlin, Marienstr. Iti II. 
Dr. Karl Uagou& Wirklicher (ieheiuier Obeijustizrat, Oberlandesgerichts- 

piteident, Frankfurt H.« RttatorBtnase 3. 
Dr. IVanuis Hagerup. früherer MiaistwpilsideDt, ordenttiober Profeiaor d«r 

Rechte, Christiania, 
Albert flahl. Kaiserlich deutscher Vice-Gouvemeur, HerbertshÖhe, Deutsch 

Neu-Guinoa. 
Dr. Micha-'l TTainisch, Wien. Lap^r^as-sc 1. 
Hakki>Bey, Hechtabeirat der Jt*forte, Constantinopel. 
I>r. Alfred von HalbM, ordenflioher ProfeBtor der Bedite, Gsttnowiti. 
Pröfessor James Parker Hall, L. L. B., Care of Bissel, Carey Cooks, 

P.ilo Alto hoi SJnn Francisco. Californieu, liPhnd Sinnford Uuiversity. 
Olafur UaildurbüOii, Kuiitorchef im Miui.steriuni für liilaud, Kopenhagen, 

Krooprinzessi^ad« 84. 
Dr. JSnst von tinV.>\ au>s. rnrdentUcher Professor der SUaiswisieiwohafteii, 

Berlin, Achenbachstras.se 2. 
Dr. H. L Ham&ker, ordontHoher Professor der Reohto^ Utrecht 
Karl Hamburger^ Beohtsanwalt am KAninx-rp'richt, Berhn, Potsdainentr. 118lL 
Ludwig TTaniburger, Mapistrntsassessor, Berlin. 8i"|L'rnuiidsliof 20. 
James flamütoo, Magister artimn, Advokat, Professor der btaatäwisseasciiafteD, 

Syncuae (New-Tork) Waverly Place 804. 
Oioir Hamm, Wirklicher Gebeimer Obeijostismi, Ptisideat des Oberhrndee- 

gerichts, C<jin a. Rh. 
Dr. Heinrich Harburger, Oberlandes*reri(htsrat, Honorarprofessor der Kechtö, 

Münobeii. Karlstra.ose 21. 
A!'*xander von Härder, Rechtsanwalt, Mannheim B. (>. 26/27. 
Dr. Krnst Harmeuing, KechtiMUiwalt, Jena, Forstweg U- 
Dr. Oscar Harhnaon, Landgeriebisdirektor, Beiiio, KlopetookatraBSe 47. 
Dr. jor. Victor Freiherr von Hartogeiuia, Beohtaaowalt am Kammergeridit, 

Berlin. Vo88.stra.sso 15. 
Allred J. Hartweil, früherer Ju.-itizminister, Honolulu ^Ilawaij. 
Dr. Sbiro HaraM, Ibkio, Totsaya Funamaohi 56. 

Dr. Wilholin Hasbach, ordontUober ProfflOBor der StaatewiaeeDechaften, 

Kiel, Düsternbrook 40. 
Dr. Hans Hatschek, Syndikus der Handelskammer, Frankfurt a. M., Ketten- 
hofweg 40. 

Dr. Nikolans Hatzipf tros. Vama (Bulgarien). 

Harold Dexter Hazeltiue, Bachelor of Law, Warreu (Pennsylvania U. S. A.). 
Paul HaTensteio, Kammergerichtsrat, Berlin, QÖbensfnsee 10. 
Dr. Albert Hänel, Geheimer Justizrath, ordentlicher Professor der Rechte, KieL 
Dr.Peüx Hrcht. Hof rat, Direktor der Rheinischen und PfäUisohen Hypothekeo- 

bank, Maunbeim, Bismarckstrasse 1. 
Dr. Philipp Heck, ordentlicher Professor der Rechte, Halle a. 6. 
Dr. P^tl Heill oi ii. Professor der Rechte, Oerioh toaaioo Bor a. D., fieriiOf 

Joachinisthaierstrasse 33/34. 
Dr. Eduard Heilfrou, Amtsrichter, Berlin, 8oh9nebei||!er Ufer 43. 
Dr. Alois Heilinger, ifagistrats-Oberkommissär, Dozent, Wien, Laadoogasse 5. 
Dr. Karl Heimburger, ordentlicher Professor der Rechte, Oieeseo, üm- 

versitiUsstrasäe 2. 
Dr. Oekar Hein, Hof^ und Oerichtsadvokat, Wien, Oonsagsgasse 1. 
Pi II li^o Hoineniann, Rechtsanwalt boiin Kammergericht, Berlin, K r in nstr. P T). 
Dr. Karl Helfferich, Privntdozent der ätaatswisseoschaften, Cbarlottenburg, 

Weimarerstiaase 30. 
Oskir fieHmnthbftnser, Senator, Syndikos a. D., Beilio, Denanentiaflae 17. 
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Dr. Konrad Ueilwi£, oidentlicber Professor der Hechte, BerUn. 

Dr. Bioiido Heredi«, Ptafenor dar Beobto, Man der jnrirtiaobeD TMOk, 

M. A. Uerrera, Professor der Hechte, Dekaa der juristischeo FakulUUi OuatemAia. 
Dr. JaniM Biirry Mvimik Herteog, Brtler Stnfriohter, BtoemftmteiB, Onnf»- 
F^feistaat. 

Dr. Panl Herz, BenaUprinde&t des iibichsmilitirgBriolits, StegUti, flomiioU^ 
Strasse 16. 

Dr. Adolf HeiekM, Liiideeriohtsnt, Mi», HtllenlMfllnne fL 
Dr. William Albeit Sanrae! ir*>\vins, Pioftissor der Staat^swissenschafteo n» 
King's College in London. Ihit ktor der London S^'hool of Economics 
and Politieal Sdeoce, London W. C., Adel^iby Terraoe 10, Strand. 
Dr. J. C. Th. HeyligOTB« ProfesBor der Redite am Indiaoh«! Imtitiit, Deift 

( Ni>'(li'fl.lriilt'V 

Freden k Chat i es Hicks, Professor der btaatswissanaohafteti, Ckilaiiibia (Miasoaxi, 

U. S. A.) 

Dr. Richard Hildebrand, ordentlicher Professor derStaat8wissen8cha£fcett,0»u 

Dr Kail Flils.'. Proft.'s-^or. SyrMÜlus. Berlin. K'"rii;zt<i;Uz''i-^f nL>s*< fil. 

Dr. Edgar Karl ilUty, Advokat und KatHherr, Chur (Schweix), Am Gimben. 
Dr. Max Hirsch, Anwalt der deutschen Gewerkvereine, Mitglied det 
Preusfiischen AhgoordnetenhauseR, Berlin, OenthioerBtnaae 14. 

Dr. Theodor Hii-schler, Berlin. Bcndlrtstras^if» 42. 

Dr. H. F. Hitzig, ordontl. Professor der Hechte, Ztirioh, Kasinostrasse 18. 

Dr jar. et phil. August lijelt, Obel der atatistisdien Arbeiten der Josfia- 
aektion dest KaiaerUohao Senata ^on Finland, Helsingfors. 

Lnnanuel HoffniHnn, ObenrenraltiugH^nolitBrat, OnM^üchterfelde, Kari- 
strasse 110. 

Karl Hoffmann, Verlagsbaobfalndler Mir Beoht»- und fitaatawiMoninhaftan, 

Berlin, Mohrenstra.s.se 6. 
Dr. Stanislaus Hofmokl, Auskultant, T.r'niherg, Walowa 2. 
Seine Durchlaucht Heruotann Fürst Hoheolohe-Laogenburg, Graf vuu 

Oleiohen, Kaiaeiiioher Statthalter in Elaaaa-IiaUmqgeD, fUraanhoiy i & 
«Thomas Erskine Holland, D. C L. Fkvfaaoor der Becbte (All Soula OoQase), 

f ^xfnffj 

Fredenk \V ilUain Holls, Counsdlor at l^w, New-York, 120 Bix»adwa>. 
Oliyer W. Holmea, Oberriohter, Boatoo Beaoon-Street 296 (MMBaohnaads 

U. S. A I. 

Hermann von Hoitzendorff, Becbtsauwalt und Notar, Berlin, Charlottaostr. 56. 

Ignatz Holz, Reohtaaowalt, Berlin, BehrenatraaBe 27. 

Im . Honigmann, fiechtsanwalt, Bteslau, Carlstras.^*- 1?8. 

Graf Clemen.s von Hopff^'^nrtfn, RittorLrutsbesitv,(<r. Berlin. Wt-rftstras«'» 19. 

Max Horn, lioentiat der Hechte, Brüssel, Hue Belliard t)(), Z. Beriia, 

Fratuösiaobeatiaaae 23. 
Dr* Odön Horvathy Advokat, ordentiidier Phrfeaaor der Reohle, Dekan, X^eq« 

{Vnpxrn}. 

Joseph Hourtoule, Untet'Mue.iiungshchter, > Bethel (Ardenoen), Place de U 
Halle 17. 

Nobushige Hozunii. Piof,>>.ur der Kcriite. Dekan der juriatiaoben FakaHit, 

Tokio. HaraikaU Machi Ü, Lshiguiiie. 
Dr. Eduurd Holder, ordentlicher Professor der Rechte, Leipzig, Schwäg- 
rioheaBtni.ssv> 26. 

Dr. Walter vr n II innnn 7.\: Horbach, ordentliohor Fiolaseor der Becbta, 

Czernowitz, Hu.ssische Uasöe 33, 
*Dr. Eugen Huber, ordentlioher Profeaaor der Rechte, Bern, KirchealeM. 
Dr. CliurU's Henry Huljericb, Profes.sor der Hechte, Austin, Uoi?ei8ititi HbOL 
Dr. Vinceas Graf Uuyo, Pirac; Hl, K. k. Stattbatterei. 
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I>r. Rudolf Hfibner, aonerordeotlioher Piofenor der Rechts, BonOf Olnok- 

Strasse 8. 

T>r. J. M. TTvmatis, Advokat am Kassationshof, Javastraat 70h. 

X>r. Paul ii^iiiuus, Professor der Rechte, Mitgltmi üei^ Uaitöeö der Ab- 
geordjwten, BrOasel, Rae d'Ejgmoot 9. 

L 

Xh, Jnatoa lohenhaeoBer, Berlin. AltooaerBlnMe 90. 

T)r. Josef Ill^s. Btidapfst, Döhivritci^^asso I II. Trfjipo 10. 

JDr. Oiovanoi Battista Inipallunieni. ordeotUohei Professor der Eachtet 

Palermo, Via Einericu Ainari IS. 
Dr. Karl Heinrich P. InhttlseD, Advokat, I^ndon, 318 To. 320 Biritbeok 

Bank Chatnbt^rs. Routhampton Buildings^ Chancery Laoe. 
Dr. MitBu loouye, Professor der Kecbte, Kioto, Uiiiversitit 
Institut für Somlwissenschaften, Florenz. 

'*ll21aa P. lovtnovi^, korrespondierendes Mitf;^ii-d d»>r SorI6t6 de l^gislation 
oompan^e zu Paris, Mitglied der Akadetniu für Oeeelagetniag in 
Toulouse, Yukovar %Douaa (Siavonieo, Syrmien). 
Dr. Daiji Itobtkawa, Mio, s. Z. Beriia, Odtnstiiaee 10 IL 
Dr. Ignatiz Aleksandrovir^ Ivanowsky, Wirklicher 8tiitltst| ordeotUoher 
ProfesBor in fieohte, fixoelieos, Peterebainf. 

J. 

Dr. Ludwig Jaffe, Oericbtsassessor, Berlin, PotsdUDentniM 121. 

Moritz Jaffe, npn-'bf'-ru^ses.sor a. D., Pofien. 

Dr. Paul JatTc, iiujiuiiergerichtsrefereodar, Berlin, Bendieratrasse 20. 

Dr. Richard Jtffe, ReohtNuiifilt am Kammergeriehtt Berlin, Ton der 

ITeydtstrasse 5. 

Edmund I. James, ProfesHor dert^taatswisBenschaften, Präsident d*M American 
Academy of Political aod Social Science zu Philadelphia. Chicago 
(Illinois, U. 8. Ä.). 

Dr. Ivan Ivanovic Janzul, Wirklicher Staatsrat, ordentlidier Pfofeeeor der 

SlaatawisBeiisobafteu, Excellenz. Petei-^burg. 
Dr. Lonie Jardioo, Oraf iron Taien^as, frfiherer Professor der Rechte an 

der Universitiif \>'n Coifiibra, Lis>abon. 
Dr. Honri .la^^par. Advokat am Apprllhof. Brüssel, rue Regier 237. 
Hermann Jastiow, Amtsgerichtsrat, Berlin, MtÜlerstrasse 159A. 
Dr. Oekar Jftger, Docent der Btaatowiimnadbaftsn, ChriaUania. 
Dr. Georg Jellinek, ordeuüioher Profeaeor der Rechte, Heidelbeiig, Biamarok- 

Rtrasse 17. 

Edward Jenks, Magister aitium, PixifetMur der Rechte, Oxford, Banbury 
Rood 131. 

Bmat Jenny. Bittergutshesitzer, Haritajo bei Otaobakeff (Rtiaslaad), i. Z. 

Bv'rlin. I.uitpoldstra'-s.- 
Couwlautin Jurine.scu, Doiohoi (Kuiiiuuieii;. 

Dr. V. Joseph US Jitta, ordenttioher Profeeeor der Reohte, Amsterdam, 

Keizers^rracht 808. 
Dr. Gregor Jollos, Moskau, z. Z. Charlottonburg, Carmerstrasse 5. 
*Dr. Julius JoUy, ordentlicher Professor der Philosophie, Würzburg, 

Sonnenafcraase 5. 
Eduard Kittpr von Josch, Klai^c^nfart, n*'i!iirf'ii;;oistpIaf/. 1. 
Dr. Theodor Jourdan, Reobtsauwalt. Mainz, Flachsuiarktatrasse 17. 
Dr. jvr. et phil. Franz von Jnrascfaeok, OTdentiiioher rwfeüor der Statla- 

wisseoschaften, IT« frat, Mitglied der K. K. Stadatiaeheo CeDtraUtom- 

mission. Wien, Geroldgasse 2, 
Juridischer Bibliothek verein, Wels. 
JnriatiBchea Seminar der Univexaitit Freihorg (8ohweii>. 
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Dr. Vna% Kfthn, Amtnicbtor a. D., Heidelbeic, ScUoMpfaits 7. 

Olaf Leonid) Alexejevic Kamarovsky, WirkHch^r StMtSiat, onUnÜloher 

Professor der Kecbte. Excelleoz, Moskan 
Dr. Christos (Jeorjr Karajaüük, Advokat, Kalaoiat« (Messenien Griechenland). 
OMian Karsten, Staatsanwalt bei der ZollverwaUtiog dtt Oronffintaatutf 

Fiiil:it:'l. II-'lsiiirf*'r-, 
Dr. Autou kartaJis, Advokat, Voio (Thessalien). 

Dr. Maaahani Kalo, Aaairtane Protumor der Reohte, Ibkio Ne. 1 Mote- 

louocbo, Kojünadlika, /. Zt it Dorlin, Ziegelstras&e 29. 

Dr. Edwin Katz, Rechtsanwalt, Berlin, Krnnznsitschf^tmfise 14. 

Felix Kaufmann, Justixrat, Kechtsianwalt und Motar, Berlio, Jädeostr. 51/2. 

Dr. jor. et phil. I^chard von KaufiiiaDD, Oeheimer Begierongsrat» (Tiiivenillt»> 
|tiof'->or, l'^t'iün, MaasenHtrasse .'>. 

Dr. Wiibciiu Kaufniaou, Privatdozeat der Keohta, Geriohtnsaeisor, Wil- 
mersdorf, UhUmdstraase 63. 

Poter Jeygeiii)evio Kazansky, Magister jar. Pi-ofessor der Rechte, OfoSL 

GharleB de Kay, frühfror niMi-^rrilkonsiiI ilvr Vereinigten Staatoa TUft 
Ajnerika, New \ark, 413 Weat Zd^ btreet, ü. S, A. 

Dr. jar. et. pbil. Sigümiuid Ketter, p. Adresse: Profenor Keller, Png, 
Deut,sclio ünivensität. 

Maximilian K»'mpn- r. I\' > ht^iaiiwalt. Borlin, Französisch p<^tr;l>^f' ^. 

Dr. kuil KuititiiMiuiii, au^Äfiuiduiitliclier Professor der StaatiwiÄöcu-suiiafiLii, 
Heidelberg; 

Keigo Kiyourn. K;iisrrli< Ii J;(|>:inisf')it r .Titstizminister. ExceUeoa, Ibldo (JapaaV 
Dr. phÜ. Allred Klee, Berlin, JSeue Bayreutherstras.se 2. 
Dr. OeoTg Kleinfeller, ordeotl. Profefisor der Rechte, Kiel, Niemannsweg 101. 
Jorge Klug. Prokurator. Aesoncion (Paraguay). 

Dr. ijf'ovis Fiitdricb Knapp, ordpt tlii h< i Profeeeor der StaatawiKwniwhifhWi 

hti;i.x^burg i. E., Sohwarzwaidstrasse 4. 
Dr. C. Knappe, Kaieerlieh Deutadher OeoenlkoDSul, Sobangbai. 
Dr. Rudolf Kubntiioh, Sekretär des NiedeHMerreiohjaobea OewerbevereiBi, 

Wien, h^oben bachgas.se 11. 
Dr. Hans Koch. Kegierungsasses-sor, Posen, Grabenstrasse 6. 
Max K Mih, KecbtBanwalt beim Kammergericht, Berlin, Zimmerstrasse 5/8. 
Dr. Kicli.ii'I Ki"(i, WiiUirhrr Hrh. Minor Hat. Prä.sidf-iit tj.-s lifvif-c-h'^n 

Keiciihbankduektoriunui und KjonsyDdiku.s, £xuelleoz, Berlin, Über- 

wallstresee 10/11. 

Wilhelm Koeh. HagieruDgHrat, Mitglied des Kaiaeri. BtatutiMdieo Amt», 

Berlin, Hnbshnr«;"r8tras8e 14. 
Dr. Balint Kulosvary, Kiausenburg, M&jalisga&se 1. 
Dr. jor. et phiL Dtonysiiis Adriani» Koolen, Advokat, Utrecbt, Drift 8. 

M. Kornea, .\dvokat, Bukarest 

W. von Ko!^sin.sky, Mag. jur. et pbii., üauptsekretir der Statistieoheii Ge- 
sellschaft an der Universität Moskau. 

Robert Kottmann, Sülothuru, Hermesbiihl, z. Z. Bern, We-ststrasee 11. 

J. G. Kl 1/ \ fniherer Oberrichter. Protoria (Südafr. ReiuiMik). 

Dr. Edmund Koviicä, Rechtsanwalt, Budaj>eüt, Zoltangasse 7. 

Maxim von Eovalevsky, Wirklicher Staataiat, trüberer ordentUeber Piufn a w r 
der Rechl-' ai! der Universität Moskau. Chicago, Universität 

Dr. jur. et phil. Otto Köbner, Admiimlititsrat, CäiariotteobaiK, Koesebeck- 
Strasse 8l>/87. 

Dr. August Köhler, Privatdosent der Rechte, Münoheo, Amalienstrasae 2& 
Gnatav Kf'.l l'M-, 1'^ ^-i.'nuiirsrat a. II, Thn^'tor der grossen Bortinur O l rMBna 

bahn^i-sellsciiaft, Berlin. Joachimstbalerstrane 11. 
Dr. jur. et phil. Cuil Köhue, Berlin, Coorbterestrasae 16^ 
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Dr. Paul Köhne, Amts^erichtsrat, Berlin, JoachiniRtbalerstrasse 12. 

Dr. Bernhard tod König, Oeheinter Legationamt und vortmgeader Bat im 

Auswärtigen Amt, Berliu, K:ili kicutlistiasse 15. 
Aiexes Boer von Kövesd, Maros Czapo (Sieben biirgen). 
Wilhelm Kräbl, Budapest VI, Eötväsgasse 25 B. im Sornnjer Blies- Almo6» 

(CoM.itat Baila), z. Z. Berlin, Friedri* h,stt:4s.se 127. 
Dr. Horaz Kra>iiopo!ski. Professor der lu clitc Pnig. FIoronsjrasHe 15. 
Dr. f. £. T. Krause, Erster Staatsanwalt (X'ubLiüke Aankiager), Johaonis- 

bai^, Postbus B144 (Südafrika). 
Dr. Thaddäus Kraushar, Warschau, ßeuatoraka 42. 
Albert Kräutner, Bistritz ''Sir-hcnlnimi n). 

Oeoig Kreyenbei^, Yerlagsbucbhäudler, Berlin, üeyuiauoscher Verlag, 
Haoerstrasae 44. 

Emst Kritzler, Rcgierungsa^eeaor, Berlin, Steglitserstrasse 8. 

Dr. Kar! Krohue, Geheimer Ohfr-Regierungsrat. vortragender Bat im 
Ministerium des loueru, Berlin, Nürnbergerstrasse 25/2(i. 

Dr. Emst Eronecker, Eammergeriobtint, Berlin, Korfilrstendamm 241. 

Dr. Adam Kizy/anowski, Krakau, Buchhandlung. 

W. Knleinaiin, ( ib.-t landpstrprirhtsrat, Celle. 

Nikolai Kupltiva.skij, oidcntiicher Professor der Rechte, Charkow. 

TBtmkichi Kui-acbi, Vortragender Rat im landwirtSohafUioben HjniBteriiim, 
Tokio, bei nenn Tuiuikii T^rhisaiwaicho. 

Boberto Kück, Legatiuussekretär bei der Dominikauischen Kepublik, Ham- 
burg, Ferdinaodsti-asse 24. 

Dr. Eonraa Kahne, Begierungarat, Bteglits, Hobenzollenifitraase 4. 

L. 

*Dr. Panl Jjabnnd. Geheimer Justkrat, ordentiioher Profeaaor der Beohte, 

Strassburg, Koohstadeu ü. 
Jone Mereno Laoaile^ Frofl^saor der Beohte, Advokat, Manila (Philippinen), 

General Solano 6. 

Dr. Francisco de Paula Lacerda de Aimeida, Professor der fieobto, Advokat, 

Rio de Janeiro. 

Oakar Lagemtedt, Dozent der StaatawiasenBohaftm, Ootheoborg, Enogsgatan 7. 

Origorif Lahovari, Sektionspräsident am Kassatioushof, Bukaii'^t. 

Dr. Epaminonüas C. Lanibadarios. Advokat, Athen, Septemberstrasse. 

Dr. Felix Landau, .lustizrat. Recht.sanwalt. Berlin, Potsdamerstrasse 27. 

Dr. Lando Lauducci, ordentlicher Professor der Hechte, l'adua. 

Albert Lansel, St. (fallen, Fr-^inKartenstr. Ti fp. A'lr. IT. Latisel Stuppane). 

Dr. Julius Laseeu, ordentlicher Professor der Hechte, Kopenhagen. 

Dr. phil. Adott Lason, odentUober Honorarprofemor der Philosophie an der 

Universität Berlin, Friedenau, Handjerystrasse 49. 
D. franz Laurin. K. K. Hof rat, ordeütliofaer Professor des KirctieurechtB, 

Wien, Hartmanngasse 7. 
Dr. Alexander Leander, Beohtsanwalt, Berlin, Borean TaabeDttzasae 4S, 

Wohnung: Friedriofaatrasse 11. 
Dr. Ernst T.einn. Kf^rhtsatnvnlt. Berlin, Friedrichstrasso 4 t. 
Dr. Ottolitfuher, Sekretär der ^Brunuer Handels- und (Jewerbekamnier, Brünn. 
H. Ledegaaek, Köoigl. Belgiaeher Hiniaterresident Baenoe Ayres, Piedad 1213 

(Argentinien). 

Dr. Arnold Lehmana, K. K. Oerichtsadjoukt, Kimpolang, Czemowitx (Laudes- 

gericbt). 

Dr. Arthur Lehmann, Oerich tsasseaaor, Berlin, Stef^taeratrasse 12. 

Dr, flernmnii T-fhiiiann, Handelskntinn rsynritk'is. Dozent am handelswissen« 

schafthchen Kursus der Technischeu Hochschule, Aachen. 
Dr. Karl I^ehmann, ordentlicher Professor der Rechte, Rostock, Paulstr. 51, 
*Dr. Burkhard Wilhelm Leist, Oehdmer Justixrat, ordentiioher Professor der 

Rechte, Jena. 
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Dr. Gerhard Alexander I^ist, ordeotlicher Professor der Rechte, Gieesen. 
Dr. Otto Lt»ne!. ordontl. Professor der Rechte, Strassbnrg i. E-, Götht?<tr. 9. 
Dr. Leo, üericbt»a»»e8or , kommisHariHcher Uilfearbeiter des Kaiserüchea 
StaÜstifloheii Amtes, Berlin, Ki^oie OraoewtMl, KooigMlIee 64^ 

Georp Leonbardt. T.ai)(lf,'ericlits(JirL'kfor, Berlin, Courbierestrasae 18. 

Dr. Kudolf Leonhard, ^ielieinicr Ju.sti/rat. ordeDtl.Frofes8order RacfatSiBniian. 

Dr. Sotirius Leousüis, Advokat, Atlien. 

Dr. Walter Leser, ausserordentl. Pt ofe^sor der Staatswissenschaften, Heidelbei;^ 
Valentin Let« Ii. r, frofeMor der Beobte, Suitiaci» (Chde), (Me de h Wan- 

dera ()(>ü. 

Dr. Max I/evin, Gerichtsassessor, Berlin, Si^mundshof 17. 

Dr. J. Redactear der Vossischen Zeitiuig, Beriin, BrettestnaM 8. 

Dr. J. Levv, Advokat Amsterdain. Keizersgracht 

Leopold Lewtow, War^cliau, Dzielna 27 m. 12, z. 2i, Berlin, Lassingati. 21. 
Jlaroeli Lewy, Petrttao (Ruw. Pdan). 

Br. Wilhelm Lexis, Gebeimer Kegierntignrat, ordentlidier Proffeaior d« 

Staatawissen<!ohaften, Göttingen. 
Dr. Willem John Leyds, Gesaudter der Südafrikapischen BepoUik, KxoeUeox, 
Brüssel. 

Stefan Licht, Mährisch-Schlesischer l.Andesadvokat, Brünn, Adlei^asse 3. 
Otto Liebmann, Yerlagsbuchhändler für Rechts- ood Staatiiwisseiisohaltas, 

Berlin, Steglitzerstras.«te 58. 
Dr. H. J. D. van Lier, Advokat nnd Prokurator, Haag, Nieawe S shooht ia st 9L 
Dr. Karl von Lilientlial, ordentlicher P r o faflo or der Beobte, Heidflibeig, 

ZiegelliÄuser Laudstnusse 30. 
J. Limburg, Advokat und Prokurator, Haag. Anna Paulownastrasüe 30. 
Dr. Karl Linckelmann, Reohtsanwalt und Notar, Hannover, Sophieaatr. 6l 
Ernst Liimartz, G('rii litsa.«;sesf?or a D., Berlin. ]^rüokon-AUee 36. 
Dr. Alfred löst, IhttiUelsattache der Deutschen Botschaft, Peterahoii^ 
Dr. Frans von Liszt, Geheimer Justizrat, ordentlloher Profesaor der Beolrfa^ 

R'-rlin. llaidcribergstrasse 19. 
Isidor Loci). Professor der Staatswisseuschaften, Columbia, Miseonii (U. & A.). 
Dr. L. Loenholm, Professor der Rechte, Toluo. 

Dr, Theodor Loeweafeld, Honorar- Professor der Recht», Hftocbeo, FfuMi- 

hauHstrasse 3. 
Augii^^f I/)ewenstmim, Oberlandesgerichtsrat. Charkow 
Dr. Paul Loewy, LandgerichUirat, Berlin, Lessiug»tni&se .j. 
Dr. BIcbaid Loiswy, Beobtasiitralt am Kammergericht, Berfio, VlcHonastr. 16^ 

Dr. Cesare Lombroso, ordentl. Professor der /jeridiflirlien Medizin. Turin. 
Dr. Stcfiin T.onfriiie?:c(i. ordentlicher Professor der Rechte, Ad?okat, JasBj. 

Frauz Vau du I>uu, Ixibith b. .\rulioim. 

Dr. Achille l^ria, ordentlicher Professor der Staatswissen schalt, Fsdvs. 

Dr. Philipp T-otniar. ordentliclier Professor di-r Rechte, Bern. 

A. Lawrence Lowell. Ptx)feü.Hor der Hechte au der Harward üuivexmtj ia 

Cambridge; Boston. Massachusetts, Exchange Building 709. 
Alexander Lucas, Kommerzienrat, Assessor a D.. Direktor der DeolHh- 

Ostafrikatiis' lien Gesellschaft, Berlin. Stalersti-asse 11. 
Dr. Giaconio J..uzzatti, ordentl. Professor der ätaatswisseuscbafteo, Venedig, 

6. S. Apostoli. 

Br. Charles Lyon-Caen, Pfofaator der Bedite an der Universität und an 

der Ecole libre des sciweeR itolitique«!, Paris, nie Soofflot 13. 
Jacques Lyon, Lixentiat, Paris, Bctulcvaitl Berthier 89. 

M. 

Dr. Georg Maas, Bibliothekar b. Reichs- Militärgericht, Berlio, Nettelbectatr.?. 

8ir Keniieth Muir Mnckenzie, Kniglit Coininander of the r»atli Qneen« 
Counsel, Clerk to the Crown and secretary to the Lord High Chao- 
cellor of Ore^t Britain, London. 
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Br. ÜRMSt tfabaim, oideDtlioher FtofMr d«r Boohts- oocl 8lttt»witMii^ 
sohaftflo, Lüttich, nie de rEtat-Hfon 15. 

Dr. Julins Maodello, ordentlicher Professor der Staatswissenschaften. General- 
sekretär der UDgarisoheo VoUkSwirtsobaftlioheD GeseÜHcbaft, Pi^^boig. 

Nicolaas Mandrea, Prisfd«nt d. KmtioiMiMifeB, BiikarMt^ fltnidft Fontane! 90. 

Georg Mankiewitz, Rechtsanwalt, Berlin, Jüdenstrassc r>l/2. 

C. B. Marheinecke, Kaisorlich Btnitseher Konsul. Philadephia (U. S. A ). 

Colomao von Markovits zu Terpest lirosswardein, Baratok u. 10. ^. Z. Berlin, 
FkiiiM8oh60tiiaM 62. 

Anfonel vou Markovits zu Terpest, Rtulilrichter. Grosswardan, Baiitok XL 
10 sf*., z. Z. loand, Post Cseffa, Comitat Rihar. 

Pedeirico Marletta, Privatdozeut dar StaatsvTLssenKchafteQ, Catania, Via 
TraoBito SO. 

Vedor Ffduiovlc von Martens, Oelieiiner Rat. ständiges Mitglied des Minister- 
rates dt r Ansvvärtii,n»n Ant^elef^niheiteu, ordentlicher Professor der 

Becbte, Aiit^iied dtm Iiihtituts (ur Interuatiüualeä Hecht, Exeelieuz, 

Patonbofg, PantetoimaBakaja 12. 
Alezander Martin, Licentiat der Kechte, Genf, Afeav» de FloriBaant 6, 

z. Z. B*M!in. Köthenerstrasse 32 I. 
Dr. Alfred Martin 1a; Fort, oitleutÜcher Pi-ofessor der Rechtu, Rektor der 

ünireraitftt, Genf, ATenne de Floriasaat 6. 
Jean Martin. Advokat, Lizentiat d. Beeilte, Genf, Ooar de Bastioo 4, s. Z. 

Perlin. T.onispnjilatz 1. 
Dr. Mareiul A. Martiuez, Senator, Advokat vuii Chile, Peni u. Argentinien, 

Santiago de Chile, Moneda 856. 
Karaial Alberto Martin* / d>> Frrrari, Advokat der. Vereinigten Staaten von 

Amerika, Santiago de Cliile, Moneda 856. 
Dr. Ferdinand vou MartiUi, Geheimer Kegiepungsrat, OberverwaltUQg^eriohts- 

rat, ordentlicher Profes^r der Rechte. Berlin, PftBanenstrasee 93. 
Oskar Mivske, liandgerichtsdirektur, Berlin, Körnerstr. 25. 
Konrad von Maspow, Geheimer Hegierungsrat und vortragender Rat am 

Rechnungshof d»s deutschen Reiches. Potsdam, Breitestra.s.se 26 a. 
Dr. Victor Mataja, Mmisteiialrat im K. K 11 .ndelsministerium, ordentlicher 

Professor der Staatswi.ssensrhaft>Mi >\ n n, Dan>|ifs< hifFstra>?5c S. 
Jferdinaod Edler von Maiausohek, bektiouschef im K. K. gemeiosainen 

Ministeriam ffir Bosnien und die Hencegowina, Wien, Jooanneegaeeeö. 
Dr. Shigeini Matsui, Polizeidirektor, Minnterialrat im Miniateriem dee Innern, 

Tokio, Polizeipiusidium. 
Dr. Nütiro Mau>unami, Professor der Keclite, lokiu, Kojimaohi Ka. Shimoro« 

kufan Oho 51. 

Dr. Bertthutd Matthiass, ordentlioher Frofeeeor der Beohte, Bestock, Graf 

Schackstrasse 6. 

Dr. l^ikolaus von Mattijasovszky, Budapest, Rökk Szüardgaasc 28. 

Philipp F. Matzinger, Reverend, Gliioago, Univeimttt (ü. S. A.). 

Dr. jur. et phil. Angelo Maori, Advokat, Professor der Staatswissenaohaften, 

Mailand. Porta Romana 53. 
Dr. Heinrich Maurus, Graz, Reihbauei-strasse Iti. 
Dr. NikolaoR Mavroudis, Advokat, Athen. 
Dr. Max Mayer, Rechtsauwalt, Fraakenthal (Rheiopfalz). 
Dr. Paul Mayt't. Professor. Regierungsrat, Mitglied dos Kaiserlichen Stati- 

ütiHcben Amts. Berlin, Kaiserin Auguatastrasse 80. 
*Dr. Georg von Mayr, Kaiserlicher Uaterstaatsekretär z. D., ordeutlicher 

l'ntfessor der Staatswihs- nsohaften, Mänoben. 
L. Mecheiiii, S'Miatur. Helsingfors. 

Dr. Charles Meckeustock, Advokat, ordentÜuher Professor der Rechte, 
Neuoh&tel (Schweiz). 
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Saüie Hoheit Heraog Johann Albrocht zu Mecklenburg, PkiflideBt der 

Doutschon Kolon iaigoselischaft, Wiligrad (Mecklenburg). 
*Dr. Friedrich Meiü, oideDtlicher Profe»sor der Eeohte, Advokat, Zuricb, 
Stidthaamoii 7. 

Pr. Emil MeinecKe, Landgerichtsdirektor, IV iIin, Kleiststrasse 31. 

Dr. August Meitzeo, Geheimer Kegierungsrat, ordentlicher UoDorarproiettur 

dor StaatNwissonRsehaften, Berlin, Kleiststrasse 23. 
Albert .M- M lf. I.;indricliter. Guben. 

Ca&dido \ft n i< s do Almeida, Frofeesor des Strafrsobta, Bio de JandvOi Boft 

Genurai Camara 31. 
Dr. Fernando Mendes de Almeid«, Professor des btematioiuden Privat- 

rrrlits. A Ivokat, Rio do Janeiro. 
Dr. J. Mendes Martin-s, Advokat, Lissabon, Rua Nova do Almada 81, 1*. 
Dr. Auton Menger, ordeutlkher rrofe^sor der liecüte, Wieo, Gopaagagas&e 23. 
Dr. Rudolf de ICentbon Bake, AdTokat, HerKOgenboedL, Jan HeimMmi 

Dr. Adolf Menzel, ordeptü. lu i 1^ »f-^sorder Rechte.Wieii, Si hwarzspanieretr.29. 
So. Durchlaucht Dr. Cremen.«?, K»b|>rinz von Metternich. Wien, Reiuiwe|g2<. 
Dr. Felix Meyer, Kammergerichtsrat, Berlin. Lützow-Üfer 32. 
Dr. Carlos Meyor-Pellegrini, Bnenos-Ayres. 

Dr. Erich Meyssner. Jn-ti/tat. T'- rfifsanwalf und Notar. B-rlin, Behreostr. 4. 
Cari MichaloWKky, Syndikus dei* Deutscheu Baak, Borliu, Dehreostraase 6. 13. 
Dr. Oostav Miohelsen, Oeoeralkonsul der Republik Columbiea, SUbeok M 

Hamburg, Blutnenau 78. 
Dr. H. Mit>!< kt\ Geheimer Kriegsrai, vortragender Rat im Eriegsmioistenaffl, 

Berlin, 1 'alhus.stras.se 23. 
Dr. Emst Miter, Btaat8anwalt»ubetitut und Privatdozent d«r Redite, Agian« 
Wm. Galbraith Mi'l* Advokat, Doz^^nt der Rechte «D der UuTeaitit 

Glaaguw, Edinburgh (iSchottl.), Albanystreet 39. 
lx)rd Alfred Milner, Gouverneur von Kapland, Kapstadt, Government Homa 
Georg Milovanovitscli, Belgrad, Rattarskastrasse 59, ä. Z. Berlin, Ifflandstr. 3. 
Dr. (^eot^ Minden, Syndüros des Berliner Ffandbriefamts, Berlin, Tempel* 

hüfer Ufer lt>. 

Haximilian Mintz, Ingenieur and Patentanwalt, Rellin, Unter den Und« 11. 

Dr* Boris Minzvs. Profes-sor der Staat.swis^enKchafteo, Sofia, Bakowakistr. 106L 

Y. Missir, Ailvdkat, Bukan ^t. Strada Fontanei. 

Dr. Ludwig Mitteis, ordcntlK Idm- Professor der Rechte, Leipzig. 

Dr. L. P. A Mo[. n;;raf, Professor der Rechte, Utreufat 

Dr. Heinric h M l I s^tizrath, Kecbtsanwalt beim Kammergeridit und Notar, 

Beriio, Kaiibbad 2ti. 
Dr. AntonitM Momferratos. JnstizminiBter, Advokat, Athen. 
Dr Joao Monteiro, Piofessor der Reohte, Advokat Sdo P;iuln, rwasilienk 
Jose I^ite Monteiro, Advokat, Professor am Lyceum, Präsident its Gemeindö- 

rats, HekreUir der Ilandelüvereinisurig, Funohal (Madeira) (Portugal). 
Dr. Brede Morgenjitierae, ordentlioher Professor der Rechte- nnd StMls- 

wisseiiseliaften. (.'Iiristiaeia, Oskajxgade 34. 
Dr, Uirick Motzfeki. IVofessor, Christiania, Parkvej 41b. 
Dr. Hans .Münch - IVtersen, Professor der Rechte, Kopenhagen, Roligh 

Iledesvej 20. 

Ouillernio Mündt, Keclitsanw alt u. Gesandt-scliaft^atiacliA, Santiago, CarÜla j')5, 
Alametiade la.s Debua» 1750, 2. Z. Berlm, Chileoisobe Gesaudtifubaft 

Dr. Iz-o Münk, Hof* and Gerichfsadvokat, Wien, Fleiadhmaiit 1. 

Dr. .loliannes von Muralt. Zürich, I/jngystra&se 3L 

j^icolausvo» Murawiefl, Kauterlicli Rui^iäcber Jnstiaminiater, Hohe ExoeUeu, 
St. Pet»3n»burg. 

Dr. 8ergei Maromtzeff, ordentlieber Professor der Rechte. PrksKieüt der 
Moskauer .lurisHschen Gesellschaft, Hoskao, Pretaohistenka Ghialai 

per D. 2»»o. 24, 
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Dr. Benno Mühsam, Reohtsanwalt, B» rliu, üenthiuerstrasse 5. 

Dr. Graf von Mülinen^ dieuHttiiuender Kantmerher Ihrer Majestät der 

Kaiserin und Ktnigin« Berlin, SdiiffiMUteidaiiun 29a. 
Dr. Müller-Meinin^rnn, Amtsrifhtor, Reiohstagsabgeordneter, FQltlL 
Dr. Emil Müosterberg, StÄdtrat, Berlin, Dörnbergstrasse 7. 
Dr. Oskar M&DSterberg, Berlin, Oenthinerstrasse 13, Villa J. 

N. 

Vladimir Dimetrievio Nabokoff, Privatdozeut der Kechte an der Xaiserlichen 
Beehiasdinle, Fetenbarg, Hoskaia 47. 

Dr. Brigido Nateza, Oiuda^l Bolivar (Venezuela). 
Ako«; Navratil von Szalok. Budapest, Lipot atoza 10. 

Carl Naijüli, Zürich, Neumarkt 20. 

Max zur Nedden, diplomierter DolmetscbeTf Berlin. Lützowstrasse 46. 

Dl. J. A. X' tjt'rbui>:li, Milfjlicd des jTi5?tizi-at8, Batavin (XietltM-I. Indien). 
Jevgenij Alexejevic I^efedjeff, ordeutUcber Professor der iiecüte, Moekao. 
Dr. Miltiades Negropoutis, Atbeü. 

Peter Kemeth, Bndapeat, Alkotminy utott 28» i. Z. fieiiin, Johannia- 

strasse 4. 

Dr. Ei'üfit Neokamp, Ober-Landesgericbthrat, Cölo, Uauaariug 57. 

Dr. AjRÜn Nenmaon, Advokat, Budapest, AndiaBsy-atza 5, 

Dr. Hugo NeumaaD, Becbtsanwalt am Eammeiigerioht, BerHn, Potsdamer* 

strasso 1 18. 

Os>cai Xtuiiiauu, Kecbtsaiiwalt, Btulin, Leipzigeretrasse 5G. 

Paul NcumanD, Advokat, flonolulu, Merchant Street 314. 

Dr. Bobert von Nnnmann-EtteDreich. Of" rIaii(!.'s-Mii( htsrat, Profeeaor an 

der £. iL KousuUtr- Akademie, Wieu, Sechstiügely 1. 
Alexander Jenfimovio Neraorow, anmerordentiicher Profenor der Rechte, 

Doi-pat (Jurjev). 

Dr. Jos» ! Ii ShiM Niohfllaon, ordentlicher ProfetBor der Nationalökonomie, 

Iviinburgh, 

CooalantiD Nicnleeen-Tblega, Advokat, Oara Doftana (Rnrnftnien), s. Z. 

Berlin, Ziegelstras-se 30. 
•Dr. Theodor Niemeyer, ordentüoher Professor der Keohte, lüel, Lornser- 

st.ras.se 19. 

Dr. Ottfried Ni|i|'ol<l. I'rofivssor der Kochte, Oi'rlikon b. Zürich, Villa Krakau. 
Dr. Patilo d'' Almi i<ia X( :.Mi. ita, Rechtsauwalt, Säo Paulo (Brasilien). 
Paul ^owgoroUi^eff, Magibter jur., Privatdozent der Hechte, Moskau. 
Dr. August Nybergh, Senator, Oberricbter, Mitglied der Oeeetsgebungs- 

KommissioD, Helsingfoi-s (Finland). 
C. T. Nyholm, Mitglied des böchaten üertchtabofe«, Kopenhagen, Oster- 

brogade 72. 

Dr. Francisco Oohoa, Prafeesordee Strsfrecbta^ Advokat, Haraeaibo (Yenesaela). 
Eduard Oerstroem, Sektionsobef im Juatismmisterinm, St Petetsbnig, 

Furstadtsk ijn 27. 

Dr. jur, et phil. i'aul Uüitmann, ordeutiicher Profehusui der Kecbte, Krlaugen, 

Rathsbergerstraase 24. 
Dr. Friedrich Oetker, ordentlicher Piofes^or der Rechte, Marboig. 
Freiherr Alfred von OfTermanu, Brunn, Dornrösselgasse. 
Dr. Ernst Oflfermann, Köln a. Rh., Beethovenstraase 12. 
Dr. .Julius Ofner, Hof- und Geriolttsudvokat, Wien, WoUaeile 12. 
Shigesiro Ogava, Gefängnifidiroktor, Tokio, Justizministerium. 
Dr. Santaro Okamatsu, Professor der Keuhte, Kioto, Japan, Univetiiitat. 
üjtfqnls Ramon de Dalman de Otivart, ehemaliger Professor der Bechte 

an der Universittt an Madrid, Abgeordneter, Barielona, Bmoh 69->71 10. 
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Dr. K. croiivecrona, früher Rat am hOdiBtea Oeriohtdiof in SdkmdM^ 

Stockholm, KlarabergMgatati 21. 
Eyviud Olrik, Overretsas&essor,- Ässintent im Justizministeriuia, Kopea- 

bagoD, MatvigMilee 2. 
T)r. Justus Olshausen, Oberreichsaowiilt, Leipzig, Lessing?;tra5?<:c 1. 
Dr. Au£Uät OnckeD, ordeotliober Professor der Stas^wisseoschaiteo, beiu 

SdiMMseneggstraflse 17. 
Dr. Charles van Oppen, Mastricht, Brfisselerstrasae 6w 
Dr. Franz Oppenhfimcr, Rerlin, Kaiserallee 19. 

Dr. R. Orzencki, Dozeut dar StaatswisRenschafteii, Udessa, Trftitzkuja 7. 

Dr. Frederik Daniel Eduard von Oäeubruggeii, Advokat. Saro&raug, Java. 
Dr. Hugo Oser. ordentlMier ProfMBOr der Seohto, Freibuiig L Soiwiib 
iTtn OseroflF, Privatdozcnt der Staatswi.ssonschaften, Moskao. 
Dr. Albert Osterrietli, Berlin. Wilhelmstrasae 57/58. 
Taizo Oyagi, Kechsauwalt, Tokio. 

P. 

Padel, Referendar, Dragoman beim Kaiserlich Deutschen Konsulat, SriootlL 
Ovaf Peter von Pahlen, früherer Botschaftsrat bei der Kaiserlich Russi^tcbeo 

Botschaft in Berlio, s. Z. Oross-Aiits bei Statu» Auts (Cuko^k 

Kimalaud. 

Dr. Man Frilanary, früherer Advokat am AppeUhof s« Faiis, Smyn^ 
Salvatore Palomba, Advokat, Caf^iari^ ria Corte d'AppeUo 24. 

Dr. üeorg Panopoulos, Asspf?sor. Patras. 

Dr. Vladimiro Pappafav^i, Advokat, Zara ^Daimatiea). 

*Dr. 1^ Pappenbeim, ordentlidier PrafoBBor Boobfe, Kiel, Waitirtr.39L 

Dr. Tfluseppe Paratore, Advokat, Neapel, Corso Vittorio Emanaele 115. 
Dr. Caraeciolo Paria, Advokat, Pro^*.'».sor der Rechte, Merida (Yettwwit). 
Dr. Christoph P. Patalas, Advokat, Athen, 8ophoklesstras.se 70. 
Dr. Jobanoes P. Patalas, Advokat, Athen, Sophokles-strasse 70. 
Payan, Direktor der Bank von Peni und London, Lima. 
Boüty T'eartree, Prttsideat der amerikaniachen HaBdelakaainieiB, Puiii 
ruo Öcribe 3. 

WOhelm Freiherr Yon Peohmaiin, PrSflident der JnrtstiaoheB OeeeUsdult in 
MündieDf Direktor der Bayeri.schen Handelsbank, Uunchen, Ottostr. Sa. 
A. Pelidram. Kaiserlich deutscher Ministerresident, Caracas (VeiieiiMla)L 
Dr. Cataldo Peluso, Tarenl, Via d'uomo öö. 

Joeeph Pergament, Beohtoanwalt am Appellhot PoeahkiDStr. 78, Odma. 

Michael Peiganiont. M i^ii-ter jur., Dozent der Rechte, Odessa, Paschkiostr. Tft. 

Dr. I. Perl, Rechtsanwalt am Kammerpericht, Berlin, Kurfürstanetr. 89. 

Graf Joseph von Peatalozza, Kegierungsaccessist, Nürnberg. 

Jobannea Peters, Ministerialdirektor, Berlin, Enrffirstendamm 212. 

Dr. Jalios Petei-sen, R«icbsgerichtsrat, Leipzig, Schürzonstrasse 12. 

Dr. Leo von rctra?:ycki, Jfag^istcr jnr., ordentlicher Profeasor der JBeektir 

Petersburg, Bolsdu^ Konioschenaja 13. 
Dr. Leopold Pfan, oidentllcber Prolessor der Bedite, Wien, Am Hof 7. 
Dr. August Pflug, Berlin, Memeleistrasse 47. 

Dr. Eugen Philippovich, Edlf>r von Pbilippsberg, ordentliober Profeasor 4v 

Staat.swKssenschafteu, Wien, Reithlegasse Ö. 
Khan Hinang PhraKraist (NaiPleng), Königlidi Samedaoher Kro nayn d lk as, 

Pra.si(ient des Kriniinalgericht.s. Bangkok, ßan Mo. 
Dr. Julius Pickl*^r. Prof'S'^nr di r Ivcchte. Budapest, Szentkiralyi ü. 2&. 
Antoiuo PiUet, Professur der Hechte, Paris, rue de Bi^^neux 13. 
Dr. Bobert Pitofy, ofdentliohar Profeaaor der fioobte^ Wünburg, Sand»- 

glacisatrane 28. 
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JJr. Norberto Pioeix), frülieiür MiuLiter, uhouialigor Professor der Rechte 
Boenoft'AyiM. 

*Dr. Oscar Platou, ordtMitlkher Professor 4or Bsohte, Jfitglisd der Gesetze»* 

komniissioD, Chriütiauia. 
Jdlax PlüddemaDD, Eontre-Admiral z. D.« Berlin, Ludwigkirchstrasse 9. 
Dr. Yittorio Polaooo, oideiitUdier Professor der Beohte, Fkdiiif Via del 

Pero 190,107. 

Dr. Keynaldo Porchat, Bechtsaowalt, Säo Paulo (l^rasilieo). 

Dr. I^ltx Poraoti, Beehtsanwalt, füntbisdiAflieher Koiunstornlnt, Mitglied 

dfs riauscs der Abgeordnt'toü, Bredau, Sohweldnitsterstrasse 51. 
Dr. Moritz Posch i, Miaiatemirat im finaanmnirtsRam, Wieo, Jasomirgottr 

Strasse 4. 

Alexander Poujol, Mberer Oesdhlftstrager, Abgeordneter in der gesets- 

gebenden Körperschaft, Port-au-Priuce (Haiti). 
Fradier-Foderß. Ehrenmitglied des Appellbofes zu Lyon, Ehrenpräsident 

und Bogrüudtir der »taatswissenscbaftUobeu Fakultät der Universität 

lima^ Mi^lted des Institute für intematioDales Beoht, Saint Etienne 

(I.nir.' i. Rae Faure-Belon L*. 
Dr. Javier Prado y Ugarteche, Advokat, Profe<;«!or der Rechte u. Philosophie 

ari der Universität Lima, Mitglied der Ue^ützeskommission, Lima. 
R. L. l'ni^^er. Verlagsbuchhändler, Berlin, Mittelstrasse 21. 
Di. Umberto i'rauzar.iro, Professor der Beohte, Advokat, Neapel, Gorso 

Vittorio Emanuele 455. 
Dr. Hago Preuss, Privatdozent der Rechte, Berlin, MattbäikirohstraBse 29. 
JvlSB Preux, Mitglied der Abteilung' für ausländische Oeset^gobnng beim 

JustizministeiiuMi, Paiis, nn.' de Miromesuil lOL 
Dr. Procopovici, k. k. BezirLskoiiiniiäHüi, Hiva (lirol). 
M. Sornas von Prontsohenko, Magister jur., Geneialrat des OouvemementB 

woronesb, Petersbur-r, Sergievskaja 18. 
Woldemar von Przowalski, Friedensriehter, Moskau, Arbat, Eigenes Haus. 
Dr. Peter Paviovic Pustoroslev, ordentlicher Professor der Rechte, Jurjev 

(Dorpat). 

Seine Durchlaucht Wilhelm Für.^it zu Putbus, Erblandmarschall im Fürsten- 
tum Rög^n xmü der Lande Barth, Oeneralmiijor k la auite der Armee, 

8cbloss l'utbuü. 

Dt, Cornelius Pyuacker- Bordyk, früherer Oeneralgoaverueur von lüßeder- 
Uindl.scli-Imlien, Mitglied der ersten Kammer der QeneiatstMten, 
Haag, Jeiuideuhort öö. 

Q. 

Dr. Bemabe Quiros, Advokat, Direktor des Staatsiustitnts fSr den Anstansdh 
ton Dmokaohrütenf San Jos« (Costa Bioa). 

R. 

Beine Kdniglicbe Hoheit Frins Rabi, K9nigtieih Siameeisdier Jastizminister, 
Bangkok (Siam). 

Alfred Radke, Kaiserlicher Regiernnf^rsrat, Berlin, Neue Wititerfeldt-tra-sso 12. 
Dr. Milorad W. Radulowitsch, Legatioussekretär der Königlich iSerbischen 

Oeeandtsehaft, Berlin, Kroneostiasse 73/74 
Arthur von Raffalonoh, WirUioher Btaataral^ Exoelieoa, Ptoie, Avenue 

Hoche 19. 

Dr. Greste Ranelletti, ordentlicher l'rofessor der Rechte, Macerata und Siena. 
H. W. Rapaport, Lemberg, Kopemiica 32 II. 

Dr. Herinanii liasch, Regi-'nui;.^Mat, Charlottenburg, TTaidenbergstras'^e 42. 
Dr. Zoitan Rath. Professor der IStaatswisseusohaiten, Kaschan (UainarQ), Tor- 

dobbygahät» 3. 
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Or. Fritz Rathcuau, Oenohtsassessor, Hülfsarbeitsr im KliMriidilB 

T\it.'ntumt, Ik'rlin, Beiidl^Tstras^o 2f* 2'). 
Dr. Baron von liotMitz-Tbott, Kupeubagfii, Au&wiiiiiges AmU 
Mehemed Refik Bey, fntherer trirkisoher Botschaftssekretär, KonetantiiMipeL 
Dr. Paul R •hme, ordentlicher Piufussur der Rechte, Halle a. S. 
Dr. Bertbüld Keiche, Bibliothekar der Korporation der Kwafmaonachaftt 

Berlin, Aupsburgerstrasse 59/60. 
Loois Kenauld, Professor der Rechte an der Universität und der freie» 

Sciuile für Staat swis<!onpcbaften, Präsident des loBÜtiits für IntM^ 

oatioualeä Kecht, Pari», nie du Ohercfae Midi 30. 
Dr. Vladimir von Renneakampf, Professor der Sedkte, Odeen, Sedoti)« S, 

Logis 1 1 . 

E. Van l>»'r H"st, Professor der Rechte. Brütisel, ruo des Rentiers 89* 
Dr. jui. et jihil. Ernst Rethwisch, Berlirt, Achenbachstrasse 15. 

Paul voa Rbeinbaben, Geheimer Oberregierungsrat, vortragender Btlt Mb 
Staftti>-Miui.stt'rivtni, B»*rlin, Schöin l-* i|:er Ufer 13. 

Einauutil Lee Riuhardsou, Evauaville (Indiaoa, U. S. A.). 

Dr. Otto Freiherr von Richtbofeii, Staatasekrettr im A.aew&rt!g«n Amt, Wiit- 
licher (ioheimer Rat, Excellenz, Berlin, Königgratzerstrasse 136. 

Dr. Anlon Rifli!. Hof- und Gerieb t.sadvokat. Wiener Neustadt, Wieneretr. d. 

Dr. Guido Rignano, Livoruo, Via Vittorio Emanuele. 

Viktor RiDffi Kammergeriohtsrat« Berlio, Sohdnebeiger üfer 46. 

F. Hobin, Oberbibliothekar im Mitiisti-rium der Domänen, Bukarest. 
JolioB de Rüde, Generaldirektor im Joatismiiusteriuiii, Brüseei, Bne de 

Marteau (>0. 

Dr. Eruo.st Roguin, ordontliulier Profo.s.sor der Rechte, Ijausauue. 

llectoi de [{ollund, Staatsrat, Prisideot des ObeigeriobtSi Monaoo, ßaa 

Aibertu 3, Villa Boihäet. 
Dr. Emtit Bosenfeld, auHserordentlicher Professor der Beeilte, Königsberg i.P. 
Dr. jor. et. phil. Ernst B.K Mif i l, Assessor, Berlin, ToBastraase 13, xnrZak 

DüsKcldorf, Hr« i i. nl ;u li. r Hof. 
Dr. Eduard Rusentiial, oixientiicbör X*rofesaor der Rechte, Jena. 
Dr. Heinrich Hosin, Huf rat, ordeotliober Professor der Beohte, IVeibmi^ l Br. 
Theodor Ko.st>tti, (iouvorueur der Rumttnischen Nationalbank, fcfiherer llinistBr, 

Bukarent^ 1'overneistra.sse. 
Dr. Wilhelm Rothe, Justi/rat, Amtarichtor a. D., Rechtsanwalt, Berlin, 

Köiii^'f^riitzerstrassH 1 20. 
Jean Andre Roux, Profes.sor der l'- c ;ift\ Pijnn. Boultnai 1 de Brosses 22. 
Leo S. liowe, Prufesüor der Stiuit.>wi.s.seuschaftcn, College IMl, ünivenüty 

of Pennsylvania, Philadel |)hia (U. S, A.). 
Dr. Anselm livimpclt, Amt.shauptmann, Chemnitz. 
T)r. Simon Ruiidstoin, Warschau, Gt tsa-tra.sso lö. 

Giaconio Ruta, Advokat u. Prokurator am ka.Sijationsbof, Rom, viad'A2C^Uo24. 
William Rutherfoid, Barrister at law, London, Piowoeo Bnüdings S, 
Temple E. C. 

8. 

S(*rgius Sabinin, aiisserordt riil Professor dei* Ix<'rlite. Toin-k i W.->t-Sn'in0n). 
Walter von «Saiot-Paul-iliaire, Uolu, Orusae Budengasse Ö, bei der KlieinisclieD 

Plantagen-Oesellschaft 
Raymond SalcillcH, Proffssor der Rechte, Paris, Boe St Guillaurae 14 
Dr. Ludwig Hutlnlf v-ni IT -i 'rarpi-ofessor der Rechte, Bern. 

Dr. Arthur f>iilomon.sohn. Reclit.sanvvait a. D., Geschäftsinhaber der Diskonto- 

gesellachaft, Berlin, Bellevneetrasse 19. 
Dr. Giuheppe Salvioli, ordentliehor Profc^^Hor der BeehtSi, PttlenDO. 
Dr. Evati^'clos P. Samios, Syra (Griechenland). 
Sütiriüü l'enkles Samios, Syra (Griechenland). 
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Dr. lAUgi Sampolo, ordentliober Profemor der Rechte, PAlenno. 

Ih*. Richard Samter, Rechtaanwalt, Berlin, Lutherstraue 53. 

Dr. Antonio Gonzales Saravia, Staatsrat, Guatemala. 

Dr. Nikolas Öaripolos, Pnvatdozent der Hechte, Atbeo. 

Phol Saarn, Kaiserlioher 0«heün«r Regtonuigsrat, SenatsvoTsitoender im 

Reichs-Vt'i>i( hcrungsamt, Berlin. Driffliugerstrasso 13. 
Dr. Leo von Savigny, ordentlicher Professor der Rechte. Marburg'. 
Dr. Georg Schap, Landrichter, Uambui^, Harvestehude, Alittelweg 55. 
*Dr. Wilhelm Sdiarliof, oidentUoher Frof»B8or der StaafcBwiSBeiisohafliaD, 

Kopenhagen. 

Dr. Albert £. Fr. Scbäftle, Mioiäter a. D., Excelieoz, Stuttgart, Urbaostr. 53. 

Jon Scheie, Beobtnnwali, CSuietiaDia, Oconeen 13. 

Dr. OftrI Soheirapflug. Rat der K. K. Finanzprokontoir für Tirol und Yoiail- 

berg, "Wien, Alserbachstr. 1 1 . 
Dr. Faul Schellhas, Ajntsriuhter, Kirdorf, Riohardplatz 16. 
*1)r. Karl von Seberzer, ansseroTdeatUeher Oeeandter und beTollmllehtigtor 

Minister, Excellenz, Görz. 
Paul von Scheyu, Dozent der Rechte an der Kaifiertichen ReohtäSchule, 
Petersburg. 

I>r. Domenico Sohiappoli, Advokat, anaaerordentlioher ProfesBor der Beehte, 

Pavia. 

Dr. Gustav Schirnueister, iSchoneberg bei lieiiiu, Kaiser Fried richstrahhe 12. 
Dr. H. St Sohiaotiiuanov, Bekretilr der PüretUch bnlgariachoD AgenHe, 

Wien. Lii htenfelsgasse 5. 
Friedrich Schlatter, Advokat, Zürich, Im Bleicherweg, Ecke Claridonstr. 36. 
Seioe Hoheit Ernst Günther, Herzog zu Schleswig -Holstein, Major k la 

BoHe dee Leibgardebasaren^Rc^menta, erbliches Ifit^ed dee Herren- 

hausr's. 5>i-hl'iss Prinilcenau. 
Benno Schloinauu, Rechtsanwalt, Berlin, Kriedrichstrasse 204. 
Joseph Schlossmacher, Haadelskammer-Syndikus, Frankfart a. Main, Kie- 

d Oll au 42. 

Paul Schmid. lit^anwalf, Berlin. Fi icdrichstrasse 49 A. 
Dr. Arthur Schmidt, oixientilcher Professor der Rechte, Giesseo, Ludwig- 
strasse 46. 

Dr. Florian Schmit, Advokat- Auwalt, Lu.\emburg, Neuthoi-Allee 11. 
Dr. Gustav Schmidt, Mitglied d^r Bundesverwaltung, Privatdozent der Staate- 
wissenschaften, Bern, Jiaüuuwog 8. 
Dt. Albert Schneider, ordentlicher Professor der Iun hte, Zürich-Hottingen. 
T)r. Victor Schneider, Justizrat, I\ rhtsanwalt, Berlin, Leipztgerstr. 101/2. 
Schneider, Amtsgerichtsrat, Branden buiig a/H. 

Dr. Clemens Freiherr von Soborlemer, Königficher Eammeiherr, Ober- 
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BadstübDer-Maiserits. 
BlUin-Hufiburg. 
von Bw-Gottiagen. 

Bafisengf -Hprlin. 

Pnuz von Butteobeiig-DaEiiwtadt. 
BtnngutMi-StnMbiifg i B. 

V. BwbinaDU-MuncheiJ, 
Becker-Düsseldorf. 
ßeelitz-Ciarden b. Greifetiha^eu. 
Behreud-Loipzig. 
Botker-HeidelbeiTf. 

Berent-BerliiL 

Bergbohin-Bonn. 
B*^rghoff-Ising-Darmstadt. 
T.Berlapsch-Seebach UGro^ngottero. 
Benibdft-Bostook. 

Bernstt'iri- Berlin. 
BeunuT-I »üsseldorf. 

Biel iniui/i-GieRsen. 

r>iiiiii'i-K''i-fi"k. 

Bin^'i!"!-, A.-J.«'il>x.i^'. 

Biuguer, Ueiaz-Borliu. 

BirkroeTer-MfinoheD. 

T. Bleiohröder-Boriin leiy. Drabss. 

V. Biume-Kuntgsberg. 
Blamenfeld-Benüi. 

Borchardt-Berlin. 
Bornhak-Berlin. 
Böhiuort-Dresden. 
Brentano- M ü noheo. 
Bropmol-Bi'ilio. 
Builiug-Burlin. 
Bmniller-ßDrlltL 
Burchiini-I) rlin. 
V. Burcharxi-Beriin. 
Büruer-Btirliu. 



Cahu-Berlin. 
Oohü-Berlio. 
Owadt-Bonn. 

Covarrubias-Balin (Vesiko). 

Cronip-Bonn. 

Dahu-Uiu&lau. 

liegen (WalterVZwiokML 

Dniso-Bt'rlin. 

Bernburg-Berlin. 

Detteo-Beriia« 
Diehl-Ktoigsbecg. 
IMvrt- Berlin. 
DzialoszjDski-Berlis. 
Bberetedt-Beriin. 
Ffzri -Berlin. 

Klirii' kf> (Albf'rt)-BerliD. 

Ekiacke U''.)-Fiddichow. 

Ehrbardt-Breslaa. 

Ellstaetter-Berl in. 

EademaaD'Haasovef. 

EaecKr-Bealio. 

Falkmann-Berlin. 

Feig-Düsseldorf. 

Fidlör-Mdoät&r. 

Finfer-Wünbmi^ 

Fischer f'M(o)-Bn's(.iu. 

Fischer (Paul )-Fri©deiMHi. 

Fitting-Halle. 

Flatau-Charlotteo bnrg. 

Flt'isrli;iu»'r-r>orüa. 

Forleza-Uoriiu. 

Fnuidce-Beriin. 

Fnok-Tübingea. 

Franz-Kiel. 

Frauenstädt-Breslau. 

Freode^tettin. 

Frt\vliaii-C(»ttVn;?. 

Fritnieberg-Berlin. 

Friedeniaon-BeiiuL 

Friedcnthal«Bertio. 

Frt-'<ihi'im-Bprlin. 

Friedläoder- W eiiuar. 

FriedmMiii-Beriiii. 

Friedrichs-Dr-itimind. 

Fronimh'^'M-' !r »'ifswal'J. 

Fuchs (Mxvj Arcliivar-Berün. 

Fuchs (Max) Keohlainindt-Bariiii. 

V . n * • s c h t» !•- n n ?ft er. 

Goid bergor-Berlin. 

0t>ld8diiindt''Beriiii. 

T. Oordon -Berlin. 

von Gossler-Danzig. 

GooriDg-Neuhaus &. d. Pegaitx. 

Q r o oee L eege-Bwiuu 

nn.trferiil-Murbnrg. 

ürundler-litTÜn. 

Günther (Fi lU)- Berlin- 
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OHntfaer (LQdwig)-Oie«8en. 

Gwinner-Berlin. 

Hachenburg- Mannheim. 

Ha^ens-Frankfurt a. M. 

TOB Hille-Beriin. 

Hunburger (Karl)-Berlin. 

Hamborger (Ludwig)-fierUn. 

Bamm-G)ln a. Kh. 

Harborger-München. 

V. Harder-Munnlieim. 

Harmenii)g|>l ena. 

Hartmann-Beriin. 

Freiherr v. Hartogeosit-Beriin. 

Hassbach-Kiel. 

Hatschek-Fraokfurt a. M. 

HaTenstdo-BeriiB. 

Hänel-Kiel. 

Hecbt-MaDoheim. 

Heck-Halle a. S. 

Heil horii- Berlin. 

UeilfroM-BtMÜn. 

Heiinburger-Giesseu. 

H^nemaon-Berlra. 

HelfFerich-Charlottenburg. 

Hell rnijth hauser-Berlin. 

Hellwig-Berlin. 

Herz-Steglite. 

nest'kiel-B>erlin. 

Hilno- Berlin. 

Hirsch-Berlin. 

Hirsohler-Berlin. 

HofTinann iKarU-Borlio. 

Hofifmano Ümmauueij-Oross-Iiohter 

fdde bei Berlin. 
FfiiBt zu Hohenlohe-Lingeiilniig 

Strassburg. 
V. Iloltzondorff- Berlin. 
Holz-Berlin. 
Houigmann-Breslaa. 
Graf V. HopfTgarten-Berlin. 
Hölder-Leipzig. 
Hübner-Bonn. 
I<'h<*tihaeuser-Berlin. 
Jatle (Ludwig)-Berlin. 
Jaffe (MoritB)*Fown. 
Jaffö (Paul)-Berlin. 
.lafff (Riebard)- Berlin. 
Jastrow-Berlin. 
Jellinek-Heidelbttg. 
Jenny-Berlin. 
Jollos- Berlin. 
Jolly-Wfinsburg. 
Jourdan-Mainz. 
K'aliii-H.'idelbeig. 
Katz-Berlio. 

Ktofmann ^Felix^BerHn. 
EinfnMDn (Biahaid)-Beilin. 



Kaafmaon (Wilhelm)-Berlia. 
Rempner-Berlin. 
Kindermann-Httdelbeig. 
£lee-Berlio. 
EleiDfeller^Kiel. 
Knapp-Stra.s.sburg. 
Koch (naiis)-l\)sen. 
Kücii (Max)-Berlin. 
Ko('h ( Richaid)-Berlin. 
Ko«'h ( Willu'liiD-Bcrlin. 
Köbner-Cbarlotteobuig. 
KOhler ( August )-MdDäeD. 
Köhler (Gustav)-Beriia. 
Köhuo (('arl)-Berlin. 
Köbne (Paul)-Berliü. 
Yon König-BeiÜn. 
Kreyenberg-Berlin. 
Kritzler-Berlin. 
Krnhno-Berlin. 
K ronecker-Berlin. 
Kuleniann-Celle. 
K üük- Hamburg-(BerliD). 
KOhne-ätegüts. 
Laband -Straasbaig. 
Landau-Berlin. 
LaäsoD-Friedeuao. 
Leander-Berlin. 
T/ebin-Berlin. 
Lehmann (Arthur)-Berlin. 
Lehmann (Hermann)- Aachen. 
Lebmann (Karl)-Ro8tock. 
L^'i-st (Burkhard Wilhelni)-Jena. 
Leist (Gerhard AlexaDder)-0ie88en. 
Lenel-8trM8burg. 
Leo-Berlin. 
LeonhanJt-Berlin. 
Leonhard-Breslau. 
Leser- Heidelbeig. 
Jjevin-Berlin. 
Lev^-Berlin. 
Lexi8-05ttingen. 
Liebmann-Berlin. 
■?on Lilii-iithal-Heidelberg. 
liukeiiuanu- Hannover. 
linnarts-Berlin. 
von Liszt-Berlin. 
Loewenfeld-Miiiichcn. 
Loewy ( Richardj-Bcrlin. 
Loewy (Baulj-Beilin. 
' Luca-s-Bt'Hin. 
Maas-Berlin. 
Mankiewitz-Beilin. 
von Martitz-Beilin. 
Maske-Berlin, 
von Maösow-Potsdam. 
Hitthiafr-BoBtook. 
Mtyer-IWikeotbaL 
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von Hjorr-Mflncbon. 

Honog Johann Alhreoht in Udoiileii- 

burg-Wiliigrad. 
Maineoke-Berlio. 

MeiU^'n T^-i lin. 

MeDde-Guben. 

Meyer-Berlin. 

Meyasnt'r-Hcjliii. 

MicbalowKkv P i 'i». 

Mi<^eltHw-iiaui bürg. 

Mfeloke-Berlin. 

Minden-ßerÜD. 

Mintz-BerÜD. 

Mittels- Löipzk. 

Moil-BeriiB. 

Mühsfim-Rerlin. 

Oraf vou MüUnon- Berlin. 

Müllor-Meioingeu-Fürth. 

MüDSterberg (Emil)-B6rün. 

Münsterberg (Oskar^Bwlin. 

Zur Neddeo-Beriin. 

Neukimp-CtflD. 

Xt umaun (Ilugo)- Berlin. 

Neumann fOsv^rl -Berlin. 

Niemeyer-Kiel. 

Oertmana-ErUngen. 

Oetker- Marburg. 

Offermaun-Cölu. 

Olihaiisen-Leipzig. 

Oppenheimer- Berlin. 

Oaterrietb-Berliu. 

Fappwbeiro-KieL 

Franerr yon Pedunaim-lIftDclien* 

Perl-Berlin. 

(traf von Pcstalouft>Milnoben. 

Peters-Berliü. 
Petoraen-LetpEig. 

rf!ng-P.erlin. 
Pilüty - Würzburg. 
Plüddemann-Benio. 
Porsoh- Breslau. 

Pragnr-Rf'rün. 

Fürst zu f utbus-i'utbus. 

Praufls-Berlio. 

Radtke- Herlin. 

Rad u 1 0 w i t so h - B r Ii n . 

RÄ8ch-CbarIott*»ui>ujg. 

Bathenau-Berliii. 

Beidie-Berlin. 
Batiiwiecb-Berlio. 

von Rheinbabon-Rerliii 
Freiherr von Riohthofeu-Jieriia. 
Ring-Boriiu. 

Rosenfold (Emst, Profm8or)-E5nigB- 
berg. 



BoeeDfeld (Ernst, Ai8e8Mn)-Balin 
z. Z. Däaseldoxl 

Rosenthal-Jena. 
Ho8in>Freiburg i/Br. 

RuiTipolt-Clii'tntiifz. 

Saint-Paul-iilaue-Coin a. Rk 

Salomonsohn-Berlin. 

Samter-Berlin. 

Sasse- Berlin 

von SavigDf-Marbuig. 

Behaps-Hamboii^. 

Schäffle-Stuttgart. 

Hchellhas-Rixdorf. 

Sdiirrmeister-Schöneberg. 

Henof? Ennt Ottnther xu SoblMwii^ 

Holst "iri-SohloaB Frimkanao. 
S<;bioinauu-BerHn. 
Scblossmacber-FraoJLfurt a^MiuB. 
Schmid-Bertio. 
Srlimidt-Gie«ien. 
Cichneider (Vicstor^-Berlio, 
SdiDMder-Brandeabujg. 
Freiherr von Sohuriemer-IiBer. 
Solioftt' -Wippra. 
Scüubart-Beriin. 
Schul tze-8t rasstnug. 
Schulz-Leipzig. 
Schumaoher-Cöln. 
Sch uppe- Greif swidd. 
Schurz-Bremen. 
Silnvali-Stutt^art 
ischwarz-Berlin. 
Sohwering-Berlin. 
Seckel-Berlin. 
Seli^stihn-Rprün. 
SiL'fart-lJ.'iliü. 
Silbei stein- Berlin. 
Simon (E<luanl)-Bt>rliii. 
Simon (Robertl-Königsberg. 
Simon (V«t)>Beriin. 
Siuonsoa-Breslau. 
Simony-Rheinsberg. 
Sol msseu-Berlin. 
Spies-OMangen. 
Staub- Berlin. 
Sta u s s - Ch a fl oft fTi Vrtj rg. 
St öl u 1 luuj n - Ii u cIj « r -Berlin . 
Stoi n thal -CharlottdnbOfg. 
Stephan-Berlin. 
Stier«Süwlo*Boou. 
Stoerk-Oreifinrald. 
Strauss-Berlid. 
Stix)bal-I>eip8ig. 
Studt-Btu-lin. 

van Teets van Gondriaan-Bertia 
Tiriepel-TÜbingeD. 
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Tachatech-Zwiokao. 

Uhlea-BeriÜL 

Ton ÜHmanii-MilDeheii. 

Valentin (.TuUua)-B«rliu. 

Valentin (Martin)-So«8t. 

von Ycli-Beilin. 

Voigt (Andreas)-Fraiiltfiizt $flL 

Voigt (Moritz)-Lttpsig. 

Waob-Leipzig. 

Valolreii'I>Bipzig. 

IValdsohmidt-Berlin. 

Freiberr von Wftltf>nih>men-8faeaBB- 

buig. 
WaHjsa-OoUnow. 
"Wa rsoh an e r- Berlio. 
Weber-Heidelberg. 
"Werthaoer-Lu i pzig. 
Weyar-Berlin. 
Wiener (Berthold )-lk'rlin. 
Wittoer (Tbeodorj-Berlin. 
Wiepnoht-Berini. 
Wildhagen-Leipzig. 
Fürst zu Wied-Neuwied. 
Wiiiieliu-btrabiiburg. 
Winterfedt-Beriin. 
Wirniiiighai: ■ r'^ In. 
von Wi^smauu-WeiaMabaofa« 
Wolbert-PotfMlain. 
Wolf (.iiiliu- i-Bnsliii. 
Wolff (Th.)-Hanuii. 
Wrede-Berlin. 
Zthn-Beiliiu 
Zelter-Stettin. 
7iteImann-Bonn. 
Zuulcü-Ötraubing. 
ZöUor'JUiflenlaotern. 

b) Nea>Oainea. 

TOn Bennigseu-filerbertsbÖhd. 
HaU-HerbertBhAho. 

IS. Benador* 
AitotepQoito. 

14. Eg;j-i)t©ll. 

Abou-El-Fetouii-Üairo. 

Anton-Cairo. 

Oavel-Älexandria. 

FaiiT-Pascba-Cairo. 

Oeaofaer-Alexandria. 

ir>. Frankreich. 

Autmo-Marüeille. 
BMndiel>Naacy. 

Blondel-Paris. 
Bogisic-Paris. 
Bnssaud-Toulouäe. 



Brv-Aix-en-FtoveiKM. 

Cuvo-Paris. 

OhnUlw-Bort'FM. 

Chrctien-Xancy. 

Balduin -Paris. 

D u (iUttüDö- (j r e II 0 b I ö. 

Durkheim-Bo rd eaaXi 

Eisenmann-Paris. 

Fauobeax-Paiis. 

Flaob-Ptoia. 

Frederiksen-Fttm. 

Oide-Paris. 

Ouvare-BüDkiroben. 

de b OnMerie-RennflB. 

flourtoule-Kothel. 

Lyon-Caen-Paris. 

Lyon-Paris. 

Peartree-Paris. 

Pillet- Paris. 

Pradier-Fodere-tiaint-Etiennd. 

Raffalovich-Parig. 

Renatild -Paris. 
Roiuc-Uijun. 
flAlmUee-Pwris. 
Rurville-Poitiei-s. 
de Villefosse-Paris. 

16. GiMmdMid. 

Anar^yros- Ä th en . 

Aravantinos- Athen. 

BaaiUa-Atilieii. 

Castorchis- Athen. 

Chalkokondylis-Kephiaia b. Athen. 

Dallegio-Syra. 

I)emara»*Alheii. 

Deniertzis-Athen. 

Diomedes (Al8xai>der)-Athea. 

Eliopooloe-Atheii. 

Flflgaitis-AtheD. 

KarajanniH-Kalanutla. 

ILartalis-Volo. 

Ijamlmdarioe-Athen. 

Leu\issis-.\f heu. 

Mav rouilis- Athen. 

Mumferratüs-Atlieu. 

Negropon tis-Äthen. 

Pano|iouI<«.'>-Pafra.s. 

Pataüis (Christoph P.j- Athen. 

Patalas (Johannee P.)-AfbeB. 

Samios (Evaogelos P.)-Syra, 

Samios (Sotirios PenkleB)-§yn. 

Saripolos- Athen. 

Simandiraa-Athen. 

Simitis-Piriiu^. 

von Streit (ü.)-Athen. 

von Streit (Stephanus)-Athen. 
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Triantaphyllakos-AtiMB. 
Tsatsos- Athen. 
Tezuiis-Atheo. 
Zagn|»hQ8»Afheii. 

1«. a) Grt^britauiueu. 

Bigfat HoDoonlil» Loid AlvwsfeoB»- 

London. 
Ashworth-Londoo. 
BttUook-ElstoQ. 
CaropbeU-Aberdeen. 

Graham-Belfast 

Hewins-London. 

Holland-Oxford. 

InhülBeo-LondoD. 

Jenks-Oxforil 

Mackonzie-TiOnduQ. 

Miller- Edinburgh. 

Nicholson-Edinbui)^. 

Butherford-IjOndon. 

ßohuster-London. 

Steele-Edinburgh. 

YAhr von Sto^ammm-Lo&doo. 

Tegner-LondoD. 

'WilBOD-Birkeiihdad. 

Snmiemaao-IxHidon. 

b) Kap land. 

Miiner-Eapstadt 
de VilUen-Kapefadt 

c> Victoria (AiuftimUea.) 

Gregory -Mel bourne. 

18. Goatenmln. 

Herrera (M. A.)-Guatemal». 
Saravia-G aatem al a. 

19. iliiiti. 

PQQjoI-Port-au-Fhnce. 

Boom d» legislatkm-Port-aa-Mioe. 

20. HondiirM. 

Bustillo-Tegucigalpa. 

21. IteliMi. 

An.saldo-Oonua. 

Amo-Modeua. 

Ba^ierapPiIenno. 

Bf'tisH-Gpnua. 

Bruiii;ilti-l\om. 

ßrusa-Iuriü. 

Bouati-Pkvia. 

Calisse-Pisa. 

Castori-Fadua. 

Chironi-Turiü, 

acala-Leooe. 



Cogliolo-Oenna. 
Contozzi-Neapel. 
Marohese Corsi-Pisa. 
Croce-Neapel 

Fion'-Xeajiol. 

CoDte liossa-Maocini-äpolelo. 

Fmisato-TaifD. 

Gabba-Pisa. 

Giauturcx»- Neapel, 

Grasso-Genoa. 

Im pelomenj-PaletBO. 

Istituto di Bcieaoe eociali-Ftews. 

Landncci-Padua. ^^JM 

LottibroBo-Turin, tlüTT"^ 

Loria-Fedna. 3 

I>nzzatti- Venedig nad M» 

Marlf'tta-Catania. 

Alauri-Miülaud. , 

Palomba-Cagliari. i 

Polacco-Padua. j 

Pranzataro-NeapeL , 

Peluso-Tarent I 

Ranelletti-Maoente ttnd 8hm> 

Bignano-LivoiBO, 

Euta-Kom. 

Selvioli-PdeniiOk 

Sampolo-Palermo. 

Sohiapiwli-Pavia. 

SeuigalliarNeapeL 

SeiaoBi-lfodeiuu 

Todaro della OaHirMenA. 

Vacca- Genua. 

Van u i-BoIc^na-Bom. 

del Yeodiio-Vloreiis. 

Vidari-Pavia. 

Ye&oiteoh-Rom. 

Bridei-Tokio. 

Crusen-Tokio. 

Goto-Tolrio. 

Haruki-Tokio 

Hoznrni-Tokio. 

Inoin'c-Kioto. 

Itoiiu»«a«VD]do. 

Kato-Tekio. 

Kjyoura-Tokio. 

Kurachi- Tokio. 

LoeDhelm-Tokio. 

Matsui-Tokio. 

Matsun am i-Tokio. 

Ogawa-Tükio. 

Okamatsu-Köoto. 

Oyagi -Tokio. 

Siiiinij&u-Tokio. 

Sugiyama-Tokio. 

IwaDe-Kyoto. 
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Graf TsTifraru-Tokk». 
Ytunada-Tokio. 

28. LTixembiuqg» 

C! ase n - ( i i-e \ e I it 1 1 ach er, 
Soiuiüt-Liuembu ri,'. 

21. IMonaoo» 

de Jäolland-Mouaüo. 

26. Montenegro. 
Onf YojDOvio-Cetinje. 

27. a) Niederlande. 

Asscr-ITrui^. 

Beguiu-V^uorborg beim Haag. 

Coltof-HaaK- 

Dru'-ker-LeideD. 

Gcrritscn-Haag. 

liamaker-Utr^t 

Heyligen-Delft. 

Jitta-Amsterdam. 

Koolen-Utrecht. 

Levy-Amsterdam. 

vao Lier-Haag. 

Limburg- Haa^'. 

van de Loo-Lobith b. Aroheim. 
de MeathüD Bake-HerKogeobusch. 
Molengratf-trtrecht. 

van Opf>en-M r t' !t hr. 
Py naeker-Hoi dy ot-Eaag. 
BpaDjaard-Delft. 

Steioraetz-Haag. 

S u y 1 i M g - 1 1 f ' r z ( ) g t' r I b n sch. 
van der \'luf!:l)t- Leiden. 

b) Niedcrländiseh-Ostuidieil« 

Nederburgb-Batavia (.Java). 

vaa Üsenbruggen-Samarang (Java). 

Berg-Christiajaia. 

Bove-Chriatiania. 

Bull-Christiania, 

Germeten -Cbristiania. 

Ojelsvik-Christiania. 

Oran-Cbristiania. 

Hagem \> - Ch ris t iania. 

Jäger-Christiaiiia. 

HorgeQstiemM])hri8tiaDia. 

MotzfeldChristiaoia. 

Platou-Cliristiania. 

Stao^-Cbriütiauia. 

Soheie-Christianta. 

29. Orange-Freistaat. 

Üertzog-Bluemfouteb. 



m. Oeeteneieh. 

Amsobl-Graz. 
Btek-Wien. 

Freiherr von Call zu Kolmbaoh und 

Rosenberg-Wien. • 
Dn ie8trzan.ski -Lemberg. 
Dantächer-InnsbnuA. 
DascliHiies-Piag. 
Eder-Wien. 

von Bstreiober-Krakan. 
von Fei.stmantd'Wien. 

Franek-Prag. 

Ritter von Fiehch-Kr^au. 

Gargas-Lembeiig. 

G rabsc h o id - Wien. 

Grassl-Sarajovo. 

Grun /.el- Wio». 

Grüiihut-Wi<:>n. 

Haiüisch-WiHri. 

Heilinger-Wien. 

fleio-Wieo. 

Hüdebrandt-Gras. 

ITofmokl-I^mborg. 

Graf Huyu-Tetücbea. 

TOD Halban-Caemowits. 

von Hörmann zu Tini baoli-Czemowits. 

Ritter von JoBcb-Kiagenfurt 

von Jnrascheck-Wien. 

.I i lier BibUothekrarein- Wels. 

KeU>M-Pra2. 

Kobatscli- Wien. 

En»nopolrid>Pnig. 

Krzyzanowski-Knifeaa. 

Lecher- Brünn. 

Lebmaiia-Czernowitz. 

Licbt-Brüoo. 

Mataja-Wien, 

Matauschek-Wien. 

Maurus-Grai. 

Mengor-Wien. 

Monzpl-Wien. 

Erbprinz von Metternich- Wien. 
Münk- Wien. 

von Neumanu-Ettt'iireieb-Wien. 
Freiherr von Offeroiann-Bräon. 
Ofnor-Wieo. 
Pappafava-Zaia. 

Pfaff-Wien. 

von Philippovich- Wien. 
F8sohl-Wien. 

Riehl-Wiener Neustadt 
Kai»;tpoit-Tjemberg. 
PrüCüi>o vici-Ri va. 
8obeimpflng>Wiea. 

von Schorzpr-Onrz, 
Scbiscbmanow-Wien. 
Scbröder-Teschen . 
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Schroft-Wien. 

voo Sohrutka>Hechteu6iamm-Wieii. 

TOD SdraUern-Hrioii. 

Schulz (Ivan)-Pnig. 

Qchwiedland-Wieo« 

Seidler-Leobea. 

Shfik'Sanijewo. 

Stefko-Sauok. 

ßtoos-Wieo. 

Talir-Prag. 

Tilsob-Prag. 

TJnger-Wieii . 

Zarnow8ki-8ai a j e w o. 

Zderkowaki-Gliinauy. 

Zohkow-Smifewo. 

Klug-As8uncioD. 

32. Persieiu 

Greenfield-Tebriz. 

88. Peru. 

Carillo-Dma. 

Heredia (HiQaixlo)-Liuaa. 

Fftyaa-Iima. 

Prado y Ugariidio-Iima. 
Vargaa-IisuL 

84. a) Partagd. 

Duartc-Lissiibon. 

.Tiinltoo Graf von VaIenca.s-Li88aboo. 
Meudes Martins-Ussabou. 
Tavaree de Medeixoe-LiBnbon. 

b) Madeini. 
Monteiro (Jos^ T^eite) FuochaL 

So. Rnm&iiiea. 

Gaad-Botoschao. 

Jornoonon-Porolioi« 

Koroeft>BakanBt 

Lnhovari-Bnfcarest. 
LoDgi n t»cu- J assy. 
HaDdreft^Bakarest 

Miss! r- Bukarest. 

TolMira-lJara-Doftana. 

Robin-ßukurest. 

Bosetti-Bukarwt 

Sturdza-Bukarest 

laoo vioeai) u- Bukarest 

86. a) Rassland. 

von Ahrasrlikowitsch-OdesSfc 
Aiexandrenko- Warschau* 
von BeflOBohewitBoh-Petoisburg. 
fitmdi-Petenibaig. 



Bomse-PetHrsburg. 
voo Borzenko-Odesea. 

Dantscbitsdi-Se«. 

Feldstein -MoskaiL 

Foiüitsky-Feteraburg. 

▼00 IroiA'Petenbiu^ 

Goldenberg-Od es% 

Oorbunow-Kiew. 

Grdobei^-Grodno. 

Ivanowaky-Petanburg. 

Jaii/,iil-lVtershnrg, 

Graf Kajuarovsky-Petersbuig. 

von K.azai)ski-(Jdojt8a. 

von Eo!>sin>ky-Mo8kao. 

Krausbar -Warschau. 

Eupievasky-Charkow. 

Lewtow -Warschau. 

I/ewy-Petrikau. 

T/ieweustiinm-Cliarkow. 

von Martens-i'etersbuig. 

voo tfornwieff-PetoiBDoigi 

Muromtzeff-Moskan. 

Nabokoff- Petersburg. 

Nefedjeff-^oakau. 

Newiorow-Joiier. 

Kowgorodzeff-Moskau. 

Oerstroem-f^otei-sba^ 

Orzencki-Odessa. 

Oseroff-Moskao. 

vuii Palen-Oross- A IIb: (Curlaad)^ 
Pergament (Josoph i-( Meissa. 
Pergaiueut (2dicLi&t;l>-Od66sa. 
Petrazycki-Potersbatg. 
Proutscli 0 iiko- P»4 c n?barg. 
voo Przewaiski-Moskao. 
PostorodeT-Jarjev. 
voo Benpenkampf-Oilinn 
Kundsteiii -WaiaohM. 
Sabiuin-Tonisk. 
▼oa Sobeyii'Petenbo^ 
Sohontein-ElisabetiiglM. 
Schöndorf-Odessa. 
Siegel - Warschau. 
SünooeDko-WanoluHL 
Sodoffsky-Petersburg. 
Sokolow- Nowgorod. 
Sokolski-Odessa. 
Stielmann- Kit»w. 
Sviatlowsky-lV'torsbui^, 
von Taube-Petersburg. 
Fürst Teniscfaeff-Doumstiiio. 
Tuumaniantz-Baktt. 
Trepitzin-Odessa. 
von Waaakowsky-Odessa. 
Bereod vaii'W«ttor>£o8eBtkil>LBiailt 
b6j BavaL 
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UTinawer-Petersburg. 
von Winkler-Reval. 
von Wulfert-Peterabui^ 
Ztkrawaky^PManbiii^g. 

b) Finland. 

Gharpentiei -U:tulju. 

Hjelt-Helsingfers. 

Karston- H'-Isingfore. 

Mechelin-Helsingfors. 

Nyberg-HelaingfoiB, 

8wiiibiifoiid-H6J8iogfoiB* 

87. Mnäme, 
OMtallanoe-San Salvador. 

S8. Schweden. 

Aström-Land. 

lUilbeck-Lund. 

T^perstedt-Gothenburg. 

d'Olivecrona-Stookhdm. 

Üpttroem-Sloekholin. 

Yanoiiui-Üptala. 

SehwdlB. 

AHireoht-GMif. 

B^uelin-Nenchatel. 

Bluntschli-Zürich. 

Boiceau- Laasan ne. 

Borgeaud-Genf. 

Brocher 'Jf la Flet^hera-Öenf. 

Burkbardt-Lauhuone. 

Oohn-Zftrioh. 

Desjaques-Geiif. 

Droiu-Gt'nf. 

Favey-Lausaniit». 

Fleiner-Basel. 

Grueblor-St. Gallen. 

Hiltj^-Chur. 

Hitzig-Z&rich. 

Huber-Bern. 

Juristisches Seminar-FrMbaig. 

KotUnauo-Solothurn. 

Lanwl-Si Gallen. 

Lotrnar-H»3rn. 

Martin (Al«ixander)-OoDl 

Martin {.Ieanj-(i<<nf. 

Martin Le Fort-Genf. 

Meok r> n stock-NaoohätoL 

Meiii-Zühoh. 

von Mnialt'Zttfnih. 

Nägeli-Zürich. 

Nippukl-Oerlikon b. Zürioh. 

Onoken- Buru. 

Oser-Freiboig. 

Hogui n -Lausanne. 

von Salia-Bern. 



1373 — 

Schlatter-Zürich. 
Schmidt (Gustav)-Rem. 
Schneiüer-Zurich-Uottingen. 
Silbarnagel-BMd. 

Steinhaiispr-Chur. 

Stroehlin-tlerif. 

WettBtein-Zürioh. 

40. Serbien. 

A randjelovitsch-ßelgrad. 
Bogh i toh e V i tsc h - Belgrad. 
Djnveiruwitz-Bolgrad. 
Milovanuvitscb- Belgrad. 
Stojaaowiiaoli- Bei grad . 

41. Siam. 

Frankfurter- Bangkok. 

Khon Hinang Phra Eraim-Bangkok. 

8e. Königliche Hoheit FMns SOA- 

Bangkok. 

42. Spanien. 
Aramburu y Zuloaga-Oviedo. 
de Azcarate y Menendez-Madrid. 
Carvajai- Madrid. 
Dorado Montero-Salamanoa. 
Fabie-Madrid. 
Gin er de los Bloa-lladiid. 
Marquis de Dalmaa de Oltviit* 

Barcelona. 
Torrcs-Canipos-Granada. 

43. Sadafrik.Repnblik<Timil8¥«al). 

Biermann-Pretoria. 

Kotze-Pretoria. 

Kranae-JohaanflelMiig. 

44. TttrkeL 

Caracoussig-Smyroa. 
Djenml B^y-KoostantinopeL 
GalU-Sniyrua. 
Hakki-Bey^Oonstantintq^ 

Padel-Saloniki. 
Pallaniarj -Smyrua. 
Refik-Bey-ConstautinopeL 
Schroeder-Beirut. 
Spitz« 'r-r(»tistantinopeL 
leiliu-Jeruimlem. 

45. Ungarn. 

von Batta-Alvinoz. 

Baomgarten (Feidinand)-Badape8t 

Baonigarteu (J.)-Budapert. 
V. Bern olak- Budapest. 
Biro-Kiausenburg. 
V. CBath6-Bada(^«t 

V. Pnlesfhall-Budapest. 

Feichtioger v. Barauya Nadasd-Fiame. 
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Payer-Budapost. 

rff'h«'r-(lr(>s.sw;uiieiii. 

Hau ij d e 1 - S eh u tHJÄ ixuiya. 

Horvad-Eperjee. 

Ille8-Buda(>est. 

Jovanovid-Vukovar. 

Kolosvari> Klaosenbiug. 

V. Kövesd-Maroe^Oni». 

KrSnhicr-Ris'tri^. 

Xrahl-Budapest 

HaaddUo-PMiBlniig. 

T. Markovits zu iWpwt (Oolomtn)- 

Orosswardein. 
y. Markovitz zu Terpest (Emacoal)- 

Inind. 
Hat f yasofski-BildapeBt 
Jdil'-T- Aj^ratn. 
V. äzaluk-liudapet»!. 
KenmaBD (Aniiio)*Biidi|MBt 
Nonit'tli-Kinlappsi 

PickltT-Budapest. 
l'oli^ar- Basin. 
Katb-Kaschan. 

Sitovir-Apram. 

Stotfer V. Vecseklö-Bodapeet 

von Bttb6-Biidape8t 

Szegheö-Budapest 

Taiiody-Szatinar. 

Vambtiry-Budapoat 

YrlMUii^AcTUiL 

Walko-Bndapesi 

46. üragua j. 
GoBta-MoDtovideo. 



47. 

Aguero-BarquisiiiuMito. 
Gonzales fBiitiO-Margarita. 
Oouzaleii (Kxociaiel Maria)- Villa de 

Com. 
Grisanti-Caracas. 
Guorrero-La Orita. 
Nateza-CiudaU Bulivar. 
OohOflrMaracaibo. 
Parra-M*' lida. 
Urbaneja-Caracas. 

48. a) Vereinigte SteAten. 

Adams-Ana Arbor. 



Anios-CatJibndf^p. 

Ausrin-Washiii^'toii. 

JJai d \v i n - New -ilav ea. 

Breck t ■ 1 1 ri dge- Jthaoa. 

Cbapin-Beioit, 

Chase-New-York. 

Clark- Ann Arbor. 

Cleveland-Chicago. 

Davis-New-York. 

Dyreufortb-Chioago. 

Elliot-MinneafMlis. 

Em ery-Ne w-Hawi. 

Gates- Amherst 

Grav-Bostofl, 

HalM}dif(nfiueii. 

n amilton-Sy ra« use. 

Hazeltine-Warreu. 

Hickä-Coiuiiibia. 

Holl8-New-Yo»k. 

Hol tu es- Boston. 

Üabericb-Austin. 

Janies-Chicago. 

de Kay-N''w - York. 

K < > vale vgky-CbioflgO* 

Loeb-ColuQibia. 

Marheinecke-PbÜidaililua. 

Matxinger-Chicago. 
Kichardsoo-Evansville (indiam^ 
Bowe-Pbiladelphia. 

Sberwood-Baltmore. 

Rfipphf>rd-Ithaca. 

Smith (Theodor Clarke)-6«;«u>D. 

Bmith (Miiiiroe)-NoW'Toii. 

Stinison-Botifon. 

Tucker-Iiostofi. 

lirdahl-iladisou. 

Ware- Washington. 

Wfiif.'-C'K'veland. 

Wrigbt- Washington. 

Youug-Philadelphia. 

h) Cubtt. 

von Brück -Habana. 
BostunaBte (dej-Habuia. 

c> UuwaL 

Hartwell-fiooolultt. 
j^eomaim-HonoliiliL 
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Bruckfehler-Beiichüguiig: Holte 1162 Zeile 3 lies L. fiamburgei m 
Steile von K. Samter. 

Seite 1025 Abs. 2 lies Ottpiovinsan an Stelle fon OBtaeeptoriiiiBO. 
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